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Zur Einführung. 


Gleich einer ganzen Reihe alteingeführter Zeitschriften hatte auch das Archiv für Soziale Hygiene und 
Demographie im Jahre 1923 unter dem Drucke der Zeiten sein Erscheinen einstellen müssen. Mit Zustimmung 
des damaligen Herausgebers hat die Arbeitsgemeinschaft sozialhygienischer Reichsfachverbände 
es übernommen, das Archiv in neuer Folge herauszugeben. Ist doch der Mangel einer umfassenden Zeit- 
schrift, die nicht nur sozialhygienische Arbeiten größeren Umfangs bringt, sondern gleichzeitig auch über die 
angrenzenden Gebiete der Statistik, der Volkswirtschaft, des sozialen Versicherungswesens und der allgemeinen 
Wohlfahrtspflege unterrichtet, von den sozialhygienisch interessierten Ärzten, besonders von den Kreis- und 
Kommunalärzten, sowie den Versicherungs- und Wohlfahrtsbeamten schmerzlich empfunden worden. Denn 
gerade die Arbeit des Sozialhygienikers wird von so vielen Sondergebieten berührt, daß es dem Einzelnen, der 
in der praktischen Arbeit steht, unmöglich ist, die gesamte weitverzweigte Fachliteratur der Grenzgebiete zu 
verfolgen. 

Die neue Folge des Archivs für Soziale Hygiene und Demographie soll, über den Rahmen seines 
Vorgängers hinaus gehend, eine Sammelstelle für alle Nachrichten der sozialen Hygiene und Gesundheitsfür- 
sorge, sowie ihrer Grenzgebiete sein und es dem Leser ermöglichen, sich schnell, übersichtlich und zuverlässig 
über alles Wichtige zu orientieren. Neben ausführlichen Abhandlungen bringt das Archiv abwechselnd eine 
besondere Rundschau über Bevölkerungsbewegung, öffentliche Gesundheitspflege, soziale Hygiene, Er- 
ziehungs-, Wirtschafts- und allgemeine Fürsorge, sowie soziales Versicherungswesen. Auch die Fragen der 
Eugenik sollen in einer besonderen Rundschau Behandlung finden. Es unterrichtet über wichtige Ereignisse, 
verzeichnet die literarischen Neuerscheinungen auf den genannten Gebieten und bietet endlich eine Zusammen- 
stellung der einschlägigen Gesetze und Verordnungen des Reiches, der Länder und nach Möglichkeit auch 
des Auslandes. : 

Die einzelnen Teile werden von Fachleuten bearbeitet und erscheinen unter deren Redaktion, teilweise 
auch in Sonderausgaben. Doch ist keinesfalls beabsichtigt, die bisher bestehenden Fachzeitschriften über- 
flüssig zu machen. Das Archiv soll vielmehr alle, die auf einem Sondergebiete arbeiten, in die Lage ver- 
setzen, sich mühelos über die Fortschritte und Ergebnisse der benachbarten Gebiete zu unterrichten. Zur 
Unterstützung dieses Zweckes wird das Archiv von Zeit zu Zeit als Anhang die Grotjahn-Kriegelschen 
bibliographischen Jahresberichte im Einvernehmen mit den früheren Herausgebern fortsetzen, so daß dem 
Leser alles in allem eine übersichtliche laufende Berichterstattung über Entwicklung, Stand und Literatur der 
verschiedenen Gebiete der sozialen Hygiene und Gesundheitsfürsorge geboten wird. 

Die Schriftleitung wird bestrebt sein, das Archiv so zu gestalten, daB es in seiner neuen Form nicht nur 
unter den sozialhygienisch interessierten Ärzten, sondern auch unter den Versicherungs- und Gewerbeauf- 
sichtsbeamten, sowie überhaupt unter allen in der Wohlfahrtspflege haupt-, neben- und ehrenamtlich 
Tätigen immer mehr Freunde gewinnen möge. 


C. Hamel. F. Rott. 


Ohlenroth’sche Buchdruckerei Erfurt. 


Aus dem Stadtphysikat in Aussig (Dr. Theodor Gruschka). 
Gewicht Neugeborener, soziale Stellung und Ordnungsnummer der Geburt. 


Eine Untersuchung auf statistischer Grundlage. 
Von W. SIMON, Aussig. 


Die vorliegende Untersuchung bezweckt nicht nach- 
zuweisen, daB zwischen dem Gewicht Neugeborener, 
der sozialen Stellung und der Ordnungsnummer der Ge- 
burt (in der Folge auch Quotietät genannt) Beziehungen 
‚bestehen. Es ist schon zur Genüge bekannt, daß wenig- 
stens augenblicklich noch und seit Jahrzehnten schon 


mit steigender sozialer Klasse die Geburtenzahlen ( Quo- | 


tietäten) zurückgehn ;esistauch nicht zu bezweifeln, daß 
Geburten höherer Ordnung im Durchschnitt höhere Ge- 
wichte ergeben als Erstgeburten. Auch derEinfluß der 
sozialen Stellung der Eltern auf das Gewicht der Neu- 
geborenen wirdofterwiesen, meist durch Gegenüberstel- 
lung des Durchschnittsgewichts beiehelichen und unehe- 
lichen Geburten. Die vorliegende Untersuchung stellt 
sich die Aufgabe, den Grad der gegenseitigen Beziehun- 
gen festzustellen und zwarsowohlzwischen je zweiderim 
Titel genannten Merkmaleals auch zwischen allen dreien. 


Als Grundlage wurden alle Geburtsfälle genommen, 


die in den Jahren 1921—1923 im Städtischen Wöchne- 
rinnenheim in Aussig eintraten. Da dieses Wöchnerin- 
nenheim schwangere Frauen auf erste und auf zweite 
Klasse, auf Kosten der Krankenkasse und auf Frei- 
plätze aufnimmt, ist für Vertretung aller sozialen 
Schichten gesorgt. Die Verteilung nach den Ordnungs- 
nummern der Geburt ist nicht gleich der allgemeinen 
Verteilung, weil diese Anstalt naturgemäß in der 
Hauptsache von erstmalig gebärenden Frauen auf- 
gesucht wird. So sind von allen ehelichen Geburts- 
fällen im Heim 59,2%), Erstgeburten, in der Stadt 
Aussig waren im selben Zeitraum nur 43,9°/, Erst- 
geburten. Ebenso ist es bei den unehelich Geborenen: 
79,0°/. zu 69,8°/,. Aber schließlich hat dieser Umstand 
nicht viel zu sagen. Denn es handelt sich nicht um 
Gewinnung einer Verhältnisziffer für den Anteil der 
Ordnungsnummern an allen Geburtsfällen, sondern 
um Beziehungen dieser zu anderen Merkmalen. 

' Bevor wir das zu untersuchende Material betrach- 
ten, wird es gut sein, die zu prüfenden Merkmale in 
wesentlichen Verschiedenheiten aufzuklären. Erstens 
einmal sehen wir, daß unter den drei veränderlichen 
- Merkmalen, kurz Veränderlichen, eines stetig ist, zwei 
unstetig. Denn das Gewicht der Neugeborenen (das 
wir fortan mit X, bezeichnen wollen) kann innerhalb 
gewisser Grenzen alle nur denkbaren Werte annehmen, 
ist also stetig. Die soziale Stellung aber (fortan X, 
genannt), auf Zahlenwerte gebracht, kann natürlich 


nur ganze Zahlen geben, ebenso die Ordnungsnummer 
der Geburt (fortan X,). Wenn daher X, z.B. einen. 
Mittelwert von 3353,2 g ergibt, so ist dieser Wert 
möglich. Wenn dagegen für X, ein Mittelwert = 1,79 
sich ergibt, ist diese Ordnungsnummer in Wirklich- 
keit unmöglich und bedarf der Deutung: daß von den 
beobachteten Geburtsfällen im Durchschnitt die mei- 
sten Erst- und Zweitgeburten sind. Und zwar verhält 
sich die Erwartung der Geburtsfälle unter dem Mittel- 
wert (hier also der Erstgeburten) zu der der übrigen Ge- 
burtsfälle umgekehrt wie der Mittelwert zur Einheit. Zu 
Vergleichszwecken, auf die es hier vor allem ankommt, 
sind solche Mittelwerte aber ohne weiteres verwendbar. 

- Ein anderer wichtiger und zwar. materieller Unter- 
schied in den drei Veränderlichen ist folgender: Ord- 
nungsnummer der Geburt und Gewicht sind ‚soma- 
tologische“, d.h. „natürliche“ Merkmale. Wenn sich 


‘also zwischen ihnen und durch sie Beziehungen er- 


geben, sind diese naturgesetzlich bedingt, d.h. dau- 
ernd gleich. Wenn mit höherer Geburtenzahl das 
Durchschnittsgewicht bei der Geburt steigt, so hat 
diese Beziehung schon immer gegolten, gilt jetzt und 
an allen Orten und wird weiter gelten. Dagegen ist 
die soziale Lage keine ‚„somatologische‘“ Erscheinung. 
Wenn diese Veränderliche Beziehungen ergibt, so 
können diese notwendig nur für den beobachteten 
Zeitraum Gültigkeit beanspruchen. Wir wissen, daß 
in früheren Zeiten die soziale Lage als solche keinen 
Einfluß auf die Kinderzahl hatte. Die bewußte Ein- 
schränkung der Kinderzahl (Neomalthusianismus) be- 
ruht auf Einsicht, Überlegung, Willen usw. Sie nahm 
in ihrer gegenwärtigen Form vom Geistigen ihren Weg 
zur praktischen Durchführung. Daß sie dabei zuerst 
die sozial höchststehenden Schichten ergriff, ist kein 
Wunder. Aber es scheint, als ob heute auch schon 
der Arbeiter und Bauer den Willen zur bewußten Be- 
schränkung der Kinderzahl hätten und das ist eben- 
falls nicht verwunderlich (Näheres darüber wird die 
folgende Untersuchung ergeben). Aber fällt damit 
nicht der Einfluß der Differenzierung in der Kinder- 
zahl innerhalb einzelner sozialer Schichten wieder weg ? 
Wir sehen, daß Beziehungen, an denen vom mensch- 
lichen Willen abhängige Erscheinungen beteiligt sind, 
nur zeitliche Geltung beanspruchen dürfen. 
Nunmehr muß das verwertete Material selbst kurz 
beschrieben werden. Die 689 Geburtsfälle im Städti- 
1s 
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schen Wöchnerinnenheim in Aussig aus den Jahren 


1921—1923 können nicht als eine Masse untersucht 


werden. Wenn wir die obwaltenden Beziehungen 
wirklich zahlenmäßig festlegen wollen, müssen wir das 
Material in möglichst gleichartige (homogene) Teil- 
massen zerlegen. Vor allem deshalb, weil die an und 
für sich nicht zu große Zahl der beobachteten Fälle 
das „Gesetz der großen Zahlen“ kaum genügend zur 
Geltung brächte, da die vielen Ungleichartigkeiten der 
einzelnen Fälle soviele verschiedenartige Abwei- 
chungen der Einzelwerte zur Folge haben müssen, daß 
ein Ausgleich entsprechend dem ‚Gesetz der groBen 
Zahlen‘ nicht erwartet werden kann, weil es sich hier 
eben nicht um zufällige Fehler handelt. Teilen wir 
aber die Gesamtsumme in möglichst homogene Teil- 
massen, so wird die Wirksamkeit des „Gesetzes der 
großen Zahlen“ trotz des geringeren Umfangs der 
Teilmassen wahrscheinlicher und die spätere Untersu- 
chung wird zeigen, daß diese Erwartung berechtigt war. 

Wir teilen daher erstens einmal in ehelich und un- 
ehelich und zweitens in Knaben und Mädchen. Wir 
erhalten also vier besondere Teilmassen, die wir mit 
den Buchstaben A—D bezeichnen wollen. Also A: 
eheliche Knaben, B: eheliche Mädchen, C: uneheliche 
Knaben und D: uneheliche Mädchen. Die Gesamt- 
masse mit dem Umfang N = 689 setzt sich dann zu- 
sammen aus A+B+C-+D. 

Da nach Bruns!) eine Vielheit von gleichartigen 
Erscheinungen, die nach einem oder mehreren gleich- 
artigen Merkmalen geordnet werden kann, ,,Kollek- 
tiv“ genannt wird, so liegen hier vier Teilkollektive 
vor, die aus einem Gesamtkollektiv abgeleitet sind. 

Aber auch diese Teilkollektive können noch von in- 
neren Ungleichartigkeiten befreit und dadurch ihre 


1) „Wahrscheinlichkeitsrechnung und Kollektivmaßlehre“, 
1906. 


Homogenität erhöht werden. Wir werden daher die 
Totgeburten absondern (die andere mittlere Gewichte 
und Ordnungsnummern haben als lebende Geburten), 
dann alle Frühgeburten, die Zwillingsgeburten und 
jene Fälle, die nur mangelhaft beschrieben sind, also 
z.B. keine Gewichtsangabe enthalten. Es verbleiben 
sodann 627 vollkommen beschriebene, völlig ausge- 
tragene Lebendgeburten, deren Verteilung auf die 
Kollektive A, B, C und D Fig. 1 gibt. 

Sind diese Zahlen sichergestellt, so wird es nötig, 
die Aufteilung auf die einzelnen Merkmale X,, X, 
und X, vorzunehmen. Nach X, läßt sich leicht in 
Klassen einordnen d.h. gruppieren. Jede Ordnungs- 
nummer bildet einfach eine Klasse für sich und das 
Kollektiv wird soviele Klassen enthalten, als die 
höchste vertretene Ordnungsnummer ansagt. 

Bedeutend schwieriger ist die Gliederung nach X,. 
Als Kennzeichen der sozialen Lage soll der Beruf des 
Vaters (bei Unehelichen der Mutter) gelten. Die Be- 
rufe wurden nach einem festen „Berufsschema‘“ ein- 
geteilt. (Fig.2). Natürlich ist diese Einteilung nicht 
vollkommen präzis, eine gewisse Willkür bleibt be- 
stehen, obwohl versucht wurde, diese möglichst zu 
vermeiden. In Fig. 2 geben die römischen Ziffern die 
Abteilungen an, die arabischen die Untergruppen in- 
nerhalb der Abteilung. Die letzte Spalte führt Be- 
rufe auf, die im Material öfters vorkamen und zur Un- 
tergruppe gezählt wurden. Hinter dem Strichpunkt 
in dieser Spalte stehen die vorgekommenen weibli- 
chen Berufe. Während bei den männlichen Berufen 
die Eingliederung in dieses Schema nur in wenigen 
Fällen Schwierigkeiten macht (z.B. ,,Schlosser“ zu 
1/3 oder III/?), die sich auch meist durch individu- 
elles Nachforschen überwinden ließen, ist die Gliede- 
rung der Berufe unehelicher Mütter viel’ größeren 
Schwierigkeiten ausgesetzt. Schon die Berufe ,,Haus- 


Fig. 1. | 
Geburtsfälle im Städtischen Wöchnerinnenheim Aussig 1921—1923. 
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Fig. 2. 
Berufsschema. 
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hälterin" und „Wirtschafterin‘‘ lassen die Zugehörig- 
keit zu einer sozialen Klasse kaum erkennen Völlig 
indifferent ist aber die Angabe „Private“. Diese 
Schwierigkeiten lassen sich auch durch individuelles 
Nachforschen nicht begeben. Die Gliederung nach X, 
bei den unehelich Geborenen ist also unzuverlässig, 
und zu Schlußfolgerungen ungeeignet. Schließlich sei 
noch bemerkt, daß die 9 Untergruppen des Berufs- 
schemas in 5 Klassen zusammengezogen wurden. ' Es 
hat sich nämlich gezeigt (was auch unmittelbar ein- 
leuchtet), daß die Zugehörigkeit zur Untergruppe 
III/3 oder III/2 keinen Unterschied im Gewicht der 
Neugeborenen oder in der Geburtenzahl zur Folge hat. 
Diese beiden Untergruppen wurden daher zu einer 
Klasse vereinigt. Dasselbe geschah mit den Unter- 
gruppen IIl/I und II/3 und schließlich mit I1/1, 1/2 
und I/l. (Einteilungsgrund für die vorliegende Un- 
tersuchung kann nicht Selbständigkeit oder Unselb- 
_ Ständigkeit sein, auch nicht das Einkommen allein, 
sondern das Einkommen in Wechselwirkung mit der 
Einsicht in vernünftige und gesunde Lebensführung, 
der Schonung und Pflege der Frau während der Zeit 
der Schwangerschaft usw.; daher ist die Zusammen- 
ziehung auch aus verschiedenen Abteilungen gerecht- 
fertigt.) Die so gewonnenen 5 sozialen Klassen wur- 
den folgend in aufsteigender Linie geordnet, so daß 
die unterste (1) auch die niederste soziale Klasse dar- 
stellt, die höchste (5) die oberste soziale Klasse: 


: [11/3 + 11172 

: IH/1 + 11/3 

: 1/3 

: 11/2 

: H/1 + 1/2 + 1/1. 


Die Gliederung nach X, erfolgte in der Art, daB 
Klassen gebildet wurden mit je 100g Klassenweite. 


UUA © N = 


Direktoren, Prokuristen, Akademiker, Dipl.-Landwirt (Verwalter), 
Räte, Professoren | 





Fabrikanten, Baumeister, Großhändler, Ärzte, dvokaten 
Kaufleute, Wirte, Landwirte, Großhandwerker, Zahntechniker 


Handwerker, Krämer, Kleinbauern, Hausierer, Firanten; Händlerin, 
Musikerin 






Kaufmännische und technische Beamte, Lehrer, Inspektoren, Zeichner; 
Beamtenwitwe ; 


Unterbeamte, Bahn- und Postbedienstete, Schaffner, Portiers, Wächter, 


re EEE nn nr ne ne o 
| Aufseher; Haush: A EIER — nn nn rn einer 0 rei, en _ Trient Senne nn 
Dee wm a je uw oo - | 


Aufseher; Haushälterin, Wirtschafterin, Private 
Schriftsetzer, Maurer, Schlosser, Vorarbeiter; Hausgehilfin, Kellnerin 
Fabrikarbeiter, Bergleute, Zuckersieder, Glasbläser; Arbeiterin 
i Tagarbeiter, -löhner, Hand-, Gelegenheitsarbeiter; Hilfsarbeiterin 








Die erste Klasse reichte von 1855 g — 1955 g, die 
zweite von 1955 g — 2055 g usf. Die Klassenmitten 
sind also 1905, 2005, 2105, 2205 usf. 


Nach diesen Gliederungen wurden innerhalb der 
einzelnen Kollektive A, B, C und D und deren Unter- 
teilungen (Totgeburten, Frühgeburten usw.) die arith- 
metischen Mittel nach den drei Veränderlichen X,, 
X, und X, gerechnet, die wir fortan mit M bezeichnen 
wollen. M$ oder M“ ist also das arithmetische 
Mittel der Gewichte X, im Kollektiv A. Die ein- 
zelnen Werte veranschaulicht Fig. 3. 


Fig. 3. | 
Arithmetische Mittel. 
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6 WALTER SIMON 


Schon daraus ersehen wir, daB das mittlere Gewicht 
(X,) bei Frühgeburten bedeutend, bei Zwillingsge- 
burten etwas geringer ist als bei ausgetragenen Ge- 
burten; daß die mittlere soziale Stellung der Unehe- 
lichen etwas geringer ist als der Ehelichen (was aber 
bei der geringen Genauigkeit dieser Erhebungen nicht 
beweiskräftig ist); daß die Ordnungsnummer der Ge- 
burt im Durchschnitt bei Totgeburten und Zwillings- 
geburten höher ist als sonst. Diese Resultate stim- 
men mit allen anderen derartigen Untersuchungen an 
umfangreicherem Material überein und weisen hier 
schon auf die guten Folgen der eingehenden Differen- 
zierung zu möglichst homogenen Kollektiven hin. 

Für die weitere Untersuchung sehen wir von den 
Tot-, Früh-, Zwillings- und mangelhaft beschriebenen 
Geburten ihrer zu geringen Zahl wegen ganz ab und 
beschäftigen uns nurmehr mit den ausgetragenen Le- 
bendgeburten innerhalb der Kollektive A, B,C und D. 

Verfolgen wir den Verlauf der Häufigkeitszahlen z 
für die einzelnen Argumentwerte x, in Fig. 4 bei den 
einzelnen Kollektiven, so sehen wir, daB die zu er- 
wartende binomiale Verteilung zwar schon in Um- 
rissen, aber noch nicht scharf zum Ausdruck gelangt. 
Da unser Streben bei der Klassenbildung dahin gehen 
muß, eine der „normalen“ Häufigkeitskurve möglichst 
angenäherte Verteilung zu erhalten, ist es nötig, die 
Verteilung auf größere Klassenweiten zu reduzieren 
und vielleicht auch andere Lagen des Ausgangs- 
punktes in Betracht zu ziehen. In Fig.5 sehen wir 
die Verteilung bei einer Klassengröße von 200 g und 
gleichem Ausgangspunkt von 1855 g. Aber auch hier 
kommt die binomiale Verteilung noch nicht mit der 
wünschenswerten Klarheit zum Ausdruck. Dies ist 


erst der Fall bei einer Verteilung mit einer Klassen- 


größe von 300 g und einem Ausgangspunkt von 1900 g 
für Kollektiv A, wie es für dieses Kollektiv die hori- 
zontale Summenreihe der Fig.8 zeigt. Diese Vertei- 
lung wurde daher allen folgenden Untersuchungen zu- 
grunde gelegt. Zu bemerken wäre noch, daß in Fig. 4 
und 5x, die Klassenmitte der einzelnen Klassen be- 
zeichnet, z die Besetzung der einzelnen Klassen (ihre 
Häufigkeit), Z (z) die Summen aller Zeilenhäufig- 
keiten. Z unter den Klassen bedeutet die Summen 
in den 5 Kolonnen, M das arithmetische Mittel, „ die 
mittlere Abweichung, alles in g. 

Es wäre nicht nötig gewesen, auf die Methode zur 
Auffindung der besten Verteilung bei diesem stetigen 
Kollektiv so ausführlich einzugehen, wenn nicht da- 
durch ein interessanter Vergleich ermöglicht würde mit 
einer bekannten biologischen Hypothese, derzufolge 
die weiblichen Eizellen drei Ernährungsstadien durch- 
machen, wobei sie im ersten und dritten Stadium 
männliche und nur im zweiten weibliche Befruchtun- 


Fig. 4. 
Gewichte Neugeborener. 
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Fig. 5. 
Gewichte Neugeborener. 
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gen bevorzugen. Verfolgen wir die 4 Verteilungen 
A, B, C und D in Fig.4 im einzelnen, so fällt auf, 
daß in den männlichen Kolonnen A und C die größte 
Häufigkeit jedesmal in die Klasse 17 fällt, in den 
weiblichen Kolonnen in Klasse 12 bezw. 11. Daß 
Knaben durchschnittlich schwerer sind als Mädchen, 
ist nicht weiter verwunderlich. Aber auffallend ist, 
daß die größte Häufigkeit sowohl in Kolonne A wie C 
sozusagen erst nach zwei Anläufen erreicht wird, die 
in Fig.4 durch feine Einrahmungen kenntlich ge- 
macht sind. Spalten B und D steigen unmittelbar 
zum Maximalglied auf und erreichen dies in der- 
selben Klasse, in der A und C ihren ersten Gipfel 
haben (bei D ist die größte Häufigkeit auf Klassen 11 
und 13 verschoben). Die Kolonnen B und D haben 
wohl nach dem Maximalglied zweite Gipfel, beide in 
Klasse 15, doch liegen diese noch so nahe am Maximal- 
glied, daß ihnen wohl nur untergeordnete Bedeutung 
zukommt. In den Kolonnen A und C aber scheint 
die Verteilung auf zweigipfligen Verlauf hinzudeuten, 
wobei die späteren Gipfel die wichtigeren sind. Diese 
Erscheinung gewinnt an Bedeutung, weil sie an beiden 


männlichen Kolonnen bemerkbar wird und an beiden 
weiblichen Kolonnen fehlt. | 

In Fig. 5 sind die 28 Klassen der ersten Verteilungs- 
tafel (Fig.4) auf 14 Klassen mit doppelter Klassen- 
weite zusammengezogen. Auch hier wieder liegen die 
Maxima der männlichen Kolonnen gleich hoch, mit je 
einem Vorgipfel, die weiblichen ohne Vorgipfel in 
gleicher Höhe wie die männlichen Vorgipfel (Klasse 6). 
In Kolonne B ist das Maximalglied wie vorher D aufge- 
teilt (Klasse 6—8). Der Nachgipfel in Kolonne D be- 
ruht nuraufeiner Differenz von 1, kann also zufällig sein. 

Zeichnen wir nach den beiden Häufigkeitstafeln die 
Häufigkeitspolygone, so ergibt Fig.4 die Zeichnung 
Fig. 6, in der in ausgezogenen Linien die männlichen, in 
gestrichelten die weiblichen Verteilungen eingezeichnet 
sind, im linken Bild die Verteilungen A und B, im rechten 
C und D. Die Abszissen sind nach steigenden Klassen- 
zahlen, die Ordinaten nach steigenden Häufigkeits- 
zahlen geordnet. In beiden Bildern überlagern im 
Aufstieg die weiblichen Polygone die männlichen, im 
Abfall ist’s umgekehrt. In beiden Bildern gehen 
und Linien im ersten Aufstieg fast parallel, 
der zweite, ausschlaggebende, Gipfel der männlichen 
Linien fehlt bei den weiblichen. Die auf 200 g Klassen- 
weite reduzierte Verteilungstafel der Fig.5 ist in Fig. 7 
veranschaulicht. Diesmal sind die Häufigkeitspoly- 
gone gestrichelt. Und es wurde versucht, diese Poly- 
gone stetigen Kurven anzupassen (in vollen Linien 
gezeichnet). Man ersieht, daß die Verteilungskurve 
von B nicht nur symmetrisch läuft, sondern auch der 
Form der normalen Häufigkeitskurve nahekommt. 
Die Kurve von D ist wohl, da nicht allzuleicht aus- 
geglichen werden sollte, einseitig asymmetrisch, doch 
scheint dies bei dem geringen Umfang dieses Kollektivs 
nicht von allzugroBer Bedeutung. Die männlichen 
Häufigkeitspolygone lassen sich einer eingipfligen 
Kurve kaum anpassen, zumindest nicht einer sym- 
metrischen. Dadurch wird sehr deutlich auf die oben 
erwähnte biologische Hypothese hingewiesen. 

Wenn sich die beobachtete Erscheinung der Zwei- 
gipfligkeit der Kurve für die Gewichte der männlichen 
Neugeborenen, Symmetrie bei den weiblichen an um- 
fangreichem Material bisher noch nicht ergeben hat, 
so ist immer zuerst darauf zu achten, daß die Klassen- 
größe ausschlaggebend ist. Wenu z. B. Czuber?) ein 
Beispiel anführt, worin die Gewichte männlicher Neu- 
geborener symmetrische Verteilung aufweisen; so darf 
man nicht vergessen, daß hier eine Klassengröße von 
500 g der Verteilung zugrunde liegt, die natürlich 
die beiden in unseren Untersuchungen beobachteten 





1) Czuber , Die statistischen Forschungsmethoden. Wien, 
Speidi & Sohn, 1921. S. 52 
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Gipfel in eine Klasse zusammenfallen läßt, wodurch 
diese Erscheinung natürlich verschwinden muß. 

Die beiden Verteilungstafeln Fig.4 und 5 zeigen 
noch, wie die verschiedenen Klassenbildungen die 
Mittelwerte und die mittleren Abweichungen beein- 
flussen. 

Nach diesem kleinen Exkurs wollen wir uns nun- 


mehr dem eigentlichen Teil dieser Untersuchung zu- 
wenden und die drei Veränderlichen X,, X, und X, 
ı in Beziehung setzen. Zuerst beim Kollektiv A. Mög- 
lich sind folgende drei Beziehungen: X, : X3, X, : Xy, 
X, :X,. Diese drei Korrelationen zwischen je 2 Ver- 
änderlichen wollen wir durchführen und legen dem- 
entsprechend drei Korrelationstafeln an. Fig. 8 zeigt 








Fig. 7. 
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Fig. 8. 
1. Korrelationstafel bezüglich A zwischen senen A tnd X und X,) 
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die erste dieser Tafeln für das Kollektiv A bezüglich 
der Korrelation zwischen X, und X,. Die einzelnen 
Zeilen geben die Verteilung der Gewichte innerhalb 
der einzelnen sozialen Klassen, die Kolonnen die. Ver- 
teilung der sozialen Klassen auf die einzelnen Gewichte. 
Die ersten Ziffern in den einzelnen Feldern sagen 
diese Häufigkeiten an. Die beiden Z (Summen-) 
Reihen geben die Häufigkeit der Kolonnen und Zeilen. 
Neben ihnen sind die Kolonnen- und Zeilenmittel 
(ME und M?) ausgerechnet und die dazu gehöri- 
gen mittleren Abweichungen (u$? und u»). Ver- 
folgen wir die Mittelwerte, so läßt sich nicht leug- 
nen, daB im allgemeinen die Kolonnenmittel von 
links nach rechts, die Zeilenmittel von oben nach un- 
ten ein wenig ansteigen. Rechnen wir die Mittelwerte 
und die mittleren Abweichungen (die M und u) auf 
allen drei Korrelationstafeln aus, so erhalten wir die 
sechs Reihen der Fig.9. Wir ersehen daraus, daß 
auch in der zweiten Korrelation (M£% und M&) 
die beiden Reihen allmählich ansteigen, dagegen in 
der dritten Korrelation (M9 und M£%) ziemlich 
regelmäßig abfallen. Was bedeutet das? In der ersten 
Korrelation sagt dies: mit zunehmender sozialer Lage 
steigt: das durchschnittliche Gewicht der Geborenen 
und umgekehrt. In der zweiten Korrelation X, : X, 
besagt es: mit zunehmender Ordnungsnummer wächst 
das durchschnittliche Gewicht und umgekehrt. In 
der dritten Korrelation aber heißt das: mit zunehmen- 
der sozialer Lage nimmt die Quotietät ab und um- 
gekehrt: je höher die Ordnungsnummer, desto ge- 
ringer die durchschnittliche soziale Lage. Wir sehen 
also, daß bei dem eben untersuchten Material die 
altbekannte Regel von der mit steigender sozialer 
Lage abnehmenden Kinderzahl noch in Wirksam- 
keit ist. 


2,74 BU 239 
ES 





2,15 

1,34 

Die eben errechneten Mittelwerte sind aber nicht so 
deutlich, daß ein Irrtum ausgeschlossen wäre. Außer- 
dem wollen wir ein MaB für die beobachtete Korre- 
lation finden. Wir rechnen daher aus den Korre- 


lationstafeln die Korrelationskoeffizienten aus, die 
wir mit r bezeichnen. Der Korrelationskoeffizient hat 
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auf Grund seiner mathematischen Formulierung fol- | 


gende Eigenschaften: Besteht zwischen den beiden 
Veränderlichen, die korreliert wurden, gar keine Kor- 
relation, so ist r = 0, besteht vollkommene (also funk- 
tionale und zwar lineare) Abhängigkeit, so wird r = 1. 
Alle korrelative Abhängigkeit bewegt sich also zwi- 
schen 0 und 1. Ist die Abhängigkeit derart, wie in 
den beiden ersten Korrelationstafeln für Kollektiv A, 
daß mit steigenden Mittelwerten der einen Veränder- 
lichen auch die Mittelwerte der anderen steigen (oder 
umgekehrt), so wird r = 0, .. (positive Korrelation); 
‚ist sie derart wie in der dritten Korrelation für Kol- 
lektiv A, daß mit steigenden Mittelwerten der einen 
Veränderlichen die Mittelwerte der andern fallen, so 
wird r = — 0, .. (negative Korrelation). r — — I 
und r = + I sind also die Grenzen der positiven und 
negativen Korrelation, an denen diese in Funktionen 
übergeht. | 

Die mit Hilfe der Abweichungsziffern (fetten in 
Tafel Fig. 8) errechneten Korrelationskoeffizienten für 
die drei Korrelationstafeln zu A ergeben 

Trio = +0,06 rs = + 0,142 018 = —0,31 

In allen drei Fällen ist also eine Korrelation vor- 
handen. In den beiden ersten Fällen r,, und r,,, wie 
schon aus den Mittelwerten ersichtlich gewesen, posi- 
tive, im dritten Fall r,, negative Korrelation. Zwischen 
X, und X, ist die Korrelation so gering, daß ihr keine 
Beweiskraft zugeschrieben werden kann, denn trotz 
des homogenen Materials kommen bei so geringem 
numerischen Wert des Korrelationskoeffizienten die 
zufälligen Einflüsse doch viel zu stark zur Geltung 
und beeinträchtigen den Wert des Koeffizienten. Zwi- 
schen X, und X, ist eine positive Korrelation jeden- 
falls vorhanden, wenn auch nicht in allzustarkem Aus- 
maß, am entschiedensten ist sie ausgeprägt in der 
dritten Korrelation zwischen’ X, und X,, hier aller- 
dings negativ. M. a. W.: aus dem vorliegenden Ma- 
terial ergibt sich kein Einfluß der sozialen Lage auf 
das Gewicht der Neugeborenen, ein nur geringer der 
Ordnungsnummer auf das Gewicht, ein stärkerer der 
sozialen Lage auf die Quotietät. 

Nun wollen wir mit Hilfeder Korrelationskoeffizienten 
noch die Regressionskoeffizienten bestimmen. Zur 
Korrelation r,, gehören die Regressionskoeffizienten 

b, = 0,079 und b, = 0,049. 
Diese lassen sich in folgende Gleichungen einfügen: 
x, = 0,079x, und x, = 0,049x.. 

Das besagt: nimmt die soziale Lage (X,) um eine 
Einheit zu, so wächst das durchschnittliche Gewicht 
(X,) um 0,079 Einheiten. Nimmt dieses aber um eine 
Einheit zu, so wächst die mittlere soziale Lage um 
0,049 Einheiten. 
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Für die zweite Korrelation bezüglich A ergeben sich 

folgende Regressionsgleichungen : 
x, = 0,180x, und x, = 0,112x,, 

d.h. steigt die Quotietät (X,) um eine Einheit (eine 
Klassengröße), so wächst x, um 0,180 Einheiten (in 
unserem Fall um 54 g); wächst X, um eine Einheit, 
so X, um 0,112 Einheiten. 

Für die dritte Korrelation zwischen X, und X, 
lauten die Regressionsgleichungen 

x, = — 0,317x, und x, = — 0,317x,. 

Hier sind b, und b, gleich, weil die mittleren Abwei- 
chungen gleich sind (siehe Fig. 13 unter Kollektiv A; 
lx, = Hx, = 1,34). Die Deutung sagt: wächst X, 
um eine Einheit, so nimmt die soziale. Lage (X,) um 
0,317 Einheiten ab. Und umgekehrt. 

Schließlich wollen wir ein vergleichbares Maß bil- 


den, das uns die Genauigkeit der Schätzung, wie sie 


die Regressionsgleichungen darstellen, angibt. Dieses 
wird in der Hauptsache wieder von u abhängig sein. 
Für jede Korrelation gibt es zwei derartige Maße, 
entsprechend der Zahl der Regressionsgeraden, sie 


‚sollen allgemein m, und m, heißen. 


Will man die Korrelationen geometrisch darstellen, 
so ist es notwendig, den X © zu bestimmen, den die 
beiden Regressionsgeraden miteinander einschließen. 
Ferner die X a und X B, die sie mit der Abszisse 
und Ordinate bilden. X © + X a + XB = 90°. In 
Fig. 14 sind alle diese Verhältnisse für Kollektiv A 
berechnet. — 

So wie mit Kollektiv A verfahren wir nun auch mit 
den Kollektiven B, C und D. Fig. 10 zeigt die Mittel- 
werte der drei Reihenpaare aus den drei Korrelationen 
für Kollektiv B. Schon aus diesen Mittelwerten er- 
sehen wir zwischen den Veränderlichen X, und X,, 
dann zwischen X, und X, ausgesprochen positive Kor- 
relationen. Besonders die Reihe MC zeigt stetiges 
Anwachsen. Zwischen X, und X, scheint nur eine 
schwache negative Korrelation obzuwalten. Die Rech- 
nung der Korrelationskoeffizienten ergibt denn auch 
(Fig. 14 Kollektiv B): À 

Tia = 0,177 ria = 0,182 reg = — 0,156. 

Wir sehen, sowohl zwischen X, und X, als auch zwi- 
schen X, und X, ist die Korrelation bei den ehelichen 
Mädchen stärker als bei den ehelichen Knaben. Dies 
scheint vor allem auf die gleichmäBigere symmetrische 
Verteilung der Gewichte der neugeborenen Mädchen 
zurückzuführen zu sein, während die zweigipflige Ver- 
teilung der Gewichte neugeborener Knaben die Kor- 
relation schwächte. Das ersehen wir auch aus den mitt- 
leren Abweichungen (Fig. 13), die für B durchwegs 
kleiner sind als für A, obwohl der Umfang des Kol- 
lektivs B nicht viel geringer ist als der von A. Auch 
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die Maße m, und m, sind bedeutend geringer. Die 


Regressionsgleichungen des Kollektivs B 


X, = 0,204x, Xa = 0,154x, 
Xx, = 0,214x, X = 0,155x, 
X, = — 0,16 x, X = — 0,15 x, 


deren Deutung analog jener des Kollektivs A ganz 
klar ist, haben also mehr Wert, sind genauer als 
diese. — 

Nun behandeln wir noch die Kollektive C und D in 
derselben Weise. Hier darf, wie schon eingangs er- 
wähnt, nicht vergessen werden, daB die Bestimmung 
der sozialen Lage zu bestimmten SchluBfolgerungen 
ungeeignet ist. Wir werden daher nur solche Rech- 


nungsergebnisse anerkennen dürfen, die sich mit den | | 


Ergebnissen aus gleichen Untersuchungen an anderem 
Material decken. Die Korrelation X, und X, wird also 
allerdings scharfe Ergebnisse liefern, weil sie sich nur 
auf somatologische Veränderliche stützt, dem Wollen 
des Menschen entzogen. Betrachten wir unter diesen 
Einschränkungen die Fig. 11 und 12, so finden wir 
tatsächlich nur bei den Korrelationen X, zu X,, 
besonders beim Kollektiv D, ausgesprochen positive 
Korrelation, während die andern Reihen ziemlich 
schwanken. Fig. 13 zeigt, daß die Hauptmittel zu- 
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Fig. 11. 





Mittelwerte für Kollektiv C 
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mindest den anderweitigen Erfahrungen nicht wider- 
sprechen. Das durchschnittliche Gewicht (M,) der 
Unehelichen ist bedeutend geringer als das der Ehe- 
lichen und zwar jedesmal bei den Knaben höher als. 
bei den Mädchen. Die durchschnittliche soziale Lage, 
die bei den Ehelichen gleich ist (ein günstiges Zeichen 
für die gute Verteilung), ist bei den Unehelichen be- 
deutend geringer. Ebenso steht’s mit der Quotietät, 
was ganz selbstverständlich ist. 

Die weiteren Rechnungsergebnisse (Fig. 14, Kol- 
lektive C und D) bestätigen die Erwartungen. Die 


Fig. 12. 
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Korrelation zwischen X, und X, ist jedesmal sehr 
deutlich HO = 0 (© — 0,435. 


Sie ist stärker als bei den Kollektiven A und B. Da- 
gegen sind die anderen Korrelationen gering. X, und 
X, weist bei C sogar eine positive Korrelation auf. 
Das kommt daher, daß uneheliche Geburten in höhe- 
ren Quotietäten (eine Siebentgeburt!) nur bei Wirt- 
schafterinnen und Haushälterinnen vorkamen (wahr- 
scheinlich meist Witwen), die nach unserem Schema 
Fig.2 der sozialen Klasse 2 angehören, während die 
Arbeiterinnen in Klasse | meist Erstgeburten aufwei- 
sen. Im Kollektiv D wieder ist die Korrelation X, und 
X, negativ, die zugehörigen Regressionsgleichungen 


WALTER SIMON 


besagen: nimmt die soziale Lage (X,) um eine Ein- 
heit zu, so nimmt das Gewicht (X,) um 0,143 Einhei- 
ten (= 429 g) ab! Wir müssen daher die vier Korre- 
lationskoeffizienten r,, und r,, bei C und D als wert» 
los außeracht lassen, einmal wegen der numerischen 
Geringwertigkeit der Koeffizienten, die, wie wir bei 
ras für C sogar direkt nachweisen konnten, vom Zu- 
fall so stark beeinflußt sind, daß dadurch die wahren, 
objektiven Korrelationen, die den Erscheinungen zu- 
grunde liegen, völlig verdeckt werden, dann aber auch 
schon von allem Anfang an wegen der Ungenauigkeit 
in der Bestimmung von X, für die Unehelichen. Ob 
solche objektive Korrelationen den Erscheinungen 
zugrunde liegen, können wir daher nur aus den Rech- 
nungen für die Kollektive A und B entnehmen, die 
uns dies allerdings beweisen. 

Um die bisher gewonnenen Ergebnisse besser über- 
blicken zu können, ist es vorteilhaft, die einzelnen 
zwölf Korrelationen geometrisch darzustellen. Mit 
Hilfe der Mittelwerte (Fig. 9—13) und der À 6, a 
und £ (Fig. 14) ist dies leicht durchzuführen. | 

In Fig. 15 sind die Korrelationen X, :X,, X, : X, 
X, : X, für das Kollektiv A geometrisch dargestellt. 
Die Einteilung der Felder entspricht den Korrelations- 
tafeln (vergl. mit Fig. 8). Die Mittelwerte der Summen- 
reihen aus den Korrelationstafeln werden aufgetragen 
und im Schnittpunkt der beiden Hauptmittel erhalten 
wir den Mittelpunkt des neuen Koordinationsystems, 
durch den die beiden Regressionsgeraden gehen müs- 
sen. Bezeichnen wir die Quadranten dieses Koordi- 
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natensystems mit I—IV in der Reihenfolge, wie es 
in der linken Zeichnung der Fig. 15 geschehen, so liegen 
bei positiver Korrelation die beiden Regressionsge- 
raden in den Quadranten I und III, bei negativer (wie 
die rechte Zeichnung zeigt, in den Quadranten II 
und IV. Ist r = 0, so wird < © = 90°, die beiden 
Regressionsgeraden kreuzen unter rechtem Winkel, 
sind korrelationslos. Ist r = + 1, wid X © = 0, 
die beiden Regressionsgeraden fallen in eine zusammen, 
aus der Korrelation wird eine (lineare) Funktion. Und 
zwar liegt diese Gerade je nach dem Vorzeichen von 
rim I. und III. oder II. und IV. Quadranten. Wir 
sehen aus den Zeichnungen in Fig. 15 aber nicht nur 
die Korrelationen, sondern auch die Anpassung der Re- 
gressionsgeraden an die einzelnen Mittelwerte. Denn 
diese (Fig. 9) wurden ebenfalls eingezeichnet. Die Zei- 
lenmittel sind durch kleine Kreuzchen, die Kolonnen- 
mittel durch kleine Ringe unterschieden. Wir sehen, 
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daB in allen drei Zeichnungen die Kolonnenmittel sich 
der Geraden besser anpassen als die Zeilenmittel, was 
auch schon aus den Werten für m, und m, in Fig. 14 
hervorgeht. 

Fig. 16 behandelt das Kollektiv B in derselben 
zeichnerischen Weise. Wir sehen sofort, daB hier die 
beiden positiven Korrelationen stärker sind als bei A, 
die negative schwächer. In der mittleren Zeichnung 
zur Korrelation X, : X, fällt das starke Schwanken 
der Zeilenmittel auf und es frägt sich, ob bei solcher 
Verteilung noch von genügend genauer Anpassung an 
eine Gerade gesprochen werden kann. Zwar läßt sich 
dagegen einwenden, daß unter den Quotietäten nur 
die Ordnungsnummern 1, 2, 3 stärker besetzt sind und 
die Zeilenmittel (wie die gestrichelte Linie in der Zeich- 
nung deutlich zeigt) sogar bis zur vierten Ordnungs- 
nummer in der Korrelationsrichtung gehen. Die star- 
ken Abweichungen in den Ordnungsnummern 5, 6, 8 







6 7 8 9 
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Zu Kollektiv C 


und 10 treffen nur wenig Fälle (4, 5, 1 und I von 
allen 248), während auf die ersten vier Quotietäten 
viel mehr Fälle entfallen (161, 51, 18 und 7). Das 
ist gewiß richtig. Aber eben deshalb müßte in diesem 
Fall die krummlinige Korrelation genauer sein als die 
geradlinige, weil (wie die gestrichelte Linie der Zeich- 
nung lehrt) im Anfang der Kurve, wo die Haupt- 
masse der Fälle liegt, die Korrelation entschieden 
stärker ist als die Gerade aus den Zeilenmitteln an- 
zeigt. Die krummlinige Korrelation gestattet eine 
bessere Berücksichtigung der Gewichte, als es bei der 
geradlinigen Korrelation der Fall, daher müßte sie in 
solchem Fall eine stärkere Korrelation ergeben und 
den genaueren Wert darstellen. Rechnet man nun das 
krummlinige Korrelationsverhältnis X, zu X, tat- 
sächlich aus, so resultiert C, „ = 0,3059, also eine 
bedeutend stärkere Korrelation als nach der gerad- 
linigen Methode. Wir können daher auch bei den an- 
deren Koeffizienten der Kollektive A und B, soweit 
die Verhältnisse der Anpassung der einzelnen Mittel- 
werte an die Geraden ähnlich liegen (wie Fig. 15 und 
16 zeigen, ist dies tatsächlich der Fall), den tatsäch- 
. lichen (d.h. aus der geradlinigen Korrelation errech- 
neten) Korrelationskoeffizienten größere Bedeutung 
beimessen als ihren geringen numerischen Werten 
zukäme. 











In Fig. 17 und 18 sind nun noch die Korrelationen 
für die Kollektive C und D geometrisch dargestellt. 
Wir sehen, wie genau in der mittleren Zeichnung 
Fig. 18 die Kolonnen- und Zeilenmittel sich der Ge- 
raden anpassen, daher wird auch der größere Korre- 
lationskoeffizient r — 0,435 erklärlich und maBgebend. 

Bisher haben wir an den vier Kollektiven A, B, C 
und D die drei Veränderlichen in der Weise unter- 
sucht, daß wir je zwei in Beziehung brachten und er- 
hielten so für jedes Kollektiv drei Korrelationskoeffi- 
zienten: le, Fis Fes- Nun obliegt uns noch der nächste 
und letzte Schritt dieser Untersuchung: zu unter- 
suchen, wie sich die Korrelationen gestalten, wenn 
wir alle drei Veränderlichen gleichzeitig in Beziehung 
setzen, indem wir jedesmal bei Korrelation zweier Ver- 
änderlicher noch die dritte mit berücksichtigen. Wir 
erhalten dann für jedes Kollektiv abermals drei Kor- 
relationskoeffizienten (jetzt aber solche erster Ord- 
nung, während die früheren nullter Ordnung waren): 

Tja,3, 113,2, Tası 
d.h. die. Korrelationskoeffizienten zwischen X, : X, 
unter Berücksichtigung von X,; zwischen X, : X, 
unter Berücksichtigung von X,; zwischen X, : X, 
unter Berücksichtigung von X,. Dazu erhalten wir 
zu jedem Kollektiv 6 Regressionskoeffizienten 


Dis,s, Das, Diss, Das, Das 1, Das. 





Zu Kollektiv D 


GEWICHT NEUGEBORENER, SOZIALE STELLUNG UND ORDNUNGSNUMMER DER GEBURT an 


Daraus gewinnen wir wieder drei. Regressionsglei- 
chungen von nunmehr folgender Form 


X1 = Dis Xe + Dise X3 
Xa = Das X1 + Pası Xa 
X = Dre X1 + Dei Xe 
Die Deutung dieser Gleichungen ergibt wieder : wenn 
x, und x, um je eine Einheit zunehmen, so nimmt 
x, um bjas + bis, Einheiten zu. Ebenso bei der 
zweiten und dritten Gleichung. 
Rethnen wir nun diese Werte zunächst für das Kol- 
lektiv A aus, so erhalten wir folgende Korrelations- 
koeffizienten, mittlere Abweichungen und Regressions- 
gleichungen : 


lys = 0,114 risa = 0,171 
Pigs = 1,672 uzis = 1,318 His = 
"x, = 0,145x, + 0,229x, 
Xa = 0,090 x, — 0,347 X; 
-X = 0,128 x, — 0,314 x, 


Vergleichen wir diese Korrelationskoeffizienten mit 
denen nullter Ordnung (Fig. 14), so sehen wir, daß 
alle drei größer geworden sind. Die Regressions- 
gleichungen aber besagen: wachsen X, und X, je 
um eine Einheit, so wächst X, um 0,145 + 0,229 = 
0,374 Einheiten. Wachsen X, und X, um je eine 
Einheit, so nimmt X, um 0,090 — 0,347 = 0,257 Ein- 
heiten ab. Wachsen X, und X, je um eine Einheit, 
so nimmt X, um 0,128 — 0,314 = 0,186 Einheiten ab. 

Für das Kollektiv B die gleichen Werte gerechnet, 
erhalten wir 

lys = 0,2119 . figg = 0,2159 195, = — 0,1942 
Miss = 1,424 215 = 1,240 1,217 
Auch hier sind die Korrelationskoeffizienten sämtlich 
größer geworden. Die Regressionsgleichungen lauten: 
X1 = 0,243x, + 0,253x, 
Xa = 0,185x, — 0,198x, 
X, = 0,185x, — 0,191 x, 
Die Deutung erfolgt wie bei A. — 
Für Kollektiv C lauten diese Werte: 
les = 0,095 Tja = 0,205 — T23, = 0,027 
Hiz = 1,432 Haıs = 0,618 © H312 = 0,868 


Die Korrelationskoeffizienten sind sämtlich kleiner 
geworden. | 


Tes 1 = en 0,330 
1,254 


Ets12 = 


X1 = 0,22x, + 0,39x, 
X; = 0,12x, + 0,04x, 


Bedeutungsvoll ist die erste Gleichung. Denn einer 
Zunahme von X, und X, um je eine Einheit ent- 
spricht eine Zunahme von X, um 0,61 Einheiten, 
eine ziemlich starke Bedingtheit. — 


Für Kollektiv D erhalten wir: 


Tjs3 = 0,071 lis, = 0,435 
1,163 H213 = 0,638 

x, = — 0,129x, + 1,138x, 

Xa = — 0,039x, + 0,031 x, 

0,167x, + 0,015x, 


Interessant ist, daß r,,, nun positiv ist, während r,, 
negativ war. 

Wir hätten nunmehr die Zusammenhänge zwischen 
den Veränderlichen X,, X, und X, ziemlich erschöp- 
fend untersucht. Es erübrigt noch eine zusammen- 
fassende Deutung der gefundenen Ergebnisse: 

Zunächst ist festzustellen, daB alle gefundenen Er- 
gebnisse nur für das untersuchte Material direkt gelten. 
Selbst dann, wenn die gefundenen Korrelationskoeffi- 
zienten usw. viel größere numerische Werte auf- 
wiesen, ließen sich aus dieser einen Untersuchung 
keine apodiktischen Schlüsse ziehen. Erst die über- 
einstimmende Beobachtung berechtigt zur Verall- 
gemeinerung. Nun stimmen aber die gewonnenen Er- 
gebnisse mit anderen Untersuchungen im allgemeinen 
überein. Infolgedessen kann man ihre Ergebnisse 
als sicher und von ziemlich allgemeiner Geltung an- 
nehmen. 

Aus den totalen Korrelationen zwischen je zwei 
Veränderlichen verbleiben nach den oben gemachten 
Einschränkungen die in Fig. 14 fettgcdruckten Kor- 
relationskoeffizienten. Aus diesen können wir schlie- 
Ben: Zwischen sozialer Lage und Gewicht besteht 
schwach positive, zwischen Gewicht und Quotietät 
beträchtliche positive, zwischen sozialer Lage und 
Quotietät negative Korrelation. Während diese Er- 
gebnisse für r,, und r, leichter verallgemeinert wer- 
den können, darf das Ergebnis für r,, trotz vielfacher 
Übereinstimmung mit anderen, gleichartigen Unter- 
suchungen doch nur als für das untersuchte Material 
gültig angenommen werden, denn es läßt sich sehr 
wohl denken, daß zu gleicher Zeit an einem Ort dieses 
Phänomen der abnehmenden Kinderzahl mit steigen- 
der sozialer Klasse noch deutlich. in Erscheinung tritt, 
während es an einem anderen Ort bereits verschwun- 
den ist. 

Wir können also auch die Ergebnisse als sicher an- 
nehmen, die sich aus den Korrelationen aller drei. 
Veränderlichen zugleich ergeben haben, wobei die 
Rechnungsergebnisse für die Kollektive C und D aus 
den schon öfters erwähnten Gründen außeracht ge- 
lassen sind und von A und B nur jene Korrelations- 
koeffizienten berücksichtigt wurden, die eine reelle 
Deutung zulassen, also r,s. Ferner wurde die durch- 
schnittliche Veränderung berücksichtigt, die sich ana- 
log ergibt aus den Regressionsgleichungen für X, 


r331 = 0,021 


Hig — Use = 0,445. 
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(weil nur diese reell gedeutet werden können) = 0,474 
und 0,496. Daraus ersehen wir übereinstimmend, daß 


soziale Lage und Quotietät zusammen einen bedeu- 


tenden Einfluß auf das Gewicht haben. 

Wir haben gesehen, daß das Kollektiv B die beste 
Verteilung aufweist, daher den aus seinen Werten ge- 
wonnenen Ergebnissen am meisten Genauigkeit inne- 
wohnt. Diese Ergebnisse für Kollektiv B sind daher 
vor den anderen zu bevorzugen, wobei das Korre- 
lationsverhältnis zwischen X, : X, stärker ist als der 
Korrelationskoeffizient r® anzeigt. Der positive Zu- 
sammenhang zwischen X, und X, ist der sicherste, 
denn er kehrt bei allen vier Kollektiven wieder und 
ergibt immer den größten numerischen Wert. 

Legen wir auf die Veränderliche X, den Hauptwert, 
als der von den anderen beiden Merkmalen abhängigen, 
so ist diese in ihrem gesamten Verursachungskomplex 
erklärt, wenn sich ein Korrelationskoeffizient von 
r=+0,9...und mehr für die gleichzeitige Variation 
aller Veränderlichen ergibt und wenn die Regressions- 
gleichung zeigt, daß x, bei Wachsen von X,, X,, X,, 
> X, um je eine Einheit ebenfalls um eine 
Einheit wächst (oder umgekehrt). Genügen, wie in 
unserem Falle, die drei Veränderlichen nicht zur vollen 
Aufklärung des Verursachungskomplexes, so muß man 
noch eine 4., 5., 6., .n. Veränderliche in Korre- 
lation bringen, um den Verursachungskomplex voll 
aufzuklären und den Anteil der einzelnen ‚Ursachen‘ 
(besser „Bedingungen‘‘) am gesamten Wirkungsergeb- 
nis festzustellen. Dieser Weg kann aber hier nicht 
eingeschlagen werden, weil nicht genügend detaillier- 
tes Zahlenmaterial vorhanden ist und vielleicht nie 
vorhanden sein wird. Denn auf das Gewicht des Neu- 
geborenen wirkt sicher auch die Konstitution der Mut- 
ter besonders stark ein, ein individueller Faktor, den 
wir nicht messen können. Auch ist unsere Klassen- 
bildung der sozialen Lage, wie immer betont, noch 
recht unvollkommen und grob und selbst wieder viel- 
fachen Schwankungen ausgesetzt. Immerhin, die Re- 
gressionsgleichungen für X, in den Kollektiven A und 
B, die eine Veränderung von X, um 0,47 und 0,49 
Einheiten anzeigen, wenn X, und X, ebenfalls um 
je eine Einheit sich verändern, zeigen, daß die beiden 
untersuchten Merkmale mit zu den wichtigsten Be- 
dingungen im Verursachungskomplex, der das Ge- 
wicht der Neugeborenen beherrscht, gehören. 

Dabei ist klar, daß wir auf den Einfluß der Quotietät 
nicht irgendwie unterstützend hinwirken können, weil 
eine natürliche Erscheinung hier vorliegt. Dagegen 
haben wir Macht über die soziale Lage, deren Anteil 
am Gewicht nach den genannten Regressionsgleichun- 
gen auch ziemlich bedeutend ist. Und wenn uns an 


gesundem, kräftigem Nachwuchs gelegen ist, so sind 
wir wohl verpflichtet darauf hinzuwirken, daß der 
Einfluß der sozialen Lage auf das Gewicht sich in 
möglichst günstiger Art und Weise betätige. Daß in 
dieser Beziehung noch vielerlei geschehen kann und 
muß, geht aus dieser Untersuchung klar hervor. Denn 
erst dann, wenn die Korrelation zwischen Gewicht 
und sozialer Lage einen Koeffizienten von Null oder 
fast Null ergeben wird, werden wir sagen können, daß 
wir in dieser Beziehung vieles erreicht haben. Denn 
dann werden in den sogenannten niederen sozialen 
Schichten dieselben Fürsorgemaßnahmen für die 
schwangeren Frauen wirksam sein wie bei den sozial 
höchststehenden Klassen. 

Betreffend die beobachtete Erscheinung der Zwei- 
gipfligkeit der Gewichtskurven neugeborener Knaben, 
die nur auf Inhomogenität des Materials zurückge- 
führt werden könnte, als welche eben die Vermischung 
von Knabengeburten aus den beiden verschiedenen 
Ernährungsstadien der Eizellen allein in Betracht 
käme, da das Material in unserem Falle nach allen 
anderen möglichen und einflußreichen Merkmalen 
geschieden und daher möglichst gleichartig gemacht 
worden war, wäre eine Untersuchung an verschiedenem, 
womöglich umfangreicherem Material als diesem sehr 
erwünscht, denn nur so könnte über diese Frage Klar- 
heit geschaffen werden. 

Schließlich sei noch erwähnt, daB es auf Grund 

mehrerer derartiger Untersuchungen, wie der vorlie- 
genden, möglich wäre, ein brauchbares Maß zu finden 
für den Einfluß der Quotietät auf das Gewicht, was 
ungemein wertvoll wäre. Es würde sich aber auch 
feststellen lassen, wie groß der Einfluß der sozialen 
Lage auf das Gewicht in den verschiedenen Gegenden 
und Zeiten war und ist, denen die untersuchten Ma- 
teriale angehören, wodurch indirekt aufschlußreiche 
Blicke in das soziale Leben gewisser Länder und Zeiten 
möglich wären. Schließlich wird es möglich sein, auf 
Grund derartiger exakter Untersuchungen den Gang 
des Neomalthusianismus zu verfolgen, der sich in 
immer geringerer Korrelation zwischen sozialer Lage 
und Ordnungsnummer der Geburt auswirken müßte. 

Alle diese Fragen sind von hoher wissenschaft- 
licher und praktisch-politischer Bedeutung, aber in 
exakter einwandfreier Form nur mit Hilfe feiner sta- 
tistischer Methoden zu gewinnen. Es ist daher wün- 
schenswert, daß die exakte statistische Forschung 
immer weiter ins Gebiet der sozialen Hygiene Eingang 
findet, wie sie es im Gebiet der Anthropometrie längst 
gefunden hat, und vor allem die so aufschlußreiche 
Methode der Korrelation viel mehr angewendet wird 
als bisher. 


Die Arbeit außerhäuslich erwerbstätiger Mütter, ihr und ihrer Kinder 


Schutz durch Gesetz und Fürsorge. 
Von L. TELEKY Düsseldorf. 


Stets war den Frauen ein reiches Maß von Arbeit 
zugemessen. In frühesten Zeiten hatten sie, während 
der Mann auf der Jagd und im Kriege war, für Feld- 
wirtschaft, Hauswirtschaft und Herstellung der nö- 
tigen Gebrauchsgegenstände zu sorgen. Im letzten 
Kriege sahen wir selbst schaudernd ein Stück dieser 
Zustände wieder aufleben. In früheren Jahrhunderten 
aber war es immer Arbeit für den eigenen Haushalt 
und im eigenen Hause, die zu verrichten war, höch- 
stens ein Überschuß des für den Haushalt Produzierten 
war zum Verkauf bestimmt. So ist es auch heute 
noch in vielen Orten in der Landwirtschaft. Aber 
auch landwirtschaftliche Arbeit wird der Gesundheit 
der Frau und der Aufzucht der Kinder gefährlich. So 
weist Roetzer') darauf hin, daß in jenen Teilen Alt- 
bayerns die Säuglingssterblichkeit besonders hoch ist, 
in denen mittel- und kleinbäuerlicher Grundbesitz mit 
geringem Dienstbotenstand zur Überarbeit der Frau 
führt, und Moll?) berichtet, daB in manchen Teilen 
Böhmens die übermäßige Feldarbeit der Frau zu 
stärkerer Erhöhung der Sommersterblichkeit der 
Säuglinge beiträgt. 

Die Frau hatte früher vieles im Haushalt zu leisten, 
was heute in Gewerbebetrieben geschaffen wird. Sie 
hatte zu spinnen, zu weben, zu brauen, Lichter zu 
machen, Brot zu backen. Diese Last ist heute der 
Hausfrau abgenommen. Seit 100 Jahren wird die 
Frau aber immer mehr in die Erwerbsarbeit hin- 
eingezogen, immer mehr auch in die Erwerbsarbeit 
außer dem Hause. Die Maschine schuf nicht nur die 
Fabrikarbeit, sondern sie zog mit ihrem geringen 
Anspruch an Fachbildung und Körperkraft auch 
Frauen und Kinder in die Fabrik. Es entwickelten 
sich jene furchtbaren Zustände, wie sie englische Par- 
lamentsberichte (in Deutschland bekannt geworden 
durch Marx, Engels, Held) für England und wie 
sie Alfons Thun für das Rheinland schildert. Vieles 
ist seitdem in Arbeitsbedingungen und Arbeitsver- 
hältnissen durch unsere Arbeitsschutzgesetze und die 
Tätigkeit der Gewerkschaften besser geworden. Die 
Frauenarbeit aber hat in Deutschland immer 
weiter zugenommen. 

Die Zahl der berufstätigen Frauen überhaupt in 
Industrie, Handel und Verkehr, öffentlichem Dienst 
und freien Berufen (also ohne Einrechnung der Land- 


1) J. B. Roetzer, Die Säuglingssterblichkeit in Altbayern und 
deren Bekämpfung. München u. Leipzig, Duncker & Humblot 1913. 

2) L. Moll, Säuglingssterblichkeit in Österreich. Das öster- 
reichische Sanitätswesen 1913, Nr. 38, Beiheft III. 


Berufstätige Frauen 


in Gewerbebetrieben | Prozentsatz 
mit mindestens 10 Ar-| der Frauen 


in der Industrie | beitern und ihnen unter den 





Jar (nach gleichgestellten (ohne |Berufstätigen 

Berufszählung) | Heimarbeiter; nach | beider Ge- 
Berichten der Gewerbe-| Schlechter 
aufsichtsbeamten) 

1882 | 1,1 Millionen 

1895 | 15 ; | 

1907 | 2,17 „, 1,302 Millionen | 21,1 % 

1913 1,586 , 214% 

1922 2,016 ,, | 245 % 


wirtschaft und der Dienstboten) mit Ausschluß der 
mithelfenden Familienmitglieder und der im Neben- 
beruf Tätigen betrug 1907 rund 3 Millionen, im Jahre 
1922 schätzungsweise (dasselbe Verhältnis zwischen 
der Zahl der Frauen in den der Gewerbeaufsicht 
unterstehenden Betrieben, für die allein Zahlen vor- 
liegen, zu denen in der Industrie und zu denen in 
allen genannten Berufen tätigen angenommen wie 
1913) 4,6 Millionen. Von 100 über 14 Jahre alten 
Frauen waren in den genannten Berufsgruppen 1913 
13,3%, 1922 jedoch schätzungsweise 19,4% be- 
rufstätig; in den der Gewerbeaufsicht unterstehen- 
den Betrieben hat sich die Zahl der Männer — in % 
der im Alter über 14 Jahren stehenden — von un- 
gefähr 26,85% auf 29,8%, also um 11% vermehrt, 
die der Frauen von 7,19% auf 8,45%, also um 17,8%. 
Wir sehen also sowohl absolut als auch relativ 
ein dauerndes starkes Ansteigen der Frauen- 
arbeit in Industrie, Handel, Verkehr und 
freien Berufen. | | 


Manche Berufe haben von jeher einen spezifisch 
weiblichen Charakter, so die Wäscherei, die Konfek- 
tion. 1913 waren 92,2% der in der Konfektion Be- 
schäftigten Frauen. In anderen Betriebsarten hat 
gerade in den letzten Jahren die weibliche Beschäfti- 
gung im Verhältnis zur männlichen zugenommen; so 
stieg sie in der im allgemeinen im Rückgang befind- 
lichen Zigarren-Industrie von 1913 mit 68,6% weib- 
lichen Arbeitern auf 82,3% im Jahre 1922; die Zahl 
der Männer war dort auf die Hälfte zurückgegangen, 
die der Frauen aber ist um 13% gestiegen. Von be- 
sonderem Interesse ist für uns die Textilindustrie, 
über die später gesprochen werden soll. 

Über den Familienstand der in der Industrie tä- 
tigen Frauen gibt folgende Tabelle Aufschluß: 
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Jahr | verheiratet is ledig 
I BERN m L 








1882 132 16,5 70,3 
1895 16,5 14,6 69,1 
1907 21,3 11,6 67,1 


Seitdem hat keine allgemeine Erhebung stattgefunden. 
Aber wir haben alle das gewaltige Anschwellen der 
Frauenarbeit, auch der Arbeit verheirateter Frauen 
im Kriege miterlebt; wir haben auch miterlebt, da8 — 
während sich noch mancher Sozialpolitiker den Kopf 
darüber zerbrach, wie die Frauenarbeit abzubauen sei 
— nach dem Kriege die Arbeiter selbst, sobald und 
wo es irgend möglich war, ihre Frauen (und zum 
Teil auch die Mädchen) aus dem Erwerbsleben ge- 
zogen haben, während ein Teil der Mädchen des Bür- 
gerstandes ins Erwerbsleben eintrat. In der rheini- 
schen Krankenkassenstatistik 1922 kommt dies darin 
zum Ausdruck, daß unter den Kassenmitgliedern der 
Prozentsatz der unter 30 jährigen größer war (72,3%), 
als man nach den Verhältnissen des Jahres 1907 hätte 
erwarten sollen (68,2%). Seitdem hat sich aber über 
Deutschland, vor allem über die Rheinlande eine 
furchtbare Welle der Arbeitslosigkeit ergossen mit 
deren Folgen: vermehrte Arbeit der Frauen und 
Jugendlichen, Arbeitslosigkeit der erwachse- 
nen Männer. | 

Leider sind Daten aus den letzten 2 Jahren 
überhaupt nicht vorhanden, über die uns besonders 
interessierende Zahl der Verheirateten seit 1907 keine 
Daten außer über die Textilindustrie. In dieser 
spielt die Frauenarbeit eine ganz besondere Rolle. 
Im Jahre 1907 waren in ihr /, der in der Industrie 
berufstätigen Frauen beschäftigt‘), 528235, davon 
456648 in der Gewerbeaufsicht unterstehenden Be- 
trieben, 1922 ist die Zahl der letztgenannten Frauen 
auf 572098 gestiegen, was einer Zahl von ungefähr 
650000 überhaupt entspricht, wobei Heimarbeiter 
nicht mitgerechnet sind, während seit 1913, zum Teil 
infolge der Gebietsabtretungen, die Zahl der Männer 
in der Textilindustrie zurückgegangen ist. Der rela- 
tive Anteil der Frauen an der Textilindustrie betrug 


Jahr | Berufszählung | Berichte der Gewerbeaufsichts- 
| 


beamten 
1882 38,1% | 
1907 500% 528% 
1922. 60,7% 


Von den verheirateten, in der Industrie tätigen Frau- 
en gehörten 1907 40,9% der Textilindustrie an. Die 


1) Ein Drittel entfällt auf Bekleidungsindustrie. 


qe 


L. TELEKY 


Textilindustrie ist die einzige Industriegruppe, 
in der die Fabrikarbeit Lebensberuf der Frau 
ist. Dies geht auch ganz deutlich aus der Alters- 
statistik der rheinischen Krankenkassen (1922)!) her- 
vor: während in der übrigen Industrie nur 24,9% 
der Frauen über 30 Jahre alt sind, waren esin der Tex- 
tilindustrie 39,7%. Diese große Zahl der Frauen in 
jenen Altersklassen, in die Hausfrauen-.und Mutter- 
pflichten fallen, diese große Zahl der Verheirateten, ver- 
leiht der Textilindustrie besondere Bedeutung für uns. 

Der Deutsche Textilarbeiterverband hat in 
sehr dankenswerter Weise im Jahre 1922 eine Um- 
frage über die Frauenarbeit in der deutschen 
Textilindustrie veranstaltet?), die unter Ausschluß der 
Heimarbeiter 818 723 Arbeiter, d.i. neun Zehntel der 
in den der Gewerbeaufsicht unterstehenden Betrieben 
Beschäftigten erfaßte, darunter 504151 weibliche Ar- 
beiter, unter diesen 191 134 verheiratete Frauen oder 
verheiratet gewesene (die Zahl der verheirateten Frau- 
en in der Textilindustrie hatte 1907 113 915 betragen, 
1895 70655). — Von diesen verheirateten oder ver- 
heiratet gewesenen Frauen hatten 46 000, also rund 
ein Viertel weitere Angaben gemacht. 57,4% dieser 
Frauen hatten Kinder, insgesamt 47854 Kinder unter 
14 Jahren, davon waren 1398 im ersten Lebensjahr, 
9524 im 2.—5. Lebensjahr. 

Die geringe Zahl der Kinder, insbesondere die der 
Säuglinge ist auffallend, und es besteht auch kein 
Zweifel, daß die Fabrikarbeit der Frau hemmend auf 
den Zeugungswillen wirkt, aber doch können wir aus 
diesen Zahlen darauf keine Schlüsse ziehen, weil ja 
viele Frauen eben mit Rücksicht auf ihr Kind der 
Fabrikarbeit fernbleiben. 

Wenn wir versuchen, aus dieser Zahl Schlüsse zu 
ziehen auf die Gesamtzahl der Kinder der in der 
Textilindustrie und der überhaupt in der Industrie, 
sowie der überhaupt berufstätigen Frauen, was na- 
türlich nur mit großem Vorbehalt gestattet ist und 
nur ein wenig verläßliches und ganz ungefähres Bild 
gibt, so kommen wir dazu, daß in der Textilin- 
dustrie ungefähr 200000, in der Industrie über- 
haupt 500000, in der Gesamtbevölkerung ohne Land- 
wirtschaft ungefähr 700000 Kinder auBerhäus- 
lich erwerbstätiger Frauen vorhanden sind, da- 
runter ungefähr 20 000 Säuglinge, 133 000 Kleinkinder. 

Wie wird nun für die Kinder der Textilarbei- 
terinnen, während die Mutter in Arbeit ist, ge- 
sorgt? 

1) Teleky, Die Statistik der rheinischen Krankenkassen 1922. 
Altersbesetzung. Erkrankungshäufigkeit. Reichsarbeitsblatt 1924, 
Nr. 14, 15, 17, 18. 

2) Der Umfang der Frauenarbeit in der deutschen Textil- 


industrie. Verlag des Deutschen Textilarbeiter-Verbandes, Ber- 
lin O. 27, Magazinstr. 6/7 (jetzt: Memelerstr. 8/9). 


Es sind von je 100 Kindern: 











unbeaufsichtigt anderwärts | in Heimen, 
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Da aus früherer Zeit nur geringes Material aus ein- 
zelnen Orten und kleineren Gebieten vorliegt, läßt 
sich nicht sagen, ob sich die Verhältnisse gebessert 
oder verschlechtert haben. Eher gewinnt man den 
Eindruck von Verschlechterung: es waren um die 
Jahrhundertwende in den verschiedenen Orten nach 
verschiedenen Erhebungen 3,3—58,3% ‚meist 10—30% 
der Kinder ohne Aufsicht, 3,4—26,7%, meist 3—7% 
in Anstalten. 

Wie wirken nun die Berufsarbeit und diese 
durch Berufsarbeit hervorgerufenen Verhältnisse auf 
Mutter und Kind? Die Frau ist im allgemeinen 
schwächlicher, ihr Gesundheitszustand ein labilerer 
als der des Mannes. Jede arbeitende Frau, auch die 
unverheiratete, ist mehr belastet als der Mann, denn 
ihre freie Zeit füllt Sorge für Wäsche, Kleidung, 
Kochen; auf der verheirateten ruht die kaum trag- 
bare Last von Beruf, Haushalt, Mutterptlichten. In der 
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1) des Deutschen Textilarbeiterverbandes. 
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Fig. 2. 


Érkrankungshäufigkeit der Textilarbeiter. 
CZA Männer : 


Frauen 





Heimarbeit — über die, deren Verhältnisse und deren 
Folgen hier nicht gesprochen werden soll — wird 
zwischen diesen Pflichten ein wenig erfreulicher Kom- 
promiB geschlossen, dessen Kosten zu Lasten der 
Frau gehen. In der auBerhäuslichen Berufsarbeit der 
Frau, die hier allein berücksichtigt werden soll, — 
die Zahlen der Gewerbeaufsicht, ebenso wie die des 
Deutschen Textilarbeiterverbandes umfassen nur die 
auBerhäuslich erwerbstätigen Frauen — setzt sich die 
Berufstätigkeit, an den Ort außerhalb der Wohnung 
und an bestimmte, heute wieder allzulange Stunden 
gebunden, rücksichtslos gegenüber den anderen Pflich- 
ten der Arbeiterin durch: Hausfrau- und Mutter- 
pflichten müssen schwer vernachlässigt werden. Daß 
unter diesem Übermaß von Pflichten und Arbeit die 
Gesundheit der Frau leidet, ist selbstverständ- 
lich. Wir sehen es deutlich an dem frühen Altern der 
Frau, dem frühen Verbrauch ihrer Kräfte. Es sta- 
tistisch nachzuweisen, ist schwer, weil der statistische 
Vergleichsmaßstab, zahlenmäßige Berichte über den 
Gesundheitszustand der nicht erwerbstätigen Frauen 
fehlen. Die Krankenkassenstatistik ermöglicht uns 
den Vergleich mit der Erkrankungshäufigkeit der 
Männer. In diesen Zahlen kommt neben dem Ge- 
schlechtsunterschied an sich auch die Erhöhung der 
Zahi der Krankmeldungen bei der Frau durch rein 
äußere Momente — Krankmeldung, um häusliche Ar- 
beit zu verrichten, ein Kind pflegen zu können — 
zum Ausdruck. Trotzdem aber gestattet der Um- 

ge 


Fig. 3. 
Erkrankungshäufigkeit in Barmen. 
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stand, daß, wie die folgenden Zeichnungen!) zeigen, die 
Erkrankungshäufigkeit der Frau nicht nur fast über- 
all größer ist als die der Männer (Fig. 1), sondern daß 
in der Textilindustrie mit ihrer großen Zahl berufs- 
tätiger verheirateter Frauen diese Differenzen beson- 
ders groß sind (Fig. 2), daß gerade in den Jahren der 
(physischen und sozialen) Sexualfunktion die Erkran- 
kungshäufigkeit der Frauen (Wochenbett nicht einge- 
rechnet)sosehr gesteigert ist, dieder Männersosehr über- 
wiegt (Fig. 3) doch einen Rückschluß auf die schwere 
Schädigung der Frau durch die Berufsarbeit, durch die 
Doppelbelastung. 

Wie wirkt nun die Fabrikarbeit der Frau 
auf das Kind? Alte statistische Daten — neuere 
liegen hierüber nicht vor — bringen die Angabe, daß 
die Zahl der Totgeburten unter den Fabrikarbei- 
terinnen häufiger ist als unter der übrigen Bevölke- 
rung; auch verläßliche Daten über die Häufigkeit des 
Abortus im Vergleich zu anderen Frauen liegen — 
die oft zitierte Angabe der Leipziger Ortskranken- 
kassenstatistik ist vollständig irreführend — nicht 
vor. Hingegen zeigen neben älteren, zum Teil recht 
unvollkommenen ausländischen Angaben die sehr ge- 
nauen Untersuchungen Pellers?), die sich auf 4435 


1) entworfen nach der erwähnten Statistik der rheinischen 
Krankenkassen. 

3) Peller, Der Einfluß sozialer Momente auf den körperlichen Ent- 
wicklungszustand der Neugeborenen. Das österreichische Sanitäts- 
wesen 1913, Nr. 38. Beiheft „Wiener Arbeiten aus dem Gebiet der 
sozialen Medizin“. 
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Neugeborene einer Wiener Gebärklinik und 581 eines 
Sanatoriums stützen, deutlich den Einfluß der Ar- 
beit während der letzten Schwangerschafts- 
wochen auf die Entwicklung des Kindes. Die 
erstgeborenen Knaben von Hausschwangeren, die die 
letzten (meist 2—3) Wochen vor der Entbindung bei 
leichter häuslicher Arbeit und entsprechender Er- 
nährung in der Klinik zubrachten, hatten ein um 118g 
höheres Geburtsgewicht als die jener Frauen, die erst 
zur Entbindung — oft direkt von der Arbeit fort — 
in die Klinik kamen; unter 3000 g wogen von den 
erstgeborenen Knaben der Hausschwangeren 18,68%, 
von denen der Nicht-Hausschwangeren 27,97%, über 
4000 g von denen der Hausschwangeren 5,88% der 
Nicht-Hausschwangeren 3,51%. Beträchtlich höher 
als das beider Gruppen war das Gewicht der Kinder 
der Wohlhabenden aus dem Sanatorium. 

Über den Einfluß der Erwerbstätigkeit der Frau auf 
dieErnährung des Kindes in früheren Jahren geben 
uns die folgenden Zahlen Aufschluß, die aus mehreren 
Kreisen und Städten des Regierungsbezirkes Düsseldorf 
aus den Jahren 1908 und 1909 stammen und aus einigen 
Arbeiten vonMarieBaum!)zusammengestelltwurden. 


| natürliche Ernährung | künstliche 
ganz | teilweise Ernährung 

14,2 34,3% 

15,9 58,2% 
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1) Marie Baum, Zeitschrift für Säuglingsfürsorge, Jahrgänge 
1910-12. Zeitschrift für Soziale Medizin, Säuglingsfürsorge und 
Krankenhauswesen 1909. 
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In den betreffenden Kreisen betrug die Säuglings- 
sterblichkeit der Ehelichen bei einem Einkommen des 
Vaters unter 1500 Mark (in diese Gruppe gehören wohl 
alle Kinder berufstätiger Frauen) bei den natürlich 
genährten 7,1—12,2%, bei den künstlich genährten 
20,5—43,2%. Aus diesen Daten läßt sich wohl ein 
Schluß auf die erhöhte Sterblichkeit der Kinder er- 
werbstätiger Mütter ziehen. 

Andere ältere Angaben erfassen direkt die Säug- 
lingssterblichkeit. Als Beispiel sei nur hervorgehoben: 

1899 Sachsen, Stadt Wildenfels, wenig industriell: 
11,2% ; Krimmitschau, hoch industriell (Tex- 
til): 27,3% Säuglingssterblichkeit. 

Diese sowie andere ältere Angaben aus England und 
Sachsen zeigen die erhöhte Säuglingssterblichkeit ge- 
rade in Gebieten der Textilindustrie. Eine ältere An- 
gabe aus Bremen (1898) zeigt, daß die Zigarren-Heim- 
arbeit günstigere Kindersterblichkeit aufweist als die 
Zigarren-Fabrikarbeit. Englische Zahlenangaben von 
Drake-Westminster (zitiert nach Carozzi!) zeigt die 
Kurve (Fig. 4). 

Alle diese Daten stammen aus früherer Zeit. Heute 
aber haben wir weitergehende Bestimmungen 
über Schwangeren- und Wöchnerinnenschutz, 
Schwangeren- und Wöchnerinnenfürsorge. Wie 
. verhält es sich mit Durchführung dieser Bestimmungen 
und wie wirken sie? 

Die Gewerbeordnung schreibt seit dem Jahre 1908 
2 Wochen Arbeitsruhe vor und 6 Wochen nach der Ent- 
bindung vor. Die Reichsversicherungsordnung gibt den 
Frauen ein Wochengeld für 4 Wochen vor und 6 Wochen 
nach der Entbindung, außerdem ein Stillgeld für 
12 Wochen. | 

Wie ist nun die praktische Durchführung dieser Be- 
stimmungen ? Sehr viele Frauen arbeiten bis zur Ent- 
bindung. Eine Erhebung im Rheinland, deren Zahlen- 
material allerdings noch zu klein ist, hat festgestellt, 
daB von 47 Wöchnerinnen 17 bis zur Entbindung ge- 
arbeitet haben. Der Arbeitgeber kann auf frühzei- 
tigen Arbeitsabbruch nicht Einfluß nehmen, da er ja 
den genauen Tag der Entbindung nicht wissen kann. 
Die Schwangere arbeitet ungern so lange; wo die Ver- 
hältnisse es irgend ermöglichen, bleibt jede Frau in 
diesen Wochen gern von der Arbeit fern. Aber sehr 
viele, scheinbar die allermeisten Krankenkassen 
zahlen das Wochengeld für die 4 Wochen vor 
der Entbindung erst am Tage der Entbindung 
aus, auf Grund sinnwidriger Angaben der Kommenta- 
toren und eines durch kurze Zeit geltenden Gesetzes- 
textes. Unser Bestreben muß dahin gerichtet 


1) Carozzi, La mortalita infantile in rapporto alla professione 
dei genitori. IV. Congresso nazionale per le malattie del Lavoro, 
Roma 1913. 





sein, zu veranlassen. daB diese sinnwidrige 
Praxis aufhört, daß auf Grund eines ärztlichen 
Zeugnisses das Wochengeld von der viert- oder spä- 
testens drittletzten Woche vor der zu erwartenden Ent- 
bindung wöchentlich ausgezahlt wird. Dann erst wird 
den auf ihren Verdienst angewiesenen Frauen ermöglicht 
sein, Schwangerenruhe zu halten. Wie verhält es sich 
nun mit der Wochenruhe nach der Entbindung? Ver- 
einzelte Krankenkassen zahlen in ungesetzlicher Weise 
das Wochengeld für die ganzen 10 Wochen nach der 
Entbindung auf einmal aus; das gereicht der Hebamme 
zum Vorteil, aber es ist begreiflich, daß nach 3 Wochen 
die Frau kein Geld mehr hat und auf Arbeitssuche 
geht. Wenn ihr früherer Betrieb sie nicht aufnimmt, 
so geht sie in einen anderen, in dem man von der 
Entbindung nichts weiß — und für Betriebe mit we- 
niger als 10 Arbeitern (und ihnen gleichgestellte) gilt 
die Vorschrift des Gesetzes über Wochenruhe über- 
haupt nicht. Auch sonst aber veranlaßt die Nied- 
rigkeit der Frauenlöhne die Frau, besonders die auf 
sich allein angewiesene, zur Arbeitsaufnahme zu 
einem möglichst frühen Termin. Die Frau er- 
hält zwar nach den gesetzlichen Bestimmungen und 
auch tatsächlich an Wochengeld und Stillgeld zu- 
sammen 87—131,3% des Grundlohnes an Unter- 
stützung von der Krankenkasse; wenn sie aber in 
Arbeit geht — das hat Kürzung des Wochengeldes um 
die Hälfte zur Folge (falls die Kasse davon erfährt) —, 
erhält sie insgesamt 158—188% des Grundlohnes. 
Das ist ansich schon beträchtlich mehr, — am größten 
aber ist der Unterschied dann, wenn — wie insbesondere 
in Kleinbetrieben — der Grundlohn unter dem tatsäch- 
lichen Arbeitseinkommen liegt. Da sollte nun die Für- 
sorge der Städte und Kreise und auch die pri- 
vater Korporationen einsetzen. Erhält die Wöch- 
nerin von dieser Seite während der letzten 3 Wochen 
(der 4—6. Woche nach der Entbindung) einen Zuschuß 
in der halben Höhe der Kassenleistungen, das sind meist 


; 5—8 Mark wöchentlich, so fällt jeder Anreiz für sie, 


zur Arbeit zu gehen, fort. 

Diese Zuschußerteilung aber gibt zugleich 
die weitere Möglichkeit, Mutter und Kind — 
und bei entsprechendem Vorgehen —- auch schon die 
Schwangeren durch die Fürsorge zu erfassen. 

Und das ist der Kernpunkt bei der Lösung des 
ganzen Problems: die Erfassung der Kinder, mög- 
lichst aller Kinder erwerbstätiger Frauen durch die 
Fürsarge. Wenn irgendwelche Kinder, so benötigen 
diese, die von der 7. Woche an heute bei der üblichen 
langen Arbeitszeit der mütterlichen Pflege nur des 
Nachts teilhaftig werden, der Fürsorge. 

Daß die Fürsorge während der Schwangerschaft der 
Frau beginnen, sich durch das ganze Säuglings-, 
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Kleinkindes-, Schulalter und darüber hinaus 
erstrecken soll, brauche ich an dieser Stelle nicht erst 
auseinanderzusetzen. Doch sei darauf hingewiesen, daB 
gerade den Kindern erwerbstätiger Frauen, wenn die 
Gefahren körperlicher Verwahrlosung in den ersten 
Jahren überstanden wurden, die Gefahr geistiger und 
sittlicher Verwahrlosung droht, da ja von erzieheri- 
schem Einfluß der den ganzen Tag über abwesenden 
Eltern nur wenig erwartet werden kann. Selbst- 
verständlich müssen die beiden Hauptgrundsätze 
jeder Säuglings- und Kinderfürsorge: Beisammen- 
lassen von Mutter und Kind, Durchführung 
der Brusternährung auch bei der Fürsorge für die 
Kinder erwerbstätiger Frauen unsere Leitsätze sein. 

Die Fürsorge muß also die Einhaltung der Arbeits- 
ruhe während der letzten Wochen der Schwanger- 
schaft herbeizuführen trachten; dann muß sie für 
Einhaltung der gesetzlichen Wochenruhe durch die 
Frau sorgen, möglichst auf Verlängerung derselben 
hinwirken, eventuell durch Unterstützung, im Not- 
falle durch Vermittlung geeigneter Heimarbeit an 
Stelle der Fabrikarbeit. Elisabet v. Harnack hat 
mit Recht darauf hingewiesen, daß, wenn die Geld- 
mittel, die die Verwahrung eines Säuglings in der 
Krippe erfordert und die heute mit ungefähr 1,60 # 
pro Tag angegeben werden, der Mutter gegeben wür- 
den, diese selbst von der Arbeit fernbleiben und so 
bei entsprechender Anleitung und Überwachung der 
Mutter durch die Säuglingsfürsorge das erstrebens- 
werte Ideal dieser letzteren erreicht werden könnte. 
Mir erscheint dieser Gedanke durchaus glücklich, und 
diese Lösung des Problems wäre jeder anderen vorzu- 
ziehen, aber ich fürchte, daß mancher Betriebsinhaber, 
der die Aufwendungen für eine Stillkrippe nicht scheut 
und Mittel aufwendet für die Verpflegung der Kinder 
von Frauen, die bei ihm arbeiten, kein Geld für 
Kinder aufwenden wird, damit deren Mütter nicht 
bei ihm arbeiten. 

Gelingt es absolut nicht, die Frau im Hause und 
der Pflege des Kindes zu erhalten, so ist die „Still- 
krippe in der Fabrik‘‘ die beste Lösung für das Kind 
jener Frau, die außerhäuslich tätig sein muß, — aber 
nur unter bestimmten Voraussetzungen: 

1. Es müssen Pausen für das Stillgeschäft gewährt 
werden, ohne daB daraus der Frau ein nennens- 
werter wirtschaftlicher Schaden erwächst: diese 
Pausen werden länger sein müssen als die sonst 
heute meist üblichen. In einer !/sstündigen Früh- 
stücks- und Nachmittagspause, die die Frau zum 
Ausruhen wahrhaft notwendig hat, kann sie nicht 
den Weg zur Stillkrippe zurücklegen, sich reinigen, 
das Kindstillen und zurArbeitsstelle zurückkehren ; 
ihr muß eine halbe Stunde Pause gewährt werden. 
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2. Die Stillkrippen müssen gut eingerichtet sein und 
unter sachverständiger Leitung stehen (Rund- 
schreiben des Reichsministers des Innern, be- 
treffend Grundsätze für die Einrichtung und den 
Betrieb von Krippen, Kinderbewahranstalten 
und Kindergärten vom 10. VI. 19201). Das ver- 
teuert zwar den Betrieb, ist aber notwendig, wenn 
die Krippe den Kindern von Nutzen sein soll. 

3. Die Entfernung der Fabrik vom Wohnort der 
Frau darf nicht zu groß sein, damit das Hin- 
und Hertragen für die Frauen nicht eine allzu 
große Anstrengung und bei schlechtem Wetter 
für die Säuglinge nicht gefährlich wird. 

4. Es muß die genügende Zahl von Säuglingen vor- 
handen sein; sehr groB braucht deren Zahl ja 
nicht zu sein, aber auf 5—10 Säuglinge ständig 
muß doch gerechnet werden können. 

Die beiden erst erwähnten Punkte stellen an das 
Entgegenkommen des Fabrikunternehmers gewisse 
Anforderungen, denn die verlängerten Pausen sind 
nicht angenehm für den Betrieb ; die Kosten der Krippe 
sind keine geringen, und von den Müttern wird wohl 
nur ein kleiner Teil der Ausgaben hereinzubringen 
sein, als Wochenbeitrag kaum viel mehr, als die Verpfle- 
gungskosten für einen Tag betragen. Die beiden zweiter- 
wähnten Punkte begrenzen die Errichtung einer Still- 
krippe durch örtliche Verhältnisse, die Größe des Be- 
triebes und die Wohnverhältnisse der Arbeiter. 

Auch die Stillkrippe muß selbstverständlich 
ein Glied, ein Teil der allgemeinen Fürsorge 
sein, die sich des Säuglings vor seiner Aufnahme — 
diese ist nicht vor Beginn des Arbeitsbeginnes der 
Mutter, also vor Beginn der 7. Woche notwendig — 
und nach seiner Entlassung aus der Krippe annehmen 
muß. Die Stillkrippe für sich allein, als Ding an sich, 
und losgelöst aus dem Gesamtrahmen der Fürsorge wäre 
mehr nochals die ‚isolierte Lungenheilstätte‘‘, die Kran- 
ke für drei Monate verpflegt, umdiesich vorher und nach- 
her niemand kümmert, ein durchaus unvollkommenes 
Hilfsmittel und nur von geringem Gesamtnutzen. 

Im Rahmen der Gesamtfürsorge aber erscheint 
sie, wenn es nicht gelingt, die Mutter von der Aufnahme 
der Arbeit fernzuhalten, von allergrößter Bedeutung 
als das einzige Mittel, das geeignet ist, dem Kinde die 
Brusternährung durch längere Zeit zu erhalten. 

Denn wenn nach Ablauf der Schutzfrist die Frau in 
Arbeit geht, setzt sonst selbstverständlich Zwiemilch- 
ernährung ein, bei der die künstliche Ernährung über- 
wiegt. Die Mutter stillt zweimal am Tage; viermal aber 
bekommt, wie die erwähnten Erhebungen in einer rhei- 
nischen Stadt ergeben haben, das Kind Haferschleim, 
Nestlemehl, Zwieback mit Milchzusatz und dergl. Das 

1) Veröffentlichungen desReichsgesundheitsamtes 44,529.1920. 
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dauert so weitere 6 Wochen bis zum Ende der Still- 
geldverabreichung. Dann hôrt, wenigstens nach den 
genannten, allerdings räumlich und zahlenmäBig zu 
geringen Erhebungen in mehr als der Hälfte der Fälle 
das Stillen ganz auf. Unter diesen Verhältnissen ist 
es allerwichtigste Aufgabe der Fürsorge, dem 
Kinde eine möglichst zweckmäßige Art der 
Ernährung und der Pflege überhaupt zu sichern. 
Hier kann durch eine — schon früher einsetzende — 
Einwirkung auf die Mutter, dann auf die Pflege- 
personen: Großeltern, Verwandten, ältere Geschwister 
viel Gutes geleistet werden. Durch das Reichsjugend- 
wohlfahrtsgesetz ist die gesetzliche Grundlage für das 
Eingreifen der Fürsorge beiin fremder Tagespflege, unter 
besonderen Umständen auch bei in Pflege von Verwand- 
ten befindlichen Kindern geschaffen worden. Eine ge- 
schickte Fürsorgerin aber wird es verstehen, auch ohne 
gesetzliche Druckmittel bei Fremden und Verwandten 
Einfluß zu gewinnen. Bei den Nachteilen, die jeder 
Massenunterbringung von Säuglingen anhaften, bei 
der damit verbundenen Infektionsgefahr — ich ver- 
weise auf die Ausführungen von Rietschel und 
Noeggerath auf früheren Krippenkonferenzen undauf 
die neuerlichen Pfaundlers!) —- erscheint es mir als 
die nächste und wichtigste Aufgabe der Für- 
sorge, die Einzelpflege entsprechend gut zu 
gestalten. Darauf muß zunächst und vor allem das 
Augenmerk der Fürsorge gerichtet sein. 

Ist die Fürsorge in einem Orte nicht entsprechend 
ausgebaut, um dies durchführen zu können, dann soll 
zunächst das Bemühen dahin gehen, sie vollständig 
auszubauen. Stößt dieser Ausbau auf unüberwind- 
liche Schwierigkeiten, bleibt trotz aller aufgewandten 
Mühe in einem räumlich nicht zu ausgedehnten Be- 
zirkeeineAnzahl von Kindern in mangelhafter, trotz aller 
Mühe nicht zu verbessernder Pflege, dann erst erscheint 
mir die Errichtung einer Säuglingskrippe in dem betref- 
fenden Orte am Platze. Diese Säuglingskrippen müssen 
— im Gegensatz zu den Fabrikkrippen — künstliche Er- 
nährung unter Tage durchführen, da es ja den Müttern 
im allergünstigsten Falle höchstens in der Mittagspause 
möglich sein wird, zum Stillen in die Anstalt zu kommen. 

Mit Rücksicht auf die Gefahren, die aus der An- 
häufung von Kindern, insbesondere von künstlich ge- 
nährten Kindern sich ergeben, erscheinen mir solche 
Krippen nur als ein Notbehelf, der aber durch 
örtliche Verhältnisse erzwungen werden kann und unter 
besonderen örtlichen Verhältnissen, weil die sonst be- 
stehenden Umstände wirklichen Ausbau der Fürsorge 
nicht gestatten, als nützlich angesehen werden kann. 


1) VII. Tagung der Deutschen Vereinigung für Säuglings- 
und Kleinkinderschutz. München, März 1925. Verhandlungs- 
bericht. Selbstverlag, Berlin-Charlottenburg 5. 
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Solche Krippen können in Baublocks von Wohnungs- 
genossenschaften, in Arbeiterkolonien, in dicht besie- 
delten Arbeiterbezirken errichtet werden. Immer aber 
muß das Bestreben dahin gehen, innerhalb dieser Ge- 
biete Gesamtfürsorge und Einzelpflege so aus- 
zugestalten, daß die Säuglingskrippe über- 
flüssig wird. 

Andersals bei der SäuglingskrippestehtesmitderKrip- 
pe für Kleinkinder, insbesondere im Alter von 2—6 Jah- 
ren. Hier sind die Nachteile der Anhäufung von Kindern 
geringer als beim Säugling (aber immer noch vorhanden !) 
— und hierzu kommt noch der Nutzen, den diese Ein- 
richtungen auch in erzieherischer Hinsicht bieten. Noch 
mehr gilt dies von Tagesheimen, von Horten für Schul- 
kinder. Tagesheime für Kleinkinder, Schulkin- 
der-Hortesollten überall dort geschaffen werden, wo 
erwerbstätige verheiratete Frauen in größerer Zahl vor- 
handen sind. 

Ich möchte zusammenfassen: 

Hauptziel der Bestrebungen zum Schutze der Kin- 
der erwerbstätiger Frauen muß die Schaffung und 
möglichste Ausgestaltung der Schwangeren-, 
Wöchnerinnen-, Säuglings-, Kinder- und. Ju- 
gendlichen-Fürsorgesein.ImRahmendieser zur 
möglichstenVervollkommnungzu bringenden Ge- 
samtfürsorge undals ein Glied derselben sind über- 
all dort, wo es nicht möglich ist, die Arbeitsruhe der er- 
werbstätigen Frau aufdieganze Dauer der Notwendigkeit 
der Brusternährung zu verlängern, Fabrikstillkrip- 
pen eine segensreiche Einrichtung, die— wenn 
gewisse Vorbedingungen gegeben — mitallen Mitteln an- 
zustrebensind. Indiese Krippen sind künstlich zu ernäh- 
rende Kinder nur in seltenen, ganz besonders gelegenen 
Einzelfällen aufzunehmen. 

Säuglingskrippen in Baublocks, Kolonien, 
Arbeiterbezirken sollen nur dann errichtet werden, 
wenn trotz aller Mühe die Verhältnisse in einer 
größeren Anzahl von Einzelpflegen unbefriedigend 
bleiben. Immer stellen sie aber nur einen Notbehelf 
dar und muß das Bestreben dahin gerichtet sein, durch 
mit allen Mitteln Anzustrebenden Ausbau der 
Fürsorge und Verbesserung der Einzelpflege 
diese Säuglingskrippen überflüssig zu machen. 
Wo nach dem eben Ausgeführten notwendige Säug- 
lingskrippen eingegangen sind, sollen sie neu errichtet 
werden ; aber immer ist vorher das Bestehen einer wirk- 
lichen Notwendigkeit zu prüfen und ist zu erwägen, 
ob die in den Krippenvereinen vorhandenen Mittel und 
Kräfte nicht nützlicher zur Ausgestaltung der 
Säuglingsfürsorge überhaupt oder — um ein den 
Krippenvereinen näher liegendes Gebiet zu erwähnen 
— zur Schaffung von Tagesheimen für Klein- 
kinder und Schulkinderhorten zu verwenden sind. 





Entwurf eines Elternschaftsversicherungsgesetzes nebst Begründung. 
Von A. GROTJAHN, Berlin. 


I. 
Einleitung. 

Seit zwei Jahrzehnten hat der Verfasser dieses Ent- 
wurfs bei jeder sich ihm darbietenden Gelegenheit 
darauf hingewiesen, daß der unaufhaltsame Rückgang 
der Geburten nur durch wirtschaftliche Bevor- 
rechtung- der Elternschaft zum Halten gebracht 
werden kann, und als das für Deutschland hierfür be- 
sonders taugliche Mittel die obligatorische Versiche- 
rung in Gestalt einer Elternschaftsversicherung 
bezeichnet. Die Eingliederung dieses neuen Zweiges 
in unser bewährtes soziales Versicherungswesen im ein- 
zelnen zu schildern, erschien jedoch solange ein müßiges 
Spiel, als der Gedankengang, auf dem der Vorschlag be- 
ruht, der öffentlichen Meinung und den Sozial- und Be- 
völkerungspolitikern von Fach so befremdend vorkom- 
men mußte, daß Einzelheiten kaum eine nähere Be- 
achtung geschenkt worden wäre. Dieses Stadium dürfte 
jedoch z. Zt. als endgültig überwunden anzusehen sein. 

Das verflossene Jahrzehnt hat uns daran gewöhnt, 
daß bei der Festsetzung von Unterstützungen, Renten, 
Pensionen, Löhnen und Gehältern der Familienstand 
berücksichtigt wird. In den Bünden der Kinder- 
reichen, deren Mitglieder bereits nach Hundert- 
tausenden zählen, ist eine parteipolitisch neutrale Be- 
wegung erstarkt, die nicht mehr nur vom Standpunkte 
örtlicher Wohlfahrtspflege, sondern auch von dem 
einer nationalen Bevölkerungspolitik gewürdigt sein 
will. In der Verfassung des neu geordneten Deutschen 
Reiches ist den kinderreichen Familien eine aus- 
gleichende Fürsorge ausdrücklich zugesagt worden. 
Die gesetzliche Einführung von Beihilfen für kinder- 
reiche Familien in Frankreich als dem Lande, dessen 
Geburtentiefstand auch Deutschland fast erreicht hat 
und, falls nichts geschieht, in wenigen Jahren unter- 
schritten haben wird, beginnt auch bei uns die politi- 
schen Faktoren aus ihrer bisherigen Teilnahmslosigkeit 
gegenüber den wichtigsten bevölkerungspolitischen 
Faktoren aufzurütteln. Dem Verfasser scheint daher 
jetzt die Zeit gekommen zu sein, mit den Umrissen 
einer Elternschaftsversicherung hervorzutreten. 

Eine aktuelle Frage, die zur Entscheidung drängt, 
gibt dazu noch besonderen Anlaß, nämlich die des 
Abbaues der bei Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
gleich unbeliebten Familienzuschläge zu den Löh- 


nen. In der Nachkriegszeit hatten sich sowohl bei den | 


Gehältern der Beamten und Angestellten als auch bei 
den Löhnen mancher Arbeiterkategorien Zuschläge 


nach dem Familienstande eingebürgert. Während sich 
aber trotz großer anfänglicher Widerstände die Ge- 
haltszahlung nach dem Familienstande bei Beamten 
und Lehrern immer mehr durchgesetzt hat und nie- 
mals wieder verschwinden, sondern voraussichtlich 
nach dem Vorgange fast aller anderen Länder noch 
stärker ausgebaut werden wird, haben sich die Fa- 
milienlöhne bei den freien Arbeitern aus Gründen, 
die hier aufzuzählen kein Raum ist, nicht bewährt und 
dürften binnen kurzem wieder verschwinden. Die Hoff- 
nung, in ihnen ein ähnliches Mittel zur Erleichterung 
der Familienlasten und Belebung des Willens zum 
Kinde zu erhalten, wie wir es von einer nachdrück- 
lichen Abstufung des Gehaltes der Beamten, Lehrer 
und Angestellten nach der Kinderzahl erwarten dürfen, 
muß wohl aufgegeben werden. Aber gerade deshalb ist 
es notwendig, sich rechtzeitig nach einem anderen 
Mittel umzusehen, um bei der Arbeiterschaft als der 
in einem Industriestaat bevölkerungspolitisch den 
Ausschlag gebenden Schicht den erwähnten Zweck zu 
erreichen. Dem französischen Mittel der staatlichen 
Beihilfen kann bei uns nur das wirksamere einer 
sozialen Versicherung entsprechen. Allein eine 
solche gestattet, ohne unmittelbare Inanspruchnahme 
des durch die Reparation schwer belasteten Reichs- 
fiskus einen Ausgleich zwischen den ungleichen, den 
Geburtenrückgang fördernden Lasten der Aufzucht 
bei den einzelnen Familien zu schaffen. 

Wenn dem folgenden Umriß einer Elternschafts- 
versicherung die Form eines Gesetzentwurfes gegeben 
worden ist, so geschah das nur, um in wenigen Seiten 
die wichtigsten Punkte dem Leser in konkreter und 
werbender Form vorzuführen, keineswegs aber, um 
der gesetzgeberischen Praxis schon jetzt einen bis in 
alle Einzelheiten ausgereiften Entwurf zu liefern. Das 
mußte selbstverständlich den juristischen und ver- 
sicherungswissenschaftlichen Sachverständigen über- 
lassen werden. An dieser Stelle kam es nur darauf an, 
die Leitgedanken in knappster Form und nach Fort- 
lassung aller Feinheiten zur Darstellung zu bringen. 


II. 
Entwurf zu einem Elternschaftsversiche- 
rungsgesetz. 
§ 1. 
Die im Artikel 119 der Reichsverfassung den kinder- 
reichen Familien zugesicherte ausgleichende Fürsorge 
erfolgt- durch eine Elternschaftsversicherung. 
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§ 2. 

Als kinderreich im Sinne des Gesetzes gelten alle 
Familien mit mehr als drei lebenden Kindern unter 
achtzehn Jahren. Zur ausgleichenden Fürsorge be- 
rechtigt ist der Familienvorstand jeder kinderreichen 
Familie. 

Ihm gleich berechtigt ist ein Familienvorstand mit 
mehr als zwei Kindern, wenn er Witwer ist oder dem 
Vater die Kinder allein zur Last fallen, weil die Mutter 
als Geschiedene, Anstaltsbedürftige usw. von ihm ge- 
trennt lebt und aus selbständigem Einkommen nichts 
oder nichts Wesentliches zum Unterhalt der Kinder bei- 
tragen kann. Ferner ist ihm gleichberechtigt ein Fa- 
milienvorstand mit mehr als einem Kinde, wenn es 
sich um eine Witwe handelt oder der Mutter die Kin- 
der allein zur Last fallen, weil der Mann als Geschiede- 
ner, Anstaltsbedürftiger oder Erwerbsunfähiger nichts 
oder nur Unwesentliches zum Unterhalt der Familie 
beitragen kann. 

§ 3. 

Die Kosten der Elternschaftsversicherung werden 
durch Beiträge der Ledigen sowie der kinderlos oder 
kinderarm Verheirateten aufgebracht. Beitragspflichtig 
ist jede Person, deren Einkommen mehr als 60 Mark 
monatlich beträgt. 

Die Beiträge werden vom Versicherungsträger in 
Hundertteilen des Einkommens festgesetzt und durch 
Kleben von Quittungsmarken eingezogen. Der Ledige 
zahit den Normalsatz ganz, der kinderlos Verheiratete 
zu drei Viertel, der Verheiratete mit einem Kinde zur 
Hälfte, der Verheiratete mit zwei Kindern zu einem 
Viertel. 

Mit der Geburt des dritten Kindes erlischt die Bei- 
tragspflicht. Für die in § 2 Abs. 2 genannten Haus- 
haltungsvorstände erlischt die Beitragspflicht bereits 
nach dem 2. bzw. 1. Kinde, soweit nicht für Witwen 
und Waisen besondere Bestimmungen Platz greifen. 


§ 4. 

Von der Beitragspflicht befreit und der Eltern- 
schaftsversicherung nicht unterworfen sind alle Be- 
amten des Reichs, der Länder und der Gemeinden, 
wenn bei der Festsetzung ihres Gehaltes der Familien- 
stand soweit berücksichtigt ist, daß dadurch für die 
kinderreichen Beamtenfamilien mindestens die gleiche 
Wirkung wie bei der Versicherung erreicht wird. 

Auf Antrag kann das Reichsversicherungsamt auch 
Gruppen von nichtstaatlichen Beamten oder Ange- 
stellten in beamtenähnlicher Stellung (Eisenbahn- 
beamte, Bankbeamte, Angestellte in öffentlichen Be- 
trieben u. ähnl.) von der Versicherungspflicht be- 
freien, wenn der Nachweis erbracht wird, daß bei ihrer 
Besoldung der Familienstand soweit berücksichtigt 
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ist, daß dadurch für die kinderreichen Familien dieser 
Gruppen die gleiche Wirkung wie bei der Versicherung 
erreicht wird. 

§ 5. 


Jeder kinderreiche Familienvorstand hat von der 
Geburt des vierten lebenden Kindes an ein Anrecht 
auf den Bezug eines Kindergeldes. Die durch das 
Kindergeld erzielte Einnahme ist steuerfrei. 

Ist der Haushaltungsvorstand nicht im Besitze der 
elterlichen Gewalt, so geschieht die Zahlung an den 
Vormund. Sind die Eltern geschieden, so erfolgt die 
Zahlung an den Teil, dem der Unterhalt der Kinder 
obliegt. 





§ 6. 

Das Kindergeld beträgt 60 Mark monatlich und 
erhöht sich mit jedem folgenden Kinde um 10 Mark. 

Erreicht das älteste Kind das achtzehnte Lebens- 
jahr, so vermindert sich das Kindergeld um 10 Mark. 
Auch mit jedem weiteren Kinde, das das achtzehnte 
Lebensjahr erreicht, vermindert sich das Kindergeld 
um weitere 10 Mark. Erreicht das jüngste Kind das 
achtzehnte Lebensjahr, so erlischt die Berechtigung 
zum Bezuge des Kindergeldes. 


§ 7. 

Stirbt ein Kind einer kinderreichen Familie, so er- 
leidet das Kindergeld eine Verminderung um 10 Mark, 
wenn nach dem Todesfalle der Familienstand den 
Voraussetzungen des § 2 entspricht. 

Vermindert sich durch den Tod eines oder mehrerer 
Kinder der Familienstand unter den in § 2 angegebenen 
Voraussetzungen, so erleidet das Kindergeld für jedes 
gestorbene Kind eine Verminderung von 10 Mark im 
ersten, von 20 Mark im zweiten Jahre. Falls in diesen 
beiden Jahren keine Schwangerschaft eintritt, er- 
lischt der Bezug des Kindergeldes. 


§ 8. 

Den Versicherten mit einem Einkommen von mehr 
als 5000 Mark können, wenn sie bezugsberechtigt wer- 
den, für die Kinder, für welche sie Kindergeld erhal- 
ten haben, Erziehungsgelder in der Höhe des halben 
Kindergeldes bis zum 24. Lebensjahr, den Versicherten 
mit einem Einkommen von mehr als 8000 Mark solche 
in der Höhe des ganzen Kindergeldes gewährt werden. 

Die Gewährung des Erziehungsgeldes erfolgt auf 
Antrag durch die Versicherungsträger auf Grund be- 
sonderer Bestimmungen. 


§ 9. | 
Versicherungsträger sind die Landesversicherungs- 
anstalten, bei denen besondere Abteilungen für Eltern- 
schaftsversicherung errichtet werden. 
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§ 10. 

Die Versicherungsträger sind berechtigt, 10 v. H. 
der eingehenden Versicherungsbeiträge zu Sachleistun- 
gen wie z. B. Errichtung von Entbindungsheimen, Ge- 
währung von ärztlicher Eheberatung, Bekämpfung der 
Säuglingssterblichkeit u. ähnl. zu verwenden. 


HI. 
Begründung. 

Der zweite Absatz des Artikels 119 der Verfassung 
des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 bestimmt 
ausdrücklich: Kinderreiche Familien haben An- 
spruch auf ausgleichende Fürsorge. Es ist be- 
dauerlich, daß der Einlösung dieser feierlichen Zu- 
sicherung bis jetzt in keiner Weise auch nur von 
weitem nähergetreten ist. Dieses Versäumnis nach- 
zuholen, gibt einmal die Verteuerung und Verknap- 
pung aller Existenzmittel Veranlassung, von der un- 
zweifelhaft die kinderreichen Familien am schwersten 
und ungerechtfertigtsten betroffen werden, sodann aber 
auch die verhängnisvolle Beschleunigung, die der be- 
reits vor dem Kriege einsetzende Geburtenrückgang 
nach dem Kriege erfahren hat. Familienwohl und 
Staatswohl erfordern in gleicher Weise, endlich mit der 
Erfüllung des Versprechens, das die Verfassung ge- 
geben hat, Ernst zu machen. 

Im Deutschen Reiche betrug die Zahl der Lebend- 
geburten auf das Tausend der Bevölkerung 

im Jahre 1872 39,5 im Jahre 1900 35,6 
1880 37,6 » „ 190 29,8 

5» _» 1890 35,7 » » 1913 27,7. 

Die Kriegsjahre brachten dann einen starken Ge- 
burtenausfall, der auf mindestens 31, Millionen ge- 
schätzt werden muß. Die Geburtenziffer betrug wäh- 
rend des Krieges | 

im Jahre 1914 26,8 im Jahre 1917 13,9 
1915 20,4 5»  » 1918 14,3. 

» » 1916 15,2 | 

Nach dem Kriege nahmen die Geburten infolge der 
Rückkehr der Ehemänner und der vermehrten Ehe- 
schlieBungen wieder zu. Aber diese Zunahme glich 
auch nicht annähernd der nach dem Kriege 1870/71 
beobachteten, denn es betrug die Geburtenziffer nur 

im Jahre 1919 20,0 im Jahre 1921 26,1. 

» » 1920 25,9 

Mit dem Jahre 1921 hatte jedoch die Zunahme 
ihren Gipfel erreicht. Von nun an geht es von Jahr zu 
Jahr bergab!). Denn auf 1000 Einwohner wurden ge- 
zählt Lebendgeburten 

im Jahre 1922 23,7 
1923 21,7. 


1) Vgl. Die Bevölkerungsbewegung nach dem Kriege in 
Deutschland in „Wirtschaft und Statistik“, 1925, Nr. 10. 
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im Jahre 1924 21,1 
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Sehr bedenklich aber ist, daB diese Zahlen kaum als 
Haltepunkte anzusehen sind. Denn die groBstädti- 
sche Bevölkerung zeigt, obgleich hier die Eheziffer 
hoch und die mittleren Jahresklassen besonders stark 
besetzt sind, eine Geburtenziffer, die noch weit unter 
den genannten Zahlen liegt, nämlich 14,2 im Jahre 
1923 und in Berlin gar nur 9,4. Was aber die Groß- 
städte heute vormachen, das machen mehr oder min- 
der die Klein- und Mittelstädte morgen, das Land 
übermorgen nach. Jedenfalls muß damit gerechnet 
werden, daß die Geburtenziffer in Deutschland im 
Laufe der nächsten Jahre noch unter 20 fällt. 

Die Zahl 20 hat aber eine bestimmte Bedeutung. 
Denn stellt man sich eine Bevölkerung vor, in der das 
durchschnittliche Lebensalter fünfzig Jahre beträgt, 
wie das für die europäischen Kulturländer anzu- 
nehmen ist, so werden jährlich auf das Tausend dieser 
Bevölkerung 20 Todesfälle kommen und durch eben- 
soviele Lebendgeburten ersetzt werden müssen, 
wenn auch nur der Bestand erhalten werden soll. 
Ein Land, in dem die Geburtenziffer sich dauernd 
unter 20 hält, verfällt daher dem Bevölkerungsrück- 
gang mit allen seinen bedenklichen Folgen, nament- 
lich dem auf die Dauer ganz unvermeidlichen Ein- 
strömen fremder, lohndrückender Arbeitskräfte aus 
kulturell tiefer stehenden Ländern, die wie schon 
heute in der Landwirtschaft auch die Arbeitsplätze 
in den Industriegegenden besetzen. 

Die Frage, ob das Deutschland unserer Tage ein 
ebenso groBes Wachstum wie vor dem Kriege ver- 
tragen kann oder nicht, ist müßig geworden. Wir sind 
kein wachsendes Volk mehr. Angesichts der jüngsten 
Entwicklung unserer Bevölkerungsbewegung handelt 
es sich bei bevölkerungspolitischen Erörterungen nicht 
mehr um eine Förderung des Wachstums, sondern um 
die Erhaltung des Bestandes unseres Volkes. Über die 
bedenkliche bevölkerungspolitische Lage darf auch das 
Ergebnis der Volkszählung vom Jahre 1925 nicht hin- 
wegtäuschen, die das Bild einer trotz Krieg und 
Teuerung der Zahl nach vermehrten Bevölkerung 
zeigt. Denn das ist nur eine vorübergehende Er- 
scheinung, die einmal auf das Einströmen unzähliger 
Flüchtlinge und Verdrängter und sodann aber auch 
auf die niedrige Sterblichkeitsziffer zurückzu- 
führen ist. An dieser auffallend niedrigen Sterblich- 
keit kann der Einsichtige keine rechte Freude haben. 
Sie ist keineswegs die Folge eines besonders guten Ge- 
sundheitszustandes, sondern lediglich ein bevölke- 
rungsstatistisches Paradoxon, das auf der absonder- 
lichen Altersklassenbesetzung einer Bevölkerung be- 
ruht, in der infolge des Kriegs- und Nachkriegsge- 
burtenrückganges wenige Kinder und damit auch 
wenige Säuglings- und Kindertodesfälle gezählt wer- 
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den. Auch das vorzeitige Fortsterben vieler schwacher 
Konstitutionen an Tuberkulose, Grippe und Unter- 
ernährung in den letzten Kriegsjahren hat auf die Ge- 
staltung der Sterblichkeit günstig eingewirkt. Jeden- 
falls darf die gegenwärtige niedrige Sterbeziffer nicht 
als normal und konstant angesehen werden. Es ist mit 
Sicherheit darauf zu rechnen, daß sie in den kommen- 
den Jahren rasch ansteigen wird und zwar um so mehr, 
als die Altersklassenzusammensetzung wieder normal 
wird. Dann dürfte der wahre Jammer des Geburten- 
rückganges auch dem Gleichgültigsten offenbar wer- 
den. Es wäre jedoch verfehlt, bis zu diesem Zeitpunkte 
mit Gegenmaßnahmen zu warten, damit sie nicht wie 
anscheinend in Frankreich überhaupt zu spät kommen. 

Schwieriger als die Berechnung jener Richtzahl auf 
das Tausend der Bevölkerung ist eine solche für jede 
Ehe. Nimmt man an, daß in einer normal zusammen- 
gesetzten Bevölkerung von je 1000 Geborenen etwa 
300 vor dem durchschnittlichen Heiratsalter sterben, 
8 v. H. der Heiratsfähigen ledig bleiben und 10 v. H. 
aller Ehen kinderlos sind, so müssen nach v. Bortkie- 
wicz!) auf jede überhaupt fruchtbare Ehe nicht weni- 
ger als durchschnittlich 3,46 Kinder fallen, wenn der 
Bestand der Bevölkerung erhalten bleiben soll. Diese 
Berechnung enthält nicht nur die stärkste Verurteilung 
des Zweikindersystems, sondern auch den Hinweis, daß 
zur Bestandserhaltung auch 3 Kinder nur dann aus- 
reichen, wenn jedes nicht gänzlich unfruchtbare 
Elternpaar drei Kinder mindestens über das fünfte 
Lebensjahr hochbringt. Da aber unzählige Eltern- 
paare sich mit weniger als drei Kindern begnügen oder 
in manchen Fällen auch aus zwingenden Gründen be- 
gnügen müssen und außerdem zahlreiche Kinder vor 
dem fünften Lebensjahre sterben, so ist ohne weiteres 
klar, daß nicht nur das Wachstum eines Volkes, son- 
dern auch schon die Erhaltung des Bestandes da- 
von abhängt, daß eine große Anzahl von Elternpaaren 
kinderreich‘ sind, d. h. mehr als drei Kinder auf- 
ziehen. Daraus folgt weiterhin, daß eine ausgleichende 
Fürsorge für die bei der ungleichen Kinderzahl auch 
ungleiche wirtschaftliche Belastung den kinderreichen 
Familien nicht nur aus Gründen der Billigkeit und der 
Notstandslinderung zu gönnen ist, sondern ihnen aus 
zwingenden Gründen der Erhaltung unseres Bevölke- 
rungsbestandes und damit unserer Volkskraft schleu- 
nigst gewährt werden muß. 

Unsere westlichen Nachbarn haben begriffen, worauf 
es ankommt und kommunale Beihilfen (allocutions) 
für mittellose Vorstände kinderreicher Familien ein- 
geführt. Außerdem ist vor einigen Monaten ein Gesetz 
angenommen worden, das jedem Kinderreichen unab- 


1) L. v. Bortkiewicz, Art. ,,Bevôlkerungstheorie“ Bd. I. 
der Schmoller-Festschrift, Leipzig 1908. XIII. S. 8. 
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hängig von Stand und Einkommen eine nationale Bei- 
hilfe gewährt. Dazu kommen noch die Patronatsbei- 
hilfen, die von den Eisenbahngesellschaften und groß- 
industriellen Werken aus besonderen Ausgleichskassen 
an kinderreiche Beamte und Angestellte gezahlt wer- 
den!) Diese Allokutionen sind in Frankreich noch. 
nicht lange genug eingeführt, als daß sich ihre Wirk- 
samkeit auf die Geburtenziffer schon zahlenmäßig 
nachweisen ließe. Auch hat der Währungsverfall ihren 
Wert vorläufig stark beeinträchtigt, trotzdem einige 
Erhöhungen vorgenommen worden sind. Jedenfalls 
verdient das Beispiel Frankreichs die Beachtung in 
allen Ländern, in denen sich ein stetes Sinken der Ge- 
burtenzahl feststellen läßt. Zu diesen gehört neben 
England, Holland und den skandinavischen Ländern 
in erster Linie Deutschland. 

Es wäre jedoch falsch, das französische Beihilfen- 
system einfach nachzuahmen. Denn es hat den großen 
Fehler, daß es der Staatskasse unmittelbar große 
Lasten auferlegt und die Leistungen an die Kinder- 
reichen von dem schwankenden Stande der staatlichen 
Finanzen abhängig macht. Infolgedessen werden auch 
die Gelder vorwiegend durch indirekte Steuern aufge- 
bracht, also zum großen Teil durch die Kinderreichen 
selbst. Wählt Deutschland für die zum Anhalten des 
Geburtenrückganges unerläßliche wirtschaftliche Be- 
vorrechtung der kinderreichen Familien den seit Jahr- 
zehnten erprobten Weg der obligatorischen Versiche- 
rung, so werden beide Fehler vermieden. Der Reichs- 
haushalt wird nicht berührt, der Fiskus in keiner Weise 
in Anspruch genommen. Die von ihm unabhängige 
Elternschaftsversicherung sammelt von den Ledigen, 
Kinderlosen und Kinderarmen Beiträge ein und führt 
sie als Unterstützungen den Kinderreichen zu. Jene 
zahlen die Kosten lieber als Versicherungsbeiträge, 
deren unmittelbaren Nutzen sie tagtäglich in ihrer 
Umgebung beobachten können, als daß sie eine große 
steuerliche Belastung auf sich nehmen, deren Erträge 
in den undurchsichtigen allgemeinen Staatshaushalt 
fließen. 


Zu §§ 1 und 2. 


Die Begriffsbestimmung der kinderreichen Familie 
ist der Definition angeglichen, die die Reichsbünde der 
Kinderreichen?) gewählt haben, nämlich als der Fa- 
milie mit mehr als drei lebenden Kindern. 


1) vgl. H. Harmsen, Die französische Sozialgesetzgebung 
im Dienste der Bekämpfung des Geburtenrückganges. In den 
Veröffentlichungen aus dem Gebiete der preuß. Medizinalver- 
waltung. Bd. 19. H. 2. 1925. — Les Allocutions Fami- 
liales. Bureau International du Travail. Genf 1924. Kom- 
missionsverlag H. Treiß in Berlin. | 

2) Vorsitzender H. Konrad, Geschäftsführer Dix, Geschäfts- 
stelle Berlin-Charlottenburg, Kantstr. 54. 
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Allerdings ist es für Versicherungszwecke nötig, eine 
Grenze für das Alter zu bestimmen, mit dem die Kinder 
aufhören, im Sinne eines Elternschaftsversicherungs- 
gesetzes als Kinder zu gelten. Am besten wird dieses 
Alter auf das Entlassungsalter der Volksschule zuzüg- 
‚lich drei Jahre Ausbildungszeit festgesetzt, also auf 
das 18. Lebensjahr. Für den Fall, daß die Familie 
insofern nicht vollständig ist, als die Kinder allein dem 
Vater oder der Mutter zur Last fallen, müssen Sonder- 
bestimmungen Platz greifen, die den Vorständen sol- 
cher Familien einen Vorzug vor den übrigen einräu- 
men und zwar der alleinstehenden Frau im höheren 
Maße als dem alleinstehenden Manne. 


Zu § 3. 

Die Elternschaftsversicherung muß, wenn sie lei- 
stungsfähig sein soll, einen möglichst großen Teil der 
Bevölkerung obligatorisch einbeziehen ; denn nur dann 
wird es möglich sein, die erforderlichen Summen ohne 
jede Bemühung des Reichsfiskus aufzubringen. Es 
müssen daher alle Personen mit Einkommen heran- 
gezogen werden mit Ausnahme derer, bei denen das 
Einkommen sich unter der Grenze eines Existenz- 
minimums hält. Es empfiehlt sich, einen Normalsatz 
auf das Hundert des monatlichen Einkommens fest- 
zusetzen, der ganz oder in Bruchteilen zu zahlen ist, 
je nachdem die Kinderzahl hinter der einer Normal- 
familie zurückbleibt. Dabei sind die Gründe für dieses 
Zurückbleiben ganz gleichgültig, da die Zahlung des 
Versicherungsbeitrages ja nicht als Strafe für eine 
Unterlassung gedacht ist, sondern lediglich als eine 
teilweise Abgeltung für die Familienlasten, die die 
Kinderreichen mehr zu tragen haben als die anderen. 
Ob auch andere Familienmitglieder als Kinder wie 


etwa mittellose pflegebedürftige Verwandte in An- 


rechnung zu bringen sind, muß bei einem gesetz- 
geberischen Durcharbeiten der Einzelheiten entschie- 
den und durch Sonderbestimmungen geregelt werden. 

Die Höhe der in Frage kommenden Geldsummen 
ließe sich abschätzen, wenn die Zahl derer, die geben 
oder nehmen sollen, bekannt wäre. Zur Zeit liegen für 
Deutschland die Unterlagen für eine solche Rechnung 
noch nicht vor. Es dürfte jedoch wohl möglich sein, 
sie aus den Zählkarten der jüngst vorgenommenen 
Volkszählung zu gewinnen. Allerdings würden sie 
dann aus einer Bevölkerung abstrahiert, die infolge 
Krieg, Wanderung und Geburtenausfall in hohem 
Grade anormale Zusammensetzung zeigt. Zu einer 
brauchbaren Schätzung kommt man daher vielleicht 
am besten, wenn man die Auszählung zu Grunde legt, 
die der Statistiker J. Bertillon im Jahre 1912 in 
Frankreich machen ließ, also zu einer Zeit, in der die 
Geburtenziffer dort bei normaler Altersklassenbe- 
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setzung so niedrig war, wie sie es voraussichtlich bei 
uns in wenigen Jahren sein wird. Es wurden damals 
in Frankreich gezählt: 


Junggesellen über 30 Jahre alt.... 1350000 
Kinderlose Ehepaare ............ 1805000 
Ehepaare mit je einem Kinde ..... 3000000 
Ehepaare mit je zwei Kindern .... 2662000 


Rechnet man zu diesen 8817000 für Einzahlungen 
noch 1500000 weitere Einzahler, nämlich Ledige 
beiderlei Geschlechts, die nicht Junggesellen über 
30 Jahre alt sind, so erhält man die Zahl 10317000, 
und zieht man davon jene ab, die von der Veran- 
lagung frei bleiben, weil sie nicht mehr als das Existenz- 
minimum verdienen, und die man auf 2 bis 24, Mil- 
lionen schätzen mag, so verbleiben mindestens 8 Mil- 
lionen Einzahler, die mit Rücksicht darauf, daß 
Deutschland ein Drittel Bevölkerung mehr zählt als 
Frankreich, auf 12 Millionen vermehrt werden müssen. 

Ehepaare mit je 3 Kindern gab es damals in Frank- 
reich 1600000, so daß für Deutschland 2400000 Haus- 
haltungsvorstände von solchen Normalfamilien anzu- 
setzen wären, die weder zu zahlen noch zu empfangen 
hätten. 

Als kinderreiche Familien wurden damals in 
Frankreich gezählt 


Ehepaare mit je 4 Kindern ....... 1 000 000 
Ehepaare mit je 5 Kindern ....... 500000 
Ehepaare mit je 6 u. m. Kindern .. 685000 


insgesamt 2185000. 


Vermehrt man diese Zahl entsprechend der grôBeren 
Bevölkerungszahl Deutschlands um ein Drittel, so 
dürften wenig mehr als 3 Millionen Empfänger bei 
12 Millionen Einzahlern herauskommen. Rechnet man 
weiter etwa !/, auf die Festbesoldeten, die der Eltern- 
schaftsversicherung fernbleiben können, weil ihre Ge- 
haltszahlung in einer der Versicherung entsprechenden 
Weise nach dem Familienstande abgestuft ist, so 
hätten 10 Millionen Beiträge zu liefern, die 214 Mil- 


| lionen Kinderreichen-Empfänger zugute kämen oder 


durchschnittlich vier Zahler einen Empfänger zu 
unterstützen. Diese Schätzung ist summarisch und 
entbehrt jeder Feinheit, aber sie zeigt deutlich, daß 
hier nichts Unerschwingliches verlangt wird. 

Der Volkswohlstand bleibt bei der Aufbringung der 
Kosten in Gestalt von monatlichen Versicherungsbei- 
trägen, die durch Klebemarken einzuziehen wären, un- 
berührt; denn es findet ja nur eine Verlagerung der 
Ausgaben statt. Der innere Markt wird aber an Kauf- 
kraft sehr gewinnen, da erheblich mehr lebensnotwen- 
dige und nützliche Waren angefordert werden dürften 
als vorher. 
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Zu 4. 


Die Bevölkerungsschichten, die sich aus Beamten 
oder Angehörigen beamtenähnlicher Berufe mit 
ihren Familien zusammensetzen, bilden einen erheb- 
lichen Bruchteil unseres Volkes, vielleicht ein Fünftel, 
sicher ein Sechstel. Die soeben erfolgte Berufszählung, 
deren Ergebnisse noch nicht vorliegen, wird es des 
Näheren zeigen. Diese Schicht kann aus der Eltern- 
schaftsversicherung herausbleiben, wenn die Gehalts- 
zahlung nach dem Familienstande gleichzeitig mit der 
Einführung einer Elternschaftsversicherung so ausge- 
staltet wird, daß sie die mit dieser verfolgten bevölke- 
rungspolitischen Ziele auch ihrerseits erreicht. Die 
gegenwärtig bereits geübte Berücksichtigung des Fa- 
milienstandes ist zwar als grundsätzlicher Bruch mit 
dem bisher üblichen, bevölkerungspolitisch verfehlten 
Beamtenbesoldungsmodus zu begrüßen, aber zugleich 
als gänzlich unzureichend zu beanstanden. Einen be- 
achtenswerten Vorschlag zu ihrer Ausgestaltung ent- 
hält das Thiedesche Gehaltsschema, das im Anhang 
mitgeteilt wird. 


Zu §§ 5—8. 


Die Bezeichnung Kindergeld ist den Ausdrücken 
Krankengeld, Wochengeld usw. nachgebildet und 
paBt sich wohl zutreffend dem Ausgangs- und Ziel- 
punkt der Elternschaftsversicherung an. Es kann bei 
der augenblicklichen wirtschaftlichen Lage unseres 
Volkes nicht so hoch angesetzt werden, wie alle Ein- 
sichtigen es den Kinderreichen wünschen. Aber es 
darf auch nicht so niedrig sein, daB es nicht wenigstens 
in den unteren Wohlstandsschichten als eine fühlbare 
Erleichterung empfunden wird. Der. Beitrag von 
60 Mark ist hier gewählt, weil auf jedes der vier Kinder 
ein Mindestsatz für seine Ernährung von 15 Mark 
durchschnittlich geschätzt worden ist. 

Es empfiehlt sich, bei der Elternschaftsversicherung 
von dem im Versicherungswesen bisher üblichenGrund- 
satz, nach der Höhe der Beiträge auch die Leistungen 
zu differenzieren, abzugehen und das Kindergeld und 
seine Zuschläge für alle Wohlstandsklassen gleich zu 
setzen, während die Versicherungsbeiträge natürlich 
nach dem Einkommen abgestuft werden müssen. Auf 
diese Weise genießen die unteren Wohlstandsklassen 
einen Vorzug. Er ist gerechtfertigt, weil nach den Er- 
fahrungen aller Länder und Zeiten sie es sind, die 
hauptsächlich und unter den größten Opfern tür die 
Fortpflanzung des Volkes sorgen. Wenn die höheren 
Wohlstandsschichten, wie zahlenmäßig feststeht, es an 
einer zureichenden, d. h. auch nur den Bestand ge- 
währenden Nachkommenschaft fehlen lassen, obgleich 
sie mit ungleich weniger Schwierigkeiten als die 
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anderen ihre Kinder ernähren, kleiden und beher- 
bergen können, so ist es auch nur recht und billig, 
wenn sie durch eine stärkere Heranziehung zu den 
Kosten einer Elternschaftsversicherung diese natio- 
nale Pflichtversäumnis auszugleichen genötigt werden. 

Um ihnen jedoch für ihre absolut, nicht relativ 
höheren Beiträge ein Äquivalent zu bieten, das ihren 
besonderen Bedürfnissen entspricht, empfiehlt es sich, 
in den höheren Wohlstandsklassen den für das Kinder- 
geld bezugsberechtigten Familienvorständen eine Wei- 
terzahlung des Kindergeldes als Erziehungsgeld über 
das achtzehnte Lebensjahr hinaus zuzubilligen. Na- 


.mentlich dem intellektuellen Mittelstand werden sie 


willkommen sein und ihm den Willen stärken, seine 
intellektuellen Erbwerte in einer entsprechenden An- 
zahl von Kindern weiterleben zu lassen, woran er es 
Heute noch so sehr fehlen läßt. Verzichtet man jedoch 
auf den Grundsatz des gleichen Kindergeldes und zieht 
vor, es nach Wohlstandsklassen entsprechend den 
hohen Beitragsleistungen abzustufen, so kann das nur 
auf Grund einer überaus komplizierten Rechnung ge- 
schehen, für die auf das wertvolle Buch des Reichs- 
gerichtsrats Zeiler!) hinzuweisen ist. 


Zu §§ 9 u. 10. 


Die Verwaltung einer Elternschaftsversicherung 
wird erheblich weniger Personal und Kosten erfordern 
als jede der bestehenden Zweige des sozialen Ver- 
sicherungswesens. Denn sie hat es mit konkreten, aus 
der Bevölkerungsstatistik zu berechnenden Versiche- 
rungsobjekten zu tun, während die bestehenden Ver- 
sicherungszweige mit unberechenbaren Risiken und 
schwer abzugrenzenden Objekten arbeiten müssen, die 
als Krankheiten, Unfälle und Invaliditätsfälle zu den 
verwickeltsten Streitfragen und deshalb auch zu einem 
großen Verwaltungs- und Spruchapparat Anlaß geben. 
Es dürfte kaum nötig sein, für die Elternschaftsver- 
sicherung eine besondere Verwaltung zu schaffen, son- 
dern genügen, sie an die Invaliditätsversiche- 
rung anzuhängen und die Landesversicherungs- 
anstalten zu ihrem Träger zu machen. Man könnte 
auch daran denken, die Hinterbliebenenversiche- 
rung, die sich bereits im Verwaltungsbereich der 
Landesversicherungsanstalten befindet, in die Eltern- 
schaftsversicherung hineinzuarbeiten. Das gleiche gilt 
von der Reichswochenhilfe, die gegenwärtig ziem- 
lich unorganisch und mangelhaft mit der Kranken- 
versicherung verbunden ist. Auch sie ließe sich zweck- 
mäßig mit der Elternschaftsversicherung vereinigen. 

Schon gegenwärtig beschränken die Landesver- 


1) A. Zeiler, Gesetzliche Zulagen für jeden Haushalt. Plan 
und Begründung einer Beihilfenordnung. Stuttgart 1916. 
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sicherungsanstalten ihre Tätigkeit nicht auf Renten- 
festsetzung und Rentenzahlung, sondern bieten ihren 
Versicherten wertvolle Sachleistungen sozial- 
hygienischer Art wie Heilstättenaufenthalt, Kur- 
beihilfen, Fürsorgeeinrichtungen usw. Man könnte 
dementsprechend auch in der Elternschaftsversiche- 
rung verfahren und einen bestimmten Bruchteil der 
ihr zufließenden Beiträge für Entbindungsheime, Fa- 
milienhilfe, Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit 
u. ähnl. verwenden. 

Darüber hinaus eröffnet sich hier sogar ein Aus- 
blick, die durch die Elternschaftsversicherung in erster 
Linie angestrebte quantitative Bevölkerungspolitik 
im Sinne einer qualitativen Eugenik zu ergänzen, 
indem angegliederte Eheberatungsstellen den Ver- 
sicherten ärztlichen und fortpflanzungshygienischen 
Rat erteilten, namentlich nach der Richtung hin, 
welche Ehepaare infolge ihrer oder ihrer Vorfahren 
körperlichen oder geistigen Beschaffenheit besser nicht 
kinderreich sein dürften. 


Anhang. 


Ein beachtenswertes Schema zur Abstufung der Ge- 
hälter der Beamten und Festbesoldeten nach der Kin- 
derzahl hat der Vorsitzende des Familienbundes!) der 
Beamten und Lehrer Thiede aufgestellt, das hier 
nach einem vom obigen Verein herausgegebenen Merk- 
blatt wiedergegeben sei. Auch wer nicht mit allen 
Einzelheiten einverstanden ist und namentlich Be- 
denken trägt, der Familie mit zwei Kindern statt 
jenen mit drei Kindern den Platz der Normalfamilie 
einzuräumen, wird zugeben müssen, daß jede zu- 
künftige ernste Regelung der Besoldung der Beamten, 
Lehrer und Angestellten im Sinne einer nachdrück- 
lichen Abstufung nach der Kinderzahl dieses Schema 
zum Ausgangspunkt nehmen müssen wird. 


: Einkommenschema. 













Familien- 
formen 









| 
Platz- | m) IV | v | vi | vu 
ordnung 
Ab- und ‚(-4/15 Aus- +(4/15 
Zuschläge | "7/15 | -6/15 1,1715) + 2/15 gangs- + 2/15 1715) 
Einkommen 
in an 8/15 | 9/15 i 10/15 | 13/15 | 15/15 | 17/15 | 20/15 
teln 


1) Die Geschäftsstelle des Familienbundes der Reichs-, 
Staats-, Gemeindebeamten und Lehrer Deutschlands 
befindet sich in Berlin-Charlottenburg, Kaiserdamm 20. 


Tabelle 


der Einkommen auf der Grundstufe 
in Friedensmark. 


Far Dura 
F-FE a 
Gruppe 1 | 80 I 800 | OUR 1500 Le 
`i II 896 a 1120 ve 1680 | 1940 > 
„ m 1000 | 1125 | 1250 | 1625 | 1875 | 2125 | 2500 
» WW 1120 | 1260 | 1400 , 1820 | 2100 ' 2380 | 2800 
P V 1256 | 1413 | 1570 | 2041 | 2355 | 2669 | 3140 
» VI 1408 | 1584 | 1760 | 2288 | 2640 | 2992 | 3520 
„ VHI 1576 | 1773 | 1970 | 2561 | 2955 | 3349 | 3940 
„ VIII 1768 | 1989 | 2210 | 2873 | 3315 | 3757 | 4420 
» IX 1984 | 2232 | 2480 | 3224 | 3720 | 4216 | 4960 
ji X 2224 | 2502 , 2780 | 3614 | 4170 | 4726 5560 
» XI 2488 | 2799 | 3110 | 4043 | 4665 | 5287 | 6220 
» XII 2784 | 3132 | 3480 | 4524 | 5220 | 5916 | 6960 
„ XIII 3120 | 3510 | 3900 | 5070 | 5850 | 6630 | 7800 


Dieses Schema kommentiert Thiede folgendermaßen: Die 
Zweikinderfamilie ist als Ausgangsstelle gewählt worden, nicht 
als ob sie vom Bevölkerungsstandpunkte aus als die normale 
Form hingestellt werden sollte — Deutschland braucht nach 
den erschöpfenden Aderlässen am Volkskörper durch Krieg und 
Hunger zur Erneuerung seiner Volkskraft durchschnittlich 
mindestens 4 Kinder auf die Familie —, sondern aus Gründen 
rein sozialer und technischer Art. 

Ähnliche Erwägungen bestimmen auch die Platzordnung und 
die Fünfzehntelung der Ab- und Zuschläge. Von Platz V aus 
erfahren die kleinen Familienformen Abschläge, die größeren 
Zuschläge. Diese betragen für jedes Kind 2/15 von Platz V. 
Für die Mutter von 1—3 Kindern ist außerdem ein Zuschlag 
von !/ıs für die mit 4 und mehr Kindern ein weiteres Fünfzehntel 
vorgesehen. Die Mutterzuschläge sind auf Platz Ill und VII 
vermerkt. Sie sollen der Mutter auch nach Beendigung ihrer 
Erziehertätigkeit als Anerkennung des Staates für erfüllte 
staatsbürgerliche Pflichten verbleiben. Mit der Vergrößerung 
und Verkleinerung der Familie tritt auch jedesmal ein Platz- 
wechsel in der wagerechten Reihe ein. Beispiele: a) In der bisher 
kinderlosen Ehe Möller erscheint das erste Kind. Damit tritt 
der Beamte von Platz Ill auf IV, und sein Abschlag von V ver- 
ringert sich um ?/,5 für das Kind, !/ıs für die junge Mutter, be- 
trägt demnach nur noch ?/ıs. b) In der 6köpfigen Familie Franz 
wird das älteste Kind wirtschaftlich selbständig, Franz verliert 
dadurch ?/,, Zuschlag und tritt somit zwischen VI und VII. 
Sein Zuschlag beträgt nunmehr ?/ıs für das dritte Kind und das 
nicht gelöschte Fünfzehntel für die Mutter. c) Nachdem alle 
5 Kinder erwerbsfähig geworden sind, befindet sich Familie 
Scholz zwischen III und IV, da ihr 2/,, Mutterzulage verblieben 
sind (man vergleiche hierzu den Entwurf). 

Der geringe Abstand der weiblichen von den männlichen 
Ledigen findet seine Begründung einerseits in der höheren wirt- 
schaftlichen Anlage und Ausbildung, andererseits in der ge- 
ringeren dienstlichen Leistungsfähigkeit der Frau. 

Die für den Entwurf gewählte Basis sichert allen Familien- 
formen das wirtschaftliche Bestehen. Das eingesetzte Mindest- 
gehalt darf und muß für alle gefordert werden, wenn der Be- 
amte seine ganze Kraft dem Dienste widmen soll. Der Vor- 
schlag des Reichsbundes höherer Beamter bezüglich der Gruppen- 
spannungen bietet so erhebliche Vorteile, daß er einen Platz in 
dem Entwurfe gefunden hat, obwohl seine psychophysische Be- 
gründung durch Professor Masche nicht anerkannt werden 
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kann. Bekanntlich bringt der Vorschlag die Spannung durch 
einen Hundertsatz zum Ausdruck, der zwischen allen Gruppen 
gleich ist und stets von dem Einkommen der nächsten vorher- 
gehenden Gruppe berechnet wird. Der Hundertsatz des Ent- 
wurfs (12) ist so bemessen, daß das Einkommen in Gruppe VIII 
ungefähr das vierfache von dem in Gruppe I beträgt. Er dürfte 
unter den obwaltenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten allen 
billigen Wünschen gerecht werden. Für den Entwurf war aller- 


dings nicht so sehr die Größe als die Form der Spannung die 
Hauptsache. Der Entwurf greift auf die Friedensmark als Wert- 
maßstab zurück. Erst von hier aus läßt sich die ganze Größe 
des Unglücks überschauen und der Weg zur Rettung finden. 
Zur Friedensmark gehört der Teuerungsfaktor. Eine Wahl unter 
den auf den verschiedenen wirtschaftlicher Gebieten geltenden 
ist nicht getroffen worden, da in der vorliegenden Arbeit nur die 
grundsätzliche Seite der Frage entschieden werden sollte. 


Stellung und Aufgaben des Arztes in der sozialärztlichen Arbeit. 
Von ST. ENGEL, Dortmund. 


Es ist nicht mehr zu verkennen, daß die Stellung 
des Arztes in der Fürsorge sich von Grund auf ge- 
ändert hat. Die Entwicklung der fürsorgerischen 
Ideen, der wissenschaftlichen Grundlagen und der ge- 
setzlich gestützten Organisation des Fürsorgedienstes 
weisen ihm eine andere Stellung an wie ehedem. 

Ursprünglich waren es einige wenige interessierte 
Ärzte, von denen — im Verein mit gemeinnützigen 
Korporationen — alle fürsorgerische Tätigkeit aus- 
ging. Es gab nur wenige Zentren, wo wirklich eine in- 
tensive und erfolgreiche Arbeit getrieben wurde. Er- 
freulicherweise ist das — im wesentlichen in den letz- 
ten 10 Jahren — vollständig anders geworden. Ein 
dichtes Netz von Fürsorge-Organisationen überzieht 
heute das ganze Land. Mit der schnellen Entwick- 
lung dieses ausgebreiteten Fürsorgedienstes sind na- 
turgemäB auch gewisse Nachteile verbunden. Eine 
Summe neuer Organisationen, neuer Verwaltungs- 
stellen mit einem großen Apparate von Ärzten, Für- 
sorgerinnen und Beamten ist entstanden. Eine 
vollständige Klärung über die gegenseitigen 
dienstlichen Beziehungen, über die Abgren- 
zung und über die Verbindung der Tätigkeit 
und der Befugnisse hat sich begreiflicher- 
weise noch nicht herausgestellt. Im Zusam- 
menhang hiermit steht, daß auch über das gesamte 
System der Fürsorge, wie es je nach der Lage 
am besten ist: in der Großstadt, Mittelstadt, Klein- 
stadt, auf dem Lande noch keine volle Einigkeit er- 
zielt ist. 

Hält man aber immer daran fest — und diesen Ge- 
sichtspunkt darf man doch wohl niemals aus dem 
Auge verlieren —, daß in der Fürsorge und namentlich 
in der für Kinder die ärztlichen Aufgaben von über- 
wiegender Wichtigkeit sind, so muB in diesem 
Stadium der Entwicklung einmal der Versuch 
gemacht werden festzustellen, welches nun- 
mehr die Aufgaben und welches die Stellung 
des Arztes sind. Von vornherein ist dabei ein- 
leuchtend, daß es sich bei diesen Erörterungen 
nicht um den einheitlichen Begriff „Arzt“ handeln 


kann, sondern daß bei der heutigen Entwicklung 
des Fürsorgedienstes Stellung und Aufgaben von 
mehreren Klassen von Ärzten besprochen werden 
müssen, nämlich 

1. der hauptamtlichen Fürsorgeärzte, 

2. der in der Praxis stehenden Ärzte, gleichgültig, 
ob sie allgemeine oder spezialärztliche Praxis 
ausüben, 

3. der Kliniker. 

Ehe wir jedoch in die Erörterung darüber eintreten, 
welche Stellung und Aufgaben diese Gruppen im 
einzelnen haben bzw. wie ihre Zusammenarbeit am 
besten zu regeln sei, müssen noch einige allgemeine 
Worte über die Aufgaben des sozialärztlichen 
Dienstes vorangestellt werden. 

Wir gehen von der Überzeugung aus, daß die Gesund- 
heitsfürsorge nicht schlechthin als eine Erweite- 
rung der hygienischen Bestrebungen im bisherigen 
Sinne betrachtet werden darf. Es wäre verfehlt, wenn 
man die Ideen der modernen Gesundheitsfürsorge, 
ähnlich wie es im Gesundheitsdienste früher geschah, 
in der Hauptsache auf die aktive Bekämpfung bzw. 
die Verhütung von Krankheiten richten würde. Viel 
wichtiger erscheint es vielmehr, die hygie- 
nischen Bestrebungen darauf zu richten, die 
Bevölkerung auf diejenigen Lebensformen 
einzustellen, unter denen sie sich bei den 
heutigen Lebensbedingungen gesund erhal- 
ten und günstig entwickeln kann. 

AktiveHilfeim einzelnen Schadensfalle wird 
natürlich stets wichtig sein, darf aber niemals 
als der letzte Sinn und die letzte Aufgabe 
der Fürsorge betrachtet werden. Gerade in 
dieser Hinsicht ist sicherlich in den letzten 
Jahren viel gefehlt worden. Viel Gutes ist aber 
schon durch planmäßige Volksbelehrung geschaffen 
und vorbereitet worden. 

Der wörtliche Begriff der Fürsorge ist zu sehr in 
den Vordergrund gestellt worden. Aus der mehr 
caritativen Sorge für den Einzelnen ist nunmehr 
ein vorsorglicher Gesundheitsdienst am ge- 
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samten Volkskôrper geworden und dieser vorsorgliche 
Gesundheitsdienst muß natürlich mit neuen Mitteln 
und Methoden arbeiten, wenn er unter den heutigen 
Zeitverhältnissen dem Volksganzen einen nennens- 
werten Dienst erweisen will. 

Diese Voraussetzungen mußten hier wenigstens kurz 
ausgeführt werden. Nur wenn sie berücksichtigt wer- 
den, ist es möglich, den einzelnen Ärztegruppen ihre 
Stellung und ihre Aufgabe zu umreiBen. 

Der Fürsorgearzt — gemeint ist in diesem 
Zusammenhang der hauptamtliche Fürsorge- 
arzt — muß, da es sich um eine Massenversorgung han- 
delt, der Träger der Organisation sein Ihm muß 
die Leitung und die Regelung des vorsorglichen Ge- 
sundheitsdienstes überwiesen werden. Die Aufgabe 
ist schwer, und nur solche Persönlichkeiten, welche 
wissenschaftlich, sozial und menschlich darauf ein- 
gestellt sind, werden ihre Aufgaben erfüllen können, 
ohne in einem unfruchtbaren Schema zu erstarren. 
Um eine ausreichende Auslese zu erzeugen, muß eine 
weitgehende Vorbildung und Ausbildung gefordert 
werden. Zunächst müssen die hinreichenden medizi- 
nischen Kenntnisse durch eine mehrjährige Assisten- 
tentätigkeit erworben werden. Darüber hinaus aber 
muß auch eine sozialärztliche Assistententätigkeit ge- 
fordert werden. Nur für Ärzte kleinerer Bezirke wird 
die mehrmonatige Ausbildung an einer sozialärztlichen 
Akademie eine leidliche Vorbildung garantieren. 

Auf die Vorbildung der Sozialärzte kann nach un- 
serem Ermessen das Gewicht gar nicht nachdrücklich 
genug gelegt werden. Nur so wird man zu einer er- 
sprieBlichen Auslese der Persönlichkeiten 
kommen, und nur so wird man dem Arzt diejenigen 
Kenntnisse geben, welche notwendig sind, um das rein 
Fachliche seines Arbeitsgebietes auch wirklich zu 
übersehen und zu beherrschen. Die Ausbildung ist 
um so notwendiger, als sich ja der Arzt späterhin als 
Sozialarzt auf eine einseitige Tätigkeit in Beratungs- 
stunden beschränken muß. Soll er hierbei mit seinem 
Wissen nicht verkümmern, so muß er eine gute 
Grundlage besitzen und sich stets weiterbilden, am 
besten durch die Zusammienarbeit mit der Klinik. Zu 
fordern ist also, und damit komme ich auf einen 
zweiten wichtigen Punkt, eine enge Verbindung 
des Sozialarztes mit der Klinik. Wenn er hier 
das Schicksal seiner Pflegebefohlenen weiter zu ver- 
folgen imstande ist, so wird er immer wieder neue 
Anregungen für seine Beratungstätigkeit finden. Die 
Zusammenarbeit mit der Klinik muß aber auch schon 
aus rein technischen Gründen gefordert werden. Die 
Mittel der Sprechstunde sind ohne Zweifel beschränkt. 
Schwierige Fälle müssen sowohl aus diagnostischen 
Gründen wie auch zum Zwecke der Behandlung An- 
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stalten überwiesen werden. Es darf nicht der 
Ehrgeiz des Sozialarztes sein, hierin sich 
weitgehend selbst zu betätigen, sondern in 
allen Zweifelsfällen muß er die Mitarbeit des 
Spezialisten und, wenn das nicht genügt, des 
Klinikers in Anspruch nehmen. In den tech- 
nischen Worten der Fürsorge ausgedrückt heißt das, 
daß die Verbindung der offenen mit der geschlossenen 
Fürsorge eng und planmäßig zu gestalten ist. Ein 
geregeltes Überweisungssystem muß gewähr- 
leisten, daß die entsprechenden Fälle in die Hand 
des Spezialisten bzw. Klinikers kommen und daß 
von hier aus wieder der Sozialarzt hinreichend und 
ausgiebig benachrichtigt wird. 

Ebenso wichtig ist aber die Verbindung des 
Sozialarztes mit dem Praktiker. Volle Über- 
einstimmung herrscht darin, daß der Sozialarzt nicht 
behandeln soll. Auf der anderen Seite muß aber Wert 
darauf gelegt werden, daß die Behandlung der von 
der Fürsorge erfaßten Kinder im Sinne und in Ver- 
bindung mit dem öffentlichen Gesundheitsdienste 
geschieht. Alles, was behandlungsbedürftig ist, muß 
der Behandlung zugeführt werden, aber in einer 
Weise, welche die Verbindung zwischen Beratung 
und Behandlung eng zu gestalten geeignet ist. Es 
wird also auch hier eine planmäßige Verbindung 
herzustellen sein. Das große Heer der praktischen 
Ärzte muß in den vorsorglichen Gesundheitsdienst 
eingebaut werden, um diesen Dienst zu einer ein- 
heitlichen und damit um so wirkungsvolleren Tätig- 
keit zu gestalten. 

Demgemäß muß gefordert werden, daß der 
praktische Arzt sich der Mitarbeit im vor- 
sorglichen Gesundheitsdienst anschließt. Es 
ist aus der historischen Entwicklung wohl zu ver- 
stehen, wenn zunächst die Stimmung in den Kreisen 
der Praktiker der Fürsorge gegenüber nicht allzu 
freundlich war, mußten sie doch glauben, daß ihnen 
ein wesentlicher Teil ihrer Tätigkeit eingeengt wird. 
Das ist aber nicht nur nicht notwendig, sondern es 
muß sich sogar für den Praktiker eine Erweiterung 
seiner Aufgaben und seiner Tätigkeit ergeben. Der 
Sozialarzt hinwiederum muß auf die Bedürf- 
nisse des praktischen Arztes hinreichend 
Rücksicht nehmen. Am besten wird sich das 
vollziehen, wenn auch hier ein geregelter Überwei- 
sungsdienst nach beiden Richtungen eingerichtet 
wird. Wie das am besten zu machen ist, inwieweit 
die Leitung von den ärztlichen Organisationen aus- 
zugehen hat und wie die Heranziehung und Mit- 
arbeit der so sehr wichtigen Krankenkassen sicher- 
zustellen ist, muß besonderen Erörterungen über- 
lassen werden. 


STELLUNG UND AUFGABEN DES ARZTES IN DER SOZIALÄRZTLICHEN ARBEIT 


Grundlegende Beschlüsse sind sowohl auf den 
Ärztetagen wie auch schon in örtlichen Organisatio- 
nen gefaßt worden. Es darf aber nicht verkannt 
werden, daß ein großer Teil dieser Beschlüsse noch 
nicht in die Tat umgewandelt ist und daß noch viel 
organisatorische Einzelarbeit geleistet werden muß. 

Wenn wir schließlich zur Stellung und zu 
den Aufgaben des Klinikers kommen, so ist 
an erster Stelle zu betonen, daß der Kliniker sich nicht 
innerhalb seiner Anstalt absondern darf, sondern daB 
er sich als ein Glied in der Kette der Maßnahmen 
des vorsorglichen Gesundheitsdienstes fühlen muß. Er 
muß sich der Aufgabe bewußt sein, und ist es auch 
erfreulicherweise schon jetzt sehr häufig, dem Sozial- 
arzt und dem Praktiker in den schwierigen Fällen mit 
seinem wirkungsvollen Apparate eine Stütze zu sein. 
Diagnostisch und therapeutisch schwierige 
Fälle sind ihm im Wege des Überweisungs- 
verkehrs zuzuführen. Darüber hinaus aber ist es 
Aufgabe des Klinikers, sein Material zur Weiterbil- 
dung und für den Aufklärungsdienst zur Verfügung 
zu stellen. Fortbildungskurse für Ärzte, Fürsor- 
gerinnen und andere Organe des Gesundheitsdienstes 
müssen zu seinen regelmäßigen Aufgaben gehören. Mate- 
rial an Bildern und Darstellungen ist der Volksbelehrung 
dienstbar zu machen. Mit dem Sozialarzt und dem prak- 
tischen Arzt bzw. dem Spezialisten muß eine gute Ver- 
bindung bestehen und immer weiter ausgebaut werden. 
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Nur die Zusammenarbeit aller Gruppen garantiert 
uns die gute Erfassung und Versorgung der Kinder 
sowie die Weiterentwicklung des Fürsorgedienstes. 
Erst auf dieser Grundlage bauen sich dann jene Maß- 
nahmen auf, welche der Erziehung der Bevölkerung 
zu einer sinngemäßen Lebensweise dienen. 

Das Ziel, die Ärzte in den Aufgaben der sozialen 
Arbeit weiter zu fördern, kann durch verschiedene 
Mittel angestrebt werden. 

In den geeigneten Gesellschaften der Sozialärzte, 
auf ihren Kongressen ist der Wissenschaft ein immer 
größerer Spielraum zu geben. Namentlich auch die 
klinischen Grundlagen der sozialärztlichen Arbeit 
sind so zu pflegen. Das gleiche gilt für die sozialärzt- 
lichen und die gesundheitsfürsorgerischen Zeitschriften. 
Schließlich muß es als wünschenswert bezeichnet wer- 
den, die verschiedenen Gruppen von Ärzten in Aus- 
schüssen bzw. Vereinen zum Zwecke des Gedanken- 
austausches zusammenzubringen. Solche Vereinigun- 
gen sollen vor allem örtlichen Charakter tragen, aber 
auch über diesen Rahmen hinaus die entsprechen- 
den Organe der Regierungsbezirke bzw. der Provin- 
zen zusammenfassen. Sie geben den Rahmen für Ta- 
gungen, auf denen gemeinsam mit Verwaltungsbe- 
amten und Fürsorgerinnen wichtige Fragen erörtert 
werden. So wird schließlich die Zusammenarbeit Aller 
durch das Verstehen der verschiedenen Aufgaben am 
besten gefördert. 


DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAU 


Redigiert von Oberregierungsrat Dr. E. ROESLE, Berlin-Nikolassee, Cimbernstr. 3. 





Inflation und Bevölkerungsbewegung. 


l. Der Geburtenrückgang in den deutschen Städten in den Jahren 1921 bis 1924. 
Von E. ROESLE, Berlin. 


Die einzige Rückwirkung der beispiellosen Entwer- 
tung der deutschen Valuta auf die Bewegung der 
deutschen Bevölkerung, die sich bisher deutlich offen- 
bart hat, machte sich in einem gleichfalls beispiel- 
los rapiden Geburtenrückgang in den deutschen 
Städten — wenn man hierbei von den anormalen 
Kriegsjahren absieht — geltend. Diese in ihrem Aus- 
maß noch wenig erforschte Erscheinung ist psycho- 
logisch von hohem Interesse, da hieraus von neuem 
ersehen werden kann, wie rasch eine in ökonomischer 
Hinsicht bedrängte Bevölkerung bestrebt ist, ihre Ge- 
burtenziffer der Ungunst der jeweiligen ökonomischen 
Verhältnisse anzupassen. Jedoch auch in anderer 
Hinsicht kommt dieser Erscheinung große Bedeutung 
zu, da der Niedergang einer Valuta als Faktor der 
Geburtenbeschränkung bisher überhaupt noch nicht 
gegeben war. Aus der Geschichte der Bewegung der 
Bevölkerung in allen Ländern kennen wir zwar den 
Einfluß von Hungersnot und Teuerung auf die ein- 
zelnen Bevölkerungsvorgänge, jedoch äußerte sich 
dieser Einfluß bisher stets in einer viel harmonischeren 
Weise als der, der aus dem Niedergang der deutschen 
Valuta resultierte. Während infolge der ersteren Mo- 
mente bisher stets zunächst die Zahl der Eheschlie- 
Bungen zu sinken und die Mortalität anzusteigen be- 
ganñ, worauf dann ein Sinken der Natalität und 
eventuell auch eine Zunahme der Auswanderungen 
folgte, blieb dagegen die offensichtliche Wirkung des 
Niedergangs der deutschen Valuta einzig und allein 
auf die Natalität und die Auswanderung beschränkt. 
Diese Tatsache gibt eine Reihe von verwickelten Pro- 
blemen auf, deren Lösung hier in mehreren Aufsätzen 
versucht werden soll. Dazu müssen wir uns zunächst 
mit der hauptsächlichsten und positiven Erscheinung, 


dem Geburtenrückgang in den deutschen Städten, | 


beschäftigen. 

Schon die von mir anderweitig!) festgestellte Tat- 
sache, daB der Geburtenrückgang während der sog. In- 
flationsperiode in den Städten ein Jahr früher als auf 
dem Lande begann und dort viel intensiver vor sich ge- 
gangen ist, weist darauf hin, daß die Wirkung der zu- 
nehmenden Entwertung der deutschen Valuta auf die 


1) Die Entwicklung der deutschen Geburtenziffern in den 
Jahren 1920—1923. Deutsche med. Wochenschrift, 1924 Nr. 44. 


Natalität Keine einheitliche war. Die Verdienstmög- 
lichkeiten der produzierenden Landbevölkerung, die 
den Preis für ihre Produkte dem jeweiligen Stande der 
Geldentwertung nur allzu schnell anzupassen ver- 
stand, wuchsen während jener Periode in dem Maße, 
daß man versucht sein könnte, den seit dem Jahre 
1922 auch auf dem Lande in Erscheinung getretenen 
Geburtenrückgang mehr auf den zunehmenden ver- 
meintlichen Wohlstand der Landbevölkerung als auf 
die zunehmende Inflation zurückzuführen. Allerdings 
gab es auch in den Städten, wie das Aufblähen der 
Bankgeschäfte dokumentierte, eine große Zahl von 
Inflationsgewinnern, jedoch stand dieser Zahl dort 
das unermeBliche Heer der Angestellten und Arbeiter 
gegenüber, denen der ständige Kampf um die An- 
passung ihres Existenzminimums an das jeweilige 
Stadium der Geldentwertung den Willen nach Fort- 
pflanzung schon längst geraubt hatte. Zu den zahl- 
reichen wirtschaftlichen Streiks, deren Zahl von 1885 
im jährlichen Durchschnitt der Jahre 1899—1913 bis 
auf 4348 im Jahre 1922 im ganzen Reiche anstieg und 
unter denen oft die gesamte Stadtbevölkerung infolge 
Fehlens von Verkehrsmitteln, Wasser, Licht und elek- 
trischer Kraft zu leiden hatte, gesellte sich seit dem 
Jahre 1921 ein allgemeiner Gebärstreik der städti- 
schen Proletariermassen, die den Ausschlag für die 
Höhe der städtischen Geburtenziffer geben und deren 
Zahl sich in dem Maße vergrößerte, als sich die Span- 
nung zwischen dem Existenzminimum der Festbesol- 
deten und der ungelernten Arbeiter verminderte. 
Alle diese Massen suchten ihr Heil in der Geburten- 
beschränkung, wozu ein gewisser Teil außerdem durch 
die in den Städten herrschende Wohnungsnot gezwun- 
gen wurde. | 

Das Ergebnis dieser aufgezwungenen Geburten- 
politik läßt sich an der Hand der Statistik so- 
wohl in örtlicher als auch zeitlicher Hinsicht ver- 
folgen. 

Die Betrachtung des Verlaufs der jährlichen Gebur- 
tenziffer der einzelnen Ortsgrößengruppen, nach denen 
die Jahresstatistik über die Geburts- und Sterblich- 
keitsverhältnisse in den deutschen Orten mit über 
15000 Einwohnern seit dem Jahre 1914 aufgeteilt wird, 
läßt den universellen Charakter dieser Politik ersehen. 
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Jährlicher Verlauf der Geburtenziffer der 

deutschen Orte mit über 15000 Einwohnern, 

getrennt nach Ortsgrößengruppen in den 
Jahren 1920 bis 1924. 





Zahl der Lebendgeborenen (ohne die von ortsfremden 
Müttern Geborenen) auf je 1000 der mitti. Bevölkerung 


in sämti. | ind.Groß- in den Orten mit 

Orten mit | städt.mit | üb. 50000 | üb. 30000 | üb. 15000 
über üb.100000 |bis 100000 | bis 50000 | bis 30000 
15000 Einw. Einw. 
Einw. 







Jahre 
















Die Geburtenziffer des Jahres 1920 stellt allerdings 
keine Normal-, sondern nur eine durch den Wieder- 
anstieg der Geburtenzahl nach dem Kriege bedingte 
Zufallsziffer dar, weshalb diese Ziffer nicht als Aus- 
gangspunkt für die Berechnung der Abnahme der 
Geburtenziffer in den nachfolgenden Jahren gewählt 


werden kann. Darauf weisen auch schon die merk- 
würdigen territorialen Unterschiede der Ziffer 
jenes Jahres hin. Bereits im nächsten Jahre fingen 
diese Unterschiede an, sich wenigstens in den Mittel- 
und Kleinstädten (Gruppen B, C, D) auszugleichen, 
während der Unterschied zwischen der schon vor dem 
Kriege niedrigeren großstädtischen Geburtenziffer und 
der der übrigen Ortsgrößengruppen sich noch weiter 
vergrößerte. Im Jahre 1923 waren die Unterschiede 
zwischen den Geburtenziffern der Mittel- und Klein- 
städte nahezu ausgeglichen, indem diese Ziffern sich 
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nur noch zwischen 18,3 (Gruppe B) und 18,9 (Grup- 
pe D) bewegten. Dagegen hatte sich bis zum letz- 
teren Jahre der Unterschied zwischen der großstäd- 


‚tischen und mittelstädtischen (Gruppe B und C) 


Geburtenziffer nur wenig vergrößert, derjenige zwi- 
schen der großstädtischen und kleinstädtischen 
(Gruppe D) Geburtenziffer sogar verkleinert; denn 
es betrug 


die Differenz zwischen der Geburtenziffer der GroB- 
städte und der der Städte mit 
über 50000 über 30000 über 15000 
bis 100000 E. bis 50000 E. | bis 30000 E. 
(Gruppe B) (Gruppe C) (Gruppe D) 











Um auch die Gleichmäßigkeit der Abnahme der 
Geburtenziffer in den einzelnen Ortsgruppen zu er- 
sehen, brauchen wir nur die Differenz zwischen 
diesen Ziffern für die Jahre 1921 und 1923 zu be- 
trachten. 


Es betrug 


die absol. Abnahme 
der Geburtenziffer 
für das Jahr 1923 

gegenüber 1921 










in den Ortsgruppen 







Gruppe A (Großstädte) ........ — 4,4 
5 B (Mittelstädte) ....... — 4,3 
= C (Mittelstädte) ....... 


D (Kleinstädte) 


Sämtliche Orte mit über 15000 
Einwohnern... 





—4,6 


Monatlicher Verlauf der Reichs-Indexziffer für die Lebenshaltungskosten und der 
städtischen Geburtenziffer (effektive Konzeptionsziffer) in den Jahren 1920 bis 1923. 


kaadaa 1920 | 1922 1923 
bzw. Effektive Effektive Effektive Effektive 
Konzeptions-| Reichs- „| Konzeptions- Reichs- |Konzeptions- er Konzeptions- on Konzeptions- 
Monate Indexziffer?) ziffer 9) Indexziffer ziffer ndexziffer ziffer ndexziffer ziffer 
Jan. = pe 11,79 18,5 20,41 152 | 110 13,6 
Febr. 8,47 = 11,47 19,0 24,49 160 | 2643 13,9 
März | 9,56 — | 11,38 20,1 28,97 166 | 2854 15,5 
April 10,42 21,6 11,27 19,9 34,36 17,3 2954 16,2 
Mai 11,02 22,9 11,20 20,2 38,03 18,4 3816 16,5 
Juni 10,83 22,3 11,62 19,4 41,47 17,7 7650 16,3 
Juli | 10,65 21,6 | 12,50 19,7 53,92 17,5 37651 16,1 
Aug. | 10,23 21,1 13,33 19,1 77,65 16,8 586045 15,8 
| Sept. | 10,15 20,1 | 13,74 18,4 133,19 160 | 15 Mill 15,8 
| 
| Okt. | 10,71 19,9 © 15,04 17,8 220,66 15,4 | 3657 „ 14,8 
Nov. 11,18 19,3 | 17,75 16,9 446,10 14,5 657000 ,, 14,0 
Dez. 11.58 | 19.28 16,5 685.06 14,6 |1247000 r 15,2 
















m za 


1) 1913/14 = 1. *) Um 9 Monate vordatierte Lebendgeburtenziffer mit Ausschluß der von ortsfremden Müttern Geborenen. 
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Valuta und Geburtenrückgang 
in den deutschen Städten mit über 75000 Einwohnern. 


Monatlicher Verlauf der Reichsindexziffer 1920 - 7923. 
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Abnahme der Geburtenziffer 
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Der Geburtenrückgang in den deutschen Städten 
während der letzten Jahre stellt also in der Tat eine 
sowohl territorial als auch zeitlich gleich- 
mäßige Erscheinung dar, der deshalb auch ge- 
meinsame und gleichmäßig wirkende Ursachen zu- 
grunde liegen müssen. 

Das die Volkspsyche in den letzten Jahren am mei- 
sten bewegende Moment war der unglückliche Aus- 
gang des Krieges und der sich daran anschließende 
unaufhaltsame Niedergang der deutschen Valuta bis 
zu ihrem faktischen Nullwert. Um den zeitlichen 
Zusammenhang zwischen diesem Niedergang und der 
Geburtenbeschränkung konstruieren zu können, müs- 
sen wir den monatlichen Verlauf der Reichs-Index- 
ziffer für die Lebenshaltungskosten mit der um neun 
Monate vordatierten Geburtenziffer, die wir der Kürze 
halber „effektive Konzeptionsziffer‘‘ nennen wollen, 
in Beziehung setzen, wobei wir uns auf die Zeit von 
April 1920 bis Dezember 1923, d.h. auf die Geburts- 
monate von Januar 1921 bis September 1924, welche 
Zeit der anhaltene Geburtenrückgang in den deutschen 
Städten umfaßte, beschränken. 

Um die Beziehungen zwischen diesen beiden, in 
etwas ungewöhnlicher Divergenz auseinandergehenden 
Zahlenreihen anschaulich zu machen, sind beide auch 
graphisch dargestellt. Allerdings mußte in Anbetracht 
des beschränkten Raumes selbst für die allein mög- 
liche logarithmische Darstellung der Indexziffer eine 
zweifache Skala gewählt werden, da sonst selbst bei 
dieser Darstellungsart die anfänglichen Stadien der 
Geldentwertung, deren Bedeutung und Wirkung rela- 
tiv nicht minder groß waren als die der Endstadien, 
kaum zum Vorschein gekommen wären. Galt es doch 
eine Zahlenreihe von 10,42 bis 1!/, Billionen in ein 
Diagramm von 9,5 cm Höhe einzutragen und die pro- 
zentuale Größe ihrer verschiedenen Schwankungen zur 
Anschauung zu bringen! 

Das erste Stadium der Geldentwertung be- 
gann im Februar 1920 und währte bis Mai des glei- 
chen Jahres, bis zu welcher Zeit der Wiederanstieg 
der effektiven Konzeptionsziffer nach dem Kriege 
andauerte. In diese Zeit fiel auch das bisherige Maxi- 
mum der Eheschließungsziffer im Deutschen Reich 
mit 17,3 (auf 1000 Einwohner und aufs Jahr) für das 
2. Vierteljahr 1920 —, so daß schon aus diesem Grunde 


kein Rückgang der effektiven Konzeptionsziffer zu 


erwarten war. Diese Herrlichkeit währte nicht lange. 
Trotz des fortgesetzten Rückgangs der Indexziffer 
von 11,02 im Mai bis auf 10,15 im September 1920 
setzte im Juni des gleichen Jahres ein nur einmal im 
Dezember unterbrochener Rückgang der effektiven 
Konzeptionsziffer in den Städten ein, der im Januar 


1921 mit einer Ziffer von 18,5 seinen erstmaligen | 
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Tiefstand erreichte. Dieser Zwiespalt klärt sich in 
einfacher Weise dadurch auf, daß zu jener Zeit die 
Erhöhung der Gehälter und Löhne noch weit hinter 
der Indexziffer für die Lebenshaltungskosten zurück- 
blieb. Während diese Ziffer für September 1920 be- 
reits 10,15 betrug, war z.B. die Indexziffer für den 
Lohn der Buchdrucker in Berlin erst auf 7,3, die der 
ungelernten Metallarbeiter in Berlin auf 8,0, der Berg- 
arbeiter im Ruhrgebiet auf 8,7, die Indexziffer für 
den Gehalt der Reichsbeamten (Gruppe XI) bis dahin 
sogar erst auf 3,7 angestiegen. 

Die wirtschaftliche Lage der Lohn- und Gehalts- 
empfänger mußte sich noch mehr verschlechtern, als 
im Oktober 1920 das zweite Stadium der Geld- 
entwertung einsetzte, das bis Januar 1921 andau- 
erte, während welcher Zeit die Reichs-Indexziffer von 
10,71 auf 11,79 anstieg und die effektive Konzeptions- 
ziffer von 19,9 auf 18,5 sank. Letzterer Wert blieb 
bereits weit hinter dem vor dem Kriege beobachteten 
Minimum der monatlichen städtischen Geburten- 
ziffer mit 22,0 für Monat Oktober 1914 (Konzeptions- 
monat Januar 1914) zurück, in welcher Ziffer aller- 
dings auch die von ortsfremden Müttern Geborenen 
inbegriffen sind ; bei deren Zuzählung würde sich obiges 
Minimum von 18,5 auf 19,7 erhöhen. Auch auf dieses 
Stadium der Geldentwertung folgte nach Eintritt des 
sehnlichst erwarteten ,,Preissturzes‘ im Februar 1921 
ein nochmaliger — allerdings der letzte — Rückgang 
der Reichs-Indexziffer bis auf 11,20 im Mai 1921, 
während zu gleicher Zeit die effektive Konzeptions- 
ziffer fast ununterbrochen bis auf 20,2 im Mai wieder 
zunahm. Diese Harmonie könnte den Anschein er- 
wecken, als ob damals neue Hoffnung auf Besserung 
der Verhältnisse entstanden .wäre. Eine solche Hoff- 
nung war auch insofern berechtigt, als durch die zu- 
nehmende Anpassung der Gehälter und Löhne an 
die Geldentwertung sich die privatwirtschaftlichen 
Verhältnisse besserten. Der Reichs-Indexziffer für 
Mai 1921 mit 11,20 entsprach ein Lohnindex von 
8,3 (Berliner Buchdrucker) bzw. 10,7 (Bergarbeiter), 
während der Gehaltsindex der höheren Beamten 
(Reichsbeamte in der Gruppe XI) mit 4,3 noch immer 
in weitem Abstand zurückblieb. In Wirklichkeit stellt 
jedoch der Anstieg der Konzeptionsziffer in den Mo- 
naten Februar bis Mai 1921 nur eine biologische Er 
scheinung dar, die selbst der größte Geburtenrück- 
gang in den beiden nachfolgenden Jahren nur wenig 
zu beeinflussen vermochte, so daß die These von der 
von der Natur gewollten Paarungszeit des Menschen!) 
hierdurch eine neue Stütze erhält. Naturgemäß muß 
bei dem Vergleich mit dem Vorjahr die Abnahme 


1) Grünspan, A., Hat der Mensch eine Paarungszeit ? 
Archiv für Rassen- und Gesellschaftsbiologie. 1910. S. 697, 
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der effektiven Konzeptionsziffer für Mai 1921 beson- 
ders groß erscheinen, da bis Mai 1920, wie oben er- 
wähnt, noch ungewöhnliche Verhältnisse diese Ziffer 
in die Höhe drückten. 

Im Juni 1921 begann das dritte Stadium der 
Geldentwertung und damit der von nun an un- 
unterbrochene Niedergang der deutschen Valuta. Wie 
der nicht gleichmäßige Verlauf der Reichs-Index- 
ziffer seit jener Zeit zeigt, lassen sich auch hier noch 
sukzessive Perioden von verschiedener Intensität ihres 
chronischen Anstiegs unterscheiden. Da bis Juni 1922 
dieser Anstieg mit großer Gleichmäßigkeit vor sich 


ging, so bildet dieser Monat den Abschluß des dritten | 


Stadiums der Geldentwertung. Die Reichs-Index- 
ziffer stieg während dieser Periode ununterbrochen 
von 11,62 bis 41,47, die effektive Konzeptionsziffer 
fiel von 19,4 im Juni 1921 in gleichmäßiger Folge bis 
auf 15,2 im Januar 1922, worauf wiederum der üb- 
liche jahreszeitliche Anstieg bis Mai folgte. Während 
dieser Zeit versuchte man durch monatliche Erhöhung 
der Löhne das Einkommen der Arbeiter und Fest- 
besoldeten dem jeweiligen Stande der Geldentwertung 
anzupassen, jedoch konnte schon aus dem Grunde 
keine vollständige Anpassung erzielt werden, weil bis 
zur Feststellung der jeweiligen, als Grundlage hier- 
für dienenden Reichs-Indexziffer die Geldentwertung 
bereits weitere Fortschritte gemacht hatte. Während 
dieser Zeit wurde vor allem auf die Anpassung des 
Existenzminimums Rücksicht genommen, so daß sich 
im Juni 1922 die Indexziffer für den Lohn der un- 
gelernten Arbeiter (Metallarbeiter in Berlin) mit 35,1 
am meisten der Reichs-Indexziffer mit 41,47 näherte. 
Andererseits näherten sich die Gehälter für Beamte dem 
Existenzminimum; denn bis dahin war z.B. die Index- 
ziffer der Reichsbeamten in der Gruppe XI erst auf 
10,6 gestiegen. Hierdurch wurde zwar ein sozialer 
Ausgleich geschaffen, jedoch die Zahl der Proletarier 
vermehrt. Um nicht noch weiter in die Tiefe zu 
sinken, blieb weiten Kreisen nur die Geburtenbe- 
schränkung bzw. Abtreibung übrig. Die Antwort des 
Volkes auf diese Art von Sozialpolitik gibt die Ge- 
burtenziffer. 

Im Juli 1922 setzte ein neues, viertes Stadium 
der Geldentwertung ein, das sich von dem vor- 


ausgegangenen durch einen viel intensiveren Anstieg 


der Reichs-Indexziffer auszeichnete. Dieses Stadium 
währte bis Februar 1923, d.h. bis zum ersten Ver- 
such der Stabilisierung der deutschen Währung. Die 
Reichs-Indexziffer stieg in immer rascherer Folge von 
53,92 im Juli 1922 bis auf 2643 am Februar 1923 an, 
die effektive Konzeptionsziffer fiel während der glei- 
chen Zeit von 17,5 im Juli 1922 bis auf 13,6 im Januar 
1923 mit nur einer geringfügigen Unterbrechung im 
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Dezember 1922. Damit wurde das bisherige Minimum 
der deutschen städtischen Geburtenziffer erreicht, das 
dem der schwersten Kriegsjahre nahekam. In jenem 
Monat begann die Besetzung des Ruhrgebietes, die 
den damals herrschenden Zustand der Depression und 
Lethargie noch weiter steigerte. Der damals hervor- 
gerufene Generalstreik im besetzten Gebiete, welcher 
der deutschen Valuta den TodesstoB versetzte, wurde 
gleichzeitig von einem allgemeinen Gebärstreik be- 
gleitet, jedoch nicht nur im besetzten Gebiete. Auch 
hier zeigt sich die Schärfe der Volkspsychologie, in- 
dem die Bevölkerung die kommenden Ereignisse vor- 
ausahnte. Nur der Staat war blind. Dieser versuchte 
zur Zeit des stärksten Niedergangs der deutschen Pro- 
duktion — eine der Folgen jenes Generalstreiks — 
die deutsche Währung zu stabilisieren und rieb sich 
dabei auf. In der Tat war auch der Anstieg der Reichs- 
Indexziffer in den Monaten März bis Mai 1923 im 
Vergleich mit dem vorausgegangenen Stadium der 
Geldentwertung relativ so gering, daß die Kurve 
dieser Ziffer während jener Zeit mehr einen Still- 
stand als einen Anstieg verkündet. Die effektive 


"Konzeptionsziffer stieg gleichzeitig wieder an, jedoch 


aus anderen, biologischen Gründen. Ihr jahreszeit- 
licher Anstieg erreichte mit 16,5 im Mai sein Maxi- 
mum in jenem Jahre, welche Ziffer ebenso hoch war 
als die Minimalziffer des Jahres 1921 mit 16,5 im 
Dezember. So rasch überholten sich die Ereignisse, 
daß eine Ziffer, die eben noch einen bis dahin noch 
nicht verzeichneten Minimalwert darstellte, nach 
17 Monaten bereits die Bedeutung eines Maximal- 
wertes erlangte. Der Frühjahrsanstieg der effektiven 
Konzeptionsziffer war der bisher geringste, weshalb 
sich auch bei dem Vergleich dieser Ziffer für Mai 1923 
mit der für Mai 1920 die größte Differenz während 
der gesamten Inflationsperiode mit 6,4 ergibt. 
Gegen Ende Juni 1923 begann das fünfte und 
agonale Stadium der Geldentwertung, das 
sich bis zur letzten Novemberwoche jenes Jahres er- 
streckte, in welcher die Reichs-Indexziffer mit rund 
1,5 Billionen ihr papierenes Maximum erreichte, wäh- 
rend die Monatsziffer für Dezember 1923 nur noch 
rund 1,2 Billionen betrug. Merkwürdigerweise blieb 
diese Katastrophe fast ohne Wirkung auf die Geburten- 
ziffer. Im Gegenteil fing der Geburtenrückgang an, 


‚sich zunächst zu verlangsamen; denn die effektive 


Konzeptionsziffer verminderte sich von 16,3 im Juni 
nur bis auf 15,8 im September 1923 und war damit 
nur noch um 0,2 geringer als die entsprechende Ziffer 
für September 1922. In den Monaten Oktober und 
November 1923 erfolgte zwar noch ein starker Rück- 
gang dieser Ziffer bis auf 14,0, dem jedoch im De- 
zember ein nahezu ebenso starker Anstieg bis auf 
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15,2 folgte, womit zum erstenmal wieder die Ziffer 
für den entsprechenden Monat des Vorjahrs über- 
‘schritten wurde. Der Monat Dezember 1923 bedeutet 
einen Wendepunkt nicht nur für die deutsche Wäh- 
rung, sondern auch für die deutsche Geburtenpolitik. 
Die unterste Grenze des Geburtenrückgangs war er- 
reicht und konnte selbst von der Endkatastrophe der 
deutschen Währung nicht mehr beeinflußt werden; 
man wartete nur auf die Entspannung der unhalt- 
baren Lage und schöpfte sofort neue Zuversicht auf 
Besserung der Verhältnisse durch die neue Währung. 
Da naturgemäß die Besserung der privatwirtschaft- 
lichen Verhältnisse der vielfach ihrer Ersparnisse be- 
raubten Bevölkerung nur langsam vonstatten gehen 
kann, so dürfte der Wiederanstieg der städtischen Ge- 
burtenziffer nur allmählich in Erscheinung treten und 
solange, als andere geburtenhemmende Faktoren, wie 
die Wohnungsnot, bestehen, keine allzu große Bedeu- 
tung erlangen. 

Um zu untersuchen, ob etwa die Veränderungen 
im monatlichen Zyklus der Eheschließungen 
von einem Einfluß auf den monatlichen Ablauf der 
städtischen Geburtenziffer waren, müssen wir noch 
diese Beziehungen näher betrachten. Der Regel- 
mäßigkeit des monatlichen Zyklus, welche die deut- 
sche und insbesondere die städtische EheschlieBungs- 
ziffer alljährlich vor dem Kriege aufwies, wurde seit 
Beginn der Wohnungsnot ein Ende bereitet. Diese 
Regelmäßigkeit bestand darin, daß die EheschlieBungs- 
ziffer infolge ihrer zwei extremen Maxima im April 


und Oktober, also zur Zeit des üblichen Wohnungs- 
wechsels, die Form einer Ellipse beschrieb. Diese Form 
war, wie die beigegebene graphische Darstellung 
zeigt, deutlich bei der Berliner Eheschließungsziffer 
vor dem Kriege ausgeprägt. Dagegen weist der Zy- 
klus im Jahre 1923 eine ziemlich ungleichmäBige Form 
auf, aus der sich drei Maxima im März, Mai und 
Dezember abheben, deren Ausmaß jedoch viel ge- 
ringer erscheint als das der früheren beiden Maxima. 
An Stelle des historisch gewordenen Termins des 
Wohnungswechsels üben nun die christlichen Feste 
einen bestimmenden Einfluß auf die Zeit der Ehe- 
schließung aus. Das Bild ist in allen Großstädten 
das gleiche, da überall die gleiche Ursache wirkte. 
Der Vergleich des monatlichen Zyklus der Ehe- 
schlieBungsziffer mit dem der Geburtenziffer bzw. effek- 
tiven Konzeptionsziffer ist natürlich nur ein roher, 
jedoch enthält er in der Gegenwart weniger Fehler- 
quellen als früher, da jetzt die überwiegende Mehr- 
heit der Geborenen in den Städten Erstgeborene sind. 
Hier kommt es nur darauf an, zu zeigen, daß keine 
ausgesprochenen Beziehungen zwischen dem Zyklus 
beider Ziffern nachweisbar sind, weder früher noch 
jetzt. Der häufigste Konzeptionsmonat war schon 
früher der Mai, während das Maximum der Eheschlie- 
Bungsziffer auf den Oktober fiel. Die Veränderungen 
im Zyklus der Eheschließungsziffer können daher kei- 
nen Einfluß auf den monatlichen Ablauf der Geburten- 
ziffer während der Inflationsperiode gehabt haben. 
Ein solcher Einfluß bestand auch früher nicht, da 


Monatlicher Verlauf der Eheschließungs- und Geburtenziffer in Berlin | 
und in der Gesamtheit der deutschen GroBstädte im Jahre 1923 im Vergleich mit 1912. 


Zahl der Eheschließungen 
auf 1000 Einw. und aufs Jahr berechnet 


Mondes 46 deutsche 

Alt-Berlin Groß-Berlin Großstädte 
1912 1923 1923 

Jan. 5,3 6, T 

Febr. 7,6 8,6 

März 12,0 12,7 

April 18,8 9,5 eh 

Mai 10,6 13,8 13,9 

Juni 8,0 10,7 + 

Juli 7,5 nr ne 

August 8,2 10,1 De 

Sept. 11,7 

Oktober 20,6 

Novbr. 10,7 

Dezbr. 10,7 





| Lebendgeborene 
auf 1000 Einw. und aufs Jahr 
46 deutsche 
Groß-Berli 
monate Alt-Berlin e Großstädte 
1923/24 
1912/13 °) 1923/24 
(obne Ortsfremde) 
12,3 
12,7 
13,9 
Jan. 20,7 9,5 14,5 
Febr. 21,3 10,5 14,8 
März 21,1 9,6 14,6 
April 20,1 9,9 14,5 
Mai 19,5 9,9 14,4 





1) Statistisches Jahrbuch der Stadt Berlin. 33. Jahrg. 1916. S. 110. 
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Die Veränderungen in dem jahreszeitlichen Verlauf 
der Eheschließungs-und Geburtenziffer in Berlin 

im Jahre 7923 gegenüber 1912. | 
= EheschlieRungsziffer auf 7000 nn. und aufs Jahr. 


=. a = = Effektive Konceptionsziffer, d.h. um 9 Monate zurückdatierte 
Lebendgeburtenziffer auf 1000 Einwohner und aufs Jahr. 





Alt-Berlin 1912 





Groß -Berlin 1923 46 deutsche Großstädte 1923 


DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAU | 4i 


die Mehrzahl der im 1. Ehejahr Geborenen bereits 
in den ersten 9 Ehemonaten zur Welt zu kommen 
pflegen. In Sachsen!), wo allein darüber Angaben 
vorliegen, waren dies im Jahre 1912 sogar 76 Proz. 
von allen im ersten Ehejahre stattgefundenen Nieder- 
künften. Die graphische Darstellung ist jedoch noch 
in anderer Hinsicht interessant, da hierin die bei- 
spiellosen Veränderungen zwischen der Häufigkeit der 
Eheschließungen und Geburten in Berlin im Jahre 
1923 zur Anschauung gelangen. Das hierdurch ent- 
standene Bild ist ein Unikum, da bisher noch nirgends 
die Geburtenziffer unter die EheschlieBungsziffer ge- 
sunken war. 

Wir dürfen also den während der gesamten In- 
flationsperiode 1921 bis 1923 anhaltenden, nur in den 
Frühjahrsmonaten, zur Zeit der Paarungszeit vor- 
übergehend unterbrochenen Rückgang der effektiven 
Konzeptionsziffer in der Hauptsache als die Wir- 
kung des Niedergangs der deutschen Valuta 
auf die Privatwirtschaft der hiervon betroffenen deut- 
schen Familien ansehen. Daß deren Zahl nicht klein 
war, zeigt uns die Größe des Geburtenrückgangs. 
Die zeitlichen Übereinstimmungen zwischen beiden 
Erscheinungen sind so groß, daß die gleichzeitig be- 
stehende Wohnungsnot nur als mitwirkender Faktor 
betrachtet werden kann, und daß man nicht verstehen 
kann, wie solche ernste, zum erstenmal in der Zeit- 
schrift „Wirtschaft und Statistik‘, 1922. Nr. 7 S. 241 
angestellte Betrachtungen hierüber als statistische 
Spielereien?) bezeichnet werden können. 

Nur zwei Länder wetteiferten bisher hinsichtlich 
des Ausmaßes des neuzeitlichen Rückgangs der 
städtischen Geburtenziffer mit Deutschland, nämlich 
Schweden und die Schweiz, also zwei Länder, die 
zu denen mit ,,Edel‘‘-Valuta gehören. Der Verlauf 
der städtischen Geburtenziffer war in diesen beiden 
Ländern im Vergleich mit der deutschen städtischen 
Geburtenziffer in den Jahren 1920—1923 folgender. 


Zahl der Lebendgeborenen (ohne die von orts- 
fremden Müttern Geborenen) auf je 1000 der 
mittleren Bevölkerung: 





in den schweize- 
rischen Städten 


in den deutschen 


in sämtlichen | Orten mit über 





Jahre | mit über 10000 an 15000 Ein- 
Einwohnern en wohnern 
1920 16,0 21,2 21,9 
1921 15,4 18,8 20,5 
1922 14,4 16,9 18,0 
1923 141 | 16, 15,9 


1) Statistisches Jahrbuch für Sachsen. 42. Jhrg. 1914/15.S.30. 
3) Statistische Spielereien. Zeitschrift „Die Konjunktur‘, 
13. Jahrg. 1922. Heft 31/32. 





Während die schweizerische städtische Geburten- 
ziffer in allen Vergleichsjahren stets die niedrigste 
war, war ihr beständiger Rückgang in Anbetracht 
ihres Minimalwertes im Vergleich mit dem der schwe- 
dischen und deutschen städtischen Geburtenziffer nur 
noch ein bescheidener, Die schwedische städtische 
Geburtenziffer hatte in den Jahren 1921 und 1922 
intensiver abgenommen als die deutsche und war bis 
dahin auch stets niedrigerer als diese. Erst im Jahre 
1923 änderte sich dieses Bild, indem die deutsche 
städtische Geburtenziffer am intensivsten sank, 
ohne jedoch den schweizerischen Minimalwert zu er- 
reichen. 

Diese Tatsachen lehren, daß eine hohe Valuta ähn- 

liche Wirkungen auf die Natalität auszuüben vermag 
wie eine lebensschwache. Die eigentliche Ursache des 
Rückgangs der städtischen Geburtenziffer in Schwe- 
den und der Schweiz muß natürlich hier in den ver- 
hängnisvollen Störungen des Wirtschaftslebens, die 
dort der Niedergang der deutschen Valuta und die 
damit verbundene Verwirrung im Welthandel mit 
sich brachten, gesucht werden. Für beide Länder war 
Deutschland noch im Jahre 1920 nach Großbritan- 
nien und Irland sowie Frankreich das hauptsächlichste 
Absatzgebiet ihrer Waren ; seitdem hat sich die schwe- 
dische Ausfuhr nach Deutschland von rund 185 Milli- 
onen Kronen bis auf 89,6 Millionen!) und die schweize- 
rische Ausfuhr nach Deutschland von 252 Millionen 
Franks bis auf 123 Millionen?) im Jahre 1923 vermin- 
dert, da infolge der hohen Valuta die Ausfuhrmög- 
lichkeit naturgemäß immer mehr beschränkt wurde. 
Von der Rückwirkung dieses Rückgangs auf die Pro- 
duktion zeugt am deutlichsten der maximale Anstieg 
der Ziffer der Arbeitslosen in Schweden, die in den 
Jahren 1921—1923 der Reihe nach 26,6, 22,9, 12,5 Proz. 
der Gewerkschaftsmitglieder gegenüber 4,8 im Jahr- 
fünft 1916—1920 betrug?). 
Nicht viel besser steht es mit der neuzeitlichen 
Entwicklung der Natalität in den übrigen an Deutsch- 
land angrenzenden Ländern, die mit in den Strudel 
der sinkenden deutschen Valuta gezogen worden sind. 
Aufgabe der Demographie wird es sein, die durch 
den Krieg und seine Folgen hervorgerufenen Verän- 
derungen in den demographischen Verhältnissen aller 
dieser Länder festzustellen, damit sich ein vollstän- 
diges und objektives Bild von dem wahren Unheil, 
das der Weltkrieg mit seinen Folgen über ganz Europa 
gebracht hat, ergibt. | 


1) Statistisk Arsbok för Sverige. 11. 
S. 138. 

2) Statistisches Jahrbuch der Schweiz. 
S. 256. 

3) Quelle wie Fußnote 1, S. 191. 


Argangen 1924. 


32. Jahrg. 1923. 
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Bevölkerungsbewegung. 


Die Bewegung der Bevölkerung Rumäniens in den Jahren 
1911 bis 1922. 


Von allen europäischen Ländern ist Rumänien nach dem 
Weltkrieg der größte Gebietszuwachs zugefallen, wodurch sein 
Flächeninhalt, der sich bereits nach dem Balkankrieg im Jahre 
1913 um 8340 qkm (bulgarischer Teil der Dobrudscha) erweitert 
hatte, sich von 137 993 auf 294 244 qkm vergrößerte. Damit hat 
Rumänien den gegenwärtigen Flächeninhalt Preußens erreicht, 
und zwar namentlich auf Kosten von Ungarn, das gemäß der 
„Linie Clémenceau“ 101477 qkm an Rumänien abtreten 
mußte. Da seit dem Jahre 1912 keine Volkszählung mehr in 
Rumänien stattgefunden hat, so war man behufs Feststellung 
der Bevölkerungszahl auf ziemlich rohe Schätzungen an- 
gewiesen, deren zweifelhaftes Ergebnis in der mutmaßlichen 
und wohl nach oben abgerundeten Bevölkerungszahl für das 
Jahr 1920 mit 16000 000 zum Ausdruck kommt. Demgegen- 
über betrug die Bevölkerungszahl Alt-Rumäniens am 19. XII. 
1912 insgesamt 7 228 976 (ansässige Bevölkerung), so daß auch 
die Bevölkerungszahl Groß-Rumäniens um mehr als doppelt 
so groB wie die Alt-Rumäniens angenommen wird. 


Der Krieg hat eine schwere Lücke in die seit dem Jahre 1859 
vorliegende Statistik über die Bewegung der Bevölkerung Ru- 
mäniens insofern gerissen, als für die Jahre 1916 und 1917, 
ın denen der Krieg auch in Rumänien tobte, die Angaben 
hierüber fehlen. Es ist daher nicht möglich, die unmittelbaren 
Wirkungen des Krieges auf die Bevölkerungsbewegung aus der 
Statistik hierüber zu ersehen. Zeitlichen Vergleichswert haben 
nur die Angaben für Alt-Rumänrien bis zum Jahre 1919, wäh- 
rend die seit 1920 vorliegenden Angaben für Groß-Rumänien 
für sich allein betrachtet werden müssen. 


Die Zahl der Eheschließungen ging schon im Balkan- 
kriege, an dem bekanntlich Rumänien kaum aktiv teilgenommen 
hatte, stark zurück, nämlich von 74452 im Jahre 1911 auf 
62400 im Jahre 1912, woran sich nach kurzer Erholung ein 
noch stärkerer Rückgang im Jahre 1915 — bis auf 56314 — 
anschloß. Hierauf muß, wie aus der auffallend geringen Ge- 
burtenzahl für 1918 gefolgert werden kann, eine sehr intensive 
Abnahme jener Zahl eingetreten sein, wovon sich Rumänien 
nur langsam erholte; denn erst im Jahre 1919 wurde mit 
72580 der Stand von 1911 beinahe wieder erreicht. Letzterer 
Zahl entspricht eine Eheschließungsziffer von 10,0 auf 1000 
Einwohner. Dagegen wies diese Ziffer für Groß-Rumänien schon 
vom Jahre 1920 höhere Werte auf, jedoch mit beständig ab- 
nehmender Tendenz, indem sie sich von 12,9 im Jahre 1920 
auf 10,4 im Jahre 1922 verminderte oder in absoluten Zahlen 
von 206 476 auf 169 797. 


Hinsichtlich des Verlaufs der Geburtenzahl zeichnet sich 
Rumänien durch den relativ größten Geburtenausfall während 
des Krieges von allen europäischen Ländern aus; denn diese 
Zahl fiel von 327245 im Jahre 1914 bis auf 103072 im Jahre 
1918, also um etwas mehr als zwei Drittel. Hierzu muß allerdings 
bemerkt werden, daß die Angaben aus der Dobrudscha für 1918 
infolge ihrer Unvollständigkeit weggelassen sind, so daß man 
allein auf den Vergleich der Geburtenziffer für die beiden Ver- 
gleichsjahre angewiesen ist. Obigen Zahlen entspricht eine Ge- 
burtenziffer von 42,1 auf 1000 Einwohner für das Jahr 1914 
bzw. 15,8 für das Jahr 1918, woraus sich eine Abnahme um 
62% ergibt. Wie nach dem bisherigen schwankenden Verlauf 


der rumänischen Geburtenziffer zu erwarten war, erholte sie 
sich von diesem Minimum sehr rasch und war im Jahre 1919 
mit 39,6 die höchste in Europa. Dagegen setzte die Geburten- 
ziffer Groß-Rumäniens mit etwas niedrigerem Werte — 33,7 
im Jahre 1920 — ein und erreichte merkwürdigerweise erst 


im Jahre 1921 mit 38,5 ihr Maximum nach dem Kriege, eine 


Erscheinung, die nur in Österreich, der Tschechoslowakei und 
Portugal beobachtet wurde. 


Ein entgegengesetztes Bild weist der Verlauf der Sterbe- 
ziffer auf. Diese erreichte im Jahre 1912 mit 22,9 auf 1000 
Einwohner ihr bisheriges Minimum vor dem Kriege und stieg 
im Jahre 1918 bis auf 45,7, womit sie das bisher allein bekannte 
europäische Maximum von Portugal um 5,7 überstieg und fast 
doppelt so groß war als die deutsche Gesamtsterbeziffer mit 
24,8 für das gleiche Jahr. Da der Krieg im Jahre 1918 in Ru- 
mänien bereits beendigt war, so kann dieser enorme Anstieg 
nur auf gewisse Folgeerscheinungen des Krieges und auf die 
Influenza-Pandemie zurückgeführt werden. Diese Erscheinun- 
gen müssen in Rumänien auch im Jahre 1919 stärker als in 
den übrigen europäischen Ländern nachgewirkt haben, denn 
auch in diesem Jahre war die Sterbeziffer Rumäniens mit 
36,2 weitaus die höchste. Erst vom Jahre 1920 an scheinen sich 
die Sterblichkeitsverhältnisse rasch verbessert zu haben; denn 
die Sterbeziffer Groß-Rumäniens sank von 25,9 im Jahre 1920 
fortgesetzt bis auf 23,0 im Jahre 1922. Von großem Einfluß 
auf die hohe Sterbeziffer Rumäniens war bisher stets die hohe 
Säuglingssterblichkeit, die im Jahre 1918 sogar auf 30,1 
in der Berechnung auf 100 Lebendgeborene gestiegen war. 

Trotz seiner hohen Sterblichkeit hatte jedoch Rumänien die 
größte Geburtenüberschußziffer vor dem Kriege — mit 
17,6 im Jahrfünft 1911—1915 — dank seiner ungeschwächten 
Geburtenziffer, aufzuweisen. Im Jahre 1918 war das Umge- 
kehrte der Fall, denn in Rumänien war damals der Über- 
schuß der Sterbefälle mit der 29,9 auf 1000 Einwohner am. 
größten in Europa, so daß seine Bevölkerungszahl um ca 
200000 abnahm. In Groß-Rumänien war die Geburtenüber- 
schußziffer bisher im Jahre 1921 mit 15,4 — bei einer Ge- 
burtenziffer von 38,5 — am größten. 


Es trafen in Rumänien 
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auf je 1000 Einwohner geborene 

4,0 25,7 17,3 19,7 
1912 8,6 43,4 18,6 
1913 | 92 20,2 
1914 | 84 18,7 
1915 7,7 40,5 19,9 
1918 | 88 15,8 30,1 
1919 10,0 — 

Groß-Rumänien: 

1920 | 12,9 33,7 25,9 7,8 = 
1921 | 12,3 38,5 23,1 15,4 - 
1922 10,4 37,5 23,0 14,5 — 


1) Für die Jahre 1916 und 1917 fehlen die Angaben. 
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Gesundheitsstatistik. 
Die Gesundheitsstatistik Ungarns. 


Während Deutschland und Österreich sich in gesundheit- 
licher Hinsicht nach dem Kriege rasch erholten, begannen die 
Gesundheitsverhältnisse Ungarns, wie aus einem Aufsatz 
des bekannten Statistikers Aloys Koväcs in der Zeitschrift 
„Magyar Statisztikai Szemle“, 2. Jahrg. 1924 Nr. 11/12, zu 
ersehen ist, sich erst nach dem Kriege zu verschlechtern. 
Darauf deutet schon der anhaltende Hochstand der ungari- 
schen Sterbeziffer hin, die im Jahre 1924, in welchem die 
stärkste Abnahme und das Minimum der deutschen Sterbe- 
ziffer zu verzeichnen ist, wieder über 20 auf je 1000 Einwohner 
gestiegen ist, nämlich auf 20,1 gegenüber 19,2 im Vorjahr. Wie 
das alte Ungarn, so zeichnet sich auch das neue Ungarn durch 
eine der höchsten Säuglings- und Tuberkulose-Sterbeziffern aus, 
welche beiden Ziffern im Jahre 1924 sogar wieder zugenommen 
haben, indem die Säuglingssterblichkeit in der Berechnung auf 
100 Lebendgeborene auf 19,5 gegenüber 18,6 im Vorjahr und 
die Tuberkulosesterbeziffer in der Berechnung auf 10 000 Ein- 
wohner auf 32,0 gegenüber 29,9 im Vorjahr wieder angestiegen 
ist. Alle diese Erscheinungen werden dadurch noch verstärkt, 
daß seit dem Jahre 1923 ein starker Rückgang der Gebur- 
tenziffer — von 29,4 im Jahre 1922 bis auf 26,3 im Jahre 
1924 — eingetreten ist, wodurch die GeburtenüberschuBziffer 
bis auf 6,2 gesunken ist. Die Hauptstadt Budapest hatte 
gleichwie Berlin in den letzten Jahren einen nicht unbeträcht- 
lichen Überschuß der Sterbefälle über die Geburten zu ver- 
zeichnen. Im Jahre 1924 stand dort einer Sterbeziffer von 
19,2 eine Geburtenziffer von nur noch 17,0 gegenüber. 


Als Ursache des erneuten Anstiegs der Sterbeziffer kommen 
in erster Linie die mißlichen wirtschaftlichen Verhältnisse der 
letzten Jahre in Betracht; denn die Versorgung des neuen 
Ungarns mit Ärzten scheint jetzt besser zu sein als vor dem 
Kriege. Ihre Zahl stieg nämlich von 3300 im Jahre 1913 und 
innerhalb des gegenwärtigen Gebietsumfanges auf 4784 im 
Jahre 1922, welch letzterer Zahl eine Ärzteziffer von 5,9 auf 
je 10000 Einwohner entspricht. Da man aus den dürftigen An- 
gaben nicht ersehen kann, ob hierunter die approbierten oder 
nur die praktischen oder nur die Zivilärzte zu verstehen sind, 
ist diese Ziffer nicht recht mit der anderer Länder vergleichbar. 
Die Durchschnittsziffer kann jedoch kein richtiges Bild von 
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der Versorgung mit Ärzten geben, da allein 2188 Ärzte oder 
44 Proz. der Gesamtzahl auf die Hauptstadt entfallen. Für 
diese Stadt ergibt sich die maximale Ärzteziffer von 22,6 auf 
10000 Einwohner, für das gesamte übrige Gebiet eine solche 
von 3,7. In Anbetracht dieser ungleichen Verteilung erscheint 
es verständlich, daß im Jahre 1922 nur 72,3 Proz. aller Ge- 
storbenen vor ihrem Tode ärztlich behandelt worden waren 
und daß von den 3525 Leichenschaustellen nur 762, d.s. 21,6 
Prozent mit Ärzten besetzt werden konnten. Trotz dieser Min- 
derheit wurden jedoch 77,1 Proz. aller Sterbefälle von Ärzten 
beglaubigt, da die volksreichsten Leichenschaubezirke die 
stä: tischen sind. Ebenso ist die Zahl der Apotheker, die am 
Ende des Jahres 1922 1560 betrug, im Verhältnis zur Bevöl- 
kerung stark gestiegen, nämlich von 1,50 vor dem Kriege auf 
1,93 in der Berechnung auf 10 000 Einwohner (im Original un- 
richtig angegeben). Dagegen hat sich gleichwie in anderen 
Ländern die Zahl der immer mehr überflüssig werdenden 
Hebammen auch im neuen Ungarn vermindert; sie betrug 
im Jahre 1922 5939, so daß auf 1 Hebamme durchschnittlich 
40,9 Neugeborene in jenem Jahre entfielen. In Budapest ist 
deren Zahl von 822 im Jahre 1913 auf 540 im Jahre 1922 ge- 
sunken. 

Im Jahre 1922 zählte man in Ungarn 187 Krankenhäuser 
mit insgesamt 27159 Krankenbetten, d.s. 33,5 auf je 10 000 
Einwohner. Im neuen Ungarn hat sich die gleiche Erscheinung 
wie in Deutschland ergeben, indem dort ebenfalls das Verhält- 
nis der Krankenbetten zur Bevölkerungszahl nach dem Kriege 
größer erscheint als im Jahre 1913, in welchem Jahre nur 
23 Krankenbetten auf je 10000 Einwohner in Ungarn nach 
seinem damaligen Gebietsstand trafen. Diese Erscheinung läßt. 
sich in Anbetracht dessen, daß die Zahl der Krankenhäuser im 
verbliebenen Gebietsteil sich kaum vermehrt haben dürfte, nur 
damit erklären, daß die abgetretenen Grenzgebiete schlechter 
mit Krankenhäusern versorgt waren als die verbliebenen zen- 
tralen. Die Gesamtzahl der im Jahre 1922 in sämtlichen 
Krankenhäusern verpflegten Kranken betrug 259 336, d. s. 322 
auf je 10000 Einwohner, welch letztere Ziffer bereits nahe 
an die deutsche Maximalziffer für das Jahr 1919 herankommt; 
denn im letzteren Jahre wurden in den deutschen Kranken- 
häusern einschließlich Irren- und Augenheilanstalten 447 Kranke 
in der Berechnung auf je 10 000 der Zivilbevölkerung verpflegt. 

Roesle (Berlin). 


KRITIKEN UND BESPRECHUNGEN 


Statistiek der bevolking van Amsterdam tot 1921. Mede- 
deelingen van het Bureau van Statistiek der gemeente Amster- 
dam, No. 67. Amsterdam, 1923. 283 S. 

Die neue Veröffentlichung des rührigen Statistischen Amtes 
der Stadt Amsterdam, die durch van Gelderen und Frau 
Langhout-Giltay bearbeitet und von dem Direktor des Am- 
tes, van Zanten, mit einleitenden Worten versehen ist, bringt 
eine Zusammenfassung der demographischen Ergebnisse der 
vorangegangenen Jahrbücher unter Hinzufügen der Angaben 
bis 1700 zurück, soweit solche vorliegen. Anhangsweise sind 
Untersuchungen über Tuberkulose, Krebs, Grippe und Selbst- 
mord in Amsterdam beigefügt. Für die Fernerstehenden wären 
einige geschichtliche Angaben erwünscht gewesen, da die poli- 
tischen Verhältnisse auf die Entwicklung der Stadt von großem 
Einfluß waren. Holland wurde im 18. Jahrhundert von der 


englischen Seemacht überflügelt, 1795 wurde es durch die 
Franzosen zur Batavischen Republik, 1806 durch Napoleon 
zu einem Königreich unter Ludwig Bonaparte gemacht, nach 
dessen Abdankung wurde es 1810 mit Frankreich vereinigt. 
In dieser Zeit gingen Handel und Kolonien der Holländer fast 
gänzlich an die Engländer über. Der Wiener Kongreß schuf 
die Vereinigung von Belgien und Holland als Königreich der 
Niederlande unter dem Oranier Wilhelm I., die belgische Re- 
volution von 1830 führte wieder zu einer Trennung der beiden 
Länder. 

Die Einwohnerzahl Amsterdams hat nach früheren Zäh- 
lungen; über deren Zuverlässigkeit die Veröffentlichung keine 
Anhaltspunkte gibt, 1622 104932 und 1630 115249 betragen, 
erst 1796 wurde auf Befehl Napoleons wieder eine Zählung vor- 
genommen, die 217024 Einwohner ergab. Der wirtschaftliche 
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Rückgang und die Aushebungen Napoleons brachten eine starke 
Entvölkerung der Stadt, so daß 1815 die Einwohnerzahl nur 
180179 betrug, dann trat wieder eine Zunahme derselben ein, 
aber erst um 1845 war wieder die Zahl von 1796 erreicht. 


Dann vermehrte sich die Bevölkerung regelmäßig, am 31. XIL | — > _ 


1920 waren es 647427 Seelen. 

In zwei (leider weit auseinander stehenden) Tabellen wird die 
Zahl der Geburten und Sterbefälle bis 1700 zurück mit- 
geteilt. Bei den Geburten sind die Totgeborenen eingeschlossen ; 
sie sind den Kirchenbüchern entnommen, es ist daher anzu- 
nehmen, daß die Kinder der Juden, die in Amsterdam schon 
im 18. Jahrhundert sehr zahlreich waren (1796 waren es 
23549), nicht mitgezählt sind (vgl. hierzu Kohlbrügge, Stadt 
und Land als biologische Umwelt, Arch. f. Rass.- und Ges.- 
Biol. Bd. 6, 1909, S. 496). Bei den Sterbefällen sind wahrschein- 
lich die Totgeborenen nicht mitgezählt, aber wohl die Sterbe- 
fälle der Juden. Es liegen daher ganz sichere Zahlen für den 
Überschuß der Sterbefälle über die Geburten im 18. Jahr- 
hundert nicht vor. In einer Tafel sind diese Verhältnisse 
von 1700 bis 1920 nach fünfjährigen Perioden dargestellt; 
danach war in den fünfjährigen Perioden 1700—1814 nie- 
mals ein Geburtenüberschuß zu verzeichnen, nach einzelnen 
Altersjahren war dies in den 115 Jahren infolge besonders 
günstiger Sterblichkeit im ganzen siebenmal der Fall; von 
1815—1850 haben bereits 22 Jahre einen Geburtenüberschuß, 
von da an ist dies das Gewöhnliche, nur in den Jahren 
1855, 1858 und 1871 übertrafen infolge der Cholera- und 
Pockenepidemien die Sterbefälle die Geburten an Zahl. Im 
18. Jahrhundert und in der ersten Hälfte des 19. konnte 
also das Wachstum der Stadt nur durch Zuwanderung statt- 
finden. 

Von den vielen Einzelheiten seien einige erwähnt. Bei den 
Heiraten werden für die Jahre 1918—20 die sozialen Schich- 
ten nach dem Heiratsalter, leider ohne Trennung, nach dem 
Zivilstand ausgezählt. In den beiden Jahren 1919 und 1920 
standen von je 100 Ehen, die in Amsterdam eingegangen 
wurden, die Männer 
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| 
unter 21 Jahren | 2,8 | 5,1 
21—24 „ | 17,7 22,5 33,1 
25—29 , 31,0 41,4 35,6 
30—39 ,, 26,8 24,8 17,3 
40—49 ,„ | 12,1 6,5 5,2 
3,3 3,7 
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Die Ehescheidungen haben wie anderwärts bedeutend 
zugenommen. Bis 1880 blieb ihre Zahl immer unter 30 im 
Jahr, 1890 ist sie auf 107, 1900 auf 171 und 1920 auf 
447 gestiegen, bei den Ehen von weniger als fünfjähriger 
Dauer haben sie mehr zugenommen als bei den länger 
dauernden. 

Die Geburtsziffer ist auch in Amsterdam zurückge- 
gangen, die eheliche Fruchtbarkeit (auf 1000 Frauen von 
15—50 Jahren) war 1879—80 267 und 1920—21 155. Bei 
den Geborenen wird seit 1906 das Geschlecht der Erst- 
geborenen getrennt erhoben, die Zahlen waren mit Einschluß 
der Totgeborenen 
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| 1906—14 1915—19 
männi. weibl. | S. P.1) männl.| weibl. | S. P.) 


18226| 17205) 105,9 | 11 230; 10446| 107,5 


Spätere Geburten | 48286, 45968| 105,0 | 25296| 23946| 105,6 


alle Geburten ... |66512|63173| 105,3 | 36526] 34302] 106,2 


Die Zahlen sind zwar zu einer sicheren Bestimmung des Ge- 
schlechtsverhältnisses zu klein, aber auch aus größeren vom 
Referenten gemachten Zusammenstellungen geht hervor, daß 
die Erstgeborenen etwas mehr Knaben haben als die Später- 
geborenen. Die Zunahme der Knabengeburten ist auch in den 
Niederlanden während und nach dem Kriege wahrzunehmen; 
die Einberufungen zum Grenzschutz und die wirtschaftliche 
Notlage haben auch dort die Zahl der Geburten verringert, 
wenn auch nicht in gleichem Maße wie in den kriegführenden 
Ländern, der Prozentsatz der Erstgeburten war 27,3, 1915—19 
30,6 unter allen Geburten. Die Zunahme des Knabenüber- 
schusses kann nach den obigen Zahlen nicht allein von der Zu- 
nahme der Erstgeburten abhängen. Auf 100 Geborene kamen 
1918—20 3,8 Totgeborene, darunter sind die vor der An- 
meldung beim Standesamt Gestorbenen aber Lebendgeborenen 
eingerechnet, durch Abzug der letzteren erhält man den rich- 
tigen Prozentsatz der Totgeborenen, 2,7 Proz. 

Die Sterblichkeit war im 18. Jahrhundert wegen der 
Epidemien großen Schwankungen unterworfen, die größte 
Sterblichkeit hatte das Jahr 1727 mit 13775 Sterbefällen, die 
kleinste das Jahr 1706 mit 6000 Sterbefällen. Die Sterblich- 
keit war 1811—19 39,42°/,,, sie blieb bis 1850 wenig verän- 
dert und hat seitdem regelmäßig abgenommen, 1910—19 war 
sie 12,11 und 1920 10,81°/,,. Die Abnahme war am größten 
im Alter von I—15 Jahren. Die Kindersterblichkeit betrug 
1812—19 noch 24,6 Proz., und ist bis 1885 über 20 Proz. ge- 
wesen, dann setzte ein regelmäßiger Rückgang ein, 1916—20 
war sie nur noch 5,9 Proz. Aus der Tafel der Sterbefälle an 
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Tuberkulose nach dem Mietwert der Wohnungen seien die fol- 
genden Zahlen mitgeteilt; auf 1000 Todesfälle kamen solche 
durch Tuberkulose: 







unter fl. 2,50 für die Woche 


fl. 2,50—4,— für die Woche 7,51 5,93 
fl. 208—350 im Jahr ....... 5,90 5,32 
fl. 350—700 , ,,........ 4,88 4,26 
über 700 fl. , ,, ....... 4,23 2,63 


Man würde eine bessere Übersicht erhalten, wenn es möglich 
gewesen wäre, die Sterbefälle auf die Lebenden zu beziehen. 
Die Zahlen für 1919 sind wohl deshalb so viel höher, weil die 
Nachwirkungen der Notlage während des Krieges noch fort- 
bestanden und die bis in das Frühjahr 1919 andauernde Grippe- 
epidemie die Tuberkulosesterblichkeit erhöht hatte. 

Von Interesse ist eine Tabelle, aus der zu ersehen ist, wie 
viele Sterbefälle jeder Todesursache in den Krankenhäusern 
erfolgen. Dies war 1920 der Fall bei Scharlach in allen Fällen, 
bei Diphtherie in 88,6 Proz., bei Typhus in 98,4 Proz., bei 
Lungentuberkulose in 44,6 Proz., bei Krebs in 44,0 Proz., bei 
allen Sterbefällen in 39,1 Proz. Die übrigen Mitteilungen über 
die Todesursachen haben mehr örtliche Bedeutung. 

Prinzing (Ulm). 


1).Sexual-Proportion (Zahl der Knaben-Geburten auf 100 
Mädchen-Geburten). 
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bedürftige, Säuglinge und Kinder in Bayern nach dem Stande | 
Ende 1923. Bearbeitet im Statistischen Landesamt. Mün- 
chen 1924. 165 S. 


Société des Nations. Section d'Hygiène, Rapport d’ensemble 
relative de la campagne de vaccination exécutée en Grèce au 
cours de l’année 1923. Par le docteur A. Gauthier. Genf 
1924. 94 S. 


Ukraine. Volkskommissariat für Gesundheitswesen, Sanitäts- 
statistisches Bulletin. (Russisch.) 1924 Nr. 1—4. Charkow 
1924. 185 S.| 


Tomilin, A. S. (Charkow), Materialien über den sozialhygieni- 
schen Zustand des ukrainischen Dorfes. (Russisch.) Charkow 
1924. 68 S. Auch in französischer Sprache erschienen unter 
dem Titel: L’hygiene publique dans la population rurale de 
l'Ukraine. Herausgegeben von der Hygiene-Sektion des 
Völkerbundes. Genf 1925. 50 S. 
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Amsterdam. Gemeentelijke Geneeskundige- en Gezondheits- 

dienst. | ` 

Verslag van den geneeskundigen en gezondheidsdienst te 
Amsterdam over het jaar 1923. (Bericht über den ärztlichen 
und Gesundheits-Dienst.) Amsterdam, ohne Jahreszahl. 
68 S. | 

Verslag van.de afdeeling Geneeskundig- en Hygienisch 
Schooltoezicht over het jaar 1923. (Bericht der Abteilung 
Ärztliche und Hygienische Schulaufsicht über das Jahr 1923.) 
Amsterdam 1924. 12 S. 


Kopenhagen. Stadslaegens Aarsberetning for 1923. (Jahres- 
bericht des Stadtarztes.) Kopenhagen 1924. 70 S. Text und 
5 Tabellen. 


Stockholm. Stadens statistiske kontor. Stockholms stads 
statistik. III. Hälso- och sjukvärd. (Gesundheits- und 
Sanitätswesen.) Berättelse frän Stockholm stads hälso- 
värdsnämnd jämte Översikt av stadens sanitära statistik 
är 1923. (Bericht des städtischen Gesundheitsamts nebst 
Übersicht über die Sanitätsstatistik für das Jahr 1923.) 
Ärgäng XLVI. Ny följd 19. Stockholm 1924. X, 50 S. Text 
und 59 S. Tabellen. 


Frenkel, S. G. (Leningrad), Petrograd während der Periode des 
Krieges und der Revolution. Sanitäre Verhältnisse und kom- 
munale Wohlfahrtseinrichtungen. (Russisch) Petrograd 
1923. Verlag der Gouvernementsabteilung für kommunale 
Wirtschaft. 126 S. mit Abbildungen im Text. 


Kommunalstatistik 


Amsterdam. Bureau van Statistiek, Statistische Mededeelingen- 
No. 72. De resultaten der volks- en beroepstelling vom 
31. Dez. 1920. I. De volkstelling. Amsterdam 1924. Joh. 
Müller. VIII und 39 S. Preis f. 1,—. 

Statistisch Jaarboek der gemeente Amsterdam. 18e Jaar- 
gang, 1922—1923. Amsterdam 1925. J. M. Meulenhoff. 
XL und 359 S. Preis f. 4,—. 


Berlin. Statistisches Amt, Statistisches Taschenbuch der Stadt 
Berlin 1924. Berlin 1924. Verlag für Politik und Wirtschaft. 
XI und 122 S. 

Vierteljahrsberichte des Statistischen Amts der Stadt 
Berlin. 2. Jahrgang 1923. 3. Jahrgang 1924. Januar-März, 
April- Juni. 

Mitteilungen des Statistischen Amts der Stadt Berlin. 
1924. Nr. 1. Die mutmaßliche Entwicklung der Zahl der 

. Schulpflichtigen in Berlin. 4 S. 
Nr. 4. Bevölkerungsvorgänge in Berlin 1921 bis 1923. 12 S. 


Budapest. Statistisches Amt, Publikation Nr. 53: Die fünfzig- 
jährige Entwicklung Budapests 1873—1923. Mit 12 graphi- 
schen Tafeln. Budapest 1925. XIII, 270 S. Text und 200 S. 
Tabellen. Preis 10 Goldkronen. 


_ Stockholm. Stadens statistiske kontor, Statistisk Arsbok för 
Stockholms stad 1924. Argäng LV. Ny följd 19. Stockholm 
1924. XVII, 224 S. Tabellen und 35 S. Register. 


Stand der Bevölkerung. 
Norwegen. Statistiske Centralbyrä, Norges offisielle Statistikk 
VII l 


Nr. 144. Folketellingen i Norge 1 desember 1920. 

8. hefte: Boligstatistikk. — Bygda. (Wohnungszählung auf 
dem Lande.) Christiania 1924. H. Aschehoug & Co. 625. 
Text und 134 S. Tabellen. Preis Kr. 1,—. 

Nr. 154. Folketellingen i Norge 1 desember 1920. 12. hefte: 

- Byggestikker på den norske landsbygd. (Typen der kleinen 
Häuser auf dem Lande.) Oslo 1925. 197 S. mit 4 Plänen. 
Preis Kr. 8, —. | 
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Nr. 161. Folketellingen i Norge 1 desember 1920. 13. hefte: 
Oversikt over livstillingsstatistikken og tellingens utfôrelse. 
(Übersicht über die Berufsstatistik und die Organisation der 
Volkszählung.) Oslo 1925. 253 S. Text und 55 S. Tabellen. 
Preis Kr. 2,—. 


Schweden. Kungl. Statistisk Centralbyra, Folkmängden inom 
administrativa omräden den 31 december 1923. (Bevölke- 
rungszahl nach Verwaltungsgebieten am 31. XII. 1923.) 
Stockholm 1924. 40 S. 

Desgleichen 1924. Stockholm 1925. 40 S. 

Folkräkningen den 31 december 1920. Il. Befolknings- 
agglomerationer, Trosbekännelse, Stamskillnad, Utrikes 
födelseort, Främmande statsborgarskap, Lytten. (Volks- 
zählung am 31. Dezember 1920. Il. Bevölkerungsagglo- 
merationen, Konfession, Fremde Rassen, Auswärts Ge- 
borene, Fremde Staatsangehörigkeit, Gebrechen.) Stock- 
holm 1925. IX und 157 S. 


Schweiz. Eidgenössisches Statistisches Bureau, Bern. Eidge- 
nössische Volkszählung vom 1. Dezember 1920. Kantons- 
weise Ergebnisse. Bern 1924. In Kommission bei A. Franke 
A.-G. Bern. 

Heft 1. Zürich. 211 S. Preis Fr. 3,—. 

Heft 5. Fribourg. 127 S. Preis Fr. 3,—. 

Heft 10. Aargau. 144 S. Preis Fr. 3,—. 

Heft 14. Neuchâtel. Genève. 231 S. Preis Fr. 3,—. 

Zusammenfassende Darstellung für die Schweiz. Zweites 
Schlußheft. Berufsstatistik. 118 S. Text und 232 S. Tabellen. 
Preis Fr. 12,—. 

Nebenberuf und Heimarbeit. 20 S. Text und 85 S. Tabellen. 
Preis Fr. 5,—. 

Die Altersgliederung der Erwerbenden. 
85 S. Tabellen. Preis Fr. 5,—. 


Ukraine. Statistische Zentralverwaltung, Die Bevölkerung in den 
Städten der Ukraine nach dem Ergebnis der allrussischen 
städtischen Volkszählung am 15. März 1923. (Statistik der 
Ukraine No. 55. Serie I: Demographie, Band II, Heft 2.) 
(Russisch und Französisch.) Charkow 1924. XIV und 185 S 


Moskau. Bureau Statistique de Moscou. Atlas statistique de la 
ville et du gouvernement de Moscou. Livraison 1-ère. Po- 
pulation. Moskau 1924. 30 S. Text und 31 statistische 
Tafeln in Farbendruck, 35 x41 cm. 


Schwarz, G. und Zaitzew, W. (Moskau), Die Jugend Rußlands 
(S. S. S. R.) in Ziffern. Unter Redaktion und mit einem 
Vorwort von S. J. Kaplun. (Russisch.) Moskau 1924. Ver- 
lag „Fragen der Arbeit‘. 56 S. Preis Rb. 0,70. 


21 S. Text und 


Bewegung der Bevölkerung. 


Statistisches Reichsamt, Berlin. Bewegung der Bevölkerung in 
den Jahren 1920 und 1921. (Statistik des Deutschen Reichs, 
Band 307.) Berlin 1924. Puttkammer & Mühlbrecht. 28 S. 
Text und 68 S. Tabellen. Preis Mark 3,50. 


England. The Registrar-General’s Statistical Review of Eng- 
land and Wales for the Year 1923. (New Annual Series 
No. 3.) London 1924. Tables, Part. I. Medical. VI und 
491 S. Preis 15 s. Tables, Part Il. Civil. IV und 127 S. 
Preis 5 s. 


Norwegen. Statistiske Centralbyra, Oslo. 
Statistikk. VII. 

Nr. 121. Folkemengdens bevegelse 1921. (Bevölkerungs- 
bewegung 1921.) Christiania 1924, H. Aschehoug & Co. 
48 S. Preis Kr. 1,—. 

Nr. 151. Folkemengdens bevegelse 1916—1920. (Bevölke- 
rungsbewegung 1916—1920.) Oslo 1925. H. Aschehoug & Co. 
117 S. Preis Kr. 1,—. 

Nr. 158. Folkemengdens bevegelse 1922. 
48 S. Preis Kr. 1,—. 


Norges offisielle 


Oslo 1925. 
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Schweden. Kungi. Statistisk Centralbyrä, Stockholm. Ut- och 
Invandring år 1923. (Aus- und Einwanderung 1923.) Stock- 
holm 1924. 345. 


Ukraine. Statistische Zentralverwaltung, Charkow. Statistik 
der Ukraine No. 47. Serie I. Demographie. Band Ill, Heft 1. 
Materialien über die natürliche Bewegung der Bevölkerung 
der Ukraine 1867—1914. Charkow 1924. XIII S. Vorbe- 
merkungen und 95 S. Tabellen. 


Internationales Arbeitsamt (Genf). 

Continental Immigration in Germany. Controll and Compi- 
lation of Statistics. S.-A. aus: „International Labour Re- 
view“, Vol. IX, No. 1, January 1924, Genf 1924. 30 S. 
Preis 10 cents. 

Migration Movements. S.-A. aus: „International Labour 
Review“, Vol. IX, No. 3, March 1924. 15. S. Preis 10 cents. 


Sydenstricker, (Washington, D. C.), The Outlook for Inter- 
national Vital Statistics. Reprinted from October, 1924, 
issue of the „American Journal of Public Health“. 7 S. 


Natalität. 


Wedervang, Ingvar (Oslo), Om Seksualproporsjon ved Födselen, 
dens typer og disses variasjoner med saerlig henblikk på 
fosterdödeligheten. (Über die Sexualproportion bei Neu- 
geborenen, ihre Typen und deren, Abweichungen mit be- 
sonderer Berücksichtigung der pränatalen Mortalität.) Oslo 
1924. Steenske Forlag. XIII und 438 S. 


Freudenberg (Berlin), Der Knabenüberschuß und sein Schwin- 
den. S.-A. aus Zeitschrift für Schulgesundheitspflege und 
Soziale Hygiene. 38. Jahrgang 1925, Nr. 2. Verlag von 
Leopold Voß in Leipzig. 9 S. 


Dublin, Louis 1. (New York), The Excesses of Birth Control. 
Address delivered before the Sixth International Neo-Mal- 
thusian and Birth Control Conference, New York, March 26, 
1925. New York 1925. Metropolitan Life Insurance Com- 
pany. 10 S. 


Freudenberg, K. (Berlin), Die notwendige Kinderzahl. S.-A. aus 
der „Deutschen med. Wochenschrift‘, 1924, Nr. 31. 6 S. 


Büchner, H. (Berlin), Der Geburtenrückgang in Berlin und seine 
Folgen. Berliner Wirtschaftsberichte. Wöchentliche Mit- 
teilungen des Statistischen Amts der Stadt Berlin. 1. Jahrg. 
1924. Nr.26. Verlag für Politik und Wirtschaft. BerlinSW 48. 


Markuse, J. (München), Die Fruchtabtreibung in Gesetzgebung 
und ärztlichem Handeln. München 1925. Richard Pflaum- 
Verlag A.-G. 96 S. Preis Mark 2,40. 


Hirsch, Max (Berlin), Zum Kampf gegen die Fruchtabtreibung. 
S.-A. aus dem Zentralblatt für Gynaekologie 1924 Nr. 9. 2 S. 

Die Fruchtabtreibung, Verhandlung im Vereine der Ärzte von 
Steiermark über den $ 144 (Strafgesetz). Graz 1925. Leusch- 
ner & Lubensky. 131 S. Preis Mark 5,—. 


Mortalität. 


Nowosselsky, S. A. (Leningrad), Sterblichkeit und Lebensdauer 
in Rußland. (Russ.) Petrograd 1916. 207 S. Preis Rb. 1,50. 


Heiberg, Povi (Kopenhagen), Svingningerne i den Koeben- 
havnske befolknings middellevetid i aarene 1870—1920. 
(Schwingungen der mittleren Lebenserwartung der Kopen- 
hagener Bevölkerung 1870—1922.) S.-A. aus der ,,Ugeskrift 
for Laeger“, 1924, No. 6, S. 120. 


Heiberg, Povi (Kopenhagen), Brugen af Dödelighedserfaringerne 
som Maalestok for en Bys eller Egns sanitaere Forhold. (An- 
wendung von Sterblichkeitserfahrungen als Maßstab für die 
sanitären Verhältnisse einer Stadt oder einer Gegend.) Göte- 
borg 1924. 4 S. 
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Lorenz, P. (Aserbeidjan), Klima und Sterblichkeit. S.-A. aus 
der Zeitschrift für Geopolitik. 2. Jahrg. 1924, Heft 3. 16 S. 


Freudenberg, K. (Berlin), Die Sterblichkeit der Ärzte in Deutsch- 
land. S.-A. aus: „Jahrbücher für Nationalökonomie und 
Statistik‘, 122. Band, III. Folge 67. Band. Jena 1924. 17 S. 


. Todesursachen. 


Niederlande. Centraal Bureau voor de statistiek (’s-Gravenhage), 
Statistiek van de sterfte naar den leeftijd en de oorzaken 
van den dood over het jaar 1922. (Statistiek van Nederland, 
No. 375.) ’s-Gravenhage 1924. Gebr. Belinfante. LXXX S. 
Text und 65 S. Tabellen. Preis 2,50 Gulden. 


Schweden. Kungl. Statistisk Centralbyra (Stockholm), Döds 
orsaker är 1919. (Todesursachen im Jahre 1919.) Stockholm 
1925. 50 S. 


Freudenberg, K. (Berlin), Versuch zur Erfassung der wirtschaft- 
lichen Bedeutung der einzelnen Todesursachen. S.-A. aus der 
„Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten‘“, Band 
103, Heft 1. Berlin 1924. 12 S. 


Wolff, G. und Freudenberg, K. (Berlin), Tuberkulosesterblich- 
keit und Wohlstand in Paris, London und Berlin. S.-A. aus 
der ‚Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten‘“, 
Band 102, Heft 3/4. Berlin 1924. Julius Springer. 11 S. 


Goldmann, F. und Wolff, G. (Berlin), Über Tuberkulose bei 
alten Leuten. S.-A. aus „Klinische Wochenschrift‘, 3. Jahrg., 
Nr. 38. Berlin 1924. 3 S. 


Schütz, Franz (Kiel), Die Epidemiologie der Masern. Mit 9 Ab- 
bildungen im Text und 2 Tafeln. Jena 1925. Gustav Fischer. 
108 S. 


Seligmann, E. und Wolft, G. (Berlin), Die Influenzapandemie 
in Berlin. S.-A..aus der Zeitschrift für Hygiene und In- 
fektionskrankheiten. Band 101, H. 2. Berlin 1923. 


Hoffman, Frederick, L. (Newark, N.J.), On the Causation of 
Cancer. Delivered before the American Association for 
Cancer Research, Buffalo, N.Y. April 17, 1924. Newark 
1924. 15 S. i 


Hoffman, Frederick, L. (Newark, N. J.), Cancer und Civilization. 
Read before the Belgian National Cancer Congress, Brussels, 
November 18—19, 1923. Newark 1924. 35 S. 

San Francisco Cancer Survey. First and second quarterly 
reports with appendices. Newark, N.J. 1924. 45 S. 


Kolb (Erlangen), Eine vergleichende internationale Paralyse- 
statistik. S.-A. aus der Zeitschrift für die gesamte Neurologie 
‚und Psychiatrie. Band XCVI, 1925, Heft 1/3. 


Kolb (Erlangen), Eine vergleichende internationale Paralyse- 
statistik. 2. Vorläufige Schlüsse aus der provisorischen 
Paralysestatistik. S.-A. aus der Zeitschrift für die gesamte 
Neurologie und Psychiatrie, Band XCVI, 1925, Heft 1/3. 
26 S. 


Morbidität. 


Morgulis, Sergius (Nebraska, U. S. A.), Hunger und Unter- 
ernährung. Eine biologische und soziologische Studie. Berlin 
1923. Julius Springer. IX und 317 S. Preis Mk. 12,60, 
geb. Mk. 14,40. 


Tomilin, S. A. (Charkow), Materialien über die Morbidität der 
Bevölkerung der Ukraine. I. Teil. Beilage zu der Zeitschrift 
„Prophylaktitschesskaja Medizina‘‘, 1924. 


Amsterdam. Mededeeling van het Medisch statistisch Bureau 
van den gemeentelijken geneeskundigen dienst. 
No. 2. Zuigelingenstatistiek betreffende in 1920 geborenen 
kinderen, die onder toezicht stonden van de Consultatie- 
Bureau’s voor zuigelingen. (Säuglingsstatistik betreffs der 
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im Jahre 1920 geborenen und unter Aufsicht der Säuglings- 
fürsorgestelle gestandenen Kinder.) Amsterdam 1922. VIIIS. 
Text und 5 S. Tabellen nebst einem Plan von Amsterdam. 
Preis f. 1,—. 

No. 1. Ziektestatistik betreffende patienten van den 
gemeentelijken geneeskundigen dienst te Amsterdam over 
het jaar 1920. (Statistik der Erkrankungen der vom Ärzt- 
lichen Dienst der Gemeinde Amsterdam behandelten Per- 
sonen für das Jahr 1920.) Amsterdam 1921. X und 3 S. 
nebst einem Plan von Amsterdam. Preis f. 1,50. 

No. 3. Desgleichen für 1921. Amsterdam 1923. VIII und 
36 S. nebst einer Tafel. Preis f. 1,—. 

No. 4. Ziektestatistiek betreffende het gemeente-personeel 
over het jaar 1922. Amsterdam 1924. VIII und 20 S. Preis 
f. 1,50. 


Société des Nations. Section d'Hygiène. Renseignements épi- 
demiologiques No. 8. Statistique des Maladies à déclaration 
obligatoire pour 27 pays de l'Europe, 15 pays de l'Afrique, 
14 pays de l’Amerique, 12 pays de l’Asie et pour l’Australasie 
pour l’année 1923. Genf 1924. 107 S. 


Emerson, Haven and Hopping, Aleita (New York), Scarlet 
Fever, Diphtheria and Measles at Willard Parker Hospital, 
New York City, 1919—1923. Reprinted from February, 1925, 
issue of the ,, American Journal of Public Health“. 31 S. 


Dobreitzer, J. A. (Moskau), Malaria in S. S. S. R. Materialien 
über. die epidemische Malaria. Mit 8 Diagrammen und 
3 Karten. (Russisch) Moskau 1924. Verlag des Volks- 
kommissariats für Gesundheitswesen. 63 S. 


Dobreitzer, J. A. (Moskau), Pest in S.S.S.R. S.-A. aus: 
„Hygiene und Sanitätswesen der Verkehrswege“, 1923 
Nr. 7—8. (Russisch.) 9 S. 


Dobreitzer, J. A. (Moskau), Verbreitung des Milzbrands in 
Rußland. S.-A. aus:. „Moskauer Medizinisches Journal‘, 
1924, Nr. 2. (Russisch.) 4 S. 


Schweizerische Kropfkommission. Bericht über die III. Sitzung 
vom 22. September 1923. Beilage zum ‚Bulletin des Eidg. 
Gesundheitsamtes‘‘ 1924, No. 6. 52 S. mit 3 farbigen Karto- 
grammen. 


Bogoslowsky, S. M. (Moskau), Statistik der professionellen 
Morbidität. Morbidität der Fabrik- und Werkstätten-Ar- 
beiter im Moskauer Gouvernement. (Russisch.) Moskau 1923. 
Verlag der Moskauer Gesundheits-Abteilung. IV und 346 S. 


Pik, Z. D. (Moskau), Die sanitären Verhältnisse der Arbeit bei 
der Kaffee- und Teeproduktion. (Nach den Ergebnissen 
einer Untersuchung der Unternehmungen im Moskauer 
Gouvernement.) (Russisch) Moskau 1922. Verlag der 
Hauptverwaltung der Tee-, Cichorie- und Kaffee-Industrie. 
96 S. 


Koiransky, B. B. (Moskau), Sanitäre Verhältnisse der Arbeit im 
polygraphischen Gewerbe. (Russisch.) Moskau 1923. Verlag 
des Zentralkomitees der Allrussischen Gewerkschaft des 
polygraphischen Gewerbes und des ‚„‚Mospolygraph‘“. 196 S. 


Rosenbaum, H. und Schatenstein, I. (Moskau), Sanitäre Cha- 
rakteristiken der einzelnen Professionen des Näherei-Ge- 
werbes. (Russisch) Moskau, ohne Jahreszahl. Verlag des 
Zentralkomitees der Allrussischen Gewerkschaft des Näherei- 
Gewerbes. 80 S. 


Moskauer Gesundheïits-Abteilung. (Stadt-Gesundheitsamt.) 

Das Institut zur Erforschung professioneller Krankheiten 
„W. A. Obuch“. (Russisch.) Moskau 1924. Verlag der Mos- 
kauer Gesundheits-Abteilung. 31 S. 

Gesundung der Arbeit und Revolution des Lebens. Samm- 
lung von Arbeiten des Moskauer Instituts zur Erforschung 
professioneller Krankheiten. I. Heft. (Russisch.) Moskau 
1923. Verlag der Gesundheits-Abteilung. 211 S. Preis Rb. 3,50. 
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Hirsch, Max (Berlin), Frauenarbeit und Frauenkrankheiten. 
S.-A. aus „Biologie und Pathologie des Weibes“. Berlin und 
Wien 1924. Urban & Schwarzenberg. 46 S. 


Soziale Versicherung. 


Markuson, F. D. (Moskau), Statistik der sozialen Versicherung 
I. Heft. (Russisch.) Moskau 1925. Verlag „Fragen der 
Arbeit“. 361 S. Preis Rb. 3,—. 


Statistisches Reichsamt, Berlin. Die Krankenversicherung in 
den Jahren 1920 und 1921. (Statistik des Deutschen Reichs, 
Band 303.) Berlin 1924. Puttkammer & Mühlbrecht. 16 S. 
Text und 69 S. Tabellen. Preis Mk. 3,50. 

Verwaltungsbericht der Allgemeinen Ortskrankenkasse München 
(Stadt) für das Geschäftsjahr 1924. München 1925. 74 S. 

Zum 25jährigen Jubiläum der Betriebskrankenkasse der All- 
gemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft und Tochtergesellschaf- 
ten Berlin. 20 S. Text, 5 S. Diagramme und 14 S. Abbildung. 

Jahresbericht der Betriebskrankenkasse der Allgemeinen 
Elektrizitäts-Gesellschaft u. Tochtergesellschaft in Berlin für 
1924. 25 S. und 1 Tafel. 


Volkskommissariat der Arbeit (Moskau), Geschäftsführung, Be- 
richterstattung und Statistik der Kassen der sozialen Ver- 
sicherung. (Russisch.) Herausgegeben von der Zentralver- 
waltung für Soziale Versicherung im Volkskommissariat der 
Arbeit in Moskau. Moskau 1923. 

Heft 1: System und Formen der Geschäftsführung und der 
Berichterstattung. 34 S. 

Heft 2: Bestimmung und Abgabe von Pensionen für In- 
valide und Mitglieder der Familien von Arbeitenden. 42 S. 

Heft 3: Bestimmung und Ausgabe von Unterstützung bei 
Arbeitslosigkeit. 17 S. 

Kurze Ergebnisse der Moskauer Arbeit auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung während des Jahres 1923. Sammlung von 
Aufsätzen unter Redaktion von B. M. Faingold. (Russisch.) 
Moskau 1924. Verlag ‚Fragen der Arbeit‘. 166 S., 12 Dia- 
gramme und 6 Tabellen. Preis Rb. 2,50. 


Volkskommissariat der Arbeit, Zentralverwaltung der Sozial- 
versicherung (Moskau), Bestimmungen und Verordnungen 
für die Gewährung von Unterstützung und Pension und über 
die Leistung von Krankenhilfe für den Versicherten. (Russisch.) 
Moskau 1924. Verlag „Fragen der Arbeit‘. 188 S. 


Steinberg, A. P. (Moskau), Medizinische Hilfe für die Versicher- 
ten. Kurzes Handbuch für die Arbeiter-Gewerkschaften und 
Versicherungsorganisationen. Zweite Auflage. (Russisch.) 
Bibliothek des Versicherungswesens, Heft II. Moskau 1923. 
Verlag „Fragen der Versicherung‘. 140 S. 


Wainstein, A. (Moskau), Organisation der medizinischen Hilfe 
für Versicherte. (Russisch.) Bibliothek des Versicherungs- 
wesens, Heft 3. Moskau 1923. Verlag „Fragen der Ver- 
sicherung“. 53 S. 


Wischnewetzky, A. (Moskau), Die Entwicklung der Sowjet-Ge- 
setzgebung über die soziale Versicherung (Russisch.) Biblio- 
thek des Versicherungswesen, Heft 9. Moskau 1924. Verlag 
„Fragen der Versicherung“. 117 8S. 


Anthropometrische Statistik. 


Martin, R., München, Richtlinien für Körpermessungen und 
deren statistische Verarbeitung mit besonderer Berück- 
sichtigung von Schülermessungen. Mit 20 Abbildungen und 
4 Tafeln. München 1924. jJ. F. Lehmanns Verlag. 60 S. 


Deutscher Zentralausschuß für die Auslandshilfe, Berlin. Größe 
und Gewicht der Schulkinder und andere Grundlagen für die 
Ernährungsfürsorge. Berlin 1924. Verlag für Politik und 
Wirtschaft. 80 S. Preis Mk. 2, —. 
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Rößle, R. (Basel) und Böning, Herta, Das Wachstum der 
Schulkinder. Nebst einem Anhang: Über das Wachstum 
einiger innerer Organe beim Kinde. Jena 1924. G. Fischer. 
72 S. 


Freudenberg, K. (Berlin), Größe und Gewicht der Berliner 
Schulkinder. S.-A. aus der ,,Klinischen Wochenschrift‘, 
3. Jahrg., No. 31. Berlin 1924. 3 S. 


Freudenberg, K., Zur Altersberechnung bei Messungen und 
Wägungen insbesondere der Schulkinder. S.-A. aus ,,Me- 
dizinische Klinik“, 1924, No. 25. 4 S. 
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Das Gesundheitswesen im Deutschen Reich in den uses 1923 und 1924. 
Von B. MÖLLERS, Berlin. 


Seit Beendigung des Weltkrieges haben sich in 
Deutschland nicht nur die politischen und volkswirt- 
schaftlichen, sondern auch die gesundheitlichen Ver- 
hältnisse wesentlich geändert. Von besonderem Ein- 
fluß waren hierbei die gewaltigen Gebietsabtretungen, 
welche Deutschland wertvoller, für dieVolksernährung 
bedeutender Gebiete beraubt haben. 

Das Deutsche Reich umfaßt nach dem Gebietsstand 
vom 31. März 1923 eine Fläche von 472 033,9 qkm, 
von denen auf den größten Bundesstaat Preußen 
294 554,9 qkm, auf Bayern 76420 qkm, Württem- 
berg 19507 qkm, Baden 15070,3 qkm, Sachsen 
14 992,9 qkm, Thüringen 11 763 qkm, Mecklenburg- 
Schwerin 13 126 qkm und auf die übrigen Länder 
einzeln weniger als 10 000 qkm entfallen. Die orts- 
anwesende Bevölkerung auf der Fläche des jetzigen 
Deutschen Reichs betrug bei der letzten Volkszäh- 
lung 1919 28 496 419 männliche und 31 356 263 weib- 
liche, insgesamt 59852682 Einwohner gegenüber 
28 825 387 männlichen, 29 624 409 weiblichen und 
insgesamt 58449793 Einwohnern bei der Volks- 
zählung vom 1. Dezember 1910. Auf 1 qkm kamen im 
Jahre 1919 126,8, im Jahre 1910 123,8 Einwohner. 

Bei der Zählung vom 1. Dezember 1910 hatte der 
Flächeninhalt des damaligen Deutschen Reichs 
540 857,5 qkm betragen; die ortsanwesende Bevöl- 
kerung betrug an dem genannten Tage 64 925 993 
Einwohner. Die bis zum 31. März 1923 abgetretenen 
Gebiete umfassen eine Fläche von 7058 753,4 ha 
oder 13,05 % der für das Reich im Jahre 1910 ermit- 
telten Zahlen. 


Unterrichtswesen. 


Für das gesamte Deutsche Reich wurde durch ErlaB 
des Reichsministers des Innern vom 5. Juli 1924 eine 
neue Prüfungsordnung für Ärzte eingeführt (Veröff. 
RGA. 1924 S. 606). Die ärztliche Vorprüfung, welche 
nach mindestens viersemestrigem medizinischen Stu- 
dium abgelegt werden kann, umfaßt wie bisher Ana- 


tomie, Physiologie, Physik, Chemie, Zoologie und 


Botanik. Nach vollständig bestandener Vorprüfung 
müssen weitere 6 Halbjahre Studienzeit zurückgelegt 
sein. Die ärztliche Prüfung umfaßt dann 14 Ab- 
schnitte: 1. Pathologische Anatomie und allgemeine 


Pathologie, 2. topographische Anatomie, 3. patho- | 


logische Physiologie, 4. Pharmakologie, 5. Innere 
Medizin, 6. Chirurgie, 7. Geburtshilfe und Frauen- 
heilkunde, 8. Augenheilkunde, 9. Ohren-, Hals- und 
Nasenkrankheiten, 10. Kinderheilkunde, 11. Haut- 
und Geschlechtskrankheiten, 12. Irrenheilkunde, 13.Hy- 
giene, 14. Gerichtliche Medizin. 

Nach vollständig bestandener ärztlicher Prüfung 
muß sich der Kandidat ein Jahr lang als Praktikant 
in einer Universitätsklinik oder einem sonst dafür zu- 
gelassenen Krankenhaus unter Aufsicht des Leiters 
der Anstalt beschäftigen. Die Approbation als prak- 
tischer Arzt wird erst nach der Abgabe eines Probe- 
gutachtens aus dem Gebiete der Versicherungsmedizin 
oder des Versorgungswesens von der obersten Landes- 
behörde erteilt. 

Die preußischen Bestimmungen betr. die Prüfungs- 
ordnung für Ärzte vom 17. Juli 1924 sind in 1 den Veröff. 
RGA. 1924 S.717 abgedruckt. 

Die Zahl der Studierenden der Medizin an den 
deutschen Universitäten betrug 








männlich weiblich 
Sommerhalbjahr 1921 13 933 1 937 
Winter „ 1921/22 12 930 1 809 
Sommer ,, 1922 12 296 1 672 
Winter s 1922/23 11 255 1 638 
Sommer ,, 1923 10 290 1 620 
Winter 5 1923 /24 8 896 1 468 
Sommer ,, 1924 7 728 1 328 


An den 11 medizinischen Fakultäten in Preußen 
waren im Wintersemester 1924/25 3387 männliche und 
659 weibliche Studierende, darunter 824 und 150 Aus- 
länder immatrikuliert. 

Die ärztliche Vorprüfung haben Banken im Reich 


im ganzen | weiblich n [davon Aus- | 
ga länder | Lothringer 
















im 
Prüfungsjahr 





1920/21 | 3638 | 347 209 40 
1921/22 | 2434 | 338 218 16 
1922/23 | 1861 | 303 355 23 


In PreuBen haben die ärztliche Prüfung im Prü- 
fungsjahr 1923/24 1341 gegen 1771 Kandidaten des 
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Zeitabschnitts 1922/23 bestanden. 
einer Abnahme von 24,3 %. 


Die Approbation als Arzt wurde im Reich erteilt 


Das Be 














Elsaß- 
Lothringer 


davon Aus- 
länder 


davon 
weiblich 


1920/21 
1921/22 


2200 | 238 79 
2326 | 286 78 | 


Die Kreisarzt-Prüfung haben in PreuBen im Jahre 
1924 insgesamt 55 Ärzte gegen 43 im Jahre 1923 mit 
Erfolg abgelegt. 

Die Zahl der Ärzte in Deutschland wurde im Jahre 
1921 auf 36 186 geschätzt, doch liegen genaue Zahlen 
nicht vor. 


Eine Neuregelung der Vorschriften über die staat- 
liche Prüfung von Säuglings- und Kleinkinderpflege- 
rinnen ist in Preußen durch Min.-ErlaB vom 20. Fe- 
bruar 1923 (Veröff. RGA. 1923 S. 386) erfolgt. Durch 
diese wird die Ausbildungszeit auf 2 Jahre festgesetzt. 


Den preußischen Vorschriften hat sich Thüringen 
durch eine am 14. September 1923 erlassene Prüfungs- 
ordnung (Ges.-Sammi. 1923 Nr.55) angeschlossen 
(Veröff. RGA. 1924 S.150), Hamburg durch eine 
Bekanntmachung des Senats vom 16. Januar 1924, 
Oldenburg durch Bekanntmachung vom 16. April 
1924 (Veröff. RGA. 1924 S.426), Braunschweig 
durch eine Verfügung vom 24. Mai 1924. Für Bayern 
ist eine Bekanntmachung über die staatliche Prüfung 
von Säuglings- und Kleinkinderpflegerinnen am 13.No- 
vember 1922 erlassen (Veröff. RGA. 1923 S. 59). Aus- 
bildungsdauer 1 Jahr. 


Die bisherigen Vorschriften über die staatliche Prü- 
fung von Krankenpflegepersonensind inPreußendurch 
Erlaß vom 25. Nov. 1923 abgeändert worden (Veröff. 
RGA. 1923 S. 83). In Bayern sind neue Vorschriften 
über die Prüfung der Krankenpflegepersonen am 
9. Januar 1924 (Verôff. RGA. 1924 S. 315), in Meck- 
lenburg-Strelitz am 1. März 1924 (Veröff. RGA. 
S. 315 und 316) erlassen worden. 


Die hauswirtschaftliche Ausbildung des Kranken- 
pflegepersonals behandelt ein preuß. ErlaB vom 7. Fe- 
bruar 1923 (Veröff. RGA. 1923 S. 297). 

Neue Richtlinien für die Tätigkeit von Kranken- 
schwestern hat der Reichsausschuß für Ärzte und 
Krankenkassen am 10. April 1924 erlassen (Veröff. 
RGA. 1924 S. 482). 

Die Vorschriften über die Prüfung der technischen 
Assistentinnen an medizinischen Instituten sind in 


Preußen durch ErlaB vom 5. Febr. 1924 (Veröff. 


RGA. 1924 S. 326) abgeändert worden. 





— un 


Seuchenbek ämpfung. 


Die hygienischen Einrichtungen zur Seuchenbe- 
kämpfung konnten während der Jahre 1923 und 1924 
trotz des allgemeinen Behördenabbaus und der Durch- 
führung strengster Sparsamkeitsmaßnahmen in der 
Hauptsache aufrechterhalten werden. 


Der wirtschaftlichen Notlage und dem damit ver- 
bundenen Behördenabbau fiel Ende November 1923 - 
die im Jahre 1920 in Mitteldeutschland eingerichtete 
planmäßige Bekämpfung desTyphus zum Opfer. 
Ein Bericht über die Tätigkeit der von den 5 bakterio- 
logischen Untersuchungsanstalten in den Jahren 1921 
bis 23 geleisteten Arbeit ist von dem vormaligen Reichs- 
kommissar für die Typhusbekämprungin Mitteldeutsch- 
land in der Zeitschrift für Hygiene Bd. 103 Heft 2 ver- 
öffentlicht worden. 


In Preußen wurde durch Gesetz vom 23. Juni 1924 
(Veröff. RGA. 1924 S.534) die epidemische Kin- 
derlähmung unter die anzeigepflichtigen übertrag- 
baren Krankheiten aufgenommen und die Bestim- 
mungen über das Ermittelungsverfahren bei Genick- 
starre erweitert. Ein gleichlautendes Gesetz wurde 
am 15. Juli 1924 für Schaumburg-Lippe erlassen 
(Veröff. RGA. 1924 S.871). 


Auf Ersuchen des Hygienekomitees de Völker- 
bundes fand in Preußen gemäß Ministerialerlaß vom 
5. Mai 1924 eine bakteriologisch-statistische Erhebung 
über das Vorkommen der epidemischen-Menin- 
gitis statt (Veröff. RGA. 1924 S. 507). 


Das Verhalten der Schulbehörden beim Auftreten 
ansteckender Krankheiten regelt in Sachsen eine 
Ministerialverordnung vom 15. Mai 1923 (Veröff RGA. 
1923 S. 477) in ähnlicher Weise, wie dies für Preußen 
durch ErlaB vom 9. Juli 1907 geschehen ist. 

Zur Fernhaltung von Typhusbazillenausschneidern 
vom Schulunterricht bestimmt für Preußen ein Mi- 
nisterialerlaB vom 17. März 1924 (Veröff. RGA. 1924 
S. 339), daß Dauerausscheider grundsätzlich vom 
Schulbesuch fernzuhalten sind. Ausnahmen können, 
wenn überhaupt, nur von Fall zu Fall gemacht werden, 
wenn Anhaltspunkte dafür gewonnen werden können, 
daß die von dem Keimträger ausgeschiedenen Typhus- 
bazillen avirulent sind. 

Die Anwendung des Masernrekonvaleszen ten- 
Serums nach Degkwitz wird in einem Ministerial- 
erlaB vom 21. Juni 1923 (Veröff. RGA. S. 613) in 
Preußen empfohlen. Es wird darin angeregt, die in 
den Bezirken vorhandenen Gesundheits- und Wohl- 
fahrtsämter zu veranlassen, daß sie sich Masernrekon- 
valeszenten-Serum von den im Bezirk vorhandenen 
Krankenhäusern verschaffen und an Krippen, Säug- 
lings- und Kleinkinderheime abgeben. 

ie 
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Krankheit 





Rühr esse 


Pocken 


Tollwut 


Arzneiwesen. 


Im Deutschen Reich sind die Vorschriften betr. 
Abgabe stark wirkender Arzneimittel vom 22. Juni 
1896 (Veröff. RGA. 1896 S. 445 und 1920 S. 179) ver- 
mittels Rundschreiben vom 30. August 1922 durch 
die Aufnahme von Kokain, Heroin und deren Salzen 
ergänzt worden (Veröff. RGA. 1923 S. 94). 

Durch Verordnungen über den Verkehr mit Arznei- 
mitteln vom 21. Juni 1923 (Veröff. S.502) betr. Di- 
codid, und vom 16.Nov. 1923 (Veröff. S.833) betr. 
Fructus Papaveris und Oleum Chenopodii wurde be- 
stimmt, daß diese Stoffe außerhalb der Apotheken 
nicht feilgehalten oder verkauft werden dürfen. 

Auf Grund des Reichsgesetzes vom 30. Dez. 1920 
zur Ausführung des Internationalen Opiumabkommens 
erfolgte durch mehrere Verordnungen eine Neurege- 
lung der Überwachung des Verkehrs mit Opium; Ver- 
ordnungen vom 23. Dez. 1923 (Veröff. 1924 S. 42), 
vom 21. März 1924 ( Veröff. S. 289) betr. Beaufsichti- 
gung des Verkehrs durch das RGA. und vom 5. Juni 
1924 (Veröff. S.496) betr. Bestimmungen über Ein- 
fuhr und Ausfuhr. 

Für die Wassermannsche Reaktion sind auf Grund 
von Beratungen im Reichsgesundheitsrat eine ,,An- 
leitung zur Ausführung der Wassermannschen Re- 
aktion“ (ErlaB vom 24. August 1920) und ein preuß. 
Erlaß betr. Regelung der Ausführung der Wasser- 
mannschen Reaktion vom 18. Juli 1923 (Veröff. RGA. 
S. 726) erlassen. 

Für den Freistaat PreuBen bestimmt eine Be- 
kanntmachung vom 29. Januar 1923 (Veröff. RGA. 
S. 296), daß Tuberkuline in den Apotheken nur auf 
schriftliche Anweisung eines Arztes abgegeben wer- 
den dürfen. 
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Häufigkeit der anzeigepflichtigen Krankheiten bei der Zivilbevölkerung des Deutschen Reiches. 


in den Jahren 
1921 | 1922 | 1923 | 1924 


auf je 10000 der Bevölkerung 


Ein Min.-Erlaß vom 7. Juni 1923 (Veröff. RGA. 
S.611) enthält Anweisungen über die Erkennung von 
giftigen und ungiftigen Pilzen. 

Durch Min.-Erlaß vom 18. April 1923 (Veröff. RGA. 
S. 659) dürfen auch die sog. Olpe-Mittel als Heilmittel 
außerhalb der Apotheken nicht feilgehalten werden. 

Ein Min.-Erlaß vom 14. Okt. 1924 (Veröff. RGA. 
1925 S.16) macht auf Todesfälle aufmerksam, die 
bei Verwendung von unreinem Bariumsulfat als 
Röntgenkontrastmittel aufgetreten sind. 


Der Verkehr mit Lebensmitteln. 


Der Verkehr mit Lebensmitteln und einigen Ge- 
brauchsgegenständen wird in Deutschland durch das 
Nahrungsmittelgesetz vom 14. Mai 1879 geregelt. 

Der Ersatz dieses Gesetzes durch ein neues ‚Gesetz 
über den Verkehr mit Lebensmitteln und anderen 
Bedarfsgegenständen‘‘ wird seit Jahren geplant, doch 
sind die Verhandlungen darüber bisher noch nicht 
zum Abschluß gekommen. Der neue Gesetzentwurf 
hat den Charakter eines neuzeitlichen, dem gegen- 
wärtigen Stande der Hygiene Rechnung tragenden 
Gesetzes, das einen ausreichenden Schutz in gesund- 
heitlicher Hinsicht und im Anschluß daran den er- 
forderlichen Schutz gegen Täuschung und Ausbeutung 
der Verbraucher bieten soll. 

In der Erwartung einer baldigen gesetzlichen Neu- 
regelung des Lebensmittelrechts sind in den Jahren 
1923 und 1924 nur auf einzelnen Teilgebieten gesetz- 
liche Verordnungen erlassen. Unter Aufhebung der 
zahlreichen, in den Kriegsjahren erlassenen Verord- 
nungen traten auf Grund des Notgesetzes vom 24. Fe- 
bruar 1923 (Veröff. RGA. 1923 S. 235) durch eine 
Verordnung vom 13. Juli 1923 (Veröff. RGA. 1923 
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S. 633) in Kraft eine Preistreibereiverordnung, eine 
Verordnung gegen verbotene Ausfuhr lebenswichtiger 
Gegenstände, ferner Verordnungen über Handels- 
beschränkungen, über den Verkehr mit Vieh und 
Fleisch, über Notstandsversorgung, über Preisprü- 
fungsstellen, über Auskunftspflicht und Wucherge- 
richtsversorgung. Einige Vorschriften der Verordnung 
über Handelsbeschränkungen wurden durch Verord- 
nung vom 26. Juni 1924 (Veröff. RGA. S. 533) wieder 
aufgehoben. 

Eine Verordnung über die äußere Kennzeich- 
nung von Waren vom 13. Juli 1923 (Veröff. RGA. 
S. 655) bestimmt, daß bei einzelnen Konserven auch 
das Gewicht und die Zeit der Herstellung angegeben 
sein muß. Eine Verordnung über Preisschilder 
und Preisverzeichnisse vom 26. Juli 1923 (Veröff. 
RGA. S. 658) setzt fest, welche Gegenstände des 
täglichen Bedarfs mit Preisschildern zu versehen sind. 

Auf Grund der ‚Zweiten Verordnung über Fleisch- 
brühwürfel und deren Ersatzmittel‘ vom 11. Nov. 
1924 (Veröff. 1924 S. 967) brauchen diese Erzeugnisse 
das Wort „Ersatz“ auf der Packung nicht mehr zu 
tragen, wenn ihre den Genußwert bestimmenden 
Stoffe dem Hefeextrakt entstammen und dies aus der 
Bezeichnung deutlich hervorgeht. 

Eine Verordnung vom 21. Juli 1923 (Veröff. RGA. 
S. 686) läßt die Verwendung von Süßstoff zu. 

Durch Bekanntmachung vom 19. Januar 1923 
(Veröff. RGA. S. 178) wird bestimmt, daß die Zusatz- 
menge von Phtalsäurediäthylester bei der un- 
vollständigen Vergällung bzw. Genußunbrauch- 
barmachung von Branntwein anstatt 2 Litern nur 
noch 1 Liter auf je 1001 Weingeist betragen darf. 
"Das Weingesetz vom 7. April 1909 (Verôff. RGA. 
S. 479) wurde in den letzten Jahren mehrfach ab- 
geändert. Das Gesetz vom 1.Febr. 1923 (Veröff. 
RGA. S.178) bestimmt, daß Trinkbranntwein, der 
nach Art des französischen Kognaks hergestellt ist, 
im geschäftlichen Verkehr nicht mehr die Bezeich- 
nung „Kognak‘“, sondern die Bezeichnung ,,Wein- 
brand‘ führen muß. Eine Verordnung vom 22. März 
1923 (Veröff. S.294) regelt das Schwefeln, eine 
solche vom 8. Nov. 1923 (Veröff. S. 798) das Klären 
des Weins mit Ferrocyankalium. 

Eine Verordnung vom 30.Oktober 1923 (Veröff. 
RGA. S.809) betrifft die Behandlung von Rum- 
maische als Obststoff. 

Durch das Gesetz über den Verkehr mit Ab- 
sinth vom 27. April 1923 (Veröff. RGA. S. 349) wird 
verboten, den unter dem Namen Absinth bekannten 
Trınkbranntwein herzustellen oder in Verkehr zu 
bringen, sowie Wermutöl bei der Herstellung von 
Trinkbranntwein zu verwenden, 
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Den Verkehr mit Milch regelt eine Verordnung 
vom 6. Juni 1924 (Veröff. RGA. S.505), durch die 
die Erlaubnis zum Milchhandel untersagt werden 
kann, wenn der Antragsteller die für den Handel mit 
Milch erforderliche Sachkenntnis oder Zuverlässig- 


keit nicht besitzt. 


Welche Gesichtspunkte bei der Beurteilung der als 
kohlensaures Ammonium in den Verkehr gebrach- 
ten Erzeugnisse zu berücksichtigen sind, besagt ein 
Rundschreiben vom 3. April 1924 (Veröff. RGA. 
S. 337). 

Im Freistaat Preußen sind in den Jahren 1923 
und 1924 die nachstehenden Verordnungen aus dem 
Gebiete des Lebensmittelrechts erlassen: 

Durch Min.-Erlaß betr. Mehlbehandiung mit Golo- 
gas vom 8.Mai 1924 (Volkswohlfahrt 1924 S. 219) 
wird das Goloverfahren im Müllereibetrieb zugelassen. 

Der Min.-Erlaß betr. Anweisung für die chemische 
Untersuchung von ausländischem Fleisch und Fetten 
vom 20. Juni 1924 (Veröff. RGA. 1924 S.638) ent- 
hält Bestimmungen über die Feststellung der Jodzahl. 

Eine Polizeiverordnung vom 14. August 1924 (Ver- 
öff. RGA. 1924 S. 718) enthält Vorschriften über den 
Vertrieb von giftigen Pflanzenschutzmitteln durch 
Vertriebsstellen des amtlichen Pflanzenschutzes und 
landwirtschaftliche Körperschaften. 

Eine Min.-Verfügung betr. Fleischvergiftungen vom 
28. Oktober 1924 (Veröff. RGA. 1925 S. 1) behandelt 
die Ursachen der Fleischvergiftungen und die Mittel 
zu ihrer Verhinderung. 

Eine Min.-Verfügung vom 21.Okt. 1924 (Veröff. 
RGA. 1924 S. 968) stellt fest, daß die durch strö- 
menden Wasserdampf erhitzte Milch nicht als voll- 
gültiges Nahrungsmittel angesehen werden darf wegen 
der starken Verwässerung. 


Schädlingsbekämpfung. 

Ein Min.-Erlaß vom 28. Mai 1923 (Veröff. 1923 
S. 568) warnt vor der Verwendung von arsenhaltigen 
Ungeziefermitteln als Zusatz zu Tapetenkleister. 

Der Min.-Erlaß betr. die Schädlingsbekämpfung mit 
hochgiftigen Stoffen vom 1.Okt. 1923 (Volkswohl- 
fahrt 1923 S. 474 u. Veröff. RGA. 1924 S.2) enthält 
Gesichtspunkte, die bei der Erteilung der Genehmi- 
gung hochgiftiger Stoffe für die Schädlingsbekämp- 
fung zu beachten sind und Vorsichtsmaßregeln zur 
Verhütung von Unglücksfällen bei der Anwendung 
von Blausäure, Zyklon, Ventox und ähnlichen Stoffen. 


Heil- und Pilegeanstalten. 
Nach den Feststellungen derim Jahre 1924 vom Reichs- 
gesundheitsamt veröffentlichten „Heilanstaltsstatistik 
im Deutschen Reich für die Jahre 1917—1919“ 
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(Med. Stat. Mitteilungen aus dem Reichsgesund- 


heitsamt Bd 22 H. 2) bestanden im Jahre 1919 
3786 allgemeine Krankenanstalten mit 313192 
Betten; hiervon entfielen auf die 2878 öffentlichen 
und Universitätsanstalten 265 557 Betten, während 
die 908 privaten Anstalten mit 11 und mehr Betten 
insgesamt 47635 Krankenbetten umfaßten. Der 
Krankenbestand in allen allgemeinen Krankenanstal- 
ten zusammen betrug am 1. Januar 1917 148 048 
Personen, der Krankerzugang in den Jahren 1917 
bis 19 zusammen 6525 727, der Abgang der Kran- 
ken in den gleichen Jahren 6 488 536 Personen, der 
Krankenbestand am 31.Dezember 1919 183 600, 
darunter 90 953 männliche und 92 647 weibliche Per- 
sonen. 

Außerdem bestanden im Deutschen Reich im Jahre 
1919 470 Anstalten für Geisteskranke mit 
150 409 Betten, darunter 248 Öffentliche und Uni- 
versitätsanstaiten mit 122 061 Betten und 211 pri- 
vate Anstalten mit 28348 Betten. Der Kranken- 
bestand in allen Anstalten für Geisteskranke betrug 
am 1. Januar 1917 141 246, der Krankenzugang in 
den Jahren 1917 bis 1919 zusammen 208 526 Per- 
. sonen, während in der gleichen Zeit 246328 Per- 
sonen in Abgang kamen, darunter 82553 durch den 
Tod. Der Krankenbestand an Geisteskranken be- 
trug am 31. Dezember 1919 100 140 Personen, da- 
runter 47 706 männlichen, 52434 weiblichen Ge- 
schlechts. : 

Die Heilanstaltsstatistik umfaßt ferner im Jahre 
1919 147 Augenheilanstalten mit 5579 Kranken- 
betten, von denen 61 öffentliche und Universitäts- 
anstalten 3542 Betten und 86 private Augenanstalten 
mit 11 und mehr Betten insgesamt 1937 Kranken- 
betten hatten. Der Krankenbestand der Augenheil- 
anstalten betrug am 1. Januar 1917 2036 Kranke, 
der Krankenzugang in den Jahren 1917—1919 zu- 
sammen 147 236 Personen, der Abgang der Kranken 
in dem gleichen Zeitraum 146 850, so daB am 31. De- 
zember 1919 noch 2178 Augenkranke in Anstalts- 
behandlung waren. 

Im Jahre 1919 bestanden ferner 120 Entbin- 
dungsanstalten mit 5489 Betten, von denen 84 öf- 
fentliche und Universitätsanstalten 4571 Betten und 
36 private Anstalten mit 11 und mehr Betten insge- 
samt 918 Krankenbetten hatten. In den Anstalten 
wurden in den Jahren 1917 bis 19 183929 Frauen ent- 
bunden, von denen 1194 = 6,5 auf je 1000 entbundene 
Frauen an Kindbettfieber erkrankten und 349 = 
1,9%, daran starben. Mittels geburtshilflicher Ope- 
ration wurden in den 3 Jahren 21757 = 118,3 °/00 
Frauen entbunden, von denen 590 = 3,2 auf je 100 
entbundene Frauen starben. DieZahl der Neugeborenen 
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betrug 171 169, von denen 7068 totgeboren waren 
und 4751 starben. Die Zahl der Totgeborenen auf 
je 1000 Entbundene betrug im Durchschnitt der Jahre 
1917—1919 38,4, die Zahl der unzeitigen Geburten 
104,5. 

In den vorstehend aufgeführten Zahlen sind nicht 
enthalten die Krankenanstalten, welche weniger als 
11 Betten enthalten. 

Über die Organisation der in der Heilanstaltsstatistik 
nicht getrennt behandelten Krankenanstalten der 
religiösen Genossenschaften können nachstehende 
Angaben gemacht werden: 

Nach der: vom Deutschen Caritas-Verband 
herausgegebenen Statistik der katholischen carita- 
tiven Einrichtungen Deutschlands (1. Band : Die katho- 
lischen Einrichtungen der geschlossenen Fürsorge 
Deutschlands, bearbeitet von Dr.Peerenboom, 1924) 
bestanden am 1. Mai 1924 in Deutschland an katho- 
lischen geschlossenen Anstalten 

818 Krankenhäuser mit 72 525 Betten und 10 879 

Pflegekräften, 

109 Heime für körperlich und geistig Gebrechliche 

mit 24 542 Betten und 3681 Pflegekräften, 

292 Erholungsheime mit 14690 Betten und 2204 

Pflegekräften, 

782 Heime der Erziehungsfürsorge mit 60 626 Bet- 

ten und 9094 Pflegekräften, 

992 Altersheime mit 21 645 Betten und 3247 Pfle- 

gekräften, 

219 Mädchenheime mit 3461 Betten und 519 Pflege- 

kräften, 

37 Jugend- und Lehrlingsheime mit 1978 Betten 

und 297 Pflegekräften, 

133 Heime für Studierende mit 11 292 Betten und 

1694 Pflegekräften ; 
insgesamt also 3382 Anstalten mit 210 759 Betten und 
31 615 Pflegekräften. 

‘Über die von der Inneren Mission der deutschen 
evangelischen Kirche unterhaltenen Anstalten und 
Einrichtungen gibt das „Handbuch der Inneren Mis- 
sion‘‘, herausgegeben Berlin-Dahlem 1922, Wichern- 
Verlag nähere Auskunft. Die Krankenhäuser, Alters- 
heime, Siechenhäuser und Stifte sind teilweise mit 
Diakonissen- und Diakonenanstalten verbunden, teil- 
weise werden sie von Kirchengemeinden, Kreissynoden 
und freien Vereinigungen verschiedener Art unterhal- 
ten. Die Zahl der Altersheime und Siechenheime 


. betrug 1924 etwa 900 mit 24 000 Plätzen. Der Ver- 


band der deutschen Krüppelheime der Inneren 
Mission umfaßt 27 Anstalten mit 6442 Plätzen und 
500 Arbeitsplätzen. Für Schwachsinnige und Epi- 
leptiker sind 43 Anstalten mit 17 000 Plätzen vor- 
handen. 
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In den evangelischen Kranken- und Pflegeanstalten 
sind bisher 95 000 Betten gezählt worden, doch sind 
durch diese Zählung bei weitem nicht alle Anstalten 
erfaßt worden, so daß nach Schätzungen noch etwa 
30 000 Plätze hinzukommen. | 

Dem evangelischen Reichserziehungsverband sind 
etwa 500 Erziehungsanstalten (Waisenhäuser und sog. 
Rettungshäuser) mit 30 000 Zöglingen und 3000 Er- 
ziehern und Erzieherinnen angeschlossen, ferner die 
deutsche ev. Asylkonferenz mit 100 Anstalten, etwa 
6000 Plätzen und rund 600 Berufsarbeitern. Der ev. 
Reichsverband für Kinderpflege umfaßt die ev. Kinder- 
pflegeverbände in den einzelnen Ländern und Pro- 
vinzen. Hinter dieser Organisation stehen 6—-7000 
Kinderpflegeanstalten. 

Dem Zentralverband sind ferner angeschlossen 
158 Kinder-Heil- und -Erholungsstätten mit über 
11 000 Plätzen (nach Handwörterbuch der Wohl- 
fahrtspflege Berlin 1924 S. 197ff.). 

Die Zentralstelle für die Jüdischen Kranken- und 
Wohlfährtseinrichtungen ist die „Zentralwohl- 
fahrtsstelle der deutschen Juden‘. Zur Zeit bestehen 
in Deutschland 183 jüdische geschlossene Anstalten, 
37 Einrichtungen der halboffenen Fürsorge, 17 Speise- 
anstalten und 21 Ferienkolonie-Entsendestellen. Von 
den 183 geschlossenen Anstalten sind 54 Anstalten 
der Gesundheitsfürsorge, 34 Altersheime, 3 Durch- 
wander- und Flüchtlingsheime, 24 Schwesternheime 
und 66 geschlossene Anstalten für Jugendwohlfahrt 
(Handwörterbuch f. Wohlfahrtspflege 1924 S.211). 

Ein Verzeichnis der Anstalten des Deutschen 
Roten Kreuzes ist im Jahre 1924, Berlin, Verlag 
Herbig, veröffentlicht worden und enthält 280 geo- 
graphisch geordnete Anstalten, die nach folgenden Ge- 
sichtspunkten zusammengestellt sind: Mutterhäuser, 
Ausbildungsanstalten Krankenanstalten, Mutter- und 
Säuglingsheime, Kinder- und Kindererholungsheime, 
Waisenhäuser und Erziehungsanstalten, Jugendheime 
und Herbergen, Ledigenheime, Schwesternheime, Sie- 
chen- und Altersheime und Flüchtlingsheime. 

Die den konfessionellen Verbänden (Innere Mission, 
Caritas, Zentralwohlfahrtsstelle der deutschen Juden), 
dem Deutschen Roten Kreuz und den Arbeiterwohl- 
fahrtsausschüssen nicht angehörenden, rein humani- 
tären gemeinnützigen Kranken- und Pflegeanstalten 
Deutschlands haben sich im Februar 1920 zu der 
„Vereinigung der freien privaten gemeinnützi- 
gen Kranken- und Pflegeanstalten Deutsch- 
lands‘ zusammengeschlossen. Im April 1924 erfolgte 
der Ausbau dieses bereits vom Reiche als Spitzenver- 
band anerkannten Fachverbandes zur „Vereinigung 
der freien privaten gemeinnützigen Kranken- 
und Wohlfahrtseinrichtungen Deutschlands“, 
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die am 6. Dezember 1924 den Namen „Fünfter Wohl- 
fahrtsverband“ annahm?). Die Geschäftsstelle be- 
findet sich im Wohlfahrtshause Berlin N 24, Oranien- 
burger Str. 13/14. 


Der Fachverband für Gesundheitsfürsorge des Fünf- 
ten Wohlfahrtsverbandes bildet seit Anfang 1920 mit 
den entsprechenden Fachverbänden der anderen 
Spitzenverbände (Verband der katholischen Kranken- 
und Pflegeanstalten Deutschlands, Kaiserswerther 
Verband deutscher Diakonissen-Mutterhäuser, Bund 
der jüdischen Kranken- und Pflegeanstalten Deutsch- 
lands, Verband der Mutterhäuser vom Roten Kreuz) 
den „Reichsverband der privaten gemeinnützi- 
gen Kranken- und Pflegeanstalten Deutsch- 
lands“, Geschäftsstelle ebenfalls im Wohlfahrtshause, 
Berlin N 24, Oranienburger Str. 13/14. 


Die Arbeitszeit in den Krankenpflegeanstalten ist 
durch Verordnung der Reichsregierung vom 13.11. 
1924 geregelt worden. In Krankenpflegeanstalten darf 
das Pflegepersonal in der Woche — einschlieBlich der 
Sonn- und Feiertage — bis zu 60 Stunden, die Pausen 
nicht eingerechnet, beschäftigt werden. Die tägliche 
Arbeitszeit soll in der Regel 10 Stunden nicht über- 
schreiten und durch angemessene Pausen unterbrochen 
sein. Als Krankenpflegeanstalten gelten öffentliche 
und private Anstalten, in denen Kranke oder Sieche 
versorgt werden, die ständiger ärztlicher Aufsicht oder 
Pflege bedürfen, ferner Entbindungsanstalten, Säug- 
lingsheime und Irrenanstalten. Als Pflegepersonal 
gelten die Personen, die in einer derartigen Anstalt 
auf Grund eines Arbeits- oder Lehrverhältnisses über- 
wiegend pflegerische Arbeiten leisten oder Arbeiten 
häuslicher oder sonstiger Art verrichten, die unmittel- - 
bar der Versorgung der Kranken dienen. Für Per- 
sonen, die in einer von der obersten Landesbehörde 
als gemeinnützig anerkannten Krankenpflegeanstalt 
beschäftigt sind, gelten die Vorschriften dieser Ver- 
ordnung auch dann, wenn sie nicht zu dem Pflege- 
personal gehören, es sei denn, daß etwas anderes 
vereinbart ist. Im übrigen gilt für die in Kranken- 
pflegeanstalten beschäftigten, nicht zum Pflegeperso- 
nal gehörenden Personen die Verordnung über die 
Arbeitszeit vom 21. XII. 1923; für sie ist also grund- 
sätzlich am Achtstundentag festgehalten. Keine dieser 
Verordnungen gilt für die Personen, deren Beschäfti- 
gung nicht in erster Linie dem Erwerbe. sondern 
ihrer körperlichen Heilung, sittlichen Besserung oder 
Erziehungszwecken dient oder durch Beweggründe 
karitativer oder religiöser Art bestimmt wird, ferner 
für Personen, die um ihrer eigenen dauernden Versor- 


1) Anm. bei der Korrektur. Am 1. Juni 1925 umfaßte der Ver- 
band 350 Mitglieder mit ca, 29000 Betten bzw, Plätzen, 
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gung willen in der Anstalt aufgenommen sind. Die 
Anstaltsleitung regelt die Dauer und Verteilung der 
Arbeitszeit und der Pausen sowie die wöchentlichen 
Freizeiten nach Anhörung der leitenden Ärzte und 
der Betriebsvertretung. Die Regelung ist durch Aus- 
hang an sichtbarer Stelle bekannt zu geben. Die nach 
dieser Verordnung sich ergebenden Beschränkungen 
der Arbeitszeit finden keine Anwendung auf vorüber- 
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gehende Arbeiten, die in Notfällen unverzüglich vor- 
genommen werden müssen. Die Aufsicht über die 
Durchführung dieser Verordnung steht für die übrigen 
Anstalten den von der obersten Landesbehörde zu 
bestimmenden Gesundheits- oder Gewerbeaufsichts- 
behörden zu. Bei Zuwiderhandlungen finden die ent- 
sprechenden Bestimmungen der Arbeitszeitverord- 
nung Anwendung. « 


BERICHTE 


Das Gesundheitswesen im Haushaltsplan des Reiches 
und der größeren Länder. 


In dem Reichshaushaltsplan sind für das Rechnungsjahr 

` 1925 vorgesehen 

beim Etat des Reichsministeriums des Innern: 

a) Allgemeine Bewilligungen für Bildung 

und Schule: 

Zur Förderung des Turn- und Sportwesens ... 

Zur Förderung der auf sittliche Hebung des 
Volkes, insbesondere der Jugend, gerichtete 
Bestrebungen, soweit sie allgemeine Bedeu- 
tung Haben anne: 

b) Gesundheitswesen: 

Förderung der auf gesundheitliche Hebung des 
Volkes, insbesondere der Jugend gerichteten 
Bestrebungen von allgemeiner Bedeutung, 
namentlich auch der gesundheitlichen Säug- 
lings-, Kleinkinder- und Krüppelfürsorge so- 
wie der hygienischen Volksbelehrung ...... 

Beitrag des Reichs zu den Aufwendungen zur 
Abwehr der Rinderpest .................. 

Zur Bekämpfung des Alkoholismus und der mit 
dem Alkoholismus zusammenhängenden Ge- 
sundheitsschäden (Tuberkulose, Geschlechts- 
krankheiten, Psychopathen- und Geisteskran- 
kenfürsorge) ............................. 

Der ordentliche Haushaltsetat des Reichsgesund- 
heitsamts umfaßt für Besoldungen und son- 
stige Ausgaben 1027 120 4 
An einmaligen Ausgaben sind für das Gesundheitswesen beim 

Haushalt des Reichsministeriums des Innern für das Jahr 1925 

vorgesehen: 


Zur Förderung der Erforschung und Bekämpfung 


400000 4 


250000 .K 


300000 .K 


250000 4 


1800000 .# 


menschlicher Krankheiten ................ 200000 # 
Beitrag zu den Unterhaltungskosten der Reichs- 

anstalt für die Bekämpfung der Säuglings- 

sterblichkeit im Deutschen Reich ......... ; 120000 4 
Zur Förderung der Erforschung und Bekämpfung 

tierischer Krankheiten ........... ee ee 50000 4 


Beim Etat des Reichsarbeitsministeriums finden sich als allge- 
meine Bewilligungen für die Zwecke der Sozialversicherung: 
Belastung des Reichs aus Zuschüssen zu den 


Renten der Invalidenversicherung ......... 114525000 4 

WochenHllle ;....::5u.22.:,2u3s statue 20 000000 #4 
Der Beitrag des Reichs für das internationale 

Arbeitsamt in Genf ist veranschlagt auf .... 233000 4 


Für die Erwerbslosenfürsorge sind für 1925 110 Millionen .# 
vorgesehen gegenüber 280 Millionen im Vorjahre. Der Rück- 
gang dieses Etatstitels um 170 Millionen 4 ist dadurch bedingt, 
daß der größere Teil der Lasten der unterstützenden Fürsorge 
durch Beiträge aufgebracht werden soll. 

Für sonstige soziale Maßnahmen wie Fürsorge für reichs- 
deutsche Kriegsbeschädigte im Auslande (300000 4), Unter- 
stützungen an das als invalide ausgeschiedene Betriebs- und 
Arbeiterpersonal früherer Heeres- und Marinebetriebe (5674000 
M) u. a. sind 6137000 .4 vorgesehen. 

Die Mittel für die Heilbehandlung der früheren Wehrmachts- 
angehörigen sind mit 30,7 Millionen 4 in Anschlag gebracht; 
hierzu kommen noch 215000 .K als Beihilfen für Kriegsbe- 
schädigte, die keinen gesetzlichen Anspruch auf kostenlose 
Heilbehandlung haben. Die Versorgung der Beschädigten nach 
dem Kriegs-Personenschädengesetz vom 30. Juni 1923 erfordert 
2544000 K, die Kriegsinvalidenhäuser 68114 M. 

Für die reichseigenen Versorgungsanstalten sind 950000 4 
für die Beköstigung, 163000 .# für Kurmittel in Anschlag ge- 
bracht. 

Im Etat des Reichswehrministeriums betragen die Kosten für 
das Kapitel ,,Sanitätswesen‘* beim Heere 4278690 .#, bei der 
Marine 1176540 K. , 

Die Ausgaben für das öffentliche Gesundheitswesen in Preußen 
erscheinen einerseits im Haushaltsetat des Ministeriums für 
Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, andererseits in dem des 
Ministeriums für Volkswohlfahrt. 

Der Etat des Ministeriums für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung enthält die Ausgaben für die Universitäten und das 
Charité-Krankenhaus. 

Die dauernden Gesamtausgaben für die preuBischen Univer- 
sitäten, an denen die medizinischen Fakultäten bei weitem den 
größten Anteil haben, betragen 35,8 Millionen „4 gegen 22,5 Mil- 
lionen .# im Jahre 1924, also fast die Hälfte mehr. Die Mehr- 
ausgaben bestehen zum größten Teil aus Besoldungserhöhungen 
und Schaffung neuer Stellen, besonders für die neue Universität 
in Münster; ferner sind Mehrbewilligungen für sachliche Aus- 
gaben, Bauunterhaltung, Erweiterung der Bibliotheken usw. 
erfolgt. 

Das Charité-Krankenhaus in Berlin erhält einen Zuschuß von 
2145827 K (gegen 1251551 Æ im Jahre 1924). 

Zur Pflege der Leibesübungen an den Universitäten und der 
Akademie in Braunsberg sind 65000 #4 (im Vorjahr 1924 
30000 4), zur Ergänzung der Professorenbesoldung 550000 .# 
(mehr 355000 4), zu Beihilfen für Privatdozenten oder jüngere 
Gelehrte 236000 Æ bestimmt. 

Der Etat des Instituts für experimentelle Therapie in Frank- 
furt a. M. ist auf 162000 K, der des Kaiser Wilhelm- Instituts 
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für experimentelle Therapie in Berlin-Dahlem auf 14122 4 
(Direktorgehalt), der des Kaiser Wilhelm-Instituts für Biologie 
in Dahlem auf 28244 K (2 Direktoren) erhöht. 

An den medizinischen Fakultäten der 11 preußischen Univer- 
sitäten (Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle, Kiel, 
Göttingen, Münster, Marburg, Bonn, Frankfurt a. M.) sind 
133 ordentliche und 83 außerordentliche Professuren mit einer 
Gesamtbesoldung von 1,4 Millionen ‚#4 vorhanden. 

Im Etat des preußischen Ministeriums für Volkswohlfahrt sind 
an Besoldungen für beamtete Ärzte vorgesehen 


12 Oberregierungs- und Medizinalräte (Besoldungsgruppe 
A XII), 
16 Regierungs- und Medizinalräte, 
5 Medizinalräte als Gewerbemedizinalräte, 
8 Medizinalräte als Hilfsarbeiter bei Regierungen, 
271 vollbesoldete Medizinalräte, 
155 nicht vollbesoldete Medizinalräte (darunter 17 als Ge- 
richtsärzte), 
10 Medizinalräte als 
suchungsamts. 


An einmaligen Ausgaben sind für die Universitäten und 
das Charitekrankenhaus zu baulichen Anlagen, zur Beschaffung 
von Röntgenapparaten usw. 61, Millionen 4 vorgesehen. Die 
Kaiser Wilhelm-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften 
erhält 572000 æ Zuschuß. 

Für das Turnwesen (Preußische Hochschule für Leibes- 
übungen in Spandau) sind 356200 K laufende und 133000 .# 
einmalige Zuschüsse bestimmt. 

Beim Etat des Ministeriums für Volkswohlfahrt 1925 sind die 
Mittel für Jugendwohlfahrt stark erhöht worden. 

Zur Pflege der schulentlassenen Jugend sind 2500000 .# 
(mehr 650000 .K), zur Fürsorge für die gefährdete und ver- 
wahrloste Jugend einschließlich der sozialen Kleinkinderfür- 
sorge sind 250000 Æ (Vorjahr 125000 4), zu Zuschüssen an die 
Kommunalverbände zu den Kosten der gesetzlichen Fürsorge- 
erziehung 15 Millionen # (vorher 8 Millionen 4), für soziale 
Hilfe an sittlich und sexuell gefährdete Personen 84000 M 
(1924: 40000 K) bestimnit. 

Als einmalige Ausgaben sind beim Kapitel Volksgesund- 
heit vorgesehen: 

30000 4% zur Abhaltung von Fortbildungslehrgängen für Me- 
dizinalbeamte, 
30000 «£ für die sozialhygienische Fortbildung der Ärzte und 

Zahnärzte und für die hygienische Volksbelehrung, 

23200 4 für Unterhaltung eines Laboratoriums in Wiesbaden 
zur Main-Wasseruntersuchung, 
22000 4 für die bakteriologische Untersuchungsanstalt in 

Erfurt, 

40000 „#4 Beihilfen zur Einführung gesundheitlicher Fürsorge 
in Schulen und für Zwecke der Schulzahnpflege, 
10000 Æ Beihilfen zur Veranstaltung von Forschungen über 

Ursachen und Verbreitung der Krebs-Krankheit, 

50000 A zur Unterstützung der Beratungsstellen zur Bekämp- 

fung der Geschlechtskrankheiten, * 

10000 4 für medizinaipolizeiliche Zwecke zur Bekämpfung der 

Granulose und der Malaria, 

20000 4 für Untersuchungen im Institut ‚Robert Koch‘ über 


Direktoren eines Medizinalunter- 


den Schutzpockenimpfstoff und zur Erforschung der epidemi-- 


schen Encephalitis, 
75000 4% zur Ergänzung der inneren Einrichtung der Institute 
und Anstalten der Volksgesundheitsverwaltung. 
Beim Kapitel „Allgemeine Volkswohlfahrt‘“ sind als 
einmalige Ausgaben zur Förderung der Wohlfahrtspflege die 
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vom Reich überwiesenen 8 Millionen 4, Beihilfen zur Unter- 
stützung der Öffentlichen und privaten Wohlfahrtspflege 
50000 4, zur Unterbringung gesundheitlich gefährdeter und 
unterernährter Kinder auf dem Lande oder in Kinderheimen 
und für Wanderungen auf dem Lande 100000 .% vorgesehen. 

Ferner sind vorgesehen: 

30000 Æ Kosten der amtlichen Apothekenbesichtigungen, 
296000 # für medizinalpolizeiliche Zwecke, 

45000 # für Zwecke der Hafen- und Schiffsüberwachung und 
Unterhaltung der Quarantäneanstalten in Swinemünde, 
Bremerhaven und Emden, 

20000 #4 Ausführung des Gesetzes betr. Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten, 

90000 œ ärztliche Untersuchung der Kontrolldirnen, 
200000 .# Beihilfen zur Bekämpfung der Tuberkulose, 
600000 Æ Unterstützung des Bezirkshebammenwesens, 
300000 Æ zur Bekämpfung der Säuglings- und Kleinkinder- 

sterblichkeit, 

366000 4 Kosten der 10 Medizinaluntersuchungsämter, 
392000 4 für das Institut für Infektionskrankheiten ,, Robert 
Koch“, 

170000 # staatliche Nahrungsmitteluntersuchungsanstalt, 
243000 Æ Landesanstalt für Wasser-, Boden- und Lufthygiene, 

68700 #4 Hygienisches Institut in Landsberg a. W., 

87000 4 Hygienisches Institut in Beuthen O.-S. 


Für Wohnungs- und Siedlungswesen sind 711000 4, zur Be- 
kämpfung des Alkoholismus und der mit dem Alkoholismus zu- 
sammenhängenden Gesundheitsschäden die vom Reich über- 
wiesenen 225000 # in Aussicht genommen. Die Zuschüsse des 
Reichs zur Förderung der Neubautätigkeit betragen 47 Mil- 
lionen #4. Die Gesamtausgaben des preußischen Ministeriums 
für Volkswohlfahrt belaufen sich als dauernde Ausgaben auf 
28,2 Millionen #, als einmalige Ausgaben auf 106 Millionen 4, 
denen 87,6 Millionen 4 Eınnahmen gegenüberstehen. Der Ge- 
samtzuschuß beträgt somit 46,7 Millionen .#. 


Über die in dem zweitgrößten Freistaat Bayern im Haushalts- 
plan des Staatsministeriums des Innern für 1925 vorgesehenen 
Ausgaben auf dem Gebiete des Gesundheitswesens geben nach- 
stehende Angaben Auskunft: 

Die Besoldung der beamteten Ärzte (7 Obermedizinalräte, 
24 Landgerichtsärzte und 169 Bezirksärzte) beträgt 1 227 900 4. 

Bei dem Kapitel Gesundheitspflege sind angesetzt: 
100000 # für Mutterschafts-, Säuglings- und Kleinkinder- 

fürsorge, a 

30000 # für Krüppelfürsorge, 

100000 # für gesundheitlich gefährdete Schulkinder, und 
Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren, 

100000 SK zur Bekämpfung der Tuberkulose, 

20000 # zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 
10000 # zur Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs, 

30000 ‚#4 zur Förderung der fachlichen Fortbildung der Ärzte, 

100000 # zum weiteren Ausbau des Medizinalwesens. 

Die Landesimpfanstalt erfordert 45990 AM bei einer Ein- 
nahme von 16000 M. 

Die Untersuchungsanstalten für Nahrungs- und Genußmittel 
in München, Erlangen und Würzburg erfordern 218210 4 
Unterhaltungskosten bei einer Einnahme von 125500 4; die 
bakteriologischen Untersuchungsanstalten in München, Er- 
langen-Nürnberg und Würzburg-Landau kosten 209340 „4 und 
haben eine Einnahme von 109920 . 

Der Etat für das staatliche Veterinärwesen erfordert 
3966970 K. 
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Der Haushaltsetat des Rechnungsjahres 1924 für den Frei- 
staat Sachsen enthält beim Etat des Ministeriums des Innern 
die Dienstbezüge für 

2 Oberregierungsmedizinalräte, 

25 Regierungsmedizinalräte, zum Teil als Bezirksärzte. 

Der Etat für die Frauenkliniken ir Dresden und Chemnitz 
sowie das Krankenstift zu Zwickau enthält 114 Million „4 Ein- 
nahmen und 3172060 K Ausgaben, so daß ein Zuschuß von 
1922060 K erforderlich ist. 

In dem Etat des sächsischen Landesgesundheitsamts, weicher 
einen Zuschuß von 79520 .# erfordert, finden sich 15000 .# für 


Aus- und Fortbildung der Ärzte, Apotheker usw. sowie 7000 H 


für die Bekämpfung ansteckender Krankheiten. 

Die Untersuchungsanstalten für öffentliche Gesundheits- 
pflege erhalten einen Zuschuß von 56620 .K bei 138920 4 Aus- 
gaben und 82300 K Einnahmen. 

Die Polikliniken und Staatsanstalt für Krankengymnastik 
und Massage erhalten 9820 M Zuschuß. 

Die Kosten der Medizinal- und Veterinärpolizei betragen 
379500 K, darunter allein 100000 4 für das Hebammenwesen 
und 43620 4 für allgemeine medizinalpolitische Zwecke. 

Die Staatsbeiträge für Aufgaben der Wohlfahrtspflege 
betragen 610000 K, für Unterstützung Hilfsbedürftiger des 
Landesfürsorgeverbandes sind 300000 M vorgesehen. 


Krebsbekämpfung. 


Auf dem Gebiete der Krebsbekämpfung sind in den letzten 
Jahren keine besonderen Anordnungen getroffen. 

Die Zahl der Todesfälle an Neubildungen betrug nach den 
Ergebnissen der Todesursachenstatistik in ganz Deutschland 
(außer Mecklenburg) 


im Jahre Krebs andere Neubildungen 
1914 52 205 (8,0) 5 641 (0,9) 
1920 52 525 (8,7) 5 540 (0,9) 
1921 54 323 (8,9) 5 614 (0,9) 
1922 56 737 (9,4) 5 991 (1,0) 


(auf je 10 000 der mittleren Bevölkerung). 


Mit der Krebsbekämpfung beschäftigt sich vor allem das 
„Deutsche Zentralkomitee zur Erforschung und Bekämpfung 
der Krebskrankheit‘ in Berlin, das die „Zeitschrift für Krebs- 
forschung“ herausgibt. Auf Veranlassung dieses Zentral- 
komitees wurden verschiedentlich zusammen mit dem ,,Zen- 
tralkomitee für das ärztliche Fortbildungswesen in Preußen‘ 
einschlägige Vorträge für Ärzte organisiert. Ein vor nicht 
langer Zeit neu erschienenes Merkblatt dient der „Aufklärung 
des Volkes über die Krebskrankheit“. In den letzten Jahren 
wurde eine Erhebung über die Autopsien von Krebskranken 
veranstaltet, die in Krankenhäusern starben und die man in 
den pathologisch-anatomischen Instituten obduzlerte. Die sta- 
tistische Bearbeitung der auf diese Weise ermittelten Sterbe- 
fälle von Krebskranken findet zurzeit noch statt. 


NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN GESUNDHEITSPFLEGE 


Malaria. 


Die Malaria spielt in Deutschland als Todesursache nur eine 
ganz untergeordnete Rolle. Nach der Todesursachenstatistik 
für das Reich starben an Malaria 


im Jahre 1914 ............. 19 Personen 
ar on AD een 19 = 
ie. as 1910 sceddi merna 116 i 
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Die Befürchtung, daß die Rückkehr so vieler im Auslande 
erkrankter Soldaten nach Beendigung des Weltkrieges zu einer 
größeren Verbreitung der Malaria Veranlassung geben könnte, 
hat sich glücklicherweise nicht verwirklicht. 

Die in den letzten Jahren als Heilverfahren empfohlene 
künstliche Malaria-Infektion bei Personen, die an progressiver 
Paralyse leiden, kann unter Umständen Gelegenheit zur Ver- 
breitung der Malaria geben, da die Anwesenheit der Anopheles- 
Mücken für große Teile Deutschlands festgestellt ist. Eine 
weitere Ausdehnung oder gar epidemisches Auftreten der 
Krankheit ist jedoch im Anschluß an eine derartige Impfung 
bisher noch nie beobachtet. 

Um eine Übertragung auf den nächsten Umkreis der künst- 
lich infizierten Personen zu verhindern, ist den Landesregic- 
rungen durch einen Runderlaß des Reichsministeriums des 
Innern vom 17. April 1924 (Veröff. RGA. 1924 S. 393) emp- 
fohlen, die Ärzte darauf aufmerksam zu machen, daß bei Ver- 
suchen dieser Art peinliche Vorsicht beachtet werden muß und 
daß die behandelten Kranken, solange sie noch mit Malaria 
infiziert sind, gegen Stiche der Anopheles-Mücken geschützt 
werden müssen. Die beamteten Ärzte sollen angewiesen werden, 
allen Fällen, in denen ein Zusammenhang der Erkrankung 
mit künstlichen Infektionen vorzuliegen scheint, nachzugehen 
und darüber zu berichten. 


Trachom. 


Das Trachom (die Granulose, ägyptische Augenkrankheit) 
gehört in allen deutschen Ländern mit Ausnahme von Sachsen 
zu den anzeigepflichtigen Krankheiten. Die Zahl der gemel- 
deten Erkrankungsfälle betrug 


1922 2255 1522 
1923: aan 1192 
1924 un 1784 


Der größte Teil der gemeldeten Fälle fällt auf Preußen (im 
Jahr 1924 allein 1627) und zwar hauptsächlich auf die drei 
Regierungsbezirke Königsberg, Allenstein und Gumbinnen. 
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Der Abbau des gesetzlichen Stillgeldes. 


Kritische Betrachtung zum Gesetzentwurf über die Wochenhilfe. 
Von O. SCHWÉERS, Berlin. 


Nur mit ernster Besorgnis kann man den Weg ver- | nur fakultativ sein. 


folgen, den neuerdings die Reichsregierung auf den wich 
tigsten Gebieten der Bevölkerungspolitik einschlägt. 
Nachdem bereits im vorigen Jahre durch die Für- 
sorgepflichtverordnung vom 13. Il. 1924 das Gesetz 
über Wochenfürsorge aufgehoben wurde und damit 
die nichtversicherte Wöchnerin aus dem System eines 
den besonderen Bedürfnissen der Bevölkerungspolitik 
angepaßten, an die Versicherungsgesetzgebung ange- 
schlossenen Mutterschutzes herausgenommen ist, geht 
man nunmehr daran, auch bei den versicherten Wöch- 
nerinnen durch Umgestaltung des Gesetzes über die 
Wochenhilfe das bisherige System der Leistungen in 
einer den Erfordernissen der Bevölkerungspolitik zu- 
widerlaufenden Weise zu verändern. 

Es dürfte deswegen am Platze sein, jetzt hier über 
die Entwicklung und den gegenwärtigen Stand der 
gesetzlichen Wochenhilfe zu referieren. 

Die Krankenversicherungsgesetzgebung sichert in 
Anlehnung an das System der Privatversicherung den 
Versicherten für bestimmte Fälle gewisse Leistungen 
zu. Gegenstand der Versicherung waren ursprüng- 
lich nur Leistungen im Falle der Erkrankung eines 
Versicherten. Da das normal verlaufende Wochenbett 
nicht als „Krankheit‘‘ im Sinne dieses Gesetzes an- 
gesehen wurde, so war auch in der ersten Regierungs- 
vorlage zum Krankenversicherungsgesetz von 1883 
eine Leistung für Wöchnerinnen bei normal verlaufen- 
dem Wochenbette nicht vorgesehen. 

Da aber damals bereits die Wöchnerinnennot als 
Massenerscheinung sich unerfreulich geltend machte, 
brachte der Reichstag in das genannte Gesetz als wei- 
teren Gegenstand der Versicherung auch die Wochen- 
hilfe für selbstversicherte Wöchnerinnen hinein. Diesen 
war hiernach eine Unterstützung in Höhe des Kran- 
kengeldes für die Dauer von 3 Wochen nach der Nie- 
derkunft zu gewähren. 

PlanmäBige Bevölkerungspolitik war offenbar für 
das Bestehen dieser Bestimmung weniger maßgebend, 
als allgemeine politische und ethische Gesichtspunkte. 
Dies zeigte sich deutlich bei den Beratungen zur No- 
velle 1892. Die Regierung schlug hier vor, die obli- 
gatorische Leistung von Wochenhilfe nur auf ehe- 
liche, selbstversicherte Wöchnerinnen zu beschränken. 
Die Leistungen für uneheliche Wöchnerinnen sollten 


Dies wurde damit begründet, 
„daß in weiten Kreisen der Versicherungspflichtigen 
das Gerechtigkeitsgefühl dadurch verletzt werde, daß 
sie Beiträge zur Unterstützung gefallener Mädchen 
und unsittlicher Witwen aufbringen müßten‘. Der 
Reichstag trat dem freilich nicht bei, begründete dies 
aber nur damit, daß uneheliche Geburten, mit mate- 
rieller Not verbunden, der Prostitution die meisten 
Opfer zuführten. 

Dem Maße nach verblieb die Wochenhilfe für den 
Rest des Jahrhunderts weiter einzig bei der Zahlung 
des Wochengeldes für 3 Wochen nach der Entbindung. 
Von Unterstützung bei Schwangerschaftsbeschwerden, 
freier Hebammenhilfe oder gar Stillgeld war keine 
Rede. Dies änderte sich erst, als nach der Jahrhun- 
dertwende der sich zunehmend bemerkbar machende 
Geburtenrückgang in seiner Bedeutung für die All- 
gemeinheit mehr und mehr erkannt wurde und damit 
auch die Erkenntnis von der Notwendigkeit aktiver 
Bevölkerungspolitik das Handeln der Regierung be- 
einflussen mußte. 

Mutterschutz ist der beste Säuglingsschutz. Diese 
Erkenntnis hatte zur Folge, daß von diesem Zeit- 
punkte an sich das Bestreben geltend machte 

einerseits, der selbstversicherten Bevölkerung im 

Rahmen der Reichsversicherungsordnung eine dem 

Maße und der Art nach den besonderen Bedürf- 

nissen der Bevölkerungspolitik entsprechende 

Wochenhilfe zu gewähren, 

andererseits, allen übrigen bedürftigen Wôchne- 

rinnen, denen ein Versicherungsschutz nicht zur 

- Seite steht, entsprechende Leistungen auf anderem 

Wege gesetzlich zu sichern. 

Für die ersteren Maßnahmen ist Wochenhilfe, 
für die letztere Wochenfürsorge zur feststehenden 
Bezeichnung geworden. 

Die Forderungen, welche für die weitere Ausgestal- 
tung der Wochenhilfe bei den Verhandlungen über die 
Reichsversicherungsordnung 1911 aufgestellt wurden, 
waren zusammengefaßt etwa folgende. 

1. Obligatorische Ausdehnung der Wochenhilfe auf 
Ehefrauen und sonstige Familienangehörige des 
Versicherten. | 

2. Ärztliche und Hebammenhilfe bei Schwanger- 
schaftsbeschwerden. 

g* 
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3. Ausdehnung des Wochengeldbezuges auf eine 
Zeitdauer, die es der Wöchnerin ermöglicht, so- 
wohl während der letzten Wochen vor der Ent- 
bindung, als auch während der Rückbildungs- 
periode, sich zumindest der gewerblichen Arbeit 
zu enthalten. 


4. Gewährung eines einmaligen Beitrages zu den 
Kosten der Entbindung, der so zu bemessen 
ist, daß neben den Kosten für die Hebamme 
ein angemessener Betrag für die durch die 
Entbindung notwendigen Anschaffungen ver- 
bleibt. i 


5. Als wichtigste Neuforderung: Zahlung eines an- 
gemessenen Stillgeldes, mindestens bis zum Ab- 
lauf der 12. Woche, das aber nur für die Zeit 
gezahlt werden soll, in der die Mutter tatsäch- 
lich ihr Kind selbst stillt. 


Die letztere Forderung wurde von den Fachkreisen 
als besonders dringlich bezeichnet und dies damit be- 
gründet, daß es ohne Zahlung eines ausreichenden 
Stillgeldes nicht möglich sei, der rapiden Abnahme 
des Stillens, insbesondere bei den erwerbstätigen 
Müttern entgegenzutreten. Das Stillgeld wurde 
demnach als eine der wichtigsten Voraussetzungen 


planmäßiger Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit ' 


gefordert. 


Die Reichsversicherungsordnung von 1911 erfüllte 
die Wünsche nur teilweise. Die Ausdehnung der Lei- 
stungen auf Familienangehörige und das Stillgeld 
wurden nur fakultative Leistungen. Hiermit war 
wenig erreicht: Nach einer Zusammenstellung von 
A. Fischer hatten bis zum Ausbruch des Weltkrieges 
von 48 großen Ortskrankenkassen nur 10 von ihrem 
Recht zur Einführung entsprechender Bestimmungen 
Gebrauch gemacht. | 


Die Bestrebungen zur Schaffung einer gesetzlich 
gesicherten Wochenfürsorge hatten bis zum Kriegs- 
ausbruch überhaupt kein Resultat. Der Weltkrieg 
mit seinen enormen Menschenverlusten rückte die 
ganze Frage plötzlich in den Mittelpunkt des Inter- 
esses. Dies hatte eine gründliche Wandlung der ein- 
schlägigen Politik zur Folge. Durch die Bekannt- 
machung, betr. Wochenhilfe während des Krieges vom 
3. XII. 1914 wurden die, wie oben gesagt, nur fakul- 
tativen Leistungen der Krankenkassen obligatorisch. 
Durch eine Reihe weiterer Bekanntmachungen (28. I. 
1915 bis 23. IV. 1915 — 1. III. 1917 — 22. XII. 1917) 
wurden die Leistungen zum Teil noch erweitert und 
daneben nun auch endlich allen sonstigen hilfsbedürf- 
tigen Wöchnerinnen eine der Art und dem Maße nach 
entsprechende Wochenfürsorge gesichert. Es ist 
vielleicht kein Zufall, daß das erste größere sozial- 
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politische Gesetz, das unter Mitwirkung von Frauen 
angenommen wurde, die endgültige Sicherung dieser 
Kriegserrungenschaften zum Gegenstand hatte. 

Durch dieses, das Gesetz betr. Wochenhilfe und 
Wochenfürsorge vom 3. IX. 1919, wurden ärztliche 
Hilfe bei Schwangerschaftsbeschwerden, angemesse- 
ner einmaliger Beitrag zu den Kosten der Entbin- 
dung, Wochengeld und Stillgeld als integrierende Be- 
standteile des Mutterschutzes dauernd anerkannt und 
allen bedürftigen Müttern, sei es durch die Versiche- 
rungsträger, sei es durch das Reich, gesetzlich ge- 
sichert. 

Die Armenpflege war damit zugleich endgültig aus 


der Wochenfürsorge verbannt und die Kriegswochen- 


hilfe, die Rott einmal als die größte soziale Tat wäh- 
rend des Krieges bezeichnet hat, wie man hoffte, in 
eine Dauerform überführt. 

Es sollte anders kommen. 

Die Inflation zerstörte fortschreitend, da eine Auf- 
wertung der Leistungen nur zögernd erfolgte, die 
praktische Wirkung des Gesetzes. Hand in Hand 
hiermit gingen aber auch starke Strömungen mit dem 
Ziele, den matcriellen Inhalt des Gesetzes zu revidieren. 

Den Auftakt zu derartigen Maßnahmen bildete die 
unter dem 9. V1. 1922 erfolgte Zerlegung des Gesetzes 
in zwei Gesetze: 

1. das Gesetz über Wochenhilfe, 

2. das Gesetz über Wochenfürsorge. 

Das letztere Gesetz wurde ein Opfer der großen Aktion 
des Reichs zur Abbürdung der Fürsorgelasten. — Es 
wurde aufgehoben. — An seine Stelle traten die Be- 
stimmungen der Fürsorgepflichtverordnung, die die 
Wochenfürsorge den Bezirks- und Landesfürsorgever- 

bänden überträgt und zugleich den subjektiv öffent- 

lich-rechtlichen Anspruch der hilfsbedürftigen Mutter 

auf Wochenfürsorge bis zu einer bestimmten Einkom- 

mensgrenze zugunsten einer im wesentlichen dem 

Ermessen des Fürsorgeträgers überlassenen individua- 

lisierenden Fürsorge aufhebt. Zwar soll der hilfs- 

bedürftigen Wöchnerin dem Maße nach Gleiches 

sichergestellt sein, wie die Familienwochenhilfe der 

Kassen gewährt. Daß aber auch der Art nach das 

Gleiche zu gewähren sei, ist nicht gesagt. Es bleibt 

den Fürsorgeverbänden daher völlig überlassen, ob 

sie ein an den Nachweis des Selbststillens geknüpftes 

Stillgeld gewähren wollen, oder etwa den Betrag der 

einmaligen Leistung von vornherein um einen Betrag . 
für Stillgeld erhöhen, den sie ohne Nachweis des 

Stillens zahlen. 

Die Stillgeldzahlung in der bevölkerungspolitisch 
einzig richtigen Form war also, soweit Wöchnerinnen 
unter die Wochenfürsorge fielen, nicht mehr als ge- 
setzlich gesichert anzusehen. Immerhin haben, so- 
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weit dem Verfasser bisher Unterlagen vorliegen, fast 
alle Kommunen das Stillgeld in seiner ursprünglichen 
Form in ihre Bestimmungen über Wochenfürsorge 
aufgenommen. 

Im Frühjahr ds. Js. legte nun die Reichsregierung 
dem Reichsrat den Entwurf eines neuen Gesetzes über 
Wochenhilfe!) vor, durch den das Stillgeld in seiner 
bisherigen bewährten Form auch für die versicherte 
Bevölkerung beseitigt werden sollte. Der einmalige 
Beitrag zu den Kosten der Entbindung sollte nach 
dieser Novelle als Abgeltung für die bisherige Still- 
geldzahlung entsprechend erhöht und der ganze ein- 
malige Beitrag in einer Summe an alle unter das Ge- 
setz fallenden Wöchnerinnen gezahlt werden. Der bis- 
her geforderte Nachweis des tatsächlichen Stillens als 
Voraussetzung der Stillgeldzahlung wäre damit in Zu- 
kunft fortgefallen. Hiermit wäre auch der letzte ge- 
setzliche Anreiz zur Gewährung von Stillgeld an aus 
der Wochenfürsorge zu betreuende Wöchnerinnen be- 
seitigt, so daB der Entwurf praktisch eine allgemeine 
Abschaffung des gesetzlichen Stillgeldes bedeutete. 
Interessant war die Begründung dieser Maßnahme. 
Danach ist das Stiligeld wirtschaftlich ein Beitrag für 
die zweckentsprechende Ernährung der Wöchnerin. 
Das Bedürfnis hierfür ist überall in gleicher Weise vor- 
handen und andererseits entspricht es dem Wesen der 
Versicherung besser, die Gewährung des Stillgeldes 
von keiner anderen Voraussetzung abhängig zu 
machen, als von dem Eintritt des Versicherungsfalles 
— der Entbindung. 

Die hier dargelegte Auffassung über das Wesen des 
Stillgeldes ist aber zweifellos falsch. Niemals ist das 
Stillgeld vorwiegend als Ernährungskostenbeitrag für 
die Wöchnerin verlangt worden, sondern stets und vor 
allen Dingen zur Erreichung des tatsächlichen Stillens 
als des besten Mittels zur Bekämpfung der Säuglings- 
sterblichkeit. Dieser Gesetzentwurf stellte demnach 
ohne Zweifel eine außerordentliche Gefahr für unsere 
gesamte Säuglingsfürsorge dar. 

Das Stillgeld in seiner bisherigen Form hat sich in 
vollem Umfange bewährt, sowohl als Mittel zur He- 
bung der Stilldauer, wie der Stillfrequenz. Neben 
dieser direkten Wirkung hat es aber noch die nicht 
hoch genug zu schätzende indirekte Wirkung gehabt, 
die Mutter zum regelmäßigen Besuch der Säuglings- 
fürsorgestellen zu veranlassen, wodurch die Aufzucht 
des Kindes der ärztlichen Kontrolle unterstellt wurde. 

Auf das Stillgeld in seiner bisherigen Form kann 
daher unter keinen Umständen verzichtet werden. 

Es war darum von entscheidender Bedeutung, daß 
es der Deutschen Vereinigung für Säuglings- und 
Kleinkinderschutz und dem Deutschen Verein für 


1) Reichsarbeitsblatt Nr. 15/1925. 


öffentliche Gesundheitspflege gelang, nicht nur die 
engeren Fachkreise, sondern die gesamte Deutsche 
Arzteschaft, ja sogar den Deutschen Städtetag und 
den Deutschen Landkreistag zu einer gemeinsamen 
Aktion gegen das genannte Gesetz zusammenzuführen, 
die am 8. Juni 1925 in Berlin stattfand. 

Als Ergebnis dieser Kundgebung darf es angesehen 
werden, daß die Reichsregierung selbst zwei Abände- 
rungsanträge zu ihrem Entwurf dem Reichsrat vorge- 
legt hat, welche den Willen, den eingeschlagenen ge- 
fährlichen Weg zu verlassen, zu erkennen geben. Die 
beiden Abänderungsanträge weichen aber stark von- 
einander ab. Nach dem I. Abänderungsantrag soll 
einheitlich 12 Wochen nach der Entbindung ein Still- 
geld von 25 M gezahlt werden und zwar 

a) an alle Wöchnerinnen, die zu diesem Zeitpunkt 
ihr Kind noch stillen, 

b) an solche Wöchnerinnen, bei denen es , fest- 
steht“, daß sie infolge ihrer körperlichen Be- 
schaffenheit außerstande waren, überhaupt oder 
während der ganzen Dauer der 12 Wochen zu 
stillen. | 

Der II. Abänderungsantrag, der aber ausdrücklich 
nur als Eventualantrag bezeichnet ist, besagt, daß 
der Wöchnerin ein Stillgeld in Höhe des halben 
Krankengeldes, mindestens aber von 25 Pfg. täglich 
gezahlt werden soll 

a) solange sie ihr Neugeborenes stillt, bis zum Ab- 
lauf der 12. Woche, 

b) wenn es feststeht, daB die Wöchnerin infolge 
ihrer körperlichen Beschaffenheit außerstande ist 
zu stillen. 

Gegen den I. Abänderungsantrag müssen, obgleich 
er natürlich gegenüber dem ursprünglichen Entwurf 
der Reichsregierung einen Fortschritt darstellt, doch 
sehr erhebliche Bedenken erhoben werden. 

Zunächst liegt der vorgesehene Einheitsbetrag des 
Stillgeldes nur unerheblich über dem bisherigen 
Mindestsatze, der aber gegenwärtig im allgemeinen nur 
für die Familien-Wochenhilfe Anwendung findet. 
Bei der überwiegenden Mehrzahl der Fälle der selbst- 
versicherten Wöchnerinnen wechselte die Höhe des 
Stillgeldes mit der Höhe des Krankengeldes. Das 
Stillgeld bot also einen, den Einkommensverhältnissen 
der Wöchnerinnen entsprechenden Anreiz. Die ge- 
ringe Erhöhung des zukünftig geplanten Einheits- 
satzes bietet hierfür keinen ausreichenden Ersatz. 
Viel schlimmer aber noch ist der vorgesehene Nach- 
weis- und Zahlungsmodus. Das Stillgeld wird dem- 
nach 12 Wochen nach der Entbindung fällig und dann 
in einer Summe gezahlt. Schon dies ist höchst bedenk- 
lich, da der Mutter die so nötige Unterstützung dann 
gerade während der Stillzeit fehlt. 
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Nun soll aber die Zahlung an die Voraussetzung ge- 
_ knüpft sein, daß die Mutter zum Zeitpunkte der Fällig- 
keit den Nachweis führt, daB sie das Kind noch stillt 
— hiergegen wäre nichts einzuwenden — bzw. 
daran, daß es „feststeht“, daß sie infolge ihrer körper- 
lichen Beschaffenheit außerstande war, überhaupt 
oder während der ganzen Dauer der 12 Wochen zu 
stillen. | 

Zwar ist vorgesehen, daB durch Satzung die Zahlung 
von einer regelmäßigen Inanspruchnahme von Mütter- 
beratungs- und Säuglingsfürsorgestellen abhängig ge- 
macht werden kann, es liegt aber Grund dafür vor, an- 
zunehmen, daß bestimmte Kreise auch in den Kranken- 
kassen trotz des besten Willens der führenden Persön- 
lichkeiten, der ja auf dem jüngsten Krankenkassen- 
tage deutlich hervortrat, zwecks Erreichung mög- 
lichster verwaltungstechnischer Vereinfachung, also 
im Interesse einer in diesem Falle recht kurzsichtigen 
Ersparungspolitik, die Aufnahme entsprechender Be- 
stimmungen in die Satzungen sicherlich nicht fördern 
werden. T 

Dann wird also die Wöchnerin 12 Wochen nach der 
Entbindung, soweit sie nicht oder nicht mehr stillt, 
sich ein Zeugnis darüber zu beschaffen haben, daß das 
Stillen physiologisch unmöglich gewesen sei. Wer 
dieses Zeugnis auszustellen hat, darüber sagt das Ge- 
setz nichts, da die physiologische Stillunfähigkeit nur 
„festzustehen‘‘ hat. In der Mehrzahl der Fälle wird 
sich die Empfangsberechtigte sicherlich ein ent- 
sprechendes Zeugnis zu beschaffen wissen. 

Ein solches Verfahren kommt in der Wirkung einer 
Abschaffung des Stillgeldes fast gleich. Der erste- Ab- 
änderungsantrag der Reichsregierung ist also durch- 
aus abzulehnen. 

Der Eventualantrag sichert im wesentlichen den 
bisherigen Rechtszustand auch für die Zukunft, er 
verdient also ohne Zweifel den Vorzug. Einer Stellung- 
nahme bedarf aber hier noch der gegenüber dem bis- 
herigen Zustand neuhinzugekommene Absatz, nach 
dem nunmehr das Stillgeld auch solchen Wöchnerin- 
nen zu gewähren ist, von denen es feststeht, daß sie 
infolge ihrer körperlichen Beschaffenheit außerstande 
sind zu stillen. An sich wird es zweifellos begrüßt 
werden, daß die Reichsregierung hiermit grundsätz- 
lich, der Anregung Langsteins Folge leistend, die 
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Möglichkeit schafft, durch Gewährung von Geldbe- 





trägen, für die hier wohl richtiger eine andere Bezeich- 
nung als „Stillgeld‘“ gewählt werden sollte, auch diese 
Kategorie von Wöchnerinnen zum regelmäßigen Be- 
such der Fürsorgestellen anzuregen. Andererseits darf 
nicht verkannt werden, daß, falls nicht ein ausreichend 
strenges Prüfungsverfahren eintritt, durch diese MaB- 
nahmen indirekt dem Nichtstillen Vorschub geleistet 
werden kann. Es ist deswegen m. E. als Mindest- 
forderung anzusehen, daß gesetzlich festgelegt wird, 
daß die Zahlung in diesen Fällen nur auf Grund ärzt- 
licher Bescheinigung und zwar, soweit am Orte eine 
Säuglingsfürsorgestelle vorhanden ist, nur auf Grund 
einer Bescheinigung des ärztlichen Leiters derselben 
gezahlt werden darf. 

Im übrigen aber muß jetzt energisch versucht werden, 
dem Eventualantrag der Reichsregierung zur Annahme 
zu verhelfen. 

Es ist an sich begrüßenswert, daß der Gesetzgeber 
bei der Neufassung von Gesetzen Ersparung von Ab- 
rechnungskosten anstrebt, was offenbar insbesondere 
den ursprünglichen Entwurf und den I. Abänderungs- 
antrag maßgebend beeinflußt hat. Dies kann aber 
keinesfalls als ausreichende Begründung dafür ange- 
sehen werden, daB man das Stillgeld aus einer an- 
erkannt und bewährt wirkungsvollen Form, die jetzt 
auch das Ausland im weiten Umfange auf Grund 
unserer Erfahrungen zur Einführung bringt, in eine 
wirkungslose Form verwandelt. Ein solches Ver- 
fahren ist keine Ersparung, sondern eine Verschwen- 
dung nicht nur an Geld, sondern an Leben und Ge- 
sundheit unseres Nachwuchses. Es legt die Axt an 
unsere hochentwickelte Säuglingsfürsorge überhaupt 
und rückt damit die Gefahr einer erneuten Steigerung 
der Säuglingssterblichkeit in greifbare Nähe. 

Von der Einsicht der entscheidenden Stellen muß 
erwartet werden, daß sie diese Gesichtspunkte be - 
rücksichtigen, ja daß sie, wenn irgend möglich, bei der 
gegenwärtigen Revision des bestehenden Rechtszu- 
standes den Forderungen Rechnung tragen, die sich 
aus der Erfahrung seit dem ErlaB der Reichsversiche- 
rungsordnung ergeben haben. Von diesen darf in 
diesem Zusammenhange wohl als dringlichste die 
obligatorische Verlängerung des Stillgeldbezuges auf 
mindestens 16 Wochen bezeichnet werden. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


Alfons Fischer (Karlsruhe), Grundriß der sozialen Hygiene. 
Mit 71 Abbildungen und 35 Zeichnungen im Text. Zweite, 
vollständig umgearbeitete Auflage. Gr. 8°. 471 Seiten. C. F. 


Müller, Karlsruhe 1925. Preis broschiert 24 M., Ganzleinen 
26 M. — Unter den ärztlichen Sachverständigen, die schon früh- 
zeitig versucht haben, die zahlreichen sozialhygienischen Fra- 
gen, Einrichtungen und Maßnahmen systematisch zu ordnen, 
aus dem Gebiete der praktischen Hygiene abzugrenzen und eine 
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besondere Fachdisziplin zu formen, war einer der ersten neben 
Gottstein, Grotjahn und Kaup: Alfons Fischer in Karls- 
ruhe. Sein Grundriß der sozialen Hygiene, der Anfang des 
Jahres 1913 erschien, wurde allseitig begrüßt und einer günsti- 
gen Kritik unterzogen. Jetzt ist die zweite vollständig neuge- 
:staltete und vermehrte Auflage erschienen, deren Fortentwick- 
lung sich schon äußerlich in der Vergrößerung des Formats, 
in der Zunahme der Seitenzahl (von 448 auf 471 S.), in der 
Vermehrung ' der Abbildungen sowie in der Beifügung von 
35 weiteren Zeichnungen offenbart. Die Stoffeinteilung ist 
dabei nahezu dieselbe geblieben. — In dem allgemeinen 
Teil werden Begriff und Aufgabenkreis, die Arbeits- 
methoden und Arbeitsstätten, endlich die Geschichte 
der sozialen Hygiene behandelt. In der Begriffsbestim- 
mung geht Fischer neue Wege. Er teilt das Gesamtgebiet 
der Hygiene ein in die individuelle und öffentliche 
Hygiene, die Öffentliche wieder in die physische Hygiene, 
die sich mit den Einflüssen der natürlichen Umwelt auf die 
Gesundheitsverhältnisse, und in die soziale Hygiene, die sich 
mit den Einflüssen der sozialen (kulturellen) Umwelt auf die 
Gesundheitsverhältnisse beschäftigt. Die soziale, d.h. die 
„Versicherungsmedizin‘‘, wird dabei zur sozialen Hygiene ge- 
rechnet. Die Gesundheitsfürsorge ist, wie Verf. mit Recht 
betont, nicht identisch mit dem großen Komplex der sozialen 
Hygiene, sie bedeutet nur die praktischen, vorbeugenden und 
heilenden Maßnahmen der sozialen Hygiene. Als kulturelle 
Hygiene fordert die soziale Hygiene das Recht des Einzelnen 
auf Gesundheit (Gesundheitsrecht) und die Pflicht, gesund- 
heitsgemäß zu leben (Gesundheitspflicht). Die soziale Hygiene 
als Fach ist demnach ein gewaltiges Gebiet der Wissenschaft 
und der Praxis. — In den folgenden Abschnitten: Hauptbe- 
standteile der sozialen Hygiene, Sozialhygienische 
Zustände einzelner Personenklassen, Einflüsse der 
kulturellen Umwelt auf einzelne Krankheitsarten, 
endlich Umfassende Maßnahmen der kulturellen Hy- 
giene hat Fischer mit großem Fleiß und kritischer Sichtung 
sehr vieles zusammengetragen, was die neue Zeit für die Frage- 
stellung, Begründung und Erläuterung der kulturellen Hygiene 
erfordert. Bei den „Hauptbestandteilen der sozialen 
Hygiene‘ werden Bevölkerungszusammensetzung und -bewe- 
gung, die Arbeitsverhältnisse, dag Nahrungswesen, das Woh- 
nungswesen, die Kleidung, die Hautpflege (namentlich das 
Volksbadewesen), die Erholung, die Leibesübungen und die 
Rassenhygiene erörtert. Bei den sozialhygienischen Zuständen 
einzelner Personenklassen unterscheidet Fischer die Alters- 
klassen (Mütter, Säuglinge, Kleinkinder, Schulkinder, die schul- 
entlassenen Jugendlichen) und die Berufsklassen (Arbeiter, 
Heimarbeiter, Dienstboten und Beamte), allerdings ohne die 
Berufsklassen damit zu erschöpfen. In dem Kapitel „Ein- 
flüsse der kulturellen Umwelt auf einzelne Krank- 
heitsarten‘ wird zunächst eine medizinal-statistische und 
pathologische Übersicht gegeben, sodann werden die akuten 
Infektionskrankheiten: die Tuberkulose und Geschlechts- 
krankheiten, der Alkoholismus, die Nerven- und Geisteskrank- 
heiten und das Krüppelwesen behandelt. — Der fünfte Ab- 
schnitt, der die „Umfassenden Maßnahmen der kultu- 
rellen Hygiene‘ betrifft, bespricht nach allgemeinen ein- 
leitenden Ausführungen die Gesundheitsgesetzgebung und Ge- 
sundheitsverwaltung im Deutschen Reiche und in den Glied- 
staaten, die Gesundheitsfürsorge im Kreis und in den Städten, 
die deutsche Sozialversicherung, das Ärzte- und Krankenhaus- 
wesen, die gesundheitspolitischen Vereine, Maßnahmen gegen 
das Kurpfuschertum sowie die gesundheitliche Volksbelehrung 
und Volkserziehung. Dieser Abschnitt ist leider etwas zu skiz- 


zenhaft gehalten und läßt manches aus, was erwähnt zu werden 
verdient hätte. Es ist auch nicht immer alles richtig, was vor- 
getragen wird. Doch setzen diese kleinen Anstände und Unrich- 
tigkeiten den Gesamtwert des Buches nicht herab. Die folgende 
Auflage wird die nötigen Ergänzungen mit Leichtigkeit bringen 
können. Alles in allem ist die zweite Auflage des Fischer- 
schen Grundrisses der sozialen Hygiene sehr wohl imstande, 
das vom Verfasser gesteckte Ziel zu erreichen: „der prak- 
tischen Arbeit und dem Fortschritt der Wissenschaft 
zu nützen.“ 

Kurt Opitz (Berlin), Prütungsordnungen für Ärzte und Zahn- 
ärzte. Mit einem Geleitwort von E. Dietrich (Berlin). II. Auf- 
lage. Hirschwald, Berlin 1924. — Die erste Auflage des neu 
bearbeiteten Leitfadens behandelt die Prüfungsordnung für 
Ärzte vom 28. Mai 1901. Diese war in den verflossenen 23 Jah- 
ren mehrfach geändert worden, namentlich durch die Auf- 
nahme von Vorschriften über die Prüfung in Kinderheilkunde, 
in Haut- und Geschlechtskrankheiten, in Hals-, Nasen- und 
Ohrenkrankheiten. Zudem waren in dem letzten Jahrzehnt 
eine Reihe von Abänderungsvorschlägen laut geworden, so über - 
die Dauer der zu fordernden Studienzeit usw., die dringend der 
Erledigung harrten. Opitz bringt nun die neue Prüfungs- 
ordnung für Ärzte vom 5. Juli 1924 in Gegenüberstellung mit 
der bisherigen und in eingehender Erläuterung. Dabei erge- 
ben sich folgende bemerkenswerte Änderungen: Die Mindest- 
studienzeit von 10 Halbjahren ist beibehalten, davon sollen 
aber 4 Halbjahre vor der ärztlichen Vorprüfung (gegen 5 
bisher) und 6 klinische gegen mindestens 4 bisher nach der- 
selben liegen, also eine Verkürzung im propädeutischen Teil 
und eine Verlängerung im klinischen Teil. Bei der Vorprüfung 
braucht der Vorsitzende nicht mehr dauernd zugegen zu sein, 
die Wiederholungsprüfung muß kollegial abgehalten werden. 
Die Pflichtvorlesungen werden durch allgemeine und spezielle 
Pathologie, pathologische Anatomie, Pharmakologie der orga- 
nischen und anorganischen Heilmittel, Hygiene, Orthopädie 
und gerichtliche Medizin vermehrt. Ferner müssen neu nach- 
gewiesen werden ein pathologisch-anatomischer Demonstra- 
tionskursus, ein Sektionskurs und ein bakteriologischer Kurs. 
Alle Praktikantenscheine müssen lauten, daß der Prüfling mit 
Erfolg die Kliniken besucht habe. — Die Abschnitte der ärzt- 
lichen Prüfung werden von VII auf XIV gesteigert, so wurden 
z.B. Kinderheilkunde, topographische Anatomie und gericht- 
liche Medizin zu selbständigen Prüfungsfächern. Bei den ein- 
zelnen Prüfungsgegenständen sind ihre Beziehungen zu den 
praktisch wichtigen Gebieten der Vererbungslehre und zur Ver- 
sicherungsmedizin zu berücksichtigen. Die Krankenbeobach- 
tungstage für die Prüfung in der inneren Medizin und in der 
Chirurgie sind von 4 auf 2 herabgesetzt. Vorprüfung und Prü- 
fung dürfen künftig nur einmal wiederholt werden. Die Wieder- 
holungsfristen für die Fächer sind (bisher 2 Monate bis 1 Jahr) 
auf 2 bis 6 Monate herabgesetzt. Desgleichen sind die Fristen für 
die Wiederholung der ganzen Vorprüfung und Prüfung bei der 
Vorprüfung von 2 Jahren auf 11, Jahren und bei der Prüfung 
von 3 auf 2 Jahre verkürzt. Durch eine schärfere Zusammen- 
rechnung der Zensuren in den einzelnen Prüfungsfächern wird 
die Gesamtzensur verschärft. — Für das praktische Jahr wird 
die Ausarbeitung eines Probegutachtens über einen Krank- 
heitsfall aus dem Gebiete der Versicherungsmedizin ader des 
Versorgungswesens neu gefordert. Die Gebühren waren bisher 
in der Gebührenordnung selbst festgesetzt, jetzt sollen sie 
vom Reichsministerium des Innern im Einvernehmen mit den 
Regierungen der Universitätsstaaten festgesetzt werden. — 
Schließlich ist zu beachten, daß die Landesoberbehörde im 
Einvernehmen mit dem Reichsministerium des Innern formale 
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Abweichungen von der Handhabung des Prüfgeschäftes zu- 
lassen kann, sofern sie weder eine Erschwerung noch eine Er- 
leichterung der Prüfung bedingen. — Nach den neuen Vor- 
schriften der ärztlichen Prüfungsordnung bringt der Leitfaden 
auch ein neues amtliches Verzeichnis der zur Annahme von 
Medizinalpraktikanten ermächtigten Krankenhäuser und medi- 
zinisch-wissenschaftlichen Institute des Deutschen Reiches, so- 
wie eine Übersicht über die Medizinalpraktikantenstellen an 
den deutschen Universitätskliniken und -Instituten. Sodann 
werden die Vergünstigungen für Kriegsteilnehmer angeführt. 
Es schließen sich an die zahnärztliche Berufsausbildung und 
Approbation die Bestimmungen besonderer Art, die für Aus- 
länder in bezug auf die Erlangung der ärztlichen und zahn- 
ärztlichen Approbation bestehen, ferner eine sehr zweckmäßige 
Zusammenstellung und Erläuterung der Bestimmungen über 
den Betrieb und die Geschäftsführung der preußischen Prü- 
fungsausschüsse, die im allgemeinen auch für die außerpreußi- 
schen Prüfungsausschüsse Geltung haben. Am Schlusse wer- 
den die Vorschriften für die ärztliche und zahnärztliche Dok- 
torpromotion gebracht und die Bedeutung der Approbation 
nach dem geltenden Recht erläutert. Im Anhang ist ein Aus- 


zug aus der preußischen Prüfungsordnung für Kreisärzte und 


aus den Bestimmungen über die Akademischen Leibesübungen 
enthalten. — Ein beigegebenes Sachverzeichnis erleichtert das 
Nachschlagen. Der Opitz’sche Leitfaden kann als der be- 
` währteste und erschöpfendste Kommentar der Prüfungsord- 
nungen für Ärzte und Zahnärzte jedem Beteiligten warm emp- 
fohlen werden. Dietrich (Berlin). _ 


Bevölkerungspolitik. 


Erich Unshelm, Geburtenbeschränkung und Sozialismus. 
— Versuch einer Dogmengeschichte der sozialistischen Bevöl- 
_ kerungslehre. Monographien zur Frauenkunde und Eugenetik, 
Sexualbiologie und Vererbungsiehre, Heft 6. Curt Kabitzsch, 
Leipzig 1924. — Nach einem kurzen Überblick über die Lehre 
von Malthus und über das Verhalten der Sozialisten ihm ge- 
genüber, erörtert Verf. des Näheren ihre Ansichten über die 
Theorie des Lebensraumes. Marx, Engels, Lassalle werden 
als Gründer, Rodbertus, Marlo, Dühring als Outsider, 
Bebel, Schippel, Kautsky aus dem orthodoxen Lager, 
Kautsky, Effertz und die Revisionisten als freiere Geister 
berücksichtigt. Ihre Ansicht ist zunächst optimistisch. Der 
Nahrungsspielraum hängt ab von der jeweiligen Ordnung und 
die Bevölkerungszunahme von der volkswirtschaftlichen Be- 
deutung. Der Kapitalismus hat zwar die Möglichkeit einer Er- 
weiterung des Lebensraumes geschaffen, aber hiervon nicht den 
rechten Gebrauch gemacht. Bestehen blieb außerdem eine un- 
gleichmäßige Verteilung: geräumig für den Besitzer, zu eng 
für den Arbeiter, so daß hier eine Überbevölkerung vorgetäuscht 
wird. Schnelle Volksvermehrung bringt nicht politischen, son- 
dern auch wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt. Hieran 
schließt sich eine Auseinandersetzung über die Theorie der Le- 
benserneuerung. Die Volksvermehrung wird seitens der Sozia- 
listen als eine Erscheinung des gesellschaftlichen Lebens an- 
gesehen, Unter- und Überbevölkerung als Folgen des Fehlens 
der bestehenden Ordnung. Mit der sozialistischen Lebens- 
organisation werde kraftvolles Bevölkerungswachstum ein- 
setzen und damit die Anregung zur wirtschaftlichen und kultu- 
rellen Entfaltung. Eine Behinderung der Zunahme wäre viel- 
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leicht nach Jahrhunderten denkbar. Dann aber wird die Natur 
selbst oder der hohe Kulturzustand eine entsprechende Regelung 
schaffen. Zustimmung zum Geburtenrückgang oder sogar Un- 
terstützung der Geburtenbeschränkung stehen also im Wider- 
spruch mit dem sozialistischen Standpunkte. In einem dritten 
Abschnitte über die Theorie der Beeinflussung bespricht dann 
der Verfasser die Mittel, welche für die Überleitung der von 
Natur aus bestehenden Neigung zur Volksvermehrung in zweck- 
mäßige Bahnen und für die Milderung der sich aus diesen er- 
gebenden Lasten verfügbar sind. Hierher gehört in erster Linie 
die Beschränkung der zur ehelichen Fortpflanzung Zuzulassen- 
den, also der praktische Malthusianismus, sowie die Beschrän- 
kung der Geburten in der Ehe, das ist der Neomalthusianismus. 
Der erste Weg wird von den Sozialisten abgelehnt, weil Spät- 
ehe eine zeitliche Beschränkung der Kindererziehung zur Folge 
hat, den unehelichen Verkehr mit seinen bedenklichen Folgen 
fördert und Vereinsamung mit sich bringt, welche größere 
Nachteile einschließt als der Ehestand. Auch die Geburts- 
beschränkung findet eine Ablehnung von seiten einiger Sozia- 
listen als soziales Heilmittel überhaupt, wie in Form der Ge- 
burtsverweigerung als wirtschaftliches und soziales Kampf- 
mittel, wobei mit der Möglichkeit eines Ersatzes durch Ein- 
wanderung aus dem Auslande, also mit einer Gefahr für die 
Arbeiterschaft gerechnet wird. Andere Sozialisten halten die 
Fruchtbarkeitsbeschränkung für vollkommen unnötig, weil 
Nahrung genug vorhanden ist, Elend und Entartung als Be- 
gleiterscheinungen des Kapitalismus angesehen werden. Eine 
dritte Klasse erklärt die Anwendung von Präventivmiitteln, 
zur Verminderung des Elends, zur Hebung des Standes und zur 
Verbesserung des Nachwuchses für gerechtfertigt. „Nicht 
Dezimierung, sondern Sublimierung der Menschheit ist ihre 
Absicht.“ Als drittes Mittel zur Geburtenregelung bleibt noch 
der Sozialdarwinismus, der von jeder Verhütung der Folge- 
zustände absieht und ungehinderte Vermehrung erstrebt, um 
der natürlichen Auslese freiere Bahn zu schaffen, wodurch allein 
eine körperlich-geistige wie wirtschaftliche Fortentwicklung zu 
erwarten ist, also Ablehnung jeglicher Vor- und Fürsorge für 
Lebenserhaltung und Kräftigung, um den Gang der natürlichen 
Auslese nicht zu stören. Der Sozialdarwinismus wird von der 
Mehrzahl der Sozialisten nicht im ganzen abgelehnt, vielmehr 
soweit er ihnen Vorteile verspricht, als Kampfmittel angewen- 
det. Dahin gehört die Abschaffung von Besitz, Erbrecht 
u.a.m., um völlige Gleichheit zu erzielen und womöglich den 
ursprünglichen Naturzustand wiederherzustellen. Sozialistische 
und bürgerliche Betrachtungsweise bewegen sich auf entgegen- 
gesetzten Bahnen. Bei ersterer steht obenan die Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung, mit welcher sie den Nahrungsspiel- 
raum, die menschliche Vermehrung und die individuelle Lage 
in Vergleich setzt. Der bürgerliche Sozialökonom geht aus von 
dem Bevölkerungswachstum und untersucht seinen Einfluß 
auf die Wirtschaft und das menschliche Schicksal. Beide För- 
derungsarten zu vereinigen, würde die umfassende Bearbeitung 
der Probleme wesentlich fördern. — Zum Schluß stellt der Verf. 
noch einmal die wichtigsten Probleme der Bevölkerungsfor- 
schung zusammen. Er unterscheidet zwischen sozialökono- 
mischem, sozialpsychologischem und sozialphysiologischem 
Problem. Das erstere behandelt die Theorie des Lebensraumes, 
das ist die Frage nach dem ökonomischen Optimum, dem opti- 
malen Einsatz der menschlichen Arbeitskraft und der opti- 
malen Bedarfsbefriedigung. Das zweite beschäftigt sich mit 
der Theorie der Lebenserneuerung: der Gesetzmäßigkeit in der 
Bewegung der Bevölkerung, der tatsächlichen Vermehrung als 
Erscheinung des gesellschaftlichen Zusammenlebens. Endlich 
das sozialphysiologische Problem ist eingestellt auf die Theorie 
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des Lebensdienstes: beste Vermehrungsform und vorteilhafteste 
Mortali-Natalität. Erst wenn diese Probleme soweit wie mög- 
lich klargelegt sind, ist eine sichere Beherrschung des Lebens 
im Sinne des Sozialismus denkbar. 


Julius Heller (Berlin), Die ärztlich wichtigen Rechtsbe- 
ziehungen des ehelichen Geschlechtsverkehrs (nach den Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte). 
Monographien zur Frauenkunde und Eugenetik, Sexualbio- 
logie und Vererbungslehre. Nr.7. Curt Kabitzsch, Leipzig 
1924. Die Abhandlung gibt eine kurze, aber umfassende Über- 
sicht über die aus dem ehelichen Leben sich ergebenden Rechts- 
beziehungen, deren Kenntnis für Laien schon nützlich, für den 
Arzt, welcher wirklicher Berater seiner Klienten sein will, aber 


von besonderer Wichtigkeit ist. Nachdem die allgemeine Stel-. 


lung der Rechtspflege zum Eheproblem in objektiver und sub- 
jektiver Beurteilung näher gekennzeichnet ist, wird der ehe- 
widrige, d.h. ihrer rechtlichen Stellung und Auffassung wider- 
sprechende Geschlechtsverkehr, die strafrechtlichen und zivil- 
rechtlichen Folgen, die Art seiner Äußerung, sei es als Über- 
treibung, sei es in Form der Widernatürlichkeit oder als Ge- 
fährdung des Gesundheitszustandes eines Partners besprochen. 
Beim ehelichen Verkehr finden rechtliche Regelung, ungewollte 
und gewollte Unfruchtbarkeit, Unterlassung oder Verweige- 
rung, Unmöglichkeit der Ausführung und die rechtlichen Folgen 
des stattgefundenen genaue Berücksichtigung. Von jedem Kun- 
digen ist die deutsche Rechtsprechung auf dem Gebiete des 
Eherechtes auch vom ärztlichen Standpunkt als vollkommen 
und vollendet anzuerkennen. Eine Änderung, insbesondere 
des Ehelösungsproblems, erscheint unnötig. Bei der neuer- 
dings zur Erörterung stehenden Berücksichtigung eines mo- 
dernen Zerrüttungsprinzips ist für den ehewidrigen Geschlechts- 
verkehr ärztlicherseits die Aufrechterhaltung der Schuldfrage 
und ihre Feststellung zu fordern, da auf diese Weise allein ein 
Einfluß in prophylaktischer oder therapeutischer Richtung 
ermöglicht wird. i C. Keller (Berlin). 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


M. Hesse (Graz), Dart eine syphilitische Mutter ihr gesundes 
Kind stillen? Wiener klin. Wochenschr. 1924, Nr. 19. In Über- 
einstimmung mit den meisten Autoren wird die Möglichkeit 
einer syphilitischen Infektion ex patre abgelehnt, ebenso wie 
es eine Infektion durch das weibliche Ovulum nicht geben soll. 
Die Übertragung auf den Fötus kann nur erfolgen, wenn die 
Mutter erkrankt ist und die Plazenta als Filter für die Erreger 
durchgängig geworden ist. Da aber auch bei sekundärer Sy- 
philis die Plazenta, genau wie jedes andere Organ, gesund ge- 
blieben sein kann. besteht die Möglichkeit, dad — wenn auch 
selten — eine kranke Mutter ein gesundes Kind zur Welt bringt. 
Durch frühzeitige spezifische Behandlung während der Schwan- 
gerschaft kann eine drohende Miterkrankung der Plazenta 
möglicherweise verhindert werden. Die Aussicht auf ein ge- 
sundes Kind wächst also dadurch. — Durch das Stillen aber 
kann das gesund geborene Kind noch nach der Geburt an- 
gesteckt werden. Verf. vertritt den Standpunkt, daß auch 
nur bei der geringsten Möglichkeit einer nachträglichen 
Infektion das Kind bei der Mutter nicht angelegt werden 
darf. 
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Felix Tietze (Wien), Einige Bemerkungen über die Säug- 
lingsfürsorge in Großbritannien, Frankreich und dem Deutschen 
Reich. Wiener med. Wochenschrift, April 1925. Verf. vergleicht 
die Fürsorgeeinrichtungen Deutschlands, Großbritanniens und 
Frankreichs, welche er auf einer Studienreise kennen geler nt 
hat, mit denen Österreichs und hebt folgende drei Punkte her- 
vor: 1. In Großbritannien gehört die Säuglings- und Kleinkinder- 
fürsorge überall zum Tätigkeitsgebiet des Amtsarztes, nur die 
Sorge um die Einbringung von Alimenten ist ganz von der Für- 
sorge abgetrennt. Die Amtsärzte sind von der Grafschaft oder 
der Stadt, nicht vom Staate angestellt. 2. Die wirtschaftliche 
Grundlage der Säuglingsfürsorge ist in England weit mehr aus- 
gebaut als in Österreich. Das Ministry of Health erstattet seit 
1918 50% der Kosten, welche die Säuglingsfürsorge den Ge- 
meinden, Grafschaften oder privaten Vereinen macht. Wenn 
Österreich dieselben Summen für Fürsorge ausschütten würde, 
wie England, so müßte der Aufwand für das Finanzjahr 1923/24 
10 Milliarden Kronen betragen; der tatsächliche Aufwand 
betrug aber nur 500 Millionen Kronen. Im Vergleich zu Eng- 
land müßte Wien nicht wie bisher 61, sondern 90 Säuglings- 
fürsorgestellen besitzen. Die Bezahlung der Fürsorgeärzte und 
der Fürsorgerinnen ist in Deutschland und England wesent- 
lich höher als in Österreich. 3. Die Ausbildung des Fürsorge- 
personals: In England muß der Fürsorgearzt, nach 12 monati- 
gem Studium, ein etwa der deutschen kreisärztlichen Prüfung 
entsprechendes Examen ablegen. Auf Ausbildung in sozialer 
Medizin und allen Zweigen der gesundheitlichen Fürsorge wird 
besonderer Wert gelegt. Die Ausbildung zur Fürsorgerin erfolgt 
in Österreich teilweise in zweijährigen, teilweise in einjährigen 
Lehrgängen in den Fürsorgerinnenschulen. Als Ideal der Aus- 
bildung sieht Verf. die preußischen Wohlfahrtsschulen an. 
Wähltin Preußen die Schülerin „Gesundheitsfürsorge‘‘ als Haupt- 
fach, so muß sie zum Besuch der Wohlfahrtsschule eine minde- 
stens einjährige Ausbildung als Kranken- oder Säuglingspflegerin 
nachweisen. In Frankreich dauert die Ausbildung zur Pflegerin 
2 Jahre. Nach weiterer halbjähriger Ausbildung erlangt sie die 
Anerkennung als Tuberkulosefürsorgerin oder als Kinderfür- 
sorgerin. In England erhält die Fürsorgerin eine dreijährige 
Ausbildung als Krankenpflegerin und besucht noch ein Jahr 
lang einen Wohlfahrtspflegelehrgang. Tatsächlich aber haben 
die meisten Fürsorgerinnen in England nur das Diplom als Kran- 
kenpflegerin, oft auch als Hebamme. 

Kari Narbeshuber (Gmunden). Stillverhältnisse auf dem 
Lande. Wiener klin. Wochenschr. 1924, Nr. 36. Die Säuglings- 
fürsorge ist auch in Österreich vorwiegend auf städtische Ver- 
hältnisse zugeschnitten. Dabei verursacht die Säuglingssterb- 
lichkeit auf dem Lande dem Volke weit größere Verluste als in 
den Städten. Durchschnittlich liegt die Sterblichkeit auf dem 
Lande um 5% höher als in der Stadt, ja in Oberösterreich ster- 
ben sogar 14% Säuglinge mehr als in Linz. Die Ursache liegt 
vor allem an mangelhaftem Stillen auf dem Lande. Falsche 
Traditionen, Unkenntnis vom Wert des Stillens, falsche Pflege 
(künstlich erzeugte Schwitzprozeduren) und falsche Ernährung 
im Wochenbett, die Notwendigkeit, sobald wie möglich die 
Arbeit wieder aufzunehmen, bewirken, daß z. B. im Innviertel 
noch nicht ein Sechstel der Neugeborenen überhaupt gestillt 
wird. Als Gegenmaßnahmen werden gefordert: gründliche Schu- 
lung der auf dem Lande tätigen Ärzte und Fürsorgerinnen, 
welch letztere in genügender Anzahl auf das Land und in das 
Gebirge geschickt werden müssen, Ausbildung bzw. Fortbil- 
dung der Hebammen in Säuglingspflege, Einrichtung von Säug- 
lingsheimen. Auch die Lehrerschaft und die Seelsorger müssen 
mit den Zielen der Fürsorge vertraut gemacht werden. Merk- 
blätter haben nur Zweck, wenn sie in anschaulicher, leicht ver- 
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ständlicher Form abgefaßt sind und der Bäuerin gegeben wer- 
den, wenn sie Zeit hat dieselben zu studieren, also in der letzten 
Zeit der Schwangerschaft und im Wochenbett. 

Schur (Berlin). 


Verstärkter Mutterschutz in Frankreich. Unter den viel- 
fachen in Frankreich getroffenen oder geplanten Maßnahmen 
zur Verhinderung des weiteren Geburtenrückganges ist ein 
Gesetzentwurf von Interesse, der am 31. Dezember 1924 in 
der französischen Kammer vorgelegt und beraten worden ist. 
Er soll das Gesetz von 1893, das den Wöchnerinnen dieselben 
Hilfsmöglichkeiten wie allen Kranken gab, ergänzen, zunächst 
dadurch, daß auch Schwangerenhilfe, Hilfe bei der Entbindung 
selbst und während der Zeit nachher einbezogen werden sollen. 
Ganz besonders aber zielt der Entwurf dahin, die vielen ge- 
heimen Entbindungen zu verhindern, indem die Errichtung 
neuer Heime vorgesehen wird, welche die Garantie der Diskre- 
tion leisten. Man hofft auf diese Weise, die verlassenen Frauen 
und die unehelichen Mütter und mit ihnen auch die Säug- 
linge unter einen verstärkten Schutz zu stellen. Die Regierung 
will die Kostentragung mit der schon bestehenden Organi- 
sation für unentgeltliche ärztliche Hilfe verbinden. Um nicht 
einzelne Departements hierbei ungebührlich zu belasten, soll 
eine allgemeine Organisation das ganze Land überspannen. — 
Aus dem Gesetzentwurf selbst ist zu erwähnen: Jede hilfs- 
bedürftige Französin soll während und nach der Entbindung 
umsonst durch Staat, Departement oder Gemeinde Haus- 
pflege, oder wenn sie während dieser Zeit nicht zu Hause bleiben 
kann, Aufnahme in einer Anstalt erhalten. In jedem Departe- 
ment soll der Präfekt diejenigen Anstalten bezeichnen, welche 
zur Aufnahme von solchen Schwangeren bereit stehen müssen, 
die heimlich entbinden wollen. Die Zulassung soll auf ärzt- 
liche Bescheinigung erfolgen und zwar nicht früher, als bis die 
Herztöne des Kindes schon hörbar sind. Falls die Betreffende 
erklärt, nichts zahlen zu können, werder keinerlei Ermitt- 
lungen angestellt, sondern die Kosten vom Departement bzw. 
Staat getragen. Über die Dauer der Aufnahme enthält der 
Entwurf nichts. Es können zur Ergänzung der Öffentlichen 
auch private Anstalten herangezogen werden. 

| Käthe Mende (Berlin). 





Schulkinderfürsorge. 


Engelsmann (Kiel), Schulgesundheitspfiege. Der Komm., 
Schul- und Fürsorgearzt 22, 197. 1924. Verf. bezeichnet die 
Schulgesundheitsfürsorge als den Kern der gesamten Für- 
sorgetätigkeit. Die Schulkinder zeigen wohl die höchste Re- 
sistenz, sind aber am stärksten gefährdet. Wenn wir die Volks- 
gesundk.cit heben wollen, müssen wir vor allem auf die Schul- 
jugend einwirken, die gesundheitlich und erzieherisch noch 
bildungsfähig ist. Eine solche Schulgesundheitspflege soll sich 
auf alle Schulen in der Stadt und auf dem Lande erstrecken. 
Dazu ist aber dringend der Erlaß eines Schularztgesetzes not- 
wendig, mit dem Preußen immer noch rückständig ist. Der ent- 
.Scheidende Punkt ist die Finanzfrage. An den Beispielen von 
Württemberg, Sachsen, Baden, Hessen usw. wird gezeigt, daß 
die finanziellen Möglichkeiten der Einführung der schulärzt- 
lichen Überwachung auch in Preußen bestehen müssen. In 
diesem Gesetz müßten Mindestforderungen aufgestellt und die 
Kostenfrage gelöst werden. Verf. schlägt nach dem Beispiel 
von Württemberg vor, zur Finanzierung pro Jahr und Kind 
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von den Eltern 0,30 M zu erheben. Auf dem Lande sollen 
praktische Ärzte zur Mitarbeit herangezogen werden, der 
Kreisarzt in seinem Bezirk aber stets an der schulärztlichen 
Tätigkeit beteiligt sein. Eingehend werden die praktischen 
Erfahrungen in der Provinz Schleswig-Holstein geschildert. 
Ein Schularztgesetz würde also den Staat nicht belasten. Als 
Kostenträger würden die Eltern, der Kreis und die Gemeinden 
bestimmt. Ergänzt werden sollte das Schularztgesetz durch 
eine Bestimmung, daß Gesundheitspflege Prüfungsfach wird 
für alle Volksschullehrer und für alle Lehrer, die an höheren 
Schulen Unterricht in Naturkunde erteilen. Der Unterricht 
über Gesundheitspflege sollte in den obersten Klassen gegeben 
werden. 

Poelchau (Charlottenburg), Zur Frage des Gesundheits- 
scheines., Der Komm -, Schul- und Fürsorgearzt, 22, 385 u. 
417. 1924. Der Verf. unternimmt es, die gebräuchlichsten Ge- 
sundheitsscheine für den schulärztlichen Dienst vom Stand- 
punkt des nebenamtlichen Schularztes aus kritisch zu betrach- 
ten. Nach einigen allgemeinen Vorbemerkungen bespricht er 
den bayrischen, den badischen, den württembergischen, den 
sächsischen und schließlich noch den Drescher’schen Schulge- 
sundheitsbogen, die er mit den Charlottenburger Bogen ver- 
gleicht. Von den besprochenen Formularen kommt seiner An- 
sicht nach nur das Charlottenburger und das Drescher’sche 
in Betracht zur allgemeinen Einführung als Reichsgesundheits- 
schein. Der Verfasser glaubt, daß die Verschiedenartigkeit der 
Ausgestaltung des schulärztlichen Dienstes, die ja tatsächlich, 
durch lokale Eigenarten und Anforderungen bedingt, außer- 
ordentlich groß ist, die Einführung eines für alle Systeme 
passenden Gesundheitsscheines nicht ausschließe, zumal ja im 
Bedarfsfalle kleine Ergänzungen und Veränderungen vorge- 
nommen werden könnten. 

Behm (Heuberg), Die Erholungsheime in ihrer gesundheit- 
lichen Tätigkeit. Zschr. f. Schulgeshpfl. u. soz. Hyg. 37, 520. 
1924. Als Zweck des Erholungsaufenthaltes bezeichnet der Be- 
richterstatter über dieses Thema auf der Heubergtagung des 
Vereins Deutscher Kommunal-, Schul- und Fürsorgeärzte, Sep- 
tember 1924, Beseitigung von Übermüdungserscheinungen, Ge- 
sundheitsförderung durch Heben der Widerstandsfähigkeit und 
Leistungssteigerung. Als Erholungsmittel stehen zur Verfügung: 
Regelung des Schlafens, des Essens, hygienische Erziehung über- 
haupt, Atemübungen, Luft- und Sonnenbäder, Wanderungen 
und schließlich seelische Beeinflussung als besonders wichtiges 
Erholungsmittel. Die planmäßige Durchführung der Erholungs- 
kur ist nur unter ärztlicher Leitung möglich. Zu den Aufgaben 
des Heimarztes gehören: Einführungskurs für das Personal, 
Aufnahmeuntersuchung der Kinder, Beobachtung des Erho- 
lungsfortschrittes, Abgangsuntersuchung, Krankheitsverhütung 
während des Erholungsaufenthaltes, Gesundheitsförderung und 
Krankenbehandlung. Von den Einzelforderungen verdient noch 
die eindringliche Forderung der 6 Wochen Kurdauer besondere 
Erwähnung. 

Lewandowski (Berlin), Aufgaben und Grenzen der Schüler- 
fürsorge. Ärztl. Vereinsblatt 54, 29. 1925. Die Entwicklung 
zweier wichtiger Zweige der individuellen Gesundheitsfürsorge, 
der Ernährungs- und der Erholungsfürsorge zeigen, wie zwangs- 
läufig aus der Schulhygiene die Schülertürsorge sich entwickelt 
hat. Der Verein Deutscher Kommunal-, Schul- und Fürsorge- 
ärzte hatte den ganzen Komplex der Schülerfürsorge zum 
Verhandlungsgegenstand seiner Tagung in Frankfurt a. M. im 
Jahre 1922 gemacht. Als Ergebnis der Verhandlungen gelangte 
ein Antrag zur Annahme des Inhalts, daß der Vorstand des 
Vereins mit dem Deutschen Ärztevereinsbund und dem Ärzte- 
kammerausschuß Richtlinien aufstellen sollte über die Mit- 
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wirkung der praktischen Ärzte in der Fürsorge und über die 
Abgrenzung der Gebiete des Fürsorgearztes und des praktischen 
Arztes, insbesondere im Gebiete der Therapie. Die Ungunst 
der Verhältnisse verhinderte damals die geplante Aussprache 
der betreffenden Organisationen. L. selbst lehnt den Versuch, 
die Ärzte in zwei Gruppen, in Heilärzte und Sozialärzte zu son- 
dern, ab. Er hält es für zweckmäßiger, wenn möglichst viele 
praktische Ärzte mit genügender Vorbildung und sozialer Ein- 
stellung sich sozialhygienisch betätigen. Damit glaubt er auch 
die „Behandlungsfrage‘‘ innerhalb der schulärztlichen Einrich- 
tung am besten gelöst. 

Rockstroh (Luckenwalde), Schulspeisung und Schularzt. 
Zschr. f. Schulgeshpfl. u. soz. Hyg. 38, 97. 1925. Die Ernäh- 
rungsfürsorge für unsere Schuljugend ist an einem Wendepunkt 
angelangt insofern, als mit nennenswerter Auslandshilfe nicht 
mehr gerechnet werden kann. Die Schularzttätigkeit hat der 
. Emährungsfürsorge durch die Forderung der schulärztlichen 
Auswahl der Kinder eine große Förderung zu verdanken. Das 
Erreichte darf unter keinen Umständen wieder verloren gehen. 
Mancherorts wird der Wunsch bestehen, die Kinder für die 
Speisung jetzt nur noch nach sozialen Gesichtspunkten aus- 
zuwählen. Die Schulärzte müssen dagegen die Forderung 
stellen, daß auch weiterhin durch sie die speisungsbedürftigen 
Kinder ausgewählt werden. Ihre Pflicht wird es sein, sich ärzt- 
lich und sozialpolitisch einzustellen. Sie werden sich der Mit- 
arbeit sozialer Hilfskräfte, Lehrer und Schulschwestern nach 
wie vor bedienen müssen. Wenn die Speisungen jetzt überwie- 
gend durch die Gemeinden selbst durchgeführt werden, können 
in Zukunft nur wirtschaftlich schwache Kinder unentgeltlich 
gespeist werden, die anderen müssen die Selbstkosten er- 
statten. 

Teuscher (Dresden), Der Stand der hygienischen Schul- 
arbeit in Sachsen und die hygienische Durchbildung der Lehrer. 
Zschr. f. Schulgeshpfl. u. soz. Hyg. 38, 9. 1925. Unter der 
Fragestellung: „Was tut die Schule, Volks-, Berufs- und höhere 
Schule, um der gesundheitlichen Not der Schuljugend zu steu- 
ern?“ hat der Verf. das Ergebnis einer Rundfrage des sächsi- 
schen Volksbildungsministeriums vom August 1922 und einer 
gleichlautenden des Wirtschaftsministeriums vom Oktober 1922 
über den Stand der hygienischen Erziehung in sämtlichen 
Schulen Sachsens, veranlaßt vom sächsischen Landesausschuß 
für hygienische Volksbelehrung, durchgearbeitet. Es ist nicht 
allzu viel, was in der Volksschule an persönlicher Gesundheits- 
pflege geleistet wird und was die Berufsschule über soziale 
Hygiene mit besonderer Berücksichtigung der Berufshygiene 
bietet, und doch sind überall erfreuliche Anfänge festzustellen. 
In den höheren Schulen wird ebenfalls sehr wenig hygienische 
Bildung getrieben. Sehr mannigfaltig sind die zur Verfügung 
stehenden unterrichtlichen Hilfsmittel. Auch in das Bewußt- 
sein der Gesamtbevölkerung ist der Gedanke der Hygiene noch 
recht wenig gedrungen, wie einige Berichte in aller Schärfe 
zeigen. Staat, Schularzt und Lehrer müssen bei der hygie- 
nischen Volksbildung zusammen wirken. In erster Linie ge- 
hört dazu eine hygienische Durchbildung der Lehrerschaft, die 
zum großen Teil noch recht mangelhaft ist. Auch die Berufs- 
schule und die höhere Schule braucht hygienisch geschulte 
Lehrer. Alle hygienische Belehrung wird aber nur dann von 
dauerndem Erfolge sein, wenn die gesamte Lebenshaltung des 
Lehrers hygienisch ist. 

Eckstein u. Feldmann (Freiburg, Aare), Zur Kropfpro- 
phylaxe der Schulkinder. Archiv für Kinderheilkunde, 75, 263. 
1925. Verfasser haben gemeinsam mit dem Freiburger Schul- 
arzt 4800 Volksschulkinder untersucht und schon im ersten 
Schuljahr bei 86% der Knaben und 95% der Mädchen Kröpfe 


festgestellt. Mit zunehmendem Alter wachsen diese Kröpfe 
an Umfang und Zahl, besonders bei den Mädchen. Bei Messung 
des Halsumfanges nicht behandelter Kinder zeigen sich phy- 
siologische Schwankungen bis zu 2 cm, die bei der Bewertung 
therapeutischer Ergebnisse beachtet werden müssen. Bei der 
Jodbehandlung mit 3, später 1 mg Jod (Dijodyltabletten) 
zeigte sich in leichten Fällen in 1,—%%, bei den schwereren 
Fällen in etwa % der Fälle ein Erfolg mit Verringerung des Hals- 
umfanges von über 2 cm. Diese Erfolge erstreckten sici auch 
auf die Knotenkröpfe. Ob bei den nicht erfolgreich behandelten 
Kindern mit größeren Joddosen vorzugehen ist, muß weiteren 
Untersuchungen vorbehalten bleiben. Schädigungen durch die 
Kropfbehandlung wurden nicht beobachtet, doch müßte sie 
unter allen Umständen in der Hand des Arztes bleiben. Ein 
abschließendes Urteil über die wirkliche Notwendigkeit der 
allgemeinen Kropfprophylaxe glauben die Verfasser noch nicht 
abgeben zu können. Stephan (Mannheim). 


Leibesübungen. 


O. Huntemüller (Gießen), Volksernährung und Leibes- 
übungen. Münch. med. Wochenschr. 71, 862. 1924. Verf. 
hält die Forderung Grubers nach Herabsetzung der Fleisch- 
nahrung und Bevorzugung kohlenhydratreicher Nahrung für 
nationalökonomisch und hygienisch richtig. Um das Minimum 
des Kalorienverbrauchs bei kräftiger körperlicher Arbeit fest- 
zustellen, veranlaßte er einen 25jährigen vegetarisch lebenden 
Medizinstudenten von 169 cm Größe und 55 kg Gewicht zu ge- 
nauen Messungen seiner Nahrungsaufnahme. Die Versuche 
wurden teils im Semester bei 10—11 Stunden täglichen Vor- 
lesungen und 2 bis 3 Stunden häuslicher Arbeit, teils während 
Schwerstarbeit im Walzwerk in den Ferien durchgeführt. Als 
Nahrung dienten Brot, Haselnüsse, frisches und Konserven- 
obst, Feigen, Himbeersaft, Marmelade, Tomaten, Zwiebeln und 
Haferflocken. Im Semester (82 Tage) wurden täglich 2200 
verdauliche Kalorien verbraucht (entspricht etwa 2800 Kalorien 
auf 70 kg Körpergewicht), bei der Schwerstarbeit (86 Tage) 
nur 1700 Kalorien, bei Rückgang des Gewichtes auf 53,2 kg. 
5tägiges Rückgehen auf 1370 Kalorien bringt unter Flauheits- 
und EBlustgefühlen eine Gewichtsabnahme auf 51,8 kg. Ver- 
mehrung der Kalorienzahl auf 2000 läßt das Gewicht auf 
56,2 kg ansteigen, als Zeichen des ausreichenden Kalorienbedarfs 
für diesen Mann. Langstreckenläufe von 22 km als Leistungs- 
prüfung am Ende der Versuchszeiten werden in guter Zeit und 
Form gelaufen. Verf. glaubt, daß wir im allgemeinen mit viel 
weniger Nahrung auskommen dürften als wir annehmen, daß 
wir dagegen zur Ausnutzung vor allem kohlenhydratreicher 
Nahrung regelmäßiger Leibesübungen bedürfen. Durch Eigen- 
versuche stellte er fest, daß das körperliche Wohlbefinden bei 
ausgiebiger körperlicher Bewegung wesentlich besser war als 
zu anderen Zeiten. 

O. Huntemüller (Gießen), Die Bedeutung der Körper- 
erziehung vom volkswirtschaftlichen Standpunkte. Deutsch- 
landsErneuerung. Heft 10, 1924. Verl. Lehmann, München. — Die 
Tagung für Körpererziehung gibt den Anlaß, über die Wichtig- 
keit der körperlichen Erziehung nicht nur der geistigen, son- 
dern auch der Handarbeiter zu sprechen. Die sportliche Er- 
ziehung bringt neben der Übung für Herz und Lunge eine Ver- 
besserung der Koordination, der Haltung, der Tat- und Willens- 
kraft, der ganzen sittlichen Einstellung usw. Der Anschauung, 
daß der körperlich Arbeitende durch diese sportliche Betäti- 
gung wesentlich mehr Nahrungsmittel verbrauche, tritt er auf 
Grund eigener und aus der Literatur angeführter Experimente 
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entgegen und glaubt im Gegenteil, daB die im Sport gestei- 
gerte Willenskraft den Weg zu größerer Enthaltsamkeit führen 
würde. 

Willy Munck (Kopenhagen), Zwei Todesfälle beim Boxen. 
Ugeskrift f. laeger Jg. 85, Nr. 48, 1923 (Dänisch). In bei- 
den Fällen fiel der Boxer nach einem Unterkieferstoß hart mit 
dem Kopfe zu Boden. Ohne Schädelbruch oder nachweisbare 
Läsion des Hirns und seiner Häute entstand ein subdurales 
Hämatom als Todesursache. Analoga aus der deutschen Lite- 
ratur. 

O. Bruns (Königsberg), Was muß der praktische Arzt vom 
Nutzen und Schaden des Sportes wissen? Der Vortrag beim 
ärztlichen Fortbildungskursus in Königsberg, 18. Oktober 1924, 
spricht von der Notwendigkeit der ärztlichen Überwachung 
der Sporttreibenden, nachdem er über die Wichtigkeit der 
Leibesübungen als Ausgleich der fehlenden körperlichen Be- 
tätigung gesprochen hat, wie sie unseren Vorfahren Natur und 
Lebenserfordernis war. Die Leibesübungen seien nackt, d.h. 
nur mit Badehose und Schuhen betrieben. Sie müssen physio- 
logisch eingestellt sein. Es ist zum Beispiel zu unterscheiden 
zwischen Kraft steigernden Widerstands- und Kraftübungen 
und Ermüdung hinausschiebenden Dauerübungen. Immer aber 
ist das Training so zu gestalten, daß ein ausnutzbarer Arbeits- 
reiz gegeben wird. Unter Übungen für Herz und Lunge ist auf 
Vielseitigkeit der Übungen zu sehen. Das gibt die beste Körper- 
harmonie. Vorbildlich ist darin das griechische Pentathlon. 
Auf gute Atemtechnik ist auch beim Sport großer Wert zu 
legen. Wird auf diese Dinge geachtet, so werden Schädigungen 
durch Übertreibungen vermieden. Dafür müssen sich die Ärzte 
einsetzen. | | 

Walter Parrisius (Tübingen), Ärztliche Eindrücke von der 
Deutschen Skimeisterschatt 1924. Münch. med. Wochenschr. 71, 
1601. 1924. Unter 113 Teilnehmern der Deutschen Skimeister- 
schaft, die vor und nach dem Lauf untersucht wurden, fanden 
sich 21 gut proportionierte, 53 asthenisch, 36 athletisch gebaute, 
1 Pykniker und 2 ausgesprochene Lymphatiker. Verhältnis- 
mäßig häufig fanden sich funktionelle Herzgeräusche und hoher 
Blutdruck und Amplitude (Startfieber) vor dem Rennen. 
Nach dem Rennen war die Körperverfassung im allgemeinen 
gut, die Versager boten klinisch hierfür keine Anhaltspunkte 
(außer dem Deutschen Meister, der eine Aorteninsuffizienz hat). 
Die Blutdruckwerte waren zur Zeit der Messung (wenige Mi- 
nuten nach dem Einkommen im Ziel) unter dem Wert vor dem 
Rennen. Die Amplitude ist auch jetzt groß. Die Abnahme des 
Maximaldrucks wird durch peripherische Gefäßerweiterung er- 
klärt, die auch kapillarmikroskopisch nachweisbar war. Auf- 
fallend hoch sind die bei 12 Teilnehmern registrierten After- 
temperaturen bis 39,5 Grad. 

O. Bruns (Königsberg), Weiche Faktoren bestimmen die 
Herzgröße beim Sport? Zentralbl. f. Herz- u. Gefäßkrankh. 16, 
309. 1924. Die beim Sport auftretende Herzverkleinerung 
wird als abhängig von der Abnahme des systolischen Restvolu- 
mens angesehen. Blutdruck und Puls scheinen keine Beziehun- 
gen zur Herzgröße zu haben, da bei maximaler statischer An- 
strengung vor dem Röntgenschirm deren Kurven nicht in Kor- 
relation zur Herzgröße stehen. Dagegen ist an Überschwem- 
mung des Biutes mit Produkten innersekretorischer Drüsen zu 
denken. Die Herzhypertrophie ist bedingt durch eine voraus- 
gehende Dilatation bei Mehrdehnung während der Erregung 
des Herzmuskels. Soweit Vergrößerungen feststellbar sind, 
handelt es sich demnach um Dilatationen oder dilatative 
Hypertrophien. Auch bei gesunden, kräftigen Sportleuten 
können diese bei sportlicher Überanstrengung auftreten, es 
ist dabei an eine Änderung chemisch-physikalischer Zellfunk- 
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tionen (Säuregrad des Blutes) zu denken. Die diagnostischen 
Zeichen der akuten Dilatation werden besprochen. Sport hat 
bei Dilatation nur auszusetzen, bis diese zurückgegangen ist 
und keine Neigung zu neuer Dilatation mehr besteht, wenn 
mit dem Sport wieder begonnen war. Gewisse Sportarten 
führen zu einer als regelrecht anzusehenden dilatativen Hyper- 
trophie, die in diesem Falle dadurch gekennzeichnet ist, daß 
sie keine Neigung zu stärkerer Dilatation zeigt. Die Leistungs- 
fähigkeit ist dabei gut, Beschwerden fehlen, ein Sportverbot 
wäre hierbei also nicht auszusprechen. | 
Rautmann (Freiburg), Über Sportberatung bei inneren 
Erkrankungen. Münch. med. Wochenschr. 71, 1599. 1924. 
Zunächst wird die Sportberatung bei verschieden Konstitu- 
ierten verschieden ausfallen, feste Normen darüber bestehen 
noch nicht und müssen erst allmählich gefunden werden. Aus 
dem, was heute bekannt ist, ist zu sagen, daß alle Übungen, 
die mit Pressung einhergehen, wie Gewichtheben, Ringen, 
Klimmziehen, Gerätturnen usw. für Leute mit Arterienerkran- 
kungen und schwachen Herzmuskeln zu verbieten sind, auch 
Asthenikern mit einem gewissen Tonusmangel wird man sie 
nicht gerade anraten. Ebenso ungeeignet sind sie für Leute 
mit Lungenblähung, mit Lungentuberkulose, mit Kropfbildung 
und mit Neigung zu Kongestionen. Geschicklichkeitsübungen, 
wie sie das Geräteturnen, die Leichtathletik usw. bringt, sind 
eine ausgezeichnete Nervengymnastik und Koordinations- 
übung. Soweit sie in geschlossener Turnhalle ausgeführt wer- 
den, kann das unvermeidliche Getöse sie für nervös Abgespannte 
u.U. bedenklich erscheinen lassen. Nicht zu empfehlen ist 
diese Form im allgemeinen für Fettsüchtige, da der Stoffver- 
brauch in der Zeiteinheit für diese nicht groß genug ist. Von 
Herzklappenfehlern sind ihm gut kompensierte Mitralfehler 


keine Gegenanzeige gegen die Teilnahme an leichteren Turn- 


übungen. Mitralstenosen oder Aorteninsuffizienzen läßt man 
dagegen besser nicht turnen. Bei Unsicherheit, ob es sich um ein 
funktionelles oder organisches Herzgeräusch handelt, mache 
man sich klar, ob ein Turnverbot bei fehlendem organischen 
Befund nicht ebensoviel Schaden stiftet wie Erlaubnis bei 
organischem Befund. Geschicklichkeits- und Schlagfertigkeits- 
übungen, wie Fechten und Boxen, möchte er bei beträcht- 
licher nervöser Abspannung wegen der angespannten Aufmerk- 
samkeit, die dabei nötig ist, verboten wissen. Bei den Dauer- 
übungen muß vor allem auf die Entstehung von Dilatationen 
geachtet werden. Besonders gefährdet sind Patienten nach 
überstandenen Infektionskrankheiten. Vor allem ist längeres 
Schwimmen durch seinen hohen Stoffumsatz in solchen Fällen 
zu verbieten. Als Herzkriterium führt er die beim Gesunden 
auftretende Verkleinerung nach sportlichen Leistungen an, wäh- 
rend Vergrößerungen ein schlechtes Zeichen sind. Ebenso ist 
ein zu spätes Zurückkehren der Pulszahl und der Zahl der 
Atemzüge zur Norm und eine zu starke Blutdrucksenkung zu 
bewerten. Bei Kurzstreckenläufen ist die starke vorübergehende 
Blutüberfüllung der Lunge ein Warnungsanlaß für Leute mit 
selbst geringfügigen tuberkulösen Lungenveränderungen. 
Wiese (Landeshut), Leibesübungen und Volksgesundheit. 
Ärzti. Rundschau 1924, Nr. 8. Der Arzt soll sich mehr als bis- 
her mit den Leibesübungen befassen. Sie sind durch ihn phy- 
siologisch zu orientieren. Gerade für den wachsenden Menschen 
sind sie von größter Bedeutung. Der asthenische Typ ist funk- 
tionell gut dadurch zu beeinflussen. Der Einfluß von Licht und 
Sonne ist dabei besonders zu schätzen. Darum in Badehose 
turnen. Die Sportarten, die gleichzeitig in die freie Natur 
führen (Wandern, Rudern, Skilauf usw.) sind zu bevorzugen. 
Hasebroek (Hamburg), Über die Bedeutung des selbstän- 
digen peripherischen Biutkreislaufs für Muskelarbeif und Kör- 
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pertraining. Ztschr. f. d. ges. physiol. Ther. 28, 21. 1924. Nach 
Kylin, Ebecke, Natus, Hasebroek glaubt er die aktive 
Kraft der Kapillaren und Arterioden bewiesen. Bei Muskel- 
arbeit ist sie erhöht. Diese Eigenarbeit entlastet die Herz- 
arbeit und muß daher Blutdrucksenkung mit sich bringen, 
was besonders bei Trainierten gefunden wird. Experimentell 
ist sie übrigens beim Pferd (Arbeitstier) vorhanden, während 
der Hund (nicht arbeitsgewohnt) sie nicht zeigt. Bei Sport- 
leuten ist das Herz auf relative Mindestleistung eingestellt, 
weil die Peripherie in ihren Gefäßbetrieben so brillant trainiert 
ist. Daher finden sich bei ihnen leise 2 Töne neben niedrigem 
Blutdruck. Als weiterer Beweis für die Kapillarmotivität gibt 
Hasebroek die Erweiterung des rechten Herzens bei großen 
Anstrengungen an. Das Venenblut dringt massig in das 
rechte Herz und erweitert es. Röntgenologisch zeigt sich 
das in verstärktem Vena cava- und rechtem Vorhofsschatten 
(Kugelform). Sektionsbefunde bestätigen es. Auch Külbs 
Hundeversuche sprechen ‘in gleichem Sinne. Vert. empfiehlt 
die Zander-Gymnastik mit ihren automatisierten Bewe- 
gungen als Peripherieübung zur Herzentlastung. 
Kohlrausch (Berlin). 


| Erholungsfürsorge. 


R. Lehmann (Düsseldorf), Örtliche Erholungstürsorge. 
Schwann, Düsseldorf 1924. Verf. wünscht, daß wir von 
der negativen Form der Verhütungshygiene zu einer aktiven 
Hygiene der Abhärtung übergehen, vor allen Dingen für die 
Tuberkulose sieht er durch Sonnen- und Luftbäder und regel- 
mäßige Leibesübungen die Möglichkeit der Verhütung bzw. 
weitgehenden Eindämmung. Hierfür macht er praktische Vor- 
schläge. Die Städte sollen in der nächsten Umgebung ambulant 
zu besuchende Luft- und Sonnenbäder einrichten und dorthin 
alle geschwächten und geschädigten Kinder schicken. Diese 
Plätze öffentlicher Erholungsfürsorge können verhältnismäßig 
einfach eingerichtet werden. Erwünscht sind Liegehallen, 
zugleich als Regenunterstand zu brauchen, dann die Möglich- 
keit, die Kinder zu speisen, also Kücheneinrichtung und einiges 
Spielgerät. Als Personal neben den ausgebildeten Fürsorge- 
schwestern Turn- und Sportichrer. Verf. glaubt, daß die Ge- 
meinden die 10- bis 20 fache Kinderzahl den ganzen Sommer 
über in diese Anstalten schicken können für dasselbe Geld, 
das bisher für die Versendung von Kindern in auswärtigen Kuren 
aufgewandt wurde. Kohlrausch (Berlin). 


Rott und Stahl (Berlin), Ziel und Gestaltung der Kinderer- 
holungstürsorge. Herausgegeben im Auftrage der Reichsgemein- 
schaft von Hauptverbänden der freien Wohlfahrtspflege. Frie- 
drich Mann’s Pädagogisches Magazin, Hermann Beyer & Söhne, 
Langensalza 1925. Preis 5 M. Zu beziehen durch die Geschäfts- 
stelle der Arbeitsgemeinschaft sozialhygienischer Reichsfach- 
verbände, Charlottenburg 5, Frankstr. 3. Es ist ein großes Ver- 
dienst des Herausgebers, daß er zahlreichen Fachleuten, Ärzten 
Erziehern, Organisatoren und Praktikern Gelegenheit gegeben 
hat, ihre Gedanken über Erholungsfürsorge der Öffentlichkeit 
zu übergeben. Es handelt sich in der Hauptsache um Fragen, 
die bei der von der Reichsgemeinschaft von Hauptverbänden 
der freien Wohlfahrtspflege veranstalteten Sachverständigen- 
konferenz über ,,ZeitgemäBe Neuregelung der Kindererholungs- 
fürsorge‘ im März 1924 in Frankfurt a. M. herausgestellt worden 
waren und jetzt in einer Reihe von Einzelaufsätzen ausführlich 
behandelt werden. Das Verdienst ist um so größer, als es sich 
bei der Kindererholungsfürsorge um ein Problem handelt, das 
unter Benutzung der Erfahrungen der letzten Jahre und unter 


Anpassung an die augenblicklichen Verhältnisse dringend einer 
planmäßigen Lösung bedarf. Die in der vorliegenden Broschüre 
niedergelegten Gedanken zeigen, daß das Problem erkannt ist, 
eine erfreuliche Tatsache, die auch in der letztjährigen Tagung 
der Vereinigung Deutscher Kommunal-, Schul- und Fürsorge- 
ärzte auf dem Heuberg (ausführlicher Bericht in der Ztschr. f. 
Schulgesundheitspflege und soziale Hygiene 37, 429. 1924) in 
Erscheinung getreten ist. Im 1.Abschnitt werden gesundheit- 
liche Fragen behandelt, z. B. Grundsätze der Erholungsfür- 
sorge, Bedeutung des Klimawechsels, die Solbäder, Rachitis- 
und Tuberkulosebekämpfung durch Erholungsfürsorge, Kur- 
erfolgskontrolle. Die erzieherischen Fragen im 2. Abschnitt 
kommen u. a. in Aufsätzen über Erholungsfürsorge und Er- 
ziehung, pädagogische und seelsorgerische Betreuung während 
des Erholungsaufenthaltes, Erholungsfürsorge und Gemein- 
schaftsgedanke, die Hilfskräfte in der Kindererholungsfürsorge 
zum Ausdruck. Sehr wichtig sind auch die organisatiori- 
schen Fragen im 3. Abschnitt, insbesondere Organisation der 
Erholungsfürsorge, die Finanzierung der Erholungsfürsorge, 
der Ausbau der örtlichen Erholungsfürsorge. In einem 4. Ab- 
schnitt werden wertvolle Einzelbilder der Erholungsfür- 
sorge gegeben. Ein Schlagwortregister erleichtert die Orien- 
tierung. Es kann also jeder, der in der Kindererholungsfürsorge 
tätig ist, vielfache Anregung finden. 
Stephan (Mannheim). 


Krüppelfürsorge. 


Gemäß Verordnung des preuß. Ministers für Volkswohl- 
fahrt vom 12. Dezember 1924 sind die Anzeigen über Verkrüp- 
pelung vom 1. januar 1925 ab nicht mehr an die Kreisärzte, 
sondern an die zuständigen Jugendämter zu richten. 

In dem Erlaß des preuß. Ministers für Volkswohlfahrt vom 
14. Februar 1925 zu den Reichsgrundsätzen über Voraussetzung, 
Art und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 4. Dezember 1924 
und zur Verordnung über Fürsorgeleistungen vom 20. Dezember 
1924 wird zum § 6 der Reichsgrundsätze ausgeführt, daß zum 
notwendigen Lebensbedart der Minderjährigen auch Erziehung 
und Erwerbsbefähigung gehören. Das Endziel der Fürsorge 
ist die Selbständigkeit der betreuten Personen. Bei Blinden, 
Tauben und Krüppeln ist deshalb die Erwerbsbefähigung 
Pflichtaufgabe der Fürsorge. 

Im Verwaltungsbezirk Kreuzberg der Stadt Berlin wurde eine 
Stätte für hygienische Volksbelehrung durch den Bürgermeister 
Dr. Kahle eröffnet. Der Plan ging vom sozialhygienischen 
Ausschuß der Gesundheitsdeputation aus und alle Parteien 
der Bezirksversammiung fanden sich zür Mitarbeit bereit. In 
dem früheren Erziehungshaus am Urban ist eine Zentrale für 
alle Fürsorgeeinrichtungen und für eine hygienische Volksauf- 
klärung unter dem Namen ‚Gesundheitshaus‘“ geschaffen wor- 
den, die als mustergültig zu bezeichnen ist. Die Ausstellungs- 
räume sollen ein mehrmals im Jahre wechselndes Bild bieten. 
Gegenwärtig gewähren sie einen Einblick in sämtliche Arbeits- 
gebiete der sozialen Hygiene. Das Ausstellungsmaterial ent- 
stammt zumeist dem deutschen Hygienemuseum, eine reich- 
haltige Sammlung pathologisch-anatomischer Präparate wurde 
von Prof. Koch vom städt. Krankenhaus am Urban zusammen- 
gestellt. Die Abteilung für Krüppelfürsorge wurde vom Oskar- 
Helene-Heim eingerichtet, das an seine seit Jahren im Bezirk 
bestehende Orthopädische Poliklinik die Krüppelfürsorge- und 
Beratungsstelle für Kreuzberg, Neukölln und Tempelhof an- 
gegliedert hat. Das dem Museum der Deutschen Vereinigung 
für Krüppelfürsorge entstammende Material, Tafeln, Mou- 
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lagen, Modelle und Präparate, gewährt einen Einblick in die 
Verhütung und Bekämpfung der Krüppelleiden. 
| Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


Fürsorge für Sehschwache. 


Als neue Schulgattung ist in den letzten Jahren die Schule 
tür Sehschwache entstanden. (1. Schule in Berlin 1919.) Be- 
.stimmend für die Einrichtung einer solchen Schule und für 
die Einschulung der Kinder muß sein, daß die Sehschwachen 
zu den Normalsinnigen, also zu den Sehenden zu rechnen sind, 
in deren Kreis sie nach erfolgter Beschulung wieder zurück- 
treten sollen. Damit ergibt sich die Trennung der Sehschwachen 
von den Blinden. Nach den bisherigen Erfahrungen liegen 
die hierher passenden Fälle zwischen !/% S. und ?/,, S., etwa 
1 0/0 der schulpflichtigen Kinder. Sehschwache, bei denen 
vorauszusehen ist, daß die S. für die Erlernung und Ausübung 
eines an die Sehkraft gebundenen Berufes nicht ausreichen 
wird, sind der Blindenschule als geeigneterer Vorbildungs- 
stätte zuzuführen. Zweckmäßige Benutzung des Sehrestes und 
seine schonende Behandlung geben der neuen Schulart heil- 
pädagogischen Charakter; Zusammenarbeit zwischen Arzt und 
Lehrer ist unerläßlich. Hygienisch vollkommene Schuleinrich- 
tungen, dem Leiden angepaßte Lehrmittel und entsprechend aus- 
gebildetes Lehrpersonal sind notwendige Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Arbeit in der Sehschwachenschule. 

Niepel (Berlin). 


Taubstummen-, Schwerhörigen- und 
Sprachheilwesen. 


Merkblatt für die Berufswahl Taubstummer. Bearbeiter: 
Brandenburgisches Landesarbeitsamt, Abt. Berufsamt. (Son- 
derdrucke des Merkblattes sind für 5 Pf. das Stück, ausschlieB- 
lich Porto und Versandkosten, vom Grünen Verlag, Bernau 
bei Berlin, zu beziehen.) Zweck des Merkblattes ist, Fingerzeige 
für die Berufswahl Taubstummer zu geben. Vermieden werden 
soll die Zusammendrängung taubstummer Berufstätiger auf 
wenige Berufe. Die Eröffnung vieler Berufsmöglichkeiten er- 
leichtert dem Einzelnen das Fortkommen und gibt die Mög- 
lichkeit, seinen besonderen Fähigkeiten und Wünschen bei der 
Berufswahl gerecht zu werden. Vor der Wahl eines Berufes 
ist stets das Urteil Sachverständiger (Taubstummenlehrer, 
Berufsberater, 
hören. Der Taubstumme muß für den gewählten Beruf die 
Eigenschaften mitbringen, die auch für Hörende notwendig 
sind. Das Merkblatt bespricht die körperliche und geistige 
Eignung (Auge, fehlendes Gehör, Lautsprache, Tastsinn, Lunge, 
Herz, geringere Verständigungsmöglichkeiten, stärkere Kon- 
zentrationsfähigkeit, Eintritt ins Berufsleben nicht vor 15 Jah- 
ren), Berufsleben und Berufsübung (keine Saisonberufe, keine 
Gelegenheitsarbeit, dagegen Erlernung eines festen Berufs mit 
sicheren Verdienstmöglichkeiten, kleine Betriebe als Ausbil- 
dungsstätte; die Unfallverhütungsvorschriften der Berufsge- 
nossenschaften verhindern vielfach Beschäftigung in größeren 
Maschinenbetrieben, Selbständigmachung wird durch die ge- 


ringere Verständigungsmöglichkeit erschwert, ist aber nicht 


selten, besonders wenn der Taubstumme eine hörende Frau 
heiratet oder hörende Anverwandte in seinem Geschäfte tätig 
sind). Zum Schluß führt das Merkblatt eine große Reihe von 
Berufen an, die für männliche und weibliche Taubstumme ge- 
eignet sind. Schorsch (Berlin). 


Fachleute, Taubstummen-Vereinigungen) zu 
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Fürsorge für psychopathische und geistig 
zurückgebliebene Kinder. 


P. Seelig (Berlin), Über den Bau von Anstalten für psycho- 
pathische Fürsorgezöglinge. Zeitschrift für Kinderforschung, 
30, 180. 1925. Es wird ein Projekt aus dem Jahre 1911/12, 
den Bau je einer Anstalt für männliche und weibliche schul- 
entlassene Fürsorgezöglinge betreffend, besprochen, da es heute 
besonders aktuell sei. Es fehlt nämlich eine Zwischenanstalt 
(unter ärztlicher Leitung), die für solche jugendlichen Psycho- 
pathen gedacht ist, die weder für die üblichen Erziehungsan- 
stalten noch für die Irrenanstalten geeignet sind. Die Lösung 
dieser Frage, die durch den Vorschlag derartiger Zwischen- 
anstalten angestrebt wird, könnte im übrigen ebenfalls durch 
die Bildung von Jugendabteilungen an bestehenden Irren- 
anstalten sowie durch eine an eine Erziehungsanstalt angeglie- 
derte psychiatrische Beobachtungsstation gefördert werden. 
Natürlich bedeutet der Name ‚„Zwischenanstalt‘“ nur eine 
äußerliche Erklärung für ihre Arbeit. Der Sinn und Zweck 
wird durch die Bezeichnung ‚Heilerziehungsanstalt‘‘ besser 
erklärt. Eine Bewahranstalt im engeren Sinne soll jedenfalls 
eine solche Anstalt nicht darstellen. Aus erklärlichen Gründen 
ist die Heilerziehungsanstalt für männliche Zöglinge räumlich 
getrennt von einer solchen für weibliche Zöglinge zu errichten. 
Empfehlenswert wäre es, daß derartige neue Anstalten an be- 
reits bestehende größere Anstalten (Irrenanstalten, Erziehungs- 
anstalten) angelehnt würden. Pototzky (Berlin). 


Soziale Psychiatrie. 


Maria Breuer (Köln), Die Fürsorge für Geisteskranke und 
Nervöse außerhalb der Anstalten. Psychiatrisch-Neurologische 
Wochenschr., 27, 12/13. Die erste Fürsorge für Geisteskranke 
außerhalb der Anstalten erfolgt in Form der Familienpflege, 
unter der man die Unterbringung eines Geisteskranken gegen 
angemessene Vergütung vor allem in einer fremden Familie 
versteht, die im Umgang mit derartigen Kranken besondere 
Erfahrung und Geschicklichkeit besitzt und sich in den Dienst 
einer Anstalt und des Irrenarztes stellt. Für die allgemeine 
Einführung der Familienpflege wurde namentlich die in dem 
belgischen Orte Gheel bestehende Einrichtung Vorbild. Gheel 
war seit früher christlicher Zeit Wallfahrtsort, und die den dor- 
tigen Reliquien zugeschriebene besondere Heilwirkung führte 
viele Geisteskranke dorthin, die bei den nahe dem Heiligtum 
wohnenden Familien Beherbergung fanden. Viele Kranke 
blieben bis zur völligen Genesung oder auch bis zum Tode 
bei diesen Familien in Pflege. Als zu Beginn des 19. Jahrhun- 
derts der Staat sich der Geisteskranken annahm und Anstalten 
für sie errichtete, hat man die alten Gheeler Gebräuche nutz- 
bar gemacht und solche Kranke, die nicht mehr anstaltsbe- 
dürftig, wohl aber noch aufsichtsbedürftig waren, in Familien- 
pflege gegeben, d. h. gegen geringes Entgelt nahmen die Familien 
von Gheel und den Nachbarorten die Kranken auf und behan- 
delten sie als zu ihnen gehörig. Diese Orte bilden seit 1865 eine 
Kolonie, deren Zentrale Gheel ist, von wo aus die ärztliche Be- 
aufsichtigung der Kranken erfolgt. Die Pfleglinge, deren nie 
mehr als zwei, und zwar desselben Geschlechtes, in einer Fa- 
milie sind, teilen das ganze Leben, Leid und Freud, Arbeit 
und Gottesdienst mit ihren Pflegern. Von der Aufnahme in 
Gheel ausgeschlossen sind die Kranken mit Hang zum Selbst- 
mord, zu Brandstiftung und geschlechtlichen Angriffen. Von 
den dort untergebrachten Kranken litten (nach einem Bericht 
von 1899) 35 v. H. an Idiotie oder Imbezillität, 20 v. H. an chro- 
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nischer Verrücktheit, 10 v.H. an Epilepsie und Hysterie, 
10 v. H. an sekundärer Demenz, 7,5 v. H. an seniler bzw. or- 
ganischer Demenz, 5 v. H. an chronischen manischen Zustän- 
den. Der Rest verteilt sich auf progressive Paralyse, Intoxi- 
kationspsychosen (Alkoholismus) usw. — Mit der Unterbrin- 
gung von Geisteskranken in Familien hat in Deutschland im 
Jahre 1864 der Irrenarzt Engelken in Rockwinkel bei Bremen 
begonnen. Den ersten wohlgelungenen Versuch einer syste- 
matischen Familienpflege unternahm im Jahre 1882 Wahren- 
dorf in liten, Hannover, der im Anschluß an seine Privat- 
irrenanstalt eine familiale Kolonie ins Leben rief. Als der Ilte- 
ner Versuch sich lebensfähig und segensreich erwies, folgten 
bald andere, von den öffentlichen Irrenanstalten zuerst Berlin- 
Dalldorf. — Die erste fachärztliche Fürsorgestelle für entlassene 
Geisteskranke entstand durch Kolb, in dem Bestreben, die in 
Bayern mögliche Form der Familienpflege, ähnlich in der eige- 
nen Familie zu entwickeln. Jeder aus der Anstalt scheidende 
Kranke bleibt zunächst 3—6 Monate weiterhin solange in Für- 
sorge der Anstalt, bis er selbst oder bis seine Vertreter die Auf- 
hebung dieser Fürsorge erbitten. Diese erfolgt durch einen im 
Hauptamte tätigen Oberarzt, durch 2 in den benachbarten 
Städten Nürnberg und Fürth stationierte Fürsorgeptlegerinnen 
im Hauptamte und durch zwei in der Anstalt Erlangen tätige 
Oberpfleger im Nebenamte. Jeder aus der Anstalt entlassene 
Kranke wird durch Fürsorgearzt und Fürsorgepflegerin an- 
fangs in kurzen, später meist in längeren Zwischenräumen be- 
sucht. Vor der Entlassung werden die Familien-, Wohnungs- 
und Erwerbsverhältnisse genau geprüft. jedem bedürftigen 
Kranken und jeder bedürftigen Familie können auf Antrag des 
Fürsorgearztes durch den Direktor Unterstützungen zuge- 
wiesen werden. Bei Verschlechterung des Zustandes oder bei 
ungeeignetem Verhalten der Umgebung sorgt der Arzt für Zu- 
rückverbringung in die Anstalt. Er berät in Wohnungsfragen, 
bei Familiendifferenzen, er sichert das Vermögen und den Be- 
sitzstand der ohne Angehörige alleinstehenden Anstaltskranken 
bis zur Aufstellung des gesetzlichen Vertreters. Der Fürsorge- 
arzt hat dafür zu sorgen, daß die haltlosen Psychopathen unter 
Leitung und strenge Zucht kommen. Er wird vielfach dafür 
einzutreten haben, daß der Psychopath nicht auf Grund seines 
früheren Anstaltsaufenthaltes im Falle krimineller Betätigung 
straffrei ausgeht, und aus dieser Straffreiheit Anreiz zu neuen 
Verfehlungen findet. Der Arzt sorgt für Anschluß der Alkoho- 
listen an eine Temperenzvereinigung, für Unterbringung in 
einem abstinenten Betriebe oder für Bestellung eines absti- 
nenten Begleiters, tunlichst auch für Abstinenz der Familie. 
Er sorgt für Zurückverbringung der Alkoholisten in die Anstalt 
beim ersten Alkoholkonsum, spätestens beim ersten Alkohol- 
exzeß. — Diese Kolb‘sche Einrichtung hat nach Verf den 
Nachteil, daß die Kranken aus der Anstalt nur dann entlassen 
werden, wenn die Angehörigen sich mit den von der Fürsorge- 
stelle vorgeschriebenen Maßregeln einverstanden erklären. Es 
ist aber psychologisch unklug, jeden entlassenen Kranken 
und seine Familie unter ärztliche Kontrolle zu stellen, was wohl 
nicht immer das Wohlwollen für diese Fürsorgeeinrichtung 
fördert. Es sei hier angefügt, daß Falthausen in der Psych.- 
Neurol. Wochenschrift 1925 diese Breuer’sche Meinung wider- 
legt. 

Einen neuen Zweig der sozialen Psychiatrie bildet die Für- 
sorge für jugendliche psychopathische Persönlichkeiten. Diese 
Fürsorge wird mehr und mehr Arbeitsfeld öffentlich-rechtlicher 
Verbände. Das neue Reichsjugendwohlfahrtsgesetz vom 9. Juli 
1922 macht die bisher auf einige größere Städte beschränkten 
Jugendämter für das Gebiet des Deutschen Reiches zu einer 
amtlichen Einrichtung aller Gemeinden oder Gemeindever- 
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bände in Stadt und Land und überträgt ihnen die Verpflich- 
tung, die gesamte Jugendpflege und Jugendfürsorge zentrali- 
siert in die Hand zu nehmen. Soweit psychiatrische Unter- 
suchungen, Beratungen und Maßregeln notwendig sind, sind 
die psychiatrischen Fürsorgestellen zuständig, denen durch Ver- 
fügung des Preußischen Ministers für Volkswohlfahrt vom 
8. November 1921 die gesamte Psychopathenfürsorge zur 
Aufgabe gemacht wurde, es sei denn, daß die Jugendämter 
wegen des umfangreichen Gebietes eigene Fachärzte anstellen, 
wie es zum Teil bei den Hilfsschulen der Fall ist. 

Den Fürsorgestellen obliegt ferner die Fürsorge für die 
erwachsenen Psychopathen, an denen sie namentlich in Verbin- 
dung mit den anderen Wohlfahrtseinrichtungen wie Berufsamt, 
Arbeitsnachweis, Mädchenschutzverein, Beratungsstelle für Ge- 
schlechtskranke, ferner mit dem Polizeiamt und den Gefäng- 
nissen wertvolle Arbeit leisten können, die ihre Klienten 
zur psychiatrischen Begutachtung schicken. Die Fürsorge- 
stellen überweisen ihre entsprechenden Patienten den Wohl- 
fahrtsstellen zwecks geeigneter Unterbringung. Wichtig ist für 
das Gedeihen der Fürsorgestellen die Mitarbeit der gesamten 
Ärzteschaft. Je mehr sich die praktischen Ärzte gewöhnen, 
ihren Patienten die Benutzung der Fürsorgestelle in geeigneten 
Fällen anzuraten, um so sicherer darf darauf gerechnet werden, 
wirklich die Mehrzahl der aufsichtsbedürftigen Psychopathen 
eines Bezirkes zu erfassen. Die ärztliche Abteilung der Für- 
sorgestelle darf dabei unter keinen Umständen als Konkurrent 
auftreten, muß ärztlicherseits überwiesene Patienten, ohne für 
fachärztliche Untersuchung zu liquidieren, nur für ihren Arzt 
explorieren und sie mit ausführlichem Befunde und Behand- 
lungsvorschlägen an ihn zurückschicken. Unentbehrliche Hilfs- 
kräfte für die Fürsorgestellen sind die Familienfürsorgerinnen, 
die am besten nicht als Spezialfürsorgerinnen, d. h. nur für die 
psychiatrische Fürsorgestelle tätig sind, sondern, wie z. B. in 
Köln, als Bezirksfürsorgerinnen die gesamte Fürsorge, wie 
Säuglings-, Kleinkinder-, Schul-, Tuberkulosefürsorge über- 
nehmen. Entsprechende Fälle sollen sie der psychiatrischen 
Fürsorgestelle überweisen bzw. mit deren Spezialfürsorgerin 
Rücksprache nehmen. Zu diesem Zwecke brauchen die Für- 
sorgerinnen während ihrer praktischen Ausbildung in der Kran- 
kenpflege eine psychiatrische Schulung, wie sie die Tätigkeit 
auf einer psychiatrischen Station ermöglicht, ferner sind in 
den Lehrplan der Wohlfahrtsschulen psychiatrische Vorlesun- 
gen aufzunehmen. — Die Fürsorgestellen haben den neuen 
Zeitforderungen entsprechend die Psychopathenfürsorge meist 
in ihr Programm aufgenommen, so in Erlangen, Frankfurt a.M., 
Plauen, Köln. 

Joh. Naumann (Arnsdorf), Die Schwesterneinrichtung des 
Freistaates Sachsen. Dr. med. Sagel (Arnsdorf), Die ärztliche 
Ausbildung der Schwestern im staatlichen Schwesternhause 
Arnsdort. Allgemeine Zeitschrift für Psychiatrie und Psychisch- 
Gerichtliche Medizin, 81, 306. 1924. Die Eignung des Pflege- 
personals ist für die Behandlung der Geisteskranken so wichtig, 
daß jeder neuen Gestaltung der Ausbildung die größte Auf- 
merksamkeit gezollt werden sollte, auch da, wo man mit den 
augenblicklichen Verhältnissen nicht unzufrieden ist. Aus die- 
sem Grunde sollen hier zwei Berichte über die sächsische Pfle- 
gerinnenschule, erstattet von dem Leiter und dem Arzt der 
Schule, ausführliche Besprechung finden. Seit 1888 besteht an 
einer sächsischen Anstalt ein Pflegerhaus für männliche Pfleger 
und ein zweites, später wegen der besseren Eisenbahnver- 
bindung nach der Irrenanstalt Arnsdorf verlegtes ,,Schwestern- 
haus“. Die Gesamtzahl der hier ausgebildeten, als Schwestern 
benannten Pflegerinnen, die auf die sächsischen Anstalten für 
Geisteskranke, Epileptische und Schwachsinnige verteilt waren, 
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betrug im Jahre 1923 961, davon Oberinnen 21, diensttuende 
Oberschwestern 54, titul. Oberschwestern 129, Schwestern 483, 
Hilfsschwestern 215, Lehrschwestern 59. Im April und Oktober 
eines jeden Jahres zieht eine Schar junger Mädchen in das 
Schwesternhaus ein. Die Zahl schwankt zwischen 30—70. Der 
Grundton der 1% Jahr dauernden Ausbildung ist religiös ohne 
konfessionelle Bindung. Das erste Halbjahr ist der theore- 
tischen Ausbildung durch Arzt und Leiter im Arnsdorter 
Schwesternhause gewidmet und zwar in der allgemeinen Kran- 
kenpflege an der Hand des preußischen Krankenpflegelehr- 
buches. Auf Förderung der Allgemeinbildung, daneben auf 
Ausschmückung der Wohnräume, Tischdecken, Servieren, 
Schneidern wird Wert gelegt. Nur für eine Woche und gelegent- 
lich eine Stunde wird die Schülerin in die Irrenanstalt geschickt, 
um ihren neuen Beruf kennen zu lernen. Im zweiten Halb- 
jahre wird die nun zur Hilfsschwester ernannte und eingeklei- 
dete Schülerin im Krankenhaus Zwickau auf den inneren und 
chirurgischen Abteilungen praktisch ausgebildet, wobei die 
Kapitel des Lehrbuches über Unglücksfälle, chirurgische Hilfe- 
leistungen, Säuglingspflege nachgeholt werden. Im dritten 
Halbjahre kommen die Schwestern nach Arnsdorf zurück, aber 
nicht mehr in das Schwesternhaus, sondern in das Hilfsschwe- 
sternheim und werden nun auf die verschiedenen Kranken- 
abteilungen in zweimonatlichem Wechsel zur Ausbildung in 
der Irrenpflege verteilt. Es sollen die weiblichen Pflegekräfte 
zu zwei Dritteln aus Schwestern und einem Drittel aus ihnen 
beigegebenen Hilfswärterinnen und Hausmädchen bestehen. 
Hier liegt eine Schwierigkeit der Einrichtung. Die Schwester 
wird in die Besoldungsgruppe III eingestellt und rückt als 
Oberin, z. T. schon als Oberschwester, bis Gruppe V auf. 
Für Kost, Wohnung, Kleider werden die Selbstkosten abgezogen. 
Im ganzen geht nach den Worten des Leiters des Streben 
dahin, „die Vorteile einer gesicherten staatlichen Beamten- 
stellung mit den Gemütswerten einer festgeschlossenen, das 
Familienleben bis zu gewissem Grad ersetzenden Schwestern- 
gemeinschaft zu verbinden. Dadurch erhalten die Anstalten 
einen festen Stamm von Schwestern, welche die Irrenpflege 
als Lebensberuf ergriffen haben und mit Hingebung ihrer gan- 
zen Persönlichkeit ausüben.“ Der Geist der Schwesternschaft 
ist, wie der Arzt sagt: „frisch und hochgemut und frei von 
zelotischer Duckmäuserei. Das Gefühl der großen Schicksals- 
und idealen Zielgemeinschaft hebt und stärkt die einzelnen 
und das der Zugehörigkeit zum großen Mutterhause mit etwa 
1000 Schwestern, gibt ihnen eine zweite Heimat und ersetzt 
ihnen zum Teil die Familie.“ 

C. v. Hößlin (Ansbach), Die Krankenpflegeschulen an den 
bayrischen Heil- und Pfiegeanstalten. Allgemeine Zeitschrift 
f. Psychiatrie u. Psychisch-Gerichtliche Medizin, 81, Dez. 
1924, S. 278. Während in Deutschland vor dem Kriege die plan- 
mäßige Ausbildung von Irrenpflegern im wesentlichen nur von 
den Ärzten und auf deren Anregung von den Behörden gefördert 
wurde, haben nach der Revolution die Organisationen des Pfle- 
gepersonals an vielen Stellen an dieser Förderung lebhaft teil- 
genommen. Mancherorts wurde in dem neuen Schwunge und 
in der Verkürzung des Zeitmaßes Einrichtungen geschaffen, 
die ganz oder in Einzelheiten sich jetzt verbesserungsbedürftig 
erweisen. In Bayern gingen bei der 1920 stattgehabten Er- 
örterung die übrigen Psychiater dahin überein, daß unter allen 
Umständen für die Zukunft eine möglichst eingehende und um- 
fassende Ausbildung des Pflegepersonals in den Anstalten statt- 
finden müsse und daß am Schluß eines jeden Unterrichtskurses, 
der sich über ein volles Jahr zu erstrecken habe, von den Schü- 
lern eine Prüfung abzulegen sei. Der Unterrichtskurs bezw. 
die Prüfung sollte für einen. bestimmten Jahrgang der Pfleger 


vorgeschrieben sein und von dem Bestehen der Prüfung solle 
es abhängig gemacht werden, ob die betreffende Pflegeperson 
endgültig an der Anstalt angestellt werden könnte oder nicht. 
Schon 1920 hatten aber die Ärzte Bedenken, ob es zweckmäßig 
sei, Unterricht und Prüfung in vollem Umfange den Vorschrif- 
ten der staatlichen Krankenpflegeschulen anzugleichen, dem 
Anstaltspersonal nach bestandener Prüfung das Diplom eines 
staatlich geprüften Krankenpflegers auszuhändigen und ihm 
damit die Berechtigung zu geben, nach einem etwaigen Austritt 
aus dem Anstaltsdienste, die Krankenpflege selbständig in 
freiem Berufe auszuüben. Es wurde insbesondere die Frage 
aufgeworfen, ob sich denn im Rahmen einer Irrenanstalt der 
Unterricht in gleicher Weise werde durchführen lassen wie in 
einem Krankenhause, ob die praktische Krankenpflege an dem 
Krankenmaterial einer Heil- und Pflegeanstalt ebenso geübt 
werden könne, wie in den allgemeinen Krankenhäusern, oder 
ob es nicht am Ende doch in den Irrenanstalten an dem nötigen 
Anschauungsmaterial fehlt und ob nicht etwa vieles von dem, 
was Unterricht und Prüfung für die Krankenpflegeschule vor- 
schreibt, für unser Pflegepersonal nur einen unnützen Ballast 
bedeutet, ob es nicht im Hinblick auf die spezielle Pflegetätig- 
keit unserer Leute besser wäre, eine entsprechend modifizierte 
Schule und dementsprechende Prüfung zu verlangen. Da letz- 
teres nach den Ausführungen des damaligen Referenten zwar 
wünschenswert, z. Z. aber unausführbar sei und man nur die 
Wahl zwischen einer wilden Prüfung und derjenigen nach den 
Vorschriften der staatlichen Krankenpflegeschule habe, so wur- 
den von der Versammlung 1920 die Bedenken fallen gelassen 
und einstimmig der Beschluß gefaßt: „Vom Berufspersonal 
der öffentlichen Irrenanstalten muß die Ablegung der jetzigen 
staatlichen Prüfung für Krankenpflegepersonal verlangt wer- 
den.‘ Inzwischen wurden nun sämtliche bayrischen Heil- und 
Pflegeanstalten als staatliche Krankenpflegeschulen anerkannt 
und an den meisten Anstalten fanden im Jahre 1923/24 Unter- 
richtskurse und Prüfungen statt. — Nach den Erfahrungen, 
die Hößlin als Lehrer in diesen Kursen gemacht hat, ist 
der Unterricht in der Irrenanstalt doch nicht demjenigen 
in Krankenhäusern gleichwertig zu stellen. Es fehlen die 
zahlreichen körperlich Kranken, bei Geistesgesunden gestaltet 
sich die Pflege ferner anders als bei Irren, bei denen mit 
Rücksicht auf ihren Geisteszustand selbst Spuck- und Urin- 
gläser oft weggelassen werden müssen. Das Übungsmaterial 
einer chirurgischen Abteilung fehlt ganz, ebenso eine Infektions- 
abteilung. Die Diätküche eines Krankenhauses, eine wichtige 
Lehrstätte, dürfte in den meisten Irrenanstalten fehlen. — Ver- 
fasser kommt zu dem Schluß: für den Irrenpfleger handelt es 
sich bei der Prüfung in erster Linie um eine Anstellungsprüfung, 
während die staatliche Anerkennung als geprüfter Kranken- 
pfleger dem Inhaber das Recht verleiht, seine Tätigkeit in 
freiem Berufe auszuüben, Die freie Berufsausübung kommt für 
einen Irrenpfleger nur in verschwindend seltenen Fällen in 
Frage; was er weiß und was er kann, muß er im Anstaltsdienste 
zeigen, der von ihm ein weit höheres Maß von selbständiger 
Handlungsfähigkeit verlangt, als von einem Krankenpfleger 
in einem Krankenhaus, während umgekehrt der staatlich ge- 
prüfte Krankenpfleger sehr häufig von dem Publikum außer- 
halb der Krankenanstalten in Anspruch genommen wird und 
hierbei Anforderungen gerecht werden muß, die in der Regel 
an das Pflegepersonal in einer Irrenanstalt nicht gestellt werden. 
Die Ausbildung dieser beiden Kategorien von Krankenpflegern, 
die sich wesentlich voneinander unterscheiden, muß deshalb 
auch eine ganz verschiedene sein und muß sich den anders- 
artig gelagerten Bedürfnissen der beiden Gruppen anpassen. 
Pflegeschule und Prüfung an einer Irrenanstalt muß in Zukunft 
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eine andere sein, als die in einem Krankenhause, es muß ein 
Unterschied gemacht werden zwischen dem Diplom als ge- 
prüfter Irrenpfleger und der staatlichen Anerkennung als Kran- 
kenpfleger.— Verfasser hält einheitliche Regelung für das ganze 
Deutsche Reich für erforderlich. Schließlich fordert Verfasser 
mit Rücksicht auf die erheblichen Opfer an Zeit und Arbeit 
ein Kurshonorar für die ärztlichen Lehrer. 
Bratz (Wittenau). 


Bekämpfung des Alkoholismus. 


Vom Kampf um die Schankreform. Der 18. Februar 1925 
war für die Sache der Bekämpfung des Alkoholismus im Reichs- 
tag ein entscheidungsvoller Tag. Es lag ein vom Bevölkerungs- 
politischen Ausschuß entschieden befürworteter Antrag der 
sozialdemokratischen Fraktion vor: „Der Reichstag wolle be- 
schließen, die Reichsregierung zu ersuchen, umgehend dem 
Reichstag den Entwurf des Schankstättengesetzes vorzulegen,‘ 
um den die Wellen für und wieder hoch gingen. Außer dem 
Berichterstatter des genannten Ausschusses nahmen nicht we- 
niger als 11 Redner und Rednerinnen — abwechselnd Gegner 
und Freunde des Antrags — zu mehr oder minder ausgedehn- 
ten Ausführungen das Wort, wovon leider die gegnerischen die 
wünschenswerte Sachkenntnis und den einer solch schwer- 
wiegenden Frage des Volkswohls gebührenden Ernst sehr 
vermissen ließen. Der Tatbestand wurde bewußt oder un- 
bewußt vor allem nacn der Richtung verschoben, als ob es 
sich bei dem Gemeindebestimmungsrecht, das den Kern des 
fraglichen Entwurfs bildete, um die Absicht einer Verbots- 
gesetzgebung oder ‚Trockenlegung‘‘ Deutschlands handelte. 
Damit war dann das Schicksal des Antrags entschieden, der 
mit einer mäßigen Mehrheit (199 gegen 165 Stimmen bei 16 Ent- 
haltungen) abgelehnt wurde. Schon nach der ersten gegneri- 
schen Rede, derjenigen eines Gastwirteverbands-Vorsitzenden, 
wurde ein deutsch-nationaler Eventualantrag Strathmann, 
Graf Westarp und Genossen bekanntgegeben, den der erstge- 
nannte Abgeordnete in der bestimmten Befürchtung, daß der 
zur Verhandlung stehende Antrag keine Mehrheit finden werde 
und damit ein Reformversuch auf absehbare Zeit erledigt wäre, 
veranlaßt hatte: „Der Reichstag wolle im Falle der Ablehnung 
des Ausschußantrages ... beschließen, die Reichsregierung zu 
ersuchen, schleunigst ein Gesetz zum Schutze der Jugend 
gegen die Gefahren des Alkoholismus und zur Verbesserung 
des Schankkonzessionswesens unter Ablehnung der Trocken- 
legung Deutschlands vorzuschlagen.“ Während für die Vor- 
legung des Regierungsentwurfes nur eine, wenn auch große 
Minderheit, bestehend aus Sozialdemokraten und Kommunisten, 
einer größeren Anzahl Mitglieder des Zentrums und der Hälfte 
der Demokraten, stimmte, gelang es, für den zweiten Antrag 
eine große Mehrheit (305 gegen 53 Stimmen bei 6 Enthaltungen) 
aus der Hauptmasse der bürgerlichen Parteien und den So- 
zialisten zu gewinnen und mit seiner Durchbringung immerhin 
die Bahn für Vorlage eines Reformentwurfes in naher Zeit 
freizuhalten. 

Sucht man den Gesamteindruck dieser Verhandlungen zu- 
sammenzufassen, so ist es zunächst jedenfalls als bemerkens- 
wert zu bezeichnen, daß hier — wohl zum ersten Mal im Deut- 
schen Reichstag — in bewegter Aussprache stundenlang das 
soziale Problem der Alkoholfrage mehr oder minder ernst und 
eindringlich erörtert wurde. Sodann aber hat die Besprechung 
in der Volksvertretung und ihre Begleitung und ihr Widerhall 
in der Presse leider gezeigt, daß die Macht der Alkoholbelange 
und ihres verwirrenden und irreführenden Einflusses noch sehr 
groß, Unkenntnis und falsche Auffassungen über das Wesen 
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und der Alkoholgegner in der vorliegenden Frage, über den 
wirklichen Stand der Alkoholfrage und -bekämpfung im In- 
und Ausland auch unter den-Reichsboten sehr stark verbreitet 
sind. Aufgabe aller Volksfreunde ist es nun, mit allem Nach- 
druck auf baldige Wiedereinbringung einer wirksamen Gesetzes- 
vorlage, die das Gemeindebestimmungsrecht in geeigneter Form 
mit vorsieht, hinzuwirken!). 

Diesem Zweck hat namentlich auch die Aufklärungs- und 
Werbewoche mit Vortragsversammlungen und sonstigen Ver- 
anstaltungen gedient, die im ganzen Reich vom 10.—16. Mai 
von den alkoholgegnerischen Vereinen in Verbindung mit an- 
deren in Betracht kommenden Vereinigungen und Stellen mit 
gutem Erfolg abgehalten wurde. Zu einem Teil auch der 
zweite allgemeine deutsche Alkoholgegnertag, der in der Pfingst- 
woche in Düsseldorf stattfand, der sich aber außerdem noch 
mit anderen wichtigen Gegenständen beschäftigt hat. Von den 
alkoholgegnerischen Verbänden ist aus Anlaß der vorgenannten 
Bestrebungen auch ein mannigfaltiges Schrifttum an Bro- 
schüren und Flugblättern herausgegeben. Der Deutsche Verein 
gegen den Alkoholismus hat u.a. eine Sondernummer seiner 
Blätter „Auf der Wacht‘ der Frage: Schankreform und Ge- 
meindebestimmungsrecht gewidmet, mit einer reichhaltigen 
Zusammenstellung von Stimmen hervorragender deutscher Män- 
ner und Frauen über diese letztere zu. erstrebende gesetzliche 
Einrichtung, die er dann in erweiterter Form als eigene Schrift 
herausgegeben hatt). 

Mannigfaltiger Tatsachenstoff, der in genannter Nummer 
über Deutschlands Alkoholrechnung, über Biererzeugung und 
Braustoffverbrauch, Branntweinherstellung und -verbrauch 
und Weineinfuhr, über ernste Zunahme. der alkoholischen 
Geistesstörungen, vermehrten Frauentrunk, Zunahme der 
Trinkerfälle im allgemeinen, alkoholische Verkehrsunfälle, 
Mißstände im Gastwirtschaftswesen usw. zusammengestellt 
ist, bildet die überzeugende Grundlage und den Stimmungs- 
hintergrund für die obige gesetzgeberische Frage. 

Flaig (Berlin). 


Tuberkulosefürsorge. 


Bange (Bochum), Über Fürsorge für tuberkulöse und durch 
Tuberkulose gefährdete Kinder. Veröffentl. a.d. Gebiete d. 
Med.-Verw. 19, 31. 1925. Das Heft enthält eine erschöpfende, 
außerordentlich klare Darstellung aller in dieses Gebiet gehöri- 
gen Fragen. Der Erfassung der einer solchen Fürsorge be- 
dürftigen Kinder dienen Umgebungsuntersuchungen bei Fällen 
von offener Tuberkulose, ferner Untersuchungen bei der Imp- 
fung, der Einschulung, während der Schulzeit und bei der 
Schulentlassung. Die Krankheitszeichen, auf denen sich die 
Diagnose aufbaut, und die Hilfsmittel der Untersuchung wer- 
den eingehend besprochen. Als Grundlage für die Einteilung 
der Kinder in Gruppen nach Art und Grad der Fürsorgebe- 
dürftigkeit wird das von der Arbeitsgemeinschaft sozialhygie- 
nischer Reichsfachverbände aufgestellte Schema angenommen. 
Die Bekämpfungsmaßnahmen sind nach der Einreihung in 
dieses Schema abzustufen; zwischen Erholungsfürsorge und 
Heilverfahren muß streng unterschieden werden. Bei Gewäh- 
rung eines Heilverfahrens, das im allgemeinen nur für die Gruppe 


1) Beim Lesen der Korrektur ist die Angelegenheit im Reichs- 
tag bereits im Fluß. 

23) Einschlägige Schriften sind zu beziehen vorn Verlag „Auf 
der Wacht“, Berlin-Dahlem, und vom Neuland-Verlag, Ham- 
burg 30. 
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V des Schemas, sicher nachgewiesene aktive Tuberkulose, seine 
Berechtigung hat, muB gleichzeitig eine Sanierung der Familie 
durch Unschädlichmachung des Ansteckungsherdes erfolgen. 
Für zweifelhafte Fälle empfiehlt sich Krankenhausbeobachtung 
vor Einleitung der Kuı. Bei den noch nicht aktiv Tuberku- 
lösen, aber bereits Infizierten und dauernd der Ansteckung 
Ausgesetzten, mit anderen Worten bei den Tuberkulosegefähr- 
deten, kommt es daraut an, durch zweckmäßige Maßnahmen 
den Ausbruch der Tuberkulose zu verhüten. Die Expositions- 
prophylaxe hat dafür zu sorgen, daß massenhafte und oft wie- 
derholte Ansteckungen, wie sie beim Zusammenleben mit 
schlechterzogenen hustenden Tuberkulösen leicht möglich sind, 
vermieden werden. Die Dispositionsprophylaxe bezweckt die 
Hebung der Widerstandsfähigkeit der Kinder gegen die sie stän- 
dig bedrohende oder auch bereits in ihrem Körper schlum- 
mernde Infektion durch Maßnahmen der Ernährungsfürsorge, 
der arzneilichen Behandlung und der allgemein-hygienischen 
Förderung. Zum Schluß werden Volksbelehrung, Berufsbera- 
tung und ein zweckmäßiger Zusammenschluß aller beteiligten 
Kseise zur Aufbringung der Kosten als wichtige Unterstätzungs- 
mittel der Tuberkulosefürsorge erörtert. Helm (Berlin). 


Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


Fischer-Defoy (Frankfurt æ. M.), Soziale Fürsorge für 
Geschlechtskranke mit besonderer Berücksichtigung der Frank- 
furter Beratungsstelle für Ffauen und Mädchen. Arch. f. suz. 
Hyg. u. Dem. 15, H. 3/4, 1924. Verf. gibt einen genauen Be- 
richt über die Frankfurter Beratungsstelle für Frauen und 
Mädchen, die neben der von der LVA. eingerichteten Für- 
sorgestelle eine segensreiche Tätigkeit entfaltet. Die Bera- 
tungsstelle widmet sich ausschließlich den weiblichen Ge- 
schlechtskranken, die vielfach infolge ihrer Erkrankung nicht 
nur ihre Arbeitsstelle und Unterkunft, sondern jeglichen Halt 
verlieren. Sie wurde im März 1918 gegründet, untersteht dem 
Stadtgesundheitsamt und beschäftigt zur Zeit drei haupt- 
amtliche Fürsorgerinnen, von denen eine dauernd die ge- 
schlechtskranken Mädchen in den Krankenhäusern aufsucht. 
Die Prostituiertenabteilungen werden bei diesen Besuchen 
nicht berücksichtigt. Eingeschriebenen Mädchen wird nur 
Hilfe geleistet, wenn sie besonders darum bitten, weil die Er- 
fahrung gelehrt hat, daß sie im allgemeinen die Fürsorge ab- 
lehnen. In fast vier Jahren sind 1200 Fälle beraten worden. 
483 = 40,25 % auf Grund der Anmeldung aus den Kranken- 
häusern, 251 = 20,9% von städtischen Ämtern, besonders 
vom Jugendamt, 109 = 9 % von Ärzten. Bei 1052 = 87,7 % 
lag eine Geschlechtskrankheit vor. Besondere Aufmerksamkeit 
wurde der Feststellung der Ansteckungsquellen gewidmet. Bei 
755 = 71,7 % konnten die Namen der Ansteckenden angegeben 
werden, bei 181 war der Ehemann der Schuldige. Ein Ehemann 
übertrug die Syphilis auf Frau und 6 Kinder. Unter. den 
Berufen stehen die Hausangestellten mit 27,2 % an erster Stelle, 
es folgen die Arbeiterinnen mit 15,8 %, Ehefrauen mit 13,8 %, 
ohne Beruf waren 17 %. 51,9 % befanden sich im Alter von 
18—23 Jahren, ledig waren 73,7 %. Zur vorläufigen Unter- 
bringung der Schützlinge diente das städtische Mädchenschutz- 
haus, das 20—25 Insassen aufnehmen kann. Das Haus wird 
wöchentlich einmal von einem Psychiater besucht, damit dessen 
Beobachtungen später gegebenenfalls verwertet werden kön- 
nen. Die Mädchen werden auch zwecks Berufsberatung genauer 
beöbachtet. Im Laufe des Jahres 1920 waren 287 Frauen im 
Mädchenschutzhaus untergebracht, von denen 25 % wieder 
den Angehörigen zugeführt, 34 % eine Arbeitsstelle zugewiesen 


erhielten und 137 in eine Anstalt gebracht wurden. Mädchen, 


die dauernd einer Aufsicht bedürfen, aber doch ihrer Arbeit 


nachgehen können, finden im Meta-Heim, das für 16 Insassin- 
nen Platz hat, ein Unterkommen. Das Heim untersteht dem 
städtischen Wohlfahrtsamt. Beide Einrichtungen sind inter- 
konfessionell. Daneben bestehen außer den konfessionellen 
Einrichtungen in Frankfurt, der evangelischen Zufluchtsstätte 
der Stadtmission und des katholischen Monika-Heims, noch 
außerhalb Frankfurts geschlossene. Heime, wie die Klöster 
zum guten Hirten, der evangelische Elisabethenhof zu Marburg 
u.a. Für jugendliche Psychopathen ist eine besondere Ab- 
teilung an der Heil- und Pflegeanstalt in Hadamar, Wester- 
wald, eingerichtet. — Neben Beratung und Berufsvermittlung 
wurde in geeigneten Fällen wirtschaftliche Hilfe gewährt, viel- 
fach mußte auf Schutzaufsicht zurückgegriffen werden; bei 
17 jungen Mädchen wurde die Fürsorgeerziehung eingeleitet. 
Mit Männern trat die Beratungsstelle in Berührung, wenn sie 
als Infektionsquelle oder bei Schwangerschaften die Ursachen 
der Nöte bildeten. Verf. betont am Schlusse seiner Ausfüh- 
rungen sehr. richtig, daß die Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten lange genug daran gekrankt hat, daß sie ihr 
Hauptaugenmerk nur auf das weibliche Geschlecht als Ver- 
breiterin der Ansteckung gerichtet hat, man wird erst weiter- 
kommen, wenn an beide Geschlechter der gleiche Maßstab an- 


gelegt wird. Zweck der Geschlechtskrankenfürsorge muß sein, 
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in allen Geschlechtskranken das Bewußtsein ihrer besonderen 
Verantwortlichkeit zu wecken und sie mit den Folgen vertraut 
zu machen, die eine weitere Verbreitung dieser Krankheiten 
nach sich zieht. Roeschmann (Berlin). 


Gefährdetenfürsorge. 


Anna Pappritz (Berlin), Handbuch der amtlichen Gefähr- 
detenfürsorge, auf Grund amtlichen Materials zusammenge- 
stellt und bearbeitet. Bergmann, München 1924. Die Gefähr- 
detenfürsorge, die in den letzten Jahren eine so starke Ausdeh- 
nung erfahren hat und in mehr als 60 Polizeifürsorgestellen 
und Pflegeämtern in Deutschland — neben der Arbeit zahl- 
reicher konfessioneller Organisationen — ausgeübt wird, fin- 
det in diesem Buch eine ausgezeichnete Übersicht, historisch, 
organisatorisch und inhaltlich gegliedert. Vor- und Nachwort 
der Verfasserin weisen auf die Geschichte und Entwicklung 
sowie auf die noch verbleibenden Wünsche für Ausdehnung 
und Ausbau dieser Fürsorge hin. Zwischen diesen beiden Ab- 
sätzen sind die Berichte aller deutschen derartigen Organisatio- 
nen veröffentlicht. Sie legen in ihrer Mannigfaltigkeit dar, wie 
sich diese Stellen je nach örtlichen Verhältnissen mit privaten, 
städtischen oder staatlichen Trägern entwickelt haben. Ab- 
grenzung gegenüber Jugend- oder Wohlfahrtsamt, Bestimmun- 
gen über die Zusammenarbeit mit der Sittenpolizei, der das 
Pflegeamt meistens die erstmaligen Vernehmungen abnimmt, 
der Betrieb von Heimen (wie vor allen Dingen das Hamburger 
Heim eine vorbildliche Einrichtung darstellt), Arbeitsbeschaf- 
fung, Schutzaufsicht, die Mitwirkung bei der Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten durch eigene ärztliche Sprechstunde, 
Krankenhausbesuche, Überwachung der Behandlungsdurch- 
führung usw., besondere Fürsorge für psychopathische Mädchen 
und Frauen ist überall verschieden geregelt. Verwandte Ge- 
biete, wie soziale Gerichtshilfe, Fürsorge für Kinder, die als 
Zeugen in Sittlichkeitsprozessen vernommen werden sollen, 
auch vereinzelte Funktionen, wie z. B. die Zuführung schwän- 
zender Mädchen zur Fortbildungsschule an Stelle der poli- 
zeilichen Zuführungen usw., gesellen sich dazu. Besonders 
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wichtig ist neben der Schilderung der meistenteils groBstädti- 
schen Pflegeämter und Fürsorgestellen die ausführliche Dar- 
legung über die Mecklenburg-Schwerinsche Organisation, die 
sich über das ganze Staatsgebiet, demzufolge über ländliche 
und kleinstädtische Verhältnisse mit erstreckt und als äußerst 
notwendig erwiesen hat. Das Buch enthält in seinem Anhang 
praktische Winke für Einrichtung und Ausbau solcher Stellen, 
sowie den Wortlaut einschlägiger Bestimmungen und Erlasse, 
auch der bekannten Rheinlands-Ordonnanz 83, deren gute 
Folgen die weibliche Wohlfahrtspolizei in Köln mehrfach betont 
hat. Es ist aufs lebhafteste zu empfehlen. Die Praxis, sowie 
die Wissenschaft hat seit langem eine derartige Veröftent- 
lichung entbehrt. 

Tätigkeitsbericht des Pflegeamtes Hamburg über das Jahr 1923. 
Das durch seine ausgedehnte Tätigkeit bekannte Hamburger 
Pflegeamt widmet seiner Arbeit eine ausführliche Darstellung, 
in der zunächst die einzelnen Arbeitsgebiete besprochen werden. 
Der Zahlenbericht, nach welchem die fürsorgerische Arbeit sich 
auf 4421 Frauen erstreckte, tritt (in wohltuendem Gegensatz 
gegen viele andere Wohlfahrtsberichte) zurück gegenüber den 
Darlegungen über innere Zusammenhänge, Ziele, Schwierig- 
keiten und auch Erfolge der Arbeit. Die allgemeine Fürsorge 
in engem Zusammenhang mit der Tätigkeit der anderen Ham- 
burger Ämter erstreckt sich nicht nur auf die Arbeit im Amt, 
die Vernehmungen der erstmalig Aufgegriffenen, sondern auf 
Hausbesuche, Krankenhausfürsorge, Arbeitsbeschaffung, ärzt- 
liche Betreuung, Bahnhofsfürsorge. Ein besonders wichtiges 
Moment für die Arbeit stellt das Pflegeheim mit 40 Plätzen 
dar. Annie Blumenfeld berichtet in einem Sonderaufsatz 
über die große Bedeutung des Heimaufenthaltes, dessen haupt- 
sächliches Ziel sie in der dauernden Hebung und Kräftigung 
der Zöglinge sieht. Im Anschluß an das Heim betreibt das 
Pflegeamt ausgebreitete Jugendpflegearbeit und steht auch den 
obdachlosen Frauen, die ebenfalls zum Tätigkeitsbezirk des 
Pflegeamtes gehören, zur Verfügung. Beachtenswert ist die 
Regelung der Mitarbeit mit dem Jugendamt. Eine Fürsorgerin 
des letzteren arbeitet dauernd auf dem Pflegeamt und stellt 
somit die beachtenswerte engste Verbindung dar. — Das Heft 
ist'auBerordentlich zu empfehlen. Käthe Mende (Berlin). 


Soziales Versicherungswesen. 


Paul Kaufmann (Berlin), Zur Umgestaltung der deutschen 
Sozialversicherung. Berlin, Reichsdruckerei 1924. (vgl. auch von 
demselben: Über die Zukunft der deutschen Sozialversicherung. 
Klinische Wochenschr. 4, 27. 1925, ferner das ausführliche Re- 
ferat in der Sozialen Praxis 34, Sp. 110. 1925). Der frühere Prä- 
sident des Reichsversicherungsamtes hat in einem der Verwal- 
tungsabbaukommission erstatteten Gutachten Vorschläge über 
Sparmaßnahmen in der Sozialversicherung gemacht. Zunächst 
hält er die Zeit nicht für gegeben, umwälzende Eingriffe, wie 
die einer Verschmelzung der einzelnen Versicherungszweige 
oder einer Verschmelzung der Sozialversicherung mit den all- 
gemeinen Einrichtungen der Fürsorge vorzunehmen. Indes 
soll auch auf dem Gebiet der Sozialversicherung der Grundsatz 
aller Hygiene ,,Schadenverhütung anstatt Schadenvergütung‘“ 
richtunggebend sein. Ursprünglich war die Sozialversicherung 
von ganz anderen Gedanken beherrscht, indem sie der privaten 
Versicherung stark angenähert war und sich die Schadenver- 
gütung überwiegend in Gestalt von geldlichen Leistungen 
(Krankengeld, Rente usw.) als „vordringlichste Aufgabe“ ge- 
stellt hatte. Statt dessen sollen die Geldleistungen, insbeson- 
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dere die kleinen Rentenzahlungen zurücktreten gegenüber 
Arten der Fürsorge, die die sozialen Übel in ihren Ursachen zu 
bekämpfen und ‚gesundheitliche und wirtschaftliche Gegen- 
werte“ zu schaffen suchen. Das trifft für alle Zweige der So- 
zialversicherung zu. Von den zahlreichen bis ins einzelne 
gehenden Vorschlägen können hier nur die wichtigsten ange- 
führt werden. In der Krankenversicherung möchte er die 
wertvolleren Sachleistungen auf Kosten der Geldleistungen 
stärker ausgestalten und die Tätigkeit der Krankenkassen 
mehr nach der vorbeugenden Richtung orientieren. Der Bezug 
von Krankengeld soll im allgemeinen auf die Dauer von 13 Wo- 
chen beschränkt werden. Zur Vermeidung mißbräuchlicher 
Inanspruchnahme der Kassen sollen die Versicherten an den 
Kosten de: Krankenpflege beteiligt werden. Durch Abbau 
der Geldleistungen sollen Mittel zur Steigerung der Sach- 
leistungen gewonnen werden, so zu der dringend erwünschten 
Einführung ärztlicher Behandlung der versicherungsfreien Fa- 
milienangehörigen. Nur solche Kreise sollen ferner von der 
Krankenversicherung erfaßt werden, die nicht in der Lage sind, 
in Krankheitsfällen selbst für sich zu sorgen. So könne die 
Versicherungsberechtigung bei einem Einkommen von 2400 M. 
im Jahr fortfallen, die Weiterversicherung denen vorbehalten 
bleiben, die in den vorausgegangenen 12 Monaten mindestens 
26 Wochen und unmittelbar vorher mindestens 13 Wochen 
versichert waren. Obwohl die Reichsversicherungsordnung zu 
einer Vereinheitlichung der Kassen geführt hat, kann doch eine 
viel weitere Zusammenlegung erfolgen. Die kleinen Renten 
der Unfallversicherung, die die Berufsgenossenschaft ver- - 
waltungsmäßig schwer belasten, sollen nach Möglichkeit be- 
seitigt, indessen bei voller oder ihr nahekonımender Erwerbs- 
beschränkung reichlich bemessene Renten gewährt werden. 
Nach dem Gesetz tritt die Fürsorge der Berufsgenossenschaft 
bekanntlich erst mit dem Beginn der 14. Woche nach dem Un- 
fall ein, bis dahin ist die Krankenkasse zuständig. K. schlägt 
vor, den Berufsgenossenschaften die volle Heilfürsorge bei 
solchen Unfällen zu übertragen, bei denen von vornherein mit 
einem längeren, bis in die 14. Woche nach dem Unfalle reichen- 
den Verlauf zu rechnen ist. Ähnliche Gesichtspunkte sollen 
auch in der Invalidenversicherung Platz greifen. Den 
Landesversicherungsanstalten soll schon frühzeitig eine Aus- 
lese jener Krankheitsfälle ermöglicht werden, in denen sie durch 
ein rechtzeitiges Heilverfahren ihre Rentenlast vermindern und 
dabei dem Wirtschaftsleben wertvolle Arbeitskräfte erhalten 
können. In zahlreichen Einzelheiten sei auf dem Gebiet der 
Invalidenversicherung zu sparen, so in der kostspieligen In- 
validenhauspflege, und dafür auf anderem Wege ökono- 
mischere Arbeit zu leisten. Zögernd verhält sich K. hinsicht- 
lich der Verschmelzung der Angestelltenversicherung mit 
der Invalidenversicherung, obgleich für ihre Abtrennung über- 
wiegend, wie er zugibt, „heute nicht mehr zutreffende poli- 
tische Gründe entscheidend‘ waren. — Die auf reicher Erfah- 
rung aufgebauten Vorschläge (Einzelheiten müssen im Origi- 
nal nachgelesen werden), mögen sie öfter auch auf Wider- 
stand seitens der beteiligten Kreise stoßen, auch nicht immer 
populär sein, bilden eine substantiell differenzierte Diskussions- 
grundlage für die Neugestaltung der deutschen Sozialver- 
sicherung, die im Rahmen der sozialen Fürsorge zu den — auch 
für die Zukunft des Ärztestandes — wichtigsten, aber auch 
schwierigsten Problemen der Gegenwart gehört. k 
- A: Grotjahn (Berlin), Unparteiische Glossen zur Kassen- 
arztfrage. Soz. Praxis 34, Sp. 89. 1925. Der unerquickliche 
Kampf zwischen Ärzten und Krankenkassen darf nicht auf dem 
Rücken der Kassenkranken ausgefochten werden. Der For- 
derung der Ärzteschaft nach freier Arztwahl steht diejenige 
; 10* 
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der Kassenverbände nach einer grundsätzlichen Bindung der 
Ärzte an fixierte Stellen, möglichst an Ambulatorien, gegen- 
über. Diese Streitfrage hat sich unnötig auf ein Entweder-Oder 
zugespitzt; nach G.’s Ansicht ist ein „Sowohl-Als auch“ in 
dieser Frage durchaus möglich, ja notwendig, indem die Kassen- 
ärzte in ein gesetzlich geregeltes fixiertes Verhältnis zu 
sämtlichen Versicherungsträgern treten, für den übrigen Teil 
ihrer Zeit aber das Recht haben, Privatpraxis auszuüben. Da- 
mit läßt sich auch das für manche Kranke subjektiv und manche 
Krankheiten objektiv berechtigte Bedürfnis nach freier Arzt- 
wahl befriedigen, indem dem Krankenkassenmitglied gesetzlich 
das Recht zugestanden wird, im Einzelfall oder für eine 
bestimmte Zeit die Barablösung der Verpflichtungen zu ver- 
langen. ,,Fixierte Kassenärzte als Rückgrat des kassenärzt- 
lichen Dienstes und daneben für alle Kassenmitglieder, die 
es wünschen, völlig freie Arztwahl mit jedesmaliger Barablösung 
der unentgeltlichen ärztlichen Hilfe und Heilmittel, das ist 
der einzige und keineswegs utopische Ausweg aus dem Kon- 
flikt.“  Zugeständnisse müssen von beiden Seiten gemacht 
werden. Bequemen sich die Kassen zur Gewährung der freien 
Arztwahl in der vorgeschlagenen Form, so müssen die Ärzte 
ihren Widerstand gegen die Kassenambulatorien fallen lassen, 
„in denen ambulante Kranke im ähnlich systematisierten Groß- 
betrieb wie bettlägerige in den Öffentlichen Krankenhäusern 
behandelt werden.“ Derartige Ambulatorien (aber nicht als 
Kampfmaßnahme) bieten Kranken, Ärzten und Kassenver- 
waltungen große Vorzüge vor dem Betriebe des isoliert arbei- 
‘ tenden Kassenarztes. Sollte auf dem Verhandlungswege 
keine befriedigende Lösung der kassenärztlichen Tätigkeit ge- 
funden werden, so ist eine gesetzliche Regelung des Verhält- 
nisses zwischen Kassen und Ärzten im Interesse der Kranken- 
versicherung endlich an der Zeit. 

Hagen (Höchst a. M.), Die Durchführung der Heilbehandlung 
im Rahmen der Sozialversicherung. Soz. Praxis 34, Sp. 34 u. 60. 
1925. Die Vorschläge des Verf. wollen eine Vereinheitlichung 
der Heilbehandlung ermöglichen unter weitgehender Schonung 
der jetzt bestehenden Einrichtungen. Die gesamte Oberauf- 
sicht, die Entscheidung über die Durchführung des Heilver- 
fahrens, die Sachbegutachtung und die Beaufsichtigung der 
Heilstätten soll in den Händen der Landesversicherungen 
bleiben, während lediglich die Antragstellung durch die Kran- 
kenkassen erfolgt. Die Mittel sollen einer Zentralarbeitsgemein- 
schaft zugeführt werden. Die Bezirksfürsorgeverbände, die 
durch die Reichsfürsorgeverordnung zu stark in Anspruch ge- 
nommen sind, sollen etwas entlastet werden. Die Ergebnisse 
werden in folgenden Hauptpunkten zusammengefaßt: 1. Los- 
lösung der Heilfürsorge von Verwaltungsgesichtspunkten und 
von der Höhe der Beitragsleistung zur Versicherung. 2. Durch- 
führung der zwangsweisen Familienversicherung bei den Kran- 
kenkassen unter Beteiligung des Familienhauptes an den Kosten 
für die Heilmaßnahmen. 3. Aufbau eines Heilverfahrens als 
öffentlich-rechtliche Verpflichtung für den Kreis aller ver- 
sicherten Personen, einschließlich der Familienmitglieder nach 
rein ärztlichem Gesichtspunkt. 4. Als Kostenträger für das 
Heilverfahren ist eine Gefahrengemeinschaft bei der Landes- 
versicherungsanstalt zu bilden aus den sämtlichen heute diese 
Kosten tragenden verschiedenen Verbänden. — Ein solcher Ge- 
fahrenverband, der die Landesversicherungsanstalt, die Kran- 
kenkassen, die Bezirksfürsorgeverbände und den Landesfür- 
sorgeverband umfaßt, besteht bereits in Hessen-Nassau als 
Arbeitsgemeinschaft. Eine endgültige Regelung für das ganze 
Reich wird gefordert ohne eine Steigerung des geldlichen Auf- 
wandes, der schon heute von verschiedenen Stellen für die 
Gesundheitsfürsorge geleistet wird. 
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Karl Schröder (Bremen), Die Krankenversicherung der 
Seeleute. Soz. Praxis 34, Sp. 219. 1925. Es ist ein Mangel, 
daß bisher eine reichsgesetzliche Krankenversicherungspflicht 
für Seeleute nicht besteht. Es wird daher die Übernahme der 
Versicherung durch die Ortskrankenkassen gefordert, nicht die 
Errichtung einer Sonderkasse, wie in der Absicht der Reeder 
liegt. Bei Angliederung an die Ortskrankenkassen sollen be- 
sondere Sektionen für Seeleute gebildet werden, die einheit- 
liche Beiträge und Leistungen festsetzen, unter Berücksichti- 
gung der besonderen Eigenarten des Seemännischen Berufes. 
Da der größte Teil der auf Schiffen beschäftigten Angestellten 
wegen Überschreitung der Versicherungspflichtgrenze für die 
Krankenversicherung nicht in Frage kommt, wird eine weiter- 
gehende Erhöhung der Versicherungsgrenze, als sie durch die 
neue Verordnung vom 12. Januar 1925 (siehe später) gesetzt 
wird, gefordert. 

Die Verdienst- und Einkommensgrenze in der Krankenver- 
sicherung ist mit Wirkung vom 12. Januar 1925 ab für das 
Reichsgebiet auf 2700 (bis dahin 2400) M. jährlich festgesetzt 
worden. Das gilt einheitlich für die Versicherungspflicht der 
Betriebsbeamten, Angestellten usw. und der Hausgewerbe- 
treibenden sowie für die freiwillige Versicherung. 

Die Versicherungspflichtgrenze in der Angestelltenversiche- 
rung ist vom 1. Juni 1925 ab von 4000 auf 6000 M. ohne Ände- 
rung der Beitragsklassen una Beiträge erhöht worden. 

Kurt Finkenrath (Berlin), Aerzte und Krankenkassen. Soz. 
Praxis 34, Sp. 239. 1925. Die bessere Bezahlung und die Er- 
haltung des Aerztestandes als freier Beruf sind die wesentlichen 
Hauptkampfpunkte zwischen Krankenkassen und Aerzten. Aufs 
schärfste wendet sich die Aerzteschaft dagegen, abhängige An- 
gestellte zu werden, deren ärztliche Handlungsweise wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten unterliegen soll. „Daraus, daß der Kampf 
sich schließlich zu einem Kampf zweier gesellschaftlicher Auf- 
fassungen entwickelt, erklärt es sich, daß nicht nur die Kassen- 
ärzte, sondern der gesamte Aerztestand und die medizinischen 
Wissenschaftler an den Universitäten geschlossen für einander 
eintreten.“ 

H. Halbach (Essen), Krankenkassen und Aerzte. Soz. Praxis 
34, Sp. 547. 1925. Replik auf vorstehenden Aufsatz aus Kreisen 
der Kassenvertreter nach Aufforderung durch die Schriftleitung 
der Sozialen Praxis. Der Beitrag für die Krankenversicherung be- 
trägt gegenwärtig im Durchschnitt 6% des Lohnes. Diese Be- 
lastung der deutschen Wirtschaft erscheint sehr bedenklich. Die 
Kassenfachleute sind sich darin einig, daß die Beiträge um rund 
1% % des Lohnes herabgesetzt werden können, wenn das Ver- 
hältnis zwischen Aerzten und Krankenkassen gesetzlich angemessen 
geregelt wird. 1% % des Lohnes machen alljährlich viele Millionen 
aus. Die Krankenkassen sind nach dem Gesetz verpflichtet, ihren 
Versicherten die ärztliche Behandlung als Sachleistung zur Ver- 
fügung zu stellen; nur in besonderen Ausnahmefällen darf Bar- 
ablösung erfolgen. Die Aerzte verfügen daher durch ihre Monopol- 
stellung im wesentlichen über die Mittel der Krankenkassen, die 
den Forderungen der Aerzteorganisation insbesondere nach Zu- 
lassung sämtlicher Aerzte zur Kassenpraxis und Bezahlung nach 
Einzelleistung ablehnend gegenüberstehen. „Nach ihrer Vor- 
bildung und Tätigkeit sind die Aerzte ganz individualistisch ge- 
richtet. Sie suchen ihre individualistische Stellung und Tätigkeit, 
die sie in der Privatpraxis haben, im wesentlichen auf die Kassen- 
praxis zu übertragen. Die Krankenkassen betonen, daß dieses 
bei dem ganzen Wesen der Krankenversicherung unmöglich sei, 
daß die ärztliche Versorgung der Versicherten bei den Kranken- 
kassen grundverschieden sei von der Privatpraxis der Aerzte, und 
daher in anderer Form vollzogen werden müsse.“ 

G. Wolff (Berlin). 
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Berufshygiene. 


L. Schwarz (Hamburg), Über Bleivergiftung und Zinktieber 
bei autogenem Schneiden von Altmetall. Zschr. f. Hygiene u. 
Infektionskrankheiten 100, 357. 1923. Verf. berichtet über das 
in Abwrackbetrieben bereits mehrfach beobachtete Vorkommen 
von Bleivergiftung und Zinkfieber. Bei Untersuchung der 
Bleikranken soll infolge der Sonnenwirkung und der Strahlen- 
wirkung der Azetylenbrenner das Bleikolorit nicht gut fest- 
zustellen gewesen sein. Punktierte Erythrozyten fanden sich 
bei vielen Arbeitern. 11 von 14 Brennern zeigten vermehrtes 
Porphyrin im Harn, 2 auch in den Fäzes. Die Blutdruck- 
untersuchung ergab keine sicheren Erhöhungen. Die nord- 
westliche Eisen- und Stahlberufsgenossenschaft hat Schutz- 
maßnahmen gegen Bleivergiftung in Abwrackbetrieben ange- 
ordnet. Verf. wünscht Regelung der Schutzmaßnahmen durch 
das Reich und tritt vor allem für regelmäßigen Arbeitswechsel 
ein. 

W. Schärmann (Bochum), Erkrankungen und Unfaliver- 
letzungen im deutschen Kohlenbergbau, insbesondere im rhei- 
nisch-westfälischen Gebiet. Ein Vergleich der Kriegsjahre mit 
den Vor- und Nachkriegsjahren. Zschr. f. Hyg. u. Infektions- 
krankheiten 102, 120. 1924. Die Morbiditätsziffern zeigen in 
den letzten Jahren ein starkes Sinken infolge der ungünstigen 
wirtschaftlichen Verhältnisse, insbesondere des mit der fort- 
schreitenden Geldentwertung nicht Schritt haltenden Kran- 
kengeldes. Die Morbiditätsziffern an Erkrankungen sowohl 
als auch an Betriebsunfällen sind bei den Untertagarbeitern 
bedeutend größer als bei den Übertagarbeitern. In den Jahren 
1917—1919 wies die Knappschaftsberufsgenossenschaft die 
höchste von allen Unfallziffern auf, jetzt wird sie von drei 
Berufsgenossenschaften übertroffen. Während der Kriegs- 
jahre zeigten auch Unfälle mit tödlichem Ausgang ein be- 
trächtliches Ansteigen. Am ungünstigsten von allen Berg- 
revieren steht in bezug auf Unfälle der rheinisch-westfälische 
Bergbau da, zum Teil infolge der im oberschlesischen Bergbau 
unbekannten Schlagwetterexplosionen. — Am größten ist die 
Zahl der Unfälle am Dienstag nach dem oft reichlich alkoho- 
lischen Feiern des Sonntags und Montags, und in dem Be- 
streben, den versäumten Montag einzuholen, und am Ende 
der Woehe, infolge der Hast und Eile der Arbeit, um den Wo- 
chenabschluß im Akkordlohn möglichst günstig zu gestalten. 
Verf. wendet sich an mehreren Stellen gegen die Auffassung, 
als ob fortschreitende Ermüdung bei Tages- oder Wochenschluß 
zur Steigerung der Unfallhäufigkeit führe; wenn er aber dabei 
einerseits darlegt, daß nur 0,42 % der Unfälle auf die Über- 
schichten kommen, so ist diese Beweisführung nicht ganz 
schlüssig, solange wir über Zahl und Lage dieser Überschichten 
nichts wissen, und ebensowenig der Hinweis darauf, daß Über- 
tagarbeit bei längerer Arbeitszeit weniger Unfälle hat als 
Untertagarbeit. 


P. Pietrusky (Breslau), Das Unglück auf der Heinitzgrube 
0./S. Zschr. f. Medizinalbeamte u. Krankenhausärzte 37/46, 
21.1924. Eine Kohlenstaubexplosion forderte in der genannten 
Zeche am 31. 1. 1923 145 Todesopfer. Ursache war wahrschein- 
lich ein überladener Sprengschuß. Wie weit die Berieselung 
eine mangelhafte war, muß noch festgestellt werden. Von der 
Rettungsmannschaft kamen 4 Mann, die nicht mit Rettungs- 
apparaten ausgebildet und deren Masken nicht genügend ver- 
paßt waren, zu Tode (leider fehlt die Angabe über die Art der 
verwandten Masken. Ref.). 26 Mann wurden durch die Ex- 
plosion selbst getötet, die übrigen durch Nachschwaden. Die 
leichter Vergifteten klagten über Kopfschmerzen und Übel- 
keit. Bei den Bewußtlosen wurde künstliche Atmung ge- 


macht. ‚Außerdem erhielten sie Herzmittel, von denen sich 
besonders nach einstimmiger Ansicht aller Ärzte Lobelin- 
Ingelheim bewährt hat. Nach einer halben Minute traten 
selbst bei sehr schwer Vergifteten, bei denen andere Mittel 
versagt hatten, kräftige Atemzüge auf.“ (Lobelin ist kein 
Herzmittel. Ref.) Epileptiforme Krämpfe traten bei 33 unter. 
150 Fällen auf. Bei vielen fanden sich ,,weinrote Flecken der 
Haut, die ohne in Farbe zu wechseln, nach einigen Tagen 
verschwanden.“ Von den meisten konnte Urin und Stuhl 
nicht spontan entleert werden. Bei einigen Leuten wurde 
zum Teil ausgedehntes toxisch bedingtes Ödem am Arm oder 
Bein beobachtet. Bei einem Mann wurden psychische Stö- 
rungen (Erregung und Verwirrtheit) beobachtet (leider ist 
nicht angegeben, wie lange die Störung anhielt. Ref.). Ein 
Jugendlicher bot das Bild einer Meningoencephalitis; die Ätio- 
logie (toxisch oder bakteriell) ist unklar. Als giftiges Gas kommt 
nur Kohlenoxyd in Frage. 

Anton Mutschlechner (Sand-Taufers), Seltenere Vergif- 
tungen. 1. Schwefelkohlenstofftabes. Deutsche med. Wochen- 
schrift 50, 210. 1924. Ein hoher Beamter bekommt Gedächt- 
nisschwäche, Wahnideen, reflektorische Pupillenstarre, Er- 
loschensein der P. S. R., Rhomberg, Crises gastriques. Man 
mußte an Tabes oder Taboparalyse denken. Verf. glaubt die 
Erkrankung auf Schwefelkohlenstoff, der in einer vom Kranken 
durch längere Zeit zur Unterhaltung benutzten Modelliermasse 
enthalten war, zurückführen zu können. Nach vier Monaten 
begann Patient wieder zu modellieren, worauf sich die Symp- 
tome verschlimmerten. 

L. Schwarz (Hamburg), Basophil gekörnte Erythrozyten, 
vermehrtes Porphyrin, sowie andere Beobachtungen bei der 
Durchuntersuchung verschiedener Betriebe mit Bleigefährdung. 
Zschr. f. Hygiene und Infektionskrankheiten 102, 57. 1924. 
Verf. hat eine größere Zahl von Bleiarbeitern sorgfältig unter- 
sucht. Unter allen stark bleigefährdeten. Arbeitern fand er 
zahlreiche mit positivem Bilutbefund; punktierte Erythro- 
zyten in pathologischer Zahl. ., Je größer die Möglichkeit ist, 
Blei aufzunehmen, insbesondere in Dampf- oder Staubform 
durch Mund und Nase, um so zahlreicher sind die positiven 
Blutbefunde.“ Sehr gefährdet erscheinen die Schmelzer in 
einer Metallhütte (unter 56 Untersuchten 44 mit pathologi- 
schem Blutbefund), die Brenner einer Abwrackwerft (von 14 
zeigten 13 pathologischen Blutbefund), die Erzmüller einer Me- 
tallhütte (von 13 hatten 8 pathologischen Blutbefund), sowie 
die Schmelzer einer kleinen Altschmelze; viel geringer war die 
Gefährdung bei Malern, SchriftgieBern, Kiempnern. Die Un- 
tersuchung auf Porphyrin zeigte dies bei einer großen Zahl 
von Bleikranken und Bleigefährdeten vermehrt; die Vermehrung 
geht oft nicht dem Blutbefund parallel, erwies sich aber doch 
als wichtiges Hilfsmittel zur Frühdiagnose. Die Untersuchung 
auf Blutdruck ergab keinerlei Anhaltspunkte für Bleiwirkung. 
Daß Bleisaum und Bleikolik bei starker Gefährdung schon in 
wenigen Wochen oder Monaten auftreten — wie Verf. beob- 
achtete —, ist allen Praktikern bekannt. Die gegenteiligen 
Angaben Seifferts über Zinkhüttenarbeiter, die Verf. zitiert, 
sind gewiß irrtümlich oder durch besondere Eigenart des Be- 
obachtungsmaterials bedingt. — Verf. verlangt, daß in be- 
sonders gefährdeten Betrieben: zweimal jährlich bei allen Ar- 
beitern Blutuntersuchung vorgenommen wird, daß in Groß- 
betrieben ein turnusmäßiger Arbeitswechsel zwischen Blei- 
arbeit und bleifreier Arbeit stattfindet. Letzterer Forderung 
kann sich Ref. vollinhaltlich anschließen, während ihm die 
erstere nicht gerechtfertigt und schwer durchführbar erscheint. 

A. Seitz (Leipzig), Untersuchungen in Schriftgießereien. 
Münch. med. Wochenschr. 70, 1501. 1923. In den Schmelz- 
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tiegeln der GieBmaschinen ist die Temperatur oft höher als 


notwendig. Durch genaue Untersuchungen der Luft über ge- 
schmolzenem Blei mit einer Temperatur zwischen 423—588° 
Celsius konnten kleine Bleimengen festgestellt werden, die bei 
achtstündiger Arbeit und 300 Arbeitstagen zu einer jährlichen 
. Einatmung von 127 mg Blei als Bleidampf oder in Form fein- 
ster verstäubter, mitgerissener Partikelchen führen würden. In 
dem Staub der Arbeitssäle fand sich überall reichlich Blei, auch 
auf einem zur Frühstückspause hergerichteten EBtisch. An 
den für die Mittagspause gereinigten Händen fanden sich Men- 
gen von über 7 mg Blei. Die Temperatur der Arbeitssäle betrug 
zur Winterszeit um 12 Uhr mittags durchschnittlich 34,9°C mit 
72% relativer Feuchtigkeit. Auf die Strahlungswärme dürfte 
ein erheblicher Teil der Beschwerden der Schriftgießer zurück- 
zuführen sein. Punktierte Erythrozyten wurden bei keinem 
Gießer, wohl aber bei einer Handschleiferin gefunden. Bei 
Gießern fand sich sehr häufig eine beträchtliche Lymphozytose 
und eine Herabsetzung der Zahl der Thrombozyten, Verän- 
derungen, die wahrscheinlich auf Antimonwirkung zurückzu- 
führen sind. 

Adolf Thiele (Dresden), Zur Bleigefährdung in den Schrift- 
gießereien. Münch. med. Wochenschr. 71, 399.:1924. In den 
Schriftgießereien kann bei einwandfreier Raumgestaltung, Be- 
lüftung und Reinhaltung die Bleigefährdung gering sein; es 
betrug in einem Betrieb mit 58 Gießapparaten ohne Abzug, 
der ungefähr vier Wochen vorher geweißt worden war, der Blei- 
gehalt des Staubes nur 0,17 %. In anderen Betrieben, selbst 
in von Gewerbeaufsichtsbeamten ausdrücklich als sauber be- 
zeichneten, kam Bleigehalt des Staubes bis zu 13,66 % vor. 
Das Wichtigste ist die tatsächlich stattgefundene, in der Ver- 
ordnung vorgeschriebene Reinigung. In der Stereotypie als 
Nebenbetrieb, insbesondere im Buch- und Akzidenzdruck ist 
Verdampfen der Gießmasse keineswegs ausgeschlossen. 

Adolf Thiele (Dresden), Arbeitshygiene, Arbeiterschutz. 
Deutsches Hygiene-Museum. Leben und Gesundheit, Bd. 1. 
Deutscher Verlag f. Volkswohlfahrt. Dresden 1924. 54 S. 
Verf., dem wir schon ein ausgezeichnetes Heftchen zur Volks- 
belehrung verdanken (Die Schwindsucht — Verlag des Deut- 
schen Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuberkulose), bringt 
hier in knapper Form eine Darstellung des Arbeiterschutzes 
und der Gewerbehygiene. Er schließt sich hierbei an die nach 
Originaltafeln des Deutschen Hygiene-Museums von der A.-G. 
für hygienischen Lehrbedarf (Dresden) herausgegebenen ge- 
werbehygienischen Tafeln an, die in verkleinerter, aber doch 
noch deutlicher Nachbildung in dem Büchelchen gebracht 
werden. Die knappe und inhaltsreiche Darlegung macht auch 
dem Fachmann Freude, aber in keiner Volks-, Arbeiter- oder 
Schulbibliothek sollte dieses kleine Schriftchen fehlen, das das 
beste an volkstümlicher Belehrung ist, was wir auf diesem 
Gebiete besitzen. 

Ludwig Schmidt (Freiburg i. Br.), Zur Gewerbehygiene 
des Baumwollispinnereiberufs. Archiv für Hygiene 94, 105. 
1924. Verf. hat Erhebungen über die Gesundheitsverhältnisse 
von Baumwolispinnern gemacht, und zwar auf Grund der 
Krankenbüchereintragungen aus fünf Baummwollspinnereien 
Oberbadens (3880 Vollarbeiter auf ein Jahr berechnet), auf 
Grund von Messungen an Arbeitern und Arbeiterinnen dreier 
Spinnereien, Fortbildungsschülern und -schülerinnen (Spinner), 
Bauern und deren Angehörigen (als Vergleichspersonen), ins- 
gesamt 449 Personen, auf Grund klinischer Untersuchung der 
Arbeiterschaft zweier Spinnereien (einer ländlichen, einer städti- 
schen, durchgeführt von Schilling) und der Sterberegister 
der betreffenden Gemeinden. Auch die gesamten sozialen Ver- 
hältnisse: Berufswahl, Aufstiegsmöglichkeit, Sportübung, Er- 
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nährung, Wohnung, Kinderzahl wurden genau erforscht. Die 
Hauptergebnisse sind: die Berufsauslese selbst führt zu einem 
Zustrom gesundheitlich Minderwertiger; der Brustumfang der 
15jährigen Spinner, ihre Größe und ihr Gewicht sind kleiner 
als der gleichaltriger Landwirte derselben Gegend; mit zuneh- 
mendem Alter wird die Differenz von Brustumfang und Ge- 
wicht größer. Ähnlich liegen, wenn auch nicht so klar, die Ver- 
hältnisse beim weiblichen Geschlecht. Die jüngeren Arbeiter 
in den Abteilungen mit starker Staubeinwirkung zeigen weniger, 
aber schwerere Erkrankungen der Atmungsorgane als jene in 
den Abteilungen mit geringerer Staubentwicklung, hingegen ist 
der Gesundheitszustand der älteren Arbeiter in den Staubab- 
teilungen günstiger (Auslese). Auch bei den Arbeiterinnen tritt 
in jungen Jahren die große Erkrankungshäufigkeit der dem 
Staub ausgesetzten hervor. Die klinische Untersuchung ergab 
häufig Rachenkatarrh und Bronchitiden, sowie Emphysem, 
besonders chronische Veränderungen in mittleren und großen 
Bronchien als Staubfolge; Pneumoniokosen konnten nicht fest- 
gestellt werden. In der städtischen Spinnerei sind die Verhält- 
nisse durchweg ungünstiger als in der ländlichen. Von den 
zahlreichen interessanten Detailangaben sei erwähnt, daß die 
jugendlichen Spinner, die ja im Beruf durch dauerndes Stehen 
und Gehen ihre unteren Extremitäten stark beanspruchen, als 
Sportbetätigung — im Gegensatz zu der übrigen Arbeiterschaft 
Badens — vor allem Stemmen und Ringen bevorzugen. 
Teleky (Düsseldorf). 


Wohnungswesen. 


Erlaß der Mietzinssteuer. Das Finanzministerium in Bayern 
hat am 28. X. 1924 eine Bekanntmachung erlassen, nach welcher 
Hausbesitzer eine Ermäßigung oder auch den Erlaß der Zu- 
schläge zur Haussteuer zur Förderung des Wohnungsbaues 
und für Kulturzwecke sowie der Abgabe zum Ausgleich der 
Geldentwertung, die z. Zt. des Erlasses 25 % der Friedensmiete 
betrugen, erhalten können, wenn sie nachweisen, daß sie die 
erwähnten Steuern von ihren Mietern wegen deren Zahlungs- 
unfähigkeit selbst nicht erhalten können. Der Nachweis der 
Zahlungsunfähigkeit soll in der Regel durch Bestimmung der 
Fürsorgebehörden geführt werden. Infolgedessen hat das 
Münchener städtische Wohlfahrtsamt Richtlinien für die Durch- 
führung dieser Anordnung aufgestellt. Nach diesen gelten 
Mieter im Sinne des erwähnten Erlasses als leistungsunfähig, 
wenn das Einkommen des Familienhauptes (das ist der in- 
haber der Wohnung) im Monat den Betrag von 40 M nicht 
übersteigt. Für die Ehefrau wird ein Zuschlag von 50 v. H. 
(also 20 M) und für jedes in Unterhalt stehende Kind ein wei- 
terer Betrag von je 10 M in Anrechnung gebracht. Wenn die 
Überprüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse oder ein anderer 
Umstand den vollen Erlaß der Steuern nicht rechtfertigt, kann 
ein Teilerlaß erfolgen. Der Erlaß ist ganz oder zum Teil zu 
versagen, wenn die Miete ganz oder zum erheblichen Teil durch 
Untermiete gedeckt ist oder von Familienangehörigen, die die 
Wohnung mitbenutzen, getragen wird, oder wenn umgekehrt 
Mieten zu bezahlen sind, die in keinem Vergleich zu den wirt- 
schaftlichen Verhältnissen der Antragsteller stehen. Unter 
Vorbehalt dieser Einschränkungen fallen Personen, die bei dem 
städtischen Wohlfahrtsamt in Dauerfürsorge stehen, ohne wei- 
teres unter diese Regelung, Kriegsbeschädigte und Hinterblie- 
bene ohne Rücksicht auf die vorerwähnten Einkommens- 
grenzen dann, wenn sie Zusatzrente beziehen. Für Unter- 
mieter können gleiche Bescheinigungen nicht ausgestellt werden, 
weil nach dem eingangs erwähnten Erlaß lediglich das Ver- 
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hältnis zwischen Hausbesitzer und Mieter berücksichtigt wer- | der Kleingärten wird nicht selten dadurch beeinträchtigt, daß 


den darf. Befinden sich solche Untermieter in bedrängter 
wirtschaftlicher Lage, so kann der Ausgleich nur durch eine 
Wohlfahrtsunterstützung herbeigeführt werden. 

Zahn (Bayreuth), Kleingartenbau, Heimstätten und Tuber- 
kulosefürsorge. Bayer. Staatszeitung Nr. 52, 1925. Der gesund- 
heitlichen, sittlichen, sozialen und kulturellen Bedeutung der 
Kleingärten trägt die beabsichtigte Schaffung eines Reichs- 
Haus- und Kleingartengesetzes Rechnung, dessen Grund- 
linien der vorläufige Reichswirtschaftsrat bereits im Jahre 1923 
zugestimmt hat. Die Kleingartenbewegung will den Grundsatz 
des Reichsheimstättengesetzes, daß zu jedem Wohnheim auch 
ein Garten gehört, vor allem für die bestehenden hausgarten- 
losen Mietskasernen unserer Großstädte verwirklichen. Klein- 
gärten können ihre Wirkung nur entfalten, wenn sie in un- 
mittelbarer Verbindung mit der Wohnung stehen. Der Nutzen 


zu Hause die Familien in engen, ungesunden Wohnungen zu- 
sammengepfercht leben müssen, so daß die gute Wirkung des 
Arbeitens in Luft, Licht und Sonne oft wieder aufgehoben 
wird. Der Krieg mit seinen Folgen hat die Gefahr der Tuber- 
kulose und anderer ansteckender Krankheiten erhöht. Das 
beste Bekämpfungsmittel der Tuberkulose ist deren Vorbeu- 
gung. Erste Voraussetzung der Vorbeugung sind gesunde 
Wohnungen mit Luft, Licht und Sonne mit eigenem Garten- 
land, nicht Mietskasernen. Auch die Krankenkassen, Zweck- 
verbände und alle, denen es mit der Bekämpfung der Tuber- 
kulose Ernst ist, sollten vor allem die Bestrebungen unter- 
stützen (Bodenreform usw.), die dahingehen, möglichst gesunde 
Wohnungen mit Kleingärten zu schaffen. Deren vereintem 
Druck könnten sich Reichsregierung und Reichstag nicht 
entziehen. A. Gut (München). 


NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-. 
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Allgemeine Wohlfahrtspflege. 


Übersichtsreferat. 
Von H. MAIER, Dresden. 


Das Jahr 1924 ist für die Gestaltung der rechtlichen 
Grundlagen der Wohlfahrtspflege von tiefgehendster 
Bedeutung gewesen. Am 1. April sind das Reichsge- 
setz über Jugendwohlfahrt (RJWG) und die Verord- 
nung über die Fürsorgepflicht (FV) in Kraft getreten, 
die zusammen eine gänzlich neue Kodifikation des 
deutschen Fürsorgerechts darstellen. Der Inhalt bei- 
der Gesetze darf als bekannt vorausgesetzt werden. 
Über die Bedeutung der FV für die Gesundheits- 
fürsorge ist in der Sozialhygienischen Rundschau 1924, 
Nr. 8, eingehend berichtet worden. Der Reichs- 
gesetzgebung mußte alsbald die landesrechtliche Aus- 
führungsregelung folgen. Mit Ausnahme Bayerns, in 
dem das RJWG. auf Grund Art. 48 der Reichsverfas- 
sung bis heute noch nicht in Kraft gesetzt ist, haben 
inzwischen sämtliche deutschen Länder im Wege der 
Notverordnung oder des Gesetzes Ausführungsbestim- 
mungen erlassen. Die grundsätzlich wichtigste Frage 
bei diesen landesrechtlichen Ausführungsvorschriften 

bildet die Bestimmung der Bezirksfürsorgeverbände. 
63 FV sieht möglichste Erledigung aller Fürsorgeauf- 
gaben des gleichen örtlichen Bereiches durch dieselbe 
Stelle vor und weist damit auf ein künftiges einheit- 
liches deutsches Wohlfahrtsrecht hin. Voraussetzung 
für eine solche im Interesse des Ausbaus der Fürsorge 
gelegene Vereinheitlichung ist die Übertragung der ge- 
samten Aufgaben an größere Verbände, die zur Durch- 
führung einer produktiven Charakter besitzenden vor- 
beugenden und durchgreifenden Fürsorge genügend 
leistungsfähig sind. Leider hat man in vielen Ländern 
diesem zukunftweisenden Inhalt der FV entgegen 
gehandelt. In den süddeutschen Ländern Bayern, 
Württemberg und Baden — letzteres plant aller- 
dings meines Wissens wieder eine erfreuliche Ände- 
rung — ist zwischen den Trägern der Kriegsfolgenhilfe 
(Kriegsbeschädigten- und Hinterbliebenenfürsorge, 
Sozial- und Kleinrentnerfürsorge), die den großen 
Kommunalverbänden obliegen, und der allgemeinen 
Fürsorge, die von den Gemeinden durchzuführen 
ist, unterschieden, andere Länder (Thüringen, Meck- 
lenburg) haben die Delegationsbefugnisse der größeren 
Verbände zulasten der Gemeinden sehr weit aus- 
gedehnt. In Preußen und Sachsen ist die Ausführung 
am meisten dem Geiste der FV entsprechend ; in Preus- 
sen sind die Kreise und Städte über 10 000 Einwohner, 


in Sachsen die bezirksfreien Städte und Bezirksver- 
bände, also Körperschaften mit mehr als 20 000 Ein- 
wohnern, Bezirksfürsorgeverbände. Die einheitliche 
oder verschiedene Trägerschaft der Bezirksfürsorge- 
verbände und die Abgrenzung zwischen Kommunal- 
verbänden und verbandsangehörigen Gemeinden spielte 
in den literarischen und Kongreßerörterungen des Vor- 
jahres eine hervorragende Rolle. Bei der Tagung des 
Hauptausschusses des deutschen Vereins für öffent- 
liche und private Fürsorge im Oktober 1924 in Bamberg, 
die auch durch viele Gastbesucher beschickt war, stie- 
Ben die Meinungen hart aufeinander. Die Bürgermei- 
stervertretungen der kleineren Städte können sich mit 
der Einschränkung der Selbstverwaltung, die nach 
ihrer Meinung die Übertragung der Wohlfahrtspflege- 
aufgaben an die Kommunalverbände bedeutet, nicht 
einverstanden erklären, während im Gegensatz zu 
ihnen die Landkreisvertreter die auch mir richtig er- 
scheinende Auffassung zur Geltung bringen, daß im 
Interesse der Wohlfahrtsarbeit der größere und lei- 
stungsfähigere Kreis die Rechte und Pflichten des Be- 
zirksfürsorgeverbandes ausüben muß. Auch die Kom- 
munalverbände sind Selbstverwaltungskörperschaften. 
Die Entwicklung der Kriegs- und Nachkriegszeit geht 
mit aller Sicherheit darauf hin, gerade die Aufgaben- 
gebiete dieser räumlich nicht zuweiten,aber doch finan- 
ziell ganz anders als die Gemeinden befähigten Verbände 
zu vermehren. Haben doch neben den großen Städten 
die Kreise vor jeder gesetzlichen Verpflichtungdie Wohl- . 
fahrtspflege freiwillig in ihren Arbeitskreis gezogen. 
Sie werden diese, insbesondere auch die gesundheits- 
fürsorgerischen Zweige, nur dann voll erfüllen können, 
wenn sie als Bezirksfürsorgeverbände über zwangs- 
mäßig für die allgemeine Fürsorge zu etatisierende 
Mittel verfügen und nicht von den Leistungen der Ein- 
zelgemeinden abhängig sind. Eine weitere lebhaft er- 
örterte Streitfrage bildete in Preußen die Regelung 
der Fachaufsicht und der Beschwerdeinstanz. Während 
in den meisten anderen Ländern Landesfürsorge- 
verband und Kommunalaufsichtsorgan in den Zentral- 
instanzen zusammenfallen, sind in Preußen dieProvinzen 
als Kommunalverbände Landesfürsorgeverbände, wäh- 
rend der Regierungspräsident (Bezirksausschuß) die 
Kommunalaufsicht ausübt. Die Provinzen wollen ent- 
sprechend den Hauptfürsorgestellen der sozialen Kriegs- 
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beschädigten- und Hinterbliebenenfürsorge, die sie 
gleichfalls eingerichtet hatten, in den Landeswohlfahrts- 
ämtern des Landesfürsorgeverbands die Aufsicht aus- 
üben, während die Städtevertreter es ablehnen, in 
dem größeren Kommunalverbande der Provinz zu- 
gleich auch den höheren ihnen vorgesetzten anzuer- 
kennen. In der preußischen Ausführungsverordnung 
ist die Streitfrage einstweilen zugunsten der Staats- 
aufsicht durch die staatlichen Kommunalaufsichtsbe- 
hörden entschieden. Vielfach wurden die streitigen 
örtlichen Zuständigkeitsfragen in der Literatur behan- 
delt. Grundlegende Entscheidungen des Bundesamtes 
für das Heimatwesen liegen erst ganz wenige vor, zu 
denen die Anerkennung der Bezirksfürsorgeverbände 
als Rechtsnachfolger der Ortsarmenverbände gehört, 
eine Frage, zu der das sächsische Oberverwaltungsge- 
richt in umgekehrtem Sinne Stellung genommen hat. 
Da die Streitfragen dieses Gebietes kaum über den 
Kreis der Verwaltungsbeamten der Fürsorgeverbände 
von Bedeutung sind, erscheint mir ein Eingehen auf sie 
an dieser Stelle nicht erforderlich. Die FV regelt nur 
das formelle Fürsorgerecht (Inhalt und Zuständig- 
keit); reichsrechtliche Grundsätze, die das materielle 
Fürsorgerecht ordnen, über Voraussetzung, Art und 
Maß der Fürsorge sind auf Grund des $ 6 nach langen 
Verhandlungen in einer vom deutschen Verein für ôf- 
fentliche und private Fürsorge gebildeten Sachver- 
ständigenkommission und nach fünfmaliger Lesung 
in den Ausschüssen des Reichsrates (ein in dessen Ge- 
schichte bisher unbekannter Vorgang) am 4. Dezember 
1924 mit Rechtskraft vom 1. Januar 1925 an erschie- 
nen. Der Erlaß dieser Grundsätze bedeutet einen 
Schritt weiter auf dem Gebiet reichsrechtlicher Ein- 
heit in der Wohlfahrtspflege. Denn durch sie werden 
außer den Bestimmungen der Sonderfürsorge (soziale 
Kriegsbeschädigten- und Hinterbliebenenfürsorge, So- 
zial- und Kleinrentnerfürsorge, Wochenfürsorge) auch 
die verschiedenartigen, den Umfang der Unterstützung 
regelnden Bestimmungen der landesrechtlichen Ausfüh- 
rungsgesetze zum Unterstützungswohnsitzgesetz auBer 
Kraft gesetzt. In ihrem ersten Teile bringen die Grund- 
sätze Regeln über die Fürsorge im allgemeinen. Ihre 
Zweckbestimmung betont die Wichtigkeit rechtzeitiger 
und durchgreifender Hilfe. „Sie muß der Notlage nach- 
haltig entgegen wirken und zu verhüten suchen, daß 
vorübergehende Not zu dauernder wird.“ Die Für- 
sorge muß den notwendigen Lebensbedarf der Hilfs- 
bedürftigen sicherstellen, zu dem außer dem darunter 
schon früher verstandenen Lebensunterhalt und der 
Krankenpflege nunmehr auch Hilfe zur Wiederherstel- 
lung der Arbeitsfähigkeit und Hilfe für Schwangere 
und Wöchnerinnen gehört. Erziehung und Erwerbs- 
befähigung Minderjähriger ist als Pflichtaufgabe dem 


RJWG entnommen und noch um die Verpflichtung 
erweitert worden, bei Blinden, Taubstummen und 
Krüppeln Erwerbsbefähigung zu gewähren. Der Be- 
griff des Hilfsbedürftigen ist dahin festgelegt, daß als 
ein solcher anzusehen ist, wer „den notwendigen Le- 
bensbedarf für sich und seine unterhaltsberech- 
tigten Angehörigen nicht oder nicht ausreichend. aus 
eigenen Kräften und Mitteln beschaffen kann und ihn 
auch nicht von anderer Seite, insbesondere von Ange- 
hörigen, erhält.“ Arbeitsverdienst Erwerbsbescnränk- 
ter ist dabei nicht voll anzurechnen, kleine Vermögen 
sind insbesondere bei alten und erwerbsbeschränkten, 
wie bei noch nicht erwerbsfähigen Personen (Mündel- 
gelder) zu schonen. Bei Arbeitsscheuen und offenbar 
Unwirtschaftlichen sind die Voraussetzungen der Hilfs- 
bedürftigkeit besonders streng zu prüfen und die Lei- 
stungen auf ein Mindestmaß zu beschränken. Die Wo- 
chenfürsorge soll jenach Art und Grad der Bedürftigkeit 
ärztliche Behandlung, einen Entbindungskostenbei- 
trag, Wochen- und Stillgeld gewähren. Sie soll den 
Leistungen der Familienhilfe entsprechen und kann 
auch in Sachbezügen gegeben werden (Naturalien, 
Milch, Krankenhauspflege, unmittelbare Zahlung der 
Hebamme). Sondervorschriften sind für Sozial- und 
Kleinrentner sowie für Kriegsbeschädigte und Hinter- 
bliebene getroffen. Während ziemliche Einmütigkeit 
darüber bestand,daß für Kriegsbeschädigte und Hinter- 
bliebene Sondervorschriften nötig seien, weil hier die 
Fürsorge den Schadenersatzcharakter trägt, war die 
Frage der Sonderbestimmungen für die anderen Grup- 
pen scharf umstritten. Deren Interessenverbände ver- 
langten eine gesonderte Regelung, die Kreise um den 
deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge 
vertratenaussozialen, diekommunalenSpitzenverbände 
aus finanziellen Gründen die Forderung einer Einheits- 
fürsorge. Im Reichsrat siegte gegen eine sehr er- 
hebliche Minderheit die Gruppenfürsorge. Bei den ge- 
genannten Personenkreisen ist auf die früheren Lebens- 
verhältnisse Rücksicht zu nehmen, ferner soll die Ge- 
währung der Fürsorge vom Verbrauch oder der Ver- 
wertung kleinerer Vermögen, eines entsprechenden 
Hausrates, von Familien- und Erbstücken, von Gegen- 
ständen mit Affektionswert und von der Veräußerung 
kleinerer ganz oder teilweise mit Angehörigen zusam- 
menbewohnter Hausgrundstücke nicht abhängig ge- 
macht werden. Die Grundsätze gestatten es den Län- 
dern, diese erweiterte Fürsorge allen alten und erwerbs- 
beschränkten Personen zugute kommen zu lassen, die 
trotz wirtschaftlicher Lebensführung auf die öffent- 
liche Fürsorge angewiesen sind. Von dieser Befugnis 
haben bisher -durch landesrechtliche Verordnungen 
Preußen und Sachsen Gebrauch gemacht. In den Son- 
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bliebene sind im wesentlichen die Grundsätze der so- 
zialen Kriegsbeschädigten- und Hinterbliebenenfür- 
sorge zum Reichsyersorgungsgesetz aufrecht erhalten 
und nach den Erfahrungen der mehrjährigen Anwendung 
in einzelnen Punkten noch erweitert, so hinsichtlich 
der Kreditgewährung zu Zwecken wirtschaftlicher 
Selbständigkeit und des Anratens, die Krankenhilfe für 
Kriegshinterbliebene durch Vereinbarungen mit den 
Krankenkassen sicherzustellen. Für Ausländer gelten 
im wesentlichen nur die Grundsätze im Rahmen der bis- 
herigen Ausführungsgesetze zum Unterstützungswohn- 
sitzgesetz. Die neuen Reichsgrundsätze werden zweifel- 
los zunächst noch keine wesentlichen Änderungen in der 
Gestaltung der Fürsorge im Gefolge haben. Sie geben 
aber einen durchaus weit gesteckten Rahmen ab, in 
dem die Fürsorge sich allmählich zu einer Wohlfahrts- 
pflege, die diesen Namen verdient, entwickeln kann. 
Dabei wird es sehr darauf ankommen, welche Auslegung 
die Grundsätze bei den Instanzen finden werden, die zur 
Erledigung von Beschwerden und zur Entscheidung von 
Rechtsstreitigkeiten der Fürsorgeverbände unterein- 
ander berufen sind. Die Judikatur wird gerade auf 
dem Gebiete der Fürsorge gestaltend wirken können. 

Bei der Bedeutung der Neuordnung des Fürsorge- 
rechts.hat dieses in Wort und Schrift eine rege Behand- 
lung erfahren. Außer der schon erwähnten Sitzung 
des Hauptausschusses des .deutschen Vereins sind die 
Verordnungen auf sehr zahlreichen Landes-, Provinzial- 
und örtlichen Tagungen der kommunalen wie der cari- 
tativen Spitzenverbände behandelt worden, von denen 
die Breslauer desCaritasverbandes wie die der Arbeiter- 
wohlfahrt in Hannover an Bedeutung über die Orga- 
nisations- und Lokal-Interessen hinausgehen. Die Ver- 
handlungen der Tagung in Hannover sind als Sonder- 
druck „Allgemeine Fürsorge“ im Verlage von J. W. 
Dietz Nachf. in Berlin erschienen. Fast zu zahlreich sind 
die literarischen Bearbeitungen der FV. Als authentisch 
kann man den Leitfaden „Die Fürsorgepflicht‘ der 
drei hauptbeteiligten MinisterialreferentenWölz,Rup- 
pert und Richter (Berlin, Carl Heymann) bezeichnen, 
der katholische Standpunkt kommt in der vom Caritas- 
verlag in Freiburg herausgegebenen Einführung von 
Bolzau „Die Reichsverordnung über die Fürsorge- 
pflicht zum Ausdruck, während die vom gleichen 
Verlage herausgegebenen Lehrtafeln zur FV und dem 
RJWG sich als sehr nützliche und übersichtliche Schu- 
lungsmittel erweisen. Für Anfänger und zur Gewinnung 
eines allgemeinen Überblickes erscheint mir die vom 
Standpunkte der preußischen Provinzen in der Staats- 
bürgerbibliothek als Heft 118/119 im Volksvereins- 
verlag (München-Gladbach) erschienene Schrift des 
Münsterer Landesrates Dr. Jung über die öffentliche 
und private Wohlfahrtspflege gut geeignet. Tiefer 
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dringen die vom Archiv für Wohlfahrtspflege veran- 
stalteten Vorträge, die bei Heymann in Berlin im Druck 
erschienen sind, in die einzelnen Gebiete ein. Neben 
den bisherigen Zeitschriften ist als neue ,, Die Fürsorge“ 
in Berlin herausgekommen, die sich besonders an die 
in der Wohlfahrtspflege stehenden Verwaltungsbe- 
amten wendet und sich der rechtlichen Zweifelsfragen 
wie der Judikatur annimmt. Als inflationische De- 
flationserscheinungen möchte ich die vielerorts sprie- 
Benden Sonderzeitschriften und Blätter der Fürsorge 
und Wohlfahrtspflege bezeichnen. Soweit diese als 
örtliches Mitteilungsblatt für die amtlichen und ehren- 
amtlichen Helfer aufgezogen sind und der Bekannt- 
machung der allgemeinen undörtlichenVeröffentlichun- 
gen dienen, werden solche Blätter Nützliches leisten; 
soweit sie den Ehrgeiz besitzen, „Fachblätter‘‘ zu sein, 
werden sie dieses Ziel nur in den allergrößten Städten 
und in den Gebieten der Landesfürsorgeverbände er- 
reichen. Andernfalls stellen sie eine unerwünschte Kon- 
kurrenz der guten Fachorgane dar, an die sie doch nicht 
heranreichen. Auch hier dürfte eine Planwirtschaft 
dahin zu empfehlen sein, daß die zentralen oder Lan- 
desfachorgane durch die Beilage eines örtlichen Mittei- 
lungsblattes ergänzt und so ein wirklich gutes Material 
den Beamten und freiwilligen Helfern dargeboten wird. 
Mit der Neuordnung des Fürsorgewesens sind Fragen 
der sozialen Ausbildung wieder in den Vordergrund 
des Interesses gerückt. Der rührige deutsche Verein 
für öffentliche und private Fürsorge hat deshalb eine 
Konferenz über Ziele, Methoden und Technik von Fort- 
bildungskursen und Konferenzen im August v. J. nach 
der Wegscheide, jenem großen Kinderlager auf dem 
früheren Truppenübungsplatz des 18. Armeekorps, 
einberufen, deren Referate und Auszüge der Aussprache 
in einer kleinen Schrift als Heft 1 über Aufbau und 
Ausbau der Fürsorge im Verlage des Vereins (Frank- 
furt a.M., StiftstraBe 30) erschienen sind. Die Be- 
sprechungen geben allen, die sich mit sozialen Aus- 
bildungsfragen zu befassen haben, wertvolle Finger- 
zeige über die Form, die Trägerschaft der Kurse und 
die Personenkreise der heranzuziehenden Hörer. 
Über den Rahmen bloBer Geschäftsberichte hinaus 
gehen die Darstellungen über das Wirken der Arbeiter- 
wohlfahrt, das Marie Juchacz und Johanna Hey mann 
in seinen grundsätzlichen Voraussetzungen, seinem 
Aufbau und seiner Tätigkeit in einem gut ausgestat- 
teten, mit Einzelberichten und Bildern versehenen 
Bande schildern (Berlin, J.H. W. Dietz Nachf.), sowie 
der Arbeitsbericht des Archivs fürWohlfahrtspflege über 
die Tätigkeit dieser als Ersatz der Zentralstelle für Volks- 
wohlfahrt geschaffenen wissenschaftlichen Sammel- 
und Anregestelle der Fürsorgearbeit (Berlin, Carl Hey- 
manns Verlag). (Abgeschlossen März 1925.) 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Wölz-Ruppert-Richter, Die Fürsorgepflicht. Leitfaden 
zur Durchführung der Verordnung über die Fürsorgepflicht. 
Berlin: Heymann, 1924. Die grundsätzliche Umstellung der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege, nicht nur was Organisation, son- 
dern auch besonders was leitende Gedanken aller Fürsorge 
betrifft, hat in der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 
13. II. 1924 ihren Niederschlag gefunden. Die Verfasser des 
Leitfadens haben diesen mit besonderem Hinblick auf die 
Erfordernisse der Praxis abgefaßt und geben sehr klare Angaben 
über die äußerst schwierigen Materien der Organisation, sowie 
der Grundsätze über die Arbeitspflicht und Unterhaltspflicht. 
Der Anhang enthält eine Zusammenstellung der vorläufig 
weiter geltenden Bestimmungen früherer Gesetze, sowie die 
Ausführungsbestimmungen der Länder. 


Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge, 
Frankfurt a. M., läßt neuerdings eine Schriftenreihe: „Aufbau 
und Ausbau der Fürsorge“ erscheinen. Die beiden ersten jetzt 
vorliegenden Hefte lassen gemäß der anerkannten Sachkunde 
der herausgebenden Stelle auf die folgenden Nummern große 
Hoffnungen setzen. 


Heft 1: „Ziele, Methoden und Technik von Fortbil- 
dungskursen und Konferenzen‘ bringt den Bericht über 
eine im August 1924 vom Deutschen Verein veranstaltete Kon- 
ferenz, in der zunächst die Abgrenzung bei der Veranstaltung 
von Kursen und Konferenzen je nach dem Veranstalter — 
Landes- oder Provinzial-, städtische oder ländliche Behörde — 
behandelt wird. Es folgen inhaltreiche Ausführungen über die 
wichtigsten Typen der Konferenzen (z. B. einmalig oder in 
regelmäßiger Wiederkehr, als Vortragsreihe, als mehrtägiger 
Kurs usw.), ferner über die Aufgaben der einzelnen Fürsorge- 
organe bei solchen Kursen. Angesichts der heutigen gesetz- 
lichen Regelung der Jugendwohlfahrtspflege und der Wohl- 
fahrtspflege, die ganz neue, unsere alten Formen und Prin- 
zipien stark verändernde Bestimmungen gebracht hat und deren 
Entwicklung noch nicht abgeschlossen ist, bedeutet die Ver- 
anstaltung von Fortbildungskursen für Facharbeiter und für 
ehrenamtliche Kräfte eine unbedingte Notwendigkeit, sowohl 
wegen der Durchführung der Gesetze, als wegen der mehr 
inneren Fragen einer Methodenverbesserung. Mannigfaltige 
Veranstaltungen haben nun bereits bewiesen, wie schwer man 
dabei allen berechtigten Anforderungen gerecht werden kann; 
daher sind solche Meinungsäußerungen anerkannter Fachleute 
von nicht zu unterschätzender Bedeutung. 


Das 2. Heft: „Aufgaben und Aufbau eines ländlichen 
Wohlfahrtsamtes‘“ von Amtshauptmann Hardrath (Grim- 
ma), bringt auf Grund eines Vortrages, den der Verfasser in 
Bamberg im Oktober 1924 gehalten hat, eingehende Erörte- 
rungen über die Organisation eines Wohlfahrtsamtes in einem 
gemischt landwirtschaftlichen und industriellen Kreise. Der 
weit durchgeführten Dezentralisation des Außendienstes steht 
eine fachliche Gliederung des Innendienstes gegenüber. Dieser 
kann später diejenigen Fürsorgerinnen, die nach längerer Ar- 
beitszeit dem Außendienst nicht mehr gewachsen sind, auf- 
nehmen. Hervorzuheben ist ferner der Grundsatz, daß jede 
Abteilung des Innendienstes, soweit möglich, sich selbst tragen 
solle. Hierbei ist die bekanntlich Außerst schwierige Frage des 
Erstattungswesens mit stärkster Energie ausgearbeitet und 
durchgeführt. Bemerkenswert erscheint auch, daß das Amt 
Fürsorge- und Schularzt personell zusammengefaßt hat, was 
sowohl zu einer intensiveren ärztlichen Fürsorgearbeit, als zu- 


gleich zu einer Verminderung der Kosten, gegenüber der frü- 
heren nebenamtlichen Einrichtung geführt hat. Die Mitarbeit 
freiwilliger Kräfte, sowie die Übertragung von Aufgaben an 
die Gemeinden und andere Probleme finden in dem anregenden 
Heft ihre zwar kurze, aber prägnante Behandlung. 


Segall u. Weinreich (Berlin), Die geschlossenen und halb- 
offenen Einrichtungen der jüdischen Wohlfahrtspflege in 
Deutschland. Hrsg. v. d. Zentralwohlfahrtsstelle der deutschen 
Juden. Berlin, Herbig 1925. Das im Jahre 1917 herausgegebene 
„Handbuch der jüdischen Gemeindeverwaltung und Wohl- 
fahrtspflege‘‘ war durch zahlreiche Veränderungen im Anstalts- 
wesen sehr veraltet. Die vorliegende Übersicht (im Umfang 
von 75 Seiten) enthält nunmehr die Aufzählung sämtlicher ein- 
schlägiger Einrichtungen — und zwar über ähnliche Veröffent- 
lichungen anderer Reichsverbände hinausgehend auch die Kin- 
dergärten, Horte und Tagesheime. Besonders interessant ist 
die kurze Einleitung, die auch geschichtliche Gesichtspunkte 
enthält. Die den Angaben über Adresse, Größe, Träger der An- 
stalten zugefügten Mitteilungen über Aufnahmebedingungen 
sind sehr wertvoll für den praktischen Gebrauch. 


Marie Juchacz und Johanna Heymann (Berlin), Die 
Arbeiterwohlfahrt. Voraussetzungen und Entwicklungen. Ber- 
lin, J. H. W. Dietz Nachf. 1924. Das gut gedruckte, hübsch 
ausgestattete und mit ansprechenden Abbildungen versehene 
Buch gibt eine Darstellung der relativ noch jungen, aber schon 
weit ausgedehnten Arbeiterwohlfahrt, d. h. einer organisierten 
Wohlfahrtspflege, deren alleiniger Träger die Arbeiterschaft 
ist, deren Pfleglinge sich aber nicht auf diese beschrän- 
ken. Aus der Vorgeschichte des 1920 gegründeten heutigen 
„Hauptausschusses für Arbeiterwohlfahrt‘.sind an erster Stelle 
die Kinderschutz-Kommissionen zu nennen, in denen vor allem 
die Frauen eine hervorragende Mitarbeit leisteten. Jetzt sind 
die Vertreter der sozialdemokratischen Arbeiterschaft in ihrer 
Eigenschaft als Mitglied der Landes- oder Ortsausschüsse für 
Arbeiterwohlfahrt zugleich in den behördlichen und anderen 
Wohlfahrtsorganisationen und als selbständige Sozialarbeiter 
an zahlreichen Orten tätig. Eine lange Reihe von Auszügen aus 
Berichten gibt Rechenschaft von den mannigfaltigen Hilfs- 
werken, zumeist der offenen und halboffenen, aber auch der ge- 
schlossenen Fürsorge (Kinderspeisung, Ferienspiele, Wande- 
rungen, Nähstuben, Lebensmittelverteilung, Heil- und Er- 
holungsstätten usw.). Neben der praktischen Arbeit wird der 
Schulung von Helfern überall große Aufmerksamkeit zuge- 
wendet. 


Behrend und Helene Stranz-Hurwitz (Berlin), Samm- 
lung vor Wohlfahrtsgesetzen des Deutschen Reiches und 
Preußens. Teil II nebst Ausführungsgesetzen sämtlicher Länder 
zum RJWG. Berlin u. Leipzig, de Gruyter & Co. 1925. Preis 
geb. Æ 9,—. Der umfangreiche Band bringt die Ergän- 
zung bzw. die Abänderungen der im I. Teil zusammengestellten 
Wohlfahrtsgesetze, vor allem die inzwischen erschienene Ver- 
ordnung über die Fürsorgepflicht mit der preußischen Aus- 
führungsverordnung, die sämtlichen Ausführungsgesetze zum 
RJWG. (inzwischen schon wieder überholt, z. B. durch das 
sächsische Wohlfahrtspflegegesetz vom 28. März 1925). Wichtig 
ist ferner, daß im II. Teil auch einige Gesundheitsgesetze auf- 
genommen sind, nämlich das preußische Tuberkulose- und das 
Hebammengesetz. So wird auch dieser Band — gleich seinem 
Vorgänger — als ein sehr nützliches Hilfsmittel zur Arbeit be- 
grüßt werden. Käthe Mende (Berlin). 
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Neue Zeitschriften auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege. 
In den letzten Monaten haben zwei für die Wohlfahrtspflege 
wichtige Zeitschriften zu erscheinen begonnen. Die Hambur- 
gische Gesellschaft für Wohltätigkeit zeigt in dem Monatsblatt 
„Die Auslese‘ einen Rundblick über das Gesamtgebiet der 
Wohlfahrtspflege. Die Zeitschrift enthält eine Zusammenstel- 
lung der wichtigsten wohlfahrtspflegerischen Aufsätze der Ta- 
ges- und Fachpresse und gibt deren Inhalt nach den bisherigen 
Proben recht geschickt wieder. — Größeren Formats ist die 
bei Heymann in Berlin erscheinende „Deutsche Zeitschrift 
für Wohlfahrtspflege‘, die seit dem April 1925 von 
Karstedt und Frau Wronsky als Monatsblatt herausge- 
geben wird. Die Zeitschrift soll als Ersatz für die der Infla- 
tion zum Opfer gefallene ,, Concordia“ und ‚Zeitschrift für das 
Armenwesen‘ als wissenschaftliches Organ der Wohlfahrtspflege 
dienen. Diese Absicht ist sehr zu begrüßen, da unter den Nöten 
der Nachkriegszeit und den Erfordernissen des Tages die wissen- 
schaftliche Behandlung wohlfahrtspflegerischer Fragen allzusehr 
in den Hintergrund gedrängt wurde und die Praktiker ausreichen- 
des wissenschaftliches Material vielfach sehr vermißten. H.M. 


Bericht über die Verhandlungen des 38. Deutschen Fürsorge- 
tages des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge. 
Schriften des Dtsch. Vereins für öffentl. u. priv. Fürsorge, neue 
Folge, Heft 3, Karlsruhe, G. Braun 1924. Der Deutsche Verein 
für öffentliche und private Fürsorge, dessen Tagungen nunmehr 
seit Jahrzehnten eine Fülle wichtigster Anregungen und Klä- 
rungen zu schwebenden Fragen der Wohlfahrtspflege erbracht 
haben, gibt auch im Bericht über diesen seinen letzten Für- 
sorgetag beachtenswerte Aufklärungen über die Durchführung 
der Verordnung über die Fürsorgepflicht, sowie über das Reichs- 
jugendwohlfahrtsgesetz, mithin derjenigen Gesetze, welche im 
letzten Jahr die Gedanken und Kräfte der Wohlfahrtspflege be- 
sonders in Anspruch genommen haben. Daß zunächst Organi- 
sationsfragen bei der Durchführung so neuer Gesetze im Vorder- 
grund stehen, ist verständlich; erst später wird man über die 
Durchführung im einzelnen, sowie besonders über Erfolge 
dieser Gesetze berichten können. Einheitlichkeit der Organi- 
sation, jedoch innerhalb der einzelnen Gebiete Bewegungsfrei- 
heit für die örtlichen Eigenarten wird allgemein gefordert. Für 
die Interessenten der Jugendwohlfahrtspflege sind besonders 
wertvoll die Forderungen von Schatzrat Dr. Hartmann (Han- 
nover), der sich mit den übrigen Referenten, Direktor Schrauth 
(Darmstadt) und Frau Oberregierungsrat Dr. Baum (Karls- 
ruhe) darin begegnet, daß er keinesfalls ein Zurückstecken der 
Aufgaben zulassen, sondern, wie es auch in der Diskussion und 
in den zusammenfassenden Worten des Vorsitzenden zum 
Schluß betont wird, die ursprünglich gesetzten Ziele des RJWG. 
unbedingt aufrecht erhalten sehen will. Allgemein wird zu- 
gegeben, daß die Durchführung dieser Aufgaben, besonders 
der Amtsvormundschaft, keine neuen Belastungen der Gemein- 
den darstelle, sondern daß bestimmte Gebiete, vor allen Dingen 
die Bewahrung der normalen Jugend, so z. B. Säuglings-, 
Kleinkinder- usw. -schutz, ferner die besondere Berücksichti- 
gung der schwer Erziehbaren in der Fürsorgeerziehung (beides 
unter stärkster Mitwirkung von Ärzten) im Gegenteil eine Er- 
sparung Öffentlicher Mittel bedeuten. Allgemein wurde auch 
die systematische und ausgedehnte Heranziehung der freiwilli- 
gen Jugendwohlfahrtspflege zur Jugendamtsarbeit gefordert. 
Dr. Lenne, Köln, brachte zu dieser Frage Leitsätze zur Kennt- 
nis. Von ärztlicher Seite wurde mehrfach die gesetzlich festzu- 
legende Mitarbeit des Arztes bei dem Jugendamt gefordert. — 
Der Anhang enthält Ausarbeitungen von Dr. Polligkeit zu 
$6 der Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht. 
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Jugendtürsorgetagungen in Heidelberg, 15.—19. September 
1924. Drei große Organisationen, der „Allgemeine Fürsorge- 
Erziehungstag‘‘, die „Vereinigung für Jugendgerichte und Ju- 
gendgerichtshilfen‘‘, und der „Deutsche Verein zur Fürsorge 
für jugendliche Psychopathen‘“, haben sich vereinigt, um am 
gleichen Ort in der gleichen Woche große Konferenzen abzu- 
halten. Diese Zusammenlegung war sehr begrüßenswert, weil 
viele und wichtige Interessen der drei Organisationen überein- 
stimmen. Fürsorgeerziehung und Jugendgerichtshilfe haben 
sehr oft die gleichen jugendlichen Menschen zu behandeln; eine 
Fühlungnahme zwischen beiden ist darum äußerst notwendig. 
Daß die Psychiater und besonders die Psychopathologen mit 
beiden Formen der Erziehungsarbeit eng verknüpft sind, liegt 
auf der Hand. Daher fielen auch mehrere der Hauptreferate 
zugleich in das eine oder in beide Nachbargebiete. Als erste 
tagte die Konferenz des Allgemeinen Fürsorge-Erzie- 
hungstages, der leider unter dem Eindruck der kurz vor Be- 
ginn der Verhandlungen eintreffenden Todesnachricht seines 
langjährigen Vorsitzenden, Pastor Backhausen, stand. 

Die Referate befaßten sich zunächst mit der Anstaltserzie- 
hung und zwar getrennt nach Alter und Geschlecht. Für die 
Schulentlassenen forderten die Referenten,Professor Dr. Gregor- 
Flehingen und Pastor Isermeyer-Himmelsthür, besonders weit- 
gehende Individualisierung, Einteilung in Gruppen, Verbindung 
mit der offenen Fürsorge, produktive Arbeitsleistung. Beson- 
deren Wert legte der erste Referent auf systematische Vertei- 
lung der Aufgaben unter die leitenden und erziehenden Per- 
sönlichkeiten und die Heranziehung von hauptamtlich tätigen 
Anstaltsgeistlichen und -Ärzten. Wichtig ist ferner die von 
beiden Referenten geforderte Einrichtung von Aufnahmeabtei- 
lungen und Abteilungen für schwer Erziehbare. 

Erwähnenswert ist die von Pastor Isermeyer bei seinen 
weiblichen Zöglingen mit Erfolg eingeführte Säuglingspflege- 
lehre. Es folgten die Referate über die Erziehung von Für- 
sorgezöglingen in Familien, sodann die Erörterung der Behand- 
lung von sogenannten ‚„Unerziehbaren‘‘ (Referenten Landes- 
rat v. Lüpke, Hannover und Sanitätsrat Dr. Lückerath, 
Euskirchen). Beide Referenten gehen davon aus, daß eine 
Unerziehbarkeit nach bestimmten Vorbedingungen feststellbar 
sei. Es sollen jedoch mindestens in 2 Anstalten zweijährige 
Erziehungsversuche vorhergegangen sein.‘ Die Feststellung 
setzt ein Mindestalter von 18 Jahren voraus und geschieht 
durch eine Kommission. Daß für volljährige derartige Per- 
sonen ein Bewahrungsgesetz notwendig sei, wurde nicht nur 
von den Referenten, sondern auch in der Diskussion betont. 
Dagegen schienen über die Frage, was mit solchen als unerzieh- 
bar festgestellten Minderjährigen geschehen solle, abwei- 
chende Meinungen zu herrschen. Die oben angeführten Vorbe- 
dingungen für die Feststellungen der Unerziehbaren wurden 
von Sanitätsrat Dr. Schnitzer (Stettin) dahin verschärft, daß 
er eine 3jährige Erziehungsarbeit und ein Alter von 19 Jahren 
dafür voraussetzt. (Im übrigen hielt man die Zahl der hier 
betroffenen Minderjährigen für sehr gering.) Er fordert für 
derartige aus der Fürsorgeerziehung ausscheidende Zöglinge 
rechtzeitige Beantragung der Entmündigung. Von anderen 
Seiten wurde gegen den Begriff „unerziehbar‘‘ protestiert. 

Es folgte der 6. Jugendgerichtstag, veranstaltet von der 
„Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen‘“, 
der sich zunächst mit Einzelheiten bei der Durchführung des 
neuen Jugendgerichtsgesetzes befaBte. Besonders wichtige 
Punkte waren die Ausübung und Ausgestaltung der Erziehungs- 
maßregeln, ferner die Behandiung der 18—21 jährigen, also der 
gesetzlich bereits strafmündigen, aber noch Minderjährigen 
(Redner: AmtsgerichtsratFrancke, Berlin); auch für sie können 
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und müssen noch Erziehungsmittel angewandt werden. — 
Großem Interesse begegneten die Referate über die Behand- 
lung von jugendlichen Zeugen, wobei zunächst über diejenigen 
Kinder referiert wurde, die als Objekte oder Zuschauer straf- 
barer Handlungen, besonders in Sittlichkeitsprozessen, mit dem 
Gericht in Berührung kommen. Vor allen Dingen wurde die 
Forderung nach Schutz vor erziehungswidrigen Einflüssen unter- 
. strichen. (Der Vortrag der ersten Referentin, Fräulein Lotte 
Meyer, Berlin, ist in der „Zeitschrift für allgemeine Strafrechts- 
wissenschaft“, Band 45, abgedruckt.) Daß die Vernehmung nur 
durch pädagogisch geschulte Kräfte, nicht aber ein Erastz des 
Richters durch andere Personen erfolgen solle, wurde einstimmig 
gefordert. EinegroßeReihe praktischerVorschläge vonPädagogen, 
Psychologen, die u. a. auf entsprechende Schulung der Polizei- 
beamten, Richter und Staatsanwälte hinzielten, wurde gemacht. 

Die Verhandlungen der dritten Tagung über Psycho- 
pathenfürsorge griff vielfach in ihren Themen auf die erste 
Tagung zurück. Zunächst sprach Professor Dr. Schneider 
(Köln) über die Verwahrlosung vom Standpunkt des Psychia- 
ters und zwar mit besonderer Berücksichtigung der Asozialen. 
Er wies auf die Vielfältigkeit des Begriffs Psychopathen hin, 
dem eine ebenso große Vielfältigkeit in der Behandlungsweise 
gegenüberstehen müsse. — Auch hier wurde das Problem der 
„Unerziehbaren‘‘ von Dr. Hahn (Frankfurt a. M.) untersucht, 
der sich zunächst mit den Idioten, Paralytikern und Kindern 
nach überstandener Gehirngrippe befaBte. Auch er schied 
grundsätzlich aus der Erziehung nur die Geisteskranken aus 
und wies für Kinder die Feststellung einer Unerziehbarkeit 
zurück, schloß sich hiermit also den oben erwähnten Forde- 
rungen ebenso wie der Forderung nach einem Verwahrungs- 
gesetz an. — Über Erziehungsarbeit an verwahrlosten männ- 
lichen Jugendlichen referierte Dr. Bondy (Göttingen), der vor 
allen Dingen das Arbeitsproblem, mit besonderer Berücksichti- 
gung der Neigung und Eignung, sowie der inneren Stellung- 
nahme der Jugendlichen zu ihrer Arbeit, behandelte. Für den 
Erfolg der Erziehung sieht er die Gemeinschaftserziehung, ba- 
siert auf den Methoden der Jugendbewegung, als ausschlag- 
gebend an. — Von ähnlichen Voraussetzungen ging die nächste 
Referentin, Dr. Paulssen (Hamburg), in ihrem Vortrag über 
Erziehungsarbeit an verwahrlosten weiblichen Jugendlichen 
aus. Sie hält gerade die Pubertät für eine Zeit gesteigerter Er- 
ziehungsmöglichkeiten, d. h. besonders die Jahre über 16. Das 
richtige Führerverhältnis zwischen Erzieher und Zögling werde 
auch hier die rechten Wege weisen können. Große Schwierig- 
keiten biete allerdings noch die z. Z. geltende Regelung der 
Prostitution. Aus ihrer Erfahrung unterschied sie folgende 
Typen: 1.die Abgeglittenen, d.h. noch nicht innerlich Ver- 
wahrlosten, 2. die Infantilen, deren Erziehung sehr schwierige 
und langwierige Aufgaben bietet und evti. besondere Heime 
zum Übergang in das Leben notwendig macht, 3. den Auf- 
stiegstypus, d. h. Mädchen, die durch ihren Drang nach Auf- 
stieg gescheitert sind, intellektuell und willensmäßig über dem 
Durchschnittstehen und daher als Anstaltszöglinge schwere Pro- 
bleme darstellen, 4. die Geisteskranken, die sie als unerziehbar 
bezeichnet. 

Aus der gedrängten Wiedergabe ist bereits ersichtlich, wie be- 
fruchtend ein Austausch von Erfahrungen auf solchen Tagungen 
wirkt. Hoffentlich werden spätere Veranstaltungen, die freilich 
durch etwas kleineren Umfang weniger Ansprüche an die Hörer 
stellen müßten, auch in Zukunft verwandte Gebiete gleichzeitig be- 
handeln. 

Die Berichte über den 6. Jugendgerichtstag und die 3. Ta- 
gung über Psychopathenfürsorge sind im Verlag Julius Springer, 
Berlin W.9, Linkstr. 23/24 erschienen. 
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Der Panamerikanische Kinderschutz-Kongreß. Am 12. Ok- 
tober 1924 wurde in Santiago (Chile) zugleich mit einer inter- 
nationalen Ausstellung für Kinderschutz ein panamerikanischer 
Kongreß über Kinderschutz eröffnet. Er war von den meisten 
südamerikanischen und den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika beschickt und hat eine große Reihe interessanter Be- 
schlüsse gefaßt, die — wenn sie auch nicht den tatsächlichen 
Stand in all den äußerst verschiedenen Teilnehmerländern 
kennzeichnen — doch Hinweise für die drüben in Angriff ge- 
nommenen oder zu nehmenden Aufgaben enthalten. 

Der Kongreß zerfiel in 4 Sektionen. Die erste (Medizin) 
befaßte sich u.a. mit der Erforschung und Bekämpfung der 
Tuberkulose, der Erblues, der Rachitis, der Krankheiten von 
Atmungsorganen, mit der physio-therapeutischen Ausbildung 
der Ärzte, der Aufklärung der Lehrer,’ der ärztlichen Beauf- 
sichtigung der gesundheitlichen Kindererziehung und faßte 
Beschlüsse, die auf Förderung dieser Maßnahmen zielen. Bei 
der 2. Sektion (Hygiene) wurden vor allen Dingen folgende 
Forderungen erhoben: nach Begründung von medizinisch- 
pädagogischen Instituten, nach Schwangerenschutz, gesetz- 
licher Regelung des Mutterschutzes, nach methodischem prak- 
tischen Unterricht in Säuglingspflege, Vorbeugung gegen vene- 
rische Krankheiten, gegen Abtreibung, angemessene Förderung 
der Entbindungsanstalten, der Wochenpflege, Nachweis von 
Ammen unter Kontrolle und in Verbindung mit Entbindungs- 
anstälten, Erlaß staatlicher Vorschriften, die das Recht der 
Kinder auf Muttermilch sichern sollen, Anzeigepflicht für be- 
stimmte Krankheiten, Kontrolle der Milchbelieferung für Städte, 
Verbesserung und Förderung des Säuglingswesens, Errichtung 
von Volkswohlfahrtsministerien, Ausbau der Schulhygiene, An- 
stellung von Schulärzten und Schulpflegerinnen, Einrichtung 
von Spielplätzen, Kinderkrankenhäusern usw. 

Ebenso reichhaltig ist die Reihe der in der 3. Sektion (Sozjal- 
fürsorge) erfolgten Beschlüsse: stärkerer Schutz der wirtschaft- 
lich und sittlich bedrohten Kinder, Vorbeugung und Verhin- 
derung von Verbrechen, Kampf gegen Alkoholismus, Ausdeh- 
nung des Volksschulunterrichts, Gesetze über Feststellung der 
Vaterschaft und Zahlungsverpfliehtung des Erzeugers (bis zu 
18 Monaten nach der Entbindung für die Mutter, für das Kind 
bis zur Erwerbsfähigkeit), Errichtung staatlich unterstützter 
Institute für Kinderschutz, Bereitstellung staatlicher Mittel 
für Kinderschutz, weitere geistige und gesundheitliche För- 
derung. 

Die 4. Abteilung (Gesetzgebung) befaßte sich zum großen 
Teil mit Fragen des bürgerlichen Rechts und des Strafrechts, 
wobei die Stellung der unehelichen Kinder und Mütter, die der 
verheirateten Mütter, die Einrichtung von Jugendgerichten 
besonders betont wurden. 

Gregor (Flehingen), Leitfaden der Fürsorgeerziehung. Mit 
Beiträgen von Else Voigtländer (Leipzig). Berlin, Karger 
1924. In den letzten Jahren sind Arbeiten über Fürsorge- 
zöglinge in steigender Zahl erschienen, wenige davon aber auf 
so durchgearbeitetes und wissenschaftlich aufgebautes Material 
gestützt, wie die Werke von Gregor und seiner Mitarbeiterin 
Else Voigtländer. Gregor, der jetzt die Badische Fürsorge- 
erziehungsanstalt Flehingen leitet (in der Gruhle die Unter- 
suchungen über die dortigen Fürsorgezöglinge machte), gibt 
in diesem neuen Buche eingehende Darlegungen über die Wege, 
welche die Fürsorgeerziehung sich vorzuzeichnen und zu be- 
folgen hat. Ihre Grundlagen findet er in der eingehenden Unter- 
suchung von Anlage und Umwelt der Zöglinge, psychologisch 
und psychiatrisch orientiert. Den größten Teil des Buches 
nehmen diese Darlegungen ein; ihnen sind Anweisungen über 
die praktische Erziehung, gegliedert nach Geschlecht und 
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Alter, beigegeben. Sehr interessante Vergleiche zwischen Gre- 
gors eigenen früheren Arbeiten, den Untersuchungen von Gruhle, 
sowie von Dayid Lund (Upsala) beleben die Untersuchungen, 
die sich im übrigen auf Anstaltserziehung beschränken. — Eine 
sehr zu erweiternde Ausgestaltung der Erfolgsstatistik liegt 
nicht nur in den Wünschen des Verfassers, sondern im allge- 
meinsten Interesse, wird sich aber z. Zt. leider aus verschiedenen 
Ursachen noch nicht so ausbauen lassen, wie es zugunsten der 
Fürsorgeerziehung, ihrer Stellung in der Öffentlichen Meinung 
und ihrer vielerorts noch sehr notwendigen Reform zu wün- 
schen wäre. 


Hildegard v. Heimann (Hamburg), Studien zur Erzie- 
hungsarbeit an verwahrlosten Mädchen. Mit Berücksichtigung 
der Erfahrungen in Hamburg-Ohlsdorf. Hamburgische Schrif- 
ten zur gesamten Strafrechtswissenschaft, Heft5. Hrsg. von 
Prof. Liepmann. Hamburg, Gente, 1924. Den Untersuchungen 
über männliche Fürsorgezöglinge stehen zur Zeit noch nicht 
viele über weibliche gegenüber. Die vorliegende Arbeit ist ohne 
Zweifel eine der besten, die bisher über diese Frage erschienen 
sind. Verf. ist eine Zeitlang als stellvertretende Lehrerin in 
der Anstalt tätig gewesen und zeichnet ihre Erfahrungen, er- 
gänzt durch reiches Aktenstudium verschiedener sozialer Ein- 
richtungen, in lebendiger Weise. Sie bringt weniger. Individual- 
untersuchungen (wie beiGruhle, Gregor, Voigtländer usw.), 
sondern faBt ihre Eindrücke mehr zusammen in psychologisch- 
pädagogischen Ausführungen. Die Hauptursachen der Ver- 
wahrlosung weiblicher Jugendlicher erblickt sie im Versagen 
der Erziehung, der sozialen Verhältnisse, dem falschen Ver- 
halten der Gesellschaft gegenüber solchen Mädchen. Dem- 
zufolge seien die Hauptmittel dagegen: vorbeugende Sozial- 
pädagogik, Umgestaltung der Anstaltserziehung durch beson- 
ders auf diese Zöglinge gerichtete, den Willen stärkende, liebe- 
volle Pädagogik. Sehr wichtig erscheint ihr die Trennung der 
sexuell nicht verwahrlosten (die die Minderheit ausmachen) von 
den übrigen Mädchen. Abnorm Krankhafte sollen in Sonder- 
heime; dagegen spricht Verf. sich entschieden gegen Sonder- 
anstalten für Psychopathen aus. Der Anhang enthält sechs 
sehr eingehende Lebensläufe (anstatt der ursprünglich für den 
Druck bestimmten 150, die aus Mangel an Mitteln zurück- 
. stehen mußten, aber handschriftlich vom Hamburger Seminar 
für Strafrecht und Kriminalpolitik, Hamburg, Moorweiden- 
straße 8, entliehen werden können). 


Otto Wehn (Frankfurt a. M.), Die Bekämpfung schädlicher 
Erwerbsarbeit von Kindern. F. Manns pädagog. Magazin, Heft 
1014. Langensalza, Beyer & Söhne 1925. Die Schrift ist in 
der von Prof. Klumker herausgegebenen Reihe IHI: ,,Fort- 
schritte der Jugendfürsorge‘‘ als 4. Heft erschienen und fordert, 
gestützt auf die Resultate vieler bereits veröffentlichter Unter- 
suchungen und der Berichte von Gewerbeaufsichtsbehörden 
über die Kinderarbeit, stärkere Lösung der Aufsicht durch 
Fürsorgebehörden von der polizeilichen Tätigkeit auf 
dem gleichen Gebiet. Der Untertitel des Buches ‚als Problem 
der Fürsorge‘ weist auf die Stellungnahme des Verfassers 
hin. — Es wäre wünschenswert, wenn über diese Frage einmal 
wieder eine systematische Untersuchung größeren Stils — ähn- 
lich der von Bierer über die Sonneberger Heimarbeit — er- 
scheinen würde, denn der Kampf gegen die halböffentlich oder 
heimlich betriebene gesetzwidrige Kinderarbeit bedarf dringend 
solcher Stützpunkte. 


R. Albath (Berlin), Jugendwohlfahrt. Sammlung der Ge- 
setzgebung für Jugendwohlfahrt. Berlin, E. Hartmann 1924. 
Die im Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt behandelten Fragen 
ragen zum großen Teil in solche Gebiete hinüber, die schon 
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anderweit gesetzlich geregelt sind. Werden doch von den sieben 
in $ 3 aufgezählten Pflichtaufgaben des Jugendamts fünf nur 
als „Mitwirkung“ in bestimmten Zweigen der. Jugendfürsorge 
bezeichnet. Darüber hinaus sind natürlich überall die grund- 
legenden Reichs- und Landesgesetze berührt. Somit ist eine 
Kenntnis der Gesetze über angrenzende. und verwandte Ge- 
biete unbedingt notwendig. Das Buch von Albath versucht, 
dem in geschickter Weise durch Einflechtung der einschlägigen 
anderen Bestimmungen am betr. Ort gerecht zu werden und 
bildet so — obwohl Vollständigkeit nicht erreicht werden konnte 
(der Titel ist etwas zu weit formuliert) — eine-gute Handhabe 
für die praktische Arbeit. 


Die Jugendfürsorge in Österreich. Sonderabdruck der Öster- 
reichischen Städte-Zeitung, 1924. Eichgraben, Floquet. Aus 
Österreich, das schon mehrere Übersichtswerke aus seiner Wohl- 
fahrts-, speziell der Kinderwohlfahrtspflege herausgegeben hat, 
liegt wieder ein neues, wie seine Vorgänger, hübsch illustriertes 
Bändchen vor. Es bringt nach einleitenden Aufsätzen über 
Organisationen und Gesetzgebung Schilderungen über die Arbeit 
der einzelnen Länder, die sich vor allem auf die überall durch- 
geführte Landesberufsvormundschaft und die ebenfalls gesetz- 
lich geregelte Ziehkinderpflege stützen. Ferner enthält das Buch 
Schilderungen über die Arbeit einzelner Städte — wie Graz, 
Innsbruck — und besonders wichtiger Heime. Die letzteren 
nehmen überhaupt in der österreichischen Wohlfahrtsarbeit 
einen großen Raum ein, und speziell die Erholungsfürsorge 
tritt hervor. 


Polligkeit-Blumenthal, Das preußische Ausführungs- 
gesetz zum Jugendwohlfahrtsgesetz nebst der Reichsverordnung 
vom 14. 11.1924. Berlin, Carl Heymann 1925. Der unbedingt 
notwendige Ergänzungsband zum Kommentar Friedeberg- 
Polligkeit liegt nunmehr vor und bietet in den Personen seiner 
Verfasser die sicherste Gewähr für sachkundige und lichtvolle 
Behandlung der schwierigen Materie. Aufklärungen über Gründe 
und Entstehung der Februarverordnung gehen den Einzel- 
erläuterungen voraus, die immer wieder auf jene zurückgreifen. 
Dies erleichtert das Verständnis erheblich. Stetige Hinweise 
für die Durchführung werden den Praktikern gerade bei der 
Strittigkeit vieler Fragen äußerst.wertvoll sein. Das Gleiche 
ist von den Erläuterungen zum preußischen AG. zu sagen. 
Auch bei ihnen zeigen zahlreiche Bemerkungen die eindring- 
liche persönliche Erfahrung, die für eine Auslegung des Gesetzes 
von so weittragendem Nutzen ist. Auch der Ergänzungsband 


ı kann wie sein Vorgänger als „unentbehrlich“ in des Wortes 


wahrer Bedeutung bezeichnet werden. 


Das kommende Geschlecht. III. Bd. Heft 3. Jugendrecht, 
Jugendschutz und Jugendwohlfahrt in der deutschen Gesetz- 
gebung von Dr. M. Faßbender. Berlin, Dümmler 1925. 
128 S., M 4.50. Das Sonderheft der Zeitschrift bringt in ge- 
drängtester Form die Inhaltsangabe, oft nur die Paragraphen- 
aufzählung wichtiger gesetzlicher Bestimmungen aus dem BGB., 
dem Schulwesen, ferner in ausführlicher (auch geschichtlicher) 
Darstellung das Gesetz über religiöse Kindererziehung, Aus- 
züge aus Gewerbeordnung usw. sowie im Wortlaut Jugend- 
gerichts- und Reichsjugendwohlfahrtsgesetz, Erlasse, Richt- 
linien. Für Praktiker erscheint vieles doch zu stark gekürzt, 
anderes wieder jeden Kommentars entbehrend, so daß eine 
ausreichende Kenntnis oder die Grundlage für schnelle Orien- 
tierung nicht gewonnen werden kann. Auch daß eine im 
März erscheinende Übersicht noch die Verordnung über Wochen- 
fürsorge (v. 18. VIII. 1923), die durch die Fürsorgepflichtverord- 
uung seit 1. IV. 1924 aufgehoben ist, in vollem Wortlaut an- 
führt, kann leicht irreführen. Käthe Mende (Berlin). 
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Deutsches Reich 1924. 


Verordnung über Krankenversicherung vom 13. II. 1924. 
RGBI. Nr. 12, S. 93. 

Das Gesetz ermächtigt die Krankenkassen zur Bildung von 
Sektionen und Kassenarztbezirken, um dadurch Ersparnisse 
an Verwaltungs- und ärztlichen Fahrkosten zu erzielen und 
regelt den Aufsichts- und Beschwerdegang hierfür. Es erlaubt 
ferner den Krankenkassen, Krankenschwestern als Gehilfinnen 
für den ärztlichen Dienst anzustellen und überträgt dem Reichs- 
ausschuB für Ärzte und Krankenkassen die Aufstellung der 
Richtlinien für derartige Anstellungen. Beim Zusammenlegen 
von Innungen sollen auch die betreffenden Innungskranken- 
kassen zusammengelegt werden. Arbeitgeber, auf deren Wunsch 
Arbeitnehmer in ein Krankenhaus verlegt werden, können zu 
den Kosten herangezogen werden, außer wenn es sich um 
ansteckende Erkrankungen handelt. Außerdem werden einige 
überflüssig gewordene Bestimmungen aus früheren Gesetzen 
und Verordnungen gestrichen, bezw. abgeändert. 

Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. II. 1924. RGBI. 
Nr. 12, S. 100—107. 

Das Gesetz ordnet die Bildung von Landes- und Bezirks- 
fürsorgeverbänden an und überträgt den Ländern die Organi- 
sation der Fürsorgeverbände im einzelnen, einschließlich der 
Kostendeckung. Zu den Aufgaben der Fürsorgeverbände ge- 
hören: 

a) die Kriegsbeschädigten- und Hinterbliebenenfürsorge, 

b) die Sozialrentnerfürsorge, 

c) die Kleinrentnerfürsorge, 

d) die Schwerbeschädigten- und Schwererwerbsbeschränk- 

tenfürsorge, 

e) die Fürsorge für hilfsbedürftige Minderjährige. 

f) die Wochenfürsorge, 

g) die bisherige Armenfürsorge. 

Auch können den Verbänden von den Ländern weitere Auf- 
gaben der Fürsorge übertragen werden. 

Länder und Fürsorgeverbände können einzelne Fürsorge- 
aufgaben der freien Wohlfahrtspflege übertragen. Das Reich 
oder die Länder können hierfür Richtlinien aufstellen. Das 
UWG. wird aufgehoben; die Zuständigkeit der Fürsorgepflicht 
für die Hilfsbedürftigen und ihre Angehörigen einschließlich der 
Auslandsdeutschen und staatenlosen Deutschen wird eingehend 
neu geregelt. Abweichend vom UWG. wird der Fürsorgeverband 
des gewöhnlichen Wohnsitzes bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit, 
bei unehelichen Kindern derjenige des Wohnsitzes der Mutter im 
10. Monat vor der Entbindung fürsorgepflichtig. 

$ 16 bis 18 Kostenersatz. Arbeitsfähige Hilfsbedürftige 
können durch Überweisung von Arbeit unterstützt werden, 
bezw. sonstige Unterstützung von der Übernahme nachgewie- 
sener Arbeit abhängig gemacht werden. Bei selbstverschul- 
deter Hilfsbedürftigkeit kann Überführung in ein Arbeitshaus 
erfolgen; Härten sollen vermieden werden. Im übrigen ist der 
notwendige Lebensunterhalt auch für die Familie zu gewäh- 
ren, doch sollen die Kosten von unterstützungspflichtigen 
Angehörigen oder nachträglich bei gestiegenem Wohlstand 
von den Hilfsbedürftigen unter Vermeidung von Härten 
wieder eingezogen werden. Schluß- und Übergangsbestim- 
mungen. | 


Verordnung über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanstalten 
vom 13. II. 1924. RGB. Nr. 11, S. 66. 

Die Arbeitszeit in Krankenpflegeanstalten für unmittelbare 
Krankenpflege und Versorgung der Kranken wird auf wöchent- 
lich höchstens 60 Stunden ausschließlich der Pausen fest- 
gesetzt. Die tägliche Arbeitszeit soll im allgemeinen nicht mehr 
als 10 Stunden betragen, angemessene Pausen sollen anberaumt 
werden. Für dringende Fälle sind Ausnahmen zulässig. 

Verordnung über das Inkrafttreten des Reichsgesetzes für 
Jugendwohlfahrt vom 14. Il. 1924. RGBI. Nr. 12, S. 110. 

Dem Reich und den Ländern werden für das Inkrafttreten 
des RJWG. diejenigen Maßnahmen erlassen, die einen beson- 
deren Aufwand erfordern würden. Im besonderen brauchen 
Jugendämter nicht ins Leben gerufen zu werden, wenn die 
Aufgaben der Jugendwohlfahrt auf andere Weise durch Or- 
gane der Öffentlichen oder privaten Fürsorge erfüllt werden 
können. Unter gewissen Voraussetzungen brauchen auch die 
Amtsvormundschaften noch nicht durchgeführt zu werden. 

Richtlinien des Reichsausschusses für Ärzte und Kranken- 
kassen für die Tätigkeit von Krankenschwestern vom 10. IV. 
1924. Reichsarbeitsblatt Nr. 27, S. 482. 

Richtlinien zum Gesetz über Krankenversicherung vom 
13. H. 1924. Nur für ländliche Krankenkassen bestimmt. Die 
Schwestern dürfen nur pflegerisch auf ärztliche Anordnung 
wirken, sollen bei unmittelbarer Zuziehung auf Anrufen eines 
Arztes drängen, in dringenden Fällen selbst einen solchen rufen 
und sich jeder Beeinflussung zu Gunsten oder zu Ungunsten ein- 
zelner Ärzte enthalten. Beschwerden über Schwestern oder der 
Schwestern über Ärzte entscheidet der Ärzteausschuß der 
Krankenkasse. 

Verordnung über Wochenhilfe vom 31. VII. 1924. RGBI. 
Nr. 50, S. 673. 

Das Gesetz stellt die Bezüge der Wochenhilfe nach der No- 
velle vom 18. VIII. 1923 zur RVO. auf neuzeitliche Geldver- 
hältnisse ein. Das Wochengeld soll mindestens 50 Pfennig, 
das Stillgeld 25 Pfennig betragen. Der Höchstsatz kann von 
den Krankenkassen angeordnet werden. Statt ärztlicher Ent- 
bindungshilfe können 30 Mark bezahlt werden. 

Ausführungsbestimmungen zur Verordnung über Ärzte und 
Krankenkassen vom 14. XI. 1924. RGBI. Nr. 69, S. 743. 

Bestimmungen über die Mitglieder der Schiedsämter für 
Ärzte und Krankenkassen bei den Versicherungsämtern, Ober- 
versicherungsämtern und beim Reichsversicherungsamt (Wahl- 
modus, Vorsitz, Niederschriften, Entschädigungen usw.). 

Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der öf- 
fentlichen Fürsorge vom 4. XII. 1924. RGBI. Nr. 73, S. 765. 

Die Fürsorge nach dem Gesetz von 13. II. 1924 soll Hilfs- 
bedürftigen und ihren unterhaltsberechtigten Angehörigen den 
notwendigen Lebensunterhalt gewähren unter Ansehung der 
besonderen Notlage und wenn möglich zum Selbsterwerb des 
Unterhaltes verhelfen. Verhinderung dauernder Notlage ohne 
besonderen Antrag für Minderjährige, Befähigung zum Erwerb, 
gegebenenfalls Vorbeugung drohender Notlage. Zum not- 
wendigen Lebensbedarf gehören 

a) der Lebensunterhalt, insbesondere Unterkunft, Nahrung, 

Kleidung und Pflege, 
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b) Krankenhilfe sowie Hilfe zur Wiederherstellung der Ar- 
beitsfähigkeit, 


c) Hilfe für Schwangere und Wöchnerinnen, 
d) bei Minderjährigen Erziehung und Erwerbsbefähigung, 


e) bei Blinden, Taubstummen und Krüppeln Erwerbsbe- 
fähigung. 


Nôtigenfalls ist der Bestattungsaufwand zu bestreiten. Ein- 
setzung der verbliebenen Arbeitskraft soll verlangt werden; 
ebenso verbliebenes Vermögen je nach der Sachlage. Hilfe 
kann in Geld, Sachleistung, persönlicher Hilfe oder Anstalts- 
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bewahrung bestehen. Bei Arbeitsscheu, unwirtschaftlichem 
Verhalten und Widerspenstigkeit soll nur das zur Fristung des 
Lebens Unentbehrliche gewährt werden, u. a. Anstaltsbewah- 
rung, „keine offene Pflege“. Vermeidung von Härten für Klein- 
und Sozialrentner sowie für Kriegsbeschädigte und Hinterblie- 
bene hinsichtlich Ersatz aus Besitz und Vermögen usw. Bei 
der Berufsausbildung von Hinterbliebenen sollen Befähigung 
und soziale Stellung der Eltern tunlichst berücksichtigt werden. 
Ausländern soll Fürsorge im Rahmen der allgemeinen Bestim- 
mungen gewährt werden. Die Länder können über die Reichs- 
grundsätze hinausgehen. 


Deutsche Länder 1924. 


Preußen. 


Erlaß vom 9. I. 1924 betr. Vereinbarung über die gegenseitige 
Anerkennung der staatlich anerkannten Wohltahrtspflegerinnen. 
Volkswohlfahrt 1924, Nr. 3, S. 47. 
Es werden als gleichberechtigt mit den preußischen Wohl- 
fahrtsschulen im Sinne des Runderlasses vom 12. XII. 1923 
folgende Schulen in Sachsen, Württemberg und Thüringen be- 
zeichnet: 
1. Wohlfahrtsschule des Soz.-päd. Frauensem., Leipzig, 
Königstr. 

2. Soz. Frauenschule L. Schurig, Dresden-N., Wilhelm- 
platz 7. 

3. Soz. Frauenschule des christi. Frauendienstes, Dresden-A., 
Kaulbachstr. 7. 

4. Soz. Frauenschule des schwäb. Frauenvereins, Stuttgart. 

5. Thüringische Wohlfahrtsschule, Jena. 


Erlaß vom 18. I. 1924 betr. hygienische Einrichtungen zur 
Seuchenbekämpfung. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 4, S. 63. 

Unter Hinweis auf die an einigen Orten durch hygienische 
Unzulänglichkeiten entstandenen Typhusepidemien werden die 
Medizinalbeamten angehalten, den unüberlegten Abbau von 
gesundheitlichen Einrichtungen in den Gemeinden nach Mög- 
lichkeit zu verhindern und der Aufrechterhaltung aller hygie- 
nischen Vorkehrungen im Öffentlichen Dienst und im Privat- 
leben sorgfältige Beachtung zu schenken. Hervorgehoben wer- 
den die zentralen Wasserversorgungsanlagen, Molkereien, Nah- 
rungsmittelbetriebe, Abfallbeseitigungseinrichtungen, Kranken- 
häuser und Fürsorgestellen, Schulen und die hygienischen Ein- 
richtungen gewerblicher Betriebe. 


Eriaß vom 25. I. 1924 betr. Prämien für Wiederbelebungs- 
versuche. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 4, S. 57. | 
Aufhebung der Geldprämien für Wiederbelebungsversuche. 


Bekanntmachung vom 29. I. 1924 betr. Krankenpflegeschulen- 
Volkswohifahrt 1924, Nr. 4, S. 58. 

Verzeichnis der staatlich anerkannten Krankenpflegeschulen 
nach Regierungsbezirken geordnet. 


Bekanntmachung vom 29. I. 1924 betr. Säuglingspflege- 
schulen. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 4, S. 61. 

Verzeichnis der staatlich anerkannten Säuglingspflege- 
schulen nach Regierungsbezirken geordnet. 


Erlaß vom 4. II. 1924 betr. die Behandlung verschiedener 
Krankheiten, insbesondere der progressiven Paralyse der Irren 
(Gehirnerweichung) durch künstliche Infektion von Malaria. 
Volkswohlfahrt 1924, Nr. 5, S. 80. 

Anweisung der Medizinalbeamten, die Ärzte bei der Behand- 
lung mit künstlicher Malaria zur äußersten Vorsicht hinsicht- 


lich der Verbreitung der Malaria anzuhalten und über Beob- 
achtungen derartiger Vorkommnisse zu berichten. 


Erlaß vom 14. II. 1924 betr. Stellenvermittiung für Wohl- 
fahrtspflegerinnen und Wohlfahrtspfieger. Volkswohlfahrt 1924, 
Nr. 5, S. 86. 

Verlegung der Stellenvermittlung für Wohlfahrtspflegerinnen 
und Wohlfahrtspfleger von der Arbeitsgemeinschaft Berlin, 
Barbarossastr. 65 nach dem Landesarbeitsamt Berlin N 21, 
Augustastr. 14. 


Erlaß vom 15. II. 1924 betr. neue Wohlfahrtseinrichtung 
„Salus“. Volkswohlfahrt 1924, Nr.5, S. 78. 

Hinweis auf die gemeinnützige Krankenhauskostenversiche- 
rung „Salus“ namentlich für die Beamtenschaft. 


Ausführungsanweisung zum Reichsgesetz für Jugendwohl- 
fahrt vom 9. VII. 1922 in der Fassung der Verordnung vom 
14. 11. 1924 und zum preuß. Ausführungsgesetz zum Reichsgesetz 
für Jugendwohlfahrt. Volkswohlfahrt 1924, Beilage zu Nr. 8, 
S. 167. 

Nach Darlegung der Grundsätze des RJWG. und der durch 
Verordnung vom 14. II. 1924 eingetretenen Erleichterungen bei 
der Durchführung der Erfahrungen in anderen Ländern und 
der organisatorischen Sachlage in Preußen wird folgendes be- 


stimmt: Die Vereinigung mehrerer Stadt- und Landkreise zu 


einem Jugendamt ist unzulässig, in den westlichen Provinzen 
können mehrere Gemeinden ein eigenes Jugendamt bilden. 
Bei Bildung von Jugendämtern außerhalb des Kreisverbandes 
ist ein entsprechender Antrag an die Aufsichtsbehörde zu 
richten, die Beschwerdeinstanz ist der Bezirksausschuß. Für 
alle Ausnahmen von der Regel sind gewichtige Gründe beizu- 
bringen. Bei der Organisation der Jugendämter, auch inner- 
halb allgemeiner Wohlfahrtsstellen, sind die besonderen Be- 
stimmungen zu beachten, die die Zahl und Auswahl der Mit- 
glieder des Ausschusses betreffen. Besonders zu berücksichtigen 
sind die Geistlichen und die Lehrer, auch erscheint die Betei- 
ligung von Kreisschulinspektoren, Kreismedizinalräten, Vor 
mundschaftsrichtern und in industriellen Gegenden von Ge- 
werberäten angezeigt. Weitere Erleichterungen, als in der 
Verordnung vom 14. Il. vorgesehen, können nicht gewährt 
werden. Jugendamtssatzungen, die bis zum 1. X. 1924 nicht 
zustandegekommen sind, werden von der Aufsichtsbehörde 
verfügt. 

Bezüglich der Landesjugendämter werden die Bestimmungen 
der Reichsgesetze in ähnlichem Sinne ausgelegt. 

Die bisher noch in den einzelnen Polizeibezirken verschieden 
festgesetzte Altersgrenze für Pflegekinder soll auf Grund be- 
sonderer Berichte durch den Wohlfahrtsminister geregelt wer- 
den. Bis dahin bleibt alles beim Alten, doch sollen die Jugend- 
ämter die Pflegestellen auf ihre Eignung prüfen. 
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Vorläufige Nichteinrichtung von Amtsvormundschaften 
kommt nur für ländliche Kreise in Betracht. Entsprechende, 
ausführlich begründete Anträge sind bis 1. VII. 1924 einzu- 
reichen. 

Über die Fürsorgeerziehung und die Schutzaufsicht Abschnitt 
VI des RJWG. werden die Unterschiede der neuen Gesetz- 
gebung gegenüber der bisherigen ausführlich erläutert und alle 
die Bestimmungen der letzteren erwähnt, die beibehalten 
werden können. Die Zusammenarbeit von Polizeibehörde, Ju- 
gendamt und Aufsichtsamt wird bis ins einzelne geregelt, als 
Aufsichtsbehörde wird die Selbstverwaltung der weiteren Kom- 
munalverbände (Provinzialausschuß oder dergl.) bestimmt. 
Auch über das Vorgehen bei der Einleitung der Fürsorge- 
erziehung oder der Schutzaufsicht im Regelfalle oder bei Ge- 
fahr im Verzuge werden alle Einzelheiten festgelegt. 


Erlaß vom 31. III. 1924 betr. fachliche Berufsschulung für 
das Hauptfach Gesundheitsfürsorge bei der staatlichen Prü- 
fung von Wohltahrtspflegerinnen. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 8, 
S. 161. 

Entgegen der bisher geltenden Bestimmung können Säug- 
lingspflegerinnen mit nur einjähriger Ausbildung in der Säug- 
lingspflege zur Schulung und Prüfung als Wohlfahrtspflege- 
rinnen mit dem Hauptfach Gesundheitsfürsorge in die Wohl- 
fahrtsschulen aufgenommen werden. 


Erlaß vom 25. IV. 1924 betr. Befreiung von Anstaltsbehand- 
lung der Krüppel. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 10, S. 207. 

Fristverlängerung der Befreiung von der Unterbringung von 
Krüppeln in Anstalten bis 31. III. 1925 für die Landesfür- 
sorgeverbände: 


1. Ostpreußen, 

. Grenzmark Posen-Westpreußen, 
. Pommern, 

. Schleswig-Holstein, 

. Sachsen, 

. Westfalen, 

. Wiesbaden. 
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Austührungsbestimmungen zur Verordnung über die Für- 
sorgepflicht vom 13. Il. 1924 und der Preuß. Ausführungsver- 
‚ordnung vom 17. IV. 1924. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 12, S. 250. 

Grundsätzlich werden die Provinzialverbände zu Landesfür- 
sorgeverbänden und die Stadt- und Landkreise zu Bezirksfür- 
sorgeverbänden nach der Verordnung des Reiches über Für- 
sorgepflicht vom 13. II. 1924 bestimmt. Es folgen Anord- 
nungen über die Zuständigkeit und den Lastenausgleich zwi- 
schen den verschiedenen Fürsorgeverbänden bei der Fürsorge 
für In- und Ausländer. Die Fürsorge für Geisteskranke, Idioten, 
Epileptische, Taubstumme und Krüppel, soweit sie der Anstalts- 
pflege bedürfen, verbleibt den Landesfürsorgeverbänden. Für 
die Erholungsfürsorge der Jugend und die Kriegsbeschädigten- 
fürsorge sowie andere Fürsorgegebiete sollen Vereinbarungen 
zwischen Landes- und Bezirksfürsorgeverbänden erfolgen. 

In verwaltungstechnischer Hinsicht wird sodann die Ein- 
gliederung in die Verwaltung, der Geschäftsgang des Verkehrs 
mit den in Betracht kommenden Behörden, die Beteiligung von 
Fürsorgeempfängern der freien Wohlfahrtspflege und von Sach- 
verständigen an den zu bildenden Beiräten geregelt; ebenso 
das Verfahren bei Anträgen und Beschwerden. Ferner werden 
die Abweichungen des neuen Rechts für die Unterbringung 
Arbeitsscheuer und die Behandlung säumiger Unterhalts- 
pflichtiger gegen das bisher geltende erläutert und Anweisungen 
über Strafen während der Unterbringung gegeben. Zum Schluß 
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folgen Bestimmungen über die Kostenbeitreibung und Über- 
gangsbestimmungen 


Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 28. VIII. 1905 
betr. übertragbarer Krankheiten. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 14, 
S. 276. 

Ausdehnung der Anzeigepflicht für Erkrankungen und To- 
desfälle an epidemischer Kinderlähmung und Genickstarre. 


Erlaß vom 23. VII. 1924 betr. Vereinbarung über die gegen- 
seitige Anerkennung der staatlich anerkannten Wohltahrts- 
pflegerinnen. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 16, S. 319. 

Anerkennung der Diakonieschule (Evangelische Soziale 
Frauenschule) in Stuttgart als Wohlfahrtsschule. 


Erlaß vom 2. VIII. 1924 betr. Regelung der Pflegekinderauf- 
sicht. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 17, S. 346. 

Hinweis auf die Mitwirkung des Kreisarztes oder Kreis- 
kummunalarztes bei der Pflegekinderaufsicht innerhalb des 
Jugendamtes. 


Erlaß vom 27. X. 1924 betr. Zusammenarbeit der Gewerbe- 
aufsichtsbeamten mit den Kreis- und Stadtfürsorgerinnen zur 
besseren Durchführung des Schwangeren- und Wöchnerinnen- 
schutzes. Volkswohlfahrt 1924, Nr. 24, S. 477. 

Anweisung der Gewerbeaufsichtsbeamten, mit den Gewerbe- 
pflegerinnen und Fürsorgerinnen in Verbindung zu treten, 
zwecks Meldung der bei Arbeiterinnen auftretenden Schwanger- 
schaftsbeschwerden und gegebenenfalls Abstellung der unzu- 
träglichen Arbeiten. 


Erlaß vom 15. XII. 1924 betr. Kasfiinmziverschnfien zu der 
Verordnung betr. die Krüppelanzeigepflicht vom 12. XII. 1924. 
Volkswohlfahrt 1925, Nr. 1, S. 20. 

Aufhebung des Erlasses vom 8. IX. 1920, wonach die Mel- 
dungen über Krüppeltum vorläufig an die Kreisärzte zu richten 
waren. Vom 1. I. 1925 an sind Meldungen gemäß Krüppel- 
gesetz vom 6. V. 1920 an das Jugendamt zu richten. Die Kreis- 
ärzte werden angewiesen, die Krüppellisten mit dem 31. XII. 
1924 zu schließen und dem Regierungspräsidenten einzureichen. 
Es folgen Anweisungen über die Form der Meldungen und die 
Registrierung derselben darch die Jugendämter. 


Bayern. 


Vorläufige Ausführungsverordnung zur Reichsverordnung 
über die Fürsorgepflicht vom 1. I. 1924. Ges.- u. Verordn.-Bi. 
f. d. Freistaat Bayern Nr. 13, S. 26. 

Als Organe für die Ausführung der R.F.V. vom 13. II. 1924 
werden Landes-, Bezirks- und Ortsfürsorgeverbände gebildet 
und zwar die ersten von den Kreisen, die zweiten von den Be- 
zirken und kreisunmittelbaren Städten, die dritten von den 
Gemeinden. Den Landesfürsorgeverbänden ist die Fürsorge für 
hilfsbedürftige Geisteskranke, Geistesschwache, Blöde, Epilep- 
tische, Blinde, Taubstumme, krüppelhafte und unheilbare, 
abschreckend oder ansteckend Kranke, Sieche, so weit sie 
der Anstaltspflege bedürfen, vorbehalten. Bezirksfürsorgever- 
bände können mit Genehmigung oder auf Anordnung des 
Staates zu mehreren zu einem Gesamtfürsorgeverband ver- 
einigt oder in Unterverbände geteilt werden, das gleiche kann 
auch mit den Ortsfürsorgeverbänden geschehen. Den Bezirks- 
und Ortsfürsorgeverbänden werden ihre besonderen Aufgaben 
zugeteilt und die Kostenverrechnung mit den übrigen Instanzen 
geregelt. Der Staat behält sich die Aufgaben der allgemeinen 
Fürsorgeeinrichtungen und die Fürsorge für K. B. und K. H., 
insbesondere die Unterstützung, Berufsbefähigung und Er- 
ziehung von Kriegerwitwen und -Waisen vor. 
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Sachsen. 


Notverordnung vom 29. 111. 1924 zur Ausführung der Reichs- 
verordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Il. 1924 und zum 
Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt vom 9. VII. 1922. Sächs. 
GesBl. 1924, Nr. 17, S. 215. 

Zur Ausführung der Verordnung des Reiches über Fürsorge- 
pflicht vom 13. II. 1924 wird ein Landesfürsorgeverband für 
den Freistaat Sachsen und je ein Bezirksfürsorgeverband für 
die Amtsbezirke und die bezirksfreien Städte gebildet. Die 
weiteren Anordnungen betreffen die Zuständigkeit der ver- 
schiedenen Fürsorgeverbände für bestimmte Fürsorgefälle und 
Personengruppen, den Lastenausgleich zwischen den Fürsorge- 
verbänden, die Verteilung und Rückzahlung des Reichszu- 
schusses, den verwaltungstechnischen Verkehr mit den Re- 
gierungs- und Gemeindebehörden und die Anpassung der bis- 
her geltenden gesetzlichen Bestimmungen an die Normen der 
Fürsorgepflicht. 

Ausführungsverordnung vom 31. III. 1924 zur Notverordnung 
vom 29. III. 1924 zur Ausführung der Reichsverordnung über die 
Fürsorgepflicht vom 13. II. 1924 und vom Reichsgesetz für 
Jugendwohltahrt vom 9. VII. 1922. Sächs. GesBl. 1924, Nr. 19, 
S. 232. 

Anordnungen über die Ausführung der Fürsorgeerziehung 
und der Schutzaufsicht gemäß RJWG. vom 9. VII. 1922, ins- 
besondere über die Anzeigepflicht bei Fürsorgeerziehungs- 
bedürftigkeit, über die Anstellung von Beiräten und Helfern 
beim Jugendgericht sowie das Zusammenwirken von Jugend- 
amt, Vormund, Vormundschaftsgericht und Amtsgericht bei der 
Jugendfursorge. 

Verordnung vom 5. III. 1924 zur Ausführung der Reichs- 
verordnung über die Fürsorgepflicht. 
Nr. 26, S. 301. 

Aufhebung der Bestimmungen des UWG., des Gesetzes über 
Wohlfahrtspflege usw,, die nicht mit der Verordnung über 
Fürsorgepflicht vom 13. II. 1924 im Einklang stehen, und Auf- 
stellung eines Tarifes für Kostenerstattung in Fürsorgeange- 
jegenheiten. 


Austührungsverordnung vom 8. III. 1924 zur Reichsverord- 
nung über die Fürsorgepflicht. Sächs. GesBl. 1924, Nr. 27, 
S. 315. 

Aufhebung der gemeindlichen Verpflichtungen für die Un- 
terbringung von Taubstummen in Anstalten. 


Baden. 


Gesetz vom 28. III. 1924 über die Ausführung des Reichs- 
gesetzes für Jugendwohlfahrt vom 9. VII. 1922. Bad. Ges.- u. 
Verordn.-Bi. 1924, Nr. 18, S. 57. 

Ermächtigung der Landesregierung zu Anordnungen zwecks 
Ausführung des RJWG. vom 9. VII. 1922 und zur Einbringung 
etwa notwendig werdender Gesetzentwürfe bis 1. I. 1925. 


Austführungsverordnung vom 29. Ill. 1924 zur Reichsver- 
ordnung über die Fürsorgepflicht. Bad. Ges.- u. Verordn.-Bl. 
1924, Nr. 19, S. 59. 

Zwecks Ausführung der Verordnung des Reiches über Für- 
sorgepflicht vom 13. 11. 1924 wird ein Landesfürsorgeverband 
und je ein Bezirksfürsorgeverband von den für die Wohnungs- 
fürsorge aufgestellten Gemeindeverbänden gebildet. Mehrere 
Gemeindeverbände können sich zu einem Bezirksfürsorgever- 
band zusammenschließen. Hierfür und für die Aufstellung der 
Satzungen der Fürsorgeverbände ist die Genehmigung des 
Arbeitsministeriums erforderlich. Es folgen Anweisungen über 


Sächs. GesBl. 1924, 
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den Lastenausgleich und den Geschäftsverkehr zwischen den 
Fürsorgeverbänden, den Gemeinden und der Regierung. Als 
Beirat für die Bezirksfürsorgeverbände sind die Bezirksaus- 
schüsse heranzuziehen, die durch Vertreter der freien Wohl- 
fahrtspflege und .der Fürsorgeempfänger mit Stimmberechti- 
gung zu ergänzen sind. | 

Als Aufsichts- und Beschwerdebehörde sowie als Dienst- 
stelle anstatt der Hauptfürsorgestelle für KB. und KH. wird 
das Arbeitsministerium bezeichnet. 

Ausführungsverordnung vom 31.111. 1924 zum Reichsgesetz 
tür Jugendwohlfahrt. Bad. Ges.- u. Verordn.-Bl. 1924, Nr. 19, 
S. 63. 

Jugendämter sind von allen Bezirksfürsorgeverbänden nach 
den Bestimmungen des RJWG. vom 9. VII. 1922 zu errichten. 
Die Aufgaben des Landesjugendamtes übernimmt die oberste 
Landesbehörde und zwar derart, daß das Justizministerium 
im Benehmen mit den jeweils beteiligten Ministerien Verfü- 
gungen trifft. Erfolgt zwischen den zuständigen Ministerien 
keine Einigung, so entscheidet das Staatsministerium. 

Die Bildung von Beiräten und der Geschäftsverkehr sowie 
das Verfahren bei Beschwerden wird in Übereinstimmung mit 
dem Reichsgesetz geregelt. Die folgenden Anordnungen über 
Pflegekinderaufsicht, Vormundschaft, Fürsorgeerziehung und 
Schutzaufsicht sind ausschließlich verwaltungstechnischer Na- 
tur. Die ärztliche Mitwirkung bei der Unterbringung in ver- 
schiedenen Fürsorgeeinrichtungen ist gesichert. 


Verordnung vom 18. IX. 1924 über Änderung der Austüh- 
rungsverordnung zum Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt. Bad. 
Ges.- u. Verordn.-Bl. 1924, Nr. 53, S. 265. 

Errichtung eines selbständigen Landesjugendamtes mit Vor- 
stand, Beirat und Arbeitsausschuß, Anordnung der Grund- 
sätze für Ernennung und Wahl der Mitglieder, des Vorstandes, 
Beirats und Arbeitsausschusses und den Geschäftsgang des Amtes. 

Vollzugsverordnung vom 10. VI. 1924 zu den reichs- und 
landesrechtlichen Bestimmungen über Jugendwohlfahrt. Bad. 
Ges.- u. Verordn.-Bi. 1924, Nr. 34, S. 147. 

Regelung einiger noch strittiger Fragen der Ausführung des 
RJWG. vom 9. VI. 1924, insbesondere hinsichtlich der Für- 
sorge für jugendliche Ausländer, der Arbeitsverteilung zwischen 
Fürsorgeverband, Wohlfahrtsamt und Jugendamt, der Bei- 
ratswahlen, des Verfahrens bei der Vormundschaft, der Für- 
sorgeerziehung und Schutzaufsicht sowie der Kostendeckung. 


Württemberg. 


Verordnung vom 29. III. 1924 über Änderungen des Gesetzes 
zur vorläufigen Ausführung des Reichsgesetzes für Jugendwohl- 
fahrt. Reg.-Bl. f. Württemberg 1924, Nr. 23, S. 203. 

Vorschriften über die Errichtung eines Fürsorjjeerziehungs- 
ausschusses bei der Landesfürsorgebehörde und für den Lasten- 
ausgleich zwischen den einzelnen Jugendfürsorgebehörden. 

Verordnung vom 13. Ill. 1924 zur Ausführung der Reichs- 
verordnung über die Fürsorgepflicht. Reg.-Bl. f. Württemberg 
1924, Nr. 20, S. 247. 

Vorschriften über Errichtung, Organisation, Geschäftsgang, 
Beschwerdeweg, Lastenausgleich und Zusammenwirken der 
einzelnen Fürsorgeorgane für die Ausführung der Verordnung 
des Reiches über Fürsorgepflicht vom 13. II. 1924. Abweichend 
von den Bestimmungen anderer Länder werden neben einem 
Landesfürsorgeverband und Bezirksfürsorgeverbänden noch 
Ortsfürsorgeverbände mit den entsprechenden Ausschüssen 
errichtet und für die einzelnen Instanzen Fürsorgebehörden 
gebildet. 


Gesundheitspolitik und Strafrechtsreform. 
Von LUDWIG EBERMAYER, Leipzig. 


Das geltende Deutsche Strafgesetzbuch sieht auf ein 
mehr als fünfzigjähriges Bestehen zurück. Im Laufe 
dieser Zeit haben sich die sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Verhältnisse und teilweise auch die ethi- 
schen Anschauungen so wesentlich geändert, daß eine 
durchgreifende Reform des Strafrechts dringend not 
tut. Seit langer Zeit sind die Reformarbeiten im Gang. 
Im Herbst 1924 hat das Reichsjustizministerium dem 
Reichsrate den Entwurf eines Allgemeinen Deutschen 
Strafgesetzbuches vorgelegt. Damit ist die Reform in 
ein entscheidendes Stadium getreten. Die gesetz- 
geberischen Vorarbeiten sind abgeschlossen, nun haben 
die gesetzgebenden Körperschaften das Wort. Von 
Bedeutung ist, daß man beabsichtigt, ein für Deutsch- 
land und Österreich gemeinsames Strafgesetzbuch zu 
schaffen, womit die Rechtsangleichung zwischen den 
beiden stammverwandten Ländern wesentlich ge- 
fördert würde. 

Kein Rechtsgebiet greift so sehr in alle menschlichen 
Verhältnisse, in die Beziehungen des einzelnen zum 
Staate und zur Gesellschaft und in die Beziehungen der 
einzelnen Menschen zueinander ein wie das Strafrecht. 
Daher können auch soziale Hygiene und Demographie 
an der Frage, wie weit sie durch die Neuregelung des 
Strafrechts berührt werden, nicht achtlos vorüber- 
gehen. Prüft man den Entwurf daraufhin, welche Be- 

stimmungen unmittelbar sich mit Bevölkerungspolitik, 
besonders mit Gesundheitspolitik beschäftigen, so er- 
scheint das Ergebnis zunächst gering. Schaut man aber 
näher zu, und zieht man die Grenze nicht zu eng, SO 
ergibt sich, daß eine ganze Reihe von Vorschriften 
vorhanden sind, die mindestens in mittelbarer Be- 
ziehung dazu stehen. 

Dies gilt zunächst für das weite Gebiet der Regelung 
der Beziehungen der ärztlichen Tätigkeit zum 


Strafrecht. Hier bringt der Entwurf teilweise durch- 


greifende Neuerungen gegenüber dem geltenden Rechte 
und der Auslegung, die es durch die Rechtsprechung er- 
fahren hat. Soweit es sich um die strafrechtliche 
Haftung des Arztes für Kunstfehler handelt, die 
Fälle, in denen der Arzt vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen die Regeln der ärztlichen Kunst und Wissen- 
schaft verstößt und dadurch den Kranken schädigt, 


enttä:t der Entwurf allerdings keine Änderungen des 


geltenden Rechtes; der so handelnde Arzt wird nach 
wie vor wegen vorsätzlicher oder fahrlässiger Körper- 
verletzung oder Tötung zur strafrechtlichen Verant- 
wortung gezogen. Eine durchgreifende Änderung aber 
tritt ein in denjenigen Fällen, in denen der Arzt 


vollkommen lege artis und lediglich zu Heil- 
zwecken eingreift, dabei aber ohne oder ge- 
gen den Willen des Kranken oder, soweit die- 
ser geschäftsunfähig ist, seines gesetzlichen 
Vertreters tätig wird. Die Rechtsprechung des 
Reichsgerichts steht bekanntlich auf dem Standpunkt, 
daß jeder ärztliche Eingriff in die körperliche Integri- 
tät des Kranken, der ohne oder gegen dessen Willen 
erfolgt, mag er auch völlig kunstgerecht und lediglich 
zu dem Zwecke, dem Kranken zu helfen, geschehen, 
eine objektiv rechtswidrige Körperverletzung (MiB- 
handlung) darstellt. Ein Berufsrecht des Arztes, das 
seinem Tun die Rechtswidrigkeit nehmen könnte, 
lehnt das Reichsgericht entschieden ab. Nur die Ein- 
willigung des Kranken vermag die Rechtswidrigkeit 
des Eingriffes zu beseitigen. Diese Rechtsprechung 
widerstreitet so sehr dem natürlichen Rechtsempfin- 
den, daß sie seit Jahren vielfach, bis jetzt allerdings 
ohne Erfolg, heftig bekämpft wird. Auch die Straf- 
rechtsreform konnte an der Frage nicht vorübergehen. 
Schon bei Aufstellung des Kommissionsentwurfs vom 
Jahre 1913 bemühte man sich, Wandel zu schaffen, 
damals leider noch ohne Erfolg. Der Entwurf 1919 da- 
gegen stellte sich mit aller Entschiedenheit auf den 
Standpunkt, daß der lediglich zu Heilzwecken kunst- 
gerecht erfolgende Eingriff nie und nimmer als vor- 
sätzliche rechtswidrige Körperverletzung angesehen 
werden könne. Der Entwurf 1919 spricht das zwar 
nicht im Gesetze selbst, aber mit klaren Worten in der 
Begründung aus. Dabei verkennt er allerdings nicht, 
daß der Kranke nicht ohne weiteres auf Gedeih und 
Verderb der Willkür des Arztes ausgeliefert werden 
darf, daß vielmehr der gegen den Willen des -Kranken 
erfolgende Eingriff dessen Willensfreiheit beschränke 
und aus diesem Gesichtspunkt als eigenmächtige Heil- 
behandlung, nie aber als Körperverletzung oder MiB- 
handlung, strafbar sein könne. Der jetzt dem Reichsrate 
vorliegende Regierungsentwurf spricht das, was in dem 
Entwurf 1919 nur in der Begründung gesagt ist, im 
Gesetz selbst ausdrücklich aus, in dem es im $ 238 
heißt: „Eingriffe und Behandlungsweisen, die 
der Übung eines gewissenhaften Arztes ent- 
sprechen, sind keine Körperverletzungen 
oderMißhandlungen im Sinne dieses Gesetzes.‘ 
Damit ist der Auffassung, solche Eingriffe als objektiv 
rechtswidrige Körperverletzungen zu betrachten, ein 
für allemal ein Riegel vorgeschoben. Der kunstge- 
recht, lediglich in dem Bestreben, dem Kranken zu 
helfen, eingreifende Arzt braucht nicht mehr wie bis- 
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her zu fürchten, daB er wegen vorsätzlicher, leichter 
oder in der Regel gefährlicher Kôrperverletzung straf- 
rechtlich zur Verantwortung gezogen wird, mag er mit, 
ohne oder gegen den Willen des Kranken handeln. Ein 
erfreulicher Fortschritt gegenüber dem jetzigen Rechts- 
zustande. 

Auf verwandtem Gebiete liegt die Frage, wie weit 
der Arzt berechtigt ist, zur Rettung des Le- 
bens der Mutter die Schwangerschaft zu 
unterbrechen oder eine Perforation vorzu- 
nehmen. Die Ärzte stehen fast durchweg auf dem 
Standpunkt, daß diese Handlungen straflos seien, und 
auch von juristischer Seite wird diese Anschauung viel- 
fach geteilt. Ich halte sie vom Boden der gegenwär- 
tigen Rechtsprechung aus für falsch. Wenn man mit 
dieser davon ausgeht, daß jeder kunstgerecht und ledig- 
lich zu Heilzwecken erfolgende ärztliche Eingriff, mag 
er auch geschehen, um das Leben des Kranken zu ret- 
ten, eine objektiv rechtswidrige Handlung ist, die ihrer 
Rechtswidrigkeit nur entkleidet wird durch die Ein- 
willigung des Kranken, wenn man ferner, wie es das 
Reichsgericht ständig getan hat, ein Berufsrecht des 
Arztes verneint, so ist nicht abzusehen, warum Unter- 
brechung der Schwangerschaft und Perforation, die 
äußerlich alle Merkmale der Abtreibung und Tötung 
an sich tragen, nicht rechtswidrig sein sollen ;es kommt 
dazu, daß hier die Einwilligung, die in anderen Fällen 

nach der Rechtsprechung die Rechtswidrigkeit be- 
seitigt, ohne Bedeutung ist, da die schwangere Mutter 
zwar vielleicht über ihren eigenen Körper, jedenfalls 
aber nicht über Leib und Leben des Kindes verfügen 
kann. Richtig ist, daß in Fällen der vorbezeichneten 
Art Verurteilungen von Ärzten wegen Abtreibung oder 
Tötung nicht bekannt geworden sind ; man scheut sich 
mit Recht, die Folgerungen aus der oben erwähnten 
Rechtsprechung zu ziehen, und hilft sich mit Berufs- 
recht, Gewohnheitsrecht, Zwecktheorie usw. Jeden- 
falls ist der Boden für den Arzt ein sehr unsicherer, was 
auch der Entwurf 1919 (vergl. Begründung zu $ 288) 
nicht verkannt hat. Abhilfe durch vernünftige gesetz- 
liche Regelung ist nötig. Solche erfolgte schon im 
Entwurf 1919 durch entsprechende Ausgestaltung der 
Nothilfe. Während diese nach geltendem Recht nur 
geleistet werden darf, wenn der, dem geholfen werden 
soll, zu den Angehörigen des Nothelfers zählt, der die 
Schwangerschaft unterbrechende oder eine Perfora- 
tion vornehmende Arzt sich also auf Nothilfe nur dann 
berufen kann, wenn die Schwangere in den Kreis 
seiner Angehörigen fällt, hat schon der Entwurf 1919 
und ebenso der vorliegende Entwurf diese Einschrän- 
kung fallen lassen; der in den vorbezeichneten Fällen 
zur Rettung des Lebens der Mutter eingreifende Arzt 
kann sich also in Zukunft auf das Recht der Nothilfe 


berufen, gleichgültig, ob die Schwangere zu seinen An- 
gehörigen zählt oder nicht, und, da der Entwurf 1925 
entgegen dem Entwurf 1919 Nothilfe auch gegen den 
Willen dessen, dem geholfen werden soll, zuläßt, spielt 
auch die Frage der Einwilligung der Schwangeren 
keine Rolle mehr. Damit ist die Stellung des Arztes 
entsprechend gesichert. Es muß sich aber immer um 
eine Unterbrechung der Schwangerschaft aus rein 
medizinischer Indikation handeln, Unterbrechung aus 
sozialer oder eugenetischer Indikation bleibt nach 
wie vor als Abtreibung strafbar. 

Dies führt zur Frage der Strafbarkeit der Ab- 
treibung an sich. Bekanntlich besteht zur Zeit eine 
starke Strömung, die Strafloslassung der Abtreibung 
verlangt; die Abschaffung der $$ 218ff. StGB. ist ins- 
besondere auf der linken Seite zu einem politischen 
Schlagwort geworden. Es wäre m. E. zu bedauern, 
wenn diese Bestrebungen Erfolg hätten. — Rich- 
tig ist, daß die Zahl der Abtreibungen in den letzten 
Jahren erschreckend gewachsen ist; vollkommen ver- 
fehlt aber ist es, auf diese Tatsache die Forderung auf 
Strafloslassung stützen zu wollen. Mit demselben 
Rechte könnte man die Abschaffung aller Straf- 
drohungen fordern, denn trotz des Bestehens der- 
selben wird gestohlen, betrogen, gemordet. — End- 
lich geht auch der Einwand fehl, daß die Bestrafung 
der Abtreibung Nachteile für die weibliche Gesund- 
heit um deswillen zur Folge habe, weil die Schwangere 
aus Furcht vor der drohenden Strafe die Abtrei- 
bung nicht kunstgerecht durch den Arzt vornehmen 
lasse, sondern sie selbst vornehme oder sich der 
Hilfe eines Kurpfuschers bediene. Das würde nach 
wie vor geschehen. Es kommt weiter dazu, daß 
nach übereinstimmender ärztlicher Meinung auch die 
vom Ärzte kunstgerecht vorgenommene Unterbrechung 
der Schwangerschaft einen schweren, häufig mit 
schlimmen Folgen verbundenen Eingriff in den weib- 
lichen Körper darstellt. Ist dies richtig, so kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß eine Freigabe der 
Abtreibung selbst dann eine schwere Schädigung der 
Volksgesundheit bedeuten würde, wenn, was nicht zu- 
trifft, die Frauen sich an den Arzt wenden würden. Da 
sie dies nur in den seltensten Fällen täten, und die Zahl 
der Abtreibungen nach der Freigabe selbstverständlich 
ins Ungemessene steigen würde, bedarf es keines wei- 
teren Nachweises, welche unheilvolle Folgen die Straf- 
loslassung der Abtreibung für die weibliche Gesundheit 
hätte. 

Erscheint es sonach geboten, die Abtreibung nach 
wie vor, und zwar zu jeder Zeit der Schwangerschaft, 
zu verbieten, so bedarf doch das geltende Recht not- 
wendig gewisser Änderungen. Eine Mindeststrafe 
von einem Jahre Zuchthaus oder bei mildernden 
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Umständen von6Monaten Gefängnis erscheint in vielen 
Fällen als unbillige Härte; der Entwurf trägt dem 
Rechnung, indem er die Mindeststrafe auf eine Woche 
Gefängnis herabsetzt, die beim Vorliegen mildernder 
Umstände oder in besonders leichten Fällen sogar durch 
Geldstrafe ersetzt werden kann. — Ferner muß die 
Sicherheit geschaffen werden, daß der Arzt aus medi- 
zinischer Indikation zur Rettung des Lebens der Mut- 
ter die Schwangerschaft straflos unterbrechen darf; 
es muß ferner, wenn man wie der Entwurf an 
der Straffreiheit des untauglichen Versuches festhält, 
dem Richter die Möglichkeit gegeben werden, in be- 
sonders gelagerten Versuchsfällen von Strafe abzu- 
sehen, und es ist endlich in hohem Maße erwägenswert, 
ob nicht in das Gesetz eine Bestimmung aufgenom- 
men werden soll, wonach Schwangerschaften, die auf 
Notzucht beruhen, straflos unterbrochen werden kön- 
nen. — Praktisch erscheint eine in dem Ent- 
wurf aufgenommene Bestimmung ($ 229), wonach mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe be- 
straft wird, wer Öffentlich zu Zwecken der Abtreibung 
dazu bestimmte Mittel, Werkzeuge oder Verfahren an- 
kündigt oder anpreist oder solche Mittel oder Werk- 
zeuge an einem allgemein zugänglichen Orte ausstellt. 
Ebenso wird bestraft, wer in gleicher Weise seine eige- 
nen oder fremde Dienste zur Vornahme oder Erleich- 
terung von Abtreibungen anbietet. Stellt so das Ge- 
setz den Vertrieb von Abtreibungsmitteln unter 
Strafe, so erleichtert es andererseits den Verkehr mit 
ansteckungs- und empfängnisverhütenden 
Mitteln, indem es dieselben aus den zu unzüchtigem 
Gebrauch bestimmten Gegenständen ($ 184 Nr.3, 
StGB.) heraushebt und ihre Ankündigung, Anpreisung 
und Ausstellung in $ 270 Abs. 2 Entw. nur dann unter 
Strafe stellt, wenn sie in einer Sitte und Anstand ver- 
letzenden Weise geschieht. Man könnte im Zweifel 
sein, ob diese Erleichterung des Erwerbs empfängnis- 
verhütender Mittel vom Standpunkte der Sittlichkeit 
und der Bevölkerungspolitik aus gutzuheißen ist; da 
aber die empfängnisverhütenden Mittel von den an- 
steckungsverhütenden kaum zu trennen sind, und der 
Erwerb der letzteren im Interesse eines nicht noch 
weiteren Umgreifens der Syphilis nicht über die Maßen 
erschwert werden darf, ist die neue Vorschrift zu 
billigen. | 

Die Unfruchtbarmachung Geisteskranker 
oder gemeingefährlicher Verbrecher (Sterili- 
sierung) spielt seit einiger Zeit eine gewisse Rolle und 
die Forderung nach zwangsweiser Sterilisierung, min- 
destens aber Straffreilassung freiwilliger Sterilisierung 
wird vielfach erhoben. Nordamerika hat in verschie- 
denen Staaten die zwangsweise Sterilisierung gewisser 
antisozialer Individuen eingeführt; mit welchem Er- 


folge läßt sich einstweilen nicht beurteilen. Es ist nicht 
zu leugnen, daß solche Individuen sich kaninchenartig 
vermehren und meist eine Nachkommenschaft er- 
zeugen, für die es in ihrem eigenen Interesse und noch 
mehr in dem der Allgemeinheit besser wäre, nicht 
geboren worden zu sein. Beispiele hierzu habe 
ich im „Arzt und Patient‘!) angeführt. Dies kann 
in der Tat zu der Frage führen, ob der Staat 
nicht das Recht, ja sogar die Pflicht hat, die Fort- 
pflanzung solcher Individuen, nötigenfalls zwangs- 
weise, zu verhindern. Obwohl manches dafür spricht, 
vermag ich mich zu einer Bejahung dieser Frage nicht 
zu entschließen. Die zwangsweise Sterilisierung ent- 
hält eine so krasse Negierung des Selbstbestimmungs- 
rechtes, daß der Gesetzgeber sich zu ihr nicht ent- 
schließen darf, zumal die Wirkung der Sterilisierung 
auf die Charakterentwicklung des Sterilisierten und 
speziell auf den Geschlechtstrieb noch nicht hinreichend 
geklärt ist. Der Entwurf hat denn auch davon abge- 
sehen, eine Bestimmung aufzunehmen, nach der eine 
gegen den Willen des Betroffenen vorgenommene Ste- 
rilisierung straffrei oder wenigstens nicht als Körper- 
verletzung strafbar sei. Nach geltendem Recht ist die 
ohne oder gegen den Willen des Betroffenen vorge- 
nommene Sterilisierung vorsätzliche schwere Körper- 
verletzung, und zwar nicht nur, wenn sie aus sozialer 
oder eugenetischer Indikation vorgenommen wurde, 
sondern auch dann, wenn sie durch den Arzt lediglich 
zu Heilzwecken geschah. Letzteres ergibt sich klar 
aus dem, was oben über die Strafbarkeit ärztlicher, 
lege artis zu Heilzwecken vorgenommener Eingriffe 
gesagt ist. In letzterer Richtung schafft, was ebenfalls 
schon früher ausgeführt wurde, der Entwurf insofern 
Wandel, als er derartige zu Heilzwecken ausgeführte 
Eingriffe der Eigenschaft als Körperverletzung aus- 
drücklich entkleidet, gleichgültig, ob sie mit, ohne oder 
gegen den Willen des Betroffenen vorgenommen wer- 
den. Wie steht es aber de lege lata und de lege ferenda 
mit der mit Einwilligung des Betroffenen vorgenom- 
menen Sterilisierung ? Erfolgt sie lege artis zu Heil- 
zwecken, so beseitigt nach der eingangs geschilderten 
Rechtsprechung die Einwilligung die objektive Rechts- 
widrigkeit. Nach dem Entwurf sind solche zu Heil- 
zwecken vorgenommenen Sterilisierungen ohne Rück- 
sicht auf Einwilligung oder Nichteinwilligung keine 
Körperverletzungen. Welche rechtliche Wirkung hat 
aber die Einwilligung, wenn die Sterilisierung nicht aus 
medizinischer Indikation zu Heilzwecken, sondern aus 
rassehygienischen oder eugenetischen Rücksichten vor- 
genommen wurde? Die Wirkung der Einwilligung 
ist nach geltendem Recht stark bestritten. Im 
allgemeinen neigt die Rechtsprechung, abgesehen 


1) Berlin, Buchverlag Mosse 1925. 3. Auflage, S. 271. 
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von der Wirkung der Einwilligung bei operativen 
Eingriffen, dazu, der Einwilligung in eine Körper- 
verletzung die strafbefreiende Wirkung zu versagen. 
Anders der Entwurf. Er erklärt in $ 239, daß die 
mit Einwilligung der Verletzten vorgenommene Kör- 
perverletzung nur dann bestraft wird, wenn die Tat 
trotz der Einwilligung gegen die guten Sitten verstößt. 
Willigt jemand aber im Interesse der Allgemeinheit in 
seine Sterilisierung, so kann sicher nicht gesagt wer- 
den,daB die Tat trotz der Einwilligung gegen die guten 
Sitten verstößt. Soll man aber einen Menschen, der 
ein so hohes soziales Empfinden bekundet, überhaupt 
sterilisieren ? 

Mit der Frage der Verhinderung minderwertigen 
Nachwuchses steht in engem Zusammenhang die 
Frage der Vernichtung lebensunwerter Leben. 
Die Frage ist besonders brennend geworden, seit die 
bekannte Schrift von Binding und Hoche über: 
„Die Freigabe der Vernichtung lebensunwerten Le- 
bens“ !) erschienen ist. Dort wird gefordert, daß nicht 
nur der Arzt oder auch ein Dritter berechtigt sein soll, 
einem unheilbaren, vom Schmerze gequälten, dem- 
nächst sicher dem Tode verfallenden Kranken auf 
dessen ernstliches und ausdrückliches Verlangen zu 
einem alsbaldigen, möglichst schmerzlosen Ende zu 
verhelfen (der Falldereigentlichen Euthanasie), 
sondern daß auch unheilbar Blödsinnige, die einen 
Willen überhaupt nicht mehr haben, straflos ge- 
tötet werden dürfen. Die erste Forderung ist dis- 
kutabel, es müßten aber selbstverständlich die weit- 
gehendsten Kautelen gegen Mißbrauch geschaffen 
werden.’ Zur Zeit ist die Tötung eines solchen, 
sie ernstlich verlangenden Kranken nach $ 216 StGB. 
strafbar, und zwar ist dort das unsinnige Strafmindest- 
maß von 3 Jahren Gefängnis festgesetzt. Auch der 
Entwurf bestraft die Tötung auf Verlangen, sieht aber 
ein Strafmindestmaß von einer Woche Gefängnis vor. 
Die zweite Forderung, Tötung des unheilbar Blöd- 
sinnigen — halte ich für unerfüllbar. Es ist m. E. mit 
den Geboten der Humanität und Sittlichkeit nicht 
vereinbar, einen Menschen ohne seinen Willen nur 
deshalb zu töten, weil sein Leben den Wert für die All- 
gemeinheit verloren hat, er für diese nur eine kost- 
spielige und unbequeme Last geworden ist. Vortreff- 
liche Ausführungen nach dieser Richtung finden sich 
in der jüngst erschienenen Schrift von Dr. Meltzer, 
Direktor der Anstalt Großhennersdorf i. S. über „Das 
Problem der Abkürzung lebensunwerten Lebens‘?). 

Der Strafgesetzentwurf steht entgegen der früheren 
Strafrechtslehre auf dem Standpunkt, daB der Zweck 
der Strafe nicht in erster Linie oder gar einzig die Ver- 


1) Felix Meiner, Leipzig 1920. 
2) Marhold, Halle 1925. 


geltung sei, daß vielmehr die Strafe mindestens im 
gleichen Maße den Zwecken der Besserung, Erziehung, 
Verhütung und Sicherung zu dienen habe. Dies führte 
notwendig dazu, in den Entwurf neben das Strafen- 
system ein System bessernder und sichernder 
Maßnahmen aufzunehmen, die zum Teil sozial- 
hygienisch nicht ohne Interesse sind und deshalb hier 
kurz erörtert werden sollen. 

Zunächst beschäftigt sich der Entwurf mit der Un- 
terbringung Geisteskranker oder vermindert 
Zurechnungsfähiger in Heil- oder Pflege- 
anstalten. Wird jemand als nicht zurechnungsfähig 
freigesprochen oder außer Verfolgung gesetzt oder als 
vermindert zurechnungsfähig verurteilt, so ordnet das 
Gericht zugleich seine Unterbringung in einer öffent- 
lichen Heil- oder Pflegeanstalt an, falls die öffentliche 
Sicherheit diese MaBregel erfordert. Die Unterbrin- 
gung dauert so lange, wie es der Zweck der Anordnung 
verlangt. Diese Regelung beseitigt einen zur Zeit be- 
stehenden Mißstand. Das Gericht verliert gegenwärtig 
mit der Freisprechung des geisteskranken Verbrechers 
jeden Einfluß auf diesen ; es muß ihn, ausgestattet mit 
der Bescheinigung seiner Unzurechnungsfähigkeit und 
Straflosigkeit, deren Bedeutung er häufig recht wohl 
zu würdigen weiß, auf die Menschheit loslassen, und 
auch die Polizeibehörde ist nicht immer in der Lage und 
gewillt, aus Gründen der öffentlichen Sicherheit ein- 
zugreifen und die Unterbringung in einer Anstalt zu 
veranlassen. In Zukunft hat es das Gericht in der 
Hand, daß derart antisoziale oder asoziale Personen 
der Allgemeinheit nicht weiter gefährlich werden. 

Der Entwurf richtet sich weiter scharf gegen den 
Alkoholismus und den Mißbrauch anderer 
Rauschgifte als die Quelle zahlreicher Verbrechen. 
Der Täter ist in Zukunft nicht mehr in der angenehmen 
Lage, sich mildernde Umstände anzutrinken oder gar 
ganz freizukommen, indem er sich in sinnlose Trunken- : 
heit versetzt. Tut er letzteres vorsätzlich oder fahr- 
lässig, und begeht er in diesem Zustand eine mit Strafe 
bedrohte Handlung, so wird er nach $ 235 StGB. mit 
Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe be- 
straft, nicht deshalb, weil er in zurechnungsunfähigem 
Zustande die Tat begangen hat, sondern weil er sich 
schuldhaft (vorsätzlich oder fahrlässig) durch den 
Genuß geistiger Getränke oder durch andere berau- 
schende Mittel (Kokain, Morphium usw.) in einen die 
Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Rauschzustand 
versetzt hat. Neben dieser Bestrafung wegen Voll- 
trunkenheit ordnet das Gericht gegen den Trunksüch- 
tigen die Unterbringung in einer Trinkerheil- 
anstalt an, wenn diese Maßregel erforderlich ist, um 
ihn an ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu ge- 
wöhnen. In gleicher Weise wird die Unterbringung 
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angeordnet gegen einen Trunksüchtigen, der in der 
Trunkenheit eine Tat begangen hat und deshalb zu 
Strafe verurteilt worden ist. Die Unterbringung soll 
2 Jahre nicht übersteigen. —Neigt jemand, ohne trunk- 
süchtig zu sein, zu Ausschreitungen im Trunke, und 
wird er wegen einer in selbstverschuldeter Trunkenheit 
begangenen Tat oder wegen Volltrunkenheit verurteilt, 
.so kann gegen ihn auf die Dauer von drei Monaten bis 
zu einem Jahre auf Wirtshausverbot erkannt wer- 
den, dessen Bruch mit Gefängnis bis zu 3 Monaten oder 
mit Geldstrafe bestraft wird. — 

Eine weitere, sehr wesentliche Sicherungsmaßnahme 
enthält der Entwurf, die mit sozialer Hygiene zwar 
nichts zu tun hat, hier aber doch nicht unerwähnt blei- 
ben soll: Rückfällige, gemeingefährliche Gewohnheits- 
verbrecher können nach verbüßter Strafe für unbe- 
stimmte Zeit in dieZwangsverwahrung genommen 
werden. 

Während der Entwurf sich in den beiden ersten 
Büchern mit den Verbrechen, Vergehen und Über- 
tretungen als den eigentlich strafbaren Handlungen be- 
faßt, behandelt er im 3. Buch unter der Überschrift: 
„Gemeinschädliches Verhalten“ eine Reihe von 
Handlungen, die bisher als strafbar erachtet wurden. 
Es handelt sich um Bettel, Landstreicherei, Arbeits- 
weigerung, gewerbsmäßige Unzucht. Der Entwurf 
geht davon aus, daß hier meistens asoziale Per- 
sonen in Frage kommen, die nach ihrer Anlage 
außerstande sind, sich ihren Lebensunterhalt durch 
geregelte Arbeit zu verdienen, die wirtschaftlich 
Schiffbruch gelitten haben, oder sonst in der Gesell- 
schaft wurzellos geworden sind. Die Haftstrafen, die 
sie unzähligemale erleiden, machen auf sie nicht den 
mindesten Eindruck; aus dem Arbeitshaus entlassen, 
setzen sie ihren ungeordneten Lebenswandel alsbald 
wieder fort. Pflicht des Staates ist es, solche Personen 
gegen sich selbst und die Gesellschaft gegen sie zu 
schützen, jedoch nicht dadurch, daß man sie immer 
und immer wieder mit einer Haftstrafe belegt oder vor- 
übergehend ins Arbeitshaus sperrt, das in seiner 
jetzigen Beschaffenheit alles andere eher als eine Er- 
ziehungs- und Besserungsanstalt ist, sondern dadurch, 
daß man diese haltlosen und haltlos gewordenen Men- 
schen stützt, sie nötigenfalls durch Zwang zur Arbeit 
erzieht und an ein geordnetes Leben gewöhnt. Dies 
kann geschehen durch zeitlich zunächst unbegrenzte 


Unterbringung Arbeitsfähiger in dem zu einer Besse- 
rungs- und Sicherungsanstalt umzugestaltenden Ar- 
beitshaus, durch Unterbringung Arbeitsunfähiger in 
einem Asyl und in leichteren Fällen durch Schutzauf- 
sicht. Da das Verhalten solcher Personen nicht aus dem 
Gesichtspunkt der strafbaren Handlung beurteilt wird, 
kann und muß gegèn sie eingsschritten werden, gleich- 
gültig, ob die Voraussetzungen des Allgemeinen Teiles 
des Ersten und Zweiten Buches (Schuld, Zurechnungs- 
fähigkeit, Bewußtsein der Rechtswidrigkeit usw.) vor- 
liegen oder nicht. 

Vom Standpunkt der sozialen Hygiene aus inter- 
essiert hier vorzugsweise die Regelung der Prosti- 
tution. Das geltende Recht bestraft in $ 361 Nr. 6 die 

swerbsmäßige Unzucht als solche, wenn sie von Per- 
sonen, die polizeilicher Aufsicht nicht unterstellt sind, 
getrieben wird, oder wenn die polizeilicher Aufsicht 
unterstellten Personen die ihnen vorgeschriebenen 
VerhaltungsmaBreg:ln übertreten. Diese Regelung 
steht, wie in $ 271 Entw. zutreffend bemerkt wird, der 
Einführung einer vorwiegend ärztlichen Überwachung 
der gewerbsmäBigen Unzucht entgegen; sie gestattet 
insbesondere nicht, Dirnen straflos zu lassen, die einer 
polizeilichen Kontrolle nicht unterstellt zu werden 
brauchen, weil sie sich freiwillig der ärztlichen Unter- 
suchung unterwerfen und auch sonst keinen Grund zu 
Beanstandung geben. Die Strafbestimmung hat sich 
auch als ungeeignet erwiesen, das Anwachsen des 
heimlichen Dirnentums zu verhindern. Die wenigsten 
Dirnen lassen sich polizeilich eintragen, die Mehrzahl 
treibt, um der Bestrafung zu entgehen, die Unzucht 
heimlich. Um diesem schweren Übelstande zu begeg- 
nen, will der Entwurf die gewerbsmäßige Unzucht als 
solche straflos lassen und in $ 271 nur solche Personen 
bestrafen, die in einer Sitte und Anstand verletzenden 
oder andere belästigenden Weise unzüchtigen Verkehr 
herbeizuführen suchen, oder welche die Gewerbsun- 
zucht in einer die Jugend gefährdenden Weise betrei- 
ben. Wer die Tat im dritten Rückfalle verübt, kann 
dem Arbeitshaus überwiesen werden. 

Die vorstehenden Ausführungen zeigen, daß der 
Entwurf, auch soweit er hierher interessiert, gegenüber 
dem geltenden Rechte eine erhebliche Reihe von 
Neuerungen und Verbesserungen bringt, die es wün- 
schenswert erscheinen lassen, daß er möglichst bald 
Gesetz wird. 


Der Gesetzentwurf über die Rechtsstellung der Unehelichen. 
Von CHR. J. KLUMKER, Frankfurt a. M. 


l 


Als 1900 das Bürgerliche Gesetzbuch für das Deut- 
sche Reich aus den vielen verschiedenen Rechten des 
unehelichen Kindes, die vorher in deutschen Landen 
galten, ein einheitliches Recht geschaffen hatte, ist 
dies sofort u. a. von Männern wie Kohler einer ver- 
nichtenden Kritik unterzogen worden. Im Laufe der 
nächsten Jahre ist kaum eine seiner Vorschriften un- 
angefochten geblieben. Für eine Neugestaltung dieses 
Rechtsgebietes liegen eine Fülle von Anregungen vor. 
So scheint dafür in einer Bearbeitung all dieser Vor- 
schläge eine bestimmte Grundlage gegeben. Diesen 
Weg ist denn auch der Gesetzgeber in dem vorliegen- 
den Entwurf über die Rechtsstellung der Unehelichen!) 
` wesentlich gegangen. Er will jene Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches nach den bisherigen Erfah- 
rungen ändern; er stellt sich dabei ganz so, als ob diese 
nicht nur äußerlich dieselben seien wie damals, sondern 
als ob sich ihre Bedeutung, ihr Inhalt inzwischen nicht 
gewandelt hätte. Hierin liegt der Grundirrtum des Ent- 
wurfs. Der Schutz der Unehelichen, in dem wir im 
ersten Jahrzehnt des Jahrhunderts mit an letzter 
Stelle in Europa standen, hat sich bei uns so ent- 
wickelt, daß wir jetzt mit in den ersten Reihen stehen. 
Das verdanken wir nicht den Einrichtungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches — Einzelvormund, Vor- 
mundschaftsgericht und Gemeindewaisenrat —, son- 
dern der Umgestaltung anderer Gebilde: vor allem der 
Berufsvormundschaft und der Neuordnung der öffent- 
lichen Unterstützung für diese Kinder. Die entschei- 
dende Beurteilung des Entwurfs hängt davon ab, wie 
er sich in diese Entwicklung einordnet und sie zu 
fördern im Stande ist. 


2. 


Unsere Unehelichenfürsorge geht in allern wesent- 
lichen auf Taube in Leipzig zurück, den „alten“ 
Taube, wie man ihn teils mit leisem Achselzucken, 
teils mit wärmster Verehrung nannte. Er gab der 
Pflegekinderaufsicht ihr heutiges Rüstzeug: den sach- 
kundigen Arzt, die geschulten Pflegerinnen und die 
ärztliche Beratungsstunde. Das Ungenügen dieser 
Hilfsmaßnahmen für die groBe Masse der Pflegekinder, 
die Unehelichen, ließ ihn eine neue rechtliche Grund- 


1) Reichsratdrucksache Nr. 108. Der Text allein auch im 
Reichsarbeitsblatt Nr. 37, Oktober 1925 und Zentralbl. f. Jugend- 
recht und Jugendwohlfahrt, Oktober 1925, ferner eine eingehende 
Besprechung im nächsten Heft des Archivs für Sozialwissenschaft. 


‚ fuhr, da es sie als Vormund kennen mußte. 


lage seiner Arbeit suchen; er stellte den Schutz der 
Unehelichen auf den Grund der Berufsvormundschaft : 
Erziehung, Pflegeleitung und Rechtsvertretung. Bis 
1900 hatte er erreicht, daß in Leipzig alle unehelichen 
Kinder ausnahmslos von ihrer Geburt an dieser neuen 
Vormundschaft unterstellt waren; so konnten ihre 
Rechte erfolgreich verfochten, ihre Pflege und Er- 
ziehung sachkundig betreut werden. Die Säuglings- 
sterblichkeit der Unehelichen hatte den ersten Anstoß 
zu diesen Versuchen gegeben. Die weitere Erkenntnis, 
daß dies nur ein Teil ihrer unglücklichen Lage war, 
daß ihre mangelhafte Berufsvorbildung wie ihre große 
Kriminalität dringend eine dauernde Fürsorge ver- 
langten, mußte dazu führen, diese Berufsvormund- 
schaft bis zur Volljährigkeit auszudehnen, da die er- 
wähnten älteren Schutzmaßnahmen — Einzelvor- 
mundschaft und Vormundgericht — auch da versagt 
hatten. Ihr Wesen lag in dem amtlichen Charakter 
und der beruflichen, ärztlichen und erzieherischen Ge- 
staltung sowie darin, daß sie bei der Geburt ohne Zu- 
tun des Gerichts in Kraft trat; so ergriff sie alle Un- 
ehelichen ausnahmslos sofort und hielt sie dauernd in 
ihrem Schutz. Obwohl der Gesetzgeber 1900 dieser 
Einrichtung jeden Rechtsboden entziehen wollte und 
nur durch den entschlossenen Widerstand Taubes 


"und seiner Freunde dazu gedrängt wurde, ihr wider- 


willig im Einführungsgesetz ein Hintertürchen zu 
öffnen, so wuchs die Berufsvormundschaft aus eigener 
Kraft als Vereinigung von Erziehungsleitung und 
Rechtsvertretung so schnell, daß sie vor dem Kriege 
in ihren verschiedenen Formen weit über ein Drittel 
aller Unehelichen erfaßte. 

Doch auch die beste Rechtsvertretung kann dem 
Kinde keine Unterhaltsmittel sichern, wenn der Vater 
noch nicht festgestellt ist, wenn er nicht zahlen kann 
oder sich zeitweise seinen Pflichten entzieht. Bis sie 
wirksam wird, muß eine Öffentliche Unterstützung 
eintreten. Diese war Ende des vorigen Jahrhunderts 
für sämtliche Kinder — nicht nur die unehelichen — 
ganz ungenügend. Es entstand eine immer stärkere 
Bewegung, um diese Unterstützung vom Armenamt 
loszulösen und sie großen, leistungsfähigen Verbänden 
zu übertragen. Schon dadurch wäre die Versorgung 
der Unehelichen viel gebessert worden. Indem man 
dann noch diese Unterstützung derselben Stelle über- 
trug, die die Vormundschaft führte, erreichte man, 
daß diese sofort von der Bedürftigkeit des Kindes er- 
Damit 
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fielen alle verzögernden Verhandlungen mit einer 
anderen behördlichen Stelle weg und eine sofortige 
Hilfe war gesichert. Auch in dieser Hinsicht war vor 
dem Kriege vielfach eine feste Grundlage gewonnen. 

Beide Strömungen vereinigen sich dann und setzen 
sich im Reichsjugendwohlfahrtsgesetz durch: Amts- 
vormundschaft in Verbindung mit der erweiterten 
Unterstützung der Unehelichen bilden den Kern der 
neuen Jugendämter, die einen allgemeinen lücken- 
losen Schutz der Unehelichen in einer Form ermög- 
lichen, wie ihn kein anderes Land besser besitzt. Frei- 
lich hat die Fürsorgepflichtverordnung aus rein finan- 
ziellen Erwägungen die Armenpflege für Kinder davon 
vorübergehend losgetrennt und damit das Gesetz 
gerade für die Unehelichen zu einem betrüblichen 
Bruchstück entstellt. Doch kann die Beseitigung 
dieses Schadens nur eine Frage kurzer Zeit sein, da 
sonst das Jugendamt einen wichtigen Teil seines 
Wertes verliert. Soweit es die Unehelichen angeht, 
macht erst die Vereinigung von Amtsvormundschaft 
und Armenpflege ein wirkliches Jugendamt. Von 
dieser Grundlage, die das Gesetz hoffentlich in wenigen 
Monaten wieder herstellen wird, muß unsere Betrach- 
tung des neuen Gesetzentwurfs ausgehen. Von hier 
aus muß er weiter bauen, nicht von verschwundenen 
Zuständen, die das erste Jahrzehnt beherrschten. 

Jene Vereinigung zweier Forderungen im Jugend- 
amt hatte sich aus jahrelangen Erfahrungen und Er- 
örterungen als zweckmäßig und unentbehrlich er- 
wiesen. Sie kennzeichnet sich 

durch den sofortigen Eintritt öffentlicher Unter- 
stützung im Bedarfsfall, 

durch rasche und gründliche Verfechtung der 
Rechte des Kindes, 

durch lückenlose Erziehungsleitung von der Ge- 
burt an (einschließlich der Fürsorge für Unter- 
bringung und Pflege). 

Um diese drei Aufgaben leisten zu können, hat die 
Amtsvormundschaft die Rechte des Vormundes im 
Rahmen des $ 1707 BGB. erhalten : Rechtsvertretung, 
Vermögensverwaltung, Beistandschaft in der Personen- 
sorge; dazu kommen noch eine ganze Reihe obervor- 
mundschaftlicher Rechte, die bisher dem Vormund- 
schaftsgerichte zustanden. Vielfach wurde eine Er- 
weiterung, so gegenüber der Personensorge der unehe- 
lichen Mutter gefordert; davon. blieb nur das Recht 
der sofortigen Wegnahme eines Kindes bei Gefahr im 
Verzuge, das zwar die Sorge der Mutter einschränkt, 
aber leider im Abschnitt ‚Pflegekinderwesen‘ hängen 
geblieben ist, also nur für einen Teil der Unehelichen, 
höchstens die Hälfte gilt. Umgekehrt wünschten einige 
eine Erweiterung der mütterlichen Rechte gegenüber 
dem Amtsvormund. Dadurch wäre die ganze Stellung 


der Amtsvormundschaft erschüttert worden; war doch 
die Berufsvormundschaft nicht da, um die Mutter zu 
hindern, sondern sie erstrebte die Unterstützung der 
Mutter, ihre Befähigung zur selbständigen Betreuung 
ihres Kindes. So hat das Gesetz dafür gesorgt, daß ein 
Kind, solange es unehelich ist, der Aufsicht des Jugend- 
amts nicht entzogen werde. Selbst wenn es für das 
Kind nützlich erscheint, daß Vater, Mutter oder 
jemand anders Vormund werde, muB das Jugendamt 
seine Aufsicht fortführen, weil es Gemeindewaisenrat 


ist. Diese Aufsicht wird sich milder oder eifriger ge- 


stalten, je nachdem es für das Kind nötig ist — gerade 
wie die des Amtsvormundes —, aber stets muß sie 
verantworten, was mit dem Kind geschieht. Die Be- 
fugnisse des Amtsvormundes im Reichsjugendwohl- 
fahrtsgesetz sind der kunstvolle Ausgleich verschie- 
denster Wünsche auf der Unterlage der praktischen 
Bedürfnisse. 

Der neue Gesetzentwurf bringt gerade zu $ 1707 eine 
Fülle von Vorschlägen, über die sich vielerlei — dafür 
und dagegen — sagen läßt ; ich vermisse eine sorgsame. 
Auseinandersetzung mit dem Grundgedanken, daß 
jedes Kind, solange es unehelich ist, von der Fürsorge 
des Jugendamts loser oder enger umfaßt werden muB. 
Nur wenn es im vollem Umfange ehelich geworden ist 
— Legitimation, Ehelichkeitserklärung, Adoption — 
ist es eben in einer Familie fest verankert und bedarf 
nicht mehr eines Sonderschutzes, den kein uneheliches 
Kind entbehren kann. Der Entwurf schafft eine Mög- 
lichkeit, Vater oder Mutter elterliche Gewalt auch 
unter beschränkteren Voraussetzungen zu verleihen. 
Ohne sie im einzelnen zu erörtern — was einen großen 
Raum einnehmen würde —, ist eins dabei klar, auf 
diesem Wege wird für die Eltern ‚die dauernde Auf- 
sicht des Vormundschaftsgerichts‘ beseitigt, obwohl 
die Kinder unehelich bleiben. Diese vom Gesetzgeber 
ausdrücklich gewollte Folge könnte schließlich noch 
hingehen, da nach den Erfahrungen vieler Jahrzehnte 
diese „dauernde“ Aufsicht ja doch nie die unglück- 
liche Lage der Unehelichen zu ändern vermochte. 
Aber damit ist auch gegeben, daß diese selben Un- 
ehelichen der Aufsicht und dem Schutze — denn in 
erster Linie um Schutz für das Kind handelt es sich — 
des Jugendamtes entnommen werden. Eben solche 
Durchlöcherungen der Aufsicht waren es, die schon 
Taube als die schlimmste Gefährdung der Pflege- 
kinder und der Unehelichen nachgewiesen hat. Der 
Entwurf tröstet sich damit, daß „die Möglichkeit eines 
Eingreifens von Jugendamt und Vormundschaftsge- 
richt in Fällen einer Gefährdung‘ nicht ausgeschlossen 
ist. Aber wer muß diese Gefährdung diesen Stellen be- 
kannt geben ? Etwa die Mutter oder der Vater, die sie, 
wenn nicht verursacht, so doch nicht rechtzeitig be- 
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kämpft haben? Bei ehelichen Kindern müssen wir bis 
zu diesem Zeitpunkt warten und die Gelegenheit zur 
rechtzeitigen Abhilfe meist versäumen, weil wir sonst 
zu sehr in die Familie eingreifen müBten. Die Unehe- 
lichen unterscheiden sich von jenen dadurch, daB 
sie bei der ganzen schwierigen Lage ihrer Eltern und 
ihrer selbst stets in höherem Maße gefährdet sind; da- 
rum müssen bei ihnen in jedem Falle rechtzeitig Schutz- 
maßnahmen herbeigeführt werden können. Wenn man 
dem Vater die Gesamtheit der elterlichen Verpflich- 
tungen auferlegt, so wird sein Kind eben ehelich und 
darf dem gleich behandelt werden, obwohl sich auch 
da wie bei der richtigen Ehe Mißstände genug ergeben 
haben. Will er diese Pflichten nicht voll übernehmen, 
so kann man ihm, wo es gut scheint, schon heute die 
Vormundschaft übertragen. Ich habe nicht gefunden, 
daß in solchen seltenen Fällen die Richter sehr geneigt 
dazu gewesen wären ;sie hatten meist starke Bedenken, 
die nicht leicht zu überwinden waren. Und doch bleibt 
da die Fürsorge des Jugendamts noch erhalten. Ähn- 
lich liegt es bei der Mutter, der man doch den Rat 
einer sachkundigen Stelle erhalten sollte. Ist einmal 
die Sorge des Jugendamts ausgeschaltet, so wird es 
von Mißständen gerade wie bei ehelichen Kindern erst 
dann erfahren, wenn es zu spät ist, wenn man die Ge- 
fährdung beseitigen muß, ihr nicht mehr vorbeugen 
kann. In dieser Hinsicht bewegt sich der Entwurf 
sehr in Illusionen und verläßt den Boden der Wirklich- 
keit. Glaubt er doch scheinbar auch, daß man die 
Schäden, die bei einer übereilten Adoption für Kind 
und Adoptiveltern eintreten, beseitigen könne, indem 
man die Adoption nachher wieder aufhebt. Das 
ist kaum für die rechtlichen Folgen zutreffend, geht 
aber an den menschlichen und erziehlichen Schäden 
vorbei, die in der Mehrzahl nie wieder gut zu machen 
sind. 

Man sieht, es sind im Grunde Rücksichten auf das 
Kind und sein Wohlergehen, wenn ich eine genaue 
Beachtung der Beziehungen verlange, die von dem 
Entwurf zum Jugendamt hinübergehen. Das Jugend- 
amt ist im Gesetzentwurf selbst gar nicht, in der 
Begründung kaum genannt. Man begnügt sich mit 
dem Hinweis: das solle die Reichsregierung in Ver- 
ordnungen regeln. Aber man darf nicht das Wesent- 
liche im Gesetz weglassen — und wesentlich ist vor 
allem, daß der Weg zum Schutze der Unehelichen, den 
wir mit dem Reichsjugendwohlfahrtsgesetze so aus- 
sichtsreich beschritten haben, planmäßigverfolgt werde 
und man ihn nicht durch allerlei wohlmeinende Gesetze 
hemme. Dadurch wird den Unehelichen mehr ge- 
schadet als die besten Bestimmungen nützen können. 
Dazu noch ein weiteres Beispiel. 


3. 


Der Entwurf geht davon aus, daß die uneheliche 
Vaterschaft heute noch etwa derselbe Begriff sei, den 
1900 das Bürgerliche Gesetzbuch schuf. Er ent- 
hielt nur Geldansprüche des Kindes, gab keine Fami- 
lienbeziehungen. So ist es nicht mehr. Jene Bewegungen 
zum Schutze der Unehelichen haben die mittelbare 
Wirkung gehabt, die gesellschaftliche MiBachtung 
der Unehelichen bedeutend zu mildern. DaB diese 
Kinder eines besonderen Schutzes bedürfen, ist heute 
überall anerkannt. Das Jugendamt ist sein sicht- 
barer Ausdruck. Diese Wandlung der Anschauungen 
ermöglichte es, daß beim Kriegsausbruch auf Antrag 
des Archivs deutscher Berufsvormünder der Reichstag 
den Kindern der eingezogenen unehelichen Väter die- 
selbe Familienunterstützung gesetzlich gewährte, die 
die ehelichen Kinder erhielten. Die Bestimmung ging 
nur durch, weil sie in Österreich-Ungarn bereits seit 
Jahrzehnten bestand. Damit waren in einem Punkte 
die unehelichen den ehelichen Kindern ganz gleich ge- 
stellt. Das bedeutete für einige 300000 Kinder eine 
viel bessere Unterstützung als die Armenpflege, auf 
deren damals so ungenügendes Wirken sie sonst ange- 
wiesen waren. Diese selbe Stellung haben sie dann in 
den meisten Beamtengesetzen wie in vielen Sozial- 
gesetzen auch für den Frieden gewonnen, wo sie z.B. 
dieselben Kinderzulagen erhalten. Diese neue familien- 
rechtliche Stellung nehmen Kinder ein, die nach dem 
bürgerlichen Recht nicht als verwandt mit ihren 
Vätern gelten sollen und nur einen Unterhaltsanspruch 
an sie haben. Was dies ihnen versagt — eine familien- 
rechtliche Beziehung zum Vater —, das gewährt ihnen 
in ziemlichem Maße auf Grund derselben Feststellun- 
gen das öffentliche Recht. 

Der Entwurf versucht, ohne diese Fortschritte, die 
bedeutsamsten für Uneheliche, überhaupt zu erwähnen 
und in Betracht zu ziehen, gewisse Gruppen Unehe- 
licher auf familienrechtlichem Gebiete besser zu 
stellen als bisher. Er hält sich dabei zwar in bescheide- 
nen Grenzen, aber empfindet schon dies vorsichtige 
Vorgehen als so grundstürzend, daß er für die Fest- 
stellung dieser Vaterschaft besonders scharfe Vor- 
schriften für nötig hielt. Bisher wird als Vater ange- 
sehen, wer nicht beweisen kann, daß. andere in der 
Empfängniszeit mit der Mutter verkehrt haben; also 
nur der erwiesene Mehrverkehr schließt die Vater- 
schaft aus. In Zukunft soll dazu die Wahrscheinlich- 
keit des Mehrverkehrs genügen. Ja. diese Möglichkeit 
des Mehrverkehrs soll sogar bei der freiwilligen Aner- 
kennung berücksichtigt werden. Also selbst wo der 
Vater bereit ist, engere Beziehungen herzustellen, 
weil er sich verpflichtet fühlt, soll dies ihm unmöglich 


DER GESETZENTWURF ÜBER DIE RECHTSSTELLUNG DER UNEHELICHEN 99 


gemacht werden; ja der Vormundschaftsrichter ist ver- 
pflichtet, von sich aus solchen Wahrscheinlichkeiten 
nachzuforschen. Der Entwurf ist sich bewuBt, daB 
dadurch eine Anzahl unehelicher Kinder, für die bisher 
durch Anerkennung oder Rechtsstreit ein Vater fest- 
gestellt wird, diese Stellung verlieren, aber er hilft sich 
über diese Bedenken durch Annahmen über die Zahl 
dieser Kinder hinweg, die unrichtig sind. Er hat gar 
keinen Versuch gemacht, irgendwelche sicheren Zah- 
len zu beschaffen, obgleich das sehr wohl möglich ge- 
wesen wäre, und er hat das wenige Material, was vor- 
liegt, offenbar nicht aufgesucht. Sein Vorgehen muß 
ernstlich Bedenken erregen. 
Um die geringen Besserungen, die er dem Kinde 
gegen seinen Vater geben will, in ein helles Licht zu 
stellen, schätzt er die Zahl der Kinder, die heute einen 
bestimmten Mann als Vater haben, auf 85—90 ©; ; 
das ist eine sehr zweifelhafte Annahme. Viel bedenk- 
licher ist aber die weitere Folgerung: ‚Die vorge- 
schlagenen Verbesserungen auf familienrechtlichem 
Gebiete werden also den meisten dieser Kinder‘‘ — das 
kann nach dem Zusammenhang nur auf ‚alle Unehe- 
lichen‘‘ gehen — „zu gute kommen‘. Das ist minde- 
stens sehr irreführend. Erstens ist die Zahl der Kinder, 
für die heute kein Vater nachweisbar ist, sicher größer 
als 10—15 %,. In Zukunft ändert sich das. Aus den obi- 
gen Darlegungen geht hervor, daß der Mehrverkehr als- 
dann eine ganz andere Rolle spielen wird, denn er 
braucht nicht mehr bewiesen zu werden, sondern muß 
nur wahrscheinlich gemacht sein. Ebenso wird von 
den Anerkennungen wieder ein Teil wegfallen. Wenn 
jetzt der Einwand des Mehrverkehrs nur in 33% 
aller Prozesse, wo er eine Rolle spielte, bewiesen 
werden konnte, so wird er künftig sicher in doppelt so 
viel Fällen wahrscheinlich gemacht werden können. 
Nimmt man dazu seine hemmende und zerstörende 
Wirkung bei den Anerkennungen und ferner die Vor- 
schrift, die zu den wunderlichsten dieses Entwurfs ge- 
hört, daß er jeder Zeit hernach noch Jahre lang nach 
Prozeß und Anerkennung geltend gemacht werden 
darf, also sich in Zukunft mehr und mehr voll aus- 
wirken soll, so ist klar, daß eine ganz beträchtliche 
Anzahl Kinder, die heute einen Vater haben, durch 
das neue Gesetz seiner beraubt werden. Das bedeutet 
aber nicht nur, daß sie die Unterhaltsansprüche ge- 
gen den Vater verlieren, sondern vor allem, daß ihnen 
alle die Rechte genommen sind, die ihnen im ôffent- 
lichen Recht jetzt zustehen. Diese Rechte um- 
schließen sehr wesentliche wirtschaftliche Vorteile!) ; 
vielleicht 25 % der Unehelichen werden durch den 
Entwurf aus einer Stellung, in der sie in mancher 


1) Vgl. Hanna Scherpner, Rechte des unehelichen Kin- 
des aus den’ Sozialgesetzen. Langensalza 1925. 


Hinsicht den Ehelichen gleichgestellt sind, in eine 
Lage hinunter gedrängt, die man schon als Paria- 
stellung bezeichnen darf. 


4. 


Mit dieser Pariastellung müssen wir uns noch be- 
fassen. Wo Mehrverkehr wahrscheinlich stattgefunden 
hat, da erhält das Kind gegen den einen oder gegen die 
verschiedenen Mehreren einen Unterhaltsanspruch an- 
nähernd wie heute gegen den Vater. Die Mutter wird 
zwar wohl in den meisten Fällen die Mehreren dann 
angeben — freilich muß ihnen dann der Verkehr noch 
bewiesen werden. Viele unehelichen Kinder wer- 
den also von mehreren ‚Vätern‘ unterhalten werden ; 
die alten ,,Aktienkinder‘‘, die seit 1900 allmählich aus- 
gestorben waren, erwachen wieder zum Leben. Der 
Entwurf muß zugeben: „Es hat an sich etwas MiB- 
liches, wenn mehrere Männer, die einer Frau innerhalb 
eines bestimmten Zeitraumes beigewohnt haben, 
nebeneinander zum Unterhalte des Kindes heran- 
gezogen werden, und wenn die Öffentlichkeit im Laufe 
der Zeit hiervon Kenntnis erlangt —.“ Die Vorurteile 
gegen das uneheliche Kind, die im Zurückweichen 
waren, werden gegen diese Gruppe, zu deren Ver- 
mehrung der Entwurf alles mögliche getan hat, leider 
in bedauerlicher Stärke auftreten. Man mag es noch 
so sehr mißbilligen, gerade wir, die ein Menschenalter 
in dem Kampfe für die Unehelichen gestanden haben, 
wissen, wie unendlich schwer solche Volksstimmungen 
zu mildern sind. Und hier wird ihnen mit so seltsamer 
Gruppenbildung Vorschub geleistet! 

Aber soll man die Mehreren denn wie bisher frei aus- 
gehen lassen? Wenn der Entwurf zu so bedenklichen 
Mitteln greift, so liegt das nicht zum wenigsten daran, 
daß er sich die heutige Lage der Unehelichen-Fürsorge 
nicht klar gemacht hat. In weitem Maße ist eine Ver- 
pflichtung Öffentlicher Art zur Versorgung dieser 
Kinder gesetzlich gegeben. Das wurde oben darge- 
legt... Sie ist für viele Fälle gar nicht zu entbehren 
und erfaßt u. a. gerade die Kinder, die wegen Mehr- 
verkehrs keine Alimente beziehen. In Zukunft würden 
sich unter ihnen auch der größte Teil derer befinden, 
die der Entwurf in die Reihen der Aktienkinder hinab- 
stoßen will. Es handelt sich bei der Heranziehung der 
Mehreren gar nicht um eine Besserstellung dieser 
Kirder, denn die Verschlechterung ihrer gesellschaft- 
lichen Stellung wöge den wirtschaftlichen Vorteil, 
selbst wenn er keine Täuschung wäre, überreichlich 
auf. Es gilt nur die Entlastung der Öffentlichen Hand, 
der Jugendämter, die heute diese Kinder erhalten 


müssen. Wozu da den Umweg machen? Dem Ent- : ::. 
wurf ist es so wenig wie jemandem vorher gelungen, -- 


einen Rechtsgrund für die Heranziehung der Mehreren 
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ausfindig zu machen. Während er im ersten Teil ge- 
radezu pedantisch auf dem Rechtsgrund der Ab- 
stammung herumreitet, so daß die Rücksicht auf das 
Wohl der Kinder gar nicht zu Worte kommt, muß er 
bei den Mehreren einfach einen Anspruch ohne Rechts- 
grund aufstellen. Das ist unvermeidlich, wenn man 
überhaupt etwas von ihnen haben will. Dann kann 
man aber ruhig einen Anspruch des Jugendamts gegen 
diese Mehreren zum Gesetz erheben. Da erreicht man 
dasselbe : sie gehen nicht frei aus, das Jugendamt wird 
entlastet — und für die Kinder wird vermieden, daß 
man ihnen nachsagen kann, sie hätten mehrere Väter. 
Vergesse man doch ja nicht, welch verhängnisvolle 
Rolle diese gesellschaftlichen Anschauungen im Leben 
des Unehelichen spielen, sehr viel unserer Schutz- 
arbeit scheitert erbarmungslos an ihnen. Man muß 
nicht nur über uneheliche Kinder als Richter ent- 
scheiden, nicht nur sie als Amt betreut haben, was 
schon viel wichtiger ist, sondern man muß mit ihnen 
aufgewachsen sein, mit ihnen gelebt und ihre Seele zu 
verstehen gesucht haben, um zu begreifen, was für un- 
-heilvolle Wirkungen von einem solchen Worte wie 
„Aktienkinder‘‘ ausgehen können. — Vergessen darf 
man auch nicht, wie dagegen die Wirkung von Ge- 
setzen auf die Behebung solcher Vorurteile kaum 
wahrnehmbar ist. 
5. 


Der Entwurf enthält gewiB im einzelnen brauchbare 
Vorschläge. Für seine Beurteilung ist es aber falsch, 
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sich auf diese Einzelheiten, aus denen er sehr fleißig 
aufgebaut ist, zu beschränken. Er nimmt sehr oft mit 
der einen Hand mehr, als er mit der anderen gibt. 
Selbst aber, wenn so eine leidliche Abrechnung mit 
etwas Überschuß herauszurechnen wäre — ich be- 
zweifle es —, so nützt uns das zu einem endgültigen 
Urteil nichts. Alles kommt darauf an, wie er sich zu 
der Schutzbewegung stellt, die seit einem Menschen- 
alter in mühsamster Arbeit den Unehelichen einen 
Vorteil nach dem anderen errungen hat und im 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetze für ein weiteres Men- 
schenalter Grundlagen für eine umfassende Fürsorge 
schuf. 

Der Entwurf will dazu beitragen, daß ein nicht un- 
erheblicher Teil unserer Jugend mehr als bisher vor 
wirtschaftlicher Not und gesellschaftlicher Zurück- 
setzung bewahrt bleibt. Das erstere ist durchaus nur 
durch den Ausbau der Jugendämter zu erreichen. 
Mehr als sie dadurch erhalten werden, kann dies 
Gesetz ihnen nur in ganz vereinzelten Fällen geben, 
die für die Gesamtheit nichts ausmachen. Die ge- 
sellschaftliche Zurücksetzung dagegen vermehrt der 
Entwurf bedauerlicherweise für nicht wenige Un- 
eheliche. Was er in anderer Hinsicht günstiges 
bietet, kann erst erwogen werden, wenn diese argen 
Mängel beseitigt sind. In erster Linie jedoch muß 
er genau daraufhin durchgearbeitet werden, daß er 
die Jugendämter nicht hemme, sondern soweit mög- 
lich stütze. 


Was ist und zu welchem Ende studiert man Sozialbiologie? 
Von ALEXANDER ELSTER, Berlin. 


| I. 

Der Mediziner hat es gut. Die Grundlage seines Wis- 
sens und Könnens ist der menschliche Körper, den man 
sehen und im Bedarfsfalle auch mit Hilfe des Messers 
vor den Blicken klarlegen kann. Auch soweit er als 
Psychiater, als Nervenarzt und Innerer nicht alles 
sehen kann, so kann er doch beobachten und sieht Er- 
folge. Bedarf er für seine Tätigkeit der sozialen Ein- 
stellung, so hilft ihm dabei die unmittelbare Anschau- 
ung des wirtschaftlichen Lebens, in dessen Fesseln er 
ja selber steckt ; sein Einblick in Recht und Wirtschaft 
ist also verhältnismäßig leicht — und das, was ihm 
not tut, umein Sozialarzt, ein Sozialhygieniker, ein Be- 
zirksarzt, ein Sachverständiger im ProzeB zu werden, 
kann er erwerben, ohne daß man ihm das Eindringen 
in fremde Gebiete verargt; im Gegenteil, man bittet 
ihn darum. Ganz anders der Geisteswissenschaftler, 
der eingesehen hat, daß ihm seine Welt des Scheins und 
der Menschensatzung nicht genügt, weil ihm das bessere 
Teil der Wirklichkeit fehlt. Und ihm wird es nicht so 
leicht gemacht, ohne ein etwa jahrelanges, umsatteln- 
des Doppelstudium, sich dasjenige Maß von medizi- 
nisch-biologischen Einsichten zu verschaffen, das ihn 
zu einer Beschäftigung mit dem Grenzgebiet zwischen 
Sozialwissenschaften und Biologie befähigt. So sind 
unter den Sozialhygienikern begreiflicherweise bisher 
fast ausschließlich Mediziner. Wer diesen von dem 
geisteswissenschaftlichen Gebiet her die Hand reicht, 
um die so notwendige Synthese weiter zuverwirklichen, 
erlebt immer wieder, daß man ihn aus der Behandlung 
und Beurteilung biologischer Dinge, die für das Grenz- 
gebiet notwendig sind, ausschließen will und ihm leicht 
Unzulänglichkeit in einigen Punkten biologischen Wis- 
sens und Könnens vorwirft, während doch die Mit- 
arbeit von geisteswissenschaftlicher Seite nicht ent- 
behrt werden kann. 

Diese Mitarbeit kann aber um deswillen für die Ge- 
samtheit (nicht für die Biologie!) nicht entbehrt wer- 
den, weil der Jurist und Sozialwissenschaftler die biolo- 
gischen Grundlagen dringender braucht, als etwa der 
Biologe die Kenntnis der sozialen und rechtlichen Aus- 
wirkungen seiner Lehren. Für den Biologen mag jene 
Kenntnis der sozialen und rechtlichen Auswirkungen 
in vielen Fällen Luxus sein und ihm nur den Anlaß 
zur Kritik von ergangenen Gesetzen oder sozialwirt- 
schaftlichen Maßnahmen geben — für den Sozial: 
wissenschaftler aber ebenso wie für den Gesetzgeber 
den Verwaltungsbeamten, den Richter, also für den 


Juristen im weitesten Sinne — ist die Kenntnis jener 
biologischen Grundlagen Voraussetzung erfolgreicher 
Arbeit, Bedingung für den dringend erforderlichen 
Fortschritt, notwendige Richtlinie für Satzung und 
Richterspruch. Das ist die neue Erkenntnis in einer 
Gesellschaftsordnung, die humaner geworden ist und 
der nichts Menschliches mehr fremd sein darf — die 
nicht mit Vorurteilen, Grausamkeit und Selbstherr- 
lichkeit eine verfahrene Ordnung noch verfahrener 
machen darf, sondern von dem Menschen als dem biolo- 
gischen Kern der sozialen Ordnung erneut ausgehend 
an Reformen aller Art heranzutreten hat. 

Das ist der drängende Anlaß für mich gewesen, nach 
langjähriger Beschäftigung auf jenem Grenzgebiet eine 
Sozialbiologie!) zu schreiben, die ein Programm sein 
will und sich nicht darin gefällt, Einzelheiten biolo- 
gischen Wissens ins soziale Studium einzuschmuggeln, 
sondern diese Einzelheiten nur braucht, um die Be- 
deutung der neuen Synthese darzutun und die Sozial- 
hygiene wie die Soziologie nach dieser Seite notge- 
drungen zu ergänzen. Erst jüngst klagte wieder ein- 
mal der Göttinger Psychiater Professor Schultze?), 
daß die Richter vielfach gänzlich verständnislos 
den Ausführungen und Anschauungen des psychia- 
trischen Sachverständigen gegenüberstehen und daß 
man, wenn auch kein Studium der Juristen in Psy- 
chologie und Psychiatrie, so doch soviel von ihnen ver- 
langen müsse, daß sie sich die Möglichkeit des Ver- 
ständnisses der Gedankengänge des Arztes und Biolo- 
gen aneignen. Das ist nur ein Beispiel. Das Thema 
„sozialbiologie‘‘ ist viel größer. Es ist in erster Linie 
für den Nichtmediziner bestimmt, wie das deutlich 
aus dem Vorwort, ferner aus S. 19 meines Buches sowie 
aus dessen Stellung als Band des „Handbuchs der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften“ hervorging. 
Es war mithin ein engsichtiges Verkennen dieser Auf- 
gabe des Buches, wenn einige biologische Kritiker auf 
Grund biologischer Einzelheiten, in denen sie anderer 
Meinung waren als die Biologen, denen ich gefolgt 
bin, das Buch als biologische Arbeit glaubten beur- 
teilen zu sollen, zu der ich als Nichtbiologe naturgemäß 
kaum berufen schien, anstatt daß sie die Synthese un- 
terstützten, die allein auf solchem Wege erzielt werden 
kann. Denn die medizinischen Werke auch dieses 

1) Elster, Sozialbiologie. Bevölkerungswissenschaft und Gesell- 
schaftshygiene. (Handbuch der Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaften 8. Bd.) Walter de Gruyter & Co., Berlin u. Leipzig, 1923. 

2) Auf der Innsbrucker Tagung der deutschen und österreichischen 


Kriminalisten im September 1925. 
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Grenzgebietes kônnen vielfach von Nichtmedizinern 
nicht gelesen werden. 

Freilich soll auch dem biologischen Forscher und 
Praktiker die sozialbiologische Synthese zum Vorteil 
gereichen. Sie soll ihm helfen, das Exakte und Sicht- 
bare, so wichtig es ist, nicht als das Einzige zu betrach- 
ten, das etwa berechtigte, vor den sozialen Wesen- 
heiten und Verwicklungen die Augen zu schließen. 
Durch eine gesunde Lebensauffassung (den sog. „ge- 
sunden Menschenverstand‘) bringt der Naturwissen- 
schaftler und Arzt zwar die Eignung für die Synthese 
mit; aber die wissenschaftliche Behandlung sozial- 
biologischer Probleme soll ihn darin unterstützen und 
ihm die sichere Grundlage für das sonst etwa nur Ge- 
fühlte und intuitiv Erschaute geben. 


II. 


Sozialbiologie ist nicht identisch mit Soziologie, 
mit Sozialhygiene, mit Eugenik und Rassenbiologie, 
obwohl zu allen diesen Gebieten engste Berührung 
besteht. Die Sozialbiologie ist diejenige wissen- 
schaftliche Anschauungsweise, die den Lebenspro- 
zeB von praktisch zusammenfaBbaren Gruppen von 
Menschen — ihr Werden und Vergehen — unter 
sozialen Gesichtspunkten betrachtet, wertet und zu 
beeinflussen sucht. Sie weicht von Rassenhygiene 
(Eugenik) und von Sozialhygiene (alten Sinnes) da- 
durch ab, daß sie 1. die Eubiotik des lebenden Indi- 
viduums (was die Rassenhygiene = Eugenik ihrem 
Begriffe nach ausscheidet) und 2. die biologische 
Propädeutik umfassender Art (was aus der Sozial- 
hygiene als „Hygiene“ dem Begriffe nach ausscheidet) 
mit einbezieht. Sozialbiologie umfaßt also Ziele 
der Rassenhygiene und Sozialhygiene, überläßt dieser 
die Spezialstudien (wie es eben eine Pathologie neben 
Biologie, Hygiene neben Sozialpolitik, Theologie neben 
Philosophie gibt), aber vertieft und verbindet die Er- 
gebnisse der beiden Zweige zu einem neuen Zweck: 
der sozialwirtschaftlich-biologischen Syn- 
these. Der Soziologie gegenüber (ganz abgesehen von 
den heute noch recht verschiedenartigen Deutungen des 
Wesens der „Soziologie‘‘) ist sie das engere, und ich 
überlasse es durchaus den Soziologen, ob und wie weit 
sie neben der Sozialpsychologie auch die Sozialbiologie 
in meinem Sinne als einen Teil ihrer Wissenschaft an- 
erkennen wollen. Die Sozialbiologie will und soll jeden- 
falls stets der Soziologie die Brücke zur Naturwissen- 
schaft offenhalten ; denn über diese Brücke müssen der 
Soziologie immer wieder die realen Wahrheiten zuge- 
führt werden, die sie vor einem allzu kühnen Flug ins 
Phantastisch-Doktrinäre bewahren sollen. Ihrerseits 
hat sich die sozialbiologische Forschung neben den 
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Materien der Bevölkerungspolitik, der Eugenik und 
Eubiotik, der Vererbungslehre, der Milieuforschung — 
diese alle in synthetischer Behandlung — immer mehr 
mit den Zukunftsproblemen der sozialen Nutzbar- 
machung der Triebe und mit dem Problem des 
opfernden Ausgleichs zwischen Trieb und 
Pflicht (also auch einem ethisch-juristischen Pro- 
blem!) zu beschäftigen. 

Die Sozialwissenschaft arbeitet vielfach mit Be- 
griffen zweiter Kategorie, z. B. wenn sie von Existenz- 
minimum, Überstunden, Sachwert, Geldtheorie, Ein- 
kommenbesteuerung usw. spricht. Sie fingiert dabei 
Gleichheiten der Masse und baut auf Durchschnitts- 
ermittlungen weitgehende Folgerungen auf, während 
sowohl das Existenzminimum wie die Überstunde, die 
Gerechtigkeit in der Besteuerung, der Wert für ein- 
zelne Waren oder Geldzeichen in weit höherem Maße 
vom Individuum abhängt, als die Nationalökonomie 
gewöhnlich anzunehmen geneigt ist. 

Für diese Ungleichartigkeiten genügt keineswegs die 
Unterscheidung von Sozialklassen, von Stadt und 
Land, von Verheirateten und Ledigen, von Rassen und 
Altersklassen — die individuellen Verschiedenheiten 
sind so groß, daß es als eine Gewaltsamkeit der Politik 
und Sozialpolitik erscheint, wenn sie Durchschnitte 
zieht und Regeln aufstellt, die oft genug dem Pro- 
krustesbett gleichen. In somatischer Hinsicht und noch 
mehr in seelischer Hinsicht gilt das, und ein gut Teil 
des sozialen Elends ist auf Schematisierung, Typi- 
sierung und Nichtbeachtung der individuellen Unter- 
schiede zurückzuführen. Es liegt in der Aufstellung 
der Typen eine gewisse Gefahr, dahingehend, daß man 
die einzelnen Zugehörigen dieser Typen für verhält- 
nismäßig gleichartig ansieht, während oftmals ihre 
Unterschiede trotz anscheinender Typenhaftigkeit 
wesensstark und bestimmend sein können. Bei aller 
Anerkennung von Gleichartigkeiten als Arbeitshypo- 
thesen für die Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, 
die natürlich in praxi mit Maßen und Typen arbeiten 
müssen, ist es für die fortschrittliche Erkenntnis und 
die kulturelle Mission der Sozialwissenschaft eine drin- 
gende Forderung, die Ungleichartigkeit der Individuen 
in die Rechnung einzusetzen. 

Das wird erfüllt durch die sozialbiologische An- 
schauung. 

Diese trägt die Beachtung des körperlich-individu- 
ellen Moments in die Betrachtung der sozialkulturellen 
Erscheinungen. Es wird Gewicht auf die erhöhte Er- 
kenntnis der Abhängigkeit der Sozialordnung vom 
physischen Menschen mit seinen Neigungen, Trieben 
und vegetativen Forderungen gelegt, aus denen alle 
höheren Ziele erst erwachsen und jedenfalls fortdauernd 
bedingt werden. Und es wird die Forderung glaubhaft 
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gemacht, daB die auf geisteswissenschaftlichem Gebiet 
durch Deduktion gefundenen Lehren immer wieder 
durch induktive naturwissenschaftliche Einzelfor- 
schung nachgeprüft werden müssen. Die ‚Ausnah- 
men“, die so entdeckt werden, dürften dann alte 
Regeln modifizieren und neue aufstellen. 

Ein Beispiel ist durch die neuere Entwicklung des 
Strafrechts gegeben. Namentlich seit Franz von 
Liszt gilt es als fortschrittliche Lehre, den Täter zu 
strafen, nicht die Tat ; d. h. aber, jeden Täter individuell 
zu erkennen, da die gleichen Taten oft nur die gleiche 
äuBere Erscheinung ganz verschiedener Wesenheiten 
sind. Die in dem neuen Strafgesetzentwurf vorgesehene 
Einrichtung der Sicherungsverwahrung fordert diese 
allerindividuellste Betrachtung des Täters in noch weit 
höherem Grade als bisher, und der progressive Straf- 
vollzug und alles, was damit zusammenhängt, ist gar 
nicht denkbar ohne dieses Zurückgehen von der Sozial- 
philosophie auf die Sozialbiologie, vom Generellen auf 
das Individuelle. 

Was hier für das Strafrecht gilt, gilt auch für das 
Eherecht, für die Sozialpolitik, für die gesamte Bevöl- 
kerungswissenschaft. Das ‚Gesetz der großen Zahl‘ 
ist eben wie jede Generalisierung weit mehr eine Ar- 
beitshypothese als eine wirklich erkenntniskritisch 
gefundene Wahrheit. Es ist alles in viel höherem Grade 
biologisch bedingt, als der Sozialwissenschaftler anzu- 
nehmen geneigt ist, wo er äußere Gesetzmäßigkeiten 
sieht. Gewiß sind es dort Gesetzmäßigkeiten, und die 
Massenerscheinungen sind Wirklichkeit; aber es 
sind GesetzmäBigkeiten ganz interner Art, die auf 
Wegen der Vererbung oder der inneren Sekretion sich 
verwirklichen und dort in Wahrheit erst durch man- 
cherlei verschiedene Modifikationen bedingt 
werden, ehe sie bis zu der äußerlichen ,,GesetzmäBig- 
keit“ durchdringen, die uns zunächst so verhältnis- 
mäßig einfach erschien. Die Massenerscheinungen 
sind Tatsachen, deren Gründe dunkel sind; 
mag es sich um Geburtenfrequenz, um Geschlechts- 
krankheiten, um die Selbstmordziffer, um das Führer- 
problem, um Arbeiterunfälle handeln — die Erschei- 
nung selbst, die letzte Tatsache, die statistisch erfaB- 
bar ist, steht fest ; aber ihre Gründe sind durchaus nicht 
einheitlich; und bei diesen Gründen hängt sich nicht 
Soziales lose an Biologisches, es verkettet sich viel- 
mehr mit ihm; der Alkoholintolerante, der nicht hinter 
den Kollegen zurückstehen wollte und mittrank, er- 
litt den Unfall; der Lebensmüde hätte die Krankheit 
überstanden, wenn er wohlhabend gewesen wäre, oder 
er hätte umgekehrt sich von den wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten nicht unterkriegen lassen, wenn seine 
Nerven gesünder gewesen wären; der unklare Kopf 
wäre nicht an den Führerposten gekommen, wenn 
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nicht Beziehungen sozialer Art ihn dahin gestellt hät- 
ten usw. usw. Der Beispiele gibt es übergenug, ja 
alles, was wir sahen und erleben, ist Beispiel für jene 
gegenseitige Durchdringung des Sozialen 
und Biologischen, und dort allein liegt die 
Wirklichkeit, während aller Endeffekt nur Schein 
ist mit allen seinen „Gesetzmäßigkeiten‘. 


II. 


Eines der einprägsamsten Kapitel sozialbiologischen 
Denkens ist das von der qualitativen Bevöl- 
kerungspolitik. In ihr zeigt sich die ganze Wichtig- 
keit dieser synthetischen Anschauungsweise. Aber es 
zeigt vorwiegend nur die eine, die eugenische Seite; 
es ist aber das Wesen der Sozialbiologie, daß sie auch 
die eubiotische Seite umfaßt, also sowohl von der 
Rassenhygiene wie von der Sozialhygiene abweicht 
und beide unter neuem synthetischen Gesichtspunkt 
eint, soweit solche Einung Fortschritte der Erkenntnis 
verspricht, und ohne die Sondergebiete der Eugenik 
(Rassenhygiene) und der Sozialhygiene einschränken 
zu wollen!). Als Paradigma für die eugenische Seite der 
Sozialbiologie sei hier die qualitative Bevölkerungs- 
politik gekennzeichnet, während als Paradigma der 
eubiotischen Seiten unten sub IV das Thema ,,Kürper- 
konstitution und Klassenbildung‘“ herangezogen wer- 
den soll. 

Die Bevölkerungspolitik der Nationalökonomen war 
bisher zumeist eine quantitative — das Malthusia- 
nische Problem rührt an die Ethik, aber blickt auf die 
Quantität beschränkt, in der stillen früheren Hoff- 
nung, alles, was entstehe, werde doch (von Ausnahmen 
abgesehen) auch im wesentlichen gut sein. Diese Ein- 
seitigkeit wurde mit Recht von den Eugenikern und 
Rassehygienikern erschüttert, die, von der Furcht vor 
der Entartung ausgehend, das qualitative Moment 
in geistig-somatischer Hinsicht in die erste Reihe 
rückten, aber naturgemäß, da sie ganz wesentlich 
naturwissenschaftlich eingestellt waren, die sozialen 
Modifikationen dieser sonst so klaren Lehre nicht 
hinreichend in die Rechnung einsetzen konnten. 

Ineinersynthetisch betrachteten Sozialbiologie 
bedarf also die Eugenik einer wesentlichen Ergänzung, 
und zwar nicht allein durch die gesundheitlich-soziale 
Einwirkung auf das werdende und auf das bereits 
begonnene Leben — selbst auf den Vorwurf und die 


1) Vergl. darüber u. a. meinen in der Zeitschrift f. Sexual- 
wissenschaft Bd. 12, H. 6 erschienenen Aufsatz „Sozialhygiene— 
Eugenik und Eubiotik — Sexualsoziologie“ und die demnächst 
in den Kölner Vierteljahrsheften für Soziologie erscheinende Ab- 
handlung „Wesen und Grenzen einer qualitativen Bevölkerungs- 
politik“. 
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Gefahr einer ,,Kontraselektion‘‘ hin —, sondern auch 
— unter bewußter Hinzuziehung der Sozialhygiene — 
der Erweiterung der Eugenese zu einer sozial anzu- 
sehenden Eubiotik, wobei solche Eubiotik die mög- 
lichst lange geistige, seelische und leibliche 
Gesunderhaltung eines ethisch, sozial und 
wirtschaftlich wertvollen Menschenlebens be- 
deutet. 

In diesem eben hervorgehobenen sozialen Postulat 
aber liegt die stärkere und bewußtere Betonung des 
Geistigen und Psychischen. Es soll und muß sich 
um die kulturell wertvolle Gesamtpersönlichkeit 
handeln. Das Ganze also ist ein Wertproblem — 


ein Wertproblem, das in der Nationalökonomie hie 


und da abgelehnt wird, obwohl z. B. die Sozialpolitik 
nicht ohne Wertgedanken auskommen kann, — ein 
Wertproblem, wie es die Eugenik zumeist noch ein- 
seitig als Zuchtproblem ansieht. Das sozialbiologische 
Wertproblem ist in seinem Ziel soziologisch, in seinen 
Voraussetzungen und Mitteln aber ökonomisch und 
rasseneugenisch zugleich! 

Kein rein biologisch-züchterisches Ideal, keine rein 
zahlenmäßig orientierte Geburtsziffer ist dieses Ziel, 
sondern die durch das komplizierte menschliche Zu- 
sammenleben und seine Kulturbedürfnisse bedingte 
größtmögliche Produktivität des Guten und 
Denn beispielsweise setzen ländliche 
Siedlungsart oder städtische Probleme durchaus ver- 
schiedene Bedingungen für einen ‚eugenischen‘“ Aus- 
leseprozeB. Kann für ein Agrarvolk bis zu einem ge- 
wissen Grade auch heute noch das züchterische Ideal 
in Körpergröße, Muskelstärke, Brustumfänglichkeit 
und dgl. erblickt werden, so fordert das städtische 
Sozialleben, zumal wenn in ihm sich die geistige Lei- 
tung der Nation, die Pflege der Künste und Wissen- 
schaften konzentriert, andersartige Menschen, und die 
Erfahrung lehrt, daß diese Menschen nur zu geringem 
Teil aus der Landbevölkerung, in weit höherem Maße 
aus dem endogenen städtischen Nachwuchs kommen. 
Damit ist natürlich nicht gesagt, daß die städtische 
Bevölkerung des Zuzugs vom Lande und damit der 
Auffrischung entraten könnte, und nur wenige Städte 
sind es, die — nach Ballod — sich bei korrektester 
und schärfster Rechnungsart durch dauernden Ge- 
burtenüberschuß selbst auf die Dauer erhalten können 
(wie das beispielsweise von Köln, Magdeburg, London 
statistisch nachgewiesen wird). Aber dies ist nicht der 
Weisheit letzter Schluß. Wir wollen zwar und brauchen 
körperliche Gesundheit bester Art und Ertüchtigung 
durch Auslese und Sport, aber von dem spartanischen 
Ideal, Schwächlinge vor der Zeit ihrer Reife zu töten, 
sind wir weit entfernt worden, weil wir zahlreichen 
körperlich Schwächlichen große Kulturleistungen ver- 
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danken. Der Mensch ist als geistiges Wesen zu werten, 
wenn die Beherrschung der Erde und des Lebens nicht 
wieder rückgängig gemacht werden soll, und aus der 
Mannigfaltigkeit der modernen menschlichen Aufgaben, 
die sich nicht mehr in Burgenbau und Raubrittertum 
erschöpfen, geht hervor, daß die sozialbiologische 
Wertlehre eine Milieulehre ist und sein muß, bei der 
es sich um den passendsten Ausgleich zwischen 
Körperkonstitution und sozialen Einzelauf- 
gaben handelt. Leider ist ja, muß man fast sagen, 
der „Heros“ heute nur beschränkt existenzfähig: wir 
brauchen nicht mehr den Felsenschleuderer, der zu- 
gleich geistig und künstlerisch begabt ist — weil wir 
ja in einer Welt des Spezialistentums leben und die 
Vielseitigkeit heutenicht mehr diejenige Möglich- 
keit voll ausgenutzter Produktivität besitzt, 
die sie in einem primitiven, maschinenarmen und men- 
schenleeren isolierten Kreis gehabt haben würde! Ich 
will dabei nicht auf die Frage eingehen, ob dies eine 
tragische Entwicklung des Menschengeschlechts be- 
deutet, ob dies schon Entartung sei; ein gewisses Maß 
von Vielseitigkeit wird — gegenüber dem produktiv 
stets einseitigen Tier — für den Menschen soziologisch 
immer noch gut sein —, aber er kann nicht alle Seiten 
seines Wesens zugleich praktisch ausnützen, und an- 
dererseits ist Raum gegeben für die Nutzung halber 
und viertel Kräfte. 

Dies alles ist beileibe keine Apotheose der Unzuläng- 
lichkeit — diese Ausführungen sollen nur die Kombi- 
nationen der Elemente für das sozialbiologische Wert- 
problem abgeben und es sowohl vor der einseitigen 
Überschätzung der Quantität wie vor der einseitigen 
Klassifizierung der Körperkraft bewahren. Daß aus 
einer groBen Quantität von Menschen nach der Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung mehr brauchbare Menschen 
erwachsen als aus einer geringen Zahl und daß mit 
rein körperlicher Kraft in der Regel auch der ge- 
sündere und kräftigere Geist verbunden ist, ist so 
selbstverständlich, daß die Zielpunkte der National- 
ökonomen, Sozialpolitiker und Rassehygieniker natür- 
lich in allererster Linie Förderung verdienen. In ihrer 
Kombination aber, die jeweils die rechte Kraft 
für die rechte Aufgabe sucht, liegt die Bedeutung 
der Erkennung unseres Wertproblems. Qualitative 
Bevölkerungspolitik heißt also: Unterordnung des 
Somatischen (das wichtig genug bleibt) unter leitende 
geistig-seelische Kräfte. 

Aber wie soll das geschehen ? Ist die Naturwissen- 
schaft, insbesondere die Vererbungslehre schon so weit, 
daß sie den Wert der Nachkommenschaft für das Leben 
prognostizieren und daß sie Mittel an die Hand geben 
kann, schlechte Einflüsse zu meiden, gute zu fördern ? 
Den unheilvollen Einfluß von Lues und Alkohol, die 
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Vererblichkeit von Tuberkulose und Geisteskrank- 
heiten, die Gefahren der Inzucht und der psycho- 
pathischen Anlage kennen wir, und ich brauche an 
dieser Stelle kein Wort darüber zu verlieren. Proble- 
matischer schon wird es, wenn im Einzelfall die 
Prognose trotz Vorhandenseins einer dieser Gefähr- 
dungen gestellt werden soll — und man wagt noch 
nicht, Maßnahmen wie Sterilisation und Kastration, 
ja selbst künstliche Unterbrechung der Schwanger- 
schaft auf Grund solcher eugenischen Indikationen vor- 
zunehmen. Und zwar wagt man das deshalb nicht, 
weil man die Prognose nur auf ein Kann, nicht auf 
ein MuB, zu stellen in der Lage ist. Wo etwa Lues, 
Tuberkulose, Alkoholismus, psychopathisches Ver- 
brechertum und ungünstiges soziales Milieu zusam- 
mentreffen, da wird man unbedenklich solche In- 
dikation wagen können, und dahin zum mindesten 
müssen wir kommen, um die Entstehung dessen zu 
verhüten, was wert ist, daß es zu Grunde geht. Aber 
andererseits sind ja, namentlich wenn ein gesunder 
Elternteil und gute Erbwerte aus früheren Genera- 
tionen dabei sind, die Aufartungs-, Ausgleichungs- 
und Heilungsmöglichkeiten so groß und verhältnis- 
mäßig noch so unerforscht (im Gegensatz zu den Ent- 
artungsfolgen), daß die Achtung vor dem Leben und 
die Hoffnung auf Besserung in solchen Fällen vor 
Spartanismen zurückschrecken läßt. Ja, man kommt 
immer mehr dahin, das soziale Moment stark zu be- 
rücksichtigen, wenn es gilt, für Krankhaftes die gute 
oder schlechte Prognose zu stellen. 

Von da ist dann der Weg nicht weit zur Erforschung 
der Fragen, ob und wie eine Einwirkung geistig- 
sozialerArtaufden Ablaufder Lebensprozesse 
möglich ist, — ob Wille, Vorsicht, Sorgfalt, Liebe — 
um nur ein paar geistige Wesenheiten zu nennen — 
günstigen Einfluß auf das Somatische haben können, 
ein Gedanke, der von großen Philosophen und Natur- 
forschern niemals ganz abgelehnt worden ist und der 
zugleich im sozialen Gedankenkreis wurzelt. Alfred 
Ploetz glaubt auf Grund biologischer Studien, daB 
eine künstliche Auslese der Keimzellen bewirkt werden 
könne, indem von den gesamten produzierten Ge- 
schlechtszellen eines Elternpaares nur einzelne wenige, 
deren Tüchtigkeit wir irgendwie erschlossen oder be- 
wirkt haben, zur Begattung ausgewählt werden. Als 
direkte praktische Maßnahme freilich ist das selbst 
mit den Mitteln des präventiven Geschlechtsverkehrs 
nicht ausführbar; denn direkt kann man höchstens 
bestimmte negative Größen (offenbar Entartete und 
Kranke) ausschalten, Gesunde spezifisch züchten 
kann man schwer und kann vor allen Dingen nicht bei 
den unendlich vielen Übergängen und Grenzfällen 
eine irgendwie sichere Prognose stellen. Diejenigen 
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Fälle, in denen eine brauchbare Wahrscheinlichkeit 
für vollwertige oder minderwertige Nachkommen- 
schaft vorausgesagt werden kann, sind im Vergleich 
zum Walten der Natur und zu der unendlichen Fülle 
der in Betracht kommenden Fälle so verschwindend : 
gering, daB man darauf keine positive Lehre, ge- 
schweige denn praktische Maßnahmen der Bevöl- 
kerungspolitik aufbauen kann. Dieser Ansicht ist auch 
Kaup, der mit Recht eine aktive Auslese für unmög- 
lich, aber doch eine innersekretorische Diätetik für 
denkbar erklärt. Letztere ist aber etwa dasselbe wie 
eine qualitative Bevölkerungspolitik auf sozialtiolo- 
gischer Grundlage. 

Der Sozialwissenschaftler darf vielleicht — eher 
als der exakte Biologe — eine solche biologische Hypo- 
these aufstellen, weil er dem sozialen Element des Psy- 
chischen, des Erotischen, des Geistigen, ich darf sagen 
berufsgemäß, eine höhere Bedeutung im Lebensprozeß 
der Menschheit zumessen darf, als es der Naturforscher 
schon wagen kann. Es wäre ja sonderbar, wenn bei- 
spielsweise eine so machtvolle psychische Tatsache wie 
die Erotik nicht starke physische Parallelismen hätte; 
die hat sie ja auch erwiesenermaßen, denn erotisches 
Fühlen wirkt auf die innere Sekretion. Von da aus ist 
der Weg zu dem Prozeß der Zeugung und Geburt nicht 
weit. Es möchte fast wundernehmen, wenn eine un- 
mittelbare Verbindung zwischen dem psychischen Auf- 
trieb der Erotik zu der Auslese der Keimzellen auf dem 
Wege der inneren Sekretion nicht bestände. D.nken 
wir dabei an die bekannte Tatsache, in wie außerordent- 
lichem Maße sich körperliche Leistungsfähigkeit aller 
Art durch seelische Beschwingtheit, durch Interesse, 
durch geistige Kraft steigern läßt, so ergibt sich für 
den Sozialwissenschaftler aus solcher synthetischen 
Auffassung der Trost, daß gutes soziales Milieu, 
Freudigkeit bei der Arbeit, angenehme ge- 
sellige Beziehungen ein biologisches Wert- 
moment werden können, ja von jeher gewesen sind — 
und umgekehrt die Warnung, wieviel biologische 
Mißwende sozial bedingt ist! 

Das ist schon mehr als ein wissenschaftliches 
Postulat, es ist durch Beispiele und Forschung glaub- 
haft gemacht — aber es bedarf noch ganz besonderer 
langjähriger und eifriger Untersuchungen, die aber 
erst möglich werden, sobald das Postulat aufgestellt 
und anerkannt worden ist. Die sozialbiologische Be- 


trachtung hat jene unwägbaren Wahrheiten oder Wahr- 


scheinlichkeiten stärker zu betonen, damit die biolo- 
gische Forschung bewußter und mutiger an die Fragen 
der geheimnisvollen Regenerationskraft herantritt und 
die Entstehungsmomente der menschlichen Gesamt- 
persönlichkeit untersucht. Das ferne Ziel ist dann dies: 


daß die notwendige Auslese — ebenso wie die Einwir- 
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kung des Geistes!) auf den Körper— von dem denken- 
den und kenntnisreichen Menschen selbst und mit 
Erfolg vorgenommen werden kann, ehe sie die Natur 
in viel rücksichtsloserer, schmerzlicherer und tragische- 
rer Form vorzunehmen gezwungen ist. Wir sind durch 
Ehezeugnisse, Geschlechtshygiene und andere ebenso 
kleine wie unpopuläre Mittel auf dem Wege dahin — 
doch der Weg ist noch sehr weit; aber gerade die so- 
zialen Verhältnisse durchkreuzen auch immer die- 
jenige Eugenik, die von der Natur auf dem Wege der 
triebhaften Liebe sonst gewährleistet werden würde. 
Das mag für die Rationalisten unter den Sozialöko- 
nomen wie unter den Naturwissenschaftlern metaphy- 
sisch klingen, es wird sich jedoch m. E. mit den For- 
schungsergebnissen als durchaus im Einklang stehend 
erweisen, wenn man die Forschung erst einmal auf 
diese so außerordentlich wichtigen Beziehungen 
zwischen Geist, Körper und Umwelt einstellen wird. 


IV. 


In den Fragen, in denen man die Synthese Geist- 
Körper etwas zu sehr aufs Körperliche eingestellt hat, 
dient diesozialbiologische Auffassung dazu, die geistige 
Komponente auf dem Wege des Sozialen mehr zu be- 
tonen; umgekehrt dient sie dazu, bei der einseitigen 
Verbindung Geistig-Sozial die körperliche Kom- 
ponente mehr zu betonen, so bei dem wichtigen Pro- 
blem ,,Kôrperkonstitution und Klassenbildung‘‘, da 
von seiten der Nationalökonomen das Moment des 
Körperlichen bei der Bedeutung der Sozialklassen oft- 
. mals zu Gunsten des Intellektuellen und Wirtschaft- 
lich-Materiellen übersehen worden ist. 

Das Biologische ist nicht nur individuell. Insofern 
ist es ein soziales Moment, als bei normalem Walten 
des Erbganges die soziale Schicht schon aus Gründen 
der körperlichen Gestalt und geistigen Anlage fest- 
gehalten wird — man denke an den Typus des eng- 
lischen Lords. Aber der Erbgang ist oftmals nicht 
normal, und dann tritt das unruhig-revisionistische 
Moment auf: daß der Gutgeborene über seine Klasse 
hinausstrebt, der Mißratene unter ihre Grenze herab- 

1) „Geist“ nehme ich bei allen diesen Darlegungen als ab- 
gekürzte Bezeichnung für das Geistig-Seelische im Gegensatz 
zum Somatischen, ohne auf die Frage der Zusammengehörig- 
keit von Geist und Körper oder die Abgrenzung von Geist und 
Seele hier irgendwie einzugehen; ich meine mit der Betonung 
des „geistigen“ Elements, um nur ein Beispiel zu sagen, daß 
etwa der Kapellmeister, wenn er 6 Stunden lang hintereinander 
mit kurzen Unterbrechungen mit dem Arm fuchteln sollte, dies 
nicht aushalten würde, während er es angesichts der Partitur 
der Götterdämmerung vor seinem Orchester trotz hinzu- 
kommender größter geistiger Anstrengung vermag — oder der 
Erkrankte im Stadium einer andauernden Höchstleistung, der 
am Ziele zusammenbricht, oder der Ehepartner, dessen Krank- 


heit plötzlich nach dem Tode des Ehegatten ausbricht, oder der 
eingebildete Kranke mangels geistiger Ablenkung u. dgl. mehr. 
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sinkt. Das ist das biologische Fluktuieren der 
Persönlichkeiten zwischen den Klassen: ver- 
tikal. Horizontal aber legt sich der breite Grenz- 
baum der Sozialklasse hinein: als Milieu sucht er die 
Individualitäten in der Klasse festzuhalten, aber zu- 
gleich andere in die Grenzen hineinzuziehen (und dann 
darin zu festigen), wenn ihre Körperkonstitution sie 
dahin weist. | 

Die bei solcher Forschung zu beobachtenden Be- 
ziehungen zwischen Körperkonstitution und Klassen- 
bildung schließen nicht nur den Einfluß der sozialen 
Lage auf die Körperkonstitution in sich, sondern um- 
gekehrt auch den Einfluß der Körperkonstitution aufdie 
soziale Lage. 

Sie äußern sich in: a) Erhaltung auf der Stufe der 
sozialen Schicht, in die man geboren ist; b) Aufstieg 
in eine höhere Schicht ; c) Abstieg in eine tiefere Schicht; 
daneben d) Wechsel zwischen Stadt und Land. 

Selbst die Tatsachenforschung auf diesem Gebiet 
unter besonderer Berücksichtigung der biologischen 
Ursachen und Folgen ist sehr spärlich, von statistischen 
Ermittlungen ganz zu schweigen. Man weiß wohl von 
Binnenwanderungen vom Lande in die Städte, von der 
Verschlechterung des körperlichen Habitus in der 
Stadt, von der Ausbildung einer besonderen geistigen 
Beweglichkeit infolge des Stadtlebens; man weiß 
auch — oder ahnt vielmehr nur — den Einfluß des 
körperlichen Habitus auf die Erhaltung oder Steigerung 
einer erreichten sozialen Stufe, und man weiß — und 
dies schließlich noch am besten — von dem Einfluß 
des sozialen Milieus auf die Entwicklung der körper- 
lichen und geistigen Anlagen. Aber für alle diese wich- 
tigen Dinge fehlt es noch an sehr vielen Arbeiten, so 
daß von einer Klarheit der Erkenntnisse noch keine 
Rede sein kann. Wichtig ist aber ein solches Wissen 
nicht allein als Wissenschaft an sich, sondern ebenso 
als theoretische Grundlage für angewandte Aufar- 
tungsarbeit. Hierfür die Augen zu öffnen, die Probleme 
zu zeigen, dazu ist die sozialbiologische Auffassung da, 
weil hier wiederum Biologisches und Soziales einander 
wechselwirkend durchdringen. 

Die Konstitution ist das erste; dann kommt die 
Klassenbildung als Folge ; aber die weitere Folge der 
Klassenbildung ist wieder ein Einfluß auf die Kon- 
stitution, und zwar auf deren erbliche wie deren in- 
dividuelle Modifikation. ‚In demselben Maße, als die 
Menschen nur in beschränkter Richtung und für ganz 
bestimmte Zwecke einzelne Fähigkeiten ausbilden, 
andere dagegen unausgebildet, ja selbst verkümmern 
lassen, werden sie auch voneinander sowohl in körper- 
licher und geistiger Beschaffenheit als auch in ihrer 
gesellschaftlichen Stellung voneinander verschieden“ 
(Oskar Hertwig). 
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Wie weit die sozial betonte Krankheit dabei mit- 
wirkt oder nicht, kommt erst in zweiter Linie; denn das 
bietet nur Gradunterschiede, Qualifikationen, Moti- 
vierungen, kann allerdings eine Richtung der Ent- 
wicklung ändern. Ein Beispiel: ein Bauernmädchen, 
das für die Feldarbeit zu schwach ist, verdingt sich als 
Dienstmädchen in der Stadt; bleibt sie dort gesund 
und ist sie intelligent, so kann sie #ufsteigen zur Zofe 
in feinem Haushalt oder zur verheirateten Kleinkauf- 
mannsfrau. Wird sie krank oder erträgt ihr seelischer 
Habitus nicht die Lockungen der Großstadt, so sinkt 
sie leicht zur Prostitution herab, während sie auf dem 
Lande eine ehrbare Bauersfrau geworden wäre. Oder: 
taugte der Sohn aus adliger Familie körperlich nicht 
zum Offizier, so war für die Erhaltung seiner sozialen 
Klassenstellung ausschlaggebend, ob er geistig be- 
deutend genug war, ein Gelehrter oder GroBhandels- 
herr zu werden; andernfalls lag die Gefahr der De- 
klassierung (oder der Auswanderung mit völliger 
sozialer Umstellung) außerordentlich nahe. Oder : dem 
jungen Menschen aus niederem Stande wird bei an- 
genehmem Äußeren leichter der Aufstieg in höhere 
Klassen gelingen, als wenn er die in armen Kreisen 
häufigeren Gebrechen ererbt oder erworben hat; mit 
der Klasse aber — und das ist hierbei das Wichtigste — 
wandeln sich die Heiratsaussichten und kumulieren, 
weil Vornehm zu Vornehm sich hingezogen fühlt und 
umgekehrt, die Wirkungen; sie verewigen den einmal 
vorhandenen körperlichen Habitus durch die sexuelle 
Verbindung und Fortpflanzung. Klassenbildung ist 
stark erotisch sexuell bedingt; das extra connubium- 
stehen der römischen Klassen ist auch heute noch, wenn 
auch nur infolge „Verkehrssitte‘‘ ein starker sozial- 
biologischer Faktor. Hier erwachsen dann jene Pro- 
bleme qualitativer Bevölkerungspolitik wie z. B. das 
der „Ebenbürtigkeit‘‘ und das der ‚Blutauffrischung‘‘ 
durch Klassenmischung. 

Der soziale Zusammenhalt der Schicht hat natürlich 
konservative Tendenz und sucht Fälle wie die soeben 
genannten nach Möglichkeit zu vermeiden, sucht biolo- 
gische Qualitäten durch soziale Machtfaktoren, soweit 
es irgend geht, auszugleichen.. Durch Konnektionen 
versucht man auch den nicht ganz geeigneten Ange- 
hörigen der Familie oder der Sippe in Beruf und Stel- 
lung zu halten, Mängel der Konstitution werden so- 
lange wie möglich durch Vorzüge sozialer Art ausge- 
glichen — und umgekehrt stand lange Zeit dem Tüch- 
tigen aus niederem Stande die soziale Schranke ent- 
gegen — ein Umstand, der schneller erkannt und be- 
kämpft worden ist als die Schäden der umgekehrten 
eben genannten Art. In Niceforos Buch über ,, Die 
Anthropologie der nichtbesitzenden Klassen‘‘!) tritt die 


1) Leipzig und Amsterdam 1910. Maas & van Suchtelen. 
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Erkenntnis zutage, daß das Einzelindividuum rich- 
tunggebender Bestandteil der Massenerscheinungen ist 
und daß mithin die nationalökonomische Betrach- 
tung der Massenerscheinungen berichtigt werden kann 
und soll durch die biologische Betrachtung des Ein- 
zelnen. Das kommt in dem Inhalt des Buches — dem 
das Verdienst weitgehender Klärung durch Beibrin- 
gung eines groBen Tatsachenmaterials zugesprochen 
werden muß — hie und da zur Geltung, während es 
doch andererseits bei den Tatsachen stehen bleibt und 
nicht die letzten Wahrheiten gibt, die sich aus den Tat- 
sachen erschließen lassen. Es beweist aus zahlreichen 
statistischen Daten, daß Reichtum die Individuen 
widerstandsfähiger, die Körperkonstitutionen kräf- 
tiger, die Geburtenziffer niedriger macht, was zugleich 
auch für den höheren Intellekt ohne Reichtum gilt 
(Schallmayer, Fahlbeck); daß die demographi- 
schen Unterschiede (Geburten, Tod, Heiraten usw.) 
zwischen armen und reichen Vierteln einer Stadt grö- 
Ber sind als die Unterschiede zwischen zwei örtlich 
weit voneinander entfernten Nationen oder Völkern ; 
ebenso daß gebirgiger oder ebener Boden — infolge 
verschiedener Ergiebigkeit, Klima usw. — auch an- 
thropometrisch die (italienischen) Gebirgsbewohner 
kleiner zeigt als die Bewohner der Ebene u. dgl. m. 

Aber es wäre ein Irrtum, qualitative Unterschiede 
der Bevölkerung einseitig auf Reichtum und Armut 
abzustellen und eine ‚„Wohlstandstheorie‘‘ schlecht- 
hin zu verkünden. Die Untersuchungen verschiedener 
Forscher über die letzten Voraussetzungen für geistig- 
körperliches Menschentum weisen auf die Mittel- 
klasse. Auch Berufstätigkeit der Eltern wirkt be- 
stimmend auf die Körperkonstitutionen der Kinder 
ein. Über die Vererbung der geistigen Begabung liegen 
verhältnismäßig mehr Untersuchungen vor (Lenz, 
Günther!) u. a.). 

Woher die Gunst oder Ungunst bei der Gestaltung 
des biologischen Erbguts kam, das können wir bei dem 
heutigen Standpunkt unserer Kenntnisse nur ver- 
muten; können annehmen, daß nichts Gutes (aber 
auch nichts Böses) aus dem genotypischen Vorbesitz 
des Geschlechts — von den beiderseitigen Ahnen- 
stämmen her — verloren geht, wenn es nicht durch 
Gegenkräfte überdeckt oder ausgeglichen wird. Dies 
alles gilt es mehr und eingehender zu untersuchen. 
Unsere Nichterkenntnis der Verhältnisse im Einzel- 
fall (weil wir nicht dessen sämtliche Bestandteile über- 
blicken und nicht das überraschende Hervortreten 
irgendeiner markanten Eigenschaft vorher wissen kön- 


1) Vgl. Bauer-Fischer-Lenz, Grundriß der menschlichen 
Erblichkeitslehre und Rassenhygiene, 2 Bände, 2. Aufl. München 
1923. — HansF. Günther, Rassenkunde des deutschen Volkes. 
6. Aufl., München 1924. 
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nen) und die Nichtmeßbarkeit sind aber natürlich kein 
Grund, von praktisch-eugenischen und sozialhygie- 
nisch-generativen Maßnahmen abzusehen ; im Gegen- 
teil: wir wissen, daß Gefahren durch geeignete Gegen- 
mittel beseitigt, gute Anlagen durch soziale Hilfe aus- 
gebildet werden können ; denn es ist klar, daB das, was 
Beispiele und Statistik zeigen, zwar unter den herr- 
schenden sozialwirtschaftlichen Umständen so ist, 
aber durchaus nicht ewig so sein muß; daß also der 
Nichtwohlhabende keineswegs biologisch von vorn- 
herein zur Minderwertigkeit verdammt ist. Daher gibt 
die biologische Komponente hier einen ganz beson- 
deren Stützpunkt für die Sozialpolitik. Die Sozial- 
hygiene hat hier ihre Mission und hat sie schon in her- 
vorragendem Maße erfüllt. Aber sie ist, erkennen wir 
das Problem als Ganzes, doch nur ein Teil. Also gilt es, 
den biologischen Charakter eben wieder mehr als 
Gefäß des Wertes zu ermitteln, ein sozialbiologi- 
sches Studium solcher Art zu treiben, daß es nicht mehr 
so wie jetzt zumeist vom Zufall abhängt, ob jemand 
im Leben an den Platz kommt, an dem er am meisten 
zu leisten vermag. Statistik, die vielgerühmte und 
auch oft geschmähte, ist hier kein Ermittlungsver- 
fahren; mit Berufsprüfung, mit Gesundheitszeug- 
nissen vor der Eheschließung, mit Sozialhygiene über- 
haupt und mit Erziehungsreform, mit gewisser geisti- 
ger Freiheit, mit der Abstellung alter Standesvorurteile 
ist in dieser Hinsicht ein Anfang gemacht — aber eben 
nur ein Anfang. Noch ist alle Wahl verhältnismäßig 
blind und mit viel Leerlauf wird ein großer Aufwand 
noch vertan, weil man das Körperliche zu sehr miB- 
achtet hat und Gruppentypen in den Vordergrund 
rückte, weil man namentlich auch die Familienfor- 
schung über der generellen Selektionstheorie vergaß. 
Die bewußte „Diskontierung der Triebe‘ im Sinne von 
biologisch bedingten aber sozial nutzbaren Größen zur 
rechten Zeit muß eine wissenschaftlich gefestigte und 
praktisch gehandhabte Erkenntnis werden. 

Dies hier näher darzulegen, mit statistischen Streif- 


lichtern und namentlich mit dem Hinweis auf die 
Unterschiede von Stadt und Land, würde zu weit 
führen!). Die Lehre von der „sozial-betonten Krank- 
heit“ ist für alles dies ebenso wichtig wie die 
Lehre von den sozialen Gegeneinflüssen gegen die 
Krankheit. Wie es Ansteckung von Kranken gibt, 
gibt es in gewissem (freilich nicht so exakt bakte- 
riellem) Sinne a&ch eine „Ansteckung“ von Ge- 
sunden — ein soziales Kraftfeld, bei dem sich die 
zusammengeschlossenen Kräfte ergänzen und gegen- 
seitig stärken und Leistungen hervorrufen, die eben 
nur der psychischen und körperlichen Gemeinschaft 
möglich sind. Geistige Leistungen befruchten sich 
gegenseitig, in der geselligen Unterhaltung kommen 
dem Menschen Einfälle, die ihm in der Einsamkeit 
versagt geblieben wären ; Parthenogenesis ist auch hier 
die Ausnahme — oder ein Märchen. ‚Es wächst der 
Mensch mit seinen höheren Zwecken“ buchstäblich 
auch an biologischer Kraft. Dieser „Lehrsatz‘“ ist 
wert, näher untersucht zu werden, wie manche der An- 
regungen, die mit sozialbiologischer Auffassung zu- 
sammenhängen. Ob der Mediziner, der Psychologe, der 
Sozialpolitiker dazu in erster Reihe berufen sei, ist 
bei dem synthetischen Charakter dieser Probleme 
gleichgültig; sie sind alle dazu berufen, und sie haben 
u. a. die Aufgabe, zu verhindern, daß das Ganze als ein 
soziologisches Thema behandelt wird, welches man 
schließlich lediglich der spekulativen Philosophie aus- 
liefert. So wenig ich gegen diese etwas sagen will, so 
sehr möchte ich doch betonen, daß das sozialbiologische 
Wissensgebiet vom Exakten auszugehen hat und durch 
Induktion zu den gemeinsamen sozialen undeugenischen 
Ergebnissen gelangen muß. Diese sind dann freilich 
nach oben hin unbegrenzbar, denn sie erfassen die 
lebenswichtigen Fragen der Menschheit, die, auf ein 
Zusammenleben angewiesen, das Ziel des Aufstiegs vor 
Augen hat. 


1) Vgl. meine „Sozialbiologie“ S. 182ff. und bezüglich der 
Krankheiten auch S. 333ff. 





Neue und alte Probleme der großstädtischen Milchversorgung. 
Von PAUL BORINSKI, Berlin. 


Die Zeit der Milchknappheit ist vorbei. Es steht 
wieder annähernd soviel Milch wie in der Vorkriegszeit 
zur Verfügung. Damit ergibt sich die Möglichkeit und 
Notwendigkeit, das Augenmerk wieder in erhöhtem 
Maße der Qualitätsfrage zuzuwenden, die während 
der Zeit des Mangels notgedrungen hat vernachlässigt 
werden müssen. 

In demselben Augenblick aber, wo diese Frage an- 
geschnitten wird, erhebt sich eine ganze Reihe von 
Problemen wissenschaftlicher, wirtschaftlicher, 
technischer und rechtlicher Art. Zum Teil han- 
delt es sich hierbei um ältere Streitfragen, zum Teil um 
solche neueren Datums, Folgen neugewonnener wissen- 
schaftlicher Erkenntnisse oder wirtschaftlicher Um- 
wälzungen. 

Die wesentlichsten dieser Probleme sollen nach- 
stehend an dem Beispiel der Berliner Milchversorgung 
erörtert werden. 

Es gibt in Berlin ca. -5300 Milchverkaufsstellen. 
Die Milch, die in ihnen verkauft wird, stammt ent- 
weder aus Berliner Kuhställen oder wird von außerhalb 
nach Berlin eingeführt. Die Menge der in Berlin selbst 
erzeugten Milch ist viel erheblicher, als im allgemeinen 
angenommen wird. Sie beträgt z.Zt.ca. 180000 Ltr., die 
von rund 18000 Kühen gewonnen werden. Die Zahl 
der Ställe beträgt rund 1300, ist also erheblich. 

Mit diesen Zahlen steht Berlin als Milchproduzentin 
wohl unter allen Großstädten Deutschlands und viel- 
leicht sogar des Kontinents an erster Stelle. Die Kuh- 
haltungen Berlins sind fast durchweg sog. Abmelk- 
wirtschaften, d. h. es werden hochtragende oder 
frischmelkende Tiere eingestellt, die nach Ablauf der 


Laktationsperiode, also nach 9—11 Monaten, wieder. 


verkauft werden. 

Diese Art der Milchwirtschaft ist eine relativ kost- 
spielige und im allgemeinen nur in landwirtschaft- 
lichen Großbetrieben möglich. Infolgedessen sind die 
Preise für diese Milch verhältnismäßig hoch. Sie liegen 
immer etwas höher als die der übrigen Milch, obwohl 
eine Reihe von Zuschlägen für Fracht, Bearbeitung 
usw., mit denen die eingeführte Milch belastet ist, für 
sie fortfällt. 

Die Frage, welche Anforderungen an die am Ver- 
rauchsort selbst produzierte Milch zu stellen sind, 
biegt verhältnismäßig einfach. Die Schwierigkeiten, 


die bei der eingeführten Milch eine große Rolle spielen, 
und von denen später noch die Rede sein wird, fallen 
hier zum großen Teil fort. Von dieser Milch, die un- 
mittelbar nach ihrer Gewinnung in die Hand des Kon- 
sumenten kommt, ist im wesentlichen zu verlangen, 
daB sie von gesunden, gut gefütterten Tieren stammt, 
sauber gewonnen und pfleglich behandelt ist, und daß 
ihr nichts genommen und nichts zugefügt wird. Als 


Behandlungsart kommt lediglich Kühlung in Frage. 


In anerkennenswerter Weise hat der Verein Berliner 
Molkereibesitzer seine Kuhställe freiwillig unter eine 
ständige tierärztliche und bakteriologische Kontrolle 
gestellt, die von den Polizeitierärzten in Verbindung 
mit einigen amtlichen Laboratorien ausgeübt wird. 

Außer dieser Kuhstallmilch für den allgemeinen Ver- 
kehr kommt noch eine sog. Vorzugsmilch als Kinder- 
milch oder unter einer anderen Bezeichnung, die auf 
eine besondere Beschaffenheit hinweist, in den Handel. 

Hier liegen die Verhältnisse schon nicht mehr sc ein- 
fach wie bei der vorher erwähnten gewöhnlichen Stall- 
milch. Die Ansichten über die Ansprüche, die an eine 
Vorzugsmilch zu stellen sind, gehen ziemlich weit aus- 
einander. Rechtlich maßgebend sind z. Zt. für Berlin 
die Bestimmungen der Milchpolizeiverordnung vom 
15. März 1902. Sie verlangen über die an gewöhnliche 
Milch zu stellenden Ansprüche hinaus insbesondere 
einen Fettgehalt von mindestens 3%, eine besonders 
sorgfältige Aufstallung des Viehs, seine tierärztliche 
Untersuchung vor der Einstellung und eine ständige 
tierärztliche Kontrolle durch alle drei Monate zu wie- 
derholende Untersuchungen. 

Für die Fütterung sind eingehende Vorschriften ge- 
geben, die eine einwandfreie Trockenfütterung zum 
Ziel haben. Es sei vorweg bemerkt,daß die zuständigen 
behördlichen Stellen von einer Innehaltung dieser 
Fütterungsvorschriften jetzt absehen, da sie den neue- 
ren Anschauungen der Ernährungslehre nicht mehr 
Rechnung tragen. Seitdem wir wissen, welche wich- 
tige Rolle die Vitamine bei der Ernährung spielen, 
muß auf diese — so ungeklärt die ganze Vitaminfrage 
auch ist — nach Möglichkeit Rücksicht genommen wer- 
den. Es ist bekannt, daß der ursprüngliche Vitamin- 
gehalt einer Milch weitgehend oder sogar vielleicht 
ausschließlich von dem Vitamingehalt des Futters ab- 
hängig ist. Ebenso wissen wir, daß die vitaminhaltigen 
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Stoffe sich vorzugsweise in protoplasmareichen, in 
lebhafter Vermehrung sich befindenden Zellen vor- 
finden und beim Altern des Vitaminträgers schwinden. 
Hiernach ist also gerade die Grünfütterung der Er- 
zielung einer vitaminreichen Milch günstig. Anderer- 
seits lassen sich auch die Nachteile, welche die Grün- 
fütterung mit sich bringt (Darmerkrankungen) und 
die zu ihrem Verbot Anlaß gaben, bei einiger Acht- 
samkeit ganz gut vermeiden. 

Im übrigen wird bereits in den Grundsätzen für die 
Regelung des Verkehrs mit Kuhmilch zu dem Ministe- 
rialerlaß vom Juli 1912 die Grünfütterung für Vorzugs- 
milchkühe zugelassen. Auch sonst finden sich hier 
schon beachtliche Fortschritte. So wird gefordert, daß 
die in den Handel gebrachte Kindermilch nicht älter 
als 15 Stunden sein darf und daß sie nach dem Melken 


tief gekühlt sein muß. Erwähnt seien auch noch 2 


fakultative Vorschriften aus den Grundsätzen: die 
Tuberkulinimpfung und die Untersuchung der mit 
der Pflege der Milchtiere und der Milch befaßten Per- 
sonen durch den Kreisarzt. 

Zulassung und Kontrolle der Kindermilchställe er- 
folgt durch die zuständige Stelle des Polizeipräsidiums, 
im wesentlichen auf Grund der Bestimmungen der 
schon erwähnten Polizeiverordnung. Es fragt sich nun, 
ob diese Vorschriften den Anforderungen, die wir nach 
dem heutigen Stand der Erkenntnisse an eine Kinder- 
milch stellen müssen, noch gerecht werden. 

Im großen und ganzen kann man die Frage wohl 
bejahen, doch scheint ein Ausbau der Bestimmungen 
nach bestimmten Richtungen hin wünschenswert. Ab- 
gesehen von einer Abänderung der Fütterungsvor- 
schriften, die schon erwähnt wurden, wäre etwa fol- 
gendes zu fordern: 


l. Es darf nur durch tierärztliche Untersuchung 
gesund befundenes Vieh eingestellt werden, das 
einer fortlaufenden klinischen und bakteriolo- 
gischen Kontrolle unterstellt ist; 

2. der Stall muß bestimmten Vorschriften genügen, 
die eine gute Haltung des Viehes und eine sau- 
bere Milchgewinnung möglich machen ; 

3. Reinhalten der zu melkenden Kuh und besonders 
des Euters; 

4. obligatorische Untersuchung des Melkpersonals ; 

5. Sauberkeit des Melkpersonals: waschbare Melk- 
anzüge ; der Melker muß vor jedem Melken Hände 
und Fingernägel reinigen; 

6. Verwendung von Melkeimern mit Wattefiltern, 
die möglichst oft gewechselt werden müssen ; 

7. Sterilisation von Milchgeschirr und Melkeimern 
in Sterilisierkammern ; 

8. sofortige Tiefkühlung der Milch und Aufbe- 
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wahrung in Räumen, deren Temperatur nicht 
über 12°C beträgt; 

9. die so gewonnene Milch muß am Produktionsort 
auf sterile Flaschen gefüllt werden und darf bei 
der Abgabe nicht älter als 15 Stunden sein; 

10. tägliche bakteriologische Kontrolle der Milch. 

Es ist selbstverständlich, daß eine so gewonnene 
Milch einen verhältnismäßig hohen Preis haben muß. 
Aber nur eine solche Milch wird man als wirkliche 
Qualitätsmilch ansehen können. 

Wir wenden uns nun wieder der Milch für den all- 
gemeinen Verkehr zu. Eine Großstadt von 4 Millionen 
Einwohnern ist nicht in der Lage, ihren gesamten 
Milchbedarf in den eigenen Mauern zu produzieren, 
sondern muß einen sehr erheblichen Teil der Milch 
von außerhalb einführen. In Berlin werden z. Z. täg- 
lich ca. 850000 Ltr. Milch — das ist etwa */, des ge- 
samten Verbrauchs — aus der Provinz bezogen. 

Die Einführer sind entweder die sogen. Pächter oder 
die Meiereien. Die Zahl der Pächter beträgt rund 
400. Ihnen fällt die wichtige Aufgabe des Mitt- 
lers zwischen Produzenten und Kleinhändlern zu. Die 
Meiereien vertreiben nicht, wie vielfach angenom- 
men wird, die Milch eigener Kuhhaltungen, sondern 
sie erpachten wie andere Pächter Milch vom Produ- 
zenten und bearbeiten sie in ihren Betrieben, indem 
sie sie maschinell reinigen, pasteurisieren und tief 
kühlen. 

Die eingeführte Milch stammt aus zwei verschiede- 
nen Quellen. Entweder: sie kommt aus einer Pro- 
vinzialmeierei, dann wird sie sofort nach ihrer Ankunft 
von der Bahnrampe dem Kleinhändler zugefahren ; 
oder aber: sie kommt direkt vom Produzenten. Dann 
geht sie erst nach einer hiesigen Meierei, wird dort be- 
arbeitet und gekühlt und kommt dann erst zum Klein- 
händler. Die aus Provinzialmeiereien stammende 
Milch wird bei ihrer Ankunft in Laboratorien, die auf 
den Bahnhöfen eingerichtet sind, untersucht und muß 
bestimmten Anforderungen genügen, wenn sie direkt 
verteilt werden soll: I. sie muß einwandfrei sauber 
sein, 2.sie muß die Alkoholprobe aushalten, 3. sie darf 
nicht über 8 und in der Regel nicht unter 6 Säure- 
graden zeigen; ihre Temperatur darf bei der An- 
kunft nicht über 12°C betragen, 4. sie muß den poli- 
zeilichen Anforderungen hinsichtlich des Gehaltes an 
Fett und Trockensubstanz genügen, 5. sie muß ein- 
wandfrei pasteurisiert sein. 

Die gesamte nach Berlin eingeführte Milch wird also 
gegenwärtig nur in bearbeitetem, d. h. gereinigtem, 
pasteurisiertem und gekühltem Zustand an das Publi- 
kum abgegeben. Damit sind wir bei einem Thema 
angelangt, das z. Z. den Gegenstand leidenschaftlicher 
Diskussionen in der Fach- und Tagespresse bildet. 
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Auf der einen Seite wird die Ansicht vertreten, daB 
jede Milch, die als Mischmilch anzusehen ist, d. h. die 
von größeren Kuhbeständen stammt, meiereimäßig 
behandelt werden muß. Demgegenüber wird auf der 
anderen Seite die meiereimäßige Behandlung nicht 
nur für überflüssig gehalten, sondern sogar als schäd- 
lich beurteilt. 

Die Gründe, die für die Bearbeitung der Milch 
sprechen, liegen sowohl auf hygienischem wie auf wirt- 
schaftlichem Gebiet. Es muß leider gesagt werden, daß 
die Verhältnisse an den Produktionsstellen vielfach 
außerordentlich im argen liegen. So läßt ganz beson- 
ders die Sauberkeit bei der Gewinnung noch zu wün- 
schen übrig. Die Zahlen, die bei den regelmäßigen 
Kontrolluntersuchungen der Einfuhrmilch im Haupt- 
gesundheitsamt der Stadt Berlin festgestellt wurden, 
beweisen dies aufs deutlichste. 


Es wurden beanstandet: 
im Januar 1925 von 1402 Proben 426 = 30,3% 


„ Februar » 1329 ,, 448 = 33,7% 
„ März , 1232 ,, 691 = 56 % 
» April » 1343 ,, 567 = 422% 
„ Mai 19329 «, 457 = 34,4%, 
„ Juni „ 1194 ,, 361 = 30,7% 
„ Juli „ 1307 ,, 332 = 25,4% 
„ August „ 1217 „ 299 = 24,5%, 
„ September » 1227 ,„ 296 = 24,1% 


In einem größeren Zeitabschnitt stellt sich die 
Beschaffenheit der Berliner Einfuhrmilch folgender- 
maßen dar: 

im Jahre im Jahre im 1. Halbjahr 
1923 1924 


1925 
Zahl der untersuchten Proben: 30413 29473 11055 
Zahi der beanstandeten Proben 
a) wegen Verschmutzung: 11309 10653 3348 
| = 37% = 39.5 = 30,28°/, 
b) wegen zu geringen Fett- 4086 1848 
gehaltes und Wässerungs- _ 2120), == 13,87%, = 16,7%, 
Aus. sonstigen Gründen wur- 
den beanstandet: ae en 


Eine meiereimäßige Behandlung der Milch erscheint 
also unerläßlich, denn es ist aus Gründen der Hygiene 
und Wirtschaftlichkeit unmöglich, diese verschmutzte 
und schlecht haltbare Milch an die Verbraucher ab- 
zugeben. 

Die mangelnde Sauberkeit bei der Gewinnung hat 
aber bekanntlich auch noch weitere Nachteile zur 
Folge: einen hohen Keimgehalt und in ursächlichem 
Zusammenhang mit diesem eine schlechte Haltbarkeit. 
Ein großer Teil der Milch würde, wenn er nicht mög- 
lichst rasch nach der Ankunft pasteurisiert und tief ge- 
kühlt würde,sauer werden,bevor er zu dem Verbraucher 
kommt und so für den direkten Verkehr und für die 
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meisten Wirtschaftszwecke verloren gehen. Es be- 
steht kaum ein Zweifel, daß die Pasteurisation der 
Milch sich nicht so rasch und in so weitem Umfang ein- 
geführt hätte, wenn dieses wirtschaftliche Moment 
nicht den Milchhandel dazu nötigen würde. Es 
kommt aber außer diesem noch die hygienische Seite 
in Frage. Denn bei jeder Sammelmilch muB mit der 
Anwesenheit von pathogenen Keimen, besonders Tu- 
berkelbazillen gerechnet werden. Untersuchungen, die 
im Hauptgesundheitsamt angestellt wurden, haben 
diese alte Erfahrung neu bestätigt. Auch das nicht zu 
seltene Vorkommen anderer Krankheitserreger, wie 
z. B. der Mastitisstreptokokken und typhöser Erkran- 
kungen, muß berücksichtigt werden. 

Demgegenüber nehmen die Gegner der meierei- 
mäßigen Behandlung etwa folgenden Standpunkt ein): 
Sie sagen, die Meiereien sind vom Übel, weil sie das 
Verantwortungsgefühl des Landwirtes lähmen. Er 
kann kein Interesse daran haben, seine Milch sorgsam 
zu behandeln, da in den Meiereien der Stadt doch gute 
und schlechte Milch zusammengebracht wird. Er 
braucht sie auch nicht sauber zu gewinnen, da sie doch 
maschinell gereinigt wird. Aber auch gegen die Rei- 
nigung der Milch an sich erheben sie Bedenken, auf die 
später noch eingegangen werden soll. 

Schließlich wenden sie sich noch gegen die Er- 
hitzung der Milch. Sie ist zwecklos, behaupten sie, 
denn die Tuberkelbazillen werden bei der meist an- 
gewendeten Dauererhitzung gar nicht abgetötet, und 
sie ist schädlich, denn sie schädigt die Vitamine. 

Anstelle der meiereimäßigen Behandlung wollen 
sie folgendes System setzen: Jeder Kuhstall soll tier- 
ärztlich überwacht und dadurch jede Möglichkeit 
einer Infektion der Milch ausgeschaltet werden. Die 
Produzenten sollen durch erhöhte Preise bewogen 
werden, bei der Gewinnung der Milch größte Sauber- 
keit walten zu lassen und Kühlstellen einzurichten, in 
denen die Milch vor dem Versand tief gekühlt wird. 
Der Transport soll in Spezial-Kühlwagen erfolgen. 
Man glaubt, dann die Milch in einem so günstigen Zu- 
stand nach dem Verbrauchsort bringen zu können, 
daß sie ohne weitere Behandlung verteilt werden kann. 

Dieses Programm ist zwar noch nicht ideal, wür- 
de aber fraglos, wenn es durchführbar wäre, einen 
außerordentlichen Fortschritt gegenüber den heu- 
tigen Zuständen bedeuten. Nur ist zu fürchten, daß 
es ein Programm bleiben wird. Zunächst scheint 
es nach den bisherigen Erfahrungen sehr zweifelhaft, 
ob es gelingen wird, generell die tierärztliche Über- 
wachung sämtlichen Milchviehs durchzusetzen. Die 


1) Bongert, Tierärzti. Rundschau 31, 189. 1925. 
Bongert, Zeitschr. f. Fleisch- u. Milchhygiene 35, 193. 
1925. 
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zweite Bedingung wäre eine überaus sorgsame und 
saubere Gewinnung der Milch. Wie es augenblicklich 
hiermit steht, ist aus den vorhergenannten Zahlen 
zu ersehen. 

Vor allem ist aber bei diesem Programm die wirt- 
schaftliche Seite nicht genügend berücksichtigt. Die 
Forderungen, die hier gestellt werden, entsprechen 
etwa den heute an Vorzugsmilch gestellten. Für Vor- 
zugsmilch wird aber ein Preis von ca. 60—80 Pf. bezahlt 
und ist wohl auch begründet. Bei diesem Preis würde 
aber die Milch aufhören, das wohlfeile Nahrungsmittel 
zu sein, das sie heute ist, und würde für die breiten Ver- 
braucherschichten nicht mehr in Betracht kommen. 

Zu den Einwänden, die gegen die meiereimäßige 
Behandlung der Milch erhoben werden, ist folgendes zu 
sagen: 

Sie beginnen mit der Behauptung, daß durch die 
Reinigung der Milch, also durch die Beseitigung des 
Schmutzes, der Milch der Anschein einer besseren Be- 
schaffenheit gegeben wird, daß es sich also um eine 
Täuschung und um ein Vergehen gegen das Nahrungs- 
mittelgesetz handelt?). Es ist dies ein typisches Bei- 
spiel dafür, wie ein an sich richtiger Gedanke, auf die 
Spitze getrieben, ins Absurde führt. Wenn die Rei- 
nigung der Milch ein Vergehen wäre, dann müßte man 
auch die Filtration des Trinkwassers. das Sieben des 
Mehles und viele ähnliche Reinigungsarten von Le- 
bensmitteln als strafbar bezeichnen. Aber auch rein 
juristisch betrachtet kann es sich schon darum nicht 
um eine Verletzung des Nahrungsmittelgesetzes han- 
deln, weil der Dolus, die Absicht der Täuschung fehlt. 
Wenig konsequent erscheint es auch, daß wohl die Be- 
seitigung des Milchschmutzes in den Meiereien ver- 
pönt wird, daß man aber verlangt, daß in den Ställen 
die Milch durch ein Seihtuch oder Wattefilter gegossen 
werden soll. Selbstverständlich ist eine möglichst 
rasche Beseitigung des Milchschmutzes schon deswegen 
zu empfehlen, um sein längeres Auslaugen zu verhin- 
dern. Aber wenn man die Frage juristisch aufzieht, 
wie es doch hier geschieht, ist es gleichgültig, ob man 
früher oder später reinigt, denn dann muß man sich 
auf den Standpunkt stellen, daß jede Milch, in die 
Schmutz einmal hineingelangt ist, verdorben ist. 

Ein weiterer Vorwurf richtet sich gegen die Pasteuri- 
sation der Milch. Es ist bekannt, daB diese in der 
Hauptsache nach 2 Methoden erfolgt: 1. durch Hoch- 
erhitzung oder Momentpasteurisation, bei der die Milch 
beim Durchlaufen eines Apparates ca. I—2 Minuten 
auf 85—90° erhitzt wird; 2. durch Dauerpasteuri- 
sation, bei der die Milch 30 Minuten lang auf 
63—65° gehalten wird. 


1) Reiss, Ztschr. f. Fleisch- u. Milchhygiene 35, 179. 1925 
und Bongert, Tierärztl. Rundschau 31, 189. 1925. 
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Milch, die für den direkten Verzehr bestimmt ist, 
wird in neuerer Zeit hauptsächlich dauerpasteurisiert. 
Es wird nun behauptet, daß diese Erhitzung nicht aus- 
reicht, um alle schädlichen Keime, insbesondere die 
widerstandsfähigeren Tuberkelbazillen, abzutöten. 
Über diese Frage besteht nun eine sehr umfangreiche 
und zum Teil sich widersprechende Literatur. Wenn 
man sie aber kritisch sichtet, kommt man zu dem Er- 
gebnis, daß immer dann, wenn unter Verhältnissen 
gearbeitet wurde, wie sie in der Praxis bestehen, der 
Pasteurisationserfolg günstig war, und daß ungünstige 
Ergebnisse meist bei Laboratoriumsversuchen erzielt 
wurden. Unsere eigenen, ziemlich umfangreichen Er- 
fahrungen haben stets gezeigt, daß bei einwandfreier 
Dauerpasteurisation niemals mehr infektionsfähige Tu- 
berkelbazillen in der Milch vorhanden waren. Dem 
entsprechen auch die Erfahrungen von Weigmann, 
der sogar die Erhitzungsdauer auf 20 Minuten reduziert 
haben will und die der Mannheimer Milchzentrale, wo 
die Milch 20 Minuten auf 56° erhitzt wird. 

Weiterhin wird behauptet, daß die Pasteurisation 
der Milch die Vitamine schädigt bzw. völlig vernichtet. 
Besondere Aufmerksamkeit hat eine Veröffentlichung 
von Meyer und Nassau?) aus dem Berliner Waisen- 
haus gefunden, die auch in die Tagespresse übernom- 
men wurde. In ihr wird über Fütterungsversuche an 
Meerschweinchen mit Berliner Meiereimilch berichtet. 
Meyer und Nassau kommen zu dem Ergebnis, daß 
mit Berliner Meiereimilch gefütterte Tiere innerhalb 
kurzer Zeit an skorbutischen Erscheinungen erkranken 
und bei Fortsetzung der Fütterung eingehen. Die mit 
unerhitzter Milch ernährten Kontrolltiere bleiben da- 
gegen gesund. 

Die Autoren zogen daraus den Schluß, daß die 
meiereimäßige Behandlung die Milch ihres antiskor- 
butischen Vitamingehaltes beraubt. 

Zur meiereimäßigen Behandlung oder Mißhandlung, 
wie sie sich ausdrückten, rechnen sie, abgesehen von 
der ein- oder mehrmaligen Pasteurisation den Zusatz 
von Wasserstoffsuperoxyd. Daß Sauerstoff abgebende 
Mittel ebenso wie starke Belüftung die Vitamine schä- 
digen, ist eine bekannte Tatsache, doch ist die Kon- 
servierung der Milch mit Wasserstoffsuperoxyd nur 
vorübergehend, während der größten Milchknappheit 
erlaubt gewesen und in der Praxis fast gar nicht aus- 
geübt worden. Es geht also bestimmt nicht an, die 
Vitaminarmut der Berliner Milch auf diesen Umstand 
zurückzuführen. Auch eine mehrmalige Pasteurisation 
kommt nicht oder in sehr seltenen Einzelfällen in 
Frage. 

Uns scheinen die Folgerungen, die Meyer und 
Nassau aus ihren Versuchen gezogen haben, zu weit 
4) Klinische Wochenschrift 3, 2132. 1924. 
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zu gehen. Es muß berücksichtigt werden, daß der 
Vitamingehalt der Milch eine sehr schwankende Größe 
ist. Es gibt fraglos auch: unbehandelte Milch, die 
äußerst vitaminarm ist. Will man also die Wirkung 
einer bestimmten Bearbeitungsart der Milch auf ihren 
Vitamingehalt feststellen, so muß man unbedingt die 
gleiche Milch behandelt und unbehandelt verfüttern. 
Derartig angelegte Versuche sind im Hauptgesund- 
heitsamt der Stadt Berlin ausgeführt worden und 
haben nicht zu so eindeutigen Ergebnissen geführt wie 
die von Meyer und Nassau. Über die Einzelheiten 
soll an anderer Stelle berichtet werden. 

Als sicher darf allerdings gelten, daß das antiskor- 
butische Vitamin beim Erhitzen in einem gewissen 
Umfang geschädigt wird. Aber schließlich ist die Milch 
schon von jeher im Haushalt aufgekocht worden, ohne 
daß auffällige gesundheitliche Schädigungen der Kin- 
der beobachtet wurden, selbst zu einer Zeit, wo man 
noch nicht so frühzeitig wie heute den Säuglingen 
Fruchtsäfte und andere C-vitaminhaltige Nahrung 
gab. Es kann auch nicht gut angenommen werden, 
daß das Aufkochen der Milch eine schonendere Be- 
handlung darstellt als das halbstündige Erwärmen auf 
63°; denn selbst wenn man die Ansicht einjger Autoren 
teilt, daß ein kurzes Erhitzen auf hohe Temperatur 
weniger vitaminschädlich sei als ein längeres bei nied- 


riger, muß man doch berücksichtigen, daß die bis zum 


Aufkochen erhitzte Milch mindestens 1, Stunde bis 
zur Abkühlung auf die bei der Dauerpasteurisation 
verwendeten Temperaturen gebraucht. Die Haus- 
frauen, welche die aufgekochte Milch durch Einstellen 
in kaltes Wasser möglichst rasch abkühlen, werden 
jedenfalls zu zählen sein. Das Aufkochen im Haus- 
halt muß also wirken wie Hocherhitzung + Dauer- 
erhitzung. 

Nun besteht allerdings die Möglichkeit, daß bei der 
meiereimäßigen Behandlung nicht die Erhitzung, son- 
dern andere Faktoren die Vitamine schädigen oder 
vielleicht auch die Summe verschiedener Faktoren 
nachteilig wirkt. Man könnte an die Zentrifugenreini- 
gung denken, die mit einer starken Belüftung der Milch 
verbunden ist. Bekanntlich wirkt ja die Erhitzung bei 
Gegenwart von Sauerstoff besonders vitaminschädi- 
gend. Auch die Möglichkeit, daß die Milch beim Durch- 
laufender verschiedenen Apparate und Aufbewahrungs- 
behälter mit metallischem Kupfer in Berührung kommt 
und hierbei die Vitamine durch katalytische Wir- 
kungen geschädigt werden, ist zu erwägen. Das alles 
sind Fragen, die noch offen sind und die sich nur durch 
systematische Versuche beantworten lassen. 

Im Zusammenhang mit dem Vitaminproblem ist, wie 
eben erwähnt, auch wieder die Frage aktuell geworden, 
welcher Art von Erhitzung, Moment- oder Dauer- 
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pasteurisation, der Vorzug zu geben ist. Bisher schien 
sie zu Gunsten der Dauererhitzung entschieden zu 
sein. Fraglos wird der Rohmilchcharakter bei dieser 
auch besser gewahrt, als durch die Hocherhitzung. Der 
Kochgeschmack tritt nicht auf, das Albumin wird nicht 
gefällt, die Phosphate werden nicht unlöslich und die 
Enzyme bleiben erhalten. All diese Vorzüge haben 
dazu geführt, daß in letzter Zeit die Dauererhitzung 
die Momentpasteurisation immer mehr verdrängt hat. 
Ein Nachteil besteht darin, daß man nicht mit ein- 
fachen und schnell ausführbaren Methoden nach- 
prüfen kann, ob die Erhitzung tatsächlich sachgemäß 
erfolgt ist. Bei der Hocherhitzung ist dies mit Hilfe 
der Oxydasen bzw. Peroxydasen Reaktionen bekannt- 
lich sehr leicht. Die Industrie sucht diesem Nachteil 
zwar mittels elektrischer Temperaturregistrierapparate 
abzuhelfen, doch ist dieser Ausweg noch nicht ideal, 
weil die Apparate sehr kurzdauernde Temperatur- 
schwankungen, die sich doch in ihrer Wirkung sum- 
mieren können, nicht registrieren. Auf keinen Fall 
geht es jedoch an, wegen dieser Kontrollschwierigkeit 
das Verfahren an sich abzulehnen. Sollte sich aller- 
dings bestätigen, was vorher erwähnt wurde, daß die 
Vitamine bei der Dauererhitzung stärker geschädigt 
würden als durch die Hocherhitzung, so wäre dies für 
die vielen Betriebe, die sich neuerdings auf Dauer- 
erhitzung eingestellt haben, eine gewisse Schwierigkeit. 

Die grundsätzlichen Bedenken, die gegen die meierei- 
mäßige Behandlung der Milch erhoben worden sind, 
haben also nach dem Ausgeführten keine Berechtigung. 
Die Milchversorgung einer Großstadt von 4 Millionen 
Einwohnern läßt sich ohne Meiereien gar nicht durch- 
führen. Und wenn wir sehen, welchen Gang diese Fra- 
gen im Ausland nehmen, das in seiner Milchwirtschaft 
und in der wissenschaftlichen Durcharbeitung der hier 
zur Diskussion stehenden Probleme nicht durch den 
Krieg und seine Folgen gehemmt worden ist wie wir, 
dann müssen wir feststellen, daß die Entwicklung immer 
mehr zur meiereimäßigen Bearbeitung der Milch hin- 
führt. Das beweisen besonders die neueren milch- 
gesetzlichen Bestimmungen in verschiedenen Staaten 
Amerikas. Als Beleg sei auf den in letzter Zeit ver- 
öffentlichten Gesetzentwurf für den Staat Alabama!) 
hingewiesen. 

Um noch einmal kurz unseren Standpunkt zu prä- 
zisieren: Am wünschenswertesten ist es zweifellos, eine 
rein gewonnene und pfleglich behandelte Milch aus tier- 
ärztlich und ärztlich überwachten Stallungen möglichst 
kurze Zeit nach ihrer Gewinnung ohne jede weitere 
Behandlung in den Verkehr zu bringen. Da diese For- 
derungen bei einem sehr erheblichen Teil der einge- 
führten Milch z. Z. aus wirtschaftlichen Gründen un- 
~ 1) Zentralblatt f. d. ges. Hygiene 10, 269. 1925. 
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erfüllbar erscheinen, ist es notwendig, alle Milch, die 
obigen Anforderungen nicht genügt, in Großmeiereien 
zu leiten und hier zu reinigen, zu pasteurisieren und 
tief zu kühlen. Die Ausgabe von unbehandelter Misch- 
milch erscheint unter den heutigen Verhältnissen aus 
hygienischen und wirtschaftlichen Gründen unzu- 
lässig. 


Schließlich sei noch eine Frage gestreift, die vor 
allem den Milchhandel interessiert, die aber auch für 
die Konsumenten von allergrößter Wichtigkeit ist. 
Es handelt sich darum: Soll Milch, wie jede andere 
Ware dem freien Handel überlassen werden oder emp- 
fiehlt sich eine Bewirtschaftung der Milch? Der Streit 
über diese Frage schlägt z. Z. in den an ihr wirtschaft- 
lich interessierten Kreisen hohe Wellen. Worum es 
sich handelt, ist am besten zu erkennen, wenn zwei 
Vertreter der entgegengesetzten Meinungen zu Wort 
kommen. 

Oberbürgermeister Weiß, Ludwigshafen, schreibt 
in einem Sammelwerk über die Zukunftsaufgaben der 
deutschen Städte folgendes: 

„Aufgabe der Städte wird es in alle Zukunft sein, 
möglichst die für die Gesamtbevölkerung bestimmte 
Milch beizuschaffen, zu behandeln und zu verteilen. 
Sollte sich dies aus irgendeinem Grunde infolge un- 
überwindlicher Schwierigkeiten nicht ermöglichen 
lassen, so ist unter allen Umständen daran festzu- 
halten, daß die Gemeinden wenigstens die für Säug- 
linge, werdende Mütter und Kranke erforderliche 
Milch besorgen, behandeln und liefern... Von be- 
sonderer Bedeutung für die Gemeinde ist die Ver- 
teilung der Milch an die Verbraucher. Der Milchhandel 
war und ist ebenso wie das Gastwirtsgewerbe außer- 
ordentlich zersplittert. In beiden Gewerben hat sich 
eine Menge von Leuten eingenistet, welche weder die 
nötige Vorbildung, noch das erforderliche Kapital, noch 
sonst die Eignung für die Ausübung dieses Berufes 
hatten. Im Interesse der Gesamtheit ist eine straffe 
Erfassung und hygienische Behandlung der Milch er- 
forderlich. Sollte auf dem Gebiet der Milchversorgung 
selbst volle Freiheit in der Belieferung, also restlose 
Aufhebung der Zwangswirtschaft erfolgen!), so werden 
die Städte niemals einer ganz energischen Erfassung 
der Milch in den Verkaufsstellen vom hygienischen 
Standpunkt aus sich entschlagen können. Die un- 
geeigneten Milchgeschäfte müssen unter allen Umstän- 
den rücksichtslos ausgeschaltet werden. Die übrig- 
bleibenden, deren Person und deren Verkaufsstelle die 
erforderliche Gewähr für eine sachgemäße Versorgung 
der Bevölkerung geben, müssen planmäßig organisiert 
und überwacht werden. Mustergültig sind die Zen- 


u 1) Ist inzwischen’ geschehen. 
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tralen in Mannheim, Straßburg und Nürnberg ... 
Notwendig ist, daß das schon längst in Aussicht ge- 
stellte Reichsmilchgesetz die Milchversorgung für das 
ganze Reich einheitlich regelt.“ 

Die Ansicht der anderen Partei bringt eine Bro- 
schüre zum Ausdruck, die von dem Landtagsabgeord- 
neten Müller-Franken verfaßt ist und die Milch- 
versorgung der großen Städte behandelt. Müller- 
Franken kommt zu folgenden Schlußsätzen: 

„Träger der Milchversorgung einer Stadt muß aus 
Zweckmäßigkeitsgründen der freie, nur durch zwin- 
gende sachliche Notwendigkeiten begrenzte Milch- 
handel sein, den die Gemeindeverwaltung lebenskräf- 
tig zu erhalten hat, damit er seinen schweren, im Inter- 
esse der Volksgesundheit auferlegten Pflichten auch 
nachzukommen vermag (z. B. Konzessionierung). 

Sonst hat der Milchhandel das gesamte kaufmän- 
nische und technische Risiko der Milchversorgung allein 
nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen zu tragen. 

Der Stadt steht die Qualitätskontrolle zu, die streng 
aber objektiv sein soll, zu welchem Zwecke sie sich 
selbst jeder eigenen selbsttätigen wirtschaftlichen Ein- 
wirkung auf die Milchversorgung zu enthalten hat.“ 


Die Gegensätze prallen also hart aufeinander. 

Wie soll man sich nun vom Standpunkt der öffent- 
lichen Gesundheitspflege zu diesem Widerstreit der 
Meinungen stellen ? 

Die Erfahrungen zeigen, daß beide Wege gangbar 
sind. Als Beispiel für das gute Funktionieren eines 
nahezu rein kommunalisierten Betriebes möge die 
Stadt Mannheim genannt sein, in welcher die Milch- 
versorgung in folgender Weise vor sich geht: 

Auf Grund einer ortspolizeilichen Vorschrift ist 
sämtliche durch Händler nach Mannheim eingeführte 
Vollmilch auf Verlangen der Stadt der Milchzentrale 
käuflich zu überlassen. Dabei sind die Händler ver- 
pflichtet, die gleiche Menge Milch, die sie geliefert 
haben, von der Milchzentrale spätestens am Tage nach 
der Lieferung wieder abzunehmen. Die Milchhändler 
haben aber freiwillig der Milchzentrale die Aufbrin- 
gung und Einfuhr der Milch ganz überlassen, da diese 
Tätigkeit für sie immer mit großer Verlustgefahr ver- 
bunden gewesen war. Die Organisation der Milch- 
versorgung hat dadurch an Einfachheit, Übersicht- 
lichkeit und Sicherheit außerordentlich gewonnen. Die 
Stadt ist an dem Gesellschaftskapital der Milchzentrale 
mit 83 v. H. beteiligt. 

Andererseits sehen wir in vielen Orten, daB auch 
der freie Handel die Aufgabe einer einwandfreien 
Milchversorgung lösen kann. Das Wesentliche, worauf 
es ankommt, ist nicht freie oder Kommunalwirtschaft, 
sondern daß in größeren Verbrauchszentren, die ge- 
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zwungen sind, ihre Milch von den verschiedensten Pro- 
duktionsstellen weit her zu beziehen, eine oder mehrere 
groBe Betriebe da sind, die eine zentrale Erfassung und 
Bearbeitung der Milch möglich machen. Nur der GroB- 
betrieb ist in der Lage, die Einrichtungen zu schaffen, 
die zu einer einwandfreien Aufbewahrung und Be- 
arbeitung der Milch erforderlich sind. Nur ihm ist es 
möglich, ein größeres Stadtgebiet mit einer annähernd 
gleichmäßigen Milch zu versorgen und die Versorgung 
überhaupt sicherzustellen, da nur er die Möglichkeit 
hat, durch Stapelung einen Ausgleich zwischen der 
häufig sehr verschiedenen Anlieferung und der Nach- 
frage zu schaffen. Und ebenso ist nur im Großbetrieb 
die so überaus notwendige Kontrolle der Milch aus- 
zuführen. Die aus dem Stapelbassin der Meierei ent- 
nommene Probe ist der Stallprobe gleich zu achten, 
und der Händler, bei dem eine Milch geringerer Quali- 
tät gefunden wird, als ihm von der Meierei geliefert 
wurde, ist der Fälschung überführt. 

Das letzte, aber nicht unwichtigste Glied in der 
Kette der Milchwirtschaft bildet der Kleinhändler. 
Milchkauf ist Vertrauenssache, noch mehr, als der 
vielzitierte Wurstkauf. Es gibt kein Nahrungsmittel, 
das leichter zu verfälschen ist als Milch, und das bei 
unpfleglicher Behandlung leichter verdirbt. Zum 
Milchhandel dürften also nur zuverlässige und sach- 
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verständige Personen zugelassen werden; mit anderen 
Worten: man soll den Milchverkauf von einer be- 
sonderen Genehmigung abhängig machen. Eine Hand- 
habe hierzu bietet z.Z die Reichsmilchverordnung vom 
6. Juni 1924. 

Die Stadt Berlin macht seit kurzem hiervon auch 
Gebrauch. Der GroB- und Kleinhandel mit Milch be- 
dürfen nach einer am 1. Juli d. J. erlassenen Magistrats- 
verordnung einer besonderen Erlaubnis, die von einer 
für diesen Zweck eingerichteten Prüfungsstelle erteilt 
wird. Leider sind aber nicht nur die Kompetenzen 
dieser Prüfungsstelle durch die Reichsverordnung 
außerordentlich eingeengt, sondern auch ihre Zusam- 
mensetzung, die durch die Ausführungsbestimmungen 
des preußischen Ministers für Landwirtschaft vorge- 
schrieben ist, muß als höchst unglücklich bezeichnet 
werden. Die Prüfungsstelle muß nämlich außer dem 
Vorsitzenden, der Beamter sein muß, und in der Regel 


‘ein Verwaltungsbeamter sein wird, aus zwei Ver- 


tretern des Milchhandels und zwei Vertretern der 
Landwirtschaft bestehen. Vergeblich sieht man sich 
in diesem Kreise nach dem Vertreter der Hygiene um, 
der hier eigentlich die ausschlaggebende Stimme haben 
sollte. Eine Abänderung dieser Bestimmungen er- 
scheint dringend notwendig, wenn die Prüfungsstellen 
ihren wichtigen Aufgaben gerecht werden sollen. 


Systematische Rattenbekämpfung, ihre volkswirtschaftliche Bedeutung und ihre 
Durchführung. 
Von H. ROSENHAUPT, Mainz. 


Ratten schädigen den Menschen in zweifacher Hin- 
sicht. Einmal sind sie Krankheitsüberträger oder 
Zwischenwirte von Parasiten, des anderen sind sie Ver- 
nichter großer wirtschaftlicher Werte. 

Als Krankheitsvermittler kommen sie in Frage, 
abgesehen von der Pest als Wirtstier für die die Krank- 
heit übertragenden Flöhe, bei der Trichinose als 
Zwischenwirte der Trichine, bei der Weil’schen Krank- 
heit als Überträger durch ihren Urin, der den Erreger 
dieser Krankheit, die Spirochaete icterogenes, enthält 
und noch bei einer Reihe von Krankheiten, vor allem- 
wohl auch bei der Ruhr!) und beim Paratyphus. Die 
Pest bedeutet für uns Mitteleuropäer zwar keine 
akute Gefahr, aber eire ständige Bedrohung und ganz 
besonders für die durch die großen Wasserstraßen 
unmittelbar mit dem Überseeverkehr verbundenen 
Städte. Die Trichinose hat zwar durch die Fleisch- 
beschau etwas von ihrer Gefahr verloren, aber von 
Zeit zu Zeit zeigen Epidemien da und dort, daß sie 
nicht ganz gebannt ist. Die Weil’sche Krankheit, die 
Schützengrabenratten-Krankheit des Weltkrieges, ist 
im Frieden selten geworden, aber einzelne Fälle zeigen 
deutlich ihren Zusammenhang mit der Ratte, so ein in 
Mainz beobachteter Fall: ein Metzger, der in dem da- 
mals rattenverseuchten Schlachthof sich durch einen 
Sturz eine äußere Verletzung zugezogen hatte, ging an 
Weil’scher Krankheit zugrunde. i 

Als Vernichter von Werten wirkt die Ratte in 
so vielgestaltiger Weise, daß es kaum möglich ist, alle 
in Frage kommenden Möglichkeiten ihres Zerstörungs- 
werkes auch nur anzudeuten. Der Nahrungstrieb des 
im weitesten Wortsinn omnivoren Tieres kennt keine 
Grenzen. Die Ratte ist ein Feinschmecker, weiß sich 
jedoch in weitem Umfang der Wirtschaftslage anzu- 
passen. Kartoffeln werden kaum berührt, wenn Mehl, 
Körner, Hülsenfrüchte oder gar getrocknetes Obst und 
Speck gewittert werden; in schlechten Zeiten jedoch 
muß auch Aas und selbst der Kadaver von Art- 
genossen als Nahrung dienen. Abgesehen von der 
Vertilgung von Nahrungsmitteln spielt auch ihre 
Unbrauchbarmachung durch die Ratte oft eine Rolle, 
vornehmlich auch durch den abgesetzten Kot. 


1) Wir konnten hier feststellen, daß bestimmte Viertel, in 
denen die Ruhr immer wieder auftrat, besonders von Ratten 
verseucht sind. 


Für den Weg zur Nahrung gibt es keine Schranken, 
Balken werden durchgenagt, Fußböden unterwühlt, 
Fundamente gelockert, hochgelegene Stockwerke am 
rankenden Wein oder am Kohlenaufzug erklettert. 
So konnten wir feststellen, daB ein im Keller einer 
Kaserne aufgestellter Schalttisch durch die Tätigkeit 
der Ratten unterwühlt in die Tiefe sank, daß in wenig 
begangenen Lagerräumen der Fußboden galerieartig 
unterhöhlt und mit einem Wall aus Mörtel und Mauer- 
werk in einer Länge von 20 Metern versehen war. 

Hat die Ratte nicht die Möglichkeit, ihre Wohnung 
in unmittelbarer Nähe ihrer Futterplätze aufzuschla- 
gen, so sucht sie entferntere Nistgelegenheit. Wir 
konnten an einem Wintermorgen im frischgefallenen 
Schnee Spuren feststellen, die. deutlich erkennen 
ließen, wie Ratten in der Nacht scharenweise von ihren 
Wohnplätzen zu ihren Futterplätzen gewandert waren. 

Die Zerstörungen von Material durch Ratten zahlen- 
mäßig abzuschätzen dürfte kaum möglich sein. Wie 
groß ihr Vernichtungswerk an Nahrungsmitteln ist, 
möge aus der Tatsache hervorgehen, daß der Nahrungs- 
bedarf von 60 Ratten etwa dem eines ausgewachsenen 
Schweines gleich geschätzt wird. Daß Nahrung 
suchende Ratten auch gelegentlich unbeaufsichtigte 
Säuglinge annagen, ist bekannt und konnte auch von 
uns beobachtet werden, ebenso, daß allerlei junges 
Federvieh (Hühner und Tauben) ihnen zum Opfer 
fällt. 

Die Vermehrung der Ratten ist eine ganz ge- 
waltige. Nach angestellten Berechnungen stammen 
von einem Rattenpaar in einem Jahr etwa 860 Nach- 
kommen ab. Daß die Ratten bei der Wahl ihrer 
Wochenstube wenig Rücksicht auf eine ungestörte 
Lage nehmen, konnten wir in einem Falle beobachten, 
wo wir unter einem dauernd benutzten, auf vier Klötzen 
ruhenden französischen Schilderhaus 10 neugeborene 
Ratten fanden. 

Die bei uns vorkommenden Ratten dürften wie im übrigen 
Deutschland allenthalben wohl in der überwiegenden Mehrheit 
der Species Wanderratte (Mus decumanus) angehören, wenn 
auch anscheinend die vor etwa 150 Jahren von dieser Art ver- 
drängte Hausratte (Mus rattus) noch hie und da, und wahr- 
scheinlich häufiger als angenommen wird, vorkommt. Auch 
wir konnten hier das ganz vereinzelte Vorkommen dieser kleine- 


ren mit größeren Ohren und relativ längerem Schwanz ver- 
sehenen im Gegensatz zur graugelben Wanderratte schwärzlich 
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gefärbten Hausratte feststellen, und zwar inmitten eines von 
Wanderratten bevölkerten Geländes, in einer Stadtgegend, wo 
sie dem Zoologen des Naturhistorischen Museums (Prof. Dr. 
Schmidtgen) seit Jahren immer wieder bekannt geworden 
war. 


Zweifellos hat die Nachkriegszeit für ganz Mittel- 
europa eine Vermehrung der Ratten gebracht. Die 
Ursachen dieser Erscheinung sind mannigfach. Es 
boten bewohnte und erst recht verlassene Schützen- 
gräben den Ratten unendliche Nist- und Futtergelegen- 
heit und wir müssen uns, so peinlich auch die Vor- 
stellung sein mag, mit dem Gedanken abfinden, daß 
die Leichenfelder und Gräber des Weltkrieges den 
Ratten einen reich besetzten Tisch lieferten. Ob die 
Ratten von den Schützengräben und verlassenen 
Unterständen aus Wanderungen nach menschlichen 
Niederlassungen, nach Dörfern und Städten, gemacht 
haben, ist wohl kaum exakt festgestellt worden, ist 
aber fast mit Sicherheit anzunehmen. Die eng be- 
siedelten Städte boten ihnen gute Schlupfwinkel. Die 
Kleintierhaltung, eine Folge von Blockade und Nah- 
rungsnot vermehrte ihre Nist- und vor allem ihre 
Futtergelegenheiten. Mag auch das ,,Balkon- und das 
Badewannenschwein‘ eine Ausnahmeerscheinung ge- 
wesen sein, Hühner- und Kaninchenzucht in Kellern, 
engen Höfen, in aus alten Kistenresten zusammen- 
gezimmerten, durchaus nicht rattensicheren Behält- 
nissen waren häufig. Hinzu kam, daß die Geldent- 
wertung und die Wohnungszwangswirtschaft den bau- 
lichen Verfall der Häuser begünstigte und so den 
Ratten neue Schlupfwinkel bot und ihr Zerstörungs- 
werk förderte. Die Flucht in die Sachwerte während 
der Inflationszeit begünstigte die Aufstapelung von 
allerlei Gerümpel und Altmaterial, das von den Be- 
sitzern gehütet und nicht veräußert, den Ratten 
willkommene Schlupfwinkel bot. Hinzukommt die 
überall bemerkbare Minderung des Ordnungssinnes, 
die aus erzwungener Sparsamkeit geminderte Reini- 
gung von Straßen und Plätzen und schließlich die 
Indolenz, die Abstumpfung durch die Leiden und Er- 
fahrungen des Krieges, die dazu führte, daß man 
lange Jahre der Rattengefahr verhältnismäßig gleich- 
gültig gegenüberstand. 


An der Stätte unserer Beobachtung hatte jedoch die Ver- 
rattung einen Umfang angenommen, der weit über das in 
anderen Städten Beobachtete hinausging. Die in den früheren 
deutschen Kasernen angehäuften Besatzungstruppen, die ver- 
hältnismäßig oft ihren Standort wechselten, waren nicht die 
Verwalter, sondern nur die Bewohner ihrer Räume. Aus hier 
nicht zu erörternden Zusammenhängen mußten naturgemäß 
gerade die Truppenunterkünfte im Laufe der jahre zu Zentren 
der Verrattung werden. 


Diesem Umstande dürfte es auch zuzuschreiben sein, 
daB Polizeimaßnahmen, die auf der einen Seite eine 
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Eindämmung der Kleintierhaltung!) bezweckten und 
auf der anderen Seite eine Verpflichtung des Grund- 
stückinhabers zur Rattenvernichtung?) statuierten, 
keinen entscheidenden Erfolg haben konnten. Es mag 
sein, daB die Einschränkung und Sanierung der Klein- 
tierhaltung hie und da die Lebensbedingungen der 
Ratten verschlechterte, die besonderen Verhältnisse 
in den Kasernen und Kasematten der niedergelegten 
Festungswerke waren stärkere Faktoren für die Ratten- 
vermehrung. Der polizeiliche Zwang zur Rattenver- 
nichtung mag da und dort eine oder mehrere Ratten- 
generationen unterbrochen haben, zu einer allgemeinen 
Wirkung konnte er nicht führen, da eine gleichzeitige 
Aktion selbst in unmittelbar benachbarten Häusern 
wohl kaum zustande kam. Nur eine solche kann ent- 
scheidenden Erfolg haben, wenn man bedenkt, wie 
groB der Aktionsradius einer Rattenfamilie ist. Nicht 
selten mögen auch Methoden angewandt worden sein, 
die keine Vernichtungs-, sondern nur Vertreibungs- 
methoden sind (Versperren der Gänge durch Glas- 
splitter, Hindurchjagen von gefangenen, in Teer, Kar- 
bolsäure oder dergl. getränkten Ratten durch ihre 
Bauten) und schließlich muß man damit rechnen, daß 
die Ratten durch nicht ganz radikale Maßnahmen viel- 
leicht nur vergrämt werden und ihr Quartier einen 
Häuserblock weiter aufschlagen. Ein exakter Beweis 
für dieses Verhalten liegt nicht vor, es wird jedoch von 
namhaften Zoologen für wahrscheinlich gehalten. 

Es kommen daher für die Vernichtung der Ratten 
nur Maßnahmen in Frage, die ein gleichzeitiges Vor- 
gehen auf einem nicht zu kleinen Gebiete darstellen 
und die den Tod möglichst vieler Schädlinge be- 
wirken. 

Als Massenaktionen kommen daher Methoden nicht in Be- 
tracht, die vielleicht zur Entrattung eines kleineren Grund- 
stücks taugen, wie etwa das Aufstellen von Fallen und die Ver- 
wendung von Hunden. Trotzdem glauben wir die Haltung von 
Rattlern besonders für isoliert gelegene Anwesen empfehlen zu 
können und haben daher bei uns eingegangene diesbezügliche 
Anträge auf Ermäßigung oder Erlaß der Hundesteuer meist 
befürwecrtet. 

Wir haben uns nicht dazu entschließen können, nach 
dem Beispiel Berlins und anderer Städte ,,RattengroB- 
kampftage‘‘ zu veranstalten, nicht nur aus der Er- 
wägung heraus, daß es im besetzten Gebiet besonders 
schwer, wenn nicht unmöglich ist, eine gleichzeitige 
Aktion aller in Betracht kommenden Stellen zu er- 
reichen, oder gar sie zu kontrollieren, sondern weil wir 
glauben festgestellt zu haben, daß man die Ratten- 
bekämpfung jeweils in Anpassung an die besonderen 
Verhältnisse der Örtlichkeiten durchführen muß. Hin- 


1) Polizeiverordnung des Oberbürgermeisters der Stadt 
Mainz v. 21. X. 1921 betr. Kleintierhaltung. 
2) ebenso: betr. Bekämpfung von Ratten und Mäusen. 
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zukommt, daB bei einer konzentrierten Aktion eine 
Kontrolle über das Auslegen der Gifte und deren 
Wirksamkeit durch Personalmangel unmöglich wäre 
und erst recht die Prüfung, ob entsprechende und 
wirksame Köder in der richtigen Weise ausgelegt 
worden sind. 

Es blieb daher nur die Möglichkeit, durch sonst bei 
Wohnungssanierungen verwandte städtische Arbeiter 
die Rattenbekämpfung durchzuführen. Von be- 
stimmten Verrattungszentren, hier in erster Linie 
militärischen Unterkünften, jeweils ausgehend wird in 
der ganzen Stadt die Entrattung planmäßig durchge- 
führt. Einzelmeldungen, die bei dem Gesundheitsamt 
eingehen, werden im Plan entsprechend berücksichtigt 
und bieten uns wertvolle Fingerzeige. 

In den einzelnen Räumlichkeiten geben sowohl die 
Zerstörungen als auch die abgesetzten Kotpartikel der 
Ratten einen Anhalt für das Vorgehen. Es gehört eine 
gewisse Jagdpassign der Arbeiter, die sich aber bald 
auch bei vorher weniger passionierten einstellt, zu den 
Voraussetzungen eines Erfolges. 

Bei der Wahl des Giftes hatten wir zunächst zu ent- 
scheiden, ob wir zu bakteriellen oder chemischen Be- 
kämpfungsmethoden schreiten wollten. Wir haben die 
bakteriellen jedoch aus verschiedenen Erwägungen ab- 
gelehnt. Einmal waren es die höchst zweifelhaften Er- 
gebnisse der experimentellen Prüfung dieser Methoden, 
wie sie in Berlin!) erfolgt sind, und die auch hier v. 
Gruber bestätigen konnte, weiter war es die Er- 
wägung, daß die in Frage kommenden Bakterien wohl 
ausnahmslos nicht absolut unschädlich für den Men- 
schen sind 2), und daß daher die Frage der Verbreitung 
von Infektionen durch die Entrattungstätigkeit nicht 
ausgeschlossen ist. Die Bakterien, die in Frage kom- 
men, stehen zum Teil der Paratyphus-Gruppe sehr 
. nahe und man würde u. E. eine schwere Verantwortung 
auf sich laden, wenn man irgendwie die Möglichkeit 
von Paratyphus- oder ähnlichen Epidemien durch eine 
städtehygienische Maßnahme vergrößerte. Zu diesen 
Erwägungen kam noch hinzu der Umstand, daß die 
Wirkung bakterieller Methoden auch dadurch be- 
schränkt ist, daß allmählich eine Immunisierung der 
Rattengenerationen erfolgt. Vermutlich aus ver- 
schiedenen Gründen : Einmal haben die Ratten bei der 
Zunahme des Paratyphus unter den Haustieren (Schafe, 
Rinder, Schweine, Pferde) wohl häufig Gelegenheit, 
sich mit Paratyphus am Kot dieser Tiere zu infizieren, 
und werden daher wohl zum Teil immun gegen ähn- 








1) Eugen Neumark und Heinrich Heck, Über Ratten- 
vertilgungsmittel. Zentralblatt f. Bakteriologie 87 Bd. Heft 
1, 1921. 

3) Verôffenti. d. Reichsgesundheitsamts 1917 S. 411 und 
1918 S. 19. 
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liche Bakterien. Dann dürften auch früher durchge- 
führte Bekämpfungsmaßnahmen durch Bakterien eine 
Immunität in großem Umfang hervorgerufen haben. 
Für die Annahme einer Paratyphusinfektion bei den 
Ratten sprechen Feststellungen, die an gefangenen 
Ratten gemacht worden sind, bei denen man an- 
scheinend auf abgelaufene Paratyphuserkrankung zu- 
rückzuführende Milzvergrößerungen festgestellt hat, 
und des anderen wurde uns hier von dem französischen 
Kommandeur der Brieftaubenstation berichtet, daß er 
in seinen Unterkünften zwei Jahre lang gute Erfolge 
mit der Rattenbekämpfung durch den aus dem In- 
stitut Pasteur bezogenen Bacillus Danysz gehabt habe, 
welcher Erfolg aber im dritten Jahre völlig ausge- 
blieben sei. 

Wir haben uns daher zur Verwendung chemischer 
Gifte entschlossen. 


Wir wandten nach mehreren Versuchen ausschließlich das 
von den Farbenfabriken vorm. Friedrich Bayer & Co., 
Leverkusen, hergestellte sogenannte Zelio an, welches in Pas- 
tenform hergestellt wird. Die wirksame Substanz dieser Zeliopaste 
ist das Thallium. Eswirkt im allgemeinen innerhalb 48 Stunden, 
manchmal auch in erheblich kürzerer Zeit, tödlich und soll bei 
überlebenden Tieren (solche dürften zu den großen Ausnahmen 
gehören) zu einer Störung der Geschlechtsdrüsenfunktion 
führen. Der Umstand der langsamen Wirkung führt gelegent- 
lich zu eigenartigen Mißdeutungen. So wurde uns kürzlich ge- 
meldet, daß nach Auslegen der mit Zelio vergifteten Köder die 
Ratten innerhalb zweier Tage an Zahl zugenommen hätten. Es 
war diese falsch gedeutete Beobachtung jedoch lediglich dem 
Umstande zuzuschreiben, daß durch das Gift krankgewordene 
Tiere in größerer Menge ihre Schlupfwinkel verließen und im 
freien Gelände herumliefen. An ihrer verminderten Fortbe- 
wegungsgeschwindigkeit konnte man deutlich ihren krank- 
haften Zustand erkennen. Wir haben um der Wirkungsweise 
sicher zu sein, durch chemische Untersuchung des Darminhalts 
von verendeten Ratten feststellen können, daß tatsächlich eine 
Thalliumverbindung sich in dem Darm befand. 

Die andere praktisch noch zu lösende Frage war die der Ver- 
bindung der Zeliopaste mit einem geeigneten Köder. Wir 
schicken voraus, daß wir es für unbedingt erforderlich halten, 
daß bei der Bereitung der Köder möglichst jede Berührung mit 
unbedeckten Händen vermieden wird, da die Ratten den 
Menschengeruch witternd den Köder sonst verschmähen. Wir 
haben deshalb die Leute, die die Köder zubereiten, für ihre 
freie linke Hand, in der sie das zu schneidende Brot halten, mit 
Gummihandschuhen versehen. Wir gehen bei der Bereitung 
der Köder folgendermaßen vor: 

Lange Brotlaibe werden mit einer Brotschneidemaschine 
etwa 14, cm dick geschnitten. Die Scheiben werden nun mit 
einem Gemisch von Zeliopaste und Fett (etwa millimeterdick 
bestrichen (85 % Paste, 15 % Fett) und neuerdings wird zur 
Geruchsanlockung etwas Anisöl zugefügt. Es werden je zwei 
Brotscheiben aufeinandergelegt und dann diese Doppelscheiben 
in etwa 5—7 Stücke verteilt, nachdem sie vorher auf eine 
Papierunterlage gebracht worden sind. Das Papier wird tüten- 
förmig zusammengedreht, so daß dann bei der Auslegung jedes 
Köderdepots ohne Berührung der Köder mit den Händen an die 
betreffende Stelle gebracht werden kann. Die Deponierung der 


, Köder geschieht durch unsere Angestellten, nur in besonderen 
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Fällen in manchen Betrieben durch Fremde nach unseren An- 
gaben. Die mit vergifteten Ködern belegten Räume werden mit 
gedruckten Klebezetteln versehen, auf denen in deutscher und 
französischer Sprache darauf aufmerksam gemacht wird, daß 
die ausgelegten Köder für Mensch und Tier gefährlich sind. Die 
Grundstückseigentümer erhalten die Anweisung, nach mehreren 
Tagen etwa übrig gebliebene Köder mit Instrumenten aufzu- 
heben und zu verbrennen. Abgesehen von Vergiftungen einiger 
Hunde und Katzen, die meist bei Aufmerksamkeit der Besitzer 
hätten vermieden werden können, sind Schädigungen durch das 
selbstverständlich auch für den Menschen giftige Zelio nicht er- 
folgt. Seine grüne Farbe bewahrt es davor, als interessante 
Delikatesse auf dem Brot versucht zu werden. 

In einigen wenigen Nahrungsmittelbetrieben, wo Bedenken 
gegen die Auslegung eines für Menschen gefährlichen Giftes be- 
standen, haben wir Meerzwiebel mit frischem Hackfleisch ver- 
mischt ausgelegt. Zur allgemeinen Anwendung der Meer- 
zwiebel konnten wir uns schon deshalb nicht entschließen, weil 
man keine Sicherheit hat, immer wirksame Pflanzenknollen zu 
bekommen, und weil für eine große Aktion die Meerzwiebel- 
anwendung viel zu teuer und umständlich wäre. Fertige Meer- 
zwiebelpräparate, die Meerzwiebel und Köder enthalten, werden 
jedoch noch von der Feldpolizei zur Bekämpfung von Ratten 
und Wühlmäusen verwendet, da man von dem Zelio mit Recht 
eine Gefährdung freiherumlaufender und jagender Hunde und 
des Wildes befürchtet. 

Neben der Anwendung von Zelio haben wir mit sehr gutem 
Erfolg auch noch die Hora-Patronen der Deutschen Ge- 
sellschaft für Schädlingsbekämpfung verwendet. Diese 
entwickeln bei ihrer Entzündung als wirksame Bestandteile in 
der Hauptsache Schwefelwasserstoff und Kohlenoxyd. Die 
Patronen werden angezündet und dann in besonders kon- 
struierte Röhren, die eine kegelförmige Spitze haben, gebracht. 
Diese Röhren werden entweder an die Löcher der Rattenbauten 
gehalten oder, wenn es sich um die Notwendigkeit längerer Ein- 
wirkung handelt, vor diesen Löchern mit durch Scharnier ver- 
bundenen Stativen aufgestellt. In manchen Fällen erfolgt wohl 
eine Erstickung der Ratten im Bau selbst, in anderen kommen 
jedoch die gasbedrohten Ratten, besonders wenn andere Aus- 
gänge noch frei sind, in halbbetäubtem Zustand heraus und 
müssen mit Stöcken totgeschlagen werden. Es empfiehlt sich 
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diese mechanische Tötung auch bei Ratten, die bei solchen Ver- 
gasungen aus dem Bau herauslaufen und dann scheinbar tot 
liegen bleiben. Wir konnten beobachten, daß sie sich nach 
einiger Zeit wieder erholten. In den Bauten selbst ist das natür- 
lich nicht zu befürchten, da die ziemlich schweren Gase den 
Bau ausfüllen und längere Zeit in ihm wirken. 

Die Erfolge der Entrattung zahlenmäßig festzu- 
stellen dürfte wohl nirgends gelingen. Jedenfalls darf 
die Zahl der aufgefundenen Rattenkadaver nicht als 
Maßstab für das Ergebnis der Maßnahmen betrachtet 
werden. Nach unseren Erfahrungen hängt es von der 
Art des Geländes und der Bauten ab, ob man die sicht- 
baren Erfolge der Aktion registrieren kann, zum Teil 
auch von dem Interesse, daß die Bewohner der be- 
treffenden Grundstücke der Auffindung der Ratten- 
leichen widmen. Selbst wenn man eine große Menge 
von getöteten Tieren findet, hat man noch keinen Be- 
weis dafür, daß nicht noch eine verhältnismäßig große 
Zahl am Leben geblieben ist, während mäßige Fund- 
ergebnisse dadurch bedingt sein können, daß viele 
Ratten in ihren Löchern verendet sind. Lediglich die 
Befragung der Bewohner über den Erfolg gibt uns ein 
sicheres Mittel zur Prüfung in die Hand. 

Dauererfolge zu erzielen, dürfte wohl nirgends mög- 
lich sein, da es nicht gelingt, die Ratten restlos zu 
töten und ihre Fruchtbarkeit, wie schon erwähnt, 
außerordentlich groß ist. Trotzdem dürften groß und 
planmäßig angelegte Entrattungen, wie sie hier statt- 
finden, einen relativ großen Erfolg haben, auf dem 
dann die einzelnen Grundstücksinhaber weiter arbeiten 
können. Es muß dabei selbstverständlich Aufgabe der 
ausführenden Schädlingsbekämpfungsstellen sein, die 
Bevölkerung in Einzelbelehrung und durch die Presse 
über die von ihr zu ergreifenden Maßnahmen zu unter- 
richten. 


\ 
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Das Geschlechtsverhältnis der Geborenen. 
Von KARL FREUDENBERG, Berlin. 


Über das Geschlechtsverhältnis der Geborenen liegt 
eine unübersehbar reiche Literatur vor; nachdem 
Graunt im 17. Jahrhundert den Knabenüberschuß 
als erster festgestellt und Süßmilch im 18. die Kon- 
stanz desselben seinem System der „göttlichen Ord- 
nung“ eingegliedert hatte, begann das 19. Jahrhun- 
dert zu fragen, warum im einzelnen Falle gerade ein 
Knabe oder ein Mädchen geboren wird. Diese nun- 
mehr etwa 100jährige Literatur nahm denselben Weg, 
wie gleichzeitig die medizinische Statistik im ganzen; 
erst methodisch unbrauchbare Untersuchungen, die 
von Ärzten in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
veröffentlicht wurden, dann in der zweiten Hälfte 
des Jahrhunderts das Eingreifen hervorragender theo- 
retischer Statistiker (besonders Lexis und v. Bort- 
kiewicz), und schließlich von der Jahrhundertwende 
ab der Zustand, daß auch einzelne Ärzte die logischen 
und mathematischen Begriffe der Statistik soweit in 
sich aufgenommen haben, daß sie sich an solchen 
Untersuchungen ernsthaft beteiligen können. Diese 
ganze Fülle von Schriften, wertvollen und verfehlten, 
erhielt nunmehr einen gewissen Abschluß durch ein 
umfassendes Sammelwerk von Wedervang!) (in 
norwegischer Sprache, mit kurzem Überblick über die 
Ergebnisse in englischer Sprache), das in umfassendem 
Überblick die ganze Geschichte des Problems vor den 
Augen des Lesers vorüberziehen läßt und dann alle 
Momente, die das Geschlechtsverhältnis beeinflussen 
könnten, an der Hand eines sehr großen statistischen 
Materials behandelt. 

Maßgeblich ist dabei von vornherein die Theorie 
von Lexis?). Nach dieser ist igentlich die oben ge- 
stellte Frage, warum im einzelnen Falle gerade ein 
Knabe oder ein Mädchen geboren wird, sinnlos, genau 
so, wie es die Frage ist, warum im einzelnen Falle 
ein ehrlich geworfener Würfel gerade eine bestimmte 
Augenzahl zeigt (Lexis selbst gebraucht den Ver- 
gleich mit Ziehungen aus einer Urne). Freilich muß 
nach unseren allgemeinen Vorstellungen auch im ein- 


1) Ingvar Wedervang, Om seksualproporsjon ved födselen. 
Oslo 1924. 

3) W. Lexis, Das Geschlechtsverhältnis der Geborenen und 
die Wahrscheinlichkeitsrechnung. Jahrbücher für National- 
ökonomie und Statistik. Bd. 27, S. 209. 1876. 


zelnen Falle eine Kausalität geherrscht haben und 
irgendein Element der schleudernden Bewegung muß 
anders gewesen sein als in einem anderen Falle, in 
dem der Würfel eine andere Augenzahl zeigte; aber 
das Wesen des Glücksspiels besteht ja eben darin, 
daß es sich um Ursachen des Erfolges handelt, die 
außerhalb jeder Berechnungsmöglichkeit liegen; im 
einzelnen Falle ist das Ergebnis dann ‚zufällig‘ ; bei 
einer großen Zahl von Beobachtungen zeigt sich im 
Zufall das Gesetz. 

Andererseits zeigt doch die statistische Unter- 
suchung, daß sich an verschiedenen Orten, zu ver- 
schiedenen Zeiten, in verschiedenen Bevölkerungs- 
schichten, bei verschiedenem Alter der Eltern, ver- 
schiedener Geburtennummer und villeicht noch an- 
deren Verschiedenheiten der vorliegenden Verhält- 
nisse Unterschiede zwischen den Geschlechtsver- 
hältnissen ergeben, deren Ausmaß außerhalb des durch 
Zufall Erklärbaren iegt. Allen diesen Fällen gegen- 
über steht nun Lexis und mit ihm auch Wedervang 
auf dem Standpunkte, daß es sich nicht um Ände- 
rungen des Geschlechtsverhältnisses der Gezeugten 
handle, sondern um verschiedene Häufigkeit der vor- 
geburtlichen Abgänge, deren Geschlechtsverhältnis 
bekanntlich viel höher ist als das der Geborenen; im 
gleichen Sinne wirkt auch, wo nur Lebendgeburten 
verzeichnet werden, die verschiedene Häufigkeit der 
Totgeburten, deren Geschlechtsverhältnis immer noch 
viel höher ist als das der Lebendgeborenen. 

Von den Hypothesen, die demgegenüber echte Un- 
terschiede des Geschlechtsverhältnisses annehmen, sind 
einzelne überhaupt nicht ernst zu nehmen, andere 
lassen sich l:icht widerlegen, wie vor allem die von 
Hofacker!) und Sadler?); nach dieser ergäbe sich 
ein um so höheres Geschlechtsverhältnis, je mehr das 
Alter des Vaters das der Mutter übertrif t. Indessen 
waren diese Berechnungen aus ganz unzulänglichem 
Material entstanden und gaben daher nur Zufalls- 
ergebnisse wieder. Dazu kommt, daß im allgemeinen 
mit verschiedenem Altersunterschied der Eltern 


1) Hofacker, Über die Eigenschaften, welche sich bei 
Menschen und Tieren von den Eltern auf die Nachkommen 
vererben. Tübingen 1828. 

3) Sadler, The Law of Population. London 1830. 
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auch deren absolute Alter sich verändern, sodaß 
zu starkem positiven Altersunterschied ein ziemlich 
alter Vater und eine ziemlich junge Mutter gehört und 
umgekehrt; die wenigen Fälle, in denen etwa zu einer 
jungen Mutter ein negativer Altersunterschied ge- 
hört,sind z ı selten, als daß sie hinlänglich große Zahlen 
ergeben könnten. Wenn also das Gesetz von Hof- 
acker und Sadler wirklich bestünde, könnte es immer 
noch so aufzufassen sein, daß ältere Väter (ohne Rück- 
sicht auf den Altersunterschied) mehr Knaben zeugten, 
oder daß jüngere Mütter dies täten. Die erste von die- 
sen beiden Möglichkeiten trifft bestimmt nicht zu; 
so ergibt z.B. eine Zusammenstellung aller ehelich 
Geborenen in Österreich in elf Jahren zwischen 1896 
und 1913 (mehr als 9 Millionen Geborene) folgende 


Geschlechtsverhältnisse?): : 
Geschlechtsverhältnis der ehe- 


Alter des Vaters lich Geborenen in Österreich 
| 1896—1913 
20—25 106,57 
25—30 106,45 
30—40 106,38 
40—50 105,87 
über 50 105,60 


Eher möglich wäre die andere Annahme; denn das- 
selbe Material ergibt nach dem Alter der Mutter ge- 


ordnet: 
Geschlechtsverhältnis der ehe- 


Alter der Mutter lich Geborenen in Österreich 
1896—1913 
17—20 106,06 
20—25 106,31 
25—30 106,17 
30—40 105,97 
über 40 106,26 


Die erste dieser beiden Reihen zeigt, daB das Ge- 
schlechtsverhältnis mit zunehmendem Alter des 
Vaters abnimmt; diese Erscheinung zeigt sich über- 
all, wo hinlänglich groBe Zahlen zur Beobachtung 
vorliegen. Das Ergebnis der zweiten Reihe ist un- 
sicherer, es seien daher noch die entsprechenden Zahlen 
für Ungarn 1901—1905 (31, Millionen Geborene) und 
1906—1912 (fast 5 Millionen Geborene) wiederge- 
geben?) : 

Geschlechtsverhältnis der 


Alter der Mutter ehelich Geborenen in Ungarn 


Ferner ergibt sich für Berlin 1878—1914 (11% Mil- 
lionen Geborene) und für Dänemark 1901—1915 
(1 Million Geborene) folgendes Geschlechtsverhält- 
nis der ehelichen Geburten’): 


Geschlechtsverhältnis 
Alter der Mutter Berlin Dänemark 
1878—1914 1901—1915 
unter 20 107,98 103,90 
20—25 105,88 105,38 
25—30 106,73 106,04 
30—35 105,44 105,07 
35—40 104,57 106,15 
40-45 104,86 104,78 


1901—1905 1906—1912 
17—20 107,87 106,94 
20—25 106,27 106,67 
25—30 106,16 106,23 
30—40 105,87 105,90 
über 40 107,20 105,96 


1) Wedervang, 1. c., S. 282. 
2) Ibidem, S. 290. 


Im ganzen betrachtet, nimmt also auch mit zu- 
nehmendem Alter der Mutter das Geschlechts- 
verhältnis ab. 

Nun ergeben aber die Zahlen aus den erwähnten 
elf Jahren (wieder nur eheliche Geburten) für Öster- 
reich und für Ungarn 1906—1912 folgende Totge- 
burtshäufigkeit nach dem Alter der Mutter?): 


Totgeburten auf 100 Geburten 


Alter der Mutter Österreich Ungarn 
17—20 1,63 1,48 
20—25 1,77 1,55 
25—30 2,07 1,75 
30—40 2,71 2,28 
40—50 3,78 3,18 


Auch der Anteil der Fehlgeburten steigt, soweit 
das vorliegende Material, das in dieser Hinsicht natür- 
lich nicht unanfechtbar ist, einen Rückschluß ge- 
stattet, steil mit dem Alter der Mutter an, die dies- 
bezüglichen Zahlen für Magdeburg 1912—1913 (über 
10 000 Geburten) und Helsingfors 1916—1920 (über 
14 000 Geburten) lauten?): 


Fehlgeburten auf 100 eheliche Konzeptionen 


Alter der Mutter Magdeburg “Helsingfors 
unter 25 10,7 9,3 
25—30 19,3 12,0 
30—35 32,7 15,9 
35—40 31,1 18,7 
über 40 40,1 19,1 


Wie leicht begreiflich ist, ergibt die Gruppierung 
der Zahlen nach der Ehedauer und nach der Ge- 
burtennummer ähnliche Ergebnisse wie die nach 
dem Alter der Eltern. Zwar glaubte Geißler’), 
die Erstgeborenen wiesen ein niedrigeres Geschlechts- 
verhältnis auf als die Spätergeborenen, doch beruhte 

1) Ibidem, S. 301, bzw. 300. 

2) Ibidem, S. 211. 

3) Ibidem, S. 210. 

4) Geißler, Beiträge zur Frage des Geschlechtsverhält- 
nisses der Geborenen. Zeitschrift des K. Sächsischen statisti- 
schen Bureaus 1889. 
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dies auf der Mitberücksichtigung der unehelichen 
Geburten, vielleicht auch auf Zufallsergebnissen aus 
zu kleinen Grundzahlen; spätere eingehendere Unter- 
suchungen an größerem Material ergeben durchwegs 
das Gegenteil. 

Es sei bei dieser Gelegenheit darauf hingewiesen, 
daß der nicht Geschulte sich leicht von der Größe 
der Zahlen blenden läßt und Zufallsergebnisse für 
ausgeschlossen hält, wo sie es bei der Feinheit des 
Problems des Geschlechtsverhältnisses durchaus nicht 
sind. Um ein Beispiel dafür zu geben, habe ich an 
Hand des Berliner Materials für 1879—1913, das hin- 
sichtlich der niedrigeren Geburtennummern bedeutend 
größer ist als das von Geißler benutzte, die Ge- 
schlechtsverhältnisse samt den mittleren Fehlern be- 
rechnet und fand!): 


Geburten- ehelich geborene Geschlechtsverhältnis 
nummer Knaben Mädchen + mittlerer Fehler 
{ 204347 191265 106,84+0,32 
2 168639 158558 106 36.40 35 y 106.62 +0,24 
3 118322 112123 105,53+0,42 
4 81599 78275 104225 +0 50 105,000,32 
5 55160 52097 105,88+0,61 
6 38047 36425 as 105,39+0,42 
7 25826 24422 105,75+0,89 
8 17727 17033 104,07+1,10 
9 11785 10949 107,64+1 33) 105,00+0,64 
IOu.m. 21045 20166 104,36+0,99 
zus. (einschl. 746118 704513 105,91+0,17 


Durch Bildung der mittleren Fehler der Differenzen 
sieht man, daß selbst bei diesem großen Material das 
Vorzeichen der Differenz zwischen den Geschlechts- 
verhältnissen zweier Geburtennummern noch als zu- 
fällig gedeutet werden kann; sie beträgt z. B., um nur 
die Fälle mit dem größten Material zu nehmen, zwi- 
schen den Erst- und Zweitgeborenen 0,48+0,47, zwi- 
schen den Zweit- und Drittgeborenen 0,83+0,55. Erst 
durch Zusammenfassen je mehrerer benachbarter Ge- 
burtennummern kann man feststellen, daß die beiden 
ersten ein höheres Geschlechtsverhältnis als die an- 
deren haben; namentlich gesichert ist dies bei einer 
Gegenüberstellung der Erstgeborenen und aller an- 
deren, denn diese ergibt 106,84+0,32 gegen 105,56 
+0,20, also eine Differenz von 1,28+0,38. 

Der unerwartet große mittlere Fehler bei sehr gro- 
Bem Material kommt daher, daß die gewöhnliche 


Formel zs den mittleren Fehler von p angibt, das 
heißt also des Anteils der Knabengeburten an allen 
1) Karl Freudenberg, Der Knabenüberschuß und sein 


Schwinden. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege und soziale 
Hygiene 38, 49. 1925. 
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Geburten; das Geschlechtsverhältnis in der gewöhn- 
00 p 


lichen Form bedeutet aber nicht p, sondern 


und sein mittlerer Fehler ist daher soviel mal so groß 
wie der von p, wie das Verhältnis der Schwankungen 


P zu den zugehörigen Schwankungen von p 





von 


es ergibt. Setzt man für p ein 0,5 + ô, so wird q 
0,5 +6 


05-6 





also 0,5— und der Differentialquotient von 100 


100 
nach ô (eigentlich nach 0,5 + ô) beträgt 025 —5+ & 
Da es sich hier immer um verhältnismäBig sehr kleine 
Werte von ö handelt, kann man das zweite und dritte 
Glied des Nenners vernachlässigen und das Verhält- 
nis beträgt 400; die Ungenauigkeit wird noch da- 
durch vermindert, daß man statt V pq = V 0,25 — ô? 
den etwas größeren Wert 0,5 verwendet. Man erhält 
dann als mittleren Fehler des Geschlechtsverhält- 


= 200 
nisses Vn 


Obwohl also sehr große Zahlen von Geborenen 
nötig sind, um über die Abhängigkeit des Geschlechts- 
verhältnisses von der Geburtennummer etwas aus- 
sagen zu können, und nur von wenigen statistischen 
Ämtern nach dieser Kombination ausgezählt wird, 
liegt doch aus Berlin, Sachsen und Ungarn ein Ma- 
terial vor, aus dem sich mit hinreichender Sicherheit 
ergibt, daß das Geschlechtsverhältnis bei den Erst- 
geborenen am höchsten ist, von diesen bis zu den 
Drittgeborenen absinkt und sich dann bei den höheren 
Nummern nur noch innerhalb der Grenzen zufälliger 
Schwankungen ändert. 

Wedervang, der nur die Zahlenreihen nebenein- 
anderstellte, konnte keine Gesetzmäßigkeit darin 
finden!) ; das ist begreiflich, wenn man gesehen hat, 
daß selbst für das gewaltige Material Berlins der 
erwartungsmäßige mittlere Fehler der Differenz der 
Geschlechtsverhältnisse irgendwelcher Geburtennum- 
mer größer als die halbe Differenz selbst ist; erst 
recht ist dies also bei den anderen — aus kleineren 
Grundzahlen stammenden Zahlenreihen der Fall. 
Zieht man dagegen die Zahlen für Berlin 1879—1913 
(siehe oben), Dresden 1891—1910?), Sachsen 1911 — 


1) Wedervang, 1. c., S. 405. 

2 Nach Lommatzsch, Beiträge zur Statistik der Ehe- 
schließungen, Geburten und Sterbefälle in Dresden, Leipzig 
und Chemnitz in den Jahren 1891—1910. Zeitschrift des 
K. Sächsischen Statistischen Landesamts 1915, S. 49. — Die 
von Wedervang benützten Zahlen für 1891—1915 können hier 
nicht verwendet werden, weil Dresden 1911—1915 ja auch in 
den gleichzeitigen Zahlen für Sachsen enthalten ist. 
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19151) und Ungarn 18972) zusammen, so findet man 
folgende Ziffern: 

Geschlechtsverhältnis 
+ mittlerer Fehler 
107,02 + 0,23 
106,31 + 0,26 
105,77 + 0,30 
105,06 + 0,35 
105,91 + 0,41 
104,62 + 0,59 
105,82 + 0,71 

8 u. m. 105,37 + 0,49 


Die Differenzen betragen jetzt also: 


Geburtennummer 


eu ee 


zwischen Erst- und Zweitgeborenen 0,71 + 0,35 
zwischen Zweit- und Drittgeborenen 0,54 + 0,40 
zwischen Dritt- und Viertgeborenen 0,71 + 0,46 


Der Unterschied zwischen Erst- und Zweitgebore- 
nen liegt jetzt wohl außerhalb der Grenzen des Zu- 
fälligen, der zwischen Zweit- und Drittgeborenen 
allerdings noch nicht und die weiteren auch nicht. 
Ganz deutlich ergibt sich dagegen aus diesem zu- 
sammengezogenen Material der Unterschied zwischen 
Erstgeborenen und allen Spätergeborenen; die Ziffern 
betragen nämlich 107,02 + 0,23 gegen 105,78 + 0,14, 
die Differenz also 1,44 + 0,27. Der Unterschied zwi- 
schen Erstgeborenen und Zweit- und Drittgebore- 
nen zusammen, der von praktischem Interesse ist, 
wie sich zeigen wird, beträgt 107,02 + 0,23 gegen 
106,08 + 0,20, ergibt sich demnach als 0,94 + 0,30, 
kann also auch als sicher bezeichnet werden. 

Alle diese bisher mitgeteilten Zahlen beziehen sich 
auf Lebend- und Totgeborene zusammen, daher ist 
schon der Fehler eliminiert, der durch die verschie- 
dene Häufigkeit der Totgeburten in einer Betrach- 
tung der Lebendgeborenen allein läge. Trotzdem ist 
die Betrachtung der Totgeburtsquoten interessant, 
weil man zunächst annehmen kann, Fehlgeburten und 
Totgeburten stünden in einem gewissen Parallelismus 
zueinander, wie es auch die Aufspaltung nach Alters- 
klassen ergab, und weil bei der großen Unsicherheit 
der vorliegenden direkten Fehlgeburtsstatistiken jede 
Hilfskonstruktion erwünscht ist. 

Hier scheint eine Klippe für die Theorie von Lexis 
zu liegen (Grünspan?) glaubte sogar diese so für er- 
ledigt halten zu können), denn die Totgeburthäufig- 
keit ist bei den Erstgeborenen weit größer als bei den 
Zweit -und Drittgeborenen und noch deutlich größer 
als bei den Viert- und Fünftgeborenen; erst die noch 
höheren Nummern übertreffen die Erstgeborenen an 


1) Nach Wedervang, 1. c., S. 388. 

3) Ibidem, S. 383. 

*) A. Grünspan, Zur Frage des Geschlechtsverhältnisses 
der Geborenen. Berlin 1908. S. 49. 
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Totgeburthäufigkeit. Man erkennt dies z. B. aus 
folgenden Ziffern, denen die mittleren Fehler bei- 
gefügt sind, um zu zeigen, daß hier Zufälligkeiten 
ausgeschlossen werden können: 

Totgeborenenanteil an allen Geburten 





Geburtennummer in % + mittlerer Fehler 
Berlin 1879—1914 Dresden 1891—1910 
l. 3,33+0,03 3,84 +0,08 
2. 2,57+0,03  245+0.07 
3: 2.68+0,03 2.90+0,09 
4. 3,05+0,04 3,10+0,11 
5. 3,137 0,05 3,48+0,14 
6. 3,35+0,07 3,88+0,18 
7. 3,47+0,08 4,39+0,24 
8 u.m. 4,70+0,07 5,46+0,18 


Die absolute Höhe der Ziffern schwankt natürlich 
von Ort zu Ort je nach den Gepflogenheiten bezüg- 
lich der Abgrenzung der Totgeburten; vergleicht man 
gar etwa Ziffern aus Frankreich damit, wo auch die 
gesetzlichen Bestimmungen ganz anders lauten, so 
ändert sich die Höhe der Ziffern vollends; immer 
aber bleibt der tiefe Sturz der Totgeburthäufigkeit 
von der ersten zur zweiten Entbindung und ihr all- 
mählicher Wiederanstieg bestehen. 

Obwohl also per analogiam eine erhebliche Fehl- 
geburtenhäufigkeit der ersten Schwangerschaften zu 
vermuten wäre, sodaß der hohe Knabenüberschuß 
derselben nicht zu erklären wäre (außer durch die 
wohl nicht genügend große Anzahl in den Meldungen 
enthaltener „Erstgeburten‘‘, welche zweite Schwan- 
gerschaften sind, weil eine Fehlgeburt vorherging), 
deuten doch die vorliegenden direkten Fehlgeburts- 
statistiken, so fragwürdig ihr Wert auch sein mag, 
mit großer Wahrscheinlichkeit auf ein durchaus ent- 
gegengesetztes Verhalten. 

Die einzigen Zahlen für Fehlgeburten nach der Ge- 
burtenfolge, zu denen auch Zahlen für Geburten vor- 
liegen, stammen aus Helsingfors 1916—1920!). Sie 
ergeben für erste Schwangerschaften eine Fehlgeburts- 
wahrscheinlichkeit von 4,8 %, für spätere von 16,9% ; 
allerdings stört eine große Anzahl von Fehlgeburten 
mit nicht angegebener Nummer. Immerhin scheint 
aber sicher, daß Fehlgeburten (im Gegensatz zu Tot- 
geburten) bei Erstgeburten weit seltener sind als bei 
späteren Geburten; auch die Zahlen aus Magdeburg 
und Halle, zu denen leider die Bezugszahlen fehlen, 
weisen deutlich darauf hin. 

Bei Berücksichtigung der Fehlgeburten stößt man 
aber auf die Frage, an die Wedervang nicht dachte 
und an die der reine Bevölkerungsstatistiker überhaupt 
kaum denkt und über die man kein Material vorfindet, 
nämlich die Frage, ob man überhaupt schlechtweg 


1) Wedervang, l.c., S. 403. 
17 
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von dem Geschlechtsverhältnis der Fehlgeburten 
sprechen darf (nur mit Unterscheidung nach Schwan- 
gerscha.tsmonaten), oder ob es bei spontanen Fehl- 
geburten und bei Abtreibungen verschieden und von- 
einander unabhängig ist; wollte man den ersten Fall 
annehmen, so müBte bei zunehmender Abtreibungs- 
ziffer das Geschlechtsverhältnis der Geborenen sin- 
ken, selbst wenn man nur mit einem einheitlichen 
Geschlechtsverhältnis bei Fehlgeburten rechnet, erst 
recht aber, wenn man annimmt, daß Abtreibungen 
meist in den ersten Schwangerschaftsmonaten er- 
folgen, wo das Geschlechtsverhältnis noch über dem 
durchschnittlichen aller Fehlgeburten liegt. Nun hat 
sich aber, wie allgemein angenommen wird, die Ab- 
treibungsziffer bei der städtischen Bevölkerung in 
Deutschland nach dem Kriege stark erhöht; für Berlin 
habe ich es auch an Hand der Todesfälle nach Fehl- 
geburt nachgewiesen !); trotzdem ist das Geschlechts- 
verhältnis nach dem Kriege wesentlich höher als vor 
demselben, nicht nur für Berlin?2), wo die Zahlen 
nicht groß genug sind, um einen sicheren Schluß zu 
gestatten, sondern auch z.B. für ganz Preußen, für 
das sich folgende Ziffern berechnen lassen, die sich 
auf alle Geburten (eheliche und uneheliche) beziehen: 


Geschlechtsverhältnis Geschlechtsverhältnis 
Jahr + mittlerer Fehler Jahr + mittlerer Fehler 
1911 106,38 + 0,18 1920 108,08 + 0,20 
1912 106,54 +0,18 1921 107,84 + 0,20 
1913 105,84 +0,18 1922 107,86 + 0,21 


1911—1913 106,26 + 0,10 


1920—1922 107,93 + 0,12 


Die Ziffern schwanken also innerhalb dieser beiden 
Triennien nur um Beträge, die durch Zufall erklärt 
werden können (für 1912:1913 allerdings schwer); 
zwischen den beiden aber besteht eine Differenz von 
1,67 + 0,16, die also sicher reell ist. Und wenn die 
Erhöhung des Geschlechtsverhältnisses auch viel- 
leicht durch Verminderung der spontanen Fehl- 
geburten infolge geringerer Beteiligung der ältesten 
Jahrgänge an den Konzeptionen erklärt werden kann, 
so fehlt doch die Erniedrigung, die unbedingt hätte 
entreten müssen, wenn Abtreibungen ein höheres 
Geschlechtsverhältnis hätten als die Gesamtheit aller 
Konzeptionen. Man wird also wohl meiner Folge- 
rung?) zustimmen müssen, „daß bei kriminellen 
Aborten im Gegensatze zu natürlichen das Ge- 
schlechtsverhältnis dasselbe ist wie bei der 
Gesamtheit aller Konzeptionen.“ 


1) Karl Freudenberg, Berechnungen zur Abtreibungs- 
statistik. Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten, 
104, 529. 1925. 

#) Ibidem, S. 545, 

3) Ibidem, S. 545. 
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Erstrebenswert wäre es natürlich, daß direkte 
Beobachtungen einen hinlänglichen Aufschluß über 
diese Frage gäben. Aber viel Hoffnung darauf be- 
steht nicht, denn wie aus der früher dargelegten For- 
mel für den mittleren Fehler des Geschlechtsverhält- 


200 
nisses Ta? folgt, hätte ein aus 400 beobachteten 


Fällen abgeleitetes Geschlechtsverhältnis noch den 
mittleren Fehler 10, eines, das sich auf 2500 Beob- 
achtungen stützte, noch den mittleren Fehler 4, so 
daß man daraus gerade ersähe, ob die hier vertretene 
Ansicht zutreffen könnte oder nicht. Aber ein Ma- 
terial über 2500 Abtreibungen mit bekanntem Ge- 
schlechtsverhältnis wird sich leider schwerlich in ab- 
sehbarer Zeit gewinnen lassen! 


Uneheliche Geburten weisen durchwegs ein nie- 
drigeres Geschlechtsverhältnis als eheliche auf. Die- 
ses erklärt sich aber bei Zugrundelegung der Theorie 
von Lexis zwanglos durch die größere Häufigkeit der 
Fehlgeburten — nicht nur der gemeldeten, sondern 
nach klinischer Erfahrung auch der wirklichen, die 
aus der ungünstigeren wirtschaftlichen Lage folgt. 
Man darf daher auch nicht eheliche und uneheliche 
Geburten zusammen bearbeiten, da diese z.B. das 
Geschlechtsverhältnis für die jüngeren Alter und die 
ersten Geburtennummern drücken müssen. 


Man hat auch innerhalb der ehelichen, bzw. der 
unehe:ichen Geburten den a priori zu vermutenden 
Zusammenhang zwischen Fehlgeburtsziffer und wirt- 
schaftlicher Lage zu erfassen versucht, ohne aber dabei 
etwas zu erreichen, da die Zuverlässigkeit der Mel- 
dungen zu verschieden ist. Soll die Theorie von Lexis 
zutreffen, so muB bei jeder Aufspaltung der Bevölke- 
rung in beliebiger Hinsicht das Geschlechtsverhältnis 
der Geborenen mit der der spontanen Fehlgeburten 
und der Abtreibungen zusammen immer das gleiche 
ursprüngliche Geschlechtsverhältnis ergeben, 
ob man nun nach den Einkommensverhältnissen, oder 
etwa nach Berufen oder nach Konfessionen auszählt. 
Indessen liegt vorläufig in keiner dieser Richtungen 
ein hinlängliches Material vor. 


Obwohl es also noch allerhand der endgültigen Auf- 
klärung bedürftige Fragen in diesem Zusammenhange 
gibt, kann man wohl sagen, daß die Theorie, die Lexis 
mit viel kleinerem Material als dem heute vorliegenden 
in genialer Intuition aufstellte, gut genug fundiert ist, 
daß es begreiflich ist, daB Wedervang sie nicht nur 
in den Vordergrund stellt, sondern sie als die sicher 
richtige betrachtet. 

Und doch muß der Statistiker sehr vorsichtig sein, 
wenn er sagt, „post hoc, ergo propter hoc." Nach 
Lexis sind in jedem weiblichen Organismus die unbe- 


fruchteten Eier in festem Verhältnis bereits zur Bil- 
dung männlicher oder weiblicher Nachkommen prä- 
formiert; ebenso gut kann man natürlich auch an- 
nehmen, daß die Spermatozoen das Geschlecht vor- 
gebildet enthalten (wie es den jetzigen Anschauungen 
entspricht). Man könnte sich aber vom statistischen 
Standpunkte aus ebenso auch vorstellen, daß sowohl 
Eier als auch Spermatozoen ein Geschlecht über- 
tragen, diese etwa im Verhältnis m,:w,, jene m,:w, 
(wobei m, + w, = 1 und m, + w, = 1); je nachdem 
man annimmt, daß beim Zusammentreffen einer 
männlich und einer weiblich angelegten Keimzelle 
das eine oder das andere Geschlecht entsteht, hätte 
man dann, (wenn das allgemeine ursprüngliche Ge- 
schlechtsverhältnis 111 beträgt), 
m, m, +m, We+ Mo w,==1,11 Wi Wa, 
bzw. 
m, m, =1,11 (m, W+ mM, W+WiWa); 

beide Gleichungen sind diophantisch und lassen also 
beliebig viele Lösungen zu. Außerdem könnte man 
z.B. noch annehmen, daß das Zuasmmentreffen 
männlich und weiblich angelegter Keimzellen männ- 
liche und weibliche Individuen im mendelnden Ver- 
hältnis 3:1 oder 1 : 3 entstehen läßt, woraus sich die 
Gleichungen 

m, m, + 0,75 (m, We + m, W,) 

zu 1,11 [0,25 (m, We + m, Wı ) aR Wi Wa] 
bzw. 

m, m, + 0,25 (m, Wa + me W.) 

= 1,11 [0,75 (m, We + m, W; ) + W; Wa] 
ergäben, die wieder beide diophantisch sind. 


Es ist aber auch die Vorstellung möglich, daß das 
auf eine dieser Arten zustande gekommene Ge- 
schlechtsverhältnis physiologisch ein anderes als 111 
ist, daß aber durch pathologische Verhältnisse, in 
manchen Fällen, deren Häufigkeit auch eine feste 
Wahrscheinlichkeit hat, die Bildung des einen oder 
des anderen Geschlechts unmöglich wird, oder gar, 
daß es Noxen gibt, die die Entstehung männlicher, 
und andere, die die Entstehung weiblicher Individuen 


1) An dieser sich auf Prinzing stützenden Ziffer wird man 
wohl am besten festhalten, bis eine zuverlässigere ermittelt wird; 
wenn Tschuprow (neuerdings wieder in der Nordisk Statistisk 
Tidskrift 1925) 134 annimmt, so stützt sich das auf ganz unzu- 
längliches Material ohne Berücksichtigung der klinischen Ergeb- 
nisse; besonders sind seine Fehlgeburtsziffern zu hoch, da sie aus 
großstädtischem Material stammen und daher vorwiegend Ab- 
treibungen enthalten. 
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verhindern, und daß erst als derart zusammengesetzte 


Wahrscheinlichkeit die von für die Bildung 


10 
19 
männlicher Embryonen entsteht. In diesem Falle 
bliebe allerdings die Frage zu untersuchen, ob nicht 
eine übernormale Dispersion entstehen müßte. 

Jedenfalls sind viele Möglichkeiten vorhanden, zwi- 
schen denen die Statistik allein keine Entscheidung 
treffen kann; dies kann vielmehr nur der biologischen 
Forschung möglich sein, ebenso wie die hierin ent- 
haltene Aufgabe, die Wedervang ihr am Schlusse 
seines Buches!) stellt, zu erforschen, warum das Ge- 
schlechtsverhältnis höher ist als das a priori zu ver- 
mutende von 100. 

Aber noch eine andere Aufgabe liegt vor Statistik 
und Biologie; denn wenn man auch annehmen kann, 
daß bei den Konzeptionen immer auf zehn entstan- 
dene Knaben neun Mädchen kommen und Abweichun- 
gen davon nur auf Zufall beruhen, so bezieht sich 
dieses „immer“ doch nur auf Angehörige der weißen 
Rasse, da über andere kein zuverlässiges Material 
vorliegt. 

Aus Japan finden sich zwar Angaben vor; auch 
Wedervang gibt vieles daraus wieder; allerdings 
hauptsächlich hinsichtlich der Totgeburtenhäufigkeit. 
Das Geschlechtsverhältnis für alle Geborenen, wo- 
bei auch ein großer Teil der Fehlgeburten mitge- 
rechnet ist, so daß man eine Ziffer erwarten müßte, 
die wesentlich über 106 liegt, beträgt im Durchschnitt 
der Jahre 1908—1917 nur 105,31+0,05 für die ehe- 
lich und 102,43+0,14 für die unehelich Geborenen, 
für die Gesamtheit 105,01+0,05. Ob diese auffallend 
niedrige Ziffer, wie Wedervang glaubt, auf unzu- 
verlässiger Registrierung beruht, muß dahingestellt 
bleiben; wahrscheinlicher ist bei primitiven Völkern 
jedenfalls eine künstliche Erhöhung des Knabenüber- 
schusses durch mangelhafte Meldung der Mädchen- 
geburten (vgl. bei Prinzing?) über Rumänien). 

Wünschenswert wäre es auch, ‘daß ein möglichst 
großes und einwandfreies Material über das ursprüng- 
liche Geschlechtsverhältnis (also einschl. Fehlgeburten) 
bei verschiedenen Säugetieren gesammelt würde; die 
statistischen Daten gäben dann vielleicht der Biologie 
einen Hinweis zur Aufklärung dieser noch dunklen 
Probleme. 
lc. S.409. 


#) Prinzing, Handbuch der medizinischen Statistik. Jena 
1906. S. 79. 
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Gesundheitsstatistik. 
Die medizinische Statistik in Bulgarien. 


Statistische Propaganda. Im Heft 3 des 10. Jahrgangs 
(März 1925) des von der Direktion der Volksgesundheitspflege 
in Bulgarien herausgegebenen Monatsbulletin ‚‚Iswjesstija‘“ 
befindet sich ein Aufsatz von Dr. W. Iw. Njenoff, in dem, 
wie schon sein Titel ‚Laßt uns medizinische Statistik bei uns 
treiben!“ (Bulgarisch) verrät, Propaganda bei den Ärzten ge- 
macht wird, um sie für die medizinische Statistik zu begeistern. 
Eine solche Begeisterung erscheint in Bulgarien dringend ge- 
boten, denn den Ärzten wird darin vorgehalten, daß sie sich 
nur für ihre Praxis interessieren, für den sozialen Charakter 
der medizinischen Wissenschaft dagegen wenig Verständnis 
bekunden, weil sie auf der Universität nur für die Praxis aus- 
gebildet würden. Solange bei den Ärzten nicht das soziale 
Bewußtsein der Verpflichtung, an den hygienischen Aufgaben 
des Staates mitzuarbeiten, erweckt sei, werde die Volksgesund- 
heit in Bulgarien vernachlässigt bleiben. 


Um diese Aufgaben ersehen zu können, benötigt der Staat 
statistische Unterlagen, die ihm naturgemäß nur die Ärzte ver- 
schaffen können. Als solche Unterlagen kommen zunächst 
die Todesursachen in Betracht, mit deren Statistik man 
jetzt in Bulgarien beginnen will. Es muß hier bemerkt werden, 
daß eine solche Statistik bereits zu Beginn dieses Jahrhunderts 
in den bulgarischen Städten eingeführt und in den Jahres- 
berichten über die Bewegung der Bevölkerung veröffentlicht 
wurde, jedoch nur von sehr kurzem Bestande war. 


Die rechtlichen Grundlagen für eine Todesursachenstatistik 
können aus dem Gesetz über den allgemeinen Gesundheits- 
schutz abgeleitet werden, das im $ 66 die Leichenschau vor- 
schreibt. Da in jeder Gemeinde, die einen Arzt besitzt, diesem 
die Funktion des Leichenbeschauers übertragen werden muß, 
so wären die Voraussetzungen für die Brauchbarkeit einer 
solchen Statistik erfüllt, falls die Ärzte zuverlässige Dia- 
gnosen stellten. Um dies zu erreichen, wurden die Amtsärzte 
mit der Kontrolle der Diagnosen beauftragt. Ohne deren tat- 
kräftige Mithilfe dürfte sich wohl auch die Absicht der bul- 
garischen Generaldirektion der Statistik, die Todesursachen 
nach dem detaillierten internationalen Todesursachen-Verzeich- 
nis, das bekanntlich seit seiner letzten Revision im Jahre 1920 
205 Hauptnummern umfaßt, nicht verwirklichen lassen; denn 
ein derartig detailliertes Verzeichnis verlangt unbedingt 
ärztliche Hilfe bei der Rubrizierung der einzelnen Todes- 
ursachen. 


Die Vorzüge und der wissenschaftliche Nutzen einer einheit- 
lichen und vergleichbaren Klassifikation der Todesursachen 
werden den bulgarischen Ärzten mit so warmen Worten vor- 
geführt, daß sie wohl nicht umhin können, ihre praktischen 
Interessen etwas zurückzustellen und mitzuarbeiten an einem 
Werke, das nicht nur dazu berufen ist, dem Interesse des Staates 
und der Volksgesundheit zu dienen, sondern auch dem Aus- 
land manch wertvollen Aufschluß über die hygienische Kultur 
des bulgarischen Volkes und deren weitere Entwicklung zu 
geben. Mit dieser sehr eingehenden Statistik wird Bulgarien 
nicht nur allen Balkanländern, sondern sogar großen europäi- 
-s:hen Ländern vorangehen. 


Einige medizinal-statistische Angaben enthält das nach langer 
Unterbrechung wieder erschienene Statistische Jahrbuch für 


Bulgarien, das die Berichtsjahre 1913—1922 umfaßt. Diese 
Angaben lassen ersehen, daß Bulgarien seit dem Jahre 1920 
eine fortlaufende Heilpersonalstatistik und seit dem Jahre 1922 
eine Statistik über die sanitären Einrichtungen besitzt. 


Statistik des Hellpersonals. Während in den Jahren 1920 
und 1921 die Gesamtzahl der Ärzte mit 794 bzw. 800 nahezu 
die gleiche geblieben war, erhöhte sie sich bis zum Schlusse des 
Jahres 1922 auf 904, woraus wohl gefolgert werden darf, daß 
der Zudrang zum medizinischen Studium nach dem Kriege sich 
auch in Bulgarien gesteigert hat. Letzterer Zahl entspricht eine 
Ärzteziffer von 1,8 auf je 10000 Einwohner, die selbstverständ- 
lich für die ärztliche Versorgung dieses ausgedehnten Landes 
nicht ausreicht. Unter diesen 904 Ärzten befanden sich nur 
328 Privatärzte, von den übrigen waren 429 im Dienste des 
Staates — darunter 43 Militärärzte —, 25 im Dienste der Pro- 
vinzen und 122 im Dienste der Kommunen beschäftigt. Nahezu 
zwei Drittel aller Ärzte waren demnach angestellte Ärzte, eine 
Erscheinung, die um so auffallender ist, als Bulgarien nicht mehr 
zu den dünnbevölkerten Ländern gehört; denn seine Bevölke- 
rungsdichtigkeit betrug im letzten Volkszählungsjahre bereits 
45 pro qkm. Dagegen ist allerdings die Zahl der Städte nur 
gering, so daß hierin nur eine beschränkte Zahl von Privat- 
ärzten ihr Auskommen finden kann. 


Neben den Ärzten besteht in Bulgarien noch die im Jahre 
1895 geschaffene Institution der Feldschere, deren Zahl mit 
1404 im Jahre 1922 sogar noch größer war als die der Ärzte. 
Obgleich die Zahl der Feldschere sich im letzteren Jahre um 
306 gegenüber dem Jahre 1921 erhöht hatte, hat die Zahl der 
Privatfeldschere nicht mehr zugenommen; ihre Zahl betrug 
im Jahre 1922 nur noch 115. Fast der gesamte Zuwachs wurde 
im staatlichen Zivildienst untergebracht, in dem 761 Feld- 
schere im Jahre 1922 beschäftigt waren gegenüber 458 im Jahre 
1920. Dagegen wurde im Jahre 1922 die Institution der „Sani- 
tären Agenten‘, deren Zahl im Jahre 1921 nur noch 35 be- 
tragen hatte, vollständig abgeschafft. 


Die Apotheker werden in zwei Klassen geschieden, nämlich 
in die eigentlichen Apotheker und Hilfsapotheker, die beide im 
Jahre 1922 mit 236 bzw. 234 gleich zahlreich vertreten waren. 
Dieser Beruf scheint noch der freieste Beruf auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens in Bulgarien zu sein, denn 196 Apotheker 
und 186 Hilfsapotheker waren private. 


Auffallend gering muß die Zahl der Hebammen mit 332 
im Jahre 1922 in dem geburtenreichen Bulgarien erscheinen; 
denn nach der üblichen Berechnung dieser Zahl auf die Ge- 
borenen würden 600 Geborene auf 1 Hebamme entfallen. Die 
Ursache hierfür ist vielleicht in der langen Ausbildungszeit 
(3 Jahre) zu suchen. Die Hebammen dürften sich jedoch nur 
auf die Städte verteilen, denn die überwiegende Mehrheit, näm- 
lich 238, waren Privathebammen. Gesetzlich sind nur die über 
4000 Einwohner zählenden Gemeinden verpflichtet, eine ge- 
prüfte Hebamme zu halten. Auf dem Lande üben die in Ge- 
burtshilfe ausgebildeten Feldschere deren Funktion aus, weshalb 
es unzulässig erscheinen muß, die obige Geburtenquote als Maß- 
stab zur Beurteilung des Standes der Geburtshilfe zu wählen. 
Jedenfalls spielt in Bulgarien die Geburtenhilfe eine ganz andere 
Rolle als in den westeuropäischen Ländern; denn den 199211 
im Jahre 1922 Geborenen stehen z. B. in dem um nahezu 
3 Millionen volksreicheren Bayern nur 187706 Geborene gegen- 
über. Dennoch war die Zahl der Hebammen in Bayern im 
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gleichen Jahre um 4105 größer als in Bulgarien, so daß 
durchschnittlich nur 42 Geborene in Bayern auf je 
eine Hebamme trafen. Ähnliche Schwierigkeiten bestehen 
hinsichtlich der Vergleichbarkeit der Ärzteziffer, da in Bul- 
garien auch die Feldschere noch ärztliche Funktionen ver- 
richten. | 


Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, daß in Bul- 
garien im Jahre 1922 230 Zahnärzte, d. s. 0,5 auf je 10000 
Einwohner, und 153 Barmherzige Schwestern gezählt 
wurden. 


Sanitäre Einrichtungen. In Bulgarien bestanden im Jahre 
1922 insgesamt 72 Hospitäler, von denen allein 68 dem 
Staate gehörten, während nur je 2 den Kommunen und Privat- 
personen gehörten. Noch merkwürdiger ist deren Verteilung 
nach Stadt und Land; denn auf dem Lande betrug deren Zahl 
nur 6. Die Geisteskranken werden teils in den psychiatrischen 
Abteilungen von 2 Hospitälern teils in den 4 speziellen Asylen 
für Geisteskranke untergebracht. Für Tuberkulosekranke be- 
standen im Jahre 1922 nur 2 Sanatorien. Außerdem zählte 
man 1 Küstensanatorium für Kinder und 1 Entbindungs- 
anstalt. Bedauerlicherweise findet sich nirgends eine Angabe 
über die Bettenzahl, so daß man kein vergleichbares Bild 
von dem Stand dergeschlossenen Krankenfürsorge erhalten 
kann. 


Das Hauptgewicht wird anscheinend auf die offene Kranken- 
fürsorge gelegt, der 314 Ambulatorien, 789 Feldscherambula- 
torien und 23 Eisenbahnambulatorien dienen. Die Feldscher- 
ambulatorien befinden sich sämtlich auf dem Lande und er- 
setzen die fehlenden Hospitäler auf dem Lande. 


An wissenschaftlichen Instituten stehen je ein bak- 
teriologisches, hygienisches und chemisches Institut, ferner zwei 
Kliniken zur Verfügung. Besser versorgt ist hingegen dieses Land 
mit Apotheken, nämlich mit 73 Krankenhausapotheken, 
326 Kreisapotheken, 789 Feldscherapotheken, welche letztere 
sich sämtlich auf dem Lande befinden. 164 Kreisapotheken 
sind in Privatbesitz. Dagegen war bis zum Jahre 1922 erst ein 
Dispensaire vorhanden, das obendrein im Privatbesitz war 
und den primitiven Stand der prophylaktischen Medizin in 
diesem Lande nur allzu deutlich dokumentiert. 


Es dürfte nicht uninteressant sein, diese Angaben mit denen 
aus der Zeit vordem Kriege zu vergleichen, die in dem Buche 
vonLindenberg, Das neue Bulgarien 1887—1912, Berlin 1912, 
zusammengestellt sind. Es betrug in Bulgarien 
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Während bei dem Heilpersonal eine nicht unbeträchtliche 
Zunahme nach dem Kriege zu konstatieren ist, ist dies bei den 
sanitären Einrichtungen nicht der Fall. Es betrug nämlich in 
Bulgarien nach der gleichen Quelle: 
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Demgegenüber weist die Statistik für das Jahr 1922, wie 
oben erwähnt, nur 68 staatliche, 2 kommunale und 2 private 
Hospitäler auf, welche Differenz sich wohl damit erklärt, daß 
in den Angaben für das Jahr 1912 auch die 8 staatlichen Spezial- 
hospitäler für Geisteskranke, Tuberkulöse und Gebärende mit- 
enthalten sind. Die zeitliche Entwicklung der Zahl der Hospi- 
täler läßt eine bemerkenswerte Stagnation während der Jahre 
1895 bis 1905 erkennen; in jene Zeit fiel die Errichtung der zahl- 
reichen Feldscherambulatorien auf dem Lande, weshalb das 
Bedürfnis nach Krankenhausbehandlung sich anscheinend 
weniger bemerkbar machte. Roesle (Berlin). 


KRITIKEN UNDBESPRECHUNGEN 


Ehrentraut Lanner (Innsbruck), Die Bevölkerungsbe- 
wegung Nordtirols 1898—1922 und ihre Beziehungen zu Höhen- 
lage und Besonnung. Arch. f. Hyg. 95, 291. 1925. Daß die 
Verfasserin mit Statistik nicht vertraut ist, merkt man schon 
an einer Äußerlichkeit: Bei den selbstverständlichsten Dingen 
(z. B. Definition der Geburtenziffer u. v. m.) bezieht sie sich 
stets auf Autoritäten! Aber auch sachlich merkt man dasselbe. 
So gruppiert sie die Orte nach der Höhe der Geburtenziffer, 
ohne dabei die verschiedene Größe der Orte durch Errechnung 
gewogener Mittel irgendwie zu berücksichtigen; so ersieht 
man denn aus diesem Kapitel nichts als die ohnehin bekannte 
Tatsache, daß nämlich die Natalität Nordtirols für ein ländliches 


Gebiet recht niedrig ist, wofür die Gründe ja bekannt sind. Bei 
der Gesamtsterblichkeit fällt der Verfasserin auf, daß der sonst 
beschriebene Sommergipfel fehlt, ohne daß sie dies auf den ent- 
sprechenden Verlauf der Säuglingssterblichkeit zu beziehen 
wüßte! Über diesen fehlenden Sommergipfel der Säuglings- 
sterblichkeit schreibt sie viel, ohne die Hauptsache — das Stil- 
len — überhaupt zu erwähnen! Ganz unbrauchbar sind Ziffern, 
die die Verfasserin ‚‚Kindersterblichkeit‘‘ bzw. ‚Alterssterblich- 
keit“ nennt und worunter sie die Anzahl der zwischen 1 und 
5 Jahren bzw. über 70 Jahren Verstorbenen auf 1000 Ein- 
wohner versteht. Bei der Besprechung der letztgenannten 
sagt sie: „Eine hohe Alterssterblichkeit in einem Orte bedeutet 
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nicht eine Verkürzung, sondern im Gegenteil eine Verlängerung 
der Lebensdauer, ein hoher Prozentsatz von über 70-jährigen 
in der Zahl der Einwohner bzw. der Verstorbenen ist also ein 
günstiges Zeichen.“ Ganz abgesehen von der Unzulässigkeit 
der durch das ‚bzw.‘ vorgenommenen Gleichsetzung, hat die 
Verfasserin also auch keine Vorstellung von den Veränderungen, 
welche verschiedene Geburtenziffern und Wanderungen bei 
gleichen Sterblichkeitsverhältnissen im Altersaufbau hervor- 
bringen. 


J. Sanders (Amsterdam), Einige Bemerkungen über die 
monatliche Geburtenzahl. Arch. f. Hyg. 95, 365. 1925. 
Die gute Statistik Hollands erlaubt es, die Geborenen auch 
monateweise nach Erst- und Spätergeborenen zu trennen. An 
Hand dieses Materials stellt Verfasser fest, daß der Verlauf der 
Erstgeborenenkurve sich dem (natürlich um etwa neun Monate 
verschobenen) der Eheschließungskurve eng anschmiegt: die 
Spätergeborenen verteilen sich bedeutend gleichmäßiger über 
das Jahr, doch ist ein Maximum im Februar unverkennbar, das 
als Rest der im Mai auftretenden Brunstzeit gedeutet wird. 
Noch deutlicher ist dieser Gipfel bei den Unehelichen, wo er teil- 
weise auch auf äußeren Ursachen (bessere Absonderungsge- 
legenheit im Freien) beruhen dürfte. Ein internationaler Ver- 
gleich zeigt, daß die Brunstzeit um so deutlicher bemerkbar 
wird, je tiefer die Kulturstufe eines Volkes ist. Ein Vergleich 
der beiden Hemisphären ergibt schließlich, daß der Geburten- 
gipfel auf der nördlichen Erdhälfte im Februar, auf der südlichen 
im September liegt (nach Ausgleichung kleiner Unregelmäßig- 
keiten der Kurven). 


Beintker (Arnsberg), Tuberkulosensterblichkeit und Beruf. 
Zentralbl. f. Gewerbehygiene u. Unfallverhütung 1925. Nr. 8. 
Verfasser nennt drei Arten, die Wirksamkeit einer Todesursache 
nach Altersklassen zu berechnen: 

1. Die Beziehung der in einer Altersklasse erfolgten Todes- 
fälle an einer Todesursache auf alle Todesfälle an der gleichen 
Todesursache; 

2. „Die Zusammenstellung des Sterbealters im allgemeinen‘ 
(in diesem Zusammenhange unverständlich); 

3. Der Vergleich der Sterbefälle an einer Todesursache in 
jedem Alter mit allen Todesfällen des gleichen Alters (das heißt 
also die Berechnung der relativen Mortalität). 


Von diesen Methoden war die dritte früher viel üblich, wird 
aber wegen ihrer vollkommenen Unzweckmäßigkeit längst von 
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keinem statistisch Geschulten mehr verwendet. Die erste Me- 
thode ist natürlich noch viel weniger geeignet, ein Bild der 
Wirksamkeit einer Todesursache zu geben, da die Einzelwir- 
kungen in verschiedenen Altern als Prozente der Gesamtwirkung 
ausgedrückt werden, ohne daß man diese kennt, sie wird viel- 
mehr in den einzelnen Fällen immer gleich angenommen! Leider 
wählt Verfasser gerade diese Methode und fügt einen vielleicht 
noch schlimmeren Verstoß dazu, indem er auf den Altersaufbau, 
der doch in den einzelnen Berufen sehr verschieden ist, gar keine 
Rücksicht nimmt. So kommt es, daß Verfasser z. B. zu einer 
grotesken Auffassung der Tuberkulosesterblichkeit der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung gelangt; von den Tuberkulose- 
todesfällen bei dieser fällt nämlich ein verhältnismäßig großer 
Teil in das Alter von 50—60 Jahren, was folgendermaßen erklärt 
wird: „Dieses Verhalten spricht für günstigen Einfluß des Be- 
rufes. Die Tuberkulosekandidaten leben länger, fallen erst all- 
mählich der Krankheit zum Opfer.‘ Daß in der Landwirtschaft 
die höheren Altersklassen viel stärker besetzt sind als in der 
Industrie, was vielleicht zur Erklärung dieses verschiedenen 
Verhaltens aussreicht, ist dabei völlig übersehen! Da bei der 
Methode, die Tuberkulosetodesfälle eines Berufes in jedem Alter 
auf alle Tuberkulosetodesfälle des gleichen Berufes zu beziehen, 
sich notwendigerweise im Durchschnitt aller Altersklassen die- 
selbe Zahl wie für die Gesamtbevölkerung ergeben muß, muß 
die Vergleichszahl mit dem Anteil der Gesamtbevölkerung an 
den Tuberkulosetodesfällen der gleichen Altersklasse, im Durch- 
schnitt aller Altersklassen 100 % sein, daher in manchen Altern 
mehr, in manchen weniger. Aus der Zahl von 130,5 % für die 
Altersklasse 40—50 bei den Bergarbeitern eine ungünstige 
Tuberkulosesterblichkeit zu folgern, ist also abwegig. — Daß 


‘die zur Kenntnis des Verfassers gelangten Tuberkulosefälle 


einen sehr unvollständigen Bruchteil aller darstellen, ist ihm 
bekannt, doch glaubt er, daß sich die Fehler ausgleichen. Wie 
unregelmäßig ihm aber das Material zugegargen scin muß, er- 
gibt sich aus folgendem: Er zählte vom 1.7. 1922 bis 31. 12.1923 
2619 Tuberkulosetodesfälle von Männern zwischen 20—60 Jah- 
ren in seinem Arbeitsgebiete, dessen Umfang er nicht angibt, 
(vermutlich Westfalen), vom 1. 1. 1924 bis 31. 12. 1924 2618, 
also fast genau ebensoviel; demgegenüber ergeben die Ver- 
öffentlichungen des Reichsgesundheitsamtes, daB in den west- 
fälischen Orten mit mehr als 15000 Einwohnern im ersten Zeit- 
raum 6548 Tuberkulosetodesfälle vorkommen, im zweiten 3563, 
also in jenem fast doppelt so viel wie in diesem! 

Karl Freudenberg (Berlin). 


NEUE DEMOGRAPHISCHE LITERATUR 


Sammelwerke, Lehrbücher. 


Wright, H. (Cambridge). Bevölkerung. Wirtschaftswissenschaft- 
liche Leitfäden, IV. Band. Deutsch herausgegeben von 
Dr. Melchior Palyi (Berlin). Berlin 1924. VIII und 150 S. 
Preis Mark 3,—. 


Weinberg, W. (Stuttgart), Methoden und Technik der Statistik 
mit besonderer Berücksichtigung der Sozialbiologie. S.-A. 
aus „Handbuch der sozialen Hygiene und Gesundheitsfür- 
sorge.““. Band I. Herausgegeben von A. Gottstein, Char- 
lottenburg, A. Schlossmann, Düsseldorf, L. Teleky, Düs- 
seldorf. Verlag von Julius Springer in Berlin. 77 S. 


Niceforo, A. (Neapel), La Demografia, le sue Scienze Ausiliarie 
e la Soziologia. (Die Demographie, ihre Hilfswissenschaften 
und die Soziologie.) S.-A. aus „Rivista Mensile di Statistica“ 
del Commune di Roma. Rom 1925. 29 S, 


Statistische Jahrbücher. 


Schweden. The Sweden Year-Book 1925. Edited and pub- 
lished with assistance of Public Authorities. Stockholm 1925. 
XII and 226 S. pp. 


Schweden. Kungi. Statistiska Centralbyrån (Stockholm), Sta- 
tistisk Arsbok för Sverige. Tolvte årgången 1925. Stock- 
holm 1925. XIII und 330 S. 


Norwegen. The Norway Year Book 1924. First year of issue. 
Edited by S. C. Hammer. Christiania 1923. Sverre Mor- 
tensen bokhandel. 544 pp. and 1 card. 


Norwegen. Statistiske Centralbyrå (Oslo), Statistisk Arbok for 
Kongeriket Norge. 44 de Argang 1924. Oslo 1925. 300 S. 


DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAL 


Norwegen. Statistiske Centralbyrä. Statistiske oversigter, 1914. 
(Retrospektive Übersichten, 1914.) Christiania 1914. H. Asche- 
houg & Co. 48 S. Preis Kr. 0,25. 

Dänemark. Denmark 1925. Published by the Danish Ministry 
for Foreign Affaires and the Danish Statistical Department. 
Copenhagen 1925. 293 pp. 


Medizinalberichte. 


Société des Nations. Organisation d’Hygiene. Les Services 
d’hygiene publique en Allemagne. Par le Dr. G. Frey 
(Berlin). Genève 1924. 69 pp. Preis Schweiz. Fr. 1,50. 


Société des Nations. Organisation d'Hygiène. L’Organisation 
des services d’hygiène publique en Autriche. Par le Dr. H. 
Schroetter. Genève 1924. 91 pp. Preis Schweiz. Fr. 1,50. 


Société des Nations. Organisation d'Hygiène. L'Organisation des 
services d'hygiène publique en Lettonie. Par le Dr. H. J. 
Cazaneuve. Genève 1925. 72 pp. Preis Schweiz. Fr. 1,50. 


Société des Nations. Organisation d'Hygiène. L'Organisation des 
services d’hygiène publique dans le Royaume des Serbes, 
Croates et Slovènes. Par le Dr. A. Stamper (Belgrad). Genève 
1925. 51 pp. Preis Schweiz. Fr. 1, 150. 


England. Ministry of Health (London), On the State of the 
Public Health. Annual Report of the Chief Medical Officer of 
the Ministry of Health for the Year 1923. London 1924. 
Published by His Majesty’s Stationery Office. 211 pp. Preis 
3 s. Od. 


Schweden. Kungi. Medicinalstryrelsen. Allmän Hälso- och 
Sjukvärd är 1923. (Allgemeines Gesundheits- und Sanitäts- 
wesen im Jahre 1923.) Stockholm 1925. VIII und 100 S. 


Norwegen. Statistiske Centralbyrä (Oslo), Norges offisielle Sta- 
tistik VII. Nr. 152. Sundhetstilstanden og Medisinalfor- 
holdene 1921. 69 de Argang. Utgift av Direktoren for det 
civile Medisinalvesen. (Bericht über den Gesundheitszustand 
und die medizinischen Verhältnisse für das Jahr 1921.) Oslo 
1925. VIII und 134 S. 


Hansen, H. J. (Kopenhagen), Medicinalberetning for den 
Danske stat for aaret 1923. (Medizinalbericht für den Däni- 
schen Staat für das Jahr 1923.) Kopenhagen 1925. H. Hage- 
rups forlag. VI und 253 S. 


Ukraine. Statistische Zentralverwaltung (Charkow), Medizinisch- 
sanitäre Erhebungen in den städtischen Siedelungen am 1.Ok- 
tober 1924. (Ukrainisch.) Charkow 1925. VIII und 94 S, 


Cuba. Secretario de Sanidad y Beneticiencia (Habana), Sanidad 
y Beneficiencia. Boletin oficial. Edition mensual. Tomo XXX. 
Nums. 1—6. 252 pp. 


Kopenhagen. Stadlaegens Aarsberetning angaaende sundhed- 
stilstanden i Kobenhavn for 1924. (Jahresbericht des 
Stadtarztes für 1924.) Kopenhagen 1925. 69 S. Text und 
5 S. Tabellen. 


Oslo (Christiania), Beretning fra Kristiania sundhetskommis- 
sie for aaret 1923. Kristiania 1924. 122 S.und XXXIX S. 
Tabellen. 


Edinburgh. Annual Report of the Public Health Department 
and various Sub-Departments of the City of Edinburgh for 
the Year 1924. Edinburgh 1925. VII and 119 pp. 


Kommunalstatistik. 
Budapest. Kommunal-statistisches Bureau, Statistisches Jahr- 


buch der Haupt- und Residenzstadt Budapest. XIII. Jahrg. 
1921—1924. Budapest 1925. XVI und 583 S. Preis Kr. 10,—. 


129 


Hannover. Statistisches Amt, Mitteilungen des Statistischen 
Amts der Stadt Hannover. 6. Reihe der neuen Folge, Nr. 7. 
März 1925. Die Wohnungsnot in Hannover. Die Veröffent- 
lichungen des Statistischen Amts. 9 S. 


Hannover. Statistisches Amt, Statistischer Vierteljahrsbericht 
der Stadt Hannover. 31. Jahrgang, 1925. I. Vierteljahr. 
10 S. II. Vierteljahr. 8. S. III. Vierteljahr. 


Stand der Bevölkerung. 


Norwegen. Statistiske Centralbyrâ. Norges offisielle Statis- 
tikk. VII. Nr. 76. Folktellingen i Norge i desember 1920. 
Tredje hefte: Folkemengden fordelt efter kjønn, alder og 
ekteskapelig stilling. (Volkszählung am 1. Dezember 1920. 
Die Bevölkerung verteilt nach Geschlecht, Alter und Zivil- 
stand.) Christiania 1923. H. Aschehoug & Co. 37 S. Text 
und 195 S. Tabellen. Preis Kr. 1, —. 


Wien. Schriften des Instituts für Statistik der Minderheits- 
völker an der Universität Wien. Herausgegeben von Wil- 
helm Winkler. Leipzig und Wien 1925. Franz Deuticke. 

Nr. 2. Die geistigen Grundlagen der Minderheitenfrage. 
Von Dr. Ignaz Seipel. 9 S. Preis Mark 0,40. 

Nr. 3. Statistische Minderheitenrundschau. I. Bearbeitet 
im Minderheiteninstitute der Universität Wien. Mit Beiträgen 
über die Minderheitenfrage im allgemeinen, in der Tschecho- 
slowakei, Polen, Rumänien, Italien, Österreich und vielen 
anderen Staaten. 120 S. Preis Mark 4,—. 


Bewegung der Bevölkerung. 


Dänemark. Statistiske Departement. Aegteskaber, Fødte og 
Døde i aarene 1916—1920. (Eheschließungen, Geburten und 
Todesfälle in den Jahren 1916—1920.) Kopenhagen 1924. 
Nordisk Verlag. 84 S. Text und 51 S. Tabellen. Preis Kr. 3, —. 


Schweden. Kungi. Statistiska Centralbyrån, Ut- och invandring 
år 1924. (Aus- und Einwanderung im Jahre 1924.) Stock- 
holm 1925. IV und 34 S. 


Oldenburg, K. (Göttingen), Der Bevölkerungsverlust im Welt- 
krieg. S.-A. aus Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Ver- 
waltung und Volkswirtschaft im Deutschen Reiche. 49. Jahr- 
gang 1925, Heft 3. München 1925. 63 S. 


Dublin, L. 1. (New York), The Statistician and the Population 
Problem. Reprinted from the Journal of the American Sta- 
tistical Association, March, 1925. 12 pp. 


Roesle, E. (Berlin), Das Geschlecht Bürger. Die Entwicklung 
einer schwäbischen Familie während der Jahre 1600—1925. 
Ein Beitrag zur deutschen Familienforschung. Berlin 1925. 
Als Manuskript gedruckt. 16 S. Text und 4 lithographierte 
Stammbaumtafeln. In Kommission bei dem Verlag Degener 
in Leipzig. Preis Mark 12, —. 


Natalität. 


Hirsch, M. (Berlin), Über die Legalisierung des künstlichen 
Abortus im künftigen Strafrecht und die Bedeutung eugene- 
tischer Gesichtspunkte. S.-A. aus dem Zentralblatt für 
Gynäkologie 1925. Nr. 34. 6 S. 


Roesle, E. (Berlin), Die Statistik des legalisierten Abortus. S.-A. 
aus der Zeitschrift für Schulgesundheitspflege und soziale 
Hygiene. 38. Jahrg. 1925 Nr. 10. 11 S. 


Freudenberg, (Berlin), Berechnungen zur Abtreibungsstatistik. 
S.-A. aus der Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrank- 
heiten. Band 104, Heft 4. Berlin 1924. 21 S. 


130 





Mortalität. 


Roesle, E. (Berlin), The Mortality in Germany 1913—1921. 
Reprinted from the Journal of the American Statistical 
Association, June, 1925. 16 pp. 


Norwegen. Statistiske Centralbyrä. Norges offisielle Statis- 
tikk. VII. 142. Dødelighetstabeller for det Norske folk 
194/,,—19%/,,. (Sterbetafelnfür das norwegische Volk.) Chri- 
stiania 1924. 29 S. Text und 61 S. Tabellen. Preis Kr. 1, —. 


Svenska Lifförsäkringsbolags Direktörsförenings för ändamålet 
utsedda komitterade. Undersökning av dödligheten bland 
tuberkulôst belastade och med vissa andra sjukdomsanlag 
behäftade försäkrade. (Vereinigung der Direktoren der 
Schwedischen Lebensversicherungs-Gesellschaften. Unter- 
suchung der Sterblichkeitsverhältnisse von Versicherten, die 
mit Tuberkulose belastet und mit gewissen anderen Krank- 
heitsanlagen behaftet sind.) Stockholm 1921. IV und 75 S. 


Todesursachen. 


Department of Commerce. Bureau of the Census (Washington), 
Manual of the International List of the Causes of Death. 
Based on the third Decennial Revision by the International 
Commission, Paris, October 11 to 15, 1920. Washington 1924. 
Government Printing Office. 302 pp. 


Department of Commerce. Bureau of the Census (Washington), 
Manual Joint Causes of Death. Showing assignment to the 
preferred title of the International List of Causes of Death 
when two causes are simultaneously reported. Prepared 
under the supervision of W. H. Davis. Second edition. 
Washington 1925. Government Printing Office. 209 pp. 
Preis 75 cents. Ä 


Department of Commerce. Bureau of the Census (Washington), 
The Federal Registration Service of the United States: its 
Development, Problems, and Defects. Prepared for the Se- 
cond Pan American Scientific Congress Washington, De- 
cember 27, 1915, to January 8, 1916 by Gressy L. Wilbur. 
Washington, 1916. Government Printing Office. 86 pp. 


Davis, W. H. (Washington), Necessity for Completting the 
Registration Area by 1930. Reprinted from May 1925, issue 
of the American Journal of Public Health. 6 pp. 


Hansen, H. J. (Kopenhagen), Dedsaarsagerne i Kongeriget Dan- 
mark i aaret 1922. (Todesursachen im Königreich Dänemark 
im Jahre 1922.) Kopenhagen 1923. 40 S. 


Völkerbund, Hygiene-Organisation. Die Tuberkulosestatistik. 
Von Dr. S. Rosenfeld (Wien). Genf 1925. 235 S. Preis 
Schweiz. Fr. 3,—. 


Niceforo, A. (Neapel), Nota preliminare sulla statistica della 
mortalitä per tuberculosi in Italia. (Vorläufige Notiz über die 
Statistik der Tuberkulose-Mortalität in Italien.) S.-A. aus 
„Difesa Soziale“, Anno IV, Num. 1—2, Gennaio-Febbraio 1925, 
Rivista dell’ Istituto Italiano d’Igiene, Previd. ed Assist. 
Soziale. Rom 1925. 38 S. 


Britten, R. H. and Sydenstricker, E. (Washington), Mortality 
from Pulmonary Tuberculosis in Recent Years. I. The Va- 
riation in its Course during the War and its Decline since 1918. 
Reprint No. 799 from the Public Health Reports, November 
17, 1922. 18 pp. 


Wolff, G. (Berlin), Tuberkulosesterblichkeit und Industriali- 
sierung. Sonderdruck aus „Klinische Wochenschrift‘‘4. Jahrg. 
Nr. 30. 15 S. 


Tomanek, E. and Wilson E. B. (Boston), Pneumonia in Pitts- 
burgh. Reprinted from Proceedings American Philosophical 
Society, Vol. LXII, No. 3, 1924. 38 pp. 


DEMÖGRAPHISCHE RUNDSCHAHU 


Tomanek, E. and Wilson, E. B. (Boston), Is Pneumonia Increa- 
sing? Reprinted from the Proceedings of the National Aca- 
demy of Sciences, Vol. 10, No. 5. May, 1924. 6 pp. 


Niceforo, A. (Neapel), La mortalité par cancer de l’uterus et du 
sein en Italie pendant la période 1919—1921 d’après les don- 
nées fournies par les déclarations de décès. Etude statistique. 


31 pp. 


Morbidität. 


Sydenstricker, E. (Washington), The Incidence of Iliness in a 
General Population Group. General results of a morbidity 
study from December 1, 1921 through March 31, 1924 in 
Hagerstown, Md. Reprint No. 989 from the Public Health 

: Reports, February 13, 1925. 14 pp. 


Collins, S. D. (Washington), Morbidity among School Children 
in Hagerstown, Md. Cases of illness among white school 
children during the school months December, 1921, to May, 
1923, inclusive. Reprint No. 957 from the Public Health 
Reports, September 19, 1924, 32 pp. 


Collins, S. D. (Washington), Sickness among 6130 School 
Children in 13 Localities in Missouri. Reprint No. 674 from 
the Public Health Reports, July 8, 1921. 12 pp. 


Collins, S. D. (Washington), School Absence of Boys and Girls. 
A comparison of absence from school on account of sickness 
and from causes other than sickness among boys and girls. 
Reprint No. 793 from the Public Health Reports, October 27, 
1922. 5 pp. 


Tayler- Jones, L. (Washington), Causes of Absence in one Grade 
of Fifteen Public Schools in Washington, D.C. Reprint No.954 
from the Public Health Reports, September 12, 1924. 10 pp. 


Harmon, G. E. and Whitman, G. E. (Washington), Absenteeism 
among White and Negro School Children in Cleveland 1922 
till 1923. Reprint No. 908 from the Public Health Reports, 
March 21, 1924. 9 pp. 


Harmon, G. E. and Whitman, G. E. (Washington), Absenteeism 
because of Sickness in Certain Schools in Cleveland 1922 
till 1923. Reprint No. 928 from the Public Health Reports, 
June 6, 1923. 8 pp. 


Collins, S. D. (Washington), The Relation of Physical Defects 
to Sickness. Reprint No. 782 from the Public Health Re- 
ports, September 8, 1922, 12 pp. 


Collins, S. D. (Washington), Past Incidence of Certain Communi- 
cable Diseases Common among Children. Occurence of 
Measles, Whooping-Cough, Mumps, Chicken Pox, Scarlet 
Fever, and Diphtheria among school children in various 
localities in the United States. Reprint No. 933 from the 
Public Health Reports, June, 27, 1924. 16 pp. 


Amsterdam. Bureau van Statistiek, Statistische Mededeelingen. 
No.6. Ziektestatistiek. Betreffende het gemeente-personeel 
over het jaar 1923. (Morbiditätsstatistik des Gemeindeper- 
sonals für das Jahr 1923.) Amsterdam 1925. VIII und 195. 
Preis f 1,—. 


Société des Nations. Organisation d'Hygiène, Renseignements 
épidémiologiques. No. 9. Statistique des Maladies à dé- 
claration obligatoire pour 29 pays de l’Europe, 17 pays de 
de l’Afrique, 20 pays de l'Amérique, 16 pays de l’Asie et pour 
l’Australasie pour l’année 1924. Genève 1925. 151 pp. Preis 
Schweiz. Fr. 4,—. 


Schweden. Kungl. Medicinalstyrelsen. Sinnessjukvärden i riket 
år 1923. (Irrenwesen im Reich im Jahre 1923.) Stockholm 
1924. VI und 33 S. 


Ministry of Health (London), The Incidence of Rheumatic 
Diseases. Reports on Public Health and Medical Subjects. 
No. 23. Published by His Majesty’s Stationery Office. Lon- 
don, 1924. XI and 97 pp. Price 25. 6 d. 


— 





m nn 





Bagotzky, S. (Bern), La lutte contre les Maladies vénériennes 
dans l’Union des Républiques Soviétiques Socialistes. Extrait 
du Numéro de Juillet 1925 des Annales des Maladies véné- 
riennes. 15 pp. 


Kaplun, S. (Moskau), Über Forschung und Forschungsanstalten 
auf dem Gebiete der Gewerbehygiene und Unfallverhütung in 
der UdSSR. Vortrag, gehalten auf dem IV. Internationalen 
Kongreß für Unfallheilkunde und Berufskrankheiten in Am- 
sterdam 1925. Berlin 1925. 44 S. | 


Institut Obuch zur Erforschung der Gewerbekrankheiten in 
Moskau (1923—1925), seine Aufgaben, Organisation und Ar- 
beit. Ein kurzer Überblick zum internationalen Kongreß für 
Gewerbekrankheiten und Traumatologie zu Amsterdam. 
Herausgegeben vom Gesundheitsfürsorgeamt des Moskauer 
Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrates. Berlin 1925. 94 S. 


Erstes Ukrainisches Institut für Arbeitermedizin (Charkow), Ar- 
beiten und Materialien. Erster Band (Russisch). Unter Re- 
daktion von E. M. Kagan. Charkow 1925. Verlag „Nautsch- 
naja Myssi.“ 327 S. 


Inhaltsübersicht: 


I. Verzeichnis der Aufsätze und Übersichten. 


Kagan, E. M., Struktur und Tätigkeit des Ersten Ukrainischen 
Instituts der Arbeitermedizin (mit einem Schema). Aus der 
experimentellen Abteilung (Leiter Prof. M. M. Pawlow). 


Pawiow, M. M., Materialien zur experimenteller Erforschung der 
Bleivergiftung. 


Brikker, F. M., Einige Angaben über den Zustand des vege- 
tativen Nervensystems bei experimenteller Bleivergiftung 
(mit 19 Kurven). 


Levin, M. M., Untersuchung über die Morphologie des Blutes 
bei Bleivergiftung (mit 3 Kurven). 


Aus der therapeutischen Abteilung und dem klinisch-mikro- 
skopischen Laboratorium: 
Kabakow, D. I. und Markus, I. M., Zur Klinik des Saturnismus 
und der Morphologie des Blutes bei Arbeitern des polygra- 
phischen Gewerbes (mit 1 Kurve). 


Aus dem hygienischen Laboratorium (Leiter Prof. E. M. 
- Kagan): | 
Müller, S. W., Serebrjanik, B. E. und Karminski, M. S., Die An- 


wendung des Graukeil-Photometers Eder-Hecht’s zur Unter- 
suchung der Beleuchtung der Arbeitsräume (mit 2 Abb.). 


Aus der chirurgischen Abteilung (Leiter Dr. W.F.Nedoch- 
ljebow): 

Nedochljebow, W. F., Kontraktur der Finger der Hände bei den 

Wagenführern der Elektrischen Bahn als Gewerbekrankheit. 


Aus der Hautkrankheiten-Abteilung (Leiter Dr. M. G. 
Smirjagin): 
Smirjagin, M. G., Hautaffektionen der Arbeiter im Konditor- 
Gewerbe im Zusammenhang mit den Arbeitsbedingungen. 


Schapiro, D. D., Professionelle Affektionen der Haut bei den 
Bäckern im Zusammenhang mit den sanitär-technischen Ar- 
beitsbedingungen. 


Buchowzew, P. P., Über Berufsdermatosen. 


Aus der Ohrkrankheiten-Abteilung (Leiter Dr. G. S.Tram- 
bizki): 


Trambizki, G. S., Zustand des Gehörorgans bei den Arbeitern des 
Kesselgewerbes am Charkower Lokomotivenwerk (mit 6 Abb. 
und 5 Diagrammen). 
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Aus der Augenkrankheiten-Abteilung (Leiter Dr. D. 
M. Nathansohn) und der Nervenkrankheiten- Abteilung 
(Leiter Prof. A. M. Grünstein): 
Nathansohn, D. M. und Ewserow, E..K., Neuro-Retinitis und 
chronische Meningitis infolge Berufsvergiftung mit Schwefel- 
wasserstoff. 


Aus der therapeutischen Abteilung (Leiterin Prof. S. N. 
Nesmjelowa): 
Ekelow, E. M., Lungenerkrankungen unter den Arbeitern der 
Porzellanfabrik „Sichel und Hammer“ in Budjansk. 


Kalf-Kalif, I. I., Über Iymphatische und anämische Erschei- 
nungen bei den Arbeitern der Porzellanherstellung. 


II. Materialien. 


Iofan, E. M., Ärztliche Konsultation für die Berufswahl. 
Gorkin, S., Bureau der ärztlichen Sachverständigen. 


Lewin, E., Über die Liste der Krankheiten und Krankheitszu- 
stände, bei welchen den Versicherten ein Erholungsurlaub, 
eine sanitäre, Kurort- oder eine andere Behandlung gewährt 
wird. 


Rochlin, L. L., Lehrtätigkeit des Ukrainischen Institutes der 
Arbeitermedizin. 


Kogan, E. und Rochlin, L., Heil-prophylaktische Tätigkeit der 
Poliklinik an dem Institut. 


Rochlin, L. und Sachnowski, E., Wissenschaftliche Konferenzen 
des Instituts. 

Hirsch, M. (Berlin), Die Gefahren der Frauenerwerbsarbeit für 
Schwangerschaft, Geburt, Wochenbett und Kindesaufzucht 
mit besonderer Berücksichtigung der Textilindustrie. Leipzig 
1925. Curt Kabitzsch. 48 S. 


Heymann, B. und Freudenberg, K. (Berlin), Morbidität und 
Mortalität der Bergleute im Ruhrgebiet. Essen 1925. G.D. 
Baedeker. VIII und 200 S. Preis Mark 8,—. 


Kagan, E. M. (Charkow), Die Arbeit in Gießereien. Ver- 
such einer hygienischen Untersuchung der Gießereien. (Rus- 
sisch.) Charkow 1925. VIII und 400 S. 


Koiransky, B. B. (Moskau), Arbeit und Gesundheit der Buch- 
druckereiarbeiter. Gewerbehygienischer Leitfaden. (Rus- 
sisch.) Verlag der Moskauer Gouvernements-Abteilung der 
SRPP. der SSSR. 408 S. Preis Rb. 3,50. 


Soziale Versicherung. 


K. Socialstyrelsen (Stockholm), Registrerade sjukkassor. Ären 
1919—1921. (Königl. Sozialamt, Bericht über die registrierten 
Krankenkassen.) Stockholm 1925. 117 S. 


Schweden. Sveriges officiella Statistik. Forsäkringsväsen. 
Riksforsäkringsanstalten. Ar 1923. (Versicherungswesen. 


Reichs-Versicherungsanstalten im Jahre 1923.) Stockholm 
1924. 32 S. 


Rikstörsäkringsanstalt (Stockholm), Olycksfall i arbete år 1920. 
(Reichs-Versicherungsanstalt. Unglücksfälle bei der Arbeit.) 
Stockholm 1923. 52 S. 


—— 


Anthropometrische Statistik. 


Erstes Ukrainisches Institut für Arbeitermedizin (Charkow), Ar- 
beiten und Materialien. Zweiter Band. Resultate der Unter- 
suchung der jugendlichen Arbeiter in der Ukraine im Jahre 
1923. Unter Redaktion von E. M. Kagan und E. L. Fried- 
sel (Russisch.) Charkow 1925. Verlag „Nautschnaja Myssl.“ 
150 S. und 39 S. Tabellen. 
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Der Unterricht auf dem Gebiete der Gesundheitsfürsorge i im Deutschen Reich. 
Übersichtsreferat. 


Von G. FREY, Berlin. 


Die Fragen der Sozialen Hygiene sind seit langer 


Zeit von der deutschen Reichsregierung und den Re- 
gierungen der Länder eifrig verfolgt und der Lösung 
näher gebracht worden. Die weitgehende Armenfür- 
sorge unter ärztlicher Mitwirkung, die gesamte Ge- 
sundheitsgesetzgebung, die Ausbildung der Ärzte und 
Pflegepersonen, der Erlaß der Reichsgewerbeordnung, 
die sich in zahlreichen Ergänzungen neuen Erforder- 
nissen anpaßte, Einzelverordnungen des Bundesrats 


über den Schutz der Arbeiter in gefährlichen Betrieben, . 


die Versicherung der Arbeiter gegen Krankheit, Unfall, 
Alter und Invalidität, die Versicherung der Ange- 
stellten, das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz, das Reichs- 
gesetz über Kriegsbeschädigtenversorgung und -Für- 
sorge u. a. sind ein Niederschlag der geleisteten Arbeit. 
Neben der Tätigkeit der Regierungen schufen Kom- 
munalverwaltungen und Vereine allmählich ein aus- 
gedehntes Fürsorgewesen. Ein wichtiger Schritt auf 
dem Wege zu weiterer Vervollkommnung war auch 
die neuerdings besonders gepflegte Verbesserung des 
Unterrichts derjenigen Personen, die sozialhygienische 
behördliche Anordnungen durchzuführen hatten oder 
mit solchen Aufgaben im Rahmen kommunaler Wohl- 
fahrtsbestrebungen und der privaten Liebestätigkeit 
betraut wurden. Der augenblickliche Stand des Un- 
terrichts in der sozialen Hygiene geht aus folgender 
Darstellung hervor: 


1. Medizinalbeamte. 


Die Dienstanweisungen für die staatlichen 
Medizinalbeamten in den deutschen Ländern 
(Kreisärzte, Bezirksärzte, Oberamtsärzte usw.) sind 
von jeher mit den Gedanken der sozialen Hygiene 
erfüllt. Im einzelnen enthält so z. B. die bereits 
im Jahre 1901 erlassene Dienstanweisung für die 
preußischen Kreisärzte Bestimmungen über ihre amt- 
liche Beteiligung an gemeinnützigen Bestrebungen 
auf dem Gebiet der Wohnungshygiene, auf schul- 
hygienischem Gebiete (Ferienkolonien, Kinderhorte, 
Kinderspeisungen), in der Bekämpfung des Alkoholis- 
mus, im Haltekinderwesen, in der Mütter- und Säug- 
lingsfürsorge, in der Fürsorge für Kranke, Sieche, 
Krüppel, Blinde, Taubstumme, Geisteskranke, Epilep- 


tische und Idioten. Es ist ihnen dabei die Förderung 
der späterhin noch weiter ausgebildeten Fürsorge- 
stellen in den Kreisen von Anbeginn aufgetragen ge- 
wesen, so daß viele Kreisärzte solche Einrichtungen 
selbst ins Leben riefen und leiteten. Sie sind auch 
heute noch häufig in den Wohlfahrtsämtern der Stadt- 
und Landkreise als Leiter der Abteilung für die öffent- 
liche Gesundheitspflege und soziale Hygiene, aber 
auch als praktische Fürsorgeärzte tätig. Eine Ver- 
tiefung der Ausbildung der lokalen Medizinalbeamten 
geschah seit Erlaß des Kreisarztgesetzes vom 16. De- 
zember 1899 in den regelmäßigen amtlichen Fort- 
bildungskursen. Durch die neue Prüfungsordnung 
für die Preußischen Kreisärzte vom 9. Februar 1921 
aber wird bereits für die Anwärter ein abgeschlossener 
dreimonatiger Lehrgang in der sozialen Hygiene 
an einer der 1920 gegründeten, im übrigen für jeden 
Arzt offenen Sozialhygienischen Akademien in Bres- 
lau, Charlottenburg oder Düsseldorf vorge- 
schrieben. Die Sozialhygiene ist Prüfungsfach. 

Die Lehrpläne der drei Akademien, an denen nun 
auch die amtlichen Fortbildungskurse abgehalten 
werden, stimmen miteinander überein. Auf Einzel- 
heiten in der Ausbildung der übrigen deutschen 
staatlichen Medizinalbeamten und ihrer besonderen 
Prüfung vor der Anstellung kann im Rahmen dieser 
Übersicht nicht näher eingegangen werden. 


2. Kommunalärzte. 


In Preußen gibt der Erlaß des Ministers für Volks- 
wohlfahrt vom 28. Dezember 1919 die Richtlinien für 
ihre Ausbildung. 

Für diejenigen Ärzte, die als Fürsorgeärzte für 
Tuberkulöse, Säuglinge, Kleinkinder, Krüp- 
pel und Alkoholkranke angestellt werden sollen, 
genügt neben dem Nachweis ihrer Fachausbildung eine 
mindestens halbjährige Tätigkeit auf dem betreffenden 
Gebiet als Hilfsarzt. 

Schularztanwärter sollen einen staatlich aner- 
kannten Lehrgang für Schulärzte von mindestens 
6 Wochen durchgemacht haben. 

Bei der Anstellung von Kommunalärzten, die 
die Gemeindeverwaltung in allen öffentlich-gesund- 
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heitlichen und sozialhygienischen Fragen beraten 
sollen, wird den Gemeinden empfohlen, allgemein die 
Ablegung der Kreisarztprüfung zu verlangen. Es 
sollen ferner nur solche Ärzte angestellt werden, die 
den dreimonatigen Lehrgang an einer der drei sozial- 
hygienischen Akademien abgeleistet haben. 

Auch in den anderen deutschen Ländern wird auf 
eine ähnliche Vorbildung der anzustellenden Kom- 
munalärzte Wert gelegt. 

Für staatliche und kommunale Gesundheitsbeamte 
werden vielfach in den hygienischen Instituten der 
Universitäten mehrwöchige Fortbildungskurse abge- 
halten, die sich besonders auch auf die Sozialhygiene 
beziehen. | 

3. Praktische Ärzte. 

An den 23 deutschen Universitäten werden die 
Studierenden seitens der Professoren für die all- 
gemeine Hygiene in dem Unterricht auch in sozial- 
hygienischen und sozialmedizinischen Fragen unter- 
wiesen, soweit nicht, wie in Rostock, Jena, Köln, 
Heidelberg, Erlangen, Münster, besondere Lehr- 
aufträge für soziale Hygiene an andere Hochschul- 
lehrer erteilt sind. Eine ordentliche Professur für 
Soziale Hygiene ist in Berlin und eine außerordent- 
liche in München eingerichtet. Im Anschluß an die 
Hygiene-Institute sind in Berlin, München und Rostock 
besondere Abteilungen für Sozialhygiene geschaffen. 

Die im Jahre 1924 erlassene Prüfungsordnung für 
Ärzte räumt in der Prüfung über Hygiene der Sozial- 
hygiene den gebührenden Rang ein. 

Der im Jahre 1908 gegründete Reichsausschuß 
für das ärztliche Fortbildungswesen, in dem 
die Komitees von Preußen, Bayern, Sachsen, Württem- 
berg, Baden, Thüringen, Hessen, Braunschweig, Olden- 
burg, Mecklenburg-Schwerin, Lippe, Waldeck, Ham- 
burg, Bremen und Lübeck sich zusammengeschlossen 
haben und der in etwa 70 Städten ärztliche Fort- 
bildungskurse abhält, trägt in den Lehrgängen auch 
der sozialen Hygiene und Medizin Rechnung. Das 
Kaiserin-FriedrichhausfürdasärztlicheFort- 
bildungswesen in Berlin mit einer staatlichen 
Sammlung ärztlicher Lehrmittel ist der Mittelpunkt 
dieser Veranstaltungen, die „Zeitschrift für ärztliches 
Fortbildungswesen‘‘ das Vereinsorgan. Gemeinsam 
mit dem Reichsausschuß für das ärztliche Fortbil- 
dungswesen veranstaltet das Deutsche Zentral- 
komitee zur Bekämpfung der Tuberkulose 
Ausbildungskurse für Ärzte auf dem Gebiete der Tuber- 
kulosebekämpfung teils in Heilstätten, teils in dem 
erstgenannten Institut. 

Der Leipziger Wirtschaftliche Verband der Ärzte 
unterhält in Berlin ein Seminar für soziale Medi- 
zin. 
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„Im: Jahre 1910 war in Berlin das „Internationale 


Komitee für das ärztliche Fortbildungswesen“. 
begründet worden, dessen Auswirkung durch den Krieg 
verloren ging. | 


4. Wohlfahrtspflegepersonen. 


In der Sozialwissenschäftlichen Abteilung 
der Hochschule für Politik ist in Berlin ein Semi- 
nar für Jugendwohlfahrt eingerichtet, das Männer 
und Frauen mit: akademischer Berufsbildung oder 
solche mit hervorragend praktischer Ausbildung für 
die hauptamtliche Tätigkeit an Jugend- und Wohlfahrts- 
ämtern vorbereitet. Es beteiligt sich dabei die Deut- 
sche Zentrale für freie Jugendwohlfahrt, das 
Zentralinstitut fürErziehung und Unterricht, 
das Berliner Jugendamt, der Reichsausschuß 
der deutschen Jugendverbände und der Haupt- 
ausschuß für Arbeiterwohlfahrt. Auch in der 
BerlinerVerwaltungsakademie finden solche Kurse 
statt. 

Die Ausbildung von Wohlfahrtspflegerinnen ist 
in den meisten deutschen Ländern durch gesetzliche 
Bestimmungen und Einführung einer staatlichen Prü- 
fung geregelt. Staatlich anerkannte Wohlfahrts- 
schulen (Frauenseminare, soziale Frauenschulen, 
Frauenakademien usw.) bestehen zur Zeit 29, davon 
17 in Preußen, 3 in Sachsen, 1 in Württemberg, 4 in 
Baden, je 1 in Hamburg, Mecklenburg-Schwerin, 
Bremen und Thüringen. Ein Teil dieser Schulen wird 
von konfessionellen Verbänden unterhalten. 

Der zusammenhängende Lehrgang auf einer Wohl- 
fahrtsschule dauert 2 Jahre. Die staatliche Prüfung 
erfolgt in den allgemeinen Fächern und nach Wahl 
in einem der 3 Hauptfächer: Gesundheitsfürsorge, 
Jugendwohlfahrtspflege und Wirtschafts- und Berufs- 
fürsorge. Voraussetzung für die Zulassung zur Prüfung 
ist der Nachweis einer fachlichen Berufsschulung als 
Kranken- oder Säuglingspflegerin, als wissenschaft- 
liche oder technische Lehrerin, als Kindergärtnerin, 
Hortnerin oder Jugendleiterin, oder der AbschluB- 
prüfung an einer Handelsschule im Zusammenhang mit 
einereinjährigen Berufstätigkeit oder der Nachweiseiner 
vierjährigen Berufstätigkeit. Nach bestandener Prü- 
fung wird die Ableistung eines Probejahres in der prak- 
tischensozialenArbeit verlangtunderstnachVollendung 
des 24.Lebensjahres die staatliche Anerkennung erteilt. 

Staatlich anerkannte Wohlfahrtspflegerinnen gibt 
es bisher in Preußen, Sachsen, Württemberg, Baden, 
Hamburg, Mecklenburg-Schwerin, Braunschweig und 
Bremen. Durch die Vereinbarungen der Länderregie- 
rungen über die gegenseitige Anerkennung der staat- 
lich anerkannten Wohlfahrtspflegerinnen vom Jahre 
1923 erkennen auch alle anderen deutschen Länder 
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(außer Bayern) diejenigen Wohlfahrtspflegerinnen an, 
welche eine staatliche Prüfung auf Grund eines zwei- 
jährigen Lehrgangs und eine einjährige Probezeit ab- 
geleistet haben. 

Fortbildungslehrgänge für Kräfte, die beruflich 
oder ehrenamtlich in der Wohlfahrtspflege tätig 
sind, werden an zahlreichen Orten, z. B. Berlin, ab- 
gehalten. Darüber hinaus hat die Arbeitsgemein- 
schaft Sozialhygienischer Reichsfachver- 
bände gemeinsam mit dem. Kaiserin Auguste Victoria 
Haus zu Charlottenburgeine Gesundheitsfürsorge- 
schule eingerichtet, in der Aus- und Fortbildungs- 
kurse der verschiedensten Art, je nach dem vorlie- 
genden Bedürfnis, auf dem Gebiete der Gesundheits- 
pflege und -fürsorge für alle in der Volkswohlfahrts- 
pflege Tätigen abgehalten werden. 

Es bestanden im Jahre 1923 im Deutschen Reiche 
etwa 450 Kreis- oder Stadtwohlfahrtsämter. 


5. Lehrpersonal in Fürsorgeeinrichtungen. 


Die in den etwa 300 Hilfsschulen für Schwach- 
sinnige im Deutschen Reiche beschäftigten Lehr- 
personen erhalten eine Vorbildung im Umgange mit 
diesen Fürsorgebedürftigen. 

Die Lehrpersonen in Krüppelheimen werden in 
die bespnderen Erfordernisse ihrer Tätigkeit vorbe- 
reitend eingeführt. 


6. Krankenpflegepersonen. 

Da die Ausbildung der Fürsorgepersonen sich öfters 
auf derjenigen der Krankenpflegepersonen auf- 
baut, wird auf die Vorschriften hierüber einzugehen 
sein. Die in den meisten deutschen Ländern erlassenen 
Bestimmungen beruhen auf den vom Bundesrat im 
Jahre 1906 den Regierungen mitgeteilten Grund- 
sätzen über eine staatliche Prüfung und plan- 
mäBige Ausbildung. Letztere erfolgt in staatlich 
anerkannten und beaufsichtigten Krankenpflege- 
schulen in durchschnittlich einjährigem Lehrgange. 
Preußen hat indessen im Jahre 1921 einen zweijährigen 
Kursus eingerichtet und auch sonst die Bedingungen 
für die Zulassung zur staatlichen Prüfung erschwert. 
Auch Fortbildungslehrgänge, in denen alle 5 
Jahre die Krankenpflegepersonen ihre Kenntnisse 
wieder auffrischen können, sind in diesen Anstalten 
vorgesehen. Im Jahre 1924 waren in Preußen 270 
Krankenpflegeschulen vorhanden. Dem Vorgange 
Preußens sind noch Thüringen und Braunschweig 
gefolgt. In Hamburg wird vor Beginn des einjährigen 
Lehrganges in der staatlichen Krankenpflegeschule 
noch die Ableistung einer einjährigen praktischen Be- 
tätigung in der Krankenpflege verlangt, desgleichen 
in Mecklenburg-Strelitz. 


NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN GESUNDHEITSPFLEGE 





Ein Reichsgesetz über die Ausübung der 
Kranken-, Säuglings- und Wochenpflege ist 
geplant. Hiernach sollen unter Übergangsbestimmun- 
gen nur diejenigen Personen, die die staatliche Prüfung 
bestanden haben, zur Ausübung der genannten Berufe 
im ganzen Reichsgebiet zugelassen werden und hierfür 
einen Ausweis erhalten. 


I: Schulschwestern. 


Zur Unterstützung der Schulärzte sind in vielen 
größeren deutschen Städten Schulschwestern ange- 
stellt, die in den Familien Hausbesuche machen, dabei 
die ärztliche Behandlung kranker Kinder vermitteln 
und auch andere fürsorgerische Maßnahmen in die Wege 
leiten. Ihre Ausbildung ist meist die einer Kranken- 
pflegerin. 


8. Wochenpflegerinnen. 


Bisher ist nur in einigen Staaten eine Regelung der 
Ausbildung von Wochenpflegerinnen erfolgt, die na- 
mentlich in größeren Städten nach der Hebamme die 
Wöchnerinnen versorgen. In Hamburg, Bremen und 
Hessen ist eine staatliche Prüfung eingeführt. In 
Hamburg dauert der Kurs ein Jahr. Nach den ersten 
sechs Monaten erfolgt die Prüfung, nach deren Be- 
stehen für weitere sechs Monate eine praktische Tätig- 
keit in der ausbildenden Anstalt stattfindet. Die Aus- 
händigung des Prüfungszeugnisses erfolgt nur nach 
Beendigung des ganzen Kursjahres. In Bremen 
ist vor der staatlichen Prüfung ein halbjähriger 
Kursus vorgeschrieben, an den sich noch ein viertel- 
jähriger Lehrgang in der Entbindungsanstalt und ein 
ebensolcher auf der Säuglingsabteilung einer als 
Wochenpflegeschule anerkannten Krankenanstalt an- 
schließen muß. 


9. Säuglings- und Kleinkinderpflegerinnen. 


In Preußen ist vor Zulassung zur staatlichen Prü- 
fung eine ununterbrochene zweijährige theoretische 
und praktische Ausbildung an einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten Säuglingspflegeschule (mit 
wenigstens 200 theoretischen Unterrichtsstunden) vor- 
geschrieben. Im Jahre 1924 bestanden in Preußen 
64 Säuglingspflegeschulen. 

Ebenso wie Preußen verlangen einen zweijähri- 
gen zusammenhängenden Lehrgang an einer staat- 
lichen oder staatlich anerkannten Säuglingspflege- 
schule Thüringen, Hamburg, Braunschweig, 
Oldenburg. 

In Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, 
Hessen, Mecklenburg-Schwerin,Mecklenburg- 
Strelitz und Bremen wird die Zulassung zur 
staatlichen Prüfung als Säuglings- bzw. Kleinkinder- 
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pflegerin von dem Besuch eines einjährigen zu- 
sammenhängenden Lehrgangs an einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten Säuglings- bzw. Kleinkinder- 
pflegeschule abhängig gemacht. Das Mindestalter be- 
trägt 21 Jahre. In Württemberg kann die Lehr- 
zeit in Wochen- und Säuglingspflege an einschlägigen 
Anstalten bis zu einer Gesamtdauer von 3 Monaten 
eingerechnet werden; in Baden wird eine vierwöchige 
praktische Betätigung in der Wochen- und Säug- 
lingspflege verlangt, eventuell ein halbes Jahr Aus- 
bildung beim gesunden Säugling und Kleinkind sowie 


ein halbes Jahr Ausbildung beim kranken Säugling : 
und Kleinkind. Die beiden Länder Mecklenburg | 


verlangen während des einjährigen Lehrgangs eine 
mindestens einmonatige Ausbildung in der Pflege 
kranker Säuglinge und Kleinkinder. In Hessen gibt 
es außer den Säuglingspflegerinnen (mit einjährigem 
Lehrgang) noch Kinderkrankenpflegerinnen, die nach 
bestandener Prüfung als Säuglingspflegerin einen ein- 
jährigen zusammenhängenden Lehrgang an einem 
staatlich anerkannten Kinderkrankenhaus oder an 
einem Krankenhaus mit eigener Kinderabteilung 
durchmachen müssen. (Alter 20—35 Jahre.) 

Einen halbjährigen Lehrgang an einer Kranken- 
pflegeschule und im Anschluß daran einen halbjährigen 
Lehrgang an einer Säuglingspflegeschule verlangen 
Anhalt und Lübeck; in Lübeck kann die Ausbil- 
dung auch ungetrennt an einer Säuglingskrankenpflege- 
schule erfolgen. 

Im Kaiserin Auguste Victoria Haus, Reichs- 
anstalt zur Bekämpfung der Säuglings- und 
Kleinkindersterblichkeit zu Berlin-Charlot- 
tenburg, werden neben den Ausbildungslehrgängen 
auch Fortbildungskurse für Säuglings- und Klein- 
kinderpflegerinnen abgehalten. 


10. Lehrerinnen für Säuglings- und 
Kleinkinderpflege. 


Der Erlaß des Preußischen Ministers für Wissen- 
schaft, Kunst und Volksbildung vom 11. August 1922 
regelt die Ausbildung und staatliche Prüfung 
von Lehrerinnen in der Säuglings- und Klein- 
kinderpflege an Volks-, Mittel- und höheren Mäd- 
chenschulen. Es werden hierzu Volksschullehrerinnen, 
wissenschaftliche Lehrerinnen, Haushaltungs-, Nadel- 
arbeits- und Turnlehrerinnen zugelassen. Die drei- 
monatige Ausbildung erfolgt theoretisch (in 110 Unter- 
richtsstunden), praktisch und methodisch in geeigneten 
Säuglingsheimen, Kinderkrankenhäusern, Tag- und 
Nachtkrippen mit wenigstens 30 Betten unter Leitung 
eines Kinderarztes oder einer Kinderärztin. Dem 
PrüfungsausschuB gehören neben Vertretern der 
Schulbehörde der Leiter (Leiterin) eines staatlich an- 
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erkannten Lehrganges für Säuglings- und Kleinkinder- 


| pflege an, ferner ein Kinderarzt (Kinderärztin), ein 
: Lehrer (Lehrerin) des Unterrichtskursus und eine er- 


fahrene, mit dem Gebiete der Kinderpflege vertraute 
Lehrerin oder Jugendleiterin. Auch der Regierungs- 
und Medizinalrat ist dazu einzuladen. 

In Württemberg erhalten die Fachlehrerinnen im 
3. Ausbildungsjahr des Seminars theoretisch Säug- 
lingspflegeunterricht; später müssen sie eine minde- 
stens einmonatige Ausbildung in einem Säuglings- 
heim durchmachen. 

In Sachsen wird an den Berufsschulen Säuglings- 
pflegeunterricht erteilt. 


11. Tuberkulosefürsorgeschwestern. 


Gesetzliche Bestimmungen über ihre Ausbildung 
bestehen nicht. Die Tätigkeit richtet sich nach den 
Dienstanweisungen der Landesausschüsse für die 
Tuberkulosebekämpfung, der Versicherungs- 
anstalten, Wohlfahrtsämter und sonstigen Stel- 
len, die sich mit diesem Abschnitt der Fürsorge be- 
fassen. Man verlangt wohl allgemein neben einer guten 
allgemeinen sozialhygienischen Vorbildung noch eine 
mindestens 8 Wochen lange, besondere Ausbildung in 
der Tuberkulosefürsorge. Das Deutsche Zentral- 
komitee zur Bekämpfung der Tuberkulose und 
andere Organisationen, wie z. B. die Provinzial- 
komitees, haben hierzu ein- bis zweimonatige Aus- 
bildungs- und Wiederholungskurse eingerichtet. Meist 
wird von den Schülerinnnen die Vorlage des Zeugnisses 
als staatliche Kranken- oder Säuglingspflegerin ge- 
fordert. 

In den Städten wird für gewöhnlich die besondere 
Tuberkulosefürsorgeschwester verwendet, auf dem 
Lande dagegen eine allgemein vorgebildete Familien- 
fürsorgerin für Kinder- und Tuberkulosefürsorge. 


12. Krüppelpflege- und Erziehungs- 
schwestern. 


In Sachsen ist eine staatliche Prüfung für Krüppel- 


- pflege- und Erziehungsschwestern vorgeschrieben. Die 


Ausbildung geschieht in einem zweijährigen Lehrgange 
in einem Krüppelheim. Die Prüflinge müssen sich 
über Kenntnisse in der Hilfe bei Operationen, im An- 
legen von Verbänden, in der Massage, Gymnastik, 
Pflege und Erziehung von Kindern usw. ausweisen. 


13. Fürsorgepersonen für Alkoholkranke. 


Die von den deutschen Mäßigkeits- und Enthalt- 
samkeitsvereinen begründete Reichshauptstelle 
gegen den Alkoholismus in Berlin veranstaltet 
Lehrgänge für Fürsorger und Fürsorgerinnen. Die aus 
dem Etat der Regierung stammenden Beträge wer- 


136 


den u. a. in Preußen auch zur Abhaltung von al- 
koholwissenschaftlichen Lehrkursen von einwöchiger 
Dauer für Lehrpersonen, Jugendpfleger, Jugend- 
pflegerinnen, Wohlfahrtsbeamte und Wohlfahrtsbe- 
amtinnen verwendet. 


14. Pflegepersonen für Geisteskranke (Idioten, 
Epileptische, Schwachsinnige und Psychopathen). 


In Preußen ist für alle Öffentlichen und privaten 
Irrenanstalten ein Unterricht in der Irrenpflege 
vorgeschrieben worden mit der Absicht, unter Um- 
ständen eine staatliche Prüfung für diesen Beruf ein- 
zuführen. 

In Hamburg müssen die in den staatlichen Irren- 
anstalten beschäftigten Krankenpflegepersonen eine 
Staatsprüfung bestehen, nachdem sie ein Jahr in der 
Irrenpflege praktisch gearbeitet und einen einjährigen 
geschlossenen Lehrgang in einer staatlichen Irren- 
pflegeanstalt abgeleistet haben. Staatlich geprüfte 
Krankenpflegepersonen brauchen nur noch einen 
halbjährigen Kursus in der Irrenpflege zu absolvieren. 

Die Unterbringung von Geisteskranken in Fa- 
milienpflege wird seitens der Leitung der Irrenan- 
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stalten meist in den Familien der Anstaltsirrenpfleger 
vorgenommen, die in sachgemäßer Aufsicht ausge- 
bildet sind, zumal auch die Ehefrauen oft frühere 
Pflegerinnen gewesen sind. 

In den Hilfsvereinen für die aus. den Anstalten 
entlassenen Geisteskranken sind oft Fürsorge- 
schwestern und Helferinnen tätig, die eine entspre- 
chende Vorbildung erworben haben, ebenso ir den Be- 
ratungs- und Fürsorgestellen oder Anstalten für 
Psychopathen. Besondere Kurse für die Erziehung 
und Behandlung der Psychopathen veranstaltet der 
Deutsche Verein zur Fürsorge für JUBenaNeNe 
Psychopathen. 


15. Fürsorgerinnen für Prostituierte. 


Zur Beaufsichtigung besserungsfähiger Prostituier- 
ter sind schon seit etwa 20 Jahren besondere Fürsorge- 
rinnen von zahlreichen Polizeiverwaltungen angestellt 
worden. Die besonders vorbereiteten Fürsorgerinnen 
wirken an Pflegeämtern, z. B. Altona, Dresden u. a. 
mit Aufklärung, Überredung zur ärztlichen Behand- 
lung und in wirtschaftlicher, fürsorgerischer und er- 
zieherischer Hinsicht bei ihren Pflegebefohlenen. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. | 

Lothar Loeffler (Tübingen), Über den Gesundheitszu- 
stand der Deutschen Studentenschaft und die Fürsorgemaß- 
nahmen der „Wirtschaftshilfe der Deutschen Studentenschaft“ 
bis zum Frühjahr 1924. Göttingen, Hochschulverlag, 1925. 
Die anläßlich der an zahlreichen Hochschulen stattgefundenen 
Studentenuntersuchungen gemachten Beobachtungen werden 
in dieser Schrift in kritischem Vergleich behandelt und dabei von 
neuem die Tatsache festgestellt, welch großen Schaden die Ge- 
sundheit der Studierenden durch die Not der Kriegs- und Nach- 
kriegszeit nahm. Andererseits wird augensichtlich, mit welch 
großem Erfolg die Wirtschaftshilfe der Studentenschaft die Not 
zu lindern wußte. Die äußerst lesenswerte Schrift, die durch 
reichhaltiges statistisches Material ergänzt ist, stellt die 
erste größere zusammenfassende Arbeit über Not und Nothilfe 
der Deutschen Studentenschaft dar; sie ist ein eindrucksvolles 
Zeitdokument! Lußheimer (Mannheim). 


Stand der Volksgesundheit in Baden im Jahre 1924. Arztl. 
Mitteilungen aus und für Baden. 79, 32. 1925. Prof. Berghaus, 
Geschäftsführer des Badischen Landesverbandes zur Be- 
kämpfung der Tuberkulose, hat auch im vergangenen Jahr wie- 
der eine Umfrage bei den Tuberkulose-Ausschüssen und Für- 
sorgestellen, den Schulärzten, den Direktoren der Universitäts- 
kliniken, der größeren Krankenhäuser, der Heilstätten und der 
Heil- und Pflegeanstalten in Baden veranstaltet, um festzu- 
stellen, ob der Besserung der wirtschaftlichen Lage auch eine 
Besserung des Gesundheitszustandes entspricht. Die im Wort- 
laut aufgeführten, z. T. sehr ausführlichen Berichte und die 
statistischen Angaben über die Bevölkerungsbewegung, über 
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ärztliche Behandlung der Gestorbenen, über die Tuberkulose- 
sterblichkeit usw. stellen ein wertvolles Material über die Ge- 
sundheitsverhältnisse in Baden dar. In einer SchluBbetrachtung 
glaubt B. feststellen zu können, daß trotz einiger ungünstiger 
Beobachtungen der Gesundheitszustand im Jahre 1924 sich 
gebessert hat, wenn es sich auch zunächst nur um die Anfänge 
einer Besserung handelt. Behebung der Wohnungsnot und 
Förderung der Fruchtbarkeit des Volkes angesichts des fast 
katastrophal zunehmenden Geburtenrückgangs erforderten die 
ernstliche Sorge der maßgebenden Stellen. Ferner müsse die 
Fürsorgetätigkeit des Staates, der Gemeinden und der freien 
Wohlfahrtsorganisationen, die bei der Wiedergesundung des 
Volkes eine große Rolle spielt und deren Erfolge nicht zu ver- 
kennen sind, gefördert werden. Stephan (Mannheim). 
M. Herman, Ce que doit être un musée populaire d'hygiène. 
Rev. d’hyg: Bd. 47, Nr. 7, S. 605. Verf. gibt wertvolle Hin- 
weise, wie ein volkstümliches Hygienemuseum eingerichtet sein 
muß. Er legt seinen Betrachtungen das Hygienemuseum der 
belgischen Stadt Mons zugrunde, das er für ein sehr geeignetes 
Volksbelehrungsmittel hält. Besonderer Wert ist darauf zu 
legen, daß die Aussteliungsgegenstände auch dem Laien, der 
nur lesen kann, verständlich werden. Begriffe wie Kalorien, 
Meterkilogramme usw. sind durch Bezeichnungen zu ersetzen, 
unter denen auch der Mann aus dem Volke sich etwas vorstellen 
kann. Nährwerttabellen müssen in Form geeigneter Abbil- 
dungen gebracht werden, und viele andere Gebiete aus der prak- 
tischen Hygiene lassen sich unter Wahrung des wissenschaft- 
lichen Charakters in gemeinverständlicher Form veranschau- 
lichen. Naturgetreue Modelle, besonders aus Wachs, geben vor- 
treffliche und lehrreiche Bilder der Geschlechtskrankheiten, 





gewerblicher und alkoholischer Organschädigungen. Der Be- 
such der Museen muß möglichst erleichtert und besonders an 
Sonntagen gestattet sein. Schulen und ähnlichen Organisationen 
müssen Vergünstigungen gewährt werden. Vorträge mit Licht- 
bildern und Experimenten müssen die Ausstellungsgegenstände 


erläutern. Hesse (Berlin). 
Ausbildung der Aerzte. 
J- Hadrich (Leipzig), Wirtschaftstaschenbuch für 


wissenschaftliche Assistenten. Leipzig 1925. Verlag Georg 
Thieme. 557 Seiten. Preis #4 10.—. Das Taschenbuch be- 
zweckt, die wissenschaftlichen Assistenten schnell und zuver- 
lässig über wirtschaftliche Fragen zu unterrichten, die im all- 
gemeinen außerhalb des Bereichs ihrer Studien liegen. Da von 


i mehr als 6000 Assistenzärzte sind, so über- 
a ee R EA | | ein Hinweis auf die wertvolle Abhandlung über die systematische 


wiegen in dem Buche die medizinischen Abhandlungen. Im 
1. Abschnitt werden die deutsche Wirtschaft und die Repara- 
tionen, die Kartelle, Konzerne und Trusts sowie die deutschen 
Berufsverbände behandelt. Der 2. Abschnitt betrifft die Wah- 
rung der Autoreninteressen, das Arbeitsrecht, die Auswanderung, 
den Versicherungsschutz und berufliche Ratschläge, wobei die 
verschiedenen Assistentenberufe einzeln besprochen werden. 
Im 3. Abschnitt werden das Ärzterecht, die ärztliche Gutachter- 
tätigkeit, die Krankenanstalten und die staatlichen Ärztekam- 
mern, im 4. die Krankenversicherung, Ärzte und Krankenkassen, 
die ausländische Krankenversicherung und die ärztliche Stan- 
desbewegung behandelt. Einen großen Umfang des Buches 
(etwa 200 Seiten) nehmen die Assistentenordnungen aller deut- 
schen Länder, Besoldung und Dienstanweisungen der Assistenz- 
ärzte an Krankenanstalten, Geschichte, Satzungen und Richt- 
linien der Assistentenverbände, des Facharztverbandes und die 
Bestimmungen über die Zulassung zur Kassenpraxis ein. Das 
Taschenbuch enthält eine Fülle wertvoller Aufsätze, deren 
Studium nicht nur für die wissenschaftlichen Assistenten von 
Wert ist. Möllers (Berlin). 


Seuchenbekämpfung. 
F. Reiche (Hamburg), Das Verhalten der Diphtherie in epi- 


demiefreier Zeit. Med. Klin. 20, 1732. 1924. Einem voraus- 


gegangenen epidemischen Hochstand (1909—1919) ist in den letz- 
ten Jahren eine starke Senkung der Mortalität und Morbidität an 
Diphtherie gefolgt. Der Rückgang der Sterblichkeitist vermutlich 
auf eine jetzt höhere Erkrankungsziffer der Erwachsenen zurück- 
zuführen, trotzdem diese am Absinken der Sterblichkeit weniger 
beteiligt sind. Am günstigsten gestellt ist das Alter vom 5. bis 
15. Lebensjahre. Auffallend ist trotz der jetzt im ganzen mil- 
deren Erkrankungen das sehr häufige, im allgemeinen allerdings 
nicht sehr bösartige Mitergriffenwerden des Kehlkopfes, eine 
Beobachtung, über die auch aus Norwegen berichtet wird. Mit 
der Einführung der Serumtherapie setzt eine starke Abnahme 
der Sterblichkeit ein, die durch den Rückgang der allgemeinen 
Erkrankungskurve allein nicht erklärt werden kann, sondern 
auf die Serumwirkung zurückgeführt werden muß. Für die 
späteren Lebensjahre ist die Serumbehandlung anscheinend 
weniger wirksam, vielleicht weil die Erwachsenen im Vergleich 
zu den Kindern zu niedrige Dosen erhalten. Es werden 100, in 
schweren Fällen 500 A. E. auf das Kilogramm Körpergewicht 
empfohlen. Auch die rechtzeitig eingeleitete Serumbehandlung 
ist nicht immer von Erfolg. Nach dieser Richtung hin kann 
eine restlose Klärung nur durch sehr große und kritisch gesichtete 
Sammelbeobachtungen erreicht werden. Hesse (Berlin). 
W. Vorkastner (Greifswald), Die epidemische Kinder- 
lähmung, ihre Bekämpfung und die Beseitigung bzw. Milderung 
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ihrer Folgezustände. Würzburger Abhandlungen, Neue Folge 
Bd. II, H.2, S. 17—71. Leipzig, Kurt Kabitzsch. Preis „4 2.70. 
Die Abhandlung gibt einen guten Überblick über den heutigen 
Stand unserer Kenntnisse über die epidemische Kinderlähmung 
an der Hand einer reichhaltigen Literaturangabe. Es werden 
nacheinander die Aetiologie und Epidemiologie, das klinische 
Bild, speziell die Möglichkeit der Diagnosenstellung, die Be- 
kämpfung der Krankheit und die Beseitigung bzw. Milderung 
der verursachten Störungen behandelt. Die Ausführungen auf 
Seite 47ff. über die Anzeigepflicht sind dahin richtig zu stellen, 
daß die Erkrankungen und Todesfälle an epidemischer Kinder- 
lähmung in allen deutschen Ländern mit Ausnahme von Olden- 
burg, Braunschweig und Anhalt anzeigepflichtig sind, im Frei- 
staat Sachsen auch der Verdacht der Krankheit. Bei der Be- 
sprechung der Milderung der verursachten Störungen erscheint 


Übungsbehandlung von Buchholz (Klin. Wochenschr. 2, 645. 
1923) zweckmäßig. Möllers (Berlin). 

Frey (Berlin), Wie ist nach dem heutigen Stande der Wissen- 
schaft die Bekämpfung des enudemischen Kropfes einzurichten? 
Klin. Wochenschrift 4, 460. 1925. Verf. stützt sich im wesent- 
lichen auf die vielseitigen Erfahrungen, die er gelegentlich des 
von der Hygieneabteilung des Völkerbundes im August und 
September 1924 in der Schweiz veranstalteten Fortbildungs- 
kurses für Medizinalbeamte gesammelt hat. Einer wirksamen 
Kropfbekämpfung muß die einwandfreie Ermittlung der Kropf- 
häufigkeit vorausgehen. In kleinen Ortschaften kann die ganze 
Bevölkerung durchuntersucht werden; wo der Kropf weniger 
häufig vorkommt, darf man sich auf die Untersuchung der 
Schulkinder oder der Rekruten beschränken. Sehr wertvoll 
sind die Erfahrungen ortsansässiger Ärzte. Für die Beurteilung 
der kropfigen Entartung einer Schilddrüse sind einheitliche 
Normen festzusetzen. Zu achten ist auf das Vorkommen von 
Kretinismus. Die Arbeiten werden zweckmäBigerweise einer 
ärztlichen Kropfkommission übertragen. Chemische Unter- 
suchungen über den Jodgehalt von Luft, Wasser, Bodenproduk- 
ten, Milch und Fleisch in kropffreien und kropfverseuchten 
Gegenden können wertvolle Aufschlüsse liefern. Jod in sehr 
kleinen Dosen ist auf Grund neuerer Erfahrungen als ein sehr 
wirksames Prophylaktikum anzusehen, seine Verabreichung ist 
ungefährlich und besonders in Form des jodierten Kochsalzes 
sehr bequem durchzuführen. In der Schweiz sind mit diesem 
Verfahren ausgezeichnete Erfolge beobachtet worden. Eine 
derartige Behandlung der schwangeren Mütter wirkt sich be- 
reits auf den Fötus günstig aus, namentlich aber bei den schul- 
pflichtigen Kindern. Jeder Zwang muß vermieden, das Publi- 
kum aber. über den Zweck der Joddarreichung belehrt werden. 
Einer mißbräuchlichen Jodanwendung in zu großen Dosen muß 
auf jeden Fall vorgebeugt werden. Therapeutisch hat sich bei 
den Schweizer. Schulkindern eine regelmäßige Joddarreichung 
(1—2 mg Jodkali wöchentlich) in Tablettenform recht gut be- 
währt. Die schulärztliche Kontrolle ist sehr wertvoll. Die in der 
Schweiz erlassenen Anweisungen für Schulbehörden, Schul- und 
Militärärzte und eine belehrende Mitteilung an die Bevölkerung 
sind der Abhandlung beigegeben. Die Jodprophylaxe kann 
den Behörden empfohlen werden. 

v.Scheurlen (Stuttgart), Der Kropf und seine Bekämpfung 
In Württemberg. Zschr. f. Hyg.u. Inf.-Krkh. 105, 45. 1925. Nach 
einem kurzen Überblick über die in der Literatur vertretenen 
Theorien über Wesen und Ursache des endemischen Kropfes geht 
Verf. auf die Vorgeschichte der heutigen Kropfprophylaxe ein und 
die besondere Entwicklung der Frage in Württemberg. Besonders 
eingehend beschäftigt er sich mit dem Vorkommen des Jods 
in der Natur. Nach dieser Richtung hin hat er für Württemberg 
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sehr eingehende Untersuchungen angestellt und dabei gefunden, 
daß der Flugstaub der Zementfabriken, in denen jodhaltiger 
Jurakalk verarbeitet wird, ziemlich beträchtliche Jodmengen 
enthält. (100—150 mg Jodkali im kg.) Dieses Jod glaubt Verf. 
der Kropfbekämpfung nutzbar machen zu können, wobei er 
besonders daran denkt, durch Düngung einen höheren Jod- 
gehalt in Gemüsen und Früchten und indirekt auch der Milch 
und des Fleisches erzielen zu können. Bisher angestellte Ver- 
suche berechtigen zu guten Hoffnungen. Die Jodprophylaxe 
ist in Württemberg in zahlreichen Schulen durchgeführt worden 
und zwar durch regelmäßige Verabreichung von Jodkali in 
Tablettenform (3 mg wöchentlich). Durch einen entsprechenden 
Ministerialerlaß haben die Oberamtsärzte diesbezügliche An- 
weisungen erhalten und die Eltern der Kinder bringen nach 
geeigneter Aufklärung dieser Maßnahme volles Verständnis 
entgegen. Die bisher erzielten Erfolge sind durchaus günstig zu 
beurteilen, Schädigungen wurden nie beobachtet. Eine allge- 
meine Jodprophylaxe mit dem sog. Vollsalz, wie sie in der 
Schweiz angewandt wird, hält Verf. für Württemberg nicht 
für angezeigt, da sie, besonders bei Erwachsenen und bei nicht 
hinreichend sicherer Kontrolle die Gefahr des Jodbasedow mit 
sich bringe. 

Otto Lentz (Berlin), Über die Haffkrankheit. Med. Klin. 
21,4. 1925. Verf. gibt eine auf eigene Beobachtungen gestützte 
Übersicht über das Vorkommen und den Verlauf der Erkran- 
kungen, die klinischen Erscheinungen und einige bemerkens- 
werte Sektionsprotokolle; er erörtert ferner die tatsächlich in 
Betracht kommenden Zusammenhänge mit den aus den Königs- 
berger Zellulosefabriken in das Haff gelangenden arsenhaltigen 
Abwässern und den Einfluß klimatischer und mikrobiologischer 
Verhältnisse. Die im Jahre 1916 erfolgte Absperrung der 
Nogat hat eine starke Versalzung des Haffwassers verursacht, 
und diese wird in Verbindung mit dem sehr reichlichen Algen- 
wachstum des vorigen Sommers (Haffblüte) als bedeutsame 
Veranlassung für die Bildung flüchtiger hochmolekularer Arsen- 
verbindungen angesehen. Aus den von berufenen Sachver- 
ständigen, die zu den umfangreichen Forschungsarbeiten heran- 
gezogen worden sind, gewonnenen Ergebnissen sei hervorge- 


hoben, daß seitens der bezeichneten Fabriken dem Haffwasser ° 


täglich 56 kg Arsen zugeführt werden und daß sowohl im Haff- 
schlamm als auch im Wasser wechselnde Mengen von Arsen 
nachgewiesen wurden, die sich bis auf 1 mg im Liter beliefen. 
In der durch Haffwasserproben geleiteten Luft konnten gas- 
förmige Arsenverbindungen nachgewiesen werden, die nicht als 
Arsenwasserstoff, sondern als eine hochmolekulare organische 
Arsenverbindung anzusehen sind. Im Blut, Harn und in Organ- 
teilen erkrankter oder gestorbener Menschen und Tiere wurde 
Arsen gefunden, während es in Haffischen nicht oder nur in ge- 
ringsten Spuren nachzuweisen war. Endlich wurden aus dem 
Haffschlamm ‚,‚Arsenpilze‘‘ gezüchtet, die zur biologischen Zer- 
setzung des Arsens geführt haben. Verschiedene an Menschen 
und Tieren vorgenommene Laboratoriumsversuche können bis- 
her noch nicht als einwandfreie Grundlage für weitergehende 
Schlußfolgerungen angesehen werden. Hesse (Berlin). 


Impfwesen. 


Pocken und Impfwesen in Australien. Unter den impf- 
gegnerischen Beweismitteln spielen Vorkommnisse, die ört- 
lich oder zeitlich sehr entfernt liegen und daher einer 
Nachprüfung nur schwer zugänglich sind, häufig eine Rolle. 
Mit Vorliebe wird in den impfgegnerischen Schriften auf 
die Verhältnisse in Australien Bezug genommen. Da seit 
Beginn des Krieges Nachrichten über den dortigen Gesundheits- 
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zustand kaum mehr erhältlich waren, ist es von Wert, einige 
Mitteilungen kennen zu lernen, in denen das Impfwesen und die 
Pockenhäufigkeit auf diesem Kontinent dargestellt werden. 
(Public Health Reports Washington 1925 Nr. 33 S.1686.) 
Das australische Gesundheitsministerium hat hierüber ein Werk 
veröffentlicht, das den 15jährigen Zeitraum vom Jahre 1909 
bis 1923 umfaßt und bearbeitet ist von dem Medizinaldirektor 
J. H. L. Cumpston und dem Quarantänearzt Dr. F. Mc 
Callum. Die einzelnen Abschnitte behandeln die Gefahr der 
Pockeneinschleppung in Australien, die Pockenstatistik und das 
Impfwesen in den einzelnen Ländern des Staatenbundes. Wäh- 
rend dieser Kontinent niemals vonCholera oder Gelbfieber heim- 
gesucht war, und diese gemeingefährlichen Krankheiten nur auf 
einzelnen ankommenden Schiffen ermittelt wurden, war das 
Land öfter von Pockenepidemien befallen. Nach einer 13 jähri- 
gen Frist völliger Pockenfreiheit kam es zu einem ernsten 
Pockenausbruch in Sydney im Jahre 1881, und im Jahre 1884 
herrschte die Seuche in Neu-Südwales, Victoria und Süd- 
australien. Da die Pockenabwehr in den verschiedenen Staaten 
nicht einheitlich geregelt war, nötigten diese Vorkommnisse 
zur Einrichtung eines zentralen Quarantänedienstes für den 
ganzen Staatenbund unter der Leitung eines Quarantäne- 
direktors. Dagegen blieben die Bekämpfungsmaßnahmen in den 
Ländern selbst Aufgabe der einzelnen staatlichen Gesundheits- 
verwaltungen. Beim Auftreten von Epidemien arbeiten jedoch 
die Bundesbehörden und die Gesundheitsbehörden der Länder 
Hand in Hand. In Australien gelten die Pocken als eine gemein- 
gefährliche und quarantänepflichtige Krankheit, die gesetz- 
lichen Vorschriften geben dem Hafenarzt jede notwendige 
Handhabe, um Ansteckungsverdächtige abzusondern, zu 
impfen und nach ihrer Entlassung einer gesundheitlichen Über- 
wachung zu unterstellen. Die Ausführungsbestimmungen de- 
finieren den Begriff „geimpft“ als ‚erfolgreich geimpft mittels 
eines wirksamen Impfsioffes im Bereich eines halben Quadrat- 
zolls und mit Narbenbildung nach der Heilung‘. Für hin- 
reichend geschützt gilt nur derjenige, bei welchem die Impfung 
nicht länger als 7 Jahre zurückliegt. Eine Impfung innerhalb 
der letzten 14 Tage vor der Untersuchung gilt als verspätet. 
Beim Ausbruch einer Epidemie wird das betreffende Gebiet in 
weitem Umfang als verseucht erklärt. Alle Einwohner desselben 
können als quarafitänepflichtig bezeichnet und infolgedessen 
einer Notimpfung unterworfen werden. Insbesondere unter- 
liegen Personen, die mit einem Pockenkranken in Berührung 
gekommen oder nur des Kontaktes verdächtig sind, der obli- 
gatorischen Impfung. 

Nicht selten treffen Schiffe aus asiatischen Häfen in den 
australischen Gewässern ein und haben entweder Pocken- 
kranke an Bord oder hatten solche während der Reise ausge- 
schifft. Als Beispiel eines pockenverseuchten Schiffes erwähnt 
Bruce Low aus dem Jahre 1886 die Ankunft des deutschen 
Dampfers ‚Preußen‘ (Heimathafen Bremerhaven). Dieses 
Schiff hatte 123 Mann Besatzung, 544 Zwischendeckreisende 
und einige Reisende 2. Klasse, die in Antwerpen an Bord ge- 
kommen waren. In Port Said erhielten die Reisenden die Er- 
laubnis, an Land zu gehen, und genau 13 Tage später erkrankte 
einer von ihnen an den Pocken. Der Kranke starb und wurde 
auf hoher See beigesetzt. Bei der Ankunft des Schiffes in 
Adelaide wurden 29 Personen ausgeschifft, von denen 3 später 
an den Pocken erkrankten. Bei der Ankunft in Melbourne 
wurden 235 Reisende in die Quarantäneanstalt gebracht, von 
ihnen wurden 29 von den Pocken befallen. Der Dampfer 
„Preußen“ setzte seine Reise nach Sydney fort, wo sich bei der 
ärztlichen Untersuchung ein weiterer Pockenfall nicht fest- 
stellen ließ. Aber während des Aufenthalts in der Quarantäne- 


anstalt erkrankten nicht weniger als 79 Reisende und Mann- 
schaften an den Pocken. Im ganzen hatte also die Schiffs- 
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epidemie 113 Pockenfälle hervorgerufen, von denen 15 oder 


13,3% einen tödlichen Ausgang genommen hatten. Im Hin- 
blick auf die stetige Einschleppungsgefahr, von der Australien 
hinsichtlich der Pocken bedroht ist, enthalten die Vorschriften 
über die gesundheitliche Behandlung der einen australischen 
Hafen anlaufenden Seeschiffe strenge Bestimmungen, z. B. eine 
Absonderung für eine Zeitdauer von 18 Tagen für alle Personen 
aus der Umgebung eines Pockenkranken, falls sie nicht recht- 
zeitig geimpft sind. Der Bericht gibt einen Überblick über die 
Verbreitung der Pocken auf der Erde unter besonderer Berück- 
sichtigung der mit Australien in regem Verkehr stehenden 
Länder. Es wird hingewiesen auf die vorwiegend milde Pocken- 
form, die gegenwärtig in einigen Ländern in die Erscheinung 
tritt, wobei gleichzeitig auch die sogenannte klassische Form 
der Krankheit beobachtet wird. Wie sehr die Einschleppungs- 
gefahr für Australien ernst zu nehmen ist, ergibt sich ferner 
aus den folgenden Zahlen: In den nachstehenden, mit australi- 
schen Häfen einen regelmäßigen Schiffsverkehr unterhaltenden 
Ländern sind während der 15 Jahre 1909—1923 Pockener- 
krankungen (Todesfälle) in folgender Häufigkeit aufgetreten: 


Ceylon ae 2 244 (516) 
England und Wales ..... 5 314 (219) 
Agypten................ 41739 (7 244) 
Indien ................. . (951 225) 
Hallen sinus 107 793 (9 543) 
Japan sise ee 18 563 (4 394) 
Navara en 108 006 (20 974) 
Philippinen ............. 5 (81 987) 
Vereinigte Staaten ...... 515632 (2864)® 
Kalifornien ..... AT 20 210 (113) 


Die für den australischen Verkehr wichtigsten Welthäfen 
hatten folgende Zahlen der Pockenerkrankungen (Todesfälle) 
aufzuweisen : 


London 4.42% 288 (46) 
Liverpool sesiis prenais 103 (6) 
Kalkutta ................ (13 605) 
BomDay:.:...:14521084 (7 581) 
Rangoon ................ : (2 985) 
Colombo................. 1 020 (.) 

Singapore ............... 1 369 (399) 
Batavia sise 12719 (2730) 
Samarang ............... 7250 (1 652) 
Soerabaya ............... 4890 (1414) 
Manila sus. 1 076 (.) 

Hongkong ............... 4 409 (.) 

Schanghai ............... (2 974) 


Die Zahl der pockenverseuchten und -verdächtigen Schiffe, 
die australische Häfen angelaufen haben, betrug 101. 

Was die Pockenhäufigkeit in Australien selbst an- 
geht, so sind während der Berichtszeit in Neu-Südwales 
2400 Erkrankungen mit nur 4 Todesfällen gemeldet worden. 
Im Jahre 1913 ereigneten sich 1073 Fälle der milden Pocken- 
form. Die Krankheit war eingeschleppt durch einen amerikani- 
schen Mormonenmissionar aus dem Staate Utah. In den Jahren 
1914—1918 betrug die Zahl der Erkrankungen 628, 471, 108, 
119 und 1. Hiervon betrafen 72,8°, der Fälle Personen unter 
30 Jahren, in 60% der Fälle handelt es sich um Frühkontakte 
(1.bis4. Tag nach Beginn des Ausschlags). Hinsichtlich des Impf- 
zustandes wurde festgestellt, daß keine geimpfte Person unter 
20 Jahren erkrankte, ebensowenig eine Person, die innerhalb 
der letzten 13 Jahre geimpft war. Dagegen sind 590 Ungeimpfte 
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unter 20 Jahren von den Pocken befallen worden. Im Staate 
Victoria traten die Pocken nur im Jahre 1921 auf. Es wurden 
nur 9 Fälle (2) in diesem Jahre gemeldet, in Queenland im 
Jahre 1913 deren5. In Südaustralien wurde im Jahre 1914 
1 Fall durch den Seeverkehr eingeschleppt. In Westaustra- 
lien wurden im Jahre 1914 durch einen Seemann die Pocken 
gleichfalls eingeschleppt und gaben zu 7 Erkrankungen Anlaß. 
Tasmania blieb während der Berichtszeit pockenfrei. 

Was den Impfzustand Australiens angeht, so bestand 
früher eine obligatorische Impfung nur in den Staaten Victoria 
und Westaustralien. Durch das Impfgesetz, das am 1. Juni 
1911 in Kraft trat, wurde in dem letztgenannten Staat das be- 
stehende Impfgesetz dahin abgeändert, daß eine Gewissens- 
klausel eingeführt wurde. Eine gleiche Abschwächung der 
Impfpflicht trat im Staate Victoria 1919 ein. In Südaustralien 
wurde die Impfpflicht im Jahre 1919 aufgehoben. In Neu-Süd- 
wales war die Impfung niemals obligatorisch, aber es sind öffent- 
liche Impfärzte angestellt, die für jede vollzogene Impfung eine 
Gebühr erhalten. In diesem Staate schwankte der Vakzina- 
tionsindex (Verhältniszahl der Kinderimpfungen, berechnet auf 
die Zahl der Geburten) in den Jahren 1913—1917 zwischen 0,09 
und 0,7°5. Eine Sonderstellung nehmen die Pockenjahre 1913 
und 1914 mit einem Vakzinationsindex von 19,5 und 12,4% 
ein. Im Staate Victoria wurden die Kinderimpfungen bis zum 
Jahre 1919 gehandhabt. Von 1909—1919 betrug die Zahl der 
Impfungen zwischen 69 und 44 °% der Geburten. Mit Einführung 
der Gewissensklausel im Jahre 1920 fiel die Ziffer auf 12,0 
und betrug im Jahre 1923 nur noch 6,0. In Queenland ist die 
Vorschrift über die obligatorische Impfpflicht niemals gehand- 
habt worden und war die Impfung eine freiwillige Einrich- 
tung. Da die praktischen Ärzte die vollzogenen Impfungen 
hier nicht melden, fehlen Angaben über den Impfzustand der 
Bevölkerung. In Südaustralien wurde die Zwangsimpfung im 
Jahre 1901 durch Einführung der Gewissensklausel gemildert 
und im Jahre 1917 ganz aufgehoben. Der Vakzinationsindex 
fiel von 14,0(!) im Jahre 1909 auf durchschnittlich 5,0 in den 
Jahren 1918—1922. Aus dem Jahre 1923 wurde überhaupt 
keine Impfung mehr berichtet. In Tasmania sind nach dem 
Impfgesetz von 1899 alle Kinder vor Erreichung des 12. Lebens- 
jahres zu impfen, falls keine Gewissensbedenken erhoben 
und falls die Kinder nicht krankheitshalber zurückgestellt sind. 
Impfberichte aus Tasmania liegen nicht vor. Während der 
Jahre 1903—1923 sind Pockenfälle auf dieser Insel nicht auf- 
getreten. 

Es ist schwierig, die Zahl der geimpften Einwohner Austra- 
liens zu schätzen, selbst wenn man nur die Erstimpfung ins 
Auge faßt ohne Rücksicht auf die Wiederimpfungen, die doch 
zur Erzielung einer größeren Immunität nötig sind. Im Jahre 
1910 waren ungefähr 30% der gesamten Bevölkerung geimpft, 
ein Verhältnis, das auch gegenwärtig noch zutreffen soll. Jedoch 
muß vom Standpunkte der praktischen Pockenbekämpfung aus 
der australische Staatenbund als gegen die Pocken ungenügend 
geschützt angesehen werden. Wenn in den letzten Jahrzehnten 
eine schwere Pockenepidemie ausgeblieben ist, so liegt dies zum 
großen Teil daran, daß die abgelegene und insulare Lage des 
Landes einen natürlichen Seuchenschutz gewährt und daß eine 
ziemlich sichere Seuchenabwehr sich durch die Einrichtungen 
eines zuverlässigen Seequarantänedienstes erzielen ließ. Ein 
Vergleich der australischen Verhältnisse mit der Pockengefahr 
in Deutschland, das durch seinen Reiseverkehr mit Osteuropa 
dauernd bedroht wird, ist daher nicht zulässig. Ob allerdings 
Australien trotz seiner günstigen geographischen Lage dauernd 
auf eine obligatorische Impfung wird verzichten können, muß 
die Zukunft lehren. Breger (Berlin). 
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Der gegenwärtige Stand der Zwillingsforschung. 
Von Frhr. O. v. VERSCHUER, Tübingen. 


Die Zwillingsforschung steht augenblicklich im Mit- 
telpunkt der Vererbungsforschung beim Menschen. 
Ihre Bedeutung für die menschliche Erblichkeits- 
forschung hatte zuerst Galton erkannt, danach wurde 
sie bei uns vor allemdurchPoll und J.Bauer vertreten. 
Summarische Untersuchungen haben dann gleichzeitig 
Siemens und Weitz gemacht, wobei Weitz sich 
auf die Untersuchung von E. Z. (eineiige Zwillinge) 
beschränkte, während Siemens noch dazu die Z. Z. 
(zweieiige Zwillinge) untersuchte, die Ähnlichkeit der 
E.Z. mit der der Z. Z. verglich und die prinzipiellen 
Vorzüge dieser Methode gegenüber der kasuistischen 
auseinandersetzte. Gleichzeitig und unabhängig von 
ihnen wurden ähnliche Untersuchungen durch Ja- 
blonski unter Polls Leitung vorgenommen. In- 
zwischen ist ein lebhafter Streit der Meinungen über 
einige Voraussetzungen der Zwillingsforschung und 
einige Ergebnisse der Siemensschen Untersuchungen 
entstanden. 

Die Erbgleichheit der E. Z. wurde bisher von fast 
allen Forschern seit Galton und Weismann ange- 
nommen. SiemensmachtdieselbeVoraussetzung,wenn 
er auch das gelegentliche Vorkommen von Erbverschie- 
denheit durch Störungen der Zellteilung oder nachträg- 
liche Erbänderung eines Zwillings für möglich hält. 
Auch Weitz und Jablonski stehen auf diesem Boden. 

Man nimmt an (Sobotta), daß E. Z. aus den beiden 
Blastomeren nach der ersten Zellteilung des befruch- 
teten Eies, aus welchem sich sonst die beiden Körper- 
hälften entwickeln (Roux), entstehen. Lenz hält 
auch eine Trennung auf späteren Stadien der Embryo- 
nalentwicklung für möglich. Durch Untersuchungen 
von Bridges an der Obstfliege Drosophila ist die Mög- 
lichkeit einer nicht ganz symmetrischen Reduktions- 
teilung sichergestellt. Es können ausnahmsweise 
2 homologe Chromosomen (vermutlich auch einzelne 
Chromomere) in dieselbe Keimzelle gehen oder beide 
daraus wegbleiben. Was für die Reduktionsteilung 
gilt, braucht für die Äquatorialteilung aber noch nicht 
ohne weiteres gültig zu sein. Weitz hat darauf hinge- 
wiesen, daß dies sehr unwahrscheinlich erscheint,da bei 
der vegetativen Fortpflanzung durch unabsehbar viele 
Zellteilungen der erbliche Charakter bewahrt bleibe. 


Nun fand aber Newman bei den neunbänderigen 
Gürteltieren, bei welchen eineiige Vierlinge geboren 
werden, daß ein vererbbares Merkmal wie die Verdop- 
pelung der Bänder und Schilder ungleichmäßig bei 
den Vierlingen desselben Wurfes auftritt. Er hält das 
für einen Beweis dafür, daß die Erbanlage während der 
Teilung ungleich verteilt wird. Allerdings scheint der 
Beweis, daß die unterscheidenden Merkmale wirk- 
lich erblich sind, noch nicht absolut sichergestellt 
zu sein. 

Leven glaubt, daß kleine erbliche Abweichungen 
bei E.Z. regelmäßig vorkommen, weil er die Tast- 
figuren der Finger bei Eineiern regelmäßig verschieden 


fand. Wilder, Poll, Bonnevie, Ganther und Ro- 


minger hatten schon vor Leven gefunden, daß die 
daktfloskopischen Unterschiede zwischen E. Z. nicht 
größer, vielleicht sogar etwas geringer sind als die 
entsprechenden Unterschiede zwischen der rechten und 
linken Körperseite. Die Erblichkeit der Papillarlinien 
begründet Leven in erster Linie mit der Unveränder- 
lichkeit der Figuren von ihrem ersten Auftreten in 
frühembryonaler Zeit ab durch das ganze Leben. Sie- 
mens weist demgegenüber darauf hin, daß diese Fol- 
gerung nicht stichhaltig sei und auch der Ansicht der 
maßgebenden Autoren (Poll, Cummins, Sicomo, 
Carrières) widerspreche, welche die Frage der Erb- 
lichkeit der Papillarlinien keineswegs für geklärt hal- 
ten. Auch Weitz hält verschiedene paratypische Ein- 
flüsse auf die beiden Früchte im Uterus für durchaus 
möglich, wodurch Verschiedenheiten der Fingerleisten 
bei E.Z. zustande kommen könnten. 

Andere Merkmale, deren Erblichkeit sicher festge- 
stellt oder sehr wahrscheinlich ist und in einzelnen 
Fällen bei E. Z. verschieden gefunden wurden, hat vor 
allem Meirowsky als Beweise für die Erbverschieden- 
heit der E. Z. hervorgehoben. Als die wichtigsten von 
ihnen seien genannt: Grübchenbildung (Meirowsky), 
Rotgrünblindheit (Nettleship), Hexadaktylie (Köh- 
ler), Haarpigment (Meirowsky und Spickernagel), 
Heterochromie (Jablonsky, Meirowsky), Nystag- 
mus (Siemens), Epilepsie (Siemens), Astigmatismus 
und Myopie (Jablonsky, Heinonen). Demgegen- 
über ist Siemens der Ansicht, daß diese Unterschiede 
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nur auf verschiedenen Manifestationsbedingungen be- 
ruhen. Er hebt auBerdem mit Recht hervor, daB die 
so häufige frappante Ähnlichkeit der E. Z., die bis ins 


hohe Alter bestehen bleiben könne, nur durch die Erb- 


gleichheit erklärbar sei. Auch dürfte vielleicht bei 
dem einen oder anderen dieser Fälle die Eineiigkeit 
nicht einwandfrei feststehen, wenn z.B. die Diagnose 
auf Grund des Eihautbefundes gestellt wurde (siehe 
weiter unten). 

Wenn also die Möglichkeit des Vorkommens von 
Erbverschiedenheiten bei E.Z. als sichergestellt be- 
trachtet werden muß, so ist es auf Grund unserer bis- 
herigen Erfahrungen aber noch ganz ungewiß, ob 
solche Erbverschiedenheiten häufig oder selten sind. 
Darin stimmen aber alle Autoren überein, daß E.Z. 
hochgradig erbähnlich sind. So ist z. B. bei den oben 
erwähnten Gürteltieren der Korrelationskoeffizient, 
der das Maß für die Ähnlichkeit der 4 Embryonen dar- 
stellt, 0,9294 + 0,0057 bei & und 0,9129 + 0,0059 
bei 9 ; er liegt also nicht allzuweit von 1,0, dem Wert 
für völlige Erbgleichheit, entfernt. | 

Eine weitere Streitfrage ist das Verhalten asym- 
metrischer Merkmale bei E.Z. J. Bauer, Dan- 
forth, Lenz und Meirowsky nehmen an, daß E. Z. 


sich zueinander etwa so verhalten wie die rechte und. 


linke Körperhälfte eines Individuums. Die oben er- 
wähnten daktyloskopischen Untersuchungen machen 
diese Annahme wahrscheinlich. Asymmetrische Merk- 
male könnten demnach, auch wenn sie erblich sind, 
bei E.Z.nicht mit größerer Häufigkeit erwartet werden 
als bei Z.Z. Demgegenüber glaubt Siemens, daß 
Beziehungen zwischen Asymmetrie und Diskordanz 
bei E.Z. einerseits und Nichterblichkeit andererseits 
bestehen sollen. Diese Annahme verdient sicher ernste 
Beachtung und wird durch einzelne Beobachtungen 
über das Vorkommen dominanten Erbgangs bei asym- 
metrischen Merkmalen (Meirowsky) nicht strikt 
widerlegt. Auch für das konkordante Vorkommen von 
asymmetrischen Merkmalen bei E.Z.lassen sich genug 
Beispiele aufstellen. Die Frage ist heute aber noch 
keineswegs völlig geklärt; erst wenn wir ein größeres 
Material überblicken können, wird eine Entscheidung 
vielleicht möglich sein. 

Die Grundlage aller Zwillingsforschungen ist die 
Diagnose der Eineiigkeit. Da der Befund der Ei- 
häute nur in seltenen Fällen, die später untersucht 
werden, vorhanden ist, wurde versucht, die Diagnose 
aus der Ähnlichkeit zu stellen. Poll glaubt, daß die 
Papillarlinien ein geeignetes Merkmal für die Ent- 
scheidung der Eiigkeit seien; Rominger kann sich 
dieser Ansicht nicht anschließen. Neuerdings hat Sie- 
mens eine dermatologische Methode zur Bestimmung 


der Eineiigkeit inauguriert, welche unabhängig von | 
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! ihm auch schon von Weitz angewandt wurde und 


von den meisten neueren Zwillingsforschern (Leven, 
Meirowsky, v. Verschuer, Weitz) angenommen 
worden ist. Es sind nur solche Merkmale verwertbar, 
die bei E. Z. erfahrungsgemäß selten verschieden, also 
streng erblich bedingt sind, und bei Z. Z. häufig diffe- 
rieren, also kompliziert erblich bedingt sind. Als solche 
Merkmale haben sich bewährt : Haarfarbe, Augenfarbe, 


: Hautfarbe, Lanugobehaarung, Haarwuchs, Ausbreitung 


des Körperhaares, Durchblutung der Haut, besonders 
an Händen und Füßen, Form und Stellung der 
Zähne; Sommersprossen, Gefäßerweiterungen, Kera- 
tosis pilaris; als weniger zuverlässig Zungenfurchen, 
Gesichtsbildung, Ohrform, Handbildung und Körper- 
bau. Als ein weiteres wertvolles Merkmal haben 
Mayer-List und Hübener (noch unveröffentlicht) 
den kapillarmikroskopischen Befund hinzugefügt, der 
bei 27 E. Z. Paaren 22 mal und bei 23 Z. Z. Paaren 
nur 3 mal übereinstimmend war. 

Des weiteren hat Siemens darauf aufmerksam ge- 
macht, daß der Befund der Eihäute keine strikte Be- 
weiskraft für die Entscheidung der Eiigkeit besitze. 
Er hat zwei Fälle beschrieben, die mit geteilten Ei- 
häuten und Plazenten geboren wurden, aber auf Grund 
der später festgestellten großen Ähnlichkeit bezüglich 
vorwiegend erblich bedingter Merkmale als aus einem 
Ei entstanden angenommen werden mußten. v. Ver- 
schuer hat zwei ebensolche Fälle beobachtet, außer- 
dem einen Fall von Monochorie bei einem Zwillings- 
paar, das auf Grund der Verschiedenheit in mehreren 
vorwiegend erblich bedingten Merkmalen als zwei- 
eiig angesprochen werden mußte. Diese Fälle sprechen 
für die schon vorher von Lenz geäußerte Ansicht, daß 
die Bildung von einem oder zwei Chorien von der Ent- 
fernung abhängig ist, in der sich zwei Embryonalan- 
lagen einnisten, weniger von ihrer Herkunft aus einem 
oder zwei Eiern. Um die Frage einer völligen Klar- 
stellung näherzubringen, wären histologische Unter- 
suchungen der Nachgeburt und genaue Erhebungen 
bei jeder Zwillingsgeburt, etwa nach dem „Fragebogen 
über eineiige Zwillinge: Geburt und erste Lebenszeit‘ 
von Hanhart, erforderlich. Auf alle Fälle müßte bei 
jedem wichtigen Zwillingsfall die Ähnlichkeit nach den 
oben aufgestellten Punkten angegeben werden. 

Von den Ergebnissen der bisherigen Zwillingsunter- 
suchungen seien die Muttermäler, die Linkshändigkeit 
und die Kopfform kurz besprochen. Bei den Mutter- 
mälern dreht sich der Streit zwischen Siemens auf 
der einen und Meirowsky-Leven auf der anderen 
Seite hauptsächlich um den ‚Grad des idiotypischen 
Anteils“, den der erstere als sehr gering und die letzte- 
ren als sehr erheblich annehmen. Die Entscheidung 
dürfte wohl durch Lenz, der die Befunde von Sie- 


19* 


142 


mens und Meirowsky (insgesamt 300 Zwillings- 
paare) biometrisch verarbeitet hat, dahin entschieden 
sein, daß die Muttermäler in hohem Maße idiotypisch 
bedingt sind ; er findet nämlich, unter Berücksichtigung 
einer Alterskorrektur, eine Korrelation bei E. Z. von 
0,78, bei Z. Z. von 0,31. Nach Berechnung von Lenz 
ist für den Fall, daß eine dominante Erbanlage von der 
Häufigkeit 0,5 in !/,, der Fälle an der Äußerung ge- 
hindert wird, die Korrelation bei E. Z. 0,69. Der idio- 
typische Anteil für die Entstehung der Muttermäler 
würde demnach etwa ?/,, betragen. Da die Korre- 
lation zwischen den beiden Körperhälften bezüglich 
der Muttermäler 0,67 ist, ergibt sich für dieses Merkmal, 
daß die Ähnlichkeit zwischen E.Z. etwa ebenso groß 
ist wie zwischen den beiden Körperhälften. 

Über die Ursachen der Linkshändigkeit gehen die 
Ansichten noch weit auseinander. Stier, Sieben, 
Jordan, Hurst u.a. glauben, daß der Erblichkeit die 
größte Bedeutung zukomme. Demgegenüber meint 
Siemens, daß sie in entscheidender Weise nicht erb- 
lich bedingt sei, da von 24 E. Z. Paaren mit Linkshän- 
digkeit in 21 Fällen nur der eine Zwilling und nur in 
3 Fällen beide behaftet waren. Weitz und v. Ver- 
schuer fanden bei 18 E.Z. Paaren mit Linkshändig- 
keit 5 mal beide behaftet, 13 mal nur den einen. Be- 
züglich der von den anderen Autoren festgestellten 
familiären Häufigkeit der Linkshändigkeit weist Sie- 
mens auf dabei unterlaufene fehlerhafte Methoden 
hin, bei deren Beachtung er keine familiäre Häufung 
der Linkshändigkeit finden konnte. Da Siemens 
unter Zwillingen viel mehr Linkser findet als unter 
ihren Geschwistern (15% bzw. 7%), spricht er die 
Vermutung aus, daß in der Zwillingsschwangerschaft 
eine von den Bedingungen für die Entstehung der 
Linkshändigkeit zu sehen sei. In diesem Zusammen- 
hang müssen Untersuchungen von Bethe erwähnt 
werden, der festgestellt hat, daß im Alter von 2—4 
Jahren die Häufigkeit der Linksbevorzuger derjenigen 
der Rechtsbevorzuger etwa entspricht. v. Verschuer 
hat eine Korrelation zwischen Händigkeit und Hoden- 
stellung gefunden und zwar in dem Sinne, daß in der 
Mehrzahl der Fälle Rechtshändigkeit mit linksseitigem 
und Linkshändigkeit mit rechtsseitigem Hodentief- 
stand verbunden ist. Bei 17 auf Hodenstellung und 
Händigkeit untersuchten E.Z. Paaren findet v. Ver- 
schuer Rechts-Linkshändigkeit bei 7 Fällen, die 
gleiche Hodenstellung aufweisen, einmal, bei 10 Fällen, 
welche die Hoden in spiegelbildlicher Stellung haben, 
dagegen 4 mal und zwar in 3 Fällen so, daß der Links- 
händer den rechten Hoden und der Rechtshänder 
den linken Hoden tiefer stehen hat. Er erklärt diese Ver- 
hältnisse durch entwicklungsmechanische Umstände, 
bedingt durch die am häufigsten vorkommende 
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seitliche Anordnung der beiden Früchte in der Gebär- 
mutter nebeneinander, wodurch die rechte Körper- 
seite des einen Zwillings neben die linke Körperseite 
des anderen zu liegen kommt. Infolge des Druckes der 
beiden Körperseiten aufeinander könnten dieselben in 
ihrer Entwicklung gestört oder gehemmt werden. 

Bezüglich der Kopfform haben Siemens und v.Ver- 
schuer unabhängig voneinander Formen von an- 
geborener Hypsikephalie, in der Mehrzahl der Fälle 
nur bei einem der Zwillinge, in relativ häufiger 
Zahl gefunden. Sie nehmen als Ursache hierfür nur 
für Zwillinge gegebene intrauterine Bedingungen 
an. Durch anthropologische Zwillingsuntersuchungen 
konnte v. Verschuer zeigen, daß bei verschiedener 
Umwelt, bei verschiedenem Geburtsgewicht und bei zu- 
nehmendem Lebensalter die allgemeine Verschiedenheit 
der E. Z. zunimmt, die Verschiedenheit des Gehirn- 
schädels dagegen nicht. Aus diesen Befunden ergibt sich 
in Übereinstimmung mit den Untersuchungen von 
Fischer über die Umformung des Schädels bei jungen 
Ratten und von Walcher über Schädelumformungen 
bei Säuglingen, daß Umwelteinflüsse nur während der 
Fötal- und Säuglingszeit, wahrscheinlich vor dem knö- 
chernen Verschluß der Fontanellen, Umbildungen des 
Schädels verursachen können. Es ist das vielleicht ein 
Analogon zu den oben geschilderten Verhältnissen bei 
den Papillarlinien, nur daß wir hier eine spätere Fest- 
legung der endgültigen phaenotypischen Form haben. 

Untersuchungen an E. Z. können auch zur Bestim- 
mung der Modifikationsbreite normaler Merkmale her- 
angezogen werden. Jablonski hat dies für die Re- 
fraktion des Auges und v. Verschuer für die anthro- 
pologischen Maße und Indices unternommen. 

Aus der Schilderung der aufgeführten Beispiele er- 
gibt sich, daß die Zwillingsforschung als eine wertvolle 
ätiologische Forschungsmethode betrachtet werden 
kann. Wenn ihre Voraussetzungen auch noch zum Teil 
umstritten sind, so genügt die allgemein anerkannte 
Grundlage der höchstmöglichen Erbähnlichkeit der 
E.Z. doch für summarische Untersuchungen. Bevor 
jedoch aus den Ergebnissen allgemeinere Folgerungen 
gezogen werden können, muß in jedem Einzelfall fest- 
gestellt werden, ob die Ursachen nicht in den Zwillings- 
verhältnissen selbst liegen (Linkshändigkeit, Hypsi- 
kephalie). Auch sollte die Nachprüfung der Ergebnisse 
mit der Familienmethode soweit als möglich erfolgen. 
Endgültige Schlüsse sind erst beim Vorliegen eines 
größeren Materials erlaubt. Demgegenüber haben 
Einzelbefunde nur einen relativen Wert. 

Alle Zwillingsbefunde sollten, wie es Siemens vor- 
geschlagen hat, inZwillingsarchiven gesammelt werden. 
Es sind solche schon an mehreren Stellen vorhanden, 
z. B. in München (Siemens), Tübingen (Weitz), Köln 
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(Meirowsky) und Zürich (Hanhart). Erst wenn wir 
ein Gesamtmaterial von mehreren hunderten oder tau- 
senden genau untersuchter Zwillinge überblicken kön- 
nen, werden wir gesicherte Ergebnisse erhalten. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


H. Naujoks (Königsberg), Das Problem der temporären 
Sterilisierung der Frau. Ferd. Enke, Stuttgart 1925, 83 S. 
st 4.50. N. hält die temporäre Sterilisierung der Frau vom 
ethischen Standpunkt aus für berechtigt, wenn das Verbot der 
Schwangerschaft ein absolutes und länger dauerndes sein muß. 
Dabei soll nicht etwa an die Stelle antikonzeptioneller Mittel die 
temporäre Sterilisierung treten, sondern sie soll in der Haupt- 
sache Dauersterilisierung vermeiden. Als häufigste Indikationen 
führt er folgende an: Dekompensationserscheinungen leichterer 
Grade in mehreren Schwangerschaften, schwere Dekompen- 
sation bei Infektionskrankheiten, Pyelitis usw., bei Herzfehlern, 
die auf Behandlung gut ansprechen und bei Schonung erhebliche 
Besserung erhoffen lassen. N. empfiehlt sie ferner bei mani- 
fester Tuberkulose, I. Stadium, in fortgeschrittenen Fällen nur 
dann, wenn Dauersterilisierung abgelehnt wird. Mittelschwerer 
Basedow erscheint ihm gleichfalls als Indikation, schwere Fälle 
will N. dagegen lieber dauernd sterilisieren, ebenso bei schwerer 
Erkrankung an Hysterie, Epilepsie, Chorea (? Ref.), Dementia 
praecox. Das gleiche hätte aber auch vom manisch-depressiven 
Irresein zu gelten, das N. überraschenderweise nur in der de- 
pressiven Phase als Indikation temporärer Sterilisierung gelten 
läßt und in eine Stufe mit den Schwangerschaftspsychosen stellt. 
Bemerkenswert ist, daß der Verfasser soziale Momente insoweit 
zur Beurteilung herangezogen wissen möchte, als sie die Pro- 
gnose von Erkrankungen beeinflussen. Die Kritik der operativen 
Verfahren, die sich anschließt, ist wohl teilweise allzu skeptisch, 
besonders im Hinblick auf die Tatsache, daß N. gegenüber der 
temporären Rôntgensterilisierung Bedenken weniger stark 
wertet. Er findet nur, daß sie keine Sicherheit bezüglich der 
Dauer des Schutzes vor Schwangerschaft gewährt, glaubt aber 
die Gefahr einer Keimschädigung verneinen zu können. Ref. 
möchte jedoch aus eugenischen Gründen hier widersprechen. 
Daraus, daß ein sicherer Fall von Keimschädigung beim Mer- 
schen durch Strahlenbehandlung noch nicht nachgewiesen ist, 
darf noch nicht auf Gefahrlosigkeit der Bestrahlung geschlossen 
werden. Man wird gut tun, auch auf die Möglichkeit einer 
Keimschädigung einen der Schlußsätze Naujoks anzuwenden: 
„Noch ist die temporäre Sterilisierung ein Problem.“ Der Ver- 
fasser hat sich das Verdienst erworben, in anregender und ge- 
schickter Form die Aussprache über diese wichtige Frage er- 
öffnet zu haben. F: 


Placzek (Berlin), Homosexualität und Recht. Georg 
Thieme, Leipzig 1925, 158 S., brosch, .f 4.50. Unter den Tages- 


fragen, die vom eugenischen Standpunkt aus ernsteste Beach- 
tung erheischen, verdient die der sexuellen Abartung besondere 
Aufmerksamkeit. Wir begrüßen deshalb die klare, kritische 
Schrift von P., die sich vor allem auch mit Hirschfeld aus- 
einandersetzt, dessen Auffassung der Rassenhygieniker ab- 
lehnen muß. P. tritt für eine Änderung des bekannten § 175 
ein. Wir stimmen einer Erhöhung des Schutzalters ganz ent- 
schieden zu. Über das 18. Jahr hinaus sollte man allerdings 
nicht gehen. Im allgemeinen wird in diesem Alter doch wohl 
die erforderliche Reife erreicht sein. Sehr ernst stimmt die hohe 
Einschätzung der Gefahr homosexueller Verführung Jugend- 
licher, in der P. in schroffstem Gegensatz zu Hirschfeld steht. 
Die Ausführungen über forensische Begutachtung Homo- 
sexueller sind vorbildlich in ihrer kritischen, sachlichen Wertung 
aller Einzelheiten. Ärzte, Erzieher und Juristen werden aus 
der Schrift reichen Gewinn ziehen. F. 


Timerding (Braunschweig), Das Problem der ledigen Frau. 
Abhandlungen aus dem Gebiete der Sexualforschung, IV, H. 4, 
Marcus & Weber, Bonn 1925, 44 S., .# 2.20. Der gewaltige Aus- 
fall von Männern in fortpflanzungsfähigem Alter durch den Welt- 
krieg hat das Problem der ledigen Frau recht aktuell werden 
lassen. Wir können an ihm nicht vorbeigehen, sondern müssen 
uns mit ihm aus eugenischen, sozialen und rein menschlichen 
Gründen auseinandersetzen. T. tut dies in ernster, sachlicher 
Weise. Er geht von der Auffassung aus, daß Ehe und Familie 
der ‚natürliche‘ Beruf der Frau ist. Gegen die, namentlich 
in Ländern mit Männerüberschuß (Amerika!) bemerkbare 
Tendenz, die Frau gänzlich von Arbeit zu entlasten, äußert T. 
nit Recht Bedenken. ‚Ziel kann nur sein, das Ausmaß und die 
Art der Arbeit, die der Frau zufällt, so zu bestimmen, daß sie 
seelisch nicht dabei verkümmert und daß sie körperlich keinen 
Schaden leidet.“ Wir werden auch unbedenklich die immer 
häufigere Berufsausbildung der Frau begrüßen dürfen, da sie 
mehr den Charakter einer Versicherung gegen Ehelosigkeit 
als den einer Lebensbestimmung in sich trägt. Das unerfreuliche 
Warten auf den Mann kann durch den Beruf beseitigt werden. 
In der Ehe soll jedoch die Berufstätigkeit der Frau cin Ende 
finden. Recht bemerkenswert sind die Ausführungen von T. 
darüber, daß aber nicht etwa die reizlose Frau im Beruf unter- 
käme und die übrigen geheiratet würden. Auch im Beruf spielt 
das Aussehen und Wesen der Frau eine erhebliche Rolle. Al- 
ternde Frauen finden schwer eine Anstellung. Der Beruf wirkt 
daher wohl kaum im Sinne einer Auslese nach Ehetauglichkeit 
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oder Untauglichkeit. Der Satz: ‚Die eigentliche Tragik der 
Frau liegt aber darin, daß gerade die am meisten auf Broterwerb 
angewiesen ist, die am wenigsten in der Lage ist, ihn zu finden‘, 
geht aber doch wohl etwas zu weit. Der Verf. führt weiterhin 
aus, daß das Problem der ledigen Frau insbesondere die höheren 
Stände beträfe. Man müsse danach streben, daß mehr Frauen 
zur Ehe kämen. Dies könne dadurch teilweise erreicht werden, 
daß die Altersdifferenz zwischen Mann und Frau bei der Ehe- 
schließung geringer würde, oder, mit anderen Worten, daß die 
Männer früher heiraten. Damit mündet das Problem der 
ledigen Frauindas der Frühehe des Mannes. Wir werden 
aber vorsichtig hinzufügen müssen, daß wir uns zur Befürwor- 
tung der Frühehe nicht ohne Bedenken entschließen können, 
solange nicht die wirtschaftlichen Voraussetzungen einer Ehe 
erfüllt sind. Sie zu schaffen, ist mit eine der wichtigsten be- 
völkerungspolitischen Aufgaben, die nur durch Reform des 
Steuer- und Lohnwesens gelöst werden kann. T. möchte die 
Ehescheidung erleichtert wissen, um gerade in Frühehen die 
Trennung zu ermöglichen, wenn sich die Gatten nicht mehr ver- 
stehen. Man wird erleichterte Ehescheidung sicher begrüßen 
dürfen, muß aber doch die Begründung des Verfassers als nicht 
unbedenklich bezeichnen. Ehen, in denen die Gatten nach 
einiger Zeit solche seelischen Veränderungen durchmachen, daß 
sie nicht mehr zusammen leben können, sind verfrühte Ehen, 
nicht Frühehen, wie wir sie auch aus eugenischen Gründen, wie 
Verminderung der Geschlechtskrankheiten, sehen möchten. 
Überraschend wirkt auch die Behauptung, daß die Ärzte fast 
geschlossen für Aufhebung des $ 218 StGB. einträten. Es wird 
im Gegenteil nur wenige Ärzte geben, die sich für bedingungslose 
Freigabe der Abtreibung einsetzen. Durchaus richtig ist da- 
gegen die Kritik T.’s daran, daß der Staat einerseits die Familie 
zum Eckpfeiler des Staates macht, auf der anderen Seite aber die 
Familiengrändung erschwere. Der Vorschlag, den Mann zur 
Heirat zu zwingen, wenn ein Liebesverhältnis zur Schwanger- 
schaft des Mädchens geführt habe, ist aber recht bedenklich. 
In sehr vielen Fällen wird eine solche Zwangsehe mit Scheidung 
enden. Auch dann, wenn mehr Frauen als bisher zur Ehe kom- 
men, wird noch eine erhebliche Anzahl unverheiratet bleiben. 
T. erörtert die seelische Verfassung dieser Frauen und kommt 
zu dem Ergebnis, daß eine Lösung des Problems nur in be- 
stimmter körperlicher und seelischer Entwicklung des ganzen 
weiblichen Geschlechts zu suchen sei. Restlos wird es sich wohl 
nicht lösen lassen, da die individuelle Veranlagung eine große 
Rolle spielt. ‚Der Gedanke, die Ehe abzuschaffen, weil eine 
Anzahl von Frauen dabei leer ausgeht, kommt mir vor, als wollte 
man eine Stadt einäschern, weil in ihr soundsoviel Menschen ohne 
Obdach sind.“ Ref. möchte diesen Satz besonders unterstreichen. 
Die gedankenreiche Schrift sei bestens empfohlen. F. 
Günther Just (Greifswald), Begriff und Bedeutung des Zu- 
falls im organischen Geschehen. Julius Springer, Berlin 1925, 
27 S. # 1.50. Die Schrift gibt die Antrittsvorlesung des Ver- 
fassers wieder und behandelt in allgemeinverständlicher Form 
den Zufallsbegriff und seine Bedeutung auf biologischem Ge- 
biete. Besonders in der Erblichkeitsforschung können kausale 
Beziehungen nur durch Analyse des Zufalls aufgedeckt werden. 
Diese Erkenntnis ist leider nur allzu wenig verbreitet. Sie ge- 
fördert zu haben, ist das Verdienst der kleinen Schrift. F. 
Kath. Gangse (Hull), Etude d’hygiöne maternelle et 
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familiale (Analyse de 500 familles de la classe ouvrière). Arch. : 


de méd. des enfants 27 II. 669. 1924. Verfasserin untersuchte 500 
Arbeiterfamilien der Stadt Hull. 350 Familien (Gruppe A) mit 
durchschnittlich 8 Kindern werden mit 150 Familien (Gruppe B) 
mit weniger als 5, durchschnittlich 3 Kindern, verglichen. Beide 
Gruppen umfassen nur Arbeiterfamilien. G. kommt zu dem 
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Ergebnis, daß Mütter und Kinder in Gruppe A gesünder seien 
als in Gruppe B. In A stillten 73 %, in B nur 44,6 % der Mütter. 
Kinderreichtum verschlechtere die Aufwuchsbedingungen 
nicht. Die Arbeit ist ein Beitrag zur biologischen Wertung 
kinderreicher Familien. F 


M. Hirsch (Berlin), Legalisierung des künstlichen Abor- 
tus im künftigen Strafrecht und die Bedeutung eugenetischer 
Gesichtspunkte. Zbl. f. Gynaek. 1925, Nr. 34. H. hält die Er- 
weiterung des Notstandsparagraphen für einen genügenden 
Schutz des Arztes, der sich zu einem Eingriff entschließt. Er 
glaubt ferner, daß eine eugenische Indikation zur Unterbrechung 
der Schwangerschaft anerkannt werden müsse. Die Mehrzahl 
der Frauenärzte nimmt aber in dieser Frage einen entschieden 
anderen Standpunkt ein. F. 


L. Ascher (Frankfurt a. M.), Konstitution und Konstitu- 
tionsbestimmung. Ztschr. f. Konsti. 10, 721. 1925. A. definiert 
Konstitution als das Ergebnis des Zusammenwirkens von 
Widerstandskraft und Leistungsfähigkeit, ausgedrückt durch 
den Habitus, eine Auffassung, welche die Erbanlagen zu wenig 
berücksichtigt und, wie sich aus den folgenden Ausführungen 
ergibt, fast nur auf eine Umschreibung der Lebenserwartung 
der verschiedenen Altersklassen hinausläuft. A. führt aus, daß 
bis zum schulpflichtigen Alter die Widerstandskraft steige, her- 
nach sinke. Die Leistungsfähigkeit habe ihr Minimum vom 
22.—36. Jahre und sei abhängig vom Gewicht des Drüsen- 
apparates. Das Fettpolster erhöhe oder vermindere die Wider- 
standskraft je nach Art einer Infektion. F. 


E. Joel und F. Fränkel, (Berlin), Kokainismus und 
Homosexualität. Kli. Wo. 4, 1562. 1925. Zur Verhütung und 
Behandlung der Giftsuchten. Kli. Wo. 4, 1713. 1925. Ho- 
mosexuelle neigen zu Rauschgiften. Latent Homosexuelle 
können unter Kokainwirkung zur Manifestation ihrer Ab- 
artung gelangen. Da die Zielstrebigkeit des Sexualtriebes ge- 
stört wird, kann im Kokainrausch wohl auch ein Normaler zu 
homosexueller Betätigung gelangen. Um eine echte Umstim- 
mung des Triebs handle es sich aber nicht. Der Gefährdung durch 
Rauschgifte erlägen auch Gesunde, nicht nur Psychopathen. Die 
Konstellation ist hier von größerer Bedeutung als die Kon- 
stitution. Vorbeugende Maßnahmen sind aussichtsreicher als 
Heilversuche. F. 


H. Ziesch (Dresden), Statistisch-genealogische Unter- 
suchungen über die Ursachen der Rachitis, insbesondere ihre Erb- 
lichkeit. Arch. f. Rassen- u. Ges.-Biologie 17, 61. 1925. Z. 
hat eine Reihe von Familien untersucht und kommt zu dem Er- 
gebnis, daß die wesentlichste Ursache für die Entstehung der 
Rachitis in Erbanlagen zu suchen sei. Der Erbgang ist noch 
unklar. Dominante Anlagen scheinen im Spiele zu sein. Auch 
scheint eine Vererbung spezifischer rachitischer Symptom- 
gruppen und familiär auftretende Lokalisation eine Rolle zu 
spielen. Das klinische Krankheitsbild wird aber von äußeren 
Faktoren ausgelöst, die zur Erbanlage hinzutreten müssen. 
Unzweckmäßige Ernährung und ungünstige Wohnungsverhält- 
nisse sind die wichtigsten äußeren Faktoren. Die Erblichkeits- 
frage bedarf allerdings noch weiterer Erörterung, wenn auch die 
12 Stammbäume von Ziesch manchen Einblick gewähren. F. 


W. Albrecht (Tübingen), Über die Vererbung der kon- 
stitutionell sporadischen Taubstummheit, der hereditären La- 
byrinthschwerhörigkeit und der Otosklerose. Arch. f. Ohren-, 
Nasen- und Kehlkopfleiden 110, 15. 1925. A. berichtet über 
15 sorgfältig untersuchte Familien mit Taubstummheit, in 
denen die große Häufigkeit von Verwandtenehen auffällt. 
Dies sowie andere Anzeichen weisen auf rezessive Erblichkeit 
der Taubstummheit hin. Ein Stammbaum, der die Bedeutung 
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der Verwandtenehen für das Sichtbarwerden rezessiver Erb- 
anlagen besonders schön erkennen läßt, sei mitgeteilt: 


Albrecht glaubt mit Sicherheit aus seinen Befunden mono- 
hybrid rezessive Vererbung erschließen zu dürfen. Rechnet man 
aber nach der Geschwistermethode Weinbergs, so findet man 
in den Familien Älbrechts unter den Nachkommen gesunder 
Eltern 21,5% als Erbzahl, nach der Probandenmethode unter 


145 


Annahme je eines Probanden in jeder Geschwisterserie 14,5 %. 
Die richtige Zahl dürfte wohl zwischen diesen beiden Werten 
liegen und wäre mit einem rezessiven Merkmalspaar vereinbar, 
wenn man an die Möglichkeit einer Manifestationsstörung denkt, 
ließe sich aber auch mit polymerer Vererbung in Einklang brin- 
gen. Zu bindenden Schlüssen ist der Zahlenumfang aber wohl 
noch zu gering. Die Stammbäume über Innenohrschwer- 
hörigkeit dürfen als Beweis dominanter oder unregelmäßig do- 
minanter Vererbung gedeutet werden, ebenso die Familien mit 
Otosklerose. F. 

ı F. W. Bremer (Göttingen), Zur Vererbung der Selbst- 
mordneigung. Arch. f. Psych. 73, 168, 1925. B. teilt eine Reihe 
von Familien mit, in denen Selbstmorde gehäuft auftreten. Bei 
solchen Beobachtungen muß allerdings stets bedacht werden, 
daß der Selbstmord eines nahen Verwandten den gleichen Ent- 
schluß bei den übrigen Familiengliedern erleichtert, was die 
Deutung erschwert. Die untersuchten Familien zeigen zyklo- 
thyme und schizoïde Züge, was im Sinne ungünstiger Kon- 
stitutionslegierung gedeutet wird, die besonders leicht kurz- 
schlußartig zu Selbstmorden führt. F: 

Strohmayer (Jena), Zur Genealogie der Schizophre- 
nie und des Schizoïds. Ztschr. f. d. ges. Neur. u. Psych. 45, 

194. 1925. Es ist leider nicht möglich, die wertvollen Stamm- 
bäume deutscher Fürstengeschlechter wiederzugeben, die St. 
hier mitteilt.. Die Arbeit ist ein ausgezeichneter Beitrag zur 
Erbkasuistik und läßt die erbbiologischen Zusammenhänge 
zwischen Schizophrenie und Psychopathie erkennen. F: 
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Schulhygiene und Schulkinderfürsorge. 
Übersichtsreferat. 
Von W. STEPHAN, Mannheim. 


Schulhygiene. 

Wenn man die Entwicklung der Schulhygiene in 
der Nachkriegszeit überblickt, muß man mit Bedauern 
feststellen, daß auf diesem Gebiet, das sich früher in 
lebhafter Vorwärtsentwicklung befand, unter der Not 
der Zeit ein gewisser Stillstand in der Entwicklung »in- 
getreten ist, ja sogar mancherlei Errungenschaften: 
wieder verloren gegangen sind. Erinnern wir uns an 
die äußere Vernachlässigung der Schulgebäude, an die 
mangelhafte Reinigung, an die Zusammenlegung von 
Schulen zur Kohlenersparnis, an die Schwierigkeiten 
im besetzten Gebiet usw. Es wird noch manchen 
Kampf kosten, bis das frühere Niveau wieder erreicht 
ist. Die Neubautätigkeit ruht seit Jahren fast 
völlig. Neue Schulhäuser sind höchstens auf dem 
Lande vereinzelt entstanden. So ist es nicht verwun- 
derlich, daß 1922 auf der 18. Jahresversammlung des 
Deutschen Vereins für Schulgesundheitspflege in 
Frankfurt a. M. zum letzten Male hygienische Mindest- 
forderungen vom Schularzt, Architekten und Lehrer 
für Schulhausneubauten aufgestellt wurden (1). Da 
erfreulicherweise in der Folgezeit mit einem Wieder- 
aufleben der Neubautätigkeit gerechnet werden kann, 
wäre es dringend notwendig, daß erfahrene Schulärzte 
rechtzeitig ihre Wünsche anmeldeten. Was seinerzeit 
von Selter, Hane und Garz gesagt worden ist, be- 
darf nochmaliger Nachprüfung. Schon damals wurde 
eindringlich davor gewarnt, die Anforderungen an 
Schulhausneubauten allzu stark herabzusetzen (Abel). 

Auf dem Gebiet der Unterrichtshygiene muß 
vor allem die Ausbreitung des Arbeitsschulgedankens 
erwähnt werden. Auch die Bestrebungen, den Unter- 
richt aus der Großstadt für kürzere oder längere Zeit 
herauszuverlegen, haben Fortschritte zu verzeichnen. 
Zahlreiche Schulen besitzen bereits Landheime und 
in ganz großzügiger Weise hat die Stadt Frankfurt 
a. M. den früheren Truppenübungsplatz Wegscheide zu 
diesem Zweck herangezogen (2). Überhaupt nehmen 
die Erörterungen über die Frage der körperlichen 
Ertüchtigung der Schuljugend in den letzten 


wird die Forderung der täglichen Turnstunde von 
Schularzt und Lehrer erhoben (3, 4, 5, 6). Beachtens- 
wert ist, wie Rothfeld vorschlägt, ein halbstündiges 
Turnen in den Vormittagsunterricht so einzufügen, 
daß Körpererziehung und Geisteserziehung immer in 
Fühlung miteinander bleiben. Auch des Mädchen- 
schulturnens hat man sich angenommen. Siebert 
hat eindringlich auf die bestehenden Mängel hinge- 
wiesen und die Möglichkeit ihrer Beseitigung gezeigt 
(7,8). Einsichtige Schulverwaltungen haben den obli- 
gatorischen Schwimmunterricht eingeführt. Die Er- 
folge, wie sie Linke beobachten konnte, sind sehr er- 
mutigend (9). Auch die günstigen Wirkungen von 
Schülerwanderungen wurden von Caesar festgestellt 
(10, 11). Vom Unterricht selbst wurde lediglich die 
Frage der geteilten oder ungeteilten Unterrichtszeit 
auf einer Sonderkonferenz in Karlsruhe eingehend er- 
örtert. Wenn auch kein einheitliches Ergebnis zustande 
kam, wurde doch allseitig anerkannt, daß die unge- 
teilte Unterrichtszeit keiner Beanstandung vom hygie- 
nischen Standpunkt aus unterliege (12). Vielfach wurde 
die hygienische Belehrung und Erziehung in 
der Schule erörtert. Bei der 17. Jahresversammlung 
des Deutschen Vereins für Schulgesundheitspflege war 
diese Frage ein wesentlicher Punkt der Tagesordnung. 
Lehrer und Schularzt waren sich einig in der Anerken- 
nung der Bedeutung der hygienischen Belehrung und 
Erziehung. Fast allgemein hat man sich auf den Stand- 
punkt gestellt, daß hier Arzt und Lehrer zusammen- 
wirken müssen (13, 14). Als Sonderfragen behandelten 
Kayser-Petersen und Neuhaus den Tuberku- 
lose-Unterricht (15, 16). Sehr viel hat man sich 
mit der sexuellen Aufklärung in der Schule be- 
schäftigt (17, 18, 19, 20). Umfassendes Material über 
den Stand der hygienischen Schularbeit in Sachsen und 
der hygienischen Durchbildung der Lehrer hat Teu- 
scher gesammelt und gestützt hierauf eine bessere 
hygienische Vorbildung der Lehrer gefordert (21). 
Von besonderen Schularten liegen über die sogenann- 
ten Förderklassen aus Frankfurt a. M. interessante 


Jahren einen sehr breiten Raum ein. Immer wieder | schulärztliche Untersuchungen von Hanauer vor, die 
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zeigen, daß diese Schüler in körperlicher und geistiger 
Beziehung besonderer Fürsorge bedürfen (22). Das 
Hilfsschulwesen selbst ist zu einem Sondergebiet 
geworden, was auch durchaus seiner Bedeutung ent- 
spricht. Die Idee von Sonderklassen für sprachgebrech- 
liche Kinder hat neben den Sprachheilkursen 
Boden gewonnen (23). Die Vorklassen oder Schul- 
kindergärten für schulunreife Kinder sind fast 
überall zu stehenden Einrichtungen geworden (24). 
Die Einführung der Einheitsschule hat anfänglich 
mehrfach zu Erörterungen Anlaß gegeben. Sie war das 
Thema der 16. Jahresversammlung des Deutschen Ver- 
eins für Schulgesundheitspflege 1919 in Weimar. Sie 
wurde damals als Fortschritt begrüßt, aber auch weit- 
gehende Berücksichtigung der Schulhygiene verlangt 
(25,26). Kürzlich hat noch Brunn zur Grundschule 
Stellung genommen und auch hierzu seine Zustim- 
mung von der Durchführung der schulhygienischen 
Forderungen abhängig gemacht (27). 

Es ist zu hoffen und zu wünschen, daß die Ärzte, 
die sich teilweise allzusehr zurückgehalten haben, sich 
dem wichtigen Gebiet der Schulhygiene wieder 
mehr widmen; steht doch unser gesamter Nachwuchs 
jahrelang unter dauerndem Einfluß der Schule. 


Schulkinderfürsorge. 

Ganz anders war die Entwicklung derSchulkinder- 
fürsorge in den Nachkriegsjahren. Überall sehen wir 
lebhaftes Vorwärtsstreben, das auch nicht ohne greif- 
bare Erfolge blieb. Den äußeren Anlaß gab die schreck- 
liche Kindernot nach dem Kriege. In allen Kreisen 
war dadurch das Interesse für die praktische Fürsorge 
wachgerufen. Nicht vergessen werden darf auch die 
tatkräftige Unterstützung des Auslandes, besonders 
Amerikas. Diese Hilfe war nicht nur materiell be- 
deutend, fast noch größer erwies sich ihr ideeller Wert, 
insofern als sie immer wieder ein Ansporn war, auch 
während der schlimmsten Notzeit in der Fürsorge 
nicht zu erlahmen. Daß von allen Zweigen der Ge- 
sundheitsfürsorge die Schulkinderfürsorge in erster 
Linie sich so rasch entwickelte, hat seine Ursache wohl 
darin, daß die Not der Schulkinder am meisten in die 
Augen sprang, sie auch leicht erfaßbar waren und hier 
schon verhältnismäßig zahlreiche Organisationsan- 
sätze vorhanden waren. Anerkannt muß auch werden, 
daB die schon vorbereitete Umstellung des Schularztes 
zum Schulkinderfürsorgearzt sich schnell vollzog. Wer 
die schulärztliche Literatur verfolgt hat, konnte sehen, 
wie ein Gebiet der Fürsorge nachdemanderen ausgebaut 
und immer wieder neue in Angriff genommen wurden. 

In der Gesetzgebung hat die Ausbreitung des 
Schularztwesens wenig Unterstützung gefunden. Wäh- 
rend in den meisten deutschen Staaten die Anstellung 
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von Schulärzten schon von früher her oder in neuester 
Zeit geregelt ist, hat der größte deutsche Staat, Preu- 
Ben, noch immer kein Schularztgesetz. Engelsmann 
hat eindringlich auf seine Notwendigkeit hingewiesen 
und auch gezeigt, daß ein solches Gesetz den Staat 
in keiner Weise belastet. An zahlreichen Beispielen 
zeigt er, wie schon jetzt vielfach Eltern, Kreis und Ge- 
meinden Träger der Schularzteinrichtung sind (28). 
Die früher heiß umstrittene Frage, ob hauptamt- 
licher oder nebenamtlicher Schularzt, ist zwar 
in den Hintergrund getreten, doch ist sicher die An- 
sicht vorherrschend, daß, wenn irgend angängig, der 
hauptamtliche Schul- und Fürsorgearzt vorzuziehen 
ist. Die Zahl der hauptamtlichen Schul- und Für- 
sorgeärzte in den Städten, aber auch auf dem Lande 
hat sich erfreulicherweise sehr stark vermehrt. Die er- 
strebenswerte Zusammenfassung der gesamten Gesund- 
heitsfürsorge, einschließlich der Schulkinderfürsorge, 
ist allerdings durch die unklare Fassung des Reichs- 
jugendwohlfahrtsgesetzes deutlich gehemmt worden. 
Über die schulärztliche Organisation auf dem Lande 
hat sich Sandhop geäußert, der eine enge Ver- 
bindung mit dem Kreisarzt zur Beaufsichtigung und 
Vereinheitlichung des schulärztlichen Dienstes emp- 
fiehlt (29). Vorübergehend hat auch die Behand- 
lungsfrage wieder eine Rolle gespielt. Auf der 10. 
Jahresversammlung der Vereinigung Deutscher Schul- 
und Fürsorgeärzte in Frankfurt a. M. 1922 verhielt 
man sich zwar prinzipiell gegen die Übernahme der 
Behandlung erkrankter Kinder durch den Schul- und 
Fürsorgearzt ablehnend, war sich aber auch darüber 
einig, daß die Grenzen zwischen Beratung und Be- 
handlung nicht zu eng gesteckt werden dürfen. Es 
wurde eingehend über die Aufgaben und Grenzen der 
schul- und fürsorgeärztlichen Tätigkeit verhandelt (30). 
Hand in Hand mit der Neuanstellung von Schulärzten 
ging auch die Anstellung von Schulschwestern und 
Schulpflegerinnen, deren Tätigkeitsgebiet noch 
sehr wenig einheitlich abgegrenzt ist. Lehfeld be- 
richtet über das Ergebnis einer entsprechenden Rund- 
frage (31). Außerdem ist vielerorts die Familienfür- 
sorge eingeführt worden, der man neben der Arbeit 
für das Wohlfahrts- und Jugendamt auch die Aufgaben 
der gesamten Gesundheitsfürsorge glaubte aufbürden 
zu können. Schwierigkeiten blieben nicht aus. Lands- 
berg hat sich darüber klar ausgesprochen und auch 
einen gangbaren Weg zur Abhilfe gezeigt; sie schlägt 
eine Spezialgliederung innerhalb der Familienfürsorge 
vor (32). 

Über die Wege und Ziele der Schulkinder- 
fürsorge hat man sich, wie eine Reihe von Aufsätzen 
zeigen, immer wieder Rechenschaft abgelegt. Gleich 
nach dem Kriege schrieb Stephani über des Schul- 
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arztes neue Ziele in neuen Zeiten, wobei er schon da- 
mals auf die Bedeutung der Einführung der Familien- 
versicherung hinwies (33). Die Schulkinderfürsorge 
war auch der Verhandlungsgegenstand der 9. Ver- 
sammlung der Vereinigung der Schulärzte Deutsch- 
lands in Kassel 1920 (34). Gottstein äußerte sich 
über die Zusammenhänge der Arbeitsgebiete der Kran- 
kenkassen und der Schulkinderfürsorge (35), weiterhin 
über Schulkinderfürsorge und Wohlfahrtspflege (36), 
ebenso Lewandowski über Aufgaben und Grenzen 
der Schülerfürsorge (37). Besonders zu erwähnen ist 
die noch nicht überall erfüllte Forderung der Aus- 
dehnung der schulärztlichen Tätigkeit auf die höheren 
Schulen. Bei den Gesundheitsverhältnissen der Schü- 
ler dieser Lehranstalten läßt essich nicht verantworten, 
daß diese noch vielfach der systematischen Gesund- 
heitsfürsorge entbehren. Ähnlich steht es mit den Fort- 
bildungs- und Berufsschulen. Die heranwachsende 
Jugend ist gesundheitlich besonders bedroht und, wie 
Jänike mit Recht hervorhebt, muß die gesetzlich ein- 
geführte schulärztliche Überwachung die durch die 
Krankenkassen gegebene Möglichkeit ärztlicher Be- 
handlung ergänzen (38, 39, 40). Nicht unerwähnt darf 
auch bleiben, daß die Tätigkeit der Schulärzte sich 
auch vielfach auf die Kleinkinderfürsorge erstreckt. 
Die Eignung des Schularztes für dieses Tätigkeits- 
gebiet kann wenigstens dort, wo es sich um ältere Klein- 
kinder und die ärztliche Überwachung von Kinder- 
gärten handelt, nicht bestritten werden. 

Bei der praktischen Durchführung der Schulkinder- 
fürsorge war es wichtig, sich über die allgemeinen 
Lebens- und Gesundheitsverhältnisse der 
Schulkinder zu vergewissern. Einen Versuch dieser 
Art unternahm Kucharski (41). Auch die Suche nach 
Konstitutionstypen wurde von Coerper wieder auf- 
genommen, der den Versuch machte, die Typenlehre 
Sigauds-und Kretschmers zur Charakterisierung 
des Körperbaues der Schulkinder wieder zu verwenden 
(42). Stephani beschränkt sich auf die Beurteilung 
des Ernährungszustandes und des Aussehens (Mann- 
heimer Inspektionsverfahren). Zur Gewinnung von 
Unterlagen für das Quäkerhilfswerk suchte man ein 
brauchbares Indexverfahren zur Bestimmung des 
Ernährungszustandes der Kinder. Die Benützung des 
Rohrer-Index erwies sich als ein Fehlgriff. Erfolg- 
reicher war man mit den rein anthropometrischen Un- 
tersuchungen. Ausführliche Angaben und Literatur- 
verzeichnis finden sich in der von der Kinderhilfs- 
mission der Quäker und vom Deutschen Zentralaus- 
schuß für die Auslandshilfe herausgegebenen Schrift 
„Praktische Winke für den musternden Arzt“ 
(43, 44). Zur Ergänzung dienen noch die Richtlinien 
für Körpermessungen von Martin (45). Sehr zahl- 
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reich sind auch die Veröffentlichungen über die all- 
gemeinen Gesundheitsverhältnisse in der Nachkriegs- 
zeit, von denen nur einige aus allerneuester Zeit an- 
geführt seien (46, 47, 48, 49). 

Bei der Bekämpfung der Infektionskrankheiten 
hat sich wenig Neues ergeben. Wir blieben bekanntlich 
von größeren Epidemien verschont, abgesehen von 
der Grippe, der wir machtlos gegenüberstanden. Nach 
wie vor dürfen aber die Schulärzte die Infektionskrank- 
heiten im Schulkindesalter nicht aus dem Auge ver- 
lieren. Über Diphtheriebekämpfung in den Schulen 
Nürnbergs hat Federschmidt berichtet (50). Be- 
sonderes Augenmerk werden die Schulärzte auf die 
neuesten Bekämpfungsmaßnahmen der Diphtherie und 
Masern zu richten haben. 

Zur Bekämpfung der häufigen Seh- und Hör- 
störungen hat man mehr und mehr Spezialärzte 
herangezogen. 

Die Rachitis im Schulkindesalter hat in ihrer 
Häufigkeit keine Eindämmung erfahren, im Gegen- 
teil scheinen die schweren Formen zugenommen zu 
haben. Wimmenauer und Coerper haben sich über 
die Häufigkeit der Rachitis und die Aufgaben und Ziele 
der Rachitisfürsorge verbreitet (51, 52). Soweit in 
der Rachitisfürsorge orthopädische Behandlung in 
Frage kommt, gehört dies in das Gebiet der Krüppel- 
fürsorge, für die in Preußen jetzt eine gesetzliche Rege- 
lung besteht. Aufgabe des Schularztes wird es sein, 
durch Erfassung, Überweisung und Überwachung 
krüppelhafter Kinder bei der Durchführung des Ge- 
setzes mitzuhelfen. 

Ähnlich steht es mit der Tuberkulosefürsorge. 
Kenntnis der Tuberkulose im Kindesalter muß von 
jedem Schularzt verlangt werden. Daß man sich sehr 
eingehend mit ihr befaßt hat, zeigen zahlreiche Ver- 
öffentlichungen, die sich mit der Häufigkeit der Tuber- 
kulose und mit den Aufgaben des Schularztes bei der 
Tuberkulosefürsorge beschäftigen (53, 54, 55). Hin- 
gewiesen sei noch auf die von der Arbeitsgemeinschaft 
sozialhygienischer Reichsfachverbände herausgegebe - 
nen Richtlinien zur Erkennung, Behandlung und Ver- 
hütung der kindlichen Tuberkulose (57). 

Auch die Psychopathenfürsorge ist zu einem 
Sondergebiet geworden. Für psychopathische, ebenso 
wie für schwachsinnige Kinder werden immer häufiger 
Spezialärzte herangezogen, die aber auf die Zusammen- 
arbeit mit den Schulärzten angewiesen sind. 

Speziell für die BettnässerbehandlunghatBehm 
auf die Einrichtung von Sondersprechstunden hinge- 
wiesen (58, 59). 

Sehr viel hat man sich mit der Kropfprophylaxe 
und -behandlung beschäftigt, da an vielen Orten ein 
gehäuftes Vorkommen des Kropfes beobachtet wurde. 


SOZIALHYGIENISCHE RUNDSCHAU 


149 





Die Frage der ZweckmäBigkeit einer prophylaktischen 
Jodbehandlung ist noch umstritten (60, 61). 

Auf dem Gebiete der Schulzahnpflege, die eben- 
falls ein Sondergebiet darstellt, kann man mit Genug- 
tuung weitere Fortschritte feststellen. Neue Schul- 
zahnkliniken sind eingerichtet worden, auch nach dem 
sogenannten Mannheimer System wird in verschiede- 
nen Städten gearbeitet. 

Die Bekämpfung der Schmutzkrankheiten 
und des Ungeziefers war eine wichtige Nachkriegs- 
aufgabe. Auch hier hat man nicht erfolglos gearbeitet 
(62, 63). Mit Geschlechtskrankheiten bei Schul- 
kindern, die früher selten waren, hatte der Schularzt 
neuerdings häufig zu tun. Gumpert hat aufeine Lücke 
in der Gesetzgebung hingewiesen. Es fehlt nämlich eine 
gesetzliche Handhabe, Schüler mit ansteckenden Haut- 
und Geschlechtskrankheiten vom Schulbesuch auszu- 
schließen (64). 

In bezug auf die Vereinheitlichung des schul- 
ärztlichen Dienstes sind keine ersichtlichen Fort- 
schritte zu verzeichnen. Sehr zahlreich sind die Ver- 
suche, wenigstens einen einheitlichen Schulgesund- 
heitsbogen, für den eine Reihe von Vorschlägen vor- 
liegen, einzuführen (65, 66, 67, 68). Im Reichsgesund- 
heitsamt wurde ein solcher Bogen aufgestellt, der aber 
bis jetzt nur in Sachsen verwendet wird. Mindestens 
ebenso wichtig erscheint eine einheitliche Nomen- 
klatur für die einzelnen Krankheitszustände und ihre 
Grade, wie sie bereits in Baden besteht. Erst dann wird 
eine einheitliche statistische Bearbeitung möglich sein, 
für die Roesle Vorschläge macht (69). 

Es bleiben noch die beiden wichtigsten Fürsorge- 
maßnahmen in der Hand des Schularztes, die Er- 
nährungs- und Erholungsfürsorge, zu erwähnen. 
Beide Gebiete haben in der Nachkriegszeit einen syste- 
matischen Ausbau erfahren. In der Literatur hat diese 
Entwicklung ihren Niederschlag gefunden. Die Er- 
nährungsfürsorge für Schulkinder als Teilgebiet der 
Gesundheitsfürsorge verdankt ihre Entstehung dem 
bekannten Hilfswerk der amerikanischen Kinderhilfs- 
mission der Freunde (Quäker). Die Amerikaner haben 
vom Beginn der Speisungen im Frühjahr 1920 an die 
Mitarbeit der Schulärzte bei der Auswahl der Kinder 
und der Durchführung der Speisung verlangt. Das 
änderte sich nicht, als der deutsche Zentralausschuß 
für Auslandshilfe die Weiterführung der Speisung über- 
nahm. Aber auch jetzt, nachdem die Ernährungsfür- 
sorge in der Hauptsache den Gemeinden überlassen 
ist, sollten die Schulärzte unter allen Umständen ihren 
Einfluß weiter geltend machen, worauf mit Recht 
Rockstroh kürzlich hingewiesen hat (70). Weitere 
Literaturangaben finden sich bei einem Übersichts- 
referat über die Ernährungsfürsorgevon Stephan (71). 


Auch auf dem Gebiet der Erholungsfürsorge 
haben die Erfahrungen der Nachkriegsjahre dazu ge- 
führt, daB sie aus dem Versuchsstadium herausge- 
treten ist. Ausführliche Literaturangaben finden sich 
bei einem Übersichtsreferat von Stephan (72). Be- 
sonders hingewiesen kann noch werden auf die Ver- 
handlungen bei der Tagung der Vereinigung deutscher 
Kommunal-, Schul- und Fürsorgeärzte über Erholung 
und Erholungsfürsorge im Kindererholungsheim Heu- 
berg 1924 (73), ferner auf das von Rott und Stahl 
herausgegebene Heft über Ziel und Gestaltung der 
Kindererholungsfürsorge (74). 

Betrachtet man nochmals rückschauend die Ent- 
wicklung der Schulkinderfürsorge in der Nachkriegs- 
zeit,so kann man nicht umhin, festzustellen, daß zwar 
in der Kriegs- und Nachkriegszeit viele ethische und 
gesundheitliche Werte bei unseren Schulkindern, wie 
bei unserem ganzen Volk verloren gegangen sind, daß 
aber auf der anderen Seite die planmäßig durchgeführte 
Schulkinderfürsorge nicht nur viele Schäden behoben, 
sondern manches gegenüber der Vorkriegszeit gebessert 
hat. Das ist um so anerkennenswerter, als dieser Aus- 
bau nicht etwa das Produkt ausgeklügelter Gesetzes- 
bestimmungen ist, sondern der Initiative einzelner 
weitsichtiger Persönlichkeiten und großzügiger Kreis- 
und Kommunalverwaltungen und karitativer Ver- 
bände, sowie insbesondere erfahrener Schulärzte ver- 
dankt werden muß. Wenn auch bedauerlicherweise 
noch kein einheitliches System in der Durchführung 
der deutschen Schulkinderfürsorge besteht, so darf 
man doch hoffen, daß in Zukunft auch dieses Ziel noch 
erreicht werden wird. 
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Schulgesdhtspfl. 33, 344. 1920. | 


. Liefmann (Freiburg), Der Arzt als Lehrer. Der Kommu- 


nal-, Schul- und Fürsorgearzt 22, 1. 1924. 


. Kayser-Petersen (Jena), Über Tuberkuloseunterricht in 


den Volksschulen Jenas. 
Schulgesdhtspfl. 36, 353. 


Zschr. f. Gesundheitsfürs. u. 
1923. 


. Neuhaus (Beckum i. W.), Ein Wort über den Tuberkulose- 


Unterricht. Zschr. f. Gesundheitsfürs. u. Schulgesdhtspfl. 
37, 179. 1924. 


. Oelze-Rheinboldt (Leipzig), Gruppenaufklärung, sexuelle 


und venerische Aufklärung. Zschr. f. Schulgesdhtspfl. 35, 
261. 1922. 


Zschr. f. 


Schulgesdhtspfl. 35, 265. 1922. 


. Klatt (Görlitz), Geschlechtliche Belehrung und geschlecht- 


liche Erziehung in Schule und Haus. Zschr. f. Gesundheits- 
fürs. u. Schulgesdhtspfl. 36, 168. 1923. 


. V. Brunn (Rostock), Aufklärungsarbeit in der Schule. 


Zschr. f. Gesundheitsfürs. u. Schulgesdhtspfl. 36, 248. 1923. 


Teuscher (Dresden), Der Stand der hygienischen Schul- 
arbeit in Sachsen und die hygienische Durchbildung der 
Lehrer. Zschr. f. Schulgesdhtspfl. u. soz. Hyg. 38, 1. 1925. 


. Hanauer (Frankfurt a. M.), Sozialhygienische Unter- 


suchungen an Förderklassenschülern. Zschr. f. Schul- 
gesdhtspfl. u. soz. Hyg. 37, 269. 1924. 


Stotternde Schulkinder. 
Gesundheitsfürs. u. Schulgesdhtspfl. 36, 214. 


Zschr. f. 
1923. 


24. Vorklassen und Schulkindergärten. Zschr. f. Gesundheits- 


30. 


. v. Brunn (Rostock), Arzt und Grundschule. 


. Engelsmann (Kiel), Schulgesundheitspflege. 


fürs. u. Schulgesdhtspfl. 36, 146. 1923. 


. Oschmann (Weißenfels), Über die Einheitsschule. Zschr. 


f. Schuigesdhtspfl. 32, 6. 1919. 


. Verhandlungen der 16. Jahresversammlung des Deutschen 


Vereins für Schulgesundsheitspflege. 
gesdhtspfl. 32, 461. 1919. 


Zschr. f. Schul- 


Zschr. f. 


Schulgesdhtspfl. u. soz. Hyg. 36, 142. 1924. 


Schulkinderfürsorge : 


Der Kom- 


munal-, Schul- und Fürsorgearzt 22, 297. 1924. 


. Sandhop (Stettin), Die Aufgaben des Schularztes mit be- 


sonderer Berücksichtigung der Schulen auf dem Lande und 
seine Stellung zum Kreisarzt. Vôff. der M. Verw. 14, H. 9. 
1922. 


Bericht der 10. Jahresversammlung der Vereinigung Deut- 
scher Kommunal-, Schul- und Fürsorgeärzte 1922. Zschr. 
f. Schulgesdhtspfl. 35, 385. 1922. 


. Lehfeldt (Hamburg), Über einheitliche Regelung der 


Schulschwesternfrage. Zschr. f. Schulgesdhtspfl. 35, 255. 
1922. 


32. 
33. 


34. 


36. 


37. 


39. 


41. 


42. 


45. 


47. 


49. 


53. 


54. 


. Praktische Winke für den musternden Arzt. 


. Berghaus (Karlsruhe), 
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Landsberg (Kiel), Allgemein- oder Spezialfürsorge. 
Zschr. f. Schulgesdhtspfl. u. soz. Hyg. 38, 150. 1925. 


Stephani (Mannheim), Über des Schularztes neue Ziele 
in neuen Zeiten. Der Schularzt 16, 49. 1918. 


Verhandlungen der 9. Versammlung der Vereinigung der 
Schulärzte Deutschlands 1920 in Cassel. Zschr. f. Schul- 
gesdhtspfl. 33, 365. 1921. 


. Gottstein (Berlin-Charlottenburg), Krankenkassen und 


Schulgesdhtspfl. Zschr. f. Soz. Hygiene 1922, H. 15. 


Die Schulkinderfürsorge als Teilaufgabe der allgemeinen 
Wohlfahrtspflege. Vöff. der M. Verw. 16, H. 2, 1922. 


Lewandowski (Berlin), Aufgaben und Grenzen der 
Schülerfürsorge. Ärztl. Vereinsblatt 54, 29. 1925. 


. Lewandowski (Berlin), Die gesundheitliche Überwachung 


der schulentlassenen Jugend. 
31, 313. . 1918. 


Szagunn (Charlottenburg), Über die schulärztliche Tätig- 
keit an Fortbildungsschulen. Zschr. f. Schulgesdhtspfl. 34, 
84. 1921. | 


Zschr. f. Schulgesdhtspfl. 


. Jänike (Apolda), Schulärztliche Untersuchungen in den 


Thüringer Berufsschulen. Zschr. f. Schulgesdhtspfl. u. soz. 
Hyg. 38, 303. 1925. 


Kucharski (Berlin), Die Lebensverhältnisse von 1367 
Gemeindeschulkindern in Berlin-Pankow. Zschr. f. Be- 
völkerungspolitik u. Säuglgsfürs. 11, 145. 1922. 


Coerper (Düsseldorf), Die Habitusformen des Schulalters. 
Zschr. f. Kinderhikde. 33, 144. 1922. 


Zusammen- 
gestellt durch die Kinderhilfsmission der religiösen Gesell- 
schaft der Freunde (Quäker) in Amerika. Berlin 1921. 


. Größe und Gewicht der Schulkinder und andere Unterlagen 


für die Ernährungsfürsorge. Herausgegeb. v. Deutschen 
Zentralausschuß f. d. Auslandshilfe E. V. durch dessen 
ärztl. Beirat. Verlag f. Politik u. Wirtschaft, Berlin 1924. 


Martin (München), Richtlinien für Körpermessungen. J. F. 
Lehmanns Verlag, München 1924. 


. Berghaus (Karlsruhe), Wirkung der Teuerungsverhält- 


nisse auf die Volksgesundheit in Baden. Zschr. f. Schul- 


gesdhtspfl. u. soz. Hyg. 37, 33. 1924. 


Schlesinger (Frankfurta.M.),Wachstum, Ernährungszu- 
stand und Entwicklungsstörungen der Kinder nach dem 
Krieg bis 1923. Zschr. f. Kinderhikde. 37, 311. 1924. 


Stand der Volksgesundheit in 
Baden 1924. Ärztl. Mitteilungen aus und für Baden 1925. 
Nr. 3ff. 


Stephan (Mannheim), Statistische Beobachtungen über 
die gegenwärtigen gesundheitlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Mannheimer Großstadtkinder. Sozial- 
hyg. Mitteilungen 9, 32. 1925. 


. Federschmidt (Nürnberg), Die Diphtheriebekämpfung in 


den Schulen Nürnbergs. Der Schularzt 17, 33. 1919. 


. Wimmenauer (Offenbach), Ein Beitrag zur Rachitis- 


statistik. 
36, 201. 


Zschr. f. Gesundheitsfürs. u. Schulgesdhtspfl. 
1923. 


. Coerper (Düsseldorf), Beitrag zur Rachitisfürsorge. Zschr. 


f. Säuglings- u. Kleinkinderschutz 15, 333. 1923. 


Wimmenauer (Mannheim), Schule und Tuberkulose. Der 
Schularzt 17, 38. 1919. 


Stephan (Mannheim), Praktische schulärztliche Tuber- 
kulosefürsorge und ihre Ergebnisse. Zschr. f. Schul- 
gesdhtspfl. 35, 93. 1922. 
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. Poelchau (Charlottenburg), Lungentuberkulose bei Schul- 
kindern. KI. W. 2, 265. 1923. 


. Stephan (Mannheim), Lungentuberkulose bei Schulkin- 
dern. KI. W. 2, 1559. 1923. 


Richtlinien zur Erkennung, Behandlung und Verhütung der 
kindlichen Tuberkulose. Herausgegeb. von der Arbeitsge- 
meinschaft sozialhygienischer Reichsfachverbände. Char- 
lottenburg 5, Frankstr. 3. 3. Aufl. 1925. 


. Behm (Heuberg), Bettnässertypen und ihre Behandlung- 
Zschr. f. Gesundheitsfürs. u. Schulgesdhtspfl. 36, 321- 
1923. 


Behm (Heuberg), Die soziale Seite der Bettnässerfrage. 
Ebenda 36, 329. 1923. (Beide Aufsätze 58 u. 59 sind auch 
als Sonderdruck ersch. im Verl. v. L. Voß, Leipzig.) 


. Lang (Pforzheim), Zur Frage der Kropfbehandlung in den 
Schulen. Zschr. f. Schulgesdhtspfl. u. soz. Hyg. 37, 201. 
1924. 


Eckstein und Feldmann (Freiburg, Aare), Zur Kropf- 
prophylaxe der Schulkinder. Archiv f. Kinderhikde. 75, 
263. 1928. 


Dachsenberger (Brückenau), Die Bekämpfung der 
Schmutzkrankheiten in der Schule. Zschr. f. Schulgesdhts- 
pflege u. soz. Hyg. 37, 50. 1924. 

. Mogk (Berlin-Steglitz), Bekämpfung der Kopfläuse von 
der Schule aus. Der Schularzt 22, 52. 1924. 


. Gumpert (Berlin), Ausschluß vom Schulbesuch bei Haut- 
und Geschlechtskrankheiten. D. m. W. 51, 571. 1925. 


57. 


59. 


61. 


62. 
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Poeichau (Charlottenburg), Zur Frage des Reichsgesund- 
heitsscheines. Kl. W. 1, 1371. 1922. 


Stephani (Mannheim), Über Schülergesundheitsbogen. Der 
Kommunal-, Schul- und Fürsorgearzt 21, 10. 1923. 


Poelchau (Charlottenburg), Zur Frage des Gesundheits- 
scheines. Der Kommunal-, Schul- und Fürsorgearzt 22, 385 
u. 417. 1924. 


. Stephani (Mannheim), Zum Kapitel Gesundheitsbogen. 
Der Kommunal-, Schul- und Fürsorgearzt 22, 85. 1924. 


Roesle (Berlin), Vorschläge für die Praxis der Aufbereitung 
der Gesundheitsstatistik der Schulkinder. Zschr. f. Schul- 
gesdhtspfl. u. soz. Hyg. 37, 366. 1924. 


Rockstroh (Luckenwalde), Schulspeisung und Schularzt. 
Zschr. f. Schulgesdhtspfl. u. soz. Hyg. 38, 97. 1925. 


65. 


66. 


67. 


69. 


70. 


71. Stephan (Mannheim), Ernährungsfürsorge. Sozialhygie- 
nische Rundschau 3, 41. 1924. 
72. Stephan (Mannheim), Erholungsfürsorge. Sozialhygie- 


nische Rundschau 3, 17. 1924. 


Bericht über die Tagung der Vereinigung Deutscher Kom- 
munal-, Schul- und Fürsorgeärzte im Kindererholungsheim 
Heuberg bei Stetten a. k. Markt. Zschr. f. Schulgesdhtspfl. 
u. soz. Hyg. 37, 429. 1924. 


Rott und Stahl (Berlin), Ziel und Gestaltung der Kinder- 
erholungsfürsorge.  Friedr. Manns Pädagog. Magazin. 
H. Beyer & S., Langensalza 1925. 


73. 


74, 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


Tagung der Vereinigung deutscher Kommunal-, Schul- und 
Fürsorgeärzte. Über Fürsorgegesetzgebung und Praxis 
der Gesundheitsfürsorge fand vom 4.—9. IX. 1925 ein 
Kursus in dem bekannten Kindererholungsheim Marienruhe 
bei Hammelburg statt, der nicht nur von zahlreichen Ärzten, 
sondern auch von einer Reihe von Verwaltungsbeamten, Für- 
sorgerinnen und in der privaten Wohlfahrtspflege Stehenden 
besucht war. Einleitend sprach der Präsident des deutschen 
katholischen Caritasverbandes Msgr. Dr. Kreutz, Freiburg, 
über die geschichtliche Entwicklung und ethische Be- 
deutung der Jugendfürsorge. Anschließend erörterte 
Ministerialrat Dr. Wölz, Berlin, eingehend die gesetzlichen 
Grundlagen der Gesundheitsfürsorge. Er zeigte, wie 
auf der einen Seite sich die historisch schon alte behördliche, auf 
öffentlich-rechtlicher Grundlage aufgebaute Bekämpfung von 
Krankheiten durch die Organisation der Gesundheitspolizei 
sich entwickelt hat und wie hierfür wegen der einfachen Krank- 
heits- und Seuchentatbestände eine gesetzliche Regelung leicht 
möglich war. Demgegenüber fordere die Tatsache der all- 
gemeinen Schwächung und Gefährdung der nationalen Arbeits- 
kraft durch gesundheitliche Minderwertigkeit der Bevölkerung 
eine andere Organisation. Hier griff zunächst die Sozialver- 
sicherung und Gewerbeschutzgesetzgebung ein. Es müßte aber 
dazu noch in besonderen Organisationsformen ein inniges Zu- 
sammenwirken von Gesundheitsbehörde mit der Wohlfahrts- 
pflege kommen. Eine einheitliche Gesetzgebung für diese auf- 
bauende Gesundheitsfürsorge fehlte noch, so daß hilfsweise die 
Sozialversicherung, die Fürsorgepflichtverordnung und spezielle 
staatliche und kommunaleGesetze herangezogen werden müßten. 
Nur die Schularztfrage sei in einzelnen Ländern organisatorisch 
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geregelt. Dr. Wölz wies noch auf die grundlegende Bedeutung 
des neuen Teilgesetzes der Sozialversicherung über die Reichs- 
richtlinien für Gesundheitsfürsorge hin, das die Zusammenarbeit 
zwischen den Selbstverwaltungskörperschaften der Sozialver- 
sicherung und der Öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege 
verlangt, so daß sich eine Erfassung der der Gesundheitsfürsorge 
bedürftigen Bevölkerung über den Rahmen der Versicherten 
hinaus ermöglichen ließe. Die gegebene Organisationsform wäre 
wohl die Arbeitsgemeinschaft. — Die Durchführung der 
gesundheitsfürsorgerischen Aufgaben der Reichs- 
und Landesgesetze durch den Kommunalarzt behan- 
delte Dr. Fischer, Essen, der besonders die Freiheit des Tätig- 
keitsgebietes des Kommunalarztes hervorhob. — Auf die 
Bedeutung der Fürsorgerin durch erzieherische 
und seelische Unterstützung der Gesundheitsfür- 
sorge wies Frl. Dr. Winkelmann, Breslau, hin. — Als Ver- 
waltungsbeamter sprach Dr. Heimerich, Kiel, über die prak- 
tische Durchführung der Gesundheitsfürsorge. Er gab 
einen Überblick über eine sinngemäße Gliederung der Gesund- 
heitsfürsorge und ihre verwaltungstechnische Zusammen- 
fassung, die beim Gesundheitsamt stattfinden müsse. Das Ge- 
sundheitsamt kann ein Teil des Wohlfahrtsamtes sein. — Das- 
selbe Thema vom Standpunkt des Arztes hatte Dr. Wolf, 
Freital, behandelt. — Die Wechselbeziehungen zwischen 
den einzelnen Fürsorgezweigen behandelte sodann vom 
ärztlichen Gesichtspunkt aus Dr. Wendenburg, Gelsenkirchen, 
der es als eine Verkennung vom Sinne der Gesundheitsfürsorge 
bezeichnet, wenn man sie als eine Zusammenfassung der gesund- 
heitstechnischen Abteilungen des wirtschaftlichen Fürsorge- 
wesens ansehen wollte. Die Gesundheitsfürsorge sei vielmehr der 
Sammelbegriff für alle von der Gesundheitsaufsicht nicht um- 
faßten Maßnahmen zur Erhaltung und Hebung der Volks- 
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gesundheit. Die Tätigkeit äuBere sich deswegen in Form von 
Kleinarbeit am Individuum, in der Familie und in der Woh- 
nung. Im Gegensatz zur historischen Einzelentwicklung ver- 
schiedener Fürsorgezweige hätte die heutige Entwicklung der 
Gesundheits-, Bezirks- und Familienfürsorge unleugbar ihre 
innere, sinngemäße Begründung und ihren erweisbaren prak- 
tischen Wert. Die Beziehungen zur Jugenderziehungsfürsorge 
und zur wirtschaftlichen Fürsorge müßten organisatorisch klar- 
gestellt werden. — Frl. Lusch, Kiel, zeigte an Hand von Ta- 
bellen die Verbindungslinien zwischen den einzelnen Gebieten 
der Gesundheitsfürsorge untereinander und zwischen den übrigen 
Fürsorgezweigen. Die Frage, ob eine Gesundheitsfamilienfür- 
sorge oder eine allgemeine Familienfürsorge zweckmäßig sei, 
wäre ihrer Meinung nach abhängig von der Verschiedenartigkeit 
der örtlichen Verhältnisse. — Den Abschluß bildete ein Vortrag 
von Frl. Stein, Blomberg, die über Zusammenarbeit von 
Fürsorgerin, Kommunalarzt und praktischem Arzt 
referierte. — Ergänzt wurden die Vorträge durch lebhafte Aus- 
sprachen. Außerdem wurde den Kursteilnehmern Einblick in 
das Leben und Treiben des Kindererholungsheims Marienruhe 
gewährt. — Die Übung, solche Kurse an für die Gesundheits- 
fürsorge wichtigen Arbeitsstätten abzuhalten, hat sich wieder 
bewährt. Stephan (Mannheim). 

Die Verwaltung des Sozialhygienischen Archivs, das vor 
etwa zwanzig Jahren in der Zentralstelle für Volkswohlfahrt 
begründet und seit 1921 im Reichsarbeitsministerium weiter- 
geführt wurde, ist dem Reichsgesundheitsamt zugeteilt worden. 
Das Archiv soll nunmehr seiner früheren Bestimmung wieder 
zugeführt werden, den Interessenten als Auskunftsstelle für alle 
sozialhygienischen Fragen wissenschaftlichen und praktischen 
Inhalts zu dienen. Für diesen Zweck ist eine Literaturkartei, 
die das inländische Schrifttum vollständig, das ausländische in 
seinen wichtigsten Teilen umfaßt, und eine Materialsammlung 
vorhanden, die die Unterlagen für die sozialhygienischen Ar- 
beitsgebiete in Gestalt von Plänen, Grundrissen, Abbildungen, 
Dienstanweisungen, Organisationsschriften, Zeitungsausschnit- 
ten usw. enthält. Geleitet wird das Archiv von Professor Dr. 
Christian. Auskünfte, Druckschriften zur Einsichtnahme, 
Literaturnachweise und dergl. werden bereitwillig geliefert, die 
entstehenden Kosten werden in geeigneten Fällen nach Ver- 
einbarung erhoben. Zuschriften und Anfragen sind unmittelbar 
an das Sozialhygienische Archiv des Reichsgesundheitsamtes, 
Berlin NW. 23, Klopstockstraße 18, zu richten. 

Eine Reichsgesundheitswoche (R.G.W.) soll in der zweiten 
Hälfte des April 1926 stattfinden, mit dem Ziel, während einer 
Woche in Deutschland die allgemeine Aufmerksamkeit auf die 
"Wichtigkeit der Gesundheitspflege hinzuweisen, die gesundheit- 
liche Aufklärung auf wissenschaftlicher Grundlage zu vertiefen 
und das persönliche Verantwortungsgefühl jedes einzelnen gegen- 
über seinen gesundheitlichen Pflichten zu stärken. Die allgemeine 
Organisation ist dem Reichsausschuß für hygienische Volksbeleh- 
rung (Berlin NW. 6, Luisenplatz 2—4. Prof. Dr. Adam) über- 
tragen, die praktische Durchführung in den einzelnen Landes- 
bezirken werden die ihm angeschlossenen Landesausschüsse in die 
Wege leiten. Das Hauptgewicht ist auf die lokalen Stellen zu 
legen. Als Träger der lokalen Veranstaltung kommt die Kommune 
in Frage. Die Kommunal- und Kreisärzte sollen alle an der 
hygienischen Volksbelehrung interessierten Stellen zu gemein- 
samer Arbeit heranziehen. Der Reichsausschuß wird durch Her- 
ausgabe eines Nachrichtenblattes mit allen beteiligten Stellen 
ständige Fühlung unterhalten und Anregungen und Vorschläge 
übermitteln. Näheres siehe in den „Richtlinien für die Veran- 
staltung einer Reichsgesundheitswoche (R. G.W.)“, die auch Vor- 
schläge für das Programm der R. G.W. im Einzelfalle enthalten. 
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Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


M. v. Pfaundler (München), Klinik und Fürsorge. Ge- 
sundheitsfürsorge für das Kindesalter 1,3. 1925. Wie die offene 
Fürsorge der Klinik wichtiges Forschungsmaterial liefert, so 
muß auch umgekehrt die Klinik der Fürsorge Anregungen geben, 
damit sich deren Tätigkeit möglichst fruchtbringend gestaltet. 
So nimmtVerf. in der vorliegenden Arbeit zu der oft diskutierten 
Frage des Massenpflegeschadens Stellung. Letzterer Aus- 
druck ist dem des „Hospitalismus‘‘ vorzuziehen, denn nicht die 
Krankenanstalt, sondern die Massenpflege ist das Maßgebende. 
Jedem Anstaltsleiter ist bekannt, daß es auch in bestgeleiteten 
Heimen den Massenpflegeschaden tatsächlich gibt. Es ist nicht 
zu leugnen, daß das Anstaltskind häufiger an Infektionskrank- 
heiten erkrankt als der Einzelpflegling. So wissen wir, daß 
jedes Kind, welches länger als 4 Wochen in der Pflegeanstalt 
ist, in 100 Tagen mehr als drei Hausinfektionen durchmacht. 
Werden diese Erscheinungen schon in gut geleiteten, muster- 
gültig ausgestatteten Anstalten beobachtet, so müßten sie im 
pauperistischen Privathaushalt in verstärktem Maße zutage 
treten. Auf dieser Überlegung baut sich der Plan auf, die Kon- 
stitution von „Anstaltskindern‘‘ mit jener von proletarischen 
„Hauskindern‘“ zu vergleichen. Bezüglich der Körpermaße 
ergibt sich, daß die Hauskinder im Durchschnitt 1 bis 3 cm 
hinter den Normalzahlen zurück sind, die Anstaltskinder aber 
um ca. 7 bis 8cm. Hinsichtlich Körperkraft, Bewegungsform, 
statischer, dynamischer, selbst geistiger Leistung, Turgor, Blick, 
Farbe, Frische usw. gewinnt Verf. den Eindruck, daß ebenfalls 
die Hauskinder günstiger abschneiden als die Anstaltskinder. 
Bei 69 bis 74 % der ersteren, aber nur bei 26 bis 31 % der letzteren 
fiel die Prüfung günstig aus. — Ähnlich verhält es sich mit der 
Resistenz der Kinder. Man müßte beispielsweise annehmen, 
daß die Mortalität an Diphtherie bei den Hauskindern höher 
sei, als bei den Anstaltskindern, da letztere im Durchschnitt 
17 Stunden früher der Anstalt und damit der spezifischen Be- 
handlung zugeführt werden als die Hauskinder. Trotzdem kann 
gezeigt werden, daß die Sterblichkeit der Anstaltskinder doppelt 
bis dreimal so hoch ist, wie die der Hauskinder. Das weist auf 
die verminderte Resistenz hin, zumal wenn man sieht, daß die 
Häufigkeit des in der Anstalt beobachteten Kümmerwuchses 
jener der Todesfälle an Diphtherie ganz parallel geht. Auch die 
an Masern, Pneumonie und toxischen Verdauungsstörungen er- 
krankten Anstaltskinder beweisen eine geringere Resistenz als 
die gleichaltrigen Hauskinder. Die aufgedeckten Schäden der 
Anstaltskinder sind zum größten Teil nicht vorbestandene, son- 
dern in den Heimen erwachsene. — Als Ursache des Massen- 
pflegeschadens denkt man zunächst an Folgeerscheinungen 
schon überstandener Infektionskrankheiten. Es hat sich aber 
bisher nur in Ausnahmefällen nachweisen lassen, daß das Über- 
stehen einer Krankheit eine dauernde Minderwertigkeit hinter- 
läßt. Auch die „Unzulänglichkeiten““ Schloßmanns, worunter 
der ganze Komplex des Mangels ärztlicher und pflegerischer Ver- 
sorgung und unzweckmäßiger Einrichtungen des Heimes zu ver- 
stehen ist,sind nicht allein die Ursache, denn die Untersuchungen 
Pfaundlers basieren auf dem Material aus Heimen, in denen 
diese Unzulänglichkeiten nicht bestehen. Der Mangel an indi- 
vidueller Pflege, das allzu peinliche Schema der Pflege und 
Ernährung, welches in den Anstalten herrscht, dürfte vielmehr 
in erster Linie als Ursache des Kümmerwuchses und der Re- 
sistenzverminderung anzusprechen sein. Beweisend für diese 
Anschauung sind die Versuche Langsteins und Blumen- 
thals. Sie richteten eine Versuchs-Pflegestation ein, in der alles 
den Betrieb Mechanisierende fortgelassen wurde, mit dem 
Ergebnis, daß die Pfleglinge sich nicht mehr von den Familien- 


SOZIALHYGIENISCHE RUNDSCHAU 


kindern unterschieden. Leider wird dieser Weg als zu kost- 
spielig nicht allgemein gangbar sein. Der beste Weg, dem Massen- 
pflegeschaden zu begegnen, ist der, die kontrollierte Außen- 
pflege mehr als bisher zu fördern. Die Fürsorge hat also die 
Tendenz zu verfolgen: „Dem Ruck in der Richtung nach der 
geschlossenen Fürsorge für Säugling und Kleinkind, den natur- 
gemäß der Krieg mit sich brachte, muß ein Gegenruck folgen.‘ 
Schur (Berlin). 


Th. Hoffa (Barmen), Die Fürsorgebedürftigkeit des Klein- 
kindes. Gesundheitsfürsorge für das Kindesalter 1, 51. 1925. 
Die gesteigerte Not des Kleinkindes durch den Krieg und die 
Nachkriegszeit ergibt sich aus den verschiedenen Statistiken 
für das Kleinkindesalter. Die Zahl der in Deutschland lebenden 
Kleinkinder ist in den letzten Jahren prozentual erheblich ver- 
mindert. Der Abfall der Mortalitätskurve im Kleinkindesalter 
setzt sich so fort, daß die Sterblichkeit im ersten Vierteljahr 
des zweiten Lebensjahres etwa zwei Drittel des letzten Säug- 
lingsquartals beträgt, dann von Vierteljahr zu Vierteljahr weiter 
absinkt und im vierten Quartal des zweiten Lebensjahres nur 
noch etwa ein Drittel von der des ersten Quartals ausmacht. 
Die Sterblichkeit im zweiten Lebensjahr in Deutschland beträgt 
z. Zt. etwa 1}, bis 1/, von der Sterblichkeit der Säuglinge, im 
dritten bis fünften Lebensjahr sinkt sie weiter ab und beträgt 
im fünften Lebensjahr !/, bis !/, von der des zweiten Lebens- 
jahres. Während die Sterblichkeit im Kriege und in den ersten 
Nachkriegsjahren bis 1920 gegen die Vorkriegszeit erheblich 
erhöht war, fällt sie bei den zwei- bis fünfjährigen Kindern seit 
1921 erheblich ab. Dies erklärt sich aus dem starken Rückgang 
der Sterblichkeit an Infektionskrankheiten. Bezüglich des Ge- 
samtanteils an den Sterbefällen der Kleinkinder folgen dann die 
Krankheiten der Atmungsorgane, des Verdauungsapparates 
und des Nervensystems. Verf. weist dann auf die ungeheuere 
Verbreitung der Tuberkulose und Rachitis im Kleinkindesalter 
und deren Ursachen für die Verkrüppelungen hin. Auch die 
erheblich große Zahl der tödlichen Unglücksfälle und die Ge- 
fahren, die in erzieherischer und gesundheitlicher Beziehung dem 
einzigen Kinde drohen, weisen immer wieder auf die Notwendig- 
keit einer planmäßigen Kleinkinderfürsorge hin. Das Arbeits- 
programm für diese gliedert Verf. in einen theoretisch-wissen- 
schaftlichen und einen praktisch-fürsorgerischen Teil. Für den 
ersteren ist die Aufstellung einer ausführlichen Kleinkinder- 
statistik für das erste bis sechste, nicht wie bisher, nur bis zum 
fünften Lebensjahre, die genauere Erforschung von dem Wachs- 
tum, der Entwicklung, dem Stoffwechsel und dem Nahrungs- 
bedarf des Kleinkindes erforderlich. Dazu kommen noch eine 
ganze Reihe anderer Probleme z. B. Konstitutionsanomalien, 
Diathesen, Psychologie, Diätetik und Körperpflege und die 
Verhütung und Bekämpfung der kindlichen Infektionskrank- 
heiten. Für den zweiten Teil kommt hauptsächlich in Frage die 
Erfassung der fürsorgebedürftigen Kleinkinder durch die Be- 
ratungsstellen und durch nachgehende Fürsorge. Weiterhin ist 
die Einrichtung von Kindertagesheimen, Schulkindergärten, 
Erholungsfürsorge und einer sachgemäßen Krankenhausver- 
sorgung dringend erforderlich. 

Frankenstein (Charlottenburg). 


A. Schloßmann (Düsseldorf), Über die bevölkerungspoli- 
tischen Vorgänge im Regierungsbezirk Düsseldorf in den letzten 
schwarzen Jahren. Monatsschr. f. Kdhlk. 30, 202. 1925. Das 
deutsche Volk ist in den letzten Jahren in stärkstem Maße einer 
Massenfunktionsprüfung unterworfen worden. Das Ergebnis 
dieser Prüfung läßt wichtige Schlüsse auf die Wertigkeit des 
Volkes zu. — Im Reg.-Bez. Düsseldorf finden sich nebeneinan- 
der Industriegegenden mit fast aneinander stoßenden Groß- 
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städten und Gegenden mit rein landwirtschaftlichem Charakter. 
Die Geburtenzahl, bis 1918 rapide gesunken, erholt sich auf den 
Stand von 1915, um in den allerletzten Jahren wiederum abzu- 
sinken. Die mittlere Geburtenziffer von 19,5 °/% scheint günstig 
zu sein, gibt aber trotzdem nach Ansicht des Verf. zu ernsten 
Bedenken Anlaß. Die allgemeinen Sterbeziffern sind augen- 
blicklich niedrig,sind aber dadurch bedingt, daß außerordentlich 
viel Individuen im Alter von 2 bis 20 Jahren vorhanden sind. 
Diese Altersklassen zeichnen sich durch niedrige Sterbeziffern 
aus. Keineswegs ist sicher, daß diese Individuen nicht dennoch 
vorzeitig absterben. Dann muß ‚kurz über lang die Sterbe- 
ziffer im Reg.-Bez. Düsseldorf und in ganz Deutschland wieder 
steigen. Betrachten wir daher den Stand unserer Bevölkerungs- 
bilanz mit kritischem Auge, so können wir uns der Tatsache 
nicht verschließen, daß wir von der Substanz selbst zehren‘. 
Ferner liest Schloßınann aus den ermittelten Zahlen heraus, 
daß einzelne Kreise sich an der Gebärtätigkeit weniger beteiligen, 
als andere; sie decken den Abgang durch Tod nicht mehr aus 
eigenen Geburten, sondern ergänzen ihren Bevölkerungsstand 
„parasitär‘‘ aus der Nachbarschaft. Es ist falsch anzunehmen, 
daß der Geburtenrückgang eine Folge des Krieges sei, es ist ein 
sich seit Anfang des Jalırhunderts unaufhaltsam entwickelnder 
Prozeß. Falsche Steueıpolitik, welche das Vorhandensein von 
Kindern zur Last macht, ist vor allem die Ursache des Geburten- 
rückganges. — Erfreulichere Bilder als die Geburtenziffern 
zeigen die Verhältnisse der Säuglingssterblichkeit. Wie im 
ganzen Reich, bildet auch für den Regierungsbezirk Düsseldorf 
das Jahr 1924 ein Minimum der Säuglingssterblichkeit. In den 
ländlichen Kreisen betrug sie 8,8%, in den Stadtkreisen 9,9% 
(Reichsdurchschnitt 1924 10,8% D. Ref.). Nur in Barmen ist 
die Säuglingssterblichkeit auf 8,6 gegen 7,5% im Vorjahre ge- 
stiegen. Die Sterblichkeit der unehelich Geborenen ist stark 
zurückgegangen. Beträgi die Differenz der allgemeinen Säug- 
lingssterblichkeit von 1923 zu 1924 2,8%, so ist die Sterblich- 
keit der Unehelichen von 25,7 auf 20,1%, also um 7,6% ge- 
sunken. — Auch Verf. hat beobachtet, daß der Sommergipfel 
vollkommen geschwunden ist, das Maximum der Säuglings- 
sterblichkeit fällt jetzt auf die Monate Januar bis März. — 
Weitere Differenzierung der Säuglingssterbefälle zeigt, daß 
66,2% auf das erste Lebensquartal entfallen, 48,5% auf den 
ersten Lebensmonat. Zielbewußte Mitarbeit gut entlohnter 
Hebammen kann hier nur Abhilfe schaffen. (Vergl. z. letztem 
Punkt auch Rott, „Die Sterblichkeit in den ersten 7 Lebens- 
tagen‘ in: ,,Gesundheitsfürsorge für das Kindesalter‘ 1, 33. 
1925. D. Ref.) — So muß letzten Endes Schloßmann die 
bevölkerungspolitisch wichtige Frage, ob der Volkskörper auf 
die schwere Belastung, die der Regierungsbezirk Düsseldorf in 
den letzten 2 Jahren erfalıren hat, Anzeichen von Versagen seiner 
Kraft hat merken lassen, verneinen. Das Verhalten der Säug- 
linge „als feinstes Reagens auf jede Volksnot‘‘ gestattet diese 
Verneinung. 

G. Nobel (Wien), Ausbildung von Wanderlehrerinnen. Wie- 
ner med. Wochenschr. 75, 1032. 1925. Das Jugendrotkreuz in 
Österreich hat,nach amerikanischem Muster (Junior Red Cross), 
den Zweck, die Kinder zu hygienischem Leben zu erziehen, sie 
täglich in irgendeiner Forın an die Bedeutung der Gesundheit zu 
erinnern. Um die hierzu nötigen Kurse abhalten zu können, 
werden seit Jahren an der Wiener Universitäts-Kinderklinik 
Wanderlehrerinnen in einjährigen Kursen praktisch und 
theoretisch in Säuglingspflege und -ernährung, Krankenpflege 
und Haushaltungskunde ausgebildet. Alliährlich werden 15—20 
Wanderlehrerinnen, ausgestattet mit einem Wanderkoffer, der 
Anschauungsmaterial zum Säuglingspflegeunterricht enthält, 
in das ganze Land verschickt. Die Erfahrung hat gelehrt, daß 
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die praktisch tätige Wanderlehrerin keine Konkurrentin der 
Fürsorgerin ist, sondern diese vielmehr in ihrer Arbeit ergänzt. 
| Schur (Berlin). 


Krüppelfürsorge. 


M. Kahle (Berlin), Die Krüppelfürsorge im Rahmen der 
sozialen Fürsorgearbeit der Kommunen. Zeitschr. f. Krüppelfürs. 
18, 33. 1925. Verf. weist besonders auf den Wert einer vor- 
beugenden Fürsorge und einer frühzeitigen Heilbehandlung hin. 
Die Kommunen sollen über ihren pflichtmäßigen Aufgabenkreis 
der sozialen Arbeit hinaus im kulturellen, wirtschaftlichen und 
finanziellen Interesse vorbeugende Fürsorge betreiben. 

Walter Schasse (Berlin), Ambulante Krüppelfürsorge als 
Aufgabe der Bezirksfürsorgeverbände. Zeitschr. f. Krüppelfürs. 
18, 39. 1925. Die Aufgaben der ambulanten Krüppelfürsorge 
sind die frühzeitige Erfassung der Krüppel, die Aufklärungs- 
arbeit und Maßnahmen zur Verhütung der Verkrüppelung. Der 
eigentliche Schwerpunkt der ambulanten Fürsorge liegt zur 
Zeit in der Überwachung der Krüppel, die aus der Anstalts- 
behandlung entlassen sind. Verf. macht Vorschläge, wie durch 
eine gründliche Überwachung eine erneute Verschlechterung 
vermieden werden kann. Die ambulante Behandlung und Be- 
schulung ist nicht zu vernachlässigen; ihre Durchführbarkeit 
ist von Fall zu Fall zu entscheiden und richtet sich vornehmlich 
nach den örtlichen Verhältnissen. Die Berufsberatung, Aus- 
bildung und Unterbringung im Berufe wird vom Verf. nur kurz 
gestreift. Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


Blindenfürsorge. 


Die Blindenfürsorge wurde bis in den Anfang unseres Jahr- 
hunderts hinein im allgemeinen von den privaten und staat- 
lichen Blindenanstalten und den von ihnen begründeten und 
angeschlossenen Fürsorgevereinen ausgeübt, war also im wesent- 
lichen eine Fürsorge von Sehenden für Blinde. Die Gründung 
des Reichsdeutschen Blindenverbandes 1912 brachte einen 
neuen Anstoß für die Ausgestaltung der Fürsorge, nämlich die 
planvolle Mitarbeit der Blinden selbst in ihren neugeschaffenen 
Organisationen, die sich durch die Zusammenarbeit mit den 
früheren Trägern der Fürsorge als Vertiefung der Fürsorge aus- 
drückt und zur Wirkung kommt. Der Reichsdeutsche Blinden- 
verband umfaßt nunmehr mit seinen 85 Orts- und Landes- 
vereinen den größten Teil der erwachsenen Blinden, deren 
wirtschaftliche Selbständigkeit er besonders fördern will. Für 
seine Zwecke stehen ihm z. Zt. ein Ausbildungsheim und zur 
Erhaltung der Arbeitsfähigkeit mehrere Erholungsheime zur 
Verfügung. Ein weiterer Ausbau des Verbandes zur Erreichung 
seiner Ziele ist zu erwarten. Neben ihm vertreten und ver- 
fechten die besonderen Interessen ihrer Mitglieder der Verein 
blinder Akademiker Deutschlands und der Bund erblindeter 
Krieger. Der besonderen Vorbereitung für das akademische 
Studium und seiner Förderung dient seit 1917 die Studienan- 
anstalt für Blinde in Marburg mit ihrer Hochschulbücherei (in 
Blindenschrift übertragene wissenschaftliche Werke). Die Grün- 
dung neuer Büchereien (— u. a. akademische Bücherei, Minden- 
sche Schenkung, Berlin —), die in den letzten Jahren erfolgte 
Ausgestaltung der Zentralbibliothek in Hamburg und Leipzig 
befriedigen das Lese- und Bildungsbedürfnis der Blinden in 
weitestgehendem Maße. Die Blindenlehrer haben sich 1920 zum 
Deutschen Blindenlehrerverein zusammengeschlossen, des- 
gleichen 1924 zu einem Reichsverband der Fürsorgevereine die 
für Blinde wirkenden Organisationen von Sehenden. Die über 
das Reich verbreiteten Fürsorgeverbände: Reichsdeutscher 
Blindenverband, Reichsverband der Fürsorgevereine, Verein 
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blinder Akademiker Deutschlands, Verein der blinden Frauen 
und Mädchen und der Verein der deutschredenden Blindenhaben 
seit 1921 ihre Spitzenorganisationen in der Blindenwohlfahrts- 
kammer (Sitz in Berlin). Mit Zustimmung des XV. Blinden- 
lehrerkongresses in Hannover (1920) sind die Blindenlehrer- 
kongresse, diese Marksteine in der Entwicklung des Blinden- 
wesens, zu Blindenwohlfahrtskongressen umgestaltet und er- 
weitert worden; damit ist die Zusammenarbeit aller für die 
Blindenwohlfahrt wirkenden Kräfte erreicht und gesichert. 
Bereits 1924 konnte der 1. Blindenwohlfahrtskongreß (XVI. 
Blindenlehrerkongreß) in Stuttgart stattfinden. 

An sich neue Blindenberufe sind nicht aufzuweisen, da 
Blinde auch schon früher, wenn auch vereinzelt, in anderen als 
typischen Blindenberufen beschäftigt wurden. Doch stellte ein 
ministerieller Ausschuß zur Untersuchung von Arbeitsmöglich- 
keiten für Blinde durch Versuche systematisch fest, welche in- 
dustriellen Arbeitsmöglichkeiten für Blinde bestehen und als 
lohnend anzusehen sind. Diese Arbeit hat die Beschäftigung 
Blinder außerordentlich gefördert. Kann doch nunmehr auf 
rund 200 Arbeiten hingewiesen werden, welche für Blinde ge- 
eignet und lohnend sind. Von praktischer Bedeutung wurden 
die Arbeitsmöglichkeiten aber erst durch die Durchführung des 
Schwerbeschädigten-Gesetzes und durch seine Anwendung auch 
auf Nichtkriegsblinde. Von den besonderen Ausbildungsstätten 
für Kriegsblinde wirkt heute noch — nun auch für Zivilblinde — 
die Kriegsblindenschule (Silex-Hirsch) in Berlin (Ausbildung 
von Maschinenschreibern usw.). Eine wesentliche Förderung er- 
fährt nunmehr die praktische Blindenpflege durch die Fürsorge- 
pflicht-Verordnung vom 23. Februar 1924 und durch die Aus- 
führungsbestimmungen über Art und Maß der Fürsorge vom 
4. Dezember 1924, welche die Erwerbsbefähigung aller Blinden, 
nicht nur der minderjährigen, zu ihrem notwendigen Lebens- 
bedarf rechnet und sicherstellt. In der Auswirkung all dieser 
Faktoren dürfte die praktische Blindenfürsorge einen gewissen 
Höhepunkt erreicht haben. . 

Die Zahl der Blindenanstalten ist nach Abtretung der Gebiete 
von Elsaß-Lothringen, gewisser Teile von Posen und Westpreu- - 
Ben von 34 auf 27 gesunken. Trotz der angestrebten und zum 
großen Teil in den Ländern bereits durchgeführten gesetzlichen 
Schulpflicht ist die Frequenz der Schulklassen in den Blinden- 
anstalten zurückgegangen. Es bedarf noch der Untersuchung, 
worauf diese auffallende Tatsache zurückzuführen ist. Ferner 
erhebt sich zur Klärung die Frage, ob tatsächlich die Ursachen, 
welche durch Zerstörung der äußeren Teile des Sehapparates 
ein Nichtsehen herbeiführen, durch hygienische Vorbeugungs- 
maßnahmen zumeist beseitigt bzw. wirkungslos werden und ob 
dadurch die Zahl der Erblindungen infolge innerer, oft das 
Gehirn in Mitleidenschaft ziehender und nicht beeinflußbarer 
Erkrankungen, mehr als früher in den Vordergrund tritt. — Die 
schon seither auf Arbeit und Erlebnis eingestellte Blinden- 
schule hat ihre Unterrichfsmethoden weiter vervollkommnet, die 
Lehrmittel der Eigenart ihrer Schüler in sinnreichster Weise 
angepaßt. Ihre Lehrerschaft wendet sich neuerdings der Unter- 
suchung einschlägiger Fragen nach wissenschaftlichen Methoden 
zu, um auch auf diesem Wege Unterricht und Erziehung zu för- 
dern, die psychische Einstellung ihres Objektes zu erkennen 
und Licht in die ersten geschichtlichen Anfänge der Blinden- 
fürsorge zu bringen. Niepel (Berlin). 


Taubstummen-, Schwerhörigen- und 


Sprachheilwesen. 


Die vom Bunde deutscher Taubstummenlehrer für 1925 
herausgegebenen „Statistischen Nachrichten über die Taub- 
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stummenanstalten, Schwerhörigen- und Sprachheilschulen 
Deutschlands und Österreichs“ (Verlag des Bundes, Berlin NW 6) 
weisen besondere Schulen für Schwerhörige an folgenden 
Orten nach: Berlin 6 (davon in Alt-Berlin 4, in Charlottenburg 
und Neukölln je 1), Breslau, Bremen, Chemnitz, Cöln, Dortmund, 
Dresden, Essen, Gelsenkirchen, Hamburg, Leipzig, Magdeburg, 
Mannheim, München, Stuttgart, Wien, insgesamt 22. Die 
Schulen sind, wie ersichtlich, alle in großen Städten oder in 
Bezirken mit dichter Bevölkerung errichtet, nämlich überall 
da, wo die schwerhörigen Kinder die Schule von der Wohnung 
der Eltern aus erreichen können. Für die hochgradig schwer- 
hörigen Kinder auf dem platten Lande und in den kleinen Städten 
ist noch nicht gesorgt; hier ist auch die Frage wegen der not- 
wendigen Unterbringung der Kinder viel schwieriger zu lösen. 

Da Schwerhörigkeit höheren Grades oder Taubheit die Be- 
troffenen vom mündlichen Verkehr ausschließt, so lautet für 
den Fachpädagogen hier die Hauptforderung: Herstellung oder 
Wiederherstellung der Fähigkeit des Verkehrs in der ge- 
sprochenen Sprache. Als Mittel bietet sich in der Haupt- 
sache die Erfassung der Sprechbewegungen an Mund und Ge- 
sicht durch das Auge dar, die man denn auch, solange man 
Taube und Taubstumme in der Sprechsprache unterrichtet, 
anwandte und die man als Absehen, Ablesen, Lippenlesen 
(Lip-reading) bezeichnet. Ärzte und Pädagogen haben an 
der methodischen Bearbeitung dieses Gegenstandes Anteil: der 
Dresdener Arzt Schmalz (1841), Paul Fischer (1890), der Ab- 
sehlehrer Julius M ü I ler (1893), F.D re busch (1903), Franz Xaver 
Rötzer (1908), Wollermann (1909), Hartmann (1909), A. 
Heinrichsdorff(1915),PaulBeglinger(1919), Luise Morgen- 
stern (aus dem Englischen übersetzt, 1921), Dr. Ludwig Joseph 
(1923). Als neueste Erscheinung schließt sich an: 

Karl Brauckmann (Jena), Die Verkehrsfähigkeit des 
Gehörleidenden und das Absehproblem. Gustav Fischer, 
Jena 1925. Nach Br. gibt es 4 Formen geistig-seelischen Aus- 
drucks: a) die Bewegungsform (das ist die Gesamtheit der 
Sprechbewegungen), b) die Hörform (das ist der akustische Par- 
allelvorgang), a) und b) sind gleichwertig, auch in bezug auf 
die geistig-seelischen Vorgänge und deren Inhalt, sind Denk- 
form. Dazu treten c) die optischen Begleiterscheinungen und 
d) die Mimik und unter Umständen auch e) die Gebärde. d) und 
e) schalten als Ausdrucksformen von sekundärer Bedeutung aus. 
Die optischen Begleiterscheinungen (also die eigentlichen ‚Ab- 
sehbilder‘‘) sind zufälliger, unbestimmter, stark wechselnd und 
sehr flüchtiger Art, sie können (nach Br.) nicht Denkform, keine 
vollständige Sprachform sein. Gerade aber auf diese optischen 
Spracherscheinungen haben die bisherigen Methodiker die ganze 
Anlage ihres Unterrichts, so sehr sie auch sonst im einzelnen 
auseinandergehen, gestützt. Der vollkommene Gedankenaus- 
druck läßt sich durch 2 Ringe darstellen, der erste ist der kin- 
ästhetische Ring (die Sprechbewegungsempfindungen), der 
zweite der akustisch-motorische Ring (die durch das Hör- und 
das Sprachorgan vermittelten Empfindungen). em Schwer- 
hörigen sind am akustischen Reifen mehr oder weniger große 
Lücken geschlagen, beim Ertaubten ist er ganz gelöst. Sprache 
äbsehen heißt nach Br.: eingespielte Sprechbewegungsreihen 
durch optische Reize zum Ablauf bringen. Absehen lehren heißt: 
durch theoretische Belehrung und zweckmäßig geordnete 
Übung Anleitung nach dieser Richtung geben. Absehen lernen 
heißt: sich Einsicht verschaffen in diesen Vorgang, sich den ge- 
ordneten Übungsgang zu eigen machen und sich mit anderen 
Menschen einspielen. Zwei Sprechmaschinen stehen sich gegen- 
über. Je gleichartiger sie eingespielt, je genauer sie aufeinander 
abgestimmt sind, um so glatter geht das Verstehen, komme die 
Anregung nun durchs Ohr oder durchs Auge. Und je besser die 
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Einspielung erfolgt ist, um so geringere Reize genügen zum 
wirkungsvollen Anstoß. Also: Richtig einstellen, mitsprechen 
(laut oder leise, letzteres nur bei geschlossenen Lippen möglich)! 
Das Bewußtsein muß, soll es überhaupt beansprucht werden, 
im Munde sein. Daraus ergeben sich folgende methodische Sätze: 
Keine Beschreibung der Mundbilder, keine Betrachtung und 
Übung der Einzellaute, dagegen Übung deutlichen Sprechens 
beim Schüler, Übung der Silben als einfachster Bewegungskom- 
plexe, Vorsprechen in normaler Stimmstärke, möglichste Aus- 
schaltung des Bewußtseins (also kein bewußtes Kombinieren)! 

Für die Übung im Absehen hat die Absehlehrerin Martha 
Bruhn in Boston (Verfasserin des Absehlehrbuches: The 
Müller-Walle Method of Lipreading for the Deaf. Lynn, Mass. 
1920) in englischer Sprache eine Reihe von Blättern für Grup- 
penübungen (immer für 4 Schüler) herausgegeben. Jede Reihe 
besteht aus 48 Blättern mit je 15 Sätzen. Die Übung ist so 
gedacht, daß die Schüler die Blätter in der Hand haben und 
abwechselnd einen Satz vorlesen, während die anderen ihn von 
den Lippen ablesen. Die Sätze sind geschickt zusammen- 
gestellt. Die Bruhnschen Übungen bringen erwünschte Ab- 
wechselung in den Unterrichtsgang. 

Über eins freilich kommen wir — ich spreche aus jahrzehnte- 
langer Erfahrung — trotz der besten Methode und vollster Hin- 
gabe des Lehrers und Absehschülers nicht hinweg: Das Ab- 
sehen bleibt mühsam, energiezehrend und im Ergebnis unsicher. 
Wenn wir ein Mittel hätten, durch das sich der Taube und der 
hochgradig Schwerhörige leichter und sicherer mit der sprechen- 
den Umwelt verständigen könnten, wir müßten es mit Freuden 
anwenden. Das seit alten Zeiten angewandte Fingeralphabet 
wirkt in dieser Richtung; heute ist über folgende Neuerschei- 
nung zu berichten: 

G. Forchhammer (Fredericia/Dänemark), Absehen und 
Mundhandsystem. (Aus dem Dänischen übersetzt vonFrauHanni 
Hansen und R.Lindner, Taubstummenlehrer in Leipzig. 
Blätter f. Taubst.-Bildung 1923, Nr. 8/9.) Forchhammer, Di- 
rektor der Taubstummenanstalt in Fredericia, geht von der 
richtigen Tatsache aus, daß Absehlehrer das Absehen selber 
nicht können, also auch den ganzen Umfang der Absehschwierig- 
keiten nicht am eigenen Leibe erfahren haben. Es gibt keine 
Absehfertigkeit schlechthin. Das Maß der Absehfertigkeit 
hängt vielmehr von einer ganzen Reihe von Umständen ab: 
der Art des Stoffes, der vorgesprochen wird, den angewandten 
Sprachformen, der Sprachart, der Mimik und den begleitenden 
Zeichen des Sprechenden, des Tauben Gesichts- und Sinnenzu- 
stand im Augenblick des Absehens, der Beleuchtung, der Hör- 
fähigkeit des Tauben und endlich von des Tauben Absehfähig- 
keit im engeren Sinn, d. h. seiner Beobachtungs- und Kom- 
binationsfähigkeit, und schließlich von dem Gedächtnis des 
Tauben. Durch sein Mund-Handsystem will F. das Absehen von 
bloßen Gesichtsbildern unterstützen. Es ist eine Vereinigung 
der natürlichen Sprechbewegungen mit gleichzeitigen Bewegun- 
gen der Hand und der Finger. Man kann die rechte oder die 
linke Hand gebrauchen. Der Arm soll vor der Brust gebeugt 
sein, so daß die Hand dicht unter das Kinn kommt. Je näher 
man dem Tauben steht, desto näher muß die Hand unter dem 
Munde sein, damit der Taube beides zugleich ins Auge fassen 
kann. Auf einer beigefügten Tafel werden die einzelnen Laut- 
handzeichen dargestellt. F. teilt günstige Urteile über die 
Unterrichtserfolge mit seinem System mit, und zwar von 
den Tauben selbst, von ihren Verwandten (die Umgebung muß 
das System natürlich auch beherrschen) und von Pädagogen. 
Ich mache zur Zeit einen Versuch mit dem Mund-Handsystem 
in einem Kreise von etwa 20 gebildeten tauben und hochgradig 
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Bekämpfung des Alkoholismus. 


Von welcher fortgehenden ernsten Bedeutung die Alkohol- 
frage, und wie notwendig darum die Abwehr der hier vorliegen- 
den Gefahren ist, wird namentlich durch die zunehmenden 
Zahlen der alkoholischen Geistesstörungen beleuchtet, die .dà 
und dort amtlich festgestellt werden. Wenn z. B. in Groß- 
Berlin laut einer Mitteilung der Deputation für das Gesund- 
heitswesen die Zahl der in Anstalten verpflegten Irren seit 
Anfang 1921 von rund 6600 auf rund 9600, also fast um die 
Hälfte angeschwollen ist, so bemerkt der Bericht dazu wört- 
lich: „Eine wirkliche Zunahme der Geisteskranken dürfte 
lediglich dem Alkohol, in ganz geringem Umfang auch den an- 
deren Genußgiften zur Last fallen. ... Der Alkoholismus ist 
auf dem besten Wege, seine Friedensbedeutung wiederzuer- 
langen.“ In der Kieler Universitäts-Nervenklinik waren unter 
je 100 Eingelieferten Trinker: Im Jahre 1919 4, 1920 5,6, 1921 
10,1, 1922 18,1 (die Vorkriegsziffer), 1923 (Jahr der großen Geld- 
entwertung) 12,3, 1924 14,9. In der städtischen Nervenheil- 
anstalt in Chemnitz sind die Vorkriegszahlen der Aufnahmen 
trunkverknüpfter Geistesstörungen sogar schon wesentlich 
überholt: 1914 48 trunksüchtige Männer, 1922 64, 1923 40, 
1924 70. In die städtische Heil- und Pflegeanstalt in Dresden 
mußten 1923 nicht weniger als 216 Personen (191 Männer, 
25 Frauen), 1924 sogar 259 Personen (222 Männer, 37 Frauen) 
wegen alkoholischer Geistesstörungen aufgenommen werden. 
Und um auch ein Beispiel aus dem Süden zu nennen, so wiesen 
in der badischen Heil- und Pflegeanstalt Wiesloch die Trinker- 
aufnahmen in den Jahren 1919—24 folgende, wiederum nur im 
Inflationsjahr 1923 vorübergehend etwas unterbrochene Stei- 
gerung auf: 11, 17, 27, 68, 50, 96. Der Direktor der Anstalt 
schreibt das erschreckende Anschwellen ausdrücklich zur Haupt- 
sache dem wieder bedrohlich gewachsenen Alkoholverbrauch, 
im besonderen der vermehrten Erzeugung „konzentrierter Al- 
koholgetränke‘‘ zu und sprach im Blick auf diese Erfahrungen 
volle Zustimmung zu den Bestrebungen für Einführung des 
Gemeindebestimmungsrechts und für ein verschärftes Alkohol- 
und Tabakverbot für Jugendliche aus. 


Leider ist das vom Reichstag am 18. Februar geforderte 
Gesetz zum Schutz der Jugend gegen die Alkoholgefahren und 
zur Verbesserung des Schankerlaubniswesens immer noch nicht 
im Reichsparlament eingebracht und verhandelt worden. Und 
auch die drei hierher gehörigen Anträge, die im Frühsommer im 
Reichstag gestellt wurden, sind vor den Ferien nicht mehr zur 
Beratung gekommen: ein Antrag Sollmann, Strathmann, 
Mumm, Moses, Ellenbeck auf schleunigste Vorlage jenes Ge- 
setzes unter Einbeziehung eines brauchbaren Gemeindebe- 
stimmungsrechts, ein wirtschaftsparteilicher Antrag gleichen 
Inhalts unter Ausschluß des GBR., und ein aus der Volkspartei 
hervorgegangener, der jenem Antrag den Ausschluß einer 
»Trockenlegung Deutschlands‘ zugefügt sehen wollte. Es ist 
dringendst zu wünschen, daß endlich die Forderungen auf der 
Linie gesetzgeberischer Schutzwehren gegen die gesteigerten 
Alkoholgefahren, die seit Jahren von sehr weiten einsichtigen 
Kreisen: aus den Reihen der volksgesundheitlichen Bestrebun- 
gen, von Wohlfahrtsverbänden, Behörden, Ärztevereinen und 
insbesondere auch von sehr weiten kirchlichen Kreisen immer 
wieder erhoben werden, ihre befriedigende Erfüllung und Ver- 
wirklichung finden. Und daß umgekehrt die starken Bestre- 
bungen von interessierten Seiten kein Gehör und keine Berück- 
sichtigung finden, die im Gegenteil Beseitigung der durch das 
Notgesetz von 1923 geschaffenen Einschränkungen des Alkohol- 
wesens, Abschaffung der Polizeistunde u.a. verlangen und den Ab- 
bau der Gemeindegetränkesteuern bereits erreichten. Vermerkt 
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sei noch in diesem Zusammenhang, daß der Reichstag in seiner 
letzten Sitzungszeit zwar die Biersteuer, wenn auch nicht in 
dem Maße, wie es wohl zu wünschen und zu ertragen gewesen 
wäre — der deutsche Bierverbrauch ist im Rechnungsjahr 1924 
auf mindestens 38 Millionen hl hinaufgeschnellt —, erhöht, 
dagegen die Wein- und Schaumweinsteuer wesentlich herab- 
gesetzt und die Steuerbefreiung der alkoholfreien Weine und 
Obstsäfte unverständlicherweise abgelehnt hat. 


Angesichts alles dessen darf die alkoholgegnerische Vereins- 
tätigkeit nicht nachlassen und bedarf weitestgehender Teilnahme 
und Unterstützung. So fand denn auch die Jahresversammlung 
des Deutschen Vereins gegen den Alkoholismus, die dieser An- 
fang November in Kiel abhielt, erfreulich starken Besuch und 
Widerhall. Als Hauptgegenstände der Verhandlungen waren: 
„Kirche und Alkohol“ und „Alkohol und Verkehrswesen‘. Mit 
dieser Tagung hatte der Verband der Trinkerheilstätten des 
deutschen Sprachgebiets seinen 25. Jahrestag verbunden. 

Flaig (Berlin). 


Tuberkulosefürsorge. 


Julius Dietrich (Hoyerswerda), Beitrag zur Ein- und 
Durchführung des Preußischen Tuberkulosegesetzes. Veröf- 
fentl. a. d. Gebiete d. Mediz. Verwaltung 19, Heft 5. 1925. 
Bei der außerordentlich verschiedenen Beurteilung, die dem 
Preußischen Tuberkulosegesetz vom 4. VIII. 1923 zuteil wird, 
ist jede Einzeldarstellung, die wie die vorliegende auf prak- 
tischen Erfahrungen beruht, von besonderem Wert. Obwohl 
Verfasser neben seiner amtlichen Stellung als Kreisarzt gleich- 
zeitig die Tätigkeit als Leiter der Hauptfürsorgestelle für Tuber- 
kulöse ausübt, sind seine Ausführungen zum Gesetz doch über- 
wiegend vom Standpunkt des Medizinalbeamten aus gemacht. 
So kommt es, daß er über den größten Mangel des Gesetzes, 
das Fehlen von Bestimmungen über die Errichtung von Für- 
sorgestellen und über ihre Finanzierung stillschweigend hin- 
weggeht. Im übrigen liefert seine Darstellung den Beweis, daß 
in der Tat durch das Gesetz eine brauchbare Grundlage für 
die Betätigung der Kreisärzte auf dem Gebiete der Tuberkulose- 
bekämpfung geschaffen ist, wenn sie nur die persönlichen Be- 
ziehungen zu den praktischen Ärzten und zu den Fürsorge- 
organen in geeigneter Weise, wie es nach den Ausführungs- 
bestimmungen des Gesetzes von allen Beteiligten erwartet 
wird, zu pflegen wissen und neben dem Gedanken der ,,amt- 
lichen Bekämpfung“ auch dem ‚Fürsorge‘‘-Gedanken des Ge- 
setzes hinreichend gerecht werden. Aus der vorerwähnten Ein- 
stellung heraus erklärt es sich auch, daß D. zunächst streng 
zwischen den amtlichen und den Fürsorgemaßmaßnahmen 
unterscheidet, während er später selbst zugibt, daß beide nicht 
von einander zu trennen sind. Wenn er unter den amtlichen 
Maßnahmen die Absonderung des Kranken an die erste Stelle 
setzt, obwohl diese im Gesetz keine Stütze findet und zuge- 
standenermaßen nur durch Fürsorgemaßnahmen erzielt werden 
kann, so läßt sich dieser Widerspruch nur aus dem MiBver- 
hältnis zwischen dem wirklichen Inhalt des Gesetzes und dem, 
was der Verfasser als wünschenswert ansieht, erklären. Als 
weitere amtliche Maßnahmen werden genannt: der Schulaus- 
schluß lernender Kranker (hier sind die Lehrer mit anstecken- 
der Tuberkulose nicht erwähnt!), die Durchführung der laufen- 
den Entseuchung, die amtliche Belehrung des Haushaltungs- 
vorstandes (durch Merkblätter) und die Schlußentseuchung der 
Wohnung bei Wohnungswechsel oder Tod. Von diesen vier Maß- 
nahmen wird die laufende Desinfektion den Fürsorgerinnen 
zugewiesen, während die anderen drei durch die Polizeiorgane 
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erledigt werden. Bei der wichtigsten Aufgabe der Tuberkulose- 
bekämpfung also, der Wohnungsfürsorge, der Ansteckungsver- 
hütung durch laufende Desinfektion und durch Absonderung des 
Kranken, hört die amtliche Betätigung des Kreisarztes auf, hier 
verschmilzt sie mit der freiwilligen Arbeitinder Wohlfahrtspflege, 
deren Unentbehrlichkeit im öffentlichen Leben zur Genüge 
feststeht. Gerade die Wohnungsfürsorge „bedarf persönlichen 
Eingreifens, das fast nie rein amtlicher Natur sein kann und 
sein wird, soll nicht die Autorität des Gesetzes und seiner Träger 
an nackten, unverrückbaren Tatsachen scheitern und ver- 
loren gehen... Gegen die Not unserer Tage ist eben noch kein 
Kraut gewachsen, am wenigsten gegen die des Wohnungs- 
mangels... ., des Hungers und der Unwissenheit.“ Für die Ver- 
hältnisse eines Landkreises, in dem der Kreisarzt auch die Lei- 
tung der Tuberkulosefürsorge in seiner Hand hat, läßt sich 
zweifellos in der von D. geschilderten Weise mit dem Tuber- 
kulosegesetz arbeiten. Unter anderen Verhältnissen werden 
andere Lösungen am Platze, vielleicht auch größere Schwierig- 
keiten zu überwinden sein. Für den Kreis Hoyerswerda kommt 
noch als günstiger Umstand in Betracht, daß der Schles. Pro- 
vinzialverein zur Bekämpfung der Tuberkulose überall durch 
seine Ortsausschüsse für leistungsfähige Fürsorgestellen sorgt. 
Zum Schlusse sei noch erwähnt, daß D. den Begriff der An- 
steckungsfähigkeit für zu eng gefaßt hält. Da die Feinheiten 
der Diagnostik noch nicht hinreichend Allgemeingut der Ärzte 
und der Fürsorgestellen sind und deshalb bei vielen Kindern, 
aber auch bei Erwachsenen die Diagnose nicht früh genug 
gestellt wird, läßt er alle pirquetpositiven Kinder bis zu sechs 
Jahren, wenn sie aus tuberkuloseverseuchten Familien stam- 
men, sonst bis zu vier Jahren, in die Meldelisten aufnehmen, 
und hält auch Erwachsene mit positivem Pirquet, wenn sie 
früher einen Blutsturz oder „Lungenspitzenkatarrh‘‘ gehabt 
haben, für ansteckungsgefährlich. 

Lübenau (Stettin), Eine Lücke im Kampf gegen die Tuber- 
kulose. Verôffenti. a. d. Gebiete d. Mediz. Verwaltg. 19, 
Heft 5. 1925. L. hat an dem Material der unter Braeunings 
Leitung stehenden Stettiner Fürsorgestelle die Frage nach- 
geprüft, ob die Fürsorgestelle einigermaßen rechtzeitig die 
Offentuberkulösen kennen lernt, um die Weiterverbreitung der 
Ansteckung verhüten zu können. Schon die Gegenüberstellung 
der bei der ersten Untersuchung festgestellten geschlossenen 
und offenen Tuberkulose (1916: 46,4%, geschlossene, 53,6 % 
sofort offene, 1923: 64,6% geschlossene, 35,4% sofort offene) 
zeigt ihm, daß das Aufsuchen der Fürsorgestelle mit oder ohne 
ärztliche Überweisung in einem hohen Prozentsatz der Fälle zu 
spät erfolgt. Das geht auch daraus hervor, daß unter den sofort 
offenen Tuberkulosen im Durchschnitt der Fälle sich 80—90 % 
vorgeschrittene Fälle (III. Ausdehnungsgrad) befinden. Von 
den unter Aufsicht der Fürsorgestelle stehenden geschlossenen 
Tuberkulosen werden nach Braeunings Erfahrung durch- 
schnittlich 10—12% im Laufe eines Jahres offen. Ein Ver- 
gleich der Prozentzahlen der jeweils während eines Jahres offen 
gewordenen mit den sofort bei der ersten Untersuchung offen 
befundenen Tuberkulosen zeigt Jahr für Jahr — trotz der 
mühevollen Arbeit der Fürsorgestelle dasselbe. Bild; durch- 
schnittlich 17% offen gewordenen stehen etwa 83%, sofort 
offene Fälle gegenüber. An der Tatsache des zu späten Auf- 
suchens der Fürsorgestelle ist also nicht zu zweifeln. Als Er- 
klärung hierfür wird auf die verschiedenen Verlaufsweisen der 
Lungentuberkulose hingewiesen. Nur ein kleiner Teil, und 
gerade die gutartig verlaufenden, zur Schrumpfung und Aus- 
heilung neigenden Formen, pflegt den Arzt wegen typischer 
Beschwerden rechtzeitig aufzusuchen und kommt entweder von 
selbst oder vom Arzt überwiesen zur Fürsorgestelle. Bei einer 


anderen Gruppe entwickelt sich die Erkrankung zunächst 
schleichend, um dann ganz plötzlich in ein akutes Stadium über- 
zugehen und in der Regel schnell fortzuschreiten; diese Kranken 
sind es meist, die als sofort offene in die Fürsorge eintreten. 
Eine dritte Gruppe besteht aus Mischformen, die nach Braeu- 
nings Beobachtung wieder überwiegend rechtzeitig in Behand- 
lung treten. Hieraus ergibt sich die dringende Notwendigkeit 
intensiverer Mitarbeit der praktischen Ärzte, die mehr noch als 
bisher sich das Studium der Verlaufsweise der Tuberkulose 
angelegen sein lassen sollten, und die immer wieder auf die 
Wichtigkeit wiederholter Auswurfuntersuchungen bei Ver- 
dachtsfällen hingewiesen werden müssen. Behördlicherseits 
sollte alles geschehen, um diese Untersuchungen zu erleichtern; 
es wäre zu überlegen, ob nicht an alle Kreiskrankenhäuser Aus- 
wurfuntersuchungsstellen angegliedert werden könnten. Die 
Frage, warum soviele Tuberkulöse erst erfaßt werden, nachdem 
sie vermutlich schon mehrere Wochen, oft schon Monate lang 
Bazillen ausgeschieden haben, bedarf aber noch weiterer Prü- 
fung durch sorgfältige Aufnahme der Vorgeschichte und Beur- 
teilung des Verlaufes. 

Adolf Bauer (Lindhardt b. Naunhof i. Sa.), Erfahrungen 
aus sechsjähriger Allgemeinpraxis über offene Lungentuber- 
kulose. Dtsch. Ztschr. für öffentl. Gesundheitspflege 1, 212. 
1925. Unter 360 auf Tuberkulose verdächtigen Kranken fanden 
sich 35 offene Tuberkulosen. Ein Teil derselben machte eine 
Heilstättenbehandlung (Vierteljahrskur) durch. Sowohl bei 
den Männern wie bei den Frauen war ein erkennbarer Nutzen 
der Kur in bezug auf die Verlängerung des Lebens und der Ar- 
beitsfähigkeit statistisch nicht nachzuweisen. Die Dauer der 
Arbeitsfähigkeit und der Zeitpunkt des Todes waren bei den 
einer Kur Unterzogenen ungefähr die gleichen wie bei denen, 
die keine Kur gehabt haben. Verfasser kommt deshalb zu dem 
Schlusse, daß für die offenen Lungentuberkulosen von den üb- 
lichen Heilstättenkuren nicht viel zu erwarten sei. Die Eintei- 
lung der tuberkulösen Lungenkranken nach dem Vorhanden- 
sein oder Fehlen der Tuberkelbazillen hält er für wertvoller als 
diejenige nach Stadien. Helm (Berlin). 


Soziale Psychiatrie. 


E. Herzig (Wien-Steinhof), Zur Frage der Zunahme des 
Alkoholismus, Zeitschr. f. d. ges. Neurologie u. Psychiatrie 
98, 587—601. 1925. Herzig fand an dem großen Ma- 
terial der Wiener Irrenanstalt Steinhof bezüglich der Auf- 
nahmen der männlichen Alkoholiker, daß bereits in den 
Vorkriegsjahren von 1910 bis Ende 1913 eine Verminderung 
der Aufnahmen erfolgt war, an welche dann ein weitgehender 
Tiefstand sich anschloß, der bis ins zweite Nachkriegsjahr sich 
hielt. Im Jahre 1913 war gegenüber 1910 bereits ein Rückgang 
der Alkoholikeraufnahmen um 30 % erfolgt; daß dann während 
des Krieges ein noch weiterer erfolgte, ist selbstverständlich. — 
Bezüglich der Bewertung dieser und ähnlicher Statistiken ist 
nun eine Bemerkung von Herzig wichtig: Die Steigerung der 
Aufnahmen nach dem Kriege ist gewaltig, nur in sich betrachtet 
eine Steigerung, welche um so mehr zu ungunsten der Moral der 
Nachkriegszeit in die Wagschale geworfen werden könnte, wenn 
man daneben hält, daß die Bevölkerung Wiens um ungefähr 
200000 zurückgegangen ist. Der Grund für diese Steigerung 
ist aber nach den ärztlichen Erfahrungen fast einzig in admini- 
strativ-polizeilichen Maßnahmen zu suchen, welche auf eine 
Entlastung der Polizeiorgane in der Durchführung der Ahndung 
alkoholischer, polizeilicher Delikte hinauslaufen. — Den 
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Grund der Abgabe an die Anstalt bildete zumeist ein Polizei- 
vergehen. Daß die Zahl der unter diese Kategorie zu zählenden 
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in den letzten Jahren eine so große, fast erschreckend große ge- 


wesen ist, hat seine Ursache in äußeren Gründen. 
darin, daß die Moral der Trinker eine noch verfallenere wurde 
als sie früher war, als in dem Bestreben der für die Internierung 
maßgebenden Faktoren, durch eine weniger harte Abwehr- 
maßnahme gegen die Trunksucht, als sie durch die Arreststrafe 
dargestellt wird, eine Besserung der Trinker herbeizuführen. — 
Es bedarf nach dieser Bemerkung jede Ab- und Zunahme der 
Alkohdlikeraufnahmen, ehe sie als Zunahme des Alkoholismus 


Weniger 


gebucht wird, einer sorgfältigen Prüfung der sonstigen möglichen ` 


Ursachen. 

W. Gilarowsky (Moskau), Die Moskauer Psychiatrie 
im Jahre 1924. Allgem. Zeitschr. f. Psychiatrie u. Psychisch- 
Gerichtliche Medizin, 82. Band, 5. und 6. Heft. Sept. 1925. 
Da in Rußland die Häufigkeit der Alkoholerkrankungen, welche 
in den Kriegs- und Revolutionsjahren beinahe verschwunden 
waren, seit der durch die große Verbreitung des geheimen 
Branntweinbrennens hervorgerufenen Erlaubnis des freien 
Weinhandels (1924) höchst gesteigert ist, ist die Lage der 
psychiatrischen Heilanstalten bedeutend erschwert. In Moskau 
werden alltäglich bis 100 Alkoholberauschte in den Straßen und 
öffentlichen Plätzen angehalten. Es steigt die Zahl der männ- 
lichen Alkoholiker bis auf 25% aller neuen Aufnahmen. Eine 
bedeutende Verbreitung haben auch andere Arten von 
Narkomanie. 

G. Ilberg (Pirna), Psychiatrische Tätigkeit in der Schweiz 


1914—1923. Allgem. Zeitschr. f. Psychiatrie u. Psychisch- 
Gerichtliche Medizin. 82. Band, 5. und 6. Heft. September 
1925. Im Kanton Waadt trat 1921 ein Gesetz in Kraft, 


nach welchem die Toxikomanen gesetzlich den Geisteskranken 
gleichgeachtet werden, so daß man keine Schwierigkeit hat, 
z. B. Kokainisten zu internieren. In Basel wurde 1919 die 
48-Stundenwoche für das Wartepersonal eingeführt, infolge- 
dessen mußte letzteres wesentlich vermehrt werden. Aus St. 
Gallen wird berichtet, daß sich die 48-Stundenwoche nicht 
durchführen ließ, daß aber dem Wartepersonal hierfür eine 
Entschädigung in Geld zugebilligt wurde. Im Kanton Schaff- 
hausen wurde ein Wärterverein gegründet, welcher die Ab- 
schaffung des Aufsichtsrechts der Oberwärter und des Kündi- 
gungsrechts des Direktors erstrebte. 

Auf der 68. Versammlung des Schweizerischen Vereins für 
Psychiatrie sprach Dr. Morgenthaler (Münchenbuchsee) über 
einen Entwurf zu einer Schule für das schweizerische 
Pflegepersonal. Es handelt sich darum, die neue Klinik der 
Anstalt Waldau bei Bern.mit ihren etwa 200 Kranken und 
gegenwärtig etwa 42 Pflegepersonen als Pflegerschule einzu- 
richten. Vom bisherigen Personal sollen als Stamm 5 erfahrene 
Pfleger und ebensoviele Pflegerinnen verbleiben und der Rest 
durch Schüler und Schülerinnen ersetzt werden. Aus dem so an 
Besoldungen eingesparten Gelde sollen die Stellen eines Arztes 
und einer Oberin geschaffen und die übrigen Auslagen für die 
Schule bestritten werden. Nach einem Jahre Ausbildung in 
der Schule solle die Prüfung stattfinden, doch soll die Diplo- 
mierung erst nach zwei weiteren Dienstjahren als vollbezahlte 
Pflegepersonen in einer zu bezeichnenden Anstalt erfolgen. Der 
Plan ist von der Regierung abgelehnt. Als zweites Thema wurde 
von Direktor Schiller (Wil) „Die Rekrutierung und öko- 
nomische Stellung der Assistenzärzte an Irrenan- 
stalten“ erörtert. In der Diskussion wurde außer der finan- 
ziellen Stellung der Assistenzärzte auch die Angliederung von 
Polikliniken an Irrenanstalten berücksichtigt, als ein wichtiger 
Faktor für. die Ausbildung der Assistenzärzte. U. a. be- 


merkte Direktor Frank, daß sich mehr Assistenzärzte für die 
Irrenanstalten melden würden, wenn nicht nur an den Universi- 
tätskliniken, sondern auch an den Landesanstalten Poli- 
kliniken, freie Abteilungen zur Aufnahme von Neurosen und 
Kinderkliniken geschaffen würden. Bratz (Wittenau). 


Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


Auf der Jahresversammlung der Deutschen Gesellschaft zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, die am 11. und 12. Sep- 
tember in Dresden stattfand, wurden zwei Themata behandelt, 
die für den Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten von all- 
gemeinerer Bedeutung sind. 

Über die Zusammenarbeit von Gefährdetenhilfe und 
Geschlechtskrankenfürsorge sprach Irmgard Jäger, 
Landespflegerin von Mecklenburg-Schwerin. Die Referentin 
hat in ihrem früheren Wirkungskreis in Altona die Verhältnisse 
in der Großstadt kennen gelernt und dabei erfahren, wie schwer 
es ist, ein junges Menschenkind, welches der Prostitution ver- 
fallen ist, wieder auf den rechten Weg zu bringen. Der Prosti- 
tution kann nur durch eine sorgfältig ausgebaute Gefährdeten- 
hilfe entgegengewirkt werden. Wirtschaftliche Fürsorgemaß- 
nahmen, insbesondere die Regelung der Familien-, Wohnungs- 
und Arbeitsverhältnisse müssen dabei im Vordergrund stehen; 
man muß sich aber vor allem auch derer annehmen, die schon 
einer Geschlechtskrankheit verfallen sind. Dabei ist eine enge 
Zusammenarbeit zwischen Arzt und Fürsorgerin nötig. Man 
darf sich nicht nur darauf beschränken, die Durchführung der 
Behandlung zu überwachen und dafür die Mittel zu schaffen, 
ohne daß eine Rückerstattung durch die Heimatbehörde er- 
forderlich wird, sondern es sind auch nach Möglichkeit die In- 
fektionsquellen zu erforschen. Gefährdetenhilfe läßt sich nicht 
von der Geschlechtskrankenfürsorge trennen. Die Stelle, von 
der diese Fürsorge ausgeübt wird, muß das Vertrauen des Publi- 
kums haben,sie kann deswegen nicht mit den allgemeinen Wohl- 
fahrtsämtern oder der Familienfürsorge zusammengelegt wer- 
den. Sollte sich das aus technischen Gründen nicht vermeiden 
lassen, so sind auf alle Fälle Unterabteilungen zu schaffen, die 
eigene Akten und eigene Kartothek haben. 

Die Vorschläge von Irmgard Jäger waren so besonders we 
voll, weil sie sich auf eigene Erfahrung stützten und in Meck- 
lenburg-Schwerin praktisch durchgeführt sind. Die Diskussion 
zeigte, daß auch in anderen Städten, so in Erfurt, Frankfurt 
a. M., Mainz u. a. schon sehr Erfreuliches geleistet wird. Be- 
sonders empfohlen wurde, mit der Gefährdetenfürsorge eine 
psychiatrische Beobachtung zu verbinden, wie es in Frankfurt 
a. M. seit längerer Zeit in der Frauenberatungsstelle geschieht. 

Mecklenburg ist in verschiedene Pflegebezirke eingeteilt, von 
denen jeder einer besonders dazu vorgebildeten Fürsorgerin 
anvertraut ist. Diese setzt sich persönlich mit allen Ärzten in 
Verbindung und erfährt von diesen nicht nur, ob die schon be- 
kannten Geschlechtskranken gewissenhaft ihre Behandlung 
durchführen, sondern auch ob dem Arzt neue Fälle bekannt 
geworden sind, welche der Überwachung bedürfen. Es sei dabei 
ausdrücklich festgestellt, daß der Arzt nicht alle Fälle angibt, 
die er in Behandlung hat, daß also nicht etwa eine versteckte 
allgemeine Anzeige der Geschlechtskranken dadurch erzielt 
werden soll. Daran hat die Fürsorge gar kein Interesse, das wäre 
nur eine unnötige Belastung für sie, denn sie will sich nur derer 
annehmen, die eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeuten, 
alle anderen, ganz einerlei, welchem Stande und welchem Berufe 
sie angehören, bleiben völlig frei und unbelästigt. Aber auch die 
ersteren sollen nicht gleich, wie es früher geschah, mit strengen 
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polizeilichen Maßnahmen verfolgt werden. Reiche Erfahrung 


hat uns gelehrt, daß dadurch oft mehr Schaden als Nutzen ge- 


stiftet worden ist. 

Wer aber die Prostituierten kennt, weiß, daß polizeiliche 
Maßnahmen sich nie ganz entbehren lassen, das wird auch nicht 
bei dem Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten erstrebt, dessen Bedeutung der Vorsitzende der Deut- 
schen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 
Geheimrat Prof. Dr. Jadassohn(Breslau), in seinen Eröffnungs- 
worten bei der Tagung eindringlich hervorhob. Er wies dabei 
auf die großen Verdienste hin, die sich Neisser und Blaschko 
um den Entwurf erworben haben. Neisser war Reglementarist, 
er gehörte allerdings der sehr gemäßigten Richtung der soge- 
nannten Neoreglementaristen an, die schon nach Möglichkeit 
die polizeilichen Maßnahmen durch fürsorgerische ersetzen woll- 
ten, Blaschko war Abolitionist. Beide verdienstvollen Männer 
haben sich bei den Vorberatungen zum Gesetzentwurf mehr und 
mehr in ihren Anschauungen genähert und Jadassohn konnte 
mit Recht betonen, daß der Gesetzentwurf einen Kompromiß 
im besten Sinne des Wortes darstellt, dem jeder zustimmen kann. 
Er sprach die Hoffnung aus, daß der Gesetzentwurf bald durch 
den Reichstag angenommen werden möge. Die Ausführungen 
der Referentin zeigten, wie dringend notwendig es ist, denn erst 
durch den Gesetzentwurf wird eine einheitliche Durchführung 
der in Mecklenburg schon bestehenden Maßnahmen ermöglicht. 

[Das zweite Referat über Gefangenenfürsorge wurde von 
Prof. Herwart Fischer (Würzburg) und Prof. Galewsky 
(Dresden) erstattet. Prof. Fischer verfügt über eine fünfjährige 
Erfahrung an dem großen Untersuchungsgefängnis in Breslau. 
AufGrundrein klinischerUntersuchungen wurden bisher11—12% 
der Eingelieferten als syphilitisch krank festgestellt. Nachdem 
aber während einiger Monate bei allen die Blutuntersuchung 
gemacht worden war, stieg die Zahl auf 17% in Breslau, in 
Ratibor und Königsberg sogar auf 20%. Wir wissen, daß die 
Gonorrhoe noch erheblich stärker verbreitet ist. Genaue Unter- 
suchungsergebnisse fehlen hier noch. 

Durch Rundfragen hat Fischer festgestellt, daß in ganz 
Deutschland im Jahre 1924 im Höchstfalle nur 2,5%, in Preu- 
Ben im Jahre 1921 nur 1,6%, im Jahre 1924 1,9% als syphilis- 
krankerkanntwordensind. Auf Grunddieser ZahlenhatFischer 
dann errechnet, daß in Deutschland in den Gcfangenenan- 
stalten in einem Jahre weit über 100000 Syphiliskranke mit 
Wahrscheinlichkeit unbehandelt bleiben. Welch große Gefahren 
diese Merfschen, die kein Gewissen und keine Verantwortung 
kennen, für die Allgemeinheit bilden, wenn sie noch krank und 
ansteckungsfähig aus dem Gefängnis entlassen werden, kann 
sich jeder selbst sagen. Selbstverständlich wird es nie mög- 
lich sein, Gefangene, welche ihre Strafe verbüßt haben, der 
Krankheit wegen noch länger im Gefängnis zurückzuhalten. 
Diese Fälle können dann aber den Beratungsstellen zur weite- 
ren Beobachtung und Versorgung überwiesen werden. Auch 
die Kostenfrage darf keine Rolle spielen, denn es werden 
durch eine sachgemäße Behandlung äußerst gefährliche In- 
fektionsquellen verstopft, daran haben Staat, Gemeinden und 
Versicherungsträger ein gleich großes Interesse, sie müssen 
deshalb alle zu den Kosten herangezogen werden. 

In Breslau ist mit Unterstützung der dortigen Universitäts- 
klinik eine energische Behandlung der geschlechtskranken Ge- 
fangenen durchgeführt worden. Man kann annehmen, daß 
man in einem größeren Bezirke mehr oder weniger immer mit 
dem gleichen Gefangenenmaterial zu tun hat. Durch die Be- 
handlung in Breslau ist erreicht worden, daß im dortigen 
Untersuchungsgefängnis die Zahl der Syphiliskranken von 17%, 
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auf 8%, also um mehr als die Hälfte zurückgegangen ist, der 
beste Beweis dafür, daß derartige Maßnahmen wirksam sind 
und praktisch wertvolle Erfolge zeitigen. 

Prof. Galewsky konnte über die einheitlichen Maßnahmen 
berichten, welche in Sachsen durchgeführt werden. Auf Wunsch 
des sächsischen Justizministeriums sind von ihm Richtlinien 
aufgestellt worden, welche für die Gefängnisärzte bindend sind. 

Amtsgerichtsrat Dr. Eichler (Dresden) ging als Vertreter des 
sächsischen Justizministeriums auf die rechtliche Seite der 
Frage ein. Es kann dem kranken Gefangenen ebensowenig wie 
anderen Kranken eine Behandlung aufgezwungen werden, die 
eine Gefährdung für ihn mit sich bringt. Ein Gefangener darf 
sich aber nicht durch Krankheit haftunfähig machen, er kann 
also ohne weiteres einer Behandlung unterworfen werden, wenn 
es seine Haftfähigkeit erfordert. Der Staat übernimmt auch, 
wenn er einem Menschen die Freiheit entzieht, damit zugleich 
die öffentlich-rechtliche Pflicht, für seinen gesamten Unterhalt 
zu sorgen. Dazu gehört auch die ärztliche Behandlung. Die 
sächsische Justizverwaltung benutzt die günstige Gelegenheit 
soweit als möglich, geschlechtskranke Gefangene zu heilen 
und tritt auch für die daraus entstehenden Kosten ein. 

Geheimrat Hamel wies darauf hin, daß er die Anregung dazu 
gegeben hat, diese wichtigen Fragen auf der Jahresversammlung 
der DGBG. zu erörtern. Das Reichsministerium des Innern 
mußte einspringen, als in Schlesien und im Rheinland die Mittel 
für die Untersuchung und Behandlung der geschlechtskranken 
Gefangenen ausgingen. Die Justizverwaltungen werden in der Be- 
ziehung pekuniäreOpfer bringen müssen ;wegen derBeteiligung der 
Landesversicherungsanstalten ist eine Rundfrage an diese vom 
Reichsministerium des Innern erlassen worden, die z. Z. noch 
nicht erledigt ist. Es empfiehlt sich, Fortbildungskurse für 
Gefängnisärzte in der Behandlung der Geschlechtskranken ein- 
zurichten. Es ist dringend nötig, auch in den anderen Ländern 
nach dem Beispiel von Sachsen einheitliche Richtlinien auf- 
zustellen. Das Reichsministerium des Innern wird alle diese 
Bestrebungen nach Möglichkeit fördern. 

Im weiteren Verlauf der Debatte wurde noch darauf hin- 
gewiesen, daß mit dem Deutschen Schutzverein für. Straf- 
entlassene in diesen Fragen Fühlung genommen werden müßte. 

Die diesjährige Tagung der DGBG. hat den aus allen Teilen 
des Reiches und als Vertreter aller maßgebenden staatlichen und 
kommunalen Behörden erschienenen Teilnehmern wieder wert- 
volle und vielseitige Anregung gegeben. 

Im Anschluß an die Tagung fand in Dresden der außerordent- 
lich stark besuchte DermatologenkongreB unter Vorsitz 
von Geheimrat Jadassohn statt. 

Ein illustriertes Merkblatt ist von der Deutschen Gesellschaft 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten herausgegeben 
worden, um die jungen Mädchen recht eindringlich auf die 
Gefahren, welche ein ausschweifendes Geschlechtsleben mit sich 
bringt, aufmerksam zu machen. Verfasser ist der auf diesem 
Gebiete bekannte und bewährte Med.-Rat Dohrn (Hannover), 
der es immer versteht, in kurzer knapper Form das Wesentliche 
hervorzuheben. Das Merkblatt weist im besonderen auf die Ver- 
fährung durch den Alkoholgenuß und die schwere Gefähr- 
dung, die im Kurpfuschertum liegt, hin. Es ist gut aus- 
gestattet, die Zeichnungen sind von Otto Schendel (Hannover) 
angefertigt worden. Das bekannte Merkblatt der DGBG. für 
Frauen und Mädchen ist eingedruckt worden. Der Preis für 
das Merkblatt ist pro Stück 10 Pf., bei Bezug von 500 Stück 
M 45.—, bei 1000 Stück # 80.—. Es ist durch die Geschäfts 
stelle der DGBG., Berlin W., Wilhelmstr. 45 zu beziehen. 

Roeschmann (Berlin). 
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In Berücksichtigung der engen Beziehungen, die zwischen der sozialen Hygiene und der Volkswirtschaft bestehen, haben wir uns 
entschlossen, im Rahmen des Archivs eine besondere Sozialpolitische Rundschau zu bringen. In dieser soll über die wich- 
tigsten Fragen der Sozialpolitik, die für den Sozialhygieniker von Bedeutung sind, teils in Originalübersichten, teils in kritischen 
Referaten berichtet werden. Die Beiträge sollen den Schutz der Arbeiterschaft im engeren Sinne (Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, Arbeitszeit, Arbeitsrationalisierung, Berufsberatung), die Gewerkschaftsbewegung und den Lohnschutz, ferner das 
große und für jeden Arzt bedeutsame Gebiet der Sozialversicherung, sodann auch den Schutz der Persönlich- 
keit außerhalb des eigentlichen Arbeitslebens umfassen (Wohnungs- und Siedlungsfragen, Lebenshaltung, Fortbildungs- 
wesen), soweit sozialpolitische Maßnahmen darauf von Einfluß sind. Die engen Beziehungen der Gesundheitsfürsorge zur Sozialpolitik 
und Volkswirtschaft liegen hier zutage. Die Gesundheitsfürsorge muß dauernd zu diesen Fragen Stellung nehmen und bei der 

Organisation und Durchführung von ihnen Kenntnis haben. 


Sozialpolitik und soziale Hygiene. 
Von G. WOLFF, Berlin. 


Die Beziehungen der sozialen Hygiene zur Sozial- 
politik sind fließende. Namentlich die praktische 
Auswirkung der sozialhygienischen Fürsorgetätigkeit 
geht unmittelbar in die gesetzlichen Maßnahmen der 
Sozialpolitik — es sei nur an das große Gebiet der 
Sozialversicherung und Arbeiterschutzgesetzgebung 
erinnert — über, während die Theorie der sozialen 
Hygiene an den reinen Gesellschaftswissenschaften 
orientiert ist und mit deren vorwiegend deduktiven 
und sozialstatistischen Methoden die Beziehungen 
zwischen Krankheit und sozialer Lage zu ergründen 
sucht. 

Mit dem immer weiter in der modernen Gesell- 
schaftsentwicklung um sich greifenden Versicherungs- 
schutz der Bevölkerung vor den Wechselfällen des 
Lebens sind die Ärzte nicht nur im Deutschen Reich, 
sondern in allen Kulturstaaten in höchstem Maße an 
den Wirkungen der Sozialpolitik und der sozialen 
Gesetzgebung beteiligt; sie treiben dauernd — nicht 
nur die Fürsorgeärzte — praktische Sozialpolitik in 
ihrer Berufsarbeit als Anwälte der Kassenpraxis, als 
beauftragte und beamtete Ärzte der Staats- und Kom- 
munalverwaltung. Diese Bewegung ist heute nicht 
mehr rückgängig zu machen. Wohl aber ist es erfor- 
derlich, im Interesse der Berufsfreudigkeit der Ärzte 
ebenso wie in dem ihm gleichlaufenden der ärztlichen 
Versorgung der Bevölkerung vorhandene Gegensätze 
auszugleichen und durch vertiefte Einsichtnahme in 
die historische Entwicklung der sozialen Struktur und 
Gesetzgebung den Bedürfnissen der Gegenwart Rech- 
nung zu tragen. Dazu ist freilich in weit höherem 
Maße als bisher eine Ausbildung der Ärzte nach der 
soziologisch-volkswirtschaftlichen Seite erforderlich, 
soll nicht im aufreibenden Kampf der Tagesinteressen 


das Wort „sozial“ zu einem Schlagwort im vulgären 
Sinne und seines eigentlichen Charakters als „gesell- 
schaftlich‘ im Sinne der Sozialwissenschaft nach 
Inhalt und Ableitung!) beraubt werden. 

Eine gewisse ursächliche Bedeutung hat der soziale 
Faktor für alle Krankheiten ; sie ist freilich dem Grade 
nach sehr verschieden, geringer zum Beispiel für die 
Zuckerkrankheit, die in erster Linie das Interesse 
des ärztlichen Spezialisten fesselt, weit stärker etwa 
für die Gewerbekrankheiten, deren Verhütung vor- 
wiegend von sozialhygienischen und sozialpolitischen 
Gesichtspunkten geleitet sein muß. Die Bekämpfung 
der ersteren bleibt überwiegend Aufgabe derätiologisch- 
therapeutischen Forschung, diejenige der letzteren 
fällt überwiegend in das Gebiet der gewerbehygieni- 
schen Fürsorge und Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Sozialpolitik ist die gesetzliche Durchführung 
der von Staat und Gesellschaft gutgeheißenen Be- 
stimmungen zum Schutze vorwiegend der erwerbs- 
tätigen Bevölkerung oder, wie es Heyde?) ausdrückt, 
„als das bewußte Einwirken auf das Verhältnis der 
Arbeiterklasse zu den anderen Klassen sowie zum 
Staate zu bezeichnen“. Ein wichtiger Teil dieser 
Schutzbestimmungen fällt in das Gebiet der sozialen 
Hygiene und damit in das Arbeitsbereich des Arztes. 
Niemals aber ist die soziale Hygiene an eine Partei- 
politik bestimmter Richtung gebunden ; sie ist in ihrer 
praktischen Auswirkung zur ärztlichen Fürsorge- 
tätigkeit auf fast allen Gebieten des Gesundheits- 
schutzes und der Krankheitsverhütung und damit zu 
einem wichtigen Teil der allgemeinen Sozialpolitik 
geworden, deren Bedeutung für die Struktur der 


1) Vgl.Grotjahn, Soziale Pathologie, 3. Aufl., Berlin 1923, S. 11. 
?) Abriß der Sozialpolitik, 3. u. 4. Aufl., Leipzig 1923, S. 2. 
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heutigen Gesellschaftsform sich keine der politischen 


Parteien mehr entziehen kann!). 

Es ist heute allgemein anerkannt, daß das große Werk der 
deutschen Sozialversicherung, das unter Bismarcks?) Voraus- 
sicht mit konservativer Unterstützung 1883—1889 zustande ge- 
kommen ist, eine der groBartigsten sozialpolitischen Leistungen 
darstellt. Es fand freilich damals nicht die Billigung der unter 
dem Druck des Sozialistengesetzes stehenden Arbeiterschaft®). 
Dem weiteren Ausbau der eigentlichen Arbeiterschutzgesetz- 
gebung (Beschränkung der Frauen- und Kinderarbeit, Nacht- 
arbeit, Gewerbeaufsicht usw.) stand aber der Kanzler viel 
weniger freundlich gegenüber als der junge Kaiser. Daß Arbeiter- 
schutz, Sozialversicherung und soziale Fürsorge letzten Endes 
auf die programmatischen Forderungen der Arbeiterschaft und 
der von ihren Führern vertretenen Gesellschaftsauffassung zu- 
rückgehen, darf nicht verkannt werden und entspricht natür- 
lichen Entwicklungsbedingungen moderner Industriewirtschaft. 
Denn es ist eine im Rahmen des Wirtschaftsprozesses mit zu- 
nehmender Industrialisierung selbstverständliche Konsequenz, 
daß der Arbeiter das einzige Kapital, das er selbst in den Pro- 
duktionsprozeß bringt, seine Arbeitskraft, so sehr wie irgend 
möglich, zu sichern und vor den Wechselfällen des Lebens zu 
schützen suchen wird. Auf diesem Boden ist die Sozialpolitik 
als ein wichtiger Schritt zum Ausgleich der sozialen Gegensätze 
entstanden, und es wäre völlig verfehlt, dieses historische Ver- 
dienst des Sozialismus zu leugnen. Inzwischen aber hatten in 
Deutschland auch die konservativen Vertreter des Staats- 
sozialismus, die wissenschaftlichen Kathedersozialisten unter 
Gustav Schmollers und Adolf Wagners Führung zusammen 
mit Lujo Brentano und Heinrich Herkner und den christlich- 
sozialen Strömungen des Zentrums die Forderungen der Sozial- 
politik als ethische Forderungen anerkannt und unter der ziel- 
bewußten Förderung des preußischen Handelsministers Freiherrn 
von Berlepsch in der Gründung des Vereins für Sozial- 
politik (1872) auch nach außen zum Ausdruck gebracht‘). 

In dieser angesehenen Organisation sammelten sich, 
unabhängig von jeder Richtung, die am Ausbau der 
Sozialpolitik interessierten Kreise der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zusammen mit den wissenschaftlichen 
Vertretern der Nationalökonomie und Soziologie, die 
an praktischen Fragen des Arbeiterschutzes, der 
Arbeiterversicherung und der gesamten Fürsorge An- 
teil nahmen, daher auch die in dieser Richtung orien- 
tierten Mediziner. Es verstand sich für diese zum Teil 
hochkonservativen, zum Teil manchesterlich-liberalen, 
aber mit dem Sinn für die Wirklichkeit und ihre 
Probleme, vor allem aber mit Kenntnissen, theoreti- 
schen oder praktischen, aus der Entwicklung der 
Arbeiterbewegung begabten Kreise von selbst, daB 
die machtvollste Organisation der Arbeiterschaft, die 
gewerkschaftliche, im Verein für Sozialpolitik 
volle Vertretung fand, und zwar die an Zahl umfang- 


1) Vgl. auch hierzu im besonderen Herkner, Die Arbeiterfrage, 
8. Aufl., Berlin 1923. 

2) Vgl. v. Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, 3. Bd., Stutt- 
gart 1919, über Arbeiterschutzgesetzgebung. 

3) Vgl. z. B. Ernst Cahn, Die soziale Versicherung des Deut- 
schen Reiches, Frankfurt a. M. 1923, S.7 u. ff. 

“) Vgl. hierzu die historischen Ausführungen bei Heyde I. c 
„Aus der Geschichte der Sozialpolitik“, S. 21 u. ff. 
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reichste sozialdemokratische (Freie Gewerkschaften) 
ebenso wie die Vertretung der katholischen Ar- 
beiterverbände (Christliche Gewerkschaften) und die 
dem Liberalismus angeschlossene Arbeitnehmerschaft 
(Hirsch-Dunckerscher Gewerkverein). Sozialpolitik 
ohne Vertretung der Arbeiterschaft ist heute ein Un- 
ding; ist diese auch gewiß nicht mehr das ausschlieB- 
liche Objekt einer organisch aus den Erfordernissen 
der Gesellschaft entstandenen Sozialpolitik, so ist 
doch der dadurch erstrebte Lastenausgleich ein durch 
den Verbrauch im Beruf wohlerworbenes Anrecht der 
Lohnarbeiter, den wohlerworbenen Beamtenrechten 
nicht unvergleichbar. 

Sozialpolitik ist keine Mitleidspolitik i im Sinne der 
alten karitativen Verbände, deren private Fürsorge- 
arbeit keineswegs damit unterschätzt werden soll, im 
Gegenteil auch noch heute in vielen Fällen, in denen 
der „beamtete Fürsorger‘‘ nicht zum Ziele kommt, 
nicht entbehrt werden kann. Es muß aber heute 
die Sozialpolitik als ein wesentlicher Machtfaktor 
unserer Staatsordnung angesehen werden, und sie 
ist in diesem Sinne eigentliche Produktionspolitik ; 
denn ohne eine gesunde und gegen Krankheit und 
Siechtum nach menschlicher Berechnung geschützte 
Bevölkerung, deren weit überwiegenden Anteil die 
Arbeitnehmerschaft in Industrie und Landwirtschaft 
bildet 1), wird der Staat nie zur vollen Entfaltung 
seiner Kräfte kommen. In diesem Sinne sind alle Aus- 
gaben der staatlichen Fürsorge und Vorbeugung stets 
werbender Natur, mag es im Einzelfall auch nicht 
immer sofort durchsichtig erscheinen; auch der in 
einer Bewahranstalt untergebrachte und zur wirt- 
schaftlichen Arbeit erzogene Säufer oder Psychopath 
kostet der Gesellschaft weniger ideelle und materielle 
Werte, als wenn er, auf freie Füße gestellt, abwech- 
selnd der Landstraße und dem Gefängnis verfällt. 

Sozialpolitik ist daher keine Mitleidspolitik, sondern 
auf weite Sicht eingestellte Staatswirtschaftspolitik ; 
ihre Ziele kommen letzten Endes aber der Privatwirt- 
schaft zugute. Das sollten alle einsichtigen und am Pro- 
zeB der Volkswirtschaft auch für ihre Privatwirt- 
schaft geschulten Unternehmer längst eingesehen 
haben und mit den Gewerkschaftsvertretern zusammen 
immer mehr versuchen, das Gebiet der Sozialpolitik 
aus dem wenig erfreulichen Streit der Parteipolitik 
herauszunehmen. Freilich darf das Verantwortungs- 
gefühl des einzelnen Arbeiters nicht durch ein Über- 


1) Vgl. die Berufsgliederung der deutschen Bevölkerung nach 
der letzten Berufszählung vor dem Kriege (1907) im Statist. 
ahrb. f. d. Deutsche Reich 1924/25; dort auch die Internat. 

rsichten; vgl. ferner die berufliche Gliederung des neuen Deutsch- 
land in „Wirtschaft und Statistik“ 1921, S. 44. Die Ergebnisse 
der jüngsten Berufszählung für das Deutsche Reich (1925) liegen 
naturgemäß im einzelnen noch nicht vor. 
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maß staatlicher und privater Fürsorge erstickt werden ; 
das wäre eine verhängnisvolle Folge übertriebener 
Fürsorgepolitik und kein Lastenausgleich. Es darf 
aber auch das Verantwortungsgefühl des Unter- 
nehmers nicht darin gesucht werden, auf Kosten seiner 
Arbeiter durch unerträgliche Löhne in Zeiten der Not 
die Rentabilität der Wirtschaft zu sichern. Eine solche 
Zuspitzung hat die Frage „Sozialpolitik oder Produk- 
tionspolitik ?‘‘ durch einige industrielle Arbeitgeber in 
jüngster Zeit erhalten), gar zu einseitig vom Stand- 
punkt des von der Kapitalnot betroffenen deutschen 
Unternehmers im Anschluß an dieWirtschaftskrise nach 
der für alle Kreise katastrophalen deutschen Inflation. 

Nicht auf Kosten der Sozialpolitik und ihrer werben- 





den Ausgaben kann die Produktion gesunden, auch 


nicht durch Herabsetzung der Arbeiterlöhne, sondern 
lediglich durch Vermehrung der Produktion, zu 
der freilich auch die Arbeiterschaft durch Intensi- 
vierung der Arbeit und Verlängerung der Arbeitszeit, 
wenn es sein muß, ihr Teil beitragen muß?). Daß 
das Produkt der Arbeit nur auf diese Weise billiger 
und allen Teilen der Volkswirtschaft, den Produzenten 
und Konsumenten, zugänglicher werden kann, hat in 
großzügiger Weise der amerikanische Wirtschafts- 
führer Henry Ford gezeigt und dies in der Praxis der 
Automobilindustrie in die Tat umgesetzt. Nicht durch 
möglichst niedrige Löhne, sondern durch Höchstlöhne 
sucht Ford die Wirtschaft zu heben und dadurch vor 
allem die Kaufkraft der breitesten Bevölkerungs- 
schichten zu erhalten. 

So schreibt er?): 

„Der höchste bisher gezahlte Lohn ist immer noch lange nicht 
hoch genug. Unsere Volkswirtschaft ist noch nicht genügend 
durchorganisiert, und ihre Ziele sind noch zu unklar, um mehr 
als nur einen Bruchteil der Löhne zahlen zu können, die eigent- 
lich gezahlt werden müßten. Mit dem Gerede über Abschaffung 
der Löhne und Aufrichtung des Kommunismus rücken wir der 
Lösung nicht näher. Das Lohnsystem bietet bisher die einzige 
Möglichkeit, um Produktionsbeiträge nach ihrem Werte zu ent- 
lohnen.‘ 

Freilich sollen aber die Arbeiter die Löhne selbst 
verdienen; denn Ford ist kein Utopist, sor.dern 
ein Mann der Praxis, die ihm auf Grund seiner Wirt- 


schaftsleistung nicht gut bestritten werden kann. 

So sagt er an anderer Stelle‘): 

„Hohe Löhne lassen sich nicht zahlen, wenn die Arbeiter sie 
sich nicht verdienen. Ihre Arbeit ist das produktive Element. 
Sie ist nicht der alleinige produktive Faktor — eine schlechte 


1) Vgl. z. B. v.Borsig, Industrie und Sozialpolitik, Berlin 1924; 
desgl. die Denkschrift der Vereinigung der deutschen Arbeitgeber- 
verbände zur Lohnfrage vom 12. 5. 1925, deren Ausführungen sich 
z. B. die Schriftleitung der Sozialen Praxis in keiner Weise an- 
schließt. Soz. Praxis 1925, 34. Jahrg. Sp. 567 u. ff. 

3) Vgl. Schippel, Mehrproduktion und Arbeitszeit in den 
Sozialist. Monatsh. 1923 S. 588; desgl. die Ausführungen von 
Lindemann, Borchardt, Cohen zu dem gleichen Thema. 

3) Mein Leben und Werk, Leipzig 1924, S. 144. 

43) 1. c. S. 139. 
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Geschäftsführung wird Arbeit und Material vergeuden und die 
Früchte der Arbeit zuschanden machen. Die Arbeiter vermögen 
wicderum die Früchte einer guten Geschäftsführung zu ver- 
nichten. Wo jedoch geschickte Geschäftsführung und ehrliche 


Arbeit Gesellschafter sind, ist es der Arbeiter, der die hohen 


Löhne möglich macht.“ 

Eine solche Wirtschaftspolitik macht freilich Sozial- 
politik als Fürsorgeeinrichtung des Staates in gewissem Grade 
entbehrlich und stärkt das individuelle Verantwortlichkeits- 
gefühl. Daher steht Ford, wie viele angelsächsische Wirtschafts- 
führer, viel mehr auf dem Standpunkt des Wirtschaftsliberalis- 
mus als des Staatssozialismus und der öffentlichen Fürsorge!). 
„Wer viel schafft, soll viel nach Hause tragen. Wohltätigkeit 
hat in der Lohnfrage keinen Raum. Der Arbeiter, der dem 
Unternehmen sein Bestes gibt, ist auch für das Unternehmen 
der Beste,‘ heißt es weiter?). Fords Arbeiter verdienen unter 


"Berücksichtigung der verminderten Inlandskaufkraft des Dol- 


‘lars nach seinen Angaben das Dreifache vom durchschnittlichen 

Realeinkommen des deutschen Arbeiters und nehmen dadurch 
am Gewinn des Arbeitsproduktes selbst teil. Diese Art der Ge- 
winnbeteiligung ist eindeutig und hält sich von allen mehr oder 
weniger utopischen Vorschlägen fern. Es darf allerdings nicht 
verschwiegen werden, daß auch gewichtige Einwände gegen das 
Fordsche System der Arbeitsrationalisierung erhoben wurden, 
indem ihm ähnlich wie dem ihm zugrunde liegenden Tayloris- 
mus von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite eine Entgeisti- 
gung der Arbeit vorgeworfen wird3). 

Wir müssen uns versagen darauf einzugehen, ob und wie weit 
Fords Ideenin Deutschland am Platze sind. Zweifellos ist aber die 
Kenntnis seines Systems für jeden, der auf dem Gebiete der Volks- 
wohlfahrt arbeitet, also auch den Sozialhygieniker, notwendig. 


Bemerkenswert sind auch für den Arzt Fords Ausführungen 


über die rationelle. Bekämpfung der Wohltätigkeit durch die 
Mittel der Wirtschaft und in sozialhygienischer Hinsicht insbe- 
sondere die sinngemäße Verwendung der Krüppel und Blinden, 
‘die nicht der Öffentlichkeit zur Last fallen sollen, sondern an ge- 
eigneter Stelle ihren Platz voll ausfüllen können. ,,Wohitätig- 
keit wird in dem Augenblick überflüssig, da die scheinbar zum 
Selbstunterhalt Unfähigen aus der unproduktiven Klasse heraus- 
gehoben und in die produktive versetzt werden‘). „Die 
Differenzierung der Industrie bietet Arbeiten, die jeder leisten 
kann. In einer differenzierten Industrie gibt es mehr Posten, die 
von Blinden ausgefüllt werden können, als Blinde vorhanden 
sind. Ebenso gibt es mehr Stellen für Krüppel, als Krüppel auf 
der Welt. Auf allen diesen Posten kann der Mann, der kurz- 
sichtigerweise als ein Objekt der Wohltätigkeit betrachtet wird, 
einen genau so guten Lebensunterhalt verdienen, wie der klügste 
und kräftigste Arbeiter)“. Manche der auch zahlenmäßig aus 
den gewaltigen Unternehmungen Fords belegten Ergebnisse 
(siehe das Kapitel ,, Der Terror der Maschine ©“) klingen fast zu 
schön, um wahr zu sein). 


1) Vgl. Helene Simon, Von Owen bis Ford, Soziale Praxis 1925, 
34. Jahrg. Nr. 31/32. 

3) 1. c. S. 139. 

3) Vgl. die ausführliche Kritik von Bruno Rauecker, Sozial- 
politik durch Produktionspolitik, Soziale Praxis 1924, 33. Jahrg., 
Nr. 33, 35, 36. 

‘1 €. S. 244. °)1.c. S. 245. 6) I c. S. 120 u. ff. 

7) Vgl. hierzu auch die polemische vom Standpunkt der Sowjet- 
Doktrin ausgehende Schrift Jakob Walchers, Ford oder Marx? 
Berlin 1925 (Neuer Deutscher Verlag), die zwar die Ergebnisse 


_Fords voll anerkennt, aber seinen gesellschaftstheoretischen Stand- 


punkt als „Kapitalismus“ verwirft. Vorläufig freilich spricht die 
Praxis des Erfolges für Ford und nicht für Rußland. 
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Fords Wirtschaftsindividualismus, von tiefster 
Ethik der Arbeit durchdrungen, führt praktisch zu 
einer Wirtschaftspolitik, die in ihren Konsequenzen 
denen der Sozialpolitik vollkommen gleicht. Sie 
erstrebt mit praktischem Erfolg die Beseitigung der 
Armut mit den Mitteln der Wirtschaft; nichts 
anderes ist auch das ethische Ziel der Sozialpolitik im 
Rahmen der modernen Gesellschaft, wenn auch mit 
etwas anderen Methoden. 
Wege nach Rom, gewiß aber nicht der, mit dem Abbau 
der Arbeitslöhne zugleich die soziale Fürsorge abzu- 
bauen und damit das Arbeitsprodukt zu verbilligen. 
Dann wird ein Produkt geschaffen, das nur einen sehr 
beschränkten Absatz trotz niedriger Löhne finden 
kann; denn es ist eine uralte volkswirtschaftliche 
Weisheit, daß nur, wenn die Massen verdienen, auch 
die Wirtschaft aufnahmefähig ist. Bei entgegenge- 
setzter Einstellung werden obendrein diejenigen, die 
das Produkt geschaffen haben, an Krankheit und Er- 
schöpfung zugrundegehen und damit die Wirtschaft 
von neuem belasten. Das ist das Gegenteil einer weit- 
sichtigen Wirtschaftspolitik im Sinne Fords, aber 
auch das Gegenteil einer weitsichtigen Sozialpolitik im 
Sinne der deutschen Sozialversicherung und eines 
Staatssozialismus Bismarckscher Prägnanz. 

Die engen Beziehungen zwischen Volkswirtschaft 
und Volksgesundheit leuchten hervor. Die Ärzte aber 
müssen in ihrer Anschauungsweise und wissenschaft- 
lichen Erziehung von volkswirtschaftlichem Geist weit 
mehr als bisher getragen werden; sie vollziehen ja 
dauernd in der Behandlung des Erkrankten sowohl, der 
wieder erwerbsfähig, wieder in weitestem Sinne ge- 
sellschaftsfähig durch ihre Hilfe gemacht werden soll, 
wie in der Fürsorge für weite Volksschichten, die vor 
Krankheiten bewahrt werden sollen, soziale Arbeit, 
d.h.Arbeit an der Gesellschaft im besten Sinne, nicht nur 
in der Vulgärauslegung von ‚sozial = wohltätig für die 
unteren Bevölkerungsschichten‘‘ (Grotjahn)!). Da- 
rum sollten die Ärzte aber neben ihrer biologisch- 
medizinischen Grundlage und Ausbildung in der 
Kasuistik der Krankenbehandlung auch volkswirt- 
schaftliche und soziologische Kenntnisse erwerben ; 
diese Schulung der Ärzteschaft ist heute wie in jeder 
anderen Berufsgruppe eine Forderung der Zeit und 
wird sie mit den akuten Gegenwartsfragen in Staat 
und Gesellschaft in nähere Berührung bringen, denen 
der Mediziner über seinem Fachstudium leicht völlig 
entfremdet wird. 

Eine solche Schulung der Ärzte nach der volkswirt- 
schaftlich-soziologischen Seite ist heute praktisch 
schon allein gerechtfertigt durch die schweren Wirt- 
schaftskämpfe, in denen sie sich nach der Verallge- 


1) 1. c. S. 10. 


Es führen verschiedene 


163 


meinerung der Sozialversicherung mit den Kranken- 
kassen befinden. Diese Kämpfe müssen ausgetragen 
werden — freilich nicht auf dem Rücken der Ver- 
sicherten — und zu einer Neuregelung der ärztlichen 
Versorgung führen, die beiden Teilen, den Ärzten, die 
in diesem Fall die Arbeitnehmer, und den Trägern der 
Krankenversicherung, die die Arbeitgeber sind, ge- 
recht wird. In berechtigtem Abwehrkampf haben sich 
die Ärzte nach dem Beispiel der Arbeiter und Ange- 
stellten zu einer mächtigen Kampforganisation, dem 
Hartmannbund, zusammengeschlossen, um auf ge- 
werkschaftlicher Basis ihre bedrohten Interessen 
wirksamer zu verfechten. Man wird den Ärzten die 
Wahrung ihrer wirtschaftlichen Interessen gewiB nicht 
verdenken, aber gerade vom Standpunkt der Gesell- 
schaftslehre diesen Entwicklungen die größte Bedeu- 
tung beimessen. Freilich darf der Arzt nicht lediglich 
die Soziologie des eigenen Standes zu erfassen suchen, 
sondern muß wie jeder andere Beruf, der im öffent- 
lichen Leben steht, auch den gesellschaftlichen Ent- 
wicklungen der anderen mit Verständnis gegenüber- 
stehen. 

Hierzu schreibt Heyde, der Herausgeber der ‚Sozialen 
Praxis‘, in einer „Arzt und Arbeiter“ betitelten Betrachtung, 
die in der dem Deutschen Ärztetag gewidmeten Festschrift der 
„Arztlichen Mitteilungen“, des Verbandsorgans des Hartmann- 
bundes, anläßlich dessen 25jährigen Bestehens veröffentlicht 
wurde!): „Auch inmitten des ärgsten Kampfes tut der Arzt gut 
daran, sich zu vergegenwärtigen, daß ebenso, wie er sich und 
seinen Berufsstand als gerecht kämpfend und zu Unrecht ver- 
ketzert ansieht, im Leben der Angehörigen anderer Stände und 
Klassen, auch der Arbeiter, Kämpfe um für recht und edel ge- 
haltene Forderungen, Kämpfe um Brot oder Ehre, typisch vor- 
kommen und von anderen Bevölkerungsgruppen mit Verständ- 
nislosigkeit betrachtet werden. Niemand kann vom Arzt ver- 
langen, daß er in Streiks und Aussperrungen sich auf die Seite 
der Arbeiter oder Unternehmer schlägt. Aber gerade die ehr- 
liche Neutralität ist etwas, was die Arbeiterschaft zu würdigen 
weiß. Und das eigene Erleben der Ärzte in ihrem Standeskampf 
kann ihnen dazu verhelfen, daß sie derartige Kämpfe als etwas 
unter heutigen Verhältnissen nicht von vornherein Verurtei- 
lungswürdiges erkennen‘‘). 


Die Ärzte sind die berufenen Berater des Volkes in 
allen gesundheitlichen Fragen vom Eintritt des 
Staatsbürgers in das Leben bis zu seinem Ende; sie 
sollen aber nicht nur kranke Menschen behandeln und 
Heilmittel verschreiben, sondern Normen aufstellen 
für die Gesundheit und Krankheitsverhütung in der 
Familie, in der Schule, bei der Berufswahl und Berufs- 
arbeit, für die Bekämpfung der großen Volksseuchen 
und ihrer biologisch-sozialen Ursachen. Sie sollen 
darüber hinaus dem Staat ihren Rat leihen für eine 
gesunde Bevölkerungspolitik in quantitativer und 
qualitativer Hinsicht. Als Hygieniker müssen sie daher 
die Ziele der beiden entgegengesetzten und doch ein- 


1) Ärztliche Mitteilungen 1925, 26. Jahrg. Nr. 35, S. 12. 
22 
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ander ergänzenden Schulrichtungen der Hygiene, der 
ätiologisch-prophylaktischen Robert Kochs und der 
auf die positive Gesundheitsmehrung gerichteten 
Max von Pettenkofers, in sich vereinigen, nicht nur 
das Leben verlängern helfen durch Krankheitsver- 
hütung, sondern auch die Leistungsfähigkeit und 
Widerstandskraft der Lebenden durch Aufstellung 
von Normen für die Gesundheit vermehren helfen 
(v. Gruber). 

Damit sägen die Ärzte, wie es heißt, als Hygieniker 
selbst den Ast ab, auf dem sie als Krankenbehandler 
sitzen. In dieser unaufhörlich sich vollziehenden Er- 
gänzung ärztlich-hygienischer Tätigkeit üben sie den 
größten Berufsidealismus aus, den es gibt ; sie trachten 
„sich selbst überflüssig zu machen“. Freilich sind auch 
hier der Entwicklung natürliche Grenzen gesetzt; 
aber „unnatürliche‘‘ Todesursachen vermögen noch 
immer erheblich eingeschränkt und damit der Gesell- 
schaft kostbare Menschenleben erhalten zu werden. 
Dabei erübrigt es sich nicht, auf die Anschauungen 
einiger extremer „Rassehygieniker‘‘ hinzuweisen, die 
im Sinne eines übertriebenen Selektionismus in den 
vorzeitigen Todesfällen durch Krankheit so etwas wie 
eine natürliche Auslese der Rasse sehen und von die- 
sem Gesichtspunkt aus auch die Bestrebungen der 
sozialen Hygiene und jeglicher Fürsorgepolitik kriti- 
sieren. Auf diese Übersteigerung des Darwinismus für 
die menschliche Gesellschaft hat schon ein Biologe wie 
Oskar Hertwig?) nachdrücklich hingewiesen; ferner 
kürzlich ein Hygieniker wie Kaup in seiner Schrift 
„Volkshygiene oder selektive Rassenhygiene‘‘ ®), in der 
auch die hygienische und soziologische Literatur in 
weitem Maße berücksichtigt ist. 

Arzt und Hygieniker sind keine Antipoden, sondern 
in gegenseitiger Ergänzung berufen, das kostbare Gut 
der Volksgesundheit zu verwalten und damit Menschen- 
ökonomie nach dem jeweiligen Stande der biologisch- 
sozialen Wissenschaft zu treiben. Freilich erfordert 
dies neben der ärztlich-hygienischen Ausbildung Ein- 
sicht auch in die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Zusammenhänge. Bei einer Neugestaltung des ärzt- 


1) Einleitung zum Handbuch der Hygiene von Rubner, 
Gruber u. Ficker; vgl. hierzu Ernst Krombholz, Der Be- 
griff der Hygiene und ihre Gliederung als Lehre. Wiener klin. 
Wochenschr. 1925, 38. Jahrg. Nr. 18. 

3) Das Werden der Organismen; desgi. zur Abwehr des ethischen, 
des sozialen, des politischen Darwinismus, Jena 1921/22. 

3) Leipzig 1922. 


SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 


lichen Studiums, deren Versuche seit Jahren von den 
Vertretern der Hochschulen, der Ärztekammern, der 
Studierenden betrieben werden, eingestandenermaßen 
stets mit dem gleichen Mißerfolg (vel. z. B. Heubner- 
Reichert)!), muß die soziale Stellung des Arztes 
(sozial im Sinne der Wissenschaft ; denn das Moralische 
versteht sich stets von selbst) im Rahmen des Volks- 
ganzen berücksichtigt werden. Es kommt nicht darauf 
an, das ärztliche Studium um 1 oder 2 Semester zu 
verlängern — es dauert schon lange genug — oder die 
eine Spezialität mehr zu pflegen als die andere — das 
ist Sache der späteren Neigung und praktischen Betäti- 
gung —,sondernes neu zu gestaltenunddenak- 
tuellen Strömungen der Gegenwartsprobleme 
anzupassen. Daß die Vertiefung darunter nicht zu 
leiden braucht, versteht sich von selbst und hängt von 
dem Verhältnis zwischen Lehrer und Schüler ab. Es 
kommt aber nicht darauf an, das Quantum zu ver- 
mehren. Bei der Neugestaltung der Schulprogramme 
für die höheren Schulen hat man längst davon abge- 
sehen; denn die Menge der Einzeltatsachen ist unbe- 
grenzt. Hier erwiesen sich die eigentlichen Pädagogen 
den Medizinern überlegen. Es kommt auch in der 
Medizin nicht darauf an, den Spezialisten schon auf der 
Universität zu erziehen, sondern die wissenschaftliche 
und soziale Stellung des zukünftigen Arztes zu be- 
gründen, ihn der Universitas literarum von neuem 
zuzuführen. Dazu kann im Rahmen der organischen 
Entwicklung der Hygiene die Beschäftigung mit den 
Gesellschaftswissenschaften dienen, die schon heute 
die Brücke zwischen Natur- und Geisteswissenschaft 
schlagen. 

Von diesem Gesichtspunkt aus gewinnt die Sozial- 
hygiene die Bedeutung einer Bildungs- und Welt- 
anschauungsfrage. Die Durchdringung der Hygiene 
mit volkswirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunk- 
ten bildet ihre Theorie; in der sozialhygienischen 
Praxis aber, der ärztlichen Fürsorgetätigkeit, die einen 
wichtigen Teil der heutigen Sozialpolitik umfaßt, sind 
die Ärzte im Sinne Virchows „die natürlichen An- 
wälte der Armen‘‘, die in hohem Umfang über Mittel 
des Staates und ihre richtige Verwendung verfügen 
und damit in höchstem Maße ärztliche Ethik be- 
treiben. 


1) Die Sorgen des ärztlichen Standes und die akademische 
Medizin. Klin. Wochenschr. 1925, S. 1876 u. ff. 
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BESPRECHUNGENUNDBERICHTE 


Arbeitsmarkt und Berufsberatung. 


Richard Liebenberg (Berlin), Berufsberatung, Methode 
und Technik. Quelle & Meyer, Leipzig 1925. Im Rahmen 
der neueren sozialpolitischen Entwicklung spielt die planmäßige 
Berufsberatung eine an Bedeutung zunehmende Rolle. Es ist 
daher zu begrüßen, daß der Direktor des Landesberufsamtes 
Berlin seine reiche Erfahrung benutzt, um hier die aus der 
Praxis gewonnene Technik und Methode der Berufsberatung 
zur Darstellung zu bringen. An allgemeinen Beiträgen über 
die volkswirtschaftliche Bedeutung der Berufsberatung und 
Berufsumschulung ist ja kein Mangel, wohl aber an einer 
methodisch gefaßten Anleitung für den, der die verantwortungs- 
volle Aufgabe selbst übernehmen soll. Wenn auch kein Zweifel 
daran besteht, daß die Hauptaufgabe dem wirtschaftlichen 
Berufsberater zukommt, der die Verhältnisse des Arbeitsmarktes 
und der Berufsanforderungen kennen muß, um positive Vor- 
schläge zu machen, so fällt doch auch der beratenden Tätigkeit 
des Arztes eine wichtige Rolle dabei zu, die gerade von den 
Eltern vielfach hoch eingeschätzt wird. Diese hygienische Seite 
der Berufsberatung kommt in der Darstellung etwas zu kurz; 
es mag vielleicht dadurch verursacht sein, daß berufskundliche 
Kenntnisse bei den Ärzten selbst noch wenig verbreitet sind, auch 
bei solchen, die von Amts wegen damit betraut sind. Um so mehr 
wird eine Anleitung nach der berufskundlichen Seite ihr Inter- 
esse haben müssen und später vielleicht auch nach der gewerbe- 
hygienischen Seite eine Erweiterung erfahren können. 

G. Wolff (Berlin). 


Sozialversicherung. 


Heinz Potthoff (München), Angestellten-Versicherungs- 
gesetz in der vom 1. Juni 1924 an gültigen Fassung. 5. Aufl. 
der Ausgabe von 1911. J. Heß, Stuttgart 1924. Diese Neu- 
bearbeitung des Angestellten-Versicherungsgesetzes durch den 
erfahrenen Sachbearbeiter und Sozialpolitiker bringt neben der 
Wiedergabe des Textes von Gesetz und Ausführungsbestim- 
mungen in der Einleitung eine kurze Darstellung des heute 
geltenden Rechtes, in der die wichtigsten Unterschiede der 
heutigen Angestelltenversicherung von der ursprünglichen 
vom 20. Dezember 1911 kommentiert worden sind. Eine solche 
Darstellung war erst möglich, nachdem im Anschluß an die 
Neuschaffung der deutschen Währung die vom 1. Juni 1924 
ab gültige Fassung des Gesetzes durch Verordnung vom 28. Mai 
1924 Rechtskraft erhalten hatte. Als handliches Nachschlage- 
buch ist die Neubearbeitung für alle, die mit der Praxis der 
Angestelltenversicherung vertraut sein sollen, unentbehrlich. 
Die Ausführungsbestimmungen über die Berufsgruppen, die 
nach $ I des Gesetzes der Angestelltenversicherung unterliegen, 
sodann die neuen Überwachungsvorschriften der Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte vom 10. Juli 1924 wurden 
im Anhang beigefügt. 

Ausdehnung der Unfallversicherung auf gewerbliche Berufs- 
krankheiten. Durch Verordnung über Ausdehnung der Unfall- 
versicherung auf gewerbliche Berufskrankheiten vom 12. Mai 
1925, veröffentlicht im Reichsgesetzblatt von 1925, Teil I, 
Nr. 20, S. 69, ist mit Wirkung ab 1. Juli 1925 folgendes ange- 
ordnet (vgl. auch Reichsarbeitsblatt 1925 Nr. 24): 

1. Die Unfallversicherung wird auf die nachstehend bezeich- 
neten gewerblichen Berufskrankheiten ausgedehnt ($ 1 d. Ges.): 

Erkrankungen durch Blei oder seine Verbindungen. Erkran- 
kungen durch Phosphor. Erkrankungen durch Quecksilber oder 


seine Verbindungen. Erkrankungen durch Arsen oder seine 
Verbindungen. Erkrankungen durch Benzol oder seine Homo- 
logen. Erkrankungen durch Nitro- und Amidoverbindungen 
der aromatischen Reihe. Erkrankungen durch Schwefelkohlen- 
stoff. Erkrankungen an Hautkrebs durch Ruß, Paraffin, Teer, 
Anthrazen, Pech und verwandte Stoffe. Grauer Star bei Glas- 
machern. Erkrankungen durch Röntgenstrahlen und andere 
strahlende Energie. Wurmkrankheit der Bergleute. Schnee- 
berger Lungenkrankheit. | 
2. Für die Durchführung der Unfallversicherung bei gewerb- 
lichen Berufskrankheiten gelten die Vorschriften über die Ge- 
werbe-Unfallversicherung entsprechend, soweit nicht in dem 
Gesetz selbst etwas anderes vorgeschrieben ist. ($ 2 d. Ges.) 


3. Der Versicherung gegen eine gewerbliche Berufskrankheit 
unterliegen nur die in der Anlage aufgeführten Betriebe, sofern 
sie unter die Gewerbe-Unfallversicherung fallen. ($ 3 d. Ges.) 


4. Die Vorschriften über die Unfallanzeige und die Unfall- 
untersuchung ($$ 1552—1567 der Reichsversicherungsordnung) 
gelten mit folgender Abweichung: 

An die Stelle der Ortspolizeibehörde tritt das Versicherungs- 
amt des Betriebssitzes. ($ 7 d. Ges.) 

5. Ein Arzt, der einen Versicherten wegen einer gewerblichen 
Berufskrankheit behandelt, hat dem Versicherungsamt die 
Erkrankung unverzüglich anzuzeigen. ($ 8 d. Ges.) 

6. Das Reichsversicherungsamt kann zur Durchführung der 
Verordnung nähere Bestimmungen erlassen. ($ 12 d. Ges.) 

C. Degener (Bremen), Zum neuen Entwurf eines Gesetzes 
über eine Arbeitslosenversicherung. Soz. Praxis 34, Sp. 537 u.572. 
1925. Kritik am Gesetzentwurf vom Standpunkt des Arbeit- 
nehmers, im allgemeinen aber Anerkennung des Fortschrittes 
gegenüber der bisherigen Erwerbslosenfürsorge. Erforderlich 
scheint aber die Überführung der reinen Erwerbslosenfürsorge 
ohne Beitragspflicht in eine tatsächliche Arbeitslosenver- 
sicherung mit Beitragspflicht nach dem Muster der sonstigen 
Sozialversicherung. Die Zahl der Unterstützungsempfänger 
der Arbeitslosenversicherung wird nicht wesentlich höher sein 
als die Gesamtzahl der schon heute durch die Erwerbslosen- 
fürsorge Unterstützten und der abgewiesenen Unterstützungs- 
beantrager. Die Annahme der Vereinigung deutscher Arbeit- 
geberverbände, daß die Wirtschaft die Lasten einer Arbeits- 
losenversicherung unmöglich tragen kann, namentlich bei Fort- 
fall der Bedürftigkeitsprüfung, ist irrig und widerspricht zudem 
völlig dem Versicherungscharakter. Gerade dessen Heraus- 
arbeitung ist die wichtigste Forderung, die man an das Gesetz 
stellen muß, den Rechtsanspruch auf Unterstützung im Ver- 
sicherungsfalle, hier der Arbeitslosigkeit. Gegenüber der Mehr- 
belastung steht die durch Fortfall der Bedürftigkeitsprüfung zu 
erzielende Ersparnis an Verwaltungskosten; zu berücksichtigen 
bleibt ferner, daß die Hälfte des Versicherungsbeitrages von dem 
Arbeitnehmer selbst getragen werden muß, der heute kaum die 
Möglichkeit hat, diese Belastung durch entsprechende Lohn- 
forderungen abzuwälzen. Der Kreis der Versicherten fällt im 
wesentlichen nach dem Entwurf zusammen mit dem der Kran- 
kenversicherungspflichtigen. Zu wünschen wäre aber, daß z. B. 
die in der Seeschiffahrt und Hochseefischerei beschäftigten 
Arbeitnehmer, die z. Z. der Krankenversicherungspflicht noch 
nicht, ferner die Angestellten, die ihr nicht mehr unterliegen, 
von der Arbeitslosenversicherung nicht ausgeschlossen sind. 
Bedauert wird der völlige Wegfall der Bestimmungen über 
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Pflichtarbeit für Arbeitslose unter 21 Jahren und für langfristig 
unterstützte Arbeitslose wird grundsätzlich abgelehnt, da es 
dem Gedanken der Versicherung, die Versicherungsleistung er- 
arbeiten zu lassen, widerspricht. Auch die Bestimmung, daß 
Arbeitnehmer, die infolge ihres Verhaltens fristlos entlassen 
werden können, also auch infolge Streiks, keinen Anspruch auf 
Arbeitslosenunterstützung haben, wird schärfstem Widerstand 
aller Arbeitnehmerkreise begegnen, da sie in ihrer jetzigen 
Fassung einer Bestrafung der Streikenden gleichkäme. Auch 
scheint die Frist von vier Wochen, während deren bei selbstver- 
schuldeter Arbeitslosigkeit (freiwillige Aufgabe der Arbeit) kein 
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung besteht, zu lang und 
soll in eine solche von zwei Wochen, eine genügend harte Strafe, 
umgewandelt werden. Die weitere Bestimmung des Entwurfes, 
daß der Unterstützungsanspruch erlischt, wenn innerhalb der 
letzten 24 Monate Unterstützung für insgesamt 26 Wochen ge- 
währt wurde, stellteine überflüssige Verschärfung gegenüber dem 
heutigen Zustand bei der Erwerbslosenfürsorge dar (24 Monate 
statt 12 Monate) und sollte daher schon aus psychologischen 
Gründen bei Schaffung einer Arbeitslosenversicherung ver- 
mieden werden. Die vorgesehene Regelung der Krankenfür- 
sorge der Erwerbslosen wird als durchaus unzulänglich ange- 
sehen, vor allem die Bestimmung, daß als Grundlohn das 
Doppelte der Arbeitslosenunterstützung zu gelten hat; dadurch 
wird das Krankengeld in ein bestimmtes Verhältnis zur Arbeits- 
losenunterstützung gebracht und muß bei längerer Krankheits- 
dauer völlig ungenügend werden. Schließlich wird im Interesse 
des Lastenausgleiches für das ganze Reichsgebiet ein einheit- 
licher Beitrag für die Arbeitslosenversicherung gefordert. Wenn 
an den einzelnen Bestimmungen auch Kritik geübt wird, so 
wird der Entwurf doch als eine brauchbare Grundlage für 
die Reichstagsverhandlungen angesehen. (Inzwischen ist der 
endgültige Regierungsentwurf eines Gesetzes über Arbeits- 
losenversicherung im Reichsarbeitsblatt 1925, Nr. 34 S.423 u. ff. 
veröffentlicht worden, in dem ein Teil der hier kritisierten 
Mängel bereits abgestellt ist. D. Ref.) 
G. Wolff (Berlin). 


Schäffer (Berlin), Reichsversicherung und Gesundheits- 
fürsorge. Dtsch. Krankenkasse 12, 668. 1925. Verfasser schil- 
dert in sehr klarer und eindrucksvoller Weise, wie sich zunächst 
die Heilfürsorge, dann die Gesundheitsfürsorge bei den Inva- 
lidenversicherungsanstalten, Krankenkassen und der Reichs- 
versicherungsanstalt für Angestellte entwickelt hat, und wie 
dann allmählich Vereinbarungen dieser Versicherungsträger 
untereinander und z. T. auch mit den Berufsgenossenschaften 
über Zusammenarbeit oder Abgrenzung der Arbeitsgebiete ge- 
troffen worden und die Arbeitsgemeinschaften zustande ge- 
kommen sind. Diese Entwicklung weiter zu fördern und eine 
geregelte Zusammenarbeit der Reichsversicherungsträger mit 
den Trägern der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege auf 
dem Gebiete des Heilverfahrens und der sozialen Hygiene her- 
beizuführen, ist der Zweck des unter dem 28. Juli d. J. er- 
lassenen Reichsgesetzes (‚über Ausbau der Angestellten- und 
Invalidenversicherung und über Gesundheitsfürsorge in der 
Reichsversicherung‘““). Helm (Berlin). 


Wohnungs- und Siedlungswesen. 


A. Gut (München), Jahrbuch für Wohnungs-, Siedlungs- und 
Bauwesen. Herausgegeben in Verbindung mit dem Reichs- 
arbeitsministerium und der Vereinigung Deutscher Wohnungs- 
ämter (Selbstanzeige). Vor kurzem ist Band II (Jahrgang 
1924/25) des Jahrbuches für Wohnungs-, Siedlungs- und Bau- 
wesen erschienen. Der neue Band bringt nach einer Einleitung 
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über die Grundlinien der staatlichen Wohnungsfürsorge (Staats- 
sekretär Scheidt, Preuß. Ministerium für Volkswohlfahrt) einen 
erschöpfenden Überblick über die Maßnahmen auf dem Gebiete 
des Wohnungs-, Siedlungs- und Bauwesens im letzten Jahr- 
zehnt, sodann eine lückenlose Übersicht über die gesetzlichen 
Vorschriften auf dem ganzen Gebiete des Wohnungs-, Sied- 
lungs- und Bauwesens im Reich und in den Ländern mit genauer 
Angabe der amtlichen Fundquellen. In dem Abschnitt ,,Ma- 
terialien‘‘ sind die Reichsvorschriften und die Vorschriften 
Preußens und Bayerns restlos, die der übrigen Länder, soweit 
sie besondere Bedeutung beanspruchen, im Wortlaut abge- 
druckt. Außerdem gibt dieser Abschnitt über alle Fragen, die 
mit dem Wohnungs- und Siedlungswesen zusammenhängen, 
restlos Auskunft, so daß auch alle Stellen, die in irgendeinem 
Zweig der Sozialhygiene tätig sind, über alles Wissenswerte 
Belehrung und Aufklärung finden. Ein anderes Werk, das die- 
selbe Materie in gleich erschöpfender Weise behandelt, ist nicht 
bekannt. Das Jahrbuch ist vom Reichsarbeitsministerium, 
Preußischen Volkswohlfahrtsministerium, Bayerischen Staats- 
ministerium für Soziale Fürsorge, von dem Deutschen Städtetag, 
dem Bayerischen Städtebund und anderen Stellen offiziell 
empfohlen. 

W. R. Hoeber (Augsburg), Gesundheitsfürsorge und Woh- 
nungsnot. Blätter für Gesundheitsfürsorge 3. 2. 1925. Verfasser 
geht davon aus, daß nach dem Kriege mehr denn je die Sorge 
um die Gesundheit des Volkes, insbesondere des Nachwuchses, 
nötig sei. Die Geburtenziffer sinkt in unheimlicher Weise. Die 
teilweisen Fortschritte in der Besserung der Ernährung und die 
körperliche Ertüchtigung sind noch keine Allheilmittel gegen 
Krankheiten. Vor allem werden die durch die körperliche Schu- 
lung erzielten Besserungen vielfach gemindert und aufgehoben 
durch die ungünstigen Wohnungsverhältnisse, die besonders ihren 
Einfluß auf die Neugeborenen geltend machen. Viele sogenannte 
„Wohnungen“ sind Brutstätten für die Tuberkulose, den größ- 
ten Würger unseres Geschlechts. Nach den Feststellungen der 
Augsburger Lungenfürsorgestelle haben 55% Offenlungen- 
tuberkulöse kein eigenes Schlafzimmer, 20 % schlafen ohne ge- 
trennte Bettstellung und 2% haben kein eigenes Bett. Ebenso 
schädlich sind die ungesunden Wohnungsverhältnisse für die 
heranwachsende Jugend. Verfasser untersucht dann, wodurch 
die ungünstigen Wohnungsverhältnisse bedingt sind und schält 
3 Hauptursachen heraus: Die fehlenden bzw. schlechten 
Wohnungen, die falsche oder unzweckmäßige Benutzung der 
vorhandenen Wohnungen und die Wohnungsüberfüllung. Die 
beengten Wohnungen, in denen infolge der Wohnungsnot 
mehrere Haushaltungen untergebracht sind, findet man nicht 
nur in Arbeiterkreisen, sondern bis weit hinein in die Mittel- 
standsschichten. Von den angeführten Abhilfemaßnahmen, 
nämlich Freimachung von unbenötigten Wohnungen, Tausch 
größerer gegen kleinere und Neuschaffung von Wohnungen, 
verspricht nur die letztere durchgreifenden Erfolg. In diesem 
Zusammenhang werden die Aufgaben der Baugenossenschaften, 
der Heimstättengedanke, die Gartenstadtbewegung, die Boden- 
frage und die Geldfrage besprochen. Aus den Schlußworten des 
Verfassers sollten einige Sätze allen verantwortlichen leitenden 
Stellen immer wieder ins Gedächtnis gehämmert werden: „Das 
Wohnungsproblem ist der Schlüssel zur Gesundheit des Volkes, 
alle Bekämpfung der Tuberkulose bleibt Stückwerk, wenn der 
Kranke und Gefährdete in schlechten Wohnungen lebt oder 
nach einer Kur wieder dahin zurückkommt. Die Säuglings- und 
Kleinkinderfürsorge kann nichts leisten, wenn die Kinder in 
ungesunden Wohnungen aufwachsen, rachitische Krüppel 
werden, um dann von der Krüppelfürsorge in Obhut genommen 
zu werden. Der für uns Deutsche notwendige kulturelle erneute 
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Aufschwung geht nur durch gute Wohnungen. Entbehren 
solche die weiten Schichten der Bevölkerung, dann werden sie 
nie in Seele, Gemüt und Lebensauffassung zu Höherem empor- 
gehoben werden können. Wie in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts die Sanierung der Städte durch großzügige 
Schaffung von Wasserleitung und Kanalisation einsetzte, so 
muß jetzt die Sanierung des ganzen deutschen Volkes einsetzen 
durch eine ausgedehnte Wohnungspolitik. Deshalb ruft auch 
. 1 66 
die Ärzteschaft laut: ‚Baut Wohnungen! Gut (München). 


Die Bautätigkeit in den letzten Jahren. Die Erhebungen über 
die Bautätigkeit umfassen sämtliche 86 Gemeinden mit mehr 
als 50000 Einwohnern (ohne Saarbrücken). 

Der Reinzugang an Gebäuden und Wohnungen in den Groß- 
und Mittelstädten (über 50000 Einwohner) betrug (Wirtschaft 
u. Statistik 1924 und 1925): 






Gebäude 


Zeitraum | 
| überhaupt ‚davon Wohn-| Wohnungen 
EN, | gebäude | 





ganzes Jahr 1923 | 22 610 | 14 063 | 41 014 
1. Vierteljahr | 4101 2 582 7 706 
2. | 2 885 1 493 4 621 
D, | 3824 1 902 5 901 
4. ; | 5 362 3 031 8734 

ganzes Jahr 1924 | 16 225 8 996 27 099 








Die gemeinnützige Bautätigkeit war sehr bedeutend. In den 
42 Gemeinden mit mehr als 100000 Einwohnern wurden im 
Jahre 1923 von den neuen Wohngebäuden 65,3 %, von den neuen 
Wohnungen 59,2% durch die gemeinnützige Bautätigkeit er- 
baut; in den 44 Gemeinden mit 50—100000 Einwohnern be- 
trugen diese Zahlen 81,0%, bzw. 71,9%. 

In den drei ersten Vierteljahren 1924 ist die Tätigkeit des 
Baumarkts wesentlich zurückgegangen. Das starke Nachlassen 
der Neubautätigkeit seit dem Frühjahr 1923wird darauf zurück- 
geführt, daß infolge des im Jahre 1923 eingetretenen Währungs- 
verfalls vielfach die Bautätigkeit stark eingeschränkt werden 
mußte. Die Folgen der damaligen wirtschaftlichen Verhältnisse 
können bei der Neubautätigkeit erst jetzt zum Ausdruck kom- 
men, da die Erhebung die Bauten erst nach ihrer Fertigstellung 
erfaßt, d. h. durchschnittlich 9 Monate nach Baubeginn. 

Im 4. Vierteljahr 1924 war der Neuzugang an Wohnungen 
verhältnismäßig am größten, doch wurden die entsprechenden 
Zahlen des Jahres 1923 nicht ganz erreicht. Betrachtet man die 
gesamte Bautätigkeit während der beiden Jahre 1923 und 1924, 
so wurden im Jahre 1923 in den von der Bautätigkeitserhebung 
erfaßten 86 Gemeinden über 41000 Wohnungen neu zur Ver- 
fügung gestellt, während im Jahre 1924 nur rund 27000 neue 
Wohnungen bezogen werden konnten. Demnach ist der Zugang 
an fertiggestellten Wohnungen in allen Gemeinden von 1923 
auf 1924 um 34% zurückgegangen. Im Durchschnitt wurden 
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in allen Gemeinden mit mehr als 100000 Einwohnern auf je 
1000 der Bevölkerung nicht ganz 1 % Wohnungen neu errichtet. 

Nach den bisher vorliegenden Nachrichten hat die Bautätig- 
keit auch im Jahre 1925 weiter zugenommen. Die Angaben für 
das Jahr 1925 lassen darauf schließen, daß in diesem Jahr er- 
heblich mehr Wohnraum zur Verfügung gestellt werden wird 
als im vergangenen Jahre. Die Erteilung von Bauerlaubnissen 
hat in den ersten Monaten dieses Jahres gegenüber dem gleichen 
Zeitraum des Vorjahres sich ganz besonders gesteigert. (Wirt- 
schaft und Statistik 5, 345. 1925.) 

Eine bevorzugte Zuweisung von Wohnungen an Tuberkulose- 
kranke hat der Reichsarbeitsminister auf Grund einer An- 
regung des Deutschen Zentralkomitees zur Bekämpfung der 
Tuberkulose und der Gesellschaft Deutscher Tuberkuloseärzte 
durch einen Erlaß vom 10. Juli 1924 (abgedruckt im Tuber- 
kulosefürsorgeblatt 11, 73. 1924) in solchen Fällen als dringend 
erwünscht bezeichnet, in denen durch die Enge der Wohnung 
Gesunde der Ansteckungsgefahr ausgesetzt sind. Es wird darauf 
hingewiesen, daß die Wohnungsnot in manchen Fällen so groß 
ist, daß ansteckende Tuberkulöse mit Gesunden in einem Bett 
schlafen müssen, weil kein Platz für ein zweites Bett da ist. Die 
Wohnungsämter sollen daher bei der Vergebung von Wohnungen 
außer der Reihe derartige Fälle besonders berücksichtigen, mit 
den bestehenden Tuberkulosefürsorgeärzten in sachgemäßer 
Weise zusammenarbeiten und den Anregungen dieser Stellen 
tunlichst entgegenkommen. In Bayern, wo die Wohnungszu- 
weisungen außer der Reihe einen Prozentsatz von 20% nicht 
übersteigen dürfen, hat das Ministerium für soziale Fürsorge 
noch weitergehend die Anordnung getroffen, daß Zuweisungen 
außer der Reihe, die in Fällen der vorerwähnten Art vorge- 
nommen werden, in diesen Hundertsatz nicht eingerechnet zu 
werden brauchen. In dem gleichen Erlasse wird angeregt, von 
den Wohnungen, welche aus Mitteln von Gemeinden, Reichs- 
versicherungsanstalt und Krankenkassen gebaut werden, 25% 
den sehr dringenden Fällen von ansteckender Tuberkulose zur 
Verfügung zu stellen. Möllers (Berlin). 


Lebenshaltung. 


L. Fleischer (Düsseldorf), Über die Lebenshaltungskosten 
städtischer Arbeiterfamilien in Deutschland. Zeitschrift f. Hyg. 
u. Inf.-Krankh. 104, 377. 1925. Nach dem Titel könnte man 
erwarten, tatsächliche Haushaltskosten vorzufinden, an denen 
wir in der neuesten Statistik durchaus Mangel leiden. Statt 
dessen wird eine neue Berechnung von Existenzminimis ge- 
boten, deren schon zahlreiche vorliegen, allerdings meist nicht 
in der medizinischen, sondern in der vom Verfasser nicht herange- 
zogenen volkswirtschaftlichen Literatur. Was die vorliegende 
Berechnung von allen bisherigen unterscheidet, ist der Ansatz 
ganz ungeheuerer Fettmengen, nicht allein für den Arbeiter, 
sondern auch für Frau und Kinder; so findet man durch Diffe- 
renzberechnung (Gruppe IV—Gruppe II), daß für einen elf- 
jährigen Jungen täglich 78 g Fett angesetzt sind! Trotz dieser 
hohen Zahlen ergab sich, daß der Lohn eines Gemeindearbeiters 
(September 1924) in einer westdeutschen Großstadt ausreichte, 
um eine Familie mit zwei ziemlich großen Kindern zu ernähren, 
bei drei Kindern allerdings nicht mehr. Das ist aber nur 
dadurch möglich, daß alle Ausgaben für Vergnügungszwecke 
(besonders Alkohol) wegblieben; in Wirklichkeit dürfte dieser 
Haushaltungstyp kaum mehr vorkommen, sondern das für 
diese Zwecke gewünschte Geld durch Erwerbsarbeit der Frau 
beschafft werden. Karl Freudenberg (Berlin). 
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Arbeitsfürsorge. 


Übersichtsreferat. 
Von M. ZSCHUCKE, Dresden. 


Arbeitsfürsorge ist kein klar abgegrenzter Begriff 
der deutschen Rechtssprache. In der Literatur der 
Fürsorge allgemein anerkannt, ist er doch nicht auf 
das Gebiet der Fürsorgegesetze im engeren Sinne be- 
schränkt. Einverständnis herrscht darüber, daß zur 
Arbeitsfürsorge nicht die gesamten Arbeiterschutz- 
bestimmungen gehören, obwohl auch sie in starkem 
Maße fürsorgerischen Einschlag haben. Es handelt 
sich aber bei den Arbeiterschutzbestimmungen nicht 
um hilfsbedürftige Personen im eigentlichen Sinne, 
sondern um den Schutz vor Gefahren, die aus dem Be- 
triebe, der Technik hervorgehen und Unfälle, Ge- 
sundheitsschädigungen oder Gefährdungen der Sitt- 
lichkeit bringen können. Ebensowenig gehört zur 
Arbeitsfürsorge der Arbeitszwang nach $ 20 der Ver- 
ordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 
1924 (RGBI. I S. 100). Nach dieser Bestimmung kann 
derjenige, der, obwohl arbeitsfähig, infolge seines sitt- 
lichen Verschuldens der öffentlichen Fürsorge selbst 
anheimfällt oder einen Unterhaltsberechtigten an- 
heimfallen läßt, von der Verwaltungsbehörde auf 
Antrag und Kosten des Fürsorgeverbandes oder des- 
jenigen, der dem Fürsorgeverband die Kosten der 
Unterstützung zu ersetzen hat, in einer vom Land als 
geeignet anerkannten Anstalt oder sonstigen Arbeits- 
einrichtung zur Arbeit untergebracht werden, wenn 
_er Arbeit beharrlich ablehnt oder sich der Unterhalts- 
pflicht beharrlich entzieht. Dagegen leitet die Ver- 
wahrung nach $ 27 des Sächsischen Wohlfahrts- 
pflegegesetzes vom 28. März 1925 (GBL. S. 55) schon 
zur Arbeitsfürsorge im eigentlichen Sinne über. Nach 
dieser Bestimmung können dem Bezirksfürsorgever- 
band durch Beschluß des Vormundschaftsgerichtes 
Personen, die nach $ 6 Ziffer 1 oder 3 des BGB. ent- 
mündigt sind oder nach $ 1906 des BGB. aus einem 
dieser Gründe unter vorläufiger Vormundschaft stehen, 
zur Verwahrung überwiesen werden, soweit dies zur 
Bewahrung vor körperlicher oder sittlicher Verwahr- 
losung erforderlich ist. Die Verwahrung hat in einer 
Anstalt oder in einer dazu geeigneten Familie zu er- 
folgen. Die zur Verwahrung überwiesenen Personen 
können zu geeigneter Arbeit angehalten werden. Hier 
soll die Arbeit zweifellos in erster Linie nicht der 


Abschreckung vor der Unterbringung, sondern er- 
zieherischen, bessernden, kurz fürsorgerischen Zwecken 
dienen. Unter Arbeitsfürsorge hat man nach alledem 
die Gesamtheit der Regeln zusammenzufassen, nach 
denen einerseits Hilfsbedürftigen Fürsorge in Gestalt 
von Arbeitsmöglichkeit zu gewähren, andererseits 
dasZiel der Fürsorge, sich selbst überflüssig zu machen, 
durch Befähigung zur selbständigen Arbeitsleistung 
zu verwirklichen ist. 

Zur ersten Gruppe gehört $ 19 der Fürsorge- 
pflichtverordnung, der die Arbeitsfürsorge zu einem 
wesentlichen Bestandteil der allgemeinen Wohlfahrts- 
pflege macht. Er bestimmt, daß die Unterstüzung 
Arbeitsfähiger in geeigneten Fällen durch Anweisung 
angemessener Arbeit gemeinnütziger Art gewährt oder 
von der Leistung solcher Arbeit abhängig gemacht 
werden kann, es seidenn, daß dies eine offensichtliche 
Härte bedeuten würde oder ein Gesetz dem entgegen- 
steht. § 7 der Reichsgrundsätze über Voraussetzung, 
Art und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 4. Dezem- 
ber 1924 erweitert diesen Grundsatz noch erheblich. 
Darnach muß jeder Hilfsbedürftige, auch der nicht 
Vollarbeitsfähige, seine Arbeitskraft zur Beschaffung 
des notwendigen Lebensbedarfs für sich und seine 
unterhaltsberechtigten Angehörigen einsetzen. Die 
Fürsorge soll ihm, soweit möglich, Gelegenheit dazu 
bieten. Ob dem Hilfsbedürftigen eine Arbeit billiger- 
weise zugemutet werden kann, soll nach Lebensalter, 
Gesundheitszustand, häuslichen Verhältnissen und, 
soweit angängig, auch nach der beruflichen Ausbildung 
beurteilt werden. Frauen soll Erwerbsarbeit nicht zu- 
gemutet werden, wenn dadurch die ordnungsgemäße 
Erziehung ihrer Kinder gefährdet würde; auch sonst 
sind bei Frauen die Pflichten besonders zu berück- 
sichtigen, die ihnen die Führung eines Haushaltes oder 
die Pflege von Angehörigen auferlegt. Diese Regelung 
der Fürsorgepflichtverordnung stellt die zusammen- 
fassende Krönung einer Entwicklungsreihe dar, die 
ihre Wurzeln teils in der Verordnung über Erwerbs- 
losenfürsorge, teils in der Fürsorge für die Kriegsopfer 
hat. Nach $ 14 der Verordnung über Erwerbslosen- ` 
fürsorge vom 16. Februar 1924 (RGBI. I S. 127), der 
auf eine Verordnung vom 15. Oktober 1923 zurück- 
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geht, hat der Verwaltungsausschuß des öffentlichen 
Arbeitsnachweises, soweit die Gelegenheit dazu be- 
steht, die Unterstützung eines Eerwerbslosen von einer 
Arbeitsleistung abhängig zu machen. Den Erwerbs- 
losen dürfen nur solche Arbeiten zugewiesen werden, 
die gemeinnützigen Charakter tragen und sonst über- 
haupt nicht oder nicht zu dieser Zeit oder nicht in die- 
sem Umfange ausgeführt werden würden. Der Eigenart 
der Erwerbslosenfürsorge entsprechend, ist bei dieser 
Pflichtarbeit im Gegensatz zu $ 19 der Fürsorgepflicht- 
verordnung, der unter dem allgemeinen Grundsatz 
des $ I der Reichsgrundsätze steht, daß dem Hilfsbe- 
dürftigen der notwendige Lebensbedarf unter Be- 
rücksichtigung der Eigenart der Notlage zu gewähren 
ist, vorgesehen, daß der Veranstalter der Pflichtarbei- 
ten außer der Unterstützung aus eigenen Mitteln den 
Erwerbslosen für Mehraufwendungen, die ihnen bei 
ordnungsmäßiger Ausführung der zugewiesenen Arbei- 
ten entstehen, eine angemessene Entschädigung ge- 
währt. Aus dem Gebiete der Kriegsbeschädigtenfür- 
sorge gehören hierher die Bestimmungen über die be- 
vorzugte Einstellung von Schwerbeschädigten. Nach 
dem Schwerbeschädigtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12.1.1923(RGBI.1S.57) ist jeder 
Arbeitgeber, der einen Arbeitsplatz besetzen will, ver- 
pflichtet, einen Schwerbeschädigten anderen Bewer- 
bern nach Maßgabe des Gesetzes vorzuziehen. Über 
den Umfang, in dem jeder Betrieb Schwerbeschädigte 
beschäftigen muß, bestimmt die Ausführungsver- 
ordnung vom 13. Februar 1924 (RGBl. I S. 73), daß 
Arbeitgeber, die über bis zu 20 Arbeitsplätze ver- 
fügen, vom Einstellungszwang befreit sind, während 
Arbeitgeber, die über 20 bis einschl. 50 Arbeitsplätze 
verfügen, wenigstens 1, Arbeitgeber, die über mehr 
Arbeitsplätze verfügen, auf je 50 weitere Arbeitsplätze 
wenigstens 1 weiteren Schwerbeschädigten beschäf- 
tigen müssen, wobei ein Überschuß von 20 vollen 50 
gleichgerechnet wird. Dieser Einstellungszwang hat 
an sich die Aufgabe, eine Unterstützung von Schwer- 
beschädigten von vornherein überflüssig zu machen. 
Praktisch aber wird in der Regel zuerst neben 
den gesetzlichen Versorgungsgebührnissen eine Für- 
sorge individueller Art einzusetzen haben, die erst 
dann aufhört, wenn die Arbeitszuweisung erfolgt ist. 
Von besonderer Bedeutung ist, daß auch die Körper- 
schaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen 
Rechts die Einstellungsverpflichtung haben und daß 
als Arbeitsplätze auch die Beamtenstellen gelten. Der 
Einstellungszwang ist auf Kriegsbeschädigte und 
sonstige Schwerbeschädigte, d. h. Deutsche, die infolge 
einer Dienstbeschädigung oder durch Unfall oder durch 
beide Ereignisse durch wenigstens 50 v. H. in ihrer 
Erwerbsfähigkeit beschränkt sind und auf Grund des 
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Reichsversorgungsgesetzes, der vorangehenden Militär- 
versorgungsgesetze oder von Gesetzen, die das Reichs- 
versorgungsgesetz für anwendbar erklärt, oder auf 
Grund des Reichsunfallgesetzes vom 18. VI. 1901 
(RGBI. I S. 211) oder entsprechender landesrechtlicher 
Vorschriften Anspruch auf eine Pension oder auf eine 
der Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit entsprechende 
Rente haben, nicht begrenzt, sondern ist auch Friedens- 
blinden zuerkannt und kann anderen Personen, die 
um wenigstens 50 v. H. in ihrer Erwerbsfähigkeit be- 
schränkt sind, sowie Kriegs- und Unfallbeschädigten, 
bei denen die Minderung der Erwerbsfähigkeit weniger 
als 50 v. H., aber mindestens 30 v. H. beträgt, 
widerruflich zuerkannt werden. Hier handelt es 
sich also um eine Arbeitsfürsorge, die nicht 
gemeinnützige Arbeit bereitstellt, sondern die regel- 
mäßige Arbeitsgelegenheiten der Privatwirtschaft 
ausnutzt. 

Die zweite Gruppe arbeitsfürsorgerischer Be- 
stimmungen bezieht sich auf diejenigen Maßnahmen, 
die die Erwerbsbefähigung Hilfsbedürftiger zum Ziele 
haben. Auch hier ist die Kriegsbeschädigtenfürsorge 
bahnbrechend vorgegangen. $ 21 des Reichsversor- 
gungsgesetzes in der Fassung vom 30. VI. 1923 (RGBI. 
I S. 523) gibt dem Beschädigten Anspruch auf unent- 
geltliche berufliche Ausbildung zur Wiedergewinnung 
oder Erhöhung der Erwerbsfähigkeit insoweit, als er 
durch die Dienstbeschädigung an der Ausübung seines 
Berufes oder an der Fortsetzung einer begonnenen 
Ausbildung wesentlich beeinträchtigt ist. Die Berufs- 
ausbildung wird unter der Voraussetzung der Eignung 
und eifrigen Arbeit des Beschädigten innerhalb der 
Höchstdauer eines Jahres bis zur Erreichung ihres 
Zieles gewährt, kann aber in geeigneten Fällen über 
diesen Standpunkt hinaus ausgedehnt werden. Dar- 
über hinaus haben die Hauptfürsorgestellen der 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen bei der 
Wahl eines geeigneten Berufes bei der Berufsausbil- 
dung und bei der Unterbringung und Erhaltung im 
Erwerbsleben beizustehen. Für kostspieligere Aus- 
bildungsfälle stehen ihnen zentrale Geldmittel zur 
Verfügung. Allerdings ist die Frist zur Erhebung von 
Ansprüchen auf unentgeltliche Berufsausbildung mit 
dem 1. April 1924 grundsätzlich abgelaufen. Der An- 
spruch kann aber auch heute noch geltend gemacht 
werden, wenn die Folgen der Dienstbeschädigung erst 
später bemerkbar geworden sind oder sich wesentlich 
verschlimmert haben oder wenn die Anmeldung des 
Anspruchs durch besondere Verhältnisse verhindert 
wurde ($ 63 Reichsvers. G.). Unter Umständen kann 
dem Kriegsbeschädigten eine unentgeltliche praktische 
Berufsausbildung in einem Betriebe auch dadurch ver- 
schafft werden, daß unter Anwendung des Schwer- 





170 


beschädigtengesetzes eine Anlernstelle ausfindig ge- 
macht und mit dem Arbeitgeber die zur Ausbildung er- 
forderlichen MaBnahmen vereinbart werden. Darüber 
hinaus stellt $ 6 der Reichsgrundsätze über Voraus- 
setzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge als 
wesentliche Hilfeleistung bei Minderjährigen, Blinden, 
Taubstummen und Krüppeln die Erwerbsbefähigung 
auf. Landesrechtlich kann die Verpflichtung zur Er- 
werbsbefähigung erweitert werden. Sie ist es überall 
dort, wo die Pflichtaufgaben der öffentlichen Wohl- 
fahrtspflege über die Fürsorgepflichtverordnung und 
das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz hinaus erweitert 
worden sind. Ob die Erwerbsbefähigung durch Unter- 
bringung in freien Arbeitsstätten oder durch Schaf- 
fung von Werkstätten für Erwerbsbeschränkte gewährt 
wird, macht dabei grundsätzlich keinen Unterschied. 
Erwerbsbeschränkte in diesem Sinne sind nicht bloß 
diejenigen Personen, denen körperliche oder geistige 
Mängel ein Unterkommen auf dem Arbeitsmarkt ohne 
Beistand der Fürsorge erschwert oder unmöglich 
machen, sondern auch Personen, die infolge seelischen 
Drucks oder sittlicher Gefährdung einer besonderen 
Betreuung bedürfen (etwa die Strafentlassenen und die 
Wanderer). Gerade die Erwerbsbefähigung ist das ge- 
eignetste Mittel, im Sinne von $ 2 der Fürsorgepflicht- 
verordnung einer Notlage nachhaltig entgegenzu- 
wirken und zu verhüten, daß vorübergehende Not zur 
dauernden wird. Deshalb hebt $ 4 der Reichsgrund- 
sätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge ausdrücklich die Notwendigkeit für die Für- 
sorge hervor, Einrichtungen für Hilfsbedürftige, be- 
sonders solcher zur Beschäftigung Erwerbsbeschränk- 
ter zu fördern, wenn sie die Einzelfürsorge entlasten, 
sparsam wirtschaften und die öffentlichen Mittel 
zweckentsprechend verwenden. Von besonderer Be- 
deutung sind auf diesem Gebiet die Einrichtungen der 
freien Wohlfahrtspflege, der unter Verantwortung der 
Fürsorgeverbände die Erwerbsbefähigung übertragen 
werden kann und deren Einrichtungen aus Mitteln der 
Fürsorgeverbände zur eigenen Entlastung unterstützt 
werden können. Dabei kann vielfach nicht bloß die 
Bewilligung eines den Selbstkosten entsprechenden 
Pflegesatzes in Frage kommen, der vielmehr meist ent- 
behrlich sein wird, wenn dıe Einrichtungen wirklich 
zweckentsprechend arbeiten, weil sie sich dann in 
höchstem Maße selbst tragen werden, sondern vor 
allem die Gewährung von Kapitalien zur ersten Ein- 
richtung und Betrieb. Die landesrechtlichen Aus- 
führungsbestimmungen zur Fürsorgepflichtverordnung 
schweigen sich mit Recht über die erforderlichen MaB- 
nahmen im einzelnen aus. Hier muß alles der örtlichen 
Notwendigkeit und der örtlichen Initiative vorbe- 
halten bleiben. — Im Rahmen der Fürsorgepflicht- 


NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-, WIRTSCHAFTS- UND ALLGEMEINEN FÜRSORGE 


verordnung und des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes 
ist der Kreis der Berechtigten grundsätzlich unbe- 
schränkt. Insbesondere fallen unter seine Vorschriften 
auch diejenigen Kriegsbeschädigten und Kriegshinter- 
bliebenen, denen nicht der besondere Schutz des 
Reichsversorgungsgesetzes oder des Schwerbeschädig- 
tengesetzes zuteil wird. Bei dieser Gelegenheit muß 
auch der Vorschrift in $8 Abs. 2 der Reichsgrundsätze 
gedacht werden, die von den eigentlichen Mitteln, die 
der Hilfsbedürftige vor Anrufung der Fürsorge einzu- 
setzen hat, ausdrücklich Gegenstände als nicht ver- 
wertbar ausnimmt, die zur persönlichen Fortsetzung 
der Erwerbstätigkeit unentbehrlich sind. Arbeitsfür- 
sorgerischen Charakter hat auch die Bestimmung, daß 
bei Personen, die trotz vorgerückten Alters oder trotz 
starker Beschränkung ihrer Erwerbsfähigkeit unter 
Aufwendung besonderer Tatkraft einem Erwerb nach- 
gehen, bei Prüfung der Hilfsbedürf.igkeit ein ange- 
messener Betrag freizubleiben hat, eine Bestimmung, 
der für das Gebiet der Erwerbslosenfürsorge die Nicht- 
anrechnung eines bestimmten Teiles der Einnahmen 
aus Gelegenheitsarbeiten nach $ 7 Abs. 4 der Verord- 
nung vom 16. Februar 1924 entspricht. 
Hinsichtlich der nachgehenden Arbeitsfürsorge fehlt 
es im allgemeinen, insbesondere auch in der der 
Arbeitsfürsorge nahestehenden Berufsberatung, an 
reichsrechtlichen Bestimmungen. Eine Ausnahme 
macht $ 22 des Reichsversorgungsgesetzes in der 
Fassung vom 30. VI. 1923, wo die Erhaltung im Er- 
werbsleben als besondere Aufgabe der Fürsorgestellen 
der Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebenen- 
fürsorge hervorgehoben ist. Dieselbe Vorschrift 
nimmt $ 25 der Reichsgrundsätze als Sonderbestim- 
mung für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene 
wieder auf. Man kann aus der Natur der Sache folgern, 
daB die Mitarbeit auf dem Gebiete der Arbeitsbe- 
schaffung, der Erwerbsbeschränkten- und Wanderer- 
fürsorge, die der Reichsarbeitsminister, die obersten 
Landesbehörden und mit ihrer Zustimmung die Er- 
richtungsgemeinden den öffentlichen Arbeitsnach- 
weisen zur Regelung des Arbeitsmarktes nach $ 2 
Abs. 2 übertragen können, in ähnlicher Weise nutzbar 
gemacht werden soll. Geschehen ist es leider bisher nur 
sehr vereinzelt, obwohl die praktischen Erfahrungen, 
die bei Landarbeitern durch eine nachgehende Arbeits- 
fürsorge auf Grund der verschiedenen Rundschreiben 
des Reichsarbeitsministers — das letzte stammt vom 
24. März 1925 (Reichsarb. BI. S. 137)— gemacht worden 
sind, zu einem weiteren Vorgehen in dieser Richtung 
nur ermutigen können. Freilich fehlt es gerade hier 
noch an der ausreichenden Organisation, die auf dem 
Gebiete der Arbeitsfürsorge der Natur der Sache nach 
noch außerordentlich zersplittert ist. Die öffentlichen 
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Arbeitsnachweise haben sich bisher fast ausschlieB- 
lich ihrer Aufgabe, das Angebot von Arbeit mit der 
Nachfrage von Arbeit zusammenzubringen und die 
Berufsberatung auszuüben, unter dem rein wirtschaft- 
‚lichen Gesichtspunkte der Deckung des Bedarfs unter- 
zogen und damit große Erfolge erzielt. Darüber ist 
aber die in gleicher Weise sozial- und wirtschafts- 
politisch wichtige weitere Aufgabe, den Bedarf so zu 
beeinflussen, daß Arbeitsplätze, die von irgendwie Er- 
werbsbehinderten voll ausgefüllt werden können, nicht 
mit voll Erwerbsfähigen besetzt werden, zunächst 
zurückgetreten. Der Reichsarbeitsminister hat ihnen 
deshalb nicht nur die Mitarbeit auf dem Gebiete der 
Erwerbsbeschränktenfürsorge nicht ausdrücklich über- 
tragen, sondern auch zugelassen, daß sowohl das 
Schwerbeschädigtengesetz als die Reichsgrundsätze 
die Arbeitsvermittlung als Aufgabe den Hauptfür- 
sorgestellen und den Fürsorgebehörden, wenn auch im 
Einvernehmen mit den öffentlichen Arbeitsnachweisen, 
übertragen. Es ist nur folgerichtig, wenn daraus viel- 
fach, namentlich auch von den Organen der freien 
Wohlfahrtspflege, insbesondere auf dem Gebiete der 
Wanderer- und Strafentlassenenfürsorge, auf allge- 


171 


meine Unfähigkeit der Arbeitsnachweise, Fürsorge- 
bedürftige zu vermitteln, geschlossen und ein weiterer 
Ausbau des fürsorgerischen Arbeitsnachweiswesens, 
insbesondere durch Angliederung von Arbeitsnach- 
weisen an Wanderarbeitsstätten, Herbergen und Straf- 
entlassenenfürsorgevereine, vielfach gefordert wird. 
Mit dem in den Erläuterungen zu den Reichsgrund- 
sätzen über Voraussetzung, Art und Maß der öffent- 
lichen Fürsorge vom 13. Dezember 1925 (Reichs- 
arbeitsbl. S. 494) zu $ I aufgestellten Ziel der Fürsorge, 
sich überflüssig zu machen, steht das freilich in Wider- 
spruch. Auch für die Arbeitsfürsorge muß das Ziel 
sein, bei Arbeitgebern und Mitarbeitern das Gefühl zu 
beseitigen, als sei die Beschäftigung eines Erwerbs- 
behinderten grundsätzlich ein Akt der Wohltätigkeit. 
Vielmehr muß ihre Aufgabe dahin gehen, an ihrem 
Teile zu einer so rationellen Ausgestaltung der Betriebe 
mitzuwirken, daß aus wirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten Arbeitsplätze geschaffen werden, in denen auch 
ein Erwerbsbehinderter die volle, von der Wirtschaft 
geforderte Leistung erbringen und dafür den ent- 
sprechenden Verdienst erhalten kann. Die gesetzlichen 
Grundlagen dafür sind vorhanden. | 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE. 


Gesetzgeberische Arbeit in der Wohlfahrtspflege und Jugend- 
türsorge. Dem Reichsrat ist ein Gesetzentwurf über die Rech ts- 
stellung des unehelichen Kindes zugegangen, der ein- 
schneidende Änderungen gegenüber dem jetzigen Rechtszu- 
stande enthält. Kurz zusammengefaßt beziehen sich diese auf 
das Verwandtschaftsverhältnis des Erzeugers zum Kinde, die 
Verpflichtung der Eltern des Erzeugers, für dessen Kind in ge- 
wissen Fällen Unterhaltungsbeiträge zu leisten, die Aufhebung 
der exceptio plurium und die Vereinfachung des Unterhalts- 
verfahrens!). — Eine Novelle zur Fürsorgepflichtverord- 
nung hat schwierige verfassungsrechtliche Fragen aufgeworfen. 
In den Aufwertungsgesetzen ist bestimmt, daß bei Kleinrent- 
nern 270 Mark der Vorzugsrenten jährlich bei Unterstützungen 
der öffentlichen Fürsorge anrechnungsfrei zu bleiben haben. 
Der Reichstag hat in Ausdehnung dieser Vorschrift auf die 
Empfänger der Renten der Sozialversicherung ein Initiativ- 
gesetz beschlossen, nach dem 270 Mark jährlicher Bezüge aus 
den Versicherungs- und Fürsorgegesetzen gleichfalls nicht auf 
die Öffentliche Unterstützung angerechnet werden dürfen. 
Gegen dieses aus finanziellen Gründen wie seiner Fassung wegen 
undurchführbare Gesetz hat der Reichsrat Einspruch eingelegt. 
Der Reichstag hat in erneuter einmaliger Abstimmung dem Ge- 
setze nochmals mit 2; Mehrheit zugestimmt. Dennoch hat die 
Reichsregierung von einer Veröffentlichung abgesehen, weil sie 
auch für die erneute Abstimmung dreimalige Lesung für nötig 
hielt. Um eine nochmalige Annahme des sehr bedenklichen Ge- 
setzes im Reichstag zu verhindern, hat inzwischen die Reichs- 
regierung am 7. September mit Zustimmung des Reichsrates 
eine Novelle ($ 33a) zu den Reichsgrundsätzen über Voraus- 
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setzung, Art und Maß der Fürsorge vom 4. Dezember 1924 ver- 
abschiedet, in der den Landeszentralbehôrden oder den von 
ihnen beauftragten Stellen auferlegt wird, Richtsätze für die 
Unterstützungen aufzustellen, bei denen Kleinrentner und 
Sozialrentner in der Regel einen um %, höheren Betrag erhalten 
sollen. Ob sich der Reichstag mit dieser Abänderung der Reichs- 
grundsätze begnügen wird, erscheint im Augenblick noch recht 
fraglich. Für die Gestaltung der Fürsorge, die finanzielle Be- 
lastung der Fürsorgeträger und die Abgrenzung von Versiche- 
rung und Fürsorge ist die endgültige Regelung von größter Be- 
deutung. Der deutsche Verein für öffentliche und private Für- 
sorge hat der Behandlung der Gesetzesnovellen noch einen 
Sondertag der diesjährigen deutschen Fürsorgetagung in Breslau 
gewidmet, um die Möglichkeiten einer Verständigung zu er- 
örtern und einen Weg zu finden, auf dem sich die Interessen- 
verbände der Fürsorgeberechtigten und die Träger der Fürsorge 
zu treffen vermögen. H.M. 
Max Rehm (München), Das Kind in der Gesellschaft. 
Abriß der Jugendwohlfahrt in Vergangenheit und Gegen- 
wart. Ein Ausschnitt aus Sittengeschichte, Rechtsgeschichte, 
Gesellschaftslehre und Sozialpolitik. München, Ernst Rein- 
hardt 1925, 535 S. Das Buch entspricht leider nicht den Er- 
wartungen, die man aus dem Titel zu schöpfen geneigt ist. 
Enthält es auch eine sehr umfangreiche Stoffmenge, aus dem 
größten Teil vorhandener Literatur (weniger aus Quellen) 
zusammengetragen, so läßt es doch selbständige geistige Durch- 
arbeitung und größere Gesichtspunkte vermissen. Abgesehen 
von Einseitigkeiten historischer Auffassung, weist es auch 
in dem Teil, der die Gegenwart behandelt, Mängel des Über- 
blicks und eigener Stellungnahme auf. Das ungeheuer kom- 
plizierte Verhältnis von Jugendrecht und Jugendwohlfahrt, 
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diese aufgefaßt in all ihren Zweigen, nicht zum wenigsten in 
den sozialhygienischen Fragen, zu allgemeinem Recht, zu den 
gesamten Wohlfahrts-, Kulturfragen usw., wird zwar breit, 
aber nur an der Oberfläche bleibend behandelt. Als Resultat 
der Durcharbeitung von wichtiger einschlägiger (längst nicht 
der gesamten) vorhandener Literatur mit ausführlicher Be- 
handlung einzelner Abschnitte mag es immerhin vielen Lesern 
Anregung bringen. Käthe Mende (Berlin). 

Jugendbewegung und neuer Staat. Für den Geist der Jugend- 
bewegung bedeutsame Abhandlungen bringt das 7. (Juli)- 
Heft der in Carl Heymanns Verlage in Berlin erscheinenden 
Zeitschrift der deutschen Jugendverbände „Das junge Deutsch- 
land“. Drei Führer der Jugendbewegung von verschiedener 
Weltanschauung behandeln die Einstellung der Jugend- 
bewegung zum Staate, und alle drei, der evangelische Jugend- 
pfarrer Dr. Linz (Wermelskirchen), der nicht im Parteisinne 
deutschnationale Frank Glatzel (Berlin) und der sozialistische 
Gewerkschaftler Ernst Niekisch (Berlin) gelangen zu in 
der Gesinnung sich deckenden Ergebnissen. Bei Linz heißt 
es in dem Aufsatz „Der neue Wille zum Staat in der evan- 
gelischen Jugend‘: „Die Erschütterung über den Sturz des 
Königtums als des obersten Landesbischofs wird allmählich 
als ungerechtfertigte Negation wegen gefallener Größen emp- 
funden. Arbeit an der Seele des Volkes treibt zum Staat.‘ 
Glatzel schreibt in „Die Jungdeutschen und der Staat“: 
„Die Jungdeutschen sind Politiker des Volkstums, weniger 
Monarchisten als die evangelische Jugend. Sie wollen Ver- 
trauen zu Politikern, die über die Parteisphäre hinaus- 
ragen, sie bekennen sich zu deutscher Tradition und reichen 
der Arbeiterjugend die Hand, von der ein gleiches Bekenntnis 
erwartet wird.“ Niekisch, der Jugendsekretär des Deutschen 
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Textilarbeiterverbandes, schildert schließlich den Vorkriegs- 
gegensatz der Arbeiterschaft zum Staate. ,,Irrationales Vater- 
landsgefühl ergriff bei Kriegsausbruch die Arbeiterschaft. Die 
Gewerkschaften sind auf Gegenwartsarbeit eingestellt, des- 
halb hat ihre Jugend Vertrauen zum demokratischen Staate. 
Man will Anteil an der nationalen Arbeit und ihren Früchten. 
Verantwortung führt zur Staatsgesinnung‘“. H.M. 
Die Wohlfahrtspflege im Deutschen Reiche. Ein Verzeichnis 
von Reichs-, Landes- und lokalen Zentralstellen der öffentlichen 
und freien Wohlfahrtspflege. Herausgegeben vom Archiv für 
Wohlfahrtspflege, Berlin. Verlag für Wirtschaft und Verkehr. 
Stuttgart 1925. Das Verzeichnis stellt ein für die Praxis zweck- 
mäBiges und nach den vorgenommenen Stichproben auch zu- 
verlässiges Handbuch aller in der Wohlfahrtspflege tätigen 
Reichs-, Landes-, Provinzial- und gemeindlichen Stellen dar. 
Es gibt ferner einen Überblick über die wohlfahrtspflegerischen 
Einrichtungen der Sozialversicherung, der Verbände und Zen- 
tralstellen der freien Liebestätigkeit und enthält ein Verzeichnis 
der sozialen Fach-, Auskunfts- und Forschungsinstitute wie der 
Ausbildungsmöglichkeiten in der Wohlfahrtspflege. Trotz der 
naheliegenden Gefahr eines schnellen Veraltens wird das Hand- 
buch allen wohlfahrtspflegerischen Dienststellen wertvolle 
Dienste leisten können. H.M. 
Wohlfahrtstagungen. Wie alljährlich fanden vor Eintritt des 
Winters einige bedeutsame Tagungen statt, über deren Ergeb- 
nisse in der nächsten Nummer kritisch berichtet werden soll. 
Es handelt sich um den ersten internationalen Kinderwohl- 
fahrtskongreß in Genf, 24.—28. August 1925; den Allge- 
meinen Fürsorgeerziehungstag in Dresden, 12.—13. Oktober 
1925; den deutschen Fürsorgetag in Breslau, 14.—16. Oktober 
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OHLENROTH'SCHE BUCHDRUCKEREI ERFURT 


Die Zunahme der Fruchtabtreibungen vom Standpunkte 
der Volksgesundheit und Eugenik. 
Von A. GROTJAHN, Berlin. 


Unter Abtreibung der Leibesfrucht ist jede absicht- 
liche Unterbrechung einer Schwangerschaft zu ver- 
stehen, die nicht auf eine wissenschaftlich begründete 
ärztliche Indikation hin erfolgt. 

Weder die Furcht vor kirchlichen oder weltlichen 
Strafen noch die Besorgnis, durch ihre Vornahme an 
Leben und Gesundheit schwere Einbuße zu erleiden, 
hat die Abtreibung ausrotten können. Vielmehr hat 
ihre Häufigkeit nach dem übereinstimmenden Urteil 
aller Beobachter in den letzten Jahrzehnten erheblich 
zugenommen. Die Hauptursachen dafür sind 1. das 
Schwinden der Bindung an kirchliche Vorschriften, 
2. die privatwirtschaftlich bedingte Einstellung der 
Familie auf eine niedrige Kinderzahl, 3. die gesteigerte 
Möglichkeit, die Gefahren des Eingriffs durch ärztliche 
Hilfe herabzusetzen. 

Die Häufigkeit der Abtreibungen entzieht sich einer 
exakten statistischen Erfassung. Man ist daher auf 
Schätzungen angewiesen, die jedoch nicht in der Luft 
schweben, sondern sich an Erfahrungen in Kliniken 
und Ermittlungen in einzelnen Städten anlehnen. Das 
gilt namentlich von den Angaben, die aus Orten 
stammen, in denen, wie in Berlin und Halle, die Todes- 
fälle an Sepsis im eigentlichen Kindbett von denen 
nach Fehlgeburt getrennt erhoben werden. So kommt 
K. Freudenberg!) auf Grund einer Besprechung, 
welche die Wahrscheinlichkeit für sich hat, zu dem 
Schluß, daß in Berlin (Alt-Berlin mit zwei Millionen 
Einwohnern) im Jahre 1921 40% aller Schwanger- 
schaften mit Fehlgeburten endeten, nämlich mit 
19500 Fehlgeburten auf 28600 Geburten, während 
im Jahre 1910 dies bei 12% der Fall war. Die Er- 
fahrungen der Frauenärzte an den großen Kliniken 
und die Schätzungen der Krankenkassen bewegen sich 
in der gleichen Richtung. Hausberg?) glaubt sogar 
in Dortmund für das Jahr 1924 eine größere Zahl von 
Fehlgeburten als Geburten überhaupt annehmen zu 
müssen. Zur Bewertung dieser Angabe muß hinzu- 
gefügt werden, daß von diesen Fehlgeburten nach den 
verschiedenen Schätzungen nur 5% bis höchstens 


1) K. Freudenberg, Berechnungen zur Abtreibungs- 
statistik. Ztschr. f. Hygiene u. Infektionskrankheiten. 1925. 
B. 104, H. 4. 

2) Hausberg, Die Abtreibungsseuche in Deutschland. 
Arztl. Vereinsblatt 1925. S. 1340. 


30%, als unbeabsichtigt eingetreten angenommen 
werden dürfen. 

Bemerkenswert ist, daß die auffällige Vermehrung 
der Abtreibungen bereits vor dem Kriege eingesetzt 
hat und auch in den neutralen Ländern und solchen, 
die, wie die Vereinigten Staaten von Nordamerika, 
unter Kriegs- und Nachkriegsnöten nicht gelitten 
haben, beobachtet wird. Nach Bumm!) betrug die 
Fehlgeburtsziffer in Berlin in der Zeit von 1886—1893 
etwa 10% der Geburten und stieg in der Zeit von 1913 
bis 1915 auf 20%. 

Zweifellos ist die Häufigkeit der Fehlgeburten und 
Abtreibungen nach Stadt und Land, nach den ver- 
schiedenen Gegenden und Berufsständen sehr ver- 
schieden. Man würde hier klarer sehen und auch die 
Bekämpfung des Übels besser in die Wege leiten kön- 
nen, wenn eine Meldepflicht für jede unter- 
brochene Schwangerschaft bestünde. Zur Zeit 
werden nur in einzelnen Städten wie in Magdeburg, 
Halle, Hannover, Lübeck, Wien und Budapest die 
Ärzte und Hebammen zu Meldungen veranlaßt, die 
natürlich recht unvollkommen sind, aber trotzdem 
manchen wertvollen Rückschluß erlauben. Gegen 
eine staatliche Meldepflicht hat man geltend gemacht, 
daß sich dann die Frauen noch mehr heimlich an 
Pfuscher wenden würden, als an die Ärzte. Um dem 
zu begegnen, könnte die Meldepflicht aber so gehand- 
habt werden, daß die Angaben diskret ohne Namens- 
nennung und, ohne auf die Ursache einzugehen, ledig- 
lich zu statistischen Zwecken erfolgten. Jedenfalls hat 
der Staat einen Anspruch darauf, zu wissen, was aus 
den keimenden Früchten wird. Selbst wenn die 
Meldungen in den ersten Jahren nur unvollständig 
sein würden, dürfte sich schließlich doch ein Ergebnis 
herausstellen, das einen Überblick über das gegen- 
wärtig noch so dunkle Gebiet der Fehlgeburten, Ab- 
treibungen und Unterbrechungen der Schwanger- 
schaften ermöglicht. Auch das Verantwortungsgefühl 
sowohl der Ärzte als auch der Frauenwelt würde durch 
die Einführung der Meldepflicht erheblich geschärft 
werden. 

Über die Lebensgefährlichkeit der Abtreibung kann 
kein Zweifel obwalten. Nach den Berechnungen von 


1) Bumm, Zur Frage des künstlichen Aborts. Monatsschr. 
f. Geburtshilfe. 1916. B. 43, H. 5. 
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K. Freudenberg und übereinstimmend mit den un- 
mittelbar gezählten Fällen in Halle a. S. kam im 
Jahre 1921 auf 50 Fehlgeburten ein Todesfall. Unter 
Zuhilfenahme der Budapester Fehlgeburtsstatistik 
konnte K. Freudenberg berechnen, daß bei verhei- 
rateten Frauen auf 56 Fehlgeburten ein Todesfall, bei 
unverheirateten ein solcher bereits auf 36 Fehlgeburten 
kommt. In der Zweimillionen-Bevölkerung Alt-Berlins 
wurden gezählt Todesfälle nach Fehlgeburt: 


im Jahre 1915....165 im Jahre 1920....395 
5 »  1916....194 j „  1921....405 
+ a  1917....155 à „ 1922....330 
P „  1918....200 Š „ 1923....287 
n „ 1919. ...264 X » 1924....240 


Die EinbuBe an Menschenleben ist also sehr be- 
deutend. Sie beträgt fast den dritten Teil der an 
Lungentuberkulose jährlich sterbenden Frauen. Um 
diese traurige Tatsache aus der Welt zu schaffen, ist 
eine Bewegung entstanden, welche fordert, daB das 
Strafrecht jede Abtreibung straffrei lassen soll, die 
von einem approbierten Arzte vorgenommen wird. 
Die Verfechter dieser Forderung glauben, daB dann die 
Frauen, die nicht austragen wollen, zum Zwecke der 
Entfernung der Frucht nicht mehr Laien sondern nur 
Ärzte aufsuchen würden. Sie beachten dabei aber 
nicht, daß nicht jeder Arzt nur deshalb, weil er die 
Approbation als Arzt hat, schon imstande ist, eine ge- 
fahrlose Ausschabung vorzunehmen, und übersehen 
weiterhin die Tatsache, daß jede Unterbrechung der 
Schwangerschaft, auch die, welche ein geübter Arzt 
vollzieht, ein gefährlicher Eingriff ist. Vor allem aber 
ist deshalb die Freigabe der Abtreibung abwegig, weil 
dann die letzte Schranke fallen und voraussichtlich die 
Zahl der Abtreibungen noch erheblich steigen würde. 

Es fragt sich auch sehr, ob der Frauenwelt im all- 
gemeinen mit der Freigabe ein besonderer Dienst ge- 
leistet werden würde. Nicht selten wenden sich Frauen 
der Abtreibung zu, welche die Frucht lieber austragen 
würden, wenn nicht der Ehemann oder der Schwän- 
gerer oder andere Angehörige auf die Beseitigung der 
Frucht drängen würden. Wenn diese Frauen in Zu- 
kunft sich nicht einmal mehr auf die Strafbarkeit der 
ihnen angesonnenen Handlung berufen könnten, wür- 
den sie des letzten und wichtigsten Abwehrmittels 
gegen eine solche Zumutung beraubt sein. Vielleicht 
darf in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam ge- 
macht werden, in welch großem Umfange die ehelichen 
Rechte von den Verlobten vor der Verheiratung vor- 
weggenommen zu werden pflegen. Nach einer vom 
sächsischen statistischen Landesamte angestellten Er- 
mittlung kamen im Jahre 1908 auf 100 im ersten Ehe- 
jahr Lebendgeborene mehr als 50 innerhalb der ersten 


2. 
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sieben Monate geborene, also sicher vorehelich Ge- 
zeugte. In diesem Verlobtenverkehr würde die Frei- 
gabe der Abtreibung groBe Verheerungen anrichten. 
Denn in zahlreichen Fällen würde die Abtreibung hier 
an die Stelle der jetzt üblichen baldigen EheschlieBung 
treten. 

Es ist vorgeschlagen worden, die Straflosigkeit auf 
die Vornahme innerhalb der drei ersten Monate der 
Schwangerschaft zu beschränken, weil innerhalb 
dieser Frist die Frucht noch als ein Organ der Mutter 
anzusehen sei,und die Entfernung durch den Arzt leich- 
ter und ungefährlicher ist, als in den späteren Monaten. 
Hiergegen ist geltend zu machen, daß sich ein nur an- 
näherungsweise abschätzbarer Zeitpunkt schwerlich zu 
der so überaus folgenschweren Abgrenzung einer straf- 
losen von einer strafbaren Handlung eignet. Übrigens 
ist die Frucht keineswegs als ein Organ der Mutter an- 
zusehen ; vielmehr ist sie vom physiologischen Stand- 
punkt aus betrachtet selbständig in Form und Ver- 
halten, so daß hieraus ein Bestimmungsrecht der Mut- 
ter kaum hergeleitet werden kann. 

Vor kurzem hat H. Sellheim!) die Behauptung auf- 
gestellt, daß sich aus einer Blutprobe der Schwange- 
ren mit Hilfe der Abderhaldenschen, von Lüttge 
und v. Mertz modifizierten Blutprobe das Geschlecht 
der Frucht bereits vor der Geburt bestimmen ließe. 
Sollte sich das bestätigen, so würde die Frage der Frei- 
gabe der Abtreibung und der Unterbrechung der 
Schwangerschaft auf beliebiges Ermessen der Eltern 
hin eine ganz besondere Bedeutung gewinnen. Denn 
Sellheim selbst berichtet von einem Fall, in dem eine 
Schwangere, welche ‚die Schwangerschaft so schlecht 
vertrug, daß der Arzt zur Unterbrechung zu raten sich 
für berechtigt hielt“, den operativen Eingriff davon 
abhängig machte, ob es ein Mädchen sei. Nur in 
diesem Falle solle die Frucht entfernt werden. Hier 
eröffnet sich also die Aussicht auf die Wiederein- 
führung des Mädchenmordes der primitiven Völker 
in moderner, wissenschaftlicher Modifizierung. Sollten 
sich die Beobachtungen Sellheims bestätigen, so 
würde eine schleunige und eingehende Beschäftigung 
der Gesetzgebung mit der Frage der Abtreibung und 
Schwangerschaftsunterbrechung auch unter diesem 
Gesichtspunkte noch dringlicher werden, als sie 
ohnehin ist. 

Wenn auch die Freigabe der Abtreibung vom euge- 
nischen Standpunkte aus nicht befürwortet werden 
kann, so wird man sich doch damit einverstanden er- 
klären, daß das Strafmaß von seiner jetzigen Höhe auf 
ein humanes Maß herabgesetzt wird. Der neue Straf- 

1) H. Sellheim, Die Bestimmung des Geschlechts des im 


Mutterleibe getragenen Kindes und andere konstitutionelle und 
sexuelle Probleme. Archiv für Frauenkunde, B. 9, H. 2. 192$. 
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gesetzentwurf vom Jahre 1925 lenkt erfreulicherweise 
in diese Richtung ein. 

Von der Abtreibung ist die Unterbrechung der 
Schwangerschaft grundsätzlich zu unterscheiden, die 
der Arzt vornimmt, um die Verschlimmerung einer bei 
der Schwangeren bestehenden Krankheit abzuwenden, 
die beim Austragen nach gesicherter Erfahrung un- 
ausbleiblich wäre. Leider ist nicht zu leugnen, daß hier 
manche Ärzte unter dem Deckmantel einer leichtherzig 
erweiterten Indikation den Wünschen der Frauen 
nach Abtreibung entgegenkommen. Diesem mehr und 
mehr um sich greifenden Mißbrauch kann nur dadurch 
begegnet werden, daß auch bei vorliegender medizini- 
scher Indikation nicht die Entscheidung über Leben 
und Tod dem Ermessen eines einzelnen Arztes über- 
lassen bleiben darf, sondern am besten die Unter- 
brechung jeder Schwangerschaft an die Vornahme in 
einem Öffentlichen Krankenhause nach vorheriger Ein- 
holung einer ärztlichen Erlaubnis gesetzlich gebunden 
wird. Es darf nicht jeder beliebige, auf das Wohlwollen 
seiner Umgebung wirtschaftlich angewiesene und des- 
halb zu Gefälligkeiten gezwungene Arzt hier das sou- 
veräne Recht der Entscheidung über die Notwendig- 
keit des Eingriffes haben. Auch darf keinesfalls 
Frauen, an deren Lungenspitzen ein Arzt die Andeu- 
tung eines Spitzenkatarrhes vermuten zu dürfen 
glaubt, oder Frauen, die ein unbedeutendes Geräusch 
an der Herzspitze erkennen lassen, oder Frauen mit 
nervösen Erscheinungen, deren Schwere nur subjektiv 
beurteilt werden kann, vor anderen ein Freibrief auf 
beliebige Fruchtentfernung bei eintretender Schwan- 
gerschaft durch die Hintertür der medizinischen In- 
dikation zugesteckt werden. Eine Erschwerung der 
Schwangerschaftsunterbrechung durch die angeführten 
gesetzlichen Maßnahmen wird schon deshalb keine 
Härten mit sich führen, als in den meisten Fällen die 
rechtzeitige Verordnung von einfachen und sicheren 
empfängnisverhütenden Mitteln besser und schonen- 
der der medizinischen Indikation entsprechen wird als 
eine operative Unterbrechung. 

Die Abtreibungen haben einen großen Anteil an dem 
Rückgang der Geburten. E. Roesle!) glaubt nach 
einem AnalogieschluB auf Grund der Leningrader 
Abortusstatistik annehmen zu dürfen, daß die Gebur- 
tenziffer auch bei uns um ein Fünftel höher gewesen 
sein würde, wenn alle abortierten Früchte ausgetragen 
wären. Doch darf nicht verkannt werden, daß der Ge- 
burtenrückgang ebenso groß sein könnte, auch wenn 
es keine Abtreibung gäbe. Denn es gibt gegenwärtig 
ungefährlichere und einfachere geburtenverhütende 


1) E.Roesle, Die Statistik des legalisierten Abortus. 
Ztschr. f. Schulgesundheitspflege u. soziale Hygiene. 38. Jg., 
Nr, 10. 1925, 
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Mittel, als es die Abtreibung ist. Wenn sich nach 
K. Freudenberg die Letalität der Fehlgeburten in 
Berlin trotz Sinken der Geburtenziffer in den Jahren 
1922 und 1923 um die Hälfte, nämlich von 2 auf 1% 
verminderte, so dürfte das die Folge des Umstandes 
sein, daß die Bevölkerung immer mehr lernt, statt der 
gefährlichen Abtreibung harmlosere Präventivmittel 
zu gebrauchen. Die Abtreibung bekämpfen heißt zwar 
noch nicht ohne weiteres den Geburtenrückgang aus 
der Welt schaffen, aber die wirksamsten Maßnahmen 
gegen jene sind auch die, mit denen wir hoffen dürfen, 
den Geburtenrückgang zum Halten zu bringen. 

Von den oben angeführten drei Hauptursachen der 
Zunahme der Abtreibungen gewähren die erste und die 
dritte keine Handhabe, bessernd einzugreifen. Um so 
mehr ist dies der Fall bei der an zweiter Stelle betonten 
Einstellung des neuzeitlichen Menschen auf seine pri- 
vatwirtschaftliche materielle Lage und der dadurch 
bedingten Angst vor der Belastung durch eine große 
Kinderzahl. Die überwiegende Mehrzahl der Ab- 
treibungen entfällt nach dem übereinstimmenden Ur- 
teil der Sachverständigen auf die verheirateten 
Frauen und hier wieder auf die über 30 Jahre alten. 
Um diese von der Abtreibung fernzuhalten, muß in 
Zukunft dafür gesorgt werden, daß ein Familienzu- 
wachs den Eltern nicht mehr in dem Maße wie gegen- 
wärtig zu einer schwer erträglichen Belastung wird. 
Die Bekämpfung der Abtreibung deckt sich hier bis zu 
einem gewissen Grade mit der des Geburtenrückgangs 
schlechthin. Diese kann nur auf dem Wege einer fühl- 
baren wirtschaftlichen Begünstigung der Elternschaft 
erfolgen, wie sie bereits in Frankreich, dem Lande, in 
dem zuerst die Frage des Bevölkerungsstillstandes und 
Bevölkerungsrückganges aktuell geworden ist, durch 
die Gesetzgebung inauguriert worden ist. Eine von 
dem Verfasser angeregte Veröffentlichung von 
H. Harmsen!) gibt über diese in Deutschland noch 
viel zu wenig beobachteten Maßnahmen lehrreichen 
AufschluB. Unsere westlichen Nachbarn haben be- 
griffen, worauf es ankommt, und haben kommunale 
Beihilfen (allocutions) für mittellose Vorstände kinder- 
reicher Familien eingeführt. Außerdem ist kürzlich 
ein Gesetz angenommen worden, das jedem Kinder- 
reichen, unabhängig von Stand und Einkommen, eine 
nationale Beihilfe gewährt. Dazu kommen noch die 
Patronatsbeihilfen, die von den großen Eisenbahn- 
gesellschaften und industriellen Werken aus besonde- 
ren Ausgleichskassen an kinderreiche Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter gezahlt werden. Dieses Vorgehen 
Frankreichs verdient die Beachtung in allen Ländern, 


1) H. Harmsen, Die französische Sozialgesetzgebung im 
Dienste der Bekämpfung des Geburtenrückganges. Veröffent!. 
a. d, Gebiete der preuß, Medizinalverw. B. 19, H. 2. 1925. 
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in denen sich ein stetes Sinken der Geburtenzahl fest- 
stellen läßt. Zu diesen gehört neben England, Holland 
und den skandinavischen Ländern in erster Linie 
Deutschland. 

Es wäre jedoch falsch, das französische Beihilfen- 
system einfach nachzuahmen. Denn ihm haftet der 
große Fehler an, daß es der Staatskasse unmittelbar 
groBe Lasten auferlegt und die Leistungen an die 
Kinderreichen vom schwankenden Stande der staat- 
lichen Finanzen abhängig macht. Infolgedessen werden 
auch die Gelder vorwiegend durch indirekte Steuern 
aufgebracht, also zum großen Teil durch die Kinder- 
reichen selbst. Wählt Deutschland für die zum An- 


halten des Geburtenrückganges unerläBliche wirt- 


schaftliche Bevorrechtung der kinderreichen Familien 
den seit Jahrzehnten erprobten Weg der obligatori- 
schen Versicherung, so werden beide Fehler ver- 
mieden. Ohne Inanspruchnahme des Steuerfiskus 
könnte eine Elternschaftsversicherung von den 
Ledigen, Kinderlosen und Kinderarmen Beiträge ein- 
sammeln und sie den Kinderreichen zuführen. An 
anderer Stelle!) hat der Verfasser versucht, die Einzel- 
heiten einer solchen Elternschaftsversicherung zu 
schildern, die natürlich durch eine Gehaltszahlung 
unter fühlbarer Berücksichtigung des Familienstandes 
bei den Beamten und Angestellten ergänzt werden 
müßte. 

Zur Bekämpfung der Abtreibung bei den unehe- 
lich Geschwängerten müssen andere Wege einge- 
schlagen werden. Zunächst ist erforderlich, daß die 
zur Zeit nur vereinzelt vorhandenen kommunalen Für- 
sorgestellen für werdende Mütter netzartig über das 
ganze Land hin verbreitet werden, wie dies bei den 
Säuglings-, Krüppel- und Lungenkrankenfürsorge- 
stellen bereits geschehen ist. Jedes Jugendamt sollte 
gesetzlich gezwungen sein, sich eine Schwangerenfür- 
sorgestelle anzugliedern, damit schon vor der Geburt 
eines unehelichen Kindes die Fragen der Unterbringung 
der Wöchnerin, der Alimentation und Haltepflege ge- 
regelt werden können. Auch ist das Beispiel Frank- 
reichs hier nachahmenswert, wo kürzlich ein be- 
sonderes Gesetz erlassen ist, durch das jeder Französin 
das Recht auf eine diskrete und unentgeltliche Ent- 
bindung in besonders dazu bestimmten Öffentlichen 
Anstalten eingeräumt wird. 

1) A. Grotjahn, Entwurf eines Elternschaftsversicherungs- 


gesetzes nebst Begründung. Archiv f. soziale Hygiene u. 
Demographie. 1925. B. I, H. 1. 


A. GROT JAHN: DIE ZUNAHME DER FRUCHTABTREIBUNGEN 


Zusammenfassung: 


1. Die Zunahme der Fruchtabtreibungen in den 
letzten beiden Jahrzehnten zwingt Gesetzgebung und 
Verwaltung, der Bekämpfung des Übels eine erhöhte 
Aufmerksamkeit zu schenken, da sowohl die Zahl der 
dadurch veranlaßten Todesfälle als auch die Einbuße 
an Nachwuchs durch die ausfallenden Geburten er- 
heblich ist. 


2. Eine Verschärfung der strafrechtlichen Be- 
drohung ist ebensowenig zu empfehlen wie die straf- 
rechtliche Freigabe der Abtreibung. Denn jene würde 
nach den in Jahrhunderten gemachten Erfahrungen 
nichts nützen, und diese zur Vermehrung heraus- 
fordern. 


3. Um einen Überblick über die Verbreitung der Ab- 
treibung zu gewinnen, empfiehlt sich die gesetzliche 
Einführung einer anonymen Meldepflicht für jede 
nicht ausgetragene Schwangerschaft ohne Angabe der 
Ursachen lediglich zu statistischen Zwecken. 


4. Die auf ärztliche Indikationsstellung hin vorge- 
nommene Unterbrechung der Schwangerschaft ist, um 
ihren Mißbrauch als Deckmantel für die Abtreibung 
zu verhüten, gesetzlich an die Vornahme in einem 
öffentlichen Krankenhause und die Zuziehung eines 
staatlichen Medizinalbeamten zu knüpfen. 


5. Zur Bekämpfung der Abtreibung bei den ver- 
heirateten Frauen empfiehlt sich die Schaffung einer 
ausgleichenden Fürsorge für kinderreiche Eltern ge- 
mäß $ 119 der Reichsverfassung in Gestalt eines Bei- 
hilfensystems nach französischem Vorgange oder bes- 
ser in Form einer Elternschaftsversicherung, durch 
welche die Ledigen, Kinderlosen und Kinderarmen 
zu den Lasten der Kinderreichen herangezogen 
werden. 


6. Zur Bekämpfung der Abtreibung bei den unver- 
heirateten Frauen empfiehlt sich a) die Vervollstän- 
digung des sozialhygienischen Fürsorgewesens durch 
Errichtung von Schwangerenfürsorgestellen bei jedem 
Jugendamt; b) die Ermöglichung einer diskreten und 
kostenlosen Entbindung in dazu besonders bestimm- 
ten Öffentlichen Anstalten nach französischem Vor- 
gange, und c) die Vervollständigung und Verallge- 
meinerung der Fürsorge für uneheliche Kinder, Waisen 
und solche, die ihnen rechtlich gleichstehen, bis zur 
vollständigen Deckung des Bedürfnisses in Stadt und 
Land. 


Grundsätze für die internationale Vereinheitlichung der 
Säuglingssterblichkeitsstatistik”). 
Von F. ROTT, Berlin. 


Für die Aufstellung von Grundsätzen für die inter- 
nationale Vereinheitlichungder Säuglingssterblichkeits- 
statistik sind weniger statistisch-technische Gesichts- 
punkte, sondern vornehmlich solche der Bevölkerungs- 
politik und des Säuglingsschutzes von Wichtigkeit. 
Einerseits sollen die Ergebnisse der Statistik dem 
Sozialpolitiker und Sozialhygieniker den Weg weisen, 
den er einzuschlagen hat, um den Geburtenrückgang 
und die Sterblichkeit im Säuglingsalter planmäßig 
zu bekämpfen, andererseits sollen die Erfahrungen und 
Beobachtungen des Sozialhygienikers dem Statistiker 
die Fragestellung für seine technische Arbeit geben. An 
den Ergebnissen der Statistik wiederum prüfen Sozial- 
politiker und Sozialhygieniker den Erfolg ihrer Arbeit. 

Um jedoch über nationale Grenzen hinaus die Mög- 
lichkeit zu haben, die Statistiken der einzelnen Länder 
zu vergleichen, muß die Verarbeitung des statistischen 
Materials nach international einheitlichen Grundsätzen 
erfolgen. Das ist nicht sowohl nötig wegen des Ver- 
gleichs der Ergebnisse der Statistik in den einzelnen 
Ländern, als vielmehr wegen der Notwendigkeit, die 
Ursachen des Geburtenrückganges sowohl, wie die Ur- 
sachen der in den einzelnen Ländern noch sehr ver- 
schieden hohen Säuglingssterblichkeit bis in die letzten 
Winkel hinein klarzulegen. Denn nur diese restlose 
Klarlegung kann letzten Endes die Frage beantworten, 
ob die ergriffenen Abwehrmaßnahmen wirksam ge- 
wesen sind, oder ob sie einer Abänderung bedürfen. 

Die international einheitliche Regelung ist not- 
wendig, 

1. um die Statistiken der Geburten fehlerlos aufzu- 

stellen und untereinander vergleichbar zu machen, 

2. um die Statistiken der Säuglingssterblichkeit 

fehlerlos aufzustellen und untereinander ver- 
gleichbar zu machen. 

Die Unmöglichkeit der Vergleichbarkeit beruhte bis- 
her vornehmlich darauf, daß die Definitionen der Fehl- 
geburt, der Totgeburt und der Lebendgeburt in den 
einzelnen Ländern verschieden sind. 


I. Begriffsbestimmung. 


Neuerdings hat sich die Hygienescktion des 
Völkerbundes eingehend mit der Begriffsbestimmung 


der Totgeburt beschäftigt und am 1. April 1925 über die 
Arbeit der Studienkommission Bericht erstattet (siehe 
Anhang). Sie unterschied bei ihrer Arbeit zunächst 
zwischen dem intra-uterinen Leben des Fötus und dem 
extra-uterinen Leben des Neugeborenen. Sie machte 
mit Recht die Definitionen der Beendigung des fötalen 
Lebens von der Tatsache der Einsetzung der Atmung 
abhängig, denn die Einsetzung der Atmung 
beendet das fötale Leben. Ein Fötus wird ein 
Neugeborener, sobald er atmet, oder, um weiter zu 
präzisieren, sobald seine Existenz vom selbständig auf- 
genommenen Sauerstoff der Lungen und nicht von dem 
zugeführten der Placenta abhängt. 

Die Abgrenzung der Fehlgeburt von der Lebend- 
geburt wird von der Tatsache der Lebensfähigkeit ab- 
hängig gemacht. Ein Fötus, der einer unabhängigen 
Existenz fähig ist, ist lebensfähig. Er ist im all- 
gemeinen das Produkt einer Schwangerschaft von min- 
destens 28 Wochen und besitzt eine Länge (Scheitel 
bis Fußsohle) von mindestens 35 cm. Für die Defi- 
nition ist letzteres Kriterium maßgebend. Eine aus- 
gestoßene Frucht, die weniger als 35 cm lang ist, ist 
als eine Fehlgeburt zu bezeichnen. (Der von der Kom- 
mission vorgeschlagene Begriff schließt nicht ein, daß 
eine Frucht unter 7 Monaten nicht als eine ‚lebende Ge- 
burt“ angesehen werden kann, aber er besagt, daß vor 
der 28. Woche die Geburt einer Frucht, bei welcher 
die Atmung nicht eingesetzt hat, nicht als eine Geburt 
eines Totgeborenen, sondern als eine Fehlgeburt an- 
gesehen werden muß.) 

Eine Geburt ist als vollendet anzusehen von dem 
Augenblick an, wo sich der Fötus (Kopf, Rumpf und 
Glieder) außerhalb des Körpers der Mutter befindet. 
Das Erzeugnis der Geburt wird alslebend angesehen, 
wenn das Kind atmet. 

Eine Totgeburt ist nach dieser Definition ein 
lebensfähiger (also mindestens 35 cm langer) Fötus, 
bei dem sich die Lungenatmung nicht eingestellt hat. 

Der Tod des Fötus tritt ein, wenn das Herz zu 
schlagen aufgehört hat. Der Tod kann erfolgen 

a) vor der Geburt (pränataler Tod), 

b) in der Geburt (intranataler Tod), 

c) nach der Geburt (postnataler Tod). 


1) Nach dem Referat „Unification des statistiques de la mortalité prénatale, néonatale et du premier Age‘, erstattet auf dem 


Premier Congrès Géréral de l’Enfant, Genf, August 1925, 
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Il. Grundsätze für die Registrierung. 


Die Definitionen der Kommission sind so klar, daß 
ihnen ohne weiteres zugestimmt werden kann,zumal sie 
den medizinisch-wissenschaftlichen Ansichten durchaus 
Rechnung tragen und unter dem Gesichtspunkt aufge- 
stellt sind, daß die Rubrizierung auch von Personen ohne 
besondere Fachkenntnisse vorgenommen werden kann. 
Die Abgrenzung zwischen Fehlgeburt, Totgeburt und 
Lebendgeburt ist ebenso einfach wie genau. Es kann 
nur empfohlen werden, daß die Länder einheitlich die 
gegebenen Definitionen ihrer Statistik zugrunde legen. 
Das schließt nicht aus, daB die in einem Lande über 
die internationale Klassifizierung hinausgehende Diffe- 
renzierung in einer ergänzenden Klassifizierung vor- 
genommen werden kann, wenn dadurch die internatio- 
nale Vergleichsmöglichkeit nicht verhindert wird. Nur 
ist erwünscht, daß jede Lebendgeburt in ein Geburten- 
register eingetragen wird. Ein lebendgeborenes Kind, 
das aber vor der standesamtlichen Meldung seiner Ge- 
burt stirbt, muß zugleich als Lebendgeburt und als 
Todesfall eingetragen werden. Eine ausgestoBene 
Frucht, die nicht geatmet hat, muß ungeachtet eines 
auch nach AusstoBung noch mehr oder weniger lang 
dauernden Herzschlages als Totgeburt eingetragen 
werden. Der Totenschein, der die Todesursache be- 
scheinigt, soll entweder im Augenblick der Meldung 
oder später, je nach den in Kraft befindlichen Be- 
stimmungen vorgelegt werden. 


Es ist erwünscht, daß jede Geburt einer totgeborenen 
Frucht in das Register der Totgeborenen eingetragen 
wird. Die zu der Anmeldung verpflichtete Person wird 
soweit als möglich eine von einem praktischen Arzt 
unterzeichnete Bescheinigung aufzuweisen haben. Die 
zu liefernden Angaben und die Form der Bescheinigung 
sind von den zuständigen Behörden zu bestimmen. 


III. Fehlgeburt (pränatale Mortalität). 


Lebendgeburten und Totgeburten sind in der Be- 
völkerungsstatistik aller Länder voll anerkannte 
Posten. Dagegen sind die Fehlgeburten bisher in 
die Statistik nicht oder nicht systematisch und unter- 
schiedlich eingegliedert worden. Versuche auf syste- 
matische Eingliederung stoßen auf Schwierigkeiten. 
Da aber die „Fehlgeburt“ gerade heute unter dem Ein- 
drucke des fortschreitenden Geburtenrückganges als 
ein selbständiges bevölkerungsstatistisches Thema an- 
gesehen werden muß, ist es wohl erwägenswert, die 
Fehlgeburt als vollen Posten in die sozialstatistische 
Beobachtungsebene einzurücken. Diese Eingliederung 
ist überhaupt die Vorbedingung dafür, die Fehlgeburt 
als soziales Problem zu begreifen. Die Gliederung des 
Geburtenkomplexes würde dann logischerweise be- 
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stehen in Fehlgeburten + Totgeburten +Lebendgebur- 
ten. Nach einer von Wolff!) in Halle (Saale) vorgenom- 
menen Auszählung vergrößerten die Fehlgeburten in 
dem Jahrfünft 1919—1923 die Masse der üblicherweise 
in Halle notierten Geburten um 19,7 %. Schätzt man 
in Verallgemeinerung dieses Resultates die Zahl der 
Fehlgeburten im Deutschen Reiche, so erhält man für 
das Jahr 1921 als Geburtenkomplex 195000 Fehl- 
geburten + 50973 Totgeburten + 1560447 Lebend- 
geborene. Wenn man berücksichtigt, daß die Tot- 
geburten nur 3—31, % der notierten Geburten, die 
Fehlgeburten aber annähernd das Vierfache davon 
betragen?), kann man ermessen, wie groß die Fehler- 
quelle für den Geburtenkomplex ist, wenn die Fehl- 
geburten in der Statistik nicht beachtet werden. Alle 
Untersuchungen über die Gebärtätigkeit sind falsch, 
weil sie !/, aller Gebärakte — die Fehlgeburten — nicht 
berücksichtigen. Aus einer Mitteilung Roesles?) über 
die Statistik des legalisierten Abortus in Rußland geht 
hervor,daß sich die Geburtenziffer Leningrads im Jahre 
1924 von 27,6 auf 33,2%, d. h. um 20 % erhöht hätte, 
wenn alle abortierten Früchte ausgetragen worden 
wären. Er kommt also zu dem gleichen Resultat wie 
Wolff für Halle. 

In einzelnen Ländern ist die Meldung und Eintra- 
gung der Geburt eines nicht lebensfähigen Fötus (ge- 
mäB der gegebenen Definition der Kommission der 
Hygienesektion des Völkerbundes), also einer Fehl- 
geburt obligatorisch. Nach den Vorschlägen der Kom- 
mission sollen diese Geburten in ein besonderes Re- 
gister eingetragen werden mit dem Vermerk der 
Schwangerschaftsdauer, der Ursachen der Fehlgeburt 
und jeder anderen Angabe, die den Bestimmungen 
der zuständigen Behörde entspricht. Esist wünschens- 
wert, daB die Registrierung der Fehlgeburt allen 
Ländern einheitlich empfohlen wird. Außer den von 
der Kommission vorgeschlagenen Angaben sollte auch 
das Alter der Frau sowie die sozialen Verhältnisse 
der Familie vermerkt werden. 


IV. Die Totgeburt (intranatale Mortalität). 


Im allgemeinen wird bei der Berechnung der Säug- 
lingssterblichkeit die Zahl der gestorbenen Säuglinge 
zur Zahl der Lebendgeborenen in Beziehung gesetzt. 
Es liegt auf der Hand, daß der Vergleich der Statistiken 
unmöglich ist, wenn das eine Mal ein Neugeborener als 


1) H. Wolff, Zur Beobachtung der Fehlgeburten. 
statistisches Archiv. Bd. 14, Heft 4. 1925. 

2) Auch Hartwig teilt für Lübeck mit, daß im Jahre 1923 
die Fehlgeburten fünfmal so häufig wie die Totgeburten waren. 

3) E. Roesle, Die Statistik des legalisierten Abortus. Zeit- 
schrift f. Schulgesundheitspflege u, soziale Hygiene 38, 445, 
1925, 


Allg. 


GRUNDSÄTZE INTERNATIONALER VEREINHEITLICHUNG DER SÄUGLINGSSTERBLICHKEITSSTATISTIK 179 


Totgeburt angesehen wird, wenn er nicht geatmet hat, 
das andere Mal, wenn er vor der standesamtlichen 
Geburtsmeldung gestorben ist, obschon er vorher ge- 
lebt (geatmet) hat. Ist die Frist zur Anmeldung weit 
gegriffen, so kann die Zahi der Totgeburten erheblich an 
Umfang zunehmen, während die Zahlen der Lebendge- 
borenen und der Säuglingssterbefälle in entsprechender 
Weise eingeschränkt werden. Da nun ein bedeutender 
Prozentsatz der Säuglingssterbefällein den ersten Tagen 
nach der Geburt erfolgt, so kann sich unter Umständen 
bei dieser Regelung für die Säuglingssterblichkeit ein 
zu günstiges Bild ergeben. So erscheint einmal die Sta- 
tistik der Totgeborenen ungünstiger und die der Säug- 
lingssterbefälle günstiger, das andere Mal ist es im um- 
gekehrten Sinne der Fall. Diese Ungenauigkeiten ver- 
hindern meist nicht nur den internationalen Vergleich, 
sondern sie verschleiern in der nationalen Statistik die 
tatsächlichen Verhältnisse und vereiteln letzten Endes 
die Formulierung der Abwehrmaßnahmen und auch 
die Nachprüfung ihrer Wirksamkeit. 

Wirksame Maßnahmen gegen die Totgeburt sind ab- 
hängig von der Kenntnis der Ursachen, die zur Tot- 
geburt führen. Es dürfte empfehlenswert sein — ab- 
gesehen von einer einheitlichen Auszählung — bei 
dieser auf die Faktoren zu achten, die möglicherweise 
zur Ausbreitung der Totgeburt beitragen können, das 
sind: die Fragen über den Gesundheitszustand der 
Mutter einschließlich eventueller gewaltsamer Ein- 
wirkungen, die Berufstätigkeit der Mutter und den 
Familienstand (Legitimität). Erhebungen über das 
Geschlecht des Totgeborenen dürften eine wünschens- 
werte Ergänzung sein. 


V. Die Säuglingssterblichkeit (postnatale 
Mortalität). 


1. Es sind zwei Tatsachen, die in eindeutiger Kon- 
sequenz in allen nationalen Statistiken und internatio- 
nalen Vergleichen festzustellen sind: 

a) der ungewöhnlich hohe Anteil der Sterblichkeit 
in den ersten 7 Lebenstagen (Frühsterblichkeit) 
an der Gesamtsterblichkeit des ersten Lebens- 
jahres; 

b) der Einfluß der Ernährungsstörungen und der 
Krankheiten der Atmungsorgane auf die Sterb- 
lichkeit der folgenden Wochen und Monate (Nach- 
sterblichkeit). 

Den beiden Sterbeperioden liegen ganz verschiedene 
Ursachen zugrunde, sie erfordern daher auch in Art 
und Ausmaß verschiedene Bekämpfungsmaßnahmen. 
Die Frühsterblichkeit ist meist auf unvermeidbare, 
die Nachsterblichkeit zum erheblichen Teile auf ver- 
meidbare Schäden zurückzuführen. 

Zu a) Frühsterblichkeit. In Preußen sind im 


Jahre 1920 von den in den ersten 15 Lebenstagen 
gestorbenen Säuglingen 
am ersten Lebenstage gestorben ......... 24,5 % 





am zweiten Lebenstage gestorben ....... 130% 
am dritten Lebenstage gestorben ........ 76% 
zusammen in den ersten 3 Tagen ge- 

STOTDEN se tee 45,1% 


Von allen Gestorbenen des ersten Lebensjahres starben 
17,1 % innerhalb der ersten 3 Tage, 22 % innerhalb 
der ersten 7 Lebenstage. Die Frühsterblichkeit ist in 
Deutschland so groß, wie der Anteil der Totgeborenen 
an der Gesamtzahl der Geburten. 


Die Statistiken anderer Länder ergeben zum Teil 
stark abweichende Resultate. Augenscheinlich sind 
aber die Ursachen für die Frühsterblichkeit überall die 
gleichen, jedenfalls kaum durch klimatische oder ähn- 
liche Faktoren beeinflußt. Eine restlose Aufklärung 
ist jedoch nicht möglich, solange ein internationaler 
Vergleich nicht möglich ist. Dieser ist wiederum nur 
möglich, wenn bei der Auszählung nach gleichen Grund- 
sätzen verfahren wird. 


Die Ursache der Frühsterblichkeit ist zu mehr als 
90 %, die sogenannte angeborene Lebensschwäche. In 
Deutschland sind von 100 Gestorbenen in den ersten 
7 Lebenstagen 78an Lebensschwäche gestorben. 


Um aber den überall noch verhältnismäßig unklaren 
Begriff der „Lebensschwäche‘‘ klarzulegen, ist es not- 
wendig, ihn nach einzelnen Todesursachen aufzulösen. 
Bei näherer Differenzierung können von der Todes- 
ursache ,,Lebensschwäche‘ die ‚„Geburtseinwirkung‘“ 
und die „Frühgeburt‘“ abgespalten werden. Aus einer 
Zusammenstellung der Sterbefälle im ersten Lebens- 
jahre nach Todesursachengruppen in der neuen Stadt- 
gemeinde Berlin für die Jahre 1922 und 1923 ergibt 
sich, daß der Anteil der ,,Geburtseinwirkung an der 
Lebensschwäche für beide Jahre im Durchschnitt 
9,3%, der eigentlichen ‚angeborenen Lebensschwäche" 
19,3 % und der ,,Frühgeburt‘ 71,4 %, für Geburts- 
einwirkung und Frühgeburt zusammen 80,7 % beträgt. 
Die Frühgeborenen sind also zum weitaus überwiegen- 
den Teile an der Frühsterblichkeit beteiligt. Zum 
größten Teile handelt es sich bei den 19,3 % ange- 
borene Lebensschwäche um Fehldiagnosen ; wahrschein- 
lich gehören sienoch in.die Rubrik Geburtseinwirkungen 
oder Mißbildungen. Der Differenzierung der Todes- 
ursache „angeborene Lebensschwäche‘‘ wird m. W. in 
keiner nationalen Todesursachenstatistik Rechnung 
getragen, wohl weil man sich des Anteils des Einflusses 
der Frühgeburt sowohl, wie der Geburtsschädigung auf 
die Frühsterblichkeit bisher nicht bewußt war. 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Frühsterblichkeit 
sind die Verhütung der Frühgeburt und der Geburts- 
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schädigung. Sie erfordern verschiedenes Vorgehen. Es 
liegt auf der Hand, daB nur die generelle Einführung 
obiger Differenzierung der Gruppe ‚angeborene Lebens- 
schwäche‘‘ in der Todesursachenstatistik die Grund- 
lage für die notwendigen Maßnahmen schaffen kann. 
Dazu ist ein international einheitlicher Gebrauch bei 
der Bezeichnung der vorzeitigen Geburt (Frühgeburt) 
und der rechtzeitigen Geburt notwendig. 

Die Definition einer ausgetragenen reifen Frucht be- 
darf nicht einer internationalen Verständigung, denn 
nach tausendfachen Erfahrungen wird wohl überall als 
ein ausgetragener, also reifer Neugeborener ein Säug- 
ling von mindestens 50 cm Länge und 3000 g Gewicht 
bezeichnet. Ein Lebendgeborener unter diesem Ge- 
wichts- und Längenmaße muß dann logischerweise als 
Frühgeburt bezeichnet und registriert werden. 

Die Analyse der Frühsterblichkeit erfordert 

l. die Registrierung der Gestorbenen nach der 
Schwangerschaftsdauer, 

2. nach dem Lebensalter, d. h. nach Lebenstagen im 
ersten Lebensmonat, 

3. die Differenzierung der in den ersten Lebenstagen 
Gestorbenen nach den Todesursachen (Früh- 
geburt, Geburtseinwirkung, Lebensschwäche, an- 
dere Krankheiten des Neugeborenen !)), 

4. die Notierung äußerer Momente, die zur Früh- 
sterblichkeit führen können, wie Krankheit der 
Mutter einschließlich gewaltsamer Einwirkung, 
Legitimität, Beruf der Mutter. 


Zu b) Nachsterblichkeit. Unter den Todesur- 
sachen der späteren Wochen und Monate spielen die 
Verdauungskrankheiten und Ernährungsstörungen, 
nächst diesen die Krankheiten der Atmungsorgane 
eine besondere Rolle. Erstere beeinflussen die Sterb- 
lichkeitskurve des Säuglingsalters so stark, daß beson- 
ders in den Hitzejahren ein mehr oder weniger hoher 
Sommergipfel derSäuglingssterblichkeit zu konstatieren 
ist. Inder Kriegs- und Nachkriegszeit hat diese Todes- 
ursachengruppe an Bedeutung verloren. Immerhin 
entfällt nächst der Lebensschwäche auch heute noch 
auf diese Gruppe der Hauptteil der Sterbefälle im 
Säuglingsalter. 

Die Ursache des Rückganges der Sterblichkeit an 
Verdauungskrankheiten und Ernährungsstörungen ist 
bis jetzt keineswegs klar festgestellt. Wieweit der 
Rückgang mit den günstigen meteorologischen Ver- 
hältnissen der letzten Jahre zusammenhängt, wird viel- 
leicht erst das nächste Hitzejahr erweisen. 

Dagegen haben die Krankheiten der Atmungsorgane, 
insbesondere die Lungenentzündung, an Bedeutung zu- 


1) Mißbildung, Melaena, Sepsis, Lues. Tödliche Ernährungs- 
störungen treten in den ersten 14 Lebenstagen nicht auf. 
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genommen. Besonders in den sogenannten Grippe- 
jahren wurde der Sommergipfel der Säuglingssterblich- 
keit durch einen Wintergipfel verdrängt. 

Die Maßnahmen zur Bekämpfung der Säuglings- 
sterblichkeit müssen auf diese wechselnden Erschei- 
nungen der Sterbefällestatistik Rücksicht nehmen. In 
den ersten Lebensmonaten ist der Säugling, aber fast 
ausschließlich der künstlich genährte Säugling, mehr 
durch die Ernährungsstörungen gefährdet, in den 
späteren mehr durch die Krankheiten der Atmungs- 
organe. Die anderen Krankheiten einschließlich der 
Tuberkulose spielen im Säuglingsalter eine weniger 
wichtige Rolle. 

2. Todesursachenstatistik. Voraussetzung für 
den internationalen Vergleich ist ein einheitliches 
Todesursachenverzeichnis. Es kommt auf den 
Grad der Zuverlässigkeit der Todesursachenstatistik 
an. Die Vergleiche der Todesursachen in den ver- 
schiedenen Ländern sind unmöglich, erfordern zum 
mindesten große Vorsicht, wenn in einzelnen Län- 
dern unter ähnlich lautenden Rubriken Verschieden- 
artiges zusammengefaßt wird. Auf Anregung des Inter- 
nationalen statistischen Instituts wurde ein internatio- 
nales Todesursachenverzeichnis ausgearbeitet, das be- 
reits von vielen Staaten,kürzlich auch von Deutschland, 
übernommen worden ist. Da das internationale Todes- 
ursachenverzeichnis einzelne wichtige und gut erkenn- 
bare Krankheiten oder kleinere Krankheitsgruppen 
heraushebt, kann von einem einheitlichen Gebrauch 
dieses Verzeichnisses die Möglichkeit eines zuverlässi- 
gen internationalen Vergleichs der Todesursachen im 
Säuglingsalter erwartet werden. Damit soll übrigens 
nicht gesagt sein, daß das internationale Todesur- 
sachenverzeichnis über jede Kritik erhaben ist. Es 
enthält, vom Standpunkt des Arztes und Klinikers be- 
trachtet, eine ganze Reihe unbestimmter Begriffe. So 
ist in der Gruppe 11 (Premier Age) die Nummer ,,Ver- 
nachlässigung der Kinder (Defaut des Soins) während 
der ersten 3 Monate‘ eine äußerst unbestimmte Be- 
zeichnung. Das internationale Todesursachenverzeich- 
nis wird demnach nach einigen Probejahren einer Um- 
arbeitung bedürfen. 

3. Vorschläge für die Registrierung. Abge- 
sehen von dem Einfluß der Jahreszeit (Sommer- 
gipfel — Wintergipfel) hat die wirtschaftliche Lage 
der Eltern und die damit verbundene Frage der Legiti- 
mität einen sterblichkeitsbestimmenden Einfluß. Eine 
genaue international vergleichbare Sterbefällestatistik 
setzt nicht nur eine sorgfältige Erhebung der Todes- 
ursachen voraus, sondern erfordert auch eine Berück- 
sichtigung aller Faktoren, die zur tödlichen Krankheit 
führen. Die Registrierung der Sterbefälle erfordert 
also u. a. die gleichzeitige Notierung des Lebens- 
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alters des Gestorbenen, der Legitimität, des Berufes 
der Eltern, insbesondere die Frage nach einer außer- 
häuslichen Erwerbstätigkeit der Mutter, der Ernäh- 
rungsart (Stilldauer), sowie der Notierung, in welchem 
Kalendermonat der Tod erfolgt ist. 

Außer der Frage des Berufes der Eltern bzw. der 
Mutter wird in den nationalen Statistiken allen ge- 
nannten Faktoren Rechnung getragen. Es wird sich 
aber empfehlen, auch der Sterblichkeit der Säuglinge der 
außerhäuslich erwerbstätigen Mütter Aufmerksamkeit 
zu schenken, weil gerade diese Kindergruppe die Säug- 
lingssterblichkeit in empfindlicher Weise beeinflußt. 

4. Berechnung der Säuglingssterblichkeit. 
Es ist allgemein gebräuchlich, bei der Berechnung der 
Säuglingssterblichkeit die Gestorbenen des ersten 
Lebensjahres auf die Lebendgeborenen dieses Jahres 
zu beziehen. Da aber von den Gestorbenen des ersten 
Lebensjahres 30 % aus den Geborenen des Vorjahres 


und 70 % aus den Geborenen des betreffenden Kalen- 
derjahres stammen, ist diese Berechnungsart nicht 
logisch richtig. Mathematisch richtiger wäre es, daß 
auf die Lebendgeborenen eines Jahres auch die von 
diesen im ersten Lebensjahre Gestorbenen direkt be- 
zogen werden. Da aber diese mathematische Berech- 
nungsweise nur ein Rechenergebnis darstellt, aber 
keineswegs die einzelnen Komponenten der Säuglings- 
sterblichkeit klarlegt, insbesondere nicht den Charak- 
ter des betreffenden Kalenderjahres erkennen läßt, ist 
sie in normalen Zeiten mit nicht stark wechselnden 
Geburtenzahlen die weniger empfehlenswerte. Auf die 
feineren statistischen Berechnungsarten (Boeckh, 
Rahts, Schloßmann) kann hier kritisch nicht ein- 
gegangen werden. Dagegen mag die Notwendigkeit der 
Berücksichtigung der Wanderung des Säuglings und 
noch mehr die Änderung des Familienstandes 
bei der Berechnung der Sterbetafeln betont werden. 


Genève, le 1°f avril 1925. 


Organisation d’hygiène de la Société des Nations 
RAPPORT DE LA COMMISSION ÉTUDIANT LA DÉFINITION DE LA MORTINATALITÉ 


La nécessité d’une définition du terme « mort-né » a été prise 
en considération à maintes occasions par diverses conférences 
et commissions nationales et internationales. Un sommaire de 
leurs conclusions est donné en annexe à ce rapport. 


Il ne semble pas à la Commission qu’il soit nécessaire d’insister 
sur l’urgence de la nécessité d’une entente internationale au 
sujet de la signification à donner au terme de « mort-né », cette 
nécessité étant universellement reconnue. Il suffira de remar- 
quer que, faute d’une définition commune et de règles uni- 
formes relatives à la classification des naissances, la compara- 
bilité internationale des statistiques sur la fécondité (taux des 
naissances) et sur la mortalité infantile (enfants de moins 
d’un an) est impossible. 


En rédigeant son projet de définition du terme « mort-né », 
la Commission a gardé présent à l’esprit qu’il fallait le formuler 
à l'intention de tous ceux qui concernent la déclaration et Pen- 
registrement des naissances et à l'intention des statisticiens, et 
non des juristes. On peut, cependant, espérer que, si l’on aboutit 
à une entente internationale, la définition, quelle que soit sa 
forme définitive, pourra servir à toutes fins utiles. 


Etant donné que, dans un grand nombre de cas, les femmes 
sont accouchées par des sages-femmes, ou même par des per- 
sonnes qui ne sont ni accoucheuses ni médecins, il est nécessaire 
que la définition proposée soit fondée sur un critère qui puisse 
être apprécié par des personnes ne possédant que peu de con- 
naissances ou de pratique médicales, ou n’en possédant pas du 
tout. Cette condition est remplie par le critère de la respiration 
qui est à la fois d’une précision scientifique et évident aux yeux 
du profane. 


La définition ainsi proposée pour le terme « mort-né » im- 
plique que l’on considère certains faits dans la physiologie 
fœtale et certains termes exprimant ces faits: 


a) Fœtus. — La vie fœtale est une existence infra-utérine et 


dépend de la respiration placentaire. La vie du nouveau-né, par | 


contre, est une existence extra-utérine qui dépend de la respi- 
ration pulmonaire. 


Il est extrêmement important de définir clairement le moment 
où la vie fœtale prend fin; ce n’est pas difficile, d’ailleurs. Un 
fœtus devient un « nouveau-né » aussitôt qu’il respire ou, pour 
préciser encore, aussitôt que son existence dépend .de l'oxygène 
des poumons et non de celui du placenta. La transition de 
fœtus à mort-né est une métamorphose que détermine la respi- 
ration pulmonaire. 


La vie fœtale subit, par rapport au milieu où elle se produit, 
trois stades différents: 


1° Dans l’utérus au repos, pendant la grossesse, un long 
stade prénatal. 


2° Dans l'utérus « actif », pendant les douleurs, un court 
stade intra-nalal. 


3° Après la naissance, un stade transitoire post-natal de 
durée variable qui précède le moment où le début de la 
respiration pulmonaire signale que la vie fœtale a pris fin 
et que l’existence du nouveau-né débute. 


Il faut soigneusement tenir compte du stade post-natal de la 
vie fœtale, car de là proviennent la confusion et les controverses 
qui ont surgi relativement à la definition des termes « né 
vivant » et « mort-né ». Dans la plupart des cas, ce stade est 
essentiellement transitoire et la respiration pulmonaire se pro- 
duit presque simultanément avec la naissance (c’est-à-dire que le 
fœtus devient un enfant aussitôt qu’il est né ou presque aussitôt) 


Mais, dans d’autres cas, ce stade est plus prolongé et le début 
de la respiration peut être retardé même d’une demi-heure. En 
ce cas, le cœur du fœtus bat, mais le fœtus ne fait pas de mou- 
vement; il peut être rigide et bleu, ou souple et blanc. En 
Angleterre, le terme « asphyxie du nouveau-né, bleue ou blanches 
répond à ces symptômes. En France, ils sont traduits par 
l'expression « mort apparente du nouveau-né », en Allemagne 
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par celle de « Scheintod ». Après un temps plus ou moins long, 
le fœtus commence à respirer spontanément, mais, quelquefois, 
on est obligé d’avoir recours aux procédés susceptibles de le 
ranimer. 


b) Mort du fœtus. — Le fœtus meurt quand son cœur cesse 
de battre. Ceci peut se produire durant chacun des trois stades 
de son existence: 


1° Mort pendant la grossesse ou mort prénatale du fœtus; 
ces fœtus naissent souvent macérés. (La cause du décès 
est en général une maladie de la mère ou une maladie pla- 
centaire.) 


2° Mort pendant le travail ou mort «intra-natale » du 
fœtus; ces fœtus naissent non macérés. Le cœur ne bat 
pas à la naissance. (Les causes habituelles du décès sont 
les lésions intra-craniennes, la lenteur du travail, le pro- 
lapsus du cordon, le détachement prématuré du placenta, 
etc.). 


3° Mort après la naissance ou mort post-natale du fœtus. 
(Les causes habituelles en sont les traumati:mes graves de 
la tête pendant l’accouchement. Au moment de la nais- 
sance, le cœur bat et continue de battre pendant une période 
d’une durée variable, parfois pendant une demi-heure 
avant que la mort se produise. Le fœtus n’a pas essayé de 
respirer: il meurt fœtus, il n'est jamais devenu un nouveau-né. 
Dans ces circonstances on pratique toujours diverses mé- 
thodes destinées à ranimer l’enfant (respiration artificielle 
etc.). L’autopsie montre qu’à très peu d’exceptions près, 
ces fœtus ont de graves lésions intra-craniennes (déchirures 
de la faux du cervelet ou hémorragies cérébrales). 


c) Viabilite. — En proposant qu’une gestation d’une durée 
d’au moins sept mois (vingt-huit semaines) soit requise pour 
qu’un fœtus puisse être considéré comme « viable », la Com- 
mission a tenu compte de la grande difficulté de conserver à 
la vie un enfant né après une gestation de moindre durée. Il 
n’est pas exagéré de dire que la survivance d’un fœtus de moins 
de vingt-huit semaines est un fait exceptionnel. Cette survivance 
ne se produit guère que dans des conditions spéciales (lorsqu’on 
a une couveuse à sa disposition). Ce terme proposé par la Com- 
mission n'implique pas qu’un fœtus né avant sept mois de 
gestation ne puisse pas être considéré comme une « naissance 
vivante » (selon la définition donnée plus bas), mais il signifie 
que la naissance avant vingt-huit semaines révolues de gestation 
d’un fœtus dans lequel la respiration n’est pas établie ne doit 
pas être considérée comme une naissance de « mort-né », mais 
comme une «fausse couche » (avortement). 


Dans les pays où l’on enregistre comme mort-nés les produits 
d’une gestation de moins de vingt-huit semaines (de six mois de 
calendrier en Suisse, de quatre mois au Japon), l’adoption de 
la proposition de la Commission n’entrainerait pas une modi- 
fication de la législation. Il suffirait de ne faire rentrer dans la 
classification principale (internationale) que les naissances se 
produisant après la vingt-huitième semaine; une classification 
supplémentaire, établie pour des besoins nationaux, pourrait 
indiquer le nombre des naissances s’étant produites avant la 
vingt-huitième semaine de gestation. 


DÉFINITIONS PROPOSÉES. 


Avant de rédiger la définition en question, il faut avoir établi 
clairement ce qu’on entend par « naissance » et par « la naissance 
est accomplie ». 


F. ROTT 


Dans le projet de définition, le mot « naissance » signifie la 
Séparation et l’expuision du fœtus du corps de l’accouchée. La 
naissance doit être considérée comme « accomplie » dès l’instant 
où tout le corps du fœtus (tête, tronc et membres) est hors du 
corps de la mère. 

Le produit de la naissance sera considéré comme vivant lors- 
qu’après la naissance (conforme à la définition ci-dessus), l’enfant 
respire. 

Le fait de respirer est une manifestation incontestable de vie 
et son absence continue doit être prise comme une preuve de la 
mort du fœtus. 

I est désirable, au point de vue de la statistique, d’établir une 
distinction entre la naissance d’un fœtus dont on est en droit 
d'admettre qu’il est capable d’une existence indépendante de 
celle de sa mère et l’expulsion du produit qui ne le serait pas. 
L’expulsion de cette seconde catégorie de produits devrait être 
classée comme «fausse couche » (avortement). 

Un fœtus capable d’une existence indépendante est un « fœtus 
viable ». Il est le produit d’une gestation qui a duré au moins 
vingt-huit semaines; un pareil fœtus mesurera normalement au 
moins 35 cm. du sommet de la tête au bas du talon, le corps 
étant entièrement étendu. La Commission préfère ce dernier 
critère comme étant le plus sür. 

En conséquence, le produit est « mort-né » quand il y a nais- 
sance d’un fœtus viable dans lequel la respiration pulmonaire 
ne s'établit pas, sa mort pouvant s'être produite a) avant, 
b) pendant ou c) après l’accouchement, mais en tout cas avant 
qu’il ait respiré. 


PROPOSITIONS CONCERNANT LA MANIÈRE DONT 
LES REGISTRES DEVRAIENT ÊTRE TENUS. 


Il est désirable que toute naissance vivante soit portée dans 
le registre des naissances. Un enfant né vivant, mais mort avant 
la déclaration de sa naissance, devrait être enregistré à la fois 
comme naissance et comme décès, le certificat réglementaire 
attestant la cause du décès devant être présenté soit au moment 
de la déclaration, soit ultérieurement, selon les règlements en 
vigueur. 


Il est désirable que toute naissance d’un produit mort-né soit 
portée au registre des #10rt-nés. La personne chargée de procéder 
à la déclaration devra, autant que possible, produire un certi- 
ficat signé par un médecin praticien; les données à fournir et la 
forme du certificat seront fixées par les autorités compétentes. 


Dans les pays où l’enregistrement de la naissance du fœtus 
non-viable (selon la définition donnée) est obligatoire, il semble 
à la Commission que ces naissances devraient être inscrites dans 
un registre spécial et accompagnées de l'indication de la durée 
de la gestation, de la cause de la fausse couche et de toute autre 
information conforme aux règlements qu’édicteraient les auto- 
rités compétentes. 


RÈGLES POUR L'ÉTABLISSEMENT 
DES STATISTIQUES. 

Les statistiques de natalité — taux de naissances — seront 
basées sur le nombre des warssances vivantes. 

Les statistiques de fécondité seront basées sur le nombre de 
naissances de produits viables (« naissances vivantes » et « mort- 
nés »). 

Le taux de la mortalité infantile sera déterminé d’après le 
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nombre des « naissances vivantes » et celui des décès d’enfants 
âgés de moins d’un an (douze mois). 


En terminant son rapport, la Commission attire l'attention 
du Comité d'hygiène de la Société des Nations sur la nécessité 
d’établir une nomenclature des causes de mortinatalité en vue 
de son adoption pour l’usage international. 


Genève, le 24 mars 1925. 


Reginald DUDFIELD, 

O.B.E., M.A., M.B. (Rappcrieur). 

Eardley L. HOLLAND, l 
M.D., F.R.C.S., F.R.C.P. 

M. HUBER, 

Marcel NEY, 

T. H. C. STEVENSON, C.B.E. 


Annexe. 


EXTRAIT DU RAPPORT PRÉALABLE PRÉPARÉ, 
EN 1924, PAR LA SECTION D'HYGIÈNE, SUR LE 
MANQUE D’UNIFORMITE DES DEFINITIONS DE LA 
MORTINATALITE. 

La definition de la mortinatalité n’a jamais fait, jusqu'ici, 
l’objet d’un accord international. 


L’uniformite de définition est importante pour les raisons sui- 
vantes. 


Elle permettrait: 


1° De dresser des statistiques de la mortinatalité, com- 
parables entre elles; 


2° De rendre les statistiques de la natalité exactes et 
comparables entre elles; 


3° De rendre les statistiques de la mortalité infantile, 
notamment en ce qui concerne les premiers jours de 
l'existence, plus exactes et comparables entre elles. 


En définissant la mortinatalité, il convient de la distinguer 
de la natalité, d’une part, et de l'avortement spontané, d’autre 
part. Il est donc nécessaire de fixer, d’un commun accord, quels 
sont les symptômes de la vie et quelle est la durée minimum de 
gestction nécessaire à la production d’un fœtus viable. 


DIFFÉRENCE ENTRE LES DÉFINITIONS EN USAGE 
DANS DIVERS PAYS. 

Le rapport de la Commission nommée par la « Royal Statisti- 
cal Society », publié en 1912, rend compte de toutes les prescrip- 
tions édictées dans les divers pays, à l’usage des fonctionnaires 
chargés de l’enregistrement des mort-nés. Depuis la publication 
de ce rapport, ces prescriptions n’ont pas subi de modifications 
appréciables. Il suffit de le parcourir pour constater le manque 
d’uniformité presque général que présentent ces prescriptions. 
Il ne semble pas nécessaire de répéter ici en détail les conclusions 
très complètes du rapport en question. 


AUTRES ASPECTS DE LA QUESTION. 

A part les divergences même qu’accusent les définitions de la 
mortinatalité en usage dans les divers pays, il convient de sig- 
naler que la mise en tableau des données recueillies présente des 
différences considérables. Alors que, dans certains pays, comme 
la Suède, la Bavière, l’Autriche, la Hongrie et la Serbie, les cas 
de mortinatalité sont enregistrés sur les certificats de neissance, 
dans d’autres, comme la Prusse, le Württemberg et la Roumanie, 
ils sont enregistrés sur les certificats de décès; dans d’autres 
pays encore, ils sont enregistrés sur des certificats distincts, par 
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exemple, aux Pays-Bas, en France, en Suisse, en Espagne, et 
en Bulgarie. En Allemagne, les cas de mortinatalité étaient 
comptés, récemment encore, à la fois parmi les naissances et 
parmi les décès, et figuraient ainsi dans les statistiques publiées. 


La question de légitimité semble être demandée dans tous les 
pays. La question importante de la durée de la gestation se 
pose aux Pays-Bas, en Suisse, au Portugal, au Canada et au 
Japon. La cause apparente de la mortinatalité est donnée, 
toutes les fois qu’il est possible de le.faire, aux Pays-Bas et en 
Suisse. L’élaboration d’une nomenclature uniforme des causes 
de la mortinatalité n’a jamais été donnée. 


DÉFINITIONS UNIFORMES PROPOSÉES JUSQU’ICI. 


En dehors du rapport de la « Royal Statistical Society » déjà 
mentionné, des enquêtes importantes sur cette question ont été 
entreprises par le Bureau de la statistique générale de la France 
(Lucien March), l’Institut international de statistique et le 
Congrès d'hygiène et de démographie tenu à Bruxelles en 1903. 


La Commission de la Royal Statistical Society a émis les vœux 
suivants: 1° Il est désirable qu’une définition internationale de 
la mortinatalité soit adoptée, et, 2° les cas de mortinatalité 
devraient être enregistrés. 


Son rapport contient le projet de définition suivant: 


« Est mort-né l'enfant né après une période de gestation 
d’au moins sept mois lunaires (vingt-huit semaines) et dont 
le cœur a cessé de fonctionner avant que le corps tout entier 
(y compris la tête et les membres dudit enfant) ait été com- 
plètement extrait du corps de la mère. » 


L'Association d'hygiène publique américaine a recommandé les 
règles suivantes (voir « Mortality Statistics, 1909, Bureau of the 
Census »): 


«1. Au point de vue de l'enregistrement, devraient être 
comptés comme mort-nés tous les enfants qui, après leur 
naissance, n’ont pas vécu pendant un laps de temps, si 
court soit-il. 


«2. La naissance (achèvement de la naissance) est le 
moment où s'achève la séparation du sein de la mère du 
corps tout entier (non au sens restreint du tronc, mais de 
tout l’organisme, y compris la tête, le tronc et les membres 
de l'enfant). En vue de définir une naissance achevée, au 
pôint de vue de l’enregistrement, il n’y a pas lieu de considérer 
si le cordon ombilical a été coupé ou si le placenta a été 
détaché. L'enfant mort ou mourant, ne füt-ce qu’un mo- 
ment avant l'instant précis de la naissance, est un enfant 
mort-né, et l’enfant mourant, ne füt-ce qu’un moment, si 
bref qu’il soit, après l'instant précis de sa naissance, est un 
enfant vivant et ne doit pas être enregistré comme mort-né ». 


Le projet de définition suivant du terme « mort-né » a été 
soumis à l’I/nstitut international de statistique, lors de sa session 
de 19131): 


« On doit compter comme un mort-né tout enfant qui, 
mesurant à sa naissance 32cm.du sommet de la tête jusqu’à 
la plante du talon, ne donne pas de signe de vie au moment 
où son corps (y compris la tête, le tronc et les jambes, mais 
pas nécessairement le placenta) est hors du corps de la 
mère. 


« L'indice de vie est le fonctionnement du cœur, lequel 
sera déterminé par les battements du cordon près de son 


1 Bulletin, tome XX (ii), p. 146; (i) 146. 
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attache au corps de l’enfant ou par la palpation de la 
poitrine dans la région précordiale. 

« Le terme mort-né signifie et comprend la naissance d’un 
enfant mort-né. 

« Note. — Crier et respirer, ou l’un seulement de ces 
symptômes secondaires de la vie qui ne se produisent que 
lorsque le cœur bat, peuvent compter comme des signes de 
vie, mais l’absence de l’un d’eux ou des deux ne doit pas 
être considérée comme prouvant l’absence de la vie dans 
Penfant. » 

L'Institut international se refusa à exprimer quelque opinion 
que c soit sur la définition qui lui était soumise et vota la 
résolution suivante: ” 

« L'Institut émet le vœu que les organisations médicales 
internationales soient invitées à donner une définition du 
mort-né, de façon à assurer des bases meilleures à la statis- 
tique des naissances et des mort-nés et à permettre une 
statistique des avortons. » 

L'Institut international nomma une commission chargée « de 
présenter un rapport sur les statistiques de natalité et de morti- 
natalité existantes et des propositions d’amendements y rela- 


tives » Mais, la guerre éclatant en 1914, la Commission ne 
remplit pas son mandat. Elle ne fut pas reconstituée lors de 
la session de 1923 de l’Institut. 

Ces propositions sont mentionnées non à titre de vœu, mais 
uniquement pour la valeur qu’elles peuvent présenter au cours 
d’études ultérieures sur la question. 


RECOMMANDATION RELATIVE A UNE ÉTUDE 
ULTÉRIEURE DE LA QUESTION. 


Etant donné la grande importance que présente l’uniformité 
de définition sur ce point unique, une recommandation a été 
présentée au Comité d’hygiène de la Société des Nations en vue 
de désigner une commission spéciale d’experts des questions 
statistiques chargée de donner avis à la Section d'hygiène, de 
collaborer avec elle au cours de l’étude ultérieure de cette 
question et de soumettre éventuellement au Comité d'hygiène 
un ou plusieurs vœux. Cette commission spéciale se composerait 
d’experts dûment qualifiés, tant dans le domaine de la médecine 
que dans celui de la statistique. En outre, au cours de cette 
étude, on demanderait aux divers bureaux de statistique et aux 
services d'hygiène publique de bien vouloir faire connaître leur 
opinion. 


Zur Frage der Geschlechtskrankenbewegung. 
Von EDM. HOFMANN und L. SCHREIBER, Frankfurt a. M. 


Es ist in Deutschland noch nicht geglückt, eine Ge- 
schlechtskrankenstatistik zu schaffen, die nach glei- 
chen Grundsätzen durchgeführt wäre und so einen ge- 
nauen Überblick über die wirklichen Erkrankungs- 
ziffern lieferte. Eine allgemein gültige Statistik ist 
eben nur dort möglich, wo die Verhältnisse klein und 
halbwegs übersichtlich sind (vgl. die Jaegersche 
Statistik aus der Schweiz) oder wo die Versorgung der 
Kranken derart einheitlich ist, daß durch eine einzige 
Organisation sämtliche Erkrankungsfälle erfaßt wer- 
den können. Es steht zu hoffen, daß in dieser Rich- 
tung die Dispensaires, in denen sich in Rußland der 
Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten konzentriert, 
vorbildlich wirken werden. 

In Deutschland sind wir immer noch auf Einzel- 
statistiken angewiesen, die auf die verschiedenste 
Weise zustande kommen können und daher nicht 
ohne weiteres miteinander vergleichbar sind. Aber 
aus dem Mosaik der einzelnen Publikationen ergibt 
sich dann doch ein Eindruck über das Auf und Ab der 
Geschlechtskrankheiten in unserem Lande. 

Fest steht wohl bis jetzt, daß wir in Deutschland 
— das gleiche gilt übrigens auch von anderen Län- 
dern — während des Weltkriegs und besonders gegen 
sein Ende hin ein beträchtliches Ansteigen der Ge- 
schlechtskrankheiten, das seinen Gipfelpunkt in den 
Jahren nach der Revolution, also etwa 1919/20 er- 
reicht und überschritten hat, zu verzeichnen haben. 
Das Absinken der Geschlechtskrankenziffern in den 
darauffolgenden Jahren hat den Eindruck erweckt, als 
sei der verstärkte Kampf gegen diese Volksseuchen und 
die vermehrte Anwendung von Salvarsan und Wismut 
vielleicht schon ein wesentlicher Schritt zur endgültigen 
Eindämmung oder Vernichtung dieser Krankheiten. 

Das Ergebnis der nachstehend mitgeteilten statisti- 
schen Beobachtungsreihe aus der Frankfurter Haut- 
klinik soll einen Beitrag zu diesen Fragen geben. 

Die absoluten Zahlenverhältnisse werden am besten 
aus Tabelle und Kurve I ersehen. 

Aus der Zusammenstellung ist zu sehen, daß nach 
dem Hochstand der Kurve in den Jahren 1919 und 
1920 ein Absinken bis auf etwa 1, der Höchstzahl im 
Jahre 1924 folgt. Zum Teil ist die schnelle Zunahme 
im Jahre 1919 aus der Tatsache zu erklären, daß mit 
dem Kriegsende die aus den Lazaretten entlassenen 
geschlechtskranken Männer in verstärktem Maße die 
Poliklinik in Anspruch genommen haben. 


I. 
Gesamtzahl der Fälle von Lues, Gonorrhoe 
und Ulcus molle, die von 1915—1925 poli- 
klinisch behandelt worden sind: 
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Auffallend ist, daB an der Frankfurter Hautklinik 
die Zahl der Luesfälle beinahe das Doppelte der 
Gonorrhoefälle beträgt. Es kann aber auf diesen Um- 
stand sicher kein großer statistischer Wert gelegt und 
keine Schlüsse über das Häufigkeitsverhältnis von 
Lues und Gonorrhoe gezogen werden. 

Damit kommen wir zu den Fehlerquellen, die eine 
derartige Statistik wie die unsrige zu beeinträchtigen 


186 


imstande sind. Das Material einer Poliklinik ist natür- 
licherweise immer nur ein Ausschnitt aus dem Kreis 
der Geschlechtskrankheiten eines Bezirkes, welcher 
abhängig ist z. B. von der wechselnden Zahl der in 
der Berichtszeit praktizierenden Spezialärzte, daneben 
sogar von den Lebensmöglichkeiten und der Schärfe 
des Konkurrenzkampfes innerhalb des ärztlichen Be- 
rufs überhaupt. Sicher gibt sich heute der praktische 
Arzt viel mehr als vor dem Kriege mit der Behandlung 
von Geschlechtskrankheiten ab, weil er unter wirt- 
schaftlich schweren Existenzbedingungen das Bestre- 
ben hat, alle Krankheiten nach Möglichkeit selbst zu 
behandeln. Von wichtigem Einfluß kann natürlich auch 
die Persönlichkeit der die Poliklinikleitenden Ärzte sein. 

Daß auch Zeiten wirtschaftlicher Not oder augen- 
blicklichen Arbeitsmangels imstande sind, die Fre- 
quenz der Kliniken und Polikliniken zu vermehren, 
ist eine Tatsache, die kaum bestritten werden kann. 
Ganz besonders kompliziert aber wird die Vergleichs- 
möglichkeit, wenn durch Krieg und Revolution ein so 
gänzlich verändertes Bild der Bevölkerungs- und Be- 
rufsverhältnisse gegeben ist. 

Alle diese Momente, die hier nur kurz angedeutet wer- 
den können müssen wir uns ins Gedächtnis zurückrufen, 
wenn wir die Gültigkeit und den Vergleichswert einer 
solchen Teilstatistik wie der unseren beurteilen wollen. 

Neben der Gesamtzahl der behandelten Fälle inter- 
essiert, was die Syphilis angeht, besonders die Zahl der 
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Lues I und Lues I. 
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frischen Infektionen, während die späteren Stadien; 
insbesondere die latente oder nur seropositive Lues, 
nicht ohne weiteres auf eine Zu- oder Abnahme der 
Erkrankungen, sondern vielleicht nur auf ein ver- 
mehrtes Verständnis der Patienten für die Notwen- 
digkeit der Behandlung schließen zu lassen braucht. 

Die Kurve II zeigt die absoluten Zahlen von pri- 
märer und sekundärer Syphilis nach Geschlechtern 
getrennt und macht den steilen Anstieg deutlich, der 
im Jahre 1920 seinen Höhepunkt erreicht. Von Wich- 
tigkeit ist der steile Abfall bis zum Jahre 1924, wo 
etwa der Zustand von 1915 wieder erreicht worden 
ist. An diesen Tiefstand aber schließt sich 1925 wieder 
eine beträchtliche Zunahme an. 

Daß im männlichen Geschlecht die Primäraffekte 
überwiegen und bei den Frauen mehr sekundäre Fälle 
zur Beobachtung kommen, ist bekannt. Der ver- 
borgene Sitz des Primäraffektes im weiblichen Orga- 
nismus ist die Hauptursache. 

Extragenital lokalisiert waren in der Berichtszeit 1915-—1924 
18 männliche und 11 weibliche Primäraffekte; mit Gonorrhoe 
kompliziert 22 männliche und 7 weibliche. 

Die Bewegung der gonorrhoischen Erkrankungen ist 
in Tabelle und Kurve I mit enthalten. Genaue Details 
über die Häufigkeit der einzelnen Erscheinungsformen 
auf Grund des poliklinischen Materials zu geben, ver- 
lohnt nicht, weil die dazu notwendigen Differenzierun- 
gen in der poliklinischen Kartothek bei solchen Patien- 
ten fehlen, die in die Klinik selbst zur stationären Be- 
handlung aufgenommen worden sind. 

Ein ganz anderes Bild als bei Lues und Gonorrhoe 
macht die Bewegung bei Ulcus molle. Es erweckt 
nach unseren Aufzeichnungen, die sich durchaus mit 
den Erfahrungen in anderen Städten decken, den Ein- 
druck einer plötzlich anschwellenden und dann wieder 
ebenso abklingenden Epidemie. 

Einige wenige Fälle von weichem Schanker kommen 
meist zur Beobachtung, auch in Zeiten, wo wir das 
Ulcus molle als ziemliche Seltenheit betrachten müs- 
sen; und vor dem Anstieg ebenso wie nach dem Ab- 
fall der Kurve fast bis zum Nullpunkt haben wir das 
gleiche Bild vor uns. Auffällig ist, daß die Kurve des 
Ulcus molle beim Weibe der beim männlichen Ge- 
schlecht um 1 Jahr nachhinkt, eine Beobachtung, die 
auch von anderen schon zuweilen gemacht worden 
ist. Die epidemiologischen Gründe für den eigenartigen 
Charakter des Ulcus molle als Epidemie sind uns in 
ihren letzten Ursachen verborgen, wir wollen hier 
lediglich die Tatsachen registrieren. 

Das Zurückkehren zur ‚Norm‘, d.h. zu den Ziffern, 


| die kurz vor Beginn der Steigerung zu Anfang des 


Krieges vorhanden waren, sehen wir übrigens in ähn- 
licher Weise in allen bisher besprochenen Kurven. 


ZUR FRAGE DER GESCHLECHTSKRANKENBEWEGUNG 


HI. 
Vulvovaginitis. 





á 1975 16 17 76 
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Von groBer sozialhygienischer Bedeutung ist die 
Feststellung, daß die absolute Bewegungskurve (III) 
der Vulvovaginitis der kleinen Kinder sich als einzige 
anders verhält. Die Zahl dieser Krankheitsfälle zeigt 
zunächst die gleiche Vermehrung wie die übrigen Ge- 
schlechtskrankheiten. Das Ansteigen der Kurve er- 
folgt etwas langsamer, infolgedessen ist der Höchst- 
punkt erst im Jahre 1922 erreicht, 1923 sehen wir die 
Kurve fallen; aber die Verminderung der Fälle ist bei 
weitem nicht so groß, daß die Krankheitsziffern der 
ersten Kriegsjahre wieder erreicht wären. Ja, es folgt 
sogar ein erneutes Ansteigen 1924. Die Zahlen der 
Vulvovaginitis sind absolut zu klein, weil die Mehr- 
zahl der klinisch behandelten Kinder, ohne durch die 
Bücher der Poliklinik zu gehen, ins Krankenhaus auf- 
genommen wird. 

Diese Tatsachen beleuchten, wenn man den Ur- 
sachen der Vulvovaginitis nachgeht, die sozialhygie- 
nischen Verhältnisse der heutigen Zeit. Wir wissen, 
daß nur der kleinste Teil der kindlichen Erkrankungen 
durch Stuprum bedingt ist, daß vielmehr die Infektion 
meist durch Übertragung von älteren Geschwistern 
oder der Mutter zustande kommt. Ein wichtiges Mo- 
ment für die Übertragung bilden die außerordentlich 
schlechten Wohnungsverhältnisse, welche oft die Be- 
nutzung eines einzelnen Bettes durch mehrere Personen 
(Erwachsene oder Kinder) bedingen. Der Mangel an 
Reinigungsmitteln fällt in gleicher Weise ins Gewicht. 

Die Regelung der Wohnungsfrage gerade für die 
kinderreichen und sozial schwachen Familien dürfte 
einen wichtigen Faktor darstellen im Kampf gerade 
gegen diese besonders traurige Seite der Geschlechts- 
krankheiten. 

Die absoluten Zahlen, die wir hier wiedergegeben 
haben, können insofern nicht ein der Wirklichkeit ent- 
sprechendes Bild geben, als die äußeren Umstände ge- 
rade in den Kriegs- und Nachkriegsjahren auf die Fre- 
quenz der Poliklinik einen bestimmenden und wech- 
selnden Einfluß gehabt haben. Die Besucherzahl der 
Poliklinik variiert in den Jahren der Berichtszeit be- 
trächtlich. 
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Wenn wir uns die Beteiligung der Geschlechtskrank- 
heiten an dem Gesamtbesuch der Poliklinik prozentual 
ausrechnen (IV), so bekommen wir einen Eindruck, 
der die absoluten Zahlen zu berichtigen imstande ist. 








IV. 
Gesamt- | Geschlechts- Auf 100 Patienten 
hi - 
Jaht | besuch entel Oo Mikee 





Beteiligung der Geschlechtskranken am Gesamt = 

besuch der Polikliniken in Frankfurt Ym und Bonn. 
besamtorozentzahl der Geschlechtskranken 

in Frankfurt m in Bonn 


Prozentzahl der Infektionen mit frischer Lues 
in Frankfurt YM === in Bonn-—- — 
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Aus den Zusammenstellungen von I und IV, welche 
die Gesamtzahl der Geschlechtskrankheiten zur Ge- 
samtzahl der Besucher in Parallele setzt, sehen wir, 
wie bei den absoluten Zahlen, mit Beginn des Krieges 
erst ein Sinken und dann, besonders nach der Revo- 
lution, ein ganz bedeutendes Ansteigen der relativen 
Geschlechtskrankenziffern bis zum Jahre 1920, zu 
einer Zeit, wo der Gesamtbesuch der Poliklinik SO- 
gar schon zurückgegangen ist. De jäheste Steigerung 
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der Prozentziffern liegt im Jahre 1919; dies entspricht 


einer tatsächlichen Vermehrung der geschlechtskran- 


ken Patienten der Poliklinik gegenüber den Haut- 
kranken. Ob aber diese Vermehrung auf eine weitere 
Ausbreitung der Geschlechtskrankheiten zurückzu- 
führen ist oder etwa darauf, daß nunmehr die aus dem 
Felde zurückgekehrten Männer die Zahl vergrößern, 
läßt sich hieraus nicht entnehmen. Es ist aber inter- 
essant zu sehen, daß der darauf einsetzende Rückgang 
keineswegs anhält, sondern daß die wesentlich ver- 
minderte Patientenzahl im Jahre 1924 einen noch fast 
ebenso großen Prozentsatz an Geschlechtskrankheiten 
aufweist wie im Jahre 1920. Auch 1925 ändert sich 
dieser Prozentsatz nur wenig. 

Aber auch aus diesen Zahlen darf man noch nicht 
etwa wieder auf eine Zunahme der Geschlechtskrank- 
heiten schließen, denn aus der gleichen Kurve sehen 
wir, daß die Zahl der Neuinfektionen mit Syphilis im 
Verhältnis zum Jahre 1920 sich vermindert hat. 


V. 
Prozentsatz der Neuinfektionen von Syphilis 
(L. I und L. II). 
11915 
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Aber die Verminderung ist keineswegs so, daß nun 
eine Gesundung des Bezirkes, aus dem sich die Klientel 
der Hautklinik rekrutiert, eingetreten wäre, sondern 
wir stellen beim Vergleich sowohl der absoluten wie 
der Prozentzahlen fest, daß die frischen Infektionen 
des Jahres 1924 sich vollkommen im Rahmen des 


Jahres 1915 bewegen. In beiden Fällen sind 5,9 % 
der (übrigens auch fast gleichen) Besucherzahl mit 
Lues neu infiziert gewesen. Im Jahre 1925 gehen sie 
sogar wieder darüber hinaus. 

Wenn wir einmal unsere Frankfurter Ziffern mit 
den früher publizierten Bonner Zahlen!) vergleichen, 
stellen wir fest, daß dort die Prozentzahlen sich in viel 
geringeren Schwankungen bewegen, als bei uns. (Siehe 
Kurve IV.) 

Das Jahr 1919, das Höchstjahr, hat dort nur eine 
relative Menge von 15,9% der Geschlechtskranken auf- 
zuweisen, aber auch hier steigt die zuerst gefallene 
Kurve wieder an. Und ähnlich verhält es sich mit 
den Ziffern der frischen Infektionen mit Syphilis. Die 
für uns wichtigsten Jahre 1923—25 sind allerdings 


1) Edmund Hofmann, Dermatologische Zeitschrift Bd.40. 
1924. 
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in der Bonner — mit dem Jahre 1922 abschließenden 
— Statistik nicht berücksichtigt. 

In beiden Bezirken hat die Nachrevolutionszeit eine 
Hochflut von Geschlechtskrankheiten gebracht. Es ist 
aber auffällig, daß im besetzten Rheinland schon 1919 
der Höhepunkt erreicht und überschritten ist, wäh- 
rend in Frankfurt erst 1 Jahr später das Ende des An- 
steigens beobachtet wird. 

Wir haben schon zu Eingang unserer Ausführungen 
erwähnt, daß es nicht geboten ist, weitgehende Schlüsse 
aus dem Material einer einzigen Klinik zu ziehen ; dazu 
ist die Möglichkeit von Fehlerquellen viel zu groß. So- 
viel aber können wir doch wohl sagen, daß die Folgen 
des Kriegsendes und der Revolutionszeit bezüglich der 
Neuinfektionen etwa überwunden sind, daß aber 
keineswegs von einer absoluten Verminderung oder 
einem Aussterben der Geschlechtskrankheiten im Ver- 
gleich mit der Vorkriegszeit oder den ersten Kriegs- 
jahren die Rede sein kann. Im Gegenteil zeigen ein- 
zelne Kurven, daß die Prozentzahlen der gesamten, 
an Geschlechtskrankheiten behandelten Patienten 
noch größer sind als vor Beginn der anormalen Lebens- 
verhältnisse. Zugleich wird ersichtlich, daß auch die 
frischen luetischen Infektionen keineswegs ausgestor- 
ben sind, sondern sich gleichfalls auf dem Niveau von 
1915 halten bzw. es sogar etwas übertreffen. 

Erst wenn wir über viele Jahre hin miteinander 
vergleichbare Zahlen auch aus Zeiten besitzen, die als 
wirtschaftlich normal anzusprechen sind, werden wir 
vielleicht einen größeren Einblick in den epidemio- 
logischen Charakter der Syphilis tun können. 

Zum Schluß noch einige kurze Bemerkungen über 
Beobachtungen, die wir über die Zu- und Abnahme 
der Infektionen im Laufe eines Jahres gemacht haben. 
Es ist wohl kaum versucht worden, epidemiologisch 
an jahreszeitlichen Kurven die Syphilis eines größeren 
Materials zu erfassen. Die Resultate sind in ihren 
Einzelheiten in der Dissertation von L. Schreiber!) 
niedergelegt und ergeben wenigstens eine gewisse 
Regelmäßigkeit. Einem Minimum im Sommer folgt 
ein Anstieg im Herbst und meist ein Absinken im 
Winter. Den Schwankungen im Winter folgt ein An- 
stieg im Mai und April. 

Diese jahreszeitlichen Schwankungen werden wohl 
nicht bedingt, aber doch möglicherweise beeinflußt 
durch äußerliche und nicht in der Krankheit selbst 
liegende Momente, wie z. B. die Neigung der Patien- 
ten, nicht im Sommer, sondern erst im unwirtlicheren 
Herbst zum Arzt zu gehen und ebenso in der Zeit vor 
den großen Festen während der vermehrten Verdienst- 
möglichkeit nicht die Behandlung zu beginnen. 


1) Frankfurt a. M. 1925. 
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Redigiert von Oberregierungsrat Dr. E. ROESLE, Berlin-Nikolassee, Cimbernstr. 3. 





Die Magdeburger Fehigeburtenstatistik vom Jahre 1924. 
Von E. ROESLE, Berlin. 


Die Magdeburger Fehlgeburtenstatistik kann gleich 
wie die Nürnberger Statistik der Geschlechtskranken 
als ein lehrreiches Beispiel dafür angesehen werden, 
daß es der Statistik gelingt, selbst in das Dunkel der 
verschwiegensten Vorgänge hineinzuleuchten, wenn 
die besonderen Vorbedingungen für das Zustande- 
kommen einer solchen Statistik in die richtigen Wege 
geleitet werden, die ihre sachgemäße Erfüllung ge- 
währleisten. Wollte der Staat seine Neugierde be- 
friedigen und sich selbst Kenntnis von solchen Vor- 
gängen mit Hilfe seines umständlichen Apparates ver- 
schaffen, so würde er sicherlich es erleben, daß nur die 
Hälfte der befragten Kreise ihn einer Antwort für 
würdig hält, wie dies beispielsweise bei der Reichs- 
erhebung der Geschlechtskranken im Jahre 1919 der 
Fall war. In Magdeburg ist es dem dortigen Statisti- 
schen Amte dadurch, daß ihm ein konsultativer ärzt- 
licher Ausschuß bei allen Fragen der Gesundheits- 
statistik beisteht, gelungen, die ärztliche Standesver- 
tretung und damit alle Ärzte für die Beteiligung an der 
statistischen Erhebung der Fehlgeburten zu gewinnen. 
Naturgemäß bringen die Ärzte ihrer lokalen Statistik 
ein erhöhtes Interesse entgegen, zumal wenn diese, wie 
in Magdeburg, in guten Händen ruht und statistische 
Werte liefert, die nicht nur von lokaler, sondern wegen 
ihrer Eigenart auch von großer praktischer und sozialer 
Bedeutung sind und zur Klärung wichtiger aktueller 
Fragen beitragen. 

. Die Stadt Magdeburg hatte bereits im Jahre 1912 
mit der statistischen Erhebung der Fehlgeburten be- 
gonnen, jedoch mußte sie aus begreiflichen Gründen 
während der Jahre 1914—1923 wieder eingestellt wer- 
den!). Diese lange Unterbrechung ist gewiß bedauer- 
lich, da auch sonst außer dem kleinen Material der 
Stadt Halle kein Material darüber vorhanden ist, um 
das Verhalten der Fehlgeburtenquote während des 
starken Geburtenrückgangs in den Nachkriegsjahren 


1) Mitteilungen des Statistischen Amts der Stadt Magdeburg. 
Nr. 22. Magdeburg 1914. S. 16—19. Siehe auch: Landsberg, 
Die Statistik der Fehlgeburten. Allgemeines Statistisches 
Archiv, 7. Bd. 1907—1914, S. 53—62, sowie meine Besprechung 
der genannten ‚Mitteilungen‘ im Archiv für Soziale Hygiene 
und Demographie, X. Bd. 1915, S. 349—363. 


fortlaufend untersuchen zu können. Man ist sogar ge- 
nötigt, auf den Vergleich der Ergebnisse der Eı- 


| hebung 19241) mit denen der erstmaligen Erhebung 


in den Jahren 1912 und 1913 zu verzichten, weil die 
neuere Erhebung auf erweiterter Grundlage durct ge- 
führt wurde. Dies wird ohne weiteres ersichtlich, wenn 
man die Herkunft der Meldungen in den Jahren 
1924 und 1912 miteinander vergleicht. Es wurden in 
Magdeburg gemeldet: 


Fehlgeburten in den Jahren 


1924 mehr (= +) 

durch 1912 1924 ee VE i2 
Anstalten u. Kliniken 385 601 + 216 
Ärzte .............. 314 1203 + 889 
Febammen ......... 759 264 — 495 
Zusammen?) 1458 2068 + 610 


Selbst wenn es gelungen seinsollte, bei der Erhebung 
1924 alle Ärzte zur Beteiligung zu gewinnen, bleibt die 
starke Verschiebung der hebammlichen und 
ärztlichen Meldungen in den beiden Verg'eichs- 
jahren bemerkenswert. Diese Verschiebung wirft die 
Fragen auf, ob etwa im Jahre 1924 die Hebammen 
versagt haben oder ob die Doppelmeldungen im Jahre 
1912 in anderer Weise als im Jahre 1924 verrechnet 
wurden oder ob die Ärzte jetzt in bezug auf die Be- 
handlung der Fehlgeburten zugänglicher geworden 
sind. Wenn man bedenkt, daß die ärztlichen und 
hebammlichen Meldungen zusammen in den Jahren 
1912 und 1924 fast den gleichen Anteil aller Meldurgen 
ausmachten, nämlich 74 bzw. 70 Prozent, ist man ver- 
sucht, zunächst an eine Änderung der Verrechnung der 
Doppelmeldungen zu denken, falls diese überhaupt 
so zahlreich waren, um damit die Verschieburg der 
meldenden Organe zu erklären. Nur in der Veröffent- 
lichung der Ergebnisse der Erhebung 1924 ist nämlich 


1) Statistisches Jahrbuch der Stadt Magdeburg 1914—1924. 
Magdeburg 1925. Verlag Karl Peters, S. 33 und 34. Die Er- 
gebnisse der Fehlgeburtenstatistik wurden in 3 Tabellen zu- 
sammengedrängt, ohne irgendeine Verhältnisziffer! 

3) Um Doppelmeldungen zu vermeiden, wurden die von 
mehreren Seiten Gemeldeten nur bei der letzten Instanz gezählt. 
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angegeben, daB die von Ârzten und zugleich auch von 
Hebammen gemeldeten Fehlgeburten nur bei den 
Ârzten nachgewiesen sind. 

Jedoch noch aus einem anderen Grunde wird die 
zeitliche Vergleichbarkeit dieser Statistik in Frage ge- 
stellt. Bei den früheren Erhebungen wurden nämlich 
mit Recht die Ortsfremden ganz auBer Betracht ge- 
lassen, während sie bei der letzten Erhebung mitge- 
zählt wurden, wodurch eine Verwirrung in diese 
Statistik, die doch eine biologische und keine rein ört- 
liche sein soll, hineingebracht wurde. Ihre Ausschei- 
dung ist nur bei der Verteilung der wegen Fehlgeburt 
Behandelten nach dem Alter und nach den Berufs- 
gruppen der Ledigen möglich. Durch die Zuzählung 
der Ortsfremden, deren Zahl 205, d. h. 10 Prozent aller 
gemeldeten Fehlgeburten im Jahre 1924, betrug, mußte 
sich naturgemäß die Zahl der Meldungen von Ärzten 
und Anstalten bei der letzten Erhebung erhöhen. 

Scheidet man die Ortsfremden aus, so läßt sich für 
die Magdeburger Bevölkerung, die nicht mit der 
Stadt Magdeburg identifiziert werden darf, folgende 
Statistik der Konzeptionen aufstellen. 


Tabelle 1. 
BerechnungderZahlder Konzeptionen bei der 
Magdeburger Bevölkerung für die Jahre 1912, 

1913 und 1924. 






















Be- Gemeldete 
Jahre | Ihr i. Geborene Fehlgeburten Zahl der 
Tausenden Konzeptionen 








___ Ohne Ortstremde 


Auf Grund dieser Angaben läßt sich nun die Kon- 
zeptionsziffer, die Verteilung der Konzeptionen nach 
ihrer Vitalität und das Verhältnis der Fehlgeburten zu 
den ausgetragenen Geburten berechnen. 


Tabelle 2. 

Berechnungder Konzeptionsziffer der Magde- 
burger Bevölkerung (ohne Ortsfremde) für die 
Jahre 1912, 1913 und 1924. | 


E Auf je 1000 der mittleren | Aus je 100 Konzept. ie: 
'i __ Bevölkerung trafen ‚sind | hervorgegang. 


Auf Aut je 100 
standesamtlich 








Jahre: | meldete 























‚Leb.-| Tot- | Fehlge- |Konzep- "Leb.- -| Tot- RA dekorere trafen 
| Geborene?) burten | tionen Geborene j burten | Fehigeburten 
zL aL Glıla 8 
1912 21,9/0,70| 5,0 | 27,7 j79,2| 2,5 | 22,4 
1913 ;20,6,0,78| 4,3 | 25,7 80,2 3,0 | 20,1 
1924 IL 10,65 62 | 21,0 66,91 3,1 | 30,0 42,4 


1) Im 2 Im Statistischen Jahrbuch der Stadt Magdeburg 1914— 
1924 wurden Geburtenziffern berechnet, die sowohl die Totge- 
borenen als auch die von ortsfremden Müttern Geborenen ent- 
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Während in den Jahren 1912 und 1913 nur ca. ein 
Fünftel aller Konzeptionen ohne effektiven Erfolg 


\. geblieben war, war dies im Jahre 1924 bei einem Drit- 


tel aller Konzeptionen der Fall, denn in diesem Jahre 
gingen 30 Fehlgeburten und 3 Totgeborene aus je 100 
Konzeptionen hervor. Infolge des starken Rückgangs 
der standesamtlich meldepflichtigen Geborenen undder 
gleichzeitigen Zunahme der gemeldeten Fehlgeburten 
mußte sich naturgemäß das Verhältnis der letzteren zu 
den ersteren bedeutend steigern; dieses Verhältnis 
(Rubrik 9) stieg im Jahre 1924 sogar fast auf das Dop- 
pelte der Ziffer für das Jahr 1912, indem im letzteren 
Jahr nur 22, im ersteren dagegen 42 Fehlgeburten 
aufje 100 standesamtlich gemeldete Geborene 
trafen. Alle diese Vergleichsziffern haben allerdings 
nur einen schwankenden Wert, denn dieser ist ab- 
hängig von der mehr oder minder unvollständigen Er- 
hebung der Fehlgeburten in den früheren Jahren. Die 
zeitliche Differenz ist jedoch so gewaltig, daß hieraus 
wohl eine wirkliche Zunahme der Fehlgeburten ge- 
folgert werden darf. 

Trotz der erhöhten Zahl der gemeldeten Fehlge- 
burten war jedoch die Konzeptionsziffer der 
Magdeburger Bevölkerung (Rubrik 5) im Jahre 1924 
viel geringer als in den Jahren 1912 und 1913, nämlich 
21,0 gegenüber 27,7 im Jahre 1912. An dieser Ver- 
minderung hat allerdings nur die Lebendgeburten- 
ziffer (Rubrik 2), fast gar nicht dagegen die Totge- 
burtenziffer (Rubrik 3) teilgenommen. Die letztere, 
jedenfalls sehr merkwürdige Erscheinung stellt die 
Frage auf, ob die pathologischen Entbindungen oder 
die luetischen Geburten verhältnismäßig zahlreicher 
wurden oder ob dank der statistischen Erfassung der 
Fehlgeburten die Abgrenzung der Totgeborenen von 
den Fehlgeburten strenger gehandhabt wurde. Mit der 
allein feststellbaren Tatsache, daB im Jahre 1924 die 
Lebendgeburtenziffer um 32 Prozent, die Totgeburten- 
ziffer dagegen nur um 17 Prozent geringer war als im 
Jahre 1913, ist wenig gedient, zumal da diese Er- 
scheinung auch in anderen Städten nachweisbar ist 
und daher keinen zufälligen Charakter haben kann. 

Während wir seit dem Jahre 1923 von allen deut- 
schen Städten mit über 15000 Einwohnern wenigstens 
die Zahl der Opfer der Fehlgeburten, d. h. die tatsäch- 
lich gemeldete Minimalzahl der Sterbefälle an 
Puerperalfieber nach Fehlgeburt, kennen, läßt 
sich für Magdeburg diese Zahl mit den gemeldeten 


halten. Solche Verhältnisziffern sind natürlich biologisch wert- 
los. Sie sind auch praktisch wertlos, da sie zu einer irreführenden 
Berechnung des Geburtenüberschusses führen. Dieser soll nach 
der Magdeburger Statistik z. B. für das Jahr 1924 844 oder 2,8 
auf je 1000 der mittleren Bevölkerung betragen haben, während 
er in Wirklichkeit nur 711 oder 2,4 betrug. 
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Fehlgeburten in Beziehung setzen. -Hierbei ergibt sich 
ein wichtiges Kriterium für die Wertlosigkeit unserer 
Morbiditätsstatistik in bezug auf das Puerperalfieber, 
denn, wie die nachstehende Zusammenstellung aller 
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verfügbaren Magdeburger Angaben hierüber zeigt, 
kommt nur ein bescheidener Teil der Erkrankungen 
an dieser Krankheit zur amtlichen Kenntnis und er- 
scheint in der Morbiditätsstatistik. 


‚Tabelle 3. 
Übersicht über die Erkrankungen und Sterbefälle an Puerperalfieber in Mesdebiés 
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IL. Erkrankungen 2 an Puerperalfieber E 
In den 


in den Jahren 1913 und 1924. 
(Ein Punkt. bedeutet, daß. hierüber keine Angabe vorliegt, also keinen Nullwert.) 














II. Sterbefälle : an Puerperalfieber 















































| | | } | | 
| —_ | Zahl der | Asa | Gesamtzahl | städtischen | Auf Grund | hiervon | | daruntér 
standes- é : R .;t| Kranken- __ | waren ge- || : nach 
Jahre | amtlich gemeldeten | zahl der = : anstalten | E Fehi | meldet und | Gesamtzahl a en standes- 
gemeldeten Fehl- Ent- pren wurden geburten- | sind in der | REN amtlich 
Ent- | | Erkran- behandelt Statistik Rubrik 5 Sterbefälle | Fehlgeburt gemeldeter 
bundenen `! BRUDER arg kungen (Bestand | festgestellt enthalten Entbindun 
en Fe | "| und Zugang) Maia | | "s 
2 | 3 4 | 5 6 7 8 | 9 | 10 11 
| a) mit Ortstremden 
1913 | , 6 462 : 551) | 66 | ue N 35 24 | ‘11 
1924 | 4784 | 2068 6 852 36 | 123 | 48 : 28 22?) 6 
| b) ohne Ortsfremde 
1913 | 6 180 7 437 501) | 103 25 31 22 9 
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Nach den Angaben in der Rubrik 5 scheint es, daß 
die Zahl der Erkrankungen an Puerperalfieber im 
Jahre 1924 bedeutend geringer war als im Jahre 1913. 
In Wirklichkeit wurde jedoch nur der Meldepflicht 
weniger nachgekommen; denn schon allein die Zahl 
der in den städtischen Krankenanstalten behandelten 
Kranken dieser Art war, im Jahre 1924 mit 123 fast 
noch einmal so groß wie im Jahre 1913 mit 66 und er- 
reichte mehr als das Dreifache der Zahl der im Jahre 
1924 gemeldeten Erkrankungen. Von den 50 im 
Jahre 1913 gemeldeten Erkrankungen an Puerperal- 
fieber bei den einheimischen Frauen waren angeblich 
nur 25 durch Fehlgeburt verursacht, während 78 
weitere solche Erkrankungen erst durch die besondere 
Fehlgeburtenstatistik ermittelt wurden, so daß die 
Gesamtzahl der nachweisbaren Erkrankungen an 
Puerperalfieber nach Fehlgeburt 103 betrug, die aus 
1257 Fehlgeburten hervorgingen. Dagegen wurden im 
Jahre 1924 nur 48 fieberhafte Erkrankungen bei 


1)-Nach der Angabe in den Mitteilungen des Statistischen 
Amts der Stadt Magdeburg. Nr..22. S. 21. Bei Ausschluß der 
Ortsfremden vermindert sich diese Zahl auf 50. Im Statistischen 
Jahrbuch der Stadt Magdeburg 1914—1924 wird auf S. 31 
diese Zahl einschließlich der Ortsfremden für das Jahr 1913 mit 
40 angegeben. Welche Angabe ist richtig ? 

2) Im Statistischen Jahrbuch der Stadt Magdeburg 1914— 
1924 ist nur die Gesamtzahl der Sterbefälle nach Fehlgeburt, 
nämlich 26, angegeben. Die hier wiedergegebene Aufteilung 
der Sterbefälle an Puerperalfieber nach Fehlgeburt und nach 
standesamtlich gemeldeter Geburt wurde den Angaben im 
Reichs-Gesundheitsblatt über die örtliche Monats- und Jahres- 
statistik der Todesursachen entnommen. 


2068 Fehlgeburten bekannt, jedoch muß bemerkt 
werden, daß bei 140 Fehlgeburten der Verlauf über- 
haupt nicht angegeben wurde, und zwar in 92 Fällen 
bei den von den Hebammen gemeldeten Fehlgeburten, 
und daß ferner bei 48 Fällen nur „Komplikationen im 
Gefolge“ angegeben ist. Daraus ergibt sich folgende 
Morbidität an Puerperalfieber bei Fehlgeburt. 


Tabelle 4. 


Zahl der ermittelten Erkrankungen. 

















|| Zahl der 
gemeldeten | davon mit | an Puerperalfieber nach Fehlgeburt 
Jahre | Bi x bekanntem [auf je 1000 Fehigeburten 
(N Verlauf absolut insgesamt pe Ra 
10139 1 257 103 81,9 A 
1924?) 48 TT 





Es wäre natürlich unzulässig, die geringere Morbi- 
ditätsziffer für das Jahr 1924 mit der oben erwähnten 
Verschiebung der Meldungen von Fehlgeburten seitens 
der Hebammen und Ärzte in Zusammenhang zu brin- 
gen, denn die maximale Zahl der in den städtischen 
Krankenanstalten behandelten Erkrankungen an Puer- 
peralfieber läßt nur zu deutlich erkennen, daß die 
Meldungen dieser Erkrankungen im Jahre 1924 viel 
unvollständiger gewesen sein mußten als im Jahre 
1913. Wir müssen daher wie in allen ähnlichen 
Fällen zur Mortalitätsstatistik unsere Zuflucht 
nehmen. 


1) Ohne Ortsfremde. 
2) Mit Ortsfremden. 


26* 
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Tabelle 5. 
Mortalität an Puerperalfieber in Magdeburg 
in den Jahren 1913 und 1924. 


Auf je 1000 Entbin- 


















| T TE E 
Zahl der Sterbefälle Kerle 1000 Enton. 
Jahre Entbundenen an Puerperalfieber fille an Puerperalfieb. 
mit | ohne mit | ohne mit | one 
Ortsfremde(n) Ortsfremde(n) Ortsfremden 








a) Standesamtlich gemeldete Entbindungen 











1913 | 6462 | 6180 11 | 9 1,70 1,45 
1924 | 4784 . | 6 | 
b) Fehlgeburten | 
1913 | 1 257 24 22 | …. 17,50 
1924 | 2068 | 1863 | 221) | 10,64?) 
c) Standesamtlich gemeldete Entbindungen ` 

und Fehlgeburten zus. 
1913 | 7 437 35 | 31 Ä | | 4,17 
1924 | 6852 28 . | 409 








Diese Berechnung, die manche stôrende Lücke der 
Magdeburger Fehlgeburtenstatistik aufdeckt, läßt er- 
sehen, daß zwar die Mortalität an Puerperalfieber 
nach Fehlgeburt im Jahre 1924 etwas geringer war 
als im Jahre 1913, aber bei der Gesamtmortalität an 
Puerperalfieber (Gruppe c) kein Unterschied einge- 
treten ist, denn in beiden Jahren trafen rund je 
4 Sterbefälle an Puerperalfieber auf 1000 Entbin- 
dungen insgesamt. Die Unvoltständigkeit der Morbidi- 
tätsziffer für das Jahr 1924 tritt hierdurch nur noch 
deutlicher in Erscheinung. 

Bei der Erhebung der Fehlgeburten im Jahre 1924 
hat man zum ersten Male versucht, auch deren Ur- 
sache ausfindig zu machen. Wie zu erwarten war, 
blieb in den meisten Fällen die Ursache ‚unbekannt‘, 
jedoch weiß wohl jeder Arzt, was hierunter zu ver- 
stehen ist; denn auch die Statistik muß das ärztliche 
Berufsgeheimnis wahren. Hätte man nach den sozia- 
len Ursachen geforscht, so wäre sicherlich der unbe- 
kannte Faktor erheblich entlastet worden. 
dessen finden wir nur folgende Aufzählung der ver- 
mutlichen Ursachen. 

Tabelle 6. 
Vermutliche Ursache der Fehlgeburten in 

Magdeburg im Jahre 1924. 


Ohne| Mit | Aus- 
operativem | gang 





Mit fieber- 
haftem 
Verlauf 


Är. tliche Indi- | | | | | | 
kation . . .! 90 4,4 — T7 | 79 2 


Ursache … der 

















Verletzung oder | | 
Krankheit . . | 242 11,7 15 62 | 164; 3 
Berufsschädigung|| 166 8&0, | 40 | 100, 
Andere Ursache | 280 13,5 | 4 42 | 208 7 
Unbekannt . || 1290 62,4 28 202 | 928 | 14 
Zusammen | 2068 | 1000 | 48 |353 | 1489| 26 


1) Siehe Fußnote 1 zu Tabelle 3. 
2) Diese Ziffer erhöht sich auf 11,41, wenn die Fehlgeburten 
mit bekanntem Ausgang in Rechnung gezogen werden. 


Statt. 
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Die ärztliche Indikation bildet mit 4,4 Prozent 
aller Fälle die seltenste Ursache der Fehlgeburt, jedoch 
ist es bemerkenswert, daß unter den 90 Fällen 2 Ster- 
befäile, allerdings ohne fieberhaften Verlauf, zu ver- 
zeichnen sind. Auffallend ist vor allem die große Zahl 
der Berufsschädigungen unter den Ursachen, je- 
doch klärt sich diese Erscheinung dahin auf, daß 
diese Ursache meist nur von Hebammen, nämlich in 
122 Fällen unter den 264 von diesen gemeldeten Fehl- 
geburten, angegeben wurde, während von den An- 
stalten und Ärzten nur in 44 Fällen diese problemati- 
sche Angabe gemacht wurde. Ein tödlicher Ausgang 
ist infolge dieser Ursache nicht eingetreten. Die 
Nomenklatur der Ursachen ist leider so summarisch, 
daß hierdurch keinerlei Anhaltspunkte zur Ergreifung 
von prophylaktischen Maßnahmen gewonnen werden 
können. Soll die Statistik praktischen Zwecken dienen, 
so muß sie ins Detail der Ursachenkette eindringen, 
anderenfalls hat sie nur theoretische und oberflächlich 
informierende Bedeutung. 

Von den sonstigen Neuerungen der Magdeburger 
Fehlgeburtenstatistik ist hervorzuheben, daß die 
Fehlgeburten im Jahre 1924 nicht nur nach der Ord- 
nungsnummer der Schwangerschaft wie früher, 
sondern auch nach der der Fehlgeburt ausgezählt 
wurden. In der überwiegenden Mehrzahl, nämlich in 
1235 von 1868 Fehlgeburten mit bekannter Ordnungs- 
nummer, handelte es sich um erstmalige Fehlge- 
burt, während in nur 505 Fällen erstmalige 
Schwangerschaft angegeben wurde und in 347 
Fällen 4 und mehr Schwangerschaften vorangegangen 
waren, in 19 Fällen sogar 10 und mehr. Daß solche 
überfruchtbare Frauen unter den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen zur Abtreibung zu greifen gezwungen sind, 
dürfte nur allzu menschlich erscheinen. 

Beide Auszählungen sind in glücklicher Weise mit 
dem Alter der Frauen kombiniert, woraus man er- 
sehen kann, daß die überwiegende Mehrzahl der Fehl- 
geburten auf die Frauen im Alter von über 25 Jahren 
entfällt. 

Wie aus der Tabelle 7 ersichtlich ist, war der Anteil 
der Frauen, bei denen die Fehlgeburt die 1.’oder 
2. Schwangerschaft darstellte, an der Gesamt- 
zahl der Fehlgeburten im Jahre 1924 bedeutend 
größer als im Jahre 1912 und machte im ersteren 
Jahre allein die Hälfte, im letzteren dagegen nur ein 
Drittel aller Fälle mit bekannter Ordnungsnummer 
aus, welche Erscheinung allerdings dadurch an mora- 
lischer Bedeutung verliert, daß nur ein Viertel der 
Frauen, die im Jahre 1924 ihre Fruchtbarkeit mit 
einer Fehlgeburt begannen, verheiratet war. Jedoch 
schon bei den Frauen, deren 2. Schwangerschaft eme 
Fehlgeburt war, war dieses Verhältnis umgekehrt, 
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| Tabelle 7. 
Verteilung der Fehlgeburten nach Alter und Ordnungsnummer der Schwangerschaft 
und Fehlgeburt in Magdeburg im Jahre 1924. 

















Ordnungsnummer der 





















Alter der EE 
wegen Gesamt- Schwangerschaft u. Fehlgeburt | 
sarai | false een DER = 
Penance | > lee 10. [manchen "2 
Unter 16 4 TERE PE ee ee 
16 bis 18 18 317] 11— | — | -"— sn rate lee" a 
18 bis 20 92 77 nl -|-|- 1-0 | — — 3| 8] 61 — | — | -- | — 3 
20 bis 25 } 511 ‘250 | 1421 61! 26! 51 1 — | — | —_ 261397 | 68! 7| 2| 1|— | 3% 
25 bis 30 | 567 :102 | 167 | 142! 72| 401 10 6! 1 — 34 | 328 | 154| 26| 5) 11] 1| 52 
30 bis 35 431 26 | 80 | 103: 69| 50| 3 28| 15] 5; 32,207 | 115| 33| 10| 4] 10| 52 
35 bis 40 276 14| 35| 48| 57| 44| 26) 26| 10] 5: 111117! 9| 25| 13| 4| 3| 24 
40 bis 45 75 2) s| 12| 13| 17) al 8| al 81 4! 35| 19| 9 2| — | 8 
45 u. darüber T pe e 1])-| 2) 2| ı)-| a = 21.31; 2.2 
nicht bekannt 87 u 13| 211 181 6| 21 2! 21 ıl- 1; 22! 44 12| 51 ıl- I - 13 
1924 zusamm. | 2068 | 505 | 456 | 385 | 243 z 67| 71 | 30| 19 | 132 |1235 | 467 107 | 33| 12| 14 | 200 
1912 1458 | 181 | 238 | 232 | 182 | 152 | 83 | 98 | 37 | 34 | 221 i 
Auf je 100 | 
Fälle mit bek. 
Ordn.-Nr. - | 
1924 100 | 26,1 | 23,5 | 19,9 be = 35| 37| 15| 10| — [660 25,0 | 57 | 18 | 06 | 08| — 
1912 100 14,6 | 19,2 | 19,0 | 14,6 | 12,3 | 6,7 | 7,9 | 3,0 | 2,7 | — . 





denn unter diesen machen die Ledigen nur ein Viertel, 
dagegen die Verheirateten drei Viertel aus. Die 
Annäherung der ehelichen Geburtenziffer an die Ehe- 
schließungsziffer in den deutschen Großstädten wäh- 
rend der letzten Jahre hat ja bereits nur allzu deutlich 
die gegenwärtige Politik der ehelichen Fruchtbar- 
keitsbeschränkung offenbart, deren Auswirken sich 
hier an einem großstädtischen Beispiel enthüllt. 
Wertvoller als die Feststellung dieser Ordnungs- 
nummern wäre die Fragestellung nach der Zahl der 
zu versorgenden Kinder, welche Frage allerdings 
nicht nur an die wegen Fehlgeburt in Behandlung 
kommenden, sondern an alle Entbindenden gerichtet 
werden müßte. Man könnte auf diese Weise fest- 
stellen, wieviele Entbundene einschließlich der wegen 
Fehlgeburt im gleichen Jahre behandelten Frauen 
beispielsweise bereits 5 Kinder zu versorgen hatten 
und bei wievielen von diesen Frauen eine Fehlgeburt 
eingetreten ist. Ebenso würde die Ordnungsnummer 
der Fehlgeburt eine ganz andere Bedeutung erlangen, 
wenn man diese Angaben mit der Verteilung aller 
wegen Fehlgeburt Behandelten nach der Zahl der zu 
versorgenden Kinder in Beziehung setzen könnte. Es 
sei in dieser Hinsicht nur auf die bekannte Arbeit von 
C. Hamburger!) hingewiesen. Die Bedeutung der 
Fehlgeburt als soziale Erscheinung ist doch eine ganz 
andere, wenn kinderreiche Frauen zur Abtreibung 
1) Hamburger, C., Über den Zusammenhang zwischen 


Konzeptionsziffer und Kindersterblichkeit in Arbeiterkreisen. 
Zeitschr. für Soziale Medizin, Bd. 3. Leipzig 1908. 





greifen, als wenn kinderarme Frauen diesem Beispiel 
folgen. Die alleinige Kenntnis der Zahl der voraus- 
gegangenen Schwangerschaften genügt hierzu nicht, 
denn die treibende Kraft dürfte in vielen Fällen 
das Mißverhältnis zwischen ökonomischen Verhält- 
nissen und Kinderzahl, d. h. die Übervölkerung der 
Familie und Wohnung, darstellen. 

Auf Grund obiger Verteilung der Fehlgeburten 
nach Alter und Ordnungsnummer ist es auch ver- 
ständlich, daß unter den Behandelten die verheira- 
teten Frauen mit 1493 Fällen fast dreimal so häufig 
waren wie die ledigen mit 521. Bedauerlicherweise 
wurden nur die letzteren nach Berufsgruppen aus- 
gezählt, während es doch von größerer sozialer Be- 
deutung wäre, zu erfahren, welchen sozialen Ständen 
die verheirateten Frauen angehören. Hier würde die 
Kombination des sozialen Standes mit der Ordnungs- 
nummer der Schwangerschaft die wahre Ursache der 
Fehlgeburt viel deutlicher zur Anschauung bringen, 
als dies bei der bisherigen Aufbereitung der Ergebnisse 
gelungen ist. 

Es sei in dieser Hinsicht auf die Kombination der 
Ordnungsnummer der ehelichen Geburten mit dem 
Beruf des Ehemannes, die seit dem Jahre 1918 in die 
Statistik der Stadt Nürnberg!) eingeführt ist, ver- 
wiesen. Eine solche Kombination dürfte eine viel 
größere soziale Bedeutung erlangen, wenn ihr die 
gleiche Kombination einerseits der Ordnungsnummer 


1) Vgl. Statistisches Jahrbuch der Stadt Nürnberg. 11. bis 
15. Jahrgang. 1919—1925. 
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der ehelichen Fehlgeburten, andererseits der Ordnungs- 
nummer der Schwangerschaft bei Fehlgeburten mit 
dem Beruf des Ehemannes gegenübergestellt werden 
könnte. Es dürfte der Magdeburger Statistik nach 
ihren bisherigen Leistungen auf diesem Gebiete nicht 
schwer fallen, auch diese Aufgaben zu erfüllen, zu- 


mal da alle hierzu nötigen Fragen bereits in den Melde- 


karten über Fehlgeburten enthalten sind und auf die 
standesamtlichen Geburtskarten leicht übertragen 
werden können, falls sie dort noch nicht aufgenommen 
sein sollten. 

Hinsichtlich des Geschlechts der aus den Fehl- 
geburten hervorgegangenen Früchte ist zu bemerken, 
daß auch im Jahre 1924 gleich wie 1912 nur bei einem 
Sechstel das Geschlecht angegeben wurde. 391 männ- 
lichen Früchten standen nur 145 weibliche gegen- 
über, so daß auf 100 weibliche 269 männliche Früchte 
entfallen. Dieses Verhältnis entspricht fast voll- 
kommen dem für das Jahr 1912 feststellbaren Ver- 
hältnis, nämlich 100 : 266. Da das Geschlecht eines 
Embryos erst vom 4. Schwangerschaftsmonat an 
makroskopisch in Erscheinung tritt, muß man sich 
hier stets mit einer Teilerhebung begnügen. Diese An- 
gaben können erst dann einen biologischen Wert er- 
langen, wenn sie für eine Reihe von Jahren vorliegen. 
Jedenfalls bleibt die starke Veränderung dieses Ver- 
hältnisses bis zur Austragung der Früchte rätselhaft, 
denn der Knabenüberschuß betrug in Magdeburg im 
Jahre 1924 bei den Geborenen überhaupt 105 und bei 
den Totgeborenen 132. Wir kennen die Ursache der 
Totgeburt und wissen, daß Knaben bei der Geburt 
infolge Geburtsschädigung häufiger absterben als 
Mädchen; wir können jedoch nicht erklären, warum 
der männliche Überschuß bei den Fehlgeburten, die 
doch in überwiegender Mehrzahl künstlich hervor- 
gerufen werden, noch bedeutend größer sein soll als 
bei den Totgeborenen. 

Man muß jedenfalls dem Statistischen Amt der 
Stadt Magdeburg großen Dank dafür zollen, daß es 
diese zur Beurteilung der gegenwärtigen großstädti- 
schen Geburtenziffer und der maximalen Sterblichkeit 
an Puerperalfieber äußerst wichtige Fehlgeburten- 
statistik von neuem ins Leben gerufen hat. Sollte es 
gelingen, die hier angezeigten Lücken in Zukunft aus- 
zufüllen, so dürfte diese Statistik allen Anforderungen 
genügen, welche die biologische Statistik an eine solche 
komplizierte und aus dem Verborgenen schöpfende 
Erhebung stellen muB. 

Die Magdeburger Fehlgeburtenstatistik steht je- 
doch nicht mehr vereinzelt da, vielmehr können wir 
jetzt ihre Ergebnisse mit denen der gleichen Statistik 
der Stadt’ Leningrad vergleichen. Von letzterer 
Stadt kennen wir die Zahl der legalisierten Aborte, 
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worin allerdings auch. die geringe, auf Grund der An- 
gaben aus den Hospitälern erhaltene Zahl der spon- 
tanen und der gemäß einer ärztlichen Indikation vor- 
genommenen Fehlgeburten inbegriffen ist. Wie ich je- 
doch in einer anderen Arbeit!) nachgewiesen habe; sind 
diese Angaben für die ersten vier Monate des Jahres 
1924 noch sehr unvollständig, da mit der Organisation 
dieser Statistik erst im März 1924 begonnen wurde. 
Wir dürften jedoch eine vollständige Jahreszahl er- 
halten, wenn wir an Stelle der Zahlen für die ersten 
vier Monate des Jahres 1924 die bei weitem höheren 
für die gleiche Zeit des Jahres 1925, die inzwischen 
erschienen sind), einsetzen. 

Danach wurden vom Mai 1924 bis April 1925 in 
Leningrad 9231 Aborte verzeichnet, während für das 
Jahr 1924 nur 6692 angegeben wurden. Allerdings 
hat sich dort entsprechend der starken Bevölkerungs- 
zunahme auch die Zahl der Geburten in den ersten 
vier Monaten des Jahres 1925 erhöht, so daß wir deren 
Zahl ebenfalls nur für den gleichen Zeitraum wie den 
für die Aborte zum Vergleich heranziehen können. 
Danach betrug in Leningrad, wo wir allerdings die 
Ortsfremden nicht ausscheiden können, im Vergleich 
mit der Stadt Magdeburg (ohne Ortsfremde) im 
Jahre 19243) 












auf je 1000 der mitt- 
leren Bevölkerung 


in Lenin- 
grad 


in Leningrad 
absolut 





die Zahl der 









in.Magde- 
burg 







Lebendgeborenen . . . .. 27,2 14,1 
Totgeborenen . . . . . .. 1 194 1,0 0,7 
Aborte (Fehlgeburten) . . 9 231 7,6 6,2 


43514 | 
Wie man sieht, besteht nur ein wesentlicher Unter- 
schied hinsichtlich der Lebendgeburtenziffer,. die 
in Leningrad fast noch einmal so groß als in Magdeburg 
war. Während in Magdeburg, wie wir gesehen haben, 
im Jahre 1924 42,4 Fehlgeburten auf je 100 standes- 
amtlich gemeldete Geborene trafen, betrug dieses Ver- 
hältnis in Leningrad trotz der höheren Fehlgeburten- 
ziffer nur 24,0:100. 
. Wollen wir nun auch die Mortalität an Puer- 
peralfieber in beiden Städten vergleichen, so kön- 
nen wir nur die Gesamtzahl dieser Sterbefälle mit der 
Zahl der Konzeptionen in Beziehung setzen, da für 
Leningrad keine besondere Auszählung dieser Sterbe- 
fälle post abortum stattfindet. Wie die Tabelle 5 


2 
Konzeptionen insges. | 


1) Roesle, E., Die Statistik des legalisierten Abortus. 
Zeitschr. für Schulgesundheitspflege und soziale . lu 
1925, Nr. 10. 


2) Bulletin der beninerader Gblivernemenissbreilune für 
Statistik. (Russisch.) Nr. 13, 1923. S. 208—210. | 

3) Für Leningrad Mai 1924 bis April 1925. Die PERS 
rungszahl betrug für diese Periode 1216000, | 
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unter c zeigt, ergibt diese Berechnung für Magdeburg 
eine Mortalitätsziffer von 4,09 auf je 1000 Konzep- 
tionen, der eine solche von 1,98 in Leningrad, wo 86 
Sterbefälle an Puerperalfieber im Jahre 19241) ge- 
meldet wurden, gegenübersteht. Dieser Unterschied 


1) Für die ersten 4 Monate des Jahres 1925, die auch hier 
hätten berücksichtigt werden müssen, liegen noch keine An- 
gaben vor. 
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resultiert natürlich nur aus der verschiedenen Art der 
Fehlgeburt — dort geheime Abtreibung, hier legali- 
sierter Abortus unter ärztlicher Ausführung —, jedoch 
bedeutet er mehr, als diese wenigen Ziffern dartun 
können, denn eigentlich handelt es sich hier um die 
verschiedene Wirkung zweier verschiedener Welt- 
anschauungen auf die Gesundheit von Frauen, die 
sich zu arm dünken, um Mütter zu werden. 


Zur Statistik der Mehrlingsgeburten. 
Von KARL FREUDENBERG, Berlin. 


Im allgemeinen ist die Geburtenstatistik ,,homo- 
grade Statistik‘, d. h. sie spaltet die Geburten nur 
nach qualitativen Merkmalen auf, vor allem, ob männ- 
lich oder weiblich, ehelich oder unehelich, lebend oder 
tot. Andererseits kommen aber auch quantitative 
Merkmale in Betracht, z. B. die Ordnungsnummer der 
Geburt, das Alter jedes Elters, der Altersunterschied 
der Eltern. Man kann aber die Gesamtheit aller Ge- 
burten auch als Kollektivgegenstand betrachten, den 
man nach der Zahl der jeweils geborenen Kinder 
ordnet. Dann ergibt sich eine Verteilungskurve ganz 
absonderlicher Art, wie sie wohl kaum bei einem an- 
deren Kollektivgegenstande gefunden wird. So kamen 
z. B. im Deutschen Reiche 1901—1913 folgende Ge- 
burten vor?): 


Einzelgeburten .............. 25 687 128 
 Zwillingsgeburten............. 332 591 
Drillingsgeburten ............ 3 296 
Vierlingsgeburten ............ 35 
Fünflingsgeburten ............ | 
Auf je eine Million Geburten ergibt das: 
Einzelgeburten ............... 987 091 
Zwillingsgeburten.............. 12 781 
Drillingsgeburten ............. 127 
Vierlingsgeburten ............. l 
Fünflingsgeburten ............. 0 


Nennt man nun die Zahl der bei einer Geburt ge- 
borenen Kinder x und die Zahl solcher Geburten y, so 
ergibt sich hieraus ungefähr folgende Formel: 

y = kaT*, 

Hierin bedeutet k die mit a multiplizierte Zahl der 
Einzelgeburten, und a den Parameter der Funktion, 
der im vorliegenden Falle ungefähr 80 beträgt. 

Nimmt man zunächst an, diese Funktion liege den 
wirklichen Vorgängen zugrunde und die Abweichungen 
von ihr beruhten nur auf Zufall, so handelt es sich um 
eine einseitige Kurve, die auch von dem Einzelast 


1) Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1903ff. | 


einer Gaußschen Kurve sehr verschieden ist, wenn 
auch eine — sehr gekünstelte — Umformung der 
einen Exponentialfunktion in die andere möglich ist. 
Das arithmetische Mittel des Kollektivgegenstandes 
beträgt 1,013, die durchschnittliche Abweichung 0,025, 
die mittlere Abweichung 0,113. Schon dieser Unter- 
schied gegenüber dem theoretischen Verhältnis der 
beiden Abweichungen (V2 : Yx) zeigt, daß es sich 
um eine äußerst tiefgipfelige Kurve handelt. Noch 
deutlicher wird dies, wenn man in der üblichen Weise 
— unter Benützung der mittleren Abweichung als 
Parameter — die erwartungsmäßige Gaußsche Kurve 
berechnet ; dann dürfte nämlich erst auf etwa 12 Billi- 
onen Einzelgeburten eine Zwillingsgeburt entfallen ! 

Es handelt sich also bei dem Kollektivgegenstand, 
dessen Kurve durch die Gleichung y = k.a”* be- 
stimmt wird, um einen solchen besonderer Art. 

Daß die Gleichung wirklich die Kinderzahl der Ge- 
burten darstellt, und daß die Abweichungen vom er- 
wartungsmäßigen Verlauf, namentlich die zu kleine 
Zahl der Drillingsgeburten auf Zufälligkeiten kleiner 
Zahlen beruhen, ist eine zweifellos sehr bestechende 
Annahme. Indessen ergibt eine Nachprüfung der 
Zahlen für 1901—1913 nach der x?-Methode!) die 
Unmöglichkeit dieser Vermutung, und auch die be- 
deutend besser zusammenstimmenden Zahlen für 
1872—1880 (mit 12503 Zwillings- und 142 Drillings- 
geburten auf je eine Million Geburten) ergeben bei 
dieser exakten Nachprüfung eine Differenz zwischen 
beobachtetem und erwartetem x?, die das zehnfachc 
des zugehörigen mittleren Fehlers darstellt. 

Die späteren Überlegungen werden ergeben, daß es 
sich auch bei der Erwartung einer Mehrlingsgeburt 
gar nicht um eine einfache Elementarwahrscheinlich- 
keit handeln kann, sondern daß sie erst als Ergebnis 
einer komplizierten Zusammensetzung entstehen kann. 
. Vergleicht man die Häufigkeit der Mehrlings- 
geburten (auf alle Geburten bezogen) an Hand der 

1) Vgl. v. Bortkiewicz, Die Iterationen. Berlin 1917. 
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von Prinzing zusammengestellten Tabelle:), die sich 
im allgemeinen auf das Jahrzehnt 1891—1900 be- 
zieht, so findet man für die wichtigsten Länder (soweit 
Ziffern ungefähr für den genannten Zeitraum vor- 
liegen): 


| Mehrlingsgeburten | Mehrlingsgeburten 
Land | auf 1000 Geburten Land auf 1000 € 0 Geburten 





Preußen..... 12,9 | Ungarn ..... 13,1 
Sachsen ..... 12,3 Italien...... 11,7 
Bayern ..... 12,3 Frankreich... 10,9 
Württemberg 13,2 Dänemark .. 13,9 
Österreich... | 12,6 Schweden?) . 14,5 


Die niedrigste Häufigkeit der Mehrlingsgeburten 
wies also Frankreich auf,die größte unter den größeren 
Ländern Ungarn, (sonst Schweden und Dänemark, 
worüber noch zu sprechen sein wird). Der Zusammen- 
hang zwischen Fruchtbarkeit. und Häufigkeit der 
Mehrlingsgeburten, der hier zum Ausdruck kommt, 
ist schon von Prinzing?) beobachtet und näher unter- 
sucht worden. Der Grund dieser Erscheinung ergibt 
sich bei Zerlegurg der Zwillingsgeburten (die anderen 
sind zu wenig zahlreich) nach dem Alter der Mutter. 
So kamen z. B. in Frankreich 1902—1913 (im ganzen 
fast 10 Millionen Geburten) us Zwillingsgeburten 
vor A 


_—— n 


~ Zwillingsgeburten 
absolut auf 1000 Geburten. 


= pen 








Alter der Mutter 





unbekannt 


Der Anstieg der Zwillingshäufigkeit bis in die Alters- 
klasse 35—40 ist ganz deutlich ; zweifelhaft ist dagegen, 
ob der Wiederabstieg in den folgenden beiden Alters- 
klassen reell ist oder auf der großen Anzahl von Fällen 
ohne Angabe des mütterlichen Alters beruht. Es 
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folgen deswegen noch die Zahlen5) für Dänemark 
1896—1910 (im ganzen über 1 Million Geburten), 
wo solche Fälle fast gar nicht vorliegen ; sie lauten: 


ET rinoscebürten 









unbekannt 


Also auch hier ergibt sich dasselbe Bild, daß die 
Ziffern bis in die Altersklasse 35—40 steil ansteigen 
und dann wieder absinken;; in diesem Falle kann diese 
letztgenannte Erscheinung aber nicht durch die Fälle 
mit unbekanntem Alter vorgetäuscht sein, und auch 
Zufallswirkung läßt sich sicher ausschalten. 

Tiefer in die Zusammenhänge läßt erst eine Zer- 
legung der Zwillingsgeburten in eineiige und 
zweieiige blicken. Bekanntlich sind beide nur im 
Endeffekt — der gleichzeitigen Geburt zweier Kinder 
— übereinstimmend, im Wesen aber ganz verschieden, 
da die eineiige Zwillingsschwangerschaft durch Teilung 
eines schon befruchteten Eies entsteht, also das 
äußerste Ende der Reihe der Mißbildungen darstellt, 
während die zweieiige auf der gleichzeitigen Befruch- 
tung zweier Eier beruht; daß bei jener das Amnion 
beider Foeten gemeinsam ist, ermöglicht die Unter- 
scheidung. 

Die amtliche Statistik ist aber nicht imstande, 
diese Unterscheidung durchzuführen. Man muß sich 
daher mit Rückschlüssen aus dem Geschlecht der 
Geborenen behelfen, über deren Methodik später zu. 
reden s.in wird. | 

Dabei ergibt sich für das in den beiden vorigen Ta- 
bellen erwähnte Material aus Frankreich (1902—1913) 
und Dänemark (1896—1910) folgendes®): 





| .____ Zwillingsgeburten auf 1000 Geburten 


eineiige 








Alter der = 

Mutter Frank- Dänemark Frank- 
reich | ehel. ehel. | unehel. | zu unehel. reich 

unter 20 | 3,19 - 

20—25 2,95 | 

25—30 3,32 3 

30—35 3,53 ; 

35—40 3,55 4,61 6,52 4,67 13,14 

40—45 3,46 | 4,02 | 2,85 | 3,99 | 10,02 | 


1) Prinzing, Handbuch der medizinischen Statistik. Jena 1906. S. 64. 


3) I. c., S. 64. 
€) Größtenteils nach Wedervang, I. c., S. 245. 











t) Wedervang, Om seksualproporsjonen ved fedselen. 





zweieiige ZEN zusammen 
Dänemark Frank- Dänemark 
ehel. | unehel. | z s. | reich || ehel. | unehel. | zus. 
2,86 4,20 3,60 6,48 6,67 8,31 7,57 
5,51 6,59 5,74 7,49 8,90 | 10,59 9,25 
8,40 | 11,65 8,65 | 10,37 | 11,95 | 15,12 | 12,19 
11,60 16,36 11,81 13,77 15,81 18,28 15,92 
15,48 | 21,84 | 15,70 | 16,69 20,09 | 28,36 | 20,37 
12,25 | 21,81 | 12,52 | 13,48 | 16,27 | 24,66 | 16,51 
2) Statistisk ärsbok för Sverige. 
Oslo 1924. S, 242. ») Ibidem. 
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Es ergibt sich also aus allen diesen Zahlenreihen, 
daß die Häufigkeit der eineiigen Zwillinge in 
allen Altersklassen annähernd dieselbe ist!), 
jedenfalls keine bestimmte Veränderungsrichtung auf- 
weist, (die Zahlen für uneheliche Zwillingsgeburten 
in Dänemark beruhen auf kleinen Grundzahlen); die 
Veränderung, die die Häufigkeit der Zwillings- 
geburten mit dem Alter der Mutter erfährt, ist 
völlig durch das Verhalten der zweieiigen be- 
dingt. ; 
Begreiflicherweise steigt die Häufigkeit der Zwil- 
lingsgeburten nicht nur mit steigendem Alter der 
Mutter, sondern auch mit steigender Geburtennummer, 
ohne daB man mit Sicherheit entscheiden könnte, 
welches der beiden — im allgemeinen miteinander ver- 
knüpften — Momente das eigentlich wirkende ist. 

Während im ganzen die Häufigkeit von Zwillingen 
bei ehelichen Geburten weit größer als bei unehelichen 
ist, (da die unehelichen Mütter meist weit jünger sind), 
bringt diese Zerlegung nach Altersklassen das über- 
raschende Ergebnis, daß unter Berücksichtigung des 
Altersaufbaus uneheliche Zwillingsgeburten, (und zwar 
wohl nur die zweieiigen), weit häufiger als ehe'iche 
sind. Wäre das Alter allein für die Häufigkeit der 
Zwillingsgeburten ausschlaggebend, so müßte das 
Gegenteil zutreffen, weil auch innerhalb jeder fünf- 
jährigen Altersklasse die unverheirateten Mütter 
jünger als die verheirateten sind. Worauf das tat- 
sächlich bestehende Gegenteil beruht, ist nach dem 
vorliegenden Material kaum zu entscheiden. 

Daß das Alter der Mutter zwar ein sehr wichtiges, 
aber nicht das allein entscheidende Moment für die 
Häufigkeit der Zwillingsgeburten darstellt, hat Prin- 
zing festgestellt, indem er die Geburtenziffern für 
einige Österreichische Kronländer 1898—1900 nach 
dem Alter der Mutter standardisierte und die danach 
zu erwartenden Zahlen der Zwillingsgeburten mit den 
tatsächlich beobachteten verglich?). Dabei ergaben 
sich namentlich für Kärnten, ferner auch für Steier- 
mark und Tirol bedeutend höhere Ziffern als die er- 
wartungsgemäBen. Prinzing führte dies auf Rassen- 
eigentümlichkeiten zurück; das kann teilweise zu- 
treffen, daneben ist aber im Zusammenhange mit der 
oben festgestellten größeren Häufigkeit von Zwillingen 
bei unehelichen Geburten auffallend, daß Kärnten 
weitaus die größte Unehelichenquote in Österreich hat 
und auch die von Steiermark weit über dem Durch- 
schnitt steht. 

Andererseits deutet es aber wohl doch auf Rassen- 
eigentümlichkeiten hin, daß — wie schon erwähnt — 
Mehrlingsgeburten in den skandinavischen Ländern 


1) vgl. Prinzing, 1. c., S. 66. 
3) k. c., S. 67f. 
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verhältnismäßig häufig sind, in Italien dagegen nicht 
nur im allgemeinen seltener, sondern immer seltener 
werden, je weiter man nach Süden kommt!), je ge- 
ringer also der germanische Einschlag wird. 

Begreiflich ist dagegen ohne weiteres die geringe 
Zwillingshäufigkeit in Frankreich, da die geringe Ge- 
burtlichkeit dieses Landes — wie jede gewollte Ge- 
burtenbeschränkung — überwiegend auf dem Ausfall 
der Kinder mit höherer Geburtennummer beruht, also 
ein unverhältnismäßig großer Anteil aller Geburten 
durch junge Mütter erfolgt. 

Eine Bestätigung dieses Einflusses des Gebur- 
tenrückganges auf die Häufigkeit der Zwillings- 
geburten liegt auch im Zahlenmaterial für Deutschland 
vor ; aus diesem ergeben sich nämlich folgende Ziffern 
der Zwillingsgeburten auf 1000 Geburten: 


| einelige zweieige zusammen 
1901—1913 3,15 9,63 12,78 


1921—1923 3,15 8,82 11,97 

Während also die Häufigkeit der eineiigen Zwillings- 
geburten ganz unverändert geblieben ist, ist die der 
zweieiigen von 9,63 auf 8,82°/,, zurückgegangen; eine 
Zufallswirkung kann nicht vorliegen, denn zu dieser 
Differenz von 0,81°/,, gehört ein mittlerer Fehler von 
+ 0,05%/,0, die Differenz ist also 16 mal so groß wie ihr 
mittlerer Fehler. 

Bei dem katastrophalen Geburtenrückgange, den 
Berlin in den letzten Jahren erlebte, behielt (für 
1921—1923) die Häufigkeit eineiiger Zwillinge gleich- 
falls ihre für Deutschland normale Höhe (3,26°/,,), die 
zweieiiger sank dagegen bis auf 6,78°/,.. 

Nicht so eindeutig ist das Ergebnis der schwedischen 
Bevölkerungsstatistik?); hier betrugen nämlich die 
Zahlen der Zwillingsgeburten (+ mittlerer Fehler) 
auf 1000 Geburten und die gleichzeitigen Geburten- 
ziffern: | 







Zwillings- Zwillings- a 
Jahr- geburten Jahr- geburten Ba 
zehnt auf 1000 zehnt auf 1000 | mer 
Geburten Geburten 




























1781—1790 | 17,1 +0,2| 32,8 14,1 +0,1 | 33,9 
1791—1800 | 17,0 + 0,2| 34,3 141+0,1| 32,5 
1801—1810 | 16,2 + 0,2| 31,6 14,4 +0,1] 31,5 
1811—1820 | 15,9 + 0,1 | 34,2 14,1 + 0,1| 29,9 
1821—1830 | 15,0 + 0,1| 35,6 14,3+0,1| 27,9 
1831—1840 | 14,6 + 0,1| 32,4 14,8 + 0,1| 26,4 
1841—1850 | 13,5+0,1| 32,1 |1911—1920 | 14,7 + 0,1| 22,7 





Hier erfolgt also in der zweiten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts trotz Rückgang der Geburtenziffer eine Zu- 
nahme der Zwillingshäufigkeit, die erst 1901—1910 
ihren Höhepunkt erreicht. Auch im Deutschen Reiche 
kamen 1872—1880 nur 12,50 Zwillingsgeburten auf 


1) Vgl. Prinzing, 1. c., S. 65. 
2) Statistisk ärsbok för Sverige. 1925, S. 49. 
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1000 Geburten, während diese Ziffer — wie erwähnt — 
1901—1913 12,78 erreichte, obwohl die Geburtenziffer 
vom Jahrzehnt 1871—1880 zu dem 1901—1910 von 
40,7 auf 33,9 gesunken ist. Hier muß also neben dem 
— wohl unveränderlichen — Einfluß der Rasse und 
dem zwillingsbeschränkenden des Geburtenrückganges 
noch ein drittes Moment vorgelegen haben, daß das 
entgegengesetzt wirkende zweite zeitweilig sogar über- 
kompensieren konnte; es ist wahrscheinlich, daß dieses 
in äußeren Momenten zu suchen ist, die das Austragen 
der Schwangerschaften, besonders also der schwieriger 
zu behütenden Zwillingsschwangerschaften erleichtern, 
nämlich der Fortschritt der ärztlichen Kunst und die 
materielle Hebung weitester Kreise, besonders auch 
der Wöchnerinnenschutz. 

Aus diesen zeitlichen Veränderungen der Zwillings- 
häufigkeit ergibt sich auch, daß die vielumstrittene 
Frage nach dem Anteil der eineiigen an allen 
Zwillingen keine absolute Antwort finden kann, 
sondern daß auch diese Verhältniszahl sich — minde- 
stens mit dem Altersaufbau der Gebärenden — ändert; 
für das Deutsche Reich betrug sie 1901—1913 24,6 %, 
1921—1923 dagegen schon 26,3%, und diese Verände- 
rung ist gewiß kein Zufallsprodukt, sondern durchaus 
reell. In Berlin erreichte 1921—1923 sogar der Anteil 
der eineiigen 32,5%, ! 

Neben der Häufigkeit der Zwillingsgeburten ist von 
besonderem Interesse ihre Verteilung auf die drei mög- 
lichen Geschlechtskombinationen (2 Knaben, 
Knabe und Mädchen, 2 Mädchen). Legt man die 
Theorie von Lexis zugrunde, wonach sich die Ge- 
borenen nach reinen Zufallsgesetzen auf die beiden 
Geschlechter verteilen, so müßten sich die drei Kom- 
binationen verteilen wie p?:2 p q :q? (p bedeutet die 
106,3, 
206,3 


sie müßten 





Wahrscheinlichkeit einer Knabengeburt, also 


q die einer Mädchengeburt, also en 
demnach also 26,52 %, bzw. 49,96 %,, bzw. 23,52 % aller 
Zwillingsgeburten ausmachen. Das ist aber, wie den 
Statistikern schon seit langem auffiel, durchaus nicht 
der Fall, vielmehr betrugen z. B. im Deutschen Reiche 
1901—1913 die Anteile der Kombinationen 32,18%, 
bzw. 37,66 %,, bzw. 30,16 %,, das bedeutet also, daß die 
eleichgeschlechtlichen Kombinationen viel häufiger 
sind, als nach der Wahrscheinlichkeitstheorie zu er- 
warten wäre. Der Grund dafür liegt darin, daß ein- 
eiige Zwillinge immer gleichgeschlechtlich sind; daß 
die zweieiigen sich ganz den Zufallsgesetzen gemäß 
verhalten, ergibt sich aus Weinbergs Beobachtungen 
an 658 zweieiigen Zwillingsgeburten, unter denen er 
324 (= 49,2%) Pärchen fand!). 


3) Zitiert nach Wedervang, |. c., S. 239. 
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Wenn nun die zweieiigen Zwillinge in bezug auf die 
Verteilung der Geschlechtskombinationen den Zu- 
fallsgesetzen folgen, so ergibt sich daraus, daß die von 
v. Bortkiewicz!) auf rein theoretisch-statistischem 
Wege berechnete ‚Geschlechtsattraktion‘‘ identisch 
mit dem Anteil der eineiigen an allen Zwillingen ist. 


Ihr Ausmaß ist 2 (wobei p und q die bereits er- 


wähnte Bedeutung haben und £ den Anteil der Pärchen 
an allen Zwillingen darstellt), also fast genau gleich 
1—2 B. Ebenso kann man durch eine einfache Über- 
legung folgendes erschließen: Wenn die zweieiigen 
Zwillinge den Zufallsgesetzen folgen, so müssen die 
gleichgeschlechtlichen unter ihnen etwa ebenso häufig 
sein wie die Pärchen; wenn deren Anteil an allen 
Zwillingen ß ist, so ist also der der zweieiigen überhaupt 
2 B und somit der der eineiigen 1—2 B (bzw. etwas ge- 
nauer nach der oben wiedergegebenen Formel). 

Nach dieser Methode sind die im Vorstehenden ge- 
brachten Zahlen über die Häufigkeit ein- und zwei- 
eiiger Zwillingsgeburten (teils nach Wedervang, teils 
selbst) berechnet. 

Nennt man die Anteile der drei Geschlechtskombina- 
tionen (wieder in der bisherigen Reihenfolge) a, B, y, 
so beträgt das Gesamtgeschlechtsverhältnis 


der Zwillinge (in der üblichen Form, also on 





TE Für das Deutsche Reich ergibt sich dar- 
y 

aus für 1901—1913 104,11, für 1921—1923 104,52; es 
bleibt also beidemal weit hinter dem Geschlechtsver- 
hältnis aller Geborenen (106,06 bzw. 107,57) zurück, 
macht aber dessen Steigerung in der Nachkriegszeit — 
wenigstens teilweise — mit. 

Über die Ursache des immer beobachteten niedri- 
geren Geschlechtsverhältnisses bei Zwillingen sagt 
Prinzing?): „Es ist dies eine natürliche Folge davon, 
daß ein großer Teil der Zwillinge Pärchen sind; ist 
bei den übrigen Zwillingen die Sexualproportion die- 
selbe wie bei den Geburten überhaupt, so muß bei der 
Gesamtheit der Zwillinge ein kleinerer Knabenüber- 
schuß resultieren.“ Hier liegt ausnahmsweise ein Irr- 
tum des sonst unbedingt maßgeblichen Autors vor; 
denn wie aus dem früher Ausgeführten hervorgeht, 
müßten sich theoretisch bei Unabhängigkeit die 
Zahlen der gleichgeschlechtlichen Kombinationen nicht 
wie p : q, sondern wie p? : q? verhalten. Liegt nun, wie 
dies in der Wirklichkeit der Fall ist, Geschlechts- 
attraktion vor, deren Ausmaß mit r bezeichnet wird, 


1) v. Bortkiew iCZ, 





Die Dispersion der Knabenquote bei 


‘ Zwillingen. Zeitschrift für schweizerische Statistik, ung Volks- 


1920. 
S. 69. 


wirtschaft. 
“uses 
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und setzt man I—r= e, wobei e also den Anteil der 
zweieiigen an allen Zwillingsgeburten bezeichnet, so 
müssen sich die gleichgeschlechtlichen Kombinationen 
verhalten. wie [p? s. + p (1 — e)]: [q? € + q (1 — e)], 
das heißt wie (p — p q £) : (q— pq £); ist also e>0, 
so muß dieses Verhältnis einen größeren Wert als 
p : q haben; (ist € = 0, so gibt es nur gleichgeschlecht- 
liche Kombinationen, und das Verhältnis p : q ist das 
Gesamtgeschlechtsverhältnis aller Zwillinge). Zu dem 
Verhältnis (p+-pqe):(q—pq e) tritt dann beider- 
seits noch p q e für den Anteil jedes Geschlechts an den 
2 pq e€ Pärchen, so daß das Gesamtgeschlechtsver- 
hältnis der Zwillinge bei jedem beliebigen Werte 
von e theoretisch p:q sein müßte. 

Daß in Wirklichkeit das Gesamtgeschlechtsver- 
hältnis der Zwillinge niedriger ist, beruht sicher auf der 
großen Fehlgeburtshäufigkeit bei Zwillingen, die 
auch von Prinzing als sicher angenommen wird. 
Exakte Zahlen darüber gibt es nicht, aber .einen ge- 
wissen Rückschluß gestattet die Totgeburtshäufig- 
keit, die ja meistens (allerdings nicht immer) mit ger 
Fehlgeburtshäufigkeit parallel verläuft. 

Von allen in. Preußen in den Jahren 1903, 1906, 
1908—1911 Geborenen: waren unter den. Knaben 
3,25:%,, unter den Mädchen 2,70%, Totgeborene. Für 
die Zwillinge der gleichen Jahre lassen sich dagegen 
folgende Ziffern‘) berechnen: 


Totgeborene (in %) bei 








gleichgeschlechtlichen . ge miech gepehlechtiichen 
Zwillingsgeburten | 


1) Vgl. Wedervang, l. c. S. 253. 
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Da die gemischtgeschlechtlichen immer zweieiig 
sind, geben diese die Totgeburtshäufigkeit bei sol- 
chen, sie ist nicht wesentlich höher als bei Einzel- 
geburten. . Unter den gleichgeschlechtlichen . sind 
dagegen sowohl eineiige als auch zweieiige enthal- 
ten; nimmt man an, daß die zweieiigen unter ihnen 
die gleiche Totgeburtshäufigkeit wie die gemischt- 
geschlechtlichen (jeweils gleichen Geschlechts) haben, 
so läßt sich für die eineiigen allein eine. Totge- 
burtshäufigkeit von 8,3%, (Knaben): bzw. 5,9% 
(Mädchen) ‘errechnen, die also sehr hoch über der 
allgemeinen liegt. 

Bei Drillingen und Vierlingen sind Fehlgeburten 
noch weit häufiger als bei Zwillingen und dement- 
sprechend das Geschlechtsverhältnis noch weit nie- 


 driger; so betrug es im Deutschen Reiche bei Dril- 


lingen 1901—1913 nur 92,9, 1921—1923 99,3; für 
Vierlinge werden die. absoluten Zahlen zu klein, als 
daß man einzelne Epochen einander gegenüberstellen 
könnte, im ganzen Zeitraum 1901—1923 betrug 
ihr Geschlechtsverhältnis 73 (ähnlich in un 
1826—1896 78). 

Die Abhängigkeit der Mehrlingsgeburten von so 
verschiedenartigen (und wahrscheinlich noch anderen, 
unbekannten) Momenten, die teilweise voneinander 
unabhängig sind, läßt es als sicher erscheinen, daß 
keine unmittelbare, nur von einem einzigen Para- 
meter abhängige Beziehung zwischen der Kinder- 
zahl ‘bei einer Geburt und der Häufigkeit solcher 
Geburten ‘bestehen kann; die Annäherung der 
Wirklichkeit an die, eingangs aufgestellte Expo- 
nentialfunktion ist daher wohl mehr ein Spiel des 
Zufalls als der Ausdruck einer immanenten Gesetz- 
mäßigkeit. 
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Bevölkerungsbewegung,. 


Die Bewegung der Bevölkerung in der Russischen Sozialistischen 
Föderativen Sowjet-Republik (R.S.F.S.R.) in den Jahren 


Die mit dem Jahre 1867 in Rußland eingeführte Statistik über 
die Bewegung der Bevölkerung, die sich auf 50 Gouvernements 
des Europäischen Rußlands’(ohne die 10 polnischen und 12 kau- 
kasischen Gouvernements) ®stretkte, hat mit dem Berichtsjahr 
1910 ihren Stillstand gefunden; seit jenem Jahre würden für die 
Gesamtheit dieses Gebietes nur vorläufige Arigaben, bis zum 
Jahre 1912 reichend, hierauf nur noch für einzelne Gouverne- 
ments einige weitere Angäben für die Kriegsjahre veröffentlicht, 
bis auch diese mit dem Jahre 1918 völlig versiegten. Der politi- 
sche Umsturz im Jahre 1917 brachte eine Trennung von Staat 
únd Kirche mit sich und stellte daher den ersteren vor die Auf- 
gabe, die bisher kirchliche: Registration: der Bevölkerungsvor- 


gänge durch weltliche Organe zu ersetzen. Diese Aufgabe wurde 
sofort nach Niederwerfung des Bürgerkrieges durch ein Gesetz 
zur Beurkundung des Zivilstandes, das sogenannte ZAGS- 
Gesetz (aus den Anfangsbuchstaben des Titels des Gesetzes ge- 
bildet), zu erfüllen gesucht, jedoch ist eine vollständige Durch- 
führung dieses Gesetzes in allen Teilen dieses großen Landes bis- 
her noch nicht gelungen: Dies ist begreiflich, wenn man be- 
denkt, welch großer statistischer Apparat nötig ist, um alle 
Bevölkerungsvorgänge in einem weit ausgedehnten Lande zu 
erfassen, und wenn man weiter bedenkt, daß selbst in den Ver- 
einigten Staaten von Amerika ihre vollständige Registration 
noch nicht in allen Staaten durchgeführt werden konnte. Aller- 
dings läßt das starke Anwachsen’ der Zahl der großen Verwal- 
tungsgebiete (Gouvernements und autonome ‘Republiken), 
deren Registrationsergebnisse verwertet werden konnten, näm- 
lich von 18 (mit EinschluB der beiden städtischen Gouverne- 
ments Moskau und Leningrad von 20) in den Jahren 1920—1922 
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auf 35 im Jahre 1923, erkennen, daß man in Sowjet-Rußland 
bestrebt ist, die noch bestehenden Lücken nach Möglichkeit aus- 
zufüllen. 

Man muß sich daher bis auf weiteres mit Teilresultaten der 
russischen Statistik begnügen, deren Betrachtung jedoch schon 
an und für sich viel lehrreicher ist als die alleinige Bewertung der 
Durchschnittsziffer für ein so großes Land; denn dieser würde 
naturgemäß nur ein imaginärer Wert zukommen. 

Die Ergebnisse der Statistik über die natürliche Bewegung der 
Bevölkerung in der R.S.F.S.R. sind zum erstenmal von 
P.Kuwschinikow in der von der Statistischen Zentralverwal- 
tung herausgegebenen Zeitschrift ,,Westnik Statistiki“ (Jahr- 
gang 1925, Nr. 4—6, S. 99—135) für die Jahre 1920—1922 be- 
arbeitet worden. Wie dieser Autor selbst bekennt, erlauben die 
Materialien in ihrem damaligen Zustand nur eine Orientierung 
in großen Zügen, so daß man wohl für immer darauf verzichten 
muß, den Einfluß der großen Ereignisse in jenen Jahren auf die 
Bewegung der Bevölkerung in allen Landesteilen kennen zu 
lernen. Alle diese Jahre stellen hinsichtlich der Bevölkerungs- 
bewegung Ausnahmejahre dar; denn das Jahr 1920 stand noch 
unter dem Zeichen des Bürgerkrieges, der Blockade und der 
Epidemien, worauf nach kurzer Erholung im Anschluß an die 
Mißernte des heißen und trockenen Sommers 1921 eine Hungers- 
not im Winter 1921/22 in einigen Landesteilen folgte. Erst vom 
Jahre 1923 begannen normale Verhältnisse sich wieder zu ent- 
wickeln, weshalb auch die Bewegung der Bevölkerung in jenem 
Jahre einen ganz anderen Charakter zeigt als in den voraus- 
gegangenen Jahren. Es empfiehlt sich daher, die Bewegung der 
Bevölkerung in den Jahren 1920—1922 und im Jahre 1923 je- 
weils für sich allein zu betrachten, wozu schon die Erweiterung 
des Registrationsgebietes im letzteren Jahre zwingt. 


Die Bewegung der Bevölkerung in den Jahren 1920—1922. 


Bevölkerungszahl. Die Bevölkerungszahl des gesamten 
Registrationsgebietes (16 Gouvernements der R.S.F.S.R., die 
beiden Städte Moskau und Leningrad sowie die autonome 
Tataren-Republik und das dieser benachbarte Gebiet der 
Tschuwaschen) wird für die dreijährige Periode 1920—1922 mit 
rund 28 026 000 auf Grund der Volkszählungsdaten vom Jahre 
1920 angegeben; nach Ausschluß der Städte Moskau und Lenin- 
grad vermindert sich diese Zahl auf 26292000. Dadurch, daß 
der natürlichen Bevölkerungsabnahme im Jahre 1920 von 5,1 
auf je 1000 der Bevölkerung eine natürliche Bevölkerungszu- 
nahme von 3,6 im Jahre 1921 und von 0,9 im Jahre 1922 gegen- 
überstand, dürfte wohl die Bevölkerungszahl im letzteren Jahre 
die gleiche geblieben sein wie bei der Volkszählung im Jahre 
1920. Es handelt sich also nur um einen beschränkten Teil der 
großen Sowjet-Republik, und zwar im wesentlichen um ihre 
zentralen Gouvernements (Moskau mit den angrenzenden 
Gouvernements Tula, Kaluga, Smolensk, Twer und Wladimir, 
an die sich im weiteren Umkreis anschließen die Gouvernements 
Briansk, Pskow, Nowgorod, Jaroslaw, Kostroma und Nische- 
gorod), ferner um zwei nördliche Gouvernements (Sjewero- 
Dwinsk und Archangelsk), ein östliches Gouvernement ( Jekate- 
rinburg) und ein an der unteren Wolga gelegenes Gouvernement 
(Saratow); dazu kommen noch die Tataren-Republik und das 
autonome Gebiet der Tschuwaschen, die beide am Wolgaknie 
gelegen sind. 

Ehesthließungen. Im Gegensatz zu allen anderen europäi- 
schen Ländern zeigte die Eheschließungshäufigkeit im russischen 
Registrationsgebiet während der Jahre 1920—1922 eine fort- 
schreitend zunehmende Tendenz; denn die Durchschnittsziffer 
für das gesamte Gebiet stieg von 9,9 Eheschließungen auf je 
1000 Einwohner im Jahre 1920 auf 11,6 im Jahre 1921 und bis 
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auf 13,7 im Jahre 1922. Letztere Ziffer stellt die europäische 
Maximalziffer für jenes Jahr dar und kann als ein Anzeichen für 
die beginnende wirtschaftliche Erholung Sowjet-Rußlands an- 
gesehen werden. Allerdings war diese Entwicklung der Ehe- 
schließungsziffer in den einzelnen Gouvernements insofern nicht 
gleichmäßig, als in einigen Gouvernements die Maximalziffer 
bereits auf das Jahr 1921 fiel und große territoriale Differenzen 
sich nachweisen lassen. So bewegte sich die Eheschließungs- 
ziffer für die einzelnen Gouvernements im Jahre 1920 zwischen 
5,6 (Nischegorod) und 11,9 (Moskauer Gouvernement ohne 
Stadt Moskau), im Jahre 1921 zwischen 6,0 (Tschuwaschen- 
Gebiet) und 18,2 (Briansk) und im Jahre 1922 zwischen 8,9 
(Moskauer Gouvernement) und 18,4 (Nischegorod). Die Zu- 
nahme der Durchschnittsziffer für alle Gouvernements kanı 
also dadurch zustande, daß sich die Minimalziffern immer mehr 
den Maximalziffern annäherten. Im Vergleich mit der Vor- 
kriegszeit, d. h., mit den Jahren 1911—1913, der sich allerdings 
auf 14 unverändert gebliebene Gouvernements beschränken 
muß, war selbst die Durchschnittsziffer für das Jahr 1920 mit 
8,8 günstiger als die entsprechende Ziffer für die Jahre 1911— 
1913 mit 8,2. 

Natalität. Wie die EheschlieBungsziffer so hat auch die Ge- 
burtenziffer des russischen Registrationsgebietes in den Jahren 
1920—1922 beständig zugenommen und zwar von 31,4 im Jahre 
1920 bis auf 34,9 im Jahre 1922, welche Erscheinung auch in 
9 Gouvernements zum Ausdruck kommt. Nur 3 Gebiete hatten 
dagegen eine fortschreitende Abnahme der Geburtenziffer zu 
verzeichnen, nämlich die Tataren-Republik, das Tschuwaschen- 
Gebiet und das Gouvernement Tula, jedoch war die Abnahme 
in dem letzteren Gouvernement nur geringfügig. Diese 3 Ge- 
biete zeichneten sich allerdings im Jahre 1920 durch die maxi- 
malen Geburtenziffern aus — das Maximum erreichte das Ge- 
biet der Tschuwaschen mit 53,0 Lebendgeborenen auf 1000 Ein- 
wohner —, so daß eine plötzliche starke Abnahme sich be- 
sonders deutlich bemerkbar machen muß. Da das Gebiet der 
Tschuwaschen und die Tataren-Republik zu dem Gebiet der 
Hungersnot im Winter 1921/22 gehörten, so läßt sich hier deren 
Einfluß auf die Geburtenziffer verfolgen. Dieser Einfluß kommt 
hier auch viel deutlicher zur Geltung als in den beiden anderen 
Registrations-Gouvernements Saratow und Jekaterinburg, die 
ebenfalls zum Hungersgebiet gehörten. Es betrug: 


Die Lebendgeburtenziffer auf 1000 Einwohner 






in den Gouvernements 






Inden in der im Tschu- 

Jahren Tataren- waschen- EEE Jekaterin- 
Republik H G:biet burg 

1920 391 | 530 | 26,7 35,9 

1921 30,9 | 40,6 | 21,0 43,4 

1922 178 | 328 | 25,4 33,4: 


Da in allen diesen Gebieten mit Ausnahme von Jekaterinburg 
der starke Geburtenrückgang schon im Jahre 1921, also bevor 
die Auswirkung der Hungersnot beginnen konnte, einsetzte, SO 
müssen noch andere Faktoren hierauf eingewirkt haben, als 
welche wohl die geburtenvermindernde Wirkung der großen 
Seuchen, die damalige Mobilisation, die unsichere wirtschaft- 
liche Lage angesehen werden können, zumal da die Geburten- 
ziffer in allen Registrations-Gouvernements damals viel nied- 
riger war als früher. Die spätere Hungersnot konnte daher nur 
diese Wirkung in den hiervon betroffenen Gouvernements ver- 
stärken, während in den hiervon verschonten Gouvernements 
die Geburtenziffer bereits im Jahre 1922 wieder anzusteigen 
begann. Dieser Gegensatz wird ersichtlich, wenn man die 
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durchschnittliche Geburtenziffer für die 9 Gouvernements mit 
zunehmender der für die 3 Gouvernements mit abnehmender 
Geburtenziffer gegenüberstellt; denn die erstere stieg von 27,8 
im Jahre 1920 bis auf 46,5 im Jahre 1922 an, während die 
letztere von 41,1 auf 25,4 während der gleichen Zeit fiel. Dieser 


divergente Verlauf mußte natürlich hemmend auf die Ent-' 


wicklung der durchschnittlichen Geburtenziffer für alle Re- 


gistrations-Gebiete einwirken und erst nach Überwindung. 


dieses Hemmnisses konnte die russische Geburtenziffer im 
Jahre 1923 nahezu ihre frühere Größe wieder entfalten. 

Mortalität. Zur Beurteilung der russischen Mortalitätsver- 
hältnisse sind wir noch immer allein auf die Variationen der all- 
gemeinen Mortalitätsziffer angewiesen, da eine Gliederung 
dieser Ziffer nach Alter und Todesursachen noch vollständig 
fehlt, wenn man von dem Material einzelner Städte absieht. 
Dennoch ist die russische Ziffer sehr vielsagend, denn wir können 
aus ihrem wechselnden Verlauf ersehen, in welcher Weise einer- 
seits die schweren Seuchen im Jahre 1920, andererseits die 
Hungersnot im Jahre 1922 die Mortalität erhöht hat. Dazu 
müssen wir allerdings die Mortalitätsziffer der hiervon be- 
troffenen Gouvernements betrachten, denn die durchschnitt- 
liche Ziffer für das ganze Registrations-Gebiet muß naturgemäß 
die territorialen Differenzen desto mehr ausgleichen, je größer 
diese sind. 

Von den drei Berichtsjahren hat das Seuchenjahr 1920 die 
höchste Mortalitätsziffer mit 36,5 auf je 1000 Einwohner auf- 
zuweisen, d. i. eine Ziffer, die seit dem Cholerajahr 1892 in 
Rußland nicht wieder erreicht wurde, jedoch in früheren 
Jahren, d. h. während der Jahre 1867—1892, in 10 Jahren über- 
schritten wurde. In den Seuchenjahren 1872, 1882 und 1892 
war die russische Mortalitätsziffer sogar bis über 40, am höchsten 
im Jahr 1872 mit 41,2, angestiegen. In früheren Jahren wäre 
eine Mortalitätsziffer von 36,5 gar nicht besonders aufgefallen, 
da die russische Mortalitätsziffer sich bis zum Jahre 1902 stets 
über 30 bewegte. Nur gegenüber dem im Jahre 1912 mit 26,5 
erreichten Minimum dieser Ziffer vor dem Kriege erscheint ihr 
Anstieg im Jahre 1920 besonders hoch. 

Die Mortalitätsziffer für das Jahr 1921, in dem ein starker 
Rückgang der Seuchen erfolgte, 148t mit 29,0 dementsprechend 
bereits eine Besserung der Mortalitätsverhältnisse erkennen, 
jedoch war diese nur von vorübergehender Natur, denn im 
Jahre 1922 stieg sie wiederum bis auf 34,0 an. Die Hungersnot 
im letzteren Jahre verursachte durch die Abwanderung der 
hungernden Bevölkerung aus den Hungersgebieten eine erneute 
Ausbreitung des Fleckfiebers und des Rückfallfiebers und zwar 
war die letztere Seuche im Jahre 1922 verbreiteter als die erstere, 
während im Jahre 1920 das Umgekehrte der Fall war. Nach 
I. A. Dobreitzer:) war def Verlauf der Morbidität an den 
Hungersseuchen folgender: ’ 


Zahl der gemeldeten Erkrankungen auf je 1000 Einwohner 
in der Union S.S.R. an 


Rückfall- 
fieber 


Unbestimmter 
Typhus 


Jahre | Fleckficbe: Skorbut 





1) Dobreitzer, I. A., Materialien zur Infektions-Morbidität 
in der Union S.S.R. Hygiene und EN 1925, Nr. 4, 
p. 70 (Russisch). 

2) Diesem Maximalwert entspricht die absolute Zahl von 
2466375 Erkrankungen. 
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In Anbetracht der enormen Höhe dieser Morbiditätsziffern 
und der großen Letalität bei diesen gefährlichen, in Westeuropa 
fast nur noch dem Namen nach bekannten Krankheiten, 
können diese als eine der hauptsächlichsten Ursachen der hohen 
Mortalitätsziffer für die Jahre 1920 und 1922 angesehen werden. 
Der Wiederanstieg dieser Morbiditätsziffern im Jahre 1922 war 
zwar allgemein, jedoch entfielen die höchsten Ziffern auf die 
eigentlichen Hungersgebiete im Ural und an der mittleren und 
unteren Wolga. Die Deutsche Wolga-Republik hatte mit 37,4 
auf je 1000 Einwohner sogar die höchste Fleckfieber- Morbidität 
im Jahre 1922 aufzuweisen, während auf das Uralgebiet das 
Maximum der Rückfallfieber-Morbidität mit 23,1 im gleichen 
Jahre entfiel. 

Die Verschiedenheit der territorialen Ausbreitung der Seu- 
chen im Jahre 1920 und der Hungersnot im Jahre 1922 ent- 
sprechen auch die territorialen Differenzen der allgemeinen 
Mortalität; denn während im ersteren Jahre die zentralen und 
westlichen Gouvernements sich durch die höchsten Mortalitäts- 
ziffern auszeichneten, beschränkte sich der Wiederanstieg der 
Mortalität im Jahre 1922 auf die Ural- und Wolga-Gouverne- 
ments. So betrug z. B. diese Ziffer in den zentralen Gouverne- 
ments Briansk und Tula im Jahre 1920 40,8 bzw. 43,2, im Jahre 
1922 hingegen nur 25,3 bzw. 27,0 und umgekehrt in dem Wolga- 
Gouvernement Saratow im ersteren Jahre 34,8, im letzteren 
hingegen 40,6. Wie in diesem Gouvernement so betrug auch in 
anderen, zum Hungersgebiet gehörenden Gouvernements die 
Mortalitätsziffer im Jahre 1922 mehr als 40, in dem Ural- 
Gouvernement Jekaterinburg 56,0 und in der Tataren-Republik 
sogar 59,5. 

Auf Grund der hier erwähnten Daten ergibt sich also folgen- 
des Übersichtsbild über die Bewegung der Bevölkerung 
in den 20 Registrationsgebieten der RSFSR in den 
Jahren 1920—1922: 





Ehe- Lebend- Gsiorbene Mehr Oeborene 
Jahre schließungen | geborene | |als Gestorbene geborene als Gestorbene 
a Ei 1909 Einwohner 
1920 9,9 31,4 36, 5 — 5,1 
1921 11,6 32,6 29,0 3,6 
1922 13,7 34,9 34,0 0,9 


Wenngleich die russische Statistik für die Jahre 1920—1922 
nur Bruchstücke einer Mortalitätsstatistik zu bieten vermag, 
so dürfte dieses Wenige dennoch zur Orientierung über die Höhe 
der Mortalität und über ihre zeitlichen und territorialen Varia- 
tionen ausreichen. So viel steht fest, daß nach dem Kriege kein 
Volk so schwer zu leiden hatte als das russische, indem nach dem 
kaum überstandenen Weltkrieg sich Bürgerkrieg, Blockade, 
Seuchen, Mißwachs und Hungersnot nacheinander reihten und 
es im wahrsten Sinne des Wortes dezimierten. Jedoch verstand 
das russische Volk auch diese schweren Schicksalsschläge zu 
überwinden. Schon das Jahr 1923 zeigte ein völlig verändertes 
Bild der Bevölkerungsbewegung. 


Die Bewegung der Bevölkerung im Jahre 1923. 


Im Jahre 1923 konnten bereits die Angaben über die Be- 
wegung der Bevölkerung aus 35 Gouvernements der zentralen 
Bearbeitung unterworfen werden, wodurch die Bevölkerungs- 
zahl des Registrationsgebietes sich auf 49246000 erhob. Ob- 
gleich diese Zahl um 12,5 Millionen geringer war als die mittlere 
Bevölkerung des Deutschen Reiches im gleichen Jahr, war die 
Intensität aller Bevölkerungsvorgänge im russischen Registra- 
tionsgebiet eine viel stärkere als im Deutschen Reich. Diese 
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kommt naturgemäß in den Verhältnisziffern noch stärker zum 
Ausdruck als in den absoluten Zahlen. Es betrug im Jahre 1923: 
in 35 Gou- 


im 
vernements | Deutschen 
| des RSFSR 










die Zahl der Differenz 










Eheschließungen in Tausenden 


| 632 581 |+ 51 
_ auf 1000 Einwohner ..... 12,8 | 9,4 + 3,4 
Lebendgeborenen in Tausend. 2091 | 1297 |+ 794 
auf 1000 Einwohner ..... 42,5 21,0 + 21,5 
Gestorbenen in Tausenden .. 1119 858 |+ 261 
- auf 1000 Einwohner ..... 22,7 139|+  - 8,8 
mehr GeborenenalsGestorbene | | 
in Tausenden ........... 972 440 |+ 532 
auf 1000 Einwohner ...... ` 19,8 7,1 {+ 12,7 
mittleren Bevölkerung. ... | 49246 | 61742 |- 12496 


Wie man sieht, ergeben sich die größten Differenzen zwischen 
den Geburten- und Geburtenüberschußziffern beider Länder, 
indem die russische Geburtenziffer mit 42,5 das Doppelte und 
die russische GeburtenüberschuBziffer mit 19,8 nahezu das Drei- 
fache ‚der entsprechenden deutschen Ziffern, nämlich 21,0 bzw. 
7,1, erreicht. Diese Unterschiede, die sich in ähnlicher Weise 
auch beim Vergleich mit anderen westeuropäischen Ländern er- 
geben, sind dadurch bedingt, daß die russische Geburtenziffer 
im ee: 1923 wieder stark in die Höhe stieg und die russische 





Die Bewegung der Bevölkerung 
in 35 russischen Gouvernements und im Deutschen Reich 
im Jahre 1923 


Auf je 7000 Éinw. 0 70 20 


35 russ. Gouvernements 
Deutsches Reich 


30 40 50 









Eheschließungen ID 


GERN 


(Archiv für soz. Hygiene u. Demogr. 1.Bd) 





Sterbeziffer sich in ungewöhnlicher Weise verminderte, während 
in Deutschland und in den anderen westeuropäischen Ländern 
das Sinken der Sterbeziffer gleichzeitig mit einer starken Ab- 


nahme der Geburtenziffer einherging. In Anbetracht der ver- 
änderten Registration muß man allerdings mit der Möglichkeit 
rechnen, daß die russischen Sterbezahlen noch nicht vollständig 
sind; jedoch dürfte hierdurch der Geburtenüberschuß kaum be- 
einflußt werden, da man in einem solchen Falle auch mit einer 
unvollständigen Registrierung der Geborenen rechnen müßte. 

Aus den vollständigen Angaben der zentralen Gouvernements 
geht allerdings hervor, daß in der Tat überall einer hohen Ge- 
burtenziffer eine niedrige Sterbeziffer gegenübersteht; denn es 
betrug im Jahre 1923: 






—— 


die Zahl der 
Lebend- mehrGeborenen 
geborenen | Gestorbenen als Gestorbene 


auf je 1000 Einwohner 
- | m 


in den Gouvernements 


Stadt Moskau .... 


30,5 14,7 15,8 
Gouvern. Moskau . 40,3 | 178 | 25 
Wladimir ......... 45,5 24,1 | 21,4 
Kaluga .......... | 45,2 21,8 | 23,4 
Jaroslaw ......... | 34,2 17,8 | 16,4 
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Den Ziffern der Stadt Moskau kommt insofern eine besondere 
Bedeutung zu, als sie durchweg die uritersten Grenzwerte des 
russischen .Registrationsgebietes darstellen. Demgegenüber be- 
trugen die Maximalwerte der Geburtenziffer in 3 Gebieten 
mehr als 50 (in den beiden sibirischen Gouvernements Altai 
und Nowo-Nikolajewsk' 55,2 bzw. 54,3 und im Gouvernement 
Pensa 50,3), die der Sterbeziffer in 4 Gebieten mehr als 30 


(Sjewero-Dwinsk 38,0, Altai 35,1, Syrjänen-Gebiet 34,1 und 


Nowo-Nikolajewsk 32,2) und die der Geburtenüberschußziffer 
in 3 Gebieten mehr als 25 (Grosnensk 27;2, Homel 27,1 und 
Smolensk 25,2). Die höchsten Sterbeziffern beschränkten sich 
demnach auf die nördlichen Gouvernements, wo bekanntlich 
die. klimatischen Verhältnisse am: ungünstigsten sind. 

. Vergleicht man die Durchschnittsziffern der einzelnen Be- 
völkerungsvorgänge für die 35 Gouvernements im Jähre 1923 
mit denen des Jahres 1912, des letzten Jahres vor dem Kriege 
mit vollständigen Arigaben für’die Gesamtheit der 50 Gouverne- 
ments des Europäischen RuBlands, so zeigt sich eine bedeutsame 
Differenz nur bei der. EheschlieBungs- und Sterbeziffer, während 
der zeitliche Unterschied bei der Geburtenziffer nur geringfügig 


















war. Es er auf je 1000 Einwohner: 

| i den 5 : 

; Oouveme- Frage 
die Zahl der Europäisch.| p ‘Differenz 
pen R.S.F.S. 

Eheschließungen ...... ER 8,01) ET | +48 
Lebendgeborenen,.......... 43,7 ‚42,5 — 12, 
Gestorbenen ............... 26,5 22,7 | — 38 
mehr Geborenen als Gestorb. 17,2 19,8 | +26 


Wie die hohe Eheschließungs- und Geburtenüberschußziffer 
stehen die niedrige Geburten- und Sterbeziffer des Jahres 1923 
in der Geschichte der russischen Bevölkerungsbewegung bisher 
vereinzelt da, wenn man von den anormalen Verhältnissen 
der Kriegs- und Nachkriegsjähre bis zum Jahre 1922, für welche 
Zeit nur Teilangaben vorliegen, absieht; denn die während der 
Jahre 1867—1912 erreichte Maximalziffer der Eheschließungen 
betrug 10,4 (1870—1872) und die des Geburtenüberschusses 
18,7 (1904 und 1907), während das vor dem Kriege erreichte 
Minimum der Geburten- und Sterbeziffer die oben mitgeteilten 
Ziffern für das Jahr 1912 darstellen. Daraus darf man wohl 
schon jetzt folgern, daß die Bevölkerungsbewegung im neuen 
Rußland eine ükonomischere Tendenz als im alten Rußland 
einzuschlagen beginnt, indem trotz hiedfigerer Geburtenziffer 
jetzt ein höherer Geburtenüberschuß erzielt wird. Man hat 
richtig erkannt, daß eine hohe Geburtenziffer zur Verelendung 
führen muß, wenn sie durch eine hohe Sterbeziffer erkauft 
wird, und hat demgemäß keine Mittel gescheut, um sowohl die 
hohe Sterbeziffer als auch deren Ursache, die zu hohe Geburten- 
ziffer, herabzudrücken. 

Damit ist auch Rußland in die Reihe der Länder Setreien. die 
Bevölkerungspolitik treiben. Jedoch wie grundverschieden ist 
seine Politik gegenüber der der westeuropäischen Länder, deren 
Streben vor allem darauf gerichtet ist, die sinkende Geburten- 
ziffer aufzuhalten und jeden Schwächling aufzupäppeln, 
während die russische Bevölkerungspolitik dahin zielt, solchen 
im Elend erzeugten Schwächlingen im vornherein den Lebens- 
faden äbzuschneiden. Welche Politik die gesündere ist, dürfte 
die nahe Zukunft entscheiden, sobald die verschiedene Wirkung 
dieser gegensätzlichen Politik in Erscheinung treten, wird. : 

E. Roesle (Berlin). .. 


1) Diese Angabe betrifft das Jahr 1909, da für die nachfolgen- 
den Vorkriegsjahre keine Eheschließungsangaben vorliegen. - 
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Gebiet und Bevölkerung. 


Die neue Gebietseinteilung der Union Russischer Sozialistischer 
Sowjet-Republiken vom Jahre 1925. 


Infolge der zahlreichen administrativen und territorialen 
Veränderungen innerhalb des Gebietes der Union der Sozialisti- 
schen Sowjet-Republiken (S.S.S.R.) in den letzten Jahren ist es 
ungemein schwierig, ja sogar oft unmöglich, die statistischen 
Angaben über einzelne Gebiete zeitlich zu vergleichen. Die 
Ergebnisse der Volkszählung vom Jahre 1920, die bereits vor 
ihrer Veröffentlichung gemäß der Gebietseinteilung vom 1. Sep- 
tember 1921 umgestellt worden waren, haben infolge der spä- 
teren Veränderungen für manche Gebietsteile fast jeglichen 
praktischen Wert verloren, so daß sich eine neue Volkszählung, 
die im Jahre 1926 geplant ist, nötig macht. Bis die Ergebnisse 
dieser Volkszählung vorliegen, wird mari sich mit den Angaben 
begnügen müssen, die das Volkskommissariat des Inneren in 
dem jüngst erschienenen Werke ‚‚Territoriale und administra- 
tive Einteilung der Union S.S.R. am 1. Januar 1925“ (Moskau 
1925, 360 S.) für die Zwecke der inneren Verwaltung zusammen- 
gestellt hat. Der Wert dieses Werkes liegt mehr in den admini- 
strativen Angaben, in der Aufzählung der Gouvernements, ihrer 
Bezirke (Okrug), Kreise (Ujesd), Kantone, Woloste, Rayone 
und Gemeinden als in den Zahlenangaben, denen nach Lage der 
Sache nur ein Schätzungswert zukommen kann. 

Nach diesen Angaben setzt sich die im Jahre 1923 gegründete 
Union gegenwärtig aus 6 verbündeten Republiken zusammen, 
nämlich (in der Reihenfolge ihrer Bevölkerungszahl): 


1. Russische Sozialistische Föderative Sowjet-Republik, 

2. Ukrainische Sozialistische Sowjet-Republik, | 

3. Transkaukasische Sozialistische Föderative Sowjet- 
Republik, 

4. Usbekische Sozialistische Sowjet-Republik, 

5. Weißruthenische Sozialistische Sowjet-Republik, 

6. Turkmenische Sozialistische Sowjet-Republik. 


Die beiden föderativen Republiken bilden, wie schon ihr 
Name sagt, je einen Bund autonomer Republiken und Gebiete 
für sich; denn nach der Verfassung ist allen zusammenwohnen- 
den nationalen Minderheiten in einer wahrhaft großzügigen 
Weise das Selbstbestimmungsrecht gewahrt. So besteht der 
europäische Teil der Russischen Sozialistischen Föderativen 
Sowjet-Republik (R.S.F.S.R.) aus 34 Gouvernements nebst 
Nordkaukasien, aus 6 autonomen Republiken (Karelien, 
Baschkiren-Republik, Deutsche Wolga-Republik, Tataren- 
Republik, Krim, dem europäischen Teil der Kirgisen-Republik 
(Gouvernement Orenburg und Bukejew), wozu als 7. die am 
1. Dezember 1924 gegründete und aus dem Bestande der 
Ukraine hervorgegangenen Moldau-Republik (an der Grenze 
gegen Rumänien) hinzugekommen ist, ferner aus 6 autonomen 
Gebieten (dem Gebiet der Wotjaken, der Syrjänen, der Kal- 
müken, der Marii, der Tschuwaschen und dem europäischen Teil 
des Uralgebietes), während der asiatische Teil dieser föderativen 
Republik sich aus dem asiatischen Teil des Uralgebietes, aus 
Sibirien, der Jakuten- und Kirgisen-Republik und den Gebieten 
des Fernen Ostens und der Kara-Kirgisen zusammensetzt. Die 
Republik der Jakuten ist fast so groß wie der europäische Teil 
der Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjet-Republik, 
nämlich 3769000 qkm, jedoch beträgt ihre Bevölkerungszahl 
nur 285300, d.s. 0,07 pro qkm. Dagegen gehören zu der Trans- 
kaukasischen Föderation die Sowjet-Republiken Aserbeid- 
schan, Armenien und Georgien, mit welch letzterer die Sowjet- 
Republiken Adscharien (mit der Hauptstadt Batum) und Ab- 
chasien (mit der Hauptstadt Suchum) verbunden sind. 
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Die Usbekische und Turkmenische Sozialistischen 
Sowjet-Republiken sind die jüngsten der Sowjet-Republiken, 
die vollkommene Selbständigkeit erlangt haben. Die erstere um- 
faßt die beiden ehemaligen russischen. Schutzstaaten Chiwa 
und Buchara sowie die Tadschiken-Republik, während die 
letztere aus der Aufteilung der Snemaligen nn Turkestan 
hervorgegangen ist. 

Der Flächeninhalt der gesamten Union beträgt nach den 
neuesten Angaben 21 163600 qkm, d. i. eine Fläche, die 45 mal 
so groß ist wie die des heutigen Gebietsumfanges des Deutschen 
Reichs, nämlich 472037 qkm!). Hiervon entfallen. allein 
19642000 qkm auf die: Russische .Sozialistische Föderative 
Sowjet-Republik, jedoch erstreckt sich deren europäischer. Teil 
nur auf 3993600 qkm. Die Ukraine und die fast gleich große 
Turkmenische Republik kommen dem .Umfang des Deutschen 
Reichs am nächsten. Eine wichtige Gebietserweiterung hat die 
Weißruthenische Republik erfahren, deren Flächeninhalt 
sich von 59629 qkm im Jahre 1920 auf 110900 qkm infolge der 
Zuteilung des Gouvernements Witebsk und eines großen Teiles 
des Gouvernements Homel vergrößerte. 

Die Bevölkerungszahl der gesamten Union. wurde: zu 
Beginn des Jahres 1925 (1. I.) auf 137775000 geschätzt, d. i. 
um 4271000 mehr als die letzte Schätzung für den 15. März 
19232) ergeben hatte. Vielleicht ist diese Zunahme in einigen 
Landesteilen zu hoch, in anderen zu gering geschätzt, denn 
merkwürdigerweise sind die Bevölkerungsangaben für die 
Ukraine und Transkaukasien für das Jahr 1925 die gleichen wie 
für 1923, obgleich sich wenigstens für die Ukraine ein außer- 
ordentlich großer Geburtenüberschuß in den Jahren 1923 und 
1924 nachweisen läßt. Deshalb weichen auch die Moskauer An- 
gaben über die Bevölkerungszahl der Ukraine von denen der 
dortigen Statistischen Zentral-Verwaltung?) sehr bedeutend ab; 
denn nach den letzteren Angaben betrug die Bevölkerungszahl 
der Ukraine bereits am 1. Januar 1924 rund 27628000, nach den 
ersteren dagegen nur 26 279 000 am 1. Januar 1925, genau wie 
am 15. März 1923, wobei in beiden Fällen das Ausscheiden der 
Moldau-Republik am 1. Dezember 1924 mit ca. 500000 Ein- 
wohnern nicht berücksichtigt ist. Eine Zunahme der Bevölke- 
rung der Union um mehr als 4 Millionen in 21 1, Monaten ist 
jedenfalls in Anbetracht des hohen Geburtenüberschusses in den 
Jahren 1923 und 1924 wohl denkbar, zumal da die Auswande- 
rung während jener Zeit fast völlig inhibiert war. 

Aus dem Verhältnis der Bevölkerungszahl zum Flächeninhalt 
läßt sich für die Gesamtheit der Union eine Bevölkerungs- 
dichtigkeit von 6,5 pro qkm für das Jahr 1925 berechnen, 
welche Ziffer nur wenig größer ist als die für das gesamte frühere 
Russische Reich bei der ersten Volkszählung im Jahre 1897 mit 
5,85, zu welcher Zeit die Bevölkerungszahl 125640000 auf einer 
Fläche von 21473582 qkm betrug. Nach dem gegenwärtigen 


' 1% Diese Angabe ist dem Statistischen Jahrbuch für das 
Deutsche Reich, 44. Jg. 1924/25 S. 1 entnommen; dagegen ist 
diese Zahl in dem Bericht über die vorläufigen Ergebnisse der 
Volkszählung 1925 in ‚Wirtschaft und Statistik“ 1925 S. 416 
mit 470115 qkm und auf S. 785 mit 467788 nach Ausschluß der 
Meeresteile, Haffe, Bodden und dergleichen angegeben. An 
diese schon vor dem Kriege beständig wechselnden Angaben 
ist man nun reichlich: gewöhnt, so daß drei verschiedene An- 
gaben für das gleiche Jahr nicht mehr wundern können. 

2) Die Volkswirtschaft in der Union S.S.R. in Ziffern 
(Russisch). Moskau 1924, S.6. 

3) Ukraine. Statistisches Auskunftsbuch (Ukrainisch). Her- 
ausgegeben von der Statistischen Zentralverwaltung. Charkow 
1925, S. 5. | 
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Gebietsstand der Union ist'eine Bevölkerungszunahme um rund- 


21 Millionen nötig, um die Bevölkerungsdichtigkeit um eine 
Einheit zu erhöhen; im Deutschen Reich, dessen Bevölkerungs- 
dichtigkeit im Jahre 1925 bereits auf 132,9 pro qkm gestiegen 
ist, d. i. das 20fache der Bevölkerungsdichtigkeit der Russischen 
Union, genügt hierzu eine Zunahme um rund 470000 Personen, 
welche Zahl dem Durchschnitt des deutschen Geburtenüber- 
schusses für die Jahre 1923 und 1924 entspricht. Diese Zahlen 
geben einen Begriff von der verschiedenen Entwicklungsmöglich- 
keit beider Länder, denn diese ist letzten Endes an die Gebiets- 
fläche gebunden. Innerhalb der Union bestehen natürlich große 
Differenzen zwischen der Bevölkerungsdichtigkeit der einzelnen 
Gebiete, indem die kulturell vorgeschrittenen und klimatisch 
begünstigten westlichen Gebietsteile die größte, die asiatischen 
Teile dagegen die geringste Bevölkerungsdichtigkeit aufzuweisen 
haben. 

Trotz der hinsichtlich der Bevölkerungsdichtigkeit bestehen- 
den großen Unterschiede ergeben sich jedoch nur geringe Diffe- 
renzen zwischen dem Anteil der städtischen Bevölkerung 
an der Gesamtbevölkerung in den größeren Gebietsteilen; denn 
diese Anteilsziffer bewegte sich nach den Angaben für das Jahr 
1925 nur zwischen 19,9 (Transkaukasien) und 10,7 (Usbekische 
Republik) in der Berechnung auf je 100 der Gesamtbevölkerung. 
Im Durchschnitt für die gesamte Union betrug der Prozentsatz 
der städtischen Bevölkerung, d. h. der Städte im administra- 
tiven Sinne und der übrigen Orte mit städtischem Charakter, 15,3. 

Es muß bemerkt werden, daß die hier wiedergegebenen An- 
gaben des Volkskommissariats des Innern sowohl hinsichtlich 
des Flächeninhalts als auch der Bevölkerungszahl nicht mit 
denen im ‚‚Apercu de la Démographie des divers pays du monde 
1925“, herausgegeben von dem permanenten Amt des Inter- 
nationalen Statistischen Instituts, übereinstimmen, obgleich 
diese von der Statistischen Zentralverwaltung in Moskau ge- 
lieferten Angaben sich auf den gleichen Zeitpunkt beziehen. 
Diese, zum Teil sehr beträchtlichen Unstimmigkeiten werden 
auch dann nicht behoben, wenn man die verschiedene Ab- 
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Übersicht über den Flächeninhalt und die mutmaßliche Bevöl- 
kerungszahl der Union der S.S.R. am 1. Januar 1925. 

























Bevölkerung i 
Flächen- in Tausenden EME 
Republiken || in qkm ER | N einen 











1. R.S.F.S.R. 
im ganzen .| 19 642 900 81 391 194 917 || 14,2 4,8 
a) europ. Teil} 3 993 600 66 358 77285 || 14,1 | 19,4 
b) asiat. Teil || 15 649 300 15 034 | 17632 | 14,8 1,1 
2. Ukrainische 
NOR 400 21 207 | 26 279| 19,3 | 58,9 
3. Trans- 
kaukasische f 
S.F.S.R.... 195 800 4547| 5675 | 19,9 || 29,0 
4. Usbekische N 
S.S.R 
(Buchara 
Chiwa) ... 311 900 600| 5000| 5600 10,7 | 17,9 
5. Weiß- 
ruthenische 
SR.. ... 110 900 641 | 3813| 4455 || 14,4 | 40,2 
6. Turk- f 
menische | | , 
SR. .... 445 700 100 750 850 | 11,8 1,9 
Gesamt-Union| | | | | | 
(S.S.S.R.) . .|21 163 600 | 21 066 116709137775] 15,3 | 6,5 








grenzung des europäischen und asiatischen Teiles der Russischen 
Sozialistischen Föderativen Sowjet-Republik in beiden Quellen- 
werken in Rechnung zieht, denn man findet solche Unstimmig- 
keiten auch bei den einzelnen Gebietsteilen. Es bestätigt sich 
also auch hier die uralte Erfahrung, daß zwei Behörden, die die 
gleiche Materie bearbeiten, in der Regel zu verschiedenen Er- 
gebnissen gelangen. Für den statistischen Konsumenten ist dies 
mehr als peinlich, denn er weiß in solchen Fällen nicht, wessen 
Angaben er Glauben schenken soll. E. Roesle (Berlin). 


KRITIKEN UND BESPRECHUNGEN 


Hans Günther (Leipzig), Über die Bedeutung der Sexual- 
disposition bei den Intektionskrankheiten. Archiv für Hygiene 96, 
125. 1925. Verfasser trägt ein sehr großes Material zur Klärung 
dieser Frage zusammen, das er statistisch eingehend durch- 
arbeitet. Die Verständlichkeit leidet allerdings durch die Ein- 
führung einer großen Anzahl leicht verwechselbarer Symbole. 
Auch ist von einem ‚mittleren Sexualquotienten‘‘ die Rede, wo 
der Ausdruck ,,korrigierter Sexualquotient‘‘ weit zweckmäBiger 
wäre. Für die sonderbare Formel des mittleren Fehlers der 
Sexualquotienten (S. 128) fehlt eine Begründung. — Trotz dieser 
kleinen Schönheitsfehler ist die Arbeit als Quellensammlung 
sehr wertvoll. Trotz des umfangreichen Materials muß aber der 
Verfasser schließlich zu einem ziemlich uneingeschränkten ,,non 
liquet in dieser Frage kommen. 


K. Scheven (Waren), Die Typhusmorbidität der männlichen 
und weiblichen Bevölkerung in Mecklenburg-Schwerin vor und 
nach dem Weltkriege. Zeitschrift für Hygiene und Infektions- 
krankheiten 105, 261. 1925. Während die Typhuserkrankun- 
gen vor dem Kriege in allen Altersklassen beide Geschlechter 
gleichmäßig betrafen, war dies in den Jahren 1919—1924 nur bei 
den vor 1871 und nach 1900 Geborenen der Fall; aus den Ge- 
burtsjahrgängen 1871—1900 erkrankten dagegen in diesen 
Jahren 441 männliche und 863 weibliche Personen, und es 


läßt sich für diesen Unterschied keine andere Erklärung fin- 
den, als daß die während des Krieges vorgenommenen Schutz- 
impfungen noch wirksam sind. 

Albert Dingmann (Berlin), Die Einrichtung der Säuglings- 
abteilung im städtischen Obdach zu Berlin. Deutsche Zeitschrift 
für öffentliche Gesundheitspflege 1, 201. 1925. Verfasser leitet 
eine Säuglingsabteilung im städtischen Obdach zu Berlin und 
will seine Erfolge damit beleuchten, daß er mitteilt, von 264 
Säuglingen seien ihm nur 14 gestorben, „das entsprichteiner 
Gesamtmortalität von 5,3%“ (im Original gesperrt!). Dabei 
übersieht er aber, daß die durchschnittliche Aufenthaltsdauer 
der Säuglinge auf seiner Station weniger als einen Monat betrug 
(die angegebene durchschnittliche Aufenthaltsdauer von 45 
Tagen beruht auf einem in die Augen springenden Rechentfehler), 
so daß die Mortalität, die doch auf das Jahr angegeben werden 
muß, eine ungeheuer hohe war! Nebenbei bemerkt sind die 
Zahlen für irgendwelche Schlußfolgerungen viel zu klein. 

Lankes (Essen), Vor- und Nachkriegsbeobachtungen über 
Größe und Gewicht von Schulneulingen. Zeitschrift für Schul- 
gesundheitspflege und soziale Hygiene 38, 317. 1925. ES 
werden Vor- und Nachkriegswerte verglichen, ohne daß das 
mindeste über die Technik der Erhebung gesagt würde, 50 
daß man kein Urteil darüber gewinnen kann, ob überhaupt 
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vergleichbare Zahlen vorliegen. Daß jetzt 49,6% der Kinder 
unter der Friedensdurchschnittsgröße bleiben, wird als ,,nach 
unten hin pathologisch veränderte Variationsbreite‘‘ gedeutet, 
obwohl gerade bei unveränderten Verhältnissen doch die Hälfte 
aller Varianten unter dem alten Durchschnittswerte liegen 
muß! — Daß nicht die Gewichte auf die Größen, sondern um- 
gekehrt die Größen auf die Gewichte bezogen werden, ist 
originell, aber unzweckmäßig. 

Lübkert (Hamburg), Eine Untersuchung über Größen- und 
Gewichtsverhältnisse Hamburger Volksschüler während und 
nach der Kriegszeit. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege und 
soziale Hygiene 38, 319. 1925. Verfasser ist anscheinend 
nicht Arzt und weiß mangels Kenntnis der einschlägigen Lite- 
ratur nicht, wie wertlos Größen- und Gewichtszahlen sind, die 
an bekleideten Kindern gewonnen wurden und bei denen gar 
noch die Kinder nicht nach dem Alter, sondern nach der Schul- 
klasse gruppiert sind. Karl Freudenberg (Berlin). 

J. Donath (Pest), Die Wirkung des amerikanischen Alkohol- 
verbots auf die Tuberkulose. Münchener medizinische Wochen- 
schrift 73, 254. 1926. Der Verfasser bringt es fertig, in der 
intensiven Abnahme der Tuberkulose-Mortalität in der Stadt 
New York seit dem Jahre 1919 allein eine Wirkung des Alkohol- 
verbots zu erblicken, obgleich dieses Verbot erst im Januar 1920 
für die Zivilbevölkerung in Kraft trat und man in Anbetracht 
der langen Dauer dieser Krankheit von vornherein annehmen 
muß, daß eine solche Wirkung nicht von heute auf morgen ein- 
treten kann. Tatsache ist, daß die Tuberkulose-Mortalität in 
der Stadt New York während der Kriegsjahre 1914—1918 wie 
auch anderwärts sich auf gleicher Höhe bewegte, nämlich zwi- 
schen 18—20 in der Berechnung auf je 10000 Einwohner, und 
dann sich fortgesetzt vermindert hat, und zwar von 15,21 im 
Jahre 1919 bis auf 9,6 im Jahre 1923. Anscheinend ist dem Ver- 
fasser nicht bekannt, daß sich auch ohne das Alkoholverbot 
ein intensiver Rückgang der Tuberkulose-Mortalität erzielen 
läßt, wenn die Bekämpfung dieser Krankheit intensiv betrieben 
wird, wie z. B. in Dänemark und England. Nun hat speziell 
die Stadt New York schon während des Krieges die intensive 
Tuberkulosebekämpfung aufgenommen und unter anderem die 
Meldepflicht und sanitäts-polizeiliche Überwachung aller Tuber- 
kulosekranken eingeführt. Ein Heer von sozialen Helfern steht 
ihr in den zahlreichen Dispensaires zu diesem Zweck zur Ver- 
fügung. Sollten diese speziellen Maßnahmen und der wirtschaft- 
liche Aufschwung Amerikas nach dem Kriege wirklich ohne 
jeglichen Erfolg geblieben sein? Wie kompliziert sich die Er- 
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forschung der Ursachen des Rückgangs der Tuberkulose- 
Mortalität in Amerika gestaltet, hätte der Verfasser aus der 
Schrift des bekannten Versicherungsstatistikers Louis I. 
Dublin, The Causes for the Recent Decline in Tuberculosis and 
the Outlook for the Future (New York 1923) ersehen können, 
worin ganz andere Ursachen als die des Alkoholverbots aufge- 
führt sind. Eine derartig einseitige Einstellung auf den letzteren 
Faktor kann dem guten Zweck, der hierbei verfolgt wird, nur 
Schaden bringen; denn wohl jeder kritische Leser weiß, daß 
dem Alkoholverbot nur eine geringe Wirkung auf den Rückgang 
der Tuberkulose-Mortalität zukommen kann, und wird daher 
solchen einseitigen Deutungsversuchen statistischer Daten 
immer weniger Glauben schenken. E. Roesle (Berlin). 
F. Prinzing (Ulm), Die Anfänge einer Morbiditätsstatistik in 
den Vereinigten Staaten. Deutsche medizinische Wochenschrift 
39, 1624 und 43, 1789. 1925. Da die Todesursachenstatistik 


allein kein richtiges Bild über die gesundheitlichen Verhältnisse 


gibt, hat man versucht, unter besonders geeigneten Bedingungen 
die Grundlagen für eine Morbiditätsstatistik zu prüfen. In der 
Stadt Hagerstown in Maryland (28000 Einwohner) wurden 
sämtliche Familien in 6—8wöchigen Abständen durch zu- 
verlässige Personen besucht und die vorgekommenen Krank- 
heitsfälle vermerkt. So wurden in 28 Monaten 19054 Erkran- 
kungen ermittelt, die zumeist die Atmungsorgane betrafen. 
Verschiedenartige Kontrollen zeigten, daß diese Art der Er- 
hebungen brauchbare Ergebnisse liefert. Auch die Morbidi- 
tätsstatistik bestimmter Bevölkerungsgruppen kann von 
Wert sein und wurde mit Hilfe von Fragebögen bei Fabrik- 
arbeitern, Studenten, Soldaten usw. in verschiedenen Teilen des 
Landes erfolgreich durchgeführt. Brauchbares Material liefern 
ferner die Morbiditätsstatistiken der Krankenkassen, wenn- 
gleich hier die mangelhafte Einheitlichkeit der Erhebungsart 
von nachteiligem Einfluß ist, und die Statistik der Schulver- 
säumnisse, die in den letzten Jahren verschiedentlich ausge- 
führt wurden. Bemerkenswert ist, daß die Morbiditätsstati- 
stiken erheblich andere Bilder liefern als die Mortalitätsstati- 
stiken. Ein Mangel besteht darin, daß die Diagnosen zumeist 
durch Laien gestellt werden und daher ungenau sind. Immerhin 
haben die Versuche — und solche sollten es auch nur sein — 
ergeben, daß auf den eingeschlagenen Wegen brauchbare 
Methoden für statistische Erhebungen gefunden und wertvolle 
Unterlagen für die Beurteilung der Infektiosität gewisser Er- 
krankungen und deren periodische Häufung in gewissen Monaten 
gewonnen werden können. Erich Hesse (Berlin). 


MITTEILUNGEN. 


Einführung der Todesursachenstatistik in den Städten und 
Einführung einer Gesundheitserklärung bei der Eheschließung in 
R.S.F.S.R. Durch das Zirkular Nr. 128 vom 18. Juni 1925 (vgl. 
Bulletin des Narkomzdraw, Nr. 12—13, 1925) hat das Volks- 
kommissariat für Gesundheitswesen in Verbindung mit dem 
Volkskommissariat des Innern angeordnet: 1. die Vorlegung 
ärztlicher Bestätigung bei der Registration der Sterbefälle 
und 2. die Unterzeichnung einer Erklärung über die Kenntnis 
des gegenseitigen Gesundheitszustands von allen denen, 
die eine Ehe schließen wollen. In dem ersten Teil des Zirkulars 
wird angeordnet, daß die Registrierungsämter in allen Städten 
sowie in allen sonstigen Orten, soweit die letzteren 10000 und 
mehr Einwohner haben, verpflichtet sind, falls ein Arzt vor- 
handen ist, eine ärztliche Feststellung der Tatsache des Todes 
und der Todesursache gemäß $ 35 des Zivilakten-Kodex ein- 


zuholen. Die Formulare hierzu werden unentgeltlich geliefert. 


Bei Tod infolge Selbstmords, Mordes oder Verunglückung darf 


die Registration erst nach der gerichtsärztlichen Untersuchung 
vorgenommen werden, zu welchem Zweck die unbedingte Ent- 
sendung eines gerichtsärztlichen Sachverständigen nach dem 
Sterbeort stattfinden soll, falls die Hinterbliebenen keine Be- 
stätigung durch einen Arzt erhalten können. Die Registrierungs- 
ämter sind verpflichtet, in ihrem Register die entsprechenden 
Bemerkungen über die Ursache des Todes und die Nummer der 
ärztlichen Feststellung einzutragen. Es wird empfohlen, diese 
Verpflichtung den Registrierungsämtern auf dem Verordnungs- 
wege des Gouvernements-Exekutiv-Komitees vorzuschreiben. 

Die ärztliche Bestätigung hat folgenden Wortlaut: 

Ich bestätige, daß (Vorname, Vatersname, Familienname des 
Verstorbenen), der in der Stadt (genaue Adresse) wohnte, an 


28 


206 


(Diagnose) gestorben ist. (Die Diagnose ist mit lateinischer Be- 
zeichnung gemäß der medizinischen Nomenklatur und in Klam- 
mern auch auf Russisch, falls dies angängig ist, einzutragen.) 
. d Der zweite Teil des Zirkulars bestimmt, daß 1. die Registri- 
rungsämter verpflichtet sind, bei der Registrierung von Ehe- 
schließungen eine Unterschrift von den Eheschließenden darüber 
zu verlangen, daß beide über den Zustand ihrer Gesundheit 
unterrichtet sind, und 2. vor der Abnahme dieser Unterschrift 
den Bürgern der Inhalt des $ 155 des Strafkodex, der von der 
Verantwortung im Falle einer Übertragung einer Geschlechts- 
krankheit auf eine andere Person handelt, erläutert wird. Die 
Unterschriften der Eheschließenden verbleiben in den Akten der 
Registrierungsämter. 

Zu dem ersteren Punkt muß bemerkt werden, daß die ärzt- 
liche Feststellung der Todesursache schon früher in einer Reihe 
von russischen Städten vorgeschrieben war, so z. B. in Leningrad 
seit 1867, in Moskau seit 1878, in Warschau seit 1880 und in 
Odessa seit 1891. Bis zum Jahre 1914 war die Zahl dieser Städte 
auf 99 gestiegen; die Angaben über die Todesursachen in diesen 
Städten wurden seit dem Jahre 1904 in dem vom Ärztlichen 
Hauptinspektorat jährlich herausgegebenen Medizinalbericht 
zusammengestellt. Falls nicht für jede Stadt zugleich auch die 
Wohnbevölkerung und deren Verteilung nach Alter und Ge- 
schlecht angegeben werden kann und die ortsfremden Ge- 
storbenen eliminiert werden, kann natürlich die Auswertung 
und Vergleichbarkeit einer solchen städtischen Todesursachen- 
statistik nur gering sein. Daß die ärztliche Feststellung der 
Todesursache in den ausgedehnten und dünn bevölkerten länd- 
lichen Bezirken Rußlands noch nicht möglich ist, dürfte ein- 
leuchtend sein; weniger einleuchtend dürfte dagegen sein, daß 
diese Forderung der Wissenschaft und der Ärzte selbst in vielen 
dichtbevölkerten Bezirken Deutschlands und insbesondere 
Preußens noch nicht erfüllt ist, obgleich dort im Gegensatz zu 
Rußland ein Überfluß an Ärzten vorhanden ist. 

Medizinische Statistik in Bulgarien. Im Anschluß an den 
gleichlautenden Aufsatz auf S. 126 des 2. Heftes sei noch er- 
wähnt, daß nach einer neueren Mitteilung in Nr. 10/11 des Jahr- 
gangs 1925 der von der Direktion für Volksgesundheit heraus- 
gegebenen Zeitschrift „Iswestija‘‘ bereits im Jahre 1924 bei 
dieser Direktion eine besondere Abteilung für sanitäre 
Statistik gegründet worden ist. Dieser Abteilung ist die Ein- 
führung der ärztlichen Bestätigung der Todesursache in allen 
Orten, in denen sich ein Arzt befindet, zu verdanken. Die auf 
diese Weise erzielten Angaben sind so befriedigend, daß man 
bereits mit der Statistik der Todesursachen für 63 Städte be- 
gonnen hat. Um verwertbare Diagnosen von den Ärzten zu er- 
halten, wurde jedem Arzt die Internationale Nomenklatur der 
Todesursachen überreicht. Die Ergebnisse der Todesursachen- 
statistik der 63 bulgarischen Städte werden bereits für jeden 
Monat des Jahres 1925 in den ‚‚Monatlichen statistischen Mit- 


teilungen der General-Direktion für Statistik“ veröffentlicht. 


Die Abteilung für sanitäre Statistik bei der Direktion für 
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Volksgesundheit ist beauftragt, die Ergebnisse der von der 
statistischen Zentralbehörde aufgestellten demographischen 
Statistik in einer für die Medizinalverwaltung praktischen Weise 
umzuarbeiten. Zu diesem Zweck sollen Kartogramme über die 
Natalität und Mortalität in jedem Bezirke während der letzten 
5 Jahre hergestellt und die Mortalität nach Alter, Geschlecht, 
Beruf und sozialer Lage, insbesondere auch die Säuglings- 
sterblichkeit, systematisch untersucht werden, um eine Grund- 
lage für die einzuschlagende Gesundheitspolitik zu gewinnen. 
Die Ergebnisse dieser Untersuchung sollen in einer Sonderaus- 
gabe der ‚‚Iswestija‘‘ veröffentlicht werden. 

Statistik der Geisteskranken in Italien. Die Italienische 
Psychiatrische Gesellschaft (Società Freniatrica Italiana) hat 
in Verbindung mit dem Institut für soziale Hygiene und Pro- 
phylaxe und mit Unterstützung der Regierung eine Zentral- 
stelle für Stätistik der Geisteskranken in Italien an der Pro- 
vinzial-Irrenanstalt in Ancona, die vom Professor Gustav 
Modena geleitet wird, gegründet, deren Tätigkeit am 1. Januar 
1926 begonnen hat. Diese soll in einer Materialsammlung und 
Auskunftserteilung bestehen. 

Dritte Studienreise medizinal-statistischer Sachverständiger, 
veranstaltet von der Hygiene-Sektion des Völkerbundes. Um die 
Bearbeitung der Todesursachenstatistik in den auf diesem Ge- 
biete führenden Ländern praktisch kennen zu lernen, hatte 
die Hygiene-Sektion des Völkerbundes mit Unterstützung der 
Rockefeller Foundation 15 Sachverständige aus Österreich 
(Dr. S. Rosenfeld), Belgien, Dänemark, England (Dr. T. H. 
C. Stevenson), Finland, Frankreich (Dr. M. Huber), Deutsch- 
land (Dr. E. Roesle), Italien (Prof. Niceforo), Norwegen, 
Polen, Schottland (Dr. J. C. Dunlop), Schweden, Schweiz, 
Vereinigte Staaten von Amerika (Dr. Davis) und Chile zu einer 
Studienreise durch Dänemark, Schweden, Norwegen, Schott- 
land, England, Niederlande und die Schweiz, die am 29. Juli 
1925 in Kopenhagen startete, eingeladen. In allen diesen Län- 
dern sind die Ärzte gesetzlich verpflichtet, die Todesursache 
bei den von ihnen behandelten Gestorbenen anzugeben. Die 
Aufgabe dieser Studiengesellschaft war es nun, die Auszählung 
der Todesursachen, ihre statistische Aufbereitung und ihre 
Tabellierung in den einzelnen Ländern an der Hand der Formu- 
lare zu verfolgen. Auf Grund der gesammelten Erfahrungen, 
über die in Genf referiert und diskutiert wurde, wurden ver- 
schiedene Resolutionen zur Vereinheitlichung und Vergleichbar- 
keit der Todesursachenstatistik abgefaßt. Wiederum hat sich 
gezeigt, daß zur Verfolgung dieses Zieles das praktische Studium 
dieser Statistik und die persönliche Aussprache hierüber uner- 
läBlich sind. Wohl jeder, der die große Bedeutung einer einheit- 
lichen Todesursachenstatistik für die medizinische Wissenschaft 
erkannt hat, wird daher der Hygiene-Sektion und der Rocke- 
feller Foundation für die so kraftvoll bekundete Initiative zur 
Förderung dieses seit langem erstrebten Zieles dankbar sein. 
Über einige wichtige Ergebnisse dieser Studienreise wird in 
dieser Zeitschrift berichtet werden. E. Roesle (Berlin). 
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Der Stand der Frage der Sterilisierung Minderwertiger. 
Von L.STEMMLER, Arnsdorf i. Sa. 


„Menschen erachte ich vor den größten Reichtum 
eines Staates“ war ein bezeichnender Ausspruch 
Friedrichs d. Gr. und „eine gut vererbte Anlage zu 
haben, ist die erste Bedingung für einen Menschen, 
um im Leben mit Erfolg zu bestehen und ein Volk von 
gut erblich veranlagten Menschen zu sein, ist die erste 
Bedingung für das Gedeihen der Nation‘‘ war die Auf- 
fassung eines Herbert Spencer. Diese aus den 
äußeren Umständen und der Zeit wohl erklärlichen 
verschiedenen Auffassungen über Quantität und 
Qualität der Nachkommenschaft eines Volkes haben 
auch bei uns in Deutschland eine ganz besondere Be- 
deutung gewonnen und die hohe Bewertung der 
Quantität vor dem Kriege hat nach ihm einer Höher- 
bewertung der Qualität Platz gemacht, wenn auch 
zweifellos noch die Menge eines Volkes, wie es be- 
sonders Krohne betont, keineswegs außer acht ge- 
lassen werden darf, wenn es nicht Schaden leiden soll 
wie einst die Römer und Griechen. 

Diese Wertschätzung der Qualität zeigte sich natur- 
gemäß zuerst in einem Lande, wo die Gefahr der 
Rassenverschlechterung durch Vermischung mit einer 
minderwertigen Rasse bestand wie in Nordamerika. 
Deshalb wurde im Jahre 1855 im Territorium Kansas 
ein Gesetzesantrag gestellt, daß ein Neger oder Mulatte, 
der eine weiße Frauensperson geschlechtlich miß- 
brauchte oder zur Heirat zu zwingen versuchte, zur 
Kastration verurteilt werden sollte. Im Hintergrunde 
stand natürlich auch der Gedanke der Strafe an dem 
Teile, mit dem an der Rassenehre gesündigt worden 
war. 

BekanntermaBen bestand früher die Einwanderung 
nach Nordamerika zu einem groBen Teile aus dem Ab- 
hub Europas, also aus Minderwertigen der weiBen 
Rasse in geistiger, kôrperlicher und moralischer Hin- 
sicht und diese Erfahrung lenkte die Aufmerksamkeit 
der Amerikaner auf diese Gefahr der Rassenver- 
schlechterung, und es ist nicht verwunderlich, wenn 
bei ihnen der Gedanke der Eugenik, d. h. der Er- 
forschung und Herbeiführung der Bedingungen für 
Besserung der Erbanlage einer Bevölkerung, auf be- 
sonders empfänglichen Boden fiel. 

Durch die Entwicklung der Chirurgie, die sich bei- 
nahe gefahrlos an die Eröffnung der Bauchhöhle 
wagen konnte, konnte die Eugenik auch an die Aus- 


schaltung Minderwertiger von der Fortpflanzung 
durch operative Maßnahmen denken, da Eheverbote, 
Asylierung usw. nicht den gewünschten Erfolg oder 
sonstige Nachteile brachten. 

Zur Zeit finden 3 Arten der operativen Unfruchtbar- 
machung Anwendung: 

1. durch Kastration, 

2. durch Sterilisierung mittels Vasectomie oder 

Salpingectomie, 

3. durch Bestrahlung der Keimdrüsen mit Rôntgen- 

strahlen. 

Um jedes Mißverständnis zu vermeiden, darf man 
mit Kastration nur den Eingriff bezeichnen, der in der 
Entfernung der Keim- oder Geschlechtsdrüsen be- 
steht, der also die weiter unten erwähnte Vasectomie 
und Salpingectomie nicht einschließt. 

1. Die Kastration aus den verschiedensten Gründen 
ist bekanntlich eine uralte Operation. Siehat den Nach- 
teil, daß sie den vor der Geschlechtsreife, also etwa vor 
dem 25. Lebensjahre Kastrierten schwer schädigt und 
entstellt, indem seine körperliche Entwicklung ge- 
hemmt wird, indem seine sekundären Geschlechts- 
merkmale, wie Bartwuchs, Stimmwechsel, propor- 
tionierte Körperform usw., wie auch die Charakter- 
entwicklung nicht zum Abschluß gelangen, kurz die 
Geschlechtsreife verhindert wird. H. Fischer hat in 
letzter Zeit von epileptischen Anfällen bei Kastrierten 
bei allerdings nur wenigen Fällen berichtet. Sonst 
bestreiten eine Anzahl von Autoren, wie Rieger schon 
vor vielen Jahren, schädliche Folgeerscheinungen bei 
Männern, die nach dem 25. Jahre operiert worden 
sind. In einer Anzahl von Fällen sind diese Folge- 
erscheinungen durch Einheilen von Eierstöcken oder 
Hoden in die Bauchwand behoben worden. doch nicht 
immer und auch nicht von Dauer. 

Die Kastration erscheint im Gegensatz zur Vasecto- 
mie wohl geeignet, den Geschlechtstrieb herabzu- 
setzen, unter Umständen zum Schwinden zu bringen, 
wenn auch nicht in allen Fällen. 

Die Fälle von S.Frank, Oberholzer, Pietrusky, 
Mühsam usw. (sexuell abgeartete Psychopathen, 
Imbezille usw.) zeigten günstige Erfolge der Kastra- 
tion, indem nach längerer oder kürzerer Zeit die krank- 
haft gesteigerte Libido und Potenz schwanden und den 
Operierten sogar ein soziales Leben ermöglicht wurde. 
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In anderen Fällen sollen aber (nach Slotopolsky, 
H. Fischer, Fire) statt der Sexualität andere Ab- 
wegigkeiten, wie Wandertrieb, haltloses Verhalten 
usw. sich eingestellt haben. Bei der Homosexualität 
ist, da sie wohl in den meisten Fällen auf einer eigen- 
artigen angeborenen Gehirnanlage beruht, nur da in 
der Hinsicht eine Besserung zu erwarten, wo eine er- 
höhte geschlechtliche Erregbarkeit besteht, die ge- 
bessert wird. 

Die Kastration hat also heutzutage nur eine recht 
beschränkte Bedeutung als eugenische und sozial- 
politische Maßnahme bei oft rückfälligen Sittlichkeits- 
verbrechern. 

2. An die Stelle der Kastration ist seit etwa 30 
Jahren die Sterilisierung durch Vasectomie oder 
Salpingectomie getreten, d.h. man durchschneidet den 
Samenstrang bei Männern und den Eileiter bei Frauen, 
oder man entfernt aus beiden Stücke mit Erhaltung 
der Keimdrüsen, schließt die eine Schnittstelle, wäh- 
rend man die nach der Geschlechtsdrüse zu offen läßt, 
damit deren Produkte sich in die Gewebe entleeren 
können, denn sie sind für den normalen Ablauf im 
Körperhaushalt besonders im sich entwickelnden Kör- 
per sehr notwendig. Die so Operierten bleiben fähig, den 
Geschlechtsakt auszuführen mit normaler Empfindung, 
sind aber außerstande, zu befruchten oder zu emp- 
fangen. Unerwünschte Nebenwirkungen wurden nicht 
beobachtet. Bei Männern ist die Maßnahme eine fast 
schmerzlose, in kürzester Zeit ausführbar und ganz 
gefahrlos, während bei Frauen die Eröffnung der 
Bauchhöhle nötig ist. 

3. Durch längere intensive Bestrahlung der Ge- 
schlechtsdrüsen mit Röntgenstrahlen ist eine unblutige 
Sterilisierung möglich. Doch ist diese bisher zu un- 
sicher in ihrem Erfolge gewesen und es besteht die 
nicht abzustreitende Gefahr, daß aus eventuell ge- 
schädigten Samen- oder Eizellen infolge Keimschä- 
digung (Blastophthorie) mißbildete Nachkommen ent- 
stehen können und zwar, wie heute einige annehmen, 
noch in späteren Generationen. Diese Untersuchungen 
stehen am Menschen noch aus und werden sich kaum 
einwandfrei machen lassen. 

Die sich nun erhebenden Fragen: Welche Krank- 
heiten kommen für die operative Unfruchtbarmachung 
in Frage, soll sie außer im Einverständnis nötigenfalls 
auch als Zwangsmaßnahme angeordnet werden können, 
welche Methode kommt im einzelnen Falle in Frage ? 
will ich bei den einzelnen Autoren beantworten, um 
Wiederholungen zu vermeiden. Fast alle haben sich 
ja zu diesen Fragen eingehend geäußert. 


Die Vasectomie wandten als die ersten Dr. Ochse- 
ner in Chicago und Sharp, Arzt an der Besserungs- 
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anstalt in Jeffersonville im Staate Indiana an, nach- 
dem schon 1894 Mears in Amerika sie aus rassen- 
hygienischen Gründen bei Entarteten empfohlen hatte. 
Sharp führte die erste Vasectomie 1899 an einem 
Sträfling auf dessen eigenen Wunsch aus und im 
selben Jahr an weiteren 71 jugendlichen Sträflingen 
wegen exzessiver Onanie, also als rein gesundheitliche 
Maßnahme, angeblich mit sehr gutem Erfolge, d. h. 
Wohlbefinden, gehobener geistiger und körperlicher 
Leistungsfähigkeit. Sharp kam nun auf den Ge- 
danken, daraus eine eugenische Maßnahme zu machen. 
Auf Grund seiner Erfolge (176 Fälle von 1899—1907) 
und auf seinen Antrag ging 1907 im Staate Indiana 
ein Gesetzesantrag durch, durch den die gesetzliche 
d. h. auch zwangsweise Verhütung der Fortpflanzung 
Minderwertiger eingeführt wurde. 

Diesem Beispiele folgten bis zum Jahre 1920 noch 
14 nordamerikanische Staaten (wo an Geisteskranken, 
Epileptikern, Schwachsinnigen und Verbrechern neben 
anderen auch körperlichen Leiden eine Sterilisierung 
mit oder ohne ihre Zustimmung vorgenommen wurde. 

Nach G. v. Hoffmann, der eine umfangreiche 
Darstellung aller rassenhygienischen Maßnahmen in 
Amerika mit ihrem Für und Wider gegeben hat, lassen 
sich diese Gesetze in 3 Gruppen teilen: 

l. das Gericht verlangt die Sterilisierung strafweise 
(Washington 1909, Nevada 1911). 2. ein Ausschuß 
von Fachleuten (Anstaltsärzte, Vorstände und Be- 
amte) entscheidet über die Frage der Sterilisierung 
(Indiana 1907, Kalifornien, Jova 1911 u. Nord-Dakota 
1913). 3. wie bei 2. Es findet aber eine gerichtliche 
Überprüfung der Entscheidung statt (New Jersey 
1911, New York 1912, Kansas und Michigan 1913). 
Die Gesetze von New Jersey und New York in der 
3. Gruppe sind nach Hoffmann die besten. Seit 1921 
ist im Staate Michigan die Sterilisierung der Geistes- 
schwachen, soweit es sich um vererbbare Zustände 
handelt, gestattet (Randolf). 

Laughlin, auch W. C. Rucker meint, daß die 
meisten dieser amerikanischen Gesetze schlecht ab- 
gefaßt seien, auf falscher biologischer Auffassung be- 
ruhen und der wissenschaftlichen Kritik nicht stand- 
halten. 

Von 1907 bis Ende 1920 sind im ganzen in Nord- 
amerika 3215 Sterilisierungen (1835 Männer und 1380 
Frauen) vorgenommen worden, davon in Kalifornien 
allein 2558. Undnach Wilhelm sind weiterhin in den 
Jahren 1920/21 noch mehr als 9000 Personen sterili- 
siert worden. Seit 1913 können in Kalifornien auch 
außerhalbder Anstalten hochgradig Geistesschwache 
auf Ansuchen der Eltern und des Vormundes unfrucht- 
bar gemacht werden. 

Dr. Hateh, Direktor der staatlichen kalifornischen 
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Irrenanstalten hat seit November 1910 bis 1912 268 
Sterilisierungen, meist freiwillige (160 an Männern, 
108 an Frauen) ausgeführt, davon waren 106 manisch- 
depressiv, 52 dementia praecoxkrank, 32 Schwach- 
sinnige, 23 Alkoholiker, 22 Epileptiker. Clarke 
machte 1912 mit Recht darauf aufmerksam, daB die 
groBe Klasse der Dégénérés für die Gesellschaft eine 
viel größere Gefahr darstelle, als die eigentlichen 
Geisteskranken. 

In den anderen nordamerikanischen Staaten ist von 
den Gesetzesmöglichkeiten nicht oder nur in sehr be- 
schränktem Maße Gebrauch gemacht worden, weil die 
Allgemeinheit oder einzelne einfluBreiche Personen 
dagegen waren. Zur Zeit sollen nach Popenoe diese 
rassenhygienischen Gesetze nur noch in 2 Staaten 
(Kalifornien und Nebraska) zufriedenstellend und 
regelmäßig angewandt werden. 

Jedenfalls ist es ein unbestreitbares kulturelles Ver- 
dienst Nordamerikas, einmal entschlossen an dieses 
schwierige Problem herangetreten zu sein. 

In der an und für sich richtigen Erwägung, daß 
Sterilisierungen in so geringer Zahl nicht genügen, die 
Minderwertigen auszumerzen, hat ein amerikanischer 
rassenhygienischer Ausschuß unter der Führung von 
Laughlin einen Plan aufgestellt, nach dem fort- 
laufend immer etwa !/, aller gleichzeitig Lebenden 
sterilisiert werden sollte, so daß bis zum Jahre 1980 
etwa 15 Millionen minderwertige Amerikaner sterili- 
siert sein würden. 


Aber auch in Europa war man dieser Frage, wenn 
auch nur theoretisch, nähergetreten. 

Es soll in Schottland schon in alter Zeit ein Gesetz 
bestanden haben, nach dem Epileptische, Irre, Gich- 
tische usw. kastriert wurden, um die Minderwertigkeit 
dieser Leute zu bekämpfen. 

Im Jahre 1898 und auch noch 1924 trat Zucca- 
relli in Italien für die Sterilisierung Minderwertiger 
in entschiedener Weise ein. Man fand ihn aber in 
seinen Forderungen zu weitgehend. 

In Deutschland machte der sächsische Psychiater 
Naecke im Jahre 1899 als erster auf die amerikani- 
schen Sterilisierungsversuche aufmerksam und warb 
auch in der Zukunft bei uns für sie. Wie er damals 
schrieb, habe man darob gelacht, den Kopf geschüttelt 
oder den Entrüsteten gespielt. Dabei hatte er die be- 
stimmte Auffassung, daß Deutschland wie alle euro- 
päischen Staaten von Entartung noch sehr weit ent- 
fernt seien und daß es keinesfalls feststehe, daß die 
Geistes- und Nervenkrankheiten wirklich im Zu- 


nehmen begriffen seien. Der Umstand stehe aber fest,. 


daß die Fortpflanzung Minderwertiger viel Unglück 
in die Familien trage und dem Staate viel Geld koste. 
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Deshalb sei vorläufig allein ein eventuelles Einschreiten 
geboten bei Imbezillität, Idiotie, Epilepsie, Periodikern 
und Zyklikern,Paranoiïikern,schweren Hysterischen, bei 
den chronischen alkoholischen Psychotikern, ja schon 
den schweren unheilbaren Säufern ohne Komplikation, 
ev.auch Paralytikern. Die akuten Psychosen wollte er 
ausnehmen, um nicht die gute Sache zu gefährden. 
Falls Kastration in Frage käme, wie bei moral in- 
sanity, verlangte er sie beim Manne erst nach dem 
25. Lebensjahre, nach vorheriger Internierung bis 
dahin. Er glaubte, daß der Staat genau dasselbe Recht 
habe, in gewissen Fällen zu sterilisieren, wie er ver- 
anlasse, Verbrecher, Irre usw. einzusperren und zwar 
zum allgemeinen Besten. Erlaubnis des Kranken bzw. 
seines Vormundes und vor allem des Richters würde 
Voraussetzung sein und um möglichst gewissenhaft zu 
sein, würde im konkreten Falle vielleicht ein Kollegium 
von Sachverständigen entscheiden müssen. Je vor- 
sichtiger man anfangs zu Werke gehe, um so mehr 
würde sich die Sache einführen. Er glaubte weniger an 


einen rassehygienischen als an einen sozialen Wert, 


d. h. solche sterilisierten Wesen könnten eher aus der 
Anstalt entlassen werden und produktiv tätig sein. 

Wie Naecke dachte 1910 im wesentlichen auch 
Löwenfeld nur wollte er die Trinker, die zum zweiten 
Male wegen Trunksucht der Anstaltsbehandlung zu- 
geführt werden müßten, sterilisiert haben. 

v. Sury äußerte sich ähnlich. Die zwangsmäBige 
Unfruchtbarmachung hielt er nur für angängig bei 
Gewohnheitsverbrechern, Sexualverbrechern im Rück- 
fall und bei Dirnen, bei den letzten beiden Kategorien 
und bei Nymphomanen auch die Kastration. 

Hegar versprach sich dagegen nach seinen Er- 
hebungen von der Sterilisierung geisteskranker Ver- 
brecher nichts. Er befürwortete sie aber, abgesehen 
von den geheilt und gebessert entlassenen weiblichen 
Geisteskranken, bei den Zwangszöglingen. 

Wilhelm stand 1911 auf einem ähnlichen Stand- 
punkt, ev. sogar einer Sterilisierung auch ohne Ein- 
willigung, aber erst nach Entscheidung einer Kom- 
mission. 

Im Gegensatz dazu betonte einerseits Dannemann 
1912 auf dem Kongreß für Familienforschung usw., 
daß aus Anstalten entlassene Zöglinge noch dauernd 
im Auge behalten und ihre Fortpflanzung ev. durch 


' Internierung hintangehalten werden müsse, anderer- 


seits wurde aber den vermeintlich radikalen Vor- 
schlägen Oberholzers, der Sterilisierung bei ge- 
wissen Krankenkategorien befürwortete, von allen 
Seiten lebhaft widersprochen. 

Dasselbe taten Rosenfeld, Sommer, Bonger 
u. a. auf der internationalen Tagung für Kriminal- 
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anthropologie 1915 in Köln. Aschaffenburg sagte 
dort: „Nichts könne die Entwicklung des Sterilisie- 
rungsproblems besser kennzeichnen, als daß Groß, der 
1900 einem Aufsatz von Naecke über den Gegenstand 
die Bemerkung zusetzen zu müssen glaubte, es sei 
kaum anzunehmen, daß der Vorschlag ‚jemals irgend- 
wo“ zur Durchführung gelangen würde, 1912 sich rück- 
haltlos an die Spitze derer stellte, die eine baldige Ver- 
wirklichung der Forderung verlangen. Er (Aschaffen- 
burg) könne sich nicht zu so Weires nengen Forde- 
rungen entschließen.“ 

Menschen- und Volksfreunde in großer Zahl (Gru- 
ber, Rüdin, Weigandt u. a.) warnten damals ein- 
dringlich vor dem leichtsinnigen Kinderzeugen seitens 
Minderwertiger und verlangten behördliche obligate 
Eheatteste. 

1918 schrieb Schallmayer, der in der Rassen- 
hygiene unsterbliche Verdienste erworben hat: ‚Zur 
Rechtfertigung rein eugenischer Indikationen wird 
mit Ausnahme verhältnismäßig seltener Fälle abge- 
wartet werden müssen, bis einerseits die Anschauungen 
über Volkseugenik unter geeigneter Propaganda reifer 
und populärer geworden sein werden, andererseits bis 
einigermaßen zuverlässige Feststellungen darüber zur 
Verfügung stehen werden, was in der einzelnen Person 
an Erbanlagen steckt.“ 

Als ein entschiedener Befürworter tritt Stroh- 
mayer den Sterilisierungs-Protestlern entgegen und 
bezeichnet es „als einen Unsinn, wenn man die Sterili- 
sierung als ein barbarisches Radikalmittel in der Be- 
kämpfung der Psychosen und anderer sozialschädlicher 
degenerativer Zustände bezeichnet‘ und fragt, „ob 
wohl auch bei uns einmal die Erkenntnis sich Bahn 
bricht, daß das Recht des Individuums auch auf diesem 
Gebiete seine Grenzen an dem Wohle der Gesamtheit 
findet?“ Auch ihm erscheint die Ausschaltung der 
Fortpflanzungsmöglichkeit der Zwangs- und Fürsorge- 
zöglinge höchst wünschenswert, da sie im zeugungs- 
freudigsten Alter stehen. 

In der Schweiz war man schon seit über einem Jahr- 
zehnt in der Sterilisierungsfrage aktiv vorgegangen 
und Naecke hatte die einstimmige Entschließung der 
36. Jahresversammlung der Schweizer Irrenärzte zu 
Wil im Jahre 1905 auf einen Vortrag von Good mit 
Freuden begrüßt, der die Erwünschtheit der Sterili- 
sierung von Geisteskranken und die gesetzliche Rege- 
lung der Materie forderte. 

Zu dieser kam es zwar nicht, und trotzdem brachten 
Maier und Oberholzer die Sache weiter. Maier be- 
richtete 1910 in der juristisch-psychiatrischen Ver- 
einigung in Zürich über die amerikanischen Sterili- 
sierungsgesetze. Die Anregung Sharps bezeichnete 
er als eine Kulturtat. In Europa müsse das Beispiel 
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Nachahmung finden. Er erklärte den angeborenen 
Schwachsinn, die Epilepsie, den schweren Alkoholis- 
mus und ähnliche chronische Vergiftungszustände, 
das manisch-depressive Irresein als vererbbare Geistes- 
störungen. Die Sterilisierung dieser kranken Indi- 
viduen bezeichnete er als das vorläufig einzige Mittel, 
gegen die Verbreitung dieser Zustände durch Ver- 
erbung anzukämpfen und er fand dabei den Beifall 
sämtlicher anwesenden Vertreter der theoretischen 
und praktischen Jurisprudenz und Medizin. 

Gemeinsam mit ihm berichtete in vorzüglicher 
überzeugender Weise Oberholzer über 19 Kastra- 
tionen und Sterilisierungen. Sie betrafen in der 
Hauptsache weibliche schwer belastete, intellektuell 
und moralisch defekte, zu sexuellen Exzessen oder 
Verbrechen neigende Geisteskranke, die zum großen 
Teil wegen ihrer krankhaften Libido und Geschlechts- 
veranlagung kastriert wurden. An diesen in ihrer 
Eigenart genau dargestellten Fällen wollte O. zeigen, 
„was bei schweizerischen Verhältnissen außerhalb 
einer gesetzlichen Regelung bereits erreicht werden 
konnte, welche Mängel aber auch der damaligen Praxis 
anhafteten und wie groß die Notwendigkeit einer ge- 
setzlichen Normierung der Frage auch in der Schweiz 
war.“ In allen seinen Fällen wurde die eugenische 
Forderung erreicht, recht oft auch die individuelle, 
soziale und therapeutische. Im Verhältnis schwere 
körperliche Schäden wurden nicht eingetauscht, wenn 
Verfasser auch betont, daß einmal dabei eine Psychose, 
wie eine Dementia praecox zum Ausbruch kommen 
könnte. 

Steck teilte 1925 mit, daß im Kanton Waadt 28, 
nur freiwillige oder mit Einwilligung der Eltern oder 
des Vormundes Sterilisierungen bzw. Kastrationen 
vorgenommen worden seien. | 


Gegen die Sterilisierung ist von jeher bis heute 
regelmäßig der Einwand erhoben worden, daß es dem 
Eugeniker überhaupt unmöglich sei, die Erbanlagen 
des einzelnen Kindes vorherzusagen. Und obwohl 
die. Erbgesetze heutzutage viel besser erforscht sind 
als vor 30 Jahren, macht gerade die Erforschung der 
menschlichen Familie bzw. der Beschaffenheit der 
Nachkommenschaft besondere Schwierigkeiten, die 
kein geringerer als der auf diesem Gebiet so erfahrene 
Psychiater Rüdin wiederholt entsprechend gewürdigt 
hat. Naecke hat den Einwand, daß auch Entartete 
unter Umständen gesunde Kinder haben könnten und 
hätten, ohne große wissenschaftliche Betrachtungen 
einfach damit zurückgewiesen, daß man eben nur die 
extremsten Fälle sterilisiere, von denen jeder ef- 
fahrene Psychiater mit höchster Wahrscheinlichkeit 
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eine entartete Nachkommenschaft vorhersage. Was 
wolle es schließlich besagen, wenn etwa unter 100 
solchen Fällen doch vielleicht in 10 Fällen die Pro- 
gnose nicht einträfe gegenüber dem unendlichen 
Nutzen, den wir in den übrigen 90 für das Allgemein- 
wohl geschaffen haben? Das ist auch der praktische 
Standpunkt des Tier- und Pflanzenzüchters, dem von 
altersher bekannt ist, daB minderwertige Elterntiere 
auch minderwertige Nachkommenschaft haben, und 
keiner von ihnen würde schon instinktiv wagen, solche 
fortzuzüchten. Nur bei dem doch weit wertvolleren 
Menschen, der unter seiner Minderwertigkeit oft so 
unendlich leiden muß, schlägt man diese Lehren in den 
Wind und verschließt ihnen gegenüber die Augen. Wäre 
denn von den auf den Rat Oberholzers kastrierten 
Menschen nur mit irgendwelcher Wahrscheinlichkeit 
eine wertvolle Nachkommenschaftzuerwarten gewesen? 
Und gibt es nicht eine Unmenge solcher Wesen ? 

Bei Laien, aber auch bei Ärzten besteht der äußerst 
verderbliche Aberglaube, man könne Geisteskrank- 
heiten durch Mischung mit gesundem Blut zum Ver- 
schwinden bringen. In Wirklichkeit verseucht man 
ev. damit eine gesunde Familie, abgesehen daß es un- 
möglich ist, nachzuweisen, ob die vermeintlich ge- 
sunde Person auch keimgesund ist. 

Von noch größerer praktischer Bedeutung waren 
damals und sind heute noch die juristischen Bedenken, 
die natürlich in den medizinischen ihren innersten 
Grund haben. Nach der Anschauung der deutschen 
Juristen stellt nach §§224 und 225 des StGB., das vom 
Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre stammt, 
jede Sterilisierung, die nicht zu Heilzwecken dient, 
wegen der Aufhebung der Zeugungsfähigkeit eine 
schwere Körperverletzung dar, die mit Zuchthaus von 
2 bis 10 Jahren ohne Zulassung mildernder Umstände 
bestraft wird. Einige vertreten allerdings den Stand- 
punkt, daß die Einwilligung des zu Sterilisierenden 
Straffreiheit gebe (volenti non fit injuria). Andere 
wieder behaupten, das gälte nur für leichte Körper- 
verletzungen, keinesfalls für die Sterilisierung. Heim- 
berger vertritt sogar die Auffassung, daß, da ein 
Geisteskranker keine rechtliche Willenserklärung ab- 
geben könne, sein gesetzlicher Vertreter für ihn zu 
sorgen habe, wozu keinesfalls die Sterilisierung aus 
eugenischen Gründen gehöre. Sehr zurückhaltend gegen- 
über der eugenischen Sterilisation verhalten sich Eber- 
mayer, Rosenfeld, Schiedemeyer, v. Lilien- 
thal, Löwenthal u. a. Dehnow setzt sich dafür 
ein. Trotz aller sonstigen Verschiedenheiten der 
Meinungen der Juristen in dieser Frage scheinen sie 
doch in dem einen Punkte einig zu sein, daß eine 
Zwangssterilisierung auf Veranlassung des Staates 
oder von sonstwem de lege lata streng verboten sei. 
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v. Lilienthal glaubt, daß die Vornahme der 
Sterilisierung der Geisteskranken wohl das erste sein 
würde, was der Staat als berechtigt anerkennen würde. 
Daß dieser Schritt in Deutschland bald geschehen 
werde, halte er nicht für sehr wahrscheinlich. 

Der Krieg, vor allem die Nachkriegszeit mit ihren 
wirtschaftlichen Nöten lenkte allgemein die Aufmerk- 
samkeit auf Sparmaßnahmen, besonders auf dem Ge- 
biete der Fürsorge, wo in glücklicheren Zeiten unge- 
heure Summen als nobile officium für die Elenden 
und Kranken aufgewendet wurden. Kaup, Seuffert 
und die Berichte deutscher und amerikanischer Be- 


‘hôrden zeigen das in reichem Maße. So verausgabte 


der Provinzialverband der Provinz Brandenburg 
i. J. 1909 für Geisteskranke, Taubstumme und Blinde 
5 Millionen #, die Stadt Berlin über 51, Millionen # 
für ihre 7 Irrenanstalten. Die Kosten der Strafver- 
folgung und des Strafvollzugs wurden in Deutschland 
vor dem Kriege auf 100 Millionen M geschätzt usw. Die 
Ausgaben für einen normalen Volksschüler betrugen 
120—130 # pro Jahr, für einen Hilfsschüler etwa 
250 #. Zugleich wurde in den verschiedensten Län- 
dern, z. B. auch in Amerika statistisch nachgewiesen, 
daß die niederen Bevölkerungsklassen und die Minder- 
wertigen sich zahlreicher vermehrten als die höheren 
Kreise und die Höherwertigen, so daß man für die Zu- 
kunft der Staaten fürchtete. In den verschiedensten 
Ländern Europas, nicht nur in den besiegten, z. B. 
auch in Italien und Schweden befaßte man sich wieder 
intensiver mit der Sterilisierungsfrage, während in 
Amerika diese Bewegung in ruhigere und vernünftigere 
Bahnen gekommen zu sein scheint. 

Als einer der entschiedensten Vertreter der Sterili- 
sierung in Deutschland trat der sächsische Bezirksarzt 
Boeters hauptsächlich in ärztlichen Vereinsblättern 
und in der Tagespresse mit seiner ‚Lex Zwickau” auf. 
In einer Eingabe an das sächsische Gesamtministerium 
stellte er folgende 9 Leitsätze auf: 

1. Kinder, die bei ihrem Eintritt in das schulpflich- 
tige Alter als blind (blindgeboren), taubstumm (taub- 
stummgeboren) oder blödsinnig — und somit als un- 
fähig erkannt worden sind, an dem normalen Volks- 
schulunterricht mit Erfolg teilzunehmen, sind einer 
Operation zu unterziehen, durch welche die Fort- 
pflanzungsfähigkeit beseitigt wird. 

2. Bei der Operation sind die für die ‚innere Sekre- 
tion‘‘ wichtigen Organe zu erhalten. 

3. Den Eltern darf die Bezahlung der entstehenden 
Kosten nicht angesonnen werden. 

4. Zuständig für die Erteilung der Genehmigung zur 
Vornahme der Operation ist neben den Eltern auch das 
Vormundschaftsgericht. 

5, Bei den in Landesanstalten untergebrachten Blind- 
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geborenen, Taubstummgeborenen, Blödsinnigen, Epi- 
leptischen und Geisteskranken' ist die sterilisierende 
Operation vor der Entlassung vorzunehmen. 

6. Der Operation sind zu unterziehen Sittlichkeits- 
verbrecher und solche Personen, die 2 oder mehr un- 
eheliche Kinder geboren haben, deren Vaterschaft 
zweifelhaft ist. 

7. Zur Eheschließung sind Blindgeborene, Taub- 
stummgeborene, Epileptiker, Blödsinnige und Geistes- 
kranke erst dann zuzulassen, wenn bei ihnen eine 
sterilisierende Operation vorgenommen ist. 

8. Verbrechern kann ein Teil ihrer Strafe erlassen 


werden, wenn sie sich freiwillig einer sterilisierenden 


Operation unterzogen haben. 

9. Damit nicht die sterilisierten blödsinnigen Mäd- 
chen zu einer besonders großen sittlichen und gesund- 
heitlichen Gefahr (Geschlechtskrankheiten) für die 
männliche Jugend werden, ist über die stattgefundene 
Operation Stillschweigen — besonders auch von seiten 
der Familienangehörigen zu beachten. 

Boeters legt den von ihm angegebenen MaB- 
nahmen eine ungeheure Wichtigkeit bei und will da- 
mit unser Vaterland vor dem sicheren Untergang be- 
wahren. In der Leipziger Lehrerzeitung 1924 verlangt 
er ein Reichsgesetz mit grundsätzlich zwangsweiser 
Sterilisierung der geistig Minderwertigen. Der be- 
kannte Chirurg Braun im staatlichen Zwickauer 
Krankenstift und praktische Ärzte gingen auf B.s 
Anregungen ein und es sind, wie B. selbst angibt, in 
der kurzen Zeit von 5 Tagen in einer Zwickauer Klinik 
4 schwachsinnige Mädchen im Alter von 15—26 Jahren 
sterilisiert worden und bis Mitte Mai 1925 wohl gegen 
63 Personen (Kinder und Erwachsene). 

B. erfuhr aber von fast allen Seiten wegen seiner 
Forderung zwangsweiser Sterilisierung entschiedene 
Ablehnung und man fand seine Forderungen als zu 
weitgehend. Unter den Psychiatern war es besonders 
L. W. Weber, dem mit Recht die Bezeichnungen wie 
geistig minderwertig, blödsinnig, epileptisch, geistes- 
krank viel zu wenig scharf begrenzt erschienen, als 
daß man damit eine ärztliche Auswahl treffen oder gar 
Bestimmungen im Wege der Gesetzgebung erlassen 
könne. ‚Es sei durchaus unmöglich, auch nur einiger- 
maßen schematische Richtlinien aufzustellen, nach 
denen der Arzt, Gesetzgeber und Verwaltungsbeamte 
sich richten könnte. Es müsse vielmehr jeder einzelne 
Fall vom Spezialsachverständigen aufs genaueste auf 
die Erblichkeitsverhältnisse, auf den klinischen Zu- 
stand, die sozialen Verhältnisse usw. geprüft werden.“ 
Auch F. A. Weber schienen die B.schen Leitsätze 
weit über das Ziel hinauszuschießen und in dieser 
Form nicht ausführbar zu sein. Die verhältnismäßig 
zahlreichen Äußerungen im ärztlichen Vereinsblatt 
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z. B. Niedermeyers vertreten auch meist einen ab- 
lehnenden Standpunkt. In der Sitzung des Aus- 
schusses für Bevölkerungspolitik des preußischen 
Landtags erklärte die Berichterstatterin, daß B.s Vor- 
schläge viel zu weit gingen. Auch Aschaffenburg 
stimmte ihm nicht zu und rügt besonders, daß B. in 
der Sterilisierung sogar einen Ersatz der Strafe bei 
Verbrechern sieht. In letzter Zeit äußerte sich H. W. 
Maier als besonders sachverständig auf dem Gebiete, 
„daß es für jeden, der die erbbiologischen Probleme 
tiefer zu fassen suche und die praktischen Schwierig- 
keiten und Gefahren der Durchführung solcher Be- 
stimmungen selbst durchlebt habe, klar sei, daß die 
Leitsätze viel zu weit gehen und sich keineswegs zur 
Annahme eigneten. Von vielen Seiten wird aner- 
kannt, daß sich B. der Sache mit viel Konsequenz und 
Energie angenommen hat. 

Im selben Jahr (1923) erstattete das Staatliche. 
Forschungsinstitut für Rassenbiologie in Uppsala 
(Prof. Lundborg) ein offizielles Gutachten über die 
Sterilisierung von Geisteskranken usw., das zu dem 
Schlusse kommt: ‚daß die Direktion befürworte, daß 
besondere Bestimmungen über das Recht zur Sterili- 
sierung gewisser psychisch minderwertiger Individuen 
erlassen werden mögen. Die endgültige Entscheidung 
solle einer zentralen Behörde übertragen werden, in 
der sowohl medizinisch-biologisches als auch juridi- 
sches Sachverständnis gebührend vertreten sei. Die 
Grundsätze, die man einer derartigen Gesetzgebung 
zugrunde legen solle, seien kurz folgende: 

Sterilisierung aus rassenhygienischen Gründen möge 
nur dann vorgenommen werden, wenn auf Grund 
wissenschaftlicher Erkenntnis zu befürchten stehe, die 
in Betracht kommende Person könne sonst psychisch 
minderwertige Nachkommen erzeugen, und wenn das 
Reichsgesundheitsamt nach Prüfung der gegebenen 
Umstände dazu seine Einwilligung erteilt habe. 

Zu dieser Prüfung solle ihm vorliegen: 

1. Ein Bericht über die von einem sachverständigen 
Arzt ausgeführte Untersuchung sowohl des körper- 
lichen und psychischen Zustandes der betreffenden 
Person als auch ihrer Erblichkeitsverhältnisse, soweit 
diese zu ermitteln sind und ebenso Aufklärungen über 
die Lebensumstände des Untersuchten, soweit diese 
für die Sterilisierung Bedeutung besitzen. Ist derselbe 
verheiratet oder verlobt, so soll (wenn ernste Er- 
wägungen dafür.sprechen) auch eine gleichartige Un- 
tersuchung des anderen Teils gefordert werden. 

2. Die schriftliche Einwilligung der Person selbst 
oder, wenn sie nicht zurechnungsfähig ist, die Erlaubnis 
ihres Vormundes und, wenn sie verheiratet oder ver- 
lobt ist, die Zustimmung des anderen Teiles, daß die 
Sterilisierung erfolgen möge. In den Fällen, wo es sich 
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um eine minderjährige Person handelt, werde ihre 
Einwilligung durch die des Vormundes ersetzt oder 
vervollständigt. Nach durchgeführter Sterilisierung ist 
dem Reichsgesundheitsamt ein Bericht darüber einzu- 
senden.‘ 

Aus der Hand so erfahrener Erblichkeitsforscher und 
Psychiater, wie es die Verfasser dieses Gutachtens 
sind, Konnte nur ein so vorbildliches, in seinen Folge- 
rungen so vorsichtiges Gutachten hervorgehen, in dem 
zum Ausdruck kommt, daß wir beim jetzigen Stand 
der Wissenschaft bei der Stellung einer Vererbungs- 
prognose der Nachkommenschaft nur zu einem 
höheren oder geringeren Grade von Wahrscheinlichkeit 
gelangen können, in dem aber auch dem praktischen 
Bedürfnis freiwilliger Sterilisierung in gewissen Fällen 
Rechnung getragen wird. Sie halten die Sterilisierung 
für die sowohl leichteste als auch sicherste Art, der 
Fortpflanzung solcher Individuen vorzubeugen, und 
für eine MaBregel, die gewiß in den meisten Fällen als 
weniger den Interessen der betreffenden Individuen 
widersprechend angesehen werden kann als Ehe- 
verbote oder vieljährige Einsperrung. 

Wahrscheinlich unter dem Eindrucke der Boeter- 
schen Propaganda für die Sterilisierung beschäftigten 
sich die verschiedenen deutschen Regierungen und 
Körperschaften mit dieser Frage. Und so erstattete 
im Dezember 1924 Prof. Bonhoeffer im Ausschuß 
für Rassenhygiene und Bevölkerungspolitik des preuBi- 
schen Landesgesundheitsamts ein ausführliches Gut- 
achten betr. die Unfruchtbarmachung der geistig 
Minderwertigen. Er führt darin aus: ‚Die Frage eines 
Anwachsens der Geisteskrankheiten überhaupt und 
der endogen bedingten im besonderen sei keineswegs 
im bejahenden Sinne zu beantworten. Es müsse 
vorläufig noch als möglich bezeichnet werden, daß der 
Vermehrung dieser Krankheiten durch Vererbung ein 
ausreichendes Gegengewicht in der selteneren Ver- 
ehelichung, der geringeren Fruchtbarkeit, der größeren 
Sterblichkeit des Nachwuchses, vielleicht auch in einer 
in ihrem Ausmaß noch gar nicht ausreichend geklärten 
Regenerationsfähigkeit entgegenstehe. Die heutigen 
ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnisse könnten zu 
eugenischen Maßnahmen zwingen, doch lägen deren 
Auswirkungen in der Zukunft, über deren wirtschaft- 
liche Gestaltung man nichts Sicheres sagen könne. Um 
die großen Verluste an eugenischen Werten auszu- 
gleichen, sei es dringender als je, alle Möglichkeiten 
einer aktiven Förderung einer guten Volksaufzucht 
wirksam werden zu lassen, also auch die Unfruchtbar- 
machung der geistig Minderwertigen. Es komme nur 
darauf an, wie groß die Sicherheit sei, daß das er- 
wartete Ziel, nicht gesundes, sondern krankes kommen- 
des Leben zu zerstören, erreicht werde.“ B.geht dann 
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die in Betracht kommenden Krankheitszustände kri- 
tisch durch und kommt zu dem Ergebnis, „daß der 
Umkreis der Erkrankungen und krankhaften Zustände, 
bei denen schon heute mit erheblicher Wahrscheinlich- 
keit gesagt werden könne, daß die Vererbung der Er- 
krankung an die Abkömmlinge zu erwarten ist, gering 
sei, z. B. bei der Kreuzung zweier Schizophrenen, 
zweier Schwachsinniger, zweier erblich Tauber und 
bei der Huntingtonschen Chorea. Auch bei einzelnen 
Schwachsinns-, Epilepsie- und Psychopathenstämmen 
möge im Einzelfall diese Wahrscheinlichkeit vorliegen. 
Eine nennenswerte praktische Bedeutung in eugeni- 
scher Hinsicht komme bei der Beschränkung auf die 
hier genannten Indikationen der Unfruchtbarmachung 
kaum zu. Außerdem sei das Material der außerhalb 
der Anstalten befindlichen Schizophrenen und schizo- 
phren Belasteten, der Debilen und Psychopathen er- 
heblich größer als das in den Anstalten und komme für 
die Fortpflanzung mehr in Betracht, da es im Leben 
stehe und für gesund gelte. Diese Individuen durch 
Zwangsmaßnahmen von der Fortpflanzung aus- 
zuschließen, werde auch bei fortschreitender Klärung 
der klinischen und der Erbverhältnisse dauernd un- 
möglich bleiben. Anders mit der freiwilligen Un- 
fruchtbarmachung. Wenn mit erheblicher Wahrschein- 
lichkeit die Erkrankung der Abkömmlinge zu erwarten 
sei, scheine es ihm zulässig, und in manchen Fällen 
wünschenswert, die Sterilisierung des krankhaft Ver- 
anlagten mit seiner Zustimmung zu ermöglichen, mit 
den nötigen Sicherungen gegen den Mißbrauch im 
einzelnen Falle. Boeters gehe über das ärztliche und 
eugenische Gebiet hinaus, wenn er alle Sittlichkeits- 
verbrecher sterilisieren wolle, da sie nicht alle krank 
und vererbbar krank seien. In Betracht kämen vor 
allem psychopathische Sittlichkeitsverbrecher mit ge- 
steigerter und auf Perversitäten gerichteter Sexualität. 
Für diese käme nur die Kastration, nicht die Sterili- 
sierung, wie Boeters vorgeschlagen, in Betracht. 

Von Bonhoeffers Gutachten gilt dasselbe wie von 
dem der schwedischen Sachverständigen, es ver-. 
schweigt nicht die Schwierigkeiten des Problems, gibt 
aber auch das Bedürfnis einer Sterilisierung in ein- 
zelnen Fällen zu. 

In der gleichen Richtung wie das vorhergehende be- 
wegt sich das Gutachten, das Stemmler dem Sächs. 
Landesgesundheitsamt 1924 in der Frage erstattete. 
Wegen der strittigen Rechtslage schlug darauf das 
Landesgesundheitsamt vor, im Strafgesetzbuch für 
das Deutsche Reich vom 15. Mai 1871 im 17. Abschnitt 
(Körperverletzung) hinter $ 224 fo'genden § 224a ein- 
zufügen: 

„Eine strafbare Körperverletzung liegt nicht vor, 
wenn durch einen Arzt zeugungsunfähig gemacht 
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worden ist, wer an einer Geisteskrankheit, einer dieser 
gleich zu erachtenden anderen Geistesstörung oder an 
einer betätigten schweren verbrecherischen Veran- 
lagung leidet oder gelitten hat, die nach dem Gut- 
achten zweier hierfür amtlich anerkannter Ärzte mit 
großer Wahrscheinlichkeit schwere Erbschädigungen 
seiner Nachkommen erwarten läßt. 

Der Eingriff muß mit seiner Einwilligung oder bei 
Unmündigen mit Einwilligung des gesetzlichen Ver- 
treters und in beiden Fällen mit Zustimmung des Vor- 
mundschaftsgerichtes vorgenommen worden sein. Als 
Gutachter können nur gelten ein Psychiater und ein 
in Eugenik und Rassenhygiene erfahrener Arzt. Dieser 
Gesetzesentwurf wurde von densächsischen Ministerien 
des Innern und der Justiz befürwortend an das Reichs- 
justizministerium weitergegeben.“ 

Kankeleit glaubt, daß dieser Entwurf am besten 
dem gegenwärtigen Stande unseres Wissens und den 
kulturellen und sozialen Verhältnissen entspreche, 
während Boeters ihn als den vollen Gegensatz zu 
seinen Bestrebungen betrachtet. 

Das Gutachten spricht sich aus über die Krankheits- 
formen vererbbarer Geisteskrankheiten usw., bei 
denen eine Sterilisierung in Frage kommen könne ; und 
zwar seien dies: 

l. Kranke, die an einwandfrei nachgewiesener 
Dementia praecox mit deutlicher Gradausprägung 
leiden oder gelitten haben und nicht in Anstalten ver- 
pflegt werden. 

2. Kranke mit einwandfrei festgestelltem manisch- 
depressivem Irresein mit deutlicher Gradausprägung, 

3. Kranke mit einwandfrei festgestellter endogener 
Epilepsie. 

4. Schwer entartete Alkoholiker mit psychischen Er- 
scheinungen. Bei ihnen wirke außerdem möglicher- 
weise der Alkohol als die Nachkommenschaft schädi- 
gendes Keimgift. 

5. Nur ganz vereinzelte Fälle schwerer konstitu- 
tioneller Psychopathie. 

6. Kranke mit einwandfrei festgestelltem ange- 
borenem Schwachsinn aus inneren Ursachen mit er- 
heblicher Gradausprägung. 

7. Kranke mit Huntingtonscher (Erb-)Chorea, einer 
allerdings sehr seltenen, aber ausgesprochen erblich 
bedingten Geisteskrankheit. Aus jeder Ehe eines daran 
Erkrankten mit einem gesunden Partner gehen im 
Durchschnitt zur Hälfte kranke Kinder hervor. 

8. Schwere Anlageverbrecher, besonders schwere ge- 
walttätige Gewohnheits- und Sittlichkeitsverbrecher. 
Bei ihrer Ausschaltung aus der Fortpflanzung gehe die 
praktische Verbrechensbekämpfung Hand in Hand mit 
der Entartungsbekämpfung. Bei den Verbrechern 
wäre neben der freiwilligen Unfruchtbarmachung in 
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Zukunft die gesetzlich geregelte Zwangssterilisierung 
in Frage zu ziehen und sie müßte unter dem Begriff 
der ,,sichernden Maßnahmen‘ mit in das Strafgesetz- 
buch aufgenommen werden. 

Es’ käme zunächst nur die freiwillige Sterilisierung 
in allen oben erwähnten Fällen in Frage. Es würde 
sich sicher ein Teil von ihnen freiwillig sterilisieren 
lassen. Man würde damit zwar ihre Zahl nicht wesent- 
lich vermindern oder die Krankheiten gar ausmerzen, 
aber doch eine Menge Unglück verhüten. Außer der 
eugenischen Wirkung wären von der Sterilisierung 
psychisch Kranker und Abnormer in dem angedeuteten 
Umfange namentlich auch in sozialer Hinsicht günstige 
Folgen zu erwarten.“ 

Auch in Hamburg sprach sich eine Kommission der 
forensisch-psychologischen Gesellschaft nach einem 
die Frage sehr erschöpfenden Referat von Kankeleit 
dahin aus, ‚daß die freiwillige Unfruchtbarmachung 
aus rassenhygienischen und sozialen Gründen nur zu 
befürworten sei, wenn sie unter größten Kautelen er- 
folge, d. h. wenn vor allem eine Kommission über den 
einzelnen Fall ihr Urteil abzugeben habe, wie es von 
Sachsen und Schweden bereits vorgeschlagen sei. Die 
Vorschläge von Boeters seien als zu weitgehend ab- 
zulehnen .“ 

H.W.Maier erachtet in einem Vortrag am 14. Juni 
1925 auf der 68. Versammlung des schweizerischen 
Vereins für Psychiatrie auf Grund der Verhältnisse der 
Schweiz, wo eben schon lange Kastration und Sterili- 
sierung ohne Gesetzesänderungen aus eugenischen und 
sozialen Gründen vorgenommen worden sind, ,,z. Z. die 
Aufstellung besonderer gesetzlicher Bestimmungen in 
dieser Frage nicht als nötig, betrachtet sie in gewissem 
Sinne sogar als gefährlich, weil hiermit nur kritikloser 
Ausdehnung der Operation unter Umständen Vorschub 
geleistet werden könne und dadurch sicherlich eine 
Reaktion provoziert würde, die die Anwendung der 
Maßnahmen auch in den Fällen, wo sie dringend nötig 
wären, verunmöglichenkönnten. Eswäre in jeder Weise 
von Zwangsmaßnahmen abzusehen. Man müsse die 
Juristen für diese Fragen in vermehrtem Maße inter- 
essieren, um zu erreichen, daß sie unsere Postulate 
in der beschränkten und vorsichtigen Weise, wie beab- 
sichtigt, anerkennen und deren Durchführung nicht 
durch formalistische Bedenken unmöglich machen. 
Sollte dies in einzelnen Ländern wider Erwarten doch 
eintreten, so würden wir dadurch gezwungen, die 
Widerstände durch den Vorschlag von Gesetzesbe- 
stimmungen, z. B. im Sinne des Antrags der sächs. 
Regierung zu beseitigen.“ 

Vor wenigen Monaten hat an hervorragender Stelle 
Professor Gaupp auf der Jahresversammlung des 
deutschen Vereins für Psychiatrie in einem tiefgründi- 


gen Vortrag über die die Allgemeinheit und die 
Psychiater besonders interessierende Frage gesprochen. 
Er ist dabei zu dem Schlusse gekommen, ,,daB de lege 
lata Sachsen wohl nicht mit einer Änderung des Ge- 
setzes im Sinne seines § 224a rechnen könne, daß man 
aber die Auffassung Heimbergers entschieden ab- 
lehnen müsse und darauf hinwirken, daß der $ 224 
seitens der Juristen eine derartige Auslegung finde, 
daß freiwillige Sterilisierung in geeigneten Fällen, die 
es zweifellos gebe, unter besonderen VorsichtsmaB- 
regeln gegen jeden Mißbrauch Anwendung finden 
könne. De lege ferenda macht er den Vorschlag, daß 
auf Grund des amtlichen Entwurfs eines allgemeinen 
deutschen Strafgesetzes von 1925 Sterilisierung und 
Kastration auf Antrag von Vormündern bei Ent- 
mündigten gesetzlich seien und daß bei gewissen Ver- 
brechern, falls sie wegen Unzurechnungsfähigkeit frei- 
gesprochen würden, im Urteil als „sichernde Maß- 
nahme‘ die Sterilisierung oder Kastration ausge- 
sprochen werden könnte. Er schließt mit der Mahnung, 
daß auch die Direktoren der Irrenanstalten vor der 
Entlassung entsprechender Kranker an die Nützlich- 
keit der Sterilisierung denken möchten. Personen, die 
wegen Geistesschwäche entmündigt seien und die jetzt 
unangefochten heiraten können, sollte dies in Zukunft 
gesetzlich erst nach Sterilisierung erlaubt werden.“ 
Während also die Psychiater in der Mehrzahl und 
in ihren hervorragendsten Vertretern für eine freiwillige 
Sterilisierung in allerdings nur verhältnismäßig wenig 
Fällen sich aussprechen, verhalten sich auch jetzt noch 
die anderen Ärztegruppen und die Juristen ablehnend 
dagegen. So erklärte vor kurzem auf dem 44. deut- 
schen Ärztetag in Leipzig betreffs der Sterilisierungs- 
frage anläßlich der Beratung der Rechtsstellung des 
deutschen Arztes nach dem Entwurf des StGB. von 
1925 der Berichterstatter Prof. Lochte: ‚Die Mendel- 
schen Gesetze versagten angesichts der vielseitigen An- 
lagen des menschlichen Keimplasmas in vielen Fällen. 
Die sog. eugenetische Indikation sei demnach über- 
haupt keine Indikation. Auch mit der Kastration ge- 
meingefährlicher Sittlichkeitsverbrecher könne er sich 
nicht befreunden, so wünschenswert sie sein möchte. 
Der Arzt dürfe sie s.E.nur am Kranken vornehmen, und 
nur mit seiner Einwilligung.“ Eichelberg gab aber 
ebenda seiner Freude Ausdruck, , daß das geplante Gesetz 
für Sterilisierung die Möglichkeit zu geben scheine. 


Zusammenfassend ist nun zu sagen, daß z. Z. eine 
gewisse Klärung der Sterilisierungsfrage dahingehend 
eingetreten ist, daß eine große Anzahl von Psychiatern 
und Erblichkeitsforschern, als die erfahrensten Kenner 
auf dem Gebiete, in ihren sehr eingehenden Gutachten 
anerkennen: 
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1. daß es Fälle von Geisteskrankheiten, Schwachsinn 
und verbrecherischer Anlage gibt, wo eine in der Mehr- 
zahl in gleicher Weise kranke Nachkommenschaft zu 
erwarten ist, wo also aus eugenischen Gründen, d.h. 
im Interesse der Allgemeinheit und der kranken Per- 
sonen selbst eine Sterilisierung unter gewissen Vor- 
sichtsmaßregeln am Platze oder zum mindesten sehr 
erwünscht ist; 

2. daB die Rechtspflege bei der Rechtsprechung bzw. 
der §§ 224 und 225 schon jetzt darauf Rücksicht 
nehme; | 

3. daB die künftige Gesetzgebung die gesetzlichen 
Vertreter eines Geschäftsunfähigen ausdrücklich er- 
mächtige, die Sterilisierung in entsprechenden Fällen 
zu beantragen; 

4. daß nach dem heutigen Stande der Wissenschaft 
nur die freiwillige Sterilisierung und zwar hauptsäch- 
lich durch Vasectomie oder Salpingectomie, in ganz 
seltenen Fällen durch Kastration, dann aber erst nach 
dem 25. Jahre, in Frage kommen könne; 

5. im künftigen Strafgesetz die Kastration bei 
rückfälligen Sittlichkeitsverbrechern im Urteil als 
„sichernde Maßnahme‘‘ ausgesprochen werden könne; 

6. wegen Geistesschwäche Entmündigten nur nach 
Unfruchtbarmachung das Eingehen einer Ehe ge- 
setzlich gestattet werde. 
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Stand der Frage der Kastration u. Sterilisation aus psychiatri- 
scher Indikation. Zeitschr. f. d. ges. Neurol. u. Psychiatrie. 
98. Bd. 1925. — Mears, The Problem of race Betterment. 
Philadelphia 1910. — Mühsam, R., Einfluß von Hoden- 
transplantation auf den Geschlechtstrieb. Rev. Med. de Ham- 
burgo, Jg. I, Nr.7. 1921. — Naecke, Die ersten Kastrationen 
aus sozialen Gründen auf europäischem Boden. Neurol. Cen- 
tralbl. 5, 1905.— Naecke, Die Kastration bei gewissen Ent- 
arteten. GroB-Archiv 31, 1908. — Naecke, Die Kastration in 
gewissen Fällen von Geisteskrankheit. Psychiatr. neurol. 


Wochenschr. 1905, Nr. 29. — Niedermeyer, Die Berechtigung, 


zu sterilisierenden Operationen. Zeitschrift f. ärztl. Fortbildung. 
1924, Nr. 9. — Oberholzer, Kastration u. Sterilisation von 
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Geisteskranken in der Schweiz. Jur.-psychiatr. Grenzfr. 8, 25. 
1911. — Pietrusky, Die gerichtsärztliche u. sozialärztliche 
Bedeutung der Kastration und Sterilisation als Heilmittel. 
Deutsche Zeitschrift f. d. ges. gerichtl. Medizin 1913, III, 2. — 
Placzek, Künstliche Fehlgeburt und künstliche Unfruchtbar- 
keit; ihre Indikationen, Technik u. Rechtslage. Ein Handbuch, 
Leipzig 1918. — Popenoe, Paul, Rassenhygiene in den Ver- 
einigten Staaten. Referatim Arch. f. Rassen- und Gesellschafts- 
biologie 1923/24, S. 134ff. — Rieger, C., Die Kastration in 
rechtlicher, sozialer und vitaler Hinsicht. Jena 1900. — Roh- 
leder, Heilung der Homosexualität und Impotenz durch Hoden- 
implantation. Deutsche med. Wochenschrift 1917, Nr. 48. — 
Rosenfeld, Die strafrechtlichen Grundlagen der Sterilisation. 
Vierteljahrsschrift f. ger. Medizin, HHI. Folge, Bd. 45, 1. Suppl. 
1913.— Schallmayer, im Handbuch von Placzek. — Schroe- 
der, Mainz, in Kölnische Zeitung vom 29. I. 1925. — Sharp, 
H. C., The Sterilisation of Degenerates; Zit. bei Ziertman. — 
Slotopolsky, Sexualchirurgie. Zeitschr. f. Sexualw. Bd. XII, 
1925. — Strohmayer, im Handbuch von Placzek. — v. Sury, 
Die Berechtigung der sozialen Indikation zur Sterilisation und 
ihre forensische Beurteilung. Vierteljahrsschrift f. ger. Medizin. 
Ill. Folge, Bd. 43, 2. Suppl. Heft 1912. — Stemmler, Die Un- 
fruchtbarmachung Geisteskranker, Schwachsinniger und Ver- 
brecher aus Anlage unter Erhaltung der Keimdrüsen (Vasecto- 
mie und Salpingectomie). Allgemeine Zeitschrift f. Psychiatrie, 
Bd. 80, Heft 5/6. 1924. — Weber, F. A., Die Unfruchtbar- 
machung Geisteskranker usw. Zeitschrift f. ärztl. Fortbildung 
22, Nr. 5. 1925. — Weber, L. W., Kastration und Sterilisation 
geistig Minderwertiger. Zeitschr. f. d. ges. Neurol. u. Psychia- 
trie 91, 93. 1924. — Zuccarelli, Il problema capitale della 
„eugenica“. Giornale di psychiatr. clin. e tecn. nicom. 52, 
H. 1/2. 1924. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Hugo Schröder (Berlin), Das Problem der Unehelichen. Mono- 
graphien zur Frauenkunde und Konstitutionsforschung. 
Heft 8, Leipzig, Curt Kabitzsch, 1924. 73 S. Preis 2.— M. 
Alle wichtigen, die Unehelichkeit betreffenden Fragen finden 

eine umfassende, auch für Ärzte sehr interessante Erörterung. Die 

Sittlichkeit eines Volkes nach der Zahl der unehelichen Geburten 

zu bemessen, wird bei der Verbreitung des außerehelichen Ver- 

kehrs und der Verhütung seiner natürlichen Folgen durch Prä- 
ventivmittelundSchwangerschaftsunterbrechung abgelehnt. Der 
voreheliche Verkehr, in manchen Gegenden eine althergebrachte 

Sitte, hat zur Ursache nicht allein den sexuellen Trieb, viel- 

mehr nicht selten, besonders von weiblicher Seite, den Willen 

zum Kinde. Als sonstige Hilfsmomente kommen noch in Be- 
tracht: abhängige Lebensstellung der zukünftigen Mutter, man- 
gelhafte Erziehung und Überwachung, Wohnungsbeschränkung 
und Behinderung der Eheschließung durch die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse. Gesellschaftliche Vorurteile sind völlig 
unberechtigt und hinsichtlich der weiteren Folgen streng zu 
verurteilen. Ehe und Unehe sind Teilerscheinungen der Volks- 
vermehrung und Volkserneuerung. Bei gleichen Entwicklungs- 
möglichkeiten wird auch der Uneheliche ein nützliches Mit- 
glied der menschlichen Gesellschaft werden können. Die 

Verminderung des kräftigen Mannesalters durch den Krieg, 

der weibliche Überschuß im fortpflanzungsfähigen Alter, die 

Abnahme des Willens zum Kinde unter Anwendung yon Prä- 

ventivmitteln und Schwangerschaftsunterbrechung haben eine 

Verminderung der ehelichen Mütter, die hohe Sterblichkeit im 

Säuglings- und Kleinkindesalter außerdem eine solche der 

ehelichen Nachkommenschaft zur Folge. Neben ethischen Grün- 


den spricht aber auch das Staatsinteresse für gleiche Beachtung 
und. Fürsorge der Unehelichen und Ehelichen. — Am niedrig- 
sten ist die Zahl der Illegitimen im Rheinland und Westfalen, 
am höchsten zwischen Elbe und Oder, so daß nicht die Industrie- 
bevölkerung, sondern die agrarische mehr beteiligt ist. Auch 
die höhere Mortalität der Unehelichen trifft nicht allein die Groß- 
stadt, vielmehr besonders die Landbevölkerung— und namentlich 
die östlichen Provinzen. — Die körperliche und geistige Lebens- 
wertigkeit der Unehelichen ist, abgesehen von einem gewissen 
Prozentsatz, welcher körperlich oder moralisch degenerierten 
Eltern entstammt, im allgemeinen von Natur aus den Ehelichen 
gleichzustellen. Ein häufigeres Vorkommen beschränkter Be- 
gabung, Psychopathie, Geisteskrankheit bei Unehelichen kann 
nicht als erwiesen gelten. Ihr höherer Prozentsatz unter den 
Fürsorgezöglingen und Kriminellen ist dem Einfluß äußerer 
Verhältnisse zuzuschreiben. Die größere Mortalität der Unehe- 
lichen ist nicht in dem Individuum selbst, vielmehr in den 
sozialen Verhältnissen begründet, welche auf Grund der ur- 
sprünglichen Gleichwertigkeit mit den Ehelichen im Staats- 
interesse dringend der Abhilfe bedürfen. In erster Linie sind 
zu berücksichtigen die Lebensverhältnisse der ledigen Mütter: 
meist Dienstboten, also in abhängiger Stellung, elternlos oder 
durch die Übersiedelung in die Großstadt mit ihrem eigenartigen 
Lebenszuschnitt fremd, ‚„entwurzelt‘‘ und vereinsamt bei per- 
sönlicher Mittellosigkeit. Als notwendige Folge ergibt sich mög- 
lichst unbeschränkte Aufrechterhaltung der Arbeitstätigkeit in 
der Schwangerschaft und frühzeitige Wiederaufnahme der- 
selben nach der Entbindung. Das Gesetz hat einige Erleich- 
terungen gebracht. Not und Dürftigkeit ist trotzdem noch 


häufig anzutreffen. Mit der Trennung von der Mutter beginnen 
besondere Gefahren für das Kind: Ausfall der natürlichen Er- 
nährung und häufiger Pflegewechsel; dazu mitunter fehlende 
oder mangelhafte Alimentation, zu spät einsetzende oder unzu- 
reichende Vormundschaft, endlich schlechte Wohnungsverhält- 
nisse und ungenügende ärztliche Versorgung. — Von beson- 
derem Interesse ist die kritische Würdigung der Pflegeorgane. 
Die Unterbringung bei Vater und Mutter, sei es in legaler Ehe 
oder im Konkubinat, führt besonders auf dem Lande, meist 
schon im Säuglingsalter, spätestens im Kleinkindesalter zur 
Legitimierung. Am schlechtesten sind die Aussichten für das 
Gedeihen und die Lebenserhaltung des Kindes in der unvoll- 
kommenen Familie (Mutter und Kind allein). Mangel an müt- 
terlichem Instinkt, Unkenntnis der Säuglingspflege, beschränkte 
Wirtschaftslage machen sich hier besonders häufig unheilvoli 
bemerkbar. Die beste Bürgschaft gibt die Pflege in den zu- 
sammengesetzten Familien, d.i. bei Angehörigen der Mutter. 
Ob die väterliche Verwandtenfamilie dasselbe leistet, ist sta- 
tistisch einwandfrei nicht festzustellen. Als relativ günstig 
wird auch die Pflege in der einfachen Verwandtenfamilie 
(Eltern mütterlicher- oder väterlicherseits) bezeichnet. Dasselbe 
gilt auch für die Stiefvaterfamilie, die in den Städten besonders 
häufig die Legitimierung vornimmt. Sehr wechselvoll gestaltet 
sich das Schicksal der fremden Händen anvertrauten unehe- 
lichen Kinder. Nur Adoption und unentgeltliche Pflege bilden 
günstige Ausnahmen. Die bezahlte Pflege liefert auf dem Lande 
schlechtere Resultate als in den Städten. Waisen- und Armen- 
pflege zeigen ihren guten Einfluß besonders bei längerer Zuge- 
hörigkeit und nicht zu schlechtem körperlichen Befinden bei 
der Aufnahme. Häufiger Wechsel: Herausnahme des Kindes 
bei besserem Verdienst, Wiederaufnahme bei wiedereintreten- 
der Dürftigkeit bringen häufig große Nachteile. — Im schul- 
pflichtigen Alter hat sich die Pflege der Unehelichen gewöhn- 
lich stabilisiert. Meist handelt es sich um die Unterbringung 
in der Stiefvaterfamilie, Haltepflege oder in der unvollkomme- 
nen Familie. Wichtig ist auch hier die regelmäßige Leistung 
der Alimentation, welche aber nur in 20 % erfolgt. Die Mor- 
bidität und die Mortalität (3,79 %) der Unehelichen ist in 
diesem Lebensabschnitt nicht größer als die der Ehelichen, 
— Für die Zeit der Erwerbstätigkeit spielen körperliche Kon- 
stitution und Berufswahl eine wichtige Rolle. Für die männ- 
lichen Unehelichen ist aus den Aufzeichnungen der früheren 
militärischen Musterung kein Unterschied gegenüber den Ehe- 
lichen zu erkennen. Zurückstellungen fanden häufiger aus 
sozialen Gründen statt. Als Beruf ist meist derjenige des un- 
gelernten Arbeiters vertreten. Rascher Verdienst, der Beruf 
der Mutter, die wirtschaftliche Fundierung der Pflegestätte 
sind bei der Berufswahl von großer Bedeutung. Eine Verlän- 
gerung der Alimentation bis zum 18. Lebensjahre ist im In- 
teresse einer besseren Berufsausbildung dringend zu fordern. 
Für die weiblichen Unehelichen machen sich die gleichen Gründe 
bemerkbar. Wie die Mutter, so befinden auch sie sich gewöhn- 
lich in abhängiger Lebensstellung. — Die geistige und mora- 
lische Entwicklung der Unehelichen steht unter dem Einfluß 
ihrer Herkunft aus den unteren Volksklassen, des vielfachen 
Pflege- und Erziehungswechsels, mangelhafter Überwachung 
und Anleitung, schlechter Beispiele bei ungeeigneter Umge- 
bung und damit nicht minder auch der Lage der Pflegestätte. 
— Die Kriminalität der Unehelichen übersteigt wesentlich 
die der Ehelichen (1! mal so hoch). Bei den Jugendlichen, 
insbesondere zwischen 12—17 Jahren, handelt es sich meist 
um Vergehen gegen fremdes Eigentum. Im Erwachsenenalter 
erstreckt sich das männliche Verbrechertum auf Vermögen, 
Roheitsdelikte, Sachbeschädigungen und Vergehen gegen die 
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Staatsgewalt; Weibliche verfallen der Unsittlichkeit und Pro- 
stitution. Wenn, auch die Bedeutung angeborener Anlage in. 
Form von Psychopathie oder leichtem Schwachsinn nicht ganz 
von der Hand gewiesen werden kann, so fällt doch die ur- 
sächliche Veranlassung größtenteils den ungesunden Lebens- 
zuständen und dem Einfluß der Umgebung zu. ‚Nicht Anlage, 
sondern Milieu, nicht individuelle, sondern soziale Schuld.“ 
Als wirksames Gegenmittel wird allein die Verbesserung der 
bürgerlich-rechtlichen Stellung der Illegitimen angesehen, die 
auch am schnellsten die Abschaffung des gesellschaftlichen 
Vorurteils erreicht. In dieser Hinsicht werden insbesondere 
aufgeführt: Gesamtschuldnerische Haftung der Erzeuger, Er- 
gänzung der natürlichen Verwandtschaft zwischen Erzeuger 
und Kind durch die rechtliche: Erbanspruch, Beginn der Ali- 
mentation schon in der Schwangerschaft und Verlängerung 
ihrer Dauer mit Rücksicht auf die Berufsausbildung, Name 
des Erzeugers bei anerkannter Vaterschaft, volles Elternrecht 
für die Mutter nach Bewährungsfrist, volles Elternrecht des 
Vaters, wenn das Interesse des Kindes es verlangt, Erleichte- 
rung der Adoption, bessere Berücksichtigung sozial erfahrener 
und pädagogisch geschulter Personen bei der Stellenbesetzung 
im Jugendamt. C. Keller (Berlin). 
B. Aschner (Wien), Die Konstitution der Frau und ihre Be- 
ziehungen zur Geburtshilfe und Gynackologie. J. F. Berg- 
mann, München 1924. 887 S. Preis geb. 48.— .#. 

Das Werk stellt einen interessanten Versuch dar, eine spezielle 
Konstitutionslehre der Frau zu begründen. Obgleich man in 
einer ganzen Reihe von Einzelheiten dem Verfasser wider- 
sprechen muß, so ist das Ganze doch anregend und wertvoll. 
Bedauerlich ist, daß exakte Forschungsmethoden an keiner 
Stelle dargestellt sind. Es wären in erster Linie Ausführungen 
über Meßtechnik und die statistische Verwertung der so ge- 
wonnenen Zahlenangaben am Platze gewesen. Der Verf. ist, 
allzu klinisch eingestellt, geneigt, seine subjektive Auffassung 
ohne die nötigen Belege zu verallgemeinern. Sein Verzeichnis 
der erblichen Krankheiten ist unvollständig, seine Angaben 
über ‚‚rein eingeschlechtliche‘‘ Krankheiten in einigen Punkten 
unrichtig. Seine anthropologische Einteilung des Menschen 
entspricht nicht dem jetzigen Stande der Forschung. Wenn die 
progressive Paralyse und die Tabes vorwiegend bei Männern 
gefunden werden, so muß dies nicht als besondere Geschlechts- 
disposition aufgefaßt werden, sondern ist zwanglos aus der 
größeren Häufigkeit der Geschlechtskrankheiten bei Männern 
zu erklären. Besonders anregend ist, was der Verf. über 
Pigmentation und Behaarung zu sagen weiß. Seine Aus- 
führungen über Zusammenhänge dieser Art nehmen breiten 
Raum ein und verdienen als besondere Arbeitshypothese be- 
trachtet zu werden. Dunkle Haare bei hellen Augen bewertet 
er als partiellen Infantilismus, mit dem auch sonstige Kon- 
stitutionsanomalien verbunden seien. Dunkle Frauen neigen 
nach A. mehr als blonde zu Gallensteinen, Fettsucht, Gicht, 
Addisonscher Krankheit, Nieren- und Blasensteinen, Krebs, 
Katarakt, Glaukom. Die sexuelle Erregbarkeit soll gleichfalls 
größer als bei Blonden sein. Albinotische Frauen sollen fast 
regelmäßig Sterilität und Frigidität zeigen, Rothaarigkeit wird 
als degeneratives Symptom gewertet. Ebenso wird darauf hin- 
gewiesen, daß die Tuberkulose bei blonden Frauen anders ver- 
läuft als bei dunklen. Letztere sollen auch eine andere Be- 
schaffenheit des Blutes, der Menstruationsausscheidungen, des 
Schweißes usw. haben. Es bedeutet eine ganze Reihe von 
lockenden Aufgaben, diesen behaupteten Zusammenhängen 
weiter nachzugehen. Wir sind A. für die zahlreichen Anregungen 
und sein Werk dankbar und hoffen, daß eine Neuauflage bald 
Gelegenheit zur Berichtigung und Ergänzung gibt. F. 
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L. Stoddard, Der Kulturumsturz, die Drohung des Unter- 
menschen (übersetzt von W. Heise). J. F. Lehmann, Mün- 
chen 1925. 212 S. Preis geh. 6.— #, geb. 7.— M. 


Dem ‚‚Übermenschen“ Nietzsches stellt St. den ,,Unter- 
menschen‘ gegenüber, unter dem er die Gesamtheit der Minder- 
wertigen verstanden wissen will. In eindringlicher Weise schil- 
dert er die Gefahr der Entartung der Kulturvölker durch unter- 
durchschnittliche Fortpflanzung der Vollwertigen. Erfreulich 
ist, daß er seinen ‚‚Untermenschen‘ nicht etwa anthropologisch 
zu klassifizieren sucht. Seine zahlenmäßigen Angaben über die 
geistige Wertigkeit der Einwanderer aus verschiedenen euro- 
päischen Staaten hält er nicht zu Rückschlüssen auf die durch- 
schnittliche Wertigkeit dieser Völker überhaupt für geeignet. 
Ref. möchte diese Zurückhaltung besonders hervorheben, da 
von anderer Seite Versuche dieser Art gemacht wurden. Man 
käme dann zu dem überraschenden Ergebnis, daß 69,9 % der 
Polen minderwertig wären. Es ist eigentlich selbstverständlich, 
daß die Wertigkeit der Einwanderer in Amerika lediglich Rück- 
schlüsse darauf gestattet, für welche Menschengruppen in 
ihrem Heimatland der Anreiz zur Auswanderung besonders 
groß ist. Wir neigen leider dazu, namentlich die Intelligenz 
abzugeben. Die ganze zweite Hälfte des Buches ist eine äußerst 
temperamentvolle Anklage des Bolschewismus, der als das 
Werk des ,,Untermenschen‘‘ bezeichnet wird. F. 


M. Hirsch (Berlin), Die Gefahren der Frauenerwerbsarbeit 
für Schwangerschaft, Geburt, Wochenbett und Kindesaufzucht. 
Archiv f. Frauenkunde u. Konstitutionsforschung IX, 4. 1925. 
Von 100 versicherungspflichtigen Mitgliedern der Kranken- 
kassen waren 1924 35,3 weiblichen Geschlechts, von denen 
40 % schätzungsweise verheiratet sind oder waren. Der Frauen- 
arbeit kommt deshalb gegenwärtig besonders große eugenische 
Bedeutung zu. Die vorliegende Arbeit befaßt sich besonders 
mit den Textilarbeiterinnen, die 56 %, der Arbeiterinnen über- 
haupt ausmachen. Die Schädlichkeit der Textilarbeit ist be- 
gründet: 


l.in der Arbeitszeit (Dauer, Ruhepausen); 
2.in der Intensität der Arbeit. Und zwar: 
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a) in der dabei angenommenen Haltung: Sitzen, Stehen, 
Körperneigung, Streckung usw., 
b) in der Schnelligkeit der Arbeitsleistung. 


In den Bezirken mit großer Textilindustrie steigt der Prozent- 
satz der Totgeburten in Böhmen bis zu 6,6, gegenüber dem 
Landesdurchschnitt von 3,5. Auch die Säuglingssterblichkeit 
steigt im Zusammenhang mit vermehrter Frauenarbeit. Die 
Kinderzahl ist bei außerhäuslicher Erwerbsarbeit der Frau sehr 
erheblich unter dem Durchschnitt. Die erhöhte Häufigkeit von 
Fehl- und Totgeburten, die verminderten Nachkommenzahlen 
und die große Zahl organischer Erkrankungen bei Textil- 
arbeiterinnen sind von großer eugenischer Bedeutung. Hirsch 
hält deshalb Ausdehnung der gesetzlichen Schutzbestimmungen 
für nötig. Insbesondere fordert er: Arbeitsverbot für die 
3 letzten Schwangerschaftsmonate, im 5. und 6. Monat Er- 
werbsbeschränkung auf 4 Stunden täglich, 6 Stunden im 3. und 
4. Monat und 2stündige Mittagspause. Aus der Reihe der 
übrigen Forderungen sei noch hervorgehoben: Einstellung von 
Fabrikärzten nach dem Muster der Schulärzte, Einstellung 
weiblicher Ärzte als Gewerbeaufsichtsbeamtinnen. Der letztere 
Wunsch ist in Sachsen wenigstens im Beginn der Erfüllung, da 
eine Ärztin in der Gewerbeaufsicht als Assessor tätig ist. F. 


L. Gschwendtner (Linz), Wirkt der moderne Sport rassen- 
erhaltend oder -ertüchtigend? Arch. f. Rassen- u. Ges.-Biol. 17, 
170. 1925. G. beschäftigt sich mit der wichtigen Frage, ob 
sportliche Betätigung die Gattenwahl beeinflußt und ob Zu- 
sammenhänge zwischen Sport und Kinderzahl bestehen. Grund- 
lage ist eine Umfrage unter den Mitgliedern von Sportvereinen, 
die mit Fragebogen erfolgte, bei denen kein Namen genannt 
wurde. Es zeigte sich, daß Sporttreibende häufig sportlich 
interessierte Gatten wünschen, mindestens auf die körperliche 
Entwicklung des Partners achten. Erschreckend ist aber die 
Tatsache, daß die Mehrzahl sowohl der Verheirateten wie 
Ledigen das Zweikindersystem zu bevorzugen scheint; 2,2 
Kinder wurden im Durchschnitt gewünscht, während 3,6 dem 
Erhaltungsminimum des Volkes entspräche. Der Wille zum 
Kinde ist also wenigstens in den untersuchten Kreisen kleiner 
als dem Volksbedürfnis entspricht. | F. 


NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN 
GESUNDHEITSPFLEGE 


Redigiert von Oberregierungsrat Professor Dr. B. MÖLLERS, Berlin NW 23, Klopstockstr. 18. 





Die Typhusausbrüche im Jahre 1925 und ihre Lehren. 


Referat, erstattet im Reichsgesundheitsrat am 12. Dezember 1925. 
Von OTTO LENTZ, Berlin. 


Im Sommer und Herbst 1925 hat eine größere 
Zahl zum Teil recht beträchtlicher Typhusepidemien 
die Bevölkerung beunruhigt. Diese Beunruhigung war 
um so mehr berechtigt, als die Epidemien zum über- 
wiegenden Teil ihren Ursprung in Einrichtungen 
hatten, die gerade zum gesundheitlichen Schutz der 
Bevölkerung vor der Seuchengefahr geschaffen worden 
waren, und somit den Beweis zu erbringen schienen, 
daß die Beaufsichtigung dieser Einrichtungen ‘sowie 
die Sicherheit ihres Arbeitens Mängel aufwiesen, die 
sie zu einem Gefahrenzentrum schlimmster Art zu 
machen drohten. 

Die Epidemien haben es bewirkt, daß die Typhus- 
ziffer des Jahres 1925 in Preußen diejenige der beiden 
vorherigen Jahre überschritten hat. 1923 betrug bis 
zum 3. September die Morbidität an Typhus und 
Paratyphus zusammen 6723 (mit 579 Todesfällen), 
1924 bis zum 6. September 8091 (mit 640 Todesfällen) 
und 1925 bis zum 5. September 8822 (mit 638 Todes- 
fällen). Meine Zahlen sind besonders für das Jahr 1925 
höher als die von Môllers!). Ich vermute, daß die 
niedrigeren Zahlen von Möllers darauf beruhen, daß er 
die Paratyphuserkrankungen, die in den Preußischen 
Wochenübersichten seit Anfang 1925 gesondert von 
den Typhuserkrankungen geführt werden, nicht mit 
eingerechnet hat. 

Die erste Epidemie, die durch ihre Größe einen ge- 
waltigen Eindruck gemacht hat, war die Epidemie 
in Anklam. Hier traten seit Anfang Juli gehäufte 
Erkrankungen an Typhus auf, die durch die Art ihrer 
Verbreitung und die vorzugsweise Beteiligung von 
Frauen, Dienstmädchen, Kindern und Jugendlichen 
den Verdacht erweckten, daß es sich um eine Milch- 
epidemie handelte. 

Da die Erkrankungen ausschließlich im Versorgungs- 
bezirk der großen Anklamer Molkerei auftraten, Wasser 
und sonstige Nahrungsmittel als gemeinsame Infek- 
tionsquelle ausgeschlossen werden konnten, so lenkte 
sich der Verdacht sofort auf die Molkerei. Die weiteren 
Ermittlungen in dieser ergaben denn auch, daß die 
Pasteurisierung der Milch in der Molkerei sehr viel zu 


1) Möllers, Die Ausbreitung des Unterleibstyphus im 
Deutschen Reich im Jahre 1925. D. m. W. 51, 1745. 1925. 


wünschen übrig ließ, daß ferner der Leiter der Molkerei 
sehr wenig mit seiner Aufgabe vertraut war und auch 
sonst in der Molkerei mannigfache unhygienische Zu- 
stände herrschten. 

Eine bakteriologische Durchuntersuchung des Per- 
sonals der Anklamer Molkerei ergab, daß unter dem 
Personal weder ein Typhuskranker noch ein Keim- 
träger vorhanden war. Es mußte daher angenommen 
werden, daß von einem der 117 Güter, die ihre Milch 
in die Anklamer Molkerei lieferten, typhusinfizierte 
Milch an die Molkerei abgegeben und so die Infektion 
der gesamten Molkereimilch herbeigeführt worden 
war. Ein Teil der in der Molkerei anfallenden Milch, 
etwa 8000 Liter, wurden regelmäßig unpasteurisiert 
nach außerhalb zur Versorgung einer größeren Stadt 
versandt. Wie eine Mitteilung an die Polizeibehörde 
dieser Stadt ergab, sind jedoch in dieser Stadt keine 
Erkrankungen an Typhus entstanden, die auf diese 
Milch zurückzuführen gewesen wären, da sie hier regel- 
mäßig einem Dauerpasteurisierverfahren — %stünd- 
lichem Erwärmen auf 65° — unterworfen wurde. Auch 
sonst wurde in Anklam eine Reihe unhygienischer Zu- 
stände festgestellt, so das Fehlen einer Kanalisation, 
infolgedessen Verschmutzung der Rinnsteine, Ver- 
schmutzung der Höfe und übermäßige Füllung der 
Abort- und Dunggruben. 

Da das Anklamer Krankenhaus nicht ausreichte, um 
alle Kranken aufzunehmen, wurde eine Schule, die 
etwa 120 Kranken Unterkommen gewährte, als Not- 
krankenhaus eingerichtet und außerdem 7 Baracken 
teils bei dem Krankenhaus, teils bei dem Notkranken- 
haus aufgestellt. Die Medizinische Universitätsklinik 
in Greifswald versorgte das Notkrankenhaus mit ärzt- 
lichem und Pflegepersonal. Auf diese Weise konnten 
sämtliche Kranken in Anklam aus ihrer Behausung 
entfernt und abgesondert werden. 

In der Molkerei wurden Anordnungen getroffen, die 
eine geordnete Pasteurisierung und die Beseitigung der 
hygienischen Mißstände sicherten; außerdem wurde 
die Molkerei unter die Kontrolle des Kreisarztes ge- 
stellt. In der Stadt wurden die Rinnsteine täglich von 
der Feuerwehr ausgespritzt und mit Chlorkalk be- 
streut. Die Höfe, Abortgruben und Dunggruben wur- 
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den gereinigt. Das Baden in der Peene, in die die 
Abwässer von Anklam hineingehen, wurde verboten. 
Außerdem wurde der Bevölkerung empfohlen, sich 
gegen Typhus schutzimpfen zu lassen. Die Kosten 
hierfür übernahm der Kreis. In kurzer Zeit wurden 
10000 Personen geimpft. Zur Unterstützung des 
Kreisarztes bei der Durchführung der nötigen Er- 
mittlungen und Bekämpfungsmaßnahmen wurde ein 
jüngerer Medizinalbeamter nach Anklam entsandt. 
Während in den beiden ersten Juliwochen 172 Er- 
krankungen gemeldet wurden, nahm in den folgenden 
Wochen die Erkrankungsziffer schnell ab. Die Wochen- 
ziffern bis Anfang Oktober sind 55, 26, 17, 19, 10, 4, 
5,6, 1,1,1,1. Seit Anfang Oktober sind keine Er- 
krankungen mehr vorgekommen. Nach Abzug einiger 
Fälle, die sich nachträglich als Nichttyphen heraus- 
gestellt haben, sind im ganzen 274 Erkrankungen mit 
39 Todesfällen vorgekommen. 

Nachdem die erste Arbeit in Anklam selbst, die die 
ganze Kraft der beiden Medizinalbeamten in Anspruch 
nahm, erledigt war, wurde auf sämtlichen 117 Gütern, 
die ihre Milch an die Molkerei nach Anklam liefern, das 
gesamte in den Milchbetrieben tätige Personal bakte- 
riologisch durchuntersucht. Dabei fanden sich auf 
einem Gut 2 Typhuskranke, die wohl als Quelle der 
Epidemie nicht in Betracht kommen, auf einem Gut 
eine Dauerausscheiderin, die vor 17 Jahren Typhus 
gehabt hat, angeblich aber im Milchbetrieb nicht be- 
schäftigt war, und auf einem dritten Gut ein Schweizer 
und ein Molkereiarbeiter, die beide Typhusdaueraus- 
scheider waren. Es ist nach diesem Befunde möglich, 
daß hier die Quelle der Typhusinfektion liegt. Sämt- 
liche typhusinfizierten Personen wurden aus den 
Milchbetrieben herausgenommen. 

Auch in Hanau handelte es sich um eine Molkerei- 
epidemie, bei der aber die Quelle des Typhus in der 
städtischen Molkerei selbst gefunden wurde. Hier war 
nämlich eine Frau tätig,dieim Jahre 1923einenschweren 
Typhus durchgemacht hatte und, wie die bakterio- 
logische Untersuchung ergab, noch Bazillen ausschied. 

Diese Molkerei war im Jahre 1917 in einem alten 
Pferdestall eingerichtet und zunächst nur auf 3000 
Liter tägliche Arbeitsleistung eingestellt. Da sie jetzt 
aber mehr als 13000 Liter zu bewältigen hatte, so 
waren immer wieder neue Apparate angeschafft und 
in dem kleinen zur Verfügung stehenden Raume auf- 
gestellt worden. Infolgedessen standen die Apparate 
so dicht, daß die an ihnen beschäftigten Personen sich 
gegenseitig behinderten. Auch hier war die Pasteuri- 
sierung gänzlich unzulänglich, da der Leiter der 
Molkerei eine Erhitzung der Milch für 114 Minuten 
auf 63° für ausreichend hielt, um alle in der Milch ent- 
haltenen Keime abzutöten. 
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Da die Versorgung von Hanau mit Milch von 2 
groBen Gütern aus vollkommen sichergestellt war, so 
wurde diese Molkerei geschlossen und ihr nur gestattet, 
die in den Milchgeschäften täglich entfallenden kleinen 
Mengen Überschußmilch nach guter Pasteurisierung 
zu Butter und Käse zu verarbeiten. Die Kranken 
fanden in den beiden Krankenhäusern sämtlich Auf- 
nahme, ebenso 6 Kranke aus Lieblos im Kreise Geln- 
hausen, wohin der Typhus von Hanau aus verschleppt 
war. Von der Typhusschutzimpfung, die der Bevöl- 
kerung angeraten wurde, wurde nur wenig Gebrauch 
gemacht. Nur 400 Personen lieBen sich schutzimpfen. 
Immerhin genügten die angeordneten Maßnahmen, um 
die Epidemie schnell zum Stehen zu bringen. Die Er- 
krankungsziffern der einzelnen Wochen waren 35, 25, 
12, 6 und 2, zusammen also 80 Erkrankungen mit 
15 Todesfällen. 

Ebenso handelte es sich in Rheine um eine Molkerei- 
epidemie. Sie brach Anfang August aus und umfaßte 
bis Mitte Oktober 130 Erkrankungen und 12 Todes- 
fälle. Auch hier herrschten in der Molkerei sehr wenig 
hygienische Zustände. Die Pasteurisierung war ganz 
unzureichend und wurde meist gar nicht ausgeführt. 
Die Molkerei war schmutzig und zum Spülen der 
Kannen, zum Reinigen der Apparate und der Molkerei- 
räume wurde rohes Emswasser benutzt. 

Es wurde zunächst der Versuch gemacht, nach Ab- 
stellung der erwähnten hygienischen Mängel und ein- 
dringlicher Belehrung des sehr wenig unterrichteten 
Molkereileiters, den Molkereibetrieb aufrecht zu er- 
halten. Als aber bei einer später stattfindenden Kon- 
trolle festgestellt wurde, daß wiederum rohes Ems- 
wasser zum Reinigen der Apparate der Molkerei be- 
nutzt wurde — was sich auch in dem Ansteigen der 
Typhusziffer bemerkbar machte — wurde der Betrieb 
geschlossen. 

Da das städtische Krankenhaus zur Aufnahme der 
Kranken nicht ausreichte, wurde eine Schule als Not- 
krankenhaus eingerichtet. Der Bevölkerung wurde die 
Durchführung der Schutzimpfung empfohlen, von der 
aber auch hier verhältnismäßig geringer Gebrauch ge- 
macht wurde. Die Höfe, Abort- und Dunggruben 
wurden gereinigt. Eine Gesundheitskommission wurde 
gebildet, die in den Häusern nach frischerkrankten 
Personen suchte und deren Überführung in das Kran- 
kenhaus veranlaßte. | 

Die 70 Lieferanten der Molkerei wurden bakterio- 
logisch durchuntersucht, allerdings mit gänzlich nega- 
tivem Erfolg. Da jedoch ein erheblicher Bruchteil von 
ihnen die Hergabe von Untersuchungsmaterial ver- 
weigerte, so ist mit der Möglichkeit zu rechnen, daß 
sich doch noch unter ihnen ein unbekannt gebliebener 
Bazillenträger befindet, der als Ursache der Epidemie 
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anzusehen ist. Doch besteht auch die Möglichkeit, daß 
durch die Benutzung des rohen Emswassers zum Rei- 
nigen der Apparate der Molkerei Typhusbazillen in die 
Milch hineingeraten sind. Seit Mitte Oktober ist auch 
diese Epidemie erloschen. 

In Solingen, woAnfang Juli der Typhus sich häufte, 
handelte es sich um eine Milchepidemie, die durch 
eine Milchhandlung W. weiterverbreitet wurde, die 
ihre Milch unpasteurisiert von bäuerlichen Lieferanten 
bezog. Die Schließung des Milchgeschäfts, die Isolie- 
rung der Kranken im Krankenhaus und die Durch- 
führung zahlreicher Impfungen haben diese Epidemie 


schnell zum Erlöschen gebracht. Da Solingen aber in 


den letzten Jahren häufiger von Typhus heimgesucht 
wurde, wurde zur gründlichen Durchuntersuchung der 
hauptsächlich befallenen Stadtteile ein bakteriologi- 
sches Laboratorium vorübergehend in Solingen ein- 
gerichtet, dessen Leiter und Einrichtungsgegenstände 
in dankenswerter Weise vom Reichsgesundheitsamt 
zur Verfügung gestellt wurden. Seiner eifrigen Mit- 
arbeit ist es zu verdanken, daß die Typhuserkrankun- 
gen bakteriologisch schnell aufgeklärt und die Schutz- 
impfungen durchgeführt werden konnten. Im ganzen 
. umfaßte diese Epidemie 107 Erkrankungen mit 
14 Todesfällen. 

Bei den Ermittlungen ergab sich, daß ein Teil der in 
dem Milchgeschäft verkauften Milch von 2 bäuerlichen 
Lieferanten aus Winterhagen stammte. Die bei ihnen 
daraufhin durchgeführten Untersuchungen haben zwar 
ein positives Ergebnis nicht gehabt, da möglicherweise 
von ihnen falsches Untersuchungsmaterial abgegeben 
worden ist. Wie sehr jedoch der gegen sie gerichtete 
Verdacht gerechtfertigt ist, haben 2 kleine Typhus- 
epidemien bewiesen, von denen die eine Ende August 
in Solingen, die andere im Oktober in Ronsdorf aus- 
brach. In Solingen kamen im Abnehmerkreis eines an- 
deren Milchgeschäfts E. Ende August und Anfang Sep- 
tember noch 12 Erkrankungen zur Kenntnis der Be- 
hörde. Bei Anstellung der Ermittlung ergab sich, daß 
nach Schließung des Milchgeschäfts von W. die beiden 
Lieferanten aus Winterhagen ihre Milch an E. ge- 
liefert hatten. Nach Schließung dieses Geschäfts er- 
losch die Typhusepidemie schnell. 

In Ronsdorf kam es im Oktober zu 20 Erkrankun- 
gen an Typhus, ebenfalls in der Abnehmerschaft 
eines Milchgeschäfts H. Auch hier stellte sich heraus, 
daß dieses Geschäft von dem einen der beiden Liefe- 
ranten in Winterhagen regelmäßig Milch bezog. Nach- 
dem somit der Verdacht, daB sich in diesem Gehöft in 
Winterhagen ein Dauerausscheider befinden müsse, 
sich befestigt hatte, wurde gegen den Lieferanten ein- 
geschritten. Es konnte jedoch nur erreicht werden, 
daß er sich schriftlich verpflichtete, seine Milch an eine 
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Molkerei zu liefern, in der sie gut pasteurisiert wird, 
da die bestehenden gesetzlichen Vorschriften eine 
Schließung des Milchbetriebes in dem Winterhagener 
Gehöfte nicht zulassen. 

Gleichfalls auf Milch ist eine kleine Paratyphus- 
epidemie zurückzuführen, die während des August in 
Uelzen und Ripdorf herrschte und 22 Erkrankungen 
umfaßte. Es konnte festgestellt werden, daß in Rip- 
dorf in zwei Milchwirtschaften je ein im Milchstall 
beschäftigtes Mädchen paratyphuskrank war. Die 
weiteren Ermittlungen ergaben, daß in Ripdorf noch 
weitere 10 Paratyphuserkrankungen vorgekommen 
waren. Nach Ausschaltung der Milch von beiden in- 
fizierten Gehöften aus dem Handel kam diese Epidemie 
schnell zum Erlöschen. | 

Wir haben ferner zwei groBe Wasserepidemien, be- 
obachtet. Zunächst kam es in Agnetendorf und 
Hermsdorf im Riesengebirge von Anfang Juli bis 
Ende August zu gehäuften Typhuserkrankungen. Die 
angestellten Ermittlungen ergaben, daß die Wasser- 


_versorgung des Ortes sehr viel zu wünschen übrig läßt. 


In beiden Orten entnehmen viele Bewohner ihr Ge- 
brauchs- und Trinkwasser einem Bach, der aus den 
Schneegruben im Riesengebirge seinen Ursprung 
nimmt und beide Orte durchströmt, sowie den zahl- 
reichen Gräben, die von ihm abzweigen und weiter 
unterhalb sich wieder mit ihm vereinigen. 

Bereits Ende Mai ist in einem der am meisten bach- 
aufwärts liegenden Häuser in Agnetendorf eine Typhus- 
erkrankung vorgekommen, aber unerkannt geblieben. 
Das Nachtgeschirr der Erkrankten wurde in einem 
Eimer gespült, der regelmäßig in dem am Hause vor- 
überflieBenden Graben gereinigt wurde. So war dieser 
und damit das Bachwasser mit Typhusbazillen in- 
fiziert worden und hatte den Anlaß zu weiteren Er- 
krankungen gegeben. Eine weitere Bachinfektion kam 
Ende Juli dadurch zustande, daß in einem am Bach 
weiter unten gelegenen Hause zwei Kinder unerkannt 
3 Wochen typhuskrank gelegen hatten, und ihre Ab- 
gänge in den Bach geschüttet wurden. Auf diese Bach- 
infektion sind noch weitere 14 Typhuserkrankungen, 
die vorzugsweise in Hermsdorf im August auftraten, 
zurückzuführen. 

Durch Verbot der Benutzung des Bach- und Graben- 
wassers als Trink- und Gebrauchswasser, die Unter- 
bringung der Kranken im Krankenhaus in Warmbrunn 
und die Desinfektion der Wohnungen, Schließung des 
Schwimmbades und regelmäßiges Absuchen der Häu- 
ser nach etwa Neuerkrankten, konnte die kleine Epi- 
demie schnell zum Erlöschen gebracht werden. Seit 
Anfang September sind keine weiteren Erkrankungen 
mehr vorgekommen. 

Zu einer recht großen Epidemie kam es in Neviges 
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und Tönnisheide durch Verseuchung der beide Orte 
versorgenden zentralen Wasserleitung von Neviges. 
‘Schon im Frühjahr und Sommer waren hier zahlreiche 
Typhuserkrankungen aufgetreten, im ganzen 60. 
Mangels anderer Infektionsquellen richtete sich schon 
damals der Verdacht gegen die Wasserleitung. Diese 
bekommt ihr Wasser aus 3 verschiedenen Entnahme- 
stellen, einem hochgelegenen alten Schacht am Döhn- 
berg, einer Brunnenanlage in Fingscheid und, einer 
unmittelbar bei Neviges im sogenannten Siepen ge- 
legenen Brunnenanlage. Gegen diese letztere richtete 
sich im wesentlichen der Verdacht, da aus den beiden 
anderen eine Reihe von Gehöften oberhalb Neviges 
versorgt werden, in denen nicht ein einziger Typhusfall 
vorkam. Die Brunnen im Siepen liegen in aufge- 
schüttetem Gelände, auf dem der Schlachthof, eine 
Fabrikanlage und eine Siedlung stehen, unmittelbar 
neben dem Hardenbergbach. Der Regierungs- und 
Medizinalrat aus Düsseldorf hatte schon im Sommer 
dem Bürgermeister von Neviges empfohlen, die Brun- 
nen im Siepen zu schließen, oder wenigstens zu chloren. 
Weder das eine noch das andere wurde durchgeführt. 
So kam, was zu befürchten war, ein großer Ausbruch 
von Typhuserkrankungen während des Oktobers, der 
bis Ende Oktober bereits 242 Erkrankungen verur- 
sachte. Ein nun angestellter Fluoreszeinversuch ergab, 
daß zwischen dem Bach und den Brunnen im Siepen 
eine unmittelbare Verbindung bestand. Die Fassung 
der Brunnen war außerordentlich mangelhaft. Es 
wurde jetzt eine Zementfassung 2 Meter tief bis auf den 
Felsen heruntergeführt und der ganze Brunnen mit 
einer 117, Meter mächtigen Lehmschicht umgeben, so 
daß ein ZufluB von Bachwasser in Zukunft ausge- 
schlossen ist. Da aber die Gefahr einer Verseuchung 
des Brunnens von dem sehr durchlässigen umgebenden 
Gelände weiterbesteht, so ist eine Chloranlage nach 
dem Bamagsystem in den Sammelbrunnen im Siepen 
eingebaut worden. Um auch die nicht ganz einwand- 
freien Fingscheidbrunnen gegen eine Verunreinigung 
zu schützen, soll in dem dort befindlichen Sammel- 
brunnen eine Chloratoranlage eingebaut werden. 

Die Kranken wurden teils im Krankenhaus, teils 
in einer als Notkrankenhaus eingerichteten Schule 
untergebracht und ferner wurde der Bevölkerung die 
Schutzimpfung empfohlen und zur Unterstützung des 
Kreisarztes bei der Durchführung der Bekämpfungs- 
maßnahmen ein jüngerer Medizinalbeamter nach 
Neviges entsandt. In den 4 Novemberwochen sind 
noch 9, 14, 2 und 2 Typhuserkrankungen hinzuge- 
kommen, die wohl lediglich auf Kontakt zu beziehen 
sind. Die Epidemie scheint also im schnellen Erlöschen 
zu sein. Bis zum 28. November hatte die Epidemie 
266 Erkrankungen mit 20 Todesfällen verursacht. 
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Eine Brunneninfektion hat auch in Hönningen, 
Regierungsbezirk Koblenz, Mitte August zum Aus- 
bruch einer kleinen Typhusepidemie geführt, die 21 Er- 
krankungen mit 4 Todesfällen umfaßte, ebenso in 
Althoff im Kreise Rastenburg sowie in Auxkellen 
im Kreise Labiau, wo je 9 Typhuserkrankungen vor- 
kamen. In allen Fällen genügte die Schließung des 
Brunnens, um die Epidemie zum schnellen Erlöschen 
zu bringen. 

Zu erwähnen sind ferner einige Epidemien, bei denen 
nicht eine einheitliche Ursache nachzuweisen war, 
sondern neben einer Reihe von Kontaktfällen, noch 
Erkrankungen aus gemeinsamer Ursache vorkamen. 
So zunächst in Oberhausen. Hier traten alljährlich 
früher 50 bis 80 Erkrankungen auf. Erst als 1921 
Kanalisation und Wasserleitung durchgeführt war, 
ließ der Typhus allmählich nach. Im Frühjahr und 
Sommer dieses Jahres häuften sich indessen wieder 
die Typhuserkrankungen in verschiedenen Ortsteilen, 
so daß bis Mitte September bereits 62 Erkrankungen 
festgestellt waren. Da nach Oberhausen Milch aus der 
Molkerei in Rheine, wenn auch in kleinen Mengen, 
täglich eingeführt wurde, so lag der Gedanke nahe, an 
eine Infektion durch diese Milch zu denken. Gegen die 
Annahme einer reinen Milchepidemie sprach aber die 
hohe Beteiligung der Männer, die 26,6%, der Er- 
krankungen ausmachte, und die verhältnismäßig ge- 
ringe Beteiligung der Kinder mit 19,5% der Erkran- 
kungen. In vielen Fällen war auch Kontakt mit 
früheren Erkrankten einwandfrei nachgewiesen wor- 
den. Die Erkrankungen waren auch nicht gleichmäßig 
über die Stadt verstreut, sondern im wesentlichen auf 
4 Stadtgegenden beschränkt. Nur in der sogenannten 
Kolonie einer kleinen Arbeitersiedlung im Nordosten 
der Stadt traten nach 2 vereinzelten Fällen im Juni 
und Juli stärker gehäufte Typhuserkrankungen auf, 
deren Beginn durchweg auf Anfang August zurückgeht. 
Diese Erkrankungen machten den Eindruck, als wenn 
ihnen eine gemeinsame Ursache zugrunde lag. Trotz der 
energischen Verfolgung aller Verdachtsmomente hat 
aber eine gemeinsame Quelle für diese Erkrankungen 
nicht mehr aufgedeckt werden können. Die Kranken 
wurden sämtlich in den Krankenhäusern der Stadt 
untergebracht und zahlreiche Personen gegen Typhus 
schutzgeimpft. Bis Ende September waren bereits 
1000 Personen geimpft worden. Ferner wurde mit dem 
Kreisarzt verabredet, daß er die Stadt auf Grund der 
früher festgestellten Typhuserkrankungen systematisch 
durchsuchen sollte. Dieser Aufgabe hat er sich an- 
scheinend mit großem Eifer unterzogen und hat be- 
reits 30 neue Typhuserkrankungen, die zum Teil als 


‘Grippe oder unter anderer Diagnose behandelt wurden, 


festgestellt, sowie drei Typhusbazillenträgerinnen und 
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drei Paratyphusbazillenträger festgestellt. In den letz- 
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Bakterien und darunter viel Coli festgestellt, während 


ten Wochen sind neue Erkrankungen in Oberhausen | dies im Oberdorf nicht der Fall war. Auch eine Bach- 


nieht mehr dazu gekommen. 

In Langenbielau, im Regierungsbezirk Breslau, 
einer 8 km langen Stadt am Nordostabhang des Eulen- 
gebirges sind wiederholt schwere Typhusepidemien 
aufgetreten. Die letzten 1908 und 1913. Auch 1925 
traten genau wie 1913 in drei weitauseinanderliegenden 
Ortsteilen gehäufte Typhuserkrankungen auf, be- 
sonders stark in dem mittleren Ortsteil um das Rat- 
haus herum. Bis Anfang September waren 99 Er- 
krankungen mit 8 Todesfällen festgestellt worden. 
Schon die räumliche Verteilung der Erkrankungen, die 
geradezu wie eine photographische Wiedergabe der 
Epidemie von 1913 wirkte, ließ vermuten, daß die 
Epidemie in erster Linie endemischen Quellen, d. h. 
Typhusdauerausscheidern, ihre Entstehung verdankte, 
während auch die zeitliche Aufeinanderfolge der 
meisten Fälle mehr für eine Ausbreitung des Typhus 
durch Kontakt als durch infizierte Nahrungsmittel, 





infektion scheint stattgefunden zu haben, was daraus 
zu schließen ist, daß auf dem Bahnhof Hermeskeil, 
dessen Hochbehälter mit Bachwasser gespeist wird, 
unter den Maschinisten und Wagenwäschern viele Er- 
krankungen aufgetreten sind. 

Da das Krankenhaus nicht ausreichte, um alle 
Kranken aufzunehmen, wurde ein Notkrankenhaus in 
einer Schule eingerichtet, so daß alle Kranken aus den 
Häusern entfernt werden konnten. In die Wasser- 
leitung wurde eine Chloranlage eingebaut, die Bewoh- 
ner des Ortes mit einer Mischvakzine aus Typhus- und 
Paratyphusbazillen geimpft, und die Häuser, in denen 
Kranke lagen, wurden kenntlich gemacht. Außerdem 
wurden sämtliche Häuser des Ortes nach Kranken 
durchsucht. Im ganzen erkrankten bis Mitte Sep- 
tember 105 Personen, von denen 2, ein kleines Kind 
und ein alter Mann, gestorben sind. 

Reine Kontaktepidemien haben in Behrenshagen, 


Milch oder Wasser sprach. In der Tat konnten denn | Reg.-Bez. Stralsund, 27 Erkrankungen (mit 1 Todes- 


auch bei den Ermittlungen zahlreiche Kontakte fest- 
gestellt werden. Nur in dem mittleren Ortsteil, in dem 
anfangs August zahlreiche Erkrankungen auftraten, 
hat möglicherweise eine Brunneninfektion mitgewirkt, 
da die meisten dieser Kranken ihr Trinkwasser einem 
Brunnen entnommen hatten, dessen Kesselauskleidung 
schadhaft war und Sickerwasser durchließ. Der Brun- 
nen ist inzwischen ausgebessert worden. 

Da die Wasserversorgung in Langenbielau im all- 
gemeinen schlecht ist, soll der Ort bald Wasserleitung 
erhalten. Kanalisation ist bereits vorhanden. 

Zur Bekämpfung der Epidemie sind alle Kranken 
in die beiden großen Krankenhäuser überführt, die 
Wohnungen desinfiziert und zahlreiche Schutzimp- 
fungen vorgenommen worden. Ferner wurde nach 
Langenbielau ein jüngerer Medizinalbeamter entsandt, 
der unter Berücksichtigung aller in den letzten 
20 Jahren bekannt gewordenen Typhuserkrankungen 
nach Typhusbazillenträgern fahnden und die Durch- 
führung der Bekämpfungsmaßnahmen überwachen 
soll. Er hat bisher 2 Dauerausscheider ermittelt. 
Im ganzen umfaßte die Epidemie 110 Erkrankungen 
mit 8 Todesfällen. 

Eine recht ausgedehnte Paratyphusepidemie brach 
Anfang August in dem Hunsrückdorf Hermeskeil 
aus. Hier waren schon während des Frühjahrs einige 
Kontakterkrankungen an Paratyphus vorgekommen. 
Im August traten dann gehäufte Kranke auf, so daß 
bis Mitte September 100 Erkrankungen gezählt wur- 
den. Neben weiteren Kontakten hatte aber offenbar 
eine Infektion der Wasserleitung mitgewirkt, denn in 
der Wasserleitung wurden im Unterdorf zahlreiche 


fall), in Torgelow-Karpin und Egesen, Reg.-Bez. 
Stettin, 26 (3), in Tapiau, Reg.-Bez. Königsberg, hier 
ausgehend von 2 Bazillenträgerinnen, 12, in Werben, 
Reg.-Bez. Frankfurt a. O., 16 (2), in Ziegenhals, 
Reg.-Bez. Oppeln, 8, in Bedburg-Hau, Reg.-Bez. 
Düsseldorf, 10, in Cröv, Reg.-Bez. Trier, 29 (5) ver- 
ursacht. Infolge von Paratyphuskontaktepidemien 
wiesen Hattorf, Reg.-Bez. Hildesheim, 20, das 
Arbeitshaus in Mohringen, Reg.-Bez. Hildesheim, 
10, Hänigsen, Reg.-Bez. Lüneburg, von der para- 
typhuskranken Tochter eines Bäckers ausgehend, 17, 
Everswinkel, Reg.-Bez. Münster, 14 und das 
Kloster der Franziskanerinnen in Olpe, Reg.-Bez. 
Arnsberg, von einer Paratyphusträgerin, die in der 
Küche beschäftigt war, ausgehend, 57 Erkrankungen 
auf. Die Unterbringung der Kranken in einem Kran- 
kenhaus und die üblichen’ Desinfektionen, zum Teil 
auch die Durchführung von Schutzimpfungen haben 
genügt, die Epidemien zum Stehen zu bringen. 

Im Vordergrunde des Interesses stehen in diesem 
Jahre die Milchepidemien, nächst ihnen die Wasser- 
leitungsepidemien. Sie weisen gemeinsam darauf hin, 
daß manche Gemeinden und Polizeibehörden diesen 
hygienischen Einrichtungen nicht mehr wie früher die 
gehörige Aufmerksamkeit schenken. Bei den Molkerei- 
epidemien fällt aber ganz besonders auf, wie unvoll- 
kommen die Leiter dieser Molkereien über die ihnen 
obliegenden Pflichten unterrichtet waren. Es ergibt 
sich daraus die Forderung, daß zur Leitung einer 
Molkerei nur gutausgebildete und. durchaus zuver- 
lässige Personen zugelassen werden dürfen. Vor allen 
Dingen ist es aber notwendig, daß der Kreisarzt eine 
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regelmäßige Kontrolle über die Molkereien ausübt. 
Heute unterstehen die Molkereien nach dem Reichs- 
viehseuchengesetz der Kontrolle durch den Kreis- 
tierarzt, und der Kreisarzt kommt im allgemeinen 
nur dann in die Molkerei, wenn durch die von ihr 
abgegebene Milch Erkrankungen hervorgerufen worden 
sind, oder wenn ihn Erkrankungen des Molkereiper- 
sonals zu Ermittelungen in der Molkerei veranlassen. 
Im Interesse der menschlichen Gesundheit liegt es 
aber, daß dieser so äußerst wichtige Nahrungsmittel- 
betrieb ganz regelmäßig von dem Kreisarzt kontrolliert 
wird, und daß letzterer sich wenigstens einmal im 
Jahre von der Sauberkeit des Betriebes, der guten 
Schulung des Personals und dem ordnungsmäßigen 
Arbeiten der Apparate überzeugt. Auch sollte in einer 
Molkerei nur gesundes Personal angestellt und alle für 
die Milchverarbeitung anzustellenden Personen müßten 
einer bakteriologischen Untersuchung auf Typhus und 
Ruhr unterwerfen werden. 

Für kleine milchwirtschaftliche Betriebe möchte ich 
derartig weitgehende Forderungen nicht aufstellen, 
weil es mir unmöglich erscheint, die außerordentlich 
zahlreichen kleinen Betriebe mit der genügenden 
Sicherheit zu kontrollieren. 

Die Molkereiepidemien haben Anlaß dazu gegeben, 
daß gegen die Pasteurisierung der Milch in den 
Zeitungen Sturm gelaufen wurde. Es fanden sich 
in den Tageszeitungen, in milchwirtschaftlichen und 
wissenschaftlichen Zeitschriften Artikel, in denen die 
Pasteurisierung verdächtigt und besonders die Dauer- 
pasteurisierung als die Ursache der Infektion mit 
Typhus hingestellt wurde. Dadurch ist ganz grundlos 
viel Unruhe in die Bevölkerung hineingetragen und 
vielen der Milchgenuß verleidet worden. Demgegen- 
über möchte ich ausdrücklich betonen, daß nicht in 
einem einzigen Falle bei den von mir beschriebenen 
Epidemien die Milch einer ordnungsmäßigen Dauer- 
pasteurisierung unterworfen war; wohl aber hat sich 
gezeigt, daß die Anklamer Milch, die bei unvorschrifts- 
mäßiger Behandlung in der Anklamer Molkerei zu der 
groBen Anklamer Epidemie Anlaß gegeben hat, nach 
der Dauerpasteurisierung in einer großen Stadt, an die 
täglich 8000 Liter geliefert wurden, keine einzige 
Typhuserkrankung hervorgerufen hat. 

Weiter haben die Wasserepidemien wieder gelehrt, 
wie wichtig es ist, daß auch zentrale Wasserversor- 
gungsanlagen gewissenhaft beaufsichtigt werden. Auch 
sie müssen regelmäßig durch den Kreisarzt kontrolliert 
werden. Eserscheint mir auch notwendig, auch für das 
bei ihnen anzustellende Personal eine bakteriologische 
Untersuchung auf Typhus und Ruhr vorzuschreiben. 

Bei meinen Ermittlungsreisen habe ich auch in 
diesem Jahr, wie schon in früheren, regelmäßig fest- 
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stellen können, wie gut sich die Typhusschutzimp- 
fungen bewährt haben. Einmal haben sie uns bei der 
Bekämpfung der Epidemien gute Dienste geleistet, 
dann aber zeigt sich immer wieder, und in der Regel 
machen mich die behandelnden Ärzte schon ungefragt 
darauf aufmerksam, daß Männer, die im Kriege gegen. 
Typhus geimpft worden waren, auch heute noch einen 
weitgehenden Schutz gegen Typhus aufweisen. Sie 
erkranken entweder überhaupt nicht an Typhus, oder 
machen, wenn sie erkranken, doch nur eine leichte Er- 
krankung durch. Das ist ein erfreulicher Beweis dafür, 
daß die Typhusimpfung doch weit länger wirksam ist, 
als wir ursprünglich angenommen haben. 

Besonders eindringlich weisen aber die Erfahrungen 
der diesjährigen Epidemien darauf hin, wie wichtig es 
ist, daß die noch heute in den Seuchengesetzen der 
Länder klaffende Lücke sobald wie möglich geschlossen 
wird, die darin besteht, daß der Typhusverdacht nicht 
anzeigepflichtig ist. Wenn wir bedenken, daß jede 
Typhuserkrankung nach der Annahme der Statistiker 
im Durchschnitt 300 # Kosten verursacht, und daß, 
je frühzeitiger Bekämpfungsmaßnahmen einsetzen, 
eine um so größere Zahl von Typhuserkrankungen ver- 
hütet werden kann, so können wir leicht.ermessen, daß 
durch die Meldung des Typhusverdachts und ein 
schnelleres Eingreifen der Behörden nicht nur ein un- 
geheuerer Gewinn an Gesundheit und Menschenleben 
erzielt, sondern auch große Ersparnisse an Volksver- 
mögen gemacht werden können. Der preußische Herr 
Minister für Volkswohlfahrt hat bereits einen Gesetz- 
entwurf vorgelegt, der die Anzeigepflicht für Typhus- 
verdacht in das preußische Seuchengesetz einfügen will. 

Weiter lehren die Epidemien dieses Jahres, und ganz 
besonders die Solingen-Rensdorfer Epidemien, wie 
dringend wir der Möglichkeit bedürfen, gegen Bazillen- 
träger und Dauerausscheider gesetzlich vorgehen zu 
können. Augenblicklich ist es nicht möglich, eine ge- 
sunde Person zur Hergabe von Untersuchungsmate- 
rial zu zwingen. Lediglich bei kranken Personen kön- 
nen wir auf Grund des $ 7 des Reichsseuchengesetzes 
eine bakteriologische Untersuchung durchführen. Wir 
brauchen aber eine Gesetzesbestimmung, die es uns 
ermöglicht, auch bei Personen, gegen die begründeter 
Verdacht besteht, daß sie Typhusdauerausscheider 
sind, eine bakteriologische Untersuchung von Stuhl und 
Urin zu erzwingen und die Verweigerung der Material- 
abgabe oder die Abgabe falschen Materials zur Be- 
strafung zu bringen. In dem erwähnten Gesetzent- 
wurf des Herrn Ministers für Volkswohlfahrt sind auch 
diese Bestimmungen mitenthalten. 

In den ‚Maßnahmen zur Bekämpfung des Typhus‘“, 
die im Jahre 1904 vom Reichsgesundheitsamt heraus- 
gegeben worden sind, wurde bereits die Notwendigkeit 





der Anzeige des Typhusverdachts und der bakterio- 
logischen Untersuchung der gesunden Umgebung des 
Kranken betont. Die MaBnahmen sind nur leider durch 
die inzwischen erlassenen Seuchengesetze der Länder 
insofern überholt worden, als viele der letzteren weder 
die Anzeigepflicht für Typhusverdacht noch irgend- 
eine Vorschrift enthalten, welche uns ein Vorgehen 
gegen gesunde Dauerausscheider ermöglicht. Gleich- 
wohl behalten die in den Maßnahmen enthaltenen 
Anregungen auch für alle Zukunft ihren Wert, weil 
sie geradezu auf die in den Landesgesetzen noch 
klaffenden Lücken hinweisen. Wenn ich, einem 
Wunsche des Herrn Präsidenten des Reichsgesund- 
heitsamts folgend, Änderungen der Maßnahmen vor- 
schlagen soll, so wären es folgende: 

Auf Seite 27 befindet sich der Satz ‚Es empfiehlt 
sich, Wohnungen und Häuser, in denen sich an Typhus 
erkrankte Personen befinden, kenntlich zu machen.“ 
Diesem Satze möchte ich hinzufügen: „doch wird der 
beamtete Arzt zweckmäßig von dieser Möglichkeit 
erst dann Gebrauch machen, wenn alle anderen Mittel, 
die Angehörigen von Typhuskranken zur Beobachtung 
der notwendigen Vorsichtsmaßnahmen zu überreden, 
fehlschlagen sollten.“ Denn diese Maßnahme stellt 
nach meiner Erfahrung die stärkste Waffe des Med:- 
zinalbeamten gegen Böswilligkeit und Unverstand dar. 
Im übrigen möchte ich vorschlagen, die Desinfektions- 
maßnahmen einer Durchsicht zu unterziehen, um sie 
den heutigen Anforderungen anzupassen etwa in der 
Art, wie dies in der preußischen Desinfektionsanwei- 
sung vom 8. Februar 1921 geschehen ist. 

Meine Ausführungen möchte ich in folgenden Leit- 
sätzen zusammenfassen: 

1. Die zahlreichen Typhusepidemien des Jahres 1925 
haben gezeigt, daß in der Beaufsichtigung der hygieni- 
schen Einrichtung mancher Gemeinden Mißstände ein- 
getreten sind, deren Beseitigung dringend erwünscht 
ist. 

2. Die Beaufsichtigung der Molkereien muß erheb- 
lich strenger durchgeführt werden, als dies bisher ge- 
schah. Die Leiter der Molkereien müssen hygienisch 
besser vorgebildet sein. Der beamtete Arzt muß mit 
Rücksicht auf den gesundheitlichen Schutz der Men- 
schen die ständige Kontrolle über die Molkereien mit 
ausüben. 

3. Nach Erfahrungen aus der Praxis leistet das 
Dauerpasteurisierverfahren, 1, Stunde bei 63 bis 65°, 
bei sorgfältiger Durchführung alles, was man von 
einem Pasteurisierverfahren im Interesse der mensch- 
lichen Gesundheit verlangen kann. (Wissenschaftliche 
experimentelle Versuche darüber sind noch im Gange.) 

4. Die Milchversorgung durch gutgeleitete Milch- 
sammelstellen mit zuverlässig arbeitenden Pasteuri- 
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sierapparaten ist, abgesehen von Einrichtungen für 
die Abgabe einwandfreier Frischmilch (sog. Kinder- 
milch) größeren Gemeinwesen als bewährte Form der 
Milchversorgung zu empfehlen. 

5. Eine Beaufsichtigung aller kleinen Milchge- 
winnungsstellen ist schwierig; es wird besser durch Be- 
lehrung versucht werden müssen, die Beobachtung der 
nötigen Sauberkeit im Betriebe herbeizuführen. 

6. Den Wasserversorgungsanlagen muß ebenfalls 
größte Aufmerksamkeit geschenkt werden. Auch sie 
sind regelmäßig vom Kreisarzt zu kontrollieren. Es 
darf keine Anlage eingerichtet werden, ohne sorgfältige 
Prüfung der Verhältnisse durch den sachverständigen 
beamteten “Arzt. 

7. Alle Personen, die in einem Molkereibetriebe 
oder an einer zentralen Wasserversorgungsanlage be- 
schäftigt werden und eine Tätigkeit ausüben sollen, 
die eine Infektionsgefahr mit sich bringen kann, 
müssen zuvor einer bakteriologischen Untersuchung 
auf Typhus und Ruhr unterworfen werden. 

8. Zur Verhütung der Verbreitung von Krankheiten 
durch Nahrungsmittelbetriebe empfiehlt sich die Auf- 
nahme einer Bestimmung in das Reichsnahrungs- 
mittelgesetz oder in das Reichsseuchengesetz etwa in 
folgender Fassung: Personen, die an einer übertrag- 
baren oder ekelerregenden Krankheit leiden, oder deren 
Zustand die Verbreitung einer übertragbaren Krank- . 
heit befürchten läßt, können zeitweilig oder ganz von 
der Betätigung in einem Nahrungsmittelbetriebe aus- 
geschlossen werden. 

9. Der Typhusverdacht muß anzeigepflichtig ge- 
macht werden. 

10. Es müssen Rechtsunterlagen geschaffen werden, 
die gestatten, Personen, die dringend verdächtig sind, 
daß sie Bazillenträger oder Dauerausscheider sind, zur 
Abgabe ihres Stuhls und Urins zur bakteriologischen 
Untersuchung zu zwingen. Zu diesem Zwecke ist auch 
eine entsprechende Ergänzung des $ 7 des Reichs- 
gesetzes, betreffend die Bekämpfung der gemein- 
gefährlichen Krankheiten vom 30. Juni 1900 not- 
wendig. 

11. Die Typhusschutzimpfungen haben sich außer- 
ordentlich bewährt. Die im Kriege durchgeführten 
sind noch heute wirksam. 

12. Die vom Reichsgesundheitsamt herausgegebenen 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Typhus (Unterleibs- 
typhus) vom Jahre 1904 können auch heute noch mit 
geringen Änderungen als Unterlagen für die Typhus- 
bekämpfung gelten. Die in ihnen enthaltene Des- 
infektionsanwe sung müßte den heutigen Anforde- 
rungen entsprechend umgearbeitet werden, etwa in 
der Art der preußischen Desinfektionsanweisung vom 
8. Februar 1921. 
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[BESPRECHUNGEN UND BERICHTE] 


Allgemeines. 


Walter Levinthal (Berlin), Das Rockefeller-Institut in New- 
York; Methodik und Ergebnisse der Erforschung filtrierbarer 
Virusarten nach persönlichen Eindrücken. Med. Klinik 38, 1441 
und 39, 1480. 1925. Der Direktor des Instituts, Dr. Simon 
Flexner, hatte 6 europäische Bakteriologen zu einem 3monati- 
gen Gästekurs eingeladen, um diese mit den ausgedehnten Ar- 
beitsgebieten, der Organisation des Instituts, besonders aber mit 
der Technik der Erforschung filtrierbarer Virusarten vertraut zu 
machen. Das nach jeder Richtung hin mustergültig ausgestaltete 
Institut besteht aus 3 Hauptabteilungen und verfügt über ein 
kleines, erstklassig eingerichtetes Krankenhaus, in dem 
Kranke, die an den jeweilig im Institut bearbeiteten Krank- 
heiten leiden, kostenlos behandelt werden. Ferner gehört zum 
Institut eine der Leitung von Theobald Smith unterstellte 
tierpathologische Abteilung, die in der Nähe der Univer- 
sitätsstadt Princeton untergebracht ist. Unter den 90 wissen- 
schaftlichen Mitgliedern herrscht die regste geistige Verbindung, 
wodurch engste Zusammenarbeit und Vermeidung aller 
Doppelarbeit gewährleistet wird. Durch regelmäßige wöchent- 
liche Sitzungen werden .diese Bestrebungen wirksam gefördert. 
Über die in den verschiedenen Laboratorien im Gange befind- 
lichen Arbeiten wird eingehend Bericht erstattet, so u. a. über 
die Herstellung des Schlafkrankheitsmittels Tryparsamide, die 
Entdeckung des Erregers des Herzwassers (bei Schaf und Rind), 
die Erzeugung einer sekundären Syphilis beim Kaninchen und 
über den Chemismus der Spezifität der Pneumokokkentypen. 
Bei der Erforschung der filtrierbaren Virusarten kommen 
die Züchtung der filterpassierenden Anaerobien in flüssigem 
Nährboden nach Smith-Noguchi, auf Blutplatten in der 
Wasserstoffglocke mittels eines Palladiumasbest- Katalysators 
in einer äußerst sinnreichen und praktischen Methodik in An- 
wendung, worüber Verf. sehr belehrende Aufschlüsse gibt. Neben 
den sachlich bedeutsamen Anregungen bringt die Arbeit aber 
auch ein sehr anschauliches Bild über die Eigenart der amerika- 
nischen Forschertätigkeit und ist daher von erheblichem kultu- 
rellen Werte. Erich Hesse (Berlin). 


Reichsgesundheitsblatt. Mit dem Beginn des Jahres 1926 
tritt an die Stelle der ‚‚Veröffentlichungen des Reichsgesund- 
heitsamts das ‚‚Reichsgesundheitsblatt‘‘, das eine Fortsetzung 
der ersteren in veränderter Form bildet und gleichfalls vom 
Reichsgesundheitsamt herausgegeben wird (R. von Deckers 
Verlag, G. Schenk, Berlin SW. 19). Im amtlichen Teile werden 
wie bisher Gesetze, behördliche Verordnungen, Erlasse, Be- 
kanntmachungen aus dem Gebiete des Medizinal- und Veterinär- 
wesens zum Abdruck gelangen, die für das Reich oder die 
Länder ergehen, ebenso wie wichtigere Verordnungen des Aus- 
landes. Ferner werden darin Medizinal- und Veterinärstatistiken, 
gerichtliche Entscheidungen und sonstige wichtige Mitteilungen 
einschlägigen Inhalts sowie in einem nichtamtlichen Teil Ab- 
handlungen über Fragen des Gesundheits- und Veterinärwesens 
gebracht werden. Der Bezugspreis ist auf 5 4 für das Viertel- 
jahr herabgesetzt worden. Möllers (Berlin). 


Organisation des Gesundheitswesens. 

Walter Lustig (Koblenz), Der Arzt als öffentlicher Gesundheits- 

| beamter, Gesundheitspolitiker und gerichtlicher Sachverstän- 

diger. Ein Handbuch für Medizinal-, Verwaltungs- und 

- richterliche Beamte. Berlin 1926, Verlag S. Karger. 570 S. 
Preis brosch. 27.— .# = 





Das Buch, das in erster Linie für den Medizinalbeamten be- 
stimmt ist, will gleichzeitig ein Ratgeber für den Verwaltungs- 
beamten als den Träger der Gesundheitspolizei sein und auch 
den Richter über sanitätspolizeiliche und gerichtlich-medi- 
zinische Fragen orientieren. In dem 1. Hauptteil behandelt 
Verf. kurz die Medizinalverwaltung, Medizinalgesetzgebung und 
die öffentliche Gesundheitspflege. Der 2. Hauptteil umfaßt die 
soziale Hygiene einschl. Gewerbehygiene, Sozialversicherungen 
und Fürsorgepflichtverordnung. Der 3. Hauptteil ‚Natürliche 
Hygiene“ behandelt Boden, Wasser, Luft, Städtebau, Ernäh- 
rung und Nahrungsmittel sowie Infektionskrankheiten. Einen 
erheblichen Umfang des Buches (rund 130 Seiten) nimmt der 
4. Hauptteil ‚‚Gerichtliche Medizin‘ ein. Der allgemeine Teil 
bespricht Gesetze, Gerichte, Staatsanwaltschaft, Gerichtsver- 
handlung und die Stellung des Arztes vor Gericht; im speziellen 
Teil werden behandelt die Leichenerscheinungen, gewaltsame 
Todesursachen, Kindesmord, fragliche Schwangerschaft, Ab- 
treibung, Sittlichkeitsvergehen, Körperverletzung, Blutnach- 
weis, gerichtliche Leichenschau u. a. Den Abschluß des Buches 
bildet das Kapitel ,,Gerichtliche Psychiatrie“ mit Ausführungen 
über die psychiatrische Begutachtung und über die wichtigsten 
Geisteskrankheiten. Das Buch wird dem beamteten Arzte, be- 
sonders aber dem gerichtlichen Sachverständigen wertvolle 
Dienste leisten. Möllers (Berlin). 


Jacob, Le service de santé en Allemagne occupée. Bulletin 
med. 34, 931. 1925. Verf. beschreibt die Sanitätseinrich- 
tungen derfranzösischen Armee im besetzten Deutsch- 
land und bezeichnet diese als sehr gut. Neben der 100000 Mann 
starken Besatzungsarmee hätten noch 40000 Zivilbeamte, Ange- 
hörige usw. ärztlich versorgt werden müssen. Die vorhandenen 
deutschen Militärlazarette mit ihren z. T. ausgezeichneten 
Einrichtungen seien in umfangreichem Maße verwendet worden, 
ebenso kommunale und private Krankenhäuser mit ins- 
gesamt 6000 Betten. Bakteriologische und chemische 
Untersuchungsstellen bestünden in Mainz, Landau, Ko- 
blenz, Düsseldorf und Trier, woselbst auch ein Sanitäts- 
depot sei. Sanitätsautos und ein mit 332 Betten ausgerüsteter, 
von der amerikanischen Armee erworbener Sanitätszug ent- 
sprächen vollauf den Bedürfnissen. Die Ausgaben für Per- 
sonal, Arzneien und Materialien hätten im Jahre 1923 11 Mil- 
lionen, im Jahre 1924 101, Millionen betragen, wozu das 
Deutsche Reich einen Teil beisteuern müsse. Neben dem 
französischen Personal (124 Ärzte, 4 Apotheker, 31 Ver- 
waltungsbeamte, 1077 Krankenpfleger, 182 Schwestern, Zivil- 
angestellten, Hebammen usw.) seien 127 deutsche Hilfskräfte 
tätig. Dank der Errichtung von 7 Entbindungsanstalten 
mit Stationen für Gynäkologie und Säuglinge sei die Fürsorge 
für Wöchnerinnen und Säuglinge ausgezeichnet und habe zu 
einer deutlichen Hebung der Geburtenzahl bei den französischen 
Frauen geführt. Der übertragbaren Krankheiten, vornehmlich 
der Diphtherie, der Ruhr, der Tuberkulose und der Geschlechts- 
krankheiten sei man unter Verwendung modernster Bekäm- 
pfungsmaßnahmen nach und nach völlig Herr geworden. 

Erich Hesse (Berlin). 


Ausbildung der Ärzte. 


Grotjahn (Berlin), Über die Vorbildung der Kommunalärzte. 
Klin. Wochenschr. 4, 1271. 1925. Wenn G. gleich zu Anfang 
seines Artikels die Meinung ausspricht, daß es jetzt noch 


- | nicht an der Zeit sei, durch zwingende behördliche Verord- 
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nungen die noch im vollkommenen Fluß befindliche Entwick- 
lung der kommunalen Gesundheitspflege einengen zu wollen, 
so ist dem voll und ganz zuzustimmen. Es handelt sich hier 
um ein junges Gebiet der medizinischen Wissenschaft, auf dem 
zunächst zweifellos noch weitere Erfahrungen gesammelt wer- 
den müssen. Ferner sind auch die örtlichen Verhältnisse so 
verschieden, daß eine gesetzliche Regelung, wenn überhaupt, 
zunächst nur in ganz großen Umrissen erfolgen dürfte. Als 
eine bewährte Form der Regelung des kommunalärztlichen 
Dienstes dürfte bereits gelten, daß die Kommunalärzte die ge- 
samte gesundheitliche Fürsorge, also Säuglings-, Kleinkinder-, 
Schulkinder-, Krüppel-, Tuberkulose-, Trinker-, Geschlechts- 
krankenfürsorge eines bestimmten Bezirkes ausführen. Es 
wird ihnen dadurch Gelegenheit geboten, die Bevölkerung ihres 
Bezirkes, ja schließlich auch im Laufe der Zeit die einzelnen 
Familien desselben kennen zu lernen. In den meisten Familien 
wird es sich ja darum handeln, nicht nur ein einzelnes Familien- 
mitglied zu befürsorgen, sondern die Familie in ihrer Gesamt- 
heit zu sanieren. In erster Linie ist für den Kommunalarzt eine 
gute, allgemeine ärztliche Vorbildung zu verlangen. Da nun ein 
großer Teil seiner Fürsorgetätigkeit sich auf Säuglinge, Klein- 
kinder und Schulkinder erstreckt, ist es zweifellos richtig, von 
ihm eine gute pädiatrische Vorbildung zu fordern. Es dürfte 
aber zu weit gehen, von den Kommunalarztanwärtern eine 
mehrjährige Assistenzzeit in einer Kinderklinik zur Vorbe- 
dingung zu machen, da er eben auch infolge seiner mannig- 
faltigen Tätigkeit auf anderen Gebieten weitgehende Kenntnisse 
besitzen muß. Zweifellos ist aller Nachdruck in der Ausbildung 
auf die praktische Betätigung in der kommunalärztlichen Tätig- 
keit nach vollkommen abgeschlossenem Studium, vielleicht als 
Kommunal-Assistenzarzt, zu legen. Vorteilhaft dürfte es dabei 
scheinen, diese Tätigkeit an verschiedenen Stellen auszuüben, 
um die Einrichtungen mehrerer Orte kennen und beurteilen zu 
lernen. Ein Kursus an einer sozialhygienischen Akademie würde 
diese praktische Vorbildung wesentlich ergänzen können; sie 
zu ersetzen, dürfte er nicht imstande sein. — Dringend wün- 
schenswert erscheint es auch, daß die Kommunen ihren Kom- 
munalärzten durch Bereitstellung von Mitteln Gelegenheit 
geben, sich wissenschaftlich durch Kurse usw. ständig auf dem 
Laufenden zu halten. Klose (Kiel). 


Seuchenbekämpfung. 


0. Lentz (Berlin), Gemeinverständliche Belehrungen über die 
übertragbaren Krankheiten. Im Auftrage des Ministers für 
Volkswohlfahrt neu bearbeitet und zusammengestellt. Berlin 
1926, Verlag Richard Schoetz. 80 S. Preis —.70 .# 

Verf. hat die vorhandenen, teilweise schwer erhältlichen 
gemeinverständlichen Belehrungen zusammengestellt, teils nach 
dem augenblicklichen Stande der Wissenschaft umgearbeitet 
und noch fehlende Belehrungen neu verfaßt. Die Sammlung 
umfaßt nunmehr 22 Krankheiten, nämlich Diphtherie, epide- 
mische Gehirnentzündung, Genickstarre, Grippe, Keuchhusten, 
epidemische Kinderlähmung, Körnerkrankheit, Masern, Ruhr, 
Scharlach, Tuberkulose, Typhus, Aussatz, Cholera, Fleckfieber, 
Pest, Pocken, Milzbrand, Rotz, Tollwut, Krätze, Scherende 
Flechte und Bartflechte. In dieser Sammlung sind sämtliche in 
Preußen anzeigepflichtigen Krankheiten enthalten mit Ausnahme 
von Gelbfieber, Kindbettfieber, Rückfallfieber, Fleisch-, Fisch- 
und Wurstvergiftung sowie Trichinose. Möllers (Berlin). 

F. Steudel (Berlin), Die „neue“ Methode französischer 
Schlafkrankheitsbekämpfung. Dtsch. med. Wochenschr. 51, 
322. 1925. Entgegen der bisher von den Franzosen geübten, nur 
vorübergehend wirkenden ,,Atoxylsterilisation‘ soll. nunmehr 
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die Bekämpfung der Schlafkrankheit nach dem Vorschlag des 
Instituts Pasteur in der Weise erfolgen, daß bestimmte Gebiete 
vollständig saniert und die Kranken ausgeheilt werden. Diese 
„neue‘‘ Methode ist von den Deutschen von jeher befolgt und 
auch von den Engländern schon angewandt worden. Die Fran- 
zosen hätten sich bisher der einfacheren Atoxylsterilisation be- 
dient aus Mangel an ärztlichem Personal, sie hielten sich aber 
jetzt für gezwungen, neue Maßnahmen zu ergreifen. Aber auch 
diese werden bei dem unzureichenden Personal der Franzosen 
nicht wirksam durchführbar sein und die auf sie gesetzten Er- 
wartungen nicht erfüllen. Hesse (Berlin). 


Nahrungs- und Genußmittel. 


Verkehr mit Kaffee. In einem Erlaß des Preußischen Mini- 
sters des Innern, betr. einheitliche Bezeichnungen für 
Kaffee und Kaffeemischungen vom 7. August 1925 werden 
die Polizeiverwaltungen und die mittleren Preisprüfungsstellen 
darauf hingewiesen, daß zur Bekämpfung von Unlauterkeit und 
Unsicherheit im Kaffeehandel die gesamten, in Berufsverbänden 
zusammengefaßten deutschen Kaffeehändler mit Zustimmung 
der Reichsverbände des deutschen Nahrungsmittelgroßhandels 
und-Kleinhandels für dieBenennung von rohem und geröstetem 
Kaffee sowie von Kaffeemischungen einheitliche Bezeichnungen 
aufgestellt haben. Danach darf roher und gerösteter Kaffee 
unter geographischer Herkunftsbezeichnung nur gehandelt 
werden, wenn diese der Wahrheit entspricht. Mischungen 
mehrerer Arten von Röstkaffee dürfen bei Anwendung geogra- 
phischer Herkunftsbezeichnungen nicht allein nach dem wert- 
vollsten Bestandteil benannt werden, sondern müssen die Her- 
kunftsnamen aller Bestandteile aufweisen; der Hauptbestand- 
teil der Mischung ist an erster Stelle zu nennen. Mischungen 
von Kaffee mit Ersatzmitteln müssen Kaffeeersatzmischungen 
heißen und dürfen nicht unter Herkunftsbezeichnungen für 
Kaffee in den Handel gebracht werden. Diese Grundsätze sollen 
bei notwendig werdendem Einschreiten gegen abweichende und 
irreführende Bezeichnungen als maßgebend verwandt werden. 

Hesse (Berlin). 


Rettungswesen und Unfallfürsorge. 


Erwin Franck (Berlin), Entwicklung und gegenwärtiger 
Stand des Rettungs- und Krankentransportwesens in Deutsch- 
land. Veröffentl. a. d. Gebiete d. Medizinalverwaltung Bd. 20, 
H.1. Berlin 1925, Richard Schoetz. Preis # 3.60. Nach 
einem Überblick über die Geschichte des Rettungswesens 
schildert Verf. die Anfänge und Entwicklung eines organisierten 
Rettungsdienstes in Preußen mit besonderer Berücksichtigung 
der Verhältnisse in Berlin. Auf Grund von Anfragen bei 15 
deutschen Großstädten mit 200000 und mehr Einwohnern zeigt 
Verf. dann, in welcher Weise das Rettungswesen daselbst gegen- 
wärtig organisiert ist. Anschließend wird das Rettungswesen in 
kleinen Städten, Bädern und Kurorten, in ländlichen Bezirken, 
Bergwerken, im Eisenbahnbetriebe, auf den Binnengewässern 
und zur See behandelt. Der nächste Abschnitt bringt eine Ge- 
schichte des Krankentransportwesens und behandelt auch die 
wirtschaftlichen und finanziellen Fragen. Den Abschluß bilden 
die vom Reichsgesundheitsrat aufgestellten Grundsätze für die 
Ordnung des Rettungs- und Krankenbeförderungswesens, 
welche durch Rundschreiben des Reichskanzlers vom 30. Nov. 
1912 den Bundesregierungen zur Kenntnis gebracht waren. 

Möllers (Berlin). 

Teleky (Düsseldorf), Die erste Hilfeleistung bei Unglücks- 
fällen und Einrichtung von Verbandkästen und Verbandstuben 
in den Gewerbebetrieben. Vortrag, gehalten in der 5. Mitglieder- 
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versammlung der Arbeitsgemeinschaft von Reichsversicherungs- 
trägern der Rheinprovinz am 6. Mai 1925 in Düsseldorf. Auf- 
gabe der ersten Hilfeleistung ist es nur, bei schweren Verletzun- 
gen den Kranken bis zu dem Augenblicke zu versorgen, wo 
eine endgültige ärziliche Behandlung einsetzen kann. Es sollen 
also keine größeren Eingriffe vorgenommen oder schwierigere 
Verbände angelegt, sondern der Verletzte nur transportfähig 
gemacht werden. Hierfür kommen aseptische Verbände und 
geeignete Schienen in Betracht, in besonderen Fällen vielleicht 
eine Blutstillung. Der Transport soll möglichst im Kranken- 
auto erfolgen. Durch geeignetes Zusammenarbeiten von großen 
Betrieben, Gemeinden (Feuerwehr) und den Unfallstationen 
läßt sich eine Organisation einrichten, die jedem Verletzten die 
Benutzung des Krankenautos ermöglicht. Als zweckmäßigste 
Schienen werden die Kramersche Drahtschiene und eine neuer- 
dings eingeführte zusammensetzbare Aluminiumschiene emp- 
fohlen, während alle Schienen für Spezialzwecke überflüssig 
sind. Das Verbandmaterial soll aseptisch, aber nicht anti- 
septisch sein, wie überhaupt jede Behandlung der Wunde mit 


antiseptischen Mitteln vermieden werden soll. Größere Packun-.| 


NACHRICHTEN AUS DER ÖFFENTLICHEN GESUNDHEITSPFLEGE 


gen von Verbandmaterial sind unzweckmäßig, dagegen hat sich 
das Verbandpäckchen, wie es ‚seitens der Heeresverwaltung 
eingeführt ist, bestens bewährt. In den Verbandkasten ge- 
hören ferner ein dreieckiges Tuch, eine Wismutbrandbinde und 
eventuell eine geknöpfte Verbandschere, während alle sonstigen 
Instrumente auch in größeren Betrieben unnötig sind und 
zu mißbräuchlicher Anwendung verleiten können. Bezüglich 
der in Verbandkästen und Verbandstuben aufzunehmenden 
Arzneimittel wird vor narkotischen Stoffen, Karbolsäure, 
Sublimat und anderen starkwirkenden Mitteln dringend ge- 
warnt, dagegen können Baldrian- und Hoffmannstropfen ge- 
legentlich von Nutzen sein. In einzelnen Betrieben, in denen 
die Gefahr von Gasvergiftung oder Kohlenoxydvergiftung be- 
steht, können außerdem noch Wiederbelebungsapparate ange- 
zeigtsein, von denen der Pulmotor der brauchbarste sein dürfte. 
Besonders notwendig ist eine gute Ausbildung und stetige Be- 
reitschaft des Rettungspersonals. Die Industrie muß veranlaßt 
werden, zweckmäßig eingerichtete und preiswerte Verbandkästen 
auf den Markt zu bringen, für deren Ausrüstung wertvolle 
Richtlinien gegeben werden. Hesse (Berlin). 


TAGUNG EN 


5. Weltkrankenpflegekongreß (19.—25. Juli 1925) in Helsing- 
tors (Finnland), veranstaltet vom Weltbund der Kranken- 
pflegerinnen (The International Council of Nurses). Der Kon- 
greß war von etwa 1200 Schwestern und Oberinnen aus 33 
Ländern aller fünf Erdteile besucht. Der Verlauf der Tagung 
war ganz ausgezeichnet, trotz der sprachlichen Schwierigkeit, 
daß nur Englisch als Kongreßsprache zugelassen war. Auf 
die geschäftlichen Angelegenheiten folgten kurze Berichte 
von Vertreterinnen aus Deutschland, England, Nordamerika, 
Kanada, Dänemark, Finnland, Holland, Indien, Neu-Seeland, 
Belgien, China, Italien, Norwegen, Südafrika, Frankreich, 
Japan, Schweden, Schweiz, Bulgarien, Griechenland, Jugo- 
slawien, Polen, Rumänien, Türkei. Das erste Hauptthema 
bildete: Die Stellung der Oberin, unter Leitung einer 
Irländerin behandelt. Weiter: Aufgaben und Vorbildung 
der Lehrkräfte und Leiterinnen von Kranken- 
pflegeschulen (Leitung Kanada). Die Krankenpflege 
unter staatlichem Einfluß (Leitung Dänemark). Die 
Krankenpflegerin in der kommunalen Gesundheits- 
fürsorge (Leitung Kanada). Unter Leitung von Professor 
Annie W. Goodrich (Dekanin der Krankenpflegeschule der 
Yale-Universität in New Haven, Nordamerika) wurde sehr ein- 
gehend behandelt: Verwaltung und Unterricht in Kran- 
kenpflegeschulen. Der einleitende Bericht von Professor 
Adelaide Nutting wurde verlesen. Das Thema selbst wurde 
zergliedert. Ein klares Referat über: Die Anpassung eines 
Normal-Lehrplanes an die lokalen Bedürfnisse bot 
eine chinesische Oberin. Über die Zusammenhänge zwi- 
schen Krankenpflegeschule und Krankenhaus sprach 
wirkungsvoll eine holländische Oberin. Ganz auf die Praxis zu- 
geschnitten war der Vortrag der Oberschwester der Wiener 
Universitätskinderklinik über die praktischen Unterrichts- 
methoden im Krankenhause. Neben der vielen Theorie 
Nordamerikas war diese starke Betonung des Praktischen eine 
wahre Erfrischung! Aus der Fülle des Gebotenen seien noch 
hervorgehoben: Wie können die Laien am wirkungs- 
vollsten in gemeinsamer Arbeit mit dem Kranken- 
pflegeberuf die Krankenpflegeausbildung fördern? 
(Italien). Universitätskrankenpflegeschule (Nordameri- 


ka). Neue Wege und Hilfsmittel zur Pflege der Kran- 
ken (Nordamerika). Die neue Entwicklung der Kinder- 
fürsorge (Finnland). Im Zusammenhang hiermit sei ein sehr 
instruktiver Lichtbildervortrag einer neuseeländischen Für- 
sorgeschwester über die Arbeitsmethoden in Neuseeland 
auf dem Gebiete der Kinderfürsorge erwähnt. Auffällig 
hierbei war der überaus starke Hinweis auf künstliche Nähr- 
mittel! Ein ganzer Vormittag wurde der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege gewidmet. Über neue Antriebe in der 
öffentlichen Gesundheitspflege wurde verhandelt, ferner 
über die Vorbildung der Gesundheitsfürsorgerinnen 
und Organisationsformen der Öffentlichen Gesund- 
heitspflege. Teilweise beachtliche Anregungen! Unter deut- 
scher Leitung wurde über Spezialgebiete der Kranken- 
pflege debattiert: a) Privatpflege (ausgezeichneter Vortrag 
von Norwegen), b) Hebammenausbildung der Kranken- 
pflegerin (England ist hier führend), c) Irrenpflege (vor- 
züglicher Vortrag von Finnland durch Autorin des Buches: Der 
seelisch kranke Mensch, Verlag Fischer- Jena), d) Tuberkulose- 
fürsorge, e) Gefangenenkrankenpflege. — In Anwesen- 
heit des Generals Mannerheim und eines Abgesandten des 
Völkerbundes wurde über die Aufgaben der Kranken- 
pflegerin in der Weltgesundheitsbewegung verhandelt, 
mit starkem Hinweis auf das vorbildliche Mannerheimsche 
Kinderwohlfahrtswerk in Finnland. Die Krankenpflege 
des Roten Kreuzes wurde erörtert, mit leisen Anklängen an 
ein engeres Zusammenarbeiten mit dem Roten Kreuz. Wichtig 
waren die Verhandlungen über Krankenpflegelehrbücher 
und Krankenpflegehaushaltskunde. Die neuesten Er- 
rungenschaften der Krankenpflegegesetzgebung und 
ihre Gegenseitigkeit wurden in recht wertvoller Weise dar- 
gestellt. Deutschland steht hier ziemlich weit zurück, mit Aus- 
nahme der Sozialversicherung. Es folgten Vorträge über: 
Krankenpflege und soziale Arbeit, Berufsethik, 
Schulpflege, Krankenpflege und weibliche Jugend. 
Mehr auf die Praxis eingestellt: Die fundamentalen Grund- 
sätze beruflicher Krankenpflegeverbände; Auf- 
gaben einer Fachzeitschrift (China und Indien waren 
auffälligerweise gut vertreten!) Georg Streiter (Berlin). 
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Die Dauerunterbringung ansteckend Tuberkulöser. 
Von FRANZ GOLDMANN, Berlin. 


Robert Koch führte im Jahre 1906 bei Empfang 
des Nobelpreises aus, daß die Tuberkulösen sehr rasch 
abnehmen würden, wenn es möglich wäre, sie sämtlich 
in Krankenhäusern unterzubringen und damit ver- 
hältnismäßig unschädlich zu machen. Aber daran 
wäre zur Zeit gar nicht zu denken. Nach dem Beispiel 
der Leprabekämpfung in Norwegen müßte man zu- 
nächst wenigstens einen Bruchteil der Kranken, 
insbesondere die Gefährlichen, isolieren, und man 
dürfte dann auf eine Abnahme der Tuberkulösen, 
wenn auch in langsamerem Tempo, rechnen. Ja, 
Koch glaubte, ebenso wie Newsholme, den gün- 
stigen Verlauf der Sterblichkeitskurve an Schwind- 
sucht in England darauf zurückführen zu müssen, daß 
dort die arbeitsunfähigen, unheilbaren Phthisiker in 
besondere Anstalten überführt würden. Dieses Pro- 
gramm, das auch von zahlreichen Klinikern, ins- 
besondere von Brauer, immer wieder aufgestellt 
worden ist, konnte bisher in Deutschland noch nicht 
mit wesentlichem Erfolge in die Praxis umgesetzt 
werden. Verschiedene Wege sind begangen worden, 


aber derjenige Typ von Anstalten zur Dauerunter- 


bringung, der der beste für den Kranken und gleich- 
zeitig der billigste für die Allgemeinheit ist, ist dabei 
nicht gefunden worden. Mehrere Gründe sprechen da- 
für, jetzt dieser Frage wieder größere Beachtung zu 
schenken. Die Ungunst der Wohnungsverhältnisse 
macht den Schutz der Umgebung und vor allem der 
kommenden Generation innerhalb der eng zusammen- 
gepfercht hausenden Bevölkerung der großen Städte 
überaus schwer. 

Die Unterbrechung der Infektionskette zwischen 
Kranken und gefährdeter Umgebung muB so früh 
und so lange wie irgendmöglich erfolgen. Der Schwer- 
kranke, der die letzten Wochen seines Daseins im 
Krankenhause zubringt, ist weit weniger gefährlich 
als jener, dem sein Leiden noch eine gewisse Bewe- 
gungsfähigkeit und damit unbeschränkte Möglichkeit 
gelassen hat, zahlreiche Personen, die mit ihm in Be- 
 rührung kommen, anzustecken. Die Dauer des in- 
fektiösen Stadiums der chronisch verlaufenden Phthise 
kann nun aber auf etwa 4—5 Jahre veranschlagt wer- 
den. (Ulrici.) Der Gedanke des Schutzes der All- 


gemeinheit vor der Verbreitung von Seuchen ist nicht 
der einzige, der das Problem vom Standpunkte der 
Gesellschaft aus aufrollt. Auch die Vermeidung rech- 
nerisch sofort nachweisbarer unnötiger Ausgaben ge- 
hört hierher. Denn die Tuberkulösen in vorgeschritte- 
nem Stadium füllen zu nicht geringem Prozentsatz die 
teuren Heilstätten und nehmen außerdem durch die 
lange Dauer ihres Aufenthaltes den Frühfällen mit 
guter Prognose quoad restitutionem die Plätze fort, 
ohne daß der Erfolg in der Erwerbsbefähigung zum 
Ausdruck kommt. Und schließlich ‘st ein derartiger 
Kranker auch in wirtschaftlicher Beziehung eine 
ständige Gefahr für seine Angehörigen, indem er in 
der begreiflichen Hoffnung auf Wiederherstellung von 
seinen Verwandten und Bekannten, von Menschen- 
freunden und Behörden immer neue Geldmittel für 
Heilstättenkuren zu erhalten sucht und damit über 
kurz oder lang auch seine gesunde Familie finanziell 
soweit belastet, daß ihre wirtschaftliche Existenz aufs 
Spiel gesetzt wird, ja, daß sie nicht selten der öffent- 
lichen Fürsorge zugedrängt wird. Vom Standpunkt 
des Individuums bedeutet die Dauerunterbringung 
eine Form der Fürsorge, bei der ihm die notwendige 
Pflege unter hygienisch einwandfreien Verhältnissen 
gesichert ist und auch die Verwertung seiner Teil- 
arbeitskraft unter Fernhaltung äußerer Schädigungen 
freistehen könnte. 

Die Aufzählung dieser verschiedenen Gesichtspunkte 
zeigt auch schon die Fülle der Schwierigkeiten. Sie 
liegen im Wesen der Tuberkulose, insbesondere der 
in ihrem Verlauf hervorgebrachten Erlebniszusammen- 
hänge, in der Organisation unserer Fürsorgeeinrich- 
tungen und in der sich auch in der Gesetzgebung aus- 
drückenden Abneigung gegen die Beschränkung der 
persönlichen Freiheit. 

Die Mehrzahl der Tuberkulösen, die für die Dauer- 
unterbringung geeignet sind, ist im Verlaufe ihres 
Leidens vielfach in Lungenheilstätten gewesen. Aus 
begreiflichen Gründen neigen sehr viele dazu, sich 
über ihren Krankheitszustand zu täuschen. In einer 
Anstalt, die ihnen nicht die gesamte, ihnen so gut ver- 
traute Therapie der Tuberkulose bietet, sehen sie 
keinen Vorteil für sich, und die einfachere Gestaltung 
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des Betriebes in Pflegeanstalten und verwandten Ein- 
richtungen erweckt in ihnen gegenüber der oft groB- 
artigen Ausstattung der Heilstätten das Gefühl, ein 
Mensch zweiter Klasse zu sein. Das vermeintliche 
„Recht auf Heilung“ wird gerade von Tuberkulösen 
oft mit besonderer Hartnäckigkeit gefordert. Und 
die Enttäuschung über das Ausbleiben eines sicht- 
baren Erfolges treibt sie meist sehr schnell wieder in 
ihr altes Milieu zurück. Am schwierigsten gestalten 
sich die Verhältnisse bei den besonders gefährlichen, 
noch nicht gänzlich erwerbsunfähigen ansteckenden 
Tuberkulôsen; die Sicherung eines etwa erreichten 
Kurerfolges ist ganz besonders durch das Fehlen einer 
geeigneten Arbeitsfürsorge, in der Art, wie sie das 
Schwerbeschädigtengesetz bereits für andere Krank- 
heiten ermöglicht hat, erschwert. So müht sich der 
Kranke meist vergeblich, leichtere, ihm zusagende 
Arbeit zu finden, verdient immer weniger und lebt 
immer schlechter, bis er endlich gezwungen ist, seine 
Zuflucht in eine Anstalt zu nehmen. Andere wieder 
verlieren von vornherein jede Lebensenergie, brechen 
mit allem, was ihnen gewohnt und vertraut gewesen 
ist, und verlieren sich in Opposition gegen jeden und 
jedes. Die Einsicht, daß die Trennung von Familie 
und Freunden lediglich wegen der Ansteckungsgefahr 
auch bei verhältnismäßig leidlichem Allgemeinbefinden 
nötig sein kann, ist bei den chronischen Infektions- 
krankheiten ganz anders als etwa bei den akuten ein- 
heimischen oder gar exotischen Seuchen kaum ins 
Volksbewußtsein gedrungen, verlangt allerdings bei 
der langen Dauer des infektiösen Stadiums auch eine 
so große Entsagung und einen so stark entwickelten 
Altruismus, daß man die Absonderung während dieser 
Zeitspanne als praktisch kaum durchführbar anzu- 
sehen geneigt ist. Aber es ist auch bisher noch recht 
wenig getan, um derartigen Kranken einen Anreiz zur 
Dauerunterbringung zu geben. Selbst wenn alle per- 
sönlichen Bedenken überwunden sind, so bleibt die 
Schwierigkeit, daß der Eintritt in ein Heim wirtschaft- 
liche Nachteile mit sich bringt. Zwar läßt der $ 1277 
der RVO. dem Invalidenversicherten die Möglichkeit, 
gegen gänzliche oder teilweise Abtretung der Rente 
in ein Invalidenhaus oder eine ähnliche Anstalt auf- 
genommen zu werden. Aber auch dann, wenn die 
Rente vom Kostenträger nur zum Teil einbehalten 
wird, so bedeutet dies doch für die Familie den Verlust 
eines Zuschusses, mit dem sie gerechnet hat, obwohl 
dabei häufig verkannt wird, daß die Geringfügigkeit 
der Rente kaum die ordnungsmäßige Pflege eines 
Tuberkulösen gestattet. Der tuberkulöse Renten- 
empfänger wird es daher vermeiden, in eine Anstalt 
zugehen, wenn er dadurch seine Familie in noch größere 
wirtschaftliche Schwierigkeiten stürzt. Allenfalls wer- 
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den Ledige diesem Gedanken nähertreten. Sie sind 
aber für die Allgemeinheit eine weit geringere Gefahr, 
da sie seltener Gelegenheit haben, Kinder zu infizieren. 
Noch schlechter sind diejenigen Tuberkulösen daran, 
die keine Ansprüche an die Invalidenversicherung 
haben und infolge ihrer verminderten Erwerbsfähigkeit 
nur gering bezahlte, oft gesundheitsschädliche Arbeit 
oder aber überhaupt kein Unterkommen auf dem 
Arbeitsmarkt finden. Da auch sie meist länger in den 
Familien verbleiben, wegen zunehmender Verarmung 
immer schlechtere Wohnungen beziehen und häufig 
als Untermieter den letzten Unterschlupf finden, sind 
sie wesentliche Ansteckungsquellen. Werden sie auf 
Kosten der öffentlichen Wohlfahrtspflege einer An- 
stalt überwiesen, so droht den unterhaltsverpflichteten 
Angehörigen das Schicksal, daß die Wiedereinziehung 
der entstandenen Kosten versucht wird. 

Einer der ersten Versuche, hiergegen Abhilfe zu 
schaffen, ging nun dahin, besondere Siechenhäuser 
für Tuberkulöse zu errichten. Aber das im Jahre 
1903 eröffnete Invalidenheim GroB-Hansdorf, an das 
die LVA. der Hansestädte große Erwartungen für die 
Unschädlichmachung der Bazillenstreuer geknüpft 
hatte, konnte sich ebensowenig einbürgern, wie das 
von privater Seite unterhaltene Pflegeheim Burg- 
Daber und einige andere ähnliche Anstalten. Erst 
als sich die Erkenntnis durchgesetzt hatte, daß der- 
artige, zur Absonderung und Pflege bestimmte Ein- 
richtungen den Charakter eines Heimes, nicht aber 
eines Krankenhauses tragen müssen, ist ein gewisser 
Erfolg zu verzeichnen gewesen. 

In Nürnberg ist seit dem Jahre 1922 ein Tuber- 
kulosesiechenheim für Männer und Frauen in Betrieb. 
Für beide Geschlechter sind getrennte Abteilungen 
vorhanden. Ehepaare, die beide krank sind, erhalten 
ein gemeinsames Zimmer. Die beiden Häuschen 
liegen mitten in Gärten, die Kranken haben Gelegen- 
heit zu gärtnerischer oder landwirtschaftlicher Arbeit 
oder aber können eine vom überwachenden Fürsorge- 
arzt genehmigte Heimarbeit ausüben. Die Verpflegung 
können sich die Insassen selbst besorgen oder aber 
auch vom Heim beziehen, wenn der Gesundheitszu- 
stand ihnen nicht gestattet, sich selbst zu beköstigen. 
Das Personal besteht aus einer Schwester und einem 
Hausmädchen. Die persönliche Freiheit ist kaum be- 
schränkt; eine der wichtigsten Bestimmungen der 
Hausordnung enthält die Erlaubnis auszugehen und 
Besuche zu empfangen, aber das strenge Verbot, daß 
Kinder das Heim betreten. Die Kosten der Unter- 
bringung trägt der Bezirksfürsorgeverband. 

In Stettin ist im Jahre 1924 von der Stadt auf 
einem ihr gehörigen Gartengrundstück mit einfachen 
Mitteln ein vorhandenes Wohnhaus mit Nebenge- 





bäuden zu einem Heim für Frauen und Mädchen um- 
gewandelt worden, das 20 Personen aufnehmen kann. 
Im Garten steht eine Liegehalle zur Verfügung. Auf- 
genommen werden vorzugsweise ansteckungsfähige 
Kranke, die zwar aus dem Tuberkulosekrankenhaus 
der Stadt entlassen werden können, aber nicht in ihre 
frühere Umgebung zurückkehren sollen. Die Aufsicht 
führt eine Fürsorgeschwester. Sämtliche in Haus und 
Garten vorkommenden Arbeiten müssen von den In- 
sassen ausgeführt werden. Die Unterhaltungskosten 
betrugen für das Wirtschaftsjahr 1924/25 insgesamt 
M 13500, davon entfielen auf persönliche Ausgaben 
(leitende Schwester) M 2100, auf sächliche Ausgaben 
der Rest und zwar auf die Verpflegung # 11000, auf 
die bauliche Instandhaltung # 400. Die Gesamt- 
unkosten mit etwa # 2.— je Kopf und Tag bedeuten 
gegenüber den Selbstkosten des Tuberkulosekranken- 
hauses mit etwa # 4.50 eine recht erhebliche Er- 
sparnis, ohne daß deshalb die Kranken zu kurz kämen. 
Für die Verpflegungskosten kommen die LVA. oder 
der endgültig verpflichtete Bezirksfürsorgeverband in 
voller Höhe auf, Angehörige werden nach Möglichkeit 
zur anteiligen Kostenübernahme herangezogen. Die 
Bezeichnung ‚„Erholungsheim‘‘ trägt neben der Güte 
der Einrichtung dazu bei, daß die Bevölkerung das 
Heim nicht meidet. Ferner ist noch ein Schlafburschen- 
haus geschaffen, in dem in 8 Zimmern 10 ledige, an- 
steckend tuberkulöse Männer ein Obdach finden. Die 
Miete beträgt monatlich #4 10, wird aber auch ganz 
oder teilweise erlassen. Die Beköstigung bleibt hier 
den Kranken selbst überlassen. 

Ein zweiter Versuch bezieht sich auf die Verwen- 
dung von Krankenhäusern. Seine stärkste Stütze 
fand er in einem Rundschreiben des Reichsgesundheits- 
rates aus dem Jahre 1909, in dem auf Grund der bis zu 
dem damaligen Zeitpunkt vorliegenden Erfahrungen 
davor gewarnt wurde, Siechenhäuser, Invalidenheime 
und dgl. für Tuberkulöse zu errichten und die Grün- 
dungvonTuberkulosekrankenhäusern empfohlen wurde. 
Derartige Anstalten sind in größerer Zahl errichtet 
worden, sie verbinden die Aufgaben der Heilstätte mit 
der des Krankenhauses und verfügen auch zum Teil 
noch über Beobachtungsstationen für Leichtkranke; 
die Abteilungen für die drei Zwecke sind räumlich von- 
einander getrennt. Als Beispiele seien die Tuberkulose- 
krankenhäuser der Stadt Stettin, Hohenkrug, der 
Stadt Hannover, Heidehaus, und der Stadt Berlin, 
Waldhaus Charlottenburg in Beetz-Sommerfeld er- 
wähnt. So verlockend auch dieser Gedanke zuerst ge- 
wesen ist, das Problem der Dauerunterbringung löst 
er nur teilweise. Entweder haben alle Insassen an 
sämtlichen Leistungen der Anstalt teil, dann sind die 
Kranken zufrieden, aber die Unkosten für den Pflege- 
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bedürftigen sind ebenso groß wie die für den zur Heil- 
behandlung eingewiesenen Kranken. Oder die ein- 
zelnen Gruppen werden zum Beispiel in der Be- 
köstigung verschiedenartig behandelt, dann wird diese 
Differenzierung von vielen als Zurücksetzung emp- 
funden und die Unzufriedenheit in der Anstalt zur 
Regel. Allerdings ist dieses Verfahren dasjenige, das 
noch am ehesten die Bevölkerung daran gewöhnen 
kann, ihre ansteckenden Kranken Anstalten zuzu- 
führen. Kaum anders ist es mit der Verwendung all- 
gemeiner Krankenhäuser zur Aufnahme ansteckender 
Tuberkulöser auf lange Dauer. Das Reich hat in 
den seiner Verwaltung unterstehenden Versorgungs- 
krankenhäusern Benediktbeuren, Chemnitz, Görlitz, 
Hanau, Königsberg i. Pr., Minden, Müllheim i. B., 
Potsdam, Schleswig, Stettin und Weingarten je etwa 
10% der Betten für die Aufnahme solcher Kriegs- 
beschädigter bestimmt, ‚die bei fortgeschrittenem 
Leiden der häuslichen Pflege entbehren oder die be- 
sonders bei den jetzigen Wohnungsverhältnissen eine 
gefährliche Infektionsquelle darstellen.“ Vor allem 
aber hat die LVA. Rheinprovinz beachtenswerte Ver- 
suche gemacht, die Asylierung der Tuberkulösen zu 
fördern. Nach dem Grundsatz, die Erkrankten mög- 
lichst nahe ihrer Heimat unterzubringen, hat sie in 
mehr als 50 ländlichen, allgemeinen Krankenhäusern 
besondere Tuberkuloseabteilungen eingerichtet. Gegen 
Abtretung der Rente werden die Kranken beherbergt, 
verpflegt und ärztlich versorgt, an den Nebenkosten 
beteiligen sich die zuständigen Fürsorgebehörden. Die 
Zahl der dort untergebrachten Tuberkulösen hat bis 
zum Kriege ständig zugenommen, später sank sie, 
vor allem seit der Besetzung. 
Es wurden verpflegt 1) : 





Tabelle 1. 












Zahl Zahl ` Zahl Zahl 
der . der | der 
Jahr | Kran- | Jahr | Kran- : Jahr Jahr | Kran- 
ken | ken ken 
1906 | 138 1911| 469 l'1916 | 474 1921 | 300 
1907 | 162 : 1912! 521 1917 | 454 1922 | 319 
1908 | 222 | 1913 | 631 , 1918 | 368 ; 1923| 201 
1909 | 293 " 1914 | 584 | 1919 | 321 | 1924 | 287 
1910 


411 ` i 545 | 1920 | 


Es ist gelungen, die Kranken in diesen Abteilungen 
längere Zeit zu behalten und den Anteil derjenigen, 
die mehrere Jahre in der Anstalt blieben, zu verviel- 
fachen. 


1) Nach den Jahresberichten der LVA., berechnet aus An- 
fangsbestand und Zugängen. 
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Von den Verpflegten befanden sich in den Anstalten: 


1—2 | 1,—1 | weniger als 
Jahre | Jahr 1, Jahr 











Jahr. mehr als 2 Jahre 

1910 67 = 16% 75 111 258 
1911 88 = 18°; 88 78 215 
1912 120 = 23% 112 100 189 
1913 131 = 20% 118 128 254 
1914 161 = 28% 111 129 183 
1915 185 = 34 % 118 94 148 
1916 198 = 41% 103 62 111 
1917 201 = 44°, 104 59 90 
1918 203 = 56% 69 39 61 
1919 200 = 62°; 36 24 61 
1920 156 = 51 % 38 28 80 
1921 150 = 50%, 46 38 66 
1922 173 = 43°: 44 29 73 
1923 183 = 62°, 50 31 27 
1924 173 = 60°; | 38 26 50 


| 


Bezeichnend ist, daB unter den jährlichen Abgängen 
oft die Zahl der freiwillig wieder ausscheidenden Kran- 
ken nur unwesentlich hinter der Zahl der Anstalts- 
todesfälle zurückbleibt, ja in manchen Jahren darüber 
hinausgeht — gewiß nicht deshalb, weil die Kranken 
so wesentlich gebessert waren, daß sie wieder einem 
Erwerb nachgehen konnten. Die gleiche Erfahrung 
mußte auch die LVA. Schlesien machen, die im Jahre 
1923 238 Tuberkulöse im Wege der Invalidenhaus- 
pflege versorgte, während im gleichen Zeitraum nicht 
weniger als 93 die Heime verließen und 57 starben. 
Und ebenso charakteristisch ist es, daB im Inflations- 
jahre 1923 im Zuständigkeitsbereich der LVA. Schle- 
sien von 329 tuberkulösen Rentenempfängern, denen 
als besonders ansteckenden Kranken der Eintritt in 
das gesicherte Leben eines Invalidenheims nahegelegt 
wurde, nur 66 sich dazu bereit erklärten. 

Von sämtlichen Versicherungsträgern im Deutschen 
Reiche wurden im Jahre 1912 1224 tuberkulöse Renten- 
empfänger in Heimen dauernd verpflegt, eine Zahl, die 
gegenüber der Unmenge erwerbsunfähiger Tuber- 
kulöser in der Bevölkerung recht bescheiden anmutet. 

Wie stark die Spannung zwischen der theoretischen 
Forderung auf Asylierung ansteckend Tuberkulöser 
und der praktischen Durchführung selbst dort ist, wo 
die verhältnismäßig günstigsten Ergebnisse erzielt 
sind, zeigt ein Vergleich der Zahl der von der LVA. 
Rheinprovinz wegen Tuberkulose bewilligten Renten 
und der gegen Abtretung der Rente in Heimen neu- 
aufgenommenen Kranken von 1913 bis 1924. 








1) Die Zahlen sind für exakt wissenschaftliche Nachweisung 
nicht verwertbar, zeigen aber die Tendenz deutlich. 








Tabelle 3. 


. Wegen Tuberkulose j Zugänge in Heimen gegen 
eu || bewilligte Renten | Abtretung der Rente 
el. ne a nn on 
1913 | 2457 - ' 326 
1914 |; 2285 254 
1915 " 1814 218 
1916 | 2767 97 
1917 | 2618 128 
1918 2689 ‚78 
1919 |; 3318 83 
1920 | 2614 85 
1921 | 2369 89 
1922 1848 103 
1923 1222 51 
1924 | 1653 61 


Eine dritte Methode der Dauerunterbringung ist in 
Berlin angewandt worden. Dort ist dem städtischen 
Hospital Buch, das zur Aufnahme chronisch Kranker 
aller Art und Altersgebrechlicher bestimmt ist, eine 
besondere Abteilung für Tuberkulöse angegliedert. 
Der Gesamtbetrieb ist ganz auf pflegerische Zwecke 
eingestellt, und infolgedessen nicht durch Sonder- 
einrichtungen und Nebenräume, die das Krankenhaus 
ebenso wie die Heilstätte verteuern, belastet. Die 
Selbstkosten des Verpflegungstages im Hospital ver- 
halten sich demgemäß zum Krankenhaus und zur 
Heilstätte etwa wie 1 : 2. 

103 Männer und 70 Frauen mit ansteckender Tuber- 
kulose in vorgeschrittenem Stadium sind dort in ab- 
seits liegenden Pavillons dauernd untergebracht. Auch 
hier machten die Insassen durch hochgespannte An- 
forderungen der Verwaltung zunächst große Schwierig- 
keiten und verließen vielfach wieder die Anstalt. All- 
mählich bürgerte sich die Einrichtung jedoch ein, und 


Tabelle 4. 


Von 124 Männern und 51 Frauen waren am 25.April 
1925 anwesend: 


no 








Länger als 3 Jahre....... l 





Zusammen | 124 


mit der Verschlechterung der Lage des Arbeitsmarktes 
wurde die Nachfrage nach Plätzen so groß, daß sie das 
Angebot überstieg. Aber auch hier zeigt sich wieder 
deutlich, wie niedrig wir vorläufig noch unsere Hoff- 
nungen auf die Wirkung der Asylierung spannen 
müssen. Die Gefahrenverminderung für die Gesell- 
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Zahl von Krankenhausabteilungen für Tuberkulöse 


schaft bleibt gering. Am 25. April 1925 befanden sich 
175 Tuberkulöse in der Sonderabteilung des Hospitals 
(s. Tabelle 4). Nur etwa ein Drittel hatten mehr als 
ein Jahr in der Anstalt verlebt, der Rest war kürzer 
dort, obwohl die Sterblichkeit auf den Wechsel der 
Insassen kaum Einfluß hatte. Es starben im Jahre 
1921: 17, 1922: 42, 1923 :26 und 1924 : 29 Tuberkulöse. 

Die Zergliederung des Bestandes nach dem Familien- 
stand ergibt nun weiter, das ?/, der Pfleglinge nicht als 
hochgradig gefährlich bezeichnet werden können, da 
sie als Ledige oder Geschiedene wahrscheinlich keine 
häufigen Gelegenheiten zur Ansteckung gerade der 
besonders empfänglichen Altersklassen geboten haben. 
Demgegenüber befriedigt ein Anteil von 13%, Verhei- 
rateten und 21% Verwitweten recht wenig. 











Tabelle 5. 
nn 
Familienstand | M. | W. | Zus. auf 100 
Hess | | 
A u  — un Ze 
die nee 7a | 31 1105 | 600 
Verheiratet ............. 19 4, 23 13,0 
Verwitwet............... 22 15 37 21,0 
Geschieden .............. | 9 1 10 6,0 
Zusammen | 124 | 51 | 175 | 100,0 


Ein ganz ähnliches Bild ergibt sich auch bei den 
tuberkulösen Rentenempfängern der LVA. Schlesien. 
Im Jahre 1923 waren insgesamt 238 Pfleglinge in 
Invalidenheimen untergebracht, davon waren: 

















Tabelle 6. 

Familienstand Mm. | wW. | Zus. | auf 100 
EUR ee | 65,1 
Verheiratet ............. | 47 7 ; 54 22,7 
Verwitwet .…............ | 10 | 19 | 20 | 122 

Zusammen: 124 | 114 | 238 | 100,0 


Am leichtesten vermochte sich der Gedanke der 
Dauerunterbringung dort durchzusetzen, wo die mit 
dem gleichen Mittel erzielten Erfolge der Leprabe- 
kämpfung noch in frischer Erinnerung waren, in den 
skandinavischen Ländern. Norwegen, das die 
Tuberkulosebekämpfung am stärksten auf die Iso- 
lierung einstellt, geht in der Anknüpfung an die all- 
gemeinen Grundsätze der Seuchenbekämpfung soweit, 
daB es das erste Tuberkulosesanatorium im Jahre 1897 
aus einem Lepraheim hervorgehen lieB, das zweite 
aus Geldern, die ursprünglich für die Leprabekämpfung 
gesammelt waren, finanzierte. Im Jahre 1922 gab es 
in Norwegen neben 11 Sanatorien mit 805 Plätzen für 
Leichtkranke, 4 Küstenhospitälern mit 235 Plätzen 
für rein therapeutische Zwecke und einer kleineren 


88 Tuberkuloseheime mit 1512 Betten. Unter 2780 
Plätzen in Anstalten, die insgesamt für die Tuberku- 
losebekämpfung zur Verfügung standen, dienten diese 
1512 vollständig und weitere 463 zum groBen Teil der 
Dauerunterbringung ansteckend Tuberkulôser. 

Die einzelnen Heime nehmen im Hôchstfall 30, 
durchschnittlich nur 20 Personen auf. Sie liegen an 
landschaftlich bevorzugten und klimatisch günstigen 
Plätzen und nehmen beide Geschlechter auf. Unzu- 
träglichkeiten haben sich hieraus nicht ergeben, im 
Gegenteil wird gerühmt, daß der Einfluß der Frauen 
die Verwilderung der Männer verhindert habe. In den 
Heimen befinden sich nicht nur erwerbsunfähige 
Bazillenstreuer, sondern es werden daneben auch aus 
Krankenhäusern und Heilstätten Entlassene als Über- 
gang in das Berufsleben nachbehandelt, Heilstätten- 
kandidaten zur Abkürzung der Wartezeit bis zur Auf- 
nahme in die Heilstätte vorübergehend untergebracht 
und außerdem Kranke im chronischen Stadium, die 
sich für Heilstätten nicht eignen, wegen verhältnis- 
mäßig günstiger Wohn- und Familienverhältnisse aber 
nicht unbedingt aus ihrer Umgebung entfernt werden 
müssen, zu zwischenzeitlichen Kuren aufgenommen. 
Damit ist für einen dauernden Wechsel gesorgt und 
dem Gefühl des Kranken, auf dem toten Geleis zu 
sein, wird keine Nahrung gegeben. Besonderer Wert 
wird auf die Unterbringung in kleinen Zimmern für 
2—3 Personen, im Höchstfall für 4 Kranke gelegt, und 
ebenso ist die Inneneinrichtung durch geschmackvolle 
und farbenfrohe Aufmachung darauf abgestimmt, den 
Eindruck des Wohnlichen und Familiären zu ver- 
stärken. Einige Einzelzimmer sind für Schwerkranke 
und Sterbende vorgesehen. Die Besuchszeiten sind 
unbeschränkt. Die Beköstigung trägt den Charakter 
der Hausmannskost. Die ärztliche Versorgung hat 
der meist in allernächster Nähe wohnende Amtsarzt, 
der I—2mal wöchentlich seine Besuche macht. Zur 
Pflege sind im allgemeinen in jedem Heime zwei 
Schwestern bestellt, denen nach Bedarf einige Haus- 
angestellte zur Hilfe beigegeben werden. Die Kosten 
der Unterbringung trägt dann, wenn die öffentlichen 
Mittel in Anspruch genommen werden müssen, zu 
40% der Staat, zu 60 % die Gemeinde. Die Kranken- 
bewegung in diesen Heimen war im Jahre 1917 (nach 
Haustein): 


Tabelle 7. 


Bestand 




















| Abgänge Bestand 
zu Beginn | Zugänge | durch durch | Zus. | am Ende 
des Jahres Entlassg.| Tod d. Jahres 








583 | 1380 | 1089 
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14% aller Sterbefälle an Lungentuberkulose in Nor- 
wegen im Jahre 1917 sind in den Heimen erfolgt. 
Diese Zahl gewinnt an Bedeutung, wenn man daran 
erinnert, daß in Deutschland fast sämtliche Todesfälle 
an Tuberkulose, die überhaupt in Anstalten erfolgen, 
sich auf Krankenhäuser und Heilstätten verteilen. 

Aus den bisherigen Erfahrungen ergeben sich bereits 
wichtige Fingerzeige, auf welche Punkte zur Verall- 
gemeinerung der Dauerunterbringung ansteckend Tu- 
berkulöser geachtet werden muß. Werden Sonder- 
anstalten gewählt, so sollten sie höchstens 30 Plätze 
enthalten, um den familiären Charakter nicht zu ver- 
wischen. Schwerkranke, die dauernd bettlägerig sind, 
müssen ferngehalten und von vornherein Kranken- 
häusern zugeführt werden. Bei der Auswahl der ein- 
zuweisenden Kranken wird man immer zu bedenken 
haben, daß ein gewisser Wechsel unter den Insassen 
dazu beiträgt, das Odium des Sterbehauses zu ver- 
meiden. Es ist wichtiger, daß hie und da ein neues 
Gesicht auftaucht, als daß ein bestimmtes Indikations- 
schema starr eingehalten wird. In der Befolgung dieses 
Grundsatzes ruht wohl hauptsächlich der Erfolg des 
norwegischen Pflegeheimwesens. 

Zieht man es aber vor, besondere Abteilungen im 
Verbande einer großen Anstalt, sei es einer Heilstätte, 
sei es eines Krankenhauses, zu errichten, so sollten 
nicht mehr als etwa 10 % der vorhandenen Betten mit 
Tuberkulösen belegt werden. Dann werden die Nach- 
teile, daß die Tuberkulösen der Pflegeabteilung die 
gleichen Ansprüche an die Gesamtleistung der Anstalt 
stellen, wie die Kranken der Heilabteilung, weniger 
ins Gewicht fallen. Finanziell am günstigsten wirkt 
sich die oben geschilderte Organisation im Hospital 
Buch der Stadt Berlin aus. | 

Innerhalb der Anstalt muß der Pflegling möglichste 
Freiheit haben, Gartenanlagen und gedeckte Veranden 
zum Aufenthalt bei schlechtem Wetter sind unent- 
behrlich. Die Erlaubnis zum Ausgehen sollte in wohl- 
wollender, aber zweckdienlicher Weise geregelt werden. 
Einen Kranken durch eine Morphiumeinspritzung, 
außer in dringendsten Fällen, ausgehfähig zu machen, 
sollte ebenso verpönt sein, wie die Gewährung eines 
unkontrollierbaren Dauerurlaubes. Weder dem Tuber- 
kulösen, noch seinen unterhaltsverpflichteten Ange- 
hörigen dürfen für die Unterbringung Unkosten ent- 
stehen, die sie nicht zu tragen vermögen. Nicht nur, 
daß der bezugsberechtigten Familie ein Teil der Rente 
und der Kinderzuschuß erhalten bleiben muß, ebenso 
wie anderen Personen, die keinen Anspruch auf Ver- 
sorgung aus der Invalidenversicherung haben, müssen 
den zurückbleibenden Familienmitgliedern, sofern sie 
fürsorgebedürftig sind, von den Bezirksfürsorgebe- 
hörden ausreichende Unterstützungen gewährt werden, 
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deren Höhe sich nach der Kinderzahl richtet und von 
gesundheitspolitischen, nicht aber von armenrecht- 
lichen Gesichtspunkten aus begrenzt werden sollte. 
Vorbildlich ist das Verfahren gegenüber den kriegs- 
beschädigten Tuberkulösen. Wird ein solcher Kranker 
wegen Siechtums untergebracht, so erhält die Familie 
als Rente die gleiche Summe, die als Hinterbliebenen- 
bezüge gezahlt werden. Aber die Unterstützung darf 
sich nicht auf Geldleistungen beschränken, sondern 
muß auch mit Sachleistungen arbeiten. So kann es 
nötig werden, daß bei Asylierung der tuberkulösen 
Hausfrau auf Öffentliche Kosten eine Hauspflege zur 
Weiterführung der Wirtschaft gestellt wird. 

Das Wichtigste ist die Durchführung eines Be- 
handlungsprinzips in engen Grenzen — auch in 
Siechenhäusern ! Im Vordergrund aller dahinzielenden 
Bemühungen steht die seelische Beeinflussung des 
Kranken durch den Arzt. Der Arzt hat die schwere 
Aufgabe, durch die Macht seiner Persönlichkeit so auf 
die Pfleglinge zu wirken, daß sie nicht in Gleichgültig- 
keit, Haß und Verzweiflung verfallen oder sich im 
Kultus der eigenen Krankheit verlieren. Dazu muß er 
zunächst eine eingehende Kenntnis des Seelenlebens 
der Schwindsüchtigen haben und die seelische Be- 
handlung durch Recht zu kleinen Kostverbesserungen 
und gelegentlichen Arzneiverordnungen unterstützen 
können. Aber die Aufgabe des Arztes erschöpft sich 
nicht darin, Psychagog zu sein, gar nicht so selten 
treten im Verlaufe eines längeren Anstaltsaufenthaltes 
unter der Wirkung des regelmäßigen, hygienisch ein- 
wandfreien Lebens überraschende Besserungen ein, die 
vom Arzt weiter gefördert werden müssen, Besse- 
rungen, die nicht selten innerhalb der Anstalt eine ge- 
wisse Arbeitsfähigkeit erzeugen, die vom Arzt wieder- 
um in nützliche Bahnen gelenkt werden muß. Es ist 
allerdings ganz besonders schwer, diese Tuberkulösen 
zu irgendwelchen regelmäßigen Arbeitsleistungen zu be- 
wegen, so unauslöschlich hat sich den einen die Über- 
zeugung eingegraben, daß sie damit ihrer Gesundheit 
schaden, so tief wurzelt in anderen das Gefühl, daß ihre 
Krankheit sie zum passiven Verleben ihrer Tage be- 
stimmt hat. Die Lösung des Arbeitsproblems liegt in 
Deutschland noch in weiter Ferne. In den skandinavi- 
schen Ländern wird den Insassen der Heime durch die 
Aufnahmebedingungen die Verpflichtung auferlegt, 
alle vom Arzt als therapeutische Maßnahme aufge- 
tragenen Arbeiten zu erledigen, und so ist ein großer 
Teil des Tages bereits von vornherein ausgefüllt. Als 
letztes und wichtigstes Mittel der Behandlung muß 
eine Liegehalle vorhanden sein, deren Benutzung im 
Wechsel mit dosierter Tätigkeit in der Hand des ge- 
schickten Arztes die größten Hindernisse zu überwin- 
den hilft. 





Eine Vereinbarung, die die württembergische Lan- 
desfürsorgebehôrde und die LVA. Württemberg ge- 
troffen hat, um diejenigen Schwierigkeiten zu be- 
seitigen, die nicht in der Person des Kranken liegen, 
hat folgenden Wortlaut: 


1. Die Landesversicherungsanstalt benachrichtigt die Lan- 
desfürsorgebehörde von der Rentenbewilligung an Versicherte, 
die an offener Tuberkulose leiden, mit dem Ersuchen, mit Be- 
schleunigung die Asylierungsfrage näher zu prüfen. Die Landes- 
fürsorgebehörde übermittelt das Ersuchen der Landesversiche- 
rungsanstalt an die zuständige Bezirksfürsorgebehörde, welche 
im Einvernehmen mit der örtlichen Tuberkulosefürsorgestelle 


Erhebungen über die maßgebenden persönlichen und häuslichen. 


Verhältnisse im Einzelfall anstellt, sich über die Notwendigkeit 
der Asylierung schlüssig macht und gegebenenfalls deren Durch- 
führung beantragt. 


2. Den Antrag auf Asylierung kann auch der Rentenempfän- 
ger selbst stellen. Unter allen Umständen ist sein Einverständ- 
nis mit dieser Maßnahme erforderlich sowie seine unterschrift- 
liche Erklärung, daß er über die Dauer der Asylierung seine 
Rente der Landesfürsorgebehörde überträgt. 


3. Die Asylierung sollte in allen Fällen erfolgen, wo der an 
offener Tuberkulose leidende Rentenempfänger besonderer 
Pflege bedürftig ist, die er zu Hause entbehrt, oder aber für seine 
Umgebung nach Lage der häuslichen Verhältnisse (Kinderzahl, 
Wohn- und Schlafzimmer) eine Ansteckungsgefahr bildet. 


4. Die Landesfürsorgebehörde teilt der Landesversicherungs- 
anstalt das Ergebnis der angestellten Erhebungen und ihre Ent- 
schließungen mit, gegebenenfalls unter Angabe von Ort und 
Beginn einer etwaigen Asylierung. 


5. Die Landesversicherungsanstalt betelligt sich an | den 
Kosten der Asylierung: 


a) durch Überweisung der Rente ohne Kinderzuschuß an 
die Landesfürsorgebehörde und außerdem 
b) dann mit einem monatlichen Zuschuß im Betrag von 
40 Mark, wenn 
aa) der Rentenempfänger nach seiner ganzen Lebens- 
führung sich für Asylierung eignet, 
bb) die Kosten nicht von diesem aus eigenem Vermögen, 
.. aus Rentenbezügen u. a., oder auch von seinen zum 
Unterhalt verpflichteten Verwandten bestritten wer- 
den können. 


Bezieht der Rentenempfänger Rente wegen Kriegsbeschädi- 
gung, so kommt ein besonderer Zuschuß der Landesversiche- 
rungsanstalt nicht in Frage. 

Hat er noch Ansprüche an eine Krankenkasse, so wird nach 
der Vereinbarung zwischen der Landesversicherungsanstalt und 
der Arbeitsgemeinschaft der württembergischen Krankenkassen- 
verbände zunächst die Krankenkasse die notwendige Kranken- 
pflege gewähren; erst im Anschluß daran käme die Asylierung 
auf Rechnung der Fürsorgebehörde in Betracht. 

6. Der dem Rentenempfänger von der Landesversicherungs- 
anstalt zustehende Kinderzuschuß wird auch während der 
Asylierung an die Familie ausbezahlt. 

Im übrigen ist davon auszugehen, daß sich die Bezirks- 
fürsorgebehörden eine etwa notwendige weitergehende Familien- 
unterstützung besonders angelegen sein lassen. Ein Hausvater 
wird und kann sich nur dann zum Aufsuchen eines Kranken- 
hauses (Asylierung) entschließen, wenn er weiß, daß für seine 
Familie während seiner Abwesenheit ausreichend gesorgt ist. 
Gerade bei großer Kinderzahl wird Familienunterstützung nicht 
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zu umgehen sein, zumal hier die Asylierung zum Zweck der 
Unterbindung der Ansteckungsgefahr ganz besonders wichtig ist. 

Die Familienunterstützung wird häufig durch die Tuber- 
kulosefürsorgestelle erfolgen, die ihrerseits wieder auf teilweisen 
Ersatz ihres Aufwands durch den Staat und den württembergi- 
schen Landesausschuß für Tuberkulosebekämpfung rechnen 
kann. | 

Weitgehendes Entgegenkommen gegen die Wünsche 
der Bevölkerung zusammen mit unaufhôrlicher Auf- 
klärung wird zweifellos dazu beitragen, um eine ge- 
wisse Zahl von Bazillenstreuern allmählich freiwillig 
in Heime zu überführen. Ob ihre Zahl jedoch in ab- 
sehbarer Zeit so groß werden wird, daß mit ihr für die 
Tuberkulosebekämpfung gerechnet werden kann, muß 
vorläufig zweifelhaft bleiben. Vor allem aber wird sie 
die allergefährlichsten Kranken nicht enthalten. Des- 
halb bleibt die Ausübung eines gesetzlichen Zwanges 
ähnlich dem Verfahren bei den akuten ansteckenden 
Krankheiten unentbehrlich. Und zwar betrifft er alle 
diejenigen ansteckenden Tuberkulösen, die — sei es 
mit oder ohne eigenes Verschulden — jeder fürsorgeri- 
schen Einwirkung zur Absonderung in der Wohnung 
spotten und in Haus und Beruf eine Gefahr für die 
Umgebung bilden. Zweitens muß die Pflicht zum Auf- 
suchen einer Anstalt auch für diejenigen Tuberkulösen 
festgesetzt werden, die vom Krankenhaus zur Heil- 
stätte mit einigen Unterbrechungen Jahre hindurch 
hin und her wandern, ohne irgendwo festen Fuß 
fassen zu wollen, aber gleichwohl ansteckend oder 
anstaltspflegebedürftig sind. Auch in diesem Punkte 
ist Norwegen vorangegangen. Das Tuberkulosegesetz 
vom 8. Mai 1900 gestattet der Gesundheitskommission 
die zwangsweise Einweisung eines Kranken in ein 
Krankenhaus, wenn die Isolierung in der Wohnung 
unmöglich ist oder der Kranke und seine Umgebung 
die Vorschriften der Gesundheitskommission nicht be- 
folgen. Bisher nahm die Bestimmung jedoch Eheleute 
aus, die gegen ihren Willen nach norwegischem Recht 
nicht getrennt werden dürfen. Diese Beschränkung 
soll in dem neuen Entwurf fallen, und in Zukunft soll 
weiter verhindert werden, daß ein ansteckungsfähiger 
Kranker, der in eine Anstalt eingewiesen ist, sie gegen 
ärztlichen Rat wieder verläßt. Auch der Entwurf zu 
einem Schweizer Bundesgesetz betr. Maßnahmen gegen 
die Tuberkulose sieht die Möglichkeit vor, den Kranken 
in eine Anstalt zu versetzen, wenn er die Personen 
seiner Umgebung gefährdet, und die zum Schutze der 
Allgemeinheit getroffenen Anordnungen nicht durch- 
geführt werden können oder trotz Ermahnung unter- 
lassen werden. 

Unter diesen Umständen wird sich eine endgültige 
Entscheidung über den Wert der Dauerunterbringung 
in Heimen erst dann fällen lassen, wenn eine Reihe der 
hier erörterten Verbesserungen durchgeführt sein wird. 
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Und ebenso wird dann zu prüfen sein, ob die Erbauung 
geschlossener Krankensiedtungen oder die Errichtung 
besonderer Wohnhäuser für Tuberkulöse innerhalb der 
regelmäßigen Neubautätigkeit mit der Verwendung 
von Heimen in Konkurrenz treten kann oder den Vor- 
rang bekommen muB. 
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G. Ichok (Paris), La protection sociale delasanté. L'action médico- 
sociale. Paris 1925. Verlag M. Rivière. 420 S. Preis 20 Frs. 
Das von Calmette mit einem empfehlenden Vorwort ver- 

sehene Buch wendet sich an die breite Öffentlichkeit. Es will 

kein Buch sein allein für den Arzt und Hygieniker von Fach, 
sondern das sozialhygienische Interesse und das soziale Ge- 
wissen weiter Kreise wecken. Der Mensch, als Glied der Familie 
und des Staates, als wirtschaftlich produzierendes Individuum, 
wird in seinen Beziehungen zur sozialen Hygiene und Fürsorge 
betrachtet. Die äuBeren Bedingungen für seine gesundheits- 
gemäße Lebensweise, die in den Problemen der Städtehygiene 
enthalten sind, werden entwickelt; die Wohnungsfrage, Fragen 
des Städtebaues und der Siedelung, Fragen der Volksernährung, 
der Städtereinigung, der Wasserversorgung und der Entwässe- 
rung werden vom sozialhygienischen Gesichtspunkte aus be- 
handelt. Besonderes Interesse bietet für uns Deutsche, die wir 
im Kriege die Eigenart der französischen Dorfsiedelung kennen 
gelernt haben, das Kapitel, das einer Parallelbetrachtung von 
städtischen und ländlichen Verhältnissen gewidmet ist. Es 
scheint in Frankreich mit seinen relativ wenigen Großstädten 
und seinen oft recht dünn bevölkerten Landsiedelungen 
zwischen Stadt und Land doch eine größere Verschiedenheit in 
hygienisch-kultureller Beziehung zu bestehen als bei uns. 

Zwanglos ist dem Buche ein Kapitel über Klima, Luft und 

Boden eingegliedert. Die in allen Kulturländern das Interesse 

beherrschenden Probleme der Leibesübungen finden eine relativ 

kurze Behandlung, sie zeigt aber, daß auch in anderen Ländern 
die Ärzte bemüht sind, Wege zu weisen, die von den Rekord- 
leistungen Weniger zu einer körperlichen Volkserziehung auf 
breitester Grundlage hinführen. Daß die sozialen Krankheiten 

im engeren Sinne, daß Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten 

und die geistigen Störungen vom Standpunkt der Verhütung 

und fürsorgerischen Betreuung eine tiefgründige Behandlung 
erfahren, braucht wohl kaum hervorgehoben zu werden. — 

Der Verfasser beabsichtigt mit seinem Buche, die öffentliche 

Wirksamkeit des Arztes und Hygienikers anzuregen und zu 


unterstützen; das geht nicht nur daraus hervor, daß er der so 
wichtigen Grenzgebietsfrage des Verbrechertums ein wertvolles 
Kapitel widmet, sondern auch daraus, daß er ganz besonderes 
Interesse auch der Organisation des Wohlfahrts- und Fürsorge- 
wesens entgegenbringt. Die sozialhygienische Fürsorge wird 
sowohl als nationales wie als internationales Problem ärztlicher 
Zusammenarbeit besprochen. Besonders erfreulich ist das 
Schlußkapitel, das sich mit der sozialen Geltung des Arztes be- 
faßt. Der Verfasser fordert einen starken Schutz des Arztes 
gegen das Kurpfuschertum und gegen das Reklamewesen einer 
verantwortungslosen Industrie. Für den Arzt erstrebt er eine 
Führerrolle im öffentlichen Leben, die der sozialen Bedeutung 
seiner Tätigkeit entspricht. — Das Buch ist als im besten Sinne 
international zu bezeichnen, sowohl durch seine Stellung zu den 
behandelten Fragen als auch vor allem durch die Heranziehung 
einer umfangreichen Literatur aller Länder, die in einem nahezu 
50 Seiten umfassenden Verzeichnis angeführt ist. Die deutsche 
wissenschaftliche Produktion ist weitgehend berücksichtigt und 
der so lange isoliert gewesene deutsche Leser wird in dem Lite- 
raturverzeichnis manche ihm bisher unbekannt gebliebene 
Quelle finden. 
Rosenhaupt (Mainz). 


Th. Hoffa (Barmen), Aufgaben und Stellung des kommu- 
nalen Kinderarztes. Monatsschr. f. Kdhlk. 30, 218. 1925. Die 
Arbeitsgebiete und Kompetenzen der kommunalen Fürsorge- 
ärzte (Kreiskommunalärzte) sind bei der stürmischen Ent- 
wicklung der Fürsorge seit Kriegsende noch nicht scharf be- 
grenzt. Die vielfach in die Wege geleitete Umwandlung der 
Spezialfürsorge in Familienfürsorge muß zur Folge haben, daß 
auch die leitenden Fürsorgeärzte als Familienfürsorgeärzte ar- 
beiten. Für viele Fürsorgebezirke aber ist wünschenswert, daß, 
namentlich für Kinder und Tuberkulöse, von Fachärzten ge- 
leitete Spezialfürsorgeeinrichtungen erhalten bleiben. — Als 
kommunale Kinderärzte sollten nur Ärzte mit gründlicher 
pädiatrischer und fürsorgerischer Schulung eingestellt werden. 
Die Leitung der offenen und der geschlossenen Fürsorge soll 
möglichst in der Hand ein und desselben Arztes vereinigt sein. 
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Nur so ist es möglich, die wirklich anstaltsbedürftigen Kinder 
von der offenen in die geschlossene Fürsorge zu überführen und 
umgekehrt nicht mehr anstaltsbedürftige Kinder gleich nach 
der Entlassung aus dem Heim wieder in kontrollierte Außen- 
pflege zu bekommen. — Dem Arzt, welcher gleichzeitig die 
offene und die geschlossene Fürsorge leitet, ist die Möglichkeit 
zu klinischer Betätigung und wissenschaftlicher Fortbildung 
gegeben. Außerdem ist die vereinigte offene und geschlossene 
Fürsorge dazu geeignet, den fürsorgeärztlichen Nachwuchs 
heranzubilden. Bisher erhielt der Fürsorgearzt seine Aus- 
bildung vornehmlich durch die Universitätskliniken und sozial- 
hygienischen Akademien; ob diese Ausbildung allein aus- 
reichend ist, läßt Verf. dahingestellt. — Der Anstellung kom- 
munaler Fürsorgeärzte stehen unter den gegenwärtig herr- 
schenden wirtschaftlichen Verhältnissen große Schwierigkeiten 
entgegen. Auch wird es vielfach schwer sein, in bestehende Ein- 
richtungen reformierend einzugreifen. Vor allem aber wird die 
Vereinigung der offenen und der geschlossenen Fürsorge unter 
eine ärztliche Leitung undurchführbar sein, weil in vielen Be- 
zirken noch gar keine geschlossenen Anstalten für Säuglinge 
und Kleinkinder als Ergänzung für die offene Fürsorge vorhan- 
den sind. Mit Nachdruck müssen Kreise und Kommunen an 
die Aufgabe erinnert werden, hier Abhilfe zu schaffen. Sofern 
die Organisation mit Sachkenntnis aufgebaut wird, brauchen 
durch die skizzierte Regelung des fürsorgeärztlichen Dienstes, 
wie man befürchten könnte, keine neuen großen Kosten zu 
entstehen. Schur (Berlin). 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


Leopold Moll (Wien), Stillschwierigkeiten und ihre Bekämpfung 
im Zusammenhang mit der Mutterberatung in der Säuglings- 
fürsorgestelle. Verlag Perles, Wien-Leipzig 1925. 35 S. S. A. 
aus Wiener med. Wochenschr. 1925. Nr. 16, 29, 30, 31, 34. 
Umfassende Darstellung derjenigen Stillhindernisse und 

Stillschwierigkeiten, welche in der Mutterberatungsstelle tag- 

täglich in Betracht kommen. Die Stillschwierigkeiten und die 

Wege zur Bekämpfung werden in drei Gruppen eingeteilt: 

1. in jene, welche im Kinde gelegen sind, 2. in jene, welche im 

krankhaft veränderten Organismus der Mutter die Ursache 

haben, 3. in solche ethischer und wirtschaftlicher Natur. Die 

Fülle des zusammengetragenen Materials läßt sich nicht in ein 

kurzes Referat zusammenfassen, die Lektüre des Originals sei 

vielmehr empfohlen. 


Müller (Köln), Vom Stillen. Münch. med. Wochenschr. 72, 
942. 1925. Die Beobachtung, daß das Neugeborene die notwen- 
dige Brustmilch in den ersten Minuten des Anlegens trinkt, 
konnte bestätigt werden. Verf. ließ die Neugeborenen trinken: 
am 1. Tag bis 5 Min., 2. Tag 5 Min., 3. Tag 5—10 Min., 4.6. 
Tag 10 Min., vom 7. Tag ab 15 Min. Die Neugeborenen er- 
reichten normale Trinkmengen. Verletzungen der Brust wurden 
aber bei der neuen Methode weit seltener beobachtet als bei der 
allgemein üblichen. 


R. Ganther und J. Schoedel (Chemnitz), Stilltfähigkeit 
und Geburtsgewicht im Chemnitzer Industriebezirk im Jahre 
1924. Münch. med. Wochenschr. 72, 980. 1925. In dem einst 
so fruchtbaren Industriebezirk sind die Geburtenziffern im 
Zeitraum von 1875—1924 von 44,6 auf 14,1°/, zurückge- 
gangen. „Änderung und Besserung dieser Verhältnisse sind 
nur möglich, wenn wir die diesbezüglichen Fehler in unserem 
Volksdasein aufdecken und allen zum Bewußtsein bringen, 
denen die Sorge für das Wohlergehen der Bevölkerung ob- 
liegt.“ Im Jahre 1924 hat sich die schon in früheren Jahren 
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beobachtete Abnahme der Stillfähigkeit fortgesetzt. In den 
Jahren 1920, 1923 und 1924 wurden während der ersten 6 Lebens- 
wochen im Mütterheim voll gestillt 87,0 %, 75,0 %, 61,6 %o, 
teilweise gestillt 12,0 %, 22,8 %, 36,4 %, nicht gestillt 1,0 %, 
2,2%, 2,0 %. Die durchschnittlichen Geburtsgewichte wiesen 
in den Vergleichsjahren keine wesentlichen Unterschiede auf; 
auch die Neugeborenen der Frauen, deren Entwicklungsjahre 
in die Kriegsjahre fielen, erreichten das normale Geburts- 
gewicht. Hausschwangere brachten etwas schwerere Kinder 
zur Welt, als die Frauen, welche erst zur Niederkunft in das 
Mütterheim kamen. Zunahme der Frühgeburt ist nicht zu ver- 
zeichnen. — Aus den Beobachtungen wird geschlossen: Auch 
in Zeiten wirtschaftlicher Not nützt der Fötus in selbstischer 
Weise die vorhandenen Ernährungsmöglichkeiten aus. Der 
Rückgang der Stillfähigkeit beweist, daß die Mütter des 
Chemnitzer Industriebezirks selbst konstitutionell noch ge- 
schwächt sind. ,,Auch die jetzigen günstigen Ernährungs- 
verhältnisse haben die Brustdrüsenschwäche noch nicht aus- 
gleichen können.‘ 


Aurnhammer (Augsburg), Anstaltsschaden und Ernährung. 
Blätter für Gesundheitsfürsorge 3, 33. 1925. Beitrag, welcher 
die Anschauungen Reyher’s, daß Infektionskrankheit und 
Avitaminose im engsten Zusammenhang stehen, erhärten soll. 
Die Tabellen sollen zeigen, daß die Infektionen in einem Säug- 
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lingsheim bezüglich Häufigkeit und Schwere abnehmen, wenn 


den Kindern genügend vitaminreiche Kost gegeben wird. Durch 
Vitamindarreichung lassen sich die Gefahren des Hospitalismus 
auf ein Mindestmaß beschränken, und es wird nicht nötig sein, 
wie v. Pfaundler und Rott es fordern, den Säuglingsasylen 
ihre Daseinsberechtigung abzusprechen. Offenbar aber hat Verf. 
die zitierten Autoren miBverstanden. v. Pfaundler wie Rott 
lehnen die Säuglingspflegeanstalt nicht ab; sie wollen sie nur 
für wirklich anstaltsbedürftige Kinder vorbehalten wissen und 
fordern, daß Nichtanstaltsbedürftige möglichst rasch in Fami- 
lienpflege gebracht werden. 

Clemens Wiese (Berlin), Über die Säuglingssterblichkeit 
Berlins im Jahre 1924. Dtsch. med. Wochenschr. 51, 1240. 1925. 
Die Sterblichkeitsziffern der ehelichen Säuglinge lagen wäh- 
rend der Inflationsjahre nur unwesentlich höher als in den Vor- 
kriegsjahren; 1919 wurden als Maximum 14 % verzeichnet, 
1924 betrug die Sterblichkeitsziffer für die Ehelichen 8,5 %. 
Die Unehelichensterblichkeit aber erreichte für die Jahre 
1920—23 die Ziffern 33,0, 30,7, 32,2 und 26,7 %; erst das 
Jahr 1924 brachte einen Rückgang auf 20,1 %. Die günstigen 
Zahlen für 1924 stehen mit dem Versiegen der Grippeepidemien, 
für die Ehelichen aber vor allem mit der Besserung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse in Zusammenhang. Der Zusammen- 
bruch des Pflegestellenwesens während der Inflationszeit hatte 
eine Hospitalisierung der unehelich Geborenen in größtem Maß- 
stab zur Folge. Vielfach mußten Anstalten in Anspruch ge- 
nommen werden, die den Aufgaben nicht gewachsen waren. 
Grippe, Lungenentzündung, Infektionskrankheiten und Lues 
verursachten die hohen Sterblichkeitsziffern der Unehelichen. 
Auch die Tuberkulose, welche als Todesursache im Säuglings- 
alter nur eine mindere Rolle spielt, hat während der Inflations- 
zeit eine Zunahme erfahren. Es starben in Alt-Berlin an Tuber- 
kulose von je 1000 lebendgeborenen ehelichen Säuglingen 19131,8, 
1922—24 3,5, 3,7, 2,5.— Die Frühsterblichkeit der Säuglinge hat 
gegenüber der Vorkriegszeit zugenommen. Von je 100 Säuglings- 
sterbefällen entfallen in Alt-Berlin auf den ersten Lebensmonat: 


1912 1913 1923 1924 
ehelich..... 36,8 37,4 39,2 45,9 
unehelich .. 43,2 40,5 41,3 50,0 
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Als MaBnahmen, die Säuglingssterblichkeit weiterhin zu be- 
kämpfen, kommen in Frage: Ausbau der Familienpflege, Über- 
führung der anstaltsbedürftigen Säuglinge nur in beste Heime. 
Bekämpfung der erhöhten Wintersterblichkeit durch pro- 
phylaktische Maßnahmen, der Syphilis in der Schwangeren- 
beratungsstelle und frühzeitige Erfassung der fürsorgebedürf- 
tigen Säuglinge. Schur (Berlin). 


Ein Erlaß des Regierungspräsidenten von Düssel- 
dorf und des zuständigen Oberversicherungsamtes an 
die Wohlfahrts- und Versicherungsämter weist zwecks Besei- 
tigung von Mängeln, die sich in der Fürsorge für Schwangere 
und Mütter gezeigt haben, auf die Notwendigkeit der gegen- 
seitigen Fühlungnahme von Krankenkassen und Öffentlichen 
Wohlfahrtsstellen hin. Den Krankenkassen wird empfohlen, 
mindestens den versicherungspflichtigen Frauen das Wochen- 
geld, das zurzeit von zahlreichen Kassen erst nach der Ent- 
bindung ausgezahlt wird, während der letzten Schwanger- 
schaftswochen allwöchentlich auszuzahlen, gegen eine Beschei- 
nigung, daß die Entbindung innerhalb von vier Wochen zu 
erwarten ist. Diese Bescheinigung ist bei Vorhandensein von 
Mutterberatungs- und Säuglingsfürsorgestellen zweckmäßig von 
diesen, sonst durch einen Arzt oder eine Hebamme auszustellen. 
Auch die Auszahlung der Wöchnerinnenunterstützung und des 
Stillgeldes in den Mutterberatungsstellen, evtl. durch einen An- 
gestellten der Krankenkasse, habe sich durchaus bewährt. 
Schließlich sei es angezeigt, den bedürftigen Wöchnerinnen 
wenigstens der unteren Lohnklassen von den Wohlfahrtsämtern, 
insbesondere in der 4.—6. Woche nach der Entbindung, eine 
in der ungefähren Höhe der halben von der Krankenkasse aus- 
gezahlten Unterstützung zu gewähren. (Vgl. hierzu Teleky in 
Heft 1, S. 17 dieses Archivs. D. Red.) 


Schulkinderfürsorge. 


Martin (München), Die Körperentwicklung Münchener 
Volksschulkinder im Jahre 1924. Anthropol. Anzeiger 2, 59, 
1925. Von den Ergebnissen dieser in zahlreichen Tabellen nieder- 
gelegten Untersuchungen dürfte besonderem Interesse begeg- 
nen, daß sich eine nennenswerte Besserung in den Wachstums- 
verhältnissen der im 6.—10. Lebensjahr stehenden Schulkinder 
feststellen ließ. Immer wieder muß der Wunsch ausgesprochen 
werden, daß derartige anthropometrische Messungen auch 
anderswo wieder häufiger stattfinden. 


Jaenicke (Apolda), Schulärztliche Untersuchungen in einer 
Thüringer Berufsschule. Ztschr. f. Schulgsdhtspfl. u. soz. Hyg. 
38, 303. 1925. Der Verf. hat 733 Jugendliche männlichen und 
283 Jugendliche weiblichen Geschlechts einer Berufsschule 
untersucht. Das Gesamtergebnis zeigt, daß ein erschreckend 
großer Prozentsatz der Jugendlichen in irgendwelcher Be- 
ziehung anfällig ist. Besonders auffallend sind die häufigen 
Herzfehler. J. glaubt, daß bei einem großen Teil durch über- 
mäßige Ausübung von Turnen und Sport der Grund zu diesen 
Leiden gelegt worden ist, woraus sich die.dringende Notwendig- 
keit sportärztlicher Untersuchung ergibt. Beachtenswert ist 
auch, daß der Gesundheitszustand weit schlechter ist als in den 
vorhergehenden Schuljahrgängen. Mit Recht fordert also J. die 
sofortige gesetzliche Einführung schulärztlicher Überwachung 
an allen Fortbildungs- und Berufsschulen, die die durch die 


Versicherungsgesetzgebung für Jugendliche gegebene Möglich- | 


keit ärztlicher Behandlung ergänzen muß. 


Gumpert (Berlin), Ausschluß vom Schulbesuch bei Haut- 
und Geschlechtskrankheiten. Dtsch. med. Wochenschr. 51, 571. 
1925. Der Verf. macht auf eine Lücke in der gesundheitlichen 
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Gesetzgebung aufmerksam anläßlich eines Falles, wo die Polizei 
auf Beschwerde der Eltern hin die schulärztliche Anordnung, 
Ausschluß vom Schulbesuch wegen Mikrosporie, für nicht be- 
rechtigt erklärt. Es fehlen tatsächlich in der Gesetzgebung Be- 
stimmungen über den Ausschluß von Schülern bei Haut- und 
Geschlechtskrankheiten. Da diese Kinder aber eine erhebliche 
Gefahr für ihre Mitschüler bilden, hält der Verf. entsprechende 
gesetzliche Bestimmungen als Nachtrag zur ‚Anweisung zur 
Verhütung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten durch 
die Schulen vom 19. VII. 1907“ für notwendig. 


Georg Hirsch (Berlin-Schöneberg), Gibt es eine Schulkurz- 
sichtigkeit? Ztschr. f. Schulgsdhtspfl. u. soz. Hyg. 38, 311. 
1925. Der Verf. faßt die Myopie als Folgeerscheinung skrophu- 
löser Erkrankungen auf. Eine sogenannte Schulkurzsichtigkeit 
durch Anstrengung der Augen lehnt er ab. Die Bekämpfung der 
Myopie fällt seiner Ansicht nach also zusammen mit der Be- 
kämpfung der Tuberkulose. 


Tessmann (Berlin-Waidmannslust), Die Feststellung und 
Kontrolle der funktionellen Leistungsfähigkeit des Schulkindes 
durch den Turnlehrer. Ztschr. f. Schulgsdhtspfl. u. soz. Hyg. 
38, 410. 1925. Der Turnlehrer soll neben dem Schularzt zum 
verantwortlichen Hüter der körperlichen Entwicklung und der 
Ertüchtigung des Schulkindes werden. Dazu gehört, daß er 
genaue Leistungsprüfungen anstellt, für die ein genau durch- 
gearbeitetes Verfahren angegeben wird. Die Ergebnisse werden 
bei jedem Schüler in eine ,,Personalkarte für körperliche 
Leistungsfähigkeit‘“ eingetragen. Weitere Aufgabe des Turn- 
lehrers wird dann sein, die körperliche Leistungsfähigkeit nach 
Möglichkeit zu fördern. Ausdrücklich wird die Notwendigkeit 
eines vertrauensvollen Zusammenarbeitens mit dem Schularzt 
betont. Stephan (Mannheim). 


Gerlach (Gmünd), Zur Bekämpfung der Verlausung in der 
Schule. Ztschr. f. Medizinalbeamte u. Krankenhausärzte 38/47, 
408. 1925. Das Mercksche Präparat Cuprex eignet sich vor- 
züglich zur Entlausung. Die Flüssigkeit wird mit der Hand in 
das Haar verrieben, wo sie nach einstündiger Einwirkung Läuse 
und Nisse abtötet. Das Haar wird alsdann mit warmem Seifen- 
wasser ausgewaschen. Die Nisse lassen sich aus dem noch 
feuchten Haar leicht auskämmen. Das Verfahren ist einfach 
und billig, kann von den Eltern ohne Gefahr angewandt werden. 
Etwa vorhandenes Ekzem ist keine Gegenindikation. 

Hesse (Berlin). 


Ernährungsfürsorge. 


Die Geschäftsführung des Deutschen Zentralausschusses für 
die Auslandshilfe, einschließlich des Ausschusses für Kinder- 
speisung, ist am 4. Januar 1926 auf die Deutsche Liga der freien 
Wohlfahrtspflege (Geschäftsstelle: Berlin N 24, Oranienburger 
Straße 13/14) übergegangen. 


Erholungsfürsorge. 


Reichsverzeichnis der Kinderheil-, Genesungs- und Erholungs- 
Anstalten. Neue Folge der Schriften des Vereins ,,Land- 
aufenthalt für Stadtkinder‘‘ E. V. Sonderausgabe 1925, im 
Selbstverlag des oben genannten Vereins, Berlin W. 9. Für 
den Buchhandel: Verlagsbuchhandlung F. A. Herbig, 
G. m. b. H., Berlin W. 35. Preis für Mitglieder 4 4, für Nicht- 
mitglieder 5 AK. 

Einem dringenden Bedürfnis trägt das vorliegende Verzeich- 
nis Rechnung insofern, als die nach ihrer klimatischen Lage und 
ihrer Indikationseinstellung geordneten Anstalten für die 
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Kindererholungsfürsorge zweckmäßiger ausgewählt werden. In 
einem ,,Sachlichen Wegweiser zur Auswahl der Anstalten‘ ist 
die Abgrenzung der einzelnen Sonderanstalten weiter getroffen 
worden als bisher üblich. Es ergab sich die Bezeichnung „Stätte“ 
für Anstalten, die Tuberkulose behandeln. Die weitere Kenn- 
zeichnung nach A-Heilstätte und B-Heilstätte gibt die Ein- 
teilung nach inneren oder chirurgisch-orthopädischen Formen 
der Tuberkulose wieder. Unter der Bezeichnung ‚Anstalt‘ oder 
„Heim“ wurden die Einrichtungen für alle anderen Krank- 
heiten in deren abklingenden oder abgelaufenen Formen zu- 
sammengefaßt. In einem ,,Suchwort- und Standwort-Verzeich- 
nis“ sind die Heime nach Name, Heimat und Träger geordnet. 
Das ‚Tabellenverzeichnis‘“ führt dann noch alle für die Ent- 
sendestellen wichtigen Angaben an, wie z. B. die der Kurzeiten. 


Örtliche Erholungsfürsorge für Kleinkinder und Schulkinder, 
zusammengestellt auf Grund von Material der Abteilung 
Kleinkinder- und Schulpflege des Deutschen Archivs für 
Jugendwohlfahrt, Berlin. Verlag F. A. Herbig, G. m. b. H., 
Berlin 1925. 45 S. Preis 0,65 .#. 

Diese Zusammenstellung der Formen und Erfahrungen zeigt, 
wie sich die örtliche Erholungsfürsorge überall in Deutschland 
eingebürgert hat und wie sie sich neben den Verschickungs- 
kuren einen wohlberechtigten Platz erwerben konnte. Ursprüng- 
lich als Notbehelf gedacht, hat sie ihre Eigenart längst be- 
wiesen, wie der Inhalt des vorliegenden Heftchens deutlich 
zeigt. Bei ihrer Durchführung findet sich, wie bei Allen der- 
artigen Einrichtungen in Deutschland, die größte Mannigfaltig- 
keit. Neben ihren Vorteilen werden auch die nicht wegzuleug- 
nenden Nachteile besprochen, denen wohl nur durch eine 
individualisierende ärztliche Auswahl der Kinder begegnet wer- 
den kann. Am Schlusse finden sich noch einige Originalbe- 
richte, Merkblätter und Literaturangaben. 

Stephan (Mannheim). 


Leibesübungen. 


Mülly, Der Schweizerturner. Druck von Müller, Werder & Co., 

Zürich 1925. 

Beim Eidgenössischen Turnfest 1922 in St. Gallen wurden 
anthropometrische Maße und eine Reaktionsprobe an Kunst- 
turnern, Nationalturnern und Leichtathleten genommen. Fast 
übereinstimmend mit deutschen Messungen finden sich die 
Kunstturner klein, 165,1, die Nationalturner, also ‚‚turnerische 
Mehrkämpfer‘ groß mit 175,8 cm, die Leichtathleten mit 
172,8 cm dazwischen. Das Gewicht für die 3 Kategorien be- 
trägt 62,4, 73,3 und 69,0 kg. Eine Reihe von Kurven für die 
einzelnen Lebensalter ergeben einen Überblick über die Ent- 
wicklung einiger Maße bei diesen Turnern im Vergleich zu Nicht- 
turnern, ferner werden kurvenmäßig die Streuungsbreiten für 
die Konstitution der Nationalturner, Kunstturner und Leicht- 
athleten gegeben, die sich zum Teil überschneiden. Der Ver- 
such einer Klasseneinteilung, die einmal die körperliche und 
2. die psychische Verfassung berücksichtigt, wird angedeutet 
und ihre Auswertung für eine spätere Arbeit versprochen. Man 
darf darauf gespannt sein. 

Hug (Zürich), Sportärztliches von Turnen und Großkampf- 
turnern. ,,Die Körpererziehung.‘“ Schweizerische Ztschr. f. 
Turnen, Spiel und Sport. November 1925. Verl. Paul Haupt, 
Berlin. Untersuchungen an den Schweizer Turnern, die an der 
Pariser Olympiade teilnahmen. Mittlere Körpergröße 166,8, 
Körpergewicht 65,1 kg, Brustumfang 92,5 cm, als Mittel 
zwischen der mittleren tiefsten Einatmung (96,2) und der 
mittleren tiefsten Ausatmung (88,8) genommen. Atembreite 
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demnach 7,4 cm. Gesamteindruck im allgemeinen sehr gut. 
Sitzhöhe im Mittel 88,8 cm. Herzbefunde zeigten keine Be- 
sonderheit, der Puls war im Mittel ziemlich hoch (89), unterster 
Grenzwert 60 Pulse. Kein einziger der Turner war abstinent, 
ein ausgesprochenes Training hatte nicht stattgefunden, doch 
hatte die überwiegende Mehrzahl der 48 Turner ein mäßiges 
Winter- und Frühjahrstraining hinter sich. 


Schwarze (Chemnitz), Münchener Festbeute. Bericht über die 
turnerischen Wettkämpfe beim Deutschen Turnfest in München 
1923. Sonderbeilage zur ‚Deutschen Turnzeitung‘‘ 1925, Nr. 
29. Äußerst fleißige und sorgfältige Zusammenstellung der 
Leistungen an den verschiedenen Geräten, die erkennen lassen, 
wie wertvoll eine derartige rechnerische Auswertung ist. Für 
die Gerätübungen und den Mehrkampf liegt das günstigste 
Alter zwischen 26 und 34 Jahren. Besonders am Reck und auf 
dem Pferd steigert sich die Leistung mit zunehmendem Alter. 
Dagegen nimmt die Leistung bei den volkstümlichen Übungen 
für 100 m Weit- und Hochsprung mit zunehmendem Alter mehr 
oder weniger stark ab. Für die Wurfübungen ist das weniger 
deutlich. Erstaunlich hoch sind die Leistungen der ‚Alten‘ in 
Sprung und Wurf. — Bei den Frauen nimmt die Teilnehmer- 
zahl pro Jahrgang vom 17.—36. Jahre ständig ab, zwei Drittel 
sind unter 20 Jahren. Die Leistungen zeigen in den einzelnen 
Altersklassen keine nennenswerten Unterschiede. Eine gewisse 
Steigerung scheint bis zum 22. Jahre vorhanden zu sein, die 
aber dann allmählich absinkt. — An Hand der Zahlen geht 
Schwarze auf die Berechtigung der Wettkampfordnung ein, 
die im allgemeinen anerkannt wird. 


Rubner (Berlin), Ernährung des Menschen mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Leibesübungen. Verlag Julius Springer, 
Berlin 1925. 48 S. Preis 2.40 M 
Das Buch faßt in kurzer, knapper und hervorragend klarer 

Form die Lebensarbeiten Rubners über Ernährungsfragen zu- 

sammen. Er geht dabei auf Kostmaß, Kostzusammensetzung 

ein und bringt hier sehr interessante und neue Forschungs- 
ergebnisse über die Lebensweise einer ganzen Reihe von Na- 
tionen, die erkennen lassen, daß der Kalorienverbrauch für die 

Gattung homo sapiens unter den verschiedensten Ernährungs- 

formen fast der gleiche ist. Die Methode der Kalorienbestim- 

mung bei der Muskelleistung, also die Fragen der Ernährung des 

Muskels usw. beim Sport werden eingehend besprochen. Das 

Buch wird nicht nur dem Mediziner von besonderem Wert sein, 

sondern auch dem medizinischen Laien viel geben. 

Kohlrausch (Berlin). 


Krüppelfürsorge. 


Brandes (Dortmund), Über das Arbeiten behandelter und 
schulentlassener Krüppel. Ztschr. f. Krüppelfürsorge 18, 147. 
1925. Nach den ‚‚Reichsgrundsätzen über Voraussetzung, Art 
und Maß der öffentlichen Fürsorge vom 4. 12. 1924“ gehört die 
Erwerbsbefähigung zu den Pflichtaufgaben der Fürsorge. Die Be- 
rufsausbildung liegt den Stadt- und Landkreisen ob. Die volle 
Erwerbsbefähigung wird aber erst mit der Unterbringung der 
Krüppel in dauernder Arbeitsmöglichkeit erreicht. Brandes 
hat bei allen während der 3 letzten Jahre zur Schulentlissung 
gekommenen Krüppeln, bei denen die ärztliche Behandlung ab- ` 
geschlossen war, Nachforschungen angestellt, ob sie berufstätig 
sind. Die interessante und nachahmenswerte Statistik stützt 
sich auf Erhebungen, die die Bezirksfürsorgerinnen bei 358 
Familienbesuchen machten. Beruflich tätig waren 41,3 %, 
ohne jede Arbeit waren 29,6 %. Von den Knaben waren 
47,3 %,, von den Mädchen waren 30,7 % ohne jede Arbzit. Nur 
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ein kleiner Bruchteil der Krüppel erhielt die Arbeit durch die 
offizielle Stelle des Arbeitsamtes oder durch die Krüppelfür- 
sorgestelle. Die große persönliche Initiative der Kinder hebt 
Verf. besonders hervor. Mehr als die Hälfte der beruflich 
arbeitenden Knaben waren Lehrlinge und fast die Hälfte der 
beruflich arbeitenden Mädchen als Lehrmädchen in einem hand- 
werklichen oder kaufmännischen Beruf tätig. Bei der Berück- 
sichtigung der einzelnen Krüppelleiden ist mit besonderer 
Freude festzustellen, daß alle jugendlichen Amputierten arbei- 
ten. Den größten Prozentsatz unter den Nichtarbeitenden 
weisen die an Knochen- und Gelenktuberkulose erkrankt Ge- 
wesenen auf, von denen jedoch ebenfalls mehr als die Hälfte, 
58,3 %, arbeiten. Zählt man zu den beruflich Tätigen noch die 
im Haushalt arbeitenden Mädchen, die dort eine volle Stelle 
auszufüllen haben (z. B. bei verstorbener Mutter) und die noch 
auf Bildungsanstalten befindlichen Krüppel, so ergibt sich eine 
Gesamtzahl von 63,1 % arbeitender jugendlicher Personen, eine 
Zahl, die in Anbetracht der Entlassung von Arbeitern und Still- 
legung von Betrieben durchaus befriedigend ist. Abgesehen 
vom ethischen Moment bedeutet die Arbeit für die Entkrüppel- 
ten eine Art Therapie, die den Körper widerstandsfähig macht 
und vor Rückbildung schützt. Der 36,9 % nicht arbeitender 
Krüppel müssen sich die Stadt- und Landkreise besonders an- 
nehmen. Lehrmeister sind mit Hilfe von Meisterprämien zu 
suchen; weiterhin empfiehlt Verf. die Einrichtung von Lehr- 
werkstätten, in denen ambulante Berufsausbildung erfolgen 
kann. Diese Werkstätten können evtl. an bestehende Ein- 
richtungen der privaten Wohlfahrtspflege angegliedert werden. 
Auf H. Ford hinweisend schlägt Verf. für einen Teil der ent- 
krüppelten Jugendlichen die Unterbringung in großen Industrie- 
unternehmungen vor. 
Eckhardt (Berlin). 


Eckhardt (Berlin-Dahlem), Die biologische und pädagogische 
Bedeutung der Leibesübungen. Ztschr. f. Krüppelfürsorge 18,138. 
1925. Die Leibesübungen gehörten im Altertum schon zu dem 
wichtigsten Rüstzeug des Arztes, sind dann aber jahrhunderte- 
lang in Vergessenheit geraten, um heute erst wiedererobert und 
wissenschaftlich bearbeitet zu werden. Zu warnen ist aber vor 
dem Züchten von Rekordleistungen in den Sportvereinen, das 
neben gesundheitlichen Schäden von den Pflichten des Alltages 
ablenkt und den breiten Massen die Beteiligung an systemati- 
scher Körperschulung in den Vereinen verleidet. Die Bedeutung 
der Leibesübungen für die Entwicklung der Muskulatur, die 
Atmung, die Hirn-, Herz-, Verdauungs- und Hauttätigkeit wird 
erörtert. Die pädagogische Bedeutung liegt vor allem in einer 
Entfaltung der Willenskraft und des Mutes, der Selbstdisziplin, 
des Gehorsams und der Enthaltsamkeit. In den Leibesübungen 
besitzen wir ein hervorragendes Mittel, die körperliche und 
geistige Leistungsfähigkeit und Widerstandskraft gegen die 
lauernden Schäden zu erhöhen zu unserem eigenen und unseres 
Volkes Nutzen. Die Leibesübungen sind auch in den Krüppel- 
heimen unter Berücksichtigung der veränderten Körperstatik 
und -Dynamik zur Erreichung optimaler Leistungsfähigkeit der 
Krüppel innerhalb der gesetzten Grenzen und zugleich zur Ver- 
hütung von Folgezuständen des Krüppelleidens heranzuziehen. 

Eigenbericht. 


Aus der Krüppelfürsorge der Stadt Berlin. Berliner 
Wohlfahrtsblatt 1, 115. 1925. In dem Kalenderjahre 1924 
wurden bei den Bezirksjugendämtern 5466 Krüppelfälle neu 
gemeldet und den Krüppelfürsorgestellen zur Untersuchung 
zugeleitet. Infolge der Untersuchung wurden 5239 Personen 
der Krüppelfürsorge unterstellt. Bei den restlichen 227 ergab 
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setzes nicht vorlag und eine Fürsorge nicht in Betracht kam. 
Die Mehrzahl der der Fürsorge neu unterstellten Personen 
(3191 = 60,9 ©) stand im schulpflichtigen Alter. Noch nicht 
schulpflichtig waren 1153 (22,0 %,), während 895 (17,1 °;) 
das schulpflichtige Alter bereits überschritten hatten. Aus 
der Fürsorge schieden im Laufe des Jahres 1714 Krüppel 
aus, so daß sich die Zahl der durch die Jugendämter betreuten 
Krüppel um’ 3525, d. h. 42,9 % des Anfangsbestandes erhöhte. 
Bei den der Fürsorge neu unterstellten Krüppeln fällt der 
verhältnismäßig hohe Anteil weiblicher Personen auf. Auf 
100 Krüppel männlichen kamen 120 weiblichen Geschlechts. 
Lediglich im vorschulpflichtigen Alter war der Anteil der 
Knaben etwas höher als derjenige der Mädchen. Dafür stellte 
sich im schulpflichtigen und nachschulpflichtigen Alter dieses 
Verhältnis um so ungünstiger, als auf 100 Knaben 130 bzw. 
125 Mädchen der entsprechenden Altersgruppen kamen. Unter 
den Fürsorgemaßnahmen nahm die ambulante Behandlung 
die erste Stelle ein, der 2235 (42,6 %,) neu aufgenommene 
Krüppel überwiesen wurden. 349 (6,7 %,) waren zwecks Ar- 
beitsbefähigung und Berufsausbildung in Anstaltsbehandlung 
gegeben, 83 (1,6 %) in Erholungs- und Genesungsheime sowie 
zum Landaufenthalt verschickt. Bei 606 (11,6 %) Krüppeln 
fand nur eine Versorgung mit Kunstgliedern, orthopädischen 
Apparaten und anderem statt. Ohne besondere Maßnahmen 
zu treffen, wurden 1385 (26,5 %) lediglich der fürsorge- 
rischen Beobachtung unterstellt, bei 581 (11,1 %,) wurden 
verschiedene andere Maßnahmen angeordnet. Gegenüber der 
Zahl der neu in Fürsorge überwiesenen Krüppel war die Zahl 
der ausgeschiedenen (1740) ziemlich gering. Lediglich bei den 
über 14 Jahre alten Personen, auf die auch der Hauptanteil 
(52,0 %) der ausgeschiedenen entfällt, glichen sich Neuzugang 
und Abgang nahezu aus. Bei mehr als der Hälfte der ausge- 
schiedenen Krüppel (54,8 %) war mit der Entkrüppelung bzw. 


Arbeitsbefähigung und Berufsausbildung der Zweck der Für- 


sorgemaßnahme erreicht. 138 Krüppel (8,1 %) mußten ent- 
lassen werden, weil eine Weiterbehandlung keine Aussicht auf 
Erfolg bot. Wegen Überschreitung der Altersgrenze bzw. Über- 
gangs der Fürsorge auf die Wohlfahrtsämter schieden 239 
(13,9 %) aus, wegen Verzugs aus Berlin 127 (7,4 °,), weil ge- 
storben 58 (3,4 %), aus sonstigen Gründen 213 (12,4 %,). Die 
Gesamtzahl der am Jahresschluß durch die Jugendämter be- 
treuten Krüppel stellt sich auf 11735, die sich nahezu gleich- 
mäßig auf Alt-Berlin und die Außenbezirke verteilten. Mehr 
als die Hälfte (6872 = 58,6 °,) entfallen auf das schulpflichtige 
Alter, 2536 = 21,6 %,) hatten das sechste Lebensjahr noch 
nicht vollendet; die Zahl der über 14 Jahre alten Krüppel stellt 
sich auf 2327 (19,8 %). Auch im Bestand am Jahresschluß über- 
wog das weibliche Element (118 Mädchen auf 100 Knaben). Im 
vorschulpflichtigen Alter allerdings waren die Knaben um 3 % 
in der Überzahl. Im schulpflichtigen und nachschulpflichtigen 
Alter dagegen überwogen die Mädchen mit 128 bzw. 121 auf 
100 Knaben nicht unerheblich. Von den am Jahresschluß be- 
treuten Krüppeln befanden sich 5249 (42,6 %,) in ambulanter 
Behandlung, in Krüppelanstalten waren 461, in Siechenanstal- 
ten 45, in Erholungs- und Genesungsheimen 109 untergebracht. 
Der Rest — 50% des Gesamtbestandes — unterstand der für- 
sorgerischen Beobachtung bzw. anderen Fürsorgemaßnahmen. 
— Die durch die Krüppelfürsorge entstandenen Kosten be- 
trugen im Rechnungsjahr 1924 insgesamt 514 345 ‚# einschließ- 
lich der nach Tarif abzugeltenden Sonderleistungen der Krüppel- 
fürsorgestellen, aber ausschließlich der Verwaltungsausgaben. 
Die Hauptkosten der Fürsorge (405138 M = 78,7%) ent- 
standen durch die Behandlung, Verpflegung und Berufsaus- 


die Untersuchung, daß ein Krüppelleiden im Sinne des Ge- ' bildung in besonderen Krüppelanstalten. Die Beschaffung von 
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orthopädischen Apparaten, Kunstgliedern usw. erforderte einen 
. Aufwand von 73 846 4 (14,4% der Gesamtausgaben). Diesen 
Aufwendungen gegenüber traten die Ausgaben für die Unter- 
bringung in der Anstalt Buch, im Ambulatorium auf dem Exer- 
zierplatz, in Seehospizen und Landaufenthalt (19186 M = 
3,7 %), sowie die Kosten der ambulanten Behandlung (14837.%#) 
mehr in den Hintergrund. Die Ausgaben für Fahrgelder und 
sonstige kleinere Aufwendungen machten 1338 # aus. 


Blindenfürsorge. 


H. Horbach, Direktor der Rheinischen Provinzialblindenanstalt 
Düren, Bewegungsempfindungen und ihr Einfluß auf Formen- 
erkenntnis und Orientierung bei Blindgeborenen und Früh- 
erblindeten. Mit 18 Abbildungen. Halle a. S. 1925. Carl 
Marhold Verlagsbuchhandlung. 

Die Abhandlung H.s ist ein neuer Beitrag wissenschaftlicher 
Forschung auf dem Gebiet der Blindenpsychologie, wertvoll 
‘sowohl für den Erzieher wie für den Arzt. Der Verfasser geht 
von der Tatsache aus, daß für die Bildung von Form- und Raum- 
vorstellungen weniger die Intelligenz als die Sinnesempfindun- 
gen in Frage kommen, bei den Blinden demnach hauptsächlich 
innere und äußere Tastempfindungen dafür maßgebend sind, 
von deren Fähigkeit und Entwickelung also die Größe der Ge- 
samtleistung abhängig ist. In der Abhandlung nun wird der 
Einfluß der inneren Tastempfindungen, Bewegungsempfin- 
dungen, auf die Raumwahrnehmung Blindgeborener nachge- 
wiesen und dargestellt. Aus den bisherigen verschiedenen 
Theorien und Untersuchungen über Bewegungseindrücke und 
Bewegungsempfindungen findet H. für seine Untersuchungen 
und Erwägungen als Grundlage, daß es spezifische Empfin- 
dungen gibt, die eine unmittelbare, einwandfreie Auffassung von 
Lage und Bewegung bieten. Träger dieser Empfindungen sind 
neben dem Organ für Tasteindrücke bestehende Sinneswerk- 
zeuge, die in ihrer Gesamtwirkung die Empfindung bedingen. 
Aus ihren verschiedenen Schwellenwerten ergeben sich ver- 
schiedene Grade der Bewegungsempfindung. Der Einfluß der- 
selben auf die Fähigkeit der Lokalisation, Raumauffassung und 
Orientierung ist durch die experimentelle Psychologie festge- 
stellt; von besonderer Bedeutung werden die Bewegungsempfin- 
dungen für den Blinden, da er durch sie tastend Formen er- 
kennen kann und diese Fähigkeit von größter Bedeutung für die 
psychische Entwicklung des Blinden ist. Aus den mit blinden 
Versuchspersonen durchgeführten Untersuchungen der Unter- 
schiedsempfindlichkeit ergibt sich u. a. das interessante Resul- 
tat, daß eine höhere Feinheit der Bewegungsschätzung bei Blin- 
den gegenüber Sehenden nicht festzustellen ist. Die Prüfungen 
über die Fähigkeit zur Erkenntnis und Darstellung von Raum- 
formen legen dar, daß der Blinde durch Bewegungseindrücke 
ohne wesentliche Hilfe taktiler Eindrücke Raumformen er- 
kennen kann, sie gedächtnismäßig festzuhalten, zu reprodu- 
zieren und plastisch darzustellen vermag. Aus der großen 
wechselseitigen Beziehung zwischen den im Kreis der Raum- 
erkenntnis stehenden Unterrichtsfächern haben die Bewegungs- 
empfindungen einen nicht zu verkennenden Einfluß, der größer 
ist als derjenige der Intelligenz. H.s Untersuchungen geben 
zahlenmäßig begründete Unterlagen für die Bewertung des 
unterrichtlichen Tuns wie vieler neuerer Forderungen des 
Arbeitsschulgedankens. Besonders wertvoll ist es, daß der Ver- 
fasser seiner wissenschaftlichen Darstellung Hinweise für eine 
praktische Anwendung der gefundenen Ergebnisse für den 
Blindenunterricht anfügt. 





Niepel (Berlin). 
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Fürsorge für psychopathische und geistig 


zurückgebliebene Kinder. 


Heinicke (Chemnitz-Altendorf), Zur Frage der Encephali- 
tikerfürsorge. Psychiatr.- Neurol. Wochenschr. 27. Jg., Nr. 11. 
1925. Der Verfasser tritt energisch für eine Fürsorge für die En- 
cephalitiker ein. Nach Besprechung der Diagnose, die den Prak- 
tikern durch Merkblätter nähergebracht werden soll, fordert er 
eine Zentralisierung dieser Fürsorge. Dabei sollen die er- 
wachsenen chronischen Encephalitiker in einer Heil- und 
Pflegeanstalt vereinigt werden, und zwar unter offenen Ver- 
hältnissen, da es sich ja nicht um Geisteskranke handelt. Die 
kindlichen und jugendlichen Encephalitiker soll man dagegen 
nicht in einer Heil- und Pflegeanstalt zentralisieren. Denn bei 
diesen kindlichen Fällen handelt es sich doch noch um eine 
Schul- und Bildungsfähigkeit — diese Kinder gehören daher in 
eine Erziehungsanstalt, in der bei sachgemäßer fachärztlicher 
Behandlung das Hauptgewicht auf Schulung, Erziehung und 
Berufsausbildung gelegt wird. Dabei wird die Frage der ence- 
phalitischen Pseudopsychopathen gesondert zu regeln scin. 
Diese Kinder gehören nicht in die Fürsorgeerziehung, sondern 
in die Anstaltsbehandlung, da sie eine Gefahr für die Allgemein- 
heit schon durch ihre Neigung zu sexu:ilen Verirrungen be- 
deuten. Sehr wichtig ist eine gründlichere Ausbildung der Heil- 
pädagogen, die nurin zu gründenden heilpädagogischen Semi- 
naren zu erzielen sei. | 

Pototzky (Berlin-Grunewald). 


Soziale Psychiatrie. 


Hartmann (Hannover), Erhebungen zur Frage des Bedürt- 
nisses nach einer Verwahrung Asozialer. Zentralblatt für 
Jugendrecht und Jugendwohlfahrt 17, 169. 1925. Bekannt- 
lich sind bei uns in Deutschland, gemessen an den vorhande- 
nen geringen Mitteln, die Pläne zur Verwahrung asozialer 
Menschen riesengroß. Der Entwurf zu einem neuen Straf- 
gesetz wird den Gerichten die Vollmacht verleihen, diejenigen, 
die als unzurechnungsfähig freigesprochen sind, entweder unter 
Schutzaufsicht zu stellen oder in Verwahrung von Anstalten 
zu geben. Die gleiche Befugnis wird den Gerichten für 
die noch erheblich größere Zahl von Menschen gegeben, die 
als gemindert zurechnungsfähig erkannt und deshalb in eine 
kürzere Freiheitsstrafe geschickt werden. Für sie kann nach 
Verbüßung der Freiheitsstrafe oder auch sofort die Schutz- 
aufsicht beziehentlich die Verwahrung in Anstalten eintreten. 
Nun gehen neuere Bestrebungen dahin, für ‘alle dauernden 
Asozialen, insbesondere die Arbeitsscheuen, eine Bewahrung ein- 
zuführen. Um Unterlagen für die Beurteilung des Bedürf- 
nisses nach einer gesetzlich geregelten Bewahrung asozialer Per- 
sonen zu bekommen, hat das Landesdirektorium in Hannover 
Erhebungen veranlaßt, die sich auf das Arbeitshaus in Moringen, 
das Verwahrungshaus für geisteskranke Verbrecher in Göt- 
tingen, die Gefängnisse in Hannover und Hameln und die 
Strafanstalt (Zuchthaus) in Celle erstreckten. Ausgangspunkt 
für die Erhebungen war die Durcharbeitung von Lebensläufen, 
wie sie sich in den eigenen Anstalten in Moringen und Göttingen 
der Beurteilung der dortigen Ärzte darstellten, und wie sie sich 
in den Gefängnissen und in der Strafanstalt auf Grund des 
Aktenmaterials und in zweifelhaften Fällen durch persönliche 
Befragung ergaben. Die eingehenden Berichte der eigenen An- 
stalten über die Lebensläufe und das aktenmäßig und durch Be- 
fragung festgelegte Material der Gefängnisse und Strafanstalt 
wurden retrospektiv daraufhin nachgeprüft, und zwar einheit- 


' lich von dem Sachverständigen der Zentralverwaltung, Landes- 
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medizinalrat Dr. Rizor, ob sich intellektuelle oder Charakter- 
Anomalien von derartiger Ausprägung ergaben, daß sie den 
Lebenslauf asozial beeinflußten. Es wurde somit eine irgend- 
wie pathologische Anlage in Verbindung mit einer Regelwidrig- 
keit des Lebenslaufes in Gestalt von stärkerer Verwahrlosung, 
Kriminalität, Unzucht als Merkmal der Asozialität angenom- 
men. Es ergaben sich in den verschiedenen Anstalten 6 bis 
40 % der Insassen als verwahrungsbedürftige Arbeitsscheue, 
Rückfalls-Diebe, Dirnen usw. Ein großer Teil dieser Verwah- 
rungsbedürftigen waren frühere Fürsorgezöglinge, in den ver- 
schiedenen Anstalten 50—100 % der Verwahrungsbedürftigen. 
Ä Bratz (Wittenau). 


Bekämpfung des Alkoholismus. 


Für den Umfang des Alkoholverbrauchs bzw. -mißbrauchs 
ist zweifellos die Ansetzung der Polizeistunde von erheblicher 
Bedeutung. Es ist daher im volksgesundheitlichen Interesse 
zu begrüßen, daß der preußische Minister des Innern bis jetzt 
gegenüber dem Ansturm der Interessenten für Hinaufsetzung 
oder gar Abschaffung der Polizeistunde — offenbar wesentlich 
mit unter dem Eindruck der Vorstellungen aus den alkohol- 
gegnerischen und sonstigen Wohlfahrtskreisen — unter Hinweis 
auf den Ernst der heutigen wirtschaftlichen und politischen 
Lage festgeblieben ist. Auch der Ausschuß für Bevölkerungs- 
politik des preußischen Landtags erklärte sich unlängst im An- 
schluß an Ausführungen des Regierungsvertreters gegen Ver- 
längerung der WirtschaftsschluBstunde. Die Masse der Be- 
völkerung hat kein Interesse an noch späterer Polizeistunde, 
auch die Mehrzahl der kleinen Gastwirte nicht; und die Gewerk- 
schaft der Gastwirtsgehilfen hat sich wiederholt entschieden 
gegen Verlängerung der Polizeistunde verwahrt. Tatsächlich 
geht schon die bisherige deutsche und zumal die Berliner Polizei- 
stunde erheblich über diejenige mancher ausländischen Welt- 
städte, wie London, Kopenhagen, Stockholm, hinaus. - Im Kampf 
gegen die heute viel erörterte Forderung des Gemeinde- 
bestimmungsrechts— diesesgemeinsamen gesetzgeberischen 
Ziels der deutschen Alkoholgegner und weiter sonstiger Kreise 
— diente neuerdings als eine Hauptwaffe die Schrift von Ge- 
heimrat Pütter, Verwaltungsdirektor der Charite, und San.- 
Rat Dr. Hesse: ‚Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs ohne 
Gemeindebestimmungsrecht und Trockenlegung.‘‘ Sie wurde 
in verschwenderischstem Maße in gebildeten, namentlich auch 
in Ärzte- und 'Krankenkassenkreisen verbreitet. Wie zu er- 
warten, hat sie mancherlei Entgegnungen in ärztlichen und 
anderen Blättern hervorgerufen. Besondere Beachtung kann eine 
Gutachtensammlung ‚Das Gemeindebestimmungsrecht 
im Urteil medizinischer Hochschullehrer‘ bean- 
spruchen, die im Verlag ‚Auf der Wacht“, Berlin-Dahlem, er- 
schienen ist. Die Fachgemeinschaft der deutschen Hygiene- 
professoren und 24 einzelne ärztliche Universitätsprofessoren, 
worunter eine Reihe der hervorragendsten Namen, unterziehen 
hier jene Flugschrift mit erfrischender Deutlichkeit und Schärfe 
einer kritischen Beleuchtung. Ebenso beachtenswert ist die im 
selben Verlag erschienene kleine Schrift ‚Volkswirtschaft 
und Gemeindebestimmungsrecht‘ — ein durch die Kund- 
gebungen deutscher Handelskammern gegen die Forderung jenes 
Selbstbestimmungsrechts der Gemeinden veranlaßtes wissen- 
schaftliches Gutachten, das die Zustimmung und Unterschrift 
von 26 Hochschullehrern der Volkswirtschaft gefunden hat. 

Wie denkt man im Volk über das „Gemeindebestim- 
mungsrecht“? Eine Antwort durch die Sprache der 
Tatsachen. Daß auch über die Alkoholgegnerkreise hinaus 
weite Teile der Bevölkerung von der Unhaltbarkeit unserer bis- 


herigen Schankerlaubnisverhältnisse und von der Richtigkeit 
und Notwendigkeit der Forderung einer maßgeblichen Beteili- . 
gung der erwachsenen, wahlmündigen Gemeindebevölkerung 
an der Regelung und Handhabung des Schankerlaubniswesens 
durchdrungen sind,. hatten schon die fast eine halbe Million 
Unterschriften gezeigt, die im Jahre 1923 in kurzer Zeit dafür 
zusammengebracht und dem Reichstag überreicht worden 
waren. Nicht minder der Ausfall einer Anzahl Abstimmungs- 
proben (Beispiele von Abstimmungen über bestimmte einzelne 
Schankerlaubnisanträge) und Probeabstimmungen (Abstim- 
mungen, um die grundsätzliche Ansicht der Bevölkerung über 
derartige Maßnahmen im allgemeinen zu erfahren), die in den 
letzten Jahren da und dort stattgefunden und große Mehrheiten 
im Sinne der genannten Bestrebungen ergeben haben. Um aber 
bei der jetzigen Lage der Öffentlichen Erörterung weitere klare 
Grundlagen zu gewinnen, beschloB man in den Reihen der 
Alkoholgegner, einheitlich eine große Anzahl von Probeab- 
stimmungen über etwaige Einführung des Gemeinde- 
bestimmungsrechts zu veranstalten. Diese freiwilligen, 
stichprobenmäßigen Abstimmungen, die nach einiger Vor- 
bereitung Ende November und erste Hälfte Dezember in den 
meisten deutschen Ländern vorgenommen wurden, und ihr 
Ausfall dürfen als ein sehr bemerkenswertes Ereignis bezeichnet 
werden. Bis jetzt liegen die Ergebnisse von 64 Abstimmungen 
vor, wovon 23 in 13 Großstädten, 27 in 24 Mittel- und Klein- 
städten und 14 in Landgemeinden. Die Beteiligung war — trotz 
vielfacher starker Gegenbemühungen — außerordentlich rege, 
sie betrug gelegentlich über 80, ja 90 v. H. der Wahlberechtigten 
und sank fast nirgends unter das Beteiligungsverhältnis bei 
politischen Wahlen. In den Groß- und Mittelstädten beschränkte 
man sich auf einzelne Wahlbezirke oder Straßenzüge; in der 
Mehrzahl der Kleinstädte und in den Landgemeinden erstreckten 
sich die Abstimmungen über den ganzen Ort. Die Abstimmun- 
gen betrafen überall die Frage, ob man bezüglich etwaiger Ver- 
mehrung oder Verminderung der Schankstätten für geistige 
Getränke am Orte und bezüglich der Ausdehnung der Polizei- 
stunde das Mitentscheidungsrecht der einzelnen Wähler 
wünsche. Das Ergebnis war — mit einer einzigen Ausnahme — 
über Erwarten günstig. In den herangezogenen 13 Großstädten, 
in denen verschiedentlich mehrere Bezirke befragt wurden 
(siehe die Klammerbeisätze): Berlin (3), Bremen (2), Breslau (6), 
Düsseldorf, Elberfeld (3), Hamburg (4), Hannover, Karlsruhe, 
Kassel, Königsberg, Leipzig (2), Mannheim (2), Stettin, sprachen 
sich zwischen 60 und 90 v. H. der Abstimmenden bzw. Be- 
fragten mit Ja aus — in Berlin beispielsweise 71,5, 72, 73,5, 
während bei einer ganzen Anzahl sonstiger Abstimmungen die 
Ziffern zwischen 80 und 90 lagen. In den 24 Mittel- und Klein- 
städten erklärten sich in 31 Abstimmungsbezirken zwischen 60 
(in einem vereinzelten Falle 54) und 94 v. H. für das G.B.R.; 
in den 13 Landgemeinden in Schaumburg-Lippe, Mecklenburg, 
Brandenburg, Ostpreußen, Oldenburg, Schlesien, Baden, 
Württemberg zwischen 65 und 99 v. H. Unter den ab- 
stimmenden Männern war die Verhältniszahl der Freunde des 
G.B.R. nicht viel geringer als unter den Frauen. — Die Er- 
gebnisse zeigen, daß die große Masse der Bevölkerung über die 
Frage eines Gemeindebestimmungsrechts ganz anders denkt, 
als man nach den zahlreichen Veröffentlichungen meinen sollte, 
die einseitig die Belange der unmittelbar beteiligten Wirtschafts- 
gruppen vertreten. Wo die Bevölkerung nur einigermaßen über 
die Gefahren des Alkoholismus aufgeklärt ist, wünscht sie, wie 
aus den wiedergegebenen Tatsachen hervorgeht, eine eingreifende 
Änderung der auf dem vorliegenden Gebiete noch bestehenden 
gesetzlichen und verwaltungsmäßigen Verhältnisse undein reichs- 
gesetzliches Gemeindebestimmungsrecht. Flaig (Berlin). 
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Tuberkulosefürsorge. 


„Tuberkulosesterblichkeit und Industrialisierung.‘“ 

Die Frage der Beziehungen zwischen der Tuberkulosesterb- 
lichkeitsbewegung und der Entwicklung der Industrien in den 
europäischen Kulturländern ist schon früher erörtert worden. 
Grotjahn bezeichnet (,,Soziale Pathologie‘, Berlin 1915, S. 60) 
die Verminderung der Tuberkulosesterblichkeit bei den wohl- 
habenden Industrievölkern als ,,Beweis für die Abhängigkeit der 
Schwindsuchtsverbreitung von der wirtschaftlichen Ungunst 
der Umwelt.“ Diese Auffassung stützt jetzt G. Wolff (Berlin) 
durch eine sehr eingehende und sorgfältige Arbeit („Der Gang 
der Tuberkulosesterblichkeit und die Industrialisierung Euro- 
pas“), die er mit zahlreichem statistischen Material versehen 
in den Beiheften der Zeitschrift für Tuberkulose (Tuberkulose- 
Bibliothek Nr. 23) veröffentlichen läßt. Ein gekürzter Aus- 
zug liegt als Sonderdruck aus Nr. 30 der Klinischen Wochen- 
schrift vor. Der Verfasser kommt im Gegensatz zu der viel- 
fach gehegten Meinung, daß mit der zunehmenden Indu- 
strialisierung eine Zunahme der Tuberkulose einhergegangen 
si, zu der Feststellung, daß vielmehr auffallend viel In- 
dustriegegenden hinsichtlich der Tuberkulose- Sterblichkeit 
wesentlich günstiger dastehen, als solche mit vorwiegend 
agrarischer Bevölkerung. Er legt Durchschnittszahlen aus den 
Jahren 1906—10 zugrunde und zeigt, daß z. B. England und 
Wales, Belgien, Holland, Dänemark, Italien, von deutschen 
Ländern Sachsen, Rheinland, Westfalen und Schleswig-Holstein 
eine geringere, Ungarn, Österreich, Finnland, Irland und die 
Schweiz sowie Bayern und Baden eine höhere Tuberkulose- 
sterblichkeit aufwiesen. Die ersteren Länder sind zum größten 
Teil vorwiegend Industriestaaten, die letzteren vorwiegend 
agrarisch. Noch deutlicher wird die Gruppierung bei Gegen- 
überstellung entsprechend der Abnahme der Sterblichkeits- 
ziffern seit 1871. Während diese in den 70er Jahren (soweit sie 
vorlagen) beim Vergleich der verschiedenen Länder keine allzu 
großen Unterschiede zeigten (2,5 %—3,8 %), beträgt für den 
Zeitraum 1906—10 die niedrigste Ziffer (Belgien 1,3 %) nur ein 
Drittel der höchsten (3,7 %). Die größte Abnahme der Tuber- 
kulosesterblichkeit hatten Belgien, England und Wales, Schott- 
land, Preußen, Dänemark, die geringste Irland, Italien, Frank- 
reich, Schweiz, Finnland, Österreich aufzuweisen. Der Ver- 
gleich bestätigt ohne weiteres das überwiegend günstige Ab- 
schneiden industrieller Länder, zeigt aber auch bemerkenswerte 
Ausnahmen, und Verfasser kommt mit Recht zu dem Schluß, 
daß nicht die Industrialisierung an sich der entscheidende 
Faktor sei, sondern ,,der Wohlstand und seine Folgen für Er- 
ziehung und Hygiene der gesamten Bevölkerung‘. Wo letztere 
Voraussetzungen erfüllt sind, zeigen auch agrarische Gebiete 
günstige Ziffern, wie Dänemark, Holland und Schleswig-Hol- 
stein, das von allen deutschen Landesteilen am besten dasteht, 
während in der armen Agrarbevölkerung Irlands, Ungarns, der 
Alpenländer die Tuberkulose weit zahlreichere Opfer fordert. 
Natürlich darf auch der Einfluß des Klimas nicht außer Acht 
gelassen werden, worauf Verfasser z. B. mit dem Hinweis auf 
die günstigen Ziffern Italiens aufmerksam macht. 

Gerade hier möchte Referent anknüpfen, um zu betonen, daß 
letzten Endes weder die Industrialisierung an sich das Ent- 
scheidende ist, noch auch der Wohlstand allein. Gibt es doch 
genug Tuberkulosefälle auch in wohlhabenden Kreisen. Auch 
ein Bruder des russischen Zaren starb an dieser Krankheit. 
Vielmehr müssen eine ganze Reihe von Faktoren zusammen- 
wirken, und unter diesen spielt m. E. die Wohnungsfrage eine 
beachtenswerte Rolle. Die Tuberkulose wird zweifellos am 
meisten in geschlossenen Wohnräumen, weniger an Öffentlichen, 
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allgemein zugänglichen Orten und selten im Freien übertragen. 
Je enger und ärmlicher die Wohnung, um so größer die Gefahr. 
Wer, wie die Bewohner südlicher Länder, den größten Teil 
seines Lebens im Freien, in Luft und Sonne verbringt, bleibt 
auch bei ärmlicher Behausung eher von der Krankheit ver- 
schont. Andererseits hockt die arme Landbevölkerung nörd» 
licher Gegenden mindestens in der Winterszeit eng und dürftig 
zusammen. Dagegen haben sich die Wohnverhältnisse in den 
wohlhabenderen Industrieländern sowohl im allgemeinen als 
auch speziell bei der Industriearbeiterschaft, trotz vieler Un- 
zulänglichkeiten, doch erheblich günstiger entwickelt. Man 
denke nur an die zahlreichen modernen Arbeiter-Siedlungen. — 
In dem Industrieland Belgien kamen vor dem Kriege 252 Ein- 
wohner auf je 1 km Fläche, in Deutschland nur 120, dagegen 
entfielen dort nur fünf Bewohner im Durchschnitt auf jedes 
Haus, in Deutschland aber neun! Dementsprechend hatte 
Belgien eine um 23% geringere Tuberkulosesterblichkeit 
(Hecker, Tuberkulose und Wohnung, Straßburg 1915). Ähn- 
lich günstig liegen die Verhältnisse z. B. in England. Ich möchte 
kaum glauben, daß in den Jahren vor dem Kriege der ‚‚Wohl- 
stand‘ der breiten Masse etwa in Belgien so viel größer gewesen 
sei als im Vorkriegsdeutschland, möchte vielmehr annehmen, 
daß die ,,Wohndichte“ bei obigem Ergebnis wesentliche Be- 
deutung hat, denn die sonst in Betracht zu ziehenden Faktoren 
(z. B. Ernährung) werden s. Zt. nicht so erheblich verschieden 
gewesen sein. Die Kriegs- und Nachkriegsjahre müssen selbst- 
verständlich bei solchen Vergleichen ausscheiden. 

Referent kann deshalb auch A. Fischer nicht beipflichten, 
wenn er in seinem kürzlich in 2. verbesserter Auflage neu er- 
schienenen Grundriß der sozialen Hygiene (C. F. Müller, 
Karlsruhe 1925) S. 371 „in der englischen Handelspolitik allein‘ 
die Ursache erblicken will, warum in England die Tuberkulose- 
sterblichkeit niedriger als bei uns ist. Es heißt, das Problem 
doch zu einseitig betrachten, wenn damit wieder nur die Er- 
nährungsfrage für die Tuberkulose als ausschlaggebend be- 
zeichnet wird. A. Fischer, der in seiner Fußnote (a. a. O.) 
gegen die Ansichten der ‚lediglich bakteriologisch denkenden 
Hygieniker‘ zu Felde zieht, verfällt in entgegengesetzter Rich- 
tung in den gleichen Fehler. Neben dem allgemeinen Wohlstand 
und den Ernährungsverhältnissen sind es die Wohnungsdichte 
und Bebauungsart, aber auch gewisse Wohnsitten (z. B. enge, 
lichtlose Schlafräume (Butzen) bei sonst ausreichender Woh- 
nung), ebenso aber auch die geographischen und klimatischen 
Umstände, die alle berücksichtigt sein wollen. Manchmal sum- 
mieren sich diese Faktoren, manchmal heben sie sich auf. Teils 
erstreckt sich ihr Einfluß mehr auf die Ansteckungsmöglichkeit, 
teils mehr auf den Verlauf der Krankheit. Schlüsse aus dem 
Vergleich von Tuberkulosesterblichkeitsziffern erfordern daher 
ganz besondere Vorsicht. Denker (Berlin). 


K. H. Blümel (Halle), Einrichtung und Betrieb einer Tuber- 
kulösenfürsorgestelle. Tuberkulose-Bibliothek, Beihefte zur 
Zeitschr. f. Tub., herausgeg. v. Prof. Dr. Lydia Rabinowitsch, 
Nr. 19. Leipzig 1925. Verlag von Joh. Ambros. Barth. 
102 Seiten. Preis 5 4. 


Die Tatsache, daß die Arbeit der Tuberkulosefürsorgestellen 
unter den praktischen Ärzten noch lange nicht genügend be- 
kannt ist und noch nicht hinreichend gewürdigt und unter- 
stützt wird, hat den als Wissenschaftler und Fürsorgearzt be- 
kannten Verfasser veranlaßt, seine Gedanken und Erfahrungen 
als Leiter der Hallischen Fürsorgestelle in der Form eines Leit- 
fadens niederzulegen. Ohne viel auf wissenschaftliche Streit- 
fragen einzugehen, bringt das Heft alles für die Tätigkeit der 
Fürsorgestellen Bedeutungsvolle zur Darstellung. In flottem, 
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anregendem Stile geschrieben, ohne Weitschweifigkeiten, die 
Persönlichkeit des Verfassers niemals verleugnend, bietet es 
eine interessante und zugleich an wertvollen Anregungen über- 
reiche Lektüre. Als Aufgaben der Fürsorgestellen werden 
folgende genannt: 1. Verbreitung der Kenntnis von der Tuber- 
kulose, 2. Erfassung der Tuberkulösen und Gefährdeten, 
3. Untersuchung und richtige Beurteilung derselben, 4. Un- 
schädlichmachung der Seuchenherde a) durch Schutz der Ge- 
sunden, b) durch Heilung der Erkrankten, 5. Auswertung der 
Erfahrungen in fürsorgerischer und wissenschaftlicher Be- 


ziehung. Diese fünf Arbeitsgebiete werden eingehend durch- 


gesprochen; dabei läßt der Vf. ständig praktische Anregungen 
einfließen, schaltet Vordrucke verschiedenster Art, die sich ihm 
gut bewährt haben, ein, zitiert wichtige Gesetzesbestimmungen 
und stellt überall das Praktische unter scharfer Hervorhebung 
der Erfordernisse der Seuchenbekämpfung in den Vordergrund. 
Sehr beachtenswert sind auch die als Anhang beigefügten Aus- 
führungen über die ländliche Fürsorgestelle, die ja oft unter so 
ganz anderen Verhältnissen arbeitet wie eine städtische. Abge- 
sehen von der Beurteilung des Gasbrustverfahrens, das vielfach 
nicht so enthusiastisch angesehen wird, wie es der Vf. tut, und 
der unangebrachten Schärfe in der Beurteilung der Leistungen 
der Versicherungsträger auf dem Gebiete der Tuberkulose- 
bekämpfung kann man sich mit dem Inhalt des Heftes durchaus 
einverstanden erklären und ihm nur wünschen, daß es von allen 
praktischen Ärzten — denn an diese richtet es sich — gelesen 
wird. Helm (Berlin). 


Geißler (Karlsruhe), Die Klasse der offentuberkulösen 
Lehrerin. Ein Beitrag zur Epidemiologie der Tuberkulose. 
Beitr. z. Kl. der Tbc. 58, 492. 1924. Der Verf. hat eine 
Klasse von 38 Kindern, die 4 Monate durch eine offentuberkulöse 
Lehrerin unterrichtet wurden, beobachtet. Er konnte fest- 
stellen, daß 2—3 Kinder wahrscheinlich von ihr infiziert 
waren. Bei weiteren 12 Moro-Positiven war eine anderweitige 
Infektionsquelle anzunehmen. Man muß also damit rechnen, 
daß immer wieder Tuberkuloseübertragungen durch die Schule 
vorkommen. Wenn ihnen auch keine überragende Bedeutung 
für die Ausbreitung der Tuberkulose zukommt, müßten sie doch 
unbedingt vermieden werden. Stephan (Mannheim). 


Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


Geschlechtskrankheiten und Erwerbsfähigkeit. Umfrage der 
Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz und Gutachten von 
Jadassohn (Breslau), Bering (Essen), Hofmann (Frank- 
furt a. M.), Schloßmann (Düsseldorf) und Hübschmann 
(Düsseldorf). Sonderbeilage zu Nr. 39 der Amtl. Mitteilungen 
der L.V.A. Rheinprovinz, Jg. 1925. 


Im Jahre 1921 sind in den Beratungsstellen im Bereiche 
der L.V.A. Rheinprovinz rund 23000 Kranke untersucht und 
beraten und 15000 Syphilis- und über 3000 Tripperkuren 
durchgeführt worden. Die gesamten Kosten, also auch die 
für die Nichtversicherten, wurden von der L.V.A. und den 
Krankenkassen getragen, weil man sich sagte, daß durch 
Ausschaltung dieser Infektionsquellen in erheblichem Maße 
Erkrankungen der Versicherten vermieden würden. Die Geld- 
entwertung im Jahre 1923 zwang die L.V.A. Rheinprovinz 
leider, diese weitschauende Politik aufzugeben; erfreulicher- 
weise sind aber die Bestrebungen sofort wieder aufgenommen 
worden, als die Verhältnisse sich wieder bei uns festigten. 
Schon Anfang 1925 ist der größere Teil der Beratungsstellen 
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wieder hergestellt worden. Es ist begreiflich, daß Bedenken 
bestehen, in der jetzigen schweren Zeit auch wieder die 
nicht unerheblichen Verpflichtungen für die Heilbehandlung 
zu übernehmen. Diese Fragen müssen von den L.V.A. nach 
rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten geprüft werden. In der 
Erkenntnis, daß die Entscheidung von der medizinischen Be- 
urteilung der Zusammenhänge zwischen Geschlechtskrankheiten 
und vorzeitiger Invalidität abhängt, hat die L.V.A. Rhein- 
provinz eine Reihe hervorragender Sachverständiger um gut- 
achtliche Beantwortung folgender Fragen gebeten: 


1. Welche direkten und welche indirekten, die Erwerbs- 
fähigkeit vernichtenden oder bedrohenden Schädigungen sind 
von den Geschlechtskrankheiten zu erwarten a) beim Er- 
krankten selbst (innere Organe, Nervensystem usw.)? b) bei 
den Nachkommen des Erkrankten (z. B. Erblinden, Taub- 
stummheit, Geistesstörungen, Verkrüppelungen usw.). 


2. In welchem Maße besteht statistisches Material über solche 
direkten oder indirekten Zusammenhänge zwischen Ge- 
schlechtskrankheiten und vorzeitiger Invalidität? 


3. Welche klinischen Erfahrungen bestehen über die Verschlech- 
terung oder Gefährdung der Erbanlage durch Geschlechts- 
krankheiten? Wie wirkt sich diese klinisch aus 1. in Erkran- 
kungen des Kindesalters? 2. in der Disposition für Krank- 
heiten überhaupt und für welche besonders ? 


Um eine einseitige Einstellung in der Beurteilung zu ver- 
meiden, sind außer drei Venerologen (Geh. Rat Prof. Dr. 
Jadassohn-Breslau, Prof. Dr.Bering-Essen, Privatdozent Dr. 
E. Hofmann-Frankfurt a. M.) noch Geh. Rat Prof. Dr. 
Schloßmann-Düsseldorf als Kinderarzt und Prof. Dr. 
Hübschmann als pathologischer Anatom hinzugezogen 
worden. 


Bei der Veröffentlichung der Gutachten führt Landesobermed.- 
Rat Prof. Dr. Knepper einleitend an, daß bei der L.V.A. 
Rheinprovinz im Jahre 1920 von 15122 Personen nur 23 wegen 
Syphilis und 10 wegen Tripper Invaliden- und Krankenrenten 
erhielten. In den folgenden Jahren ergaben sich folgende 
Zahlen: 1921 von 13683 Personen 26 wegen Syphilis, 6 wegen 
Tripper; 1922 von 11849 Personen 33 wegen Syphilis und 
4 wegen Tripper; 1923 von 7439 Personen 17 wegen Syphilis 
und 1 wegen Tripper; 1924 von 11021 Personen 23 wegen 
Syphilis und 1 wegen Tripper. Jadassohn berichtet von der 
L.V.A. Schlesien als Gesamtsumme aus den Jahren 1913—23 
wegen Syphilis 167 Männer, 134 Frauen, wegen Tripper 8 
Männer, 19 Frauen. 


Diese Zahlen könnten den Eindruck erwecken, als ob die 
Geschlechtskrankheiten für die Invaliden- und Krankenver- 
sicherung von recht nebensächlicher Bedeutung wären. Die 
vorliegenden Gutachten räumen mit diesem Vorurteil, das leider 
noch in vielen Kreisen unserer Bevölkerung besteht, gründlich 
auf. Die Fachärzte weisen nach, daß viele chronische Erkran- 
kungen, vor allem die des Herzens und der Blutgefäße, des Ge- 
hirns und Nervensystems, der Harnorgane, der Leber, der 
Knochen und Gelenke u. a. m. auf Syphilis und Tripper zurück- 
zuführen sind, daß also diese Erkrankungen die eigentliche 
Ursache der mangelnden Erwerbsfähigkeit und der frühen In- 
validität bilden. Diese Angaben werden durch den pathologi- 
schen Anatomen auf Grund seiner untrüglichen Befunde am 
Leichnam voll und ganz bestätigt. Hübschmann weist be- 
sonders nachdrücklich auf den Ernst der Trippererkrankung 
hin, die vor allem bei der Frau zu frühzeitiger Arbeitsunfähig- 
keit führt. Bering tritt deswegen auch beim akuten Stadium 
des Trippers energisch für eine Behandlung im Krankenhaus 
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ein, weil sich dadurch die Krankheitsdauer sehr erheblich ab- 
kürzen, vor allem aber schwere Folgezustände vermeiden 
lassen. Hofmann geht auf die Zunahme der Erkrankungen 


durch den Krieg ein und warnt davor, den Kampf gegen die . 


Geschlechtskrankheiten jetzt weniger energisch durchzuführen, 
weil in der letzten Zeit die Zahl der Geschlechtskranken abzu- 
nehmen scheint. An einer Schweizer Statistik zeigt er, daß die 
syphilitische Gehirn- und Rückenmarkserkrankung, die pro- 
gressive Paralyse und die Tabes schon sehr frühzeitig die In- 
validität hervorrufen, Tabes schon in 46,3%, der Fälle im Alter 
von 20—30 Jahren, Paralyse in 20% der Fälle im Alter von 
30—40 Jahren und in 40 % der Fälle im Alter von 40—50 Jahren. 
Jadassohn teilt mit, daß nach Berechnungen von Blaschko 
in den Jahren von 1905—1914 in Berlin (nicht Groß-Berlin) 
3885 Männer d. h. 388 pro Jahr an Paralyse zugrunde gegangen 
sind, und daß Pinkus festgestellt hat, daß von den unbehan- 
delten Prostituierten 16,9% Tabes bekamen, von mit Queck- 
silber Behandelten 6,7 %, von den mit Quecksilber und Salvar- 
san oder nur mit Salvarsan Behandelten und zwar in aus- 
reichendstem Maße dagegen nur 2,4%. Bei 13,4% der Blinden 
und bei 25—40 % auer Krankheiten des Zirkulationsapparates 
ist Syphilis die Ursache. 


Jadassohn geht dann näher auf die Schädigung der Nach- 
kommenschaft durch Syphilis ein, wobei er die direkte Über- 
tragung und die eventuelle Keimschädigung auseinander hält. 
Nach E. Müller und G. Singer sind unter syphilitischen Pfleg- 
lingen selbst nach der Behandlung noch 26,2%, also mehr als 
1, Anormale und darunter 9,5% mit völliger sozialer Un- 
brauchbarkeit gefunden worden. Bei der Idiotie ist nach 
neueren Untersuchungen auch in 18,6—33,8%, der Fälle die 
Syphilis als ursächliches Moment nachgewiesen, für die ange- 
borene Epilepsie schwanken die Angaben zwischen 0,4—6 %. 


# Schloßmann unterstreicht auf Grund seiner reichen Praxis 
diese Angaben von seinem Standpunkt als Kinderarzt aus. Ein 
erheblicher Teil der Totgeburten und der weitaus größte Teil 
der Fehlgeburten, soweit diese nicht durch einen verbrecheri- 
schen Eingriff zustande kommen, sind auf Syphilis zurückzu- 
führen. Die Neugeborenen weisen zum Teil syphilitische Er- 
scheinungen bei der Geburt auf und sterben schon in den ersten 
` Monaten oder Jahren daran. In anderen Fällen kommen die 
Kinder scheinbar gesund zur Welt, sie können aber noch nach 
Jahren schwer erkranken, vor allem auch durch Erblinden und 
sonstige ernste Störungen des Nervensystems. Fast in allen 
Fällen weisen die Überlebenden deutliche und unverkennbare 
Zeichen der Minderwertigkeit auf, die den Unglücklichen das 
ganze Leben anhaften. 


Schloßmann betont abschließend, daß dieser trüben Seite 
in dem Kapitel Syphilis die erfreuliche Tatsache gegenüber- 
steht, daß wir dieser Krankheit gegenüber wirklich gute und 
energische Heilmittel besitzen. Schloßmann hat in Düsseldorf 
die segensreiche Wirkung der Beratungsstellen beobachten 
können und tritt deswegen lebhaft dafür ein, sie wieder in alter 
Weise einzuführen. Er berichtet darüber: ,, Aus meiner eigenen 
Erfahrung kann ich die Bedeutung der Fürsorgestellen für Ge- 
schlechtskranke gar nicht genug preisen. Sobald ich ein syphili- 
tisches Kind sah, schickte ich die Mutter in die Fürsorgestelle, 
und dort wurde dann ermittelt, wie sie zu der Krankheit ge- 
kommen war; ihr wurde zur Heilung verholfen und weitere An- 
steckungen damit verhindert. Die folgenden Kinder sind dann 
aber, wenn die Kur genügend durchgeführt ist, vor der Er- 
krankung bewahrt. Und von der erkrankten Mutter aus wird 
der Vater fürsorgerisch erfaßt und ebenfalls der Heilung zu- 
geführt. Mit verhältnismäßig geringem Aufwand an Kosten 
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haben die Fürsorgestellen für Geschlechtskranke Außerordent- 
liches geleistet. Es war daher ein sozialhygienisch gar nicht 
ernst genug zu wertender Rückschlag, als diese Tätigkeit der 
Landesversicherungsanstalten eingeschränkt werden mußte, 
zumal gerade durch Krieg und Kriegsfolgen die Geschlechts- 
krankheiten, und besonders auch die Syphilis, eine so erheb- 
liche Zunahme erfahren haben. Um so mehr wäre es zu be- 
grüßen, wenn jetzt die Fürsorgestellen für Geschlechtskranke 
nicht nur in altem Umfange, sondern noch vermehrt wieder in 
Tätigkeit treten würden. Außer dem Nutzen für die Volks- 
gesundheit im allgemeinen verspreche ich mir in weitem Maße 
auch einen solchen für die Versicherungsanstalten. Denn jede 
Verbesserung der Volksgesundheit und jede Minderung von 
Ursachen, welche die Volkskraft untergraben, führt mit mathe- 
matischer Sicherheit zur Vermeidung vorzeitiger Invalidität 
und herabgesetzter Arbeitsfähigkeit und damit zur Einschrän- 
kung von Kosten. Bekämpfung der Syphilis bedeutet darüber 
hinaus Ausschaltung einer schweren Schädigung für zahlreiche 
Kinder, und gesunde Kinder sind wieder die Voraussetzung für 
ein kräftiges Geschlecht, das auch den erhöhten Anforderungen 
unserer schweren Zeit gewachsen ist.‘ 

Der Vorstand der L.V. A. Rheinprovinz unterbreitet die kleine, 
äußerst lesenswerte Schrift der Öffentlichkeit in der Hoffnung, 
„daß die Einsicht in die verhängnisvollen Folgen der Geschlechts- 
krankheiten für Volksgesundheit und Arbeitskraft den Willen 
zu neuem, noch viel energischerem Kampfe gegen diese Seuchen 
stärken und die Erkenntnis Allgemeingut werden lassen möge, 
daß dieser Kampf nicht der Sozialversicherung mit ihren eng 
umgrenzten, viel zu knappen Mitteln allein überlassen bleiben 
darf, sondern mit allen Kräften nachhaltig geführt werden 
muß, vor allem mit der tatkräftigen und greifbaren Hilfe von 
Reich, Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden.“ 

Diese ernste Mahnung verdient weitgehende Berücksichti- 
gung. So dankenswert und wichtig es auch ist, wenn einzelne 
örtliche Stellen und Behörden sich für einen energischen 
Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten einsetzen, so muß man 
sich doch darüber klar sein, daß ein durchschlagender Erfolg 
nur erzielt werden kann, wenn einheitliche Maßnahmen im 
ganzen Reiche ergriffen werden. Dazu bietet der z. Zt. dem 
Reichstag vorliegende Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten die beste Gelegenheit; es ist zu hoffen, daß 
sich vor allem der Reichstag bei den Verhandlungen der großen 
Verantwortung, die er dabei hat, bewußt sein und den Ge- 
setzentwurf baldmöglichst annehmen wird. 

Roeschmann (Berlin). 


Berufs- und Gewerbehygiene. 


K.B. Lehmann, Die deutsche Bieifarbenindustrie vom 
Standpunkt der Hygiene. Nach eigenen Untersuchungen 1921— 
22. Schriften aus d. Gesamtgeb. d. Gewerbehyg. Hersg. v. d. 
Deutschen Ges. f. Gewerbehyg. Neue Folge. H. 11. 1925. VII. 
05 S. Verfasser hat im Auftrage und auf Kosten des Verbandes 
der Deutschen Bleifarbenfabrikanten eine Untersuchung derVer- 
hältnisse in deren Betrieben vorgenommen; er besichtigte die 
einzelnen Fabriken, die in den Beobachtungsjahren meist nicht 
in vollem Betrieb standen. Verfasser stellte zahlreiche Ver- 
suche darüber an, wieviel mg Blei sich in einer Stunde auf 
1 qm schwarzen Papiers niederschlagen; eigentliche Luftunter- 
suchungen, die gestatten würden, anzugeben, wieviel Blei der 
Arbeiter am Tage einatmet, hat Verfasser zwar vorgenommen, 
deren Resultate aber nicht veröffentlicht. Dann hat Verfasser 
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1921 392 von den 891 Vollarbeitern (Bleiarbeitern und wenig 
Bleiarbeitern), 1922 266 untersucht. Die Ergebnisse der Unter- 
suchung sichtet er in der Art, daß er die 1, 2, 3, 4 und 5fehlerigen 
unterscheidet, wobei er die drei- und mehrfehlerigen als ,,stark 
Verdächtige bzw. leicht Kranke‘ ansieht. In diesem Zustand 
befinden sich 16 % der Untersuchten. Verfasser verarbeitet 
dann das ihm von den Fabriken zur Verfügung gestellte krank- 
heitsstatistische Material, wobei er darauf hinweist, daß die 
Verantwortung für dasselbe nicht er trägt. In den Schluß- 
sätzen kommt er trotz des von ihm ermittelten hohen Prozent- 
satzes der ,,stark Verdächtigen und leicht Kranken“, scheinbar 
auf Grund der Statistik, zu dem Ergebnis, daß die Gesundheits- 
verhältnisse der Arbeiter in Anbetracht der täglichen Beschäf- 
tigung mit einem der stärksten Fabrikgifte befriedigend ge- 
nannt werden können — ein Urteil, dem der aufmerksame 
Leser nicht beistimmen kann. 


Hans Engel, Über die Gesundheitsgefährdung bei der Ver- 
arbeitung von metallischem Blei mit besonderer Berücksichtigung 
der Bleilôterei. Schriften aus dem Gesamtgebiet d. Gewerbe- 
hygiene. Hersg. v. d. Deutschen Gesellsch. f. Gewerbehygiene. 
Neue Folge. H. 13. 1925. Seit langem wieder einmal eine 
gründliche, genau durchgeführte gewerbehygienische Unter- 
suchung. Verfasser hat nahezu die gesamte Arbeiterschaft von 
20 Bleibetrieben: Kabel- und Bleiröhrenpressereien, Bleiwalz- 
werken, Flaschenkapselfabriken, Herstellung von Blei und Hart- 
bleiguß, Klempnereien und vor allem Bleilötereibetrieben unter- 
sucht, hat in einzelnen den Gehalt der Luft und des Flugstaubes 
an Blei festgestellt. Die Art der Sichtung der Untersuchungs- 
ergebnisse bildet einen wesentlichen Fortschritt gegenüber der 
von anderen Autoren geübten; er unterscheidet solche Arbeiter, 
bei denen keine objektiven Zeichen von Bleiaufnahme nachweis- 
bar sind, von denjenigen, die bei der klinischen Untersuchung 
verdächtig erscheinen und bei denen die deshalb vorgenommene 
Blut- und Urinuntersuchung ein positives Resultat ergab. Diese 
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Berliner Verein für Schulgesundheitspflege. 
Sitzung am 3. XI. 1925. 


Taendler (Berlin-Charlottenburg) hält das orthopädische 
Schulturnen (Schulsonderturnen) für außerordentlich notwen- 
dig. Bis zu 33%, % der Schulkinder haben Skoliosen, rachiti- 
sche, statische, habituelle. Diese Kinder sind nicht etwa als 
Krüppel zu bezeichnen und zu melden, sondern besser Rücken- 
schwächlinge zu nennen. Es ist zweckmäßig, das Schulsonder- 
turnen als Pflichtstunden in den Schulunterricht einzugliedern 
— für die Kinder. Die Lehrkräfte müssen eine besondere Ent- 
schädigung für den sehr anstrengenden Unterricht erhalten! 
T. glaubt, daß die Sonderturnstunden nur nachmittags statt- 
finden können, da vormittags die Turnhallen besetzt sind. Als 
Beispiel der Organisation schildert T. die Einrichtungen in 
Charlottenburg, die T. seit 18 Jahren geschaffen hat. Jede 
Turnhalle hat 5 schiefe Ebenen, 5 Suspensionsapparate, 2 ge- 
polsterte Bänke, 1 Wolm, 1 Kriechmatte. Die Hauptschwierig- 
keit liegt in der Beschaffung geeigneter, arbeitsfreudiger, zuver- 
lässiger Lehrkräfte. T. hat sein Lehrpersonal selbst ausgebildet. 
Die Auswahl der Kinder zum Sonderturnen erfolgt durch den 
Schularzt in Verbindung mit dem orthopädischen Facharzt, 
unter dessen Kontrolle die Kurse stattfinden. Der Kurs 


SOZIALHYGIENISCHE RUNDSCHAU 


beiden Gruppen: ohne Zeichen von Bleiaufnahme einerseits, 
unter Bleieinwirkung und Bleischädigung stehende andererseits 
ermöglichen eine annähernd richtige Wertung des Gesundheits- 
zustandes der untersuchten Arbeiterschaft. Verfasser kommt 
zu dem Schlusse, daB die Arbeit der Homogenverbleier eine ge- 
fährliche ist und alle für Bleiarbeit möglichen Verhütungs- 
maßregeln ergriffen werden müssen, daß auch in den Polierereien 
der Flaschenkapselfabriken starke Bleigefährdung besteht, daß 
aber überall dort, wo Blei auf kaltem Wege ohne Stauberzeugung 
verarbeitet wird, die Gefährdung eine geringe it. Das ganze 
Buch bringt eine volle Bestätigung der in den letzten Jahren 
von allen gründlichen Kennern der Bleivergiftung vertretenen 
Anschauung, daß der Verschmutzung der Hände, der Blei- 
aufnahme von der Hand in den Mund bei Entstehung der Blei- 
vergiftung nur eine geringe Rolle zukommt, daß dieser Weg der 
Bleiaufnahme weit zurücktritt hinter der Bedeutung der Ein- 
atmung von Bleistaub und Bleidampf. 
Teleky (Düsseldorf). 


Hayo Bruns (Gelsenkirchen), Der heutige Stand der An- 
kylostomiasis in Deutschland nach 20jähriger rationeller Be- 
kämpfung. Arch. f. Hyg., 95, 299. 1925. Zu Beginn des 
Jahrhunderts war die Ankylostomiasis im Ruhrgebiet zu 
ungeheuerer Verbreitung gelangt; für 1903 verzeichnet die 
Knappschaftsstatistik 32576 Erkrankungsfälle bei einer unter- 
tägigen Belegschaft von 194127 Mann! Da setzte nun die 
systematische Durchmusterung der Faeces auf allen Zechen 
ein, die Wurmträger wurden in Kur genommen; die Erfolge 
waren verblüffend, 1912 kamen nur noch 497 Behandlungsfälle 
vor. Seit damals werden die Untersuchungen nur noch in ge- 
ringem Umfange vorgenommen, der jetzt auch völlig genügt. 
In den letzten Jahren kamen überhaupt keine Erkrankungsfälle 
mehr vor, und bei mikroskopischer Untersuchung der Faeces 
von 4500 Mann fanden sich nur noch 3 Wurmträger. 

Karl Freudenberg (Berlin). 
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dauert 3 Monate, evtl. mehrere Jahre. In jeder Stunde liegen 
die 20 Kinder eines Kurses je 10 Minuten auf der schiefen 
Ebene, je 10 Minuten hängen sie im Suspensionsapparat, üben 
je 10 Minuten an Ringen und Leitern, und machen je 10 Mi- 
nuten Tischübungen. In den restlichen 20 Minuten werden 
Frei-, Kriech- und Atemübungen gemacht. 

Gegen diesen Standpunkt des Spezialarztes wandte sich in 
der Aussprache v. Drigalski (Berlin), indem er sich ganz auf 
den von Bier propagierten Standpunkt stellte, diese Dinge von 
einem größeren Gesichtspunkte anzufassen. Licht, Luft und 
Sonne sind die Heilfaktoren, die den ganzen Stoffwechsel um- 
stellen. Diese Faktoren vermögen auch die Rachitis auszu- 
rotten, ebenso wie sie beim weiblichen Geschlecht dank der 
jetzigen hygienischen Kleidung die Chlorose zum Verschwinden 
gebracht haben. Notwendig ist ein Training der Schwächlinge 
in Licht und Luft in einer Bekleidung, wie sie am Strande üb- 
lich ist. Außerdem entwickelte v. Drigalski ein großzügiges 
sozialhygienisches Programm, das den Wert der Schulgesund- 
heitspflege als zentrales Fürsorgeproblem klar hervortreten ließ. 
Wolf, orthopädischer Schularzt (Berlin-Neukölln), hat bei 
30—50 (1) % der Schüler Neuköllns Skoliosen festgestellt. Das 
Sonderturnen ist als Pflichtstunde vormittags einzuführen. 
Es soll möglichst ohne Apparate gearbeitet werden. Die 
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Kinder kommen bereits mit rachitischen Deformitäten in die 
Schule hinein! Die Prophylaxe hat also im Säuglings- und 
Kleinkindesalter ihr Hauptbetätigungsfeld. Lorentz, Rektor 
(Berlin), stellte sich ebenfalls wie v. Drigalski auf den Bier- 
‘schen Standpunkt. Vorbeugende Leibesübungen sind not- 
wendig. Unsere Schulen sind in Freiluftschulen umzu- 
wandeln. Dann wird man sich nicht mehr um Schulbänke, 
Skoliosen und deren Bekämpfung den Kopf zu zerbrechen 
haben. Demgegenüber betonte Taendler im Schlußwort mit 
Recht, daß man über solchen optimistischen Zukunftsbetrach- 
tungen nicht das viele, was an Schäden da sei, vergessen dürfe. 
Hier ist mit Luft und Sonne allein nichts zu erreichen, wohl 
aber durch orthopädische Schulturnkurse mit spezialistischer 
Überwachung, wie sie z. B. in Charlottenburg unter seiner 
Leitung mit gutem Erfolge stattfinden. Auf die dort ver- 
wendeten Apparate würde er kein so großes Gewicht legen. 
Wiese (Berlin). 


Internationale Tagung für Taubstummenbildung. 
London, 20.—25. Juli 1925. 


Diese Tagung war die sechste gleichen Charakters und von 
20 Staaten beschickt. Die Vorträge hatten organisatorischen, 
didaktischen und fürsorgerischen Inhalt. Sie werden in einem 
besonderen Bericht zusammengestellt werden und in englischer 
Sprache erscheinen. Mit der Tagung war eine Ausstellung ver- 
bunden, die von 70 Anstalten aus aller Welt beschickt war. Auf 
der Tagung und im Anschluß daran hatte Referent, der mit 
Unterstützung des Reichsministers des Innern als Vertreter der 
deutschen Taubstummenlehrer teilnahm, Gelegenheit, das eng- 
lische Taubstummenwesen näher kennen zu lernen. Der 
Schulzwang besteht in England und Wales seit 1894, in Schott- 
land sogar schon seit 1890. Da seit 1907 jede englische Schule 
einen Schularzt haben muß, so kann nicht gut ein taubstummes 
Kind übersehen werden; dennoch werden nahezu 1000 Kinder 
gar nicht oder zu spät eingeschult. Der schulärztliche Dienst 
ist nicht beschränkt auf Untersuchung und Behandlung, er er- 
strebt vor allem Vorbeugung. In den Taubstummenanstalten 
ist die Ohrbehandlung überall gut durchgeführt. Die Statistik 
weist in England und Wales nach an Schulkindern 


völlig taube 4663 
hörrestige taube 1554 
zusammen 6217. 
Im Verhältnis zur Gesamtzahl der Schulkinder 
völlig taube 0,9 auf 1000 
partiell taube 0,3 auf 1000 
zusammen 1,2 auf 1000. 


In den 49 Anstalten sind 1855 Externats- und 2967 Internats- 
schüler, davon 250 im Alter von 4—7 Jahren, was deutschen 
Verhältnissen gegenüber bemerkenswert ist. Die durchschnitt- 
lichen Kosten betragen für ein Kind im Externat (day school) 
£ 43, im Internat (residential school) £ 82. Die Internate sind 
nach deutscher Auffassung teilweise zu groß, sie haben zum 
Teil bis 400 Zöglinge. Die Heranziehung zum sozialen Ver- 
ständnis und die Hineinführung ins soziale Leben ist in Eng- 
land stark betontes und konsequent durchgeführtes Prinzip. 

Typisch für die Organisation des englischen Taubstummen- 
bildungswesens sind die Londoner Einrichtungen: 6 day 
schools für völlig taube und 3 für partiell taube Kinder. Auf- 
nahme vom 3. Lebensjahre an. Die Kinder bleiben bis zum 
13. Lebensjahre dort, dann gehen die Knaben nach Anerley, 
die Mädchen nach Oak Lodge, wo Einrichtungen getroffen sind 
für 60 Internats- und 30 Externats-, bzw. für 38 Internats- und 
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38 Externatszôglinge. Während der 3 Jahre, die sie in diesen 
Schulen verbleiben, haben sie etwa in der Hälfte der Zeit 
wissenschaftlichen Unterricht, im übrigen werden sie in be- 
sonders für sie eingerichteten Lehrwerkstätten beruflich ausge- 
bildet, und zwar in der Tischlerei, Schuhmacherei, Schneiderei, 
Bäckerei; bzw. in der Damenschneiderei, Wäscherei und Haus- 
wirtschaft. Die in den Lehrwerkstätten ausgebildeten Taub- 
stummen werden von den Gewerbetreibenden gern eingestellt 
und sind geschätzte Handwerker. Einige Ziffern zur Kennzeich- 
nung: Anerley entlieB 652 Jünglinge, davon sind 88,9 % be- 
schäftigt, davon wieder 78 % in dem ursprünglich erlernten 
Berufe. Oak Lodge entließ 510 junge Mädchen, 95 % davon 
sind in dem erlernten Berufe beschäftigt. Das ,, National In- 
stitute for the Deaf“ stellt sich folgende Aufgaben: Verhinde- 
rung der Taubheit, unterrichtliche und gewerbliche Ausbildung 
der Taubstummen, ihre soziale Emporhebung, Absehunterricht 
für Späterertaubte und Förderung der Taubstummeninteressen 
auf jede Weise. Einen hervorragenden Einfluß auf das eng- 
lische Taubstummenwesen hat der Hauptmedizinalrat im 
Kultusministerium Dr. Eichholtz ausgeübt. 


Wir haben bisher — abgesehen von Amerika — weder in 
Deutschland noch sonst irgendwo Einrichtungen, die den 
Taubstummen eine höhere Schulbildung, etwa bis zur 
Universitätsreife, ermöglichten. Amerika besitzt im Gal- 
laudet College zu Washington ein solches Institut. Es 
erhielt schon 1864 vom Parlament die Genehmigung, dieselben 
akademischen Würden zu verleihen, wie die anderen Hoch- 
schulen (Colleges) auch. Heute besitzt das von sämtlichen 
Staaten unterstützte Institut ein Grundstück von 40 ha mit 
24 Gebäuden. Zur Zeit zählt die Anstalt 125 (75 männliche 
und 50 weibliche) Studenten. Sie wohnen sämtlich in der An- 
stalt und führen dort ein dem englisch-amerikanischen Er- 
ziehungsideal gemäßes Leben. Um das Ziel der Schule zu er- 
reichen, müssen 5 Studienjahre zurückgelegt werden, von denen 
das erste als Vorbereitungsiahr gilt. Zugelassen wird man auf 
Grund einer Aufnahmeprüfung oder eines Abgangszeugnisses 
einer anerkannten Taubstummenschule. In jedem Jahre werden 
etwa 50 junge Leute in die Vorbereitungsklasse aufgenommen; 
durch sehr sorgfältige Auswahl vermindert sich diese Zahl im 
Laufe des Jahres sehr erheblich. Von den Verbleibenden sind 
25—30 % angeboren taub. Insgesamt wurden bisher 1500 Stu- 
denten aufgenommen; 500 erhielten den Hochschulgrad (col- 
legiate degree). Ein erheblicher Teil von ihnen ist angeboren 
taub; manche Klassen Abgehender bestanden nur aus Taub- 
geborenen. Der Unterricht wird natürlich in englischer Sprache 
erteilt. Fingeralphabet und Schrift sind die hauptsächlichsten 
Mitteilungsmittel, doch wird auch die Sprechsprache ange- 
wendet und zur Auffassung das Auge, in manchen Fällen auch 
das Ohr gebraucht. Als Studienfächer kommen in Betracht: 
Mathematik, Latein, die politische Geschichte der Vereinigten 
Staaten, mittelalterliche und neuere Geschichte, fortgeschrittene 
Kurse im englischen Aufsatz, Geschäftskunde, Feldmeßkunst, 
Physik, Chemie, Botanik, Physiologie, Astronomie, Zoologie, 
Geologie, Französisch, englische Literatur, Bürgerkunde, Ethik, 
Volkswirtschaftsiehre, Handelsgesetzgebung, Logik, Seelen- 
kunde. — Wenn auch die hier gebotene Ausbildung nicht an die 
auf den großen Universitäten gebotene heranreicht, so befähigt 
sie doch durch den Umgang mit gebildeten Lehrern und durch 
das unabhängige Leben und den freien Ausdruck während der 
Hochschulzeit den Studenten zu künftiger unabhängiger, tüch- 
tiger und nützlicher Lebensführung. Das wird bewiesen durch 
die Tatsache, daß ein sehr großer Teil der führenden Männer 
und Frauen der Vereinigten Staaten Graduierte oder ehemalige 
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Schüler vom Gallaudet-College sind. Es ist wissenswert, 
welchen Berufen sich die früheren Studenten zugewandt haben. 
Hier sind sie: Rechtskunde, Zahnheilkunde, Baukunst, Grund- 
stücksverwaltung, Landwirtschaft, Druckerei, Buchhandel, Ver- 
lagsgeschäft, Versicherung, Predigt- und Lehramt. Eine ganze 
Anzahl ehemaliger Schüler hat auf anderen Universitäten 
eine höhere Bildung erworben. Aus den bisherigen Erfahrungen 
geht jedenfalls hervor, daB eine große Zahl tauber junger 
Männer und Frauen einer höheren Ausbildung, die zum Univer- 
sitätsgrade führt, fähig ist, daß solche Leute glücklicher sind, 
wenn sie in einem eigens für sie errichteten Institut ausgebildet 
werden, daß Ausdruck und nicht Unterdrückung (expression 


SOZIALHYGIENISCHE RUNDSCHAU 


and not pression) für eine wahrhafte Erziehung wesentlich 
sind, daß freie Methoden verlangt werden müssen, um höchsten 
erziehlichen Erfolg zu erreichen, endlich daß die Errichtung des 
Gallaudet College ein großer Segen für die amerikanischen 
Taubstummen gewesen ist, indem ihnen hochgebildete Führer 
durch dieses Institut herangebildet wurden und indem durch 
diese Hochschule die Fähigkeiten der Taubstummen vor der 
Öffentlichkeit bezeugt werden. — Es wird unumgänglich not- 
wendig sein, daß wir uns mit der Frage einer ähnlichen Ein- 
richtung, die von unseren Taubstummen längst gefordert wird, 
ernsthaft beschäftigen. 
Schorsch (Berlin). 
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Gewerbliche Frauenarbeit. 
Übersichtsreferat. 
Von A. THIELE, Dresden. 


Die neuzeitliche Industrie fordert in der Hauptsache 
jüngere, d. h. in den besten Jahren stehende, voll- 
kräftige, gesunde Arbeitskräfte und ist bestrebt, 
jede herabgeminderte Kraft rasch abzustoßen. ‚Der 
Knick im Schicksal der Arbeiter“ liegt im allgemeinen 
bei dem 40. Lebensjahre. , Dies ist eine Folge der 
Technik, des Tempos, der Ungeheuerlichkeit der 
chemischen, thermischen und mechanischen Anforde- 
rungen.“ (A. Elster.) Falls solche Vollkräfte nicht 
in genügender Zahl vorhanden sind, müssen Ersatz- 
kräfte herangezogen werden, die nunmehr mit ver- 
doppelter Anstrengung und halben Kräften 
tätig sein müssen. | 

Der Krieg und die Kriegsarbeit haben dem Natur- 
forscher und Volkswirtschaftler ein ebenso schlagendes 
wie furchtbares Beispiel dafür gegeben, was bei solcher 
Arbeits-, man muß wohl sagen: Unordnung heraus- 
kommt. Körperliche und geistige Kräfte lassen sich 
ohne Schaden — in diesem Falle vorzeitiger Ver- 
fall, plötzliches Versagen, Erkrankungen — nicht über- 
steigern. Es ist ein besonderes Verdienst der neuen 
Wissenschaft der Sozialbiologie, wie sie A. Elster 
in ebenso gründlicher wie kritischer Weise aufgebaut 
hat, diese Zusammenhänge zwischen Natur, Wirt- 
schaft und Gesellschaft ins rechte Licht zu stellen. 

Es hat sich, zum mindesten für das Industrieland 
Sachsen, nachweisen lassen, daß die Krankheitsan- 
fälligkeitunddie Sterblichkeit desweiblichen 
Geschlechts im Alter von 15 bis 50 Jahren — wenn 
wir die Tuberkulose als richtunggebendes Beispiel 
nehmen — in den Kriegs- und Nachkriegsjahren nicht 
nur gestiegen, sondern verhältnismäßig höher ge- 
stiegen war als die des männlichen Geschlechts. Tat- 
sächlich hat sich eigentümlicherweise der Frauenüber- 
schuß in Sachsen während des Krieges nicht nur nicht 
ständig vergrößert, sondern er ist wesentlich gesunken: 
der Überschuß der weiblichen Personen über die 
männlichen, der am I. Dezember 1916 722189 betrug, 
ist bis zum 8. Oktober 1919 auf 327168 zurückge- 
gangen. Unter diesen Verhältnissen erhalten die abso- 
luten Zahlen über die Tuberkulosesterblichkeit 
des weiblichen Geschlechts in den Jahren 1914—1919 
in Sachsen ihre besondere Bedeutung. Es starben in 
dieser Zeit an Tuberkulose: 


15625 weibl. Pers. von 20—50 Jahren, 
5396  ,, , unter 20 Jahren, 


im ganzen 21021  ,, unter 50 Jahren, 


3) 


gegenüber 14768 männl. Pers. von 20—50 Jahren, 
4571 = , unter 20 Jahren, 


im ganzen 19339 : » unter 50 Jahren. 


Unter obigen 5396 weiblichen Personen unter 
20 Jahren befanden sich nicht weniger als 2462 im 
Alter von 15 bis 20 Jahren. 


Somit besteht die Tatsache, daß die Tuberkulose in 
jenen Jahren mehr Opfer unter der im jugendlichen 
und im erwerbstätigen Alter stehenden weiblichen Be- 
völkerung Sachsens als unter der gleichartigen männ- 
lichen gefordert hat!). Im allgemeinen ist es bekannt, 
daß die Industrialisierung an sich nicht die 
Tuberkulosesterblichkeit erhöht, im Gegenteil 
konnte wiederholt nachgewiesen werden, daß die 
Sterblichkeit in ausgesprochenen Industriestaaten 
(England, Belgien) geringer ist als in den mehr land- 
wirtschaftlich eingestellten Ländern (Rußland, Un- 
garn, Frankreich). Auch für den Freistaat Sachsen 
trifft diese Beobachtung zu, z. B. betrug im Durch- 
schnitt der Jahre 1906/10 die Tuberkulosesterblich- 
keit hier 15,5, im vorwiegend landwirtschaftlichen 
Bayern 24,5 auf 10000 Einwohner. ,,Industrialisie- 
rung bringt aber nicht nur Fabrikstaub mit sich, um 
eine einzelne Erscheinung herauszugreifen, sondern 
gleichzeitig auch gewerkschaftlichen Zusammenschluß 
der Arbeitermassen, Erhöhung der Arbeitsverdienste 
und nicht zuletzt auch Aufklärung in allen kulturellen 
und hygienischen Dingen“ (G. Wolff)®). Womit 


ı) Vgl. hierzu die nach Abfassung dieser Arbeit heraus- 
gekommene eingehende Arbeit: .Die Tuberkulosesterblichkeit 
im Freistaat Sachsen von Geh. Rat Dr. F. A. Weber, Präsi- ` 
dent d. sächs. Landesgesundheitsamts, die auch zur Frage der 
gewerblichen Frauenarbeit und Tuberkulosesterblichkeit wert- 
volle Anregungen gibt. Zeitschr. f. Tuberkulose Bd. 44, H. 1, 
S. 3ff. 

2) „Kalkstaub und Tuberkulose“ Berlin 1925. — Sowie 
vgl. weiter G. Wolff, Der Gang der Tuberkulosesterblichkeit 
und die Industrialisierung Europas. Eine statistisch-sozial- 
hygienische Untersuchung. Leipzig 1926. 
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selbstverständlich nicht gesagt werden kann, daB in 
Sachsen eine noch entschiedenere Bekämpfung der 
Tuberkulose als bisher etwa nicht mehr in Frage 
käme; auch in Sachsen ist die Bekämpfung der 
Tuberkulose neben der Kinderfürsorge überhaupt der 
wichtigste Teil der gesundheitlichen Wohlfahrtspflege, 
trotzdem Sachsen von den größeren deutschen Staaten 
zur Zeit nach England und Dänemark die nied- 
rigste Tuberkulosesterblichkeit in Europa aufweist 
(Roesle). 

Was hat nun die auch noch durch anderweite Zah- 
lenangaben einwandfrei nachzuweisende erschreckende 
Tuberkuloseübersterblichkeit in jenen Jahren verur- 
sacht? Viele Tausende, ja Hunderttausende von 
Frauen gerade im Arbeitsalter von 15—50 Jahren 
haben damals unter schwersten seelischen Belastun- 
gen ohne ausreichende Ernährung schwere, unge- 
wohnte, unangemessene Männerarbeit leisten müs- 
sen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß hier die Wur- 
zeln des damaligen Zusammenbruches so vieler Frauen 
aufgedeckt sind. F. A. Weber betont ganz beson- 
ders, daß die gewaltsame und einschneidendere Um- 
stellung der weiblichen Bevölkerung auf die industrielle 
Tätigkeit ausschlaggebend ist für deren gesundheits- 
schädigende Wirkung. 

Im allgemeinen haben sich die Verhältnisse gebessert. 
Aber wir sehen noch immer die Nachwirkungen an den 
Teilen unseres Volkes, die als die wirtschaftlich und 
sozial wertvollsten für die Zukunft einzuschätzen sind, 
an den jüngeren und mittleren Altersklassen. Der 
Nachwuchs jener Frauen und Mädchen der Kriegs- 
arbeit und jener Jugendlichen, die damals die Jahre 
ihrer Reifung durchmachen mußten, wurde nochmals 
durch die Zeit der Inflation und Teuerung in seiner 
Entwicklung gehemmt, um vielleicht niemals die 
Nachwirkungen der Kriegs- und Nachkriegszeit völlig 
zu überwinden. „Es handelt sich hier um die Kinder, 
die in den schwersten Kohlrübenzeiten geboren worden 
sind oder ihre ersten, ausschlaggebenden Lebensjahre 
durchgemacht haben. Milchmangel für Mutter und 
Kind, Unterernährung der Mutter, mangelnde ärzt- 
liche Versorgung der Mütter und Kinder und so vieles 
andere, was wir ja noch gut genug in der Erinnerung 
haben, das hat diese Altersklassen auf das Empfind- 
lichste geschädigt.“ (Elster.) 

Wir erkennen den Januskopf der gewerblichen 
Frauenarbeit : Schaden am eigenen Leibe und Schaden 
für die Nachkommenschaft. Wir müssen zu dem 
Schlußsatz kommen, daß die für den Bestand der 
Menschheit ausschlaggebende Stellung des weiblichen 
Geschlechts im Weltgeschehen eine besondere Be- 
urteilung der Arbeitsbefähigung und Arbeitsleistung 
der Frau fordert, soweit diese sich nicht auf ihren 


SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 


natürlichen Anteil an der Volksvermehrung beziehen. 
Neben ihren gar nicht hoch genug einzuschätzenden 
Leistungen im Dienste des Kindes ist den Frauen, wie 
Geschichte und Völkerkunde lehren, immer schwere 
und schwerste körperliche Arbeit auferlegt und von 
ihnen geradezu selbstverständlich getragen worden, 
ohne daß im allgemeinen eine erhebliche Gesundheits- 
gefährdung, die für die Fortpflanzung bedenklich 
würde, bekannt geworden ist. 

Frauenarbeit als solche hat es also immer gegeben 
und wird und soll es immer geben, da es eben nur 
die Arbeit ist, die das Selbstgefühl des Menschen 
weckt und seine persönliche Eigenart entwickelt. 
Heute aber wird noch auf der ganzen Welt gewerb- 
liche Frauenarbeit keineswegs unter diesen Ge- 
sichtspunkten gewertet. Gewerbliche Frauenarbeit, 
aus wirtschaftlichen und sozialen Nöten geboren, ist 
billig und nur als ungelernte oder angelernte Massen- 
arbeit geschätzt. Die Folgen sind öde Einseitigkeit 
und Gleichheit für die arbeitende Frau. Dazu tritt 
der Zwang zu sich oft wiederholenden, dem Körper 
und seinem Rhythmus nicht angepaßten Bewegungen 
(z. B. Dehnung, Streckung), oder zu lange einzu- 
haltenden Stellungen (Stehen) und Haltungen (Sitzen 
u. ä.). Damit ist das Tagewerk einer außerhäuslich 
gewerblich tätigen Frau keineswegs erschöpft. Die 
Arbeitspause, der Feierabend, der Sonntag besteht für 
sie nicht, wenn sie allein lebt oder wenn sie noch 
Hausfrau, erst recht nicht wenn sie Mutter ist. 
Endlich liegen nicht selten zwischen Arbeitsplatz und 
Wohnung kilometerlange Wege, die zu Fuß, zu Rad, 
mit StraBen- oder Eisenbahn zurückzulegen sind. 


.62 von 100 Arbeiterinnen eines großen sächsischen 


Betriebes hatten noch dazu im Gebirge über I Stunde 
Arbeitsweg. Und die im allgemeinen einseitige und 
eintönige Arbeit trifft die Frau, die ganz anders als der 
Mann in ihrem Leben dauernd einschneidenden 
Körperumwälzungen in Wachstum, Entwicklung, Neu- 
und Rückbildung, von den regelmäßigen Körper- 
schwankungen ganz zu schweigen, rein physiologisch 
unterliegt. Daß diesem körperlichen Wechsel ein oft 
noch entscheidenderer seelischer entspricht, braucht 
nicht besonders hervorgehoben zu werden. 

Angesichts solcher Mißverhältnisse kann man nur 
sagen: alle physischen und psychischen Versuche, 
durch Schulung und Übung in Kursen und Stunden, 
in Wort, Schrift und Bild, die gewerblich tätige Frau 
auch geistig dem Manne z. B. im Gewerkschaftsleben 
gleichzustellen, prallen ab, müssen abprallen an der 
Zeitbelastung, die, wenn sie nicht lediglich die anima- 
lischen Funktionen, also Essen und Schlafen, zuläßt, 
allenfalls höchstens zu seichtesten Zerstrenungen (Tanz, 
Kino, Kitsch) führt. 
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Die neuzeitliche Erwerbsarbeit stellt daher eine 
schwere Belastung von Kôrper und Geist der Frau dar, 
die mit der gewohnten Frauenarbeit im Haus und am 
Kind in keiner Weise zu vergleichen ist. 


Selbstverständlich ist die Frage der gewerblichen 
Frauenarbeit keineswegs nur eine gynäkologische oder 
nur eine medizinische, sondern eine menschliche, d.h. 
eine soziale Frage. Der Mensch ist ein soziales Wesen: 
Gemeinschaft ist eingeschlechtlich widersinnig und 
widernatürlich. Verantwortung für den Zustand von 
Familie, Staat, Volk tragen beide Geschlechter, am 
engsten mit der Natur verbunden, am tiefsten und 
innigsten das weibliche Geschlecht. 


In diesem sozialen Sinne wird dem Gewerbe- 
hygieniker die Unterjochung des Menschen unter den 
Betrieb, unter die Maschine, unter den lediglich tech- 
nisch entwickelten Arbeitsprozeß nirgends so klar 
und offenbar wie an dem furchtbaren Beispiel der ge- 
werblichen Frauenarbeit. 

Ein erschütterndes Bild der tatsächlichen Ver- 
hältnisse in den Zusammenhängen zwischen Gesund- 
heit und Wirtschaft und gewerblicher Frauenarbeit 
gibt die Denkschrift des Deutschen Textil- 
arbeiterverbandes über den ‚Umfang der 
Frauenarbeit in der deutschen Textilindu- 
strie“ (2. Aufl. 1923), der er jetzt unter dem Namen 
„Erwerbsarbeit, Schwangerschaft, Frauen- 
leid“ eine Sammlung seiner Erhebungsunterlagen, 
Gutachten und Bilder 1925 (Textil-Praxis, Verlags- 
gesellschaft, Berlin O 34) folgen läßt. Die Textil- 
industrie ist deshalb gewählt, weil hier tatsächlich die 
Frauenarbeit nicht wie in den meisten anderen Indu- 
striezweigen Übergangsarbeit ist, sondern wirkliche Be- 
rufsarbeit, und zwar eine Berufsarbeit, in der es keine 
wichtigen gewerblichen Gifte gibt, sondern die lediglich 
körperliche Arbeit (und selbstverständlich Nerven- 
arbeit) verlangt. Besonders wertvoll ist das Gutachten 
von M. Hirsch?), das er s.Z. für den Deutschen Textil- 
arbeiterverband erstattet hat, und das eine wesent- 
liche Ergänzung durch die gutachtliche Aussprache 
von Joh. Dittrich (Dresden) erhalten hat. Freilich 
muß immer wieder betont werden, daß trotz der bahn- 
brechenden Arbeiten von Hirsch (vgl. VI. intern. 
GynäkologenkongreB 1912) es eine eigentliche Ge- 
werbegynäkologie noch nicht gibt, wenn selbstver- 
ständlich auch z. B. durch A. Bluhm, Chajes, 
Feld, Grotjahn, Kaup, Koelsch, Sellheim, 
Teleky u.a. wesentliches Material zusammengetragen 
ist. Dazu ist ferner zu bemerken, daß diese Sonder- 


forschung sich nicht lediglich auf die gewerblichen | 


1) Die Schrift von Hirsch soll in dem nächsten Heft von 
einem Gynäkologen kritisch besprochen werden. D. Red. 
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Arbeiterinnen zu erstrecken hätte, wenngleich hier 

die Verhältnisse am erschütterndsten sich ausprägen. 

Haus- und Landwirtschaft erfordern gleichfalls schwere 

körperliche Arbeit, und eine besonders erhöhte Tuber- 

kulosesterblichkeit wies M. Kirchner gerade bei den 

Landwirtsfrauen im Kriege nach. Andererseits — 

man sollte, wenn man von Frauenarbeit spricht, nie 

die Frage des Kindes vergessen ! — ist die Abhängig- 
keit der Säuglingssterblichkeit von übermäBiger land- 
wirtschaftlicher Arbeit der Mütter bekannt (vgl. 

Teleky,d.Z.H. 1, 1925, S. 17ff.). | 
Ein Versuch, diese grundlegende Frage der Volks- 

gesundheit vor einem weiteren Kreise von Fachleuten 

zur Aussprache zu bringen (4. Intern. Kongreß für 

Unfallkunde und Berufskrankheiten, Amsterdam, Sep- 

tember 1925) ist im Drange der gewerbehygienischen 

Sonderfragen anscheinend ohne besonderen Widerhall 

geblieben. Unmittelbare Maßnahmen der Arbeiter- 

schutzgesetzgebung werden im Sinne der Washingtoner 

Beschlüsse sicher Gutes wirken. Daß gesetzliche Wohl- 

fahrt auch Plage bedeuten kann, zeigt z. B. die Tat- 

sache, daß schwangere Frauen in der Fabrik von 
der Entbindung überrascht werden, weil die Wochen- 
hilfe ($ 195aff. RVO) der Krankenversicherten zwar 
ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch 
mindestens 50 Reichspfennige täglich für 4 Wochen 
vor und 6 zusammenhängende Wochen unmittelbar 
nach der Niederkunft gewährt, aber das ,,Wochengeld" 
für die ersten 4 Wochen spätestens mit dem Tage der 

Entbindung fällig wird. 

Immerhin muß man anerkennen, daß sowohl durch 
die freie Wohlfahrtspflege wie durch Vorschriften 
der Gewerbeordnung ($ 137), der Reichsversiche- 
rungsordnung, der Reichsfürsorgepflichtverordnung, 
schließlich auch durch das Reichsgesetz für Jugend- 
wohlfahrt, in einzelnen Ländern durch besondere 
Wohlfahrtsgesetze — in besonders umfassendem 
Maße im Freistaat Sachsen — Schritte zu einem wei- 
tergehenden Schutz der schwangeren Frau und Mutter 
getan sind. Aber es sind, rein bevölkerungspolitisch 
gesprochen, erst Anfänge. 

Es muß immer und immer wieder betont werden: 
1. Die Mutterschaft ist die höchste und wertvollste 

Leistung der Frau im Dienste ihres Volkes. 

2. Schwangerschaft, Mutterschaft, Hauswirtschaft und 
Erwerbsarbeit, die jede einzeln volle Kraftentwick- 
lung verlangen, bilden zusammen eine Überbe- 
lastung der Frau, die erst recht dann zum körper- 
lichen und seelischen Zusammenbruch führen muß, 
wenn die Erwerbsarbeit, wie immer häufiger, außer 
dem Hause erfolgt. 

3. Den Schaden hat nicht nur die Mutter, sondern erst 
recht das Kind und damit das gesamte Volk. Das 
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beste Säuglings-, Kleinkinder- oder Kinderheim 
kann niemals die Betreuung auch der einfachsten 
Mutter ersetzen. Daraus folgt, daß die Mutter von 
außerhäuslicher Arbeit befreit werden muß. 

4. Auch vom sozialhygienischen Standpunkt aus ist 
die Forderung zu vertreten, daß jede gesunde 
menschliche Arbeitskraft, Mann oder Frau, durch- 
schnittlich soviel verdient, daß sie Angehörige (er- 
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werbsbeschränkte, noch nicht — Kinder — oder 
nicht mehr — Eltern — arbeitsfähige Personen) 
erhalten kann. Diese Forderung ist noch nicht 
einmal für den Mann erreicht, für die Frau über- 
haupt noch nicht in Angriff genommen. Ihre Er- 
füllung wird das Wesentlichste zur Beseitigung der 
schlimmsten Schäden der gewerblichen Frauen- 
arbeit beitragen. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE | 


Volkswirtschaftliche Fragen. 


Lujo Brentano, Konkrete Grundbedingungen der Volkswirt- 
schaft. Felix Meiner, Leipzig 1925. Preis # 10.-, geb. # 12.—. 


Wenn ein Klassiker der Volkswirtschaftstheorie sich in 
hohem Alter entschließt, seine Vorlesungen oder Teile daraus 
einer weiteren Öffentlichkeit zugänglich zu machen, so werden 
wir ihm dankbar zuhören. Mit Gustav Schmoller, Adolf Wagner, 
Heinrich Herkner gehört Lujo Brentano zu den sogenannten 
„Kathedersozialisten‘‘, die auch die sozialpolitische Entwicklung 
in Deutschland maßgebend beeinflußten, und noch in jüngster 
Zeit ist Brentano temperamentvoll in seiner Stellungnahme zum 
Achtstundentag und zur Ratifizierung des Washingtoner Abkom- 
mens hervorgetreten. Die hier veröffentlichten vier Abhand- 
lungen, von tiefstem gesellschaftsphilosophischem Geist durch- 
drungen, waren bisher an Stellen erschienen (Schriften der 
bayerischen Akademie der Wissenschaften), wo sie der All- 
gemeinheit nur schwer zugänglich waren, und es ist daher auch 
dem Verlage zu danken, daß er sie hier vereinigt und eine weitere 
Fortsetzung in Aussicht gestellt hat. Sie umfassen als erste 
„Die Volkswirtschaft und ihre konkreten Grundbedingungen‘““, 
als zweite den ,,Versuch einer Theorie der Bedürfnisse“, als 
dritte „Die Bevölkerungslehre‘‘ seit Malthus bis zum Geburten- 
rückgang der Jetztzeit, eine Abhandlung, die gerade heute auch 
für den Mediziner als Sozial- und Bevölkerungspolitiker ab- 
seits von jeder parteipolitischen Stellungnahme von größter 
Bedeutung ist, und schließlich aus dem schwierigen Gebiet der 
Wirtschaftstheorie ,, Die Entwicklung der Wertlehre‘“. Ein 
ungeheures Wissensmaterial mit zahlreichen Quellenangaben 
hat in diesen Abhandlungen die abgeklärte Form gefunden, deren 
Lektüre auch dem Fernerstehenden nur Gewinn bringen kann. 


Arbeitsrationalisierung. 


A. Wallichs (Aachen), Taylor-System und Achtstundentag. 
Muth’sche Verlagsbuchhandlung, Stuttgart 1925. Preis% 3.50. 


In folgenden Sätzen faßt der Verfasser, Professor für wissen- 
schaftliche Betriebsführung an der technischen Hochschule 
Aachen, die Grundsätze des Taylorismus zusammen: 

1. Verbesserung der maschinellen Hilfsmittel, Einrichtungen 
und Werkzeuge zur Erzielung höherer Leistungen. 

2. Streng durchgedachte Vorbereitung der Arbeit zwecks Er- 
reichung einer gewissen Zwangsläufigkeit in den Arbeits- 
vorgängen. Ersparung der durch ungenügende Vorbereitung 
früher entstandenen Zeitverluste. 

3. Auslese und Anpassung der einzelnen Arbeiter an die für die 
einzelnen Veranlagungen und Befähigungen richtig gewählten 
Plätze. 


4. Gleichrichtung der Interessen von Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer auf Erhöhung der Arbeitsleistungim Zusammenwirken 
von Menschen und Einrichtungen. 

5. Vorschrift einer ganz bestimmten Anzahl in Art und Menge 
und Ausführung bezeichneten Arbeitsaufgaben für den Tag 
und für jeden Arbeiter. 

6. Interessierung der Arbeiter an der Einhaltung der vorge- 
schriebenen Leistungen in entsprechender Zeit durch zweck- 
entsprechende Lohnverfahren, insbesondere durch Prämien- 
gewährung. 

Bezüglich der Arbeitszeit im Zusammenhang mit den neu- 
zeitlichen Betriebsformen stellt Wallichs folgende Richtlinien 
auf: Die Einführung intensiver Betriebsformen ist geeignet, den 
Produktionsausfall bei achtstündiger Arbeitszeit in reichlichem 
Maße auszugleichen, wenn es sich nicht um rein maschinell 
selbsttätige Fabrikation handelt. Bei intensiver Betriebsform 
(Taylor-Ford) darf die achtstündige Arbeitszeit schon aus 
Gesundheitsrücksichten nicht überschritten werden. Mit Rück- 
sicht auf die Ermüdung und Gesundheit soll die einzuschaltende 
Mittagspause nicht unter 1 Stunde betragen. Er wendet sich 
gegen eine Gegnerschaft, die ‚immer meint, es handle sich um 
eine ungesunde Arbeitshetze“, wenn er auch einen starren 
Schematismus ablehnt. Die Grundsätze der intensiven Be- 
triebsform haben sich nach seinen Erfahrungen auch in Europa 
bewährt und erscheinen geeignet, in der Wiederaufbauperiode 
der Wirtschaft eine Rolle zu spielen. 

E. Atzler (Berlin), Taylorsystem und Arbeitsphysiologie. 
Reichsarbeitsblatt 1925, Nr. 24, S.394. DerVerfasser gibt zunächst 
einen Überblick über das von dem amerikanischen Ingenieur 
FredW.Taylor ausgearbeitete System zur Rationalisierung der 
menschlichen Arbeit und weist auf die wirtschaftlichen Erfolge 
hin, die Ford damit in der amerikanischen Automobilindustrie 
erzielt hat. Er schließt sich den Grundsätzen an, die Wallichs 
(vgl. vorstehendes Referat) für den Taylorismus aufgestellt hat. 
Die Fordwerke arbeiten zwar nicht streng nach dem Wortlaut 
der Taylorschen Methode, jedoch in ihrem Sinne. Die Bedenken, 
die gegen das Taylorsystem verschiedentlich geäußert wurden, 
ihm Entgeistigung der menschlichen Arbeit und Raubbau an 
der menschlichen Individualität vo.werfen, werden von Ford 
nicht anerkannt. Da Taylor als Ingenieur ohne Kenntnis des 
menschlichen Organismus Maximalleistungen zu erreichen 
suchte, hat Atzler nun in eigenen Untersuchungen vom Stand- 
punkt des Physiologen festzustellen gesucht, unter welchen 
Bedingungen Optimalleistungen für die verschiedenen Arbeits- 
verrichtungen mit dem geringsten Aufwand von körperlicher 
Energie zu erzielen sind. Das ist eine vorwiegend physiologische 
Aufgabe, die nur mit genauen Stoffwechselbilanzen aus der 
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Größe des Sauerstoffverbrauches und : der Kohlensäureaus- 
scheidung im Respirationsapparat zuverlässig zu beurteilen ist. 
Atzler verglich bei dieser Methodik die unter verschiedenen Be- 
dingungen geleistete äußere Arbeit mit der vom Organismus 
dafür aufgewandten Energie; diejenige Arbeitsbedingung ist 
die physiologisch günstigste, bei der eine Arbeit unter gering- 
stem Energieverbrauch durchgeführt wird. Es wurde zunächst 
die einfache Arbeit des Kurbeldrehens unter verschiedenen Be- 
dingungen geprüft; der Energieaufwand des Arbeiters dafür 
wurde im einzelnen mit dem Respirationsapparat bestimmt. 
Die Arbeitsbedingungen wurden variiert, indem die pro Um- 
drehung der Kurbel geleistete Arbeit bei verschiedener Höhe der 
Kurbelachse, verschiedenem Durchmesser und verschiedener 
Drehgeschwindigkeit der Kurbel untersucht wurde. Die Er- 
gebnisse wurden tabellarisch veröffentlicht; dabei stellte sich 
heraus, daß der Energieverbrauch der Versuchsperson, gemessen 
in Kalorien für 1 mkg äußere Arbeit, am günstigsten war bei 
einer Höhe der Kurbelachse von 114,3 cm über dem Boden, 
einem Kurbelradius von 28,4 cm und einer Arbeitsleistung von 
13 mkg pro Umdrehung der Kurbel. Bei allen anderen der ge- 
prüften Versuchsbedingungen, größerer oder geringerer Höhe 
der Kurbelachse, größerem oder kleinerem Kurbelradius, 
Schnellerer oder langsamerer Umdrehung und der davon ab- 
hängigen Arbeitsleistung war der Energieverbrauch, zum Teil 
nicht unerheblich, größer; er stieg annähernd auf das Dreifache, 
wenn die Kurbelachse höher lag und die Arbeitsleistung pro 
Umdrehung auf 32,5 mkg erhöht wurde. 

Aus diesen Untersuchungen Atzlers ist zu ersehen, daß es tat- 
sächlich eine große praktische Bedeutung hat, selbst für ein 
relativ so einfaches Arbeitselement wie das Kurbeldrehen, die 
optimalen Arbeitsbedingungen experimentell im physiologi- 
schen Versuch zu bestimmen. Weitere Untersuchungen für 
andere Arbeitsverrichtungen müssen folgen; dann ist die 
physiologische Seite des Problems der Arbeitsrationalisierung 
gelöst. Wenn in dieser Weise das Taylorsystem reformiert und 
die Rationalisierung der Arbeit wissenschaftlich fundiert wird, 
nicht nur vom Standpunkt des Ingenieurs und der Ergiebigkeit 
der Arbeit, sondern unter Rücksicht auf die Bedürfnisse des 
menschlichen Organismus, glaubt A. die größtmögliche Nutz- 
anwendung auch in unserer Wirtschaft zu erzielen, ohne daß 
Raubbau an der Lebenskraft der werktätigen Bevölkerung ge- 
trieben wird. 


Sozialversicherung. 


Der Reichsarbeitsminister hat unter dem 5. Dezember 1925 
dem Reichstag eine Denkschrift über die Sozialversicherung 
1924/25, ferner eine Darlegung über die Einnahmen und Aus- 
gaben der deutschen Erwerbslosenfürsorge seit dem 1. Juli 1924 
vorgelegt (vgl. hierzu den genauen Wortlaut im Reichsarbeits- 
blatt 1925 Nr. 47 vom 16. Dezember). Aus dieser für die deutsche 
Versicherungsgesetzgebung bedeutungsvollen Denkschrift seien 
hier die wichtigsten Punkte zur Sozialversicherung wieder- 
gegeben: 

Das deutsche soziale Recht versichert Arbeiter und Ange- 
stellte gegen Krankheit und Unfall, Berufsunfähigkeit und 
Invalidität, für den Fall der Mutterschaft und des Todes. Das 
Jahr 1883 schuf die Krankenversicherung, in kurzen Abständen 
folgten Unfall- und Invalidenversicherung; am 1. Januar 1913 
trat die besondere Versicherung der Angestellten und am 
1. Januar 1924 die reichsrechtliche Berufsversicherung der 
Bergleute in Kraft. 

Grund und Zweck der Sozialversicherung sind zwar auch 
heute nach Währungsverfall und Stabilisierung der Währung 
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wieder im allgemeinen unangefochten ; um so heißer brennt aber 
der Streit um ihre Grenzen. Stellenweise wird geltend gemacht, 
die Versicherung leiste zu viel und arbeite zu kostspielig, sie 
mute der kapital- und kreditarmen Wirtschaft unmögliche 
Lasten zu. Vertreter des Bergbaus wenden sich insbesondere 
gegen den Lastendruck, der von der Pensionsversicherung der 
Bergleute ausgehe, und verlangen Beseitigung der von ihnen 
angenommenen Überversicherung. Dagegen berufen sich Ver- 
sicherte auf die teure Lebenshaltung, auf den Verlust früherer 
Ersparnisse, auf die verminderte Widerstandsfähigkeit und ver- 
langen daher weiteren Bestand und Ausbau der Versicherung. 
Die Sorgen der Unternehmer und die Wünsche der Versicherten 
waren mehrmals Gegenstand von Besprechungen, die der 
Reichskanzler und später das Reichsarbeitsministerium mit 
Vertretern der Arbeitgeber und mit Arbeitnehmerverbänden 
hatten und schließlich zur Vorlage der Denkschrift an Reichsrat 
und Reichstag führten. Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind 
darin einig, daß das Versicherungsergebnis für 1924 bekannt- 
gegeben und der mutmaßliche Versicherungsaufwand für 1925 
ermittelt wird. 


Krankenversicherung. 


Gegen Krankheit sind alle Arbeiter und diejenigen Ange- 
stellten versichert, deren Jahresarbeitsverdienst 2700 .# (vor 
dem Kriege 2500 Æ) nicht überschreitet. Im Jahresdurchschnitt 
waren versichert: 1913 14,4, 1922 20,0, 1923 20,0, 1924 etwa 
19,0 Millionen Personen. Nach der Erfahrung wird in der 
Industrie jeder zweite Arbeiter und in der Landwirtschaft 
jeder dritte einmal im Jahre krank; ein Krankheitsfall dauert 
im Durchschnitt 20 Tage. 

Das Jahr 1922 zählte rund 10 Millionen Krankheitsfälle, mit 
denen Arbeitsunfähigkeit verbunden war, und rund 200 Millio- 
nen Krankheitstage, für die Krankengeld gewährt wurde. Im 
Jahre 1923 ging die Zahl bei den Krankheitsfällen um etwa ein 
Drittel und bei den Krankheitstagen noch stärker zurück. Der 
Rückgang spricht nicht etwa für allgemeine Hebung der Volks- 
gesundheit, er ist die Folge der im Jahre 1923 gesteigerten Er- 
nährungssorgen der kranken Kassenmitglieder. In der Zeit des 
Währungsverfalls war das Krankengeld fast wertlos; wer sich 
krank meldete, geriet in wirtschaftliche Not; wer krank war, 
mußte, um Unterhalt zu finden, bald wieder in Arbeit treten. 
In der Krankenversicherung steht nach der Erfahrung 
die Mitgliederzahl im geraden, die Krankenziffer im 
umgekehrten Verhältnis zum Beschäftigungsgrade 
auf dem Arbeitsmarkt. 

Das Ergebnis für 1924 wird zur Zeit vom Statistischen 
Reichsamt aus den Berichten von etwa 8300 Krankenkassen 
zusammengestellt. Für die reichsgesetzlichen Krankenkassen — 
ohne die knappschaftlichen und ohne die Ersatzkassen — be- 
rechnet das Reichsamt auf Grund der bis jetzt von etwa neun 
Zehnteln der Kassen vorgelegten Berichte und im übrigen auf 
Grund einer Schätzung die durchschnittliche Mitgliederzahl 
und die Gesamtbeitragseinnahme 1924, wie folgt: 














Mitglieder im Gesamt- Auf 1 Mit- 
Art der Kasen ej en | Keane 
überhaupt | R.-M. | R.-M. 
Ortskrankenkassen .... | 11724000 
Landkrankenkassen .... 2025000 
Betriebskrankenkassen . 3355000 
Innungskrankenkassen . 367 000 
Zusammen 1924 17471000 079678000 | 56,07 
jj 1919 15840850 | 1346078983 | 84,98 
AN 1914 15609586 523884104 | 33,56 
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Im Sommer 1924 hatte das Reichsarbeitsministerium nach den | 


Angaben für die ersten Monate des Jahres für die reichsgesetz- 
lichen Krankenkassen den Versicherungsaufwand auf 750 Millio- 
nen Mark geschätzt. Während bei den übrigen Versicherungs- 
zweigen die Schätzungen des Ministeriums um kaum 6 v. H. 
hinter der Wirklichkeit zurückbleiben, geht in der Kranken- 
versicherung das Rechnungsergebnis um mehr als 200 Millionen 
Mark über die Schätzung hinaus. Am 3. Mai 1924 richtete das 
Reichsarbeitsministerium einen einschneidenden Sparerlaß an 
die Krankenkassen, der in dem Satze gipfelte: „Vom Stand- 
punkte der Wirtschaft kann es nicht gebilligt werden, daß heute 
einzelne Krankenkassen aus hohen Beiträgen Rücklagen 
sammeln, Geld gegen billigen Zins ausleihen oder in neuen Ver- 
waltungsgebäuden anlegen. In solchen Fällen haben die Ver- 
sicherten und ihre Arbeitgeber ein Vorrecht auf die Ermäßigung 
der Beiträge.“ In Wort und Schrift machte das Reichsarbeits- 
ministerium die Kassenärzte ‚darauf aufmerksam, daß nach 
der Reichsversicherungsordnung die Krankenbehandlung ihren 
Grund und ihre Grenze in der Notwendigkeit hat. Im Reichs- 
ausschuß für Ärzte und Krankenkassen und bei anderen Ge- 
legenheiten verlangte das Reicharbeitsministerium von den 
Kassenverwaltungen und den Kassenärzten einen praktischen 
Schutz gegen unnötige Ausgaben in der Krankenversicherung. 
Wenn trotz allem bei den Betriebskrankenkassen der durch- 
schnittliche Jahresbeitrag um fast 40 v. H. höher ist als bei den 
allgemeinen Ortskrankenkassen und fast dreimal höher als bei 
den Landkrankenkassen, obwohl bei den Betriebskrankenkassen 
der Unternehmer in der Verwaltung die persönlichen Ausgaben 
selbst trägt, so kann sich dieser Unterschied nur erklären aus 
höherer Krankheitsgefahr, geringerer Widerstandskraft der 
Industriearbeiter und vor allem daraus, daß Einschränkung und 
Stillegung von Betrieben die Krankheitsziffer antreibt. (Nur 
der letzte Grund scheint stichhaltig; vor allem sind außerdem 
in den Ortskrankenkassen die zahlreichen Dienstboten, Auf- 
wartefrauen usw. versichert, die nur die niedrigsten Beiträge 
zahlen; sie fehlen in den Betriebskrankenkassen. D. Ref.) 

Die Wochenhilfe für versicherte Frauen und für Angehörige 
von Versicherten ist Bestandteil der Krankenversicherung. Der 
Anteil des Reichs an den Kosten der Familienwochenhilfe betrug 
im Rechnungsjahr 1924 rund 10 Millionen Mark, er wird im 
Kalenderjahr 1925 auf rund 20 Millionen Mark steigen, infolge 
Erhöhung der Leistungen in der Wochenhilfe durch das Gesetz 
vom 31. Juli 1924. 


Invalidenversicherung. 


In der Invalidenversicherung werden 16—17 Millionen 
Arbeiter gegen Invalidität und für den Todesfall versichert. Sie 
versorgt 


_ [imlaufenden Jahr| gegen 1913 















Invalide ............... 1 600 000 1030000 
Witwen ................ 200 000 12000 
Waisen........... EEEE 1300000 40000 





Insgesamt 


Die Zahl der Rentenempfänger hat sich, insbesondere infolge 
der Aufnahme der Witwen und Waisen von Kriegsteilnehmern 
und infolge früheren Eintritts der Invalidität gegen 1913 fast 
verdreifacht. Die Invalidenrente beträgt jetzt mindestens 
20 #, im Reichsdurchschnitt 25 .# und für Industriearbeiter 
30 # im Monat; der Industriearbeiter erhält jetzt im allge- 
meinen die Rente, die er ohne Krieg und Inflation haben würde; 
die neuen Kinderzulagen heben seine Rente über den früheren 
Stand hinaus. 
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Die Mittel der Landesversicherungsanstalten werden durch 
Beiträge aufgebracht. Als Wochenbeiträge werden nach der 
jüngsten Erhöhung vom 28. September 1925 erhoben: 

in der Lohnklasse 1 (bis zu 6 4 Wochenlohn) 25 S, 

in der Lohnklasse 2 (von 6—12 Æ Wochenlohn) 50 9 

in der Lohnklasse 3 (von 12—18 .# Wochenlohn) 70 9% 

in der Lohnklasse 4 (von 18—24 „4 Wochenlohn) 100 % 

in der Lohnklasse 5 (von 24—30 4 Wochenlohn) 120 9 

in der Lohnklasse 6 (von mehr als 30 46 Wochenlohn) 140 9 

Im Jahre 1924 hatte die Invalidenversicherung die Einnahme 
von 360 Millionen Mark, im Jahre 1913 von 290 Millionen Mark. 
Die ersten 9 Monate 1925 brachten die Beitragseinnahme von 
376,2 Millionen Mark; die Gesamtbeitragseinnahmen für 1925 
werden in Höhe von 525 Millionen Mark angenommen. Der 
Reichszuschuß betrug im Kalenderjahre 1924 rund 100, er wird 
im laufenden Jahre (1925) auf 150—155 Millionen Mark steigen. 
Bei den Invalidenrenten ist der Beharrungszustand noch nicht 
erreicht. Die Zahl der neuen Invalidenrenten übersteigt die der 
weggefallenen zur Zeit noch um 140—150000 im Jahre. 

Das Gesetz vom 28. Juli 1925 über Gesundheitsfürsorge in der 
Reichsversicherung versucht den Schwerpunkt der Invaliden- 
versicherung auf das Gebiet vorbeugender Fürsorge zu ver- 
legen. Diese Aufgabe ist für die Zukunft wichtiger als die Ge- : 
staltung der Renten. Die Versicherungsanstalten sollen die 
Träger von Zweckverbänden zur Bekämpfung von Tuberkulose, 
Geschlechtskrankheiten, Krebs, Alkoholismus usw. werden. 


Angestelltenversicherung. 

In der Angestelltenversicherung sind rund 2 Millionen An- 
gestellte gegen Berufsunfähigkeit und für den Todesfall ver- 
sichert. Sie umfaßt alle Angestellten, deren Jahresgehalt 
6000 Mark (1913 5000 Mark) nicht übersteigt. Die Wartezeit 
für den Erwerb von Ruhegeld beträgt im allgemeinen 10 Jahre. 
Zur Zeit werden im Monat rund 1600 Ruhegelder bewilligt. Das 
Jahr 1932 wird mit 90000 Empfängern von Ruhegeld und mit 
insgesamt 180000 Rentenempfängern rechnen müssen. Zum 
monatlichen Ruhegeld gehören: Der Grundbetrag von 40 Mark, 
für ein Kind unter 18 Jahren der Zuschuß von 7,50 Mark und ein 
der Dauer und der Höhe der Versicherung entsprechender 
Steigerungsbetrag. 

Da in den nächsten Jahren die Rentenziffer stark anschwillt, 
wurde für die Bemessung der Beiträge der Bedarf bis 1932 in 
Rechnung gestellt. Die Monatsbeiträge sind seit 1. September 
1925: 

in der Gehaltsklasse 

in der Gehaltsklasse 

gehalt) 4 M 

in der Gehaltsklasse 

gehalt) 8 # 

in der Gehaltsklasse 

gehalt) 12 “4 

in der Gehaltsklasse E (von mehr als 300—400 M Monats- 

gehalt) 16 # 

in der Gehaltsklasse 

20 # 

Nach dem Rechnungsabschlusse hatte die Reichversiche- 
rungsanstalt im Jahre 1924 die Beitragseinnahme von 125,6 
Millionen Mark; für 1925 wird mit einer Beitragseinnahme von 
rund 180 Millionen Mark gerechnet. Die Angestelltenversiche- 
rung hat schon bisher dem vorbeugenden Heilverfahren be- 
sondere Aufmerksamkeit zugewendet; im Jahre 1924 wurden 
von 40000 Anträgen rund 24000 bewilligt. Auch die Ange- 
stelltenversicherung wird sich an den neuen Aufgaben der 
sozialen Hygiene beteiligen. 


A (bis zu 50 4 Monatsgehalt) 2 A 
B (von mehr als 50—100 # Monats- 


C (von mehr als 100—200 .# Monats- 


D (von mehr als 200—300 # Monats- 


F (von mehr als 400 .# Monatsgehalt) 
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Unfallversicherung. 

Die Unfallversicherung entschädigt die Folgen von Betriebs- 
unfällen bei Arbeitern und Angestellten in bestimmten gewerb- 
lichen und allen landwirtschaftlichen Betrieben; unter ihrem 
Schutze stehen auch Unternehmer, insbesondere fast alle land- 
wirtschaftlichen Unternehmer. Sie umfaßt 780000 gewerbliche 
Betriebe mit 9,4 Millionen Versicherten und 4,5 Millionen land- 
wirtschaftliche Betriebe mit 14 Millionen Versicherten, außer- 
dem auch Betriebe des Reichs, der Länder, Gemeinden mit 
etwa 900000 Versicherten. 

Die Unfallast trägt der Unternehmer. Die neuen Sachlei- 
stungen (wirksamere Unfallverhütung, verstärkter Betriebs- 
schutz, Erweiterung der Krankenbehandlung, Berufsfürsorge) 
sind vom 1. Januar 1926 an durchzuführen; von ihnen wird 
eine Minderung des Rentenaufwandes erwartet. Die Lasten der 
Unfallversicherung (Renten, sonstige Entschädigungen, Ver- 
waltungskosten, Tilgung der schwebenden Schuld, Rücklagen) 
betrugen in Millionen Mark: 


GE | os | 1024 |.1925 
1913 | 1924 |schätzung) 


Bei den gewerbl. Berufsge- 
nossenschaften einschließl. | 







Zweiganstalten........... . 169,9 104,9 | 132,8 
Bei den landwirtschaftl. Be- | . | 

rufsgenossenschaften...... ı 43,2 33,6 46,4 
Bei den Ausführungsbehörden | 14,9 11,9 12,4 








Insgesamt | 228,0 | 150,4 | 191,6 


Vom Jahre 1926 an muß sich der verstärkte Unfallschutz, 
die verbesserte Heilbehandlung und die Berufsfürsorge lasten- 
vermindernd bemerkbar machen. Die Verordnung vom 12. Mai 
1925 stellt bestimmte Berufskrankheiten den Unfällen gleich, 
insbesondere gewerbliche Erkrankungen durch Blei, Phosphor, 
Quecksilber und andere Gifte, dieWurmkrankheit der Bergleute, 
den grauen Star bei den Glasmachern, Erkrankungen durch 
Röntgenstrahlen usw. Die Kosten der Entschädigung dieser 
Berufskrankheiten lassen sich zur Zeit noch nicht abschätzen. 
(Vgl. hierzu „Die Ausdehnung der Unfallversicherung auf gewerb- 
liche Berufskrankheiten‘, Heft 1 der von Prof. Martineck 
herausgegebenen Schriftenreihe zum Reichsarbeitsblatt ‚‚Arbeit 
und Gesundheit‘, Verlag Reimar Hobbing, Berlin 1926.) 


Die knappschaltliche Versicherung. 

Für den gefährlichen Beruf des Bergmanns reicht die all- 
gemeine Invalidenversicherung nicht aus. Das seit 1. Januar 
1924 geltende Reichsknappschaftsgesetz gewährt daher für den 
Fall der Bergfertigkeit eine Invalidenpension, die bei 25 Dienst- 
jahren für den Bergmann mindestens 40 v. H. des Hauer- 
durchschnittlohnes beträgt. Den besonderen Bedürfnissen des 
Bergmanns sucht das Reichsknappschaftsgesetz noch dadurch 
Rechnung zu tragen, daß Berufsunfähigkeit auch dann als vor- 
handen angesehen wird, wenn der Bergmann das 50. Lebensjahr 
vollendet, 25 Dienstjahre zurückgelegt, während dieser Zeit 
mindestens 15 Jahre wesentliche bergmännische Arbeit ver- 
richtet hat und keine gleichwertige Lohnarbeit mehr leistet. Die 
unter dieser Voraussetzung gewährte Pension beträgt im Ruhr- 
gebiet für den Bergarbeiter bei 25 Dienstjahren zur Zeit rund 
80 .# im Monat, vor dem Kriege bei 30 Dienstjahren rund 
40 .K. Nach der Angabe des Reichsknappschaftsvereins um- 
faßte die Pensionskasse Mitte 1925 rund 700000 Mitglieder 
(650000 Arbeiter und 50000 Angestellte). Die knappschaftliche 
Krankenkasse hat rund 800000 Mitglieder. Für das Jahr 1925 
zählt der Reichsknappschaftsverein 95000 (Ruhrknappschaft 
allein 50000) invalide Bergleute und 30000 (Ruhrknappschaft 
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allein 26710) Empfänger von Alterspensionen. Dazu kommen 
rund 95000 Witwen und 100000 Waisen, die Pension oder 
Waisengeld beziehen. 

Im vorläufigen Rechnungsabschluß 1924 gibt der Reichs- 
knappschaftsverein für den gesamten Bergbau die folgende 
Übersicht (in Millionen Mark): 


Sale Te il = — == = = 
: ; ' Ein- Aus- | Überschuß 

| | hl. 
Versicherungsabteilung | nahmen | gaben |r eann 











Pensionskasse : | | 
Arbeiterabteilung......... | 131,4 84,3 | 47, 
Angestelltenabteilung .... | 16,6 6,5 : 10,1 

Krankenkasse ............. | 87,0 71,5 15,5 

Invalidenversicherung....... 29,4 17,9 11,5 

Angestelltenversicherung .... | 3,9 | 0,6 3,3 

Zusammen | 268,3 | 180,8 | 87,5 


Die Unfallast im Bergbau betrug außerdem rund 20 Millionen 
Mark im Jahre 1924. 

Auf Grund der Ergebnisse vom Januar bis August schätzt 
der Reichsknappschaftsverein die Belastung des Bergbaus für 
das ganze Jahr 1925 in Millionen Mark: 


Pensionsversicherung Kranken- Invalid.- Angestellt.- Unfall- Ins- 
Arbeiter | Angest. versich. | versich. | versich. versich. | gesamt 
35 


55: 34 |3135 








140 | 17 | 82 | | 

Der Anteil des einzelnen Bergmanns oder einer Tonne Kohle 
an der Soziallast ist heute größer als früher. Der Grund dafür 
liegt nicht bloß im höheren Ausmaß der Leistungen; die Ver- 
gangenheit hatte eine geringere Zahl von Rentenempfängern 
und eine stetig wachsende Zahl von Beitragszahlern. Außerdem 
sind mit den Zechen heute mehr Nebenbetriebe verbunden, die 
zur knappschaftlichen Versicherung gehören; in ihnen waren am 
1. August 1925 rund 61 000 Arbeiter und Angestellte beschäftigt. 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der gegenwärtigen Fassung 
wird von den Bergarbeitern, vor allem aber von den Zechen- 
besitzern angefochten. Die berechtigte Erwartung der Berg- 
leute, daß die Krankenpflege für die Invaliden und für die An- 
gehörigen der Bergarbeiter als freiwillige Leistung eingeführt 
wird, hat sich nicht erfüllt, obwohl über die Notwendigkeit 
dieser Leistung keine Meinungsverschiedenheit besteht. Der 
neue Gesetzentwurf erhebt daher diese Leistung zur Pflicht- 
leistung. Die Bergbauunternehmer wenden sich gegen die hohe 
Last aus der Alterspension, namentlich im Ruhrbergbau. Der 
Gesetzentwurf ändert mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten des Bergbaus die Voraussetzungen für den 
Empfang der Alterspension; er schreibt, wie das ausländische 
Recht, die Vollendung des 55. Lebensjahrs und das Ausscheiden 
aus dem Bergbau vor, er kürzt zugleich den Betrag um 40 v.H. 
Soweit ein Altersrentner berufsunfähig ist, behält er die Rente. 
Die Doppelversicherungen der Bergleute, die sich aus der all- 
gemeinen Invalidenversicherung, der Angestellten, die sich aus 
der Angestelltenversicherung mit dem Zusammentreffen knapp- 
schaftlicher Leistungen ergeben, werden aufgehoben. (Vgl. auch 
die Ausführungen von Ministerialdirektor Grieser in der 
Sozialen Praxis vom 31. Dezember 1925.) 


Sozialetat 1924/25 der gesamten Sozialversicherung (in Millionen 
Reichsmark). 

Die folgende Gegenüberstellung der Denkschrift enthält den 
Rechnungsabschluß 1924, den Hinweis auf die Rechnungser- 
gebnisse 1913 und außerdem die Schätzung für 1925; bei der 
Krankenversicherung mußte das Jahr 1914 berücksichtigt 
werden, weil mit dem 1. Januar 1914 der heute noch geltende 
Personenkreis erfaßt wurde. 


‚ Rechnungs- |Schätzungs- 










ergebnis 

| 1925 _ 
Invalidenversicherung: | 

Beiträge sn | 525,0 

Reichszuschuß ................. 155,0 

Zinsertrag 4.40 ae — 
Angestelltenversicherung: | 

Beiträge ...................... 181,5 
Unfallversicherung: | 

Entschädigungsaufwand gewerbl. | 

Berufsgenossenschaften ....... 128,2] 78,3; 109,0 
Entschädigungsaufwand landwirt- 
schaftl. Berufsgenossenschaften. 33,9| 27,2 40,5 

Ausführungsbehörden........... 14,4| 11,5 12,0 

Verwaltungskosten ............. 32,5) 30,1 30,1 

Tilgung d. schweb. Schuld....... 19,0) 3,3 — 
Knappsch.-Pensionsversich. | 

der Arbeiter (Beiträge) ......... | 58,0| 131,4 140,0 

der Angestellten (Beiträge)...... | — 16,6 17,0 
Krankenversicherung: | 

(Beiträge 1914) 

reichsgesetzliche Kassen ........ 525,0) 961,0! 961,0 

knappschaftliche Kassen ....... 40,0| 87,0] 82,0 

Ersatzkassen .................. 25,01 70,0) 70,0 

Reichswochenhilfe.............. — 10,0! 20,0 





Zusammen |1430,5|2015,9| 2343,1 


Die Denkschrift, die dem Reichstag vorgelegt ist und dem- 
nächst zur Debatte stehen wird, faßt die Ergebnisse in folgender 
Weise zusammen: 

„Die Auffassung, der Versicherungsaufwand sei ‚eine Last‘, 
wird dem Ursprung, Grund und Zweck der Sozialversicherung 
nicht gerecht. Die Sozialversicherung vereinigt in sich — 
wenigstens zum überwiegenden Teil — die frühere gesetzliche 
Fürsorge der Unternehmer, die eigene Vorsorge der Arbeiter und 
die Fürsorge der öffentlichen Verbände. Die Sozialversicherung 
ist öffentlich-rechtlicher Sparzwang zur Erhaltung von Gesund- 
heit und Arbeitskraft der versicherten Bevölkerung und zu- 
gleich Risikoausgleich im Falle der Krankheit und des Unfalls, 
der Berufsunfähigkeit und Invalidität, der Mutterschaft und 
des Todes. Ohne Sozialversicherung ist die Lebensführung der 
Arbeiter und Angestellten im innersten Kerne gefährdet. In- 
folge der Sozialversicherung hebt sich die gesamte körperliche 
und sittliche Lebenshaltung des Teiles der Bevölkerung, der 
seine Arbeitskraft in abhängiger Stellung verwendet. Die 
Sozialversicherung setzt eine lebensfähige Wirtschaft voraus, 
sie ist aber zugleich die Voraussetzung für wirtschaftlichen 
Fortschritt.‘ 

Man wird dieser Begründung des Reichsarbeitsministers zu- 
stimmen. Freilich ist die Belastung der Wirtschaft — 2 Milliar- 
den 1924, 2,3 1925 — gewaltig; aber Sinn und Zweck der Sozial- 
versicherung rechtfertigensie und machen sie durch Krankheits- 
verhütung und Risikoausgleich im Falle der Erwerbsunfähigkeit 
zu werbenden Ausgaben. Entweder sind die Arbeiter — in 
weitestem Sinne — nach angelsächsischem Muster eines Wirt- 
schaftsliberalismus, wie ihn z.B. Ford praktisch vertritt, durch 
hohe Verdienstmöglichkeiten selbst in der Lage, sich gegen die 
Wechselfälle des Lebens zu sichern — stets eine unsichere 
Rechnung — oder im Sinne eines Staatssozialismus (Bismarck) 


M. 
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auf dem Wege der Sozialversicherung nach deutschem Muster 
dazu gezwungen. Es ist letzten Endes Sache der Wirtschafts- 
und Weltanschauung, welcher Weg als der richtigere erkannt 
wird oder sich spontan ausbildet. Beides verneinen freilich, ist 
weder möglich noch auch der Wirtschaft selber zuträglich. 


Erwerbslosenfürsorge. 

Der zweite Teil der Denkschrift beschäftigt sich mit den Ein- 
nahmen und Ausgaben der deutschen Erwerbslosenfürsorge 
seit dem 1. Juli 1924. Sie steht in engster Beziehung zur Sozial- 
versicherung, um so mehr, als die Umwandlung in die Erwerbs- 
losenversicherung analog der Krankenversicherung bevorsteht, 
und ist gegenwärtig in der Zeit wachsender Arbeitslosigkeit von 
besonderer Bedeutung. Der Personenkreis, der von der Er- 
werbslosenfürsorge erfaßt wird, deckt sich annähernd mit dem 
Personenkreise der Krankenversicherung. Doch sind bestimmte 
Arbeitnehmer der Landwirtschaft, ferner das häusliche Gesinde 
und die Lehrlinge mit ihren Arbeitgebern von der Beitragspflicht 
befreit, während sie die Fürsorge im Falle des Bedürfnisses in 
Anspruch nehmen können. Erweitert ist der Personenkreis 
durch die Erwerbslosenfürsorge für Seeleute, die durch die Ver- 
ordnung vom 30. Oktober 1924 eingeführt ist (in der Zeit 
der jüngsten Wirtschaftskrise noch durch die Erwerbslosenfür- 
sorge für Angestellte, soweit deren Gehalt Mk. 6000 nicht über- 
steigt). Hier seien nur die wichtigsten Zahlen für Einnahmen und 
Ausgaben der Erwerbslosenfürsorge wiedergegeben. Für die Zeit 
vom 1. Juli 1924 bis zum 30. Juni 1925 betrugen die Einnahmen 
rund 246, die Ausgaben rund 249,8 Millionen Reichsmark. 

Die Einnahmen setzen sich zusammen (in Millionen Reichs- 
mark) aus: 


Beitragseinnahmen ........................,...... 205 

Gemeindeleistungen zu den Kosten der öffentl. Arbeits- 
nachweise und zur Erwerbslosenfürsorge ......... 33,9 

Sonstige Einnahmen (Darlehnsrückzahlungen usw.) .. 7,1 


Die Ausgaben der Erwerbslosenfürsorge betrugen (in 
Millionen Reichsmark): 
Kosten der öffentlichen Arbeitsnachweise und Landes- 


Amer PE tin a eE anin A N 30,12 
Unterstützungen für Vollerwerbslose .............. 178 
Krankenversicherung der Erwerbslosen ............ 18,6 
Zuschläge für Notstandsarbeiter .................. 17,6 
Andere Ausgaben ............................... 5,3 


Für das ganze Kalenderjahr 1925 wurden unter Zugrunde- 
legung der bis zum Oktober vorliegenden Ausgaben die Kosten 
der Erwerbslosenfürsorge auf rund 230 Millionen Mark ge- 
schätzt. Die Entwicklung des Arbeitsmarktes im November— 
Dezember 1925 hat diese Rechnung über den Haufen geworfen; 
denn als durchschnittliche Zahl der unterstützten Arbeits- 
losen wurde im November die Zahl 471333 (Zählung am 
15. November 1925), für den Dezember eine Zahl von 600000 
gewählt. Die zunehmende Arbeitslosigkeit infolge der allge- 
meinen Wirtschaftskrise setzte aber erst im November ein und 
erreichte im Dezember, wie bekannt, Ziffern, die weit über der 
gewählten lagen (am 15. Dezember 1925 1032487, am 1. Januar 
1926 1485931 unterstützte Erwerbslose im Deutschen Reich). 
Die Gesamtausgaben für die Erwerbslosenfürsorge müssen dem- 
nach beträchtlich höher sein und dementsprechend auch der 
Gesamtaufwand für die deutsche Sozialversicherung einschließ- 
lich der Erwerbslosenfürsorge, der für das Jahr 1925 (vgl. vorher) 
auf im ganzen rund 2573 Millionen Mark (2343 Sozialversiche- 
rung + 230 Erwerbslosenfürsorge) geschätzt ist. Über das ge- 
naue Rechnungsergebnis für 1925 wird erst in einiger Zeit be- 
richtet werden können. Aber auch so verdient die Denkschrift 
weiteste Beachtung. G. Wolff (Berlin). 
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Harry Koenigsteld, Versicherungsmedizin. Georg Thieme, Leip- 
zig 1925. Preis 4 6.90, geb. 4 7.80. 


Den zahlreichen Einführungen in das Gebiet der sozialen 
Versicherung, die von sozialwissenschaftlicher Seite vorliegen, 
gegenüber hat dieser Leitfaden den Vorzug, daß er das wich- 
tige und nicht ganz einfache Gebiet in einer dem ärztlichen 
Denken möglichst angepaßten Form zur Darstellung bringt. 
Die sozialwissenschaftliche Literatur ist infolgedessen nicht 
übermäßig zu Worte gekommen. Neben den einzelnen Zweigen 
der sozialen Versicherung, die von größter Bedeutung für Arzt 
und Patient sind, werden auch die privaten Versicherungen 
kurz besprochen; von ihnen verdient die Lebensversicherungs- 
medizin in praktischer und wissenschaftlicher Hinsicht die 
größte Beachtung. Ausführlicher wird das ärztliche Gut- 
achten in den verschiedenen Versicherungszweigen besprochen 
und in einem besonderen Kapitel eine Kritik der deutschen 
Sozialversicherung angefügt; bei der Unfallversicherung hätte 
hier ein Wort über die Versicherung der chronischen Gewerbe- 
krankheiten, die inzwischen diesem Versicherungszweig auch im 
Deutschen Reich angeschlossen wurden, gesagt werden können. 
In einem besonderen Kapitel wird sodann die traumatische 
Entstehung von inneren Erkrankungen besprochen und damit 
dem ärztlichen Gutachter eine Anleitung für dieses schwierige 
Gebiet gegeben. Die Formularwiedergaben im Anhang bilden 
eine zweckmäßige Ergänzung des übersichtlich geordneten 
Materials. Der Arzt wird gern zu dem vom Verlag gut aus- 
gestatteten Buch greifen. G. Wolff (Berlin). 


Wohnungs- und Siedlungswesen. 


Wohnungen für Tuberkulöse. Mitteilungen des Deutschen 
Städtetags 1925, Septemberheft. Die Stadtverwaltungen wen- 
den der Wohnungsfürsorge für Tuberkulöse erfreulicherweise 
mehr und mehr Aufmerksamkeit zu. So hat die Stadt Gelsen- 
kirchen den Bau von besonderen Fürsorgewohnungen für 
kinderreiche Familien, in denen Tuberkuloseerkrankungen vor- 
liegen, in Angriff genommen. Es handelt sich um zwei Bau- 
gruppen, von denen die eine aus 40 Einfamilienhäusern besteht, 
die in Gruppen von 2 und 4 Häusern zusammengebaut werden; 
die andere Baugruppe enthält 3 Baublocks mit insgesamt 
8 zweistöckigen Häusern, die je 4 Familienwohnungen an einer 
Treppe enthalten. Die Einfamilienhäuser erhalten an der 
Hinterfront geräumige, bedeckte Hallen als Liegehallen für 
Kranke. Auch die Stockwerkwohnungen, bei denen auf mög- 
lichst gute Durchsonnung und Durchlüftung gesehen ist, er- 
halten eine geräumige loggienartige Liegehalle. Ferner sind die 
Dächer der Häuser so angelegt, daß sie für Luft- und Sonnen- 
bäder verwendet werden können. Bei der Verteilung der 
Wohnungen soll das Gesundheitsamt entscheidend mitwirken. 
90% der Baukosten werden aus Mitteln der Hauszinssteuer 
gedeckt, den Rest gibt die Stadt aus Anleihemitteln. 

Des weiteren sind besondere Wohnungen für Tuberkulöse in 
Bielefeld, Bunzlau, Dresden, Karlsruhe und Nürnberg 
errichtet worden. InChemnitz hat der Verein zur Bekämpfung 
der Schwindsucht eine Vorstadtsiedelung für lungenkranke 
Kriegsbeschädigte gebaut, und zwar ein Reihenhaus, bestehend 
aus 11 Wohnungen verschiedener Größe mit großen Fenstern. 
Jede Wohnung hat ein besonderes Krankenzimmer mit Veranda 
und einen Hausgarten. 

Die Thüringische Landesversicherungsanstalt gewährt zur 
Errichtung von Wohnungen für Tuberkulöse Darlehen zu 6° 
Zins und 1°, Tilgung bis zu einer Höhe von 75°, der Bau- und 
Grundstückskosten bei einem Höchstbetrage von 6000 # bei 
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Einfamilienhäusern und 10000 # bei Zweifamilienhäusern. 
Um Spekulation mit diesen Häusern zu verhindern, muß der 
Gemeinde oder der Kreditanstalt von diesen Häusern ein Vor- 
kaufsrecht eingeräumt werden. 

E. Pütter und P. Hesse (Berlin), Hygienische Wohnungs- 
und Familienpflege. Deutsches Wohnungsarchiv 1925, Nr. 2, 
S. 71. Der Aufsatz behandelt die Bedeutung der Wohnungs- 
frage bei der Bekämpfung der Tuberkulose, der Trunksucht und 
des Krebses. Eine der wichtigsten Kampfmaßnahmen gegen 
die Tuberkulose ist die Sanierung der Wohnungen der Er- 
krankten, um eine Übertragung der Krankheit auf die gesunden 
Wohnungsgenossen zu unterbinden. Dazu gehört vor allem der 
eigene Schlafraum und das eigene Bett. Zur Durchführung der 
Maßnahmen bediente man sich der Fürsorgeschwester unter 
Leitung des hygienisch geschulten Fachmannes der Fürsorge- 
stelle. Ähnlich liegen die Verhältnisse bei der Bekämpfung der 
Trunksucht. Die pflegerische Behandlung der Wohnung, die 
von dem Trunksüchtigen immer wieder durchkreuzt wird, er- 
fordert die größte Geduld, den Takt und praktischen Scharfsinn 
der Schwester. Wenn es dieser gelingt, eine geordnete, hygieni- 
sche Wohnungs- und Familienpflege durchzuführen, so hat die 
Fürsorgestelle mit dem Trinker meist gewonnenes Spiel. Die 
aus dieser Fürsorgetätigkeit gewonnene Erkenntnis der über- 
ragenden Bedeutung einer hygienischen Wohnungs- und 
Familienpflege bei den erwähnten, aber auch anderen, beson- 
ders ansteckenden Krankheiten wie Scharlach, Masern, Keuch- 
husten, Diphtherie usw. führten im Jahre 1912 dahin, neben der 
Bekämpfung der genannten Krankheiten noch als vierten Pro- 
grammpunkt die allgemeine Wohnungspflege hauptsäch- 
lich von gesundheitlichen Gesichtspunkten aus planmäßig für 
die wirtschaftlich Schwachen und insbesondere den minder be- 
güterten Mittelstand in die Hand zu nehmen. 

„Unter den vielen Problemen, welche die umfangreiche 
Wohnungsfrage aufgerollt hat, bildet die Wohnungspflege, d. h. 
die Erziehung der Hausfrauen und ‚Familien zu hygienischer 
Behandlung ihrer Wohnungen und Familien einen Abschnitt, 
der bisher von keiner amtlichen oder privaten Seite bearbeitet 
wurde. Denn weder die Sanitäts- oder Baupolizei noch das 
Wohnungsamt geben sich damit ab, die Erziehung der Haus- 
frauen zu hygienischem Verhalten..., zur Unterweisung in 
zweckmäßiger Lüftung und Reinigung in die Hand zu nehmen; 
sie gewähren auch nicht die erforderlichen Unterstützungen, um 
die hygienischen Anweisungen in die Tat umzusetzen, um die 
oft so gefährlichen Schlafburschen auszumieten, den ent- 
standenen Ausfall an Miete zu decken, um Zimmer hinzuzu- 
mieten und die Geschlechter zu trennen, sowie Betten zu ge- 
währen, damit wenigstens die Erwachsenen und unter diesen 
vorzugsweise die Kranken und Elenden in einem Bett allein 
schlafen können.‘ 

Hygienische Wohnungs- und Familienpflege ist, zumal bei 
der heutigen Engigkeit vieler Wohnungen, die oft gar nicht zu 
beheben ist, nötiger als je. Sie spart Gelder, beugt Krank- 
heiten vor und hebt den dringend wünschenswerten Aufbau der 
Familie. Die Verfasser raten, diesen Zweig der Wohnungsfrage 
gerade jetzt nicht außer acht zu lassen. 

(Der im Wortlaut zitierte Absatz der außerordentlich be- 
grüßens- und dankenswerten Abhandlung bedarf einer Be- 
richtigung. Planmäßige Wohnungspflege in dem hier geforder- 
ten Sinne ist in Deutschland schon lange Jahre vor dem Welt- 
kriege, also auch schon vor 1912, erfreulicherweise an vielen 
Orten getrieben worden, besonders vorbildlich in Hessen, 
welches bereits seit 1893 ein Wohnungsgesetz besaß. In Preußen 
war es besonders die Stadt Essen, die schon seit 1899 durch ihr 
Wohnungsamt neben der Wohnungsaufsicht die Wohnungs- 
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pflege in obigem Sinne in mustergültiger Weise betreiben ließ. 
Zahlreiche andere Städte sind, ohne gesetzlich dazu gezwungen 
gewesen zu sein, diesen Spuren gefolgt; in Groß-Berlin war es 
zuerst Charlottenburg, welches 1911 mit seinem Wohnungsamt 
planmäßig Wohnungsaufsicht und Wohnungspflege einführte 
und zur Durchführung der letzteren erstmals besondere Woh- 
nungspflegerinnen einstellte. In dem Charlottenburger Etat 
waren auch regelmäßig Mittel zur Beschaffung von Betten, Um- 
zugsbeihilfen usw. (wie oben gefordert) ausgeworfen. Daß das 
preußische Wohnungsgesetz von 1918 alle diese Dinge grund- 
sätzlich einführen und fördern wollte, ist bekannt; leider hat 
der Weltkrieg und die Wohnungsnot dem bisher hindernd im 
Wege gestanden. Einige Städte sind unter dem Druck der immer 
unhaltbarer werdenden Verhältnisse bereits wieder zu plan- 
mäßiger Wohnungspflege übergegangen. Durch diese Anmer- 
kung sollen und können die besonderen Verdienste der Verfasser 
der obigen Ausführungen in keiner Weise geschmälert werden. 
Gut (München). 


Lebenshaltung. 


Die Volksernährung. Unter diesem Titel erscheint im Verlag 
Rothgießer & Diesing, Berlin, eine neue ‚Zeitschrift für die 
Gesamtinteressen der wissenschaftlichen, praktischen und tech- 
nischen Fragen der Volksernährung und Hygiene, für Nahrungs- 
mittelkunde und -Technik‘“. Herausgeber ist Dr. Max Winckel, 
ein Geleitwort dazu schrieben unter anderem Geheimrat Jucke- 
nack, Minister a. D. Jarres, Dr. h. c. Hedwig Heyl. Neben 
den biologischen, chemischen und hygienischen Grundlagen der 
Ernährungsforschung und Nahrungsmittelkunde soll nament- 
lich auf die Beziehung zur Land- und Volkswirtschaft und die 
gesamte Wirtschaftspolitik des Staates in den Fragen der Volks- 
ernährung eingegangen werden, die „ein Quell für naturwissen- 
schaftliche Kenntnisse und volkswirtschaftliche Aufgaben‘ ge- 
nannt werden. Im Zusammenhang mit dieser Rundschau seien 
aus dem vorliegenden 1. Heft besonders die Aufsätze von 
W. Büsselberg (Berlin-Steglitz) ‚„Wirtschaftlichkeit in der 
Ernährung‘, Walter Huth (Berlin) ‚„Zolltarife und Volksernäh- 
rung“, Kürten (Berlin) „Der Nahrungsmittelverbrauch in ver- 
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schiedenen Ländern‘‘ erwähnt. Von besonders aktuellem In- 
teresse ist der Aufsatz des Syndikus Dr. Walter Huth, der auf 
die jüngst vergangene Reichstagsdebatte über die Schutzzoll- 
politik der Landwirtschaft Bezug nimmt und die Bedenken 
nicht unterdrückt, daß die nun Gesetz gewordene Wiederein- 
führung der Agrarzölle nach der neuen Zolltarifnovelle die 
Lebenshaltung der Bevölkerung weiter verteuern wird, wenn 
auch die Regierung den Versuch gemacht hat, eine Senkung der 
Lebensmittelpreise herbeizuführen. Er befürchtet, daß damit 
der Wert der Agrarzölle auch für die Landwirtschaft illusorisch 
gemacht wird, indem die Verteuerung der Lebensmittel zu 
neuen Lohnforderungen und damit zur Verteuerung der In- 
dustrieprodukte führt, die auch auf die landwirtschaftliche 
Produktion zurückwirkt. 

Das ist im allgemeinen auch der Standpunkt der man- 
chesterlich-liberalen und sozialdemokratischen Ausführungen 
im Reichstage gewesen. Vom Standpunkt der Gesundheits- 
fürsorge hat sich aufs entschiedenste Alfons Fischer schon 
seit langem gegen die Getreidezölle ausgesprochen (vgl. 
Tuberkulose und soziale Umwelt, Karlsruhe 1921; ferner die 
neuere Arbeit „Nahrungsmittelzölle und Gesundheitsfürsorge“ 
in den Sozialhygienischen Mitteilungen 1924, 8. Jahrg., S. 45 
u. ff.); er führt sogar die höhere Tuberkulosesterblichkeit 
in Preußen im Vergleich zu derjenigen in England auf die 
Schutzzollpolitik und die dadurch nach seiner Ansicht herbei- 
geführte Verteuerung der Lebensmittel zurück. Es soll aber 
nicht verschwiegen werden, daß angesichts der jüngsten Schutz- 
zolldebatte im Reichstag auch sehr namhafte Vertreter des 
Sozialismus (vgl. Max Schippel, Der Zollkampf von 1902. 
Eine zeitgemäße Erinnerung. Sozialist. Monatsh. 1925, Nr. 9), 
allerdings im Gegensatz zur offiziellen Partei, für Agrarzölle 
eingetreten sind, weil sie eine Stützung der wichtigen landwirt- 
schaftlichen Urproduktion für den gesamten Produktions- 
prozeß für erforderlich und das freihändlerische Prinzip nicht 
für angebracht halten. Die Ansichten widersprechen sich also 
noch in den eigenen Lagern und werden erst durch die Tat- 
sachen im Verlauf der weiteren Entwicklung auf ihren Richtig- 
keitsgehalt geprüft werden können. G. Wolff (Berlin). 
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Die gegenwärtige Lage der Gerichtshilfe und ihre zukünftigen Aufgaben. 


Übersichtsreferat. 
Von ELSE BOZI, Berlin. 


Die Gerichtshilfe ist in ein neues Entwicklungs- 
stadium getreten. Nach jahrelanger mühevoller Arbeit 
der wenig vorhandenen Gerichtshilfestellen, in denen 
ihr Bestand zeitweise gefährdet erschien, ist nunmehr 
das öffentliche Interesse für die Neueinrichtung er- 
wacht. Das zeigt sich nicht nur in der zahlenmäBigen 
Steigerung der Gerichtshilfestellen, auch zeugen da- 
von die Tagungen, Vorträge und Abhandlungen‘), in 
denen die Bedeutung der Gerichtshilfe von den ver- 
schiedensten Seiten beleuchtet wird und an denen 
zum größten Teil Persönlichkeiten beteiligt sind, die 
bisher der Gerichtshilfe fernstanden. Diese Entwick- 
lung ist das Ergebnis der seit dem Aufschwung der 
Naturwissenschaften sich immer mehr durchsetzenden 
Betrachtungsweise, die menschlichen Handlungen 
nicht als selbständige Erscheinungen zu beurteilen, 
sondern im Zusammenhang mit der Umwelt und der 
Veranlagung des Menschen. 

Für die Rechtspflege bedeutet dieser Gedanken- 
gang eine vollständige Umstellung. Eine erfolgreiche 
Rückfallsbekämpfung und überhaupt eine gerechte 
Verurteilung ist nach der neuen Auffassung bei einer 
schematischen nur den Tatbestand berücksichtigen- 
den Rechtsprechung ausgeschlossen. Es handelt sich 
vielmehr darum, schon vor der Hauptverhandlung 
Gutachten über Umwelt und Persönlichkeit des An- 
geklagten einzuziehen und im Bedarfsfalle fürsorge- 
rische Maßnahmen zu veranlassen, die einer Wieder- 
holung der Straftat entgegenwirken. Nachdem diese 
Gedankengänge einmal in der Jugendgerichtshilfe 
praktischen Niederschlag gefunden hatten, erschien 
es nur noch eine Frage der Zeit, ein ähnliches Ver- 
fahren auch bei Erwachsenen in geeigneten Fällen 
anzuwenden. Der Begrenzung der Jugend auf die 
Zeit unter 18 Jahren fehlte eine innere Begründung. 


1) Vgl. zweitägigen Lehrgang der Stadt Frankfurt a. M. am 
4. und 5. Dezember 1925 über die „Zusammenarbeit von Für- 
sorge und Rechtspflege, insbesondere der sozialen Gerichtshilfe 
und Strafentlassenenfürsorge‘, über den im nächsten Heft 
berichtet werden wird. Deutsche Tagung über Gerichtshilfe für 
Erwachsene am 25. Mai 1925, einberufen von der Gefängnis- 
gesellschaft der Provinz Sachsen und Anhalt; 41. Jahrbuch der 
Gefängnisgesellschaft der Provinz Sachsen und Anhalt. Frank- 
furter Wohlfahrtsblätter November-Dezember 1925. 


Auch erforderten manche ältere Personen, besonders 
dann, wenn eine krankhafte Veranlagung vorlag, eine 
gleichgerichtete Behandlung. 

Eine in der Arbeitsmethode weniger starke Um- 
stellung bedeutet die Gerichtshilfe für die Fürsorge. 
Hier war bereits vorher versucht, individuell vorzu- 
gehen. Trotzdem hat sie auch besondere Bedeutung, 
da sie die Aufgaben der Fürsorge über das Unter- 
stützungswesen und die Gesundheitspflege weiter 
ausdehnt und ihrer erzieherischen Aufgabe über die 
Jugendfürsorge hinaus noch besonderes Gewicht bei- 
mißt. Die Gerichtshilfe knüpft hierbei an eine Ent- 
wicklung an, die in der Sittlichkeits- und Gefängnis- 
fürsorge ihren Anfang genommen hat. — Nichtsdesto- 
weniger handelt es sich auch hier nicht nur um eine 
Erweiterung des Personenkreises, sondern auch um 
einen qualitativen Unterschied. Die Gefängnisfürsorge 
schließt sich an das Strafverfahren an; — soweit es 
sich um Untersuchungsgefangene handelt, läuft sie 
auch neben dem Strafverfahren her. Eine Durch- 
setzung des Strafverfahrens findet aber nicht statt. 
Auch in der Sittlichkeitsfürsorge ist das für gewöhn- 
lich nicht der Fall. In der unmittelbaren Zusammen- 
arbeit zwischen Gericht und Fürsorgeorganen und der 
damit erreichten Möglichkeit, auch bei richterlichen 
Maßnahmen fürsorgerische Gesichtspunkte gelten zu 
lassen, liegt aber der Schwerpunkt der Gerichtshilfe- 
arbeit. 

Es wäre sinnlos, auf die theoretische Bedeutung der 
gegenwärtigen Gerichtshilfe einzugehen, wenn nicht 
tatsächlich ein größeres MaB praktischer Arbeit von 
ihr geleistet würde. In Bielefeld und Halle wurden 
1923 und 1924 insgesamt 5727 Fälle behandelt. Wenn 
die Gerichtshilfe nur in 2%, der Fälle dem Staate die 
Kosten einer einjährigen Gefängnisstrafe ersparte, 
würde sie selbst bei hoher Einschätzung der Gesamt- 
unkosten sich als überaus wirtschaftliches Unterneh- 
men erweisen. Hierdurch wird jedoch die Bedeutung 
der Gerichtshilfe nicht erschöpfend dargestellt. Zu 
beachten ist, in wieviel Fällen die Gerichtshilfe durch 
ihre Auskünfte ein Urteil bewirkt, das nicht nur dem 
äußeren, sondern auch dem inneren Tatbestand, näm- 
lich den sozialen und psychologischen Verhältnissen 

35 


262 


Rechnung trägt, und somit ein nach unseren modernen 
Anschauungen gerechter Rechtsspruch gefällt wird. 
Auch ist die Gerichtshilfe durch Verschaffung von 
Unterkunft, durch Vermittlung von Arbeit und durch 
seelische Beeinflussung des Fürsorgebedürftigen in der 
Richtung einer geregelten Tätigkeit unmittelbar pro- 
duktiv tätig. — 

Nach einer kürzlich erfolgten Rundfrage sind augen- 
blicklich 22 Gerichtshilfen vorhanden. Da noch einige 
Antworten ausstehen, ist es möglich, daß sich die Zahl 
evtl. auf 27 erhöht. Wenn man in Erwägung zieht, 
daß 1921 erst die erste Stelle für Gerichtshilfe gegrün- 
det wurde, kommt die Bedeutung dieser Zahl zur 
vollen Geltung. Auf der anderen Seite darf aber auch 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß in der Aufzählung 
auch Gerichtshilfen eingeschlossen sind, die nur wenig 
Fälle im Jahr bearbeiten. Auch ist in manchen Orten 
eine ungeregelte Gerichtshilfe vorhanden. Besondere 
Fürsorgeorgane, die regelmäßig dem Gerichte die not- 
wendigen Auskünfte erteilen, bestehen nicht. Es ist 
fraglich, ob hier mangels einer Organisation von Ge- 
richtshilfestellen gesprochen werden kann. Aber selbst 
dann, wenn man den geringen Ausbau der Gerichts- 
hilfe an manchen Orten außer acht läßt, bleibt als Tat- 
bestand bestehen, daß nicht einmal in 1, der Land- 
gerichtsbezirke von einer Zusammenarbeit zwischen 
Gericht und Fürsorgeorganen die Rede sein kann. Es 
besteht daher für die vorhandenen Gerichtshilfestellen 
die Aufgabe, für eine Verbreitung ihrer Einrichtung zu 
sorgen, und zwar liegt das nicht nur im allgemeinen 
Interesse, sondern es ergibt sich daraus auch eine 
wesentliche Erleichterung für ihre Arbeit. Bei der 
Einziehung von Auskünften von Orten außerhalb des 
Landgerichtsbezirks braucht nicht erst nach geeigne- 
ten Persönlichkeiten für die Ausstellung von Gut- 
achten gesucht zu werden, eine Arbeit, die bei fern- 
gelegenen Orten oft große Schwierigkeiten verursacht, 
sondern es kann die für den Landgerichtsbezirk zu- 
ständige Gerichtshilfestelle in Anspruch genommen 
werden, die dann die weitere Erledigung übernimmt. 
— Die Gerichtshilfe beginnt, wie eingangs erwähnt 
wurde, mehr und mehr in der Öffentlichkeit Fuß zu 
fassen. In den Schriften, Vorträgen und Tagungen, 


welche die fürsorgliche Behandlung Krimineller zum | 


Gegenstand haben, wird demgemäß die Gerichtshilfe 
als eine unbedingt erforderliche Einrichtung zumeist 
als Selbstverständlichkeit vorausgesetzt. Debattiert 
wird über die Frage, wie am zweckmäßigsten die Ge- 
richtshilfe einzurichten ist. Demgegenüber ist immer 
wieder zu betonen, daß es sich in erster Linie darum 
handelt, eine Einheitsfront aller, für die Gerichtshilfe 
interessierter Persönlichkeiten zu bilden, um möglichst 
in jedem Landgerichtsbezirk eine Gerichtshilfe in die 


| 
| 


NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-, WIRTSCHAFTS- UND ALLGEMEINEN FÜRSORGE 


Wege zu leiten. Es ist hierbei praktische Kleinarbeit 
zu leisten. In den in Frage kommenden Orten muß 
mit einzelnen Persönlichkeiten Fühlung genommen 
und ihnen die Aufnahme der Arbeit nahegelegt werden. 

Erst in zweiter Linie besteht die Aufgabe, über die 
Art des Aufbaus der einzelnen Stellen Klärung zu 
schaffen. Auf Grund der bereits erwähnten Rund- 
frage konnten bei 20 Gerichtshilfestellen, über die 
nähere Auskunft vorlag, folgendes festgestellt werden : 


Träger der Gerichtshilfe. 


Behördliche Stellen: 
Städt. Wohlfahrtsamt 
Städt. Jugendamt LEE a ccr risna i . 1 

Interkonfessionelle Vereinigungen: 

Gefängnisverein 
Besondere Vereine für Gerichtshilfe 
Sonstige interkonfessionelle Vereinigungen 

Konfessionelle Vereine: 

Je nach der religiðsen Einstellung des Kriminellen greifen 
verschiedene Stellen ein 

Gerichtshilfe ohne besondere Organisation 


Art der Gerichtshilfearbeit 

(nur Gerichtshilfestellen mit besonderer Organisation). 
Gerichtshilfearbeit selbständig ohne Verbindung mit einem 

anderen Fürsorgezweig 
Gerichtshilfearbeit in Verbindung mit der Gefangenenfür- 

sorge 
Gerichtshilfearbeit in Verbindung mit der Jugendfürsorge, 

speziell mit der Jugendgerichtshilfe 
Gerichtshilfearbeit in Verbindung mit verschiedenen Für- 

sorgezweigen 


Fürsorgearbeit der Gerichtshilfe 
(nur Gerichtshilfestellen mit besonderer Organisation). 
Eigene Fürsorge 
Zentralstelle (die vom Gericht überwiesenen Fälle werden ge- 
eigneten Fürsorgeorganen zur Erledigung überwiesen .. 5 
Sowohl Zentralstelle wie eigene Fürsorge 
Auskunft unklar 


Von den 16 organisierten Gerichtshilfestellen konn- 
ten in 7 Fällen Geschäftsstellen auf dem Gerichte nach- 
gewiesen werden. In 10 Fällen war ein Formular in 


| Gebrauch. 


Wie aus dem angeführten Material ersichtlich ist, 
weichen die Gerichtshilfen in ihrem Ausbau stark von- 
einander ab. Je nach den praktischen Erfahrungen, 
welche die für Gerichtshilfe sich interessierenden Persön- 
lichkeiten gesammelt haben, unterscheiden sich dem- 
gemäß auch die Ansichten über die zweckmäßige Ein- 
richtung der Gerichtshilfestellen. Während die eine 
Richtung im Interesse einer möglichst kontinuier- 
lichen Fürsorge eine Angliederung der Gerichtshilfe 


| an die Gefängnisvereine erstrebt, werden auf der an- 


' deren Seite Ansichten laut, welche die Wohlfahrts- 


| 
| ämter zu Trägern der Gerichtshilfe ausgestalten wollen 
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oder besondere Stellen für Gerichtshilfe in unmittel- 
barer Verbindung mit dem Gericht zu schaffen wün- 
schen. 

Von allen durch die Gerichtshilfe aufgeworfenen 
Problemen muß die Frage nach den Trägern der Neu- 
einrichtung als die unfruchtbarste in den Hintergrund 
treten. Bei der jetzigen Lage, die auf der einen Seite 
Sparsamkeit, auf der anderen aber auch die Lösung 
eine Fülle neuer fürsorgerischer Aufgaben verlangt, 
ist die möglichste Ausnutzung aller vorhandenen 
Kräfte erforderlich. Das geschieht aber nicht, wenn 
man ohne Rücksicht auf die vorhandenen örtlichen 
Verhältnisse den Gefängnisvereinen, den Wohl- 
fahrtsämtern oder irgend einer anderen Stelle die 
Gerichtshilfe überträgt. Es gilt vielmehr, die vor- 
handene Initiative — einerlei wo sie sich zeigt — in den 
Dienst der Sache zu stellen. Die Gerichtshilfe ist wie 
jede Fürsorgeeinrichtung und überhaupt jedes Unter- 
nehmen in heutigen Zeiten angesichts der wirtschaft- 
lichen und sozialen Schwierigkeiten ganz besonders 
_eine Frage der Persönlichkeit. Es gilt deshalb nicht, 
im Kampfe der verschiedenen Richtungen gegen ein- 
ander die Energie zu verzetteln, sondern es handelt 
sich darum, gemeinsam unter Ausnutzung der gegebe- 
nen Verhältnisse an den verschiedenen Orten auf 
eine möglichst gut arbeitende Gerichtshilfe hinzu- 
drängen. 

Was heißt gut arbeitend? Die Gerichtshilfe muß 
die tieferen, in den sozialen und psychologischen Ver- 
hältnissen liegenden Ursachen der Straftat zu ergrün- 
den suchen und darüber dem Gerichte für eine indi- 
viduelle Beurteilung geeignete Gutachten liefern. 
Ferner muß sie während oder nach Abschluß des 
Strafverfahrens Fürsorgemaßnahmen ergreifen, die 
einer Wiederholung der Straftat entgegenwirken. 
Beide Aufgaben verlangen qualifizierte Persönlich- 
keiten. Eine pädagogische Veranlagung, verbunden 
mit einem ausgeprägten Einfühlungsvermögen, ist er- 
forderlich. Auch muB der Fürsorger ein instinktives 
Empfinden dafür besitzen, wie weit durch Stärkung 
der rückfallwiderstrebenden Elemente in dem Ver- 
brecher eine Wiederholung der Straftat vermieden 
werden kann und wann eine Änderung des Milieus, 
evtl. Unterbringung in einer Anstalt erfolgen muß. 
Er hat ferner bei seiner Beurteilung die Interessen 
des Einzelnen gegenüber den Interessen der Gesell- 
schaft abzuwägen und zu versuchen, sie miteinander 
in Einklang zu bringen. 

Damit die in der Gerichtshilfe arbeitenden Persön- 
lichkeiten diesen Anforderungen genügen, ist nicht 
nur eine sorgfältige Auswahl notwendig, wenn es sich 
um Anstellung von Fürsorgern handelt, sondern eine 
Ausbildung der in der Gerichtshilfe tätigen Personen ist 
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gleichfalls erforderlich. Der zweitägige Lehrgang, der 
Anfang Dezember v. Js. in Frankfurt a. M. veranstaltet 
wurde, ist in dieser Richtung besonders zu begrüßen. 
Auch regelmäßige Besprechungen, wie sie in Halle 
zwischen Helfern stattfanden, haben Bedeutung. 
Nichtsdestoweniger ist in dieser Richtung bisher noch 
sehr wenig geschehen. Die Ausbildung entbehrt bisher 
noch jeder Systematik. Man sollte sich mit Wohl- 
fahrtsschulen in Verbindung setzen und bewirken, 
daß im Unterricht auf das Zusammenwirken von 
Justiz und Fürsorge innerhalb der Gerichtshilfe- 
stellen hingewiesen wird. Auch sollte man Frauen- 
schülerinnen Gelegenheit geben, einen Teil ihrer prak- 
tischen Tätigkeit auf Gerichtshilfestellen zu verbrin- 
gen. Ferner sollten in Städten, in denen bereits eine 
Gerichtshilfearbeit vorhanden ist, Kurse für ehren- 
amtliche Helfer stattfinden. Dadurch wird gleich- 
zeitig bewirkt, daß noch weitere Kreise interessiert 
und zur Mitarbeit angeregt werden. Es sollte auch 
auf die Anstellung von besonderen Kräften für die 
Gerichtshilfearbeit hingewirkt werden. Außerordent- 
lich bedauerlich ist, daß bisher nur in 4 Städten Per- 
sönlichkeiten hauptamtlich für die Gerichtshilfearbeit 
tätig sind. Bei einer gleichzeitigen Belastung mit an- 
derer Fürsorgearbeit ist eine intensive Behandlung 
der einzelnen, für eine Fürsorge geeigneten Gerichts- 
fälle unmöglich. 

Weniger Bedeutung hat demgegenüber die Frage, 
in welchen äußeren Formen sich die Fürsorge voll- 
zieht. Ob der Verkehr zwischen Gericht und Fürsorge- 
organen an Hand eines Formulars erfolgt, ist in der 
Hauptsache eine Frage der Technik. Eine Schema- 
tisierung, die von der Gerichtshilfe Kassel daraus be- 
fürchtet wird, muß nicht damit verbunden sein; denn 
neben einzelnen Fragen soll auf dem Formular noch 
genügend Raum für einen freien Bericht gegeben sein. 
Dieser ist allerdings unbedingt erforderlich ; denn bei 
der Kompliziertheit des Stoffes läßt sich eine Auf- 
lösung der Gutachten in Beantwortung einzelner 
Fragen nicht durchführen. 

Nicht besonders wesentlich ist auch, ob die Ge- 
richtshilfe nur eine Zentralstelle bildet oder ob die 
Fürsorge ihr unmittelbar angeschlossen ist. Eine 
prinzipielle Regelung ist trotz der vielfachen Bestre- 
bungen nicht möglich. Es hat sich die Entscheidung 
dieser Frage nach den örtlichen Verhältnissen zu 
richten. Wenn mehrere Organisationen für die Arbeit 
der Gerichtshilfestelle in Betracht kommen, müssen 
notwendigerweise die Fürsorgesachen durch die Hand 
einer Zentrale gehen. 

Wiederum allgemeines Interesse erheischt die Hin- 
zuziehung der Gerichtsfürsorger zur Hauptverhand- 
lung. Von 12 Gerichtshilfestellen, die sich hierüber 
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äuBerten, erklärten 6, daB bei ihnen eine Zulassung 
der Helfer zur Hauptverhandlung erfolge. Bei den 
übrigen wurde sie ausdrücklich verneint. Der Für- 
sorger kann auf Grund des $ 243, Abs. 3 St.P.O. als 
Zeuge, Sachverständiger und Beistand vernommen 
werden. Da die Zuziehung als Zeuge und Sachver- 
ständiger eine Vereidigung erfordert und eine Ver- 
nehmung als Beistand nur in bestimmten Fällen mög- 
lich ist, verzichtet man in der Praxis auch wohl 
darauf, dem Helfer eine bestimmte ProzeBrolle zu- 
zuweisen. Er wird unter Umständen an einer ge- 
eigneten Stelle in der Hauptverhandlung formlos 
gehört (Bielefeld). Nichtsdestoweniger birgt auch 
dieses Verfahren Nachteile. Besonders, wenn der 
Fürsorger sich genötigt sieht, ungünstige Aussagen 
zu machen, wird die Anbahnung oder Aufrecht- 
erhaltung eines Vertrauensverhältnisses zwischen ihm 
und den Fürsorgebedürftigen gefährdet. Diese nach- 
teilige Wirkung wird vermieden, wenn der Richter 
auf die von der Gerichtshilfe erteilten Gutachten in 
den Fragen zurückgreift, die er dem Angeklagten 
stellt. Der StrafprozeBordnung, die eine Verwertung 
schriftlicher Beweismittel für unzulässig erklärt, wird 
dadurch gleichzeitig genügt. Wenn auch die Ver- 
nehmung des Gerichtshelfers in der Hauptverhand- 
lung sich durch Anwendung dieses Verfahrens er- 
übrigt, so ist es doch notwendig, daß durch regel- 
mäßige Benachrichtigung vom Hauptverhandlungs- 
termin dem Helfer Gelegenheit zur Teilnahme ge- 
geben wird. Durch Anwesenheit im Hauptverhand- 
lungstermin wird sein Interesse gesteigert, ferner ist 
seine Stellung dem Kriminellen gegenüber erleichtert, 
wenn es sich um Durchführung irgendwelcher Für- 
sorgemaßnahmen handelt. 

Im Interesse der Arbeit ist es auch erforderlich, daß 
die Geschäftsstelle sich auf dem Gericht befindet. 
Eine intensive Zusammenarbeit zwischen Gericht und 
Fürsorgeorganen ist bei Überwindung großer räum- 
licher Entfernungen unmöglich. Eine solche Besei- 
tigung technischer Schwierigkeiten ist um so notwen- 
diger, als die Gerichtshilfearbeit auf einen weiteren 
Ausbau hindrängt. In dem 41. Jahrbuch der Ge- 
fängnisgesellschaft ist schon neben Auskunftserteilung 
und der eigentlichen Fürsorge als besonderes Arbeits- 
gebiet die Beratung der Angehörigen und Verurteilten 
angeführt. Erwähnt wird auch die Abhaltung von 
Belehrungsterminen, die Bearbeitung von Gnaden- 
gesuchen auf Strafaufschub, vorläufige Entlassung, 
Verwandlung der Gefängnisstrafe in Geldstrafe usw. 
In Bielefeld hat die Gerichtshilfe auch zeitweise in 
Ehesachen eingegriffen. Durch Vermittlung ver- 
suchte sie, Ehescheidungen aus nichtigen Gründen zu 
verhindern. Auch unterstützte sie den Richter in 
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Privatklagesachen, soweit es sich um eine gütliche 
Auseinandersetzung der streitenden Parteien han- 
delte. 

Bei dem Ausbau der Gerichtshilfestellen können die 
in Amerika vorhandenen Einrichtungen wertvolle 
Anregung geben. Die Gerichtshilfen, die mehr oder 
weniger Öffentlichen Charakter tragen, sind hoch 
entwickelt. Von den Gerichten in Chicago, Phila- 
delphia, Boston, New York, Cincinnati usw. wird be- 
hauptet, daß dort die gesetzlichen und rechtlichen 
Einrichtungen im Vergleich zu den sozialen unbe- 
deutend seien. In Manhattan-Court in New York 
wurden 90% aller Klagen auf auBergerichtlichem Wege 
beigelegt. Im Stadtgerichtshof zu Philadelphia wur- 
den 25% der Zivilsachen auf gleiche Weise erledigt. 
Gleichfalls besteht dort eine besondere medizinische 
Abteilung, die allein über 9 Ärzte verfügt. Die Ge- 
richtsfürsorger greifen zum Teil auch bei Personen ein, 
die nicht unmittelbar mit dem Gericht in Berührung 
stehen. So werden bei unehelichen Müttern auch 
Maßnahmen im Interesse des Kindes ergriffen. Aller- 
dings wird eine derartige Erweiterung ihrer Tätigkeit 
für die deutschen Gerichtshilfen nicht in Frage kom- 
men. Hier sind im Gegensatz zu Amerika besondere 
Mittelpunkte für die Fürsorge in Gestalt der Jugend- 
und Wohlfahrtsämter vorhanden. Die an das Gericht 
angegliederte Sozialarbeit kann sich daher nur auf 
Personen beziehen, die unmittelbar mit dem Gericht 
in Berührung geraten sind, andernfalls würde eine 
doppelte Organisation entstehen, die nicht nur eine 
unnötige finanzielle Belastung bedeutete, sondern auch 
hinsichtlich der sachlichen Bearbeitung eine Schädi- 
gung hervorriefe. Besonders nach der Zentralisierung 
der Jugendfürsorge innerhalb der Jugendämter würde 
diese Zersplitterung einen Rückschritt bedeuten. Es 
ist aus den gleichen organisatorischen Gründen auch 
zum mindesten bedenklich, die Jugendämter in Er- 
weiterung der Jugendgerichtshilfe zu Trägern der 
Erwachsenen-Gerichtshilfe auszubilden. Eine Fürsorge 
für Erwachsene im größeren Umfange zu üben, wider- 
spricht ihrem Charakter, da sie gerade aus dem Be- 
dürfnis nach einem besonderen Erziehungsamt für 
Jugendliche entstanden sind. Wenn es sich darum 
handelt, die Gerichtshilfe der Öffentlichen Fürsorge 
einzufügen, sind nicht die Jugend-, sondern die Wohl- 
fahrtsämter die geeigneten Stellen als Träger der 
Gerichtshilfe. 

Betrachtet man die Entwicklung der Gerichtshilfe 
in den letzten Jahren, so scheint zunächst allerdings 
wenig Aussicht dafür vorhanden, daß sich auf dem 
Gebiete der Gerichtshilfe die öffentliche Fürsorge 
durchsetzt. Trotzdem Ministerialrat Hartung, der 
zuständige Referent im preußischen Justizministerium, 
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in den Wohlfahrtsämtern die zukünftigen Träger der 
Gerichtshilfe sah, nimmt die tatsächliche Entwick- 
lung anscheinend in entgegengesetzter Richtung ihren 
Verlauf. Die einzige größere Gerichtshilfe, die bisher 
von einer amtlichen Stelle in die Wege geleitet wurde, 
ist die Gerichtshilfe in Erfurt. Nach den neuesten 
Nachrichten ist aber auch sie jetzt dem dortigen Ge- 
fängnisverein angegliedert worden. Die Bedeutung 
der freien Wohlfahrtspflege steigt, insbesondere die 
Gefängnisvereine entwickeln sich zu Trägern der 
Gerichtshilfe. Sämtliche größeren Gerichtshilfestellen 
mit Ausnahme von Bielefeld, liegen in ihrer Hand 
(Halle, Magdeburg und Erfurt). 

Soll ein stärkerer Ausbau der Gerichtshilfe erfolgen, 
so bedarf es in weit größerem Maße wie bisher noch 
der Mitarbeit freiwilliger Kräfte. Besonders bei der 
Führung von Schutzaufsichten, die weniger Schulung 
als persönliches Interesse und Aufopferungsfähigkeit 
verlangt, ist die Mitwirkung von Laien erforderlich. 
Dadurch erübrigt sich nicht die Anstellung beruflicher 
Kräfte. Diese haben die Helfer anzuleiten. Sie müssen 
die verantwortlichen Träger der Gerichtshilfe sein 
und sich der ehrenamtlichen Kräfte als ihrer Organe 
bedienen. Es ist allerdings noch viel Arbeit erforder- 
lich, bis sich die Gerichtshilfe einen Stamm von Hel- 
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fern herangezogen hat. Kleinarbeit in den einzelnen 
Städten ist notwendig. Gleichzeitig muß aber nach 
außen hin gewirkt werden. Die Gerichtshilfen müssen 
untereinander in Verbindung treten, sich gegenseitig 
anregen, das Interesse in der Öffentlichkeit weiterhin 
wachrufen und gemeinsam ihre Interessen vertreten. 
Ein Fortschritt ist in dieser Hinsicht die Bildung des 
„Verbandes für Gerichtshilfe‘‘, der es sich zur Auf- 
gabe gesetzt hat, in der genannten Art die Gerichts- 
hilfe zu fördern und neuerdings sogar sich mit dem 
Gedanken trägt, durch Gewinnung einer Zeitschrift 
ein regelmäßig erscheinendes Sprechorgan den für die 
Gerichtshilfe interessierten Kreisen zu schaffen. 

Bei einer weiteren Verankerung der Gerichtshilfe 
in der Öffentlichkeit bestände gleichzeitig die Möglich- 
keit, mehr wie bisher auch das Interesse der Wissen- 
schaft auf die Gerichtshilfearbeit zu lenken. Den 
Medizinern wie den Psychologen könnten die auf 
den Gerichtshilfestellen behandelten Fälle wertvolles 
Untersuchungsmaterial liefern. Umgekehrt könnten 
die von der Psychologie und Medizin gewonnenen Er- 
gebnisse wiederum befruchtend auf die Gerichtshilfe 
einwirken. Alle Vorteile, die aus einer intensiven Zu- 
sammenarbeit zwischen Theorie und Praxis erwachsen, 
könnten auch hier ausgewertet werden. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE | 


Hans Muthesius (Berlin- Schöneberg), Die Wohlfahrtspflege. 
Systematische Einführung auf Grund der Fürsorgepflicht- 
verordnung und der Reichsgrundsätze. Verlag Julius 
Springer, Berlin 1925. Preis 4,50 #. 


Der Verfasser bezeichnet sein Buch als den Versuch einer 
übersichtlichen Darstellung des Reichsfürsorgerechts für die 
an der Durchführung dieses Rechts beteiligten Beamten und 
Angestellten der sozialen Ämter und als ein Lehr-, Lern- und 
Lesebuch für die Schüler und Schülerinnen der Wohlfahrts- 
schulen. Der Versuch darf als geglückt bezeichnet werden. Das 
Buch enthält im Gegensatz zu manchen anderen Darstellungen 
keine bloße Wiedergabe der gesetzlichen Bestimmungen, son- 
dern führt in die Gründzüge und Zwecke der einzelnen Vor- 
schriften ein. Dabei scheint mir die Auffassung von Muthesius 
zu den einzelnen Streitfragen durchaus richtig. Er bejaht in 
der Fürsorgepflichtverordnung den Gedanken der Vereinheit- 
lichung der Fürsorge und weist im Gegensatz zu der von einer 
Referentin des Reichsarbeitsministeriums in der Presse jüngst 
geäußerten Anschauung an Hand des Gesetzes richtig nach, 
daß dıe Fürsorgepflichtverordnung eine einheitliche Fürsorge 
festlegt unter individualisierender Sonderbehandlung bei 
einzelnen Gruppen. So gelten die Bestimmungen über Rück- 
zahlung, vorbeugende Fürsorge und Arbeitsfürsorge gleich- 
mäßig für alle Betreuten. Richtig erscheint mir auch, daß 
Muthesius die allgemeine Fürsorge der Fürsorgepflichtver- 
ordnung mit der früheren Armenpflege nicht gleichsetzt. Des- 
halb ist sein Hinweis auf die Notwendigkeit einer gesetzlichen 
Regelung des Verlustes des Wahlrechts als Schöffe gerecht- 
fertigt. In einzelnen Punkten kann ich nicht ganz mit Muthesius 


hinter der freien subsidiär. Die freie Wohlfahrtspflege soll die 
öffentliche ergänzen. Die aus der Fürsorgepflichtverordnung 
oder den Reichsgrundsätzen nicht zu rechtfertigende Annahme 
einer Subsidiarität könnte dazu führen, daß sich die öffentliche 
Fürsorge unter Hinweis auf die Unterstützungen der freien 
Wohlfahrtspflege ihrer Pflicht entzieht. Dies wäre ein schwerer 
Schlag für die freie Wohlfahrtspflege, deren Aufgabe es ist, die 
Pflichtleistungen der Öffentlichen zu ergänzen, nicht aber zu er- 
setzen. Auch die Bezeichnung ‚‚Opferpflicht‘‘ der Hilfsbedürf- 
tigen für das Rückgriffsrecht der Fürsorgeverbände auf das 
Vermögen erscheint mir nicht glücklich. Die Mittel der freien 
Wohlfahrtspflege stammen zu einem großen Teile heute aus 
öffentlichen Zuschüssen, Pflegegeldern usw., nicht mehr aus den 
freiwilligen Beiträgen der Beteiligten. Der Wesensunterschied 
zwischen öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege liegt nicht in 
der Mittelaufbringung, sondern in der Trägerschaft. Diese nicht 
sehr bedeutsamen Ausstellungen hindern nicht, das Werk von 
Muthesius als die beste zur Zeit vorliegende Einführung in die 
Fürsorgepflichtverordnung für solche Kreise zu bezeichnen, 
denen weniger an der Auslegung der einzelnen Paragraphen 
liegt, als daran, sich einen Überblick über die Fürsorgegesetz- 
gebung der Gegenwart zu verschaffen. H.M. 


Otto Wölz (Berlin), Aufgaben deutscher Wohlfahrtspolitik. Gers- 
bach & Sohn-Verlag, G. m. b. H., Berlin 1925. Preis 2.— M. 
Wenn der für die Gestaltung der Wohlfahrtspflege in den 

letzten Jahren stärkster Wandlung entscheidende Referent des 

Reichsarbeitsministeriums sich zu den Fragen deutscher Wohl- 

fahrtspolitik äußert, wird er auf allgemeine Aufmerksamkeit 

rechnen dürfen. Die Schrift gibt den Vortrag wieder, den Wölz 


übereinstimmen. Die Öffentliche Wohlfahrtspflege ist nicht | im Herbst 1924 in einem Lehrgange der Vereinigung für staats- 
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wissenschaftliche Fortbildung gehalten hat. Besonders wertvoll 
erscheinen mir die Darlegungen der Zusammenhänge zwischen 
der Wohlfahrtspflege und anderen Kultur- und Rechtsgebieten, 
sowie die Anregungen, die Wölz für die daraus erwachsende 
Fortbildung aller die Wohlfahrtspflege beeinflussenden und von 
ihr beeinflußten Rechtszweige gibt (insbesondere für die Ge- 
staltung des Strafrechts und Strafprozesses). Eindringlich sind 
die jeden Gesundheitspolitiker erfreuenden Darstellungen, 
welchen Wert auch volkswirtschaftlich die Maßnahmen einer 
vorbeugenden Wohlfahrtspflege besitzen. Den mit dem Auf- 
und Ausbau der Wohlfahrtspflege beschäftigten Verwaltungs- 
beamten ist das Schlußkapitel zur ernstesten Beachtung zu 
empfehlen, in dem Wölz mit guten Gründen für die organi- 
satorische Vereinheitlichung aller Zweige der Wohlfahrtspflege 
in Ministerien, Ländern und Gemeinden eintritt. Hier spricht 
der kenntnisreiche Praktiker aus selbstgewonnener Erfahrung. 
Nicht einig bin ich mit Wölz in der Verwerfung einer den Einzel- 
fall zwar berücksichtigenden, aber Gruppen ablehnenden Ein- 
heitsfürsorge. — Für die Schrift darf man Wölz dankbar sein. 
Sie stellt einen Abschied des nunmehr anderen Aufgaben zu- 
gewiesenen Verfassers von dem Gebiete dar, in dem sein Wirken 
einen Zeitraum fortschrittlichster Umgestaltung des deutschen 
Fürsorgerechts bedeutete. H.M. 


Die Wohlfahrtspflege. in Einzeldarstellungen. Herausgegeben 
von Behrend, Karstedt, Wronsky. Carl Heymanns Verlag, 
Berlin 1925. 1. Band: Mahling, Die sittlichen Voraus- 
setzungen der Wohlfahrtspflege. 2. Band: Goeze, Fürsorge- 
erziehung. 

Carl Heymanns Verlag hat sich in den letzten Jahren große 
Verdienste um die geistige Fortentwicklung der Wohlfahrts- 
pflege erworben. Wenn die neue Sammlung den ihr von den 
Herausgebern gesetzten Zweck erfüllt, monographische Dar- 
stellungen der Wohlfahrtspflege zu bieten, die eine abge- 
schlossene Darstellung gewähren, so wird ein in anderen Schrift- 
reihen noch nicht erreichter Erfolg erzielt. Von den beiden 
ersten Veröffentlichungen wird die Mahlingsche Schrift dieser 
Aufgabe nicht völlig gerecht. Sie enthält eine warmherzige 
Darstellung einiger, nicht der sittlichen Voraussetzungen der 
Wohlfahrtspflege und bringt auch feinsinnige Gedanken über 
die Berufsausbildung und Berufsethik der Wohlfahrtspflege. 
Die begrifflichen Untersuchungen sind nicht. tiefgründig, auch 
fehlt eine Untersuchung der Motive, die bei den einzelnen Wohl- 
fahrtsrichtungen als Triebkräfte wirken. Wesentlich besser ge- 
lungen erscheint mir die zweite Veröffentlichung des branden- 
burgischen Landesrats und Fürsorgeerziehungsdezernenten 
Goeze. Eingehend und mit umfassender Sachkenntnis werden 
die gesetzlichen Grundlagen der Fürsorgeerziehung, Herkunft, 
Wesensart und Gesundheitszustand der Zöglinge, die Aus- 
führung der Fürsorgeerziehung und in einem Schlußkapitel die 
Fürsorge für Unerziehbare behandelt. Ohne daß man mit dem 
Verfasser in allen Einzelheiten übereinstimmen wird, muß man 
anerkennen, daß seit den Schriften von Landsberg und Peter- 
sen, die aber beide vor Erlaß der neuen Gesetze erschienen 
sind, eine gleichartige und gleichwertige Darstellung der Für- 
sorgeerziehung nicht veröffentlicht wurde. Auch der nicht im 
eigentlichen Sinne Fürsorgefachmann wird die Schrift mit Ge- 
winn lesen, um sich ein Bild von einem für die Kulturgestaltung 
nicht unwichtigen, zugleich aber die pädagogischen Zeitan- 
schauungen beleuchtenden Wirkungsgebiet öffentlicher Be- 
tätigung zu verschaffen. H.M. 


Schritten des Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge. Neue Folge Heft 4—6. Verlag G. Braun in Karls- 
ruhe. Heft 4. Die gegenwärtige Entwicklung des öffentlichen 
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Fürsorgewesens auf dem Lande von Amtshauptmann Hardraht. 
Heft 5. Fürsorge für männliche jugendliche Wanderer vom 
Standpunkt der Jugendfürsorge von Schatzrat Dr. Hartmann. 
Heft 6. Die Berufslage der Fürsorgerinnen von Dr. Martha 
Heynacher. 


Mit der Herausgabe obiger Schriftenreihe kehrt der deutsche 
Verein für Öffentliche und private Fürsorge zu seiner guten 
Vorkriegstradition zurück, seine Tagungen durch eingehende 
monographische Darstellungen des zu behandelnden Gebietes 
vorzubereiten. Die über 100 Bände umfassende Vorkriegs- 
schriftenreihe des Vereins enthält das wertvollste Material der 
deutschen Fürsorgewissenschaft. Der schnelle Wechsel der 
Probleme in der Kriegs- und Nachkriegszeit war wissenschaft- 
licher Bearbeitung unhold. Mit der Stabilisierung der Währung 
läuft eine Verlangsamung in den Veränderungen sozialer Zu- 
stände parallel, so daß jetzt wiederum die Gewinnung all- 
gemeinerer Gesichtspunkte möglich ist. Dieser Aufgabe werden 
vornehmlich die an erster (Hardraht) und dritter Stelle 
(Heynacher) genannten Schriften gerecht, während die zweite 
mir aus noch zu erörternden Gründen nicht in gleicher Weise 
geglückt zu sein scheint. Hardraht stellt in großen Zügen den 
gegenwärtigen Stand der Entwicklung dar, sucht daraus die 
lösungsbedürftigen und lösungsreifen Fragen herauszuschälen 
und die dringendsten Forderungen zu klären. Als ländliche 
Fürsorge bezeichnet er m. E. durchaus mit Recht die Fürsorge 
in zusammengesetzten Bezirken im Gegensatz zu der Gemeinde, 
bei der Bezirksfürsorgeverband und unterste Kommunalkörper- 
schaft zusammenfallen. Daraus ergibt sich naturgemäß eine 
starke Verschiedenheit, weil der industrielle Kreis Sachsens 
oder des Rheinlandes, der Vorortkreis vor den Toren der 
Großstadt oder der Bezirksfürsorgeverband einer rein land- 
wirtschaftlichen Gegend unter diesen Begriff fallen. Die 
historische Darstellung zeigt, in wie starkem Maße die Kreis- 
fürsorge auf sozialhygienischer Grundlage erwachsen ist. Bei 
der Darstellung der finanziellen Verhältnisse weist Hardraht 
darauf hin, wie sehr die Belastung der Fürsorgeverbände mit 
den Aufgaben der sogenannten gehobenen Fürsorge (Sozial- 
und Kleinrentnerunterstützung) infolge ihrer Höhe den Ausbau 
der vorbeugenden Fürsorge gefährdet. In der Landfürsorge ist 
nach Hardraht die Familienfürsorge das einzig mögliche 
System, die Anstellung hauptamtlicher Fürsorgeärzte wird aus 
sozialen wie finanziellen Gründen dringend befürwortet. Die 
gesamte Darstellung der gesetzlichen Grundlagen, des Aufbaus, 
der Aufgaben- und Lastenverteilung bietet ein so vollständiges 
Bild der Gegenwartslage der ländlichen Fürsorge, daß man der 
Schrift eine über die Vorbereitung der Breslauer Tagung hinaus- 
gehende bleibende Bedeutung zuerkennen kann. 


Gleiches darf man den Untersuchungen Martha Hey- 
nachers zubilligen. Es ist meines Wissens die erste jemals 
veröffentlichte Untersuchung über die gesamte Berufslage der 
Fürsorgerinnen, die nach der Vorbildung der Fürsorgerinnen, 
ihrem Arbeitsgebiet, den Dienstverhältnissen und dem Gesund- 
heitszustand erörtert wird. Eshandeltsichnicht umeine ,,gewerk- 
schaftliche‘ Schrift, sondern um eine Untersuchung, die um der 
Arbeitserfolge auf dem Tätigkeitsgebiete dieser Berufsange- 
hörigen willen angestellt ist. Aus den statistischen Fest- 
stellungen über die Vorbildung ergibt sich, daß nur !/, der 
Fürsorgerinnen aus der Volksschule hervorgegangen ist. Über- 
ragend häufig, sicherlich auch durchaus zweckmäßig, ist die 
krankenpflegerische Vorbildung, während die pädagogische 
wider Erwarten gering ist. Aus der Untersuchung des Arbeits- 
gebietes gelangt Heynacher zum Schluß, daß die Familien- 
fürsorge als Ziel des Außendienstes nur dann aufrecht zu er- 
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halten ist, wenn dem Anwachsen der Aufgaben eine entspre- 
chende Verkleinerung der Bezirke parallel läuft. Bezirke über 
8—10000 Einwohner kann eine Familienfürsorgerin nicht er- 
folgreich bewältigen. Die Zahl der Fürsorgerinnen, die sich 
noch nicht in einem Beamtenverhältnis befindet, ist bedauerlich 
groß. Um der inneren Sicherheit willen erscheint eine Festigung 
der Anstellungsverhältnisse unbedingt geboten. Dienst- und 
Besoldungsverhältnisse sind im Rheinland, besonders im Regie- 
rungsbezirk Düsseldorf und in Westfalen wesentlich günstiger 
als in den östlichen preußischen Provinzen und in der Provinz 
Sachsen, die überhaupt, zumal nach Abzug der beiden Groß- 
städte Halle und Magdeburg, recht ungünstige Zustände in 
der Berufslage der Fürsorgerinnen aufweist. (30% der Für- 
sorgerinnen im Regierungsbezirk Merseburg beziehen ein Ein- 
kommen von unter 120 Mark monatlich!) Nicht ganz so schlecht 
sind die Urlaubsverhältnisse. Die Angaben über die Gesundheits- 
lage bieten sicherlich kein vollkommen richtiges Bild, weil hier 
die Fürsorgerinnen aus begreiflichen Gründen mit der Beantwor- 
tung der Fragebogen zurückhaltend gewesen sind. Hoch ist der 
Prozentsatz der Erkältungs- und nervösen Erkrankungen, doch 
müßte, um Schlüsse daraus zu ziehen, das Ergebnis der Krank- 
heitsziffern, wie auch die Verfasserin betont, mit den Zahlen 
der Erkrankungen anderer berufstätiger Frauen verglichen 
werden. Die Untersuchungen erstrecken sich nur auf Preußen, 
doch dürften sie mit geringen Abweichungen bei der Größe und 
Verschiedenartigkeit des preußischen Gebietes, — man denke 
an das Ruhr-Rheingebiet und an Pommern oder die Grenz- 
mark — für das gesamte Reich nicht wesentlich abweichend 
sein. 

Die Darstellung der Fürsorge für männliche jugendliche 
Wanderer enthält wesentlich weniger tatsächliches Material als 
die beiden anderen Schriften. Der Herausgeber, Schatzrat 
Hartmann, ist in seiner Abhandlung sichtlich und meist auch 
mit Erfolg bemüht, nach Möglichkeit objektive Feststellungen 
zu verwerten. Er muß aber immer wieder erklären, daß ihm auf 
seine Anfragen ungenügende Auskünfte erteilt worden seien. 
Um so anerkennenswerter ist die Sorgfalt, mit der er das geringe 
ihm zugeflossene Material verwertet hat. Die von ihm für die 
Ausgestaltung der Fürsorge gezogenen Schlüsse und Vor- 
schläge sind beachtenswert und bieten der Praxis wertvolle 
Anregungen. Hartmanns Ausführungen gleichwertig sind die Er- 
örterungen des Hamburger Abteilungsleiters Nordmeier über 
die Frage ,,Arbeitsvermittiung oder Heimsendung ortsfremder 
zugewanderter Jugendlicher“. Im allgemeinen neigt Nordmeier 
nach seinen großstädtischen Erfahrungen mehr der Heimsen- 
dung zu und gibt für deren Durchführung zweckmäßige Rat- 
schläge. Über die württembergische Regelung, die der anderer 
Länder vorauseilt, berichtet der Stuttgarter Stadt- und Jugend- 


pfarrer Wüterich. Der Beitrag des Münchener Amtsgerichts- | 


direktors Rupprecht über die allgemein bekannten Maßnahmen 
des Vormundschafts- und Jugendgerichts für gefährdete oder 
verwahrloste Jugend mit seinen übertriebenen Schlagworten 
wäre in einer wissenschaftlichen Arbeit besser weggeblieben. 
H.M. 


Armenraad Amsterdam. Twaalfde Jaarverslag. 1924. Die 
deutsche Wohlfahrtsstatistik liegt noch sehr im argen. Zahlen- 
mäßige Belege für den Umfang im allgemeinen wie für die ein- 
zelnen Teilgebiete der Fürsorge stehen uns mit vereinzelten 
Ausnahmen (Fürsorgeerziehung) nicht zur Verfügung. Der 
Aufbau einer Unterstützungsstatistik ist neuerdings in die Wege 
geleitet. Einzelne größere Städte haben durch ihre eigenen 
statistischen Ämter ihre örtlichen Fürsorgeleistungen statistisch 
erfaßt. 


Da aber die Grundsätze, nach denen die Aufstellung | 
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solcher örtlichen Statistiken erfolgt, meist verschieden sind, 
so sind vergleichsweise Übersichten kaum möglich. Neuerdings 
erscheint einenordwestdeutsche Wohlfahrtsstatistik (abgedruckt 
in den Kommunalen Mitteilungen, amtliches Organ der Stadt 
Hannover und der Kreise Hannover und Linden), die ver- 
gleichsweise Statistiken aus 12 oder 13 nordwestdeutschen 
Städten enthält. Vorbildlich für jegliche Fürsorgestatistik sind 
die Veröffentlichungen des Armenraads Amsterdam. Da der 
Armenraad, eine auf dem niederländischen Armenrecht be- 
ruhende, nach unserem Sprachgebrauch als gemischt wirt- 
schaftliche Körperschaft des öffentlichen Rechts zu bezeich- 
nende Organisation sowohl die bürgerliche (kommunale) 
Armenpflege wie die bedeutenden und für die Gestaltung der 
Fürsorge in Holland noch wichtigeren freien Verbände umfaßt, 
so kann seine Statistik Anspruch darauf erheben, die Sozial- 
leistungen Amsterdams mit ziemlicher Vollständigkeit aufzu- 
zeigen. Die zwölfte Jahresübersicht erscheint bedauerlicher- 
weise in sehr verkürzter Form. Als Charakteristikum geht aus 
dieser hervor, daß auch in Holland sich ein starkes Überwiegen 
der kommunalen Unterstützungsfürsorge über die private ent- 
wickelt, die in der Zahl der unterstützten Personen von 46°, 
im Jahre 1920 auf 67,5% im Jahre 1924 und an aufgewandten 
Mitteln von 80% im Jahre 1920 auf 90% im Jahre 1924 an- 
gewachsen ist. H. M. 


0. v. Holbeck (Berlin), Grundzüge der Organisation der freien 
Wohlfahrtspflege in Deutschland (mit vier farbigen Tafeln). 
Verlag Hans Robert Engelmann. Berlin W 15. 1925. 

Die organisatorischen Grundlagen des Roten Kreuzes. Deutsches 
Rotes Kreuz. Berlin 1925. 

Jahresbericht des Deutschen Roten Kreuzes. 1. April 1924 bis 
31. März 1925. Deutsches Rotes Kreuz. Berlin. 

v. Holbeck, der Geschäftsführer des 5. Wohlfahrtsver- 
bandes, gibt in seiner Veröffentlichung eine durch farbige Schau- 
bilder erläuterte Übersicht über den Aufbau, die Aufgaben- 
gebiete und die Zusammenschlüsse der freien Wohlfahrtspflege 
in Deutschland, insbesondere der sieben anerkannten Spitzen- 
verbände. Die Schrift zeichnet sich durch besondere Anschau- 
lichkeit aus. In dem von Dr. Hildegard Böhme bearbeiteten 
Buche über ,,die organisatorischen Grundlagen des Roten 
Kreuzes“ wird die Entstehung und Entwicklung des Inter- 
nationalen Roten Kreuzes geschildert und eine Darstellung der 
Internationalen Rotkreuzorganisationen des Roten Kreuzes in 
Deutschland und dessen gesetzlichen Schutzes gegeben. In dem 
umfangreicheren Anhang sind alle das Rote Kreuz betreffenden 
Konventionen, Satzungen und Gesetze abgedruckt. Die Schrift 
kann als Quellenbuch des Roten Kreuzes bezeichnet werden. 
Aus dem Jahresbericht des Deutschen Roten Kreuzes von 
1924/25 erscheinen mir die Angaben über die Internationale 
Rotkreuzarbeit und die besonderen Aktionen des Deutschen 
Roten Kreuzes, die Fürsorge im besetzten Gebiete erwähnens- 
wert. H.M. 


Neuere Literatur zur Fürsorge in der Strafjustiz. 


1. Else Bozi, Gerichtshilfe für Erwachsene. Verlag Ferdinand 

Enke, Stuttgart. Preis 6.— # 

2. Margarete Sommer, Die Fürsorge im Strafrecht. Carl Hey- 
manns Verlag, Berlin. Preis 9.— .# 

3. 41. Jahrbuch der Gefängnisgesellschaft der Provinz Sachsen 
und Anhalt. Preis 3.— .# 

Die Fürsorge dringt in die Strafjustiz vor. Das einleitende 
Übersichtsreferat dieses Heftes von Dr. Else Bozi gibt ein Bild 
der gegenwärtigen Lage der sozialen Gerichtshilfe und bespricht 
ihre künftigen Aufgaben. Diese eingehend zu behandeln, ist 
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notwendig, soll der soziale Gehalt des jetzt dem Reichsrat zur 
Beratung vorliegenden Entwurfes eines neuen Strafgesetz- 
buches verwirklicht werden. Es ist daher keine Zufallserschei- 
nung, daß das Schrifttum über die Fürsorge im Strafrecht er- 
freulich anwächst, um so mehr zu begrüßen, als die hier ange- 
zeigten Schriften eine wirkliche Förderung der sozialen Literatur 
bedeuten. Dr. Sommer behandelt, worauf Jastrow in seinem 
einleitenden Geleitwort hinweist, als erste einheitlich den Für- 
sorgegedanken im Strafrecht, allerdings mit einer Ausnahme, 
auf die ich noch zurückkomme. Als Gefangenenfürsorge gilt 
ihr die Gesamtheit der Maßnahmen in der Strafrechtspflege, die 
zugunsten des Rechtsverbrechers getroffen werden. Deren Aus- 
wirkungen untersucht sie nach einer historischen und rechts- 
philosophischen Einleitung in der Strafverfolgung, der Ge- 
staltung des Strafensystems, im Strafvollzuge und nach der 
Entlassung. Bei der Betrachtung der Kriminalstatistik zeigen 
die furchtbaren Rückfallziffern (40 % innerhalb 10 Jahre, über 
45% überhaupt), daß der Besserungszweck im heutigen Straf- 
recht nur sehr unvollkommen erreicht wird. Bei der Dar- 
stellung der Fürsorge im Strafvollzug erscheint mir ihre Be- 
merkung insbesondere auch für die Sozialhygieniker beachtlich, 
daß es noch heute an einer Statistik fehlt, wie viele von den zu 
zehn und mehr Jahren Zuchthaus Verurteilten überhaupt das 
Ende ihrer Strafzeit erlebt haben und was aus diesen lang- 
fristig Inhaftierten nach ihrer Entlassung geworden ist. Für sehr 
richtig halte ich ihre Auffassung hinsichtlich der Arbeitsfürsorge 
für Strafgefangene, daß der freie Arbeiter kein größeres Recht 
auf Schutz seiner Arbeit und auf rationelle Verwendung seiner 
Arbeitskraft besitzt als der Gefangene, solange dies das Gesetz 
nicht ausdrücklich verneint. Man wird dies aller zünftlerischen 
Bekämpfung einer rationellen Arbeit der Strafgefangenen, die 
ein wertvolles Erziehungsmittel darstellt, entgegen halten 
können. Bei der Darstellung der Strafentlassenenpflege über- 
schätzt Dr. Sommer m. E. die Leistungsfähigkeit der freien 
Verbände, eine umfassende Entlassenenfürsorge wird auf der 
umfassenden amtlichen Fürsorge aufbauen müssen. Das 
wissenschaftlich ausgezeichnete Buch kommt in diesen Tagen 
der Beratung der Strafrechtsreform gerade zur rechten Zeit 
und sollte seiner wertvollen Anregung wegen über die Wohl- 
fahrtsfachkreise hinaus, vor allem auch von Kriminalisten ge- 
lesen werden. Es enthält nur die oben angedeutete Auslassung, 
die Mitwirkung von Fürsorgeorganen in der Voruntersuchung zur 
Erhellung der persönlichen Verhältnisse und der mutmaßlichen 
Beweggründe des Täters. Diese Lücke füllt das Buch von Else 
Bozi aus. Ihre Schrift gibt ein vollständiges Bild der Er- 
wachsenengerichtshilfe in Deutschland, wie sie teils in selb- 
ständigen Stellen, teils im Anschluß an Jugendgerichtshilfen 
oder Wohlfahrtsämter in einigen deutschen Landgerichts- 
bezirken bereits ausgeübt wird. Dr. Bozi zeigt uns die Tätigkeit 
dieser einzelnen Stellen, den organisatorischen Aufbau und die 
Art ihres Zusammenwirkens mit der Justiz. Aus den bisherigen 
Erfahrungen entwickelt sie die für die künftige Ausgestaltung 
bereits jetzt zu ziehenden Schlußfolgerungen. Eine mehr ört- 
liche Bedeutung besitzt der Bericht der sächsisch-anhaltinischen 
Gefängnisgesellschaft, der die Verhandlungen der deutschen 
Tagung über Gerichtshilfe für Erwachsene vom Mai 1925 in 
Halle wiedergibt. Für den Praktiker sind diese Verhandlungen 
insofern bedeutsam, als sie ein lehrreiches Bild von den Er- 
fahrungen einer tätigen Gerichtshilfestelle geben, ohne daß 
allerdings eine kritiklose Verallgemeinerung zulässig wäre. 
H.M. 


Union Internationale de Secours aux Enfants. Die Inter- 
nationale Vereinigung für Kinderhilfe in Genf gibt den Bericht 
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über den ersten großen internationalen Jugendfürsorgekongreß 
in Genf vom 24. bis 28. August 1925 heraus. Der Bericht ent- 
hält im Wortlaut die Reden der Eröffnungs- und Schlußvoll- 
versammlung und gibt in gekürzter Form die Verhandlungen 
der drei Kommissionen (Gesundheitsfürsorge, soziale Fürsorge, 
Erziehung und Propaganda) wieder. Die Beschlüsse des Kon- 
gresses sind in fünf Sprachen (französisch, englisch, deutsch, 
spanisch und italienisch) abgedruckt. Der Bericht (Preis 
3 Schweizer Franken) bildet ein historisches Dokument inter- 
nationaler Jugendfürsorge. 

Das Büro der Vereinigung zeigt in einem Rundschreiben an 
einige Mitarbeiter im Auslande an, daß sein Bulletin mit Rück- 
sicht auf die Besserung der Weltiage und das Seltenerwerden 
plôtzlicher Kindernotstände von 1926 aufhören und dafür eine 
fünfsprachige Zeitschrift erscheinen wird, die über Erfahrungen 
und Fortschritte der Jugendwohlfahrtspflege in allen Ländern 
berichten soll. H. M. 


Wohlfahrtsbriefmarken. Am 15. Dezember 1925 hat die 
deutsche Reichspost im Einvernehmen mit der Deutschen Not- 
hilfe drei Wohlfahrtsbriefmarken zum Frankaturwert von 5, 


: 10 und 20 Pfennigen erscheinen lassen, die zum doppelten Preise 
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verkauft werden. Die hübschen mehrfarbigen Briefmarken 
zeigen die Wappen von Preußen, Bayern und Sachsen. Der 
Preisaufschlag kommt Wohlfahrtszwecken zugute. Die Be- 
nutzung der Briefmarke zur Sammlung von Mitteln für die 
Wohlfahrtspflege kann man als eine Demokratisierung der 
Mittelaufbringung bezeichnen; die ausbleibenden großen und 
mittleren Spenden sollen durch die Masse der kleinen Beträge 
ersetzt werden. Mit bestem Erfolge hat diesen Weg seit Jahren 
die Schweiz mit den zugunsten der Stiftung pro juventute 
herausgegebenen Wohlfahrtsbriefmarken beschritten, von denen 
im Jahre 1924 an 8 Millionen Stück mit einem Wohlfahrts- 
erträgnis von 441 000 Franken verkauft wurden. Dem Schweizer 
Vorbild sind in den letzten Jahren andere Länder, Deutschland, 
die Niederlande, Österreich, Ungarn, die Tschechoslowakei und 
andere gefolgt, ohne jedoch bisher gleich günstige Ergebnisse 
zu erzielen. Es ist aber anzunehmen, daß allmählich der Ver- 
trieb von Wohlfahrtsbriefmarken in Deutschland um die 
Weihnachtszeit die gleiche Popularität erreichen wird wie in 
der Schweiz. Voraussetzung dafür ist, daß die großen Verbände 
der Wohlfahrtspflege sich dieser Aufgabe widmen, die ihnen 
hübsche finanzielle Erfolge bringt, da der Vertrieb durch die 
Post allein nie zu dem starken Verkauf führen kann. Auch 
wird der Aufschlag zum Frankaturwert nur in mäßigen Grenzen 
erhoben werden dürfen. Jedenfalls verspricht der diesjährige 
Verkauf trotz der verschlechterten Wirtschaftslage bessere Er- 
folge als der des Vorjahres. Eine hübsche mit zahlreichen 
Bildern versehene Übersicht über die bisher erschienenen Wohl- 
fahrtsbriefmarken gibt die im Verlag von C. F. Lücke in Leipzig 
im Auftrage der Reichsgeschäftsstelle der deutschen Nothilfe 
von Regierungsrat Dr. Alex Meyer herausgegebene Broschüre: 
„Die Briefmarke im Dienste der Wohltätigkeit.“ H.M. 


Preisaufgabe. Die Sächsische Landeswohlfahrtsstiftung hat 
beschlossen, zur Förderung der wissenschaftlichen Bearbeitung 
wohlfahrtspflegerischer Fragen folgende Preisaufgabe zu stellen: 
„Die örtliche und soziale Herkunft der öffentlich unterstützten 
Personen, insbesondere der verwahrlosten Familien einerStadt.“ 
An Hand von Akten der städtischen Wohlfahrtspflege soll fest- 
gestellt werden, inwieweit die öffentlich unterstützten Personen, 
insbesondere die verwahrlosten Dauerfälle aus der Stadt selber 
stammen, ob sie proletarischer Herkunft oder aus den Mittel- 
schichten herabgesunken sind oder ob es sich bei diesen Per- 
sonen um Zugewanderte handelt, die in der Stadt keinen festen 
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Fuß fassen konnten. Es soll ferner untersucht werden, ob sich | 


Feststellungen über die soziale Umschichtung der letzten Jahre 
und das Vorhandensein besonderer Zuwanderungsgebiete ver- 
armter Bevölkerung zu der betreffenden Stadt ziehen lassen. — 
Die Arbeiten sind mit dem Kennwort und einem verschlossenen 
Briefumschlag, der äußerlich das Kennwort angibt und den 
Namen des Absenders enthält, bis zum 1. Oktober 1926 an das 
Landeswohlfahrts- und Jugendamt, Dresden-N. 6, Düppelstr. 1, 
einzureichen. Für die beste Lösung der Preisarbeit wird ein 
Preis von 1000 RM. ausgesetzt. Das Prüfungskollegium ist er- 
mächtigt, den Preis unter mehreren gleichwertigen Arbeiten zu 
teilen. Die preisgekrönten Arbeiten werden Eigentum der 
Sächsischen Landeswohlfahrtsstiftung, die verpflichtet ist, die 
preisgekrönte Arbeit oder Arbeiten innerhalb 6 Monaten nach 
der Preiszuteilung im Drucke unter Benennung des Verfassers 
zu veröffentlichen. Die Landeswohlfahrtsstiftung ist berechtigt, 
auch nicht preisgekrönte Arbeiten gegen entsprechendes Ver- 
fasserhonorar zu veröffentlichen. Das Kollegium .der Preis- 
richter setzt sich aus folgenden Personen zusammen: Amts- 
hauptmann Hardraht, Grimma; Oberbürgermeister Dr. Luppe, 
Nürnberg; Ministerialrat Dr. Maier, Dresden; Dr. Polligkeit, 
Frankfurt a.M.; Stadtrat Schatter, Chemnitz. 


Zu dem Gesetzentwurf über die Rechtsstellung der Unehe- 
lichen ist im vorigen Heft dieses Archivs (S. 96) von Professor 
Klumker (Frankfurt a. M.) Stellung genommen worden. In- 
zwischen hat die Freie Vereinigung großstädtischer 
Jugendämter in ihren Verhandlungen in Frankfurt a. M. am 
4. und 5. Januar d. Js. eine Entschließung zu dem Gesetz- 
entwurf gefaßt, die in einem gewissen Widerspruch zu den er- 
wähnten Ausführungen steht. Zur Beurteilung des Gesetz- 
entwurfes wird es interessieren, die Stellungnahme der Jugend- 
ämter kennen zu lernen; sie gelangt daher nachstehend zum 
Abdruck. 


Entschließung der Freien Vereinigung großstädtischer 
Jugendämter zum Gesetzentwurf über das Recht des un- 
ehelichen Kindes und die Annahme an Kindesstatt. 
Die Freie Vereinigung großstädtischer Jugendämter hat es für 
ihre Pflicht erachtet, Stellung zu nehmen zu dem Entwurf eines 
Gesetzes über die unehelichen Kinder und die Annahme an 
Kindesstatt. Die Vereinigung ist dabei nicht lediglich vom 
Interesse des Kindes ausgegangen, sondern hat sich bemüht, 
in ihrem Urteil auch den Interessen der Mutter und des Vaters 
gerecht zu werden, sowie die allgemeinen sittlichen Anschauun- 
gen und die Interessen der Öffentlichkeit in Betracht zu ziehen. 


I. Die Teile des Entwurfs, die den Eintritt des unehelichen 
Kindes in eine Familiengemeinschaft zum Gegenstand haben 
(Annahme an Kindesstatt, Ehelichkeitserklärung, Pflegekind- 
schaft) werden durchweg begrüßt, bedürfen allerdings in einigen 
Punkten der Ergänzung. Insbesondere sollte die Blankoein- 
willigung der Mutter zur Adoption bei Amts- oder Vereins- 
mündeln genügen. Zu prüfen ist, ob es nicht Bedenken unter- 
liegt, die Begründung eines festen Pflegeverhältnisses gegenüber 
juristischen Personen zuzulassen, da diese ihre Pflicht wiederum 
nur durch von ihnen ausgesuchte Pflegestellen, die veränderlich 
sein können, oder durch Anstalten ausüben können. Will man 
aber diese Bedenken zurückstellen, so müssen jedenfalls die 
Jugendämter selbst den juristischen Personen, die Pflegeeltern- 
stelle einnehmen können, ausdrücklich gleichgestellt werden. 
Es ist dafür Sorge zu tragen, daß alle Minderjährigen, auch die 
über 14 Jahre, über die ein Pflegevertrag abgeschlossen wird, 
unter fortlaufender Aufsicht der Jugendämter bleiben. 

Ferner ist, insbesondere auch zur Ausfüllung einer Lücke, 
die trotz der Einführung des Pflegekindschaftsvertrages ver- 
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bleibt, eine Änderung des $ 1666 BGB. in der Richtung in 
Erwägung zu ziehen, daß an Stelle der schuldhaften Verletzung 
der Elternpflicht die objektive Gefährdung der Kindesinteressen 
tritt. 

Il. Der Grundgedanke des Entwurfs, die Lage der unehe- 
lichen Kinder so weit als möglich der der ehelichen anzunähern, 
verdient ebenfalls Zustimmung. Auch dem Wege, auf welchem 
der Entwurf dies Ziel zu erreichen sucht, kann im wesentlichen 
zugestimmt werden. Wenigstens ist der Entwurf als geeignete 
Grundlage der Verhandlungen zu betrachten. Im einzelnen sind 
eine Reihe von Äbänderungen vorzuschlagen. 


1. Vaterschaft. 

Der Entwurf hat bei der Feststellung der Vaterschaft das 
Prinzip der ‚‚Wahrheit‘‘ allzu stark betont. Auch bei der ehe- 
lichen Vaterschaft hat sich das Gesetz mit Vermutungen be- 
helfen müssen, weil schließlich die natürlichen Vorgänge sich 
einem strikten Beweis entziehen. Bei der unehelichen Vater- 
schaft würden die vorgeschlagenen Sicherheiten der „Wahrheit“ 
zu Nachteilen für die richtige Entwicklung des Kindes führen; 
die fortgesetzt mögliche Anfechtung scheint geeignet, die an- 
ständige Mutter stets von neuem zu beunruhigen. Die Praxis 
könnte sich mit einer Feststellung des wahrscheinlichen 
Vaters durchaus befreunden. Dem kann man durch folgende 
Neuforderung des $ 1705g Rechnung tragen: 

Die Vaterschaft ist gerichtlich festzustellen, wenn der- 
jenige, der als Vater des Kindes bezeichnet ist, der Mutter 
innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt hat, es sei denn, 
daß auch ein anderer innerhalb dieser Zeit ihr beigewohnt 
hat. Eine Beiwohnung des anderen bleibt jedoch außer Be- 
tracht, wenn es den Umständen nach unwahrscheinlich 
ist, daß die Mutter das Kind aus dieser Beiwohnung emp- 
fangen hat. 

Es muß jedenfalls vermieden werden, daß ein großer Teil der 

Kinder, die heute einen ‚‚Erzeuger‘‘ erhalten, später unter die 
Kinder mit unsicherer Vaterschaft fallen. 
“ Die Anerkennung der Vaterschaft sollte — wie es bisher ge- 
schah — als Verzicht auf die Einrede des Mehrverkehrs aus- 
gelegt werden. Dies ist um so unbedenklicher, wenn ihre Be- 
urkundung dem Jugendamt übertragen wird, da in diesem Falle 
eine ausreichende Rechtsbelehrung gesichert ist. Die Zustim- 
mung der Mutter und des Vormundes ist daneben aufrecht zu 
erhalten. 

Für eine besondere Anfechtung der Anerkennung oder der 
einmal erfolgten Feststellung ist ein Bedürfnis nicht anzuer- 
kennen; die allgemeinen Vorschriften, insbesondere die über 
Anfechtung wegen Täuschung, genügen hier. 

Daß die Feststellung der Vaterschaft bei erwiesenem beacht- 
lichen Mehrverkehr unterbleibt, erachtet die Mehrheit der Ver- 
einigung für richtig; sie kann sich auch trotz mancher Bedenken 
mit der Solidarhaft mehrerer möglicher Väter und der daraus 
folgenden Ausgleichspflicht befreunden. Es wäre dabei zu 
prüfen, ob nicht mit Rücksicht darauf, daß diese Kinder unter 
Amtsvormundschaft bleiben müssen, von einer zivilrechtlichen 
Ausgleichspflicht abgesehen werden kann, weil dieser Vormund 
von sich aus unter den mehreren möglichen Vätern in billiger 
Weise eine Ausgleichung erreichen kann. Ein anderer Teil der 
Vereinigung erachtet es dagegen für richtig, daß gegen den 
Nachweis des Verkehrs nur die Einrede der Unmöglichkeit 
der Zeugung zugelassen, anderenfalls aber Vaterschaft fest- 
gestellt wird, und daß dementsprechend es dem Vormund über- 
lassen bleibt, falls Mehrverkehr stattgefunden hat, einen der 
möglichen Väter und zwar den wahrscheinlichsten zur Fest- 
stellung zu bringen und haftbar zu machen. 
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Anerkennung und Feststellung der Vaterschaft sollte mit 
Rechtswirkung für und gegen alle ausgestattet werden. Dies 
ist um so unbedenklicher, wenn durch eine Verweisung der Ent- 
` scheidungen an das Vormundschaftsgericht der Offizialbetrieb 
des Verfahrens gesichert ist. 


2. Persönliche Rechtsbeziehungen. 


Billigung verdient, daß persönliche Rechtsbeziehungen 
zwischen dem Vater und Kind nur durch das Vormundschafts- 
gericht verliehen werden sollen. Zweifelhaft kann sein, ob nicht 
das Verkehrsrecht zu schikanösen Anträgen mißbraucht werden 
kann und ob tür dieses überhaupt ein Bedürfnis besteht. Die 
Gewährung des Sorgerechts an den Vater ist von seiner Be- 
währung in der Fürsorge für das Kind abhängig. 

Die Verleihung des Sorgerechts an den Vater sollte aber, um 
Reibungen zu vermeiden, nur im Wege einer Übertragung des 
mütterlichen -Rechtes an ihn bewirkt werden und kann folglich 
nur erfolgen, wenn die Mutter minder geeignet zur Erziehung ist. 
Andererseits sollte überhaupt, um vielfach in der heutigen 
Praxis hervortretenden Schwierigkeiten abzuhelfen, das Sorge- 
recht der unehelichen Mutter in der Weise beschränkt werden, 
daß neben ihr der Vormund das Recht der Aufenthaltsbestim- 
mung erhält, so daß im Streitfalle das Vormundschaftsgericht 
entscheidet. Der sich bewährenden Mutter wäre dann unbe- 
denklich das volle Sorgerecht zu verleihen. 

Es ist anzuerkennen, daß es Fälle gibt, in denen die Ver- 
leihung der elterlichen Gewalt an die Mutter angebracht ist. 
Daß auch hier eine längere Bewährung vorangehen muß, er- 
scheint selbstverständlich. Die Folge der Verleihung der elter- 
lichen Gewalt müßte allerdings wohl sein, daß eine Aufsicht des 
Jugendamtes vollständig aufhört und insoweit auch der Ab- 
schnitt Ill der R JWG. ergänzt wird. 

‚Ob in gleicher Weise ein Bedürfnis für die Erteilung der elter- 
lichen Gewalt an den Vater anzuerkennen ist, dürfte doch recht 
zweifelhaft sein, da die erleichterten Bedingungen für die Ehe- 
lichkeitserklärung zu beachten sind. Dagegen dürfte sich eine 
Prüfung in der Richtung empfehlen, ob nicht unter der Voraus- 
setzung freiwilliger Anerkennung der Verwandtschaft eine be- 
sondere Rechtsregelung für eine Gruppe unehelicher Kinder ge- 
troffen werden könnte mit starken Verwandtschaftswirkungen, 
insbesondere einer gegenseitigen Unterhaltspflicht zwischen 
Vater und Kind wie zwischen ehelichen Verwandten, wobei 
jedoch das Aufsichtsrecht des Jugendamtes fortdauert. 


3. Unterhaltspflicht. 


Es war zu prüfen, ob die Erweiterungen und Änderungen der 
Unterhaltspflicht, die der Entwurf für den Vater begründen 
will, zweckentsprechend sind und ob eine Unterscheidung der 
Haftung des Vaters und des nur Zahlungspflichtigen nach Art 
und Maß sich rechtfertigt. 

ʻa) Die Einbeziehung des Standes des Vaters in die Be- 
messung des standesgemäßen Unterhalts des Kindes ist zu be- 
grüßen. Sie scheint aber auch gegenüber dem nur Zahlungs- 
pflichtigen, bei dem jedenfalls eine Möglichkeit der Verwandt- 
schaft vorliegt, angemessen und kann nicht unbedingt als 
Rechtsfcige nachgewiesener Verwandtschaft betrachtet werden. 
Sie wird daher auch für den nur Zahlungspflichtigen empfohlen. 

b) Die Begründung einer Mithaftung der Eltern des Vaters 
würde an sich wünschenswert sein, hat aber doch wohl in der 
Volksanschauung noch zu wenig Boden und kann sehr bedenk- 
liche Rückwirkungen auf das Verhalten des Vaters haben, wenn 
die Eltern sich widersetzen. Diese Neuerung ist daher nicht zu 
empfehlen. Zur Sicherung gegen Machenschaften der Eltern 
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zwecks Vereitelung der Vollstreckung von Unterhaltsan- 
sprüchen genügt der 1925 in Österreich eingeführte Vollstrek- 
kungsschutz (s.n. S.). 


c) Gegen die Zubilligung der Kompetenzeinrede im Prozeß- 
verfahren bestehen die erheblichsten Bedenken, insbesondere, 
weil sich dann fortgesetzte Herabsetzungsanträge der Väter 
nicht vermeiden lassen. Ihre Einführung ist, wenn die Wahr- 
scheinlichkeit der Vaterschaft zur Begründung der Unterhalts- 
pflicht ausreicht, nicht mehr unbedingte Rechtsfolge. In der 
Praxis kann auch dem Bedürfnis der Schonung zahlungswilliger 
Väter durch entsprechende nachsichtige Behandlung und Ver- 
jährenlassen der unbezahlten Alimente geholfen werden. Die 
Vereinigung spricht sich daher für eine Beibehaltung des jetzigen 
Rechtszustandes aus, wonach dem Vater der notdürftige Unter- 
halt im Vollstreckungsverfahren gesichert bleiben muß. 


Hiernach erscheint eine unterschiedliche Behandlung der 
Unterhaltspflicht des Vaters und des nur Zahlungspflichtigen 
nicht geboten. 


Für die Ausgestaltung des Unterhaltsanspruchs sind folgende 
Forderungen zu erheben: 


aa) Erstreckung der Unterhaltspflicht bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres. 


bb) Im Interesse der Wahl eines gelernten Berufes ist $ 1708c 
dahin zu ändern, daß bis zum 16. Lebensjahre der Arbeitsver- 
dienst außer Betracht bleibt und später nach Billigkeit anzu- 
rechnen ist. 


cc) Die Vorschrift des $ 1709 Abs. 1 Satz 2 ist unbedingt ab- 
zulehnen. Sie würde lediglich zur Folge haben, daß zahlungs- 
unwillige Väter das friedliche Verhältnis zwischen der Mutter 
und ihren Verwandten stören. Eine verständige praktische 
Handhabung in der Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs 
reicht hier vollständig aus. 


dd) Abzulehnen ist ferner die Neufassung des $ 1711. Die 
Anmeldung eines Unterhaltsanspruchs beim Gericht ist erst 
möglich, wenn sichere Unterlagen für die Person des Vaters be- 
schafft sind, was gerade in der ersten Zeit nach der Geburt 
häufig Schwierigkeiten macht. Die Bestimmung des jetzigen 
$ 1711 ist vorzuziehen. 


_ Zu erwägen ist, ob nicht in den Übergangsbestimmungen 
festgesetzt werden kann, daß die nach altem Recht begründeten 
Unterhaltspflichten nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts 
der Art und dem Maß nach dem neuen Recht unterworfen sein 
sollten. 

Es ist dringend wünschenswert, daß die österreichische 
Regelung eines Vollstreckungsschutzes der Unterhaltsforderun- 
gen gegen Vereitelungsversuche von Angehörigen und Arbeit- 
gebern auch in das deutsche Recht eingefügt werde. 

Die gesamten Bestimmungen über den Unterhaltsanspruch 
müssen durch Bestimmungen des öffentlichen Rechts ergänzt 
werden, die eine ausreichende und prompte Sicherstellung der 
Versorgung der unehelichen Kinder erreichen. Hilfsbedürftig- 
keit des unehelichen Kindes ist insbesondere dann anzunehmen, 


“wenn der Vater mit Erfüllung seiner Verpflichtungen in Rück- 


stand gerät, es sei denn, daß offenbar die Mutter oder deren 
Familie den standesgemäßen Unterhalt des Kindes sicherstellt. 
Es wird außerdem zu fordern sein, daß die heute den Bezirks- 
fürsorgeverbänden obliegende Unterstützung hilfsbedürftiger 
Minderjähriger den Jugendämtern für die Minderjährigen, die 
dauernd ihrer Betreuung unterstehen (also etwa im Umfang 
der §§ 50, 51, RJWG.) durch Gesetz übertragen werde. Diese 
Vorschrift wird zur Sicherung prompter Hilfe Wesentliches 
beitragen. 
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4. Verfahren. 

Die den Jugendämtern eingeräumte Stellung als Erziehungs- 
und Fürsorgebehörde muß ihren Ausdruck im Gesetze selbst, 
nicht nur in den Ausführungsvorschriften finden. Insbesondere 
ist zu fordern, daß das Jugendamt bei allen rechtsgestaltenden 
Entscheidungen des Vormundschaftsgerichtes mitwirkt, bei 
mündlichen Verhandlungen Gelegenheit zur Vertretung, ferner 
Beschwerderecht erhält und ihm eine beurkundende Tätigkeit 
in weitgehendem Maße einschließlich Aufnahme vollstreckbarer 
Titel gewährt wird. Die Übertragung der Entscheidungen auf 
die Vormundschaftsgerichte wird, auch insoweit sie die Vater- 
schaft und die Unterhaltspflicht betrifft, im allgemeinen be- 
grüßt; insoweit jedoch die von einem Teil hiergegen erhobenen 
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Bedenken als stichhaltig anzuerkennen sind, wird für den 
Prozeßweg der Offizialbetrieb unter Ausschluß der Öffentlich- 
keit zu fordern sein. Andererseits sind, wenn die Entschei- 
dungen dem Vormundschaftsgericht übertragen werden, die 
üblichen Prozeßsicherungen (ausreichende Anhörung, Er- 
hebung beantragter Beweise usw.) für beide Tatsacheninstanzen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit grundsätzlich zu gewähr- 
leisten. Selbstverständliche Voraussetzung für diese starke Er- _ 
weiterung der vormundschaftlichen Tätigkeit ist ein enges Zu- - 
sammenarbeiten der Jugendämter mit den Vormundschafts- 
gerichten, sowie eine besondere Rücksichtnahme bei der Aus- 
wahl der Vormundschaftsrichter auf deren bedeutende sozial- 


| fürsorgerische Aufgaben. 


TAGUNG EN 


Tagung des Allgemeinen Fürsorge-Erziehungstages 
in Dresden. 


Der Allgemeine Fürsorge-Erziehungstag, der 1924 in Heidel- 
berg getagt hatte (vgl. den Bericht in Heft 1 des I. Bandes 
S. 84) trat am 12. und 13. Oktober 1925 in Dresden zusammen. 
Zwei bedeutsame Fragen standen zur Beratung: „Die Sonder- 
behandlung der schwersterziehbaren Fürsorgezöglinge und der 
Geschiechtskranken innerhalb und außerhalb der Anstalt“ und 
„Welche Anforderungen sind an die Vor- und Ausbildung der 
erzieherischen Kräfte zu stellen?“ 

Zu dem ersten Thema, zu dem — um Mißverständnissen, wie 
sie auf der Tagung hervortraten, von vornherein vorzubeugen — 
erläuternd bemerkt werden mag, daß es zwei ganz verschiedene 
und nicht notwendigerweise miteinander in Verbindung stehende 
Gruppen, nämlich die Schwersterziehbaren und die Geschlechts- 
kranken, zusammenfaßte, war als Generalreferent der Direktor 
der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt in Hildesheim, San.-Rat 
D. Mönkemöller, bestellt. Er hält die besondere Behandlung 
und Unterbringung solcher Zöglinge für notwendig, die vom 
Psychiater nach eingehender Beobachtung als schwerpsycho- 
pathisch erkannt worden sind, und bei denen die in einer Er- 
ziehungsanstalt vorgenommenen Erziehungsmaßregeln völlig 
versagt haben. Da sich die Unterbringung dieser ‚‚Schwerst- 
erziehbaren‘ in Heil- und Pflegeanstalten im allgemeinen nicht 
bewährt habe, müßten sie in Erziehungsanstalten, die unter 
psychiatrischer Leitung ständen, oder in besonderen Abteilungen, 
die im Anschluß an große Heil- und Pflegeanstalten zu bilden 
seien, untergebracht werden. Die Behandlung und Erziehung 
müsse nach psychiatrischen Grundsätzen erfolgen, die sich der 
Sonderart des Materials anzupassen und mit den Erfahrungen 
der Heilpädagogik zu verbinden hätten. Der Erkennung und 
Behandlung der Geschlechtskrankheiten müsse die größte Be- 
achtung geschenkt werden. Unter Umständen sei die Ein- 
richtung von besonderen Abteilungen für geschlechtskranke 
Zöglinge erforderlich. Zur Mitberichterstattung vom Stand- 
punkte der männlichen Fürsorgeerziehung war der Direktor 
der Erziehungsanstalt Struveshof bei Berlin, Pastor Rake, ge- 
wonnen. 
teilungen für geschlechtskranke Zöglinge für notwendig. Die 
Behandlung geschehe am zweckmäßigsten in einer Sonder- 
abteilung eines Krankenhauses unter ärztlicher Leitung mit er- 
zieherisch geschultem und pflegerisch ausgebildetem Personal. 
Für die Schwersterziehbaren, zu denen er außer den Schwer- 
psychopathen noch die allerdings zahlenmäßig geringen Schwer- 
verwahrlosten und Milieu-Geschädigten rechnet, sei eine heil- 
pädagogische Behandlung in einer Sonderabteilung notwendig, 
die einer größeren Erziehungsanstalt angegliedert werden müsse. 


Auch er hielt die Einrichtung von besonderen Ab-' 


Vom Standpunkt der weiblichen Fürsorgeerziehung berichtete die 
Leiterin der Erziehungsanstalt Bethesda in Boppard, Oberin 
Sievers. Sie forderte zur Behandlung der Schwersterziehbaren 
besondere Abteilungen mit Isoliermöglichkeiten, verschiedene 
Arbeits- und Beschäftigungsmöglichkeiten und besondere ärzt- 
liche Überwachung sowie psychiatrische und seelsorgerische Be- 
handlung. Aus der Erziehungsanstalt seien diejenigen Zöglinge 
auszuscheiden,die wegen geistiger Erkrankung oderMinderwertig- 
keit unerziehbar seien oder schon einen solchen sittlichenTiefstand 
erreicht hätten, daßsieeine Gefahr für dieanderen Zöglingeseien. 
Beide Mitberichterstatter legten auch der Nachpflege außerhalb 
der Anstalt besonderes Gewicht bei. In der mehrstündigen Aus- 
sprache berichteten zahlreiche Teilnehmer über ihre Erfahrungen 
mit Schwererziehbaren. Erwähnt sei, daß ein Redner — nicht 
ohne Widerspruch — eine neue Art Anstalten anregte, in denen 
aufsässige, jeden Fortschritt hemmende und die anderen Zög- 
linge in Normalanstalten und Psychopathenheimen gefährdende 
Elemente einer harten, straffen Durchgangskur unterworfen 
werden und unter dem eisernen Zwang der Pflicht sich zu fügen 
lernen. Folgende EntschlieBung wurde angenommen: 

‚Um die erzieherischen Belange innerhalb der Anstalt sicher- 
zustellen, hält der A.F.E.T. es für wünschenswert, daß 

1. die Schwererziehbaren, sofern solche vorhanden sind, in 
einer Sonderabteilung der Erziehungsanstalt erzogen 
werden, wobei dem Psychiater eine besondere Mitwirkung 
zukommt; 

2. die Geschlechtskranken nicht im allgemeinen Kranken- 
haus ihrer Gesundung zugeführt werden sollen, sondern in 
eigens dafür geschaffenen Abteilungen oder Anstalten, die 
innerlich und organisch auf dem Boden der Erziehungs- 
fürsorge stehen.‘ 

Auch zum zweiten Thema waren drei Berichterstatter be- 
stellt. Sie stimmten darin überein, daß die natürliche Anlage, 
die zum Erzieherberuf notwendig ist, durch keine Ausbildung 
ausreichend ersetzt werden kann. Die Zulassungsvorschriften 
zum Erzieherberuf dürften nicht schematisch an den Abschluß 
einer bestimmten Schulbildung geknüpft werden; mangelnde 
Schulkenntnisse müßten aber sofort in der Anstalt nachgeholt 
werden. Von jedem Erzieher müsse eine gründliche und zu- 
verlässige allgemeine Bildung verlangt werden. Daneben sei 
einige praktische Erfahrung auf dem Gebiete der Erziehung 
oder der sozialen Arbeit und ein gewisses Maß selbsterrungener 
Lebensreife vom Erzieher zu erwarten. Im einzelnen forderte 
die erste Berichterstatterin, Frau Elisabeth Nitzsche, wissen- 
schaftliche Leiterin der sozialen Frauenschule der Inneren 
Mission in Berlin, die über die Vor- und Ausbildung der er- 
zieherischen Kräfte für Klein- und Schulkinder sprach, daß zum 
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Zwecke der weiteren Ausbildung nach einem wohidurchdachten 
Lehrplan Kurse an Fürsorgeerziehungsanstalten selbst abge- 
halten werden, in steter Verbindung mit der Anstaltspraxis, 
aber unter Gewährleistung von genügender Freizeit zum Stu- 
dium. Die Lehrmethode in Form der Arbeitsgemeinschaft, die 
Wahl der Dozenten und die Auswahl der Fächer müßten sich 
nach den praktischen Bedürfnissen der Anstalten richten, unter 
Vermeidung jeder Lebensfremdheit. Für die Erzieher von 
- Klein- und Schulkindern verlangte die Berichterstatterin als 
Vorbildung einige Fachausbildung und praktische Betätigung 
in Kinderpflege und Kindererziehung, sowie eine gewisse Hand- 
und Kôrpergeschicklichkeit. Der zweite Berichterstatter, 
Pfarrer Becker, Direktor der rheinischen Provinzial-Fürsorge- 
erziehungsanstalt in Fichtenhain, der die Anforderungen für 
Erzieher von schulentlassenen männlichen Fürsorgezöglingen 
behandelte, vertrat die Auffassung, daß die Frage, ob die Aus- 
bildung in den Fürsorgeerziehungs-Anstalten oder in besonderen 
Erzieherseminaren erfolgen solle, sich nach den verschieden 
gelegenen Verhältnissen der Landesteile und der Anstalten 
richten müsse. Die Ausbildung müsse konfessionell durchgeführt 
werden. Erzieherkandidaten und Erzieher, die sich dauernd 
als ungeeignet erwiesen, müßten entlassen werden; Erzieher, 
die sich bewährten, müßten der Arbeit erhalten bleiben und in 
ihrer äußeren Lebenshaltung gefördert und sichergestellt wer- 
den. Die Ausbildung von Erziehern für weibliche schulent- 
lassene Fürsorgezöglinge behandelte der Direktor des evangeli- 
schen Diakonissenhauses in Berlin-Teltow, Pastor WieBner. 
Im Gegensatz zu der ersten Berichterstatterin sprach er sich für 
einjährige Lehrgänge in besonderen Seminaren aus. Diese 
wissenschaftlich-theoretische Ausbildung solle erst: nach min- 
destens 1 1, jähriger praktischer Erziehungsarbeit erfolgen. Die 
Weiterbildung der Erzieherinnen sei durch regelmäßige päd- 
agogische Konferenzen innerhalb der Anstalt und durch be- 
sondere Lehrgänge bzw. Freizeiten, möglichst in anderen An- 
stalten, zu betreiben. Der Berichterstatter bedauerte, daß nicht 
mehr Iyzealgebildete junge Mädchen sich diesem Berufe zu- 
wendeten. Die Aussprache gestaltete sich sehr anregend und 
fruchtbringend. Besonders erwähnenswert sind die mit Beifall 
aufgenommenen Äußerungen von Professor Kiumker-Frank- 
furt a. M., die Anstaltserzieherfrage sei nur im Zusammenhang 
mit der Frage der Ausbildung und Gewinnung von Jugend- 
fürsorgern überhaupt zu lösen. Es sei nicht möglich, jemanden 
nur zum Anstaltserzieher auszubilden, die Ausbildung müsse 
sich vielmehr auf die gesamte Jugendfürsorge erstrecken, damit 
ein ständiger Austausch zwischen Anstaltserziehern und Jugend- 
amtsbeamten eintreten könne. Von mehreren Seiten wurde die 
Notwendigkeit einer stärkeren Heranziehung von Erziehern aus 
der sozialen Schicht, aus der die Zöglinge stammen, betont. 
Eine eingehende Aussprache fand auch über die Besoldung der 
Erzieher statt, wobei übereinstimmend festgestellt wurde, daß 
eine bessere Bezahlung angestrebt werden müsse. 


Folgende Resolution wurde gefaßt: 


„Der A.F.E.T. ersucht die Behörden und Anstalten, die Frage 
der Besoldung der Erzieher einer Prüfung zu unterziehen. Eine 
Einstufung ausgebildeter Erzieher in die 2. bis 4. Gehaltsklasse 
hält der A.F.E.T. für durchaus ungenügend und für eins der 
größten Hindernisse zur Gewinnung tüchtiger Erzieher. 

Der A.F.E.T. hält es ferner für erwünscht, in den Ländern 
und Provinzen einen Ausbildungs- und Fortbildungsplan für 
Erzieher und Erzieherinnen aufzustellen, der den Anstaltsver- 
hältnissen angepaßt ist und die Erlangung einer Lebensstellung 
auch bei Berufswechsel ermöglicht.“ 


Walther Gerth (Dresden). 
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‚kenkassen, 


Öffentliche Tagung des Ausschusses der Deutschen Jugend- 
verbände in der Stadthalle zu Kassel am 6. und 7. Oktober 1925. 
Freizeit der Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter. 

Die Not der deutschen werktätigen Jugend und ihr Recht auf 
Ruhe und Erholung in aller Öffentlichkeit festzustellen, war der 
Zweck der Veranstaltung. In 9 Vorträgen wurde zur Freizeit 
der Jugendlichen Stellung genommen. Das grundlegende Refe- 
rat hielt Dr. Bogusat, Oberregierungsrat im Reichsgesund- 
heitsamt Berlin über ‚Die Bedeutung einer ausreichenden 
Freizeit für die Gesundheit der erwerbstätigen Jugend‘. 
Bogusat zeigte die furchtbaren Verheerungen, besonders der 
Kriegs- und Nachkriegszeit, an der Gesundheit des heran- 
wachsenden Geschlechts auf und trat bedingunglos für einen 
durchgreifenden Jugendschutz — beschränkte Arbeitszeit und 

ausreichende Ferien — ein. 

Über ‚Die Bedeutung der Freizeit für die Erziehung der 
erwerbstätigen Jugend‘ sprach Ministerialrat Dr. Ziertmann 
vom Preußischen Ministerium für Handel und Gewerbe. Der 
erste Teil dieses Vortrages galt dem gestellten Thema, der zweite 
Teil griff weit darüber hinaus und entsprach nicht dem Zweck 
der Tagung. Die durch den ersten Vortrag so ernst und ein- 
dringlich begründete Forderung auf durchgreifenden Jugend- 
schutz in die Wunschwelt zu verlegen und ihr als Wirklich- 
keitswelt die These gegenüberzustellen: ‚Eine sofortige ge- 
setzliche Einführung von Ferien für erwerbstätige Jugendliche 
würde zu unüberwindlichen Schwierigkeiten führen und kann 
daher nicht befürwortet werden‘, mußte auf 99 Prozent der 
Teilnehmer der Konferenz peinlich wirken. In der Aussprache 
fand diese Auffassung lebhaften Widerspruch. 

„Die wirtschaftliche Durchführbarkeiteiner ausreichenden 
Urlaubs- und einer angemessenen Arbeitszeit für erwerbstätige 
Jugendliche‘ sollte am nächsten Tage an Stelle des verhinderten 
Dr. Studders-Halle, Dr. Stammler-Berlin beweisen. Art 
und Inhalt dieses Vortrags lösten bei der Versammlung wieder- 
holt lautes Mißfallen aus. Der Referent wollte den „guten 
Willen‘ des einzelnen entscheiden lassen und vergaß, daß auch 
für den weitgehendsten Wirtschaftsliberalismus noch h ygieni- 
sche, ethische, kulturelle, staatspolitische und öko- 
nomische Gesetze Geltung haben. Die Ablehnung einer ge- 
setzlichen Festlegung und der Hinweis auf die Möglichkeit 
einer tarifvertraglichen Regelung erfuhr in Zwischenrufen von 
Gewerkschaftsvertretern, die auf die bisherigen MiBerfolge hin- 
wiesen, glatte Ablehnung. Nach Beendigung des Referats und 
einer kurzen Pause verlas der Leiter der Verhandlungen, 
Jugendpfarrer Suderow, eine scharfe Erklärung des Aus- 
schusses, die sich gegen den Inhalt des letzten Vortrags richtete. 
Dem Ersuchen eines älteren Teilnehmers der Tagung, auf den 
Vortrag Dr. Stammlers in der Debatte nicht zurückzukommen, 
wurde Folge geleistet und damit war der peinliche Zwischenfall 
erledigt. | 

In der Nachmittagssitzung wurde in fünf kurzen Vorträgen 
das Thema: ‚Die Mithilfe an einer förderlichen Verwendung der 
Freizeit Jugendlicher“ durch die Jugendverbände, die öffent- 
lichen Wohlfahrtseinrichtungen der Länder, Gemeinden, Kran- 
Versicherungsanstalten und ähnlichen Einrich- 
tungen und die freien Wohlfahrtseinrichtungen behandelt. Vor- 
tragende waren Herr Westphal, Fräulein A. Schulze, 
Berlin, Reg.-Rat Hecker-Düsseldorf, Oberbürgermeister Dr. 
Luppe-Nürnberg, Direktor a. D. Kohn-Berlin und Stadt- 
pfarrer Doelker-Stuttgart. 


Nachfolgende Entschließung fand einstimmige Annahme: 


„Die öffentliche Tagung der Deutschen Jugendverbände 
vom 6. bis 7. Oktober 1925 in Kassel, ist durch die Vorträge 
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des Herrn Oberregierungsrats Dr. Bogusat vom Reichsge- 
sundheitsamt über ‚Die Bedeutung der Freizeit für die Ge- 
sundheit der erwerbstätigen Jugend!‘; des Herrn Ministerial- 
rat Dr. Ziertmann vom preußischen Handelsministerium über 
die ‚Bedeutung der Freizeit bei der Erziehung der erwerbs- 
tätigen Jugend‘ und des Herrn Stammiler von der sozial- 
politischen Abteilung der Siemenswerke über die ‚Wirtschaft- 
liche Durchführbarkeit einer jährlichen Urlaubszeit der er- 
werbstätigen Jugend‘ sowie durch die weiteren in der Aus- 
sprache erbrachten Belege aufs stärkste überzeugt worden, daß 
die Forderungen des Arbeitsausschusses vom Januar und April 
1925 zur gesetzlichen Regelung der Arbeits- und Freizeit der 
erwerbstätigen Jugend von der Gesetzgebung bald erfüllt wer- 
den müssen, wenn nicht die gesundheitliche, geistige und wirt- 
schaftliche Volkskraft größten dauernden Schaden erleiden soll. 


Sie bittet alle Organisationen und behördlichen Stellen der 
Jugend- und Volkswohlfahrt, sich den wohlbegründeten ein- 
mütigen Forderungen der 74 Jugendverbände aller Richtungen 
anzuschließen und ihnen zur baldigsten Durchführung zu ver- 
helfen. 


Sie erwartet von den Trägern des Wirtschaftslebens, daß sie 
die Volksnotwendigkeiten dieser Forderungen nicht verkennen 
und ihrer Durchführung keine Hindernisse entgegenstellen.‘ 


P. Ristau (Dresden). 


Der 39. Deutsche Fürsorgetag in Breslau. 


Am 12. August 1925 hat der Reichstag, entgegen dem Ein- 
spruch des Reichsrates, eine Novelle zur Reichsfürsorgepflicht- 
verordnung (R.F.V.) beschlossen, die bei Festsetzung von Unter- 
stützungen der Fürsorge ‚Bezüge auf Grund der Versicherungs- 
gesetze und der Fürsorgegesetze‘‘ in bestimmter Höhe (bis zu 
270 M im Jahr) nicht angerechnet wissen will. Die Novelle ist, 
nachdem der Reichsrat die Rechtmäßigkeit der Beschlußfassung 
bestritten hat, nicht verkündet worden!). Wohlfahrtspolitiker 
und -praktiker haben sie in geschlossener Front heftig be- 
kämpft, da der darin eingeschlagene Kurs sich mit den Grund- 
gedanken der Fürsorge nicht verträgt. Um die Wünsche des 
Reichstages nach Möglichkeit zu erfüllen, ohne die Gefahren 
der, Novelle heraufzubeschwören, hat die Reichsregierung unterm 
7. September 1925 mit Zustimmung des Reichsrates die Reichs- 
grundsätze (R.Gr.) zur Fürsorgepflichtverordnung (R.F.V.) 
durch einen $ 33a dahin abgeändert, daß Richtsätze für die 
Unterstützungen festgesetzt werden müssen, wobei die Sätze 
für Sozial- und Kleinrentner in der Regel wenigstens um ein 
Viertel höher sein sollen als diejenigen der allgemeinen Für- 
sorge. Die Bestimmung ist als Ersatz der Novelle vom 
12. August gedacht. 


Im Zeichen dieser Gesetzgebung standen die Verhandlungen 
des 39. Deutschen Fürsorgetages, den der Deutsche Verein 
für öffentliche und private Fürsorge vom 14.—16. Ok- 
tober 1925 in Breslau veranstaltet hat. Allerseits wurde immer 
wieder verlangt, die Gesetzgebungsmaschine auf wohlfahrts- 
politischem Gebiet einmal eine Weile stiHstehen zu lassen, 
wenigstens aber keine Gesetze und Verordnungen zu schaffen, 
welche die mit der R.F.V. eingeschlagene Richtung der Wohl- 
fahrtspolitik durchkreuzen. Einleuchtend legte ein Redner dar, 
wie Unsicherheit die Arbeit der ausübenden Fürsorgeorgane 
beeinträchtigen müsse, wenn rasch aufeinander folgende Gesetze 
und Verordnungen ihnen immer wieder andere Maßstäbe an 
die Hand gäben und der Leitgedanke ihrer Tätigkeit in kurzen 
Fristen wechsle. 


à) siehe Archiv, Heft 2, S. 171. 
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Präsident Martini, Hamburg, behandelte als erster Referent 
den $ 33a R.Gr. und die Novelle vom 12. August 1925 vom 
Standpunkt der Fürsorgebedürftigen, Ministerialrat 
Dr. Maier, Dresden, beleuchtete die Bestimmungen vom 
Standpunkt der Länder und Gemeinden. Als dritter er- 
örterte Ministerialrat Wittelshöfer, Berlin, die Möglich- 
keiten zur Sicherstellung ausreichender Leistungen 
bis jetzt noch pflichtsäumiger Fürsorgeverbände. Alle 
drei Referenten und die große Mehrzahl der Debatteredner 
stimmten in der Überzeugung überein, daß der übereilte August- 
beschluß des Reichstages undurchführbar sei, mit dem $ 33a 
R.Gr. jedoch gearbeitet werden könne. Die Novelle zur 
R.F.V. wird allgemein abgelehnt, weil sie mit dem Grundsatz, 
daß Fürsorge nur ergänzend eintreten soll, bricht, schematische 
Behandlung an Stelle einer je nach Lage des Falles Art und 
Maß der Unterstützung besonders bestimmenden Fürsorge setzt, 
die Sozialversicherung gefährdet, bezüglich des Kreises der 
künftig Hilfsbedürftigen unübersehbare Konsequenzen haben 
würde und — abgesehen von ihrer ganz unmöglichen Formu- 
lierung — finanziell völlig untragbar wäre. Die mutmaßliche 
Wirkung des $ 33a wurde von den Tagungsteilnehmern verschie- 
den beurteilt. Während ein Teil der Redner eine Hebung der Für- 
sorge durch diesen Paragraphen trotz der Bedenken, die vom 
Standpunkt einer individualisierenden Einheitsfürsorge gegen 
ihn vorgebracht werden müssen, für möglich hält (so Ministerial- 
rat Maier, Dresden), erwarten andere von ihm eine Senkung der 
Fürsorgeleistungen (z. B. Dr. Marie Baum, Karlsruhe). Auf 
jeden Fall war man — wieder nahezu ausnahmslos — der Mei- 
nung, daß eine einwandfreie Fürsorge in Zukunft nur geleistet 
werden könne, wenn die im $ 33a vorgeschriebenen Richtsätze 
nicht als Höchst-, Mindest- oder Regelsätze Anwendung finden, 
sondern unter Vermeidung jeder Schematisierung nur einen all- 
gemeinen Anhaltspunkt für die Beurteilung der Hilfsbedürftig- 
keit und die Bemessung der Unterstützung liefern. 


Da.die Novelle zur R.F.V. und der $ 33a R.Gr. — abgesehen 
von der einfachen Konsequenz aus den $$ 84 und 26 der Auf- 
wertungsgesetze, die bestimmen, daß bei Festsetzung einer 
Unterstützung das Einkommen aus Aufwertungsansprüchen bis 
zu 270 M im Jahr außer Ansatz bleibt — aus einem gewissen, 
wenn auch größtenteils unberechtigten Mißtrauen in die Lei- 
stungswilligkeit der Bezirksfürsorgeverbände entstanden sind, 
gilt es, um weitere derartige Bestimmungen zu verhüten, etwa 
pflichtsäumige Fürsorgeverbände mit allen Mitteln zu höheren 
Leistungen zu erziehen. Ministerialrat Wittelshöfer erörterte 
unter diesem Gesichtspunkt die Möglichkeiten eines Ausbaues 
der Beschwerde und des Aufsichtsrechtes. Er hält für richtig, 
die Beschwerde nicht nur zur Aufsichts-, sondern zur Ver- 
waltungsbeschwerde (wie in Preußen) auszugestalten, sie an 
einen Ausschuß zu leiten und für beide Beschwerdeinstanzen 
die Hilfsbedürftigen zuzuziehen. Vor allem müsse die end- 
gültige Beschwerdeinstanz aus dem Fürsorgeträger heraus- 
verlegt (in Preußen geplant) und so gestaltet werden, daß ein 


' Staatsorgan, auch den Einzelfall beeinflussend, mitwirken 


könne. An Aufsichtsmaßnahmen kommen in Preußen bei der 
Fürsorge in Frage: Beanstandung von Beschlüssen, Zwangs- 
etatisierung, Anfechtungsklage der Aufsichtsbehörde und per- 
sönliche Einwirkung auf die Fürsorgebeamten. Eine besondere 
Fachaufsicht hält W. nicht für notwendig. Auf dem Lande ist 
bei dem Versuch, die Fürsorge befriedigend durchzuführen, noch 
gegen die Mentalität der Bevölkerung, den Mangel an geeig- 
neten Persönlichkeiten sowie gegen Organisations- und finan- 


“ zielle Schwierigkeiten anzukämpfen. Gegenüber allen von ihm 


aufgezählten kleinen Mitteln empfahl der Referent an großen 
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Mitteln «zur Behebung der noch bestehenden Mängel: Sozial- 
politische Leistungen zur Verringerung der Zahl der Hilfsbe- 
dürftigen, Verbesserung des heute noch unzureichenden Finanz- 
ausgleichs und Aufhebung der Verbindung des Finanzausgleichs 
mit einer Art Zwecksteuer (Hauszinssteuer). 

Seit etwa einem Jahre hat der Deutsche Verein unter dem 
Eindruck außerordentlicher Notstände die Frage einer ver- 
besserten Wandererfürsorge wiederum aufgegriffen. Aus dem 
Gesamtfragenkomplex wurde in Breslau zunächst nur die Für- 
sorge für männliche jugendliche Wanderer zum 
Gegenstand der Verhandlungen gemacht, weil hier die Not am 
größten und Abhilfe am nötigsten ist. Gegenstand der Wan- 
dererfürsorge sind natürlich nicht etwa die Jugendwander- 
bündler, sondern nur Jugendliche, die im Verlaufe ihrer Wan- 
derung sich selbst oder andere gefährden oder schädigen. Der 
Vortrag von Schatzrat Dr. Hartmann, Hannover, der auf 
einer Umfrage bei Städten und Landkreisen beruhte, so- 
wie auch die an ihn anknüpfende Aussprache waren beherrscht 
von dem Verlangen, eine unnötige und planlose Abwanderung 
Jugendlicher zu verhindern, die wandernden Jugendlichen rest- 
los zu erfassen, sie von den Erwachsenen zu trennen (um ge- 
fährliche Einflüsse auszuschalten) und sie mit allen zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln nach Lage des Einzelfalls zu betreuen. 
Die Behandlung der Jugendlichen soll wieder verschieden sein, 
je nachdem ob es sich um 14—18 jährige oder um 18—21 jährige 
handelt. Erstere will Hartmann in einem zu schaffenden 
Reichswandererfürsorgegesetz für wanderunfähig erklärt wissen. 
Ziel der Fürsorge muß sein, die Jugendlichen nach Möglichkeit 
aus dem gefährdenden Wanderstraßenleben auszusondern. An 
Maßnahmen kommen vor allem in Frage: Rückbeförderung in 
die Heimat, Schutzaufsicht am Zuwanderungsort, vorläufige 
Fürsorgeerziehung, Reiseunterstützung und Arbeitsvermittlung. 
Der Referent gab eingehende Ratschläge u. a. in bezug auf Er- 
mittlung der Jugendlichen und die Unterkunftbeschaffung. Be- 
sonderes Gewicht muß auf die weitere Betreuung der in die 
Heimat zurückgekehrten Jugendlichen gelegt werden. Un- 
bedingte Voraussetzung einer erfolgreichen Wandererfürsorge 
ist engstes Zusammenarbeiten aller in Frage kommenden Stellen 
der behördlichen und freien Fürsorge (einschließlich Arbeits- 
vermittlung) des Zuwanderungs- und des Heimatortes. Referat 
und Aussprache bewiesen, daß mit den heute vorhandenen 
Mitteln bereits sehr viel getan werden kann. Es fehlt indessen 
vor allem noch an einer lückenlosen Verbindung aller bestehen- 
den Einrichtungen. Von verschiedenen Seiten wurde ein 
Reichswandererfürsorgegesetz gefordert. 

Dem zweiten Referat des zweiten Verhandlungstages, das die 
gegenwärtige Entwicklung der ländlichen Fürsorge 
behandelte, lag ebenfalls eine ausgezeichnete, umfassende Vor- 
arbeit von Amtshauptmann Hardraht, Grimma i. S., zu- 
grunde. Hardraht wies in seinem Vortrag insbesondere auf 
die Eigenart der ländlichen Verhältnisse hin, die besondere 
Maßnahmen, vor allem aber das richtige Verständnis ver- 
langen. In seinem Referat fordert H. deshalb, daß Per- 
sönlichkeiten, die die Verhältnisse auf dem Lande recht zu 
würdigen verstehen, sowohl in den zentralen Behörden wie in 
den ihnen angegliederten Vertretungen (Fachausschüssen und 
dergl.) herangezogen werden, und die Auswahl geeigneter Per- 
sönlichkeiten für die Leitung der Bezirksfürsorgeverbände mit 
besonderer Sorgfalt erfolgt. Nicht nur die Eigenart der länd- 
lichen Verhältnisse im Gegensatz zu den städtischen muß richtig 


NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-, WIRTSCHAFTS- UND ALLGEMEINEN FÜRSORGE 


erfaßt werden, sondern auch die Verschiedenheit der Struktur 
der einzelnen ländlichen Bezirke. Die Bedingungen der Wohl- 
fahrtspflege sind verschieden, je nachdem, ob es sich um einen 
Bezirk mit Industriebevölkerung, mit bäuerlichem oder GroB- 
grundbesitz oder um Vorortgemeinden handelt. Durch engste 
Fühlung des Fürsorgeträgers mit allen Schichten der Bevölke- 
rung, mit den Organisationen der freien Wohlfahrtspflege, 
muß die Fürsorge auf dem Lande Hilfskräfte auslösen, die 
unmittelbar mit der Bevölkerung verwachsen sind. In der 
Debatte wurde immer wieder die Forderung erhoben, die Ein- 
richtung der Gemeindeschwester stärker als bisher in den Dienst 
der Fürsorge zu stellen. Sehr lebhaft wurde die Frage der Ab- 
grenzung des Aufgabenbereichs der Bezirksfürsorgeverbände 
und des Landesfürsorgeverbands erörtert. Grundsätzlich be- 
trachteten die Redner die gesamte Fürsorge geschlossen als 
Aufgabe des Bezirksfürsorgeverbandes. Die Übernahme ein- 
zelner Fürsorgeaufgaben auf den Landesfürsorgeverband sei 
deshalb möglichst zu vermeiden. Die Zuschüsse des Landesfür- 
sorgeverbandes sollten sich grundsätzlich nach den Eigen- 
leistungen der Bezirksfürsorgeverbände richten, andererseits 
aber auch auf die Leistungsfähigkeit bzw. Leistungsschwäche 
gebührend Rücksicht nehmen. 

Über der Gesetzgebungs- und Verordnungstätigkeit des 
Reiches und der Länder ist der Mensch als Träger der Für- 
sorgearbeit in den letzten Jahren, wie Frau Ministerialrat 
Weber, Berlin, in den einleitenden Worten ihres Referates aus- 
führte, etwas zu kurz gekommen. Die Fürsorgerinnen, über 
deren Gesundheitszustand und wirtschaftliche Verhältnisse 
neuerdings in den Fachblättern viel geschrieben worden ist, 
sind dankbar, daß diese ihre Angelegenheit vor das Forum 
der Fachkreise gebracht haben. Auf einer Erhebung des 
Preußischen Ministeriums für Volkswohlfahrt bei den preu- 
Bischen Bezirksfürsorgeverbänden, deren Ergebnisse von Dr. 
Martha Heynacher, Berlin, in Buchform verarbeitet sind, 
fußend, entwarf die Referentin ein anschauliches Bild von 
der Lage der Fürsorgerinnen und knüpfte daran ihre For- 
derungen. Bezüglich des Gesundheitszustandes der Fürsorge- 
rinnen hat die Preußische Statistik, die in diesem Punkt günsti- 
ger ausgefallen ist, als man erwartet hatte, kein völlig klares 
Bild ergeben. Einmal sind die Angaben der Fragebogen aus 
leicht ersichtlichen Gründen nicht ganz zuverlässig. Dann aber 
sind die sehr häufig vorhandenen Erschöpfungszustände nicht 
erfaßt worden, die voraussichtlich in absehbarer Zeit zu Krank- 
heiten führen werden. Sowohl die Besoldungs- wie die An- 
stellungs- und Urlaubsverhältnisse der Fürsorgerinnen sind heute 
noch nicht befriedigend. Ferner sind die Arbeitsbezirke zum 
Teil noch so groß, daß einerseits die Kräfte der Fürsorgerinnen 
erschöpft werden und andererseits die Fürsorge nicht in der 
richtigen Weise durchgeführt werden kann. Die Referentin 
empfahl: Durchschnittliche Besoldung nach Gruppe VII (gegen- 
wärtig in Preußen Gruppe VI), Verkleinerung der Bezirke, 
stärkere Heranziehung von Hilfskräften, Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse (Kleinauto), 4-5wöchigen Urlaub, Anstellung 
im Beamtenverhältnis. Die Forderungen der Fürsorgerinnen 
decken sich in etwa mit denen der Referentin. Der Verlauf der 
Aussprache berechtigt zu der Hoffnung, daß von allen maß- 
gebenden Behörden das Mögliche getan werden wird, um den 
noch vorhandenen Mißständen, nicht nur im Interesse der Für- 
sorgerinnen, sondern vor allem auch der Fürsorge, baldigst ab- 
zuhelfen. Erna Hamann (Berlin). 


GESETZE UND ERLASSE 


Redigiert von Professor Dr. M. CHRISTIAN, Berlin NW 23, Klopstockstr. 18. 


Eugenische Gesetzgebung im Ausland. 


Schweden. 


1. Das Gesetz über die Eheschließung und Ehescheidung vom 
12. X1. 1915 enthält die Bestimmung, daß die Ehe nicht ge- 
schlossen werden darf, wenn ein bestimmter Verwandtschafts- 
grad der Verlobten vorliegt und die Abwesenheit von Ge- 
schlechtskrankheiten, Idiotie und Epilepsie bei beiden Verlobten 
nicht versichert werden kann. Folgendes Formular ist von 
jedem der Ehebewerber auszufüllen und zu unterzeichnen: 

Hiermit versichere ich auf Ehre und Gewissen, 


1. daß ich früher keine Ehe (keine andere Ehe als mit....... ) 
geschlossen habe; 


a) nicht in direkt auf- oder absteigender Linie mit meiner 
Braut (meinem Bräutigam) oder deren (dessen) Ge- 
schwistern verwandt bin; 

b) weder zu den Geschwistern der Vorfahren meiner 
Braut (meines Bräutigams) gehöre, noch selbst von 
deren (dessen) Geschwistern abstamme!); 

c) daß ich weder mit jemandem verheiratet gewesen, der 
in direkt auf- oder absteigender Linie mit meiner Braut 
(meinem Bräutigam) verwandt ist, noch selbst in direkt 
auf- und absteigender Linie mit jemandem verwandt 
bin, mit dem meine Braut (mein Bräutigam) verheiratet 
gewesen; 

d) weder an der hinfallenden Krankheit (Epilepsie) noch 
an einer Geschlechtskrankheit in ansteckendem Sta- 
dium leide?). 


°°°“ + + 


2. Das Gesetz betr. Maßnahmen gegen die Verbreitung von 
Geschlechtskrankheiten vom 20. VI. 1918 regelt ganz allgemein 
den Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten durch Einsetzung 
von Gesundheitsbehörden und deren Dienstanweisung durch 
die Verpflichtung derjenigen, die glauben, geschlechtskrank zu 
sein, zur Meldung bei dem zuständigen Arzte, durch die Über- 
nahme der Behandlungskosten auf die Staatskasse, durch die 
Anzeigepflicht der Infektionsquellen und derjenigen Kranken, 
die im Verdacht stehen, die Krankheit zu verbreiten, bei den 
Gesundheitsbehörden und weist in eugenischer Hinsicht folgende 
Bestimmungen auf: | 

$ 8. Ermittelt ein Arzt eine Geschlechtskrankheit bei jeman- 
dem, den er untersucht oder behandelt, so muß er den Kranken 
über die Art und die Ansteckungsgefahr der Krankheit auf- 


1) Wenn eine besondere Erlaubnis laut Kapitel 2, $ 8 des Ge- 
setzes über Eheschließung und Ehescheidung vorgelegt wird, 
soll dieser Punkt ausgeschlossen werden. 

2) Ist der Bräutigam (die Braut) als Epileptiker bekannt — 
in welchem Falle ein ärztliches Zeugnis erforderlich ist, daß aus 
überwiegend inneren Ursachen herrührende Epilepsie an ihm 
nicht konstatiert werden kann, — oder kann der Bräutigam 
(die Braut) die Erlaubnis des Königs vorlegen, die Ehe trotz 
solcher Krankheit oder trotz Geschlechtskrankheit in anstecken- 
dem Stadium einzugehen, soll Punkt d) ausgeschlossen werden, 


klären und ihn mit Weisung darüber versehen, was er hinsicht- 
lich der Behandlung der Krankheit und zur Verhütung ihrer 
Verbreitung zu beobachten hat. Dabei ist besonders auf die 
geltenden Bestimmungen hinzuweisen, betreffend das Verbot 
für Geschlechtskranke, eine Ehe einzugehen, sowie hinsichtlich 
der Bestrafung für Handlungen, die eine Gefahr der Verbreitung 
der Geschlechtskrankheiten in sich tragen. 

Von diesen Bestimmungen ist jedoch eine Ausnahme zu 
machen, falls es nach Ansicht des Arztes der Gesundheitszu- 
stand des Kranken oder andere Umstände unbedingt erfordern, 
daß ihm die Beschaffenheit der Krankheit vorläufig nicht offen- 
bart wird, oder falls der Kranke unter 15 Jahren ist. Im letzte- 
ren Falle hat der Arzt statt dessen den gesetzlichen Vertreter 
der jugendlichen Person oder ihre Pflegeeltern über die Art und 
die Ansteckungsgefahr der Krankheit sowie auch über die Ver- 
haltungsmaßregeln zur Verhütung ihrer Verbreitung zu unter- 
richten. 

Der Vordruck zu der in diesem Paragraphen genannten An- 
weisung wird von der Medizinalverwaltung festgesetzt. 

§ 9. Ist der Arzt, der auf die in § 8 erwähnte Weise einen Fall 
von Geschlechtskrankheit ermittelt hat, der Ansicht, daß sich 
der Kranke nach der ihm gemäß dem genannten Paragraphen 
erteilten Weisung nicht richten wird, oder hat der Kranke die 
Behandlung bei dem Arzte abgebrochen, ohne diesem nachzu- 
weisen, daß die Behandlung von einem anderen Arzte über- 
nommen worden ist, so muß der Arzt bei dem Gesundheits- 
inspektor des Ortes schriftliche Anzeige darüber erstatten. 

$ 10. Hat ein Arzt auf die in Paragraph 8 erwähnte Weise 
einen Fall von Geschlechtskrankheit ermittelt, und erfährt er, 
daß der Kranke, während die Krankheit noch ansteckungsfähig 
ist, ohne Genehmigung des Königs sich zu verheiraten beab- 
sichtigt, so muß der Arzt unverzüglich bei dem Gesundheits- 
inspektor des Ortes schriftliche Anzeige über den Sachverhalt 
erstatten. 

$ 17. Wird dem Gesundheitsinspektor eine Anzeige gemäß 
§ 10 erstattet, so liegt es ihm ob, die Anzeige ungesäumt dem 
Pfarrer derjenigen Gemeinde, in welcher der Angezeigte kirch- 
lich eingetragen ist, zu übersenden. Der Pfarrer hat, sofern ein 
Eheattest für den Angezeigten ausgefertigt ist oder wird, die 
Anzeige sofort derjenigen Behörde, bei welcher die gegen die 
Ehe vorliegenden Hindernisse anzumelden sind, zu übermitteln. 
Vorbereitende Maßnahmen für ein in Aussicht genommenes Steri- 
lisierungsgesetz siehe Eugenische Rundschau, dieses Heft S. 214. 


Norwegen. 


Gesetzliche Maßnahmen zur Verhinderung eines ungünstigen 
Nachwuchses sind ausschließlich in dem Gesetz vom 31. V. 1918, 
betreffend Eheschließung und Auflösung der Ehe, enthalten. 
Dieses Gesetz bestimmt in $ 13 Punkt 7, daß vor dem Aufgebot 
die Ehebewerber eine Erklärung auf Ehre und Gewissen abzu- 
geben haben, die unter anderem das Verwandtschaftsverhältnis 
und etwa vorliegende Krankheiten betreffen. Bei der Erklärung 
sind folgende Fragen zu beantworten: 

1. Sind Sie so nahe verwandt oder verschwägert mit Ihrem 

Verlobten, wie in $7-8 des Gesetzes über Eheschließung 
angegeben ? 
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2. Sind Sie früher verheiratet gewesen und gegebenenfalls 
mit wem? 

3. Haben Sie außereheliche Kinder und gegebenenfalls wie 
viele ? 

4. Leiden Sie an 

a) Syphilis, bei der noch Gefahr der Ansteckung vor- 
handen ist? 

b) anderer venerischer Krankheit, bei der noch Gefahr 
der Ansteckung vorhanden ist, oder an Epilepsie oder 
Lepra ? 

Die Richtigkeit meiner Antwort wird auf Ehre und Gewissen 
bekräftigt. 
Datum und Unterschrift. 


Die entsprechenden Bestimmungen des Gesetzes lauten 
folgendermaßen: 

§ 6. Wer an Syphilis leidet, die noch Ansteckungsgefahr mit 
sich führt, darf keine Ehe cingehen. Wer an anderer venerischer 
Krankheit leidet, die noch Ansteckungsgefahr mit sich führt, 
oder an Epilepsie oder Lepra leidet, darf keine Ehe eingehen, 
ohne daß die andere Partei von der Krankheit in Kenntnis ge- 
setzt ist und daß beide Parteien mündlich Aufklärung eines 
Arztes über die mit der Krankheit verbundenen Gefahren er- 
halten haben. 

Die den Ärzten nach dem Gesetz obliegende Verschwiegen- 
heitspflicht gilt nicht der Offenbarung an die zuständige Be- 
hörde, die zu hindern bezweckt, daß eine in diesem $ verbotene 
Ehe eingegangen wird. Sie können in solchem Fall als Zeugen in 
einem Ehestreit geführt werden und $ 178, 1. Absatz, des Straf- 
gesetzbuches kommt dann nicht in Anwendung. Ist es einem 
Arzt bekannt, daß jemand, der auf Grund dieses Gesetzes das 
Aufgebot beantragt hat, an einer der im 1. Absatz genannten 
Krankheiten leidet, ist er verpflichtet, der betreffenden Be- 
hörde Mitteilung davon zu machen. 

$ 7. Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen Ver- 
wandten in gerade aufsteigender oder absteigender Linie oder 
zwischen Geschwistern. | 

$ 8. Eine Ehe darf nicht geschlossen werden zwischen Per- 
sonen, von denen die eine mit einem Verwandten in gerade auf- 
steigender oder absteigender Linie der anderen verheiratet ist. 

Falsche Erklärungen können nach $ 166 des Strafgesetzes 
Gefängnisstrafen bis zu zwei Jahren zur Folge haben. — Im Jahre 
1919 ist von dem Direktor des Medizinalwesens eine Anleitung 
für die Ärzte in der Ausübung der ihnen durch das Gesetz er- 
wachsenden Rechte und Pflichten herausgegeben worden, die 
allen Ärzten zugestellt worden ist. 


Dänemark. 


Gesetzliche Maßnahmen auf eugenischem Gebiete finden sich 
nur in dem Gesetz über Schließung und Lösung der Ehe vom 
30. VI. 1922. Die hier in Betracht kommenden $$ lauten folgen- 
dermaßen: 

$ 10. Derjenige, welcher geisteskrank ist oder an Geistes- 
schwäche in höherem Grade leidet, darf nicht heiraten; jedoch 
soll durch königliche Bewilligung einem Geisteskranken die 
Heirat gestattet werden, wenn man unter Rücksichtnahme auf 
die Art der Krankheit und eine nur geringe Gefahr für eine 
kränkliche Nachkommenschaft, sowie darauf, daß der Be- 
treffende die Bedeutung der Ehe beurteilen kann, es für ver- 
antwortlich hält, daß eine solche Ehe eingegangen wird. 

$ 11. Derjenige, welcher an einer Geschlechtskrankheit, die 
noch Gefahr für Ansteckung oder für Übertragung auf die Nach- 
kommenschaft darbietet oder an Epilepsie leidet, darf erst heira- 
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ten, wenn die andere Partei mit der Krankheit bekannt gemacht 
ist und beide von einem Arzt mündliche Anleitung über die Ge- 
fahren derselben erhalten haben. 

§ 12. Eine Ehe darf nicht zwischen Verwandten in gerade 
auf- und absteigender Linie oder zwischen Geschwistern ein- 
gegangen werden. 

§ 21. Ehe das Aufgebot erfolgt, sollen die Brautleute folgende 
Belege beibringen: 

5. Die Brautleute sollen, jeder für sich, eine schriftliche Er- 
klärung auf Treu und Glauben abgeben darüber, daß kein 
Hinderungsgrund, wie er in § 11 genannt ist, zum Eingehen 
der Ehe vorliegt. 

Wer geschlechtskrank ist oder früher gewesen ist, darf eine 
solche Erklärung nur dann abgeben, wenn er entweder ein ihm 
innerhalb der letzten 14 Tage ausgestelltes schriftliches, ärzt- 
liches Zeugnis beibringt darüber, daß die Ansteckungsgefahr 
durch die Krankheit oder die Übertragung der Krankheit auf 
die Nachkommenschaft höchst unwahrscheinlich ist, oder wenn 
er den anderen Teil über seine Krankheit unterrichtet hat, und 
beide Teile von einem Arzt durch mündliche Belehrung über die 
Gefahren unterrichtet worden sind. 

Nähere Bestimmungen über die Abgabe der vorerwähnten 
ärztlichen Erklärungen können von dem Justizministerium er- 
lassen werden. Dieses kann auch auf Vorschlag der Behörden 
für das Gesundheitswesen einem Arzte, welcher sich des MiB- 
brauchs bei Abgabe der Erklärungen schuldig gemacht hat, das 
Recht entziehen darauf, daß seinen Erklärungen den vorliegen- 
den Gesetzesbestimmungen gemäß Beachtung geschenkt wird. 


Kapitel V. 
Über die Auflösung der Ehe. 


§ 44. 
Eine Ehe wird ferner auf Antrag des einen Ehegatten gelöst, 
wenn 
3. ohne Wissen des einen Ehegatten der andere beim Ein- 
gehen der Ehe an einer Geschlechtskrankheit litt, die noch 
die Gefahr der Ansteckung bot, an epileptischen Krämpfen 
mit regelmäßig sich wiederholenden Anfällen litt, oder an 
Aussatz, oder an einem unheilbaren körperlichen Ge- 
brechen, das zum Eingehen der Ehe ungeeignet macht. 


Die Klage auf Lösung der Ehe darf nicht erhoben werden, 
sofern 6 Monate vergangen sind..., seitdem der klage- 
berechtigte Ehegatte in den unter No. 2—4 genannten 
Fällen (dieses $ 44) den Ehescheidungsgrund erfahren hat, 
oder seitdem der unter No. 5 genannte Zwang (Zwang zum 
Eingehen der Ehe) aufgehört hat. In jedem Falle muß die 
Klage spätestens drei Jahre nach Schließen der Ehe er- 
hoben werden. Die Klage auf Lösung der Ehe darf auch 
nicht angestrengt werden a) wegen Geschlechtskrankheit, 
wenn der Ehegatte nicht angesteckt worden ist und die 
Krankheit keine Ansteckungsgefahr mehr mit sich bringt, 
oder b) wegen anderer Krankheit, sofern diese geheilt ist. 


$ 47. 

Wird eine Ehe auf Grund von $ 42 (Ehe unter Verwandten, 
Doppelehe) gelöst, und befand sich der eine Ehegatte beim Ein- 
gehen der Ehe in gutem Glauben, der andere jedoch nicht, so hat 
der Erstgenannte Anspruch auf eine Entschädigung, welche 
nach Billigkeit festgesetzt wird, unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Lage beider Teile und der anderen Umstände. 
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Das gleiche Recht steht einem Ehegatten zu, welcher die 
Lösung der Ehe beantragt auf Grund von $43, Absatz 1 (Ge- 
mütskrankheit, Geistesschwäche) oder von $ 44, sofern die Ur- 
sache, auf welche sich der Scheidungsantrag stützt, dem anderen 
Ehegatten bekannt war. Der Antrag auf Entschädigung — 
diese kann auch als periodische Leistung zuerkannt werden — 
soll mit der Scheidungsklage vorgebracht werden. 


Kapitel VI. 
Über Trennung und Scheidung. 


§ 30. 


Eine Ehe ist auf Antrag des einen Ehegatten durch Urteil 
zu scheiden, wenn der andere Ehegatte, der wissentlich ge- 
schlechtskrank war, oder die Vermutung hatte, es zu sein, und 
noch die Gefahr der Ansteckung bot, den ersten Gatten durch 
Beischlaf der Gefahr der Ansteckung ausgesetzt hat, es sei denn, 
daß der erste Ehegatte mit Kenntnis der Ansteckungsgefahr 
sich freiwillig dem ausgesetzt hat. 

Die Klage muß innerhalb sechs Monaten, nachdem dem 
ersten Ehegatten bekannt wurde, daß er der Ansteckung aus- 
gesetzt worden ist, erhoben werden und kann nicht erhoben 
werden, sofern der erste Ehegatte nicht angesteckt worden ist, 
und sofern die Krankheit keine Ansteckungsgefahr mehr bietet. 


Vereinigte Staaten von Nordamerika. 


Über die Sterilisationsgesetze der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, die vor dem 1. Januar 1920 in den einzelnen 
Staaten erlassen worden sind, berichtet das ‚‚Committee of 
Cacogenic Control‘ als Unterabteilung der Eugenischen Gesell- 
schaft. (The American Social Hygiene Association Vol. VI 
No. 4 New York Oktober 1920.) 
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Sterilisation. 
Maine. Sterilisation gewisser Fälle von geistigen Krank- 


heiten und Schwachsinn ist im Staate Maine durch 
Kap. 208 Gesetze von 1925 
gestattet. 
Minnesota. 
Kraft getreten. 


Ein Sterilisations-Gesetz ist in Minnesota in 
Kap. 154. Gesetz von 1925. 


Mental Hygiene. IX. No.3. 1925. 
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1. Indiana. 


Datum der Anerkennung des Statuts: 9. März 1907. 

Nachweisin den Staatsgesetzen. Kap. 215. Gesetze von 
1907. 

Betrifft: Insassen aller staatlichen Anstalten, die nach einer 
Kommission von drei Chirurgen für körperlich und geistig 
nicht besserungsfähig und unfähig zur Fortpflanzung erklärt 
worden sind. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Komitee von Sach- 
verständigen, bestehend aus zwei geschulten Chirurgen von 
anerkannter Befähigung, die zusammen mit den regulären 
Anstaltsärzten und der Verwaltungsbehörde der Anstalt 
handeln sollen. 

Gründe für die Auswahl: Verfahren. Nichtratsamkeit einer 
Besserung der geistigen und körperlichen Verfassung nach 
dem Urteil des Komitees der Sachverständigen und der An- 
staltsleitung. 

Typ der gutgeheißenen Operation: ‚Diejenige Operation 
zur Verhinderung der Fortpflanzung, die am sichersten und 
wirksamsten erscheint.‘ l 

Motiv des Staates: Rein eugenischer Art. 

Mittel, diezu Gebotestehen, um das Gesetz durchzusetzen: 
Die Konsultationsgebühren dürfen in keinem Falle mehr als 
300 Dollar betragen. 

Der gegenwärtige Rechtsstatus vom 1. Januar 1920: 
Nicht vom Gerichtshof beglaubigt. 


2. Washington. 


Datum der Anerkennung des Statuts: 22. März 1902. 

Nachweisin den Staatsgesetzen: Kap. 249. Sektion 35. 
Statuten von 1909. — Kriminal-Gesetzbuch. 

Betrifft: Gewohnheitsverbrecher oder Personen, die be- 
schuldigt sind, weibliche Personen unter 10 Jahren miß- 
braucht oder Notzucht verübt zu haben. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Der das Urteil fällende 
Gerichtshof kann die Operation anordnen. 

Grundlage für die Auswahl: Verfahren: Charakter und 
früher begangene asoziale Taten des Dejinquenten. 

Typ der gutgeheißenen Operation: Operation zur Ver- 
hütung der Fortpflanzung. 

Motiv des Staates: Rein als Strafe. 

Zu Gebote stehende Mittel, um das Gesetz durchzuführen. 
Es existieren keine Verfügungen darüber. 

Gegenwärtiger Rechtsstatus vom 1. Januar 1920. Durch 
Dekret des Höchsten Staatshofes vom 3. September 1912: 
Verfassungsmäßig. 


3. California. 
a) l. Statut. 


Datum der Anerkennung des Statuts: 26. April 1907. 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Kap. 270. Statuten 
von 1907. 

Betrifft: Insassen der Staatskrankenhäuser, der Schwach- 
sinnigenheime, die zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe Ver- 
urteilten, alle Personen, die sexuell oder moralisch pervers 
sind, solche, die zweimal wegen sexueller Vergehen bestraft 
worden sind oder dreimal wegen anderer Verbrechen. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Ausschuß, bestehend 
aus dem Leiter oder dem Arzt der Anstalt, die mit dem 
Generaldirektor der Staatskrankenhäuser und dem Sekretär 
des Staatlichen Gesundheitsamtes über den einzelnen Fall 
beraten müssen. G 
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Grundlage für die Auswahl: Verfahren: Entscheidung des 
gesamten Ausschusses oder je zweier Mitglieder desselben 
darüber, daß die Asexualität wohltätig wirken wird oder den 
körperlichen, geistigen und moralischen Lebensbedingungen 
des Insassen förderlich sein kann. 

Typ der gutgeheißenen Operation: ‚Asexualisation‘“. 

Motiv des Staates: Rein eugenisch, auch für das körperliche, 
geistige und moralische Wohl des Insassen; in bestimmten 
Fällen auch als Strafe gedacht. 

Zu Gebote stehende Mittel, um das Gesetz durchzuführen: 
Verordnungen darüber existieren nicht. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom 1. Januar 1920: 
Durch Dekret des Höchsten Staats-Gerichtshofes vom 3. Sep- 
tember 1920. Verfassungsmäßig, widerrufen den 13. Juni 
1913. 


b) 2. Statut. 


Datum der Anerkennung: 13. Juni 1913. (Widerruf des 
1. Statuts 26. April 1909.) 

Nachweisinden Staatsgesetzen: Kap. 363. Statuten 1913. 

Betrifft: Insassen der Staatskrankenhäuser und Schwach- 
sinnigenheime; Rückfällige aus allen Staatsgefängnissen. 
Das Gesetz findet keine Anwendnng auf freiwillige Insassen 
der Staatskrankenhäuser. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: a) Staatskommission 
für das Irrenwesen. b) der zuständige Gefängnisarzt, der 
Generaldirektor der Staatskrankenhäuser und der Sekretär 
des Staatsgesundheitsamtes. c) Der medizinische Direktor 
irgendeiner Staatsheil- und Pflegeanstalt für Idioten und 
Blödsinnige. 

Gründe für die Auswahl: Verfahren. Urteil der Kommission 
vor der Entlassung von Personen, die mit vererbter Geistes- 
krankheit, unheilbarem chronischem Irrsinn, oder Geistes- 
schwäche behaftet sind. Urteil des residierenden Arztes 
irgendeines Staatsgefängnisses nach stattgehabter Konsul- 
tation mit dem Generaldirektor der Staatskrankenhäuser und 
dem Sekretär des Staatsgesundheitsamtes in Fällen der 
Rückfälligen, vorausgesetzt, daß die Asexualisation solchen 
Rückfälligen zum Vorteil gereichen würde oder daß solche 
Rückfällige zweimal wegen Sittenverbrechens oder dreimal 
wegen eines anderen Verbrechens in irgendeinem Staate oder 
Lande verurteilt worden sind. Urteil des ärztlichen Leiters 
einesKrankenhauses, der irgendeinem minderjährigen Idioten 
oder Blödsinnigen, der seiner Fürsorge anvertraut ist, mit 
der geschriebenen Einwilligung der Eltern oder des Vor- 
mundes, falls solcher Idiot oder Blödsinniger ein Jugendlicher 
ist, die Operation vorschlägt. Besagter ärztlicher Leiter oder 
Direktor kann auf Ersuchen der Eltern oder des Vormundes 
solche Operation selbst ausführen. 

Typ der gutgeheißenen Operation: ‚Asexualisation.‘ 

Motiv des Staates: Rein eugenisch; in einigen Fällen auch 
therapeutisch oder als Strafe gedacht. 

Zu Gebote stehende Mittel, um das Gesetz durchzu- 
führen: Verordnungen darüber bestehen nicht. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom 1. Januar 1920: 
Vom Gerichtshof nicht bestätigt. 

c) Verbesserung des 2. Statuts vom 13. Juni 1913. 

Datum der Anerkennung: 17. Mai 1917. '! 

Nachweisin den Staatsgesetzen: Kap. 489: Gesetze von 
1917. 

Betrifft: Jede Person, die gesetzlich einem Staatsirrenhause 
überliefert wurde, oder die ein Insasse des Sonoma Staats- 
hauses und die mit wahrscheinlich vererbter Geisteskrank- 
heit behaftet ist, die den Nachkommen überliefert werden 
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könnte, die verschiedenen Grade der Schwachsinnigen, alle, 
die an Perversion und starken Abweichungen von normaler 
Mentalität oder an Krankheiten syphilitischer Natur leiden. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Staatskommission für 
das Irrenwesen. Der residierende Arzt des in Frage kommen- 
den Staatsgefängnisses, der Generaldirektor der Staats- 
krankenhäuser und der Sekretär des Staatsgesundheitsamtes 
für Rückfällige. Der ärztliche Leiter irgendeines Staats- 
krankenhauses für ,,Idioten und Blödsinnige‘“. 

Gründe fürdie Auswahl: Verfahren. Urteil der Kommission 
vor Entlassung eines Insassen mit Geisteskrankheit, die ver- 
erbt sein mag und aller Wahrscheinlichkeit nach auf die 
Nachkommen übertragen werden könnte, die verschiedenen 
Grade des Schwachsinns, alle, die an Perversionen oder 
markanten Abweichungen von normaler Mentalität oder an 
Krankheiten syphilitischer Natur leiden. 

Typ der gutgeheißenen Operation: ,,Asexualisation." 

Motive des Staates: Rein eugenischer Art. 

Zu Gebote stehende Mittel, um das Gesetz durchzuführen: 
Keine Mittel ausgesetzt. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom 1. Januar 1920: 
Nicht vom Gerichtshof bestätigt. 


d) Pacific Colony. 


Datum der Anerkennung: 1. Juni 1917. 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Sektion 42. Kap. 776. 
Gesetze von 1917. 

Betrifft: Jeden Insassen der Pacific Kolonie, der schwach- 
sinnig oder chronisch unheilbar verrückt oder blöd ist. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Der Verwaltungsrat, 
die Empfehlung des Direktors, bestätigt von einem klinischen 
Psychiater, der Dr. Ph. ist, und einem Arzt, der berechtigt 
ist, unter Sektion 19 dieses Gesetzes zu amtieren. 

Gründe für die Auswahl: Urteil der Kommission vor Ent- 
lassung eines Insassen, der schwachsinnig oder mit unheil- 
barer, chronischer Verrücktheit oder Geistesschwäche be- 
haftet ist. 

Typ der gutgeheißenen Operation: ‚Sterilisation.‘ 

Motive des Staates: Rein eugenischer Natur. 

Zu Gebote stehende Geldmittel, um das Gesetz durchzu- 
führen: Mittel sind nicht bereitgestellt. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom 1. Januar 1920: 
Vom Gerichtshof nicht bestätigt. 


4. Connecticut. 


Datum der Anerkennung des Statuts: 12. August 1909. 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Kap. 209. Öff. Gesetz 
von 1909. 

Betrifft: Die Insassen der Staatsgefängnisse und der Staats- 
krankenhäuser in Middleton und Norwich. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Kommission von drei 
Chirurgen, dem in der Anstalt wohnenden Arzt und zwei 
anderen vom Anstaltsdirektor ernannten. Ein Mitglied dieser 
Kommission wird beauftragt, die Operation auszuführen. 

Gründe für die Auswahl: Verfahren. Die Entscheidung der 
Mehrheit der Kommission, nachdem sie die geistige und 
körperliche Verfassung des betr. Insassen, seine Akten und 
Familiengeschichte, die Unwahrscheinlichkeit einer Besse- 
rung seiner körperlichen und geistigen Verfassung und die 
daraus folgende Nichtratsamkeit der Fortpflanzung oder die 
Wahrscheinlichkeit einer wirklichen Besserung der körper- 
lichen und geistigen Verfassung des Betreffenden geprüft 
haben, 
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Typ der gutgeheiBenen Operation: Vasectomie oder 
Oophorectomie in einer sicheren und humanen Art. Für die 
Ausführung solcher Operationen ohne gesetzliche Genehmi- 
gung ist eine Strafe von nicht mehr als 1000 Dollar oder 
5 Jahre Gefängnis oder beides vorgesehen. 

Motive des Staates: Rein eugenischer und therapeutischer 
Natur. 

Zu Gebote stehende Geldmittel, um das Gesetz. durchzu- 
führen: Die die Prüfung ausführende Kommission und der 
die Operation ausführende Arzt sollen für ihre Dienste vom 
‚Staate solche Entschädigung erhalten, wie der Aufseher des 
Staatsgefängnisses oder der Leiter des Krankenhauses für 
angemessen halten. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom 1. Januar 1920: 
Gesetzmäßig nach Meinung des Staatsanwaltes vom 9. De- 
zember 1912. Nicht vom Gerichtshof bestätigt. 


5. Nevada. 


Datum‘der Anerkennung: 17. März 1911. 

Nachweis in Staatsgesetzen: Sektion 28. Gesetz für Ver- 
brechen und Strafen. 

Betrifft: Gewohnheitsverbrecher und Personen, die der Vor- 
nahme unsittlicher Handlungen an Kindern unter 10 Jahren 
schuldig befunden sind. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Der Gerichtshof, der 
das Urteil für das Vergehen ausspricht, darf im Zusammen- 
hang damit die vorzunehmende Operation anordnen. 

Gründe für die Auswahl: Verfahren. Charakter des betr. 
Insassen und seine früheren asozialen Taten. 

Typ der genehmigten Operation: Beliebige Operation zur 
Verhinderung der Fortpflanzung mit Ausnahme der Kastra- 
tion. 

Motive des Staates: Rein als Strafe betrachtet. 

Zu Gebote stehende Geldmittel, um das Gesetz durchzu- 
‚führen: Geldmittel stehen nicht zur Verfügung. 


6. Jowa. 
a) 1. Statut. 


Datum der Anerkennung: 10. April 1911. 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Kap. 129. Gesetze der 
34. Generalversammlung 1911. 

Betrifft: Insassen der öffentlichen Anstalten für Verbrecher, 
Idioten, Schwachsinnige, Blödsinnige, Trinker, Giftmischer, 
Epileptiker, Syphilitiker usw. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Kommission, bestehend 
aus dem leitenden Beamten und chirurgischen Leiter jeder 
Anstalt nebst Mitgliedern des Staatsspruchgerichts. Die 
Operation selbst ist von dem Anstaltschirurgen auszuführen. 

Gründe für die Wahl: Verfahren. Entscheidung der Mehrheit 
der Kommission, nachdem diese die geistige und körperliche 
Verfassung des betr. Insassen, die Unwahrscheinlichkeit einer 
geistigen oder körperlichen Besserung und die daraus folgende 
Unratsamkeit der Fortpflanzung oder die wahrscheinliche 
wirkliche Besserung dadurch festgestellt oder fortgesetzte Be- 
weise hat, daß der betr. Insasse moralisch oder sexuell per- 
vers ist. 

Typ der genehmigten Operation. Vasectomie oder Sal- 
pingectomie. Alle nicht von diesem Gesetz autorisierten 
Operationen werden mit einer Geldstrafe von nicht mehr als 
1000 Dollar oder Gefängnis in einer Besserungsanstalt nicht 
über 1 Jahr oder beidem bestraft. 

Motive des Staates: Rein eugenischer Natur, auch als 
Strafe in Fällen von Kapitalverbrechen oder Sexualver- 
brechen; auch therapeutisch, 
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Zu Gebote stehende Geldmittel, um das Gesetz durchzu- 
führen: Bereitstellung von Geldern nicht vorgesehen. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom 1. Januar 1920: 
Am 10. April 1913 widerrufen. 


b) 2. Statut. 


Datum der Anerkennung: 19. April 1913. (Widerruf des 
1. Statuts am 10. April 1913.) 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Kap. 187. Akten der 
35. Generalversammiung 1913. 

Betrifft: Insassen der Öffentlichen 
waltiger, Idioten, Schwachsinnige, Blödsinnige, Irrsinnige, 
Trinker, Giftmischer, Epileptiker, Syphilitiker, moralisch 
oder sexuell Perverse, kranke und entartete Personen. 
Zwangsweise vorzunehmen bei Personen, die zum zweiten 
Male wegen eines Kapitalverbrechens, wegen sexueller 
Delikte — außer Mädchenhandel, für welches Vergehen bei 
einer einmaligen Verurteilung die Sterilisation vorgeschrieben 
ist, bestraft sind. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Das Staatliche Spruch- 
gericht mit dem leitenden Beamten und Arzt jeder Anstalt 
für diese resp. Anstalt. Auf Antrag an das Spruchgericht 
oder irgendeinen Richter des Bezirksgerichts kann das er- 
wähnte Spruchgericht auf Vasectomie oder Salpingectomie 
je nach Lage des Falles bei syphilitischen oder epileptischen 
Insassen erkennen. Unterzieht sich eine solche Person 
solcher Operation und wird diese Tatsache dem anderen Ehe- 
partner bekannt gegeben, so wird das Gesetz, das die Ver- 
heiratung solcher Personen verbietet, null und nichtig. Der 
Behörde wird anheimgegeben, jährlich oder noch öfter die 
geistige und körperliche Verfassung der Insassen, ihre Fami- 
liengeschichte mit Hinsicht über die Aussichten der Fort- 
pflanzung dieser Personen zu prüfen und jährlich dem 
Gouverneur hierüber zu berichten und auch Beobachtungen 
und Statistiken beizufügen, die zu seinem Wohle dienen. 

Gründe für Auswahl: Verfahren. Entscheidung der Mehrheit 
einer speziellen Behörde (Spruchgericht, Leitender Beamter 
und Arzt der Anstalt) darüber, ob Fortpflanzung des In- 
sassen Kinder hervorrufen würde, die Neigung zu Krank- 
heiten, Entartung, Mißbildung zeigen oder ob die körperliche 
und geistige Verfassung des Insassen durch die Operation 
verbessert werden würde oder ob der Insasse ein sexual- 
oder moralischer Perverser ist. — Die Operation ist alsdann 
durch den Anstaltsarzt oder durch einen von ihm erwählten 
Arzt auszuführen. 

Typ der genehmigten Operation: Wie bei Statut 1(a). 

Motive des Staates: Wie bei Statut 1(a). 

Zu Gebote stehende Geldmittel: Wie Statut 1(a). 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom 1. Januar 1920: 
Widerrufen am 16. April 1915, nachdem er am 24. Juni 1914 
vom Bundes-Distriktsgericht als ungesetzmäßig erklärt 
worden ist. 


Strafanstalten, Verge- 


c) 3. Statut. 


Datum der Anerkennung: 16. April 1915. 
2. Statuts am 19. April 1919.) 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Kap. 202. Akten der 
36. Generalversammlung 1915. 

Betrifft: Insassen irgendeiner Anstalt, die mit Wahnsinn, 
Blödsinn, Schwachsinn oder Syphilis behaftet sind. 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Der Leiter irgendeiner 
Irrenanstalt oder eine Mehrheit seines medizinischen Stabes 
mit Genehmigung des Kontrollamtes oder einer Mehrheit 
der Mitglieder desselben. 


(Widerruf des 
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Gründe für die Auswahl: Verfahren. Die Entscheidung des 
Leiters und seines medizinischen Stabes, daß es zum Besten 
für den Patienten und die Gesellschaft ist, und die geschrie- 
bene Unterschrift des Ehemannes oder der Ehefrau, der 
Eltern oder des Vormundes oder nächsten Anverwandten. 

Typen der genehmigten Operation: Vasectomie oder 
Salpingectomie. Operationen, außer den hier genehmigten, 
werden mit Geldstrafe von nicht mehr als 1000 Dollars oder 
Gefangenhaltung in Besserungsanstalt nicht über 1 Jahr 
oder beides bestraft. 

Motive des Staates: Rein eugenischer Natur, auch als Strafe 
in Fällen von Kapitalverbrechen und Geschlechtsverbrechen ; 
auch therapeutisch. 

Zu Gebote stehende Geldmittel: Keine Bestimmungen ge- 
troffen. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom I. Januar 1920: 
Nicht bestätigt vom Gericht. 


7. New Jersey. 


Datum der Anerkennung: 21. April 1911. 

NachweisindenStaatsgesetzen: Kap.190. Stat. von 1911. 

Betrifft: Insassen der Staatsbesserungsanstalten, Wohlfahrts- 
und Strafanstalten. (Vergewaltiger und überführte Ver- 
brecher.) 

Vorgesehene Ausführungsorgane: Prüfungsausschuß, be- 
stehend aus einem Chirurgen, einem Neurologen, beide von 
anerkanntem Ruf, die vom Gouverneur ernannt werden 
unter Zurateziehung des Senats und in Verbindung mit dem 
Geschäftsführer der Wohlfahrt und Besserung. Irgendeine 
Persönlichkeit, die nach den Landesgesetzen dazu qualifiziert 
ist, kann die Operation ausführen; für die Anordnung dazu 
ist jedoch vom Obergericht oder einer dazu gehörenden 
Instanz die Bewilligung einzuholen. 

Gründe der Auswahl: Einstimmige Entscheidung der Be- 
hörde zusammen mit dem I. Arzt der Anstalt, nachdem die 


geistige und körperliche Verfassung des Patienten geprüft | 
worden ist und man sich von der Unwahrscheinlichkeit einer | 


Besserung und der daraus folgenden Unratsamkeit einer Fort- 
pflanzung überzeugt hat. 


Typ der genehmigten Operation: Die von besagter Prü- | 


fungskommission als wirksamst bezeichnete Operation zur 
Verhinderung der Fortpflanzung. 

Staatsmotive: Rein eugenischer Natur. 

Zu Gebote stehende Geldmittel, um das Gesetz durchzu- 
führen: Aus den für. den Unterhalt solcher Anstalten be- 
stimmten Mitteln soll jedem Arzt des Prüfungsausschusses 
eine Entschädigung von nicht mehr als 10 Dollars pro Tag, 
an dem er tatsächlich sich mit solcher Arbeit oder Prüfung 
befaßt hat, gezahlt werden, außerdem Reisespesen. Der 
Richter der obersten Zivilbehörde, der Ratschläge über diese 
Akten erteilt, darf seine Ansprüche selbst nennen, die wie 
andere Gerichtskosten bezahlt werden sollen. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom 1. Januar 1920: 
Vom Obersten Staatsgerichtshof als nicht gesetzmäßig be- 
zeichnet. 18. November 1913. 


8. New York. 


Datum der Anerkennung: 16. April 1912. 
Nachweisin den Staatsgesetzen: Kap. 445. 1912. 


Betrifft: Insassen der Staatsanstalten für Geisteskranke, Ge- | 
fängnisse, Wohlfahrtsanstalten, Vergewaltiger und über- 


führte Verbrecher in Strafanstalten. 





Genehmigte Ausführungsorgane: Prüfungsausschuß, be- 
stehend aus einem Chirurgen, einem Neurologen, einem prakti- 
schen Arzte, der vom Gouverneur für eine Dauer von 5 Jah- 
ren angestellt ist; eines dieser Mitglieder vom Ausschuß zur 
Ausführung der Operation ernannt. Alle diese Ernennungen 
sind dem Urteil des Obersten Gerichtshofes oder eines seiner 
Mitglieder unterworfen. 

Gründe’ für die Auswahl: Verfahren. Entscheidung wird 
durch Mehrheit des Ausschusses gefällt, nachdem die geistige 
und körperliche Verfassung des Patienten, seine Akten und 
Familiengeschichte, die Unwahrscheinlichkeit einer Besse- 
rung und die Unratsamkeit seiner Fortpflanzung oder die 
Unwahrscheinlichkeit einer hierdurch zu erwartenden Besse- 
rung des Patienten festgestellt ist. 

Typdergenehmigten Operation: Jede beliebige Operation 
zur Verhinderung der Fortpflanzung. Die Prüfungskommission 
hat über den Typ der Operation zu entscheiden. Jede ohne 
behördliche Erlaubnis ausgeführte Operation ist strafbar. 

Motive des Staates: Rein eugenischer Natur. . 

Zu Gebote stehende Geldmittel, um das Gesetz durch- 
zuführen. Die Entschädigung soll 10 Dollars für jeden Tag 
betragen, an dem der betr. Arzt für die betr. Behörde be- 
schäftigt ist, außerdem Reisespesen. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status: Der Oberste Staats- 
gerichtshof hat dieses Gesetz am 5. März 1918 für ungültig er- 
klärt, ebenso die Appellations-Abteilung am 1. Juli 1918. 

Das Appellationsgericht hat über diese Appelle zu ent- 
scheiden, wenn Widerruf nach Legislature-Akte, Kap. 619, 
Gesetze 1920 erfolgt, unterzeichnet vom Gouverneur 10. Mai 
1920. 


9. Nord-Dakota, 


Datum der Anerkennung: 13. März 1913. 

Nachweisin den Staatsgesetzen: Kap. 56. Ges. 1912. 

Betrifft: Insassen der Staatsgefängnisse, Besserungsanstalten, 
Schwachsinnigenheime, Irrenanstalten. 

Genehmigte Ausführungsorgane: Ein Ausschuß, der aus 
dem obersten Medizinalbeamten der Anstalt, dem Sekretär 
des Staatsgesundheitsamts und einem befähigten Arzt oder 
Chirurgen von gutem Ruf und Erfahrung besteht, der vom 
Staatskontrollamt ernannt wird. Letzteres ernennt einen 
geübten Chirurgen, der einer aus ihrer Mitte sein kann, oder 
nicht, um die Operation auszuführen. 

Gründe für die Auswahl: Die Entscheidung des Ausschusses 
oder des leitenden Arztes der Anstalt, nachdem dieser die 
geistige und körperliche Verfassung des Patienten geprüft 
hat und sich von der Unwahrscheinlichkeit von körperlicher 
oder geistiger Besserung und Unratsamkeit von Nachkom- 
menschaft oder von der Wahrscheinlichkeit einer wesentlichen 
Verbesserung von des Patienten Verfassung hierdurch über- 
zeugt hat. | 

Typ der genehmigten Operation: Chirurgischer Eingriff 
zwecks Sterilisierung. 

Motive des Staates: In der Hauptsache eugenisch, daneben 
therapeutisch. 

Zu Gebote stehende Geldmittel, um das Gesetz durch- 
zuführen: 

Die tägliche Entschädigung der Mitglieder, die von der 
staatlichen Kontrollbehörde ernannt worden sind, soll von 
dieser Behörde im Anstellungsvertrag festgelegt sein und soll 
10 Dollars pro Tag nicht übersteigen, solange sie tatsäch- 
lich ihre Pflichten erfüllen. Die täglichen tatsächlichen und 
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notwendigen Ausgaben solcher Mitglieder sollen in derselben 
Art gestattet und bezahlt werden, wie es gesetzlich für die 
Bezahlung der Gehälter und Ausgaben, der Mitglieder, 
Agenten und Angestellten des Staatskontrollamtes vorge- 
sehen ist. Ebenso soll die Nachforschung und Beschaffung 
von Abschriften von den Verurteilungs-Dokumenten von 
anderen Bezirken und Staaten, sowie das Beweismaterial von 
Zeugen, das erreichbar ist, bezahlt werden 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status am 1. Januar 1920: 
Von den Gerichtshöfen noch nicht geprüft. 


10. Michigan. 


Datum der Anerkennung: 1. April 1920. 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Gesetz No. 34 des Öff. 
Gesetzes von 1913. 

Betrifft: Insassen der gänzlich oder teilweise vom Staate 
unterhaltenen Anstalten. 

Genehmigte Ausführungsorgane: Ausschuß jeder An- 
stalt, aus den Mitgliedern der Anstaltsbehörde und den 
Ärzten und Chirurgen dieser Anstalt. Dieser Ausschuß hat 
einen kompetenten Arzt oder Chirurgen der Anstalt zur Aus- 
führung der Operation zu ernennen. Im Falle, daß die An- 
stalt über keinen geeigneten Chirurgen verfügt, darf der Auf- 
sichtsrat einen Operateur anstellen, wobei dem Patienten 
30 Tage Bedenkzeit gegeben werden, und ihm freigestellt 
bleibt, den Gerichtshof anzurufen. 

Gründe für die Auswahl: Die Entscheidung des Ausschusses, 
Mehrheitsbeschiuß, Unwahrscheinlichkeit einer Besserung 
usw. wie bei 9. Nord-Dakota, S. 280. 

Typ der genehmigten Operation: Vasectomie und Sal- 
pingectomie in einer sicheren und menschlichen Weise oder 
für das Leben weniger gefährliche Verbesserungen. Alle 
nicht von diesem Gesetz genehmigten oder wegen medizini- 
scher Notwendigkeit gutgeheißenen Operationen sind mit 
einer Geldstrafe von nicht mehr als 1000 Dollars oder Ge- 
fängnis für nicht mehr als 5 Jahre oder mit beiden zu be- 
strafen. 

Motive des Staates: In der Hauptsache eugenischer Natur, 
aber auch therapeutisch. | 

Zu Gebote stehende Geldmittel, um das Gesetz durchzu- 
führen. Der Anstaltsarzt oder Chirurg, der die Operation 
ausführt, soll kein Honorar dafür erhalten; wird ein aus- 
wärtiger Chirurg hinzugezogen, so soll für seine Dienste die 
für Behandlung und Attestieren eines Geisteskranken übliche 
Entschädigung gezahlt werden. Die verschiedenen zur Aus- 
führung des Gesetzes notwendigen Summen sollen aus all- 
gemeinem Staatsfonds bezahlt werden, nachdem sie vom 
Generalrevisor gebilligt worden sind. 

Gegenwärtiger gesetzlicher Status vom 1. Januar 1920: 
Vom Ersten Gerichtshof am 28. März 1918 als verfassungs- 
widrig erklärt. 


11. Kansas. 
1. Statut. 


Datum der Anerkennung: 14. März 1913. 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Kap. 305. Sess. Ges. 
1913. 

Betrifft: Insassen aller mit der Fürsorge oder Bewahrung von 
Gewohnheitsverbrechern, Idioten, Epileptikern, Blödsinnigen 
oder Irrsinnigen betrauten Anstalten. Unter ,,Gewohnheits- 
verbrecher‘* ist eine Person zu verstehen, die eines Ver- 
brechens überführt ist, das moralische Verworfenheit auf- 
weist. 
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Genehmigte Ausführungsorgane: Durch die Amtsgewalt, 
die aus den leitenden Beamten jeder Anstalt des Staates be- 
steht in Verbindung mit kompetenten chirurgischen Assi- 
stenten, die über die Ergebnisse dem Bezirksgerichtshof zu 
berichten haben, oder irgendeinem anderen kompetenten Ge- 
richtshof im oder für den Bezirk, in dem solch ein Insasse 
verurteilt wurde. Der endgültige Auftrag zur Sterilisation 
liegt beim Gerichtshof, der einen Arzt aus der Leitung zur 
Ausführung der Operation beauftragen soll. 

Gründe für die Auswahl: Endgültige Anordnung des Ge- 
richtshofes, dem die Beschlüsse der Anstaltsbehörde unter: 
breitet wurden, nachdem die körperliche und geistige Be- 
schaffenheit des Patienten, sein Vorleben und seine Familien- _ 
geschichte geprüft wurde und festgestellt werden konnte, 
daß des Patienten Zustand für unverbesserlich erklärt wer- 
den muß und infolgedessen Nachkommenschaft nicht wün- 
schenswert erscheint oder daß die Verfassung des Patienten 
Aussicht auf wesentliche Besserung verspricht. 

Typ der genehmigten Operation: Vasectomie oder 
Oophorectomie in einer sicheren und humanen Art ange- 
wandt. Für andere als die durch Gesetz verordneten der- 
artigen Operationen wird Geldstrafe von 1000 Dollars oder 
Gefängnis oder beides verordnet. 

Gründe des Staates: In der Hauptsache eugenischer Natur, 
aber auch therapeutisch. 

Zu Gebote stehende Geldmittel: Der die Operation aus- 
führende Chirurg soll vom Staat eine Vergütung erhalten, . 
wie sie die Verwaltungsbehörde für angemessen hält. Diese 
Vergütung ist aus dem Unterhaltsfonds der Anstalt, in der 
der Patient untergebracht ist, zu bezahlen. 

Gegenwärtiger Status am 1. Januar 1920: Widerrufen am 
13. März 1917. 


2. Statut. 


Datum der Anerkennung: 13. März 1917. (Widerrufsgesetz 
vom 14. März 1913.) 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Kap. 209. 
von 1917. 

Betrifft: Insassen der Staatsanstalten für Geisteskranke und 
Epileptiker, Staatsheim für Schwachsinnige oder Gefähr- 
detenheime für Mädchen. 

Genehmigte Ausführungsorgane: Erster Medizinalbe- 
amter der jeweiligen Anstalt, Verwaltungsausschuß der 
Anstalt und Sekretär des Staatsgesundheitsamtes. 

Gründe für Auswahl: Entscheidung des Prüfungsausschusses, 
daß die geistige und körperliche Beschaffenheit eines solchen 
Insassen dadurch verbessert werden könnte oder daß die 
Nachkommenschaft eines solchen Insassen aller Wahrschein- 
lichkeit nach minderwertige oder schwachsinnige Kinder mit 
kriminellen Neigungen aufweisen würde. Die Verfassung 
solcher Insassen, die sich nicht zu bessern scheinen und bei 
denen Nachkommenschaft deshalb nicht wünschenswert er- 
scheine. | 

Typ der genehmigten Operation: Vasectomie oder Ge- 
schlechtslosmachung (Asexualisation), Salpingectomie oder 
Oophorectomie. Für alle Operationen, die nicht vom Gesetz 
genehmigt sind, wird eine Geldstrafe von nicht mehr als 
500 Dollars und nicht weniger als 100 Dollars und Gefängnis- 
strafe von nicht weniger als 6 Monaten und nicht mehr als 
1 Jahr bestimmt. 

Gründe des Staates: Therapeutischer und eugenischer Natur. 

Zu Gebote stehende Geldmittel: Im Falle der Arzt nicht 
der Anstalt zugehörig ist, darf der 'Verwaltungsausschuß an- 
gemessene Entschädigung zahlen und dieses Honorar soll aus 
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dem Fond bezahit werden, der zum Unterhalt der Anstalt 
gemäB Gesetz bestimmt ist. 

Gegenwärtiger Status vom 1. Januar 1920: Von den Ge- 
richtshöfen nicht geprüft. 


12. Wisconsin. 


Datum der Anerkennung: 30. Juli 1913. 

Nachweisinden Staatsgesetzen: Kap. 693. Ges. von 1913. 

Betrifft: Insassen aller Staats- und Bezirksanstalten für 
„Verbrecher, Irrsinnige, Schwachsinnige und Epileptiker.‘ 

Genehmigte Ausführungsorgane: Spezialausschuß, be- 
stehend aus einem Chirurgen und einem Irrenarzt von aner- 
kannter Tüchtigkeit, zusammen mit den Leitern der Staats- 
und Bezirksanstalten, die von der Staatskontrollbehörde 
ernannt werden. Zu den Pflichten des Spezialausschusses 
gehört es, die Verfassung in körperlicher und geistiger Be- 
ziehung der gesetzlich eingesperrten Personen in sämtlichen 
Staats- und Bezirksanstalten zu prüfen. Der Spezialausschuß 
soll Sitzungen abhalten, sich von der Sachlage überzeugen 
und prüfen, um dann dem Staatsgesundheitsamt seine 
Resultate in den vom Kontrollamt bezeichneten Fällen zu 
unterbreiten. 

Gründe für die Auswahl: Das Resultat einer einstimmigen 
Abstimmung des Spezialausschusses darüber, daß eine Fort- 
pflanzung nicht wünschenswert erscheine bei den Insassen, 
deren Namen von dem Staatskontrollamt dem Ausschuß 
übermittelt wurden, macht die Ausführung einer von dem 
Staatskontrollamt — und nur von diesem — gebilligten 
Operation gesetzlich. 

Typ der genehmigten Operation: Eine zur Verhinderung 
der Fortpflanzung geeignete Operation, die als sicher und 
wirkungsvoll gilt. 

Gründe des Staates: Rein eugenischer Natur. 

Zu Gebote stehende Geldmittel, zur Erreichung dieser 
Zwecke, die jedoch 2000 Dollars nicht übersteigen dürfen. Zu- 
gezogene Sachverständige sollen vom Staatskontrollamt ent- 
schädigt werden, jedoch darf diese Entschädigung 10 Dollars 
pro Tag nicht übersteigen und nur die Tage dürfen berechnet 
werden, die tatsächlich zur Ausführung: der Operation benützt 
werden. 

Gegenwärtiger Status vom 1. Januar 1920: Von den Ge- 
richtshöfen nicht geprüft. 


13. Nebraska. 


Datum der Anerkennung: Ohne Unterschrift des Gouver- 
neurs, 8. Juli 1910. 

Ausweis in den Staatsgesetzen: Kap. 237. Gesetze von 
1915. 

Betrifft: Schwachsinnige oder irrsinnige Insassen der An- 
stalten für Schwachsinnige, Irrenanstalten, Strafanstalten, 
Besserungsanstalten, Fabrikheime, Fabrikschulen(?) oder 
ähnliche Staatsanstalten. 

Genehmigte Ausführungsorgane: Ein Ausschuß der Staat- 
lichen Anstalten soll fünf Ärzte des ärztlichen Stabes der 
Staatlichen Anstalten ernennen unter ihrer Rechtsprechung, 
von denen drei Ärzte von Anstalten für die schwachsin- 
nige Jugend und Irrenanstalten stammen. 

Gründe für die Auswahl: Eine Entscheidung des Prüfungs- 
ausschusses darüber, daß eine Fortpflanzung solcher In- 
sassen schädlich für die menschliche Gesellschaft sei. Die 
geschriebene Einwilligung des Ehepartners, Eltern, Vor- 
mundes oder nächsten Anverwandten wird verlangt. 
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Typ der genehmigten Operation: Eine solche Operation 
zur Verhinderung der Fortpflanzung nach dem Urteil der 
genannten Untersuchungskommission soll jedem Einzelfalle 
möglichst angepaßt sein. 

Gründe des Staates: Rein eugenischer Natur. 

Zu Gebote stehende Geldmittel, um usw. Mitglieder des 
genannten Prüfungsausschusses sollen keine Entschädigung 
erhalten für ihre Dienste, aber ihre tatsächlichen und not- 
wendigen Reiseunkosten aus Fonds der diesbezüglichen An- 
stalten, deren Insassen von ihnen untersucht worden sind. 

G:genwärtiger Status vom 1. Januar 1920. Von den Ge- 
richtshöfen nicht geprüft. 


14. Oregon. 


Datum der Anerkennung: 19. Februar 1917. 

Nachweis in den Staatsgesetzen: Kap. 279. Allg. Ges. 
von 1917. 

Betrifft: Schwachsinnige, Irrsinnige, Epileptiker, Gewohn- 
heitsverbrecher, moralisch Entartete, Sexuellperverse, die 
Insassen der aus Öffentlichen Geldmitteln unterhaltenen An- 
stalten. 

Genehmigte Ausführungsorgane: Das Staatsamt für 
Eugenik, das aus dem Staatsgesundheitsamt, dem Leiter des 
Oregon-Staatsgesundheitsamtes, dem Leiter des Ost-Oregon- 
Staatskrankenhauses, dem Leiter der Staatsanstalt für 
Schwachsinnige und dem Leiter der Oregon-Strafanstalt 
zusammengesetzt ist. 

Gründe fürdieAuswahl:Nichtratsamkeit der Fortpflanzung 
und Unwahrscheinlichkeit einer Verbesserung der geistigen 
Beschaffenheit nach dem Urteil der Mehrheit des Ausschusses. 

Typ der genehmigten Operation: Derjenige Typ der 
Sterilisation, den der Ausschuß für geeignet hält. 

Gründe des Staates: Zur Besserung der körperlichen, 
geistigen, neurologischen oder psychischen Verfassung der 
Insassen, zum Schutz der Gesellschaft und nicht in Gestalt 
einer Strafmaßnahme. 

Genehmigte Geldmittel, um das Gesetz durchzuführen: 
Der Staat ist verpflichtet, die tatsächlichen Reiseunkosten 
der Ausschußmitglieder für Ausübung ihrer Pflichten zu 
zahien, sowie für Ausgaben für Erhebungen des Ausschusses. 

Gegenwärtiger Status: 1. Januar 1920. Von den Gerichts- 


höfen nicht geprüft. 


15. Süd-Dakota. 


Datum der Anerkennung: 8. März 1917. 

Nachweis der Staatsgesetze: Kap. 236. S.B. 257. Ges. 
von 1917. 

Betrifft: Insassen des Staatlichen Heims für Schwachsinnige. 

Genehmigte Ausführungsorgane: Staatsamt für Wohl- 
fahrt und Besserung, der Leiter der genannten Anstalten und 
der Arzt der Anstalt oder ein von diesem erwählter Arzt. 

Gründe fürdie Auswahl: Nichtratsamkeit der Fortpflanzung 
und Wahrscheinlichkeit einer Besserung der geistigen Ver- 
fassung nach dem Urteil des Ausschusses und des Leiters. 

Typ der genehmigten Operation: Entweder Vasectomie 
oder Unterbindung der Fallopinischen Tuben, je nachdem der 
Fall liegt. 

Gründe des Staates: Therapeutischer oder eugenischer 
Natur. 

Zu Gebote stehende Geldmittel: Es sind keine Vorkeh- 
rungen für spezielle Geldmittel getroffen. 

Gegenwärtiger Stand: 1. Januar 1920. Von Gerichtshöfen 


nicht geprüft. 
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Für den Wortlaut der Sterilisierungsgesetze sei derjenige von 
Nord-Dakota auszugsweise als Beispiel wiedergegeben: 


Public Health Laws 
of the State of North Dakota. 
Rules and regulations of the State Board of Health. 


Öffentliche Gesundheitsgesetze 
des Staates Nord-Dakota. 
Regeln und Vorschriften des Staatsgesundheitsamtes. 


Kap. 24. Sterilisation der Minderwertigen und Ver- 
brecher. 

Sec: 11429. Personen, bei denen die Operation angebracht 
erscheint. 

Prozedur: Wenn jemals der Vorsteher oder Oberaufseher oder 
das Oberhaupt irgendeines Staatsgefängnisses, einer Besserungs- 
anstalt, Staatlicher Schwachsinnigenanstait oder sonst eines 
staatlichen Krankenhauses oder einer staatlichen Irrenanstalt 
schriftlich bezeugt, er glaube, daß die geistige und körperliche 
Verfassung eines Insassen dadurch verbessert werden könnte, oder 
daß die Zeugung solcher Insassen aller Wahrscheinlichkeit nach 
zu minderwertigen oder schwachsinnigen Kindern mit krimi- 
nellen Neigungen führen würde, und daß die Verfassung solcher 
Insassen sich wahrscheinlich nicht bessern dürfte, so daß die 
Fortpflanzung dieser Personen wünschenswert oder wohltätig 
für das Gemeinwohl sein könnte, soll es gesetzmäßig sein, einen 
chirurgischen Eingriff zwecks Sterilisation solcher Insassen 
wie später vorgesehen, zu machen. 

Sec. 11430. Medizinische Prüfungskommission. Anstellung. 
Vergütung. 

Um die Verordnungen dieses Kapitels durchzuführen, soll 
der höchste Medizinalbeamte irgendeiner Organisation, der 
Staatssekretär des Gesundheitsamtes und ein anderer zustän- 
diger Arzt oder Chirurg, dessen Anstellung hierfür später vor- 
gesehen ist, die Prüfungsbehörde für solche Institution bilden. 
Das dritte Mitglied dieser Behörde muß ein zuständiger Arzt 
oder Chirurg von gutem Ruf sein, der wenigstens 10 Jahre prak- 
tiziert hat und zwar im Staate North Dakota. Dieser soll vom 
Staatskontrollamt ernannt werden und nach Anweisung des 
genannten Amtes seinen Dienst verrichten. In jedem Bezirk, 
in dem eine solche Anstalt gelegen ist, kann eine solche Er- 
nennung erfolgen oder eine solche für zwei oder mehr solcher 
Anstalten, die im Anstellungsschreiben namentlich angeführt 
werden müssen. Die Bezüge solcher Mitglieder werden vom 
Staatskontrollamt im Anstellungsschreiben festgesetzt und 
dürfen nicht mehr als 10 Dollar pro Tag betragen, solange sie 
tatsächlich ihr Amt ausüben. Ein Duplikat dieses Anstellungs- 
schreibens soll beim Staatskontrolleur zu den Akten geheftet 
werden, und das Jahresgehalt sowie die nötigen Ausgaben 
solchen Mitgliedes sollen ebenso bezahlt werden, wie es für die 
Mitglieder, Agenten und Angestellten des Staatskontrollamtes 
vorgesehen ist. 

Sec. 11431. Verfahren, um die Aufmerksamkeit der Prü- 
fungskommission auf einen Fall zu lenken. Wenn der Inspektor 
irgendeiner solchen Anstalt es für ratsam hält, daß eine derartige 
Operation an einem oder mehreren Insassen der Anstalt vor- 
genommen wird, soll er dies schriftlich empfehlen mit eigener 
Unterschrift, eine Kopie seines Briefes muß beim Kontrollamt, 
eine zweite beim ersten Medizinalbeamten der Anstalt zu den 
Akten geheftet werden. Darauf soll der höchste Medizinal- 
beamte solcher Prüfungsbehörde eine Versammlung der Prü- 
fungskommission einberufen, die nicht später als 14 Tage nach 
der Einberufung stattfinden muß. Diese Einladung muß vom 
obersten Medizinalbeamten unterzeichriet sein und klar und 
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bündig das Datum und den Zweck der Versammlung angeben 
und auch die Namen derjenigen Insassen enthalten, deren Fälle 
auf der Versammlung behandelt werden sollen. 

Sec. 11432. Art der Nachforschung durch die Prüfungs- 
kommission. Vollmacht, den Zeugen den Eid aufzuerlegen. Bei 
solcher Versamm.ung hat die Prüfungskommission emsig nach 
der geistigen und körperlichen Verfassung der Insassen zu for- 
schen und so weit wie angängig auch nach seiner Familien- 
geschichte. Zu diesem Zwecke kann jedes beliebige Mitg.ied 
der Prüfungskommission irgendeinem Zeugen, den es auszu- 
fragen beabsichtigt, den Eid auferlegen und solche Verhöre 
dürfen von Tag zu Tag verschoben werden. Falls notwendig, 
dürfen solche Sitzungen auch an anderen Orten stattfinden. 

Sec. 11433. Form der Empfehlung seitens der Prüfungskom- 
mission. Nachdem gründliche Nachforschungen nach den Ver- 
hältnissen jeder einzelnen Person vorgenommen worden sind, 
soll die Prüfungskommission einzelne schriftliche Befunde über 
jede einzelne der Personen verfassen und durch diese Befunde 
soll festgestellt werden, ob die Sterilisation eines Insassen durch 
Operation angebracht erscheint, oder ob die Sterilisation nicht 
notwendig oder wünschenswert erscheint, oder ob der Fall zu 
weiterer Beobachtung empfohlen wird. Solch Verhör soll 
gemäß Section 11432 geführt werden. Wenn die Kommission 
in ihrem Befunde solche Operation empfiehlt, muß sie angeben, 
welche Operation ausgeführt werden soll und ihren Zweck, und 
sie muß einen erfahrenen Chirurgen, der entweder ihrem Kreise 
angehört oder nicht, bestimmen, der die Operation auszu- 
führen hat. 

Sec. 11435. Das Recht, Operationen auszuführen, ohne den 
Fall vor die Prüfungskommission zu bringen. Bericht an das 
Kontrollamt. 

Falls nach der Ansicht des Ersten Medizinalbeamten irgend- 
einer solchen Anstalt eine derartige Operation an einem der In- 
sassen für notwendig oder wünschenswert gehalten wird, 
wegen eines der vorher angeführten Gründe und, falls solch 
Insasse schriftlich die Vornahme solcher Operation bean- 


tragt, oder schriftlich seine Einwilligung dazu erklärt, so darf 


der Erste Medizinalbeamte die Operation vornehmen oder ver- 
anlassen, ohne daß er den Fall der Prüfungskommission unter- 
breitet. Sobald irgendeine solche Operation unter den Maß- 
regeln dieser Sektion ausgeführt worden ist, hat der Erste Medi- 
zinalbeamte, der die Operation vorgenommen oder veranlaßt 
hat, unverzüglich über die Einzelheiten solcher Operation dem 
Staatlichen Kontrollamt zu berichten und zwar auf dem vom 
Kontrollamt vorgeschriebenen Formblatt. 

Sec. 11436. Pflicht des Staatsanwalts, über Fälle von Per- 
sonen zu berichten, die eines Kapitalverbrechens überführt 
worden sind. 

Sobald der Staatsanwalt eines Bezirks Grund zu der An- 
nahme hat, daß irgendeine Person eines Kapitalverbrechens 
überführt werden kann, oder bereits zwei- oder mehrmals eines 
solchen Verbrechens in Nord-Dakota überführt wurde, wird 
es ihm zur Pflicht gemacht, die Sache zu untersuchen und auf 
Kosten des Kreises Abschriften der Verurteilungen von anderen 
Kreisen oder Staaten zu beschaffen und ebenfalls so viel 
Zeugenaussagen zu nennen, wie herbeizuschaffen sind. Alle 
solche Beweisstücke müssen an das Staatskontrollamt geschickt 
werden, das darauf den Ersten Medizinalbeamten des Instituts 
benachrichtigt, dem diese Person untersteht und den Sekretär 
des Staatsgesundheitsamtes. Ein solcher Fall ist dann gemäß 
dem Verfahren zu behandeln, wie in Sektion 11429 berichtet, 
daß nämlich keine derartige Operation ohne Einwilligung des 
Kontrollamtes vorgenommen werden darf. 
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Sec. 11437. Verpflichtung des die Operation ausübenden 
Chirurgen. Kein Chirurg, der irgendeine Operation, wie sie 
von diesem Gesetz gestattet ist, geschickt vollführt, soll dafür 
verantwortlich gemacht werden können, sondern der Befund 
und die Instruktion der Prüfungskommission oder der Gerichts- 
hof oder die Einwilligung des Insassen, seiner Eltern oder des 
Vormundes sollen ihm volle Gewähr und Vollmacht dafür er- 
teilen. 

Sec. 11438. Pflicht der Medizinalbeamten, die sterilisierten 
Personen weiter zu beobachten und Bericht zu erstatten. Es 
ist die Pflicht des Ersten Medizinalbeamten irgendeiner solchen 
Anstalt, in der sterilisierte Insassen interniert sind, diese sorg- 
fältig zu beobachten, besonders hinsichtlich der Wirkung der 
Operation auf die moralische, geistige und körperliche Ver- 
fassung solch sterilisierter Personen und wenigstens einmal im 
Jahre, auch öfters, wenn der Gouverneur es wünscht, schriftlich 
Bericht über diese Personen zu erstatten, eine Kopie dieses 
Berichts in der Anstalt zu den Akten zu legen und je eine Ab- 
schrift dem Gouverneur, dem Staatskontrollamt, dem Sekre- 
tär des Staatsgesundheitsamtes zuzustellen. 


Nach dem American Journal of Public Health 1925, Vol. XV, 
No. 10, p. 886 hat das Mental Hygiene Komitee eine Umfrage 
in Kanada und den Vereinigten Staaten von Nordamerika über 
das Vorhandensein von Sterilisierungsgesetzen veranstal- 
tet und über deren Ergebnisse auf der Tagung der Staats- und 
Provinzial-Gesundheitsbehörden in Montrealam 4.—5. Juni 1925 
berichtet. | | | 

Folgende Staaten und Provinzen haben erklärt, keine 
Sterilisierungsgesetze zu besitzen. 

Sieben Provinzen: Alberta, British Columbia, Manitoba, 
New Brunswick, Nova Scotia, Quebec, Saskatchewan. 








GESETZE UND ERLASSE 


Fünf Territorien der Vereinigten Staaten: Alaska, Canal 
Zone, District of Columbia, Hawaii, Porto Rico. 

Vierundzwanzig Staaten von Nordamerika: Alabama, 
Arizona, Arkansas, Florida, Georgia, Illinois, New Hampshire, 
New York, New Jersey, New Mexico, Oklahoma, Pennsylvania, 
Indiana, Iowa, Kentucky, Louisiana, Massachusetts, Missouri, 
Rhode Island, Tennessee, Texas, Vermont, West Virginia, 
Wyoming. 18 Staaten erklären Sterilisationsgesetze zu besitzen, 
und zwar: Californien, Michigan, Connecticut, Nord Dakota, 
Delaware, Kansas, Maine, Oregon, Utah und Virginia. Diese 
10 Staaten berichten nichts näheres über ihre Gesetze. Es 
folgen 8 Staaten mit mehreren Ausführungen: 

Minnesota. Das Gesetz ist eben verabschiedet und aner- 
kannt am 22. April 1925, gesteht gesetzlich zu, daß Schwach- 
sinnige oder Irrsinnige in Anstalten mit Erlaubnis ihrer Ange- 
hörigen, wenn solche vorhanden, sonst auf Beschluß des Staat- 
lichen Kontrollamtes sterilisiert werden können. 

Montana. Der Staatsgesundheitskommissar fragt, ob das 
Gesetz nicht mehr Schaden angerichtet habe als Gastes. 

Nebraska berichtet, daß das Gesetz nur wirksam sei be- 
züglich der Frage der Freilassung aus Staatsanstalten für 
Schwachsinnige und Irrsinnige. 

North Carolina bemerkt: „Wir haben ein solches Gesetz, 
aber es ist nicht wirksam (?).‘“ 

South Dakota berichtet: „Das Gesetz wird nicht aus- 
genutzt.“ 

Washington bejaht die Frage mit dem Zusatz: ,,nur für 
Insassen der Staatsanstalten.“ 

Wisconsin. Verbesserungsvorschlag schwebt noch, um die 
Mittel für das Gesetz zu vergrößern. 

Ohio. Man ist sich hier einig in dem Urteil: ‚Die Gesetz- 
gebung hat soeben ein solches Gesetz verabschiedet, aber der 
Gouverneur wird ein Veto dagegen einlegen.“ 


Verantwortlicher Schriftleiter: Professor Rott, Berlin-Charlottenburg 5, Frankstr. 3. 


Druck: Ohlenroth'sche Buchdruckerei Erfurt. 


Die Mortalitäts- und Morbiditätsverhältnisse in Britisch-Indien, 
insbesondere in der Präsidentschaft Bombay. 


Von E. ROESLE, Berlin. 


Zu den interessantesten, jedoch auch zu den ver- 
nachlässigtsten Objekten der demographischen For- 
schung gehört die indische Statistik. Der Grund für 
deren Vernachlässigung in der europäischen und ins- 
besondere in der englischen Literatur dürfte vielleicht 
der sein, daß die demographischen Angaben über 
dieses ausgedehnte Land nicht für vollwertig ange- 
sehen werden, wenngleich sie aus den größten Millio- 
nenzahlen, die die demographische Statistik über- 
haupt zu liefern vermag, bestehen. Wenn man in 
die eigenartigen Verhältnisse dieses Landes eindringen 
will, darf man sich allerdings nicht mit der summa- 
rischen Statistik für dessen Registrationsgebiet!) be- 
gnügen; denn es ist klar, daß diesen Angaben, die sich 
aus den heterogensten Werten zusammensetzen, nur 
ein bedingter Wert zuerkannt werden kann. 

Viel zweckmäßiger erscheint es daher, diese Ver- 
hältnisse in den Gebieten zu untersuchen, die in kul- 
tureller und adminstrativer Hinsicht verhältnismäßig 
noch am weitesten fortgeschritten sind. Von diesen 
Gebieten wurde hier die Präsidentschaft Bombay 
gewählt, da sie nicht nur zu den bekanntesten, son- 
dern auch zu den wichtigsten indischen Ländern be- 
hört. Nach dem vorbildlichen Beispiel, das England 
allen Ländern gibt, liegt auch für jenes Land ein 
eigener jährlicher Bericht über seine demographischen 
und sanitären Verhältnisse seit dem Jahre 1908 vor. 
Es ist bemerkenswert, daß dieser Bericht mit gleicher 
Schnelligkeit wie der englische erscheint; denn bereits 
im Jahre 1924 ist der Bericht für das vorausgegangene 
Jahr (Sixtieth Annual Report of the Director of 
Public Health for the Year 1923) erschienen. 

Nach den Ergebnissen des letzten Census vom Jahre 
1921 zählte die Präsidentschaft Bombay 19 195 082 
Einwohner auf einem Gebietsumfang von 122 578 
Quadratmeilen (= 318 516 qkm), also durchschnitt- 
lich rund 61 auf je 1 qkm. Die Bevölkerungsdichtig- 
keit kann daher wohl kaum als eine Ursache der 
hohen Sterblichkeit in Betracht kommen. Viel wich- 
tiger ist in dieser Hinsicht die Verteilung der Bevöl- 


1) Die Hauptergebnisse der Statistik über die Bewegung 
der Bevölkerung im indischen Registrationsgebiet während der 
Jahre 1913—1920 wurden von mir bereits in Nr. 8 der ,,Sozial- 
hygienischen Rundschau‘, 2. Jg. 1923, zusammengestellt. 


kerung nach der Nationalität bzw. Kaste und dem 
Alter. 


I. Allgemeine Mortalitätsverhältnisse. 


Der ausgesprochene Kastengeist, der heute noch 
Indien beherrscht, beherrscht auch dessen Mortali- 
tätsziffer. Vielleicht ist keine Statistik so geeignet, 
den Einfluß der verschiedenen sozialen Bedingungen 
auf die Mortalität zur Schau zu bringen, wie die in- 
dische. Wie die Statistik der Präsidentschaft Bombay 
zeigt,ist die hohe Sterbeziffer nureineEigentümlich- 
keit der meist zur niedrigsten Kaste gehörigen Hindu, 
deren religiöse Sitten und Gebräuche bekanntlich im 
krassen Widerspruch mit den einfachsten Geboten der 
Hygiene stehen. Sie bilden unter der Bevölkerung 
der Präsidentschaft Bombay mit nahezu 15 Millionen 
die weitaus überwiegende Mehrheit, so daß es erklär- 
lich ist, daß die Sterbeziffer dieser Präsidentschaft 
sich nur wenig von der der Hindu unterscheidet. 
Nach den Hindu haben die Parser, die sogenannten 
Feueranbeter, ein aus Persien in die Präsidentschaft 
eingewanderter Volksstamm, die höchste Sterbeziffer 
aufzuweisen, jedoch kann deren Höhe in Anbetracht 
der geringen Zahl der Parser — etwas über 80 000 — 
kaum von Belang auf die Gestaltung der Sterbeziffer 
für die gesamte Präsidentschaft sein, zumal da sich 
die Sterbeziffer der Parser bereits im größeren Ab- 
stand von der der Hindu bewegt. An dritter und vierter 
Stelle folgt die Sterbeziffer der Christen und der 
Mohammedaner, denen beiden fast die gleiche 
Sterbeziffer eigen ist, jedoch kommt der der Moham- 
medaner, deren Bevölkerungszahl mit 3,7 Millionen, 
die der Christen mit 0,2 Millionen weit überwiegt, ein 
ganz anderes Gewicht zu als der der Christen. Durch 
die geringste Sterbeziffer zeichnet sich die Sekte der 
Dschaina (englisch: Jains), die wohlhabendste, meist 
nur Handel treibende Sekte, aus. Ihre Bevölkerungs- 
zahl ist jedoch ebenso gering wie die der Christen 
und demgemäß der Einfluß ihrer niedrigen Sterbe- 
ziffer auf die Gestaltung der Sterbeziffer der Gesamt- 
bevölkerung nur gering. Für das Jahr 1923, nach dem 
Jahre 1922 das bisher günstigste Sterbejahr in In- 
dien, ergibt sich folgende Sterbeskala gemäß der Natio- 
nalität. 
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Die Sterblichkeit in der Präsidentschaft 
Bombay gemäß der Nationalität und dem 
Geschlecht im Jahre 1923. 


Sterbefälle auf je 
1000 Einwohner 
gleicherNationa- 









Bevölkerungs- 
zahl in 





Nationalität 







bzw. Tausenden nach | tät u. gleichen 
Klassen dem Census 1921 Geschlechts 
Männl. | Weibl. 





Zus. ohne Europäer®)|| 100512) 9117 | 25,7 | 26,1 
19 167 25,9 


Wie man sieht, bewegen sich diese Sterbeziffern mit 
Ausnahme der der Hindu im Rahmen der europäischen 
Sterbeziffern. Diese Erscheinung wird allerdings erst 
seit dem Jahre 1920 beobachtet, seit welcher Zeit ein 
bedeutsamer Rückgang der Sterblichkeit im Anschluß 
an die schwere Influenza-Pandemie der Jahre 1918 und 
1919 in ganz Indien einsetzte. In der Präsidentschaft 
Bombay, wo die Zahl der Sterbefälle im Jahrfünft 
1911—1915 durchschnittlich jährlich 539 836 betragen 
hatte, stieg diese Zahl von rund 798 000 im Jahre 1917 
auf 1 725000 im Jahre 1918 an, welcher Zahl die 
maximale Sterbeziffer von 88,0 auf je 1000 Ein- 
wohner entspricht, und verblieb seit dem Jahre 1921 
bisher stets unter 500 000. Das bisherige Minimum 
entfiel auf das Jahr 1922 mit 452 581 Sterbefällen, 
d.s. 23,6 auf je 1000 Einwohner. Wir treffen also 
die gleiche Erscheinung in Indien wie in Europa, 
Amerika und Australien nach der Influenza-Pandemie, 
nämlich einen bisher noch nicht beobachteten Tief- 
stand der Sterblichkeit in den letzten Jahren. 

Im Vergleich mit den europäischen Sterbeziffern 
erscheint freilich selbst dieses Minimum noch hoch, 
jedoch muß man hierbei bedenken, daß die Bevölke- 
rung Indiens einen ganz anderen Altersaufbau und 
eine viel höhere Geburtenziffer aufzuweisen hat 
als die meisten europäischen Länder. Die indische 
Sterbeziffer wird gleichwie die russische schwer be- 
lastet durch den großen Anteil der Kinder an der 
Gesamtbevölkerung, dagegen entlastet durch den mi- 
nimalen Anteil der höchsten Altersklassen, der selbst 





1) Die Summierung ergibt 10 061 000, so daß eine fehler- 
hafte Angabe über eine Nationalität vorliegen muB. 

3) Die Zahl der Europäer betrug 19 247, die der gleichfalls 
nicht berücksichtigten Anglo-Inder 10 221 in vollen Zahlen. 

3) Die Sterbeziffer der sonstigen Klassen ist unvollständig, 
da aus einzelnen Distrikten die Angaben hierüber fehlen. 
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in RuBland viel größer ist als in Indien. In der Prä- 
sidentschaft Bombay war der Altersaufbau der Be- 
völkerung im Vergleich mit den größten europäischen 
Ländern im Jahre 1921 folgender: 





Von je 1000 der Gesamtbevölkerung ent- 


Länder fielen auf die Altersklassen v. Jahren 
und Jahr ZU- 
mehr |kannt isamm. 
Präsidentschaft 
Bombay, 1921.. — | 1000 
Russisches Reich, 
180 1er 0,3 | 1000 
1920 22020 — | 1000 
Deutsches Reich 
1911. 44:50304%4 — | 1000 
England u. Wales, 
| Lt) 0 RP — | 1000 
1921 2.244,53. — | 1000 
Italien, 1911 ..... 3 | 1000 
Frankreich, 1911.. — | 1000 


Der Anteil der jugendlichen Altersklasse von 
0—19 Jahren an der Gesamtbevölkerung war nach 
dieser Zusammenstellung bisher nur in Rußland größer 
als in der Präsidentschaft Bombay. Dieser Anteil 
machte in Rußland im Jahre 1920 mit 516 pro Mille 
etwas mehr als die Hälfte, in der Präsidentschaft 
Bombay nahezu die Hälfte der Bevölkerung aus, wel- 
chen Werten als Minimalwert die französische Anteils- 
ziffer vom Jahre 1911 mit 339 gegenübersteht. Da- 
gegen zeichnet sich die Präsidentschaft Bombay durch 
die größte Besetzung der fruchtbarsten Alters- 
klasse von 20—39 Jahren aus, deren Anteils- 
ziffer in den europäischen Ländern sich nach dem 
Kriege mehr oder weniger verminderte. Dies ist einer 
der Gründe, warum die Geburtenziffer in den euro- 
päischen Ländern nach dem Kriege abnehmen mußte, 
in der Präsidenıschaft Bombay dagegen unverändert 
blieb. 

Entsprechend der einseitigen Verteilung der Be- 
völkerung der Präsidentschaft Bombay auf die Alters- 
klassen von 0—39 Jahren können sich für den Anteil 
der höheren Altersklassen nur noch Minimal- 
werte ergeben. Nur etwas mehr als ein Fünftel der 
Bevölkerung stand dort im Jahre 1921 im Alter von 
40 und mehr Jahren. Bereits die Anteilsziffer der 
Altersklasse von 40—59 Jahren ist in der Präsident- 
schaft Bombay geringer als in den europäischen Län- 
dern, von denen die Ziffer des neuen RuBlands der 
der Präsidentschaft Bombay am nächsten kommt. Da 
in dieser Altersklasse die Unterschiede einerseits zwi- 
schen den Sterbeziffern der einzelnen Länder, ander- 
seits zwischen den Anteilsziffern der Lebenden an der 
Gesamtbevölkerung verhältnismäßig gering sind, kann 
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der Einfluß der letzteren Unterschiede auf die ver- 
schiedene Gestaltung der Gesamtsterbeziffer eben- 
‚falls nur gering sein. Die größte Bedeutung kommt 
in dieser Hinsicht der höchsten Altersklasse von 60 
und mehr Jahren zu, deren maximale Anteilsziffer in 
Frankreich die dortige andauernd hohe Gesamt- 
sterbeziffer bedingt. Während in Frankreich im Jahre 
1911 von je 1000 der Gesamtbevölkerung 126 — nach 
dem Kriege sicherlich mehr — auf diese Altersklasse 
‚entfielen, betrug diese Anteilsziffer in der Präsident- 
schaft Bombay im Jahre 1921 nur 48. Wenn trotz- 
dem die Gesamtsterbeziffer in der Präsidentschaft 
Bombay bisher stets höher als in Frankreich war, so 
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kann schon aus diesem Grunde eine ungewöhnliche 
Mehrsterblichkeit in den jüngeren Altersklassen ge- 
folgert werden. 


II. Mortalität nach Alter und Geschlecht. 


Da für das Jahr 1923 auch eine Berechnung von 
Alterssterbeziffern für die Präsidentschaft Bombay 
vorliegt, so lassen sich wenigstens informatorische 
Vergleiche mit einigen europäischen Ländern, wenn 
auch für verschiedene Jahre — d.h für die letzten 
Volkszählungsjahre, in denen der Altersaufbau der 
Bevölkerung noch nicht vom Kriege beeinflußt war, 
— anstellen. 


Vergleich der Sterblichkeit nach Alter und Geschlecht in der Präsidentschaft Bombay im 
Jahre 1923 mit einigen europäischen Ländern. 















Lebend-Geburten- 
ziffer auf 
1000 Einwohner 


Länder Ge- 


und Jahre 


Präsidentschaft Bombay, 1923! 


35,6 | i. 

| W. 

Deutsches Reich, 1910—11 . 29,2 | m. 
| W. 

Frankreich, 1908—1913.... 19,3 m. 
W. 

Italien, 1907—14 ........ 32,2 m. 
W. 


Es ist beachtenswert, daß die Säuglingssterb- 
lichkeit in der Präsidentschaft Bombay trotz der 
hohen Geburtenziffer im Jahre 1923 nicht viel höher 
war als in den europäischen Vergleichsländern vor 
dem Kriege, die schon damals viel niedrigere Ge- 
burtenziffern aufwiesen als die Präsidentschaft Bom- 
bay. In Deutschland war. die Säuglingssterblichkeit 
damals sogar noch größer als gegenwärtig in der Prä- 
sidentschaft Bombay, jedoch nur aus dem Grunde, 
weil das Jahr 1911 mit seiner auBergewöhnlich hohen 
Säuglingssterblichkeit zum Vergleich herangezogen 
werden mußte. Die Säuglingssterbeziffer erscheint 
hier bei der Berechnung auf die Zahl der Lebenden 
im Alter von 0—1 Jahr naturgemäß etwas höher als 
bei der üblichen Berechnung auf die Zahl der Lebend- 
geborenen, wobei sich speziell in der Präsidentschaft 
Bombay die größte Differenz ergibt, da anscheinend 
dort die Zahl der Lebenden im Alter von O bis 1 Jahr 
noch unvollständiger ist als die der Lebendgeborenen ; 
denn die auf je 1000 Lebendgeborene des gleichen 
Jahres berechnete Säuglingssterblichkeit betrug im 
Jahre 1923 nur 159,8 und zwar für das männliche 
Geschlecht 166,9 und für das weibliche 151,9. Sie ist 
seit dem Jahre 1919, zu welcher Zeit sie noch 201,9 
betrug, andauernd gesunken. 







schlecht 
j 0—1 








Auf je 1000 Lebende gleichen Alters und Geschlechts 
trafen Sterbefälle in den Altersklassen von Jahren 


1—19 | 20—39 | 40—59 |60u. mehr| zusamm. 









206,3 17,7 13,0 25,2 79,1 25,7 
175,6 19,9 14,7 20,4 75,1 26,1 
221,0 5,9 5,3 14,9 70,2 17,5 
181,9 5,7 5,4 11,1 64,1 16,0 
140,4 5,4 7,7 16,9 77,0 19,7 
114,3 5,5 6,6 11,8 66,4 17,5 
177,0 8,9 . 12,7 67,4 20,8 
158,1 9,1 10,7 66,0 19,5 







Die Hauptunterschiede zwischen der Sterblichkeit 
in Indien und Europa beginnen erst jenseits des 
1. Altersjahres und setzen sich in den mittleren Alters- 
klassen fort. Der größte Unterschied ergibt sich im 
Kleinkindesalter und im späteren Kindes- 
alter. Im Vergleich mit den diesbezüglichen deut- 
schen Ziffern aus neuerer Zeit war die Sterblichkeit 
in diesen Altersabschnitten in der Präsidentschaft 
Bombay folgende: 





Zahl der Sterbefälle im nebenstehenden Alter auf 
je 1000 Lebende gleichen Alters und Geschlechts 


in d. Präsident- 
schaft Bombay 
mehr als im 
Deutschen Reich 


; männl. | weibl. 
+40,3 | +38,1 
+ 72| + 8,5 
4+ 61|+ 83 
+ 6,1 | +10,5 





In diesem jugendlichen Alter, das bekanntlich am 
empfänglichsten für Infektionskrankheiten ist, treffen 
wir in der Präsidentschaft Bombay eine zwei- bis 

33° 


288 


fünfmal so hohe Sterblichkeit als im Deutschen Reich. 
Da sich die Präsidentschaft Bombay verhältnismäBig 
günstiger klimatischer Verhältnisse erfreut, kann die 
Ursache der höheren Kindersterblichkeit nicht in der 
Eigenart des Klimas gesucht werden. Da die wenigen 
Todesursachen, welche in Indien ausgezählt werden, 
noch immer nicht nach dem Alter getrennt werden, 
lassen sich die eigentlichen Ursachen der hohen 
Kindersterblichkeit nicht ermitteln. 

Nur bei den Sterbefällen an Pocken werden die 
Kinder im Alter von 0—1 und 1—10 Jahren besonders 
ausgezählt, jedoch war die Zahl dieser Sterbefälle bei 
Kindern in den letzten Jahren so gering, daß hier- 
mit nicht die hohe Kindersterblichkeit erklärt werden 
kann. Immerhin sind die Ergebnisse dieser Auszäh- 
lung von einigem Interesse. Von den 2311 Sterbe- 
fällen an Pocken im Jahre 1923 entfielen nämlich 726 
auf die Kinder unter 1 Jahre und 1428 auf die Kinder 
im Alter von 1 bis unter 10 Jahren, so daß nur 702 
Sterbefälle an Pocken im späteren Ater vorgekommen 
sind. Selbst die Bekämpfung dieser Krankheit stößt 
auf organisierte Opposition, und die vorbeugende Wir- 
kung der Schutzpockenimpfung wird durch die un- 
hygienischen Sitten mehr oder minder wieder auf- 
gehoben. Daher ist es wohl erklärlich, daß auch unter 
den Geimpften die Sterblichkeit an Pocken noch sehr 
groß ist. Von 762 kontrollierten Pockenkranken waren 
nämlich 421 geimpft und 341 ungeimpft. Die Leta- 
lität betrug bei den ersteren 8,3, bei den letzteren 
26,1 Prozent. 

Es ist bemerkenswert, daß in der Präsidentschaft 
Bombay die Mehrsterblichkeit des weiblichen 
Geschlechts bereits in dem Alter von 5 bis 9 Jahren 
beginnt, wofür es infolge der Ermangelung einer or- 
ganisierten Todesursachenstatistik noch keine Erklä- 
rung gibt. 

Diese Mehrsterblichkeit des weiblichen Geschlechts 
setzt sich auch weiterhin bis zum Abschluß der Gebär- 
tätigkeit fort, womit jedoch nicht allein der auf- 
fallend hohe Männerüberschuß, den die 1. Tabelle 
anzeigt, erklärt werden kann; denn hierzu waren die 
Geschlechtsunterschiede der Sterblichkeit selbst in 
den vorausgegangenen Influenza-Jahren zu gering. 
Man muß vielmehr die Vermutung hegen, daß die 
Mehrsterblichkeit des weiblichen Geschlechts in Wirk- 
lichkeit weniger ausgesprochen ist und hauptsächlich 
auf der unvollständigeren Erfassung des weiblichen 
Geschlechts bei der Volkszählung beruht. Nach dieser 
Zeit, d.h. im Alter von über 40 Jahren, nimmt die 
Sterblichkeit des weiblichen Geschlechts nur noch 
langsam zu, während die des männlichen Geschlechts 
sehr stark ansteigt. Inden mittleren Altersklassen 
war der Verlauf der Sterblichkeit folgender: 
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| Zahl der Sterbefälle in den nebenstehenden Alters- 
Altersklassen | klassen auf je 1000 Lebende gleichen Alters und Ge- 
| schlechts in der Präsidentschaft Bombay im Jahre 1923 

in Jahren männlich weiblich 





20—29 11,7 14,0 
30—39 14,5 15,6 
40—49 20,8 16,9 
50—59 32,6 26,0 


Während auch diese Sterbeziffern noch zwei- bis 
dreimal so hoch sind als die entsprechenden deutschen, 
ändert sich dieses Bild in der höchsten Alters- 
klasse von 60 und mehr Jahren, in welcher die Sterb- 
lichkeit in der Präsidentschaft Bombay nicht wesent- 
lich höher ist als in den europäischen Ländern. Es 
wäre jedoch verfehlt, die Ursache für diese Erschei- 
nung, die sich auch für Rußland ergibt, auf eine in- 
tensivere Selektionswirkung zurückzuführen, denn die 
beiden Sterbetafeln, die man für die indische Bevöl- 
kerung aufgestellt hat, belehren uns, daß auch in 
den höheren Altersklassen in Indien die Sterbens- 
wahrscheinlichkeit viel größer ist als in allen anderen 
Ländern. Die Ursache der verhältnismäßig niedrig 
erscheinenden Sterbeziffer für die Altersklasse von 
60 und mehr Jahren ist vielmehr eine rein rechne- 
rische und nur durch die in Indien übliche Zusammen- 
fassung der Gestorbenen im Alter von über 60 Jahren 
bedingt: denn dadurch, daß das Verhältnis der Le- 
benden im Alter von 60 bis unter 70 Jahren, in wel- 
chem Alter die Sterblichkeit bedeutend geringer ist 
als im Alter von über 70 Jahren, in Indien viel größer 
ist als in den europäischen Ländern, muß die Sterbe- 
ziffer bei der Zusammenfassung aller Alter über 
60 Jahre in eine Altersklasse einen zu günstigen Wert 
vortäuschen. So verhielt sich die Zahl der Leben- 
den im Alter von 60 bis unter 70 Jahren zu der 
der Lebenden im Alter von 70 und mehr Jahren im 
Deutschen Reich im Jahre 1910 wie 180:100, in 
Britisch-Indien im Jahre 1911 dagegen wie 220:100, 
welcher Unterschied in Anbetracht der sich im Alter 
von 70 und mehr Jahren rasch steigernden Sterbens- 
wahrscheinlichkeit eine ausgleichende Wirkung auf 
die verschiedenen Sterbeziffern für diese Altersklas- 
sen in beiden Ländern bei ihrer Zusammenfassung 
zu einer Altersklasse ausüben muß. Immerhin er- 
scheint die Differenz zwischen den Sterbeziffern in 
der Präsidentschaft Bombay und denen der euro- 
päischen Länder im Alter von 60 und mehr Jahren 
im Vergleich mit der Differenz bei anderen Alters- _ 
klassen nicht besonders groß. 

Wir können also aus dem territorialen Vergleich 
der Alterssterbeziffern ersehen, daB die hauptsäch- 
lichsten Sterblichkeitsunterschiede zwischen 
der Präsidentschaft Bombay und den angeführten 
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europäischen Ländern in den Altersklassen von 
1—60 Jahren bestehen, während die Sterblichkeits- 
unterschiede in denjenigen Altersklassen, in welchen 
die Sterbenswahrscheinlichkeit allgemein am höchsten 
ist, nämlich im Alter von 0—1 Jahr und von 
60 und mehr Jahren, nur gering sind. 


HI. Die Todesursachen. 


Die Ursache dieser eigenartigen Erscheinung bilden 
allein die Seuchen, denen die Säuglinge und die 
Greise im allgemeinen viel weniger ausgesetzt sind 
als die übrige, in innigerem Konnex stehende Bevöl- 
kerung. Wenn man sich über die Mortalitätsverhält- 
nisse in Indien unterrichten will, muß man daher zu- 
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nächst die Verbreitung der Seuchen und ihren Ein- 
fluß auf die Sterblichkeit kennen. 

Diese Aufgabe läßt sich in bezug auf die Präsi- 
dentschaft Bombay besser erfüllen als in bezug auf 
das gesamte indische Registrationsgebiet, da im erste- 
ren Gebiet die Sterbefälle an „Fevers“, unter wel- 
chem Sammelbegriff alle Sterbefälle an nicht aus- 
gezählten Infektionskrankheiten zusammengefaßt wer- 
den, seit einigen Jahren aufgeteilt werden, soweit 
hierzu die Möglichkeit vorhanden ist. Außer den In- 
fektionskrankheiten werden allerdings auch für die 
Präsidentschaft Bombay nur noch die Sterbefälle an 
den Krankheiten der Atmungsorgane und infolge ge- 
waltsamen Todes besonders ausgezählt. 


Sterblichkeit nach Todesursachen in der Präsidentschaft Bombay in den Jahren 1901—1923. 





Auf je 1000 Einwohner trafen Sterbefälle an 


Jahre bzw. 















Krank- gewalt- 













anderen 

















« | heiten der samen 
„Fieber“ | Atmungs- | Todes- Todes- | insgesamt 
organe ursachen | Ursachen 
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Dysen- 
jährlicher | : 
: Pest Cholera Pocken terie und 
Durchschnitt j 
Diarrhoe 
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Mit großer Regelmäßigkeit entfielen bisher in der 
Präsidentschaft Bombay ungefähr zwei Fünftel aller 
Sterbefälle auf den Sammelbegriff ‚Fieber‘. Zweifel- 
los können wir in dieser Todesursache den haupt- 
sächlichsten Grund für die hohe Gesamtster- 
beziffer erblicken; denn ohne die Sterbefälle an 
Fieber würde die Gesamtsterbeziffer der Präsident- 
schaft Bombay den günstigsten europäischen Sterbe- 
ziffern nahekommen. — Mit Hilfe der detaillierten 
Angaben gelingt es nun, einen allerdings sehr beschei- 
denen AufschluB über einige der zu diesem Sammel- 
begriff gerechneten Krankheiten zu erhalten. Die 
196231 im Jahre 1923 gezählten Sterbefälle an ,,Fie- 
ber“ gliedern sich nämlich in folgender Weise: 

Absolute Zahl der Sterbefälle Auf 1000 Einwohner 


Malaria .............. 34 957 1,82 
Typhus abdominalis . . . .... 2 276 0,12 
Masern (Morbilli)......... 6 504 0,34 
Rückfallfieber (Febris recurrens) 21 0,00 
Kala Azar ............. 1 0,00 
Influenza ............. 991 0,05 
Andere „Fieber“ ......... 151 481 7,90 


Zusammen 196 231 





Viel gewonnen wird allerdings auch durch diese 
Aufteilung nicht, denn mehr als drei Viertel aller 
Sterbefälle an „Fieber‘‘ bleiben unaufgeklärt. Daß 
die Angaben über Malaria ziemlich unvollständig 
sind, wird auch in dem Berichte angegeben ; das Gleiche 


dürfen wir wohl in bezug auf die auffallend niedrigen 


Angaben über Masern und Typhus annehmen. Von 
einer Abnahme der Sterblichkeit an ‚‚Fieber‘‘ kann 
erst seit dem Jahre 1921 die Rede sein. Es ist beach- 
tenswert, daß diese Sterbeziffer sich auch im Jahre 
1923 noch weiterhin vermindert hat, obgleich die all- 
gemeine Sterbeziffer in jenem Jahre wieder anstieg. 

Dieser Anstieg ist fast ausschließlich auf die Wieder- 
zunahme der Sterblichkeit an Pest und Cholera im 
Jahre 1923 zurückzuführen. Der Verlauf der Sterb- 
lichkeit an diesen beiden indischen Volkskrankheiten 
zeigte von jeher einen schwankenden Charakter, der 
sich auch wohl kaum ändern dürfte, solange die Be- 
völkerung indolent den Maßnahmen zur Bekämpfung 
dieser Krankheiten gegenübersteht und die nötigen Ein- 
richtungen zu ihrer Bekämpfung fehlen; denn der 
Erfolg solcher Maßnahmen setzt bekanntlich die tat- 
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kräftige Mitwirkung einer aufgeklärten Bevölkerung 
voraus. Das Gleiche gilt auch in bezug auf die schon 
erwähnte Bekämpfung der Pocken, deren Häufig- 
keit als Todesursache nur vorübergehend in den Jahren 
1921 und 1922 abgenommen zu haben scheint. Die 
Zahl der Sterbefälle an Dysenterie und Diarrhoe 
läßt sich zwar trennen, jedoch kann weder die eine 
noch die andere Anspruch auf Vollständigkeit er- 
heben. Im Jahre 1923 entfielen hiervon 5214 Sterbe- 
fälle auf Dysenterie und 17024 auf die Sterbefälle 
an Diarrhoe oder 0,27 bzw. 0,88 auf je 1000 Einwohner. 

Auch die 84 334 Sterbefälle an den Krankheiten 
der Atmungsorgane im Jahre 1923 können aufgeteilt 
werden in 16244 Sterbefälle an Phthisis und 17425 
Sterbefälle an Pneumonie, d.s. 0,84 bzw. 0,90 auf 
je 1000 Einwohner. Die Sterblichkeit an Lungen- 
tuberkulose, die auch in der Stadt Bombay im gleichen 
Jahre nur 1,05 betrug, würde demnach, ihre Voll- 
ständigkeit vorausgesetzt, geringer erscheinen als 
selbst in den europäischen Ländern mit der günstig- 
sten Ziffer. Diese Erscheinung kann vielleicht damit 
erklärt werden, daß in den mittleren Jahren andere 
Krankheiten vorherrschen und die Zahl der Lebenden 
im Alter von 40 und mehr Jahren, wie wir gesehen 
haben, in der Präsidentschaft Bombay nur sehr gering 
ist. Die Lungentuberkulose-Sterbeziffer der Städte 
war mit 1,59 im Jahre 1923 zwar mehr als doppelt so 
groß als die des platten Landes mit 0,66, jedoch im 
Vergleich mit den diesbezüglichen europäischen städti- 
schen Sterbeziffern immerhin noch gering. Jeden- 
falls verdient diese Erscheinung einige Beachtung und 
eine besondere Untersuchung. 

Nicht minder erscheinen auch die Angaben über 
die gewaltsamen Todesursachen auffallend ge- 
ring, zumal hierin auch die Sterbefälle an Rabies mit 
236 Sterbefällen im Jahre 1923 gegenüber 160 im 
Vorjahr und die zahlreichen Sterbefälle durch Schlan- 
genbiß — 1270 im Jahre 1923 — enthalten sind. Da- 
für ist allerdings die Zahl der übrigen Verunglückungen 
und Selbstmorde sehr gering; die Zahl der letzteren 


betrug im Jahre 1923 nur 518 oder 0,03 auf 1000 Ein- | 


wohner. | 

Unter den übrigen, zusammengefaßten Todesur- 
sachen wurde bisher nur das Puerperalfieber be- 
sonders aufgezählt, woran im Jahre 1923 4400 Sterbe- 
fälle unter 681 190 Lebendgeburten und 221 Totge- 
burten, oder 6,3 auf je 1000 Geburten, vorgekommen 
sein sollen. 


IV. Die Säuglingssterblichkeit. 


Eine besondere Erwähnung verdient noch die Säug- 
lingssterblichkeit, da hierüber eine sehr detaillierte 
Gliederung der Angaben aus der Präsidentschaft Bom- 


A 
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bay vorliegt. Ihre Berechnung auf je 1000 Lebend- 
geborene ergibt für das Jahr 1923 159,8 Sterbefälle 
im 1. Lebensjahre für die gesamte Präsidentschaft, 
dagegen 261,5 für die Städte. Die letztere Ziffer 
dürfte jedoch in Wirklichkeit niedriger sein, da der 
Divisor, die Zahl der Lebendgeborenen, zu niedrig 
angesetzt werden mußte; denn die Registration der 
Geburten scheint in den Städten dürftiger zu sein als 
auf dem Lande. Dazu kommt jedoch noch als weiterer, 
diese Berechnung störender Faktor die große Wan- 
derungsbewegung der Kinder hinzu, indem viele 
auf dem Lande geborenen Kinder im Laufe ihres 
1. Lebensjahres in die Städte geschleppt werden. Für 
die Stadt Bombay liegen hierüber besondere Angaben 
vor, die bei der Nachforschung über die Herkunft 
der Säuglinge gewonnen wurden. Es betrug nämlich 
die Zahl der im Jahre 1923 registrierten Geborenen 
nur 20 995; außer diesen wurden noch 1680 in der 
Stadt Geborene, jedoch nicht registrierte, und 9432 
auswärts Geborene ermittelt. Die Gesamtzahl der 
dem Sterben ausgesetzten Kinder im 1. Lebensjahre 
erhöhte sich daher auf 32 107, jedoch mußte sich für 
die auswärts Geborenen eine günstigere Sterbens- 
wahrscheinlichkeit ergeben als für die in der Stadt 
Geborenen, insofern als die ersteren erst im Laufe 
ihres 1. Lebensjahres in die Stadt verschleppt wurden. 
Würde man die Säuglingssterblichkeit nur auf die 
registrierten Geborenen berechnen, so würde sie 411 
auf je 1000 Geborene betragen. Da jedoch die regi- 
strierten Geborenen nur drei Fünftel (61 %) der dem 
Sterben ausgesetzten Kinder im 1. Lebensjahr aus- 
machen, muß diese Berechnung einen viel zu hohen 
Wert ergeben, während anderseits bei Einschluß der 
auswärts Geborenen die Säuglingssterblichkeit zu 
günstig erscheinen muß. Ohne Aufstellung einer Ster- 
betafel unter Berücksichtigung der Wanderung läßt 
sich also für diese Stadt die Säuglingssterblichkeit 
überhaupt nicht berechnen. 

Wir treffen also in der indischen Millionenstadt das 
entgegengesetzte Verhalten der Säuglingswanderung 
wie in Paris, wo die Sitte besteht, die Säuglinge in 
Pflege auf das Land zu geben. Man kann sich wohl 
vorstellen, welche unsinnigen Vergleichszahlen man 
erhalten würde, wenn man die auf die örtlich regi- 
strierten Geburten berechneten Sterbefälle unter 
I Jahre in diesen beiden Städten miteinander ver- 
gleichen wollte, wenn man bedenkt, daß in Paris im 
Jahre 1923 46 733 Lebendgeborene und nur 4218 
Sterbefälle unter I Jahre registriert wurden, während 
98191) Kinder in Pflege gegeben wurden. Diese Bei- 
spiele dürften bezeugen, welche Schwierigkeiten der 


1) Zusammengestellt nach den Vierteljahrsangaben im ,,Bul- 
letin de Ja Statistique générale de Ja France“, 1923, 1924, 
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einwandfreien Berechnung der lokalen Säuglings- 
sterblichkeit gegenüberstehen und mit welcher Vor- 
sicht man die Ergebnisse der üblichen rohen Berech- 
nung auf die Geburten bei Außerachtlassung der 
Säuglingswanderung behandeln muB. 

Unter solchen Verhältnissen erscheint es ratsam, 
die Säuglingssterblichkeit nur für die gesamte Präsi- 
dentschaft zu betrachten, da hierbei der Einfluß der 
Binnenwanderung ausgeschaltet wird. Infolge der un- 
vollständigen Registrierung der Geburten muß aller- 
dings bei ihrer Berechnung ein zu niedriger Divisor 
in Ansatz gesetzt werden, wodurch die Säuglings- 
sterbeziffer höher erscheinen muß, als sie in Wirk- 
lichkeit ist. 

Welch große Bedeutung in neuerer Zeit der Säug- 
lingssterblichkeit in der Präsidentschaft Bombay bei- 
gelegt wird, kann man daraus ersehen, daß die Sterbe- 
fälle unter 1 Jahre jetzt auch nach kleineren Alters- 
abschnitten gegliedert werden. Unglücklicherweise 
hat man keine einheitlichen Abschnitte gewählt, so 
daß nur ein konfuses Bild von dem Ablauf der Sterb- 
lichkeit innerhalb des 1. Lebensjahres gewonnen wer- 
den kann, das fast keine Vergleiche mit den Teil- 
sterbeziffern anderer Länder zuläßt. 


Ablauf der Sterblichkeit im 1. Lebensjahre 
nach Alterswochen und Altersmonaten in der 
Präsidentschaft Bombay im Jahre 1923. 





Von je 1000 registrierten Le- 
bendgeborenen gleichen Ge- 


Alter schlechts starben im nebenste- 
henden Alter 
männl. | weiblich | zusamm. 
unter 1 Woche ........... 38,9 
über 1 Woche bis 1 Monat 27,6 
zusammen unter I Monat . 66,5 
1 bis unter 6 Monate ..... 51,6 
6 bis unter 12 Monate .... 41,6 
Zusammen unter 1 Jahr .. 159,8 





Wenn man bedenkt, daß im gleichen Jahre die Ge- 
burtenhäufigkeit 35,6 auf je 1000 Einwohner betrug, 
müssen diese Sterbeziffern auffallend niedrig erschei- 
nen; denn bei gleicher Geburtenhäufigkeit, wie wir 
eine solche in Bayern für das Jahrfünft 1901—1905 
mit 35,9 finden, betrug dort die Sterblichkeit unter 
1 Monat 83,8, in der Präsidentschaft Bombay dagegen 
nur 66,5, welch letzterer Wert sich noch vermindern 
dürfte, wenn alle Geburten registriert worden wären. 
Noch auffallender ist die große Differenz zwischen der 
Sterblichkeit im Alter von 1 bis 12 Monaten in der 
Präsidentschaft Bombay und in Bayern, wenn man 
die Jahre mit gleicher Geburtenhäufigkeit einander 
gegenüberstellt. Es betrug 














29] 
in der Präsi- | . 
dentschaft we 
Bombay 1923 
die Lebendgeburtenziffer auf | 35,6 35,9 
1000 Einwohner ........... | 
die Zahl der Sterbe- i 
fälle unter 1 Monat lauf 1000 , 66,5 83,8 
1 Monat bis 12 Mo- Lebend- | | 
NE Geborene 93,2 156,5 
unter 1 Jahr ..... 159,8 240,3 





Im Jahre 1923 ist allerdings die Säuglingssterblich- 
keit in Bayern bis auf 162, d. h. um ein Drittel weniger 
als im Jahrfünft 1901—1905, gesunken, jedoch dürfte 
dieser scheinbare Erfolg der Bekämpfung der Säug- 
lingssterblichkeit in etwas anderem Lichte erscheinen, 
wenn man erfährt, daB die Lebend-Geburtenziffer mit 
23,4 im Jahre 1923 ebenfalls um ein Drittel geringer 
war als im Jahrfünft 1901—1905. 

Vergleicht man mit obigen Angaben aus Bombay 
die entsprechenden preußischen Sterbeziffern für das 
Jahr 1923, so findet man eine größere Differenz zwi- 
schen der Sterblichkeit im 1. Lebensmonat in Preußen 
und Bombay als zwischen der Sterblichkeit im Alter 
von 1—12 Monaten; denn erstere betrug in Preußen 
45,7 und die letztere 81,8 gegenüber 66,5 bzw. 93,2 in 
der Präsidentschaft Bombay. 

In einer früheren Arbeit!) konnte ich nachweisen, 


.| daß die Säuglingssterblichkeit bei den Negern in den 


Vereinigten Staaten von Nordamerika im Jahre 1921 
mit 108 auf 1000 Lebendgeborene bereits niedriger 
war als im Deutschen Reich im gleichen Jahre; nun 
sehen wir, daß auch die Hindu in Indien auf dem besten 
Wege sind, uns hierin zu übertreffen; denn, wie schon 
erwähnt, ist dort die Säuglingssterbeziffer von 201,9 
im Jahre 1919 in rascher Folge ununterbrochen bis auf 
159,8 im Jahre 1923 gesunken, während die Geburten- 
ziffer in der gleichen Zeit ununterbrochen von 27,9 
auf 35,6 angestiegen ist. 

Angesichts dieser beachtenswerten Erscheinung er- 
gibt sich die Frage, ob etwa auch die Zahl der Sterbe- 
fälle im frühesten Alter in der Präsidentschaft Bombay 
unvollständig erfaßt wird. Etwas verdächtig erscheint 
hier der große Unterschied, den wir zwischen der 
Säuglingssterblichkeit in den Städten mit 261,5 und 
auf dem Lande mit 142,0 antreffen. Dieser Unter- 
schied kann jedoch schon allein durch die oben geschil- 
derte Eigenart der Säuglingswanderung in die indischen 
Städte bedingt sein. Auf diesen Einfluß und die mehr 
oder minder vollständige Registrierung der Geburten 
dürfte auch das Mißverhältnis zurückzuführen sein, das 
wirzwischen der Geburtenziffer undderSäuglings- 


1) Die Säuglingssterblichkeit in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika. Sozialhygienische Rundschau, 1924 Nr. 8/9 5.32. 
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sterblichkeit in den sechs GroBstädten der Prä- 
sidentschaft finden. Es betrug nämlich im Jahre 1923 





die Zahl der registrierten 
Sterbefälle 

Lebendge- | unter 1 J. auf 
borenen auf | je 1000 regi- 


je 1000 Einw.| Strierte Le- 
bendgeborene 







in den Großstädten die Zahl der 
mit über 100 000 || Einwohner 
Einwohnern in Tausenden 
















Poona (City) .... 


Bombay (City) .. 1149 18,0 414 
Surat Sr ruse 117 25,3 386 
Sholäpur ........ 119 33,7 233 
Ahmedabad ..... 271 40,9 298 
Karachi ......... 199 43,5 218 


Je unvollständiger die Geburtenregistrierung ist, 
desto größere Säuglingssterbeziffern müssen sich natur- 
gemäß ergeben, wenn dagegen die Sterbefälle voll- 
ständig registriert werden. Die Säuglingssterbeziffern 
der Städte Poona, Bombay und Surat erscheinen 
daher viel zu hoch, da in diesen Städten die Gebur- 
tenregistrierung am unvollständigsten ist. Umgekehrt 
haben die Städte mit vollständigerer Registrierung 
der Geburten auch die niedrigsten Säuglingssterbe- 
ziffern aufzuweisen. Es besteht daher wenig Grund, 
an der Vollständigkeit der Zahl der Sterbefälle in 
den Großstädten zu zweifeln. Auch für die übrigen 
Städte und das platte Land ergibt sich kein Anhalts- 
punkt, der zu solchem Zweifel Anlaß geben könnte. 

Um so mehr sind dagegen Zweifel hinsichtlich der 
Vollständigkeit der Angaben über die Geburten be- 
rechtigt, wie aus den großen Unterschieden einerseits 
zwischen den Geburtenziffern, anderseits zwischen 
der Sexualproportion der Geborenen in den ein- 
zelnen Distrikten ohne weiteres gefolgert werden kann; 
denn die Geburtenziffer bewegte sich im Jahre 1923 
in den einzelnen Distrikten zwischen 17,7 bis 51,7 auf 
1000 Einwohner und die Sexualproportion der Ge- 
borenen zwischen 101,77 bis 135,47. In denjenigen 
Distrikten, welche die niedrigsten Geburtenziffern auf- 
weisen, treffen wir auch den höchsten Knabenüber- 
schuß, freilich nur scheinbar; denn solche Abnormi- 
täten einer biologischen Gesetzmäßigkeit zeigen nur 
an, daB die Mädchengeburten häufiger verschwiegen 
werden als die Knabengeburten, eine Erscheinung, 
die wir bei allen orientalischen Völkern antreffen. Es 
sind allerdings nur wenige Bezirke, die sich für in- 
dische Verhältnisse durch abnorm niedrige Geburten- 
ziffern und eine abnorm hohe Sexualproportion aus- 
zeichnen, nämlich die zum Registrationsdistrikt Sind 
gehörenden Bezirke, in denen die Geburtenziffer zwi- 
schen 17,7 und 26,8, die Sexualproportion zwischen 
116,6 und 135,5 variierte. Es wird zwar in dem Be- 
richte für das Jahr 1923 (S.4) darauf aufmerksam 
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gemacht, daß der Assistant Director of Public Health 
des dortigen Distrikts bei seinen speziellen Nachfor- 
schungen über diese auffallend hohe Sexualproportion 
kein Vorwiegen des Mankos bei der Registration der 
Mädchengeburten auf seiner Tour gefunden haben will, 
jedoch ist die angewandte Methode wenig geeignet, 
die Zweifel über die Richtigkeit einer solchen Sexual- 
proportion zu beseitigen; denn im Umherziehen von 
Bezirk zu Bezirk können keine biologischen Probleme 
gelöst werden. Daß der Geburtenstatistik der Präsi- 
dentschaft Bombay noch manche Mängel anhaften, 
können wir ferner aus den großen territorialen Diffe- 
tenzen der Totgeburtenquote ersehen, die sich 
zwischen 0,15 in dem vorwiegend ländlichen Distrikt 
Satara und 9,33 in der Stadt Bombay in der Berech- 
nung auf 100 Lebendgeborene bewegte. 


V. Die Morbiditätsverhältnisse. 


Die Morbiditätsstatistik. Außer der demogra- 
phischen Statistik besitzt die Präsidentschaft Bombay 
ebenso wie die meisten übrigen indischen Provinzen 
eine Morbiditätsstatistik, die sich nicht nur auf die 
in den Hospitälern und Dispensaires stationär (in- 
door) behandelten, sondern auch auf die ambulato- 
risch (out-door) behandelten Kranken erstreckt: Trotz 
dieser Ausdehnung vermag sie jedoch kein Bild von der 
tatsächlichen Morbiditätzugeben, denn dazu ist dieZahl 


. dieser Anstalten und ihrer Betten noch viel zu gering. 


Dagegen können wir durch sie ein Bild von dem ge- 
genwärtigen Stand der Krankenfürsorgeerhalten. 

Dieses Bild ist allerdings noch sehr düster, denn in 
den 785 Hospitälern und Dispensaires, die am 
Ende des Jahres 1923 bestanden, zählte man nur 
8740 Krankenbetten. Bei der Verwertung der Er- 
gebnisse der Morbiditätsstatistik muß man beachten, 
daß sich diese Statistik nicht auf die Präsidentschaft 
Bombay allein wie die demographische Statistik, son- 
dern auch auf dieBombay States und Aden bezieht. 
Deshalb muß die Zahl der Krankenbetten auf die 
Bevölkerungszahl der Präsidentschaft und der Bom- 
bay States, nämlich insgesamt 26 758 000, berechnet 
werden, um ein richtiges Bild von dem Verhältnis 
der Krankenbetten zur Bevölkerungszahl zu erhalten. 
Wie diese Berechnung ergibt, trafen im Jahre 1923 
nur 3,3 Krankenbetten auf je 10 000 Einwohner, d.i. 
ein Minimalwert, den wir in ganz Europa gegenwärtig 
nirgends mehr antreffen. 

Noch auffallender muß das Mißverhältnis zwischen 
der Zahl der Anstalten und der Bettenzahl erscheinen, 
jedoch erklärt sich dies daraus, daß in diese Statistik 
auch die Dispensaires, von denen nur einzelne mit 
Krankenbetten ausgestattet sind, eingeschlossen sind. 
Für die Männer standen 5394 und für die Frauen nur 
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3346 Krankenbetten in der Gesamtheit der Anstalten, 
die in staatliche öffentliche für die ärmere Bevölke- 
rung, in munizipale und Distrikts-Anstalten, in staat- 
liche Spezialanstalten für Polizei-, Forst-, Eisenbahn- 
usw. Beamte und in subventionierte und nicht sub- 
ventionierte private gegliedert sind, zur Verfügung. 
Die Zahl der nicht subventionierten privaten Anstalten 
war mit 306 die zweithöchste, etwas höher war nur 
die der munizipalen und Distrikts-Anstalten mit 328, 
während die aller übrigen Anstalten nur 151 betrug, 
unter denen sich 53 staatliche öffentliche und 17 sub- 
ventionierte private Anstalten befanden. 

Die minimale Bettenzahl gibt uns die Erklärung 
dafür, daß in Indien die Bekämpfung der Seuchen 
bisher nahezu erfolglos geblieben ist; denn diese Zahl 
dürfte nicht einmal dazu ausreichen, um die Pest- 
kranken zu isolieren. Dank dem Umstand, daß die 
Morbiditätsstatistik auch über die behandelten Krank- 
heiten Aufschluß gibt, läßt sich wenigstens für die Prä- 
sidentschaft Bombay und die Bombay States nachwei- 
sen, daB im Jahre 1923 nur ein Bruchteil der Pestkran- 
ken stationär in den Hospitälern behandelt wurde, näm- 
lich 682 in den öffentlichen staatlichen, munizipalen 
und Distriktsanstalten sowie subventionierten privaten 
Anstalten, wozu noch ein Teil der 1358 Pestkranken, 
die in den nicht subventionierten privaten Anstalten be- 
handelt wurden, gerechnet werden muß,soweit eine sta- 
tionäre Behandlung, die merkwürdigerweise bei diesen 
Anstalten mit der ambulatorischen zusammengefaßt 
wird, stattgefunden hat. In allen diesen Anstalten sind 
nur 525 Sterbefälle an Pest vorgekommen, während 
allein in der Präsidentschaft Bombay im Jahre 1923 ge- 
mäß derdemographischenStatistik 33741 solcherSterbe- 
fälle gezählt wurden. Hieraus läßt sich die Unzulänglich- 
keit der Krankenanstalten ohne weiteres ersehen, die 
sich auch dann noch offenbart, wenn man die statio- 
när und ambulatorisch behandelten Pestkranken, näm- 
lich 4235 in allen Anstalten zusammen, zusammenfaßt. 

Was man aus dieser Statistik ersehen kann, ist 
also eigentlich nur die Unvollkommenheit der hygie- 
nischen Einrichtungen zur Bekämpfung der großen 
Volksseuchen, die in Indien mit geringfügigen Schwan- 
kungen beständig wüten. Noch weniger als die Pest- 
kranken kommen begreiflicherweise die Kranken an 
Cholera, Dysenterie, Pocken usw. in die Behandlung 
der Hospitäler oder Dispensaires. So kamen z.B. an 
Cholera im Jahre 1923 nur 53 Sterbefälle in diesen 
Anstalten vor, während in der Präsidentschaft Bombay 
allein 9221 aufgezeichnet wurden. Die Gesamtzahl 
der aufgenommenen Cholerakranken einschließlich der 
out-door-Behandelten, deren Sterbefälle nicht erfaßt 
werden und daher in obiger Zahl nicht enthalten 
sind, betrug im gleichen Jahre nur 2151. 
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Unter diesen Verhältnissen erscheint es begreiflich, 
daß auch die Zahl der an weniger gefährlichen Krank- 
heiten Erkrankten verschwindend gering ist. So wur- 
den in sämtlichen Hospitälern und Dispensaires im 
Jahre 1923 behandelt: 


wegen Erkrankte 
Tuberkulose der Lungen ...... 15 320 
Tuberkulose anderer Organe - 9 974 
Typhus abdominalis . . . . .. - .. 4126 
Pöcken SSD erde 1 797 
Febris recurrens . .......... 1 478 
Lépia un aaa 4 804 
Kala Adar sex ae 2 245 
Gonorrhoe ............... 21 269 
Primäre und sekundäre Syphilis . . 34527 
Diabetes ; 32: 3. sau dont 2547 
Maligne Tumoren... ........ 3947 


Dagegen betrug die Zahl der behandelten Erkran- 
kungen an Malaria 759592, von denen jedoch die über- 
wiegende Mehrheit ambulatorisch behandelt wurde bzw. 
wegen der geringen Bettenzahl behandelt werden mußte. 

Die Unsumme von statistischen Daten, die all- 
jährlich von jeder indischen Provinz herausgegeben 
wird, erscheint also in anderem Lichte, wenn man 
ihren praktischen Wert einer kritischen Prüfung unter- 
zieht. Der Bericht über die Zivil-Hospitäler und Dis- 
pensaires in der Präsidentschaft Bombay!) für das 
Jahr 1923 umfaßt allein 381 Seiten, darunter 5 Seiten 
Text, d.i. das amtlich festgesetzte Maximum für den 
Text, wegen dessen summarischer Kürze natürlich 
niemand etwas damit anfangen kann. Das Studium 
der 376 Seiten umfassenden Tabellen bleibt daher den 
Interessenten, deren Zahl unter solchen Bedingungen 
verschwindend gering sein dürfte, überlassen. Die 
eigenartige Beschränkung des Textes scheint anzu- 
deuten, daß man der Ausbeute des Tabelleninhalts 
selbst nur einen sehr geringen Wert beimißt. 


VI. Die indische Bevölkerungspolitik. 


Auch in Indien fängt man an, praktische Bevölke- 
rungspolitik zu treiben, allerdings bisher nur in der 
Stadt Bombay und zwar bei den Säuglingen. Anlaß 
hierzu dürfte der auffallend geringe Wachstums- 
koeffizient der indischen Bevölkerung während der 
letzten Censusperiode 1911—1921 gegeben haben, der 
mit 1,3 % noch niedriger war als der der französischen 
Bevölkerung mit 1,8 während der Periode 1906—1911. 

Man erfährt auf diese Weise wenigstens, wie die 
Geburtshilfe in dieser Stadt organisiert ist. Aus 
den Nachforschungen der Säuglingsschwestern ergibt 
sich, daß im Jahre 1923 bei noch etwas mehr als der 


1) Annual Report on the Civil Hospitals and Dispensaries 
in the Bombay Precidency for de Year 1923. Bombay 1925. 
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Hälfte der Neugeborenen (52 %) der geburtshilfliche 
Beistand von unausgebildeten (unskilled) Frauen 
geleistet wurde, dagegen nur bei 8% von qualifi- 
zierten und bei 13,3% von „Munizipal‘‘-Hebammen, 
während 21,5% in den Hospitälern zur Welt kamen. 

Seit dem Jahre 1920 besitzt die Stadt Bombay 
Einrichtungen zur Säuglingsfürsorge nach europäi- 
schem Muster, nämlich 2 Milchküchen (Infant Milk 
Depots), 9 von einer Gesellschaft betriebene Säug- 
lingsfürsorgestellen (Voluntary Welfare Centres), drei 
Entbindungsanstalten und eine Krippe, außerdem 
eine Reihe von Säuglingsschwestern für Hausbesuche. 
Die Wirksamkeit dieser Einrichtungen dürfte jedoch 
in Anbetracht der unsicheren Berechnung der Säug- 
lingssterblichkeit schwer nachzuweisen sein, zumal da 
auch die Frequenz dieser Einrichtungen noch sehr be- 
scheiden war. 

Es dürfte jedoch nach obigen Ausführungen frag- 
lich erscheinen, ob diese Art von einseitiger Be- 
völkerungspolitik die für Indien geeignetste ist. 
Wir haben gesehen, daß die Säuglingssterblichkeit 
in der Präsidentschaft Bombay trotz der hohen Ge- 
burtenziffer nicht größer ist als in manchen europäi- 
schen Ländern und daß erst jenseits des Säuglings- 
alters die übermäßige Sterblichkeit beginnt und bis 
gegen das 60. Altersjahr anhält. Wir haben ferner 
gesehen, daß die Ursache hiervon die vermeidbaren 
Krankheiten bilden, die in früheren Zeiten auch 
in den europäischen Ländern eine ebenso hohe Sterb- 
lichkeit in dem gleichen Alter bewirkten. Alle hygie- 
nischen Maßnahmen waren daher in den europäischen 
Ländern zunächst gegen diese Krankheiten gerichtet 
und erst nach deren Bekämpfung fing man an, soziale 
und individuelle Gesundheitsfürsorge zu treiben. Was 
nützt es, schwächliche Kinder aufzupäppeln, wenn 
man weiß, daß diese die ersten Opfer der Seuchen 
sind, wenn sie in das Alter gelangen, in dem die Seuchen 
auf sie einstürmen? Bisher hat in Indien die Natur 
dafür gesorgt, daß solche Kinder überhaupt nicht in 
dieses gefährdete Alter eintreten. Will man diese na- 
türliche Selektion wirksam verhindern, so muß man 
doch vor allem dafür sorgen, daß die mit den modernen 
Mitteln der Säuglingsfürsorge aufgepäppelten Schwäch- 
linge nicht bald darauf als Seuchenopfer dienen. Den 
langen Weg, den man in Europa behufs Herabdrückung 
der allgemeinen Sterblichkeit gegangen ist, will man, 
wie es scheint, in Indien abkürzen, indem man glaubt, 
schon durch Herabdrückung der Säuglingssterblich- 
keit zu diesem Ziele zu gelangen. Ein solcher Erfolg 
kann jedoch nur ein scheinbarer sein und ist viel zu 
teuer erkauft, wenn er nicht erhalten werden kann. 
In den europäischen Ländern hat zunächst die Sterb- 
lichkeit jenseits des Säuglingsalters abgenommen 
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und zuletzt erst die der Säuglinge. Dies hatte seinen 
guten Grund, denn solange als das Leben der Kinder 
jenseits des Säuglingsalters durch schwere Epidemien 
beständig gefährdet war, wäre der etwaige Erfolg 
einer Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit minde- 
stens sehr problematisch gewesen. 

Um die Verschiedenheit des temporären Ablaufs 
der Säuglingssterblichkeit und der Kindersterblich- 
keit zahlenmäßig ersehen zu können, brauchen wir 
nur die diesbezüglichen englischen Sterbeziffern für 
die 60 Jahre von 1856 bis 1915 zu betrachten. 


Säuglings- und Kindersterblichkeit in 
England und Wales in den Jahren 1856—1915. 


Zahl der Sterbefälle auf je 
1000 Lebende gleichen Alters 
im Alter von Jahren 













Jahrzehnte 





Abnahme 1896—1905 gegen- 
über 1856—1865 
Abnahme 1906—1915 gegen- 
über 1896—1905 


Wie man sieht, steht der intensiven Abnahme der 
Sterblichkeit in den Altersklassen von 5—15 und 
1—5 Jahren während der 50 Jahre von 1856 bis 1905 
nur eine ganz unbedeutende Abnahme der Säuglings- 
sterblichkeit gegenüber. Diese Verhältnisse haben sich 
erst in dem Jahrzehnt 1906—1915 völlig verändert, 
indem nun die Säuglingssterblichkeit am intensivsten, 
die Sterblichkeit in der Altersklasse von 5—15 Jahren 
dagegen am geringsten abgenommen hat. Der gleiche 
Prozeß hat sich, wie die deutschen Sterbetafeln für 
die einzelnen Jahrzehnte 1871—1910zeigen,auch im Ab- 
lauf der Sterblichkeit in Deutschland sowie noch in an- 
deren Ländern vollzogen und dürfte auch für Indien 
der gangbarste Weg sein, um den Erfolg der Bekämp- 
fung der Säuglingssterblichkeit sicherzustellen. 

Dieses Ziel dürfte jedoch noch in weiter Ferne 
winken; denn wie wir an dem Beispiel der Präsident- 
schaft Bombay gesehen haben, befindet sich die Kran- 
kenfürsorge in Indien noch in einem so primitiven Zu- 
stand, daß selbst noch nicht einmal an eine erfolgreiche 
Bekämpfung der großen indischen Volksseuchen 
zu denken ist. Deren Bekämpfung sollte das oberste 
Ziel der indischen Bevölkerungspolitik in der Gegen- 
wart bilden ; denn die Erreichung dieses Zieles kann erst 
den Weg zu einer höheren hygienischen Kultur bahnen. 


Der Zeugungswert der Mischehe. 
Von MAX MARCUSE, Berlin. 


„Mischehe‘‘ bedeutet in dieser an eugenischen Richt- 
linien sich orientierenden Abhandlung Rassenkreuzung, 
nicht also eine Geschlechtsverbindung, deren ‚Misch‘- 
Charakter durch religiöse beziehungsweise konfessio- 
nelle Unterschiede zwischen den Partnern gegeben er- 
scheint; auch die nur nationale (oder gar nur soziale) 
Verschiedenheit der Gatten begründet eine ,,Mischehe" 
im Sinne dieser Erörterung nicht. Daß in Wirklichkeit 
derart gekennzeichnete Ehen häufig zugleich Rassen- 
kreuzungen sind, versteht sich ohne weiteres; aber nur 
eben insofern interessieren sie in dem vorliegenden Zu- 
sammenhange, wobei regelmäßigder Fragwürdigkeit der 
Rassen-Differenzierung und -Distanzierung — nicht: 
der Rassen -Tatsache selbst — zu gedenken bleibt. Dies 
um so mehr, als letzten Endes jedes Individuum wegen 
der Einmaligkeit seiner besonderen Erbkonstitution 
eine eigene „Rasse“ repräsentiert und vollends Mann 
und Weib in jedem Falle zwei verschiedenen „Rassen“ 
zugehören. Es stellt sich demnach gerade vom Stand- 
punkte der Eugenik aus jede Ehe — natürlich auch 
jede illegitime Geschlechtsverbindung — als eine 
„Mischehe‘“ dar, so daß diese in dem engeren Sinne 
eugenischer Beurteilung nur auf dem Ausmaß des Ab- 
standes zwischen den beiderseitigen Erbanlagen be- 
ruhen kann. Mit dieser Erwägung ist bereits klarge- 
stellt, daß der Rassenkreuzung grundsätzlich ein fort- 
pflanzungsbiologischer Eigenwert nur in gradueller 
Hinsicht zukommen kann. Daß unterschiedliche Grad- 
merkmale sich für eine wertende Betrachtungsweise 
auch in Qualitätsunterschiede auszuwirken vermögen, 
ist dabei nicht zu verkennen ; aber das ist nur ein Son- 
derfall allgemeiner erkenntnis- und werttheoretischer 
Problematik. 

Der richtige Zeugungswert der Rassenmischung 
beim Menschen tritt im Einzelfall kaum je in Erschei- 
nung, sondern wird in der Regel verdeckt oder ver- 
fälscht. Denn wo wir zur Zeit auf Kreuzungen in be- 
merkenswertem Umfange treffen, nämlich in den 
Grenzländern, in den Kolonien, bei den christlich- 
jüdischen Mischehen usw., pflegen sie sowohl unter 
ungewöhnlichen personalen wie eigentümlichen sozia- 
len Bedingungen zu stehen, und es ist, um ihre wahre 
fortpflanzungsbiologische Bedeutung zu erkennen, 
notwendig, das Wesentliche von dem Zufälligen zu 
unterscheiden. Selbstverständlich sind z. B. ‚von der 
Verbindung eines europäischen Taugenichts mit einer 
ebenso nichtswürdigen farbigen Frau nicht hochwertige 


Kinder zu erwarten“ (v. Luschan), und wenn die 
Mestizen erhebliche Charakter- und Konstitutions- 
mängel aufzuweisen scheinen, so darf nicht übersehen 
werden, daß die ungeheure Masse von ihnen unehe- 
lichen Ursprungs ist, ein von Solorzano im 17. Jahr- 
hundert aufgedeckter Sachverhalt, der die Besonder- 
heiten dieses Mischvolkes aus einer Fehlauslese be- 
stimmt, — womit natürlich nicht grundsätzlich illegi- 
timer Fortpflanzung etwa biologische Minderwertig- 
keit zugesprochen werden soll. Andererseits ist gegen- 
über der Un- und Unterfruchtbarkeit zahlreicher Kreu- 
zungen zu erklären, daß sie nicht eine ‚natürliche‘, 
sondern eine fakultative ist. So habe ich insbesondere 


die durchschnittliche Kinderarmut der christlich-, will 


sagen: westeuropäisch-jüdischen Mischehe als eine 
durchaus soziologische und kulturpsychologische, nicht 
biologische Erscheinung nachweisen können — von den 
Täuschungen der Statistik ganz abgesehen. Daß freilich 
gerade auch diedurch willkürlicheMaßnahmen bewirkte 
Kinderlosigkeit und Kinderarmut eugenische Beden- 
ken gegen Mischehen zu erregen geeignet sind, wird 
noch zu erörtern sein. Hier kommt es erst auf die 
Klarstellung an, daß die verhältnismäßig häufigen 
qualitativen und quantitativen Mängel ihrer Fort- 
pflanzungstüchtigkeit nicht auf Defekten der 
spezifischen Keimzellenbeziehung beruhen. Die Gültig- 
keit dieser Erkenntnis würde auch durch eine grund- 
sätzliche Anerkennung der Möglichkeit einer ,,Keim- 
feindschaft‘‘ zwischen allzu inkongruenten Genotypen 
und eines darauf beruhenden Wegfalls des für die Be- 
fruchtung und den fötalen Aufbau etwa erforderlichen 
„Entwicklungsreizes‘‘ praktisch nicht in Frage gestellt 
werden. 

Die weitaus belangvollsten und aufschlußreichsten 
Untersuchungen über die fortpflanzungsbiologische Be- 
deutung der Rassenkreuzungen sind noch immer 
Eugen Fischer zu danken und betreffen die Reho- 
boter Bastarde. Sie haben nichts für eine irgendwie 
nachteilige Wirkung solcher Vermischungen erbracht; 
insbesondere kann nach diesen Erhebungen auch die 
alte Behauptung nicht mehr aufrecht erhalten werden, 
daß Mischlinge minder fruchtbar seien, ganz zu schwei- 
gen von dem Aberglauben an eine moralische Minder- 
wertigkeit der Bastarde. Dieses Vorurteil ist dem 
gegen eine andere — sozial bestimmte — Gruppe von 
„Bastarden‘‘— nämlich die Unehelichen — gerichteten 
und indirekt eben schon gerügten, wesensverwandt. 
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Das biologische Merkmal der Mischehe ist also der 
Umstand, daß bei ihr Zahl und Abstand der ver- 
schiedenen Erbanlagepaare, die sich bei der 
Zeugung zusammenfinden, ungewöhnlich groß sind. Die 
Folge davon ist, daß — nach den Normen der Ver- 
erbung — die Mischlinge die einzelnen Eigenschaften 
der Ausgangsrassen ‚‚in kaleidoskopartigem Durchein- 
ander“ (Siemens) zeigen. So Kann es leicht geschehen, 
daß die Mischlinge im Körperbau und Charakter Dis- 
harmonien aufweisen, die fälschlicher Weise als spezi- 
fischer Kreuzungseffekt gedeutet werden. Sie werden 
um so auffälliger sein, je größer der Rassen-, richtiger: 
überhaupt der genotypische Abstand zwischen den 
Erzeugern ist. Ich sage ‚richtiger‘ deshalb, weil 
erstens in jeder Rasse, zum mindesten im Bereich der 
abendländischen Kulturvölker, eine große Zahl von 
Individuen existiert, die „am Rande‘ ihrer Rasse und 
den „Randindividuen‘‘ aus einer anderen Rasse geno- 
typisch mehr oder weniger nahe stehen, und zweitens 


umgekehrt zwischen Individuen und Gruppen (Klas- . 


sen, Stämmen) einer und derselben Rasse vielfach ein 
größerer genotypischer Abstand vorhanden ist, als 
durchschnittlich zwischen Angehörigen verschiedener 
Rassen. Dieser Tatbestand weist abermals auf die 
Fragwürdigkeit der Mischehe und der Rassenkreuzung 
als biologischer Sachverhalte eigener Kategorie hin 
und betont die Notwendigkeit, bei der Betrachtung 
der Beziehungen zwischen Mischehe und Eugenik ein 
für alle Mal den ‚persönlichen Faktor‘‘ (Steinmetz) 
gebührend zu würdigen, wobei freilich unter persön- 
lichem „Faktor“ nicht der persönliche Phaenotypus, 
sondern der persönliche Genotypus verstanden werden 
muß. Eswird auf diesen Zusammenhang noch zurück- 
zukommen sein. Hier sei nur noch auf den Umstand hin- 
gewiesen, daß unter den zur (nicht von vornherein als 
nur flüchtig gedachten und verantwortungslosen) Ge- 
schlechtsverbindung, insbesondere zu einem dauern- 
den Ehebunde mit einem rassenverschiedenen oder gar 
wirklich rassenfremden Sexualpartner bereiten Persön- 
lichkeiten konstitutionell problematische und psycho- 
pathische Naturen in überdurchschnittlicher Zahl vor- 
handen sind, also schon von hier aus die Nachkommen- 
schaft auf dem Wege einfacher Vererbung gefährdet 
(oder im Hinblick auf dieMöglichkeit auch einer ,,hôher- 
wertigen‘‘ Psychopathie besonders begünstigt) ist. 
Im Durchschnitt stehen die Mischlinge etwa mitten 
„zwischen den Rassen‘ der Eltern!), und zwar sowohl 
mit deren Vorzügen wie mit deren Mängeln. Im ein- 
zelnen sind aber infolge der Mendelschen Erbnormen 


1) Dieser Tatbestand wird neuerdings in besonders bemer- 
kenswerter, freilich noch der Nachprüfung bedürftiger Weise 
durch die Blutreaktions-Untersuchungen namentlich vonManoi- 
loff beleuchtet. i 
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auch die Extreme reichlich vertreten, d. h. viele Misch- 
linge ähneln ausgesprochen nur dem einen Elter und 
seiner Rasse, was jedoch keineswegs eine größere Erb- 
kraft eben dieser Rasse als solcher, sondern nur deren 
gröBere Abgabe an dominanten Erbmerkmalen bedeu- 
tet. So können, da einerseits der dominante bezie- 
hungsweise rezessive Erbgang eines Merkmals diesem 
nicht konstant anzuhaften braucht, vielmehr die Deut- 
lichkeit der Erblichkeitsnormen ja gerade auch durch 
den ,,Dominanzwechsel" so getrübt erscheint, und da 
andererseits die verschiedenen Erbanlagen verschiede- 
nen Erbgängen folgen, auch unter den Nachkommen 
derselben Kreuzung, sogar derselben Mischehe jene 
Extreme vorwiegend zum Teil der einen, zum Teil der 
anderen Vorfahrenrasse zugehören. 

Wie Kreuzungen zwischen verschiedenen Rassen 
eugenisch zu bewerten sind, das heißt ihr „richtiger“ 
Zeugungswert, ist nach allem diesem abhängig von der 
Güte des Erbplasmas der beiden Ausgangsrassen, — 
in den einzelnen Mischehen natürlich von der Erb- 
konstitution der beiden Gatten selbst, von ihrem Fort- 
pflanzungswillen und weiterhin von der Fruchtbar- 
keitsauslese unter den Mischlingen. Nun gehört aber 
zu den eugenischen Zielen nicht nur die Förderung erb- 
biologischer Tüchtigkeit schlechthin, sondern auch die 
einer besonders qualifizierten. Ist doch die ganze affek- 
tive Grundlage der Eugenik die Tendenz, der eigenen 
„Vitalrasse‘“, vor allem dem eigenen Volke, als 
einer physiologisch-kulturellen Einheit, das 
„ewige Leben‘ zu sichern, zum mindesten diesem Ziel 
sich soweit wie möglich zu nähern. Dies ist der ,,rassen- 
hygienische‘ Sinn der Eugenik. Und so genügt es der 
deutschen Eugenik nicht, daß auf deutscher Erde 
irgendeine Bevölkerung von tüchtiger Erbverfassung 
lebe und in lange Geschlechterfolgen hinein gedeihe, 
sondern deutsches Volkstum soll sich hier behaupten !). 
Und gerade die Gefahr seiner Verdrängung durch erb- 
biologische Entartung, seines biologischen Nieder- und 
Unterganges und des biologischen Sieges anderer Völ- 
ker und Stämme über uns, bestimmt den Erkenntnis- 
nd Abwehrwillen der Eugenik: ,,Gedenke, daß Du 
ein deutscher Ahnherr bist“ (Ph. Kuhn). So — ent- 
sprechend — verhält sie sich natürlich auch bei den 
anderen Nationen, Sexualwissenschaft und Sexual- 


1) Aber selbstverständlich ist ‚deutsches Volkstum“ im 
Sinne einer im deutschen Menschen wurzelnden deutschen Kul- 
tur nicht ein zweifelsfrei für alle Mal gegebener, unveränder- 
licher Tatbestand, sondern ein relativ unstarres, wenn auch in 
Wesentlichkeiten wohl charakterisierbares, will sagen: nicht 
zwar erschöpfend definierbares, jedoch deutlich spürbares 
Produkt biologischer und historischer Entwicklung, somit 
auch weiterhin morphologischen und funktionellen Abwand- 
lungen unterworfen, die gerade für seine lebendige Fortexistenz 
unentbehrlich sein können, 


DER ZEUGUNGSWERT DER MISCHEHE 


politik in sich vereinend. Von diesen Gesichtspunkten 
aus gewinnt aber die Frage nach dem Zeugungswert 
der Kreuzungen und Mischehen für die Eugenik noch 
eine besondere Bedeutung. 

Bei den zur Eingehung einer Mischehe Geneigten 
wird durchschnittlich wenig Boden für rassenhygie- 
nische Denk- und Gefühlsweisen zu vermuten sein, 
pflegt diesen Persönlichkeiten doch gerade der Sinn 
für die Erhaltung der eigenen Art abzugehen. Freilich 
fehlt es nicht an solchen, die aus dem Motiv der ,,Blut- 
auffrischung‘‘, also einem ausgesprochen eugenischen 
Gesichtspunkt, allerdings von zweifelhaftem Wert, den 
rassenverschiedenen Gatten wählen. Aber im allge- 
meinen dürfte bei denjenigen, die eine Mischehe 
schließen, der Zug zu einem generativen Konser- 
vatismus, ohne den der praktischen Zielsetzung der 
Eugenik der Zeugungswert eines Individuums und 
einer Paarung sehr fraglich erscheinen muß, vermißt 
werden. Wichtiger noch ist ihr folgendes Bedenken. 
Zeit- oder stellenweise gehäufte Rassenmischungen in 
einer Bevölkerung vermögen schließlich eine weit- 
gehende Umstimmung ihrer Erbkonstitution zu bewir- 
ken, so daß damit namentlich auch das charakterelle 
und kulturelle Erbbild der Bevölkerung soweit verän- 
dert werden kann, daß dieses Resultat nicht mehr auf 
der Lebens- und Generationslinie der Vitalrasse gelegen 
ist. Daß es sich auch hier wieder nur um Besonder- 
heiten der Intensität und des Grades handeln kann, 
ist offenbar, angesichts der Tatsache, daß ja jede Ge- 
burt, das heißt jedeMixovariation die durchschnitt- 
liche Erbkonstitution der Gruppe verändert. Aber 
durch ausgedehnte oder lange fortgesetzte Kreuzungen 
können doch schließlich ganze Völker ‚umgerührt‘ 
werden, z. B. bei Gelegenheit kriegerischer Ereignisse. 
Die Gefahren, die von hier aus einer ‚nationalen Euge- 
nik“ (Pearson) durch die jahrelange fremde Besatzung 
unserer Westmark sich darstellen müssen, sind deutlich, 
wobei selbstverständlich gar nicht an irgendwelche 
genotypische Qualitätsverschlechterung des Nach- 
wuchses infolge der Rassenverschiedenheit der Eltern 
gedacht werden darf, sondern nur an ihre ,,Entdeut- 
schung.‘‘ Basler weist darauf hin, daß in der frühe- 
ren Reichsfestung Philippsburg (Baden) beinahe mehr 
Familien mit französischen Namen als mit deutschen 
leben: „Bei der innigen Vermischung der Einwohner- 
schaft eines kleinen Ortes darf man mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit sagen, daß es überhaupt 
keinen Philippsburger gibt, der nicht von einem Fran- 
zosen abstammt. Ähnlich vollzieht sich die Mischung 
bei friedlicher Invasion, wenn z. B. in ein Industrie- 
gebiet Arbeiter von anderer Rasse herangezogen wer- 
den.“ 

Wir haben also — um diesen Sachverhalt noch ein- 
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mal zu unterstreichen — bei der (eugenisch orientier- 
ten) Bestimmung des Zeugungswertes von Mischehen 
zwei Fragen voneinander zu trennen: Erstens die- 
jenige nach der qualitätsbeeinflussenden Wirkung auf 
die Nachkommenschaft im Sinne einer Verschlechte- 
rung oder Verbesserung der Erbkonstitution — diese 
Frage ist zu verneinen, sofern mit ihr ein spezifisches 
Kreuzungsresultat gemeint wird. Das gelegentliche 
„Luxurieren‘‘ oder ,,Pauperieren‘ der ersten Bastard- 
generation verschwindet in weiteren Generationen 
wieder und taucht auch später als Spaltungsprodukt 
nicht wieder auf (R. Goldschmidt), ist also offen- 
bar keineim Keimplasma verankerte Erscheinung, da- 
her für eine eugenische Betrachtung im wesentlichen- bę- 
langlos. Daß dem Zeugungsprodukt aus zwei verschie- 
denartigen Rassen, die ihre Entwicklung verschiedenar- 
tigen Anpassungsnotwendigkeiten und somit Auslese- 
bedingungen verdanken, eben durch seinen Misch- 
charakter jedem der beiden elterlichen Rassenmilieus 
gegenüber leicht eine geringere physische oder psychi- 
sche Leistungs- und Widerstandsfähigkeit eignet als 
jedem der beiden Eltern in der ihm adäquaten Umwelt, 
leuchtet ebenso ein wie der häufig umgekehrte Erfolg, 
daB der Bastardcharakter gerade die Anpassungselasti- 
zität und die Reagibilitätsbreite, damit aber die tatsäch- 
liche Lebenstüchtigkeit im Vergleich zu jedem der bei- 
den Eltern erhöht. Daß weiterhin die Nachkommen- 
schaft aus zwei erbkonstitutionell verschiedenwertigen 
Rassen im Durchschnitt biologisch bessere Erbanlagen 
empfangen muß als diewenigergutkonstituierte Eltern- 
rasse sie besitzt, aber schlechtere Erbanlagen als sie der 
besseren der beiden Ausgangsrassen eigen sind, ist eine 
selbstverständliche Folge der Amphimixis und ein- 
facher Vererbungsvorgänge. Zweitens: die Frage 
nach der artbeeinflussenden Wirkung von gehäuften 
oder ;,,chronischen‘ Rassenkreuzungen, mit dem Er- 
gebnis einer Veränderung der wesentlichen, den Ge- 
samtcharakter einer Bevölkerung begründenden Geno- 
typen — diese ist zu bejahen, wobei man sich aber 
der Mendelschen Spaltungsregel zu erinnern hat, 
nach der auf solche Weise nicht etwa eine neue Misch- 
rasse, sondern zunächst nur ein neues Rassenmerk- 
male-Gemisch entsteht, dessen weiteres erbkonsti- 
tutives Schicksal (abgesehen von idiokinetischen Ein- 
flüssen) von der fernerhin wirksamen Auslese be- 
stimmt wird. Dieser biologische Vorgang mit seiner 
Verknüpfung von ,,Naturkausalität und Kulturkausa- 
lität“ (Goldscheid) begründet die Geschichte der 
Völker. Als bestes Gegenwartsbeispiel für die gün- 
stige Bestimmung einer Volksentwicklung durch 
Bastardierung nennt K. H. Bauer Finnland mit seiner 
Vermischung der mongolischen Urbewohner mit der 
nordischen Einwandererbevölkerung. 
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Nach Umfang und Belang hat jedoch in diesem gan- 
zen Problem die größte praktische Bedeutung für uns 
die Frage nach dem Zeugungswert oder -unwert der 
christlich-jüdischen Mischehe. Wurden doch 
schon in den Jahren 1906—13 im Deutschen Reich 
7700 Mischehen zwischen Christen und Juden gezählt, 
und in den Jahren 1914—21 ist ihre Zahl sogar auf 
10800 gestiegen (Silbergleit), und dies trotz der 
Bevölkerungsabnahme! Dabei spiegeln diese Ziffern 
den biologischen Tatbestand nur sehr abgeschwächt 
wider, da ein erheblicher, wenn nicht der größte Teil der 
wirklichen Mischehen im rassischen Sinne von der Sta- 
tistik, die als Merkmal der Mischehen nur die für den 
vorliegenden Zusammenhang ja gänzlich gleichgültige 
konfessionelle Verschiedenheit der Gatten kennt, 
nicht erfaßt wird. Ich habe die Erscheinung der christ- 
lich-jüdischen Mischehe schon mehrfach in anderen Zu- 
sammenhängen nach der psychologischen, soziolo- 
gischen und biologischen Richtung hin untersucht und 
brauche hier nur die besonderen eugenischen Gesichts- 
punkte herauszuheben. Die Juden — ich spreche zu- 
nächst nur von den sogenannten Westjuden (die Not- 
wendigkeit solcher Unterscheidung wird noch belegt 
werden)— weichen von ihrer nichtjüdischen Umgebung 
durch ihre Erbkonstitution unzweifelhaft ab. Dabei ist 
aber ihr Erbplasma außerordentlich vielgestaltig und 
durcheinesogroße Fülle von verschiedenartigen Rassen- 
merkmalen ausgezeichnet, daß sie geradezu als ,,Zen- 
tralrasse“ (Brunner) bezeichnet werden konnten. 
Dies allerdings mit desto größerem Unrecht, als nicht 
der idioplasmatische Kern, der wirklich rassisch- 
biologische Valenz besitzt und die jüdische Rassen- 
zähigkeit bewährt, jene besondere Potymorphie auf- 
weist, sondern die unerhörte Vielgestaltigkeit des jüdi- 
schen Typus beruht wesentlich darauf, daß die (West-) 
Juden zum erheblichen Teil gar nicht mehr und noch 
gar nicht eine eigene Rasse — ‚‚eigene‘‘ Rasse heißt 
natürlich nicht ‚‚reine‘‘ Rasse, von der unter Kultur- 
gemeinschaften überhaupt nicht sinnvoll gesprochen 
werden kann —, sondern nur eines der erwähnten 
Rassenmerkmale-Gemische darstellen. Die Ursache 
dieses Mangels an genotypischer Konsolidierung ist 
selbstverständlich die jüdische Geschichte. Nun zeigt 
die Zusammensetzung des jüdischen Erbbildes aber 
auch so bedeutende Übereinstimmungen mit demjeni- 
gen der nichtjüdischen Umgebung — sogar Hans 
Günther erkennt die beträchtliche Zahl der Juden 
an, die nur „am Rande des Judentums‘ stehen —, daß 
der durchschnittliche Abstand zwischen den beider- 
seitigen Keimplasmen insbesondere auch in dem 
Rassengemisch des deutschen Volkes in einem Maß- 
verhältnis steht, das irgendwelche wissenschaftlich be- 
gründbaren Bedenken — und andere stehen hier nicht 
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zur Erörterung — gegen eine Vermischung ausschließt. 
Sehr anfechtbar im einzelnen, aber durchaus schlüssig 
in der grundsätzlichen Erwägung sind folgende Aus- 
führungen Fishbergs: ,,Zirka 30% der Juden in 
Deutschland haben blonde Haare, und ein groBer Teil 
von ihnen hat helle Augen. Fast 15%, haben beides, 
helle Augen und Haare, sind tatsächlich ihrer Rasse 
nach ‚‚Indogermanen‘‘, von deren idealem Rassetypus. 
Diese heiraten sicherlich nicht außerhalb der Grenzen 
ihrer Rasse, wenn sie blonde Christen heiraten. Die 
vielen Christen in Deutschland, die zu ihrem Leidwesen 
zum brünetten Typus gehören und vom anthropolo- 
gischen Standpunkt der Rasse-Theoretiker als zur 
alpinen Rasse gehörig betrachtet werden, heiraten 
nicht außerhalb ihrer Rassegrenzen, wenn sie sich mit 
Juden von gleicher Rasseeigentümlichkeit vereini- 
gen... Ähnlich können in Frankreich und Italien 
und in gewissem Grade auch in Deutschland Heiraten 
zwischen Juden und Christen vom ethnischen Stand- 
punkt als ‚reine‘‘ Heiraten betrachtet werden, weil 
beide im weitesten Maße der sogenannten mittelländi- 
schen Rasse angehören. Alles was die extremen Rasse- 
theoretiker in ihren Bestrebungen zur Erhaltung der 
Rassereinheit von ihren Anhängern fordern können, 
ist, daß in ehelichen Angelegenheiten der Rasse- 
typus des Individuums in Betracht kommen 
sollte... .‘“. Über diese Begrenzung hinaus wird z. B. 
von Forel, obwohl er den Kreuzungen zwischen sehr 
verschiedenen Rassen einen spezifischen Zeugungsun- 
oder -minderwert zuweist, der Mischverbindung mit 
Juden nicht weniger als den Kreuzungen zwischen den 
europäischen Rassen überhaupt zugestimmt. Ja es 
fehlt nicht an Urteilen.von biologischer Seite, die die 
Vermischung zwischen den Juden und Nichtjuden 
unter den Deutschen im Dienste beiderseitiger ,,Blut- 
auffrischung‘‘ geradezu für wünschenswert halten, da 
beide Erbstämme mit gleich wertvollen, aber ein- 
ander ergänzungsfähigen und -würdigen Anlagen be- 
gabt seien. Diese Erwägung übersieht aber, daß sich 
bei einer Kreuzung nicht nur die hochwertigen, sondern 
geradeso auch die minderwertigen Anlagen paaren . 
können, an denen es beiden Ausgangsrassen selbst- 
verständlich ebenfalls nicht mangelt, so daß auf diese 
Weise eine prinzipielle Erwünschtheit der christlich- 
jüdischen Ehen sich nicht begründen läßt. Umgekehrt 
ist die Behauptung unrichtig, daß die (West-) Juden 
einer allgemeinen Entartung verfallen seien und Ver- 
mischungen mit ihnen das durchschnittliche Erbgut 
des deutschen Volkes, soll heißen: des entscheidenden 
deutschstämmigen Teiles desdeutschen Volkes, mindern 
müßten. Denn die anscheinende Zunahme der Degene- 
ration der Juden wird zum großen Teil durch die konsti- 
tutive Verschlechterung nur der Phänotypen und 
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durch die homozygotisierende Wirkung der unter 
ihnen so verbreiteten nahen Inzucht vorgetäuscht. 
Zum anderen Teil beruht sie auf der fortschreitenden 
Abnahme ihrer Fruchtbarkeit, die sie als die ausge- 
prägtesten Vertreter des rationalen Sexualtyps will- 
kürlich bereits soweit eingeschränkt haben, daß ihr 
Untergang unabwendbar ist und ein Fortbestand der 
jüdischen Menschengruppe in Westeuropa (und dem 
übrigen Okzident) nur noch durch die sogenannten 
Ostjuden ermöglicht wird (Theilhaber); dies aber be- 
deutet lediglich eine Bedrohung der jüdischen Vital- 
rasse selbst, kann sich jedoch nicht auf etwaige Kreu- 
zungen mit Nichtjuden auswirken. Die erbkonstitu- 
tive Qualität der Westjuden im Durchschnitt ist nicht 
schlechter als die der anderen europäischen Menschen- 
gruppen — „gut‘‘ und „schlecht“ usw. sind hier natür- 
lich biologische Werturteile —, im Gegenteil weniger 
entartet, weil die Juden bei uns ganz überwiegend den 
geordneten und kulturell begabteren Bevölkerungs- 
schichten angehören und durchweg annähernd die 
gleiche niedrige Fruchtbarkeit aufweisen, also eine 
Fruchtbarkeitsauslese mit stärkerer Vermehrung pri- 
mitiver, anlagemäßig asozialer und kulturloser Kreise 
bei ihnen fast ganz fehlt. In der Verdrängung der sich 
weniger fortpflanzenden begabteren durch die frucht- 
bareren kulturell untüchtigeren Bevölkerungsschichten 
liegt aber gerade die Hauptgefahr der drohenden 
Rassenentartung der europäischen Vitalrassen, ins- 
besondere auch des deutschen Volkes!). 

Nach allem diesem ergibt sich für die Eugenik die 
Nützlichkeit christlich jüdischer Kreuzungen, — vor- 
ausgesetzt, daB, wie bei jeder Paarung, richtiger: Zeu- 
gung, die individuelle Gattenwahl — sei es instinktiv, 
sei es rational — eugenischen Richtlinien folgt?). Be- 
züglich der Juden hieBe das nach Kurella vornehm- 


1) Das hiermit berührte Problem der Biologie der Klassen 
braucht an dieser Stelle nicht erörtert zu werden. Daß es noch 
ein Problem ist, bleibt sowohl gegenüber der einseitigen ‚‚Stan- 
des- und Klassenhygiene‘‘ Lenz’ zu betonen, wie gegenüber der 
allzu ‚‚milieutheoretischen‘‘ Betrachtungsweise mancher seiner 


Kritiker. Es wird wesentlich mit zu den Aufgaben einer ,,Sozial- 


biologie‘, wie sie neuerdings von A. Elster fundiert worden ist, 
gehören, hier die Zusammenhänge zwischen Erb- und Lebens- 
schicksal klarzustellen. 

2) Nicht um irgend etwas zu „beweisen“, sondern nur zur 
Illustrierung von Möglichkeiten seien hier einige Namen von 
Nachkommen (erster Generation) solcher Mischehen, nach bei- 
läufigem Einfall, herausgehoben: Paul und Rudolf Lindau, 
Georg Ebers, Paul Heyse, Hugo v. Hofmannsthal, Carl Stern- 
heim, die Maler Hans von Marées und Kokoschka, der Bio- 
loge Elie Metschnikoff, die Chemiker Nobel und Baeyer, die 
Brüder. Gurlitt, der Philosoph Scheler, der Jurist H. Dernburg 
und sein Bruder Friedrich, der Publizist, der Historiker Max 
Duncker, der ‚‚frühvollendete‘‘ Otto Braun. Die Reihe physisch 
und kulturell erbtüchtiger Nachkommen späterer Generationen 
aus christlich-jüdischen Mischehen ist unübersehbar. 
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lich Ausscheidung der nervös Degenerierten und Isolie- 
rung zunächst folgender drei Gruppen: der wirtschaft- 
lich Begabten, der musikalisch Begabten, der mathe- 
matisch Begabten; eine andere Gruppierung nach der 
Sonderart geistiger Erbanlage wäre etwa diejenige 
nach den Gesichtspunkten der dinglichen, der psycho- 
logischen und der gedanklichen Begabung. Auf solcher 
Grundlage könnte bei angemessener Würdigung selbst- 
verständlich auch des körperlichen Erbgutes eine her- 
vorragende Auslese christlich-jüdischer Kreuzungen 
stattfinden. 

Nun wird freilich die Möglichkeit eines eugenischen 
Gewinnes aus derartigen Verbindungen durch die an- 
deutungsweise schon erwähnte Tatsache in Frage ge- 
stellt, daß der größere Teil der Mischehen ihrer ganzen 
seelischen Struktur nach wenig zeugungswillig ist, im 
Gegenteil mit dem Vorsatz der Geburtenbeschränkung 
oder gar Kinderlosigkeit eingegangen wird. In solchen 
Fällen verliert die Frage überhaupt ihr eugenisches 
Interesse, oder es erscheint von diesem Gesichtspunkte 
aus durch die christlich-jüdischen Mischehen sogar be- 
droht, insofern diese ihrerseits auch wieder einen fort- 
pflanzungsfeindlichen Sinn fördern und somit dem 
Volke gerade hochwertigen Nachwuchs entziehen. 
Aber hier liegt nicht mehr so sehr das besondere 
Kreuzungsproblem vor wie vielmehr das allgemeine 
Problem rassenhygienischer Selektion. 

Schließlich bleibt noch ein Bedenken zu würdigen, 
das durch die christlich-jüdischen Vermischungen die 
spezifisch deutsche Art unseres Volkserbgutes ge- 
fährdet sieht. Als wissenschaftlicher Repräsentant 
dieser des ve ist vor allen Lenz zu nennen, der 
von jenen Mischehen „eine starke Beeinträchtigung 
der germanischen Wesensart unserer führenden Schich- 
ten“ erwartet. Da aber Lenz andererseits den hohen 
Anteil der Juden an den führenden Schichten beklagt 
und eine fortschreitende Ablösung des nordischen’ 


‚Elementes durch das jüdische an den bestimmenden 


Stellen des deutschen Kulturlebens befürchtet, so 
müßte gerade er mit Befriedigung auch an die Wechsel- 
wirkung denken, die in der „Germanisierung‘“ der jüdi- 
schen Wesensart durch die Mischehen gelegen ist. In 
der Tat scheint mir in solchem ausgleichenden Einfluß 
eine positive Bedeutung der christlich-jüdischen Ver- 
mischungen zu liegen, auch vom Wertstandpunkt 
der Lenzschen Richtung, die ja die Juden nicht 
etwa aus der deutschen Kultur ausschalten will oder 
auch nur wegzudenken vermag, sondern nur ein 
„schiedlich, friedlich“ erstrebt. Ein solches friedliches 
Nebeneinander scheint aber nach allen Lehren der 
Geschichte auf die Dauer unmöglich zu sein. Nur ein 
Ineinander verspricht — natürlich nicht auf einen 
Schlag — einen dauerhaften, weil biologisch begrün- 
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deten Frieden. Das aufgesogene knappe ein Prozent 
jüdisches Keimplasma wird dem deutschen Erbgut 
weit bekömmlicher sein, wenn überhaupt noch — 
trotz der gelegentlichen ‚„Ausmendelungen‘‘ — spür- 
bar werden. Wohl verstanden: alle diese Erwägungen 
sind rein biologisch und vitalrassisch gedacht und an 
den Interessen einer deutschen Eugenik orientiert. 
Einer germanisch-nordischen oder einer judäisch- 
vorderasiatischen Rassentendenz widerstreiten sie 
selbstverständlich, und im übrigen steckt in der gan- 
zen Frage noch allerhand Problematik außerhalb 
eugenischer Gesichtspunkte‘). Aber nur diese waren 


1) Sie läßt sich im wesentlichen darauf zurückführen, dab 
die christlich-jüdische Mischehe der Bund zwischen zwei Men- 
schen ist, von denen der eine einer im Öffentlichen Urteil wenig 


geschätzten und beliebten Gruppe angehört und für diesen da-, 


mit Erlebnisweisen verknüpft sind, die der andere Gatte nicht 
kennt, und soziale Beeinträchtigungen, die den anderen nur 
nach dem Grundsatz ,,mitgefangen, mitgehangen‘ treffen. Da 
die soziale Geltung einer Ehe in der Regel von der Stellung 
und dem Ansehen des Mannes bestimmt wird, ergeben sich in 
dieser Hinsicht einige Unterschiede für die Ehen zwischen 
Christ und Jüdin gegenüber denjenigen zwischen Jude und 
Christin. Aber in beiden Fällen fehlt solchen Ehen meist das 
Merkmal der inneren Schicksalverbundenheit, deren Mangel 
auch die Aufzucht der Kinder ungünstig beeinflussen kann. 
Diese Unstimmigkeiten wiegen in einer antisemitisch bewegten 
Zeit besonders schwer. Jedenfalls treten ihnen gegenüber an- 
. dere Momente, die das Schicksal der christlich-jüdischen Misch- 
ehe leicht bedrohen, charakterelle und traditionelle Unter- 
schiedlichkeiten, an Bedeutung erheblich zurück, zumal da sie 
durch gebührende Berücksichtigung des ,,persônlichen Faktors“ 
bei der Gattenwahl vermeidbar sind. Dieser freilich wird gerade 
bei den Mischheiraten, die besonders häufig durch die Extreme 
einer blinden Verliebtheit oder materieller Zweckbedachtheit 
motiviert sind, allzu gern vernachlässigt. Im übrigen gehört 
der Durchschnitt der aus Neigung geschlossenen christlich- 
jüdischen Mischehen zu den ,,Kontrastehen“ im Sinne Kretsch- 
mers, da es gerade die psychobiologische Gegensätzlichkeit der 
Persönlichkeit zu sein pflegt, die in diesen Fällen die Liebenden 
zusammenführt. So trifft auf die Mischehen, wenn auch nur in 
einem durch die erwähnte Besonderheit der seelischen und so- 
zialen Situation begrenzten Umfange, im wesentlichen die 
Charakteristik zu, die Kretschmer von den ‚‚Kontrastehen‘“ 
schlechthin gibt: ,,Und so lehrt uns gerade die genaue Be- 
obachtung und die psychologische Analyse einer größeren Zahl 
von Ehepaaren ..., daß z.B. die instinktive Neigung zur Kon- 
trastehe nicht nur die Eigenschaften der Nachkommen günstig 
vermischt, sondern daß diese Ergänzung der Eigenschaften auch 
den beiden Ehepartnern selbst im Lebenskampf oft sehr zu- 
statten kommt. Diese Ergänzung ergibt ein dauerhaftes Gefühl 
relativen Glücks als breite, tragende Grundlage der persönlichen 
Lebensgemeinschaft, während die psychologische Reibung und 
Abstoßung der unähnlichen Eigenschaften sich mehr in episo- 
dischen gewitterhaften Krisen entlädt. Dies ist wohl der häu- 
figste Normalfall bei Kontrastehen. — Daneben sind unglück- 
liche Ehen zwar häufig genug. Sie entspringen aber nur zum 
Teil aus dem tragischen Konflikt Schopenhauers zwischen Indi- 
vidual- und Gattungsinteresse. Vielmehr werden solche Ehen 
wohl zumeist gebildet von zwei psychopathischen oder minde- 
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hier zu erörtern. Überdies bezog sich unsere Stellung- 
nahme, worauf bereits deutlich genug hingewiesen wor- 
den ist, auf die Westjuden. 

Die Westjuden sind erbkonstitutionell ganz anders 
gruppiert wie die Ostjuden. Insbesondere sind die 
Kulturbegabungen der beiden Gruppen sehr verschie- 
den, wobei eine Wertdifferenzierung getrost unterblei- 
ben darf. Entscheidend ist die Einsicht, daß die Ost- 
juden im Durchschnitt ein für deutsche Wesensart in 
der Tat fremdes Element darstellen und ein Konnu- 
bium mit ihnen eine zur Erhaltung und Vervollkomm- 
nung der deutschen Kultur wenig taugliche Mixo- 
variation erwarten lassen würde. Es ist kein triftiger 
Einwand gegen diese unterschiedliche Betrachtung 
der West- und Ostjuden, daß ein guter Teil der ersteren 
noch vor wenigen Generationen zu den letzteren (und 
umgekehrt) gehört habe: Auslese beziehungsweise Aus- 
merze, in diesem Falle vielleicht auch idiokinetische 
Einflüsse haben hier augenscheinlich neue kollektive 
Genotypen geschaffen. Sind es doch gerade die jüdi- 
schen Wanderungen, die das Leben der Juden fort- 
während umgestalteten und ihre Gruppenstruktur um- 
bauten und zum nicht geringen Teil noch weiter einem 
beständigen Konstitutionswandel unterwerfen. Das 
Medium — nicht selbstverständlich die biologische 
Ursache — für die spezifische Auslesewirkung der 
Wanderungsvorgänge sind die jeweiligen kulturellen 
und wirtschaftlichen Lebensformen und ihre Ver- 
änderungen. Die hier namentlich für die neuerliche 
Differenzierung der West- und der Ostjuden maßgeb- 
lich gewesenen besonderen Vererbungs- und Auslese- 
prozesse können in dem vorliegenden Zusammenhange 
nicht dargestellt werden; es muß genügen, beispiels- 
weise darauf hinzuweisen, daß die aus Rußland, Polen 
und Galizien vor dem Kriege nach Deutschland 
eingewanderten. Juden, die in ihren früheren Hei- 
matländern in einem geschlossenen jüdischen Wirt- 
schaftsgebilde mit großem eigenem Proletariat fest 
eingefügt waren, einer dezentralisierenden Tendenz 
unterworfen wurden, die in einer vollständigen Ein- 
fügung in das deutsche Wirtschaftsleben endigte. 
So verwandelten sich die Träger eben jener jüdi- 
schen Wirtschaftsgebilde in einzelne Juden in der 
deutschen Wirtschaft, und so erfolgte auch vital- 
rassisch eine „Atomisierung‘ der Juden in Deutsch- 


stens geistig schlecht ausgeglichenen Menschen, die sich nicht 
nur auf ihr eigenes Lebensglück nicht verstehen, sondern bei 
denen auch die Gattungsinstinkte irgendwie abwegig, verbogen 
oder mißgeleitet sind. Und wenn solche Ehen zerbrechen, so ist 
es nicht Tragik, Trug und beißende Ironie, sondern auch dies 
ist der «Wille der Gattung.» 

Dieser letzte Gedanke kann wegen seiner metaphysischen 
Grundlegung natürlich nicht zum Gegenstande natur wissen- 
schaftlicher Erörterung gemacht werden. 





land und der Westjuden überhaupt.!) Dieser Vor- 
gang ist nicht identisch mit der bloßen ‚Anpassung‘ 
etwa der amerikanischen Juden an den dortigen 
Wirtschaftsorganismus, da sie nicht von der allge- 
meinen Dezentralisation wie bei uns begleitet war, 
sondern weiterhin ein Auftreten der Juden als 
ökonomische Masse zulieB. Wer in diese sozio- 
logischen und kulturpsychologischen Beziehungen 
genaueren Einblick zu gewinnen wünscht, muß auf 
die Untersuchungen von Kaplun-Kogan verwiesen 
werden. Wir wollen hier nur noch hervorheben, daß 
auch die große Zahl der west- und ostjüdischen Grenz- 
typen die grundsätzliche Unterscheidung nicht ver- 
wischen darf. Sie erinnert nur daran, daß im Einzel- 
fall über den allgemein-eugenischen wie über den 
national-eugenischen Wert von Kreuzungen nicht die 
(system-)rassische Zugehörigkeit der Partner, son- 
dern ihr Individualplasma — mag man dies mehr im 
Sinne Nägelis oder mehr im Sinne R. Ficks ver- 
stehen — entscheidet. 
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Kinderaufzucht und Wohnverhältnisse bei Berliner Konfektionsheimarbeiterinnen. 
| Von DORA BEN JAMIN, Berlin. | 


Das Material für die vorliegende Untersuchung er- 
hielt ich durch die — größtenteils persönliche — Be- 
fragung von 123 sämtlich nicht dem Mittelstand an- 
gehörenden Berliner Heimarbeiterinnen. Von diesen 
Frauen sind z. Z. der Erhebung 80 verheiratet, 28 ver- 
witwet, 7 geschieden und 8 eheverlassen. (Die ledigen 
Arbeiterinnen habe ich infolge der Unmöglichkeit, 
Angaben über uneheliche Kinder zu erhalten, nicht 
in die Untersuchung miteinbegriffen.) Von diesen 
Frauen hatten: 

14 kein Kind, 

28 
31 
16 
13 
7 
3 
4 
3 


4 Frauen haben keine Angaben über ihre Kinderzahl 
gemacht. Demnach ergibt sich für 119 Heimarbeite- 
rinnen eine durchschnittliche Kinderzahl von 2,48. 
Berechnet man jedoch die auf die verheiratete Frau 
entfallende Anzahl von Geburten einschließlich Fehl- 
und Totgeburten, so erhalten wir eine Durchschnitts- 
zahl von 2,76. Auf eine fruchtbare Ehe entfallen 
2,81 Kinder, dagegen nach einer Berechnung von 
Hirsch!) für eine Reihe von Vorkriegsjahren bei 
GroB-Berliner Arbeitern und Kleinbürgern 2,16. Die 
Zahl, die wir für die Heimarbeiterinnen gefunden 
haben, liegt also um 23,13 % höher als die von Hirsch 
ermittelte. Der oben angegebene Wert ist um so be- 
merkenswerter, als die für die Heimarbeiterinnen ge- 
fundene Durchschnittszahl nicht durchweg von Frauen 
herrührt, die schon außerhalb der Gebärperiode stehen 
(wie dies bei Hirsch der Fall ist), sondern auch einige 
jüngere Mütter umfaßt. 

Übereinstimmend mit der hohen Kinderzahl findet 
sich bei den Heimarbeiterinnen eine hohe Kinder- 
sterblichkeit. Von den 295 Kindern, die von 105 
Müttern geboren wurden, starben im Kindesalter 58 
und zwar: 


im 1. Lebensjahr 23 Kinder, 
9) 2 39 5 3? 


” 
Kinder, 


on BP DD m= 


1) Max Hirsch, Zur Statistik des Aborts. Zentralblatt für 
Gynäkologie. 42, 42ff., 758ff. 1918. 


Me. 


im l.u.2. Lebensjahr 11 Kinder 
(ohne genaue Angabe) 

» 3.6. Lebensjahr 10  ,, 

„ 7.—14, ,, 3 

ohne Altersangabe 6 , 
Gruppieren wir nun die verstorbenen Kinder nach der 
Zahl der Geburten der Mütter, so ergibt sich folgendes 
Bild: 


Tabelle I. 


Kindersterblichkeit nach der Geburtenhäufigkeit 
der Mütter. 





1 28 = = _ = = 
2 62 2 m = 3 
3 48 6 2 1 = 9 
4 52 8 = 1 = 9 
5 35 3 = 2 6 
6 18 2 l 4 8 
7 28 12 = a = 12 
8 24 6 5 = = 11 

Zusamm.| 295 | 39 | 10 | 3 6 58 


Wir beobachten von den ein Kind zu den mehr Kinder 
Gebärenden einen mit Unregelmäßigkeiten ansteigen- 
den Prozentsatz der Todesfälle bei den Kindern. 

Die Konfektionsheimarbeiterin ist gesundheitlich 
stark gefährdet ; auf sie wirken nicht nur die der Kon- 
fektionsarbeit (Maschinennäherei) anhaftenden Schä- 
den ein, sondern diese werden noch besonders ver- 
schärft durch die meist sehr ausgedehnte Arbeitszeit 
und durch die übrigen für die Heimarbeit charakte- 
ristischen ungünstigen Umstände. Über die gesund- 
heitliche Lage der Heimarbeiterinnen gibt die im An- 
hang aufgeführte Literatur Auskunft. Hier sei nur 
betont, daß die Nähmaschinenarbeit in Verbindung 
mit der mangelnden Schonung der Frau während der 
Schwangerschaft eine starke Gefährdung für die 
Leibesfrucht bedeuten kann. Die heimarbeitenden 
Frauen scheinen meist weder vor noch nach der 
Niederkunft eine Arbeitspause eintreten zu lassen. 
Von den 21 Frauen (mit im ganzen 71 Konzeptionen), 
die exakte Auskunft über die Arbeitsunterbrechung 
erteilten, gaben 17 an, daß sie während der Schwanger- 
schaft oder nach der Niederkunft die Arbeit nicht 
unterbrochen hätten, während von den 4 Frauen, die 
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Arbeitspausen zu verzeichnen hatten, eine dieselbe als 
kurz angab, eine Frau bei zwei Schwangerschaften ein 
halbes Jahr — Y, Jahr vor und Y, Jahr nach der 
Niederkunft — die Arbeit ausgesetzt hatte, die dritte 
bei 6 Schwangerschaften nur während 8 Wochen nach 
der Geburt nicht gearbeitet hatte — diese Frau hat 
zweimal abortiert — und die vierte keine näheren An- 
gaben über die Länge der Arbeitspausen machte. Ins- 
gesamt entfallen auf die 17 Mütter, die nach ihren 
eigenen Angaben die Arbeit nicht unterbrochen haben, 
60 Konzeptionen, davon 4 Aborte, 2 Totgeburten und 
9 Fehl- oder Totgeburten (es sind in diesen Fällen keine 
genauen Angaben gemacht worden), also im ganzen 
15 Fehl- und Totgeburten. Es ist aber möglich, daß 
die Heimarbeiterinnen wegen der Verquickung dieser 
Frage mit der des kriminellen Aborts zu niedrige An- 
gaben gemacht haben. 

Die Kinder der Heimarbeiterinnen sind nicht nur im 
Mutterleibe gefährdet, sondern auch nach der Geburt 
sind sie von mancherlei Schäden bedroht, die durch 
die besondere Arbeitsform der Mutter verursacht wer- 
den. So müssen Kinder, die in Schlafstuben, die zu- 


gleich als Wohn- und Arbeitsstuben dienen, geboren 
werden, in bezug auf die Gefahr einer Infektion be- 
sonders ungünstig dastehen. Denn je sauberer ein 
Raum, desto geringer die Infektionsgefahr, und je 
überfüllter der Raum (mit Stoffen und fertigen Kon- 
fektionsstücken), desto geringer die Möglichkeit ihn zu 
reinigen. Außerdem bietet natürlich große Wohn- 
dichtigkeit verbunden mit der intensiven Benutzung 
der Räume starke Infektionsgefahr. Wenn das neu- 
geborene Kind also von dieser Seite durch die Heim- 
arbeit der Mutter und die damit zusammenhängende 
— teils als Ursache, teilweise als Wirkung — niedrige 
soziale Lage der Familie besonders bedroht ist, so ist 
es von sehr großer Wichtigkeit, einen Ausgleich gegen 
die Gefahr erhöhter Infektiosität zu finden. Diese 
Ausgleichsmöglichkeit bietet sich in der Stilltätigkeit 
der Mütter. Zwar erkranken auch Brustkinder an In- 
fektionen, aber für sie ist die zu stellende Prognose un- 
gleich günstiger als für die Flaschenkinder, wie sie auch 
von vielen anderen Krankheiten weniger bedroht sind. 

Über die Stillhäufigkeit gibt die folgende Tabelle 
Auskunft. 


Tabelle II. 








Stillverhältnisse bei den Heimarbeiterinnen. 


Es wurden gestillt 








lebende Kinder 








ohne 
Angab.| 
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| gar | bis | bis | bis | bis | 4—6 | 6—9 | über || un- | gar | bis | 4-6 | 6-9 | über lunbest | „u. | nicht | 

N nicht | 10 Tg. | 20Tg. 1 Mon. 3Mon.| Mon. | Mon. 9 Mon. best. || nicht |3 Mon. Mon. | Mon. lo Mon. Zeit | a gest. | gest. | Total 

Frauen, die bei | O | 

der Geburt des | | 

Kindes arbeit]| 19 | — | — | 1 | 27 | 21 | 17 | 43 | 5 | 8 | 17 | 6 | 2 | 3 | 3 8 |145| 27 | 180 
| | I} 

Frauen,dieerst) | | | 

arbeiteten, als| | 

das Kind groß | 

WARS lee) 6), 59, 86er 43) 27 | 

Zusammen | 4 | 1 | — | 2 | 33 | 26 | 26 | 51 |n l10.| 19 | 6 | 3 | 6 | 4 | 53 |188| 54 | 205 








Aus dieser Tabelle sehen wir, daB die Zahl der über- 
haupt nicht gestillten Kinder verhältnismäBig klein 
ist. Mit 84,3 % erreicht die Quote der gestillten Kinder 
der Frauen, die schon bei der Geburt der Kinder 
arbeiteten, eine Höhe, die den durch die Volkszählung 
von 1910 festgestellten Prozentsatz der in Berlin ge- 
stillten Säuglinge!) von 63,6 % weit übersteigt. Diese 
Vergleichszahl, die sich durch die Volkszählung bietet, 
ist die einzige zuverlässige, die vorhanden ist. Man 
kann sie, obwohl die Mehrzahl der durch meine Er- 
hebung erfaßten Säuglinge etwas früher gestillt wurde, 
doch zum Vergleich heranziehen, da diese Zahl gemäß 
den Angaben des Statistischen Jahrbuchs der Stadt 
Berlin in großer Annäherung den für 1905 gefundenen 
Zahlen entspricht. Die Ziffer, die die Statistik der 
Stadt Berlin liefert, beleuchtet aber nur die Stillver- 


1) Statistisches Jahrbuch der Stadt Berlin. 
S. 976. 


32. Jahrgang. 





hältnisse aller sozialen Schichten zusammengenom- 
men. Für eine Würdigung des Einflusses der Heim- 
arbeit auf die Aufzucht des Kindes ist es von großer 
Bedeutung, die Stillhäufigkeit der Heimarbeiterinnen 
derjenigen von ihnen sozial gleichgestellten Frauen 
gegenüberzustellen. Wenn auch ein exakter Vergleich 
leider infolge Materialmangels nicht möglich ist, so 
kann doch die relative Höhe der Stillhäufigkeit der 
Heimarbeiterinnen daraus entnommen werden, daß in 
dem Bericht der Schmidt-Gallisch-Stiftung der höchste 
Prozentsatz der überhaupt bei der Aufnahme gestillten 
Kinder mit 61,5 % angegeben wird?). Diese Höchst- 
leistung wird im letzten Berichtsjahr 1909 erreicht. 
Für alle Heimarbeiterinnen zusammen, die zur Zeit 
der Zählung arbeiteten, betrug der Anteil der ge- 
stillten Kinder 77,7 %. 


2) Die Säuglingsfürsorgestellen der Stadt Berlin (Schmidt- 
Gallisch-Stiftung) im ersten Jahrfünft 1905—1909. S. 12. 
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Tabelle III. 
Stilldauer der Mütter lebender Kinder. 
Es wurden gestillt von 100 lebenden Kindern 











| gar | bis 1—3 | 4—6 | 1—9 | über |unbest. 
i_nicht |1 Mon.] Mon. | Mon. | Mon. |9 Mon.| Zeit. 
vonFrauen, die 
bei Geburt der 
Kinder arbeit.| 14,3 | 0,7 | 20,3 | 15,8 | 12,8 | 32,3 | 3,8 























vonFrauen,die 
später Arbei 


begannen. . | 41,0 | 33 | 98 | 82 | 148 | 13,1 | 9,8 
Zusammen | 22,7 | 1,5 | 17,0 | 13,4 | 13,4 | 263 | 5,7 























In der vorstehenden Tabelle wird noch einmal die 
Stilldauer untersucht und zwar nur in bezug auf die 
Kinder, die in Tabelle IT als ‚lebende Kinder‘‘ aufge- 
führt worden waren. Dies erscheint zweckmäßig, da 
durch die kürzere Stillzeit der in den ersten Lebens- 
monaten verstorbenen Säuglinge das Bild in der Weise 
verschoben werden könnte, daß Stillwille und Still- 
fähigkeit der Mütter geringer erschiene als sie es in 
Wirklichkeit sind. Ein Vergleich der für die Heim- 
arbeiterinnen gefundenen Zahlen der Stilldauer mit 
denen der Bevölkerungszählung der Stadt Berlin er- 
gibt die folgende Tabelle: 


Tabelle IV. 


Die Ernährungsweise der Säuglinge nach Alters- 
monaten. 


Von je 100 Säuglingen eines jeden Altersmonats wurden ernährt mit 





der | Ernährung 
Flasche | unbekannt 


— | i 


Ammen- | 


Alters- milch 


monate 
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| Mutter- 
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bis 1 Monat | 773" 67,6| — | 0,5 2 28,9! — | 3,0 
1.3. ,  70,1,64,3, — | 0,4 | 29,9) 32,4) — | 2,9 
4-6. „ 53,1! 40,21 — | 05 Fe 57,5 — | 18 
6.—9. , 39,7! 32,81 — | 0,6 | 60,3| 64,4) — | 2,2 
über 9 „ | 26,3] 17,2] — | 0,2 | 73,7| 78,4] — | 42 














Bei dieser Gegenüberstellung sei nochmals hervor- 
gehoben, daB sie natürlich nicht den Anspruch auf 
exakte Vergleichsmôglichkeit erhebt. Der Jahrgang 
1910 als der einzige, für den in diesem Jahrhundert 
genaue statistische Erhebungen für die Stadt Berlin 
bestehen, kann aber wohl in groBen Zügen für die in 
Frage kommende Zeit eine Vergleichsmöglichkeit 
bieten, zumal die Stillhäufigkeit von 1905, wie 
schon erwähnt, sehr nahe an der für 1910 gefundenen 
liegt; es ist anzunehmen, daß auch für die Stilldauer 
beider Jahre eine ähnliche Beziehung bestehen wird. 
Der eigentliche Altersdurchschnitt der hier verzeich- 
neten Kinder der Heimarbeiterinnen ist derart, daß 
das Geburtsjahr etwa in die Zeit zwischen 1900 und 
1905 fällt. 


DORA BENJAMIN 


Von den 40 Müttern, die nicht gestillt haben, gaben 
nur 10 die Gründe hierfür an. 9 von diesen führten 
ihre fehlende Stilltätigkeit auf Körperschwäche, Milch- 
mangel usw., also auf physiologische Momente zurück ; 
eine Mutter gab Mangel an Pflege als Grund für das 
Nichtstillen an. Es ist aus dieser Aussage nicht klar zu 
ersehen, ob hier ein physiologischer oder sozialer 
Hinderungsgrund vorliegt. Jedenfalls ist es unzweifel- 
haft, daß generell die soziale Stillhinderung bei heim- 
arbeitenden Müttern wesentlich geringer ist als bei 
allen außerhäuslichen Berufen nachgehenden Frauen, 
sofern für deren Stilltätigkeit nicht besondere Vor- 
sorge getroffen wird. 

Für die gesundheitliche Lage des Klein- und 
Schulkindes gibt es keinen Gradmesser in der Art, 
wie wir ihn für den Säugling in der Sterblichkeitsquote 
besitzen. Denn der schädigende Einfluß der Umwelt 
auf das Kleinkind äußert sich hauptsächlich in Krank- 
heiten, die entweder zur Genesung oder aber häufig 
erst nach vielen Jahren zum Tode führen. In der 
ersten Hälfte des Kleinkindersalters stellen die Kinder 
noch im wesentlichen hygienische und Pflegeanforde- 
rungen an ihre Umgebung; jenseits dieses Alters fängt 
die geistige Erziehung an in den Vordergrund zu 
rücken. Für die erste Zeit des Kleinkindersalters wer- 
den vor allem wieder die Wohnungsfragen von größter 
Bedeutung sein, daneben, eng damit verbunden, die | 
Frage nach der Bewegungsmöglichkeit im Freien, die 
wesentlich abhängig ist von der Arbeitszeit und somit 
von der Entlohnung der Mütter. In den engen Höfen 
der großstädtischen Mietskaserne ist dem kleinen 
Kinde häufig nicht die Möglichkeit gegeben, im Freien 
zu spielen, die Straße bietet sie noch weniger. Ist die 
Heimarbeit nicht lediglich Nebenerwerb, und als 
solchen können wir sie infolge der langen Arbeitszeit 
in den meisten Fällen nicht bezeichnen, so gewährt sie 
der Mutter auch keine Möglichkeit, mit dem Kinde im 
Freien zu sein. Da ist es denn, wenn es nicht ältere 
Geschwister hat, denen es anvertraut wird, für den 
größten Teil des Tages auf die Stube angewiesen, wo es 
den angestrengt arbeitenden Müttern oft genug zur Last 
fällt. Gewiß sind das alles Gefahren, denen das Kind 
der Fabrikarbeiterin auch ausgesetzt ist; und doch be- 
steht für beide Mütter ein entscheidender Unterschied. 
Die Fabrikarbeiterin ist durch ihre Arbeit gezwungen, 
sich von dem Kinde zu trennen; die Heimarbeiterin 
ist nicht vor diese Notwendigkeit gestellt, und daher 
wird sie ihr Kind auch in den meisten Fällen nicht in 
den Kindergarten geben. Ich habe den Heimarbeite- 
rinnen die Frage vorgelegt, ob ihre Kinder Kinder- 
garten oder -hort besuchen und habe aus den Ant- 
worten nur in 3 Fällen entnehmen können, daß sich 
die Mütter zu diesem Schritt entschlossen haben. Es 
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waren 8 Kinder im Kinderhort oder -garten unterge- 
bracht. — Teilweise werden wohl die Kinder gar aus 
einer falschen Ideologie der Anstaltsleiter von den 
Kindergärten und -horten ferngehalten. Denn es be- 
steht noch immer eine „Anschauungsweise, der nur 
eine ideale Konstruktion der hausindustriellen Ver- 
hältnisse vorschwebt, das Arbeiten der Frau innerhalb 
der Häuslichkeit, durch das die bindenden Kräfte des 
Familienlebens ungestört zur Entfaltung kommen 
können ; eine Anschauungsweise, die leicht dazu neigt, 
die sonstigen schädlichen Begleiterscheinungen der 
 hausgewerblichen Arbeit zu übersehen, welche deren 
Vorteile oft in das Gegenteil verkehren“ (Dyhren- 
furth)!). Ich hatte Gelegenheit, in einem Kreise von 
Wohlfahrtspflegern dasProblem der Kinderaufzucht der 
heimarbeitenden Mütter erörtert zu hören, und auch 
dort teilte man im wesentlichen diese Anschauung. Ich 
hörte aus den Schilderungen immer wieder heraus, daB 
dasKleinkind häufig durch dieNervosität der arbeiten- 
den Mutterschwergeschädigt wird,unddaßbesondersdie 
Bewegungsfreiheit des Kleinkindes in den engen Woh- 
nungen erheblich gehemmt ist. In einer Rücksprache 
mit einem Unternehmer, dem das Wohl seiner Heim- 
arbeiterinnen besonders am Herzen liegt, wurden mir 
diese Ausführungen bestätigt und dahin ergänzt, daß 
häufig auch die Arbeit der Mutter durch das Kind be- 
einträchtigt werde. Die Schuld an diesen Zuständen 
wird meist der Unerfahrenheit der Mutter zugeschoben. 
Es ist möglich, daß diese dazu beiträgt, zuweilen die 
häuslichen Verhältnisse noch zu verschlechtern ; aber 
die eigentliche Ursache liegt tiefer. Nicht die persön- 
liche Unerfahrenheit dieser oder jener Mutter trägt die 
Schuld daran, daß die Heimarbeiterin nicht Hausfrau 
und Mutter sein kann, sondern der Konflikt zwischen 
zwei Pflichten, der Pflicht als Arbeiterin und der 
Pflicht der Mutter. Deshalb können wir wohl generell 
sagen, daß in all den Fällen, in denen die Frau allein 
oder in einem hohen Maße den Unterhalt für die 
Familie verdienen muß, die niedrigen Heimarbeits- 
löhne sie zu so langer Arbeitszeit zwingen werden, daß 
darunter ihre Mutterpflicht notwendig leiden muß. 
Dies wird ohne weiteres klar, wenn wir die Arbeitszeit 
dieser Mütter betrachten. Es arbeiteten täglich: 
weniger als 6 Stunden 2 Arbeiterinnen, 

6—8 , 10 » 

93-0 ,„ 9 7 

11—12 ss 12 er 

über 12 S 7 " 
Die Zahl der Arbeitsstunden wurde durch Kontroll- 


1) Gertrud Dyhrenfurth, Die hausindustriellen Arbeite- 
rinnen in der Berliner Blusen-, Unterrock-, Schürzen- und 
Trikotkonfektion. Staats- und sozialwissenschaftliche For- 
schungen. Hrsg. Schmoller. Leipzig 1898. 15, 4. S. 109. 


fragen möglichst einwandfrei festgestellt. Sie ist meist 
sehr hoch, selbst wenn wir berücksichtigen, daß in ihr 
teilweise einige Arbeit in der Wirtschaft eingerechnet 
sein wird. 

Deshalb ist mit all den kleinen Reformen, wie sie 
vorgeschlagen werden, nichts getan, solange es nicht 
gelingt, durch diese MaBnahmen die Heimarbeitslöhne 
auf eine gesunde Höhe zu bringen. Der beste, wenn 
nicht der einzige Weg zu diesem Ziel wird eine zwangs- 
weise Einschränkung des Zustroms zur Heimarbeit 
sein. — Eine Antwort auf die Frage: kann die voll- 
erwerbstätige Heimarbeiterin ihren Kindern gleich- 
zeitig Mutter sein, ist generell schwer zu finden; im 
allgemeinen neige ich der Auffassung zu, daß die 
Kinder besser im Kindergarten aufgehoben sein 
werden. 

Für die Schulkinder ist dieses Problem weniger 
brennend. Sie sind durch den Unterricht einen Teil 
des Tages vom Hause entfernt und können sich, auf 
sich selbst angewiesen, besser beschäftigen als das 
Kleinkind, das die Anregung groBenteils den Er- 
wachsenen verdanken muß. Die Hauptgefahr bildet 
hier die Kinderarbeit, der die Heimarbeit trotz 
Kinderschutzgesetz Tor und Tür öffnet. Daß mir so 
wenige Kinder als Hilfe bei der Arbeit angegeben 
wurden (nur von zwei Kindern meldeten die Mütter, 
daß sie liefern) liegt zum großen Teil an der verhältnis- 
mäßig geringen Beteiligung der Kinderarbeit in der 
Konfektion, in der sie in größerem Umfang überhaupt 
nur zum Liefern verwandt wird. Diese Arbeit ist 
ihrem Wesen nach kaum von hauswirtschaftlicher Ar- 
beit zu unterscheiden und bildet, wenn sie nicht im 
Übermaß betrieben wird, keine Gefahr für die Kinder. 
Diese Auffassung wird auch im Kinderschutzgesetz 
dadurch zum Ausdruck gebracht, daß durch $ 17,2 das 
Austragen von Waren durch eigene Kinder gestattet ist. 

Wenn im folgenden besonders auf die Wohnver- 
hältnisse der Heimarbeiterinnen eingegangen werden 
soll, so geschieht dies darum, weil die Wohnungsfrage, 
die für die Gesamtheit der Bevölkerung von grund- 
legender Bedeutung ist, für die Familien der Heim- 
arbeiterinnen eine gesteigerte Wichtigkeit besitzt. 

Neben der Lage der Wohnungen innerhalb eines 
Stadtteils — die Wohnungen der befragten Heim- 
arbeiterinnen lagen zu über 90 %, im Norden und im 
alten Charlottenburg, da diese beiden Stadtteile be- 
sonders bei der Auswahl des Materials berücksichtigt 
wurden — ist ihre Lage innerhalb des Hauses von 
großer Bedeutung. Von 98 Wohnungen befanden sich 

im Vorderhaus 41 = 418%, 

im Hinterhaus 57 = 582%. 
Ein Vergleich mit den von der Berliner Ortskranken- 
kasse herausgegebenen Berichten, die mir leider nur 
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bis zum Jahre 1920 zugänglich waren, ergibt, daB die 
von mir festgestellte Verteilung zwischen Vorder- und 
Hinterhäusern ungefähr typisch ist für die gesamte 
Berliner Lohnarbeiterschaft. Kohn!) gibt für 1920 
43,8 % der besuchten Patienten als Bewohner von 
Vorderhäusern, 56,2 % für die Hinterhäuser an. Die 
Hinterhäuser bieten ihren Bewohnern besonders große 
Gefahren. Ganz abgesehen davon, daß die Woh- 
nungen, die an den engen Höfen gelegen sind, jeden- 
falls in den unteren Stockwerken kaum von der Sonne 
erreicht werden, stellen sie in Berlin eine besonders 
ungünstige Bauform auch dadurch dar, daß sie die 
Querlüftung zumeist nicht ermöglichen. Diese Schat- 
tenseiten der Hinterwohnung fallen für die Familie der 
Heimarbeiterin — jedenfalls für sie und ihre kleinen 
Kinder — besonders schwer ins Gewicht wegen des 
dauernden Aufenthalts in diesen Räumen. Schwierig- 
keiten in der Durchlüftung, Licht- und vor allem auch 
Sonnenmangel werden auf die ganze Familie nach- 
teilig einwirken, aber besondere Gefahren bergen sie 
für den Säugling in sich. Zu den schlimmsten Folgen, 
die die mangelhafte Durchlüftung der Wohnungen 
zeitigt, zählt die Sommersterblichkeit der Säuglinge. 
Diese Krankheit ist um so bedrohlicher für das Kind, 
je mehr ihm die Möglichkeit des Aufenthaltes in 
frischer Luft genommen wird, je stärker also die 
Mutter durch ihre Tätigkeit an das Haus gebunden ist. 
Aber auch für die anderen Familienmitglieder bieten 
solche Wohnungen nicht unbeträchtliche Gefahren. 

Der zweite Faktor, der für die Lage der Wohnung 
innerhalb des Hauses von entscheidender Bedeutung 
ist, ist ihre Stockwerklage. 


Tabelle V. 
Lage der Arbeiterwohnungen nach Stockwerken. 





Es wohnten von 100 in Familien lebenden Frauen: 


Weibliche in Familien wohnende 
Patienten der Ortskrankenkasse 


1914 1920 


Unsere Er- 
hebungen 








absolut in °/, 
8 8,3 








1::Stöck #34: 10 10,4 17,72 
2 5 15 15,6 19,48 
3 à 30 31,3 22,82 
4: y» | 33 34,4 24,57 
Dachwohnung...| — — 1,60 1,32 
Kellerwohnung .. | — — 3,16 2,42 
Ohne Angabe... 11 — — — 








Aus dieser Tabelle geht hervor, daß die höheren Stock- 
werke, das 3. und 4. von den Heimarbeiterinnen sehr 
viel häufiger bewohnt sind als von dem Durchschnitt 
der in der Berliner Ortskrankenkasse versicherten 


1) Albert Kohn, Unsere Wohnungsuntersuchungen in den 
Jahren 1919/20. Berlin 1922. S. 5. 
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Frauen, die mit ihren Familien wohnen. Die Stock- 
werklage ist vor allem für die Wärmezufuhr von ent- 
scheidender Bedeutung. Die obersten Stockwerke sind 
der Wärmestrahlung vom Dach aus sehr viel stärker 
ausgesetzt als die unteren. Diese kann in Verbin- 
dung mit der geringen Lüftungsmöglichkeit der 
Hinterhauswohnungen im Sommer zu einer Schädi- 
gung der Insassen führen. Dazu kommt noch, daß 
mit der höheren Lage der Wohnung, die Schwierigkeit, 
den Säugling und das Krabbelkind auf die Straße zu 
bringen, zunimmt; das Kind wird also seltener ins 
Freie gelangen. Eine weitere Gefahr, vor allem für das 
Flaschenkind, bildet in der überhitzten Wohnung die 
geringere Haltbarkeit der Lebensmittel, besonders der 
sehr leicht verderblichen Milch. Alle diese Schäden, 
die durch die höhere Lage der Wohnung innerhalb des 
Hauses bedingt oder verstärkt sind, treffen also, wie 


wir sehen, den Säugling und das Kleinkind am här- 


testen. 

Es sind in die Wohnungsuntersuchung nur die- 
jenigen Heimarbeiterinnen mit einbegriffen, die einen 
eigenen Hausstand hatten. Bei diesen waren keine 
Wohnungen ohne Küche aufzuweisen. Bezüglich der 
Wohndichtigkeit ist folgende Gruppierung aufzu- 
stellen: 
Es hatten: 


I Zimmer und Küche 52 Frauen, 
2 Zimmer und Küche 43 Frauen, 
3 Zimmer und Küche 11 Frauen, 
Ohne Angabe 2 Frauen. 


Sämtliche aufgeführte Zimmer sind heizbar. 

Die folgende Tabelle gibt ein Bild von der Wohn- 
weise der von mir befragten Heimarbeiterinnen im 
Vergleich mit den Wohnungen der weiblichen Mit- 
glieder der Berliner Ortskrankenkasse. 


Tabelle VI. 


Wohnungen von krankenversicherten Berliner Frauen 
und Heimarbeiterinnen. 


Es wohnten von 100 Frauen 
in Wohnungen 1914 


Heim- 
1920 arbeiterinnen 
T 1923 


von 











1 Küche........ 1,93 = 
1 Stube ........ 7,90 == 
1 Stube u. Küche 45,41 49,1 
2 Stuben u. , 36,54 40,6 
mehr als 2Stuben 

u. Küche...... 8,22 10,3 


Die durchschnittliche Belegziffer betrug für die 
52 I-Zimmerwohnungen 3,06, für die 43 2-Zimmer- 
wohnungen 3,9, d. h. 1,95 Menschen auf den Raum 
und für die 11 3-Zimmerwohnungen 4,63 oder 1,54 
Menschen auf den Raum. 
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Einen Vergleich der Wohndichtigkeit ermöglichen 
die Angaben der Ortskrankenkasse nicht. Immerhin 
stehen unsere Zahlen verhältnismäßig günstig da, und 
es ist hervorzuheben, daß Rubners Mindestforde- 
rung nur in einem Falle unterschritten wurde. Aller- 
dings kann hier möglicherweise ein Fehler durch un- 
vollständige Angabe der Schlafgänger und Unter- 
mieter entstanden sein. Von 64 Arbeiterinnen gaben 
nur 2 an, zusammen 3 Schlafgänger aufgenommen 
zu haben. 

Für die von verschiedenen Aytoren betonte größere 
Anfälligkeit der Heimarbeiterinnen und ihrer Kinder 
gegenüber Infektionskrankheiten, besonders der Tuber- 
kulose ist neben Licht- und Luftmangel der in den 
Hinterhäusern gelegenen Wohnungen vor allem auch 
die fehlende Trennung von Wohn-, Arbeits- und 
Schlafraum verantwortlich zu machen, die die Heim- 
arbeiterin und ihre Familie zwingt, in der häufig ver- 
dorbenen Luft der Werkstatt (Entweichen von Gas 
und Wasserdampf durch Bügeln, Staub der aufge- 
stapelten Waren) den ganzen Tag und meist auch die 
Nacht zuzubringen. 

Der Faktor aber, der neben der Wohndichtigkeit der 
Verbreitung aller Infektionskrankheiten am günstig- 
sten ist, ist der Bettenmangel in den unbegüterten 
Volkskreisen. Wir müssen die Forderung eines eigenen 
Bettes für jeden Menschen, auch für den Säugling, als 
eine hygienische Mindestforderung aufstellen. Leider 
wird dieser Forderung allzu oft nicht genügt, in vielen 
Fällen deshalb, weil das Geld zur Anschaffung des 
Bettes fehlt, in zahlreichen anderen, weil in den kinder- 
reichen Familien, selbst wenn das Bett angeschafft 
werden würde, der Raum zu seiner Aufstellung in den 
engen Wohnungen nicht vorhanden ist. Nachweisbar 
hatten von den 237 von mir erfaßten lebenden Kindern 
keine eigene Schlafstätte 44. Aber auch die Kinder, 
die eine eigene Schlafstätte hatten, schliefen in vielen 
Fällen nicht in einem Bett, sondern auf Sofas usw., 
die kleinen häufig in Waschkörben. 

Es ist eine besonders verhängnisvolle Folge der 
Heimarbeit, daß gerade die Frauen, die wegen ihrer 
und der Kinder dauerndem Aufenthalt im Hause be- 
sonders geräumige und helle Wohnungen benötigten, 
durch die Unzulänglichkeit des Lohnes immer wieder 
in diese minderwertigen Wohnungen hineingedrängt 
werden, die nicht geeignet sind, den erhöhten An- 
forderungen, die an sie gestellt werden müssen, zu 
genügen. 

Aus dem bisher Gesagten geht hervor, daß die 
Wachstumsbedingungen für den Säugling der Heim- 
arbeiterin etwas besser sind als für den der Fabrik- 
arbeiterin, daß aber die Heimarbeit der Mutter das 
Kleinkind häufig nachteiliger beeinflußt als — unter 


günstigen Begleitumständen — die Fabrikarbeit. Eine 
vorteilhaftere Gestaltung der Aufzuchtbedingungen 
der Kinder erwerbstätiger Mütter könnte also auf zwei 
verschiedenen Wegen erzielt werden. Entweder wir 
verbessern 1. die Lage des Säuglings der Fabrik- 
arbeiterin oder wir lassen 2. das Kleinkind der Heim- 
arbeiterin unter günstigeren Bedingungen heran- 
wachsen. Angenommen beide Wege wären in gleicher 
Weise durch sozialpolitische und sozialhygienische 
Maßnahmen gangbar, so würden wir zweifellos den 
Weg einzuschlagen haben, der von der Mutter die ge- 
ringeren Opfer verlangt. Wir haben gesehen, daß wir 
bei Betrachtung der Kinderaufzucht in der Heim- 
arbeit mit der Idealisierung dieser Arbeit als eines 
Überrestes der Hauswirtschaft brechen mußten, für 
die groBe Mehrzahl aller Fälle, nämlich immer dann, 
wenn es sich um den Erwerb des Lebensunterhaltes 
durch die Heimarbeit, selbst in der Form des Zuver- 
dienstes zu dem in kinderreichen Familien häufig nicht 
ausreichenden Lohn des Mannes, handelt. Ich habe 
immer betont, daß die Hauptgefahr für das Kleinkind 
der Heimarbeiterin die Überlastung der Mutter und 
die dauernde räumliche Gebundenheit des Kindes be- 
deutet. Auf diesem Wege gelangt man zu der Forde- 
rung weitgehender Benutzung der Kindergärten auch 
durch die Kinder der Heimarbeiterinnen. Das Ideal 
ausschließlicher Erziehung des Kindes durch die 
Mutter bis zum schulpflichtigen Alter ist meines Er- 
achtens für die arbeitende Frau auf keine Weise ohne 
daraus folgende Gefährdung des Kindes zu erreichen. 
Die Behauptung eines ideellen Vorzugs der Heimarbeit 
kann also in dieser Richtung nicht aufrechterhalten 
werden. 

Wenden wir uns nun der materiellen Seite zu! Wenn 
die arbeitende Frau unter annähernd gleichen ideellen 
Opfern beide Wege — den der Fabrik- und den der 
Heimarbeit — einschlagen kann, so wird es natürlich 
sein, daß materielle Faktoren den Ausschlag geben. 
Diese bestehen hauptsächlich in der Höhe des Arbeits- 
lohnes. Man hat der Tatsache, daß der Konfektions- 
betrieb zum Fabrikbetrieb tendiert, und daß die 
Fabrikarbeit im Laufe der Zeit immer weiter vor- 
dringen wird, bisher für weite Kreise heimarbeitender 
Frauen — vor allem im Interesse der Mütter — mit 
Angst entgegengesehen ; und zwar deshalb, weil man 
die Heimarbeit für die Möglichkeit hielt, die Harmonie 
der Funktionen der Frau als Mutter und Erwerbs- 
arbeiterin zu erzielen. Neben der Heimarbeit erschien 
von dieser ideellen Betrachtungsweise aus die Fabrik- 
arbeit mit ihrer notwendigen Trennung von Mutter 
und Kind, aus der man die Auflösung des Familien- 
lebens folgern zu müssen glaubte, als ein Zerrbild. 
Man sah bei den Vorkämpfern der Heimarbeit keine 
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Möglichkeit, um auch die Fabrikarbeit für Mütter zu 
erleichtern. Was viele Frauen trotz der zwangsläufig 
höheren Löhne der Fabrikarbeiterinnen bisher mit 
Recht in der Heimarbeit zurückhielt, war die Ge- 
fährdung des Säuglings durch die Erschwerung des 
Stillens und ferner die mangelnde Versorgungsmög- 
lichkeit für das Kleinkind der außerhäuslich arbeiten- 
den Frau. Diese Beweggründe zur Heimarbeit können 
in Zukunft durch sozialpolitische und sozialhygienische 
Maßnahmen gegenstandslos gemacht werden. Ich bin 
der Ansicht, daß es genau so gut und mit besseren Er- 
füllungsmöglichkeiten als für die Heimarbeit auch für 
die Fabrikarbeit eine günstigere Lösungsmöglichkeit 
der Kinderaufzucht gibt. Allerdings wird der Weg zu 
diesem Ziel unter den schwierigen wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen der Gegenwart lang sein. Dennoch können 
und müssen wir auch heute schon auf dieses Endziel 
hinarbeiten, das ich erblicke einmal in einer Mutter- 
schaftsversorgung, die jeder arbeitenden Frau 
wenigstens für die letzten drei Monate vor der Ent- 
bindung eine völlige Arbeitsruhe gewährleistet. Über 
diese auch von Hirsch!) aufgestellte Forderung 
hinausgehend, würde ich aber bis zur Errichtung von 
Stillkrippen eine Arbeitsruhe von einigen Wochen 
nach der Geburt für unbedingt wünschenswert halten. 
Die Aufbringung der für diese Zwecke erforderlichen 
Mittel könnte durch den Staat oder durch eine obliga- 
torische Kollektivversicherung erfolgen. — Die Rege- 
lung des Schwangeren- und Mutterschutzes, wie sie 
bei uns z. Z. durch die R.V.O. § 195a gegeben ist, er- 
scheint, weder was die Dauer, während der das Wochen- 
geld vergütet wird, noch was dessen Höhe anbe- 
trifft, als ausreichend. Eine unerläßliche Vorbedingung 
für eine wirkliche Schonung der schwangeren Frau ist, 
daß das Wochengeld in Höhe des vollen Arbeitslohnes 
gewährt wird. 

Im Interesse des Kindes muß das Stillgeld bis zum 
Abschluß des 9. Monats vergütet werden, jedenfalls 
so lange, wie unsere zweite Forderung noch nicht zur 
Durchführung gebracht worden ist. Diese hat zum 
Inhalt die allgemeine Errichtung von Fabrik- 
stillkrippen, in denen den Frauen etwa zweimal 
während der Arbeitszeit Gelegenheit geboten wird, 
ihr Kind zu stillen, ohne daß ihnen für den dafür 
nötigen Zeitaufwand der Lohn gekürzt wird. (Die 
‘ersten Stillkrippen sind schon vor dem Kriege er- 
richtet worden, so in der Mechanischen Weberei zu 
Linden bei Hannover, in der ‚Rheinischen Gummi- 


1) Max Hirsch, Die Gefahren der Frauenerwerbsarbeit für 
Schwangerschaft, Geburt, Wochenbett und Kindesaufzucht, 
mit besonderer Berücksichtigung der Textilindustrie. Archiv 
für Frauenkunde und Konstitutionsforschung. 11, 317. 1925. 
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und Celluloid-Fabrik in Mannheim-Neckarau‘“ und in 
der Bahrschen Jutespinnerei und -weberei zu Lands- 
berg a. W.) Die Erfüllung dieser beiden Forderungen 
würde auch für den Säugling der Fabrikarbeiterin eine 
gesunde Aufzucht gewährleisten. Das Verhältnis von 
Mutter und Kind zueinander würde aber auch für das 
Kleinkind durch die Trennung tagsüber nicht not- 
wendig getrübt werden; vor allem, wenn die Kinder- 
gärtnerinnen und Hortnerinnen geeignet sind, den 
hohen Anforderungen, die an sie gestellt werden 
müssen, zu genügen. Ich halte diese Lösung für um 
so erstrebenswerter als, wie wir gesehen haben, die 
materielle Lage der Mutter durch die fehlende Scho- 
nung bei der Heimarbeit die Konstitution des Kindes 
erheblich ungünstig beeinflußt. Die Opfer, die in 
beiden Fällen gebracht werden müssen, sind an- 
nähernd die gleichen, wenn die Liebe der Mutter sich 
nicht blind über die Schädigung des Kindes hinweg- 
setzt. Wenn die Mutter diese Opfer bringt, wird und 
soll sie aber den wirtschaftlich gesünderen Weg ein- 
schlagen: das bedeutet, sie soll die außerhäusliche 
Arbeit wählen. 

Natürlich werden wir zunächst, selbst wenn die 
Umwandlung auf dem angedeuteten Wege ein- 
setzen sollte, Kompromisse schließen müssen; es 
wird auch in späteren Zeiten immer Ausnahme- 
zustände geben, die für die Frau eine Tätigkeit 
im Hause — etwa bei chronischer Krankheit des 
Kindes oder bei eigener Krankheit — als unbedingt 
geboten erscheinen lassen. Aber ich bin der An- 
sicht, daß, wenn wir den gekennzeichneten Weg ein- 
schlagen wollen, wir die Entwicklung doch nicht taten- 
los abwarten dürfen, sondern zwangsweise einschreiten 
müssen. Die Hauptgefahr während der Übergangszeit 
besteht darin, daß durch die in die Fabriken ab- 
wandernden Arbeiter der Lohndruck in der Heim- 
arbeit nicht vermindert würde. Je mehr die Arbeit 
den Heimarbeiterinnen zugeteilt wird, desto stärker 
wird man sich hier wegen der großen industriellen 
Reservearmee gegenseitig unterbieten. Jedes neue 
Sinken des Lohnes würde einen Rückschritt auf dieser 
Bahn, ein Aufrechterhalten der Heimarbeit auf Kosten 
des Fabrikbetriebes bedeuten. Deshalb vertrete ich 
den Standpunkt, daß wir eine Konzessionierung der 
Heimarbeit brauchen, daß wir die anbrüchigen Arbeits- 
kräfte und Frauen, deren häusliche Verhältnisse sie 
unbedingt an das Haus fesseln, in der Heimarbeit be- 
lassen sollen, die anderen aber allmählich in allen Pro- 
duktionszweigen, die dies ermöglichen, in die Fabriken 
überführen müssen. Natürlich ist das erst dann mög- 
lich, wenn die Fabrikarbeit durch die geschilderten 
sozialhygienischen und sozialpolitischen Maßnahmen 
die gesunde Aufzucht der Kinder gewährleistet. Dann 
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aber werden wir, je eher desto besser, im Interesse der 
Kinder den anderen Weg beschreiten ! 


Zusammenfassung. 


{. Die Heimarbeitslöhne sind nach dem Markt- 
gesetz niedriger als die Löhne in der Fabrik. Die 
niedrigen Löhne bedingen die schlechte soziale Lage 
der Heimarbeiterinnen. 

2. Die niedrigen Löhne zwingen die Heimarbeiterin 
zu sehr langer Arbeitszeit, die sie für die Erfüllung der 
Mutterpflichten im allgemeinen nicht geeignet er- 
scheinen läßt. 

3. Der Fötus wird geschädigt durch mangelnde 
Schonung der Mutter von der Konzeption bis zur 
Geburt. Eine hohe Zahl von Aborten ist bei den 
Maschinennäherinnen festzustellen. 

4. Der Säugling der Heimarbeiterin ist gegenüber 
dem Säugling der Fabrikarbeiterin günstig gestellt, da 
für die Heimarbeiterin die soziale Stillhinderung ge- 
ringer ist als für die Fabrikarbeiterin. 

5. Das Kleinkind ist meist an die Stube der Mutter 
gebunden. Es kommt nur in vereinzelten Fällen in den 
Kindergarten. Ihm fehlt die richtige Äufsicht;; es hat 
wenig Bewegungsmöglichkeit, kommt selten ins Freie. 

6. Für die Schulkinder der erfaßten Arbeiterinnen 
bietet die Heimarbeit, da Kinderarbeit für Berlin 
selten festzustellen war, keine besonderen Gefahren. 
Auch sie leiden, wie die anderen, unter den engen 
Wohnungen, in denen starker Bettenmangel herrscht. 

7. Diese Zustände sind nur durch Hebung der 
Heimarbeitslöhne auf ein gesundes Niveau zu bessern. 


Dies wird nicht für alle Heimarbeiterinnen gelingen. 
Daher ist eine Konzessionierung der Heimarbeit zu 
fordern ; daneben möglichst weitgehende Überführung 
der hausindustriellen Arbeitskräfte in die Fabriken. 
Eine gesundere Aufzucht der Kinder der Fabrik- 
arbeiterinnen ist durch Errichtung von Fabrikstill- 
krippen, durch Vermehrung der Kindergärten und 
-horte zu gewährleisten. Der Wöchnerinnenschutz ist 
auszubauen. 
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Die Lehrerausbildung auf dem Gebiete der Gesundheitspflege. 
Von H. ROSENHAUPT, Mainz. 


Wer beruflich mit den verschiedenen Bevölkerungs- 
schichten als Arzt und Sozialhygieniker in Berührung 
kommt, der muß immer wieder erschrecken, wenn er 
sieht, wie gering die Kenntnisse in allen Schichten auf 
dem Gebiete der Gesundheitspflege sind. Es fehlen 
nicht nur die einfachsten Vorstellungen vom Bau und 
von den Verrichtungen des menschlichen Körpers, 
sondern auch jegliche tiefer begründbare Auffassung 
über die den menschlichen Körper bedrohenden Schä- 
digungen sowie über die Entstehung und Verhütung 
von Krankheiten. Die Anschauungen auf diesem Ge- 
biet stellen meist mehr übernommene Dogmen als in 
ihrem Zusammenhang erfaßte naturwissenschaftliche 
Vorstellungen dar. Die Auffassungen über die Arten 
und Formen ärztlichen Eingreifens sind auch in 
Kreisen, die sich sonst mit Nachdruck zu den ge- 
bildeten rechnen, durch Sachkenntnis kaum getrübt. 

Die sich mit diesen Problemen befassenden Per- 
sonen und die für die Volksgesundheit verantwort- 
lichen Behörden haben diesen Tatsachen insofern 
Rechnung getragen, als sie in den letzten Jahrzehnten 
für die verschiedenen Gebiete hygienischer Fürsorge 
besondere Beratungsstellen gefordert und errichtet 
haben. Solche Stellen dienen verschiedenen Zweigen 
der öffentlichen Fürsorge: der Beratung werdender 
Mütter, der gesundheitlichen Betreuung von Säug- 
lingen und Kleinkindern, von durch Tuberkulose und 
Geschlechtskrankheiten betroffenen oder bedrohten 
Personen. Sie wirken zweifellos nicht nur auf die ein, 
die sich um Rat an sie wenden, sondern sie stellen 
dauernd fließende Quellen einer in die Massen ein- 
dringenden Belehrung und Erziehung dar. 

Ihre Arbeit könnte erleichtert, ihr Nutzeffekt er- 
höht werden, wenn ihnen die der zwangsmäßigen 
Volksbildung dienenden Einrichtungen, wenn Volks- 
und Fortbildungsschule einen besseren Boden bereite- 
ten. Ihr stiller Kampf gegen Unwissenheit, Gleichgültig- 
keit und vorgefaßte Meinungen wäre dann vielleicht zu 
einem großen Teil gegenstandslos und überflüssig. 

In welcher Weise nun zweckmäßig gesundheitliche 
Belehrung durch die Schule dargeboten werden soll, 
ist Gegenstand mancher Erörterung gewesen. Daß sie 
in der heute geübten Form wenig dauernden Nutzen 
schaffen konnte, haben wir schon angedeutet. Sie 
durch unterrichtsbegabte, aus der unmittelbaren Er- 
fahrung schöpfende Ärzte darbieten zu lassen, wäre 
zweifellos eine erfolgverheißende Möglichkeit. Die 


Volksschule, die den Fachlehrer ablehnt, hat aber 
wohl kaum Platz für den ärztlichen Fachlehrer, und 
auch bei der Fortbildungsschule wäre diese Lösung 
wohl nur in größeren Städten und da nicht immer ohne 
Schwierigkeiten möglich. Diese Schwierigkeiten lassen 
sich unseres Erachtens auch nicht dadurch beheben, 
daß man unterrichtsbereiten Ärzten etwa durch ein 
pädagogisches Ergänzungsexamen zur offiziellen An- 
erkennung und Abstempelung als ‚Lehrperson‘ ver- 
hilft, sondern sie liegen auf organisatorischem und 
personellem Gebiete. Man wird also zunächst dem 
Lehrer den Gesundheitsunterricht übertragen müssen. 
Diesen Standpunkt hat auch die Reichsschulkonferenz 
im Jahre 1920 eingenommen, wenn sie ausspricht: 
„Die hygienische Erziehung in der Schule hat durch 
den Lehrer stattzufinden. In geeigneten Fällen ist die 
Mitwirkung des Arztes geboten!“ Wir dürfen an- 
nehmen, daß man mit diesen geeigneten Fällen wohl 
Vorbehalte für besondere lokale Verhältnisse machen 
und sich vor allem auf sexualpädagogischem Gebiete 
ärztliche Mitwirkung sichern wollte. Im übrigen hat 
die Reichsschulkonferenz die Notwendigkeit des Schul- 
unterrichts in der Hygiene anerkannt mit den Worten: 
„Die hygienische Erziehung der Schüler ist notwen- 
dig zur Verbesserung der gesundheitlichen Lebensbe- 
dingungen und als Voraussetzung der gesundheits- 
gemäßen Lebensführung der Schüler selbst. Sie ist die 
Grundlage der Verbreitung hygienischer Lehren im 
Volk, der Bekämpfung der Volkskrankheiten und der 
Hebung der Volkskraft. Die hygienische Erziehung 
der Schüler ist daher von allen Schulen und auf allen 
Stufen durchzuführen.“ Weiter heißt es in derselben 
Kundgebung der Reichsschulkonferenz: ‚Die hygie- 
nische Erziehung der Schüler setzt die hygienische 
Vorbildung aller Lehrer voraus, die nach einheitlichen 
Grundsätzen für die Lehrer aller Lehranstalten durch- 
geführt werden soll. Sie hat im besonderen Anatomie, 
Physiologie und Hygiene zu umfassen und ist durch 
eine Prüfung nachzuweisen .“ 

Wie steht es nun in den deutschen Ländern mit der 
Durchführung dieser Lehrerausbildung auf dem Ge- 
biete der Gesundheitslehre? Es liegt nahe anzunehmen, 
daß man die Umstellung der Volksschullehrerausbil- 
dung!) ihrer Organisationsform nach mit einer Reform 

1) Wir sehen davon ab, die Ausbildung der Lehrer an höheren 


Schulen in den Bereich unserer Betrachtungen einzubeziehen, 
da bei dem dort bestehenden Fachlehrsystem die nötigen Vor- 
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ihres Inhaltes verbunden hat. Auf eine kürzlich bei 
den einzelnen Ländern angestellte Umfrage bezüglich 
‘der Lehrerausbildung auf dem Gebiet der Gesund- 


heitslehre erhielten wir folgende Antworten: 

Preußen beabsichtigt, Vorlesungen und Übungen in der 
Hygiene unter besonderer Berücksichtigung der Schulgesund- 
heitspflege einzuführen. Bestimmungen über die Prüfung sind 
noch nicht getroffen. 

Bayern hat nicht geantwortet. 

Sachsen nach Ordnung der Prüfung für das Lehramt an der 
Volksschule vom 17. 6. 1925 (Sonderdruck aus dem sächsischen 
Gesetzblatt 1925 Nr. 18 S. 175 u. ff.). Mündlich werden geprüft 
als Begleitfächer Anthropologie und Hygiene ($ 8); kann auch 
als zweites Fach für schriftliche Prüfung vom Bewerber gewählt 
werden ($ 7). 

Unter Anthropologie und Hygiene fällt nach $ 12 Kenntnis 
des Baues und der Verrichtung des menschlichen Körpers, der 
Grundzüge der Erblichkeitsiehre, der persönlichen und der 
Schulgesundheitspflege, Einblick in die Sozial- und Rassen- 
hygiene, sowie in die Psychopathologie des Kindes. Unter den 
Wahlfächern ($$ 13—21) sind außerdem genannt heilpädagogische 
Gebiete: Erziehung des blinden, taubstummen, schwachsinnigen 
Kindes; genauere Kenntnisse der körperlichen und seelischen 
Eigentümlichkeiten dieser Kinder, sowie der Theorie und 
Praxis, der Geschichte und Literatur ihrer Erziehung. 

Württemberg. Eine Neuordnung der Lehrerausbildung 
ist noch nicht vorgenommen. Nach dem Seminarplan von 1911 
und der Prüfungsordnung von 1917 haben im 1. Teil der Volks- 
schuldienstprüfung am Schluß des vorletzten Bildungsjahres 
die Kandidaten ihre Bekanntschaft mit Bau und Leben des 
menschlichen Körpers, unter besonderer Berücksichtigung der 
Gesundheitslehre, nachzuweisen. 

Baden. Bei der in Vorbereitung befindlichen Neuordnung 
der Lehrerausbildung wird auch das Gebiet der Schulgesund- 
heitspflege sich befinden. Ob Hygiene Prüfungsfach werden 
wird, ist noch nicht entschieden. 

Thüringen. Die Schulgesundheitspflege gehört in Thü- 
ringen zu den Studien- und Prüfungsfächern für studierende 
Volksschullehrer. 

Hessen. In dem Lehrplan des Hess. Pädagogischen In- 
stituts ist lediglich im 4. Semester eine einstündige Vorlesung 
über Schulhygiene vorgesehen. Außerdem enthält der Lehrplan 
Nüchternheitsunterricht und Führungen durch Taubstummen- 
und Blindenanstalten usw. 

Hamburg. Die Beratung über die Neuordnung der Lehrer- 
ausbildung ist noch nicht abgeschlossen, doch Schulhygiene 
wird voraussichtlich Pflichtfach werden. 

Anhalt. Von Ostern 1925—1928 bestehen als Übergangs- 
maßnahmen für die Lehrerausbildung 4-semestrige Kurse bei 
der Deutschen Oberschule. Für Schulhygiene ist im 2. und 
3. Semester je 1 Wochenstunde vorgesehen. Prüfungsfach ist 
Schulhygiene nicht. 

Lübeck hat seit Aufhebung des Lehrerseminars keine selb- 
ständige Lehrerausbildung mehr. 

Mecklenburg-Schwerin, Braunschweig, Bremen, 
Lippe, Mecklenburg-Strelitz haben noch keine Entschei- 
dungen getroffen. 


Wir haben bei der Umfrage versucht, uns gleich- 


kenntnisse von dem Einzelnen auf der Universität erworben 
werden können, und da dort unseres Erachtens durchaus Platz 
und Möglichkeit für den Gesundheitslehreunterricht durch einen 
geeigneten Arzt vorhanden sein dürfte. 
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zeitig über die praktische und theoretische Ausbildung 
auf dem Gebiete der Leibesübungen zu unterrichten, 
von der Erwägung ausgehend, daß auch hier eine 
Menge von Problemen liegen, die in den Bereich der 
Gesundheitslehre führen, und deren Beziehungen zur 
Praxis des Turnens und des Sports sie für Lehrer und 
Schüler zu lebendigen und plastischen Fragen werden 


lassen. Die eingelaufenen Antworten lauten wie folgt: 

Preußen beabsichtigt bei der Neugestaltung der Volks- 
schullehrerbildung die Ausbildung in der Methodik des Turn- 
unterrichts und die praktische Betätigung in Turnen, Spiel und 
Sport während der ganzen Dauer der Berufsausbildung in 
mindestens 3 Wochenstunden zur Pflicht zu machen. 

Bayern hat nicht geantwortet. 

Sachsen: Nach der Prüfungsordnung für das Lehramt an 
der Volksschule vom 17. Juni 1925 sind Leibesübungen ein 
Wahlfach. Sie umfassen: turnerische Fertigkeit, vertiefte 
Kenntnis der anatomischen Grundlagen und der physiologischen 
und biologischen Zusammenhänge, Fähigkeit zu selbständiger 
praktischer Formgestaltung von turnerischen Übungen. 

Württemberg: Auf Grund des Seminarplans von 1911 und 
der Prüfungsordnung von 1917 findet im zweiten Teil der Prü- 
fung am Schluß des letzten Bildungsjahres eine Prüfung im 
Turnen für alle Anwärter statt. Die Prüfungsanforderungen 
sind folgende: ,,Fertigkeit und Gewandtheit in den wirksamsten 
Formen der Gang-, Lauf- und Hüpfübungen, der Frei- und 
Handgeräteübungen und der volkstümlichen Übungen, sowie 
in den einfacheren Kraft- und Geschicklichkeitsübungen an den 
Geräten; Beherrschung der gebräuchlichsten Turn- und Jugend- 
spiele; Fähigkeit den Volksschulunterricht im Turnen zu er- 


“ teilen.“ Das Turnzeugnis wird gewertet. 


Baden. Bei der Neuordnung der Lehrerbildung ist eine Aus- 
bildung auf dem Gebiet der Leibesübung vorgesehen. Über die 
nähere Gestaltung dieses Lehrzweiges ist noch keine endgültige 
Entscheidung getroffen worden. 

Thüringen: Eine Ausbildung auf dem Gebiete der Leibes- 
übungen und des Turnens soll für sämtliche Volksschullehrer 
durchgeführt werden, doch sind die Voraussetzungen hierfür 
(Errichtung einer Landesturnanstalt) noch nicht erfüllt. 

Hessen: In dem Lehrplan des Hess. Pädagogischen Insti- 
tuts ist für Turnen für die ganze Dauer der Lehrerausbildung 
1 Stunde wöchentlich vorgesehen. 

Hamburg: Die Beratungen über die Neuordnung der 
Lehrerbildung sind noch nicht abgeschlossen, doch werden 
voraussichtlich Leibesübungen als Pflichtfach vorgesehen 
werden. 

Mecklenburg-Schwerin: Eine Neuordnung der Lehrer- 
bildung ist noch nicht getroffen. In den bisherigen Lehrer- 
bildungsanstalten ist Turnen für alle Schüler verbindlich. Die 
Leistungen werden in dem Schlußzeugnis berücksichtigt. 

Anhalt: In den 4-semestrigen Kursen bei der Deutschen 
Oberschule, die als Übergangsmaßnahme von 1925—1928 be- 
stehen, haben die Kursteilnehmer wöchentlich 2 Pflichtstunden 
Turnunterricht. Außerdem ist ihnen reichlich Gelegenheit zum 
Spielbetrieb gegeben (Schülerheim), ferner auch Betätigung im 
Schülerturnverein der Deutschen Oberschule. Der Turnunter- 
richt verfolgt neben der eigenen Erstarkung und gesundheit- 
lichen Förderung der Kursisten vor allem auch die methodisch 
praktische Einführung in den Turnbetrieb, wie er für künftige 
Lehrer notwendig ist. Ob Turnen geprüft werden wird, steht 
noch nicht fest. Als Abiturienten haben die Kursteilnehmer 
bereits eine Turnprüfung gemacht. 
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Lübeck hat seit Aufhebung des Seminars keine selbständige | zur „praktischen Nutzanwendung‘‘ zu führen. Dem 


Lehrerausbildung mehr. 

Oldenburg, Braunschweig, Bremen, Lippe, Meck- 
lenburg-Strelitz haben noch keine endgültigen Bestimmun- 
gen getroffen. 

Wenn auch anscheinend zur Zeit die Frage der 
Lehrerausbildung noch nicht allenthalben entschieden 
ist, so muß doch gesagt werden, daß, soweit eine Rege- 
lung erfolgt ist, den Forderungen, die die Reichsschul- 
konferenz aufgestellt hat, nur mangelhaft und teil- 
weise gar nicht entsprochen worden ist. Das ist leb- 
haft zu bedauern, um so mehr als zu befürchten ist, 
daß nach einer großen organisatorischen Umstellung 
der Volksschullehrerbildung eine Zeit der Beharrung 
kommen wird, die Änderungen und Reformen gegen- 
über sich ganz besonders ablehnend verhalten dürfte. 
Wir ständen dann vor der Notwendigkeit, uns lediglich 
mit der Feststellung der ,,verpaBten Gelegenheit“ be- 
gnügen zu müssen. Der Deutsche Verein für 
Schulgesundheitspflege scheint jedoch der An- 
sicht zu sein, daß es noch nicht zu spät ist und hat in 
seiner Vorstandssitzung vom 9. September 1925 be- 
schlossen, folgenden Antrag an die Regierungen der 
Deutschen Länder zu richten: „Der Deutsche Verein 
für Schulgesundheitspflege E. V. bittet die Regie- 
rungen der Deutschen Länder, bei der in Aussicht 
stehenden Neugestaltung der Lehrerausbildung die 


Gesundheitslehre als vollwertiges Ausbildungs- und 


Prüfungsfach aufzunehmen‘ 1). Auf die Betonung des 
„Prüfungsfaches‘“ dürfte entscheidender Wert zu legen 
sein, denn leider haben bei der Überfülle des Stoffes, 
der in den pädagogischen Anstalten den Studierenden 
geboten wird, nur Prüfungsfächer Aussicht auf ent- 
sprechende Beachtung. 

Abgesehen von dieser organisatorisch-formalen Vor- 
aussetzung scheint uns jedoch für die Gestaltung des 
Unterrichts in der Schule und für die Durchdringung 
des Gesamtunterrichts mit Gesundheitswillen und 
„Gesundheitsethik‘‘ von wesentlicher Bedeutung zu 
sein, in welcher Form die Lehrenden selbst dereinst 
ihre Kenntnisse in sich aufgenommen und in sich 
lebendig erhalten haben. 

Lorentz?) gibt eine äußerst wertvolle Darstellung 
über die Methodik der hygienischen Jugendunter- 
weisung, bei der er den Unterricht in der Hygiene zer- 
legt in 1. Menschenkunde (Anthropologie), 2. Gesund- 
heitslehre (theoretische), 3. Gesundheitspflege (prak- 
tische Hygiene). Aus der „anschaulichen Einführung“ 
sucht er durch die „denkende Erfassung“ den Weg 


1) Verhandlungen der XX. Jahresversammlung des Deut- 
schen Vereins für Schulgesundheitspflege E. V. Zeitschrift für 
Schulgesundheitspflege und soziale Hygiene. Beiheft 1925. 

2) ,,Gesundheitslehre in der Schule.“ Herausgegeben von 
Prof. Dr. med. Adam und Rektor Lorentz, Leipzig 1923. 
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didaktischen Materialismus einer vergangenen Epoche 
gegenüber wird formale Willensbildung als wesent- 
liches Unterrichtsziel bezeichnet. Es sei zugegeben, 
daß unter den jetzigen Verhältnissen, die nicht zuletzt 
durch die Ungunst der wirtschaftlichen Lage die Ent- 
wicklung der Lernschule in der Richtung einer Lebens- 
schule erschweren und hemmen, für den Schulunter- 
richt die von Lorentz gesteckten Ziele und die Weg- 
weisung zu ihnen uns genügen müssen. Für die Aus- 
bildung der Lehrer selbst müssen wir nach lebens- 
volleren Methoden Umschau halten, wenn sie beim 
Unterricht in der Gesundheitslehre aus dem Leben 
schöpfen und, was uns bei ihrer Ausbildung auch als 
Ziel vorschweben muß, wenn sie in die Lage versetzt 
werden sollen, dem Schularzt verständnisvolle Mit- 
arbeiter zu sein, imstande, ihn bei der Beobachtung 
des körperlichen und geistigen Gesundheitszustandes 
der Schulkinder und bei der Durchführung seiner ge- 
sundheitsfürsorgerischen Maßnahmen zu unterstützen. 

Ebensowenig wie wir von dem Medizinstudieren- 
den erwarten dürfen, daß Bücherstudium und Vor- 
lesungen, das Betrachten von noch so lebenswahren 
Bildern und Plastiken allein ihn zu ärztlicher Tätig- 
keit vorzubereiten imstande ist, ebensowenig dürfen 
wir hoffen, daß der Lehrer, der nur durch das Erleben 
anderer Erfahrenes und mit den Sinnen anderer Ge- 
schautes in sich aufnehmen darf, nachher in der Bunt- 
heit und Vielgestaltigkeit der Eindrücke der Schul- 
praxis sich zurechtfinden und seinen Schülern selbst 
lebendiges Leben darbieten kann. 

Wir kommen daher zu der Forderung, daß in die 
Lehrerausbildung eine Unterweisung durch den Arzt 
gehört, bei der der lebendige Mensch das Objekt der 
Demonstration ist. Klinische Demonstrationen für 
den Pädagogikstudierenden sind unbedingt erforder- 
lich. Freilich gilt es da nicht, bestimmte scharf um- 
rissene Krankheitsbilder vorzuführen, sondern dem 
Studierenden den Blick zu schärfen für die verschie- 
denen Konstitutionstypen, für die äußerlich sicht- 
baren Anzeichen des Krankhaften und Abnormalen, 
für die körperlichen Merkmale geistiger und seelischer 
Minderwertigkeit, für die Entwicklungshemmungen 
und Defekte, die auszugleichen zu den wesentlichen 
Aufgaben eines fruchtbaren Turnunterrichts gehören. 
Man wende nicht ein, daß krankhafte Zustände und 
ihre Erkennung der Domäne des Arztes vorbehalten 
sein müssen. Krank und gesund, normal und abnorm 
sind keine absoluten Wertgegensätze, sondern am 
lebendigen Menschen gemessen nur gegenständige 
Ausschläge ein und derselben Lebensfunktion. Sie 
sind für uns nicht in ihrer Absolutheit, sondern nur in 
ihrer Relativität verständlich. 
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Die Praxis der Unterweisung am Lebenden bietet 
kaum Schwierigkeiten. Jeder größere Schulkörper 
besitzt da überreichliches Anschauungsmaterial. Im 
einzelnen kämen in Frage die Vorstellungen ver- 
schiedener Typen : wohlgebildete, asthenische, muskel- 
schwache, überfütterte Kinder, solche mit auffallender 
Gefäßerregbarkeit, andere mit Residuen rachitischer 
Erkrankung, Haltungsanomalien verschiedener Art, 
Disharmonien im Körperaufbau ; am Gesichtsausdruck 
erkennbare Abweichungen von der Norm, wie etwa 
erschwerte Nasenatmung und die durch Rachen- 
mandelwucherungen hervorgerufene Störung der Auf- 
merksamkeit (Aprosexia nasalis). Daneben auch 
Bilder, die das Gebiet der Psychopathologie berühren, 
die verschiedenen Typen des Schwachsinns bis zur 
Imbezillität und Idiotie müßten den Studierenden vor- 
geführt und das Bild des Psychopathen unter Heran- 
ziehung des Aktenmaterials der Jugendfürsorge und 
unter Vorstellung geeigneter Fälle vor ihnen in seiner 
Buntheit und Vielgestaltigkeit entwickelt werden. Für 
die Demonstrationen aus dem Gebiete der Psycho- 
pathologie müßten, soweit die Hilfsschule nicht ge- 
nügt, auch Fürsorge- und Heilerziehungsanstalten 
herangezogen werden, am besten nicht nur zu kurzen 
Besichtigungen, sondern zu mehrtägigen, vorher gut 
vorzubereitenden Kursen. Den Studierenden würde 
so das Gelernte verlebendigt und illustriert und der 
Weg von der Theorie zur Praxis gewiesen werden. Die 
engen Beziehungen zwischen Erziehungslehre, Heil- 
kunde und sozialer Fürsorge könnten auf diese Weise 
für den künftigen Lehrer der Lebensschule aufs beste 
veranschaulicht werden 1). 

Zu einem lebendigen Unterricht gehören nicht nur 
Lehrplan, Methode und Demonstrationsobjekte, son- 
dern vor allem wirklich brauchbare, aus persönlicher 
Erfahrung schöpfende, sich des Lehrziels immer be- 
wußte ärztliche Lehrkräfte. Es würde den Tod eines 
noch so wohlerwogenen Planes bedeuten, wenn man 
Personen zur Lehrtätigkeit heranziehen wollte, die, 
ohne Eigenes zu geben, aus irgendwelchen Leitfäden 


und Büchern tote Belehrungen vermittelten. Der- 


unterrichtende Arzt muß Mitglied der Prüfungskom- 
mission sein, schon um ihm die Möglichkeit zu geben, 
das Ergebnis seiner Lehrtätigkeit selbst zu kontrol- 
lieren. Diese Maßnahme würde auch dazu führen, daß 
man seine Eignung zum Gesundheitslehrer im einzelnen 
bei seiner Examinatorentätigkeit gut beurteilen könnte. 

Soll eine Reform der Lehrerausbildung auf dem Ge- 
biete der Gesundheitspflege in Bälde zu praktischen 


3) In der zweiten Hälfte des abgelaufenen Semesters von uns 
am Pädagogischen Institut in Mainz abgehaltene Demon- 
strationen haben die Durchführbarkeit unserer Pläne gezeigt. Es 
soll darüber im einzelnen an anderer Stelle berichtet werden. 
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Ergebnissen für die Schule selbst führen, so müßten 
für bereits im Amt befindliche Lehrpersonen Nach- 
schulungs- und Ergänzungskurse eingeführt und be- 
quem zugänglich gemacht werden. 

Reformpläne auf dem Gebiete der Leibespflege und 
der Leibesübungen werden sich nur verwirklichen 
lassen, wenn allen Volksschullehrern die Möglichkeit 
zur Ergänzung ihrer Bildung in dem von uns ange- 
deuteten Sinne gegeben wird. Gerade auf dem flachen 
Lande sind für die Schule als kulturellem Zentrum 
ganz besondere Auswirkungsmöglichkeiten vorhanden ; 
gerade dort bedürfen der Turnunterricht und die 
Leibesübungen als Ausgleich gegen einseitige Muskel- 
beanspruchung besonderer Pflege, gerade dort muB 
sich in ganz besonderem Umfang schulärztliche Tätig- 
keit auf der Beobachtung durch den Lehrer aufbauen. 

Die Mehrzahl aller deutschen Volksschulkinder von 
6—14 Jahren muß in I-—klassigen Landschulen 
unterrichtet werden. | 

Sie alle sollen am Fortschritt teilnehmen, an der Ge- 
sundheitserziehung und an den Leibesübungen. Ihre 
Lehrer müssen daher eine Ergänzungsausbildung ge- 
nieBen und von Zeit zu Zeit wieder neue Anregung er- 
halten. Nur allzu leicht täuscht man sich über das Maß 
des Fortschrittes, weil man den Maßstab vorwiegend 
an städtische Schulverhältnisse anlegt. Das die Stadt 
bewohnende Schulkind hat viele Möglichkeiten, sich 
auch außerhalb des schulmäßigen Unterrichts Bil- 
dungsgüter zu erwerben ; auf dem Lande ist die Schule 
in viel höherem Maße alleiniges und allgemeines 
Kultur- und Bildungszentrum als in der Stadt. Daher 
dürfen wir uns bei dem Problem des Gesundheits- 
unterrichts nicht in der Hauptsache mit der Frage 
beschäftigen, ob Arzt oder Lehrer ihn erteilen sollen. 
Diese Fragestellung hat nur praktische Bedeutung für 
städtische Verhältnisse und ist im übrigen weniger eine 
prinzipielle als eine personelle. 

Man muß den Gesundheitsunterricht als eine Sache 
der Gesamtheit des Volkes ansehen. Wenn wir dem 
flachen Lande nicht gerecht werden, fördern wir die 
Landflucht und schaden damit auf bevölkerungs- 
politischem und wirtschaftlichen Gebiete. Möge dieser 
Hinweis dazu beitragen, die entscheidenden Stellen 
von der großen und allgemeinen Bedeutung der 
Lehrerausbildung auf dem Gebiete der Gesundheits- 
lehre zu überzeugen. Ohne sie fehlt die Voraussetzung 
für eine fruchtbare gesundheitsfürsorgerische Tätig- 
keit, die nicht nur den Einzel- und Augenblickserfolg 
erstrebt, die sich nicht mit pflegerischer, wirtschaft- 
licher und beratender Hilfe begnügt, sondern die sich 
als einen wesentlichen Faktor kulturellen Fortschritts 
auf dem Gebiete der Volkserziehung und der Volks- 
gesundheit betrachtet wissen will. 
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Die natürliche Bevölkerungszunahme in den europäischen Ländern 
während der Jahre 1922 — 1924. 


Von E. ROESLE, Berlin. 


Wie in früheren Zeiten mit sinkender Natalität sieht 
man vielfach auch in dem gegenwärtigen niedrigen 
Niveau der deutschen Geburtenziffer ein Anzeichen 
für die beginnende Bevölkerungsabnahme. Da jedoch 
die Natalität nur einen der drei Faktoren der Be- 
völkerungsentwicklung: darstellt, so können wir ohne 
Kenntnis der übrigen uns überhaupt kein Urteil über 
den Einfluß der Natalität auf die Zu- oder Abnahme 
der Bevölkerung erlauben. Darüber kann uns allein 
die Differenz zwischen der auf der gleichen Gebiets- 
fläche festgestellten Bevölkerungszahl zu Beginn und 
am Ende einer Volkszählungsperiode, d. h. die tat- 
sächliche Bevölkerungszu- oder -abnahme Auf- 
schluß geben, während die Differenz zwischen dieser 
und der aus den fortlaufenden Angaben über die 
Natalität und Mortalität während einer solchen 
Periode ermittelte natürliche Bevölkerungszu- oder 
-abnahme uns das Plus oder Minus der Wanderungs- 
bilanz enthüllt. Diese elementaren Begriffe sollten 
von allen denen, die sich berufen fühlen, Schluß- 
folgerungen allein aus der Natalität in Bezug auf die 
Bevölkerungsentwicklung zu ziehen, nicht mehr ver- 
wechselt werden. 

Wir wissen, daß in Europa erst mit Beginn des 
Sinkens der Natalität im letzten Viertel des vorigen 
Jahrhunderts eine intensive tatsächliche Bevölke- 
rungszunahme eingesetzt hat. Als genauen Zeit- 
punkt hierfür kann man nach den Berechnungen des 
schwedischen Demographen G. Sundbärg!), der die 
jährliche Bevölkerungszunahme Europas für jedes 
Jahr während der Periode 1841—1901 berechnet hat, 
das Jahr 1874 ansehen, in welchem Jahre nach dem 
Erlöschen der letzten großen Pocken- und Cholera- 
Pandemien in den Jahren 1872 und 1873 zunächst ein 
starker Rückgang der Mortalität und bald hierauf der 
anhaltende Rückgang der Natalität in der Mehrzahl 
der europäischen Länder einsetzte. Die Bevölkerung 
Europas ist seit jenem Jahre von 311 auf 447 Millionen 
im Jahre 1910, also um 136 Millionen innerhalb 


1) Sundbärg, G., Aperçus statistiques internationaux. On- 
zième Année. Stockholm 1908. S. 38. 


37 Jahren, angestiegen. Viel stärker als die tatsäch- 
liche Bevölkerungszunahme war jedoch die natür- 
liche, denn mit Ausnahme von Frankreich und Ru- 
mänien hatten alle europäischen Länder während jener 
Zeit ein Wanderungsdefizit zu verzeichnen, dem 
die Vereinigten Staaten von Amerika und Brasilien 
ihre heutige GroBmachtstellung verdanken. Wäre der 
gesamte Geburtenüberschuß im Lande geblieben, so 
wäre vielleicht der Weltkrieg infolge der sehr ver- 
schiedenen Bevölkerungszunahme in den größeren 
Ländern und des hierdurch gesteigerten Antriebs zu 
Kriegsrüstungen schon früher ausgebrochen, jedoch 
hätte er nach den gemachten Erfahrungen kürzer ge- 
dauert, denn das übervölkerte Mitteleuropa wäre früh- 
zeitiger verhungert. 

Jetzt wissen wir, zu welchem verhängnisvollen 
circulus vitiosus eine nur auf die Quantität gerichtete 
Bevölkerungspolitik führen kann, denn Krieg, Hun- 
gersnot, Massensterben und Revolution sind ihre 
Folgen. Diese naturgemäßen Folgen einer solchen 
Politik, die Europa in ein Menschengewimmel um- 
wandeln wollte, haben die Volksanschauungen hier- 
über gründlich geläutert, und zwar, wie es scheint, 
nicht nur in den besiegten, sondern auch in den sieg- 
reichen Ländern; in den letzteren allerdings später. 
Wenn wir nämlich den Wiederanstieg der Geburten- 
ziffern der siegreichen Länder mit dem der Geburten- 
ziffern der besiegten Länder nach dem Kriege ver- 
gleichen, so sehen wir, daß das Maximum der Ge- 
burtenziffer nach dem Kriege bei den ersteren die 
Ziffer für das Jahr 1914 überschritt, bei den letzteren 
dagegen nicht. Jedoch währte der Siegestaumel in den 
siegreichen Ländern nicht lange, denn schon vom 
Jahre 1921 an folgten deren Geburtenziffern dem er- 
neuten Sinken dieser Ziffern der besiegten Länder. 
Die gleiche Tendenz schlugen seit jenem Jahre auch 
die Geburtenziffern der neutralen Länder ein, während 
in den russischen Ländern, in denen der Tiefstand der 
Geburtenziffern auch nach dem Weltkrieg durch 
Bürgerkrieg, Seuchen und Hungersnot bis zum Jahre 
1922 angehalten hatte, diese Ziffern erst nach dieser 
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Schreckensperiode sich wieder zu erholen vermochten. 
Bis zum Jahre 1924 war die sinkende Tendenz der 
Geburtenziffern der westeuropäischen Länder so weit 
fortgeschritten, daß nur noch ein einziges Land — 
Spanien — wenigstens eine noch ebenso hohe Ge- 
burtenziffer aufzuweisen hatte wie die für das Jahr 
1913. | | 

Mit diesem allgemeinen Sinken der Natalität, 
auf dessen mutmaßliche Ursachen hier nicht näher 
eingegangen werden kann, ging jedoch gleichzeitig 
. auch ein allgemeines Sinken der Mortalität einher, 
wodurch die gegenseitigen Beziehungen beider Ziffern 
aufs neue in Erscheinung traten. Die gleiche Tendenz 
braucht naturgemäß nicht die Bilanz aus beiden 
Ziffern, die natürliche Bevölkerungszunahme oder der 
Geburtenüberschuß, aufzuweisen, denn deren Tendenz 
kann, selbst wenn die der Natalität und die der Mor- 
talität einander gleich gerichtet sind, eine entgegen- 
gesetzte sein, wenn die Intensität der gleichartigen 
Tendenzen der Natalität und Mortalität verschieden 
ist, wodurch es sich erklärt, daß trotz des anhaltenden 
Sinkens der Natalität während der letzten Dezennien 
des vorigen Jahrhunderts die natürliche Bevölkerungs- 
zunahme, wie schon erwähnt, in fast allen europäischen 
Staaten fortgesetzt angestiegen ist. 

Der nur aus dem intensiveren Sinken der Mortalität 
resultierende Anstieg der natürlichen Bevölkerungs- 
zunahme muß jedoch in das Gegenteil umschlagen, 
sobald das Sinken der Mortalität sich verlangsamt 
oder aufhört und dafür die Natalität intensiver sinkt. 
Eine derartige Umstellung der Intensität der 
Tendenz der Natalität und Mortalität muß sich 


von selbst überall dort ergeben, wo die Bevölkerung 


altert, d. h. wo sich der Anteil der höheren Alters- 
klassen, die für die Fortpflanzung faktisch und nume- 
risch nicht mehr in Betracht kommen, auf Kosten der 
jüngsten und mittleren Altersklassen vergrößert. Da 
die höheren Altersklassen die allgemeine Mortalitäts- 
ziffer desto mehr belasten müssen, je größer ihr Anteil 
an der Gesamtbevölkerung wird, so muß bei einer 
alternden Bevölkerung die allgemeine Mortalitäts- 
ziffer wieder ansteigen, sobald die Zahl der Lebend- 
geborenen aufhört, sich zu vermindern. Dort, wo die 
letztere Zahl sich anhaltend vermindert, muß in der 
Regel auch die Zahl der Sterbefälle unter 1 Jahre sich 
anhaltend und desto intensiver vermindern, je mehr 
zugleich die Sterbenswahrscheinlichkeit sich günstiger 
gestaltet, wodurch der zunehmende Anteil der Sterbe- 
.fälle. in den höheren Altersklassen an den Gesamt- 
sterbefällen bei einer alternden Bevölkerung kompen- 
siert, ja sogar überkompensiert werden Kann. 
Diesen Prozeß, der den Schlußeffekt der lebensver- 
längernden hygienischen Kultur darstellt, hat die Be- 
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völkerungsbewegung in Frankreich bereits durch- 
laufen, denn wir finden dort, wenn wir von den kleinen 
jährlichen Variationen absehen, jetzt Stillstand der 
Natalität und Mortalität, während die Bevölke- 
rungsbewegung in einer Reihe von anderen euro- 
päischen Ländern sich noch auf dem Wege zu diesem 
Endziel befindet. Diese haben den Rückgang ihrer 
allgemeinen Mortalitätsziffer bis gegen Ende des 
vorigen Jahrhunderts dem Rückgang der Sterblich- 
keit der Übereinjährigen, seit Beginn dieses Jahr- 
hunderts, d. h. seit Beginn des intensiven Geburten- 
rückgangs, vor allem dem intensiven Rückgang der 
Säuglingssterblichkeit zu verdanken. Seit dieser Zeit 
hat sich die Mortalität in den höheren Altersklassen 
kaum noch verändert, sobald das internationale 
Standard-Niveau erreicht war, denn der Einfluß der 
hygienischen Kultur auf die Mortalität kann nur ein 
Aufhalten des vorzeitigen Absterbens bewirken. 

Um uns diese Verhältnisse an einem Beispiel klar zu 
machen, brauchen wir nur die Veränderungen der 
Struktur der Lebenden und Gestorbenen im 
Deutschen Reich seit Beginn dieses Jahrhunderts zu 
betrachten, wobei wir uns aus biologischen Gründen 
allerdings auf das weibliche Geschlecht beschränken 
müssen. Wir wählen hierzu als Stichjahre die nor- 
malen Sterbejahre 1901, 1913 und 1923, wozu wir be- 
merken, daß sich die beiden letzten Jahre durch das 
Minimum der weiblichen Mortalitätsziffer vor be- 
ziehungsweise nach dem Kriege, soweit bis jetzt solche 
Angaben vorliegen, auszeichnen, und als Altersklassen 
die jüngste (0—1 Jahr) und die höchste (60 und mehr 
Jahre), da die Verteilung der Lebenden auf diese 
beiden Altersklassen, in denen bekanntlich die Ster- 
benswahrscheinlichkeit am größten ist, von bestim- 
mendem Einfluß auf die Gestaltung der allgemeinen 
Mortalitätsziffer ist. 

Der Anteil der Lebenden in diesen beiden Alters- 
klassen zusammen an der weiblichen, auf Grund der 
natürlichen Bevölkerungszunahme und der über- 
seeischen Auswanderung fortgeschriebenen Gesamt- 
bevölkerung war in allen 3 Vergleichsjahren der gleiche, 
nämlich rund 11 Prozent (1901 : 11,2; 1913 : 11,1 
und 1923 : 11,2); denn: der Ausfall des Anteils der 
Lebenden in der jüngsten Altersklasse wurde durch 
die entsprechende Erhöhung des Anteils der höchsten 
Altersklasse kompensiert. Eine ebenso erstaunliche 
Gleichmäßigkeit finden wir bei dem Anteil der Ge- 
storbenen in diesen beiden Altersklassen an der Ge- 
samtzahl der weiblichen Gestorbenen, nämlich 61—62 
Prozent (1901 : 61,9; 1913 : 62,2 und 1923 : 60,9). 
Hieraus geht ohne weiteres hervor, daß jede Ver- 
änderung des Anteils der Lebenden in diesen beiden 
Altersklassen von ausschlaggebender Bedeutung auf 
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die Altersverteilung der Gestorbenen und damit auch 
auf die allgemeine Mortalitätsziffer sein muB, denn 
nahezu zwei Drittel aller Sterbefälle gehen aus diesen 
11 Prozent der Lebenden hervor. 

Nun ist jedoch ohne eine solche Veränderung die 
Mortalitätsziffer des weiblichen Geschlechts von 19,4 
im Jahre 1901 auf 14,3 im Jahre 1913 und auf 13,2 im 
Jahre 1923 gesunken. Da aus den oben angeführten 
Gründen eine bedeutsame Verminderung der Mor- 
talität im Alter von 60 und mehr Jahren im vornherein 
nicht anzunehmen ist, und eine etwaige Verminderung 
der Mortalität im Alter von 1—60 Jahren infolge des 
geringeren Anteils der Gestorbenen in diesem Alter an 
der Gesamtzahl der Gestorbenen nur von geringer 


DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAU 


numerischer Bedeutung sein kann, so muß vor allem 
dem Säuglingsalter ein entscheidender Einfluß auf 
die Verminderung der Gesamtmortalitätsziffer zu- 
kommen. Dieser günstige Einfluß kann sowohl aus der 
verminderten Zahl der Geburten und der damit ver- 
bundenen natürlichen Verminderung der Sterbefälle 
im 1. Lebensjahre als auch aus der Verminderung der 
Sterbenswahrscheinlichkeit in diesem Alter resultieren. 
Beides traf für das Deutsche Reich sowie für die 
übrigen westeuropäischen Länder zu und zwar seit 
dem Jahre 1923 in dem Maße, daß sich hiermit schon 
allein die geringere weibliche Gesamtmortalität in 
jenem Jahre gegenüber dem Minimum vor dem 
Kriege erklären läßt. 


Tabelle 1. 


Die Mortalität des weiblichen Geschlechts im Alter von 0—1 Jahr und von 60 und mehr Jahren 
| im Deutschen Reich in den Jahren 1901, 1913 und 1923. 
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In dieser Gegenüberstellung ist schon der Vergleich 
der absoluten Zahlen sehr vielsagend, denn den 187806 
gestorbenen Säuglingen im Jahre 1901 standen nur 
159 932 Gestorbene im Alter von 60 und mehr Jahren 
gegenüber, während im Jahre 1923 dieses Verhältnis 
74496 : 186016 betrug. Aus der Rubrik 3 ist er- 
sichtlich, daß die starke Verminderung der Zahl der 
Gestorbenen unter 1 Jahre seit dem Jahre 1901 nicht 
allein auf dem Rückgang der Geburten, sondern zu 
einem sehr beträchtlichen Teile auch auf der Besserung 
der Sterblichkeitsverhältnisse in diesem Alter beruhen 
muB. Tatsächlich starben im Jahre 1923 von je 1000 
Lebenden im Alter von 0—1 Jahre 108 oder fast die 
Hälfte weniger als noch im Jahre 1901. Hingegen war 
die Besserung der Sterblichkeitsverhältnisse im Alter 
von 60 und mehr Jahren (Rubrik 7) ganz unbedeutend, 
denn von 1000 Lebenden in diesem Alter starben im 
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Jahre 1923 nur 3,8 oder 6 Prozent weniger als im 
Jahre 1901. 

Von der ausschlaggebenden Bedeutung der Zahl der 
Gestorbenen in diesen beiden Altersklassen auf die 
Gestaltung der Gesamtsterbeziffer erhalten wir einen 
Begriff, wenn wir das Verhältnis dieser Zahlen zur 
weiblichen Gesamtbevölkerung in den Rubriken 4 
und 8 mit der weiblichen Gesamtsterbeziffer in 
Rubrik 10 vergleichen. Hieraus läßt sich nun ersehen, 
daß die Verminderung der Teilsterbeziffer der 
jüngsten Altersklasse bis zum Jahre 1923 bereits 
soweit fortgeschritten war, daß schon mit ihr allein 
die Verminderung der Gesamtsterbeziffer für 
jenes Jahr gegenüber dieser Ziffer für das Jahr 1913 
erklärt werden kann. Dagegen können wir aus den 
Rubriken 5 und 9 ersehen, daß der Anteil der Ge- 
storbenen im Alter von 60 und mehr Jahren an der 
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Gesamtheit der Gestorbenen sich in dem gleichen 
Maße erhöht hat, wie der entsprechende Anteil der 
Gestorbenen unter I Jahre sich in den Vergleichs- 
jahren vermindert hat, weshalb die Summe beider 
Anteilsziffern, wie schon erwähnt, in allen Vergleichs- 
jahren nahezu die gleiche, nämlich 61—62 Prozent 
aller Gestorbenen, ist. 

Erst die Kenntnis der Struktur der Mortalität läßt 


uns deren Tiefstand in den letzten Jahren in allen | 


Ländern mit gesunkener Natalität verstehen. Die Be- 
völkerungsbewegung ist in allen diesen Ländern 
rationeller geworden, wozu schon die eigenartigen 
ökonomischen Verhältnisse nach dem Kriege zwangen. 
An Stelle hoher Geburten- und Säuglingssterbeziffern 
sind niedrige Geburten- und Säuglingssterbe- 
ziffern getreten, wodurch die erwartungsmäßige 
Zunahme der Gesamtmortalität, die sowohl auf 
Grund des zunehmenden Anteils der Lebenden in den 
höheren Altersklassen (60 und mehr Jahre) an der 
Gesamtbevölkerung als auch in Anbetracht der kaum 
noch reduzierbaren, die allgemeine Mortalitätsziffer 
am meisten und in zunehmendem Maße belastenden 
Teilsterbeziffer dieser Altersklassen sich nach und 
nach bei allen alternden Völkern einstellen muß, bisher 
zurückgehalten, ja sogar überkompensiert wurde. 

Dieses in ökonomischer Hinsicht günstige Stadium 
der Bevölkerungsbewegung, das trotz sinkender Na- 
talität noch groBe Geburtenüberschüsse mit sich 
bringt, kann naturgemäß nur solange dauern, wie die 
Natalität und damit die auf die Gesamtbevölkerung 
berechnete Teilsterbeziffer der Säuglinge sinkt. Tritt 
hingegen hierin ein Stillstand dieser Bevölkerungs- 
vorgänge, wie z.B. in Frankreich ein, so ist aus obigen 
Gründen ein Wiederanstieg der allgemeinen 
Mortalität und damit eine zunehmende Vermin- 
derung des Geburtenüberschusses zu erwarten. 
An dieser logischen Gesetzmäßigkeit wird selbst ein 
radikaler Rückgang der Mortalität in den Alters- 
klassen zwischen 1—60 Jahren auf die Dauer nichts 
ändern können, denn bei einem konstanten Tiefstand 
der Natalität und dem erreichten physiologischen 
Minimum der Säuglingssterblichkeit muß sich der 
lebenskräftige Zugang in diese Altersklassen zunächst 
fortschreitend vermindern, um hierauf ebenfalls stabil 
zu werden, während der Abgang in die höheren Alters- 
klassen dank der Hinausschiebung des Absterbens sich 
immer mehr vergrößern und dafür diese hiermit be- 
lasten muß. 

Infolge des starken Ausgleichs der Säuglingssterb- 
lichkeit in den europäischen Ländern in den letzten 
Jahren mußten sich auch die territorialen Differenzen 
zwischen der allgemeinen Mortalität vermindern, und 
zwar am meisten in den Ländern, deren Mortalitäts- 
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ziffern dem unnatürlichen Sterblichkeitsminimum der 
Gegenwart, das, wie das deutsche Beispiel lehrt, 
hauptsächlich nur als eine Folge des gegenwärtigen, 
uns heute noch als unnatürlich gering erscheinenden 


_ Bestandes der Untereinjährigen unter der Bevölke- 


rung anzusehen ist, am nächsten stehen. Daher ist es 


verständlich, däB die gegenwärtigen territorialen 


Differenzen zwischen der natürlichen Be- 
völkerungszunahme in den europäischen Ländern 
sich weniger nach der verschiedenen Mortalität, wie 
dies früher der Fall war, sondern mehr nach der ver- 
schiedenen Natalität richten. Mit zunehmender 
Natalitätsziffer wächst gegenwärtig auch die natür- 
liche Bevölkerungszunahme, welcher Zustand natür- 
lich nur so lange anhalten kann, bis sich auch die 
noch verschieden hohen Natalitätsziffern ausgeglichen 
haben, wozu bereits der Anfang gemacht ist. Im 
Gegensatz hierzu war die natürliche Bevölkerungs- 
zunahme in den Ländern mit hoher Natalität vor dem 
Kriege vielfach geringer als in den Ländern mit 
niedriger Natalität, falls in diesen auch die Mortalität 
geringer war. 

Um diese Beziehungen leicht ersichtlich zu machen, 
wurden die größeren europäischen Länder in der 
Tabelle 2 nach der Größe ihrer natürlichen Bevölke- 
rungszunahme im Durchschnitt der Jahre 1922—24 
in Kombination mit ihrer Natalitätsziffer angeordnet. 
Dieser Periode niedriger Natalität und niedriger Mor- 
talität und einer sehr verschieden großen natürlichen 
Bevölkerungszunahme wurde zum Vergleich die gleiche 
Kombinationstabelle für das Jahrfünft 1876—80 
gegenübergestellt, in welchem die Natalität allgemein 
sehr hoch war, ja sogar in vielen Ländern, darunter 
auch in Deutschland, ihr Maximum erreichte, während 
die bis dahin stets hohe Mortalität erst von diesem 
Jahrfünft an allgemein zu sinken begann. 

Wenngleich die Zahl der Länder in der jüngsten 
Vergleichsperiode größer war als in der früheren, so 
ist dennoch das Territorium fast das gleiche geblieben ; 
denn nur Portugal und Bulgarien mußten in der 
früheren Periode unberücksichtigt bleiben, da deren 
Statistik über die Bewegung der Bevölkerung nicht 
so weit zurückreicht. Ungeachtet der sonstigen Ver- 
gleichsschwierigkeiten tritt als das charakteristisch- 
ste Merkmal die Verschiebung der Natalitäts- 
ziffern der westeuropäischen Länder nach 
dem gegenwärtigen Minimalwert dieser Ziffern 
hin deutlich in Erscheinung, während die Natalitäts- 
ziffern der osteuropäischen Länder dem entgegen- 
gesetzten Pol zustreben. 

Während die Gruppe der niedrigsten Natali- 
tät, d. h. mit einer Geburtenziffer von 18,8 bis 22,0 
nach der Gruppeneinteilung für die Jahre 1922—24, 
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Die natürliche Bevölkerungszunahme (ÜberschuB der Geborenen über die Gestorbenen) 
in Relation mit der Natalität in den europäischen Ländern 
im iährlichen Durchschnitt der Jahre 


1922—1924 


1876 —1880 
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Zahlenangaben siehe Seite 318. 


im Jahrfünft 1876—80 überhaupt noch nicht besetzt 
war, gehörte dieser in den Jahren 1922—24 bereits 
ein Drittel der 26 aufgeführten Länder an. Unter den 
9 Ländern dieser Gruppe befinden sich 4, die sich 
schon im Jahrfünft 1876—80 durch die niedrigste 
Natalität auszeichneten, nämlich Frankreich, Irland, 
Schweden und die Schweiz. Diese 4 Länder, zwischen 
die sich in neuerer Zeit noch Estland eingeschoben hat, 
hatten zwar auch in den Jahren 1922—24 die nied- 
rigste und nur noch wenig differierende Natalität auf- 
zuweisen, jedoch war die natürliche Bevölkerungs- 
zunahme in diesen Ländern mit Ausnahme von Schwe- 
den im Verhältnis zur Bevölkerungszahl nur wenig 
geringer als in den Jahren 1876—80. So stand wäh- 
rend des letzteren Zeitraums einer Natalität von 31,5 
in der Schweiz eine natürliche Bevölkerungszunahme 
von 8,4 gegenüber, während in neuerer Zeit eine solche 
von 7,1 aus einer Natalität von 19,5 resultierte. Nach 
dieser Zusammenstellung hat es ferner den Anschein, 
daß auch in Frankreich die natürliche Bevölkerungs- 
zunahme sich nur wenig verändert hat, jedoch klärt 
sich diese Erscheinung dadurch auf, daß die natür- 
liche Bevölkerungszunahme dieses Landes in neuerer 
Zeit durch die Elsaß-Lothringens günstig beeinflußt 
wird. 

Zu diesen Ländern mit minimaler Natalität sind nun 
neu hinzugekommen Belgien, England, Lettland und 
Deutschland. In England und Deutschland war die 


relative Verminderung der Natalität gleich groß, da- 
gegen die der natürlichen Bevölkerungszunahme in 
England viel intensiver als in Deutschland. In dem 
letzteren Lande und ebenso in Belgien war die relative 
Verminderung der natürlichen Bevölkerungszunahme 
sogar geringer als die der Natalität; denn es betrug, 
wenn die entsprechenden Ziffern für das Jahrfünft 











1876—80 = 100 gesetzt werden, 
p er … | die natürliche 
ih die Natalität Bevölkerungszunahme 
im Durchschnitt der Jahre 1922 1924 
Deutschland...... 55 60 
England... :..... 55 51 
Belgien. sisi se | 63 70 


Die intensivere Verminderung der natürlichen Be- 
völkerungszunahme in England wird verständlich, 
wenn man bedenkt, daß diese Ziffer für das Jahrfünft 
1876—80 mit 14,6 in England nach derjenigen Nor- 
wegens die höchste in Europa gewesen war, und daß 
in neuerer Zeit mit zunehmendem Ausgleich der 
territorialen Differenzen einerseits zwischen der Na- 
talität, andererseits zwischen der Mortalität obiger 
3 Länder naturgemäß auch ein Ausgleich ihrer natür- 
lichen Bevölkerungszunahme einhergehen mußte. 

Von den 7 Ländern, die zur 2. Gruppe mit einer 
Natalität von 22,1—26,0 gehören, stehen hinsichtlich 

40° 
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ihrer natürlichen Bevölkerungszunahme nur zwei 
(Österreich und Nord-Irland) auf einer ebenso nied- 
rigen Stufe wie die zur 1. Gruppe gehörenden Länder. 
Die übrigen Länder der 2. Gruppe weisen gegenüber 
dem Jahrfünft 1876—80 eine geringere Verminderung 
der Natalität und der natürlichen Bevölkerungszu- 
nahme auf, als wie wir sie soeben bei einigen Ländern 


der 1. Gruppe kennen gelernt haben; in den Nieder- 


landen war die natürliche Bevölkerungszunahme wäh- 
rend der Jahre 1922—24 mit 15,2 sogar größer als die 
während der Jahre 1876—80 mit 13,5, während in 
Dänemark deren Verminderung nur geringfügig war. 

In der 3. Gruppe mit einer Natalität von 26,1—30,6 
finden wir Länder mit zwar gesunkener Natalität, 
jedoch mit einer größeren Bevölkerungszunahme in 
der Gegenwart als während des Jahrfünftes 1876—80. 
Diese Länder, zu denen Ungarn, Spanien und Italien 
gehören, hatten noch im Jahrfünft 1876—80 eine 
außerordentlich hohe Mortalität und daher trotz hoher 
Natalität eine geringe natürliche Bevölkerungszu- 
nahme, der die gegenwärtige Höhe dieser Ziffer der 
Länder der 1. Gruppe entspricht, aufzuweisen. Die 
Bevölkerungsentwicklung in diesen Ländern befindet 
sich noch in dem Stadium, in dem die Mortalität 
intensiver sinkt als die Natalität und infolgedessen die 
natürliche Bevölkerungszunahme noch in der Zu- 
nahme begriffen ist. 

Dadurch, daß das neue Ungarn sich auch hinsicht- 
lich seiner Natalität ganz an Westeuropa angeschlossen 
hat, fehlt gegenwärtig ein Verbindungsglied zwischen 
der verschieden großen Natalität in West- und Ost- 
europa; denn auf das gegenwärtige Maximum der 
westeuropäischen Natalität, das sich bereits auf 30 
(Spanien und voraussichtlich auch Portugal) reduziert 
hat, folgen erst in weitem Abstand die Maximal- 
ziffern der osteuropäischen Länder, die sich 
zwischen 37 (Rumänien) und 42,5 (Sowjet-Rußland) 
bewegen. Alle diese Länder zeichnen sich gegenwärtig 
durch eine viel größere Bevölkerungszunahme als 
früher aus, jedoch darf hierin wohl nur eine Reaktion 
auf die starken Volksverluste in den vorausgegangenen 
Jahren erblickt werden; denn eine derartig große 
natürliche Bevölkerungszunahme, wie wir sie gegen- 
wärtig in Sowjet-Rußland und in der Ukraine vor- 
finden, kann in Anbetracht der allgemeinen Erfahrung, 
daß die Natalität und Mortalität nur vorübergehend 
unter besonderen Bedingungen divergent verlaufen 
können, nicht von langem Bestande sein. 

Die obige Gegenüberstellung der Natalität und der 
natürlichen Bevölkerungszunahme gibt uns zugleich 
noch einen wertvollen Anhaltspunkt zur Beurteilung 
der Frage, ob die natürliche Bevölkerungszunahme 
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Zu diesem Zwecke brauchen wir nur das sehr ver- 


‚schiedene Verhältnis zu betrachten, in welchem 


die natürliche Bevölkerungszunahme zu der 
Natalität in den einzelnen Ländern steht. Dieses 
Verhältnis war in den Jahren 1876—80 in Norwegen 
weitaus am günstigsten, denn dort verhielt sich die 
natürliche Zunahme zur Natalität wie 15,1 : 31,7 
oder wie 1 : 2,1. Die Schweiz hatte damals die gleiche 
Natalität wie Norwegen, die natürliche Zunahme be- 
trug jedoch nur 8,4 und deren Verhältnis zur Natalität 
demnach 1 : 3,75. In den Jahren 1922—24 war dieses 
Verhältnis in Norwegen genau das gleiche wie in den 
Jahren 1876—80, während es sich in der Schweiz auf 
1 : 2,75 reduzierte. Das gleiche Verhältnis wie in der 
Schweiz ergibt sich für die Jahre 1922—24 in Deutsch- 
land und England, von welchen beiden Ländern in 
den Jahren 1876—80 Deutschland ein ungünstigeres 
Verhältnis, nämlich 1 :3,0, England dagegen ein 
günstigeres, nämlich 1 : 2,4, aufwies. Die günstigsten 
Verhältnisse entfallen für die Jahre 1922—24 auf 
Dänemark (1 : 2,0), die Ukraine (1 : 1,8) und vor 
allem auf die Niederlande (1 : 1,7), die ungünstigsten 
dagegen auf den Freistaat Irland und Ungarn (je 
1 :3,5), Österreich (1 : 3,6), Estland (1 :5,8) und 
Frankreich (1 : 9,7). 

Trotz der ausgleichenden Tendenz des Verlaufs der 
Natalität und Mortalität in den meisten westeuro- 
päischen Ländern haben sich die Unterschiede zwischen 
der natürlichen Bevölkerungszunahme dieser Länder 
bisher nur teilweise verringert, dieextremen Unter- 
schiede sich dagegen noch weiter gesteigert. Da- 
von können wir uns überzeugen, wenn wir die Ent- 
wicklung dieser Unterschiede zwischen der Natalität 
und der natürlichen Bevölkerungszunahme in Frank- 
reich und den Niederlanden verfolgen. 
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| Ba ee el res 
| ! B. Natürliche 

A. Natalität |, Bevölkerungszunahme 
| : auf je 1000 der Bevölkerung 





























Jahre | | _Pro- [7 Pro- 
Frank- | Nieder- | portion © Frank- | Nieder- | portio 
: reich lande „zu reich lande zu 
| | einander ; > | einander 
1876—1880 25,3 | 36,4 |1:1,43. 29 13,5 |1:4,80 
1922—1924. 19,3 25,7 1:1,33 l 2,0 15,2 1 : 7,60 


Dieser extremen Entwicklung der natürlichen Be- 
völkerungszunahme in beiden Ländern steht eine 
intensivere Verminderung der Natalität in den Nieder- 
landen gleichwie in den meisten übrigen westeuropäi- 
schen Ländern als in Frankreich gegenüber, so daß die 
Ursache der Divergenz der natürlichen Bevölkerungs- 
zunahme beider Länder allein auf die intensivere 
Abnahme der Mortalität in den Niederlanden zu- 
rückgeführt werden kann. Die Vorbedingungen hierzu 


sich in der Gegenwart rationeller gestaltet als früher. | waren in den Niederlanden dadurch gegeben, daß der 
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Anteil der 60 und mehr Jahre alten Bevölkerung an 
der Gesamtbevölkerung dort bisher viel geringer als in 
Frankreich war und sich nur wenig verändert, in 
neuerer Zeit sich sogar etwas vermindert hat, während 
dieser Anteil in Frankreich von jeher den Maximal- 
wert darstellte, der im Jahre 1911 größer als im Jahre 
1881 war und in neuerer Zeit sich noch weiter ge- 
steigert haben dürfte. Es betrug nämlich 


a nn men nn nn En nn a Le 


| der Anteil der 60 und mehr Jahre alten 
in den Volks- > Bevölkerung an je 1000 der Gesamtbevölkerung 
zählungsjahren 


um das Jahr EEE ee, |1 res | Fan in den in Frankreich in Frankreich 





Niederlanden | mehr _ č 
1880 863 | 1232 | 41369 86,3 123,2 + 36,9 
1910 i 89,8 125,7 + 35,9 
1920 | 879 = _ 


Nächst Frankreich hat Estland!) die größte Anteils- 
ziffer der 60 und mehr Jahre alten Bevölkerung, näm- 
lich 118,1 im Jahre 1922, in Europa aufzuweisen, wo- 
durch es erklärlich ist, daß dort das Verhältnis der 
natürlichen Bevölkerungszunahme zur Natalität nach 
dem Frankreichs in den Jahren 1922—24 am un- 
günstigsten war; denn durch eine solch hohe Anteils- 
ziffer wird, wie oben bereits ausgeführt wurde, die 
Mortalität sehr belastet und dadurch die Möglichkeit 
der Erzielung einer starken Bevölkerungszunahme auf- 
gehoben. Wir müssen uns daher mit der auch für 
Deutschland bedeutsamen Tatsache abfinden, daß 
eine intensive Bevölkerungszunahme nur jun- 
gen Völkern eigen sein kann. In Verkennung 
dieser demographischen und ganz natürlichen Tat- 
sache haben sich manche alternden Völker bereits 
veranlaßt gesehen, durch allerlei Lockmittel die Na- 
talität künstlich zu heben, mit dem Erfolg, daß die 
natürliche Bevölkerungszunahme sich noch weiter 
verminderte. 

Welche Gegensätze sich hinsichtlich der natürlichen 
Bevölkerungszunahme in den letzten Jahren ent- 
wickelt haben, lehrt uns ein Blick auf die Unterschiede 
der absoluten Zahlen dieser Zunahme. Im Jahre 
1923 hat zum erstenmal der italienische Geburten- 
überschuß mit rund 481000 den deutschen mit rund 
440000 überschritten, während der ukrainische bereits 
den italienischen erreichte und im Jahre 1924 mit 


1) Roesle, E., Die demographischen Verhältnisse Estlands. 
Deutsche medizinische Wochenschrift 1925 Nr. 33. 
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673000 nach dem Sowjet-Rußlands der größte in ganz 
Europa war, obgleich die Ukraine hinsichtlich ihrer 
Bevölkerungszahl mit 27 Millionen erst an 6. Stelle 
rangiert. Der englische Geburtenüberschuß, der im 
Jahre 1924 mit 257000 nur noch die Hälfte des deut- 
schen ausmachte, ist hiermit auf das Niveau des 
spanischen und rumänischen gesunken. In den Jahren 
1922 und 1924 war der Geburtenüberschuß der 
Tschechoslowakei genau noch einmal so groß wie der- 
jenige Frankreichs, dessen Geburtenüberschuß nicht 
nur vom niederländischen, sondern sogar vom bul- 
garischen überschritten wurde. 

Da die Jahre 1922—24 sozusagen die ersten ,,Frie- 
densjahre‘ nach dem Kriege für Europa darstellen, 
d.h. die Jahre, in denen die Bewegung der Bevölke- 
rung nicht mehr durch die unmittelbaren Folgen des 
Weltkriegs beeinflußt wurde, so kommt den Angaben 
für diese Jahre insofern eine besondere Bedeutung zu, 
als wir hieraus dieneue Friedens-Einstellung der 
natürlichen Bewegung der Bevölkerung in den einzel- 
nen Ländern ermessen können. Das charakteristischste 
Moment dieser Bewegung ist das Sinken der Natalität 
und Mortalität auf einen in den einzelnen Ländern 
noch nie zuvor beobachteten Minimalwert. Beide 
Ziffern haben jedoch nur eine theoretische Bedeutung, 
denn wir können weder die wirklichen Variationen der 
Fruchtbarkeit aus der einen, noch die der Sterblich- 
keitsverhältnisse aus der anderen ergründen ; dagegen 
gewinnen diese Ziffern eine praktische Bedeutung, 
wenn wir die Bilanz aus ihren Werten, d.h. die natür- 
liche Bevölkerungszunahme, berechnen. Dieser 
aus zwei Variablen resultierende Wert ist zwar vari- 
abler als seine beiden Komponenten, jedoch hat diese 
Untersuchung gelehrt, daß er sich selbst beim Ver- 
gleich mit der fruchtbarsten Zeitperiode bisher noch 
am wenigsten verändert hat, wenn man von einzelnen, 
durch besondere Umstände bedingten Ausnahmen ab- 
sieht. Dennoch macht sich auch hier der Beginn einer 
ausgleichenden Tendenz wenigstens in Bezug auf die 
westeuropäischen Länder bemerkbar, der gegenwärtig 
weniger die territorialen Differenzen zwischen der 
Natalität als die zwischen der Mortalität, die sich in 
Ländern gleicher Kultur nach Ausgleich der Säug- 
lingssterblichkeit fast nur noch aus der verschiedenen 
Alterszusammensetzung ihrer Bevölkerung ergeben, 
entgegenwirken. 
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Die Zunahme der Mehrlingsgeburten im Jahr nach dem Kriege. 
Von F.PRINZING, Ulm a.D. 


Eine auffallende, bisher nicht beachtete Erschei- 
nung ist die Zunahme der Mehrlingsgeburten im Jahr 
nach dem Kriege. Ihre Zahl zeigt allerdings stets in 
den einzelnen Jahren kleine Schwankungen, aber diese 
sind bei großen Grundzahlen nicht sehr bedeutend. 
Leider liegen nicht aus allen Staaten die nötigen An- 
gaben vor. Da die Häufigkeit der Mehrlingsgeburten 
für eheliche und uneheliche Niederkünfte verschieden 
groß ist und das gegenseitige Verhältnis derselben sich 
während der Kriegsjahre geändert hat, sollte sich eine 
solche Untersuchung auf die ehelichen Niederkünfte 
beschränken. Für ganz Deutschland werden im 
Statistischen Jahrbuch für das Deutsche Reich die 
Mehrlingsniederkünfte im ganzen mitgeteilt, aber nur 
die Mehrlingskinder sind nach ehelichen und unehe- 
lichen unterschieden. Ich habe danach die ehelichen 
und unehelichen Mehrlingsniederkünfte in der Weise 
berechnet, daß ich alle Drillingsgeburten zu den ehe- 
lichen zog. Wenn auch einige wenige derselben un- 
eheliche Geburten sind, so ist dies doch für die ganze 
Berechnung ohne Bedeutung, da auf 100 Zwillings- 
geburten im Durchschnitt nur etwa eineDrillingsgeburt 
kommt. Dabei ergeben sich die folgenden Zahlen: 


Die HäufigkeitderMehrlingsgeburtenim Deutschen Reich 
nach der Legitimität während der Jahre 1901—1923. 





























Niederkünfte Mehrlings- Niederkünfte 

Jahre im Jahr niederkünfte | „Mehringe 
: : ! un- 

ehelich unehelich ehelich enen Se I h Uses ehelich 

1901—05: 1 873771 | 173789 | 24708 | 1715 13,2 | 9,9 
1906—10 ' 1 843212| 179028 | 24516 | 1699| 13,3 | 9,5 
1911 | 1 726533 | 175396 | 23216 | 1660| 134 | 9,5 

1912 11719401 | 182205 | 22379 : 16511 130 | 9,1 

1913 |1688218| 182293 | 22147 ' 1684| 13,1 | 9,2 

1914 |1668172| 182296 | 22044 | 1618| 13,2 | 8,9 

1915 |1249572| 158076 | 16415 | 1346| 13,1 | 8,5 

1916 931 723| 116616 | 12742 : 1061] 13,7 | 9,1 

1917 820 721 | 107338 | 10748 995 || 13,1 | 9,3 

1918 820 217| 124039 | 10668 | 1214| 13,0 | 9,8 

1919 11137965) 143916 | 15947 : 1386|) 14,0 | 9,6 

1920 |1443847| 186263 | 19466 | 1786! 13,5 | 9,6 

1921 |1419786| 171 500 | 18229 | 1578| 128 | 9,2 

1922 |1277936| 155571 | 15788 | 1431| 12,4 | 9,2 

1923 |1185238| 139 177 | 14343 | 1238] 12,1 | 8,9 


Die kleinere Zahl bei den unehelichen Niederkünften 
rührt davon her, daß bei jüngeren Gebärenden Zwil- 
lingsgeburten weniger häufig sind. Bei ihnen ist die 
Zunahme nach dem Kriege nicht zu beobachten. Bei 
den ehelichen dagegen erreicht die Mehrlingsgeburts- 
ziffer 1919 eine Höhe, wie dies zuvor nie der Fall war. 


Po BE, e nn nn nn, 


Der mittlere Fehler ist bei den großen Grundzahlen 
klein, 1919 ist er auf 1000 Niederkünfte + 0,11, und 
das dreifache desselben gibt beim Abzug noch eine 
höhere Ziffer, als sie je vor dem Kriege beobachtet 
wurde. Nun ist allerdings das Gebiet Deutschlands 
1919 ein anderes als vor dem Kriege und es wäre mög- 
lich, daß allein hierdurch die Mehrlingsgeburtsziffer 
eine Änderung erfahren hätte, doch wird dieser Ein- 
wand durch die rasche Abnahme derselben in den 
folgenden Jahren entkräftet. 

Wie sind die Verhältnisse in deutschen Bundes- 
staaten und in anderen am Krieg beteiligten Ländern ? 
Ziffern für die ehelichen Mehrlingsgeburten haben wir 
in Deutschland nur in Bayern und Sachsen, ferner in 
den Niederlanden und in der Schweiz, für die Mehr- 
lingsgeburten überhaupt in Württemberg, Ungarn, 
Frankreich, Italien und Schottland!). Für Frank- 
reich sind nur die Jahre 1914—19 benutzbar, in 
welchen Jahren die Statistik sich auf 77 Departements 
allein erstreckte, für Ungarn nur die Ziffern von 1919 
an, da dessen Gebietsumfang ganz bedeutend ge- 
schmälert wurde. In Schottland werden die Tot- 
geborenen standesamtlich nicht festgestellt, Mehr- 
lingsgeburten, in denen ein Kind tot zur Welt kam, 
werden nur als einfache Geburten registriert. Auf 
1000 Niederkünfte kamen Mehrlingsniederkünfte: 





!  eheliche Niederkünfte | 


alle Niederkünfte 


ürt- | 
| italien |Sehott- 
reic land 


Würt 
tem- 





Nieder- 


Jahre m 
Sach- 
Dee inde = 


Frank 








| reich 


berg 


1906—10 | 13,4 
1911 | 13,4 
1912 | 13,6 
1913 | 13,9 
1914 | 13,4 
1915 | 14,3 
1916 | 14,8 
1917 | 15,1 
1918 | 14,7 
1919 | 16,3 
1920 || 15,3 
1921 | 14,2 
1922 | 14,1 
1923 | 14,0 





*) Nur 77 Departements. 
In Ungarn heutigen Umfangs war die Mehrlings- 
geburtenziffer bei den ehelichen Niederkünften 
1919 13,8 1921 11,3 
1920 11,5 1922 11,2 


1) Aperçu de la démographie des divers pays du monde. La 


Haye 1925, 
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In fast allen den genannten Ländern findet man 
eine Höchstziffer im Jahre 1919, nur in den Nieder- 
landen im Jahre 1920, in Sachsen ist sie allerdings 
gering und nicht höher als 1916. Allerdings ist, abge- 
sehen von Frankreich und Italien, wegen der kleinen 
Grundzahlen der mittlere Fehler ziemlich groß, er ist 
für 1919 (für 1920 in den Niederlanden) auf 1000 
Niederkünfte: 


Bayern ....... Tt Frankreich .... + 0,18 
Sachsen ...... +0,43 | Italien ........ +0,13 
Niederlande ... + 0,28 Schottland .... + 0,38 
Schweiz ...... +0,45 | Ungarn ....... + 0,26 


Württemberg .. + 0,55 

Wenn man das dreifache des mittleren Fehlers 
nimmt, wie dies üblich ist, und dieses in Abzug bringt, 
so bleiben trotzdem Höchstziffern in Bayern, Frank- 
reich, Italien, Schottland ynd Ungarn. Auch abge- 
sehen davon muß dem gleichzeitigen Auftreten der- 
selben Erscheinung in einer Reihe von Staaten Be- 
deutung zukommen. 

Da die Mehrlingsgeburten bis zum 40. Lebensjahre 
häufiger und dann wieder seltener werden, so könnte 
man annehmen, daß die hohen Ziffern des Jahres 
1919 davon herrühren, daß mehr Frauen im Alter von 
30—40 Jahren unter den Gebärenden waren, wie dies 
tatsächlich während des Krieges der Fall war. Die 
kleine Zunahme, die da und dort während des Krieges 
zu beobachten ist, kann dadurch erklärt werden, für 
die große Zunahme im Jahre 1919 aber reicht diese 
Erklärung nicht aus. Leider wird in der größeren 
deutschen Staaten das Alter der Gebärenden nur in 
Sachsen statistisch verwertet, das gerade die Zu- 
nahme am wenigsten zeigt. Dagegen liegen für Frank- 
reich entsprechende Zahlen vor, sie waren in den 
77 Departements für eheliche und uneheliche Mehr- 
lingsgeburten zusammen: 





Auf 1000 Nieder- 
künfte kommen 










Von 100 Gebärenden standen 









Alter der Mehrlings- 
Mutter bei der niederkünfte 
Geburt 





unter 20 Jahre 





5,4 

20—24 „ 26,9 7,4 
25-29 , 29,0 10,2 

30—34 ,, 20,1 13,4 

35—39 „ | 125 16,3 

40—44 , 4,4 13,3 

45u.mehr , 0,4 9,3 
unbekannt 1,3 


zusammen | 100,0 | 100,0 
Werden für Frankreich Standardziffern aus der 
Häufigkeit der Mehrlingsgeburten in den Jahren 
1902—10 nach der Altersgliederung der Mütter be- 
rechnet, so sind diese für 1914 10,8 und für 1918 und 


Jahre FE er Jahre 
1911-14 1919 
1915 1920 
1916 1921 
1917 1922 
1918 1923 | 
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1919 je 11,4. Die große Steigerung des Jahres 1919 
wird also durch die Altersverschiedenheit der Ge- 
bärenden allein nicht erklärt. 

Was können die Ursachen der Erhöhung der Mehr- 
lingsgeburtenziffer im Jahr nach dem Kriege sein ? 
Man wird sofort an eine gleichartige Erscheinung 
denken, an die Erhöhung der Knabenziffer unter den 
Neugeborenen nach dem Kriege. Die Erklärung für 
diese ist am einfachsten darin zu suchen, daß die spon- 
tanen Aborte seltener und die Erstgeburten, die eine 
kleine Erhöhung der Knabenziffer zeigen, häufiger ge- 
worden sind. Für die absichtlich herbeigeführten 
Aborte muß man annehmen, daß sie die Geschlechter 
in gleichem Maße betreffen, wie dies kürzlich Freu- 
denberg nachgewiesen hat!). Nimmt man ein Ge- 
schlechtsverhältnis von 100 : 110 bei der Empfängnis 
und ein solches von 100 : 160 für die Fehlgeburten an, 
so wird bei einem Prozentsatz von 9 % spontaner 
Fehlgeburten das Geschlechtsverhältnis 106,3 und bei 
einem solchen von 6 % 107,5. 

Auch die Mehrlingsgeburten, die eine kleinere 
Knabenziffer haben als die einfachen Geburten, zeigen 
eine Zunahme der Knabenziffer in Deutschland in den 
Jahren 1919 und 1920. Bei den ehelich Geborenen 
kamen auf 100 Mädchen Knaben in Deutschland: 


























Die Mehrlingsgeburten haben eine höhere Abort- 
ziffer als die einfachen Geburten, leider ist dieses Ver- 
hältnis nicht genau bekannt, man wird immerhin an- 
nehmen können, daß Aborte bei den Mehrlings- 
schwangerschaften 114 bis 2-mal so häufig sind wie 
bei den einfachen Gebu.ten?). Da die Fehlgeburt bei 
der Mehrlingsschwangerschaft mit der Dauer der 
Gravidität zunimmt und nicht ihre größte Häufigkeit 
im 3. Schwangerschaftsmonat hat, wie die einfache 
Schwangerschaft, so wird eine Schonung, welche die 
Schwangeren genießen, gerade für die Mehrlings- 
schwangeren von besonders guten Folgen sein. Man 
kann also wohl daran denken, daß die Zunahme der 
Mehrlingsgeburten im Jahr nach dem Kriege durch 
eine Abnahme der spontanen Fehlgeburten bedingt 
ist, und daß trotz der großen Zunahme der Abtrei- 


1) Freudenberg, K., Der KnabenüberschuB und sein 
Schwinden. Ztschr. f. Schulgesundheitspflege u. soziale Hygiene 
38, 49. 1925. 

3) Prinzing, F., Die Häufigkeit der Fehlgeburt bei Zwil- 
lingsschwangerschaft, Deutsche med. Woch, 1908, Nr. 23. 
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bungen nach dem Kriege die Fürsorge für die Schwan- 
geren bei gewollter Schwangerschaft besonders gut 
war. Daneben mag dazu beigetragen haben, daß im 
Jahre 1919 ältere Frauen unter den Gebärenden 
häufiger vertreten waren als in Friedenszeiten; von 
den Geburten des Jahres 1919, die erst im August 
dieses Jahres eine Zunahme zeigten, stammten etwa 
2/, aus Empfängnissen des Jahres 1918. 

Ob die hier vorgebrachte Vermutung den Tatsachen 


entspricht, läßt sich bei dem Mangel einer genauen. 
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zahlenmäßigen Kenntnis des Verhältnisses der Abort- 
häufigkeit bei einfacher und mehrfacher Schwanger- 
schaft nicht entscheiden, aber soviel wird als sicher 
angenommen werden können, daß die Zunahme der 


_Mehrlingsgeburten im Jahre 1919 nicht auf einer Er- 


höhung der Neigung zu Mehrlingsschwangerschaft, son- 
dern auf äußerlichen Umständen beruht, und daß für 
die größere Häufigkeit derselben im Jahre 1919 und 
für die Zunahme der Knabengeburten nach dem Kriege 
gleichartige Ursachen verantwortlich zu machen sind. 


Statistik im Ausbildungsgang des Mediziners. 
Kritisches Übersichtsreferat. 
Von A. KASTEN, Berlin. 


In Heft 3 des 10. Jahrgangs des von der Direktion 
für Volksgesundheitspflege herausgegebenen Monats- 
bulletins hat Dr. Njenoff, wie aus Roesle’s Aus- 
führungen hervorgeht!), die Wichtigkeit medizinischer 
statistischer Angaben für den Staat betont und darauf 
hingewiesen, daß die bulgarischen Ärzte im Interesse 
der Gesamtheit die Verpflichtung hätten, der Sta- 
tistik das größte Interesse entgegenzubringen. Die 
Notwendigkeit statistischer Fähigkeiten und statisti- 
scher Kenntnisse für die Ärzte ist auch bei uns 
in Deutschland oft betont worden?). Eine Berück- 
sichtigung der Statistik im Ausbildungsgang des 
Mediziners findet jedoch bis heute nicht statt. Weder 
bei der ärztlichen Vorprüfung (tentamen physicum), 
noch bei der ärztlichen Hauptprüfung, noch bei den 
staatsärztlichen Sonderprüfungen hat sich der Prüf- 
ling über statistische Fähigkeiten und statistische 
Schulung auszuweisen. Dem glücklichen Zufall bleibt 
es überlassen, ob der Mediziner vielleicht eine seiner 
schriftlichen Arbeiten, beispielsweise die Dissertation, 
vorwiegend auf statistischem Material aufbaut und 
hierdurch notwendig zu einer Beschäftigung mit der 
Problematik des statistischen Wissens gezwungen 
wird. Diese Vernachlässigung der Statistik im Aus- 
bildungsgang des zukünftigen Arztes hat sich in der 
Praxis schwer gerächt. Wohl haben sich einzelne 
Ärzte aus eigener Initiative statistisches Denken und 
statistische Fähigkeiten angeeignet und sind heute 
lange im Inland wie im Ausland als hervorragende 
Vertreter und Förderer der medizinischen Statistik 


1) Roesle, E., Die medizinische Statistik in Bulgarien. 
Archiv f. soziale Hygiene und Demographie. 1, 126. 1925. 

2) Fischer, A., Grundriß der sozialen Hygiene. 2. Auflage, 
S. 10. — Möllers, B., Gesundheitswesen und Wohlfahrtspflege 
im Deutschen Reich. S. 87. — Grotjahn, A., Soziale Patho- 
logie. 3. Auflage, S. 13 usw. 


anerkannt. Die Mehrzahl der deutschen Ärzte aber 
steht den statistischen Fragen und Problemen fremd 
gegenüber. Dies macht sich unter anderem in zahl- 
losen Verstößen der Ärzte gegen die elementarsten 
wissenschaftlichen Grundsätze der Bearbeitung wie 
der Verwendung statistischer Angaben bemerkbar. 
Die Bedeutung und die Notwendigkeit statistischer 
Kenntnisse ist nun keineswegs für die Gesamtheit der 
Ärzte eindeutig zu bestimmen. Wie in allen Berufs- 
ständen, so hat auch in dem Berufsstand der Ärzte 
der allgemeine Differenzierungs- und Spezialisierungs- 
prozeß um sich gegriffen und ein ganzes Heer von 
Ärztetypen entstehen lassen, deren Aufgabenbereiche 
sich scharf voneinander unterscheiden. Doch ist es 
für die Beurteilung, welche Bedeutung statistisches 
Wissen für den Arzt hat, unnötig, im einzelnen hierauf 
einzugehen. Es genügt hierzu vielmehr aus dem heute 
sehr differenzierten ärztlichen Stande in Anlehnung 
anA.Fischer!) zweiHauptgruppen vonÄrzten heraus- 
zuheben, die sich durch ihr unterschiedliches Aufgaben- 
gebiet besonders scharf unterscheiden, und in die sich 
mehr oder weniger die Gesamtheit der Ärzte einglie- 
dern läßt. 
Die eine Gruppe bilden die Ärzte, deren vornehm- 
lichste Aufgabe es ist, direkt dem Gesundheitsschutz 
zu dienen, als beratende, begutachtende, beaufsich- 
tigende und verwaltende Beamte, im Gegensatz zu 
den Medizinern, die sich im wesentlichen auf die 
Heilung von Krankheiten beschränken, also mehr 
indirekt dem Schutz der Gesundheit dienen. . Zu 
dem ersten Typ der im wesentlichen dem Gesundheits- 
schutz dienenden Ärzte gehören die Kreis- und Kom- 
munalärzte, sei es, daß letztere sich praktisch als 
Schulärzte usw. bei der Mitarbeit der Gesundheits- 


1) Fischer, A.,Grundriß der sozialen Hygiene. 2. Aufl.S.448. 
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pflege betätigen, oder der Gemeindeverwaltung in 
allen Fragen der kommunalen und sozialen Hygiene 
ihren Rat leihen. 


Die Bedeutung, die den Kreisärzten hinsichtlich der 
medizinischen Statistik zufällt, ist an anderer Stelle 
eingehend betont worden ?). Den Kreisärzten liegt ein 
wesentlicher Bestandteil der amtlichen Gesundheits- 
statistik ob. Auf ihren amtsärztlichen Unterlagen 
bauen sich unter anderen die Reichs- und Landes- 
statistiken der Impfungen, der Todesursachen und der 
Morbidität auf. Ihre jährlichen an die zuständigen 
Landesmedizinalbehörden einzusendenden Berichte 
enthalten weiter reiches statistisches Zahlenmaterial, 
das die Einrichtungen hygienischer Kultur ihres 
Kreises betrifft. Bei den Landesmedizinalbehörden 
sind es wieder die den Kreisärzten entsprechenden 
höheren Beamten, denen die Zusammenfassung der 
von den Kreisärzten eingesandten Berichte zu dem 
jährlichen Landesmedizinalbericht obliegt. Wenn 
heute Klagen über Klagen laut werden, daß diese Be- 
richte eine statistische Durchdringung und Vertiefung 
des Zahlenmaterials vermissen lassen und allzuoft nur 
eine schematische Anhäufung von Zahlen enthalten 
ohne Zweck und Ziel, so trifft dieser Vorwurf nicht die 
medizinischen Beamten, sondern den Staat, der in 
diesem Fall seinen Organen eine Aufgabe übertrug, 
ohne für ihre notwendige Vorbildung, die Aufgabe 
zweckentsprechend lösen zu können, zu sorgen. 


„Gemäß der verbreiteten Ansicht, daß jeder, der 
Lesen und Schreiben gelernt hat, auch eine Statistik 
aufstellen kann, brauchte man nur einen Arzt mit der 
Herstellung einer Statistik zu beauftragen, und man 
hatte einen Medizinalstatistiker?)‘‘ In dieser Auf- 
fassung liegt die Verkennung, daß statistisches Denken 
und statistische Schulung erworben werden wollen, 
und daß sich die Gewinnung und Bearbeitung des 
Materials nur auf wissenschaftlicher Grundlage auf- 
bauen kann. Daß also bei der bestehenden Organi- 
sation der amtlichen Gesundheitsstatistik die Sta- 
tistik unweigerlich Berücksichtigung in dem Aus- 
bildungsgang des staatlichen Medizinalbeamten finden 
muß, steht außer Diskussion. 


Aber auch für den Kommunalarzt scheint eine 
pflichtmäßige statistische Schulung unentbehrlich. 
Wie der Kreisarzt so bedarf auch der Fürsorgearzt 
exakter zahlenmäßiger Unterlagen, die an Stelle 


1) Sozial-biologische Schriftenreihe: Kasten, A., Die deut- 
sche Reichs- und Landes-Gesundheitsstatistik. (Im Erscheinen 
begriffen.) 

2) Roesle, Referat betreffend die Einfügung der Medizinal- 
statistik in die Bevölkerungsstatistik, gehalten auf der 6. Tagung 
der Deutschen Statistischen Gesellschaft zu Dresden 1924. Ab- 
gedruckt im D. Stat. Zentralblatt 1924, Heft 7/8. 
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von Schätzungen und Mutmaßungen plastische Grö- 
Benvorstellungen ermöglichen. Die Statistik kann 
dem Fürsorgearzt helfen, bestehende Mißstände zu 
erkennen und so den Behörden für gesundheits- 
politische Maßnahmen geeigneten Rat zu leihen. Sie 
ist andererseits für ihn notwendig, um die Geeignetheit 
eigener Maßnahmen überprüfen zu können. Von dem 
Verständnis und dem Interesse des Fürsorgearztes 
wird es ferner zum großen Teil abhängen, daß immer 
mehr systematische Untersuchungen anscheinend Ge- 
sunder (Säuglinge, Kleinkinder, Schulkinder usw.) vor-' 
genommen werden, denen als Grundlage einer allge- 
meinen Konstitutionsstatistik die größte Bedeutung 
zukommt. Auch die Statistik der Tuberkulose, des 
Alkohols, der Geschlechtskrankheiten usw. bedarf zu 
ihrem Ausbau der Mitarbeit des Fürsorgearztes, dem 
sich durch seine Tätigkeit eine so überaus reiche Ge- 
legenheit zur planmäßigen Sammlung wertvollen 
Materials bietet. 


England ist Deutschland in Bezug auf die Ausbil- 
dung der im wesentlichen dem Gesundheitsschutz 
dienenden Ärzte weit überlegen, da hier bereits seit 
Ende des 19. Jahrhunderts Statistik als Pflicht- 
prüfungsfach für den Kreis- und Kommunalarzt ein- 
geführt ist!). Es ist eine dringende Forderung der 
Gegenwart, dem Vorbild Englands endlich zu folgen ?). 
Das Problem lautet nun: Scheint es geboten, die For- 
derung statistischer Schulung auf die im wesentlichen 
dem Gesundheitsschutz dienenden Ärzte zu beschrän- 
ken, oder auch auf die Ärzte auszudehnen, denen in 
erster Linie die Heilung von Krankheiten obliegt ? 
Diese Frage wird vielleicht nicht eindeutig beant- 
wortet werden. Lassen doch die zahlreichen Aufsätze, 
die in den letzten Jahren über die Neugestaltung des 
Ausbildungsganges des Mediziners erschienen sind, er- 
kennen, daß keineswegs Einhelligkeit darüber besteht, 
welche Kenntnisse dem Heilarzt am besten bei der Er- 
füllung seines Aufgabenkreises helfen können. 


Die eine Gruppe, als deren Vertreter ich Hellpach 
wählen möchte, fordert bei der Ausbildung des Me- 
diziners im schärfsten Maße seine spätere Tätigkeit 
als Heilarzt zu berücksichtigen. Sie tritt für mög- 
lichste Entlastung von allem juristischen, national- 
ökonomischen, statistischen, soziologischen Wissen 
ein. ‚Es möchte darüber der eigentliche Arzt als 
Heilkundiger zugrunde gehen?) .‘“ Im Gegensatz hierzu 


1) Siehe hierüber Grotjahn, Artikel im Handbuch der so- 
zialen Hygiene und Gesundheitsfürsorge. Berlin 1925. 

2) Bereits 1889 veröffentlichte Arthur Newsholme das erste 
statistische Lehrbuch für den Mediziner: The Elements of Vital 
Statistics. 

3) Hellpach,W., Die Neugestaltung des medizinischen Unter- 
richts. Berlin 1919. 
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wird von anderer Seite darauf hingewiesen, daB diese 
eben erwähnten Kenntnisse auch für den später vor- 
wiegend praktisch tätigen Arzt unentbehrlich seien 
und sozusagen zu seiner Universalbildung gehören. 
Es kommt auch in der Medizin nicht darauf an, den 
Spezialisten schon auf der Universität zu erziehen, 
sondern ihm diese Universalbildung mitzugeben!). 
Dieser Anschauung gemäß müssen die Vertreter dieser 
letzten Richtung für eine Ausdehnung der statistischen 
Schulung auf die Gesamtheit der Ärzte eintreten. 

Wie steht es nun mit den Vertretern der Anschau- 
ungen Hellpachs? Diese können die Forderung einer 
allgemeinen statistischen Schulung der Ärzte kon- 
sequenterweise nur dann als berechtigt anerkennen, 
wenn statistische Fähigkeiten und statistisches Denken 
für den Arzt direkt hinsichtlich seiner Tätigkeit, Krank- 
heiten zu heilen, bedeutungsvoll sind. Was nun die 
Statistik in dieser Hinsicht für den Arzt bedeutet, 
möchte ich dahin formulieren: Die Statistik ermög- 
licht ihm oftmals .die Richtigkeit der von der medi- 
zinischen Wissenschaft neugegebenen Richtlinien ob- 
jektiv zu überprüfen und zu kontrollieren. Sie be- 
deutet für ihn den Weg, eigene in der Praxis gewonnene 
Erfahrungen der Gesamtheit der Ärzte klarzulegen und 
so seinerseits wiederum die ärztliche Wissenschaft zu 
bereichern und zu fördern. Es liegt in dem fließenden 
Charakter der medizinischen Wissenschaft begründet, 
daß dort das Höchste in Bezug auf Heilung und Vor- 
beugung von Krankheiten erreicht werden wird, wo 
der Praktiker in innigster Fühlungnahme mit den 
Fortschritten und neuen Errungenschaften der ärzt- 
lichen Wissenschaft steht, und die Wissenschaft die 
reichen in der Praxis errungenen Erfahrungen der 
Heilärzte aufnimmt und verarbeitet. 

Dies eben gekennzeichnete Ideal wird dort am voll- 
kommensten erreicht werden, wo die Mehrzahl der 
Ärzte den Beruf des Praktikers und den Beruf des 
Forschers miteinander vereinen. Für den Mediziner 
als Forscher aber ist die Statistik teilweise ein unent- 
behrliches Rüstzeug, ihn vor Trugschlüssen zu bewah- 
ren. Ich erinnere nur an den Kampf über den Wert 
dieses und jenes Heilmittels. Wie wertvoll hier gerade 
das Material, das in kleinem Umfang planvoll für meh- 
rere Jahre gesammelt wird, im Vergleich zu großen 
reichsstatistischen Erhebungen ist, habe ich an ande- 
rer Stelle ausgeführt, ferner, daß vielleicht auch eine 
Hebung der reichsstatistischen Resultate durch eine 
infolge der statistischen Schulung verständnisvollere 
Mitarbeit der Gesamtheit der Ärzte zu erhoffen wäre. 
Ich möchte hier lediglich noch hervorheben: 

Wenn heute die Statistik in der Hand des Arztes 


1) Vgl. die Ausführungen von G. Wolff, Archiv für soziale 
Hygiene und Demographie, 1, 160. 1925. 
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nicht immer das geleistet hat, was man erwartete, und 
hierdurch das Zutrauen der Gesamtheit zur medizini- 
schen Statistik stark erschüttert ist, so können diese 
Mißerfolge nicht als ein Argument gegen die tatsäch- 
liche Bedeutung der Statistik für den Praktiker ange- 
sehen werden, da sie größtenteils auf einer Vernach- 
lässigung der elementarsten wissenschaftlichen Grund- 
lagen bei Gewinnung und Bearbeitung des Materials 
beruhen. So sollten nach meiner Überzeugung auch 


die Vertreter der Anschauungen Hellpachs eine 


pflichtmäßige statistische Schulung der Gesamtheit 
der Ärzte befürworten. Daß es sich hierbei nicht um 
ein differenziertes statistisches Wissen, sondern um 
eine Beschränkung auf die allerwesentlichsten metho- 
dischen Grundfragen handeln soll, ist selbstverständ- 
lich. Das Ziel ist, dem einzelnen praktischen Arzt so 
viel statistisches Denken mitzugeben, daß er die 
Stichhaltigkeit vorgelegten Zahlenmaterials zu über- 
prüfen vermag, und über die Grundlagen verfügt, 
eigene praktische Erfahrungen gegebenenfalls ein- 
wandfrei statistisch zu verarbeiten. Viele Wege sind 
zur Erreichung dieses Zieles denkbar. So könnte man 
beispielsweise bei der ärztlichen Vorprüfung (tentamen 
physicum), die nach fünfsemestrigem Studium abge- 
legt werden kann, und heute die Fächer Anatomie, 
Physiologie, Chemie, Physik, Zoologie und Botanik 
umfaßt, Statistik als Prüfungsfach einfügen. Dem 
widerspricht, daß dem Mediziner zu dieser Zeit noch 
die genügende medizinische Sachkenntnis fehlt, und 
ein größeres Verständnis für allgemein bevölkerungs- 
politische Fragen erst bei fortgeschrittenem Studium 
zu erwarten ist. Die letzten Momente befürworten eine 
Berücksichtigung der Statistik bei der ärztlichen 
Staatsprüfung. Wie die letzten Ausführungen nur 
eine Möglichkeit unter vielen bedeuten, so sind auch 
über die zweckmäßigste Umgrenzung und Darbie- 
tung des Unterrichtsstoffes die verschiedensten Auf- 
fassungen denkbar. Stets aber wird es ratsam er- 
scheinen, auch wenn es sich für die Gesamtheit der 
Mediziner im wesentlichen um generelle statistische 
Methodenfragen handeln wird, den Stoff in konzen- 
triertester Form und in innigster Anschmiegung an 
das für den Mediziner in Betracht kommende Wissens- 
gebiet der gesundheitlichen Verhältnisse zu bieten. 
Deshalb ist der Besuch einer allgemeinen Vorlesung 
über Statistik, wie sie sich heute bei den meisten 
Universitäten im Rahmen der staatswissenschaft- 
lichen Fakultät findet, für den Mediziner abzulehnen. 
Dies bedeutet die Einfügung einer Sondervorlesung 
über Statistik im Lehrplan der medizinischen Fakul- 
tät, unter schärfster Berücksichtigung der speziellen 
Problematik, wie sie sich aus der Eigenart der zu er- 
fassenden Materie in methodischer Hinsicht ergibt. 
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DEMOGRAPHISCHE MATERIALIEN 


Die demographischen Verhältnisse der Ukraine. 


Von den zahlreichen Ländern, die nach dem Weltkrieg ihre 
Selbständigkeit erlangten, ist die Ukraine das größte und be- 
deutendste. Wie alle diese Länder so hat auch die Ukraine sich 
eine eigene Landesstatistik geschaffen, mit deren Hilfe es nun 
möglich ist, sich positive Kenntnisse über dieses statistische 
Neuland zu verschaffen, falls man die hierzu nötigen Sprach- 
kenntnisse besitzt. Zum Verständnis eines Volkes und seiner 
Statistik gehört vor allem die Kenntnis seiner demographischen 
Verhältnisse, weshalb wir uns zunächst hier mit diesen beschäf- 
tigen müssen. 


I. Territorium und Bevölkerung. 


Territorium. Nach den Angaben des Jahrbuchs für die 
Ukraine für das Jahr 1925!) umfaßte das Territorium der 
Ukraine zu Beginn des Jahres 1924 461072 qkm und war damit 
fast ebenso groß wie das des Deutschen Reichs. Dieses Gebiet 
wurde anfangs in 12, seit dem Jahre 1923 jedoch nur noch in 
9 Gouvernements (Wolhynien, Donetz, Jekaterinoslaw, Kiew, 
Odessa, Podolien, Charkow und Tschernigow) aufgeteilt, die aus 
53 Kreisen (Okrug) und 700 Rayons bestehen. Die Dichtigkeit 
der Bevölkerung wurde für den gleichen Zeitpunkt auf 60 Ein- 
wohner pro qkm berechnet. Die 3 größten Gouvernements, 
Odessa, Jekaterinoslaw und Donetz, die als sogenannte ‚‚Step- 
pen-Gouvernements‘“ in der demographischen Statistik den 6 
„Wald-Steppen-Gouvernements‘“ gegenübergestellt zu werden 
pflegen, haben die geringste Dichtigkeit (41,5—44,5) aufzu- 
weisen. 


Bevölkerung. Die Bevölkerungszahl der gesamten 
Ukraine wird auf 27628000 zu Beginn des Jahres 1924, nach 
neueren Angaben jedoch nur auf 27184000?) geschätzt. Die 
Unterlagen für diese Schätzung sind allerdings unsicher, denn 
die letzte Volkszählung vom Jahre 1920 fand zu einer Zeit statt, 
als die Ukraine noch gegen äußere und innere Feinde kämpfte. 
Auf Grund nachträglicher Ermittlungen belief sich schließlich 
das Ergebnis dieser Volkszählung auf rund 25621500 Ein- 
wohner. 


Neuere und genauere Angaben liegen über die städtische 
Bevölkerung vor, da im Jahre 1923 in der gesamten Union der 
Sowjet-Republiken eine städtische Volkszählung stattfand. 
_ Diese Zählung®) umfaBte nicht nur die 154 ukrainischen Städte, 
sondern noch 458 Agglomerationen mit städtischem Charakter, 
also insgesamt 612 Orte, von denen allerdings 508 weniger als 
10000 Einwohner zählten. Da in den russischen Ländern noch 
große kulturelle Unterschiede zwischen Stadt und Land be- 
stehen, die sich auch in dem verschiedenen Verhalten der Be- 
völkerungsvorgänge in Stadt und Land ausprägen, so ist es 
wichtig, auch die Verteilung der städtischen Bevölkerung nach 


1) Ukraine. Statistisches Auskunftsbuch.  (Ukrainisch.) 
Herausgegeben von der Ukrainischen Statistischen Zentralver- 
waltung, Charkow 1925. 516 Seiten. 


2) Statistisches Bulletin. (Ukrainisch.) Herausgegeben von 
der Ukrainischen Statistischen Zentralverwaltung. 1925 No. 13 
S. 68. 


8) Statistik der Ukraine. Serie I. Demographie. Band II, 
Heft 2. Die Bevölkerung in den Städten der Ukraine nach den 
Ergebnissen der Zählung am 15. III. 1923. (Russisch und 
Franz.) Charkow 1924, 


Ortsgrößenklassen kennen zu lernen. Diese Verteilung war in 
der Ukraine im Jahre 1923 folgende: 


Zahl der Städte| Ortsansässige 


Ortsgrößenklasse und Orte mit | Bevölkerung 


städt. Charakter) in Tausenden 









. Orte mit mehr als 100000 Ein- 






wohnern ................... 1188 
B. Orte mit 50—100000 Einwoh- 

nette ins miti iii sa 467 
C. Orte mit 20—50000 Einwoh- 

Net ner 794 
D. Orte mit 10—20000 Einwoh- 

NEIN ss rire sean 932 
E. Orte mit weniger ais 10000 Ein- 

wohnern 5. ae 

Zusammen „u... 

darunter Städte ............ 


Vergleicht man hiermit die Zahl der Gesamtbevölkerung, so 
läßt sich ohne weiteres ersehen, daß dem Einfluß der GroB- und 
Mittelstädte (Klasse A und B) auf die einzelnen Bevölkerungs- 
vorgänge bei der Gesamtbevölkerung kaum eine statistische 
Bedeutung zukommen kann. Wir können deshalb verstehen, 
warum z. B. die Natalitätsziffer für die gesamte Ukraine fast 
die gleiche ist wie die für das platte Land, wenngleich die Ziffer 
für die Städte um ein Viertel geringer ist als die des platten 
Landes. Ganz anders liegen bekanntlich diese Verhältnisse in 
den städtereichen westeuropäischen Ländern, in denen sich 
die Unterschiede zwischen den einzelnen Bevölkerungsvorgängen 
in Stadt und Land immer mehr auszugleichen bestreben, ja in 
manchen Ländern kaum noch bestehen. 


II. Die Altersverteilung der Bevölkerung. 


Stadt-undLandbevölkerung. In Anbetracht des großen 
Übergewichts der Landbevölkerung kommt naturgemäß auch 
den beträchtlichen Unterschieden zwischen der Altersverteilung 
der Bevölkerung in Stadt und Land nur eine geringe Bedeutung 
auf die Altersverteilung der Gesamtbevölkerung der Ukraine zu. 


Tabelle 1. 


Die Verteilung der Bevölkerung nach Alter in der 
Ukraine in Stadt und Land im Jahre 1920. 








Auf je 1000 der entsprechenden Be- || Auf dem Lande 
Altersklassen || Yalkerung entfielen Pebende in den mehr(=-+)oder 
In Jahren nebenstehenden Altersklassen | weniger (= —) 





Ioanzukraine] Städte | Land | 





60 und mehr 


zusammen .. | 


1000 


Die Unterschiede zwischen Stadt und Land bestehen hier nur 
darin, daß die jugendlichen Altersklassen auf dem Lande viel 
stärker besetzt sind als in den Städten, während in den letzteren 
die mittleren Altersklassen relativ zahlreicher vertreten sind. 
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Im höheren Alter (über 60 Jahre) besteht fast kein Unterschied 
zwischen Stadt und Land mehr. Diese Verteilung läßt erkennen, 
warum die Mortalität auf dem Lande größer sein muß als in den 
Städten, denn die Mortalitätsziffer für das Land wird durch die 
stärkere Besetzung der jüngsten Altersklasse mit ihrer hohen 
Sterbenswahrscheinlichkeit sehr belastet, während die stärkere 
Besetzung der mittleren Altersklasse in den Städten nur von 
günstigem Einfluß auf die Gestaltung der städtischen Mortali- 
tätsziffer sein kann, da sich in diesem Alter die Mortalitäts- 
ziffer unter der für alle Altersklassen bewegt. Je geringer der An- 
teil der städtischen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung ist, 
desto mehr muß sich naturgemäß die Mortalitätsziffer für den 
ganzen Staat der für das platte Land nähern. 


Städtische Bevölkerung. Anläßlich der städtischen 
Volkszählung im Jahre 1923 fand eine erneute Auszählung der 
Bevölkerung nach dem Alter statt, aus deren Ergebnissen zu er- 
sehen ist, daß sich der Anteil des 1. Altersjahrzehnts an je 1000 
der Gesamtbevölkerung auf 187 gegenüber 200 im Jahre 1920 
vermindert hat, während der des 2. Altersjahrzehnts, das die 
letzten 10 Geburtsjahrgänge aus der Vorkriegszeit umfaßt, 
von 231 im Jahre 1920 auf 238 angestiegen ist. Betrachtet man 
den Anteildereinzelnen Geburtsjahrgänge, so kann man 
die schweren Geschicke des ukrainischen Volkes während der 
letzten 10 Jahre und deren Einfluß auf seinen Nachwuchs ver- 
folgen. Die Demographie wird hierdurch soziale Geschichte, die 
uns die Rückwirkung großer Ereignisse einerseits auf die Volks- 
psychologie, andererseits auf den Gesundheitszustand ver- 
kündet; denn an Stelle der physiologischen Abnahme jedes Ge- 
burtsjahrgangs mit zunehmendem Alter tritt uns ein demo- 
graphisch-pathologisches Bild vor Augen, indem die jüngsten 
Geburtsjahrgänge (1915—1922) viel geringer besetzt sind als die 
vorausgegangenen, ein Bild, das in noch stärkerem Ausmaß auch 
die deutsche Volkszählung vom Jahre 1925 ergeben dürfte. 

Beschränken wir uns auf die jüngsten 15 Geburtsjahrgänge, 
so können wir deren verschiedenen Anteil an der Gesamtheit der 
städtischen Bevölkerung mit nachstehenden Ergebnissen in Ver- 
bindung bringen. 


Tabelle 2. 


Der Anteil der Lebenden in den jüngsten 15 Alters- 
jahren an der Gesamtheit der Bevölkerung in den 
154 Städten der Ukraine im Jahre 1923. 


Antelid.Leben-[| Faktoren, denen ein Einfluß 
den ind. neben- | zukommt 






















Alters- | Geburts- || steh. Alters-  ————— — 
jahr jahr. | der Gesamt: | "derung der” |der Kinderit, 
| bevölkerung | _Natalität lichkeit 
——_bevölkerung_ |, Natalitat | lichkeit _ 
O1 10278 1 [Meekem im | fahre 10 
: Winter 1921/22 
| 
3— 4 | 1919/20 18 f Krieg 11 | en 1920 
4— 5 | 1918/19 19 
5— 6 | 1917/18 16 | 
6— 7 | 1916/17 17 | a? 
7— 8 | 1915/16 20 | 
8— 9 | 1914/15 24 | 
9—10 | 1913/14 21 | Dürre 1914 
10—11 | 1912/13 28 | 
11—12 | 1911/12 21 re 
12—13 | 1910/11 32 
13—14 | 1909/10 26 
14—15 | 1908/09 25 





DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAU 


Mit welchen unnatürlichen Verschiebungen man bei der 
Altersverteilung der Kinder in der Gegenwart zu rechnen hat, 
geht daraus hervor, daß der maximale Altersanteil des Ge- 
burtsjahrganges 1910 — worunter genauer die während der 
Zeit vom 15. III. 1910 bis 14. III. 1911 Geborenen zu verstehen 
sind — mit 32 an je 1000 der Gesamtbevölkerung gerade noch 
einmal so groß war wie der minimale Altersanteil des Geburts- 
jahrgangs 1917 mit 16. Die Wiederzunahme der Geburtenziffer 
nach dem Weltkrieg, die sich auf die Jahre 1918 und 1919 be- 
schränkte, kommt nur noch schwach in einer Erhöhung der 
Anteilsziffern dieser beiden Geburtsjahrgänge zum Ausdruck; 


‚denn das Plus der Geburten dürfte in den nachfolgenden 


Seuchenjahren den Seuchen zum Opfer gefallen sein. Die 
jüngsten Geburtsjahrgänge 1920—1922, die normalerweise am 
zahlreichsten sein sollten, sind mit am geringsten besetzt, welche 
Erscheinung nicht wundernehmen kann, wenn man bedenkt, 
daß diese Jahre die unheilvollsten in der Geschichte der Ukraine 
darstellen. 


Vergleich mit dem Ausland. Nach westeuropäischen 
Begriffen erscheinen jedoch selbst die minimalen Anteilsziffern 
der Kinder an der Gesamtheit der städtischen Bevölkerung der 
Ukraine sehr hoch; denn nach diesen Begriffen gelten die Zif- 
fern, die nach russischen Begriffen als Minimalziffern bezeichnet 
werden, als Maximalziffern. Davon können wir uns überzeugen, 
wenn wir die maximale westeuropäische Anteilsziffer, die in 
neuerer Zeit die Niederlande dank ihres maximalen Geburten- 
überschusses aufzuweisen haben, mit denen für die gesamte 
Ukraine vergleichen. 


Tabelle 3. 


Der Anteil der Lebenden in den jüngsten 20 Alters- 
jahren an der Gesamtheit der Bevölkerung, getrennt 
nach dem Geschlecht, in der Ukraine und in den 
Niederlanden im Jahre 1920. 














E 
| 


. Auf je 1000 der männlichen bzw. | _ | a 
| weiblichen Bevölkerung entfielen | In der Ukraine 
! auf die nebenstehenden Altersjahre | mehr (= +) oder 




















Alters- | Geburts- | Feim männlichen | beim weiblichen | weniger (= —) 
Jahre jahre Geschlecht Geschlecht o 
: | : Ukraine! landen [Ukraine landen). "ieh | "lich 
0-1 | 1920 ° 21 26 | —7 | —8 
1—2 | 1919 | 24 21 | +1 | +0 
23| 1918 | 26 21: 24 52 
3—4 | 1917 21 21 | —1 | —3 
4-5 | 1916 | 21 21 jee [22 
0—5 |1916—20i 113 | 117 99 | 110 j —4 | —11 
5—10|1911—15' 159 | 111 | 142 | 106 | +48| +36 
10—20| 1901—10 262 | 206 | 251 | 199 | +56| +52 





In der Tat scheinen bei einem solchen Vergleich und bei ober- 
flächlicher Betrachtung die westeuropäischen Maximalziffern 
des Kinderanteils nur noch wenig zu imponieren. Sie werden 
in den nachfolgenden Jahren vielleicht noch weniger imponieren, 
denn seit dem Jahre 1923 ist die ukrainische Geburtenziffer 
wieder enorm angestiegen, während die niederländische gleich- 
wie die der übrigen westeuropäischen Länder seit dem Jahre 
1921 wieder zu sinken anfing. Man kann wohl schon jetzt auf 
Grund dieser verschiedenen Tendenz voraussagen, daß sich schon 


1) Jaarcijfers voor Nederland 1923/24. Haag 1925. S.7. 
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in naher Zukunft Gegensätze zwischen kinderreichen und kinder- 
armen Ländern herausbilden werden, wie sie Europa bisher noch 
nicht gekannt hat. Dieser Zustand dürfte solange währen, bis 
in Rußland die stark reduzierten Geburtsjahrgänge 1915—1922 
in das zeugungsfähige Alter eintreten. Bei der numerischen Be- 
wertung der gegenwärtigen Anteilziffern dieser Geburtsjahr- 
gänge müssen wir nämlich bedenken, daß diesen kein bleibender 
Wert zukommen kann; denn diese Ziffern stellen nur Propor- 
tionalziffern dar, die der gegenseitigen Beeinflussung unter- 
liegen. Der Grund, weshalb sie in der Gegenwart selbst an die 
Maximalziffern der gleichen Geburtsjahrgänge in den Nieder- 
landen heranreichen, obgleich während der vorausgegangenen 
kritischen Jahre in der Ukraine die Geburtenziffer nur wenig 
höher, die Kindersterblichkeit dagegen wohl bedeutend größer 
als in den Niederlanden war, liegt nämlich darin, daß die höch- 
sten Altersklassen in der Ukraine wie auch im übrigen Rußland 
in der Gegenwart viel schwächer besetzt sind als in den west- 
europäischen Ländern. Faßt man die Altersklassen von 50 und 
mehr Jahren zusammen, so betrug im Jahre 1920 ihr Anteil auf 
je 1000 der männlichen bzw. weiblichen Bevölkerung 


bei den Männern bei den Frauen 


in den Niederlanden 164 174 
in der Ukraine 135 130 
in der Ukraine weniger —29 —44 


Das Minus, das in diesen Altersjahren die Ukraine aufzu- 
weisen hat, mußte sich naturgemäß durch ein Heraufdrücken 
der Anteilsziffern der jüngsten Altersjahre an der Gesamt- 
bevölkerung ausgleichen, weshalb in Wirklichkeit die letzteren 
Ziffern für die Niederlande mehr Eindruck machen müssen als 
die der Ukraine, da den höheren niederländischen Anteilsziffern 
der jüngsten Altersklasse (0—5 Jahre) auch eine höhere An- 
teilsziffer der höchsten Altersklassen gegenübersteht. 


III. Die Erwerbstätigkeit der Bevölkerung. 


Erwerbstätige und zur Arbeit Befähigte. Der kommu- 
nistische Staat hat jedoch nicht nur Interesse für die Kenntnis der 
Altersverteilung seiner Bevölkerung, sondern will vor allem die 
Zahl der ihm zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte wissen. Als 
solche scheiden die Kinder unter 10 Jahren vollständig aus. Bei 
den Überzehnjährigen unterscheidet er zwischen denen, die sich 
selbständig ernähren, von denen die Arbeitslosen abgetrennt 
werden, und zwischen denen, die sich nicht selbständig ernähren, 
von denen die zur Arbeit Befähigten ihn besonders interessieren. 
Die städtische Volkszählung vom Jahre 1923 gibt uns über diese 
Verhältnisse eingehenden Aufschluß, wenn wir die Angaben 
sachgemäß gruppieren und die Proportionen berechnen. 


Die Proportion derer, welche die Mittel zur Unterhaltung der 
Gesamtbevölkerung aufgebracht haben, betrug im Jahre 1923 
in den ukrainischen Städten 380 auf je 1000 der Gesamtbevöl- 
kerung. Bei dem männlichen Geschlecht macht dieser Anteil 
mehr als die Hälfte (537), beim weiblichen Geschlecht dagegen 
nur etwas mehr als ein Viertel aus (237). Mit Zuzählung der 
Arbeitslosen erhöht sich diese Proportion beim männlichen Ge- 
schlecht um 9, beim weiblichen Geschlecht um 11 und bei beiden 
Geschlechtern zusammen um rund 10 Prozent. Scheidet man 
den wechseinden Bestand der Kinder unter 15 Jahren aus, so 
macht der Anteil der erwerbstätigen Bevölkerung an der 
Gesamtheit der Überfünfzehnjährigen bei den Männern 873, bei 
den Frauen 382 und bei beiden Geschlechtern zusammen 613 an 
je 1000 der Gesamtheit aus. Mit dieser Feststellung kann sich 
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jedoch ein kommunistisches Staatswesen, nach dessen Ver- 
fassung jeder zur Arbeit verpflichtet ist, nicht zufrieden geben. 
Wie die ukrainische Statistik ermittelt hat, waren im Jahre 
1923 von je 1000 Überfünfzehnjährigen 930 arbeitsfähig, d. s. 
um 317 mehr als der Anteil der Erwerbstätigen. Bei den Män- 
nern im Alter von über 15 Jahren machte dieser Anteil der 
Arbeitsfähigen sogar 966 aus, während er sich bei den Frauen 
in gleichem Alter nur auf 898 belief. Im Alter von über 50 
Jahren war bei den letzteren die Hälfte, bei den Männern da- 
gegen nur ein Drittel nicht mehr zur Arbeit befähigt, während 
dieser Prozentsatz im Alter von 15—49 Jahren nur geringfügig 
war. 


Tabelle 4. 


Verteilung der Bevölkerung nach der Erwerbstätig- 
keitund Arbeitsfähigkeitin den ukrainischen Städten 


und Orten mit städtischem Charakter im Jahre 1923. 


Zahl der zu nebenstehenden Gruppen 
gehörenden Personen 


Bevölkerungs- mm M 
absoluti. Tausenden | auf je 1000d. Bevôlk. 


gruppen 


änn-| welb- | zu- |imänn-| weib- | zu- 


lich | lich |samm.|| lich | lich |samm. 
1. Kinder unter 10 Jahren || 503| 503|1006|| 207| 190| 198 
2. Selbständig sich unter- | 
haltende Bevölkerung . || 1307 | 629 | 1936| 537| 237| 380 
3. Arbeitslose .......... 116| 70| 1861 48| 26| 37 
4. Nicht sich selbständig 
unterhaltende Personen 
über 10 Jahre........ 507 | 1452 | 1959| 2081 547| 385 
4a.Davon: unter 15 Jahren | 300| 320| 620 
4b. 15—49 Jahre ....... 150 | 857 |1007: 
4c. Davon zur Arbeit be- 
Tahiet sise 4445354 134| 809| 943 
4d. 50 Jahre und mehr .. | 57| 275| 332 
4e. Davon zur Arbeit be- 
10 Sr saise semis: 18| 138| 156 
Zusammen | 2433 | 2655 | 5088 | 1000 | 1000 | 1000 
Davon: a) Zur Arbeit Be- 
fähigte (2, 3, 4c u. 4e) || 1575| 1646 3221 || 643| 620| 633 
Auf je 1000 der Über- 
fünfzehnjährigen ... | 966| 898| 930 
b) Erwerbstätige(2-+3)||1423| 699 | 2122 
Auf je 1000 der Über- | 
fünfzehnjährigen ... || 873| 382| 613 | 


Nicht zur Arbeit Befähigte. Anläßlich der letzten Volks- 
zählung in der Schweiz vom Jahre 1920 hat man ähnliche Er- 
hebungen gemacht, indem man die Zahl der gänzlich und die 
der teilweise Invaliden, mit Ausschluß der Bevölkerung frem- 
der Staatsangehörigkeit, sowohl in der gesamten Schweiz als 
auch insbesondere in den Städten in jedem Altersjahrfünft fest- 
stellte. Will man hiermit die Zahl der nicht zur Arbeit Be- 
fähigten in den ukrainischen Städten vergleichen, so muß man 
sich auf die Gesamtheit der erwachsenen männlichen und weib- 
lichen Bevölkerung beschränken, da die hierzu nötige Alters- 
verteilung der erwachsenen Bevölkerung in der Ukraine noch 
nicht bekannt ist. Berechnet man den Promille-Anteil der nicht 
zur Arbeit Befähigten im Alter von 15 und mehr Jahren an der 
Gesamtheit der städtischen ukrainischen Bevölkerung im glei- 
chen Alter, und stellt man die erhaltenen Werte den Invaliden 
der schweizerischen Städte gegenüber, so ergibt sich folgendes 
Vergleichsbild: 
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Tabelle 5. 


Vergleich des Anteils der nichterwerbsfähigen erwachsenen Bevölkerung an der erwachsenen Gesamt- 
bevölkerung in den ukrainischen und schweizerischen Städten im Jahre 1923 beziehungsweise 1920. 


Zahl der nicht zur Arbeit 
Befähigten 15 und mehr 
Jahre alten Bevölkerungin 
den ukrainischen Städten 


Zahl der 15 und mehr 
Jahre alten Bevölkerung 

















Ge- in Tausenden ae 
schlecht WARE er 
in d krai- iind hweize- auf je 1000 der 
In gen tea |in denschwetze-labsolute| “rulschsenen 
im Jahre 1923 | im Jahre 1920 ||Zahlen?) ne je 
Männlich 1630 202 5406| 33,2 
Weiblich 1831 244  |185205| 101,2 
Zusammen | 3461 446  |230301| 69,1 


Daß die Begriffe „nicht zur Arbeit befähigt“ und ‚‚Invalid‘“ 
nicht identisch sein können, geht aus der größeren Sexualpro- 
portion der ukrainischen Ziffer der nicht zur Arbeit Befähigten 
hervor: denn während von je 1000 erwachsenen Männern nur 
33 nicht zur Arbeit befähigt waren, war dies bei 101 Frauen 
unter je 1000 erwachsenen Frauen der Fall. Dieses verschiedene 
Sexualverhältnis kann nicht allein durch den verschiedenen An- 
teil der männlichen und weiblichen Bevölkerung im höheren 
Alter an der Gesamtheit der männlichen und weiblichen städti- 
schen Bevölkerung verursacht sein, denn für eine solche Er- 
klärung war der Unterschied dieser Anteilsziffer zu gering; der 
Anteil der 60 und mehr Jahre alten Männer machte nämlich 60, 
der der gleichalterigen Frauen 76 an je 1000 der männlichen bzw. 
weiblichen städtischen Bevölkerung im Jahre 1923 aus. Man 
darf daher wohl annehmen, daß der Begriff ,,nicht zur Arbeit 
befähigt“ viel weiter gefaßt worden ist als der Begriff ‚‚Invalid‘“ 
in der Schweiz, denn hierunter wurden nur diejenigen Personen 
verstanden, die infolge körperlicher und geistiger Gebrechen 
oder bleibenden, zur Zeit der Zählung bereits seit 6 Monaten 
vorhandenen Krankheitszustands nicht für ihren Unterhalt auf- 
kommen können, während als ‚‚teilweise invalid“ diejenigen 
Personen anzugeben waren, die wenigstens für mehr als ein 
Drittel des normalen Lebensunterhalts aufzukommen vermögen. 
Dennoch ergab sich hinsichtlich des männlichen Geschlechts 
eine sehr weitgehende Übereinstimmung der schweizerischen 
städtischen Invalidenziffer, nämlich 24 auf je 1000 erwachsene 
Männer, mit der entsprechenden Ziffer der ukrainischen Städte, 
nämlich 33 in der gleichen Berechnung, zumal wenn man be- 
denkt, daß die letztere Ziffer noch durch die der Kriegsinvaliden 
belastet wird, die schweizerische dagegen nicht. Jedenfalls be- 
deutet diese Auszählung eine Erweiterung der Volkszählungs- 
ergebnisse in sozialer Hinsicht, indem die Menschen nicht allein 
gezählt, sondern auch ökonomisch bewertet werden. Ein 
Schritt weiter würde zur biologischen Bewertung führen, indem 
nach den Ursachen der Arbeitsunfähigkeit geforscht wird. 


IV, Die Verteilung der Bevölkerung nach Nationalitäten. 


Der verschiedene Kulturzustand der ukrainischen Bevöl- 
kerung und die Gegensätze zwischen den Bevölkerungsvor- 
gängen in Stadt und Land werden uns erst verständlich, wenn 


1) Diese Angaben sind etwas zu hoch, da sie auch die selb- 
ständig sich unterhaltenden Kinder unter 15 Jahren, deren Zahl 
sich von der Gesamtzahl der sich selbständig unterhaltenden 
Bevölkerung nicht separieren läßt, umfaßt. 

2) Schweizerische Statistische Mitteilungen. VII. Jahrgang 
1925. 6. Heft. Eidgenössische Volkszählung vom 1. Dezember 
1920. Allgemeine Ergebnisse. S. 55. 


| 
absolute | 
Zahlen Bevölkerung je-| Zahlen Bevölkerung A Zahlen ‚Bevölkerung je- 


Zahl der 





gänzlich Invaliden | teilweise Invaliden | gänzl. u. teilw.Invalid. 





in den schweizerischen Städten im Jahre 1920?) 


auf je 1000 der | auf je 1000 der | auf je 1000 der 
erwachsenen absolute | erwachsenen labsolute erwachsenen 
des Geschlechts 


des Geschlechts des Geschlechts 


2535 | 12, 2328 11,15 4863 | 24,1 
3653 | 149 3215 | 132 6868 | 28,1 
| 6188 | 139 | 5543 | 124 |11731| 263 


wir die Verteilung der Bevölkerung nach den einzelnen Natio- 
nalitäten kennen, worüber sowohl die Volkszählung vom Jahre 
1920 als auch die städtische Volkszählung vom Jahre 1923 Auf- 
schluß gibt. 


Tabelle 6. 


Verteilung der Bevölkerung nach Nationalitäten in 
der Ukraine im Jahre 1920 und in den ukrainischen 
Städten im Jahre 1923. 


een 








Jahre und | Ukrai- | Rus- Ju- | Po- |Deut-| Son- zu- 
Gebiet | ner sen | den len | sche | stige | sammen 
1920 a) absolut in Tausenden 

Ukraine ....... 16586 | 2608 | 1699 | 348 | 290 | 552 |22082') 

Städte ........ 1356 | 1407 | 1226 | 100 | 25 | 103 | 4215 

Dôrfer ........ 15230 | 1201 | 473| 248 | 265 | 449 117867 
1923 

Städte und Orte 

m. städtischem 

Charakter..... 2177 | 1346 | 1298) 91 26 | 113 | 5050 
1920 b) auf je 100 der Gesamtheit 

Ukraine ....... 75,1 | 11,8| 7,7| 1,6| 1,3] 25] 100 

Städte ........ 32,2 | 33,4 | 29,1 | 24| 0,5| 2,4] 100 

Dörfer ........ 85,2 | 6,77 | 2,7| 1,4| 1,5] 2,5| 100 
1923 

Städte und Orte: 

m. städtischem 

Charakter ....| 43,1 | 26,7 | 25,7| 1,8| 0,5] 2,2] 100 


Während das platte Land, d. h. die Bauernschaft, bis zu 85 
Prozent ihre angestammte Nationalität und Sprache bewahrte, 
bilden die Ukrainerinden Städtendie Minderheit. Neben 
den Russen sind es hauptsächlich Juden, welche die Städte be- 
völkern. Allerdings ist die Verbreitung dieser Nationalitäten 
nicht gleichmäßig, denn die Hauptmasse der Russen beschränkt 
sich auf die Städte des Donetzbassins und der Gouvernements 
Odessa und Jekaterinoslaw, die der Juden dagegen auf die 
Städte der beiden westlichen Gouvernements Podolien und 
Wolhynien, in denen auch die meisten Polen wohnen. Mit 
welchen Verschiedenheiten man hier zu rechnen hat, geht daraus 
hervor, wenn man die Verteilung der Nationalitäten in den 
Städten des Donetzbassins und des Gouvernements Podolien 
miteinander vergleicht. Während in den Städten des ersteren 


1) Da die Gesamtbevölkerung der Ukraine im Jahre 1920 
rund 25621500 betrug, so fehlt für mehr als 3,5 Millionen 
Einwohner die Verteilung nach Nationalität, weshalb den 
Verhältnisziffern nur ein bedingter Wert zukommen kann. 
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Gouvernements die Russen 61, die Juden dagegen nur 6 Prozent 
der städtischen Bevölkerung ausmachten, betrug in Podolien 
der Anteil der Russen nur 3,6, der der Juden dagegen 55,3 
Prozent. 

Da es sich in Podolien ebenso wie in Wolhynien um den so- 
genannten Typus des polnischen Ostjuden handelt, ist es in An- 
betracht des Tiefstandes seiner hygienischen Kultur!) kein Wun- 
der, daß dort die städtische Sterbeziffer höher ist als in den 
übrigen Gouvernements. Diese Ziffer betrug nämlich für die 
podolischen Städte im Jahre 1923 19,6, der als zweitgrößte Ziffer 
die Ziffer für die wolhynischen Städte mit 18,6 folgte, welchen 
Ziffern als Minimalwert die Ziffer für die Städte des Gouverne- 
ments Jekaterinoslaw mit 13,2 gegenüberstand. 

E. Roesle (Berlin). 


Die gegenwärtigen Wohnungsverhältnisse in eini- 
gen deutschen Großstädten auf Grund der bis- 
herigen Ergebnisse der Wohnungszählung 1925. 


Als Vorspiel zu der großen Volks- und Berufszählung vom 
16. Juni 1925 fand in den deutschen Großstädten einige Wochen 
vorher eine Wohnungszählung statt, von der jetzt (im März 
1926) schon einige Ergebnisse vorliegen, und zwar von wichtigen 
Orten zunächst aus Hannover, Mannheim, Cassel und 
Nürnberg. Die statistischen Ämter der drei erstgenannten 
Städte haben stattliche Hefte herausgegeben, in denen die 
Tabellen ausführlich kommentiert und teilweise mit früheren 
verglichen sind; aus Nürnberg dagegen liegen nur Tabellen ohne 
alle Vergleichszahlen vor, denn — der Magistrat stellte für die 
eingehendere Statistik der Wohnungsnot, die er offenbar nicht 
für wichtig hielt, keine Mittel zur Verfügung! 

Seit der Wohnungszählung von 1910, also der letzten zum 
Vergleich geeigneten (da die Kriegszählung hierfür nicht in Be- 
tracht kommt), hat sowohl Mannheim als auch Hannover sein 
Stadtgebiet durch Einverleibung vergrößert. Da für die einge- 
meindeten Vororte aber keine Vergleichszahlen von 1910 zur 
Verfügung stehen, während doch die Zahlen nur durch diesen 
Vergleich lebendigen Wert gewinnen, muß sich die Betrachtung 
teilweise auf die alten Stadtteile beschränken. 

Wenn man hierbei zunächst die Wohnungen nach ihrer 
Größe betrachtet, so fällt der verhältnismäßige und teilweise 
sogar absolute Rückgang der großen Wohnungen auf; so haben 
in Mannheim (alten Umfangs) jetzt nur noch 3,0 % aller Woh- 
nungen 8 oder mehr Wohnräume gegen 4,2 % im Jahre 1910; 
in Hannover (alten Umfangs) scheint dieser Anteil zwar von 
6,9 % auf 7,5 % gewachsen zu sein, doch zeigt Seutemann 
die Lösung dieses Paradoxons, die darin besteht, daß 1925 im 
Gegensatze zu allen bisherigen Zählungen auch die Mädchen- 
kammern als Wohnräume gerechnet wurden, so daß also gerade 
die großen Wohnungen in der Statistik noch größer geworden 
zu sein scheinen. Selbstverständlich ist die Verschiebung zu- 
gunsten der kleinen Wohnungen weit weniger durch tatsäch- 
lichen Neubau von solchen als durch die Zerlegung größerer 
entstanden. 

Neben der Wohnung steht als wichtige Zähleinheit die Haus- 
haltung. Früher fielen allerdings diese beiden Begriffe so weit 
zusammen, daß sich eine getrennte Behandlung erübrigte. 
Jetzt dagegen liegen die Verhältnisse folgendermaßen: 


1) Starkenstein, E., Hygienische und sanitäre Verhältnisse 
Polens. Ein Beitrag zur Ostjudenfrage. Archiv für soziale 
Hygiene und Demographie. 12, Heft I u. 2 19—38. 1917. 
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Auf 100 Wohnungen dieser Größe kommen 
solche mit mehreren Haushaltungen in 


Zahl der Wohn- 
räume in der 
Wohnung 


© © — OO AGUN m= 





10 
11 u. mehr 





Abgesehen von der Abspaltung regelrechter neuer Wohnungen 
hat also auch eine weitgehende Aufteilung großer Wohnungen 
auf mehrere Haushaltungen ohne Schaffung neuer ,,Wohnun- 
gen“ stattgefunden. 


Die Statistik von Hannover dringt noch tiefer ein, indem sie 
nicht nur erfaßt, wieviel Haushaltungen in einer Wohnung, 
sondern auch wieviel Familien in einer ‚„Haushaltung‘“ ver- 
einigt sind. Dabei ergibt sich, daß 3,3 % aller Haushaltungen 
zwei Familien umfassen, 0,3 % sogar drei Familien! 


Von besonderer Wichtigkeit für den Hygieniker ist natürlich 
die Frage nach der Wohndichte. Für Vergleiche mit 1910 
stehen hier Zahlen aus Mannheim und Hannover zur Ver- 
fügung. Danach ist in Mannheim (alten Umfangs) die Be- 
wohnerzahl pro Wohnung von 1910 bis 1925 von 4,46 auf 4,14 : 
gesunken, in Hannover (alten Umfangs) von 4,1 auf 3,8. Die 
Wohnverhältnisse scheinen sich also in beiden Städten merklich 
gebessert zu haben! In Wirklichkeit ist dies natürlich ein Trug- 
schluß, der auf der erwähnten Zerlegung von Wohnungen be- 
ruht, die zwar die Zahl der Wohnungen, aber nicht die der . 
Wohnräume vermehrte. 


Bezieht man die Bewohner nicht auf die Wohnungen, son- 
dern auf die Wohnräume, so erhält man immer noch eine kleine 
Verminderung der Wohndichte, nämlich in Mannheim von 
1,16 auf 1,13 und in Hannover von 0,80 auf 0,78; indessen 
hat — wie schon erwähnt — das Statistische Amt in Hannover 
die 1910 und 1925 verschieden behandelten Mädchenkammern 
besonders ausgezählt und bei nachträglicher Einbeziehung der- 
selben in die 1910 gezählten Wohnräume erhält man 1910 auf 
einen Wohnraum 0,77 Bewohner, die bis 1925 auf 0,78 ge- 
stiegen sind. 


Dazu muß der Vergleich des „einst“ mit dem ‚jetzt‘ auch 
berücksichtigen, daß die Wohndichte nicht allein durch die 
Zahl der Personen, sondern auch durch ihr Alter bestimmt wird. 
Den bekanntermaßen sehr veränderten Altersaufbau der Be- 
völkerung hat Schott für Mannheim in die Rechnung einbe- 
zogen, indem er Kinder bis zu 5 Jahren als je */, Person, solche 
von 5—10 Jahren als je */ und solche von 10—15 Jahren als 
je % Person rechnete, ähnlich wie dies bei Konsumberech- 
nungen üblich ist. Dann ergaben 1000 Einwohner von Mann- 
heim 1910 772,5 solche Vollpersonen, 1922 aber 826,5, also um 
7,0 % mehr. Zahlen über den Altersaufbau von 1925 sind noch 


1) In Cassel nicht nur Wohnungen mit mehreren Haus- 
haltungen, sondern auch solche mit mehreren Familien mit ge- 
meinsamer Haushaltung. 
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nicht bekannt, sie hätten zweifellos das Ergebnis noch weiter 
verschärft. 

Von großer Bedeutung ist aber nicht nur die durchschnitt- 
liche Wohndichte einer Gesamtstadt, sondern auch die Ver- 
teilung auf die einzelnen Wohnungsgrößen. Berechnet 
man aus den zur Verfügung stehenden Zahlen die Wohndichte 
jeder einzelnen Wohnungsgröße, so erhält man folgende Zahlen: 













Zahl der || Bewohner auf eine Wohnung || Bewohn. auf einen Wohnraum 
PAR dieser Größe in in Wohnungen dieser Größe in 
n der 


Wohnung l'Hannover| Cassel | Nürnberg|Hannover| Cassel [Nürnberg 


] 2,03 | 1,77 
2 2,48 | 2,76 
3 3,06 | 3,60 
4 3,77 | 4,02 
5 3,98 | 4,17 
6 4,47 ° 
7 4,83 
8 5,32 
9 7 5,83 
10 7,06 6,50 0,71 0,65 
Il u. mehr 8,87 7,46 — 0,62 





l 


zus. | 3,81 | 4,02 | 4,05 | 0,78 


Neben den Durchschnittszahlen der Bewohner in den einzel- 
nen Wohnungsgrößenklassen gestatten die Veröffentlichungen 
auch, soweit sie die Ziffern nicht unmittelbar bieten, den An- 
teilübervölkerter Wohnungen anzugeben; als übervölkert 
gilt eine Wohnung nach der jetzt üblichen Definition, wenn die 
Anzahl der sie bewohnenden Personen (P) größer ist als die 


doppelte Zahl der bewohnbaren Räume (R), so daß also À > 2. 
Man findet (siehe folgende, nebenstehende Tabelle): 


Selbstverständlich ist der Anteil der in übervölkerten Woh- 
nungen wohnenden Personen an der gesamten Wohnungs- 
bevölkerung größer als der Anteil solcher Wohnungen an der 
Gesamtzahl aller Wohnungen. So ergibt sich in Cassel, wo die 
nötigen Zahlen zur Verfügung stehen, folgendes: 


Es sind 2,7 % aller Wohnungen übervölkert, die 1,9 % aller 
Wohnräume enthalten; in diesen 1,9% aller Wohnräume 
wohnen 5,3 °; der gesamten Wohnungsbevölkerung mit einer 
durchschnittlichen Wohndichte von 2,57 Personen auf einen 
bewohnbaren Raum. 
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Von 100° Wohnungen dieser Größe sind 


Zahl der Wohn- | 
| übervölkert in 


räume in der koa 








Wohnung | Mannheim Wohnung | Mannheim | Hannover | Cassel | Nürnberg | Cassel | Nürnberg 
1 36,3 oi | ss | 2 28,4 21,5 30,2 
2 170 57 10,3 8,0 
3 | 74 20 4,9 3,6 
4 | 3,6 1,0 2,0 1,7 
5 1,2 0,2 0,5 0,7 
6 0,2 ee 0,3 0,2 
7 = 0,1 0,1 
8 = — 0,2 — 
9 as. =. wen = 
10 — + 1,1 = 

llu.mehr | — | — — = 
zus. | 2 | an 2,7 2,3 


Wieviel Wohnungen müßten nun neu gebaut wer- 
den, um wieder ‚‚normale‘, d. h. Vorkriegsverhältnisse herzu- 
stellen? Es müßten die geteilten Wohnungen wiederhergestellt 
werden; für jede Haushaltung müßte eine eigene Wohnung ge- 
schaffen werden; es müßten die gemeinsam Haushalt führenden 
Familien getrennt werden, soweit nicht in gleicher Zahl Fa- 
milien schon früher in gemeinsamen Haushaltungen vereinigt 
waren; es müßten Wohnungen für die ‚verborgenen‘‘ Haus- 
haltungen geschaffen werden, d. h. für die Ehepaare, die jetzt 
überhaupt nicht beisammen wohnen; es müßten Wohnungen 
gebaut werden, die als Ersatz für die bereits baufälligen, aber 
wegen der jetzigen Wohnungsnot noch nicht abgerissenen 
dienen; es müßte endlich wieder ein kleiner Vorrat an leeren 
Wohnungen bereitgestellt werden! 

Den danach notwendigen Bedarf an neuen Wohnungen 
berechnet Schott für Mannheim auf 5876, Seutemann für 
Hannover auf etwa 17900, Schumann für Cassel auf 5142. 
In Prozenten der in diesen Städten gegenwärtig vorhandenen 
Wohnungen sind dies in Mannheim 10,2, in Hannover 20,8, 
in Cassel 12,3 und im (gewogenen) Durchschnitt aller drei 
Städte 15,6. Wenn man dies Ergebnis zu verallgemeinern wagt, 
heißt das also, daß in den deutschen Großstädten etwa auf je 
6—7 Wohnungen oder auf je 25—30 Einwohner eine neue Woh- 
nung gebaut werden muß, damit wir wenigstens wieder die 
Wohnverhältnisse der Vorkriegszeit erreichen, die ja auch noch 
nicht gerade ideal genannt werden konnten. 

Karl Freudenberg (Berlin). 


KRITIKEN UND BESPRECHUNGEN 


W. Weinberg (Stuttgart), Methoden und Technik der Statistik 
mit besonderer Berücksichtigung der Sozialbiologie. Aus dem 
„Handbuch der sozialen Hygiene und Gesundheitsfürsorge“, 
Band I. Julius Springer. Berlin 1925. 


Auf dem engen Raume von fünf Bogen, der ihm mit Rück- 
sicht auf den Handbuchcharakter des Werkes nur zur Ver- 
fügung gestellt wurde, hat Weinberg das reiche Gebiet be- 
handelt, das der Titel angibt, und dabei eine große Fülle von 
Stoff zusammengetragen. Methoden und Kritik der Material- 
gewinnung und -aufbereitung, Vergleichung der Ergebnisse, 
die Grundbegriffe der Wahrscheinlichkeitsrechnung, Auf- 
stellung von Ereignistafeln, Fehlertheorie, Variationsmessung, 
Korrelationsberechnung und namentlich das schwierige Gebiet 


der Vererbungsstatistik werden unter Heranziehung sorgfältig 
ausgewählter Beispiele abgehandelt. Den Inhalt der einzelnen 
Deduktionen und ihrer Ergebnisse anzudeuten, fehlt hier 
natürlich der Raum. Deswegen kann nur auf die allgemeinen 
Vorbemerkungen eingegangen werden; diese wenigstens und 
den Abschnitt über ‚einfache Aufgaben der Statistik‘‘ müßte 
jeder Arzt gelesen haben, der etwas über Statistik schreiben 
will. Hervorzuheben ist an Allgemeinem: Man darf eine Sta- 
tistik nicht nach dem Ergebnis beurteilen, sondern nur nach 
der Methodik: ‚Aber aus Unkenntnis dieser und aus Oppor- 
tunitätsgründen kommt leider noch immer zu viel wertlose 
Statistik in Druck und diskreditiert den Wert der Statistik 
überhaupt.“ Auch die wohlerwogene Stellung des Verfassers 
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zur Anwendung der höheren Mathematik sollte allgemein an- 
erkannt werden; sie besagt, daß die Anwendung komplizierter 
mathematischer Formeln niemals der Zweck der Statistik sein 
könne; aber einer notwendigen Heranziehung der Wahrschein- 
lichkeitsrechnung oder auch der Integralrechnung aus dem 
Wege zu gehen, ist unmöglich, und deshalb sollte jeder, der 
Statistik treiben will, auch etwas mathematisches Verständnis 
zu erringen suchen. 


Statistisches Taschenbuch der Stadt Berlin. Herausgegeben vom 
Statistischen Amt der Stadt Berlin. 2. Ausgabe. 1926. 
Verlag für Politik und Wirtschaft. Berlin 1926. 258 Seiten. 

= Nach etwa 1%jähriger Pause ist der zweite Band des 

Statistischen Taschenbuchs des neuen GroB-Berlin erschienen. 

Wenn er auch nicht mit dem dicken ,, Jahrbuch“ des alten Ber- 

lin verglichen werden kann, so weist er doch gegenüber der 

ersten Ausgabe schon einen bedeutenden Mehrgehalt auf. 

Nach kurzen Abschnitten über geographische Lage und Witte- 

rung sowie über das Stadtgebiet — im erstgenannten fällt es 

unangenehm auf, daß die Höhe der Müggelberge, der höchsten 

Bodenerhebung von Groß-Berlin, falsch angegeben ist, — 

folgt der gegen das Vorjahr sehr erweiterte Abschnitt ,,Be- 

völkerung‘', der die wichtigsten Bevölkerungsvorgänge von 

1923 und 1924 wiedergibt. Rühmende Erwähnung verdienen 

z. B. die Tabellen über die Todesfälle nach Alter und Familien- 

stand, sowie nach Alter und Todesursachen; in letztgenannter 

Tabelle kommen allerdings trotz der scharfen von Roesle ge- 

übten Kritik immer noch Todesfälle an ‚‚Altersschwäche“ 

unter 50 Jahren vor; dringend zu wünschen wäre bei der Wich- 
tigkeit des Gegenstandes, daß auch im ‚Taschenbuch‘ die 

Rubrik ,,Kindbettfieber‘‘ in solches nach Entbindung und nach 

Fehlgeburt unterteilt würde. Wünschenswert wäre in diesem 

Abschnitte noch eine genauere Terminologie; so ist z. B. bei 

den Zahlen und Ziffern der Geborenen und Gestorbenen viel- 

fach nicht zu erkennen, ob Totgeborene und Ortsfremde ein- 
gerechnet sind oder nicht. 

Von demographischer Bedeutung ist ferner der — gleichfalls 
in erfreulichem Ausmaße erweiterte — Abschnitt ,,Gesund- 
heitspflege“. Er enthält Angaben über Ärzte, Heilpersonal, 
Krankenanstalten und gesundheitliche Fürsorge aller Art. Zu 
empfehlen wäre hier im Interesse des Statistischen Amtes, daß 
die Quellen aller im Amte nur formell zusammengestellten 
Tabellen genannt würden, damit nicht etwa jemand auf den 
Gedariken kommen kann, das Statistische Amt für so unmög- 
liche Zahlen, wie sie z. B. die Tabelle über Schulzahnpflege 
enthält, verantwortlich zu machen. 

Otto Schwarz (Berlin-Zehlendorf), Das soziale Schicksal 
in seiner Abhängigkeit von dem Alter. Allgemeines statistisches 
Archiv, 15, 100. 1925. Die vorliegende Arbeit ist eine Material- 
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sammlung, in der Zahlen zusammengetragen werden, die die 
mannigfaltigen Einflüsse des Alters auf die Verhältnisse des 
Individuums beleuchten. Solche ergeben sich ja nicht nur aus 
der Bevölkerungsstatistik (Morbidität, Mortalität, Nuptialität, 
Fruchtbarkeit, Wanderungshäufigkeit), sondern auch aus der 
Wirtschafts- und Moralstatistik, aus jener z. B. die Verteilung 
von Einkommen und Vermögen nach dem Alter, aus dieser 
etwa Kriminalität, außereheliche Fruchtbarkeit, Häufigkeit 
der Ehescheidungen und der Selbstmorde. Allen den sich so 
ergebenden Kurven ist es gemeinsam, daß sie ein Minimum 
bzw. ein Maximum im Alter der höchsten Leistungsfähigkeit, 
also ungefähr in dem Altersabschnitt zwischen 15 und 50 Jahren, 
haben. 


Emmy Scheidt (Remscheid), Die Säuglingssterblichkeit im 
Regierungsbezirk Düsseldorf. Zeitschrift für Schulgesundheits- 
pflege u. soziale Hygiene, 39, 3. 1926. Etliche Zahlen über 
Säuglingssterblichkeit, die teilweise wegen ihres Alters von 
historischem Interesse sind, sind hier recht unsystematisch zu- 
sammengetragen. Das Schlimmste dabei ist, daß die Ver- 
fasserin offenbar, obwohl sie selbst Zahlen über die allmähliche 
Besserung bringt, keinen rechten Begriff von der Bedeutung 
des Zeitmoments hat, denn sie spricht z. B. von Schweden und 
Norwegen, ‚wo nur 9—10 % sterben‘; aber wann? Auch sonst 
scheint sie zu glauben, daß die säkulare Bewegung die Pro- 
portionen — z. B. zwischen sommerlicher und winterlicher 
Sterblichkeit — nicht geändert hätte! Als besondere Spezialität 
ist noch neben sonderbaren Vorstellungen über die Ursache 
der höheren Knabensterblichkeit zu erwähnen, daß (S. 4) 
„durchschnittlich 2,944% mehr Knaben geboren werden“. 
Die Quelle dieses gleich mit drei Dezimalen vorgetragenen Irr- 
tums, über den schon Süßmilch vor 180 Jahren erhaben war, 
scheint eine lokale Statistik aus dem Jahre 1865 zu sein, obwohl 
dafür doch gewiß umfassendere Statistiken zur Verfügung 
stehen! 


O. Peiper (Greifswald), Der Einfluß der Volkszählung 1925 
auf die Statistik der Bevölkerungsbewegung. Zeitschrift für 
Schulgesundheitspflege und soziale Hygiene, 39, 161. 1926. 
Daß die fortgeschriebene Einwohnerzahl einer Stadt fast immer 
zu groß ist, so daß jede Volkszählung eine Korrektur bringt, ist 
jedem Statistiker wohlbekannt. Peiper gibt nun an Hand der 
Zahlen aus Greifswald, wo diese Differenz bei der Volkszählung 
1925 besonders groß war, ein krasses Beispiel, wie falsch Relativ- 
zahlen der Bevölkerungsbewegung, die auf fortgeschriebenen 
Einwohnerzahlen beruhen, werden können, wenn die Fort- 
schreibung nicht auf Grund der Wohnbevölkerung und unter 
Elimination der ortsfremden Geborenen und Gestorbenen so- 
wie unter Berücksichtigung der jährlichen Wanderungsbilanz 
erfolgt. Karl Freudenberg (Berlin). 
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Die ärztliche Schwangerschaftsunterbrechung im künftigen Strafrecht. 
Von E. SCHUBART, Berlin-Charlottenburg. 


- I. 

Der in der Überschrift bezeichnete Gegenstand wird 
in ärztlichen und anderen Kreisen lebhaft erörtert, und 
das mit Recht, handelt es sich doch um eine für das 
Gemeinwohl und die Ärzteschaft besonders wichtige 
Angelegenheit. Die Regelung, die der Entwurf eines 
neuen Reichsstrafgesetzbuches vorgesehen hat, wird 
vielfach bemängelt. Sein § 228 lautet wie folgt: 

„Eine Frau, die ihre Frucht im Mutterleibe oder durch Ab- 
treibung tötet oder die Tötung durch einen anderen zuläßt, 
wird mit Gefängnis bestraft. 

Ebenso wird ein anderer bestraft, der eine Frucht im Mutter- 
leibe oder durch Abtreibung tötet. 

Der Versuch ist strafbar. In besonders leichten Fällen kann 
das Gericht, auch wenn die Voraussetzungen des § 23 Abs. 4 
nicht vorliegen, von Strafe absehen. 

Wer die in Abs. 2 bezeichnete Tat ohne Einwilligung der 
Schwangeren oder gewerbsmäßig begeht, wird mit Zuchthaus 
bestraft. Ebenso wird bestraft, wer einer Schwangeren ein 
Mittel oder Werkzeug zur Abtreibung der Frucht gewerbsmäBig 
verschafft.“ 

Der Verfasser schlägt vor, in diesen Paragraphen 228 
in Abs. 2 folgende Vorschrift als zweiten Satz hinzu- 
zufügen : 

„Ein Arzt bleibt von der Strafe frei, wenn er die Handlung 
mit schriftlicher Einwilligung der vom Reichsminister des 
Innern bestimmten Stelle oder zur Abwendung einer unmittel- 
baren Lebensgefahr, welche die Einholung dieser Einwilligung 
ausschließt, vornimmt.‘ 

Die Gründe für diesen Vorschlag seien nachstehend 
dargelegt. 


II. 


Ein Hauptgrund für den Vorschlag ist, daß er mit 
völliger Deutlichkeit die Berechtigung des Nichtarztes 
zu den Eingriffen ausschließt. In dem $ 228 des Ent- 
wurfes kommt das Wort ‚Arzt‘ nicht vor. Ebenso 
nicht in dem $ 22, auf welchen sich die Straflosigkeit 
des Arztes bei notwendigen Eingriffen nach dem Ent- 
wurf aufbauen soll. $ 22 lautet: 

„Wer eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht, um die 
gegenwärtige, nicht anders abwendbare Gefahr eines erheb- 
lichen Schadens von sich oder einem anderen abzuwenden, 
bleibt von der auf die vorsätzliche Begehung der Tat gesetzten 
Strafe frei, wenn ihm nach den Umständen nicht zuzumuten 
war, den drohenden Schaden zu dulden. 

Hat der Täter eine solche Gefahr irrtümlich angenommen, 
und beruht der Irrtum auf Fahrlässigkeit, so finden die Vor- 
schriften über fahrlässige Handlungen Anwendung.“ 


Der Wortlaut dieser Bestimmung läßt sehr wohl zu, 
daß auch ein Nichtarzt sich auf sie berufen darf. Dies 
ist auch die Absicht des Gesetzes. Es gibt Fälle, in 
denen wegen unmittelbarer Lebensgefahr auch einem 
Nichtarzt Handlungen freistehen müssen, die an sich 
Körperverletzungen darstellen, und in solchen Fällen 
trifft der Schutz des § 22 zu. Es fragt sich aber, ob es 
angezeigt ist, gerade für das im $ 228 bezeichnete Ge- 
biet ein Nothelferrecht irgendeines Nichtarztes zuzu- 
lassen. Diese Frage mag zweifelhaft sein, wird aber 
von dem Verfasser verneint, aus der Erwägung, daß 
die Zulassung unabsehbaren Mißbräuchen Tür und 
Tor öffnet. Da ist es besser, einige ganz vereinzelte 
Fälle, in denen die AusschlieBung des Nichtarztes un- 
gerechtfertigt sein könnte, bewußt unter Strafe zu 
stellen. Schließlich gibt es ja noch ein Begnadigungs- 
recht! Die vorgeschlagene Bestimmung macht die An- 
wendung des $ 22 im Bereiche des $ 228 unmöglich, 
weil der vorgeschlagene Zusatz das Spezialgesetz im 
Vergleiche zu $ 22 darstellt. 


III. 


Ein weiterer Grund für den vorgeschlagenen Zusatz 
liegt darin, daß ohne ihn die Ärzteschaft im Bereiche 
des $ 228 nicht in zufriedenstellendem Maße geschützt 
erscheint. | 

Diese Ansicht des Verfassers steht im Gegensatze zu 
derjenigen der amtlichen Denkschrift zum Strafgesetz- 
buchentwurf, die nämlich folgende Sätze enthält: 


„In der Öffentlichkeit ist mehrfach eine Vorschrift verlangt 
worden, welche ausspricht, daß ein Arzt, der nach den Regeln 
der ärztlichen Kunst zur Rettung der Mutter die Frucht ver- 
nichtet oder das in der Geburt begriffene Kind tötet, nicht 
wegen Abtreibung bestraft werden kann. Der Entwurf von 
1919 hatte diesem Wunsche entsprochen; maßgebend war dafür 
vor allem die Erwägung, daß die Bestimmungen über die Not- 
hilfe zum Schutze der Ärzte nicht ausreichten, weil sie die Be- 
strafung wegen Abtreibung nur dann ausschlossen, wenn die 
Handlung nicht gegen den Willen der Schwangeren begangen 
worden sei (zu vgl. S. 231 der Denkschrift). Für den gegen- 
wärtigen Entwurf besteht dieser Grund nicht mehr; der Ent- 
schuldigungsgrund der Nothilfe setzt nach § 22 nicht voraus, 
daß der Nothelfer nicht gegen den Willen des in Not befind- 
lichen gehandelt hat. Der Entwurf erachtet daher eine Sonder- 
bestimmung der erwähnten Art für entbehrlich.“ 


Man mag der amtlichen Denkschrift insoweit bei- 
stimmen, als es wohl nur ganz selten vorkommen wird, 


daß ein Arzt nach 228 verurteilt wird, obwohl seine 
Handlungsweise einwandfrei und im Einklang mit 
§ 22 war. Vielmehr wird in einem solchen Fall das 
Ermittelungsverfahren meist zur Einstellung führen 
oder eine etwaige Hauptverhandlung mit Freisprechung 
endigen. 

Aber schon daß der Arzt solchen Ermittelungen, 
Weiterungen und Aufregungen ausgesetzt sein soll, 
erscheint unbefriedigend. Dies wird ausgeschaltet, 
wenn er lediglich die vorher erwirkte schriftliche Ein- 
willigung der zuständigen Stelle vorlegt. Diese wird 
in den allermeisten Fällen beschafft werden können. 
Denn zumal in größeren Städten läßt sich der Dienst 
so regeln, daß in etwas eiligen Fällen unter Zuhilfe- 
nahme des Fernsprechers alles im Laufe einiger Tage 
erledigt wird. Die Fälle, in denen der Arzt ohne die 
Einwilligungsurkunde die Handlung vornehmen muB, 
werden also seltene Ausnahmen bleiben. 


IV. 


Es ist bekannt, wie weit in Ärztekreisen die An- 
sichten darüber auseinandergehen, unter welchen 
Voraussetzungen der Eingriff (§ 228) angezeigt ist, 
beispielsweise bei Tuberkulose. Es ist für den Arzt, 
der eine von der herrschenden Praxis abweichende 
wissenschaftliche Überzeugung vertritt, sehr miBlich, 
die Berechtigung seines Standpunktes in einem Straf- 
verfahren nachträglich vertreten zu sollen. Weit rich- 
tiger erscheint es, wenn diese Frage vorher im Wege 
des Einwilligungsverfahrens zum Austrag gebracht 
wird. Hierbei kann Wandlungen der ärztlichen An- 
schauung jeweils Rechnung getragen werden. Es sei 
nur an die viel umstrittene Frage der eugenischen 
Indikation erinnert. Im Rahmen des $ 22 findet sie 
offensichtlich keinen Platz. Dagegen läßt der hier 
empfohlene Weg die Möglichkeit offen, ihr ohne Ge- 
setzänderung zur Anerkennung zu verhelfen, falls 
sie sich durchsetzen sollte. Die Kehrseite ist natür- 
lich die, daß ein Arzt, der trotz Versagung der Ein- 
willigung durch die amtliche Stelle dennoch die 
Handlung vornimmt, sich nachher nicht auf seine 
abweichende wissenschaftliche Überzeugung berufen 
kann, sondern die Bestrafung bewußt auf sich nehmen 
muß. Hierin wird aber das kleinere Übel zu er- 
blicken sein. Der Gesetzgeber steht nun einmal auf 
den Standpunkt, ein schrankenloses Berufsrecht des 
Arztes im Bereiche des $ 228 abzulehnen, er zieht 
ihm die Grenze des § 22, — da ist es immer noch 
besser, die Grenze wird im Einzelfalle vorher als nach- 
her festgelegt. Die nachträglichen Straferörterungen 
schaden dem Ansehen des Ärztestandes und der 
Gerichte. 
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Selbstverständlich wird eingewandt werden, daß es 
sehr schwierig sei, eine wirklich geeignete Stelle für die 
Einwilligungserteilung zu schaffen. Der Amtsarzt sei 
nicht geeignet. Aber auch ärztliche Standesvereine 
kämen nicht in Frage. Sicherlich liegen hier Schwierig- 
keiten. Daß sie aber überwunden werden können, er- 
scheint zweifellos. Eine Nebenfrage ist, ob man gerade. 
den Reichsminister des Innern, — oder aber die Reichs- 
regierung oder eine andere Stelle, — mit den Durch- 
führungsmaßnahmen betraut, und ob man die Mit- 
wirkung des Reichsgesundheitsamtes und der Standes- 
vertretungen ausdrücklich im Gesetze festlegt, was im 
Einführungsgesetz mit Leichtigkeit geschehen kann. 
Fällt die Organisation beim ersten Versuch nicht nach 
Wunsch aus, so kann sie ja auf Grund der Erfahrungen 
verbessert werden. 


VI. 


Ein weiterer Grund für die vorgeschlagene Bestim- 
mung ist, daß es leider einzelne Ärzte und Ärztinnen 
gibt, die im Bereiche des $ 228 nicht dasjenige Ver- 
trauen verdienen, das sonst der Ärzteschaft gebührt. 
Die Tatsache, daß es solche Ärzte gibt, — der Volks- 
mund bezeichnet sie als „Zuchthausärzte‘‘, — ist ein 
öffentliches Geheimnis, vor dem man nicht die Augen 
verschließen darf. Ihnen soll die Vorschrift das Treiben 
etwas erschweren. Es ist natürlich nicht daran zu 
denken, daß sie wirklich restlos gefaßt werden könnten. 
Denn sie werden in allen Fällen, die unbedenklich 
liegen, die Einwilligung erwirken, in den anderen 
Fällen aber die Hintertür benutzen, die ihnen die vor- 
geschlagene Vorschrift durch die Lebensgefahrklausel 
läßt. Es ist ja sehr wohl möglich, einen Fall hoher 
Dringlichkeit zu konstruieren, indem absichtlich eine 
Blutung herbeigeführt wird. Indessen, — der Krug 
geht solange zu Wasser, bis er bricht ; besteht die vor- 


` geschlagene Vorschrift, so wächst damit doch im merk- 


lichen Maße die Gefahr für solche Ärzte, gefaßt zu 
werden. Und diese Steigerung der Gefahr bedeutet 
einen Fortschritt. 

Je besser der Einwilligungsdienst gestaltet ist, um 
so auffälliger wird es sein, wenn bei einem Ärzte sich 
die Fälle häufen, in denen er die Einwilligung nicht : 
eingeholt, ja sie nicht einmal zu erlangen versucht hat. 
Er spielt ein gefährliches Spiel, — und dies kann den 
anderen Ärzten nur willkommen sein. 


VII. 

Öfters hört man die Ansicht, es sei zwecklos, dem 
Arzt auf diesem Gebiete allerlei Grenzen zu ziehen, 
während tatsächlich tausende von Nichtärzten fort- 
gesetzt nach freiestem Gutdünken handeln. 
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Zu dieser Erwägung Stellung zu nehmen, erübrigt 
sich wohl angesichts der Tatsache, daß der Strafgesetz- 
entwurfan den Grundsätzen des strengen Verbots fest- 
hält und hiervon nicht abgehen will. 


Anmerkung. Aus dem höchst umfangreichen Schrifttum 
seien nur die folgenden besonders wichtigen Arbeiten hervor- 
gehoben: 

a) Grotjahn-Radbruch, Die Abtreibung der Leibesfrucht. 

Berlin. Vorwärts-Buchhandlung. 1921. 
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b) Max Hirsch, Die Fruchtabtreibung. Stuttgart. Verlag 
F. Enke. 1921. 

c) Friedrich Lönne, Das Problem der Fruchtabtreibung. 
Berlin, Verlag J. Springer. 1924. 

Dieses Buch bringt am Schlusse eine sehr eingehende 
Literaturübersicht. 

d) Max Hirsch, Über die Legalisierung des künstlichen 
Abortus im künftigen Strafrecht und die Bedeutung 
eugenetischer Gesichtspunkte. Zentralblatt für Gynäko- 
logie 1925 Nr. 34 S. 1901. 


Familienbeihilfen durch Ausgleichskassen. 
Von R. FETSCHER, Dresden. 


Grundsätzlich bestehen drei Wege, den Familien ein 
nach der Kopfzahl gestaffeltes Einkommen zu sichern: 

1. durch Tarifverträge, in denen die Lohnsätze nach 
dem Familienstande bemessen werden ; 

2. durch eine Elternschaftsversicherung im Sinne 
Grotjahns; 

3. durch das Umlageverfahren oder Ausgleichs- 
kassen. | 

Der unter 1. genannte Weg wurde in der Inflations- 
zeit mehrfach beschritten, hat sich aber nicht bewährt. 
Er birgt die Gefahr in sich, den Arbeitgeber an der Ein- 
stellung unverheirateter Kräfte zu interessieren. Tarif- 
verträge unter Berücksichtigung des Familienstandes 
sind deshalb nirgends mehr in Kraft. Der unter 2. ge- 
nannte Grotjahnsche Plan ist die grundsätzlich 
richtigste Lösung, deren Durchführung angestrebt 
werden muß. Die Verwirklichung liegt allerdings noch 
in der Zukunft. Die 3. Möglichkeit bietet einen Weg 
durch privatrechtliche Regelung, bestimmten Per- 
sonenkreisen Familienzulagen zu sichern. Er besteht, 
kurz gesagt, darin, daß von einer größeren Berufs- 
gruppe durch freiwillige Selbstbesteuerung ein Teil des 


Einkommens an eine zentrale Kasse abgeführt würde, 


die dann die Verteilung der Gelder nach dem Familien- 
stande vornähme. Ich habe vor einigen Jahren die 
Berufsgenossenschaften als geeignete Verteilungsstelle 
genannt. An Bedenken wurde gegen diese Regelung, 
welche den einzelnen Arbeitgeber nicht belastet, der 
deshalb auch nicht an der Einstellung unverheirateter 
"Kräfte interessiert ist, geltend gemacht, daß für die 
Arbeiterschaft eine solche Lohnkürzung, die mit dieser 
Selbstbesteuerung verbunden wäre, nicht tragbar sei 
und ferner, daß der erforderliche Grad von Opfer- 
willigkeit wohl in keinem Berufskreise erwartet werden 
dürfe. Der erstgenannte Einwand weist auf eine wirt- 
schaftliche Schranke hin, über die wir bei der Arbeiter- 
schaft kaum hinwegkommen werden, da sich die Löhne 
wohl fast durchwegs an der Grenze des Existenz- 
minimums bewegen. Der zweite Einwand jedoch ver- 


liert seine Wirksamkeit in dem Augenblick, in dem eine 
Berufsgruppe, in der die wirtschaftlichen Schwierig- 
keiten nicht wie bei der Arbeiterschaft die Regelung 
ausschließen, die erforderliche soziale Opferbereitschaft 
durch die Tat beweist. 

Die Tarifvertragsgemeinschaft deutscher Apotheker 
hat nun eine solche Ausgleichskasse geschaffen, über 
die wegen der grundsätzlichen Wichtigkeit der ganzen 
Frage nachstehend berichtet sei. 

Die Satzungen der ,,VerheiratetenzuschuBkasse der 
Tarifvertragsgemeinschaft deutscher Apotheker‘ wur- 
den am 3. Juli 1925 vereinbart. Sie enthalten folgende 
wichtige Bestimmungen: 


Zweck. 


§ 1. Die Verheiratetenzuschußkasse ist eine Wohl- 
fahrtseinrichtung, die von der Tarifvertragsgemein- 
schaft deutscher Apotheker auf Grund des am 10. März 
1925 abgeschlossenen, vom Reichsarbeitsminister am 
5. September 1925 mit Wirkung vom 1. Juli 1925 all- 
gemeinverbindlich erklärten Tarifvertrages geschaffen 
worden ist. 

§ 2. Die VZK. bezweckt in der Hauptsache, die 
erhöhten Ausgaben der verheirateten Angestellten aus- 
zugleichen. Zuschüsse werden nach den einschlägigen 
Bestimmungen ($$ 12—15) gewährt. 

66 3—6. beschäftigen sich mit der Organisation der 
Verwaltung und interessieren von unserem Stand- 
punkt aus weniger. § 7 regelt die Formalitäten der 
Abrechnung und Prüfung. 


Aufbringung der Mittel. 


$ 8. Die erforderlichen Mittel werden dadurch auf- 
gebracht, daß die Arbeitgeber verpflichtet sind, von 
dem Gehalt jedes unter den Tarifvertrag fallenden 
vollbeschäftigten Angestellten für den Monat eine be- 
stimmte, vom Reichsausschuß festzusetzende Summe 
abzuziehen. 

Es folgen einige rein geschäftliche Bestimmungen 
über die Abführung der Beträge. Dann heißt es weiter: 
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Beitragspflichtig sind: 

a) alle im Deutschen Reiche in öffentlichen Apothe- 
ken beschäftigten Angestellten, im Sinne des $ 12 des 
Tarifvertrages ; 

b) alle Angestellten der Apotheken in den abge- 
tretenen oder entrissenen Gebieten, soweit sie Mit- 
glieder einer der vertragschließenden Parteien sind, 
oder sofern der Tarifvertrag staatlicherseits oder von 
den betreffenden Apothekervereinigungen anerkannt 
worden ist. 


Höhe der Abzüge. 


§ 9. Der Aufsichtsrat stellt im Benehmen mit dem 
Verwaltungsrat die Höhe der an die VZK. einzu- 
sendenden Abzüge bzw. Beiträge fest. Dieselben 
gelten bis zum Widerruf. Neue Sätze für die Abzugs- 
und Beitragszahlung müssen bis zum 15. des letzten 
Monats des der Inkrafttretung vorhergehenden Viertel- 
jahres bekanntgegeben sein. 

Die Abzüge betragen zur Zeit: 

pro Monat vierteljährlich 


für Approbierte II ........... 25 M 75 M 
„ Approbierte I............ 20 ,, 60 ,, 
„ Kandidaten .............. 15 „ 45 ,, 
„ Assistenten mit Vorprüfung 10 ,, 30 ,, 


§ 10 regelt das Recht der Rückforderung und Gut- 
schrift bei Änderung der Beitragssätze. 


Beitragsverweigerung. 


$ 11. Wird die Leistung der Beiträge verweigert, 
so ist der Verwaltungsrat zur Erhebung und Durch- 
führung der Klage berechtigt. Er kann mit seiner 
Vertretung ein einzelnes Mitglied oder eine dritte 
Person beauftragen. Gerichtsstand für alle Klagen ist 
Berlin-Mitte. 

Weigert sich ein Apothekenangestellter, dem Ver- 
waltungsrat notwendig erscheinende Unterlagen zur 
Führung der Klage zu überreichen, so kann ihm der 
Zuschuß gesperrt oder entzogen werden. 


Zuschußberechtigung und Ausnahmen. 


§ 12. Zuschußberechtigt sind nur die vollbeschäf- 
tigten verheirateten Assistenten und Verwalter ôffent- 
licher Apotheken nach $ 12 des Tarifvertrages. Die 
Höhe der Zuschüsse setzt der Aufsichtsrat fest, sinn- 
gemäß gelten die Bestimmungen des $ 9. (Der Zu- 
schuß beträgt augenblicklich vierteljährlich 90 # für 
die Ehefrau, 15 # für jedes Kind.) 

§ 13. Der volle Zuschuß wird gezahlt: 

a) für alle Kinder unter 18 Jahren ohne eigenes 
Einkommen (Pflegekinder nur bei erfolgter Annahme 
an Kindesstatt); 
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b) für Kinder, die in der Berufsausbildung begriffen 
sind und kein eigenes Einkommen besitzen, bis zum 
21. Lebensjahre; 

c) für den lebenden Gatten; 

d) bei Witwern: wenn die Kinder im eigenen Haus- 
stand des Vaters untergebracht sind, so wird neben 
dem Zuschuß für die Kinder auch der für die Ehefrau 
bestimmte Zuschuß gezahlt. Sind die Kinder in Pflege 
untergebracht, so kann neben dem Zuschuß für die 
Kinder auch der für die Ehefrau bestimmte Zuschuß 
bis zur Gesamthöhe oder teilweise gezahlt werden; 

e) bei Geschiedenen: 

1. für die geschiedene Ehefrau nur dann, falls sie 
selbst oder der Ehemann nicht wieder verheiratet und 
letzterer zum Unterhalt verpflichtet ist; 

2. für die Kinder wie bei Witwern; erhält jedoch 
die geschiedene Ehefrau einen Zuschuß, so kann für 
Kinder, auch wenn sie im Hause des Vaters oder in 
Pflege sich befinden, nur der Kinderzuschuß gezahlt 
werden. 

Bei Geschiedenen oder in Scheidung begriffenen 
steht es dem Verwaltungsrate frei, die Auszahlung an 
die ihm richtig erscheinende Person, eventuell auch 
an die Pfleger der Kinder zu zahlen. 


6 14. Für durch Krankheit oder geistige oder 
körperliche Gebrechen erwerbsunfähige Kinder kann 
auf Antrag an den Verwaltungsrat der Zuschuß auch 
über das 18. Lebensjahr hinaus gewährt werden. 


Die übrigen Bestimmungen regeln die Bezüge im 
Krankheitsfalle, bei Unterstützungspflicht gegen An- 
gehörige, sowie die Art der Zusendung der Beihilfen. 


Zu bemängeln wäre an der Regelung lediglich die 
geringe Höhe der Kinderzulagen, die keinen Ausgleich 
der Mehrkosten bedeutet. Vom eugenischen Stand- 
punkt aus wäre man geneigt, eine Kürzung, u. U. sogar 
den Wegfall der Frauenzulage zu befürworten, um die 
Kinderzulagen erhöhen zu können. Man könnte auch 
an eine Staffelung der Kinderzulagen nach der Kinder- 
zahl denken. Wünschenswert wäre ferner, daß die 
Familienbeihilfen als nicht steuerbarer Teil des Ein- 
kommens betrachtet würden, wodurch indirekt ein 
gewisser Ausgleich ihrer geringen Höhe einträte. Zu- 
gleich würde diese steuerliche Begünstigung ähnlichen 
Regelungen in anderen Berufen die Wege ebnen. Die 
VZK. beweist die Durchführbarkeit des Umlagever- 
fahrens, das bis zur Begründung einer staatlichen 
Elternschaftsversicherung die beste Zwischenlösung 
darstellt. Die Selbsthilfe einzelner Berufsstände durch 
Ausgleichskassen ist vor allem auch geeignet, der Not- 
wendigkeit von Familienbeihilfen allgemeine Aner- 
kennung zu schaffen, deren wir zur Erreichung staat- 
licher Regelung bedürfen. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Handwörterbuch der Sexualwissenschaft. Herausgegeben von 
Max Marcuse (Berlin). 2., stark vermehrte Auflage mit zahl- 
reichen Abbildungen. 822 Seiten. Marcus & Weber, Bonn 
1925. Lieferung I—IX je 3.50 #, Lieferung X 5.— M 
Das Werk liegt nun vollständig vor und zeigt in allen Teilen 

gegenüber der 1. Auflage erhebliche Verbesserungen. Besonders 

erfreulich ist die Fülle guter Abbildungen. Wenn im folgenden 
einige kleine Wünsche geäußert werden, so soll damit der Wert 
des Werkes in keiner Weise. herabgesetzt, sondern lediglich 
auf Möglichkeiten noch weiterer Verbesserungen hingewiesen 
werden. So wäre z. B. ein Stichwort ‚‚Vererbung‘‘ zweckmäßig, 
unter dem auf die Einzelstichworte dieses Gebietes hingewiesen 
werden könnte. Damit würde eine gewisse Zusammenfassung 
der unter Bastard, Kreuzung usw. untergebrachten Tatsachen 
erreicht. Unter ‚‚Bastard‘‘ wären auch eine Reihe schematischer 

Abbildungen erwünscht, welche die Mendelschen Regeln er- 

läutern, etwa in der Form wie es der Bearbeiter dieses Stich- 

worts, Siemens, in seiner Schrift „Grundzüge der Rassen- 
hygiene“ getan hat. Über den Einfluß des Alkoholismus auf die 

Geburtenhäufigkeit unterrichten die Angaben von Laitinen 

am besten; es ist deshalb bedauerlich, daß sie nicht angeführt 

wurden. Ebenso sollte die eugenische Bedeutung der Ab- 
treibung unter diesem Stichwort erörtert werden. Das Stich- 
wort ,,Busen und Gesäß“ ist erfreulicherweise weggefallen. Es 
war in der 1. Auflage recht unglücklich formuliert. Die sozial- 
wie rassenhygienisch gleich wichtige Frage der Elternschafts- 
versicherung und des Steuerprivilegs hätte vielleicht auch einen 

Platz verdient wie auch ein Stichwort „Wohnung“ Gelegen- 

heit böte, die ganzen sexualhygienischen und sexualethischen 

Probleme des Wohnwesens zu erörtern. Das ausgezeichnete 

Werk bietet eine Fülle von Wissensstoff in gedrängter Form und 

verbindet in glücklicher Weise die Randgebiete der Sozial- 

hygiene und Eugenik mit der Sexualwissenschaft. F. 


K. H. Bauer (Göttingen), Rassenhygiene, ihre biologischen Grund- 
lagen. Mit 28 Abbildungen. 247 Seiten. Quelle & Meyer, 
Leipzig 1925. Geb. 7.— M 
Das in Druck und Ausstattung ausgezeichnete Buch enthält 

die Wiedergabe von Vorlesungen des Verfassers. Der umfang- 

reichste Teil ist den biologischen Grundlagen der Eugenik ge- 
widmet. Das Prinzip der Entwicklung wird anschaulich und 
für jeden Gebildeten verständlich geschildert. Sehr gut gelungen 
sind auch die Ausführungen über die Gesetze der Vererbung. 

Man vermißt nur bel so breit angelegtem Unterbau ausführ- 

lichere Darlegungen über die Erbanlagen des Menschen, ebenso 

würde es vielleicht zweckmäßig sein, die Frage der Keim- 
schädigung ausführlicher zu behandeln. Gegenüber der viel- 
fach so stark betonten angeblichen Höherwertigkeit einzelner 

Rassen findet B. zweifellos die einzig mögliche Haltung, die 

sich mit der Feststellung des Bestehens von Rassen begnügt, 

ohne aber eine mit rassenhygienischen Maßnahmen bevorzugen 
zu wollen. VerhältnismäBig kurz sind die Möglichkeiten prak- 
tischer Rassenhygiene behandelt. Das Problem der Sterili- 
sierung Minderwertiger verdient entschieden eingehendere Wür- 
digung, ebenso der gesetzliche Austausch von Gesundheitszeug- 
nissen vor der Ehe, um nur zwei gegenwärtig besonders aktuelle 

Fragen zu erwähnen. Dafür hat die eugenische Bedeutung des 

Krieges eingehende Wertung erfahren. B. schätzt die Gegen- 

auslese durch den Krieg mit vollem Recht sehr hoch ein, betont 

aber im Anschluß daran die Notwendigkeit von Kriegen. Man 
würde mindestens die Betonung, daß Kriege grundsätzlich ver- 


mieden werden sollten, dankbar begrüßen. Andere Kampf- 
formen, z. B. wirtschaftliche, spielen übrigens schon heute eine 
große Rolle und es wäre denkbar, daß sie in Zukunft den Waffen- 
krieg völlig ablösen, eine Entwicklung, die eugenisch günstig zu 
werten ist. Alles in allem ist das Buch geschickt in Darstellung, 
sachlich und kritisch und somit eine erfreuliche Bereicherung 
unserer Literatur. F. 


O. Olberg (Bonn), Die Entartung in ihrer Kulturbedingtheit. 
179 Seiten. Ernst Reinhardt, München 1926. brosch. 7.— 4 
Die Schrift enthält eine geistreiche Betrachtung des Ent- 
artungsproblems vom. Standpunkte marxistischer Weltanschau- 
ung aus. O. will neben der Erbanlage die Umwelt als wichtigen 
Faktor der Individualentwicklung anerkannt sehen, eine Auf- 
fassung, die wohl allgemein geteilt wird. Allerdings wird die 
Abgrenzung beider Faktoren im Einzelfalle auf unüberwindliche 
Hindernisse stoßen. In dieser Schwierigkeit liegt es auch be- 
gründet, warum eine Verständigung mit reinen Milieutheore- 
tikern so unmöglich erscheint. O. unterscheidet vom Proletariat 
scharf die ‚„Deklassierten‘, die aus allen Schichten der Be- 
völkerung stammen, aber fälschlich meist dem Arbeiterstande 
zugeteilt werden. In dieser unrichtigen Gruppierung sei auch 
der Grund der angeblich überdurchschnittlichen Kriminalität 
des Proletariats zu suchen, wozu noch Notdelikte träten. ,,Ent- 
artung‘“ sei notwendig mit Kultur verbunden, da sie auch 
weniger ‚Anpassungsfähigen‘‘ das Leben ermögliche. Die Ge- 
fahr drohe weniger von Entartung als von ,,Herabzüchtung‘", 
da vielfach in der Gesellschaft Eigenschaften das Vorankommen 
erleichtern, welche nicht zu den wertvollen gehören. Man ge- 
winnt allerdings den Eindruck, daß solche Unterscheidungen 
und Überlegungen an dem Kern des Problems wenigstens teil- 
weise vorübergehen. O. glaubt, daß freiwillige Einschränkung 
der Kinderzahl günstig wirke im Sinne einer Auslese nach dem 
Willen zum Kinde. Er tritt deshalb auch für bedingte Freigabe 
der Abtreibung ein. Seine Ausführungen vermögen jedoch in 
diesem Punkte nicht zu überzeugen, wiewohl zugestanden wer- 
den muß, daß die gegenwärtige Rechtslage einer Revision be- 
darf. Ref. begrüßt die gedankenreiche Schrift schon deshalb, 
weil sie zeigt, daß eugenische Erwägungen auch bei Politikern 
sich durchzusetzen beginnen. F. 
Roch (Wilsdruff, Bez. Dresden), Die Vererbung der soge- 
nannten angeborenen Hüftverrenkung. Arch. f. Rassen- u. Gesell- 
schaftsbiologie. 17, 241. 1925. R. hat in 115 Fällen Familien mit 
angeborener Hüftverrenkung untersucht. Unter den 275 Ge- 
schwistern der Ausgangsfälle (152 G', 123 9) hatten 2 Brüder 
und 5 Schwestern das gleiche Leiden. Das Leiden dürfte keinem 
einfachen Erbgang folgen und auf rezessiven Anlagen beruhen. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß es daneben seltenere dominante 
gibt. Da in der Vorfahrenreihe der Ausgangsfälle Trinker, 
Geisteskranke und Epileptiker überdurchschnittlich häufig vor- 
kommen, darf angeborene Hüftverrenkung als degeneratives 
Symptom gewertet werden. F. 
R. Fetscher (Dresden), Erbbiologische Studien an Sexual- 
verbrechern. Arch. f. Rassen- u. Gesellschaftsbiologie, 17, 256. 
1925. An 235 Familien von Sexualverbrechern wird gezeigt, daß 
unter den Geschwistern der Ausgangsfälle die Zahl der Minder- 
wertigen wesentlich erhöht ist. Unter ihnen sind namentlich 
die Kriminellen, besonders Sexualverbrecher, Schizophrene, 
Seibstmörder stark vertreten. Das gleiche Bild zeigt sich bei 
den Eltern der Sexualverbrecher und deren Geschwistern wie 
bei ihren Kindern. Unter den Sexualverbrechern findet sich in 
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überwiegender Häufigkeit schizothyme Konstitution. Unter 
den Kinderschändern sind Dysplastiker, unter den Notzüchtern 
Athletiker am häufigsten zu finden. Rund 25 % der Sexual- 
verbrecher sind minderwertig, wobei jedoch nur schwerere De- 
fekte gezählt sind. Es wird die Notwendigkeit betont, die Erb- 
anlagen der Asozialen im weiteren Umfange zu untersuchen, 
wozu der Verfasser im Auftrag des Sächsischen Justizministe- 
riums eine besondere erbbiologische Kartei einrichtet. F; 


H. v. Hentig und Th. Viernstein (Straubing), Untersuchungen 
über den Inzest. 222 Seiten. Carl Winter, Heidelberg 1925. 
7.25 M. 

Die Schrift ist der 1. Band der ,,Arbeiten aus der Bayerischen 
Kriminal-Biologischen Sammelstelle‘‘, in der seit kurzem syste- 
matisch Verbrecherfamilien erforscht werden. Der erste Teil 
enthält die eingehende Beschreibung von 23 Stammbäumen mit 
Inzest, die von Viernstein untersucht sind. Er findet wie der 
Ref. ausgesprochen schizophrene Belastung und schizoïde Züge 
der Probanden. Der II. kriminalpsychologische Teil, den Hen- 
tig verfaßte, gibt einen wertvollen Überblick über das gesamte 
Inzestproblem, wobei er sich teilweise psychoanalytische Ge- 
dankengänge zu eigen macht. Besonders dankenswert ist seine 
Inzeststatistik. Die Schrift enthält eine Fülle von Tatsachen, 
die für den Erblichkeitsforscher ebenso wertvoll wie für den 
Psychiater und Sexualforscher sind. F. 


H. Günther (Leipzig), Über die Bedeutung der Sexual- 
disposition bei den Infektionskrankheiten. Archiv für Hygiene, 
96, 125. 1925. G. versucht die gesetzmäßige Höhe der nach 
Geschlechtern verschiedenen Morbidität und Mortalität an ver- 
schiedenen Infektionskrankheiten festzustellen. Da die Krank- 
heitshäufigkeit statistisch ungenauer als die Mortalität erfaßt 
ist, und da ferner außerdem die Widerstandskraft gegen einzelne 
Infektionskrankheiten nach Geschlechtern verschieden sein 
dürfte, stimmen die Sexualquotienten für Morbidität und Mor- 
talität nicht überein. Außerdem sind die verschiedenen Alters- 
klassen zu berücksichtigen, was jedoch nur bei wenigen Infek- 
tionskrankheiten wegen der zu geringen Zahlen möglich ist. 
Günther kommt zu dem Ergebnis, daß sowohl vor dem Ein- 
setzen, als auch während des Bestehens der Sexualdrüsentätig- 
keit die Sexualdisposition zu bestimmten Krankheiten auf 
Krankheitsverlauf und Häufigkeit Einfluß hat. F. 


Vererbung und Geschlechtsleben, Vierteljahrsschrift, heraus- 
gegeben von A. Forel und F. Dehnow, 1, 1. 1926. Die Schrift will 
in einer weiteren Kreisen der Gebildeten verständlichen Form 
sexualbiologische und eugenische Fragen behandeln. Da auf 
keinem anderen Gebiete Fortschritte der Gesetzgebung usw. so 
sehr von der Öffentlichen Meinung abhängen wie auf den er- 
wähnten, begrüßen wir die Absicht der Herausgeber. Das vor- 
. liegende Heft enthält Aufsätze von Boeters und Dehnow über 
die Unfruchtbarmachung erblich Minderwertiger, einen Beitrag 
von Forel ‚Gedanken über Zuchtwahl‘ sowie eine Reihe 
anderer Aufsätze, unter denen ‚‚Russisches Ehe-, Familien- und 
Sexualrecht‘‘ von Dehnow besonders hervorgehoben sei. F. 


L. Hirszfeld (Warschau), Die Konstitutionsserologie und 
ihre Anwendung in der Biologie und Medizin. Die Naturw. 14, 
17. 1926. Überblick über den gegenwärtigen Stand der Kon- 
stitutionsserologie. Man unterscheidet vier Gruppen von fol- 
gendem serologischen Typus‘ 

- Gruppe I Gruppe II Gruppe III Gruppe IV 


Serum enthält Anti A Anti B Anti A 0 
Anti B 
Blutkörperchen 
enthalten 0 A B AB 
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Anti A vermag die Blutkörperchen vom Typus A zu aggluti- 
nieren, Anti B wirkt entsprechend. A und B vererben sich 
dominant unabhängig voneinander. Gruppe A ist besonders in 
Europa vertreten und nimmt gegen Osten ständig an Häufigkeit 
ab. Gruppe B verhält sich umgekehrt. Die Gruppen stehen mit 
bestimmten Rassen in enger Beziehung. Die Verteilung von 
A und B in einer Bevölkerung gestattet gewisse, wenn auch nur 
vorsichtige Rückschlüsse auf seine Zusammensetzung. Nach 
neueren Forschungen scheinen auch Zusanımenhänge zwischen 
der Fähigkeit der Immunstoffbildung (gegen Diphtherie) und 
Blutgruppenzugehörigkeit zu bestehen. Die Forschungen ver- 
sprechen noch eine große Reihe wertvoller Aufschlüsse über 
immunbiologische und konstitutionelle Vorgänge. F. 


Fr. von Rohden (Landesheilanstalt Nietleben), Über Kon- 
stitution und Rasse. Zeitschr. f. d. ges. Neurologie u. Psy- 
chiatrie, 98, 255. 1925. Die Zusammenhänge zwischen Kon- 
stitutions- und Rasseformen einerseits und seelischen oder 
körperlichen Beziehungen andererseits werden an der Hand 
eingehender vergleichender, das gesamte deutsche Sprachgebiet 
umfassender Untersuchungen geprüft. Es werden zu diesem 
Zwecke die Körpergröße, die Kopfform, die Farbe der Haare 
und Augen, die landschaftliche Verteilung der Konstitutionse 
typen und der endogenen Psychosen herangezogen. Es scheinen 
zunächst zwischen Konstitutionstypen und Rassetypen gewisse 
Übereinstimmungen zu bestehen, ausschlaggebend für das 
Schicksal der Völker ist aber die Konstitution, die zu Krank- 
heiten disponiert und diese vererbbar macht. Ferner folgert 
Verfasser, daß nicht die nordische und dinarische Rasse Affinität 
zu schizophrenen Psychosen zeigt, sondern die leptosome und 
athletische Konstitution, daß nicht die ostische Rasse, sondern 
die pyknische Konstitution zum cyklothymen Temperament 
und zum manisch-depressiven Irresein neigt. Somit kann eine 
Identifizierung von Rasse- und Konstitutionstypen abgelehnt 
werden. Unabhängig von der Rasse, aber abhängig von der 
Psychose ist ebenso das Auftreten der konstitutionellen Körper- 
bauformen; in jeder Rasse finden sich mehrere Konstitutions- 
typen, und nicht eine bestimmte Konstitution ist Eigentümlich- 
keit einer bestimmten Rasse. So gibt es nicht nur nordische 
Leptosome, sondern auch nordische Pykniker, und nicht nur 
ostische Pykniker, sondern auch ostische Leptosome. Wahr- 
scheinlich darf man mit dem Vorkommen der Kretschmerschen 
Konstitutionstypen bei allen Rassen rechnen. Unabhängig von 
Rasseneinflüssen scheinen die gesetzmäßigen Beziehungen zwi- 
schen Körperbau und Psychose durch ein übergeordnetes kon- 
stitutionelles Prinzip bestimmt zu werden. 


Max Fischer (Wiesloch), Betrachtungen über die Unfrucht- 
barmachung der Geisteskranken. Sozialhygien. Mitteil. 9, 4, 102. 
1925. Eine bestimmte Stellungnahme zu den in letzter Zeit er- 
hobenen Vorschlägen über die Sterilisierung Geisteskranker ist 
noch nicht möglich. Angesichts der außerordentlich schwer- 
wiegenden Folgen muß verlangt werden, daß verschiedene auf 
dem Gebiete der Vererbungslehre gelegene Fragen vorerst ge- 
klärt werden. Bis dahin muß man sich mit anderen, eine minder- 
wertige Nachkommenschaft verhütenden Maßnahmen begnü- 
gen. Das ganze Problem ist aber für die Allgemeinheit von so 
großer Bedeutung, daß mit größtem Eifer an ihm weitergearbei- 
tet werden muß. Forscher aus allen einschlägigen Gebieten 
müssen sich zusammentun, um die soziologischen, rassehygie- 
nischen, eugenischen, ärztlichen und rechtlichen Fragen zu be- 
handeln und zu fördern. Sind diese Ziele erreicht, so wird die 
Entscheidung, ob sterilisiert werden soll oder nicht, eigenen Ge- 
richtshöfen zugewiesen werden müssen, denen u. a. ein Psychia- 
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ter, je ein auf dem Gebiete der Eugenik und der Vererbungs- 
wissenschaft erfahrener Forscher und ein Sozialhygieniker an- 
gehören muß. Gegen eine zwangsweise anzuordnende Sterili- 
sierung muß dem zu Sterilisierenden beziehungsweise seinem 
gesetzlichen Vertreter das Recht des Einspruches und der Be- 
rufung eingeräumt werden. 


W. Möckel (Wiesloch), Sterilisation und Kastration. Sozial- 
hygien. Mitteil. 4, 97. 1925. Nach einer Erörterung der Er- 
fahrungen, die mit eugenischen Zwangsmaßnahmen zur Ver- 
hütung einer minderwertigen Nachkommenschaft, besonders in 
den Vereinigten Staaten von Nordamerika gemacht worden sind, 
beschäftigt sich Verfasser mit den von dem früheren Sächsischen 
Bezirksarzt Dr. Boeters in Zwickau aufgestellten Forderungen, 
in Deutschland die Zwangssterilisierung gewisser geistig Minder- 
wertiger und verbrecherisch Veranlagter gesetzlich einzuführen. 
Verfasser vertritt die Ansicht, daß auf Grund des heutigen 
Standes der Vererbungslehre für die nächste Zeit nur die frei- 
willige Sterilisierung in Frage kommen kann, die bei nicht Ge- 
schäftsfähigen und Minderjährigen nur mit Zustimmung der 
gesetzlichen Vertreter vorgenommen werden darf. Zunächst 
würde aber auch bei der freiwillig erfolgenden Sterilisierung eine 
Reihe zurzeit bestehender gesetzlicher Hindernisse, die den 
operierenden Arzt der Gefahr der Strafverfolgung aussetzen, zu 
beseitigen sein. Gegen einen etwaigen Mißbrauch der Sterili- 


sierung aus eugenischen Gründen müssen die erforderlichen Vor- 


sichtsmaßnahmen getroffen werden, und die Unfruchtbar- 
machung ist in die Hände des durch berufene Sachverständige 
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beratenen Gerichtes zu legen. Ehe aber die Vererbungsgesetze 
nicht noch genauer erforscht sind, sollen in erster Linie die 
anderen Möglichkeiten einer Rassenverbesserung, die Ehe- 
beratung, das Eheverbot und die Bekämpfung der Keimgifte 
Alkohol und Syphilis herangezogen werden. 


Joseph Mayer (Freiburg i. Br.), Sterilisation im Lichte der 
Sozialethik. Sozialhyg. Mitteil. 4, 110. 1926. Die Sterilisierung 
darf bei geistig normalen Menschen nur zu Heilzwecken vor- 
genommen werden. Syphilitiker, Alkoholiker und Tuberkulöse 
müssen durch andere moralische oder gesetzliche Mittel von der 
Zeugung ferngehalten werden. Die Geisteskranken und mora- 
lisch Irren haben kein Recht zur Zeugung von Kindern, weder 
vom moraltheologischen noch vom kirchenrechtlichen Stand- 
punkte aus. Sie können die sittliche Verantwortung der Kinder- 
zeugung und Kindererziehung nicht übernehmen. Aber auch 
der Allgemeinheit dürfen die Lasten der Fürsorge für den 
minderwertigen Nachwuchs Geisteskranker nicht in einem Maße 
auferlegt werden, das die Existenz des Staates gefährden würde. 
Wäre dieser Fall zu fürchten, so hat der Staat das Recht, wenn 
andere Maßnahmen nicht zum Ziele geführt haben, die Sterili- 
sierung zu veranlassen. Durch entsprechende Gesetze müßte 
eine mißbräuchliche Anwendung des Verfahrens verhindert 
werden. Die christliche Caritas würde die Erfüllung der ihr auf- 
erlegten Aufgaben selbst unmöglich machen, wenn sie die ge- 
schlechtliche Betätigung und schrankenlose Vermehrung der 
Geisteskranken und Minderwertigen dulden würde. 


Erich Hesse (Berlin). 
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Die wesentlichen Neuerungen des zukünftigen Gesetzes über den Verkehr 
mit Lebensmitteln und anderen Bedarfsgegenständen. 


Von E. MERRES, Berlin. 


Das seit 1879 bestehende Nahrungsmittelgesetz 
(Gesetz, beteffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, 
Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen vom 14.Mai 
1879 — Reichsgesetzblatt Seite 145 —) hat im Ver- 
ein mit seinen Ergänzungsgesetzen die vordem vor- 
handenen gröbsten Mißstände im Lebensmittelverkehr, 
so vor allem den Vertrieb gesundheitsschädlicher Nah- 
rungs- und Genußmittel, bis auf ein erträgliches MaB 
einzuschränken vermocht. Wenn sich das Gesetz mit- 
hin im allgemeinen bewährt hat, so haben jedoch die 
mit ihm gemachten Erfahrungen mancherlei Lücken 
offenbart, die auszufüllen seit längerer Zeit ratsam 
erschien. Demzufolge ist von der Reichsregierung der 
Entwurf eines neuen Gesetzes über den Verkehr mit 
Lebensmitteln und anderen Bedarfsgegenständen (Le- 
bensmittelgesetz) ausgearbeitet worden!). Der Ent- 
wurf hat bereits dem Reichswirtschaftsrat zur Begut- 
achtung vorgelegen und soll demnächst im Reichsrat 
und Reichstag zur Beratung kommen. Ob er die Zu- 
stimmung dieser Körperschaften findet, muß noch 
dahingestellt bleiben, wiewohl damit zu rechnen ist. 
Denn nach den Mitteilungen der einschlägigen Fach- 
zeitschriften haben die Vertreter der verschiedenen 
Wirtschaftskreise seine Fassung im großen und ganzen 
gebilligt. Eine Veröffentlichung des Entwurfes und 
seiner Begründung findet sich unter anderem in der 
Zeitschrift für Untersuchung der Nahrungs- und Ge- 
nußmittel sowie der Gebrauchsgegenstände: Beiheft 
„Gesetze und Verordnungen‘‘, Januar 1925, Seite 
7—22. Der dort angegebene Wortlaut wird der nach- 
folgenden Besprechung zugrunde gelegt. Er dürfte 
nur wenig von dem endgültigen Wortlaut der Re- 
gierungsvorlage abweichen. Durch das geplante neue 
Gesetz wird zwar das bisherige Nahrungsmittelrecht 
nicht grundlegend umgestaltet. Indessen wird sich 
das zukünftige Lebensmittelgesetz hinsichtlich seines 
Aufbaues wesentlich von dem jetzt geltenden Nah- 
rungsmittelgesetz unterscheiden und auch mancher- 
lei sachliche Änderungen aufweisen, die kennen zu 
lernen nicht ohne Interesse sein dürfte. Letzteres 
gilt auch von der Begründung zu dem Gesetzentwurf, 


1) Vgl. Nachrichten aus der öffentlichen Gesundheitspflege 
‚in diesem Archiv Heft 1, S. 52. 


der bei der vorliegenden Darstellung vielfach gefolgt 
wird. 


$ I des Entwurfes lautet: 

Lebensmittel im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. alle Stoffe, die dazu bestimmt sind, in unverändertem 
oder zubereitetem oder verarbeitetem Zustand von Men- 
schen gegessen oder getrunken zu werden, soweit sie nicht 
überwiegend zur Beseitigung oder Linderung von Krank- 
heiten bestimmt sind, 

2. Tabak, tabakhaltige und tabakähnliche Erzeugnisse, die 
zum Rauchen, Kauen oder Schnupfen bestimmt sind. 

Hiermit wird der Begriff ‚Lebensmittel‘, zu dem 

die beiden Begriffe Nahrungs- und Genußmittel zu- 
sammengefaßt sind, umschrieben, was in dem gelten- 
den Nahrungsmittelgesetz bezüglich der beiden ében- 
genannten Begriffe nicht der Fall ist, aber seinen Vor- 
gang in dem Weingesetz vom 7. April 1909 (Reichs- 
gesetzblatt S. 393) findet, dessen $ I eine Begriffsbe- 
stimmung für Wein enthält. Die Begründung zu dem 
Lebensmittelgesetzentwurf erläutert die im $ I Ziffer 1 
gegebene Begriffsbestimmung näher. Darnach ge- 
hören zu den eigentlichen Speisen und Getränken ent- 
sprechend dem hygienischen Bedürfnis und der 
jetzigen Rechtsprechung auch deren noch nicht ge- 
nußfähige Rohstoffe, Vor- und Zwischenerzeugnisse, 
z. B. lebendes Schlachtvieh, Getreide, Limonaden-, 
Likör- und andere Essenzen, Stärke, Hefe, Back- 
pulver, Gewürze usw., sofern diese Waren für die Her- 
stellung von Lebensmitteln tatsächlich bestimmt sind. 
Wenn sie hierfür zwar verwendet werden können, 
jedoch zweifelsfrei für andere Zwecke benutzt werden 
sollen — beispielsweise Getreide als Viehfutter, Stärke 
als Appreturmittel —, so unterliegen sie nicht dem 
Gesetz. Die Begriffsbestimmung grenzt sodann die 
Arzneimittel von den Lebensmitteln ab. So sind die 
sogenannten diätetischen Nährmittel zur besonderen 
Ernährung von Säuglingen, Greisen, Genesenden usw. 
als Lebensmittel anzusehen, dagegen nicht Stoffe, die 
an sich Arzeimittel sind, aber von krankhaft veran- 
lagten Menschen als Genußmittel genommen werden, 
wie z. B. Hoffmannstropfen, Baldriantropfen und 
andere alkoholische Tinkturen. Beachtenswert ist, 
daß durch das Gesetz nunmehr ausdrücklich festgelegt 
ist, daß Rauch-, Kau- und Schnupftabak sowie tabak- 
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haltige und tabakähnliche Fabrikate als ‚Lebens- 
mittel‘‘ angesehen werden und daher den Bestim- 
mungen des Gesetzes unterworfen sind. Das gel- 
tende Nahrungsmittelgesetz läßt dies insofern strittig 
erscheinen, als Tabak nicht in ihm erwähnt wird, 
worin ein Mangel erblickt werden muß, da dieses 
Genußmittel immerhin eine besondere Stellung ein- 
nimmt. 

Der $ 2 des Gesetzentwurfs handelt von den Be- 
darfsgegenständen, die von den gesundheitlichen Be- 
stimmungen betroffen werden. Der Kreis dieser 
Gegenstände ist erweitert worden. Während das 
geltende Gesetz als solche nur Spielwaren, Tapeten, 
Farben, EB-, Trink- und Kochgeschirr sowie Petroleum 
nennt, sind in dem neuen Gesetze dem genannten Ge- 
schirr alle Gegenstände gleichgestellt, die bei der Be- 
handlung von Lebensmitteln bestimmungsgemäß mit 
diesen in Berührung kommen, nämlich Geräte zur 
Gewinnung, Herstellung, Zubereitung, Auswiegung, 
Verpackung, Aufbewahrung und Beförderung von 
Lebensmitteln. Ferner unterliegen alle Mittel zur 
Reinigung, Pflege, Färbung und Verschönerung der 
Haut, des Haares oder der Mundhöhle den diesbezüg- 
lichen Bestimmungen des Gesetzes, sodann neben 
Spielwaren, Tapeten und Farben auch Bekleidungs- 
gegenstände, Masken, Kerzen, künstliche Pflanzen und 
Pflanzenteile; endlich kann die Reichsregierung mit 
Zustimmung des Reichsrats noch andere Bedarfs- 
gegenstände bezeichnen, die unter das Gesetz fallen 
sollen. Mit dieser neuen Bestimmung wird der Ent- 
wurf wie auch mit anderen später zu erörternden Be- 
stimmungen dem Grundgedanken gerecht, ein Mantel- 
gesetz zu schaffen, auf Grund dessen reichsrechtliche 
Verordnungen erlassen werden können, die dem Fort- 
schritt der Wissenschaft und Technik sowie den 
wechselnden wirtschaftlichen Verhältnissen stets recht- 
zeitig Rechnung tragen. | 

Der $ 3 enthält die Verbote, die zum Schutze gegen 
die Schädigung der Gesundheit durch dazu geeignete 
Lebensmittel und andere Bedarfsgegenstände erlassen 
sind. Dieser Paragraph entspricht also den $$ 12—14 
des jetzigen Nahrungsmittelgesetzes. Jedoch werden 
von den Bestimmungen des zukünftigen Gesetzes alle 
Hantierungen getroffen, die im gewerblichen Verkehr 
mit Lebensmitteln vorkommen. Nach diesem Para- 
graphen ist verboten: 


1. a) Lebensmittel für andere derart zu gewinnen, herzu- 
stellen, zuzubereiten, zu verpacken, aufzubewahren 
oder zu befördern, daß ihr Genuß die menschliche Ge- 
sundheit zu schädigen geeignet ist, oder 

b) Gegenstände, deren Genuß die menschliche Gesundheit 
zu schädigen geeignet ist, als Lebensmittel anzubieten, 
zum Verkaufe vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu ver- 
kaufen oder sonst in den Verkehr zu bringen; 


2. a) Bedarfsgegenstände der im $ 2 Nr. 1 bis 4, 6 bezeich- 
neten Art so herzustellen oder zu verpacken, daß sie 
bei bestimmungsgemäßem oder vorauszusehendem 
Gebrauche die menschliche Gesundheit durch ihre 
Bestandteile oder Verunreinigungen zu schädigen ge- 
eignet sind, oder 

b) so hergestellte oder verpackte Bedarfsgegenstände 
dieser Art anzubleten, zum Verkaufe vorrätig zu 
halten, feilzuhalten, zu verkaufen oder sonst in den 
Verkehr zu bringen. 


Im geltenden Gesetz ist nur vom Herstellen, Ver- 
kaufen, Feilhalten oder sonst Inverkehrbringen die 
Rede. | 

GewiB können auch hiernach gesundheitlich be- 
denkliche Handhabungen der Erzeuger und Händler 
erfaßt werden, da ja mit solchen Handhabungen ein 
gesetzwidriges Inverkehrbringen verbunden ist. Immer- 
hin aber kommt es hierbei doch auf die richterliche 
Auslegung des Gesetzes an. Durch den klaren Wort- 
laut obiger Fassung der Ziffer la wird nunmehr jede 
Rechtsunsicherheit in diesem Punkte beseitigt werden. 
Auch sei darauf aufmerksam gemacht, daß im zu- 
künftigen Gesetz von Gewinnen, Herstellen und Zu- 
bereiten der Lebensmittel gesprochen wird, nicht mehr 
wie bisher von Herstellen allein. Durch die erweiterte 
Fassung werden die einzelnen Arten der Lebensmittel- 
erzeugung schärfer erfaßt. So wird Milch gewonnen, 
Käse oder Butter hergestellt, eine sonst fertige Speise, 
die gewürzt wird, zubereitet. 

Der $ 4 handelt von den Verboten zum Schutze 
gegen Täuschung, die in dem geltenden Gesetz im 
§ 10 enthalten sind und sich hier wie dort nur auf 
Lebensmittel beziehen. Neu aufgenommen ist das in 
Ziffer 3 ausgesprochene, der Verordnung gegen irre- 
führende Bezeichnung von Nahrungs- und Genuß- 
mitteln vom 26. Juni 1916 (Reichsgesetzblatt S. 588) 
entlehnte Verbot: Lebensmittel unter irreführender 
Bezeichnung, Angabe oder Aufmachung anzubieten, 
zum Verkaufe vorrätig zu halten, feilzuhalten, zu ver- 
kaufen oder sonst in den Verkehr zu bringen. 

Der $ 5 des Entwurfs gibt den Rahmen für die- 
jenigen Verbote und Vorschriften, die wegen der 
leichteren Anpassung an die Erfordernisse der Wissen- 
schaft, Technik und Wirtschaft dem Verordnungswege 
vorbehalten sind. $ 5 hat nachstehenden Wortlaut: 

Die Reichsregierung kann mit Zustimmung des 
Reichsrats 


1. zum Schutze der Gesundheit verbieten oder nur unter 
Beschränkungen zulassen, daß 
a) Lebensmittel für andere auf bestimmte Weise gewon- 
nen, hergestellt, zubereitet, verpackt, aufbewahrt oder 
befördert werden, 
b) Lebensmittel von bestimmter Beschaffenheit ange- 
boten, zum Verkaufe vorrätig gehalten, feilgehalten, 
verkauft oder sonst in den Verkehr gebracht werden, 
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c) Bedarfsgegenstände der im $ 2 Nummer 1 bis 4, 6 be- 
zeichneten Art von bestimmter Beschaffenheit her- 
gestellt,, angeboten, zum Verkaufe vorrätig gehalten, 
feilgehalten, verkauft oder sonst in den Verkehr ge- 
bracht werden, 

d) gesundheitsschädliche Farben für bestimmte Zwecke 
verwendet oder unter einer ihre gesundheitsschädliche 
Beschaffenheit verschleiernden Bezeichnung ange- 
boten, zum Verkaufe vorrätig gehalten, feilgehalten, 
verkauft oder sonst in den Verkehr gebracht werden; 

2. verbieten oder nur unter Beschränkungen zulassen, daß 
Gegenstände oder Stoffe, die zur Nachmachung oder Ver- 
fälschung von Lebensmitteln bestimmt sind oder deren 
Verwendung bei der Gewinnung, Herstellung oder Zu- 
bereitung von Lebensmitteln unzulässig ist, für diese 
Zwecke hergestellt, angeboten, fellgehalten, verkauft oder 
sonst in den Verkehr gebracht werden; 

3. vorzuschreiben, daß und wie auf den Packungen oder Be- 
hältnissen, in denen Lebensmittel an den Verbraucher ab- 
gegeben werden, oder auf den Lebensmitteln selbst An- 

. gaben über denjenigen, der sie in den Verkehr bringt, über 
die Zeit der Herstellung sowie über den Inhalt nach Art 
und nach Maß, Gewicht oder Anzahl oder einem anderen 

Maßstab für den Gebrauchswert angebracht werden; 

4. Begriffsbestimmungen für die einzelnen Lebensmittel 
aufstellen und Grundsätze darüber festsetzen, unter 
welchen Voraussetzungen Lebensmittel als verdorben, 
nachgemacht, verfälscht oder irreführend bezeichnet 
unter die Verbote des $ 4 fallen; 

5. Vorschriften über das Verfahren bei der zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen technischen Untersuchung 
von Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen der im $ 2 
bezeichneten Art erlassen. 

Hervorgehoben mag werden, daß vermöge der Be- 
stimmungen unter c) und d) die Gesetze, betreffend 
den Verkehr mit blei- und zinkhaltigen Gegenständen, 
vom 25. Juni 1887 (Reichsgesetzblatt Seite 273), und 
betreffend die Verwendung gesundheitsschädlicher 
Farben bei der Herstellung von Nahrungsmitteln, 
Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen, vom 
5. Juli 1887 (Reichsgesetzblatt Seite 277), durch 
reichsrechtliche Verordnungen ersetzt werden können. 
Eine Regelung auf dem Verordnungswege für diese 
Gegenstände liegt sowohl im Interesse der Verbraucher 
als auch in dem der Industrie und des Handels. Denn 
die Beschaffenheit jener Gegenstände hängt im hohen 
Maße von dem jeweiligen Stande der Technik ab und 
somit trifft für die Gesetzgebung darüber das zu, was 
vorher von ihrem Bedürfnis nach einer Anpassungs- 
fähigkeit an die wechselnden wirtschaftlichen und 
gewerblichen Verhältnisse gesagt worden ist. Beide 
Gesetze sind auch schon seit längerer Zeit erneuerungs- 
bedürftig. 

Ziffer 3 ist der Verordnung vom 18. Mai 1916 
(Reichsgesetzblatt Seite 380) über die äußere Kenn- 
zeichnung von Waren entnommen. 

Durch die Ziffer 4 kann für die einzelnen Gruppen 
von Lebensmitteln festgesetzt werden, was erlaubt und 


verboten ist. Das Fehlen einer derartigen Bestimmung 
in dem Nahrungsmittelgesetz von 1879 wird von den 
Gewerbe- und Handelskreisen als wesentlicher Mangel 
empfunden. Nach Ziffer 5 kann von Amts wegen 
vorgeschrieben werden, wie die Lebensmittel zu unter- 
suchen sind. Beides muß auf dem Verordnungswege 
geschehen, weil sich die Vorschriften über die Her- 
stellung und Beschaffenheit der Lebensmittel der 
fortschreitenden Entwicklung des Lebensmittelge- 
werbes, diejenigen über die Untersuchungsverfahren 
dem Fortschritt der chemischen und anderer Natur- 
wissenschaften anpassen müssen. Vorarbeiten für 
Ausführungsbestimmungen auf Grund dieses Para- 
graphen liegen bereits in den vom Reichsgesundheits- 
amt herausgegebenen ‚Entwürfen zu Festsetzungen 
über Lebensmittel‘ vor; und zwar sind bisher solche 
veröffentlicht über Honig, Speisefette und Speiseöle, 
Essig und Essigessenz, Käse, Kaffee, sowie Kaffee- 
Ersatzstoffe!). Die Entwürfe, die zum Teil eine Neu- 
bearbeitung der ‚Vereinbarungen zur einheitlichen 
Untersuchung und Beurteilung von Nahrungs- und 
Genußmitteln sowie Gebrauchsgegenständen für das 
Deutsche Reich‘ ?) darstellen, bilden übrigens auch 
schon jetzt willkommene Behelfe für Gerichts- und 
sonstige behördliche Entscheidungen im Verkehr mit 
den betreffenden Erzeugnissen, und nach ihnen richtet 
sich vielfach schon zur Zeit die Gepflogenheit des 
reellen Handels mit Lebensmitteln. 

Von großer Bedeutung ist der $ 6, der bestimmt, 
vor Erlaß von Verordnungen nach $ 2 Ziffer 6 und 
$ 5, den Reichsgesundheitsrat, verstärkt durch Sach- 
verständige aus den Kreisen der Erzeuger, der Händ- 
ler, der Verbraucher und der Fachwissenschaft, zu 
hören. Hierdurch wird von vornherein gewährleistet, 
daß dem Stande der Wissenschaft und Technik sowie 
den tatsächlichen wirtschaftlichen Verhältnissen Rech- 
nung getragen wird, ohne daß dabei die Belange der 
Verbraucher hintenan gesetzt werden. 

Eine wesentliche Neuerung weisen die folgenden 
66 7, 8 und 9 auf, die sich mit der Beaufsichtigung des 
Verkehrs mit Lebensmitteln und anderen Bedarfs- 
gegenständen befassen. 

$ 7. Die Beamten der Polizei und die von der zuständigen 
Behörde beauftragten Sachverständigen sind befugt, die Räume, 
in denen 

1. Lebensmittel gewerbsmäßig oder für Mitglieder von Ge- . 

nossenschaften oder ähnlichen Vereinigungen gewonnen, 
hergestellt, zubereitet, abgemessen, ausgewogen, verpackt, 
aufbewahrt, feilgehalten oder verkauft werden, 


2. Bedarfsgegenstände der im $ 2 bezeichneten Art zum Ver- 
kaufe vorrätig gehalten oder feilgehalten werden, 


während der Arbeits- oder Geschäftszeit einzutreten, dort Be- 


1) Heft 1—6 von Julius Springer, Berlin, 1912—15. 
3) Julius Springer, Berlin 1897—1902. 
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 sichtigungen vorzunehmen und gegen Empfangsbescheinigung 
Proben nach ihrer Auswahl zum Zwecke der Untersuchung zu 
fordern oder zu entnehmen; soweit nicht der Besitzer darauf 
verzichtet, ist ein Teil der Probe amtlich verschlossen oder ver- 
siegelt zurückzulassen und für die entnommene Probe eine an- 
gemessene Entschädigung zu leisten. 

Soweit Erzeugnisse vorwiegend zu anderen Zwecken als zum 
menschlichen Genusse bestimmt sind, beschränkt sich die im 
Abs. 1 Nr. 1 bezeichnete Befugnis auf die Räume, in denen 
diese Erzeugnisse als Lebensmittel zum Verkaufe vorrätig ge- 
halten oder feilgehalten werden. 

Die Befugnis zur Besichtigung erstreckt sich auch auf die 
Einrichtungen und Geräte zur Beförderung von Lebensmitteln, 
die Befugnis zur Probeentnahme auch auf Lebensmittel und 
Bedarfsgegenstände der im $ 2 bezeichneten Art, die an öffent- 
lichen Orten, insbesondere auf Märkten, Plätzen, Straßen oder 
im Umherziehen zum Verkaufe vorrätig gehalten, feilgehalten, 
oder verkauft werden. 

Durch die vorstehenden Bestimmungen wird die 
Befugnis zur Beaufsichtigung des Lebensmittelver- 
kehrs nach zwei Richtungen erweitert. 1. können 
künftig nicht nur die Verkaufsräume, sondern auch 
die Herstellungs- und Lagerräume für Lebensmittel 
sowie die Lagerräume für andere Bedarfsgegenstände 
besichtigt werden, dies ist jetzt nur bezüglich einiger 
Lebensmittel auf Grund des Gesetzes, betreffend den 
Verkehr mit Butter, Käse, Schmalz und deren Ersatz- 
mitteln, vom 15. Juli 1897 (Reichsgesetzblatt Seite 
475) sowie des Weingesetzes vom 7. April 1909 (Reichs- 
gesetzblatt Seite 393) möglich, während im übrigen 
zur Zeit eine Revision der Herstellungs- und Lager- 
räume nur bei Personen ausgeübt werden darf, die 
wegen Vergehens gegen das Nahrungsmittelgesetz zu 
einer Freiheitsstrafe verurteilt worden sind; 2. ist 
künftighin eine Besichtigung der unter das Lebens- 
mittelgesetz fallenden Gegenstände auch außerhalb 
der Betriebs- und Geschäftsräume zulässig. 

Von dem Gedanken ausgehend, daß die Lebens- 
mittelkontrolle erschwert und sogar hintertrieben 
wird, wenn die Inhaber und Angestellten nicht die 
notwendigen Auskünfte erteilen und die erforderliche 
sonstige Hilfe leisten, wird im neuen Gesetz die Abgabe 
solcher Auskünfte und die Hilfeleistung pflichtmäßig 
gemacht und die Verweigerung unter Strafe gestellt. 

Andererseits läßt der Entwurf nicht außer acht, 
daß durch die Befugnis zum Betreten der Herstellungs- 
und Lagerräume die besichtigenden Sachverständigen 
und Beamten einen weitgehenden Einblick in den ge- 
samten Fabrikations- und Geschäftsbetrieb der revi- 
dierten Unternehmen gewinnen. Demzufolge sind zur 
Wahrung der berechtigten Interessen der Unter- 
nehmer Bestimmungen getroffen worden, die sichern, 
daß die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse nicht un- 
rechtmäßig verwertet werden. 

In den Strafbestimmungen des Entwurfs ist neu, 
daß im Falle der Beanstandung von Gegenständen die 
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Einziehung oder Vernichtung nicht mehr wie bisher 
auf gesundheitsschädliche Gegenstände beschränkt, 
sondern auf alle Lebensmittel ausgedehnt wird, die 
verdorben, verfälscht oder nachgemacht sind oder eine 
irreführende Bezeichnung tragen. Ferner ist neu die 
Möglichkeit einer gerichtlichen Untersagung des Her- 
stellungs- oder Handelsbetriebes. Diese bildet einen 
sehr wirksamen Schutz für die Bevölkerung, indem 
einerseits das Fortbestehen großer MiBstände unver- 
züglich unterbunden werden kann, andererseits die 
angedrohte Strafe wegen des großen wirtschaftlichen 
Schadens im Falle der Verurteilung auf die Gewerbe- 
treibenden äußerst abschreckend wirkt. 

Um für die Gewerbetreibenden eine Rechtssicher- 
heit zu bieten, kann die Untersagung nur durch 
einen GerichtsbeschluB herbeigeführt werden und 
nicht etwa durch die Verfügung einer Verwaltungs- 
behörde, während andererseits die Vergünstigung be- 
steht, daß der Betrieb durch eine Genehmigung der 
zuständigen Verwaltungsbehörde wieder aufgenom- 
men werden kann. Hierbei mag darauf hingewiesen 
werden, daß im Gegensatz zum geplanten neuen 
Lebensmittelgesetz nach dem Hausarbeitsgesetz vom 
20. Dezember 1911 (Reichsgesetzblatt Seite 976) durch 
bloße polizeiliche Anordnung verboten werden kann, 
Räume, in denen Nahrungs- oder Genußmittel herge- 
stellt oder verarbeitet werden, zu bestimmten anderen 
Zwecken zu benutzen, und daß gegen eine solche Ver- 
fügung nur Beschwerde an die höhere Verwaltungs- 
behörde zulässig ist ($$ 7—9 des Hausarbeitsgesetzes). 

Schließlich ist noch erwähnenswert, daß im Falle 
einer Freisprechung der Freigesprochene in Zukunft 
nicht wie bisher einen Anspruch auf öffentliche Be- 
kanntmachung des Freispruches hat. Vielmehr bleibt 
diese dem Ermessen des Gefichts überlassen, weil, 
wie die Begründung sagt, Fälle denkbar sind, in denen 
zwar aus äußeren Gründen ein Freispruch, nicht aber 
die mit einer Öffentlichen Bekanntmachung des Frei- 
spruches verbundene Ehrenerklärung für den Ange- 
klagten gerechtfertigt erscheint. Auch besteht nach 
dem künftigen Gesetz eine Möglichkeit der Bekannt- 
machung der gerichtlichen Verurteilung in den Ge- 
schäftsräumen des Angeklagten, was ebenfalls sehr 
wirksam ist, weil dadurch gerade die Verbraucher auf 
das Vergehen gegen das Lebensmittelgesetz aufmerk- 
sam gemacht werden. 

Eine Neuerung bringt noch der folgende $ 20. 

„Die Reichsregierung kann mit Zustimmung des 
Reichsrats die Untersuchung bestimmter Lebens- 
mittel bei der Einfuhr anordnen 

Mit dieser Bestimmung wird die Einfuhr schädlicher 
oder minderwertiger Lebensmittel an und für sich 
nicht verhindert, wie dies bezüglich einzelner Lebens- 
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mittel durch das Schlachtvieh- und Fleischbeschau- 
gesetz vom 3. Juni 1909 und die Ausführungsbestim- 
mungen zu dem Weingesetz vom 9. Juli 1909 geschieht. 
Indessen ist insofern eine Möglichkeit gegeben, die 
Schäden, die durch eine Einfuhr gesetzeswidriger 
Lebensmittel entstehen, abzustellen, als die zustän- 
digen Behörden des Bestimmungsortes der Auslands- 
waren, wenn ihnen die Ergebnisse der Untersuchung 
der vom Ausland eingehenden Lebensmittel mitgeteilt 
werden, dann nach den allgemeinen Bestimmungen 
des Lebensmittelgesetzes verfahren und im Verfolg 
dieser Bestimmungen verfälschte, verdorbene oder 
sonstwie minderwertigeLebensmittel einziehen Können. 
Die wirtschaftlichen Schädigungen, die den Impor- 
teuren durch eine etwaige Einziehung beanstandeter 
Waren ausländischen Ursprunges erwachsen, werden 
dazu führen, daß sich der Handel von vornherein 
angelegen sein läßt, auf die einwandfreie Beschaffenheit 
der im Ausland gekauften Waren zu achten. So 
wünschenswert es vom gesundheitlichen Standpunkt 
aus wäre, die Untersuchung aller vom Ausland ein- 
gehenden Lebensmittel vorzunehmen, so ist dies 
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aus wirtschaftlichen Gründen nicht möglich. Des- 
halb ist nur vorgesehen, daß sich die Untersuchung 
auf einzelne Lebensmittel beschränkt, deren Aus- 
wahl von der jeweiligen Sachlage abhängig zu 
machen ist. 

Der letzte Paragraph ($ 21) trifft Bestimmung über 
die Gesetze und Verordnungen, die bei Inkrafttreten 
des neuen Lebensmittelgesetzes außer Kraft zu setzen 
sind. Hiernach sollen die bewährten Gesetze über 
einige besondere Lebensmittel als Sondergesetze be- 
stehen bleiben, nämlich: 

1. das Gesetz betreffend die Schlachtvieh- und 
Fleischbeschau, vom 3. Juni 1900 (Reichsgesetzblatt 
Seite 547); | 

2. das Gesetz, betreffend den Verkehr mit Butter, 
Käse, Schmalz und deren Ersatzmitteln, vom 15. Juni 
1897 (Reichsgesetzblatt Seite 475); 

3. das Weingesetz vom 7. April 1909 (Reichsgesetz- 
blatt Seite 393) in der Fassung des Gesetzes vom 
1. Februar 1923 (Reichsgesetzblatt: Seite 107); 

4. das Süßstoffgesetz vom 8. April 1922 (Reichs- 
gesetzblatt Seite 390). 


Das kommende Reichsmilchgesetz ? 
Von MAX LEHMANN, Liegnitz. 


Der Deutsche Städtetag hat dem Reichstag den 
Entwurf eines Reichsmilchgesetzes unterbreitet mit 
dem Antrage, diesen Entwurf Gesetz werden zu lassen. 
Die Anregung hierzu ging von dem Verbande badischer 
Milchbedarfsgemeinden aus, der in einer Denkschrift 
darauf hinweist, daß die Versorgung der Verbraucher 
mit einwandfreier und hochwertiger Milch von außer- 
ordentlicher Bedeutung für die Volksgesundheit ist. 

Mit diesem so überaus wichtigen Nahrungsmittel 
kann heute mit Leichtigkeit jedermann handeln und 
zwar oft in der kümmerlichsten Weise, denn nach $ 2 
der jetzt geltenden Reichsmilchverordnung vom 6. 
Juni 1924 — RGB]. I Seite 624 — haben nur die Ge- 
meinden über 50000 Einwohner das Recht, den Handel 
mit Milch zu konzessionieren. Kleine Gemeinden be- 
dürfen hierzu der Genehmigung der obersten Landes- 
behörde. — Dieser Handelserlaubniszwang, von dem 
meines Wissens verhältnismäßig wenig Gebrauch ge- 
macht wird, ist in wohlfahrtspolizeilicher Hinsicht zu 
begrüßen und wird im übrigen auch von den reellen 
Milchhändlern gefordert. Die heutigen vielen Auch- 
Milchhändler, oft nur im Nebenberuf, haben von der 
erforderlichen Behandlung und Aufbewahrung der 
Milch unzureichende Kenntnis. Dabei sind die Ge- 
fahren, welche] der menschlichen Gesundheit durch 


schlechte Milch drohen, sehr große ; sie entstehen durch 
Verfälschung und Zusammensetzung der Milch, sowie 
durch Infektion der Menschen. 

Der Entwurf des Städtetages fordert daher ($ 2) für 
Länder und Gemeinden die Ermächtigung, gesund- 
heitliche Vorschriften über den Verkehr mit Milch zu 


erlassen (Gewinnung, Behandlung, Beförderung, Auf- 


bewahrung, Beschaffenheit und Verkauf). Die Ge- 
meinden sollen insbesondere anordnen können ($ 3), 
daß die in ihrem Bezirk eingeführte Milch vor der 
Ausgabe an den Verbraucher einem Reinigungs- und 
Tiefkühlungsverfahren unterzogen werden muß, wenn 
sie dies nach Lage der Verhältnisse im Interesse der 
öffentlichen Gesundheitspflege für erforderlich halten. 
Dieser Zweck dient, wie in der Begründung des Städte- 
tages zu dem eingereichten Gesetzentwurf angegeben 
wird, zugleich zur Verhütung der Verderbnis oder der 
Wertminderung großer Milchmengen und wird auch 
den Erzeugern zum Vorteil gereichen, denen die sonst 
übliche Zurücksendung verdorbener Milch in großem 
Umfange erspart wird. 

Die Notwendigkeit einer Reinigung der Milch vor 
Abgabe an den Verbraucher erhellt daraus, daß z. B. 
in der Stadt Mannheim im Jahre 1924 von den in den 
Milchverkaufsstellen erhobenen polizeilichen Milch- 
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proben nur 0,75 vom Hundert beanstandet werden 
muBten, während ‘34 vom Hundert der erhobenen 
polizeilichen Proben im Jahre 1913 wegen Schmutz- 
gehalts oder Milchfälschung zu beanstanden waren; 
obgleich damals nur ein Fettgehalt von 3 vom Hundert 
verlangt wurde, dieser heute dagegen im Durchschnitt 
3,63 vom Hundert beträgt. Bei einem täglichen Ab- 
satz von rund 70000 Litern ergibt der durch die 
Reinigung entfernte Schmutz im Jahre ein Gewicht 
von nahezu 300 Zentnern. 

Im Gesetzentwurf wird weiterhin für die Gemeinden 
mit über 50000 Einwohnern die Pflicht — jetzt 
Kannvorschrift — zur Ausübung der Handelskon- 
zession gefordert. Die Erlaubnis soll nur versagt wer- 
den können, wenn 

a) der Antragsteller die für den Handel erforderliche 
Sachkenntnis oder Zuverlässigkeit nicht besitzt; 

b) diezum Milchhandel bestimmten Räumlichkeiten 
und Einrichtungen den polizeilichen oder den 
auf Grund der $$ 2 u. 3 des Gesetzes erlassenen 
Vorschriften nicht entsprechen ; 

c) anzunehmen ist, daß der Antragsteller nicht eine 
von der Gemeinde nach den örtlichen Bedürf- 
nissen festzusetzende Mindestmenge an Milch in 
den Verkehr bringt. 

Selbstverständlich kann die erteilte Erlaubnis zu- 
rückgezogen werden, wenn sich nachträglich Umstände 
ergeben, welche die Versagung der Erlaubnis recht- 
fertigen würden. Beachtenswert ist, daß das Erfordernis 
der Sachkenntnis und Zuverlässigkeit auch von den im 
Milchverkehr tätigen Hilfspersonen gefordert wird, da 
anderenfalls das Ziel, die Bevölkerung mit einwand- 
freier Milch zu versorgen, umgangen werden könnte. 

Dieser geforderten Konzessionierung des Milch- 
handels wird man ohne weiteres zustimmen Können, 
zumal sie auch von den Händlerverbänden selbst ge- 
wünscht wird. 

Eine andere Frage ist die der Errichtung von Milch- 
zentralen in den Städten. Solche Milchzentralen haben 
sich nach der eingangs erwähnten Denkschrift des Ver- 
bandes badischer Milchbedarfsgemeinden besonders im 
Süden und Westen Deutschlands, wo der Kleinbetrieb 
vorherrscht, gebildet aus der Erkenntnis heraus, daß 
die gesundheitliche Beschaffenheit und der Nährgehalt 
der in den Städten abgesetzten Milch um so schlechter 
zu sein pflegt, je mehr Erzeuger und Milchhändler an 
der Gewinnung, dem Transport und dem Verkauf der 
Milch beteiligt sind. Die Stadt Mannheim berichtet, 
daß sowohl Landwirte: wie auch Milchhändler mit der 
Zentrale der Mannheimer Milchverordnung fast aus- 
nahmslos einverstanden sind. Es heißt: 

‚Die Landwirte haben in der Milchzentrale, im Gegensatz 


zu einem großen Teile des Handels vor dem Krieg, einen un- . 
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bedingt sicheren zahlungsfähigen Abnehmer, der ihnen bei 
der Auszahlung des Milchgeldes besonders entgegenkommt. 
Durch die Errichtung der Sammelstellen und Tiefkühl- 
stationen sind sie auch vor der Gefahr geschützt, daß ihnen 
Milch, wie dies früher durch Händler geschah, zurückge- 
schickt wird, die schon den langen Weg nach Mannheim 
durchlaufen hatte und bei der Rückkunft naturgemäß un- 
genießbar war. Die Landwirte wissen, daß ihre Milch nur 
beanstandet wird, wenn dies begründet ist und sind in der 
Lage, Anstände, da diese unmittelbar auf die Ablieferung 
folgen, sofort zu prüfen. Auch ist ein großes Unternehmen, 
wie eine Milchzentrale, das mit den nötigen Nebenbetrieben 
ausgestattet ist, viel leichter imstande, in Zeiten steigender 
Milcherzeugung den Überschuß aufzunehmen, als die zu- 
meist wenig leistungsfähigen Milchhändler.. Es bürgt also 
für die Regelmäßigkeit und Nachhaltigkeit des Milchabsatzes. 
Die Händler wiederum ziehen den jetzigen Zustand vor, 
weil sie dadurch der Verlustgefahr enthoben sind, welche 
früher infolge der fortgesetzten überaus starken Schwan- 
kungen der Milchanlieferung und des Milchabsatzes durch 
das Sauerwerden der Milch bestand. Auch begrüßen sie es, 
daß das unwirtschaftliche Zutragen der Milch in die Häuser 
nunmehr abgestellt ist, welches früher ihre Kräfte sehr stark 
zersplitterte,. denn die Haushaltungen eines Hauses wurden 
häufig von mehreren Milchhändlern beliefert und die Kunden 
des einzelnen Händlers wohnten zumeist in weit vonein- 
anderliegenden Stadtteilen. Auch das zeitraubende Auf- 
suchen von Lieferanten auf dem Lande ist für sie nun weg- 
gefallen, ganz abgesehen davon, daß es ihnen wohl nicht 
möglich wäre, das große Kapital aufzubringen, das für die 
einwandfreie Versorgung mit Milch bei den jetzigen er- 
schwerten Bezugsverhältnissen notwendig ist.‘ 


Da auch die Hauptversammlung des Vereins deut- 
scher Nahrungsmittelchemiker im Juni 1924 eine 


‚Resolution angenommen hat, wonach anzustreben ist, 


daß die Gemeinden anordnen dürfen, daß sämtliche 
in ihrem Bezirk gewonnene und in ihrem Bezirk ein- 
geführte Vollmilch, Magermilch und Sahne einem 
Milchhof oder einer Milchzentrale zugeführt und hier 
durch Reinigung, geeignete Aufbewahrung wie Pasteu- 
risierung, zu einem hygienisch einwandfreien Nah- 
rungsmittel hergerichtet werden kann, so erscheint es 
notwendig, dieser Frage größeres Interesse entgegen- 
zubringen als bisher. Es handelt sich durchaus nicht 
um eine Neuauflage der Zwangswirtschaft. Treffend 
heißt es in der Denkschrift: „So gut man Schlachthöfe 
in allen Städten gebaut hat, damit die Bevölkerung 
ein gesundes Fleisch erhält, so gut man durch Wasser- 
werke in allen Städten der Bevölkerung ein hygienisch 
einwandfreies Wasser zuführt, mindestens so not- 
wendig erscheint es, der Stadtbevölkerung durch eine 
solche Anstalt eine gute, gehaltreiche Milch im Inter- 
esse der Ernährung der Kinder und Kranken und zur 
Förderung der Gesundheit der Erwachsenen zu ver- 
schaffen .“ 

Diese Erkenntnis muß festen Boden fassen, damit 
späterhin die Durchführung des Reichsmilchgesetzes 
auf keinerlei Schwierigkeiten stößt. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Das Gesundheitswesen im Haushaltsplan 
des Reiches. 


In dem Haushaltsentwurf des Reichsministeriums des Innern 
für das Rechnungsjahr 1926 finden sich die nachstehenden 
Beträge: 

a) Allgemeine Bewilligungen für Bildung 
und Schule: 
Zur Förderung des Turn- und Sportwesens (Unter- 

stützung der großen, das gesamte Turn-, Sport- 

und Wanderwesen umfassenden Reichsverbände 

sowie Unterstützung vorbildlicher sportlicher 


Einrichtungen): =... nl 400000 M 
(im Vorjahr 400000 K) 
Förderung der auf sittliche Hebung des Volkes, 
insbesondere der Jugend gerichteten Bestrebun- 
gen, soweit sie allgemeine Bedeutung haben 
(Förderung von Einrichtungen und Vereinigun- 
gen der Wohlfahrtspflege, besonders der Jugend- 
“WOhHahrt) 33er 250000 M 
(250000 4) 
b) Gesundheitswesen: 
Förderung der auf. gesundheitliche Hebung des 
Volkes, insbesondere der Jugend, gerichteten 
Bestrebungen von allgemeiner Bedeutung, na- 
mentlich auch der gesundheitlichen Säuglings-, 
Kleinkinder und Krüppelfürsorge sowie der hy- 
gienischen Volksbelehrung ................. 500000 M 
(2500000 A) 
Beitrag desReichs zu den Aufwendungen Preußens 
zur Abwehr der Rinderpest ............... 200000 # 
(250000 #) 
Zur Bekämpfung des Alkoholismus und der mit Zee 
dem Alkoholismus zusammenhängenden Ge- ' 
sundheitsschäden (Tuberkulose, Geschlechts- » " 
krankheiten, Psychopathen- und Geisteskran- 
kenfürsörge) unse een 1800000 M 
(1800000 4) 
Im ordentlichen Haushalt betragen die Kosten des 
Reichsgesundheitsamts an Besoldungen, per- 
sönlichen und sächlichen Ausgaben ......... 1330011 M 
(1087120 4) 


An einmaligen Ausgaben sind für das Gesundheitswesen beim 
Haushalt des Reichsministeriums des Innern für das Jahr 1926 


vorgesehen: 

Zur Förderung der Erforschung und Bekämpfung 
menschlicher Krankheïiten.................. 200000 M 
(200000 W) 

Beitrag zu den Unterhaltungskosten einer Anstalt 

für die Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit 

im Deutschen Reich (Gesamtkosten vom Reich 
zu %/,, von Preußen zu 2/, getragen).......... 120000 # 
(120000 4) 

Zur Förderung der Erforschung und Bekämpfung 
tierischer Krankheiten .................... 50000 #4 
(50000 K) 


Beim Haushalt des Reichsarbeitsministeriums für das jahr 
1926 sind als allgemeine Bewilligungen für die Zwecke der 
Sozialversicherung vorgesehen als Belastung des Reichs aus 
Zuschüssen zu den Renten der Invalidenversicherung 192695000 
(Im Jahre 1926 werden voraussichtlich für 1766900 4 In- 
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validenrenten und 274700 4 Witwen- und Witwerrenten mit 
je 72 4 jährlich sowie 1269400 4 Waisenrenten mit je 36 4 
jährlich zu zahlen sein.) 

Die Durchführung der Unfallversicherung in Reichsbetrieben 
erfordert 1150000 4. 

An Rentenempfängern waren im Jahre 1924 4200 vorhanden. 


Für Wochenhilfe waren im Jahre 1925 20 Millionen Mark vor- 
gesehen, welche nach Antrag der Reichsregierung im Jahre 1926 
gestrichen werden sollten, vom Reichsrat aber wieder her- 
gestellt wurden. Die Reichsregierung hatte in ihrem Entwurf 
eines Gesetzes über Wochenhilfe die Streichung des $ 205 der 
Reichsversicherungsordnung beantragt, wonach das Reich die 
Leistungen der Krankenkassen für die Familienhilfe zur Hälfte 
erstattet. 

Der Anteil des Reichs an den Unterhaltungskosten des Inter- 
nationalen Arbeitsamts in Genf ist auf 225000 4, die Teilnahme 
an dessen Beratungen auf 25000 4 veranlagt. 

Für die Untersuchung der Gesundheits- und Arbeitsverhält- 
nisse von Arbeitnehmern sind 50000 # vorgesehen. 


Die Ausgaben für die unterstützende Erwerbslosenfürsorge 
sind für das Jahr 1926 auf 40 Millionen # (gegenüber 120 Millio- 
nen Æ im Vorjahr), die der produktiven Erwerbslosenfürsorge 
auf 60 Millionen .# (gegenüber 100 Millionen «# im Vorjahr) 
herabgesetzt worden. 

Das Reich trägt nach der Verordnung über Erwerbslosen- 
fürsorge vom 16. Februar 1924 die Hälfte des notwendigen Für- 
sorgeaufwands, der durch die Beiträge der Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer und die Gemeindeleistungen nicht gedeckt wird; 
die Beihilfepflicht tritt ein, wenn in einem Beitragsbezirk min- 
destens 2 Wochen hindurch die höchstzulässigen Beiträge von 
3% des Grundlohnes erhoben worden sind. 

Für sonstige soziale Maßnahmen (Fürsorge für reichsdeutsche 
Kriegsbeschädigte im Ausland 400000 4), Unterstützungen an 
das als invalide ausgeschiedene Arbeiterpersonal früherer Heeres- 
und Marinebetriebe (11738000 .#) u. a. sind 12184000 # vor- 
gesehen. 

Die reichseigenen Versorgungskuranstalten erfordern einen 
Zuschuß von 1070000 # für die Beköstigung und von 235000 .# 
für Arzneien, Verband- und Kurmittel. 

Zur wissenschaftlichen Fortbildung der im Versorgungs- 
wesen tätigen Ärzte sind 50000 4 vorgesehen. 


Die Verwaltungskosten der Hauptfürsorge- und Fürsorge- 
stellen für die Festsetzung und Auszahlung der Zusatzrenten 
(88 88—95 des Reichsversorgungsgesetzes vom 31. Juli 1925) 
betragen 3500000 4. 

Zur Unterstützung von Einrichtungen und Anstalten; welche 
die Aufgaben des Reichs auf dem Gebiete der Heilfürsorge zu 
fördern imstande sind, sieht der Ordentliche Haushalt des 
Reichsarbeitsministeriums für 1926 erstmalig 500000 # vor. 

Für bauliche Veränderungen und Verbesserungen der Geräte- 
ausstattung der ärztlichen Versorgungsdienststellen sind 
859500 AK vorgesehen. 

Im außerordentlichen Haushalts-Etat werden vom Reichs- 
arbeitsministerium für Förderung des Baues von Wohnungen 
15 Millionen Mark angefordert, da eine Wohnungsbedarfs- 
erhebung vom 1. Oktober 1924 die Zahl der wohnungslosen 
Reichsbeamten und Bediensteten der Hoheitsverwaltungen 
einschließlich der Wehrmacht noch auf rund 18000 Köpfe fest- 
gestellt hat. 
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In dem Haushalt des Allgemeinen. Pensionsfonds für das 
Jahr 1926 finden sich als Versorgungsgebührnisse für frühere 
Angehörige der Wehrmacht 645 Millionen #. 

Davon entfallen auf das alte Heer 591,8 Millionen #, und die 
neue Wehrmacht 53,1 Millionen #. Die Versorgungsgebühr- 
nisse für Hinterbliebene von früheren Angehörigen der Wehr- 
macht erfordern 780,8 Millionen #. 

Für die Heilbehandlung und damit zusammenhängende Aus- 
gaben sind 31,1 Millionen # vorgesehen; als Beihilfen an kriegs- 


beschädigte Militärpersonen, die- keinen gesetzlichen Anspruch- 


auf kostenlose Heilbehandlung haben, 400000 # und zur Be- 
seitigung von Härten 1,95 Millionen AM. 

Die Kosten der Versorgung nach dem Kriegspersonen- 
schädengesetz vom 30. Juni 1923 werden für das Jahr auf 
2345000 .# angesetzt. 

Der Gesamthaushalt 
1466 746 000 K. | 

In dem Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung sind zur 
Gewährung von Wohlfahrtsrenten an Anstalten und Einrichtun- 
gen der freien und kirchlichen Wohlfahrtspflege 7%, Millionen, 
an Anstalten und Einrichtungen zur Förderung wissenschaft- 
licher Ausbildung und Forschung 2%, Millionen # vorgesehen. 

Für Zwecke der Invalidenversicherung sind 40 Millionen, als 
Sonderunterstützung für die Hausgewerbetreibenden, Ange- 
stellten und Arbeiter des Tabakgewerbes 2 Millionen, zur För- 


der Militärversorgung beträgt 


derung von Anstalten und Einrichtungen der privaten Wohl- | 


fahrtspflege, die etwa 600000 Betten und über 100000 Pflege- 
kräfte umfassen, 214 Millionen # vorgesehen. 

Zur Schaffung von Wohnungen auf Rechnung des Reichs für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter der Reichsverwaltungen sind 
9 Millionen # bestimmt. 

Im ordentlichen Haushalt für das Reichswehrministerium be- 
tragen die Kosten für das Kapitel ‚„Sanitätswesen‘ beim Heere 
5358090 .#, bei der Marine 1406320 #. 


Allgemeines. 

Heinz Zeiß (Moskau), Die Bedeutung RuBlands für die 
meaizinisch-geographische Forschung. Münch. med. Wochen- 
schr. 72, 1834—1838. 1925. Der medizinischen Geographie und 
ihrer Bedeutung für die biologischen Geschehnisse wird mit 
Recht neuerdings wieder eine größere Bedeutung beigemessen; 
sie muß die Grundlage der epidemiologischen Forschung und 
der internationalen Hygiene bilden. Die offensichtlichen Zu- 
sammenhänge zwischen Bodenverhältnissen und zahlreichen 
Krankheiten können aber nur in großen, einheitlichen Staats- 
gefügen erforscht werden. Hierfür ist Rußland sehr geeignet, 
zumal dort alle menschlichen Infektionskrankheiten, zahlreiche 
Tropenkrankheiten und die wirtschaftlich wichtigen Tierkrank- 
heiten heimisch sind und die verschiedenartigsten Verhältnisse 
in bezug auf Klima, Geologie, Fauna und Völkerrassen bestehen. 
Die Grundlage dieser Forschungen, die in Rußland zum Teil 
schon geschaffen worden ist, müßte eine Art von Landesauf- 
nahme der vorkommenden pathogenen Mikroorganismen, blut- 
saugenden Insekten usw. sein. Erich Hesse (Berlin). 


Ausbildung des ärztlichen Hilfspersonals. 
Georg Streiter (Berlin), Der Krankenpflegeberuf — kein Durch- 

gangs- — sondern ein Lebensberuf. 3. u. 4. Auflage. Elwin 

Staude, Osterwieck a. Harz 1925. 54 Seiten. 

Das vorliegende Büchlein dürfte für jeden, der sich dem 
Krankenpflegeberuf widmen möchte, von unentbehrlichem 
Werte sein, da es alle Fragen behandelt, die für Krankenpflege- 
personen in Betracht kommen. Im Anhang sind die neuen 
amtlichen Vorschriften und Ausführungsbestimmungen über 
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die staatliche Prüfung von Krankenpflegepersonen und Mas- 
seuren in Preußen, über die Lehrgänge der Massageschulen, die 
staatliche Prüfung von Wohlfahrtspflegerinnen in Württem- 
berg, die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für das Pflege- 
personal der Landesirrenanstalten und Pflegeanstalten der 
Provinz Brandenburg, die Aufnahmebedingungen von Kranken- 
pflege- und Säuglingspflegeschulen (in Berlin, Düsseldorf, 
Arnsdorf (Sachsen), Nürnberg, Kiel, Kaiserin Auguste Victoria 
Haus in Charlottenburg, Breslau, Köln) meistens im Original- 
text wiedergegeben. Möllers (Berlin). 


Seuchenbekämpfung. | 

Hauriot, Lion Bernard et Jules Renault (Paris). 
Sur la stérilisation des pièces de monnaie et des billets. (Über 
die Sterilisierung von. Geldstücken und Scheinen.) - Bull. de 
l’acad. de med. 94, 30. 841—843. 1925. Falls die im Um- 
lauf befindlichen Geldstücke und -scheine zur Verhütung von 
Krankheitsübertragung regelmäßig desinfiziert werden sollten, 
müßten bei allen Behörden, Kassen, Banken und in größeren 
Geschäften entsprechende Apparate aufgestellt werden. Dies 
würde sehr erhebliche Kosten und schwierige Kontrollmaß- 
nahmen verursachen. Demgegenüber würde der Nutzen nicht 
von allzugroßer praktischer Bedeutung sein, da auf Grund 
älterer und neuerer Untersuchungen angenommen werden kann, 
daß an Geldstücken, wahrscheinlich infolge einer keimtötenden 
Metallwirkung, im allgemeinen nur wenig Bakterien haften, 
und daß auch Geldscheine, vermutlich vermöge der desirfi- 
zierenden Wirkung des Luftsauerstofis in Verbindung mit der 
Poiôsität des Papieres, meist nur harmlose Saprophyten und 
die gewöhnlichen Eitererreger, selten aber eigentliche patho- 
gene Keime beherbergen. g 

Chr. Zoeller (Paris), La vaccination antidiphthérique 
des trés jeunes sujets. (Impfung von ganz jungen Indi- 
viduen gegen: Diphtherie.) Bull. et mén. de la soc. méd. 
des hop. de Paris. 41, 28. 1218—1219. 1925. Junge, mit 
Anatoxin behandelte Meerschweinchen verschiedener Würfe 
wurden 3 Monate später mit der tödlichen Dosis Diphtherie- 
toxin gespritzt. Alle Tiere blieben leben, jedoch zeigten die 
jüngsten, kurze Zeit nach der Geburt immunisierten, eine 
charakteristische Lokalreaktion. Die immunisatorische Wirkung 
steht demnach mit dem Alter in Zusammenhang und ist bei 
sehr jungen Individuen weniger stark. Bei Kindern muß man 
eine Vererbung der Empfänglichkeit gegenüber dem Diphtherie- 
toxin annehmen, die mit den Blutgruppen der Eltern im Zu- 
sammenhang steht. Eine Schutzimpfung der Mutter hat beim 
Säugling nur eine sehr unsichere Immunität zur Folge, dagegen 
zeigt der Tierversuch, daß das vor oder während der Trächtig- 
keit geimpfte Meerschweinchen Junge wirft, die für die Dauer 
von 3—4 Monaten immun sind, vielfach sogar, ohne Wieder- 
holung der Impfung, noch bei einem späteren Wurfe. 

H. F. Schaeffer, Transmission internationale des avis 
épidémiologiques par télégraphie sans fil. (Internationale 
Übermittlung von Nachrichten über epidemische Krankheiten 
durch drahtlose Telegraphie.) Rev. d’hyg. 47, 11.  980— 
892. 1925. Die gegenseitige Benachrichtigung über epidemische 
Krankheiten würden die verschiedenen Länder mit großem 
Vorteil auf drahtlosem Wege erfolgen lassen; es würde dies 
eine sehr bedeutsame Vereinfachung und Beschleunigung der 
Nachrichtenvermittlung herbeiführen. Durch zweckmäßige 
Vereinbarung müßte die erforderliche Kontrolle gewährleistet 
werden, daß der Empfänger die für ihn bestimmte Nachricht 
auch erhalten hat. Für die Schiffahrt würde die drahtlose 
Übermittlung von besonderer Bedeutung sein, da die auf See 
befindlichen Fahrzeuge über etwaige, nach dem Verlassen eines 
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Hafens ausgebrochene Seuchen oder über solche in dem an- 
gesteuerten Hafen unterrichtet werden könnten. 


G. Ichok (Paris), Une nouvelle épidémie non identifiée au 
Japon. (Eine neue, nicht identifizierte Epidemie in Japan.) 
Ann. d’hyg. publ. industr. et soc. 3, 7. 396—404. 1925. 
Im Juli 1924 ist eine eigenartige, bisher trotz aller Bemühungen 
noch nicht geklärte Krankheit in Japan epidemisch aufgetreten, 
die bei einer Sterblichkeit von 54,8% bisher zu 6551 Erkran- 
kungen (= 11,7 auf 100000 Einwohner) geführt hat. Besonders 
häufig erkranken ältere Personen, namentlich nach dem 50. 
Lebensjahre. Oft gehen dem Krankheitsausbruch Kopfschmer- 
zen und allgemeines Unwohlsein voran; am 2.—3. Tage er- 
reicht das Fieber 39—41° und hält sich 10—14 Tage lang auf 
dieser Höhe. In diesem Stadium kann der Tod erfolgen, oder 
es tritt unter Fieberabfall Heilung ein. Am Ende der ersten 
Krankheitswoche wird häufig, sowohl bei leichten wie bei 
schweren Fällen, ein Fiebersturz beobachtet. Das Kernigsche 
Phänomen ist stark positiv, in den Extremitäten bestehen 
Spasmen, das Bewußtsein ist getrübt, und vom 2.—3. Tage 
ab treten gelegentlich Delirien und komatöse Erscheinungen 
auf. Ferner zeigen sich pneumonische Reizzustände, Harn- 
verhaltung, Verstopfung, leichte Albuminurie und gelegentlich 
petechiale Blutungen am Rücken. Die Cerebrospinalflüssigkeit, 
Wa.R. und Widalsche Reaktion zeigen nichts Besonderes, auch 
bakteriologische Untersuchungen sind stets negativ geblieben. 
Bei der Leichenöffnung fallen blutreiche und üdematôse 
Meningen auf, opake Flecken an der Hirnbasis und Blutungen 
am Boden des 4. Ventrikels. In der Hirnrinde findet sich eine 
perivaskuläre kleinzellige Infiltration, ebenso im verlängerten 
Mark, in den Lungenunterlappen ödematöse Veränderungen 
und Leukocyteninfiltrate, in Leber- und Nierenparenchym 
Degenerationserscheinungen. Blut und sämtliche untersuchten 
Organe sind bakteriologisch steril. Die Krankheit kann aber 
durch Einspritzung von dem Kranken entnommenen Material 
auf Kaninchen übertragen werden. Im Verlauf der Epidemie 
scheint sich eine natürliche Immunität zu entwickeln. Die 
Krankheit ist jedenfalls nicht identisch mit cerebrospinaler 
Meningitis, mit anderen, in Japan vorkommenden Krank- 
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heiten oder mit Aviteminosen, sie steht auch nicht in Be- 
ziehungen zu diesen. Erich Hesse (Berlin). 


Arzneimittelwesen. 


Solbrig (Breslau), Apothekenwesen und Medizinalbeamte. 
Zeitschr. f. Medizinalbeamte u. Krankenhausärzte, 38/47, 
795—813. 1925. Der Wunsch der Apotheker, die Aufsicht der 
Apotheken durch eigene pharmazeutische Beamte ausführen zu 
lassen, kann nicht als berechtigt anerkannt werden. Der be- 
amtete Arzt ist auf Grund seiner Vorbildung schr wohl befähigt, 
eine Apotheke sachgemäß zu besichtigen, und er ist unparteiisch, 
was bei einem pharmazeutischen Inspizienten nicht immer er- 
wartet werden kann. In den einzelnen deutschen Ländern be- 
stehen in dieser Hinsicht große Verschiedenartigkeiten: stellen- 
weise wird die Aufsicht von beamteten Ärzten unter Zuziehung 
von Apothekern ausgeübt, anderswo durch pharmazeutische 
Beamte allein oder auch, unter besonderen Voraussetzungen, 
gemeinsam mit beamteten Ärzten. Eine einheitliche Regelung 
der Aufsicht im Reiche sei im Interesse des Publikums wie auch 
des Apothekerstandes dringend zu wünschen. 


Kurpfuscherei. 


L. Frank (Zürich), Kurpfuschertum und offizielle Medizin. 
Schweiz. med. Wochenschr. 55, 921—923. 1925. Es wird 
scharfe Kritik geübt an dem Gutachten einer kantonalen 
Sanitätsbehörde, wonach Laien die Abhaltung von Kursen 
für Stotterer, obwohl hierin eine medizinische Behandlung zu 
erblicken sei, nicht verboten werden solle, weil nachweislich die 
Laien mit dem Gegenstand oft besser vertraut seien als Ärzte. 
Wenn dies der Fall sei, so müsse eben für eine bessere Aus- 
bildung der Ärzte gesorgt werden, und den Universitätsprofes- 
soren, die vorwiegend an dem genannten Gutachten beteiligt 
waren, wäre die Aufgabe zugefallen, diesen offensichtlichen 
Mangel im Lehrplan abzustellen. Dasselbe gelte für eine Reihe 
anderer nervöser Störungen (Schreibkrampf, Impotenz u. a.), 
bei denen die unzureichende Ausbildung der Ärzte schuld daran 
sei, daß der Kranke sich dem Kurpfuscher anvertraue. 

Erich Hesse (Berlin). 
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Betrachtungen zur Auswirkung des preußischen Krüppelfürsorgegesetzes. 
Von WALTER SCHASSE, Berlin. 


Das preußische Krüppelfürsorgegesetz vom 6. Mai 
1920 legt den Landesfürsorgeverbänden die Erwerbs- 
befähigung der armenrechtlich hilfsbedürftigen Krüp- 
pel unter 18 Jahren auf, was durch die preußische Aus- 
führungsanweisung zur Reichsfürsorgepflichtverord- 


nung auf alle minderjährigen Krüppel ausgedehnt 


wird, soweit sie hilfsbedürftig sind. Damit ist auch 
gesetzlich die Besonderheit der Krüppelfürsorge über- 
haupt festgelegt. Da es sich nämlich beim Krüppel 
nicht um einen Kranken schlechtweg, sondern um 
einen Menschen handelt, der durch bestimmte seine 
Bewegungsfähigkeit hemmende Leiden unsozial ge- 
worden ist oder zu werden droht, muß die Krüppel- 
fürsorge diesen Menschen wieder in die Gemeinschaft 
der Allgemeinheit als nützliches Glied einreihen, zum 
Nutzen für die Allgemeinheit und zum Segen für ihn 
selbst. Dies ist die eigentliche Aufgabe aller Krüppel- 
fürsorge und des preußischen Gesetzes im besonderen. 
Zur Erreichung dieses Zieles kann man keines der drei 
Faktoren, Klinik, Schule, Berufsausbildung entbehren ; 
ohne ihre verständnisvolle Zusammenarbeit müßte der 
ganze Bau der Krüppelfürsorge zusammenbrechen. 
Wer sie z. B. nur vom ärztlichen Standpunkte aus be- 
treiben wollte, behandelt zwar ein Krüppelleiden oder 
„einen Fall von ...", wird aber niemals Erwerbsbe- 
fähigung des Krüppels erreichen. Ein Krüppel im 
Sinne des Gesetzes ist ein Mensch, der durch gewisse 
Leiden so weit behindert ist, daß seine Erwerbsfähig- 
keit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkte voraussicht- 
lich wesentlich beeinträchtigt ist. Ein an Körper und 
Geist Gesunder ist erwerbsfähig, wenn er ausreichende 
Schulbildung erhalten hat, ein Krüppel aber muß ent- 
- sprechend seiner körperlichen Behinderung außerdem 
für einen bestimmten Beruf vorbereitet werden, denn 
als ungelernter Arbeiter kann er mit Gesunden nicht 
konkurrieren. Diese Vorbereitung zum Berufe wird 
in vielen Fällen nur durch eine besondere Berufsaus- 
bildung möglich sein, die nun wieder oftmals nur in 
einem Krüppelheim erfolgen kann. Hier sei eine Be- 
merkung eingeschaltet, die zeigt, daß Behörden mit 
der Auswertung des statistischen Materials vorsichtig 
sein müssen. Eine statistische Zusammenstellung des 
Landesjugendamtes Berlin über die Kosten der Ber- 
liner Krüppelfürsorge im Jahre 1924 besagt, daß durch 
die Behandlung, Verpflegung und Berufsausbildung in 


besonderen Krüppelanstalten 78,7% der Gesamtkosten 
verbraucht wurden, während die restlichen 21,3% 
sich auf ambulante Behandlung, Unterbringung in der 
Anstalt Buch, im Ambulatorium für Knochengelenk- 
tuberkulose auf dem Exerzierplatz Eberswalderstraße, 
in Seehospizen, Landaufenthalt, Beschaffung von or- 
thopädischen Apparaten verteilen sollen. Hieraus 
darf man nun nicht den Schluß ziehen, daß die ge- 
schlossene Krüppelfürsorge um so viel teurer wäre, als 
die offene, denn Seehospiz, Apparatebeschaffung usw. 
sind gar keine richtige Krüppelfürsorge, sondern nur 
Behandlung. Das ambulant versorgte Kind kostet die 
Stadt auch noch durch Schulunterricht, seine Eltern 
durch Verpflegung, Kleidung usw., so daß hierbei die - 
Beträge nur aus anderer Tasche bezahlt werden. Was 
aber für die Erwerbsbefähigung der Krüppel zweck- 
mäßiger ist, sei dabei nicht einmal untersucht. 

Was haben die Krüppelfachleute vom Gesetz er- 
wartet, und sind die darauf gesetzten Hoffnungen er- 
füllt worden ? 

Man hat festgestellt, daß über 50% schweren Krüp- 
peltums vermieden werden können, durch rechtzeitige 
Erfassung, Behandlung und Vorbeugung. In dieser 
Hinsicht hat das Gesetz segensreich gewirkt. Durch die 
von ihm für Ärzte, Lehrer, Hebammen, Pfleger und 
Fürsorgepersonen vorgeschriebene Meldepflicht wer- 
den wenigstens in den Städten so ziemlich alle Krüppel 
zur Kenntnis der Behörde kommen, während früher 
ihre Auffindung mehr oder minder dem Zufall über- 
lassen war. In der Krüppelfürsorgestelle VI Berlin, 
Skalitzerstraße 9, habe ich gefunden, daß die uns vor- 
gestellten Neumeldungen (Einschulungen, Reihen- 
untersuchungen der Schulärzte) jetzt kaum schwerere 
Krüppelfälle enthalten, sondern in der überwiegenden 
Mehrzahl leichte Skoliosen und Haltungsanomalien, 
bei denen man es sich überlegen muß, ob man sie über- 
haupt unter der Beobachtung der Krüppelfürsorge- 
stelle behalten will oder nicht. Ich tue es oft aus der 
Erwägung heraus, daß in Berlin für solche Fälle noch 
keine genügende anderweitige Überwachung besteht. 
Um welche Zahlen es sich in Städten bei der Meldung 
von Krüppeln handelt, kann man z. B. aus der Krüp- 
pelfürsorgestatistik des Landesjugendamtes Berlin 
über das Jahr 1924 ersehen, welche 5466 Neumeldun- 
gen in GroB-Berlin bei einer Gesamtzahl von 11735 Be- 
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treuten am Jahresschluß verzeichnet. Auf dem Lande 
liegen die Verhältnisse allerdings manchmal insofern 
anders, als in manchen Bezirken jetzt noch immer alte 
Krüppelfälle auftauchen, die bisher der Meldung ent- 
gangen waren. Hier erfolgen die meisten Meldungen 
durch die Fürsorgerinnen, die in den einzelnen Fa- 
milien mit den Krüppeln in direkte Berührung kom- 
men. Demgemäß steht die Zahl der Krüppelmeldungen 
in Beziehung zur Zahl und Güte der Fürsorgerinnen. 
Das kann man so recht auf den Untersuchungsterminen 
des Landeskrüppelarztes in den einzelnen Kreisen be- 
obachten. 

Ebenso sieht man bei dieser Krüppelschau eine 
andere Wirkung des Gesetzes, die Propaganda. Auf- 
klärung über die Leistungen der Krüppelfürsorge, nicht 
nur unter den Krüppeln und ihren Angehörigen, son- 
dern, was mindestens ebenso wichtig ist, auch bei Be- 
hörden, Fürsorgeorganen, Ärzten. Während die Ärzte, 
namentlich die praktischen Ärzte auf dem Lande, sich 
zuerst dem Gesetz gegenüber ziemlich ablehnend ver- 
hielten, ja die Meldepflicht als eine neue Belästigung 
auffaßten und wohl auch ein gewisses Mißtrauen 
hegten, Patienten könnten ihnen dadurch entgehen 
oder eine Behörde könnte sich in ihre Behandlungs- 
weise einmischen, findet man jetzt mehr und mehr, 
daß die Ärzte Zutrauen zur öffentlichen Krüppelfür- 
sorge fassen. An einzelnen Orten kommen praktische 
und Krankenhausärzte mit zur Krüppelschau. Manche 
Krüppelleiden lassen sich im Anfangsstadium sehr wohl 
vom Arzt auf dem Lande behandeln, nur muß er auch 
über den derzeitigen Stand der orthopädischen Maß- 
nahmen unterrichtet sein. Da das medizinische 
Staatsexamen bisher noch keine Prüfung in Ortho- 
pädie kennt, die weitaus größte Mehrzahl der Ärzte 
sich mit Krüppelfürsorge noch gar nicht beschäftigt 
hat, kann der Landeskrüppelarzt auf den Unter- 
suchungstagen wertvolle Fingerzeige zur Beurteilung 
und Behandlung von Krüppelleiden, sowie allgemeine 
Hinweise in der Krüppelfürsorge geben. So wird man 
mit der Zeit Meldungen erhalten, die schon rein akten- 
mäßig dem Landeskrüppelarzt ein genaueres Urteil 
über die Anstaltsbedürftigkeit des einzelnen Krüppels 
gestatten, wodurch sich Zeit und Geld kostende Rück- 
fragen erübrigen. Der Landeskrüppelarzt soll nämlich 
an Hand der Meldung entscheiden, ob bei dem be- 
treffenden Krüppel Anstaltspflegebedürftigkeit vor- 
liegt oder nicht. Mit Meldungen wie „Lähmung eines 
Beines‘‘ kann man aber nicht viel anfangen. Die Über- 
wachung der aus Anstalten entlassenen Krüppel 
könnte ebenfalls sehr gut durch den Arzt auf dem 
Lande erfolgen, wenn er nur weiß, worauf es in jedem 
Falle ankommt usw. Wir Krüppelfachleute würden es 
freudig begrüßen, wenn durch die Krüppelschauter- 
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mine ein größeres Interesse der praktischen Ärzte für 
diese außerordentlich wichtige ,,Kleinarbeit in der 
Krüppelfürsorge‘‘ geweckt würde, von der sehr oft der 
Erfolg der ganzen Fürsorge abhängt. 

Die Überwachung der noch in Behandlung befind- 
lichen, oder bereits entlassenen Krüppel ist auch noch 
nicht vollkommen geregelt. Immer wieder muß man 
erleben, daß gute Ergebnisse der Behandlung verloren 
gehen, weil die dem Krüppel bei der Entlassung aus 
der Anstalt mitgegebenen Anweisungen nicht genau 
befolgt wurden, orthopädische Apparate, Lagerungs- 
vorrichtungen usw. nicht richtig benutzt oder gepflegt 
wurden. Wer ein Krüppelleiden hat, muß jahrelang 
auf dem Posten sein, um Verschlechterungen seines 
Zustandes zu verhüten. Selbst wenn der gute Wille 
zu Anfang vorhanden war, erlahmt nur zu leicht des 
Krüppels oder seiner Angehörigen Willenskraft, wenn 
nicht sachkundige, fürsorgerische Überwachung ihnen 
hilft. | 

Die Propaganda der Krüppelfürsorge unter den Be- 
hörden und Fürsorgepersonen, deren Kenntnis von 
Krüppelfürsorge bisher leider auch sehr erhebliche 
Lücken aufwies, ist ebenfalls eine erfreuliche Folge des 
Gesetzes. Wie bereits oben angedeutet, ist die ständige 
Überwachung der in Behandlung befindlichen und aus . 
der Behandlung entlassenen Krüppel von größter Wich- 
tigkeit. Durch die alten Fälle, die infolge mangelhafter 
Überwachung und Sorglosigkeit der Angehörigen 
immer wieder rezidivieren, daher stets von neuem in 
Anstaltsfürsorge genommen werden müssen, entstehen 
weit höhere und überflüssige Kosten wie durch die 
regelrecht entkrüppelten und gut kontrollierten Fälle. 
Ebenso ist das Verständnis für Krüppelfürsorge durch 
das Gesetz in weiteste Kreise des Volkes getragen wor- 
den. Die Krüppel und ihre Angehörigen selbst, die 
sich früher sehr zurückhaltend verhielten, kommen 
jetzt oft unaufgefordert zu den Untersuchungstermi- 
nen des Landeskrüppelarztes. Frühbehandlung und 
Vorbeugung sind mit diesem Verständnis weiterer 
Kreise natürlich wesentlich fruchtbringender zu trei- 
ben. Solche niederdrückenden Eindrücke, wie ich sie 
noch vor einigen Jahren auf einer Untersuchungsreise 
in der Provinz Brandenburg bekam, wo ich in zwei 
Kreisen an zwei aufeinander folgenden Tagen über 
zwanzig schwere Fälle von veralteten angeborenen 
Hüftgelenksverrenkungen zu sehen bekam, wird man 
in Zukunft hoffentlich nicht mehr haben. Jetzt kom- 
men oft Eltern mit einem kleinen Kinde, bei dem ihnen 
am Gang oder in der Beinlänge geringe Störungen 
aufgefallen sind, unaufgefordert zur Krüppelschau und 
fragen, ob es sich hier um eine Hüftverrenkung han- 
deln könne. Dies ist nur ein Beispiel von vielen. 

Weigerung der Eltern, die vorgeschlagene Behand- 
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lung an ihrem Kinde vornehmen zu lassen, findet man 
noch ôfter, namentlich, wenn es sich um Operationen 
handelt, oder wenn das Kind schon anderweitig ohne 
Erfolg behandelt worden ist. Manchmal beruht diese 
Weigerung auf Einflüssen von Bekannten, die Kinder 
mit ähnlichen Leiden ohne Erfolg haben behandeln 
lassen. Durch die persönliche Rücksprache des Lan- 
deskrüppelarztes mit den Eltern und den Krüppeln 
wird dann meistens dieser Widerstand ohne Zwangs- 
maßnahmen, die das Gesetz ja in krassen Fällen 
auch ermöglicht, überwunden, namentlich wenn 
man den Eltern auf der Krüppelschau gute Erfolge 
von Behandlungen solcher Erkrankungen zeigen 
kann. 

Der Anspruch auf Erwerbsbefähigung, den minder- 
jährige Krüppel nach dem Gesetz jetzt haben, führt 
zwangsläufig dazu, daß die Behörden sich mehr als 
bisher mit dem Gedanken vertraut machen müssen, 
die Berufsausbildung in Anstalten sowohl als auch die 
ambulante Berufsausbildung weiter auszubauen. Die 
in den Ausführungsbestimmungen des Gesetzes er- 
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wähnten Prämien für solche Meister, die einen Krüppel 
in Lehre nehmen wollen, sind in manchen Gegenden 
bereits in Anwendung. Bei genügender Höhe und aus- 
giebiger Anwendung derselben kann man wohl er- 
warten, daß die ambulante Ausbildung von Krüppeln 
mehr in Schwung kommt. Zur Zeit liegt sie jedenfalls 
noch sehr im Argen, was nicht nur mit der heutigen 
wirtschaftlichen Lage überhaupt zusammenhängt, 
sondern auch damit, daß der kleine Handwerker von 
seinem Lehrjungen noch Verrichtungen allgemeiner 
Art — Botengänge, Hilfe im Hause — verlangt, die 
der Krüppel ihm oft nicht oder nur unvollkommen 
leisten kann. Ebenso ist die Vermittlung von Arbeits- 
gelegenheit für solche Krüppel, die auf Grund des Ge- 
setzes einen Beruf erlernt haben, noch sehr mangelhaft. 
Hier ist seitens der Behörden und auch seitens der 
privaten Fürsorgevereinigungen noch viel nachzuholen, 
denn ohne großzügige Arbeitsvermittelung für Krüppel 
kann das Gesetz nicht seinen vollen Zweck erreichen, 
der — mit Biesalski zu reden — dahin geht, „aus 
Almosenempfängern Steuerzahler zu machen.“ 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeines. 


Fetscher (Dresden), Gesundheitspaß. Herausgegeben im 
Auftrag des pädagogischen Institutes der Technischen Hoch- 
schule Dresden. Verlag Julius Beltz, Langensalza. Der vor- 
liegende Gesundheitspaß zeichnet sich dadurch aus, daß er, wie 
der Verfasser sagt, mit voller Absicht möglichst einfache Maß- 
zahlen fordert, damit ein lückenloses Ausfüllen in allen Verhält- 
nissen möglich ist. Besonders wertvoll können die geforderten 
Paßbildchen werden. In einem Anhang findet man einige 
Zahlen über die Entwicklung des Menschen. 

Stephan (Mannheim). 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


Der Landes-Stephanie-Bund für Mutter- und Säuglingsschutz in 
Budapest, eine im Jahre 1916 gegründete private Vereinigung, 
der von der ungarischen Regierung die Durchführung des Mutter- 
und Säuglingsschutzes übertragen worden ist, gibt in seinem 
Jahresbericht für 1925 ein recht interessantes Bild seiner Tätig- 
keit. Die Grundsätze für die Arbeit sind in folgenden For- 
derungen festgelegt: 1. keine Mutter darf in eine ungünstigere 
wirtschaftliche Lage geraten, weil sie einem neuen Menschen 
das Leben gibt und ein Kind erzieht. 2. Mutter und Säugling 
müssen vor den Gefahren bewahrt werden, die ihre Gesundheit 
und ihr Leben während der Geburt bedrohen. 3. Jeder Mutter 
muß Gelegenheit geboten werden, ihr Kind selbst zu stillen. 
4. Unwissenheit, Aberglaube und schlechte Gewohnheiten des 
Volkes müssen ausgerottet werden, die Schwangeren sind zu 
belehren wie sie sich im eigenen Interesse und im Interesse des 
Kindes zu pflegen haben, die Mütter sind zu belehren, wie sie 
den Säugling zu pflegen haben. 5. Die Gesellschaft muß über 
die große Wichtigkeit des Mutter- und Säuglingsschutzes auf- 
geklärt werden. Zur Erreichung dieser Ziele werden volkstüm- 
liche Lehrkurse veranstaltet, Fürsorgerinnen und Pflegerinnen 


ausgebildet, Fürsorgestellen eingerichtet, Milchküchen, Mütter- 
heime, Gebäranstalten und Säuglingsheime geschaffen und end- 
lich soll ein Museum zur Sammlung von Anschauungsmaterial 
aus dem Gebiete der Mütter- und Säuglingsfürsorge errichtet 
werden. Am Ende des Jahres 1925 gab es in Ungarn 96 Mutter- 
und Säuglingsfürsorgestellen und 10 Milchküchen. In den Für- 
sorgestellen waren 178 Ärzte und 367 Fürsorgerinnen tätig. Man 
rechnet auf 10000 der Bevölkerung je eine Fürsorgerin. Die 
Fürsorgestelle besteht aus Wartezimmer, Büroraum, der zu- 
gleich als Wiegezimmer dient, Ordinationszimmer und Lager- 
raum, nach Möglichkeit ist auch noch ein Wohnzimmer für die 
Fürsorgerinnen vorhanden. — Jede Schwangere, die der Für- 
sorgestelle bekannt wird, wird von der Fürsorgerin des Bezirkes 
besucht, in ein Stammblatt aufgenommen und über die wesent- 
lichen Fragen, die mit der Schwangerschaft zusammenhängen, 
unterrichtet, gleichzeitig erhält sie die Einladung, sich dem Arzt 
der Fürsorgestelle vorzustellen. Dieser, — Gynäkologe — über- 
nimmt bei kleineren Leiden die Behandlung, ein sehr wesent- 
licher Faktor! Für die Entbindung im Hause werden Wander- 
körbe ausgegeben, bei anormaler Entbindung wird nach Mög- 
lichkeit die Unterbringung in der Anstalt versucht. Alle Neu- 
geborenen werden den Fürsorgestellen binnen 3 Tagen ge- 
meldet; spätestens innerhalb 48 Stunden nach der Meldung 
erfolgt der Besuch der Fürsorgerin, die die nötigen Anordnungen 
trifft. 80,8%, der Neugeborenen wurden im Jahre 1925 in Für- 
sorge genommen. Bei einer Geburtenzahl von 230061 betrug 
die Gesamtzahl der Todesfälle unter 1 Jahr 38534, was einer 
Säuglingssterblichkeit von 16,75%, entspricht. In denjenigen 
Landesteilen, in denen Fürsorgestellen eingerichtet waren, be- 
trug dagegen die Säuglingssterblichkeit nur 14,4%. 
Goldmann (Berlin). 
F. Rott (Berlin), Arbeitsverbindung zwischen offener und 
geschlossener Säuglingsfürsorge. Ges. Fürs. f. d. Kindesalt. 1, 
349. 1926. Träger der offenen Säuglingsfürsorge ist vorwiegend 
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die Gemeinde; an der geschlossenen Fürsorge ist zum größten 
Teil die private Wohlfahrtspflege beteiligt. Von den 4500 
Mütterberatungs- und Säuglingsfürsorgestellen sind ungefähr 
3800 kommunale Einrichtungen, ungefähr 700 gehören der 
freien Wohlfahrtspflege an. Dagegen stehen den ca. 300 staat- 
lichen und kommunalen Anstalten mit 10000 Betten ca. 670 An- 
stalten der freien Wohlfahrtspflege mit 28000 Betten gegen- 
über. Eine enge Zusammenarbeit beider Fürsorgeformen ist 
zur Erzielung eines Erfolges unbedingt nötig. Planmäßiges 
Vorgehen in der Arbeit muß nach den Aufgaben der beiden 
Fürsorgeformen geschehen. Aufgabe der offenen Fürsorge ist 
die Erfassung und ärztliche und pflegerische Betreuung der 
fürsorgebedürftigen Säuglinge nach den bereits früher dar- 
gelegten Gesichtspunkten. Aufgabe der geschlossenen Fürsorge 
ist die Erfassung und Versorgung der anstaltsbedürftigen 
Säuglinge. Für die Fürsorgebedürftigkeit bildet nur das soziale 
Moment, für die Anstaltsbedürftigkeit auch das medizinisch- 
therapeutische Moment die Grundlage. Es kommen für die 
Anstaltspflege zwei Gruppen von Säuglingen in Frage, nämlich 
solche, die gesund sind und aus sozialen Gründen vorübergehend 
der geschlossenen Fürsorge zugeführt werden müssen, und 
kranke Kinder, denen die notwendige Pflege und Behandlung 
innerhalb der Familie fehlt. In Deutschland gibt es nur 110 
Mütterheime mit 3500 Betten. Diese Zahl reicht aber bei 
weitem nicht aus. Um 50°% der ledigen Mütter ein Zusammen- 
bleiben mit dem Kinde in den ersten: Wochen zu ermöglichen, 
wären 40000 Betten erforderlich. Die restlichen 50°; finden 
bei den Großeltern oder Verwandten Aufnahme oder bleiben 
mit dem Vater des Kindes zusammen. Muß eine Trennung von 
Mutter und Kind bald nach der Geburt erfolgen, so muß das 
uneheliche Kind in einem Säuglingsheim untergebracht werden, 
in dem es 6—8, höchstens 12 Wochen verbleibt. Nach dieser 
Zeit kommt es in eine geeignete Pflegestelle. Das Zusammen- 
arbeiten zwischen offener und geschlossener Fürsorge ist nur 
möglich, wenn beide Fürsorgeformen denselben Träger haben 
und unter einheitlicher Leitung stehen. Es muß die öffentliche 
Fürsorge die Anstalten der freien Wohlfahrtspflege ihrem Für- 
sorgesystem eingliedern. Bei der zweiten Gruppe anstaltsbe- 
dürftiger Säuglinge handelt es sich um Frühgeborene und 
Kranke. Jede Anstalt muß eine gesonderte Abteilung zur 
Aufzucht Frühgeborener haben. Die Krankenabteilung darf 
nur solange in Anspruch genommen werden, wie der Säugling 
krank und anstaltsbedürftig ist. Säuglingsanstalten müssen 
gut und zweckmäßig eingerichtet sein und den örtlichen Be- 
dürfnissen entsprechen. Jede Säuglingsanstalt sollte eine Heil- 
und Pflegeanstalt sein. Die Zahl der Betten muß dem Fürsorge- 
bedürfnis entsprechen; für je 1000 Lebendgeborene eines Be- 
zirkes ist eine Säuglingsanstalt von 30 Betten erforderlich. 


E. Nassau (Berlin), Über den gegenwärtigen Stand der 
Versorgung der Pflegekinder in Berlin. Kli. Wo. 5, 325. 1926. 
Dem Bericht liegen die Aufzeichnungen der Berliner Waisen- 
pflege in Alt-Berlin (d. h. Berlin ohne Vororte) zugrunde. In 
Berlin ist das Verhältnis der städtischen Pflegekinder zu den 
durch private Vermittlung in Pflegestellen untergebrachten 
Kindern etwa 1:3. Von den 13152 am 1. 4. 1925 in städtischer 
Pflegschaft stehenden Kindern waren 55°; in Familienpflege 
untergebracht. Die Zahl der unehelichen Kinder hat im Ver- 
hältnis zu den ehelichen beträchtlich zugenommen; das Ver- 
hältnis eheliche : uneheliche Waisenkinder ist etwa 1:2. Dies 
hängt wahrscheinlich mit der Schaffung der Amtsvormund- 
schaft zusammen. Die Zahl der geeigneten Pflegestellen ist 
stark zurückgegangen; in letzter Zeit ist in dieser Beziehung 
wieder eine Besserung eingetreten. Vor dem Kriege konnte 
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mehr als die Hälfte der aufgenommenen Kinder in Familien- 
pflege gegeben werden, 1923 nur 14, jetzt wieder 1. Als 
Folge dieser Abnahme der Pflegestellen mußte ein großer Teil 
der Pflegekinder in Anstalten untergebracht werden, auch 
wenn diese, besonders in der Inflationszeit, den Anforderungen 
der Hygiene und Pflege nicht entsprachen. Im Bestande der 
Pflegestellen ist eine Umschichtung der sozialen Stellung der 
Pflegeeltern eingetreten, die als Verschlechterung anzusehen 
ist. Während früher selbständige Handwerker, Beamte, An- 
gestellte und Landwirte die Kinder in Pflege nahmen, sind 
an ihre Stelle die Witwen, Rentner, ungelernten Arbeiter ge- 
treten. Hier besteht die Gefahr, daß die Aufnahme eines Pflege- 
kindes in der Absicht erfolgt, das Pflegegeld teilweise zur Be- 
streitung des Unterhalts der Familie zu verwenden. — Die Ge- 
fahren, die den Kindern durch die anstaltliche Versorgung 
drohen, konnten durch zweckentsprechende Ernährung und . 
Verhütung der Rachitis ausgeschaltet werden, so daß die 
Sterblichkeit in der Anstalt nicht die allgemeine Sterblichkeit 
überstieg. Auch die psychische Entwicklung der Kinder in 
der Anstalt konnte durch die Hebung der körperlichen Ent- 
wicklung gebessert werden. Der Begriff des ,,dekonstituierenden 
Massenpflegeschadens‘“ wird abgelehnt. Besonderen Schaden 
bringt der häufige Pflegestellenwechsel, dessen Ursachen sehr 
mannigfaltig sind. Die Versorgung der Kinder in einer allen 
hygienischen und pflegerischen Ansprüchen genügenden An- 
stalt kann die Versorgung in Familienpflege übertreffen. Trotz- 
dem ist diese weiter auszubauen und die ihr anhaftenden 
Mängel müssen abgestellt werden, um Körper und Seele der 
Kinder nach den Geboten der Wissenschaft und Fürsorge zu 
pflegen. Frankenstein (Berlin). 


Schulkinderfürsorge. 


Siebert (Berlin), Zum Mädchenschulturnen. Ztschr. f. 
Schulgesdhpfl. u. soz. Hyg. 38, 207, 1925. Der Verfasser setzt 
sich sehr warm dafür ein, daß bei der heutigen Betonung der 
Notwendigkeit körperlicher Ausbildung nicht nur an die männ- 
liche, sondern auch an die weibliche Jugend gedacht wird. Muß 
doch unter den heutigen Verhältnissen mehr denn je auch das 
Mädchen sich im Erwerbsleben durchschlagen. Dazu braucht 
es aber auch einen kräftigen, gesunden Körper. Unter diesen 
Gesichtspunkten unterzieht der Verfasser das Mädchenschul- 
turnen auf Grund langjähriger persönlicher Beobachtungen 
einer eingehenden kritischen Prüfung. Es ergibt sich daraus eine 
Fülle wertvoller Anregungen, die der Beachtung wert sind. 

Paetsch (Bielefeld), Schulgesundheitspflege und Schul- 
gesundheitsstatistik. Ztschr. f. Schulgesdhpfl. u. soz. Hyg. 38, 
518. 1925. Wie zu erwarten war, kommt aus den Reihen der 
praktischen Schulärzte heftige Opposition gegen das Rund- 
schreiben des Preuß. Ministers für Volkswohlfahrt an die Re- 
gierungspräsidenten vom 3. Juni 1925, Schulgesundheitspflege 
und Schulgesundheitsstatistik betreffend, das die einheitliche 
Einführung von Gesundheitsbogen und einheitliche statistische 
Bearbeitung empfiehlt. P. geht sogar so weit, wegen der ver- 
schiedenartigen Verhältnisse in den einzelnen Orten, einen ein- 
heitlichen Bogen und einheitliche Statistik für unmöglich zu 
erklären. Demgegenüber zeigt Stephani in einem Nachwort, 
daß diese Einheitlichkeit ein altes Ziel der Vereinigung Deut- 
scher Kommunal-, Schul- und Fürsorgeärzte ist, daß es zunächst 
einmal genügt, wenn aus einzelnen Orten Deutschlands auf 
diese Weise brauchbares Material zusammenkommt. Mit Recht 
weist er auch auf den praktischen Wert statistischer Erhebungen 
zur Begründung der Geldforderungen für praktische Fürsorge- 
maßnahmen hin. 
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LuBheimer (Mannheim), Die Häufigkeit der Rachitis vor 
und nach dem Kriege. Zeitschrift f. Schulgesdhtspfl. u.soz. Hyg. 
39, 103. 1926. Über die Häufigkeit der Rachitis vor und nach 
dem Kriege besitzen wir bekanntlich nur wenige Untersuchun- 
gen. Der Verfasser hat an dem verhältnismäßig großen Material 
der Mannheimer Schulanfänger vergleichende Untersuchungen 
angestellt unter Zugrundelegung der Rachitiseinteilung von 
Stephani. Im Gegensatz zu mehreren Untersuchern stellt er 
für Mannheim die interessante Erscheinung fest, daß die Ge- 
samtzahl der rachitischen Kinder nach dem Kriege kleiner ist, 
als in der Vorkriegszeit. Die Ernährungsschwierigkeiten haben 
also eher rachitismindernd gewirkt. Dagegen fand sich eine 
starke relative Vermehrung der schweren Fälle von 4,9 auf 
etwa 24 %. Die Knaben zeigten sich wieder empfänglicher für 
Rachitis als die Mädchen. Stephan (Mannheim). 

Doernberger (München), Schularzt und körperliche Er- 
ziehung. Münch. Med. Woch. 72, 308. 1925. Verfasser be- 
spricht nach einleitenden Bemerkungen über die Wichtigkeit 
der körperlichen Erziehung die Notwendigkeit, mit ärztlichen 
Befreiungsattesten für den Schulunterricht sehr sparsam um- 
zugehen und führt dann eine Reihe von Befreiungsgründen auf, 
die sich im großen und ganzen an das Muster von Rothfeld 
halten, und die in einem kurzen Referat nicht wiederzugeben 
sind, sondern im Original nachgelesen werden müssen. Er 
empfiehlt ein enges Zusammenarbeiten der Ärzte mit den Turn- 
lehrern auch in der Frage des Sonderturnens, das er weiter aus- 
gebaut wissen will. Nach seiner Ansicht können Hausgymnastik 
und vor allen Dingen rhythmische Gymnastik den Turnunter- 
richt nicht ersetzen. Auch glaubt er, daß der von der. Jugend so 
gern betriebene Sport das Jahn’sche Turnen nicht verdrängen 
dürfe; da, wo er betrieben wird, soll er unter der Aufsicht der 
Schulärzte stehen. Kohlrausch (Berlin). 


Erholungsfürsorge. 


Goossens und Weltring (Freiburg i. Br.), Grundfragen der 
Kindererholungs- und Heilfürsorge. Caritasverlag, Freiburg 
1925. 2.— M. 

Es muß rückhaltslos anerkannt werden, mit welch sach- 
lichem Ernst in diesem Heft von verschiedenen Sachverständi- 
gen die Zielsetzung und Grundlagen und die Organisation der 
katholischen Kindererholungs- und Heilfürsorge behandelt wer- 
den. Der 1. Abschnitt über Heimarzt und Heim, in dem der 
Referent für Gesundheitsfürsorge im Deutschen Caritasverband 
Forderungen über die Person des Heimarztes aufstellt, seine 
Aufgaben in knappen Zügen umgrenzt und auch sagt, was man 
dem Heimarzt an Vertrauen und Würdigung seiner ärztlichen 
Arbeit schuldig ist, verdient besondere Aufmerksamkeit. Von 
großem Interesse ist ferner, was der 2. Abschnitt über Organi- 
sation und Aufgaben des Reichsverbandes katholischer An- 
stalten der Kindergesundheitsfürsorge enthält. Ausdrücklich 
wird darin auch der Wert interkonfessioneller Zweckverbände 
anerkannt und die Bereitwilligkeit ausgedrückt, mit diesen zu- 
sammenzuarbeiten. Eine private Wohlfahrtspflege, die in 
solchem Geiste arbeiten will, muß als gleichberechtigt mit der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege durchaus anerkannt werden. 

E. Schlesinger (Frankfurta.M.), Der Einfluß der Ferien und 
Ferienkolonien auf Gewicht und Kraft der Schulkinder. Kli. Wo. 
4, 319. 1925. Schl. glaubt im Gegensatz zu anderen Autoren 
festgestellt zu haben, daß die Schulbefreiung in den Ferien an 
sich schon eine stärkere Gewichtszunahme der Kinder zur Folge 
habe. Allerdings bleibt diese erheblich hinter den Gewichts- 
vorsprüngen, die bei Verschickungskuren erzielt werden, zurück. 
Bei diesen Erfolgen der Erholungskuren spielt, wie Schl. be- 
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obachten konnte, nicht etwa die Ernährung die Hauptrolle, 
sondern die Reiztherapie, vor allem durch Klima- und Milieu- 
veränderung. Deswegen müssen auch die sogenannten örtlichen 
Erholungskuren trotz ihrer nicht geringen Vorteile immer nur 
Halbheiten bleiben. Sehr wichtig ist auch, daß die Wegscheider 
Ferienkolonisten durchschnittlich größeren Zuwachs erzielen, 
als die privaten Sommerfrischler, sicherlich bedingt durch die 
systematischere Durchführung der Kur. Um auch die Steige- 
rung der Kraft, der Leistungsfähigkeit zu kontrollieren, hat 
Schi. zur Ergänzung der Wägungsergebnisse noch Prüfungen 
mit dem Dynamometer vorgenommen. Bei systematischen 
Reihenuntersuchungen fand er zunächst einen auffallenden 
Parallelismus der Durchschnittszahlen des Längenwachstums 
und der Druckkraft. Die Zunahme bei den Ferienkolonisten ist 
hier allerdings nicht so deutlich, wie bei dem Gewicht; es sind 
aber doch noch 56 %, die einen Zuwachs an Druckkraft auf- 
weisen. Auch hier stehen die Ferienkolonisten etwas besser da, 
als die Kinder in privater Sommerfrische. Ausdrücklich betont 
Schl. den praktischen Wert solcher Erfolgskontrollen. So ge- 
lingt es die Kinder herauszufinden, die sich nicht erholt haben 
und besonderer Fürsorge bedürfen. Auch wertvolle Hinweise 
für die Auswahl zu Ferienkolonien, Erholungskuren usw. werden 
so gewonnen. Auch für den Betrieb während der Erholungskur, 
für die Abstufung der verschiedenartigen Reiztherapien sind 
derartige Kontrollen sehr wichtig. Alles in allem hat man auch 
in diesen Untersuchungen wieder einen objektiven Beweis für 
den hohen Wert unserer Erholungsfürsorge. 

Brunthaler (Hildesheim), Höhensonnienkuren als Form der 
örtlichen Erholungstürsorge für Schulkinder. Zeitschr. f. Schul- 
gesdhtspfl. u. soz. Hyg. 38, 400. 1925. Der Verfasser empfiehlt 
Höhensonnenkuren als Ergänzung der örtlichen Erholungs- 
fürsorge im Winter und zwar als Prophylaktikum. Es werden 
solche Fälle bestrahlt, bei denen erfahrungsgemäß der Arztnicht 
zugezogen wird und andererseits medikamentöse Behandlung er- 
folglos war, z. B. chronische Bronchitis, Bronchiektasien, Ohr- 
laufen, Tuberkulosegefährdung, Spätrachitis usw. Eine Kur 
umfaßt 12 Einzelbestrahlungen innerhalb 6 Wochen. Die 
Erfolge werden als sehr günstig bezeichnet. 

Wiese (Landshut), Die Mitwirkung des Arztes in der Er- 
holungsfürsorge. Schlesische Wohlfahrt 4, 53. 1925. Dieses 
Thema behandelte der Verfasser auf einer Erholungsfürsorge- 
tagung. Ziel der Erholungsfürsorge ist optimale Leistung. Die 
Grundlage muß richtige Auswahl der Heime und individualie- 
sierende Auswahl der Kinder sein. Von den Heimen ist zu 
fordern, daß sie unter ständiger ärztlicher Kontrolle Erziehung 
allgemeiner Art, hygienische Erziehung und Leistungssteigerung 
durch Heilturnen treiben. Gerade auf diese Leistungssteigerung 
sollte der Arzt durch Förderung der Leibesübungen in der Er- 
holungsfürsorge größeres Gewicht legen. Im übrigen zeigt auch 
dieser Vortrag wieder deutlich, wie wir auf dem Gebiet der 
Erholungsfürsorge allmählich zu klaren, einheitlichen Richt- 
linien kommen. Stephan (Mannheim). 


Leibesübungen. 


Th. Montigel (Chur), Was soll der Arztdienst bei Ski- 
wettläufen?  Sportärztliche Beilage der Körpererziehung, 
Schweiz: Zschr. f. Turnen, Spiel und Sport 3, Nr. 5 Mai 1925. 
Redaktion Knoll, Arosa. Zweck ärztlicher Untersuchungen bei 
Skiwettläufen ist 1. Feststellung der ‚Form‘ vor dem Lauf, 
am besten bei Beginn des Trainings. Nach Ansicht des Ver- 
fassers sind für Skilangläufe a) kleine grazil gebaute und jugend- 
liche noch wachsende Organismen auszuschließen. b) Das Herz 
muß durch langjährige, das ganze Jahr hindurch fortgesetzte 
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Übung in einem gewissen Tonus gehalten werden. Schlaffe, 
labile Herzen laufen Gefahr, durch Rennen geschädigt zu wer- 
den. c) Der Brustumfang in Ausatmung soll mindestens gleich 
der halben Körperlänge sein; eine große Lungenfaßkraft wird 
für ausschlaggebend für den Erfolg angesehen. 2. Feststellung 
von Schädigungen durch den Lauf. Bei Urinuntersuchungen 
fand sich unter 112 Patrouillenläufern bei 53 vor und nach dem 
Lauf Eiweiß in Spuren bis zu einigen Promille, bei 23 Läufern 
nur vorher, bei 36 nur nach dem Lauf. Diese EiweiBausschei- 
dung darf nicht als krankhaft angesehen werden, ist aber in 
ihrer Beziehung zur orthostatischen Albuminurie von Interesse 
und noch genauer zu untersuchen. Weitere Zwecke der Unter- 
suchung sind Schutz vor vermeidbaren Gesundheitsschädi- 
gungen während und nach dem Lauf und Hilfe bei Unfällen. 

Hammer (Stuttgart), Einbeziehung planmäßiger Leibes- 
übungen in die Heilmittel der Krankenhäuser. Münch. Med. Wo. 
72, 190—192. 1925. Verfasser verspricht sich von einfachen 
Leibesübungen wie Freiübungen und Turnübungen, die in den 
Krankensälen und Betten ausgeführt werden können, für 
Kranke und Rekonvaleszenten viel und wünscht, daß Assistenz- 
ärzte und Pflegepersonal diese Übungen selbst erlernen, um sie 
dann lehren zu können. Bei den vielen Krankheiten des Pflege- 
personals sieht Verfasser auch für dieses in den Leibesübungen 
ein gutes Kräftigungs- und Vorbeugungsmittel. 

Hellstern (Kulmbach), Über Leibesübungen und Erzieh- 
barkeit Strafgefangener. Deutsche Ztschr. f. d. ges. gericht- 
liche Medizin, 5, H. 6. 1925. Die Erziehbarkeit erwachsener 
Strafgefangener ist nach den vorliegenden Arbeiten mindestens 
zum Teil gegeben. Leibesübungen können hierbei eine wichtige 
Rolle spielen. Die für die theoretischen Überlegungen wichtige 
Literatur wird angeführt. | 

Diem, Forst und Jensch, Turn- und Sportstatistik. Um- 
: frage des Deutschen Reichsausschusses für Leibesübungen vom 
1. Januar 1925. Aus dem gesammelten Material geht hervor, 
daß z. Zt. 1,56 qm — etwa die Hälfte des geforderten Mindest- 
maßes von 3 qm — auf den Kopf der Bevölkerung an Spiel- 
platzfläche vorhanden ist, eine Zahl, die ,,die Dankbarkeit des 
Reichsausschusses hervorruft‘, da sie seit 1921 eine Ver- 
mehrung um fast die Hälfte beträgt. Ein Drittel der Städte 
beantworteten die Umfrage des Reichsausschusses. Am ge- 
ringsten ist der Prozentsatz der Antworten aus den kleinen 
Städten unter 10000 Einwohnern, so daß die Zahlen sich also 
im wesentlichen auf die größeren und Großstädte beziehen. Es 
wird für jede Stadt die Zahl und Größe der Spielplatzfläche, die 
Quadratmeterzahl der Spielplatzfläche und Turnhallen auf den 
Kopf der Bevölkerung, die Zahl der Schwimmbäder sowie die 
Zahl der Jugendherbergen und deren Betten notiert. Es kommt 
im ganzen in den Städten auf je 27000 Einwohner ein Schwimm- 
bad, während der Deutsche Reichsausschuß ein Winterschwimm- 
bad für 15000 Einwohner fordert. Auch die Zahl der Turn- 
hallen beträgt nur ungefähr ein Drittel der vom Reichsausschuß 
für notwendig erachteten Anzahl. Auffallend gering ist die Zahl 
der Duschanlagen in den Turnhallen. Von 2175 Turnhallen be- 
sitzen nur 125 Duschanlagen. Dagegen sind wesentlich vermehrt 
Jugendherbergen und Jugendheime. Gemeldet wurden 298 
Heime und 325 Jugendherbergen in 398 Gemeinden. Moniert 
wird vom Reichsausschuß, daß in behördlichen Turnhallen den 
Vereinen Miete und Beleuchtungsgelder berechnet werden, da 
die Sportvereine unentgeltliche Arbeit im Sinne der Volks- 
hygiene leisten. Auffallend wenig Gebrauch ist auch von den 
Unterstützungen aus dem preußischen Jugendpflegefond ge- 
macht worden. - Weit mehr als die Hälfte aller Städte haben 
keine solchen Mittel angefordert und auch keine Mittel zur 
Förderung der Leibesübungen in den städtischen Haushalt ein- 
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gestellt. Die Statistik gibt weiter Aufschluß über die Zahl der 
Sportvereinen angehörenden Mitglieder. In Orten mit weniger 
als 10000 Einwohnern sind es 6,5 %, in den größeren Städten 
8,1 % der Bevölkerung. Stadtämter für Leibesübungen be- 
sitzen bisher nur 22 Städte. Dagegen haben 200 preußische 
Orte einen staatlich gegründeten Ortsausschuß für Leibes- 
übungen oder einen Verband für Jugendpflege. 
Kohlrausch (Berlin). 


Blindenfürsorge. 


R. Kretschmer (Breslau), Geschichte des Blindenwesens vom 
Altertum bis zum Beginn der allgemeinen Blindenbildung. 
Oberschl. Gesellschaftsdruckerei m. b. H., Ratibor 1925.7.—M. 
Das Werk ist zu begrüßen, da es an einer wissenschaftlichen 

Darstellung dieser Periode des Blindenwesens bisher gefehlt hat. 

Es ist eine Vorgeschichte, wie sie auch der Verfasser selbst im 

Vorwort bezeichnet, ganz im Sinne der Darlegungen Mells (Über 

die Grundlagen zur Darstellung einer Geschichte des Blinden- 

wesens — Halle/Saale 1905), quellenmäßig auf ‚‚solider histo- 
rischer Basis und geeignet, die in den bisher nacherzählten und 
geschriebenen Geschichten festgefressenen Irrtümer durch Tat- 
sachen zu ersetzen‘. Die eigentliche Historie ist ,,in 2 Abschnitte 
gegliedert: ,, Der Blindeim Altertum‘ und ,,Die Blindenfürsorge 
in der christlichen Zeit.‘ Ihr schließen sich 4 Abhandlungen 
an: ,,Die Selbsthilfe der Blinden“, ,, Der Blinde im Recht“, ‚‚Die 
Blendung als Strafe‘ und ,,Die älteste Blindenliteratur‘‘; sie 
umfassen zeitlich den ganzen gewählten Zeitabschnitt. Nach 
einem Blick auf die Entstehungsgeschichte der Blindenflach- 
und Punktschrift folgen eine Sammlung von Biographien be- 
rühmter Blinder und eine Darstellung der Anfänge des Blinden- 
unterrichts im 17. und 18. Jahrhundert. Der Beginn der allge- 
meinen Blindenbildung wird durch die Schilderung von Hauys 

(Paris) Tätigkeit und ihrer Auswirkungen gekennzeichnet. Das 

Werk schließt mit einer Betrachtung über die Ursachen des 

späten Beginns der allgemeinen Blindenbildung. — Eine Fülle 

von Material in faßbarer Form! Das trifft auch für den uns am 
fernsten liegenden Abschnitt, der Blinde im Altertum, zu. Das 
soziale Verhalten der alten Völker den Blinden gegenüber ist 
ein ganz verschiedenes. Angesichts der historischen Tatsachen 
verliert jedoch das alte und oft nachgesprochene Wort ,,geehrt, 
ernährt, belehrt, bewehrt‘‘, das früher die einzelnen Epochen 
der Geschichte des Blindenwesens charakterisieren sollte, völlig 
seine gefühlvolle Grundlage. Wenn ich auch den Wunsch des 

Verfassers (S. 25) teile, daß weitere Durchsicht des Schrifttums 

des Altertums manches verwertbare Material zutage fördern 

möchte, so ist doch das gezeichnete Bild dieses Abschnittes 
insoweit ausführlich, daß wir einen klärenden Einblick in das 

Leben der Blinden jener Zeit erhalten, das ‚ohne Liebe wie 

ohne Licht“ dahinfloß. Im Alter Erblindete (S. 29 Abs. 2, 

S. 30 Abs. 2 u. a.) einfach als Blinde zu bezeichnen, kann ich 

mich nicht entschließen, mindestens nicht anerkennen, daß ihr 

Werk und Schaffen vor ihrer Erblindung als Zeugnis für die 

Leistung Blinder hingestellt wird, zumal diese Anträge bei den 

Altersblinden für eine Begründung der Leistungsfähigkeit 

Blinder nicht notwendig ist. — Der 2. Abschnitt fußt auf einer 

Fülle von Quellen. Auch in der christlichen Zeit ist der Blinde 

allerdings nur Objekt der Fürsorge; doch geht von ihr ein freund- 

licher Schein aus: der Blinde wird nicht nur hospitalmäßig er- 
nährt, sondern erhält die Fürsorge als Mitbruder dessen Ge- 
schick, obwohl tragisch, in den göttlichen Heilsplan gewoben 
ist, andern zum Segen wird, vielleicht nicht zuletzt dem Blinden 
selber, so daß er sein Kreuz geduldig trägt. Interessant ist es, 
aus den Darlegungen über die außerkirchliche Armenpflege hier 
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und da schon einen Gedanken durchblitzen zu sehen, der erst 
jetzt in der modernen Wohlfahrtspflege zur Durchführung 
kommt; begreiflich erscheint es, daß die Anregung zu einer 
vorbeugenden Fürsorge für Blinde dem humanistischen 
Ideenkreis entstammt (S. 53). Gerade Blinde aber produktiv zu 
beschäftigen, mußte im allgemeinen jener Zeit, in der viele 
körperlich Gesunde der Arbeit aus dem Wege gingen, ziemlich 
fernliegen. 
erst aufs neue aus der Idee der allgemeinen Menschenrechte 
herausgeboren werden. Nach diesem lichteren Kapitel erscheint 
das von der Selbsthilfe der Blinden um so dunkler und trüber; 
das im 1. Abschnitt gezeichnete Bild bereitet seelische Schmer- 
zen und wird kaum durch die Schilderungen des 2. Abschnitts 
blinder Sänger und Spielleute gemildert. Die Abhandlung ,,Der 
Blinde im Recht der alten Juden, Römer und Deutschen‘ zeigt 
eine übersichtliche Darstellung. Thema der 3. Abhandlung ist 
die in menschlicher Verblendung erdachte drakonische Strafe 
der Blendung. So eingehend und schätzenswert die Ausfüh- 
rungen darüber sind, hätte sich doch wohl eine kürzere Fassung 
besser in das Ganze eingegliedert. — Die Abhandlung über die 
älteste Blindenliteratur führt eine Anzahl von älteren Schriften 
an, von denen einzelne Teile den Blinden gewidmet sind, und 
gibt eine Übersicht über sogenannte Trostschriften und theo- 
logische, Blinde betreffende Abhandlungen. Eingehender sind 
die Schriften gekennzeichnet, die eine Ausbildung der Blinden 
befürworten, so diejenigen von L. Vives, J. A. Schmidt, 
D. Diderot, Jean Rameau und Chr. Niesen. Mit der Ent- 
wicklungsgeschichte der Blindenflachschrift (Lana) und der 
Punktschrift (Barbier) betritt der Verfasser ein bekannteres 
Gebiet. — Die nun folgenden Biographien bemerkenswerter 
Blinder könnte ich in der Geschichte des Blindenwesens missen; 
wichtiger wäre die aus solchen Lebensbeschreibungen ge- 
wonnene Aufzeigung besonderer Anlagen und Energien und der 
durch sie überwundenen, aus der Blindheit resultierenden 
Schwierigkeiten gewesen, wie es ähnlich im folgenden Kapitel 
geschieht, das von den Anfängen des Blindenunterrichts im 
17. und 13. Jahrhundert Kenntnis gibt. Welch wundervolles 
Denkmal hat doch des Blinden Weißenburgs Verehrung und 
Liebe seinem Lehrer, dem ersten Blindenlehrer (Niesen) 
gesetzt! $ 

Eine Zeichnung der Gründung, Entwicklung und Schicksale 
der ersten Blindenanstalt der Welt (Paris), ihres Zieles, des Um- 
fangs und der Methode ihres Unterrichts, wie eine eingehende 
Würdigung ihres Gründers führen uns an den Ausgangspunkt 
planmäßiger Blindenbildung und Blindenfürsorge, die in ihren 
Anfängen in einzelnen europäischen Ländern kurz dargelegt 
wird. Hier werden eingehende Forschungen noch Klarheit und 
damit festen Grund für eine Fortsetzung der vorliegenden Ge- 
schichte des Blindenwesens schaffen müssen. — Für die mühe- 
volle Arbeit des Durchforschens zumeist wenig zugänglicher 
Literatur, für die klare Zusammenfügung des Materials aus 
Quellen, die das Gesuchte oft nur tropfenweise hergaben, ge- 
bührt dem Verfasser Dank. Das Werk, nicht nur ein Anfang, 
sondern ein in sich geschlossenes Ganzes, hat uns in der wissen- 
schaftlichen Erforschung des Gebietes vorwärts gebracht und 
wird als Grundlage und Quelle allen dienen, die sich mit der 
Geschichte des Blindenwesens befassen wollen oder müssen. 

Niepel (Berlin). 


Fürsorge für psychopathische und geistig 
zurückgebliebene Kinder. 


A. Gregor (Flehingen), Psychologie und Sozialpädago- 
gik schwererziehbarer Fürsorgezöglinge. Ztschr. f. Kinderfor- 


Derartige Gedanken mußten zu ihrer Auswirkung 
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schung, 30, 315—350. 1925. Der Verfasser legt sich die Frage 
vor, ob und in welchem Umfange schwer erziehbare männliche 
Fürsorgezöglinge zu verwahren sind, beziehungsweise welche 
Aufgaben sie der Fürsorgeerziehung stellen. Für diese Unter- 
suchungen wurde der gegenwärtige Bestand der Anstalt Fle- 
hingen von 160 Fällen und die im Jahre 1924 Entlassenen (160) 
gesichtet und die schweren Fälle einer näheren Prüfung unter- 
zogen. Diese Fälle wurden in 6 Gruppen eingeteilt: 1. Sittliche 
Minderwertigkeit, 2. Haltlosigkeit, 3. Hypomanische Skrupel- 
losigkeit, 4. Drang nach Ungebundenheit, 5. Vagabunden- 
naturen, 6. die sekundäre moralische Verkommenheit. Diese 
letzte Gruppe stellt eine Sammelform dar, bei der die psychische 
Konstitution sehr verschieden sein kann, bei der aber das Ge- 
wicht exogener Momente besonders betont werden soll. Die 
einzelnen Gruppen werden durch Darstellung von Fällen in- 
struktiv belegt. Diese Fälle betreffen Zöglinge, die in ihrem 
Verhalten den durchschnittlichen Erziehungserfolg nicht er- 
gaben, und die zu der Fragestellung führten: Worin sind die 
Ursachen für die Schwererziehbarkeit zu suchen, und welche 
Aufgaben werden der Fürsorge gestellt? Bemerkenswert ist hier 
die Feststellung, daß alle Schwererziehbaren des vorliegenden 
Materials pathologisch veranlagt sind. Die Mehrzahl ist psycho- 
pathisch, 40 % schwachsinnig. Es werden nunmehr als Kri- 
terien für die Schwererziehbarkeit die Unfähigkeit, ein Hand- 
werk zu erlernen, sowie die Kriminalität, ebenso wie andere 
Kriterien aufgestellt. Eine Zahl weiterer Fragen wird behandelt: 
Anstaltsdauer, Reform in der Anstaltserziehung, Differenzierung 
der Anstaltserziehung u. a. Die Ausscheidung der Unerzieh- 
baren komme erst dann in Frage, wenn die Anstaltserziehung 
tatsächlich völlig erschöpft sei. — Auf das kommende Ver- 
wahrungsgesetz wird hıngewiesen: bis dieses in Kraft trete, sei 
die Jugendfürsorge genötigt, pädagogische Anstalten für die- 
jenigen unter den infolge ihres Alters zur Entlassung kommen- 
den Zöglingen bereitzuhalten, die sonst voraussichtlich eine 
Verbrecherlaufbahn einschlagen würden. Auch für weniger 
Gefährliche, aber für das soziale Leben Untaugliche müsse nach 
der eigentlichen, bisher pflichtmäßigen Entlassung durch Ver- 
wahrung oder auf andere Weise gesorgt werden. 


Erwin Lazar (Wien), Medizinische Grundlagen der Heil- 

pädagogik. Julius Springer, Wien 1925. 

In der Einleitung bespricht der Verfasser seinen Versuch, eine 
Darstellung geben zu wollen, wie die physiologische Entwicklung 
gewisse sozial-bedeutsame Eigenschaften hemmt oder fördert, 
und wie sich diese Eigenschaften in den bekannten Erkran- 
kungen der großen Psychosenkreise, der Neurose und im Bilde der 
degenerativen Entartungen äußern. Die Verhältnisse zwischen 
Eltern und Kindern, die Einflüsse der Familie, die Ein- 
flüsse der Sexualität werden eingehend behandelt. Von einem 
Kapitel über die Bedeutung der Körperbautypen, in dem die 
Kretschmerschen Anschauungen zur Geltung kommen, leitet 
der Verfasser zu einem interessanten Kapitel über die Bedeutung 
der Konstitution für die Fürsorgeerziehung über. Hier konnte 
auf praktische Versuche hingewiesen werden. Früher wurden 
die Kinder und Jugendlichen in den Fürsorgeanstalten in Er- 
ziehungsgruppen eingeteilt, für die das Schulalter oder gar ein 
zufällig freier Platz bestimmend war. Eine Reform der ge- 
schlossenen Erziehungsanstalten fand dann später in dem Sinne 
statt, daß man versuchte, gleichartige Elemente miteinander zu 
vereinigen. Zuerst versuchte man nach rein psychiatrischen 
Gesichtspunkten vorzugehen. Hierbei konnte man wohl die 
Intelligenzgestörten von den intellektuell Normalen trennen. 
Nun suchte man die Psychopathen von den Nicht-Psychopathen 
zu trennen: Der Versuch schlug fehl, da bei den Verschieden- 
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heiten der psychopathischen Kinder die Superlative verschie- 
dener schlechter Eigenschaften, in einer Gruppe vereinigt, zu 
den schlimmsten Unstimmigkeiten führen müßten. Man ver- 
suchte daher eine Einteilung, die nach Psychogrammen und — 
wohl unabsichtlich — nach physiognomischen Momenten ge- 
wonnen wurde. Später stellte es sich heraus, daß man in Wirk- 
lichkeit eine Zusammenstellung im Sinne Kretschmers vor- 
genommen hatte. Die Gruppierung nach der pyknischen 
respektive asthenischen Konstitution ist auch heute für die 
Erziehungsanstalt der Stadt Wien in Eggenburg beibehalten 


worden. Die Gruppierung konnte nach diesen Gesichtspunkten 


allerdings nur für Knaben unter 14 Jahren erfolgen. Für ältere 
männliche Jugendliche in Eggenburg wurde eine Einteilung 
nach der Art der Einstellung des Sexuallebens respektive der 
sexuellen Entfaltungsmöglichkeiten vorgenommen, und zwar 
unterschied man Infantile, Puerile, Juvenile und Maskuline. 
In der Hauptsache standen sich hier der maskuline Typ, der 
sowohl Astheniker wie Pykniker umfaßte, und der infantile Typ 
gegenüber. Nach ähnlichen Gesichtspunkten wurde eine Typi- 
sierung bei den Mädchen aufgestellt. Hier ging man von den 
Erfahrungen in der Anstalt in St. Andrä aus, nach denen die 
Art der sexuellen Einstellung zu einer Gruppierung in puerile, 
virginelle und viraginöse Formen führte, zu denen noch eine 
unter endokrinen Einflüssen entstandene, richtige Weibertype 
hinzukommt. — Diese Versuche erscheinen verheißungsvoll, 
der Lösung des schwierigen Gruppierungsproblems näher zu 
kommen. Pototzky (Berlin). 


Soziale Psychiatrie. 


H. W. Maier (Burghözli-Zürich), Der Kokainismus. 
Thieme, Leipzig 1926. 269 Seiten, 15.— #. br. 
In den meisten Ländern haben Ärzte, Gesundheitsbehörden, 

Gerichte und Polizei ein gleich großes Interesse an der Be- 

kämpfung der sozial wegen ihrer Eigenart besonders gefähr- 

lichen Kokain-Sucht. Ein Zusammenwirken all dieser Instanzen 
ist hierzu unbedingt erforderlich, und die von Maier gegebene 

Darstellung des ganzen Gebietes verfolgt auch den Zweck, die 

hierzu nötigen Kenntnisse zu vermitteln. Dabei muß vor allem 

Gewicht darauf gelegt werden, daß jeder Kokainist selbst eine 

gefährliche Infektionsquelle darstellt und die vielen illegitimen 

Händler — selbst oft Süchtige — ein großes Interesse daran 

haben, neue Kunden durch Verbreitung der Sucht zu bekom- 

men. Es müssen deshalb überall die nötigen gesetzlichen und 
administrativen Möglichkeiten geschaffen werden, um solche 

Kranke zwangsweise zu heilen, was in den meisten Fällen nur 

durch Anstaltsbehandlung möglich ist, oder Rückfällige dauernd 

zu internieren. Für die Ausrottung des Schleichhandels sind 
behördliche Maßnahmen unumgänglich, die in einer lückenlosen 

Kontrolle der Giftmengen vom Hersteller bis zum legitimen 

Verbraucher unter Ausschaltung aller Seitenkanäle bestehen 

müssen. Die Folgen des Schleichhandels mit dieser Droge sind 

nicht weniger gemeingefährlich als schwere Körperverletzung, 
und sie sollten gerade wegen der hohen dabei zu erzielenden 

Gewinne vor allem mit empfindlichen Freiheitsstrafen bekämpft 

werden, bei Medizinalpersonen verbunden mit dem Verbot der 

Berufsausübung. Da bisher nur in wenigen Ländern Kokain 

hergestellt wird und infolgedessen der Schmuggel über die 

Grenzen besonders ausgebildet ist, sind zur Bekämpfung seines 

Mißbrauchs internationale Abmachungen unentbehrlich. Der 

Völkerbund hat den Ausbau und die Anwendung des Haager 

internationalen sogenannten Opiumabkommens von 1912 in die 

Hand genommen. Dabei wurde besonders in der neuen in Genf 

1925 abgeschlossenen Konvention auf die Bekämpfung des 
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Kokainismus und ähnlicher Arten von Betäubungsmitteln Ge- 
wicht gelegt. Wenn auch die großen pharmazeutischen Fabriken 
diese Bestrebungen unterstützen, muß man sich doch bewußt 
sein, daß die Darstellung des Kokains aus den Blättern sehr 
einfach ist und auch von kleineren eventuell gerade zu diesem 
Zwecke in überseeischen Ländern errichteten Betrieben durch- 
geführt werden kann. Die neue Fassung der Opiumkonvention 
unterstellt zwar auch den Export der Kokablätter einer genauen 
Aufsicht, aber eine Kontrolle und Beschränkung des Anbaues 
der Pflanze wurde bis jetzt nicht erreicht und würde sich in 
einzelnen der in Betracht kommenden Länder wohl auch heute 
kaum durchführen lassen. Ein wesentlicher Schritt vorwärts 
wäre es, wenn mit der Zeit ein so vollwertiges Ersatzmittel für 
die anästhesierende Wirkung des Kokains gefunden würde, daß 
dieses selbst aus dem Arzneischatz gestrichen werden könnte. 
Vielleicht erweist sich das Psikain, über das noch zu wenig Er- 
fahrungen vorliegen, als das schon lange gesuchte. Da aber die 
Kokablätter auch dann noch als viel billigeres Ausgangsprodukt 
(gegenüber der synthetischen Darstellung) für diese Ersatz- 
mittel im Handel sein müßten, bliebe doch die Gefahr, daß das 
Kokain zu Genußzwecken unbefugterweise weiter hergestellt 
würde, aber immerhin würde es aus den Drogengeschäften und 
den Apotheken verschwinden, wodurch ein Hauptkanal, durch 
den es überall in die Bevölkerung einzudringen droht, verlegt 
wäre. — Maier behandelt in seiner umfassenden Darstellung 
auch den Kokastrauch, die Herstellung des Kokains, seine 
physiologische Wirkung, die krankmachende Wirkung auf den 
Menschen in der akuten und der chronischen Form und in der 
Sucht, die Behandlung und Begutachtung der Kokainisten. 
Das auf eigenen Beobachtungen, fleißiger und kritischer 
Literaturanwendung beruhende Buch kann für jede Kranken 
hausbücherei warm empfohlen werden. 
Bratz (Dalldorf). 


Bekämpfung des Alkoholismus. 


Für Zunahme der Trunksucht sind in Veröffentlichungen aus 
der Kranken- und der Irrenanstalt Bremens in den letzten 
Jahren wiederholt gewichtige Belege, insbesondere auf der 
Linie der alkoholischen Geistesstörungen erbracht worden. So 
hat auch kürzlich der Leiter der Bremer Krankenanstalt, Prof. 
Dr. Stövesandt, in der ‚‚Weserzeitung‘‘ sehr bemerkenswerte 
Mitteilungen gemacht. Er geht davon aus, daß einen guten 
Maßstab für die Ausdehnung des Alkoholismus immer die Zahl 
der wegen Trunksucht in der genannten Anstalt Aufgenomme- 
nen biete, die im wesentlichen immer mit den in anderen deut- 
schen Städten gefundenen Zahlen übereinstimme. Darnach 
habe das letzte Jahr wieder eine bedeutende Zunahme gebracht. 
Von der höchsten Ziffer vor dem Kriege, 162 Männer und 
14 Frauen im Jahre 1913, war es während des Krieges bis auf 
7 Männer und 2 Frauen heruntergegangen, weil die Regierung 
die Alkoholerzeugung wesentlich verminderte und der Preis in 
die Höhe ging. Nach dem Kriege stieg dann bis 1922 die Zahl 
wieder auf 152 Männer und 5 Frauen. Im Inflationsjahr 1923 
fiel sie auf 75 Männer und 5 Frauen, weil viele Trinker keine 
Lust hatten, für einen Schnaps eine Million zu zahlen, um dann 
aber 1924 wieder auf die gleiche Höhe wie 1913, 162 Männer und 
14 Frauen, zu steigen. Und 1925 hat sie eine bis dahin nie er- 
reichte Höhe erklommen mit 200 Männern und 16 Frauen. 
Auch der Säuferwahnsinn, der 1917—19 ganz verschwunden 
war, findet sich jetzt wieder mit 17 Fällen verzeichnet. 

Ähnliche Mitteilungen kommen aus anderen Orten. So sind 
einem Bericht aus Köln in der ‚Rheinischen Zeitung‘ (Nr. 290, 
1925) steigende Ziffern der Trinkerfürsorgefälle und der alkoholi- 
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schen Geisteskranken zu entnehmen. Es wurden dort im Jahre 
1924 (für 1925 lagen die Ziffern noch nicht vor) bei der städti- 
schen Trinkerfürsorge 330 Fälle neu angemeldet gegen 280 im 
Jahre 1914 und 178 im Jahre 1923; davon waren 299 Personen 
Männer, 31 Frauen. Die Feststellungen der Kölner Irrenklinik 
bieten gleichfalls ein Bild bedauerlich starker Zunahme des 
AlkoholmiBbrauchs. Die Aufnahmen von Alkoholkranken, 
Deliranten und ähnlichen Patienten in der Männerabteilung der 
Klinik machten im Jahre 1919 5,75 °,, 1923 18,1, 1924 27,2 % 
der Gesamtaufnahmen aus. Das bedeutet, daß im Jahre 1923 
195 Alkoholfälle unter 1074 Neuaufnahmen waren und im 
Jahre 1924 387 Alkoholfälle unter 1427 Kranken. ,,Das sind“ — 
so schreibt der Berichterstatter — ‚‚erschütternde Zahlen. 
Mehr als ein Viertel der in die Lindenburg eingelieferten Nerven- 
kranken sind Alkoholiker.“ 


Angesichts dieser Tatsachen erscheint die Schlußfolgerung 
sehr begründet, die Prof. Stövesandt an seine obigen Mit- 
teilungen anschließt: „Wann bekommen wir endlich das so oft 
verlangte Schankstättengesetz? Die genannten Zahlen be- 
weisen zwingend, daß durch gesetzgeberische Maßnahmen auf 
diesem Gebiet zur Gesundheit unseres Volkes sehr viel zu er- 
reichen ist, ganz abgesehen davon, daß wir uns volkswirtschaft- 
lich große Ausgaben für Alkoholica jetzt nicht leisten können. 
Das Gesetz muß enthalten Beschränkung der Polizeistunde und 
Beschränkung der Zahl der Wirtschaften. Letzteres wird 
unserer festen Überzeugung nach am gerechtesten und am 
besten durch ein zweckmäßiges Gemeindebestimmungsrecht er- 
reicht, dem man mit Unrecht vorwirft, daß es der Anfang der 
deutschen Trockenlegung sein würde. Diese Gefahr besteht bei 
unseren deutschen Sitten nicht.‘ 


Vielfach ist jetzt auch über den wachsenden Umfang zu 
klagen, den Herstellung, Angebot und Verbreitung von 
stark alkoholhaltigen Schokolade- und Zuckerwaren 
angenommen haben, ein Mißstand, der besonders die Frauen- 
und Kinderwelt berührt. Mit Recht hat demgegenüber kürzlich 
das Gewerbeamt der Stadt Dresden in einer Bekanntmachung 
in der Presse darauf hingewiesen, daß der Handel mit stark 
branntwein- und likörhaltigen Süßwaren, wie sie besonders in 
Form von Schokoladeflaschen neuerdings vielfach in Süßwaren- 
handlungen, Bäckereien, Konditoreien usw. zur Schau gestellt 
und verkauft werden, als Branntweinkleinhandel zu er- 
achten und also erlaubnispflichtig ist. ,,Wer ohne diese 
Genehmigung solche Waren zum Verkauf bringt‘‘, so betont die 
Bekanntmachung, ‚macht sich nach dem Notgesetz vom 
24. Februar 1923 strafbar.“ Bei amtlichen Untersuchungen 
solcher Schokoladeflaschen wurde festgestellt, daß sie beträcht- 
liche Mengen Alkohol enthielten. Aber auch bei gewöhnlichen 
Kognakbohnen wurde in 7 Stück ein ansehnliches Schnapsglas 
voll Alkohol gefunden. So werden Spirituosen an Personen 
herangebracht, denen sie sonst fern blieben. Besonders be- 
dauerlich und bedrohlich ist, daß auf solch unverfänglich 
scheinendem Wege, wie schon angedeutet, vielfach auch Frauen, 
Mädchen und Kinder dergleichen — oft geschenkweise und 
häufig in größerer Menge — bekommen. Es ist daran zu er- 
innern, daß nach dem noch heute gültigen Notgesetz ,,das Ver- 
abfolgen branntweinhaltiger Genußmittel... im Kleinhandel 
an Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,“ 
untersagt ist. Man hat schon mannigfach Berauschung und bei 
jungen Mädchen sittliche Gefährdung durch solchen Schnaps- 
genuß beobachtet. Verbreitung des Branntwein- und Likör- 
genusses in dieser verführerischen Gestalt ist namentlich auch 
wegen der Gefahr der Gewöhnung an ihn, des ,, Auf den Ge- 
schmack Kommens‘“, zu bedauern. Zwei Forderungen sind zum 
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mindesten zu erheben: 1. sollen die einschlägigen Fabriken die 


alkoholgefüllten Waren durch ausdrückliche Erklärung kenn- 
zeichnen, wie es die bekannte Firma Reichardt von jeher tut; 
2. sollten diese Erzeugnisse nicht nur — gemäß der gesetzlichen 
Bestimmung — nicht an, sondern auch nicht für Kinder und 
Jugendliche abgegeben werden, wobei natürlich nicht nur die 
Verkäufer, sondern auch und noch mehr die Eltern und Jugend- 
freunde sich verständig zeigen sollten. 

Ein Rückgang ist andererseits offensichtlich in neuerer 
Zeitinderärztlichen und insbesondere klinischen Ver- 
wendung des Alkohols bzw. geistiger Getränke als Arznei- 
mittek zu beobachten. Eine bemerkenswerte Erhebung: ist 
darüber in England ven Dr. C. C. Weeks bei einer großen An- 
zahlenglischerKrankenhäuser, Irrenanstalten usw. vorgenommen 
worden. Im British Journal of Inebriety teilte Weeks nun vor 
einiger Zeit die vorläufigen Ergebnisse seiner Umfrage mit. 
Bemerkenswert ist vor allem, daß im Jahre 1923 bei einem 
Krankenbestand von über einer Million nur 1,09 Unzen (?/100!) 
geistige Getränke auf den Kopf und Tag verabreicht wurden, 
während es im Jahre 1900 bei einem fast dreimal kleineren 
Krankenbestand noch durchschnittlich 6,8 Unzen (etwa ?/,,1) 
waren: also eine Verminderung auf fast den siebenten Teil. 
Weeks schließt daraus, gewiß mit Recht, daß man immer 
seltener zum Alkohol als Arzneimittel greife, weil seine in 
früheren Jahren beliebte Anwendung als Reizmittel in weiten 
Kreisen der Ärzte als irrtümlich erkannt worden sei. 

Flaig (Berlin). 


Tuberkulosefürsorge. 


H. Braeuning (Hohenkrug-Stettin), Die Ansteckung mit Tuber- 
kulose und ihre Verhütung. Mit 2 Textabbildungen. Tuber- 
kulose-Bibliothek, Beihefte zur Ztschr. f. Tuberkulose, 
herausgeg. v. Prof. Dr. Lydia Rabinowitsch, Nr. 22. 95 Seiten. 
J. A. Barth, Leipzig 1925. 4,50 MA. 

Auf Grund seiner reichen Erfahrung als Fürsorge- und Heil- 
stättenarzt und zahlreicher eigener Untersuchungen behandelt 
B. das Thema in aller Ausführlichkeit und unter Berücksichti- 
gung der umfangreichen darauf bezüglichen Literatur. Seine 
Darlegungen bieten so viel des Interessanten und Wissens- 
werten, seine Darstellungsweise ist so sachlich und treffend, 
daß man diesem Buch die weiteste Verbreitung unter den 
praktizierenden Ärzten wünschen möchte. Nicht eine Tatsache 
wird vorausgesetzt, sondern alles in überzeugender Weise be- 
gründet. Die Ausführungen beginnen mit der Behandlung der 
Frage: Ist die Tuberkulose eine ansteckende Krankheit? Da 
ist zunächst von der im Vergleich zu anderen Infektionskrank- 
heiten geringen Infektiosität der Tuberkulose die Rede. Dann 
wird aber an dem Beispiel Stettins gezeigt, daß (1919—21) auf 
je 1000 aller Einwohner nur 5,4 Erkrankungen an offener Tuber- 
kulose kamen, während auf 1000 Einwohner, die mit einem 
Offentuberkulösen zusammenlebten, 13 beziehungsweise 49 
Neuerkrankungen an offener Tuberkulose entfielen, je nachdem 
ob die Wohnungsverhältnisse hygienisch einwandfrei oder un- 
hygienisch waren. Eine Reihe weiterer Beispiele führen zu dem 
zwingenden Schluß, „daß für den Ausbruch der Erkrankung an 
Tuberkulose auch die Ansteckung von Bedeutung ist“. Ferner 
geht aus Untersuchungen Hollmanns hervor, daß in unhygieni- 
schen Haushaltungen offen Tuberkulöser 36 % von den Kindern 
in den ersten beiden Lebensjahren sterben, in den hygienischen 
24 ©, während bei der Gesamtbevölkerung die Sterblichkeit 
der beiden ersten Lebensjahre 17 % beträgt, ein Zeichen dafür, 
daß auch die Massenhaftigkeit und die häufige Wiederhohing 
der Ansteckung eine beachterswerte Rolle spielt. — In der 
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Frage, wer als ansteckend zu betrachten ist, verharrt B. auf der 
Seite derjenigen, die nur die Bazillenhuster als ansteckend an- 
sehen, also nur die sogenannten Offentuberkulösen, während 
andere jeden hustenden Tuberkulösen als ansteckend betrachtet 
wissen wollen, weil er zu irgendeiner Zeit Bazillen aushusten 
kann, die bei den in Abständen ausgeführten Untersuchungen 
der Feststellung entgehen. Sorgfältige Untersuchungen an 
210 Fällen aktiver Tuberkulose 1., 2. und 3. Grades ohne 
Tuberkelbazillen im Auswurf ergaben auch bei oft wiederholter 
Untersuchung unter Anwendung von Jodkali als Hustenreiz- 
mittel und unter Heranziehung des Tierversuches zur Prüfung 
des Auswurfs keine T.B. Ferner wurden bei 100 geschlossenen 
Tuberkulosen nur zweimal in den Hustentröpfchen T.B. ge- 
funden; hiervon betraf der eine Fall ein Kind, das seinen Aus- 
wurf verschluckte, also eigentlich nicht zu den geschlossenen 
zu rechnen ist. Unter 54 Kindern von 1%—4 Jahren, die mit 
einem geschlossenen Tuberkulösen den Haushalt teilten, wurden 
bei wiederholter Anstellung der Pirquet-Probe nur 9,3 % 
positiv reagierende gefunden, während die Reihenuntersuchun- 
gen von Moro 26 % positive in den ersten beiden Lebensjahren 
und 35 % im 2.—4. Lebensjahr, die von Pirquet für das 2.—4. 
Lebensjahr 27 % ergaben. B. schließt daraus, daß die Ein- 
wände gegen eine Unterscheidung zwischen offenen und ge- 
schlossenen Tuberkulosen unberechtigt sind, und daß es aktive 
Lungentuberkulosen ohne Bazillenbefund gibt, die auch ihre 
Umgebung nicht wesentlich infizieren. Weiter wird gezeigt, 
daß auch der Offentuberkulöse in sehr verschiedenem Grade 
infektiös ist, je nachdem er viel oder wenig Katarrh hat; die 
bazillenhaltige Hustentrüpfchen ausscheidenden Offentuber- 
kulösen sind bei weitem am gefährlichsten. B. unterscheidet 
demnach 1. geschlossene Tuberkulosen, die nicht infektiös sind, 
2. offene Tuberkulosen ohne Katarrh, die wenig infektiös sind, 
weil die Bazillen sich nur in ihrem Auswurf finden, der leicht 
zu desinfizieren ist, und 3. offene Tuberkulosen mit Katarrh, 
die wegen der Verstreuung von bazillenhaltigen Tröpfchen sehr 
infektiös sind. Er hält diese Unterscheidung für die praktische 
Arbeit der Fürsorgestelle für notwendig, weil die Geldmittel 
der Stelle und die Mühewaltung der Fürsorgeorgane sparsam 
verwandt werden müssen. Selbstverständlich wird auch von 
den geschlossenen Tuberkulösen die sorgfältige Durchführung 
der Husten- und Spuckdisziplin verlangt, hinsichtlich der 
anderen Maßnahmen wie häufigen Schwesternbesuchen, Miet- 
oder Heizzuschüssen, Bettenverleihung, Unterbringung in An- 
stalten usw. kann aber bei ihnen gespart werden. Ein plötz- 
liches Offenwerden der bisher geschlossenen Formen von 
Lungentuberkulose fand B. in 7 Jahren nur in 21 % der Fälle, 
am häufigsten bei den geschlossenen Tuberkulosen 3. Grades 
(66 %) und bei Kranken mit reichlichem Katarrh. Diese 
empfiehlt er als ‚„fakultativ-offene‘‘ in besondere Beobachtung 
zu nehmen. Infektionen durch die Ausscheidungen bei Darm-, 
Nieren- oder Hauttuberkulose sind durch einfache Mittel zu 
verhüten, daher praktisch belanglos. Der Gefahr einer An- 
steckung mit Rindertuberkulose kann durch das Abkochen der 
Milch begegnet werden. Butter, Fleisch, Eier spielen bei der 
Verbreitung der Tuberkulose keine nennenswerte Rolle. — 
Auch das Kapitel: Wer wird angesteckt? bringt eine über- 
sichtliche Zusammenstellung und Besprechung zahlreicher 
lange nicht genügend bekannter Beobachtungen. Erstinfek- 
tionen kommen in jedem Lebensalter vor und zeichnen sich im 
allgemeinen durch schweren Verlauf aus. In jedem Lebensalter 
kann sich eine tödliche Erkrankung daran anschließen. Die 
Folgen sind um so schwerer, je massiger die Ansteckung war. 
Aber auch das Lebensalter spielt eire gewisse Rolle. Säuglinge 
im ersten Lebenshalbjahr und Erwachsene, die noch gar nicht 
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mit Tuberkulose in Berührung gekommen sind, zeigen einen 

besonders schweren Krankheitsverlauf, Schulkinder oft einen 

leichteren. Über die Häufigkeit und die Bedeutung der Super- 
infektion besteht noch keine Übereinstimmung. B. bringt auch 
zu dieser Frage interessante eigene Untersuchungen, die als 

Beweis für die Häufigkeit einer Superinfektion der mit einem 

Offentuberkulösen den Haushalt teilenden Personen angesehen 

werden müssen. Die Frage nach der Häufigkeit der Staub- und 

der Tröpfcheninfektion beantwortet B. dahin, daß er unter 
städtischen Verhältnissen, wo eine gewisse Spuckdisziplin und 

Sauberkeit innegehalten wird, der Tröpfcheninfektion und auf 

dem Lande, wo viel auf den Boden gespuckt und selten feucht 

gewischt wird, der Staubinfektion die Hauptrolle zuweist. Der 

Bedeutung des Auswurfs, der Hustentröpfchen, der Staub- und 

der Schmierinfektion werden alsdann eingehende Besprechungen 

gewidmet. Daran anschließend gibt B. die Verhaltungsmaß- 
regeln für den Kranken und seinen Pfleger zur Verhütung der 

Ansteckung der Umgebung. Der praktischen Durchführung 

der Ansteckungsverhütung in der Wohnung der Kranken wird 

ein besonderes Kapitel gewidmet, das für den praktischen Arzt 
wie für die Krankenschwester und die Tuberkulosefürsorgerin 
ebenso interessante wie wichtige Einzelfeststellungen und An- 
ordnungen enthält. Anschließend wird auch die Ansteckungs- 
verhütung außerhalb der Wohnung, d. h. auf der Straße, in 

Verkehrsmitteln, öffentlichen Lokalen und im Beruf, behandelt. 

Es folgen Besprechungen über die Erziehung zum hygienisch- 

einwandfreien Verhalten, über die stationäre Isolierung und dic 

Verminderung der Ansteckung durch Verminderung der 

Seuchenherde. Den Schluß des Buches bildet ein Abschnitt 

über die Erfolge der Ansteckungsverhütung, in dem B. alles 

sorgsam kritisch wägend zusammengetragen hat, was dazu 
dienen kann, den Nachweis zu liefern, daß der eingeschlagene 

Weg der richtige ist, und daß unserem Kampfe gegen die Tuber- 

kulose der Erfolg nicht versagt bleibt. 

K. W. Jötten (Münster), Die Auskunfts- und Fürsorgestelle für 
Lungenkranke, wie sie ist und wie sie sein soll. 2. erweiterte 
Auflage. 130 Seiten. Julius Springer, Berlin 1926. 6,90 ft. 
Jötten hat 1923 auf Grund vieler Besichtigungen an Ort und 

Stelle, eines sorgfältigen Studiums der einschlägigen Literatur 

und einer Durcharbeitung zahlreicher Jahresberichte einzelner 

Tuberkulosefürsorgestellen die Einrichtung und den Betrieb der 

deutschen Fürsorgestellen für Lungenkranke eingehend be- 

schrieben und kritisch gewürdigt. Wenn er dieses Buch jetzt 
zum zweiten Mal in erweiterter Form herausgibt, so ist das 
schon an sich ein Beweis dafür, daß seine Ausführungen die ver- 
diente Beachtung gefunden haben, und daß das Buch seiner 

Aufgabe, die Fürsorgestellen durch sachverständige Beurteilung 

ihrer Tätigkeit zu erhöhten Leistungen anzuregen, gerecht wird. 

Nach einer Einleitung über die Bekämpfung der Tuberkulose 

als Volkskrankheit bespricht der Verfasser das Püttersche Pro- 

gramm, auf dem sich die Tätigkeit der deutschen Fürsorge- 
stellen aufgebaut hat, und weiterhin einige Fragen, die auf die 

Abänderung der ursprünglichen Organisation hinzielen, die viel 

behandelte Frage, ob Spezial- oder Familien-(Bezirks-)Für- 

sorgerinnen besser am Platze sind, sowie die nicht minder 
wichtige Frage, ob ein Verwaltungsbeamter oder dergleichen 
oder der besonders ausgebildete Fürsorgearzt Leiter der Für- 
sorgestelle sein soll. Sodann werden die Unterbringung und 

Einrichtung, sowie die Arbeitsmethoden und im Anschluß daran 

die Frage der Arbeitsentlastung zum Zwecke der Steigerung des 

Erfolges behandelt. Ein weiterer Abschnitt handelt von den 

für den Ausbau der Fürsorgetätigkeit wichtigen Maßnahmen 

auf dem Gebiete des Meldewesens, der Zusammenarbeit mit der 

Schule und des Erlasses von gesetzlichen Bestimmungen; hier 
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wird auch das preußische Gesetz vom 4. August 1923 be- 
sprochen. Die zweite Hälfte des Buches bringt eine sehr gründ- 
liche Durcharbeitung der Berichte von mehr als 700 Fürsorge- 
stellen für das Jahr 1919/20, deren Ergebnis sich einer kurzen 
Wiedergabe entzieht. Für Fürsorgeärzte und Leiter von Für- 
sorgestellen enthält dieser Abschnitt außerordentlich wertvolle 
Anregungen. Im ganzen betrachtet gibt das Buch von Jötten 
ein getreues Bild der deutschen Tuberkulosefürsorgestellen und 
ihrer Leistungen; zu bedauern bleibt nur, daß er der neuen 
Auflage nicht auch das neueste Material an Jahresberichten 
zugrunde gelegt hat. 


Fechter (Gera), Der hauptamtliche Tuberkulosearzt und die 
Bekämpfung der Tuberkulose in den Landkreisen. Die Tuber- 
kulose, 5, Nr. 6/7. 1925. 


Flatzek (Ratibor), Der hauptamtliche Tuberkulosefürsorge- 
arzt. Die Tuberkulose, 6, Nr. 2. 1926. 


Fechter tritt grundsätzlich für die Anstellung eines haupt- 
amtlichen Tuberkulosefürsorgearztes auch in Landkreisen ein. 
Im Interesse einer ersprießlichen Tätigkeit hält er neben einer 
größeren Anzahl von Sprechstunden in der Kreishauptstadt 
eine geringere Zahl in den kleineren Städten des Kreises, ge- 
gebenenfalls auch in einem besonders entlegenen Dorf für nötig, 
dazu eine Unterstützung durch Fürsorgerinnen und geeignete 
Gemeindeschwestern mit eingehender Kenntnis der Familien; 
die Städte hätten u. a. auch die Röntgenapparate in den 
Krankenhäusern zur Verfügung zu stellen. Die umfangreiche 
Aufklärungsarbeit würde in Verbindung mit anderen Aufgaben, 
wie den Voruntersuchungen für Heilstätten und der besonders 
wünschenswerten Leitung einer Tuberkulose-Station, die volle 
körperliche und geistige Kraft eines Tuberkulose-Facharztes 
auch in einem Landkreis in Anspruch nehmen. Dieser würde 
daher auch keine Konkurrenz für die praktischen Ärzte be- 
deuten, sondern für sie sogar von Vorteil sein, da er als unver- 
fänglicher Berater ihnen ihre Patienten erhalten hilft. Die 
durch die Anstellung eines Tuberkulose-Facharztes entstehen- 


den Kosten würden reichlich aufgewogen allein durch den Weg- 
fall zahlreicher unnötiger Heilverfahren. Diese Ersparnis gäbe 
schließlich auch die Möglichkeit, den Facharzt hinreichend zu 
besolden und ihn dadurch seinem Wirkungskreise zu erhalten, 
ja gegebenenfalls sogar neben einem Kreiskommunalarzt. 
Flatzek findet im Gegensatz zu Fechter, daß die Dezentrali- 
sierung der Tuberkulosefürsorge sich in seinem Landkreis gar 
nicht bewährt hat. Der Besuch der Sprechstunde an den 
kleineren Orten — im ganzen waren 7 Ärzte beteiligt — wäre 
äußerst schlecht gewesen trotz oft wiederholter Hinweise. Die 
im Vergleich hierzu wesentlich stärkere Inanspruchnahme der 
Fürsorgestelle in der Kreisstadt könne nur durch deren bessere 
Arbeit erklärt werden. Die praktischen Ärzte hätten nämlich 
im allgemeinen nicht nur eine geringere Schulung, sondern sie 
verfügten auch nicht über die technischen Hilfsmittel, die dem 
hauptamtlich tätigen Arzt in der Kreisstadt zu Gebote stünden. 
Das durch Fortfall der Sprechstunden in den kleineren Orten 
ersparte Honorar fände zweckmäßig Verwendung für die Er- 
stattung der Reisekosten Unbemittelter zum Besuch der zen- 
tralen Fürsorgestellen. Während so der rein ärztliche Teil der 
Arbeit des Fürsorgearztes auf die Kreishauptstadt konzentriert 
wird, empfiehlt Fl., die Schwestern- oder Laienarbeit unter 
allen Umständen zu dezentralisieren. Er hat seine Mitarbeiter 
hauptsächlich unter den Lehrern gefunden und zur Zeit in jedem 
Schulort einen Ortsstellenleiter, im ganzen 57 in seinem Land- 
kreis mit 65000 Einwohnern (die Kreisstadt zählt nicht mit). 
Abweichend von Fechter hält er auf Grund persönlicher drei- 
jähriger Erfahrung die Wahrnehmung der gesamten Gesund- 
heitsfürsorge durch einen Kreiskommunalarzt für durchführbar. 
Welch große Arbeitsleistung allerdings erforderlich wird, geht 
daraus hervor, daß er neben der gesamten übrigen ärztlichen 
und Schreibtätigkeit im ersten Monat nach Aufhebung der 
Außenfürsorgesprechstunden allein 54 Termine wahrzunehmen 
hatte (15 Sprechstunden in der Hauptfürsorgestelle und 39 
Reisen), in der letzten Zeit freilich unterstützt durch eine 
Volontärärztin. Helm (Berlin). 


T A G UN G E N 


Gesellschaft zur Förderung der gesamten Naturwissenschaften 
zu Marburg. 
Sitzungsbericht 1925, Nr. 2. 

Schenk berichtet über Marburger sportwissenschaftliche 
Untersuchungen und Beobachtungen. Er bespricht die Körper- 
bauverhältnisse an sporttreibenden und nicht sporttreibenden 
Studenten, die sich durch Körpermessungen an den Teil- 
nehmern des Marburger Olympias und an Marburger nicht 
sporttreibenden Studenten ergeben haben. Verfasser kommt 
zu ältnlichen Unterschieden im Körperbau der einzelnen Sport- 
arten wie Kohlrausch. Was die Verhältnisse der Sporttreiben- 
den und Nichtsporttreibenden anlangt, so sind in allen wichtigen 
Maßen die Sportleute deutlich voraus. Bei den Frauen sind die 
Wettkämpferinnen etwas leichter, aber größer als die nicht 
Sporttreibenden. Die Leichtathletinnen waren mit 166,4 im 
Mittel die Größten, die Turnerinnen mit 162,2 cm die Kleinsten. 
Die Schwimmerinnen sind unter den Sporttreibenden die 
Schwersten, die Turnerinnen die Leichtesten. Brustumfang 
und Atembreite sind wiederum wesentlich größer als die der 
Nichtsporttreibenden. Die Vitalkapazität wird einer genauen 
Vergleichung mit Körpergröße, Rohrerschen und Kaupschen 
Index, Länge der vorderen Rumpfwand und der Stammlänge 
und Breitenindex des Rumpfes unterzogen. Außer daß die 


An. 


Sportler regelmäßig die größeren Werte zeigen, stellt sich 
heraus, daß sie von der Länge des Rumpfes weitgehend ab- 
hängen. Jaensch ,,Über einfache Vorgänge und somatische 
Korrelationserscheinungen nach sportlichen Leistungen und 
im Training‘ (siehe Sonderreferat). Scharnke und Häseler: 
„Psycho- und neurologische Untersuchungen an trainierenden 
Wettkämpfern.‘ Das Auftreten geistiger Ermüdungserschei- 
nungen im Laufe des sportlichen Trainings wird an 8 Versuchs- 
personen über mehrere Monate hindurch mit der Kraepelin- 
schen Addiermethode und einer Methode nach Jaensch geprüft, 
die hauptsächlich die Kombinationsfähigkeit und das Asso- 
ziationsvermögen prüft. Beide Proben werden im Laufe des 
Trainings leichter ausgeführt, der Schluß, daß sich die geistige 
Ermüdbarkeit verringere, wird nicht gezogen, da nur ein Bruch- 
stück des seelischen Lebens und zwar die Seite der Intelligenz, 
die die Reaktion der V. P. auf eine dem wirklichen Leben fremde 
Aufgabe darstellt, untersucht wird. Die aktive Seite der In- 
telligenz, das produktive Schaffen, konnte nicht geprüft und 
auch nicht annähernd sicher genug erfragt werden. Ferner 
wurden die Sehnenreflexe und die elektrische Erregbarkeit ge- 
prüft. Erstere ergaben häufig ein Nachlassen der Kniereflexe, 
während die anderen Reflexe nicht beeinflußt waren. Die elek- 
trische Erregbarkeit war teils vermehrt, teils verringert. Loe- 
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bell: ,,Ermüdungserscheinungen des Hôrorgans und Er- 
müdungsnystagmus nach sportlicher Arbeit.“ Infolge der un- 
günstigen räumlichen Verhältnisse auf dem Sportplatz konnte 
nur mit der Stimmgabel (C) die Zeitdauer des Hörens vor und 
nach der Leistung geprüft werden. Von 62 Teilnehmern fand 
sich bei 33 keine Änderung, bei 29 eine Änderung in dem Sinne, 
daß 72,5 °% kürzer als vorher hörten. Die Prüfung des Nystag- 
mus als Ermüdungszeichen ergibt, daß 37 von 68 Personen vor 
und nach der Leistung gleich reagieren, 15 früher und 16 später 
reagieren. Das letztere tritt besonders bei den Schwimmern 
nach der 1000 Meter-Strecke auf, eine Erklärung hierfür kann 
nicht gegeben werden. Eimer: ,‚Die vorübergehenden und die 
bleibenden Herzgrößenveränderungen infolge sportlicher An- 
strengung.‘ Die Veränderungen der Herzgrößen sind im allge- 
meinen sehr gering. Nach sportlichen Leistungen wird das Herz 
kleiner befunden als vor derselben. Schenk: ‚Kreislauf und 
Stoffwechsel bei sportlicher Arbeit.“ Die von Herxheimer und 
Deutsch und Kauf genannte Tatsache des großen schlaffen Her- 
zens beiDauersportlern gegenüber demhypertonischen beiSchnel- 
ligkeits-Kraftsportlern veranlaßt deren Nachprüfung. Verfasser 
hältsieim Vergleich mit Bradykardie, Blutdrucksenkung usw. für 
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eine Parasympathicusreizung. Man muß daher bei Betrachtung 
der Herzgrößenverhältnisse zwischen dem unmittelbaren Ein- 
fluß der Arbeitsleistung und der veränderten nervösen Zügelung 
unterscheiden. Die Form des Elektrokardiogramms läßt nach 
Schenk ähnliche Schlüsse zu. Übrigens fand Schenk selbst nach 
schärfstem 1000 und 5000 Meter-Lauf keine Änderung im Ver- 
hältnis von Pulsfrequenz und Dauer des Ventrikelelektrokardio- 
gramms. Dieses verschiedene Verhalten gegenüber dem un- 
trainierten sieht Schenk in psychischen Willensimpulsen, die 
geeignet sein könnten, auf dem Umwege über die Leistung Ver- 
schiebungen im Säuren-Basengleichgewicht und im Elektrolyt- 
gleichgewicht hervorzurufen. Es wird deshalb der Kraftstoff- 
wechsel untersucht. Die Säurenwerte im Blute 6 Minuten nach 
großen Leistungen sind sehr erheblich erhöht. Mit der Säuerung 
treten Sympathicuserscheinungen auf. Zum Studium des 
Wechsels von Sympathicus- und Vaguswirkung schaltet Ver- 
fasser die Säuerung durch Alkalisierung aus und sieht dann 
die Erscheinungen weniger stark (z. B. kein Eiweiß im Urin). 
Das Blutbild findet er ähnlich wie Herxheimer, Waldmann, 
verändert. 

Kohlrausch (Berlin). 
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Sind wir auf dem Wege zu einer besseren Organisation der 
Tuberkulosebekämpfung? 


Übersichtsreferat. 
Von F. HELM, Berlin. 


Die Träger der Sozialversicherung haben seit Jahr- 
zehnten auf dem Gebiete der Tuberkulosebekämpfung 
eine umfangreiche und weit über ihre gesetzliche Ver- 
pflichtung hinausgehende Tätigkeit entfaltet und sich 
besonders in der Durchführung des Heilverfahrens 
große Verdienste erworben. Es ist aber in den letzten 
Jahren von den verschiedensten Seiten, hauptsächlich 
aus den Kreisen der praktischen Fürsorgeärzte, immer 
wieder darauf hingewiesen worden, daß diese Be- 
tätigung gewisse Lücken und Mängel aufweist, die in 
der Hauptsache auf Verschiedenheiten des Verfahrens 
und auf fehlende Zusammenarbeit zurückzuführen 
sind. Hierdurch wird einerseits die Fürsorge für den 
einzelnen Kranken uneinheitlich und gelegentlich auch 
unvollständig, anderseits bleibt auch das Ziel, die 
Tuberkulose als Volkskrankheit durch Ausschaltung 
der Seuchenherde zu bekämpfen, oft genug unge- 
nügend berücksichtigt. 

Der Wunsch, in dieser Beziehung Abhilfe zu schaffen, 
hat dem Präsidium des Deutschen Zentral-Komitees 
zur Bekämpfung der Tuberkulose Anlaß gegeben, sich 
in mehrfachen Beratungen mit diesen Fragen zu be- 
schäftigen und einen Unterausschuß zur Prüfung der 
vorgebrachten Klagen und zur Vorbereitung von Ab- 
änderungsvorschlägen einzusetzen. Dieser Ausschuß 
hat unter Zuziehung einer Anzahl von Vertretern der 
Versicherungsträger am 1. Juli 1925 im Reichsver- 
sicherungsamt getagt. Auf Grund seiner Beratung sind 
Leitsätze für die Betätigung der Träger der 
sozialen Versicherung auf dem Gebiete der 
Tuberkulosebekämpfung aufgestellt worden, die 
in der Sitzung des Präsidiums vom 20. Oktober ihre 
endgültige Fassung erhalten haben, und mit dem 
nachstehenden Wortlaut dem Reichsministerium des 
Innern und dem Reichsarbeitsministerium überreicht 
und an die Träger der Invaliden- und Angestelltenver- 
sicherung, sowie an die Hauptverbände der Kranken- 
kassen versandt worden sind. 

Bei den zur Vorbereitung dieser Leitsätze dienenden 
Besprechungen und bei der endgültigen Formulierung 
der Leitsätze durch das Präsidium kam zur Sprache, 
daß Arbeitsgemeinschaften von Versicherungs- 


trägern schon in manchen Bezirken bestehen, und daß 
darüber hinaus hier und da auch schon Verbindungen 
solcher Arbeitsgemeinschaften mit den Wohlfahrts- 
verbänden geschaffen sind. Daß nur auf diesem Wege, 
d. h. durch eine Zusammenarbeit aller an der Tuber- 
kulosebekämpfung beteiligten Stellen, ein voller Er- 
folg zu erzielen ist, war allgemeine Überzeugung. So 
ergab sich aus der ursprünglich beabsichtigten Emp- 
fehlung der Bildung von Arbeitsgemeinschaften der 
Versicherungsträger behufs Förderung der Tuber- 
kulosebekämpfung die weitere Empfehlung des Zu- 
sammengehens dieser Arbeitsgemeinschaften mit allen 
anderen in der Tuberkulosebekämpfung tätigen Stel- 
len, insbesondere den Fürsorgeverbänden, Wohlfahrts- 
ämtern und Wohlfahrtsvereinen. 

Wenn somit die vom Präsidium angenommenen 
Leitsätze in ihrer Fassung und ihrem Inhalte über das 
zuerst gesteckte Ziel, der Arbeit der Versicherungs- 
träger als Richtlinien zu dienen, hinausgewachsen sind, 
so ist dadurch auch der Wunsch gerechtfertigt, alle 
Stellen, denen die Tuberkulosebekämpfung am Herzen 
liegt, auf diese Leitsätze hinzuweisen, von deren 
möglichst vollkommener Durchführung das Zentral- 
komitee sich erhebliche Fortschritte auf dem Wege 
zielbewußter Bekämpfung der Volkskrankheit Tuber- 
kulose verspricht. 

Bei der wünschenswerten Zusammenarbeit der Ver- 
sicherungsträger und der Wohlfahrtsverbände sollte 
das gemeinsame Ziel stets voranstehen und ein Streit 
über den Vorrang ausgeschlossen sein. Je klarer die 
Aufgabe der Erfassung und Unschädlichmachung der 
Seuchenherde erkannt wird, um so sicherer winkt 
dieser Arbeit der Erfolg. Da die Geldfrage eine be- 
sonders wichtige Rolle spielt, wäre eine Verständigung 
über sie in erster Linie geboten. Muster hierfür liegen 
bereits in Gestalt der Satzungen der verschiedenen 
Zweckverbände zur Bekämpfung der Tuberkulose 
vor, über die wiederholt berichtet worden ist (vgl. 
„Tub.-Fürs.-Bl.“ 1922, Heft 9, S. 109, 110 und 116; 
1924, Heft 11, S. 89). Auch die von der Landesver- 
sicherungsanstalt Württemberg getroffenen Verein- 
barungen mit der Arbeitsgemeinschaft württem- 
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bergischer Krankenkassenverbände und mit der 
württembergischen Landesfürsorgebehörde verdienen 
als eine Art der geldlichen Auseinandersetzung be- 
sondere Erwähnung (vgl. Geschäftsbericht des Zentral- 
Komitees 1925, S. 43 und 45 und ,,Tub.-Fürs.-B1." 
1925, Heft 8, S. 84). 

Wie bereits mehrfach betont, ist die Tuberkulose- 
bekämpfung und die Bildung von Arbeitsgemein- 
schaften oder Zweckverbänden zu ihrer Durchführung 
keineswegs eine Angelegenheit der Versicherungsträger 
allein; sie geht vielmehr die Fürsorgeverbände, die 
Kommunen mit ihren Gesundheits-, Wohlfahrts- und 
Jugendämtern und die in der freien Wohlfahrtspflege 
tätigen Vereine ebenso nahe an. Daß das Präsidium 
sich mit den Leitsätzen zuerst an die Versicherungs- 
träger gewandt hat, hat zum Teil darin seinen Grund, 
daß an der Tätigkeit derselben eine Kritik geübt 
worden war, die einerseits zur Berücksichtigung, 
anderseits zur Richtigstellung Veranlassung gab; zum 
Teil liegt es auch daran, daß von einer Einwirkung 
auf die festgefügten Organisationen der Versicherungs- 
träger am schnellsten ein sichtbarer Erfolg erwartet 
werden konnte. Der Gedanke, daß mit diesem Appell 
an die Versicherungsträger erst die halbe Arbeit getan 
ist, und daß ein Aufruf gleicher Art an die Kommunen 
und Wohlfahrtsverbände folgen müsse, ist in den Ver- 
handlungen des Präsidiums mehrfach zum Ausdruck 
gekommen. Es wurde nur für zweckmäßig gehalten, 
zunächst einmal die Wirkung der ‚Leitsätze für die 
Versicherungsträger‘‘ abzuwarten, bevor der zweite 
Schritt getan würde. 

Der Umstand, daß die größeren Versicherungs- 
träger den Bereich einer Provinz oder eines Landes 
umfassen, legt natürlich zunächst den Gedanken der 
Bildung großer, den ganzen Bereich der Versicherungs- 
anstalt umfassender Arbeitsgemeinschaften nahe. Da- 
neben aber ist auch die Notwendigkeit und Zweck- 
mäßigkeit der Bildung örtlicher Arbeitsgemeinschaften 
oder Zweckverbände für die Tuberkulosebekämpfung 
in den Kommunen und Kreisen hervorzuheben. 


Leitsätze für die Betätigung der Träger der sozialen 
Versicherung auf dem Gebiete der Tuberkulose- 
bekämpfung. 


A. Voraussetzungen und Aufgaben. 


Zur planmäßigen Bekämpfung der Tuberkulose als Volks- 
seuche gehört, daß jedem Tuberkulösen, ob er versichert oder 
nicht versichert ist, und seiner Umgebung eine geordnete Für- 
sorge zuteil wird. Voraussetzung hierfür ist, daß: 

I. ein lückenloses Netz von Tuberkulosefürsorgestellen in 
allen Stadt- und Landkreisen besteht, das durch Gemeinde- 
pflegestationen (Schwesternstationen) auf dem Lande ergänzt 
wird, und daß, 

II. soweit nicht entsprechende andere Einrichtungen be- 
stehen, für bestimmte Bezirke, etwa für den Bereich einer 
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Landesversicherungsanstalt, freiwillig eine Arbeitsgemeinschaft 
der sozialen Reichsversicherungsträger (Invaliden-, Kranken-, 
Unfallversicherung, Reichsversicherungsanstalt für Angestellte, 
Reichsknappschaft, Reichsbahnpensionskasse) gebildet wird, 
die auch mit den gesetzlichen und privaten Wohlfahrtsein- 
richtungen (Hauptversorgungsamt, Landes- und Bezirksfür- 
sorgeverbänden, Wohlfahrts- und Jugendämtern, Rotkreuz- 
vereinen, Einrichtungen der Inneren Mission, des Caritasver- 
bandes, der jüdischen Wohlfahrtspflege, Provinzial- und ört- 
lichen Vereinen zur Bekämpfung der Tuberkulose, Ausschüssen 
für Arbeiterwohlfahrt u. dgl.) eine möglichst enge Zusammen- 
arbeit, zweckmäßig auch in der Form einer Arbeitsgemeinschaft 
oder eines Zweckverbandes, anzustreben hat. 

Aufgabe dieser Arbeitsgemeinschaften und dieser Zusammen- 

arbeit ist: 

a) die Sorge für die finanzielle Sicherstellung und für eine 
berechtigten Anforderungen entsprechende personelle Be- 
setzung (u. a. tuberkuloseerfahrener Arzt, gut ausge- 
bildete Fürsorgeschwestern) und materielle Ausstattung 
der Tuberkulosefürsorgestellen bzw. Gemeindepflege- 
(Schwestern-)stationen; 

b) die Einrichtung eines zuverlässig arbeitenden Nachrichten- 
dienstes über einen jeden Tuberkulösen zwischen ihren 
Mitgliedern und den Tuberkulosefürsorgestellen, den Heil- 
stätten und Krankenanstalten; 

c) die Sorge für die Durchführung des Heilverfahrens für 
heilbare und besserungsfähige Tuberkulöse einschließlich 
der ambulanten Behandlung; 

d) die Sorge für Sicherung des Behandlungserfolges (einer- 
seits durch wirtschaftliche Fürsorge in Bezug auf Woh- 
nung, Nahrung, Kleidung, Arbeitsbeschaffung, anderer- 
seits durch gesundheitliche Fürsorge zum Schutz der 
Familie vor Ansteckung); 

e) die Sorge für zweckentsprechende Unterbringung der an- 
steckenden unheilbaren Kranken; 

f) die Festlegung von Richtlinien für ein einheitliches Ver- 
fahren in der Kinderfürsorge sowohl hinsichtlich der 
Kostenübernahme wie auch hinsichtlich der Art der Un- 
terbringung je nach Krankheitszuständen; bei der Aus- 
wahl und Sichtung der Kinder ist auf die Mitwirkung der 
Tuberkulosefürsorgestellen, Schul- und Kommunalärzte 
Bedacht zu nehmen; 

g) die Förderung der Fortbildung von Ärzten, insbesondere 
Fürsorge-, Kreis- und Schulärzten in der Erkennung und 
Behandlung der Tuberkulose sowie in der Kenntnis der 
für die Tuberkulosebekämpfung in Betracht kommenden 
Fürsorgeorganisationen und der ihnen zugrunde liegenden 
gesetzlichen und sonstigen Bestimmungen; 

h) die Förderung der Aus- und Fortbildung von Fürsorge- 
schwestern und Gemeindeschwestern in der Tuberkulose- 
bekämpfung. 


B. Bemerkungen zur Durchführung im einzelnen. 


In Tuberkuloseheilstätten sind nur aktiv Tuberkulöse aus 
allen Stadien unterzubringen, die Aussicht auf Heilung oder 
Besserung bieten. Andere Tuberkulöse sollen in einer Tuber- 
kuloseheilstätte nur belassen bleiben, soweit dadurch die eigent- 
liche Aufgabe der Anstalt nicht beeinträchtigt wird. Im übrigen 
ist es erwünscht, daß für nicht heilstättenfähige Kranke durch 
Einrichtung besonderer Krankenhäuser (Tuberkulosekranken- 
häuser) und besonderer Tuberkuloseabteilungen in Kranken- 
häusern oder durch Ausnutzung bereits vorhandener Einrich- 
tungen dieser Art gesorgt wird, um so mehr, als gerade sie die 
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gefährlichste Verbreitungsquelle für die Tuberkulose dar- 
stellen. 

Der Betrieb in Tuberkuloseheilstätten für Erwachsene wie für 
Kinder ist nach den Grundsätzen klinischer Krankenhäuser zu 
gestalten. 

Die leitenden und Oberärzte der Tuberkuloseheilstätten und 
Tuberkulosekrankenhäuser sollen Fachärzte auf dem Gebiete 
der Tuberkulose sein und eine gute Ausbildung als innere 
Mediziner haben; es muß ihnen auch Gelegenheit zur Fortbil- 
dung in angemessenen Zeiträumen geboten werden. 

Von einem schematischen Vorschreiben einer bestimmten 
Kurdauer ist abzusehen. 


Es sind Vorkehrungen zu treffen, die eine Nachbehandlung 


ermöglichen, wenn ein Pneumothorax besteht oder wenn die 
Fortführung irgendeiner anderen zweckdienlichen Heilmethode 
nach der Entlassung aus der Anstalt erforderlich ist. 


Während das Präsidium des Zentralkomitees noch 
mit der Bearbeitung der vorstehenden Leitsätze be- 
schäftigt war, die, wie vorstehend ausgeführt, über die 
ursprüngliche Absicht hinaus, eine Zusammenarbeit 
nicht nur der verschiedenen Versicherungsträger 
untereinander zum Zwecke der Tuberkulosebekämp- 
fung fordern, sondern den Zusammenschluß aller an 
dem Kampfe gegen diese Volksseuche beteiligten 
Stellen empfehlen, brachte das Reichsgesetz vom 
28. Juli 1925 über „Ausbau der Angestellten- und 
Invalidenversicherung und über Gesundheitsfürsorge 
in der Reichsversicherung‘‘ in seinem Abschnitt C 
ganz ähnliche Gedanken zum Ausdruck, allerdings 
nicht auf die Tuberkulosebekämpfung beschränkt, 
sondern für die gesamte Gesundheitsfürsorge. 

„Die Reichsregierung kann nach Anhörung der 
Versicherungsträger und der Ärzte oder ihrer 
Spitzenverbände mit Zustimmung des Reichsrats 
und eines 28gliedrigen Ausschusses des Reichstags 
Richtlinien erlassen, betreffend das Heilverfahren 
in der Reichsversicherung und die allgemeinen MaB- 
nahmen der Versicherungsträger zur Verhütung des 
Eintritts vorzeitiger Berufsunfähigkeit oder In- 
validität oder zur Hebung der gesundheitlichen 
Verhältnisse der versicherten Bevölkerung. Diese 
Richtlinien sollen ferner das Zusammenwirken der 
Träger der Reichsversicherung untereinander und 
mit den Trägern der öffentlichen und freien Wohl- 
fahrtspflege auf dem Gebiete des Heilverfahrens 
und der sozialen Hygiene regeln.“ 

Weiterhin gab der Preußische Minister für Volks- 
wohlfahrt durch Erlaß vom 30. Juli 1925 bekannt, 
daß der Hauptausschuß des Landtages bei der Be- 
ratung des Haushaltsplanes des Ministeriums für 
Volkswohlfahrt folgenden Antrag angenommen habe: 


„Der Landtag wolle beschließen: Das Staatsministerium 
wird ersucht, entsprechend den bei der Annahme des Tuber- 
kulosegesetzes gefaßten Entschließungen ddfür zu sorgen, 
daß alle zur Bekämpfung der Tuberkulose vorhandenen 
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Einrichtungen von Reichs, Staats und Gemeinde wegen 
und sonstigen Öffentlichen Körperschaften, sowie solche 
konfessioneller und privater Art zum Zweck einer plan- 
mäßigen Bekämpfung der Seuche in eine Arbeitsgemeinschaft 
zusammengefaßt werden.‘ 


Zur weiteren Förderung der Angelegenheit fand 
am 6. November 1925 im Preuß. Wohlfahrtsministe- 
rium eine Besprechung mit den Landeshauptleuten 
der Provinzen statt. 

Ferner wurden durch Erlaß des Preuß. Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 19. Januar 1926 die Kreisärzte 
aufgefordert, darüber zu berichten, inwieweit in ihren 
Kreisen der Bestimmung des Preuß. Tuberkulose- 
Gesetzes vom 4. August 1923 (Ausführungsbestim- 
mungen zu $ 1) entsprochen sei, durch die ein Zu- 
sammenarbeiten in der Tuberkulosefürsorge mit den 
Vertretern der staatlichen, kommunalen und städti- 
schen Behörden, der Krankenkassen, der Landes- 
versicherungsanstalten und der karitativen Organi- 
sationen verlangt wird. 

In einem weiteren ErlaB vom gleichen Tage stellt 
der Preuß. Minister für Volkswohlfahrt fest, daß be- 
reits in allen Provinzen Arbeitsgemeinschaften zur 
Bekämpfung der Tuberkulose oder Ansätze zu solchen 
vorhanden sind, und fordert, daß auch Vertreter der 
Staatsregierung, die sich an der Finanzierung der 
Tuberkulosebekämpfung nach Maßgabe der vorhan- 
denen Mittel beteiligen wird, nämlich die Herren Ober- 
präsidenten und die Herren Regierungspräsidenten be- 
ziehungsweise deren Sachbearbeiter, im Vorstand der 
Arbeitsgemeinschaft Sitz und Stimme erhalten, und 
daß auch hervorragende Tuberkuloseärzte in ihr maB- 
geblich mitarbeiten. Anschließend ersucht er, in diesem 
Sinne auf einen Zusammenschluß aller im Bezirk vor- 
handenen Arbeitsgemeinschaften und Organisationen 
zur Bekämpfung der Tuberkulose (Gemeinden, Landes- 
versicherungsanstalt, Krankenkassen, karitative Ver- 
bände, Tuberkulosefürsorgestellen) hinzuwirken und 
diein Betracht kommenden Provinzialverbände solcher 
Organisationen dahin zu beeinflussen, daß sie ihrer- 
seits ihre Unterverbände zu Zusammenschlüssen in 
örtliche Arbeitsgemeinschaften veranlassen. 

Entsprechend diesen von verschiedenen Stellen aus- 
gehenden, aber doch auf das gleiche Ziel hinstrebenden 
Anregungen hat in den letzten Monaten der Gedanke 
der Bildung von Arbeitsgemeinschaften oder Zweck- 
verbänden zur Bekämpfung der Tuberkulose wesent- 
liche Fortschritte gemacht. Es sind sowohl an den 
Zentralstellen der Länder und Provinzen wie auch in 
kleineren Bezirken, d. h. Städten oder Landkreisen, 
solche Vereinigungen zustande gekommen. So wurde. 
in Thüringen die Gemeinschaft zur Bekämpfung der 
Tuberkulose vom Staatsministerium und der Landes- 





versicherungsanstalt in Verbindung mit Kranken- 
kassen und Wohlfahrtsorganisationen begründet. So 
bildeten sich neue Arbeitsgemeinschaften in der 
Grenzmark zwischen der Landesversicherungsanstalt 
und einigen Kreisausschüssen; ob auch die beab- 
sichtigte große Arbeitsgemeinschaft, zu der noch die 
Krankenkassen, sämtliche Kreiswohlfahrtsämter, der 
Landesfürsorgeverband, die freie Wohlfahrtspflege 
und Vertreter der staatlichen Stellen hinzutreten 
sollen, bereits zustande gekommen ist, entzieht sich 
meiner Kenntnis. So ist auch in der Provinz Schles- 
wig-Holstein eine Arbeitsgemeinschaft der Versiche- 
rungsträger gebildet worden. Auch in Süddeutsch- 
land, zumal in Bayern, wo die Wiege des ,,Zweck- 
verbandes zur Bekämpfung der Tuberkulose‘‘ steht, 
ist die Entwicklung im letzten Jahre gut voran- 
geschritten; das Muster von Nürnberg, München und 
Würzburg hat vielfach auch in ländlichen Bezirken 
Nachahmung gefunden. Für Württemberg und 
Baden bestanden schon im Vorjahre günstige Rege- 
lungen, auf die bei den Verhandlungen des Präsidiums 
des Deutschen Zentralkomitees als Beispiel hingewiesen 
werden konnte; in beiden Ländern besteht an den 
Zentralstellen eine sehr gute Zusammenarbeit. 

Ende Februar dieses Jahres hat auch das Reichs- 
arbeitsministerium eine Besprechung mit den Ver- 
sicherungsträgern abgehalten, um entsprechend der 
ihm durch das Reichsgesetz vom 28. Juli 1925 er- 
teilten Vollmacht den Erlaß von Richtlinien über die 
Zusammenarbeit vorzubereiten. | 

Überblickt man alle diese verschiedenen Anregungen 
und Maßnahmen, so muß man den Eindruck gewinnen, 
daß erfreulicherweise die Erkenntnis im Fortschreiten 
ist, wie sehr die Zersplitterung auf dem Gebiete des 
Gesundheitswesens und der Wohlfahrtspflege gerade 
bei der Tuberkulosebekämpfung bisher einen vollen 
Erfolg verhindert hat. Solange in jedem Orte 3-4, 
vielleicht sogar 6—8 oder noch mehr Stellen Tuber- 
kulosebekämpfung treiben, ohne miteinander Hand in 
Hand zu gehen und nach gemeinsamer Verabredung 
zu handeln und die Kosten zu teilen, solange ist 
eine durchgreifende Besserung nicht zu erwarten. Zu- 
erst müssen die kommunalen Stellen mit den Wohl- 
fahrtsvereinen den Krankenkassen und Versicherungs- 
anstalten ein gemeinsames Programm der Tuber- 
kulosebekämpfung aufstellen, durch das nicht nur 
dem einzelnen Kranken die beste Fürsorge geboten 
wird, sondern auch die Maßnahmen zum Schutze der 
Allgemeinheit, d. h. hauptsächlich zur Hebung der 
Gesundheit und Widerstandsfähigkeit der Gefährde- 
ten, in zweckvoller und sparsamer Weise getroffen 
werden. Dann wird auch die so oft gehörte Klage ver- 
stummen über das Hin- und Herschieben der Hilfe 
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suchenden Kranken, für die kein Kostenträger ein- 
treten will oder kann, weil jede Stelle nach anderen 
Grundsätzen arbeitet (‚Der Lungenkranke zwischen 
den Instanzen !‘‘); dann wird es auch möglich werden, 
gesundheitliche Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Tuberkulose im Sinne der Seuchenbekämpfung durch 
Zusammenfassung aller verfügbaren Mittel zur Durch- 
führung zu bringen, die jetzt teils unausführbar er- 
scheinen, wie die Bekämpfung des Wohnungselends, 
die Siedlungsfrage, die Arbeitsvermittlung, teils nur 
unvollständig und unbefriedigend ausgeführt werden, 
wie die Kinderfürsorge und die möglichst ohne Unter- 
brechung auszuübende Gesundheitsaufsicht Offen- 
tuberkulöser. 


Daß bei all dieser Arbeit auf gesundheitlichem und 
fürsorgerischem Gebiete die Mithilfe des praktischen 
Arztes nicht zu entbehren ist, bedarf als selbstver- 
ständlich kaum der Erwähnung. Ist doch der Arzt 
in doppelter Weise an jeder Art der Gesundheitsfür- 
sorge interessiert, als Gebender und als Empfangender ; 
er verweist seine Kranken seiner ärztlichen Pflicht 
gemäß in ihrem eigenen, oft auch im öffentlichen 
Interesse an die Fürsorgeeinrichtungen, die durch das 
Vertrauen und die Hilfe der Ärzte gestützt und ge- 
fördert werden, und er empfängt dafür die Unter- 
stützung seiner ärztlichen Bemühungen um den 
Kranken und seine Familie in Gestalt der fürsorgeri- 
schen Maßnahmen zur Verbesserung der Lebens- 
haltung, der Wohnverhältnisse und der Ansteckungs- 
verhütung. 

Möchten darum auch die Ärzte der hier behandelten 
Frage der Arbeitsgemeinschaften für die Tuberkulose- 
bekämpfung ihr lebhaftes Interesse entgegenbringen ! 
Wenn sie auch in den Leitsätzen des Zentralkomitees 
nicht ausdrücklich genannt sind, weil zunächst die 
wirtschaftliche Regelung der Zusammenarbeit ins 
Auge gefaßt wurde, so besteht doch nicht der geringste 
Zweifel darüber, daB ohne ihre verständnisvolle Mit- 
arbeit in der Tuberkulosebekämpfung auch die beste 
Organisation nichts Vollkommenes zu leisten vermag. 
Dasselbe gilt von den staatlichen Medizinalbeamten 
und von den an der Gesundheitsfürsorge beteiligten 
staatlichen Dienststellen überhaupt. Die im Gange 
befindlichen Verbesserungen in der Organisation der 
Tuberkulosebekämpfung können nur wirksam wer- 
den, wenn alle Beteiligten sich freudig und vorbehalts- 
los in den Dienst der Sache stellen. Arbeitsgemein- 
schaft und Zweckverband sind nur Namen; der Geist 
der Zusammenarbeit ist das Wesentliche. 
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| BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeine volkswirtschaftliche Fragen. 


Karl Dunkmann (Berlin), Staat und Wirtschaft. Heft 6 der 
Schriften der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände. Berlin 1925. # 0.75. 

In einer feinen gesellschaftstheoretischen Untersuchung 
sucht der Verf. das Verhältnis von Staat und Wirtschaft zu 
klären, ohne zu einem bestimmten parteipolitisch gebundenen 
Bekenntnis Stellung zu nehmen. Jede einseitige Formulierung 
vom Wesen des Staates tut dem wirklichen Staat Gewalt an. 
Beeinflußt von Ferdinand Tönnies soziologischen Ausführun- 
gen über Gemeinschaft und Gesellschaft, erkennt er diesen 
Gegensatz an: Die Gesellschaft benötigt das Recht um der 
Wirtschaft willen, die Gemeinschaft kommt als Quelle aller 
Geisteskultur in Betracht. Die Einheit aber, die einem solchen 
Doppelstaat von Gesellschaft und Gemeinschaft unbedingt ge- 
sichert werden muß, kommt allein durch das Moment der 
Regierungsgewalt zustande. Dementsprechend sind die Be- 
ziehungen zwischen Staat und Wirtschaft zwiefacher Art; dem 
Staat gegenüber als Rechtsstaat besteht eine direkte Verbin- 
dung, dem Staat gegenüber als Gemeinschaftsstaat dagegen 
eine indirekte. Das Ganze einer blühenden nationalen Volks- 
gemeinschaft ist das einzige Augenmerk des Staates. Staat und 
Wirtschaft wachsen beide aus einer gemeinsamen Wurzel, dem 
Gemeinschaftsleben, hervor; deshalb hat der Staat ein erstes 
Interesse am Wohlergehen der Wirtschaft, wie zugleich daran, 
daß sie nicht einzelnen Individuen und ihrem ‚‚Profit‘“ dient. 
Die internationale Idee der „Menschheit“ wird anerkannt, ihr 
eine praktische Realität aber nicht zugesprochen. Die sehr 
fein durchdachten Ausführungen sollten auch in weiteren 
Kreisen gelesen werden. 

Roeder (Berlin), Die sozialhygienische und sozialpolitische 
Bedeutung der Behandlungsanstalten. Sonderdruck aus ,,Be- 
richt über den deutschen Krankenkassentag in München‘. 
Verlagsgesellschaft deutscher Krankenkassen, Berlin 1925. 
Die Schrift des Berlin-Treptower Stadtarztes verdient auf alle 
Fälle Beachtung, zumal sie von jener gefühlsbetonten und per- 
sönlichen Polemik, die die meisten Auseinandersetzungen zwi- 
schen Ärzten und Krankenkassen beherrscht, ziemlich frei ist. 
Roeder kommt zu dem Ergebnis, daß im Rahmen der weiteren 
gesellschaftlichen Entwicklung, die den alten Hausarzt als Be- 
rater der Familie in allen gesundheitlichen Fragen zum Ver- 
schwinden für die Mehrheit des Volkes gebracht hat, die für- 
sorgende, sozialärztliche Tätigkeit immer mehr in den Vorder- 


grund treten wird. Schon die bisherige Tätigkeit des Fürsorge- 
arztes beweist ihm aber, daß beamtete Ärzte (genau wie andere 
Berufe) gute individualisierende Tätigkeit ausüben können, zu- 
mal das Schwergewicht ärztlicher Therapie immer mehr von 
den kasuistisch-medizinischen Mitteln zu sozialen Behandlungs- 
methoden übergehen wird. Auf diesem Wege sollen die Behand- 
lungsanstalten der Krankenkassen die vermittelnde Brücke 
zwischen der individualistisch-medizinischen Behandlung zu 
sozialtherapeutischen Maßnahmen schlagen, ferner die Diagno- 
stik und Therapie des einzelnen Arztes durch gemeinsame Be- 
ratung stützen. ,,Die Behandlungsanstalten sollen die Ärzte 
aus ihren Wohnungen ziehen und ihre Tätigkeit in Öffentliche 
Räume verlegen.“ Die Einzelheiten der gedankenreichen 
Schrift eignen sich nicht zum kurzen Referat; ihre Tendenz sei 
hier angedeutet. Sie ist auf jeden Fall lesenswert und auf hoher 
ärztlicher Berufsethik aufgebaut, mag man ihr im einzelnen 
zustimmen oder nicht. Auch dem Ref. erscheint es immerhin 
kein Zufall, daß für die eigentliche ärztliche Heiltätigkeit die 
Freiheit des Berufes, um die der gegenwärtige Kampf geht, 
sich organisch zusammen mit manchen anderen ähnlich indivi- 
dualistischen Berufsarten entwickelt hat; darum wäre es aber 
doch falsch, anderen Entwicklungstendenzen ärztlicher Be- 
tätigung von vornherein ablehnend und mit vorgefaßter Ideo- - 
logie gegenüberzutreten. G. Wolff (Berlin). 


Arbeitskunde, Arbeitsrationalisierung. 


Johannes Riedel (Dresden), Arbeitskunde, Grundlagen, Be- 
dingungen und Ziele der wirtschaftlichen Arbeit. 364 Seiten. 
B. G. Teubner, Leipzig 1925. M 15.—. 


Eine große Reihe von Gelehrten der verschiedensten Diszi- 
plinen, die zu den theoretischen und praktischen Fragen der 
Arbeit in Beziehung stehen, haben an diesem Sammelwerk mit- 
gearbeitet. Die einzelnen Abschnitte behandeln in gedrängter 
Kürze die wichtigsten Fragen des Arbeitslebens und haben 
vielfach den Charakter von Übersichtsreferaten; zahlreiche 
Kapitelüberschriften und weitere Unterteilungen erleichtern den 
Gebrauch. Für den Hygieniker haben nicht nur diejenigen Ab- 
schnitte, die von Ärzten über gesundheitliche Fragen der Arbeit 
geschrieben sind, sondern gerade auch die in die Nachbargebiete 
einführenden Kapitel Bedeutung. Aus der Fülle des Gebotenen 
kann hier nur einiges angeführt werden. Über die hygienischen 
Grundlagen berichten Koeisch (Arbeitshygienische Wirkungen 
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der Wirtschaftsentwicklung und die gesundheitliche Lage der 
Gegenwart; Die hygienische Gestaltung der Arbeit), Herx- 
heimer (Anatomische und physiologische Grundlagen der 
Arbeit), Reiter (Berufsarbeit und außerberufliches Leben in 
gesundheitlicher Beziehung). Hellpach schildert die Ge- 
schichte der Arbeit und aus seinem Spezialgebiet die geo- 
psychischen Wirkungen der Arbeit, Otto Lipmann berichtet 
kurz über praktische Wirtschaftspsychologie (,,Psychotech- 
nik“); über psychologische Arbeitsfragen ferner Otto Biener, 
Fritz Giese und der Münchener Sozialpädagoge Aloys Fischer. 
Die wissenschaftliche Betriebsführung, ein heute sehr im Mittel- 
punkt stehendes Gebiet der Arbeitstheorie, behandelt der 
Herausgeber Johannes Riedel, desgleichen die mehr prak- 
tische Frage der Arbeitsmittel und die Schulung angelernter 
und ungelernter Arbeiter. Einzelfragen wie Arbeitslohn, Arbeits- 
zeit, Berufsberatung, Berufsschulen usw. werden von besonde- 
ren Fachvertretern dargestellt und führen in das Gebiet der 
Sozialpolitik, das ferner in dem von Eugen Rosenstock be- 
arbeiteten Kapitel ‚Sozialpolitik und Arbeitsrecht“ eine ein- 
heitliche Zusammenfassung erhalten hat. Man kann im Zweifel 
sein, ob das in dem Sammelwerk nach einzelnen Kapiteln ver- 
arbeitete sehr umfangreiche und verschiedenartige Material 
nicht noch übersichtlicher in Form eines Handwörterbuches 
nach alphabetischer Reihenfolge hätte angeordnet werden 
können. Überschneidungen und Doppelbehandlungen sind bei 
der Fülle der Mitarbeiter nicht zu vermeiden; namentlich zeigen 
sie sich bei der Behandlung der psychologischen und psycho- 
technischen Fragenkomplexe, wohingegen andere Teile, etwa 
die sozialpolitische Gesetzgebung, die Sozialversicherung, 
schlechter fortkommen. Die letztere fehlt so gut wie ganz und 
kann in einem Sammelwerk, das die gewerbliche Arbeit in ihren 
mannigfachen Beziehungen behandelt, schon eine gesonderte 
Darstellung vertragen. Ein Kapitel, das in dieser ‚‚Arbeits- 
kunde‘ aber ebenso wie in allen ähnlichen Werken fehlt, ist die 
Beschreibung der konkreten Arbeitsverrichtungen selbst, etwa 
der Tischler-, Dreher-, Grubenarbeit, der kaufmännischen und 
Bürotätigkeit in ihren Grundzügen usw.; eine solche kann 
natürlich nicht vom Theoretiker allein, sondern nur in enger 
Verbindung mit wirklichen Praktikern der Arbeit geleistet 
werden. Auf diesem Wege ist wahrscheinlich auch für die 
wissenschaftliche Durchdringung der Arbeitskunde noch man- 
cherlei zu erfahren; Anfänge hierzu liegen z. B. in den Unter- 
suchungen Atzlers vor. Nach diesen Richtungen würde ich 
eine Ergänzung der ‚‚Arbeitskunde‘ für wünschenswert halten, 
die im übrigen aber schon in dem vorliegenden Entwurf eine 
Fülle von Gedanken enthält und jedem, der mit der Arbeits- 
gestaltung im modernen Wirtschaftsleben in Beziehung steht, 
zahlreiche Anregungen geben wird. G. Wolff (Berlin). 


Grober( Jena), Körperliche Eignungsprüfung zur Berufswahl. 
Deutsche med. Wochenschr. 37, 1536. 1925. Eine vor der Be- 
rufswahl erfolgende Eignungsprüfung kann im Interesse der 
Arbeitnehmer wie der Arbeitgeber sehr wertvolle Richtlinien er- 
geben. Vielleicht lassen sich hierdurch auch eine Reihe von Ge- 
werbekrankheiten ganz oder teilweise vermeiden. Zu Berufen 
mit starker Staubentwicklung sollten Tuberkulosekranke, -ver- 
dächtige oder -disponierte nicht zugelassen werden, für Schwer- 
arbeit nur Leute mit kräftiger Muskulatur und gesunden Kreis- 
lauforganen. Wo mit giftigen Chemikalien gearbeitet wird, kann 
eine Prüfung auf Empfänglichkeit für gewisse Gifte von Nutzen 
sein, eine Methode, der zweifellos noch eine bedeutsame Ent- 
wicklung bevorsteht. Von großer Wichtigkeit ist endlich eine 
Prüfung der allgemeinen Widerstandsfähigkeit. Diese Prü- 
fungen sollen so früh wie möglich, am besten schon am Ende der 


Schulzeit vorgenommen werden. Wenn ein Prüfling für einen 
Beruf als ungeeignet bezeichnet wird, so muß ihm ein anderer, 
passender Beruf vorgeschlagen werden. 

Erich Hesse (Berlin). 


Arbeiterschutz, Arbeitszeit. 


H. Herkner (Berlin), Deutsche Sozialpolitik, Achtstundentag 
und Volkswirtschaft. Reichsarbeitsblatt 25, Seite 413. 1925. 
Der Achtstundentag darf nicht von vornherein als conditio sine 
qua non des sozialen Fortschrittes betrachtet werden. Es 
kommt vielmehr darauf an, in welchem Ausmaße er sich wirt- 
schaftlich bewährt hat. ‚‚Und da darf heute wohl gesagt werden, 
daß er nicht immer so gut ist, wie viele Arbeiter, noch immer 
so schlecht ist, wie viele Arbeitgeber behaupten.“ Gemessen an 
dem überaus knappen deutschen Volkseinkommen und -ver- 
mögen sind, trotz der Verarmung der deutschen Wirtschaft, 
nach H. in keinem anderen Lande die sozialpolitischen Leistun- 
gen relativ so günstig wie im Deutschen Reich. Aber so hoch 
auch die Löhne im Verhältnis zum Volkseinkommen erscheinen 
mögen, bei Anwendung absoluter Maßstäbe befriedigen sie nicht. 
Deshalb ist die Steigerung des Volkseinkommens die weitaus 
wichtigste Aufgabe. Jedoch lehnt er ähnlich wie Brentano 
auf dem sozialpolitischen Kongreß in Prag jene Version, nach 
der Deutschland nur im Interesse seiner Gläubiger aus dem 
Dawesplan, nicht aber auch zur Wiederherstellung seines 
eigenen Massenwohlstandes mehr arbeiten dürfte, als völlig un- 
sozial ab. Die Steigerung der Produktion ist der einzige Ausweg 
aus der allgemeinen Notlage, freilich nicht auf Kosten der 
menschlichen Arbeitskraft. Aus jedem der an der Produktion 
beteiligten Faktoren ist die optimale Leistung herauszuholen. 
Bei den nicht ermüdbaren sachlichen Produktionsmitteln, wenn 
sie ohne Unterbrechung ausgenutzt werden; bei den persön- 
lichen Arbeitskräften ist die Intensität der Leistungen zu 
steigern, aber die Zahl der täglichen Arbeitsstunden derart zu 
beschränken, daß auch bei intensivster Leistung kein Raubbau 
an der Arbeitskraft eintritt. Daher wird die ununterbrochene 
Nutzung der Maschinen durch den weiteren Ausbau des Mehr- 
schichtensystems mit einer relativ kurzen Arbeitszeit in Ein- 
klang zu bringen sein. Wie einst in der Landwirtschaft durch 
intensive Bewirtschaftung des Ackerbodens die großen Erfolge 
erzielt wurden, so zwingt nun die wirtschaftliche und soziale 
Notlage der Gegenwart, einen ähnlichen Fortschritt durch 
wirksamere Ausnutzung der kostspieligen Werkcinrichtungen 
im Industriebetriebe herbeizuführen. Die Idee des Mehr- 
schichtensystems läßt in der Praxis eine große Mannigfaltigkeit 
der Ausführung zu. Die theoretischen Grundlagen sind einfach 
und einleuchtend; zunächst aber sind große Schwierigkeiten zu 
überwinden. Durch die vollkommenere Ausnutzung des stehen- 
den Kapitals sind große Betriebsmittel erforderlich, die nur mit 
Hilfe langfristiger ausländischer Kredite zu erlangen sind. 
Außerdem ist zweifelhaft, ob überall die entsprechenden 
Arbeitskräfte zur Verfügung stehen und für die gesteigerte 
Produktion Absatz zu finden sein wird. (Das ist in der Gegen- 
wart die brennende Frage, die nur mit einer allgemeinen Preis- 
senkung zu lösen ist. D. Ref.) Deshalb muß in Übergangszeiten 
auch noch auf anderem Wege der Mehrarbeit eine Leistungs- 
steigerung ermöglicht werden. Eine internationale Verein- 
barung über die Arbeitszeit wird der deutschen Volkswirtschaft 
und ihren Arbeitern nur Segen bringen, wenn sie eine gewisse 
Bewegungsfreiheit verbürgt. 


Carl Mennicke (Berlin), Die Frage des Achtstundentages in 
ihren kulturellen, volkswirtschaftlichen und politischen Be- 
ziehungen. Reichsarbeitsblatt 25, 417. 1925. Bewußter 
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noch als Herkner (vgl. vorher) setzt sich Mennicke (Direktor 
des sozialpolitischen Seminars an der Deutschen Hochschule für 
Politik) aus allgemein-menschlichen Gründen für den Acht- 
stundentag ein. Die Frage des Achtstundentages ist für ihn 
„in allererster Linie eine Kulturfrage, und zwar sowohl in 
hygienischer wie in seelisch-geistiger Beziehung. Wobei aller- 
dings von vornherein hinzuzufügen ist, daß die gesamte psycho- 
logische und psychotechnische Forschung immer überzeugen- 
der herausarbeitet, daß die Gesichtspunkte der Kulturwürde 
und die der Wirtschaftlichkeit im wahren volkswirtschaftlichen 
Sinne sich nicht nur nicht widerstreiten, sondern ihre Vereini- 
gung geradezu fordern.“ Das Produktions-Optimum liegt für 


viele Arbeitskategorien um acht Stunden herum; daher ist der 


Achtstundentag — namentlich nach englischen und amerikani- 
schen Untersuchungen — auch wissenschaftlich als Normal- 
arbeitstag begründet. Um der Produktivität willen darf man 
„die paradoxe Wendung wagen, daß wir es urs einfach nicht 
leisten können, in neun Stunden weniger zu produzieren als in 
acht, oder in acht weniger als in sieben. (Natürlich gilt das auch 
umgekehrt.)‘“ Insbesondere bedeutet für den begabteren Ar- 
beiter, der begonnen hat, sich in seiner Freizeit geistig zu bilden, 
die systematische Verlängerung der Arbeitszeit Qual und 
Bitternis und fordert ihn zum leidenschaftlichen Kampf gegen 
den Unternehmer heraus. Zum gegenseitigen Verständnis 
fordert M. eine stärkere verantwortliche Beteiligung des Ar- 
beiters am Gang der Arbeit auf der einen Seite, eine nicht rein 
privatwirtschaftliche, sondern mehr volkswirtschaftliche Ein- 
stellung des Unternehmers auf der anderen Seite. — Die Aus- 
führungen der bekannten Sozialpolitiker verdienen weitere Be- 
achtung. Die Frage des Achtstundentages wird ihre aktuelle 
Bedeutung wieder erhalten, nachdeın die allgemeine Wirtschafts- 
krise und die dadurch herbeigeführte Arbeitslosigkeit über- 
wunden ist. Sie darf aber nicht zu einem Fanal werden, das von 
vornherein den Arbeiter in eine gegensätzliche Stellung zum 
Arbeitgeber treibt. Eine allzu schematische Behandlung der Ar- 
beitszeitfrage ist freilich nicht am Platze (vgl.hierzu die Ausfüh- 
rungen von Prof. E. Rosenstock über ‚Sozialpolitik und Ar- 
beitsrecht‘ in dem genannten, bei Teubner erschienenen Sammel- 
werk ‚Arbeitskunde‘‘, dort insbesondere die auch von Herkner 
angezogenen Bemerkungen über die Begründung des Acht- 
stundentages, S. 79 u. ff.). G. Wolff (Berlin). 


„Stand und Entwicklungsmöglichkeiten der Fabrikpflege in 
Deutschland.“ 


Über diesen im Zeitalter der Industrialisierung besonders 
wichtigen, durch seine Verflechtung mit dem Betriebe eigen- 
artigen Fürsorgezweig berichtet in der ,,Sozialen Praxis“ 1925, 
Nr. 49, Sp. 1107, Frieda Wunderlich, eine der besten deut- 
schen Sachkennerinnen. Die Fabrikpflege, die in den angel- 
sächsischen Ländern steigende Bedeutung und Anerkennung 
gewonnen hat, ist in Deutschland in größerem Umfang erst im 
Kriege mit der Vermehrung der Frauenarbeit eingeführt worden. 
Im November 1918 gab es in 1258 Betrieben mit rund 800000 
Arbeiterinnen 745 Fabrikpflegerinnen. Zur Tätigkeit gehörten 
regelmäßig — unbeschadet mannigfacher Abweichungen im Ge- 
samtumfang — Sprechstunden, Rundgänge durch die Betriebe 
und Hausbesuche, vielfach die Betreuung von Betriebswohl- 
fahrtseinrichtungen, Pflege der Geselligkeit, besonders für die 
Jugend. Trotz der steigenden Anerkennung kam es unter den 
wirtschaftlichen Krisen der Revolutions-, Inflations- und 
Stabilisierungsjahre zu erheblichen Entlassungen. Im Jahre 
1925 gab es noch in höchstens 80— 100 Betrieben Wohlfahrts- 
pflegerinnen. Wunderlich ist der Ansicht, daß der tiefere Grund 
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für diesen Abbau darin zu suchen ist, daß unter den sozialen 
und wirtschaftlichen Kämpfen Interesse und Verständnis tür 
Menschenpflege mehr und mehr erlahmten. 

Soweit die Fabrikpflege sich erhalten hat, ist sie ausgebaut 
und meist in Betriebsfürsorge einerseits und Familien- und 
Jugendpflege andererseits spezialisiert worden. Zur Betriebs- 
fürsorge gehören die Überwachung bestimmter Räume und die 
Mitwirkung bei Einstellungen, Versetzungen und Entlassungen, 
bei Bewilligung von Vorschüssen und Familienzulagen. Das 
Maß der familien- und jugendfürsorgerischen Tätigkeit hängt 
überwiegend von demjenigen der allgemeinen Wohlfahrtspflege 
in dem betreffenden Ort ab. 

Für die Betrachtung der weiteren Entwicklungsmögzlich- 
keiten geht Wunderlich von der Entwicklung in den angel- 
sächsischen Ländern und den letzten arbeitswissenschaftlichen 
Forschungen aus. Auf Grund der Lehre von Taylor gilt es, 
eine Verbindung zwischen der Arbeitsleistung und dem best- 
möglichen körperlichen und seelischen Zustand des Arbeiters 
sowohl innerhalb wie außerhalb der Arbeit zu schaffen, da auch 
sein Lebensschicksal seine Leistung beeinflußt. Es muß daher 
eine neue ‚‚Betriebsgesinnung‘‘ geschaffen werden, die die Steige- 
rung der Produktivität unter Berücksichtigung des mensch- 
lichen Faktors in den Mittelpunkt stellt. In England und 
Amerika hat man die Konsequenz dieser Erkenntnis durch 
Schaffung einer ganzen Abteilung, des Welfare Work bzw. Per- 
sonal Work gezogen. Diese Erkenntnis wird dann auch zu einem 
neuen Inhalt. der Fabrikpflege führen. Die Betriebsaufgaben 
müssen in den Vordergrund treten. Dazu gehört vor allem Aus- 
lese und Arbeitszuweisung, die am zweckmäßigsten durch die 
betriebstechnisch nachgeschulte Wohlfahrtspflegerin. in Ver- 
bindung mit der technischen Betriebsleitung (Arzt und Psycho- 
techniker) durchgeführt würde. Wichtig wäre weiter Rück- 
sprache mit dem Arbeiter bei Versetzungen und Entlassungen, 
um im Interesse der Wirtschaft möglichst die Gründe zu be- 
seitigen. Oft werden hierfür u. a. fürsorgerische Maßnahmen 
(bei Krankheit oder häuslicher Not) erforderlich sein. 

Von ausschlaggebender Bedeutung ist die Eignung der Wohl- 
fahrtspflegerin. Eine noch so tüchtige Krankenschwester, deren 
Aufgaben auf völlig anderem Gebiet liegen und gesondert durch- 
geführt werden müssen, wäre nicht geeignet. In Betracht 
kommen nur wohlfahrtspflegerisch sehr gut geschulte, selb- 
ständige Frauen mit psychologischer Begabung, Intelligenz und 
Tatkraft. Interessant ist das Beispiel einer amerikanischen 
Firma, die nach einjähriger Tätigkeit der Wohlfahrtspflegerin 
ihr weiteres Verbleiben von einer Abstimmung unter der Be- 
legschaft abhängig macht. Gertrud Israel (Berlin). 


Arbeitsmarkt und Lohnschutz. 


Wichtige Erweiterungen in der Erwerbslosenfürsorge. 

Die Erwerbslosigkeit in Deutschland ist in den letzten Mo- 
naten anhaltend und in erschreckendem Grade gestiegen. Nach 
der Zählung vom 1.März gab es 2 056 807 unterstützte Erwerbs- 
lose, gegen 1485931 am 1. Januar und 669130 am 1. Dezember 
1925, bis zum 1. April 1926 hatte sich die Zahl nur gering- 
fügig, auf 1943000 gesenkt; die Zahl der Nichtunterstützten 
ist gar nicht abzuschätzen. Das in Kraft befindliche Gemisch 
von Versicherung und Fürsorge, — einerseits Beitragszahlung, 
andererseits Voraussetzung der Bedürftigkeit — die Gleich- 
mäßigkeit der Unterstützungs-Höchstsätze ohne Rücksicht auf 
das vorherige Arbeitseinkommen sind ein so wenig erfreulicher 
Zustand, daß die Reichsregierung, die inzwischen den Entwurf 
einer Arbeitslosenversicherung vorgelegt hat, sich nur schwer 
zu Erweiterungen entschlossen hat. Sie waren aber unumgäng- 
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lich geworden, da angesichts der schwierigen Materie mit einer 
sehr baldigen Verabschiedung des Gesetzes kaum gerechnet wer- 
den kann. Daher sind zunächst die Unterstützungs- Höchst- 
sätze (bis zu denen von den unterstützenden Gemeinden je 
nach Bedürftigkeit des Erwerbslosen gegangen werden kann) 
einmal im Dezember allgemein und dann von neuem im März 
für einen Teil der Anspruchsberechtigten, und zwar 1. für die 
ledigen und alleinwohnenden überhaupt, 2. für die verheirate- 
ten oder im Familienhaushalt lebenden Erwerbslosen vom Be- 
ginn der ‘neunten Unterstützungswoche ab, erhöht worden. 
Dadurch ist die bisher einheitliche Gruppe gedreiteilt und lei- 
der der Verwaltungsapparat erheblich kompliziert worden. Die 
Spitzenverbände der Gewerkschaften haben daher in einer 
Eingabe an den Reichsarbeitsminister die baldige Einführung 
von nach dem Lohn gestaffelten Unterstützungssätzen und 
den Fortfall der Bedürftigkeitsprüfung gefordert. Der Reichs- 
wirtschaftsrat bezw. sein Unterausschuß für die Arbeitslosen- 
versicherung haben sich dem angeschlossen. In einer . Be- 
sprechung von Vertretern der Reichsregierung und der Länder 
am 19. und 20. April ist ebenfalls die Einführung von Lohn- 
klassen für notwendig erklärt worden, sodaß entsprechende 
Maßnahmen zu erwarten sind. 


Von grundsätzlicher Bedeutung ist die zum 1. Januar 1926 
erfolgte Einbeziehung der nicht mehr kranken-, wohl aber 
angestelltenversicherungspflichtigen Angestellten — also mit 
einem Jahreseinkommen von mehr als 2700 bis 6000 4 — in 
die Erwerbslosenfürsorge. Ihre Nichtberücksichtigung war an- 
gesichts der besonders großen, langdauernden Arbeitslosigkeit 
und Notlage nicht mehr zu verantworten. Als Beitrag, den 
zur Hälfte der Arbeitgeber zu tragen hat, ist, mit Rücksicht 
auf die Einheitlichkeit der Unterstützungssätze, der allgemein 
für ein Einkommen von 2700 .# geltende bestimmt worden. 
Die Einziehung erfolgt durch die reichsgesetzlichen Kran- 
kenkassen (die Ersatzkassen sind aus organisatorischen Gründen, 
sehr zum Mißbehagen der großen Angestelltenverbände, aus- 
genommen worden), auch wenn die Angestellten dort nicht 
krankenversichert sind. 


Um die insbesondere durch das Anwachsen der Unterstützten 
erhöhten Kosten der Erwerbslosenfürsorge decken zu können, 
hat die Reichsarbeitsverwaltung vom 1. Februar ab den Beitrag 
für das ganze Reich gültig festgesetzt und zwar in Höhe von 
3 % des Grundlohnes. Hiervon ist !/ an eine Reichsausgleichs- 
kasse abzuführen, die neu beim Reichsamt für Arbeitsvermitt- 
lung geschaffen worden ist, um eine bessere Verteilung des 
Risikos zu ermöglichen. 


Schließlich ist, nach heftigen parlamentarischen Kämpfen 
und gegen den schwer zu überwindenden Widerstand der 
Reichsregierung, eine Kurzarbeiterunterstützung einge- 
führt worden, die aber zunächst nur vom 1. März bis 31. Mai 1926 
gilt. Die Bedenken der Reichsregierung galten hauptsächlich 
der Gefahr, daß durch Einführung der Unterstützung die Neigung 
mancher Betriebe, Kurzarbeit einzuführen, die volkswirtschaft- 
lich nicht unbedenklich ist, gefördert werden könnte. Kurz- 
arbeiterunterstützung hatte bis 1923 bestanden. Bei der Neu- 
fassung der Verordnung war, aus den gleichen Bedenken heraus, 
die Wiedereinführung in das Ermessen der Länder gestellt 
worden. Davon ist bisher praktisch nirgends Gebrauch gemacht 
worden. Die jetzige Wiedereinführung für das ganze Reichs- 
gebiet war unausbleiblich geworden, da in manchen Berufs- 
gebieten die Zahl der verkürzt arbeitenden Arbeitnehmer größer 
ist als diejenige der Erwerbslosen und ihr Einkommen vielfach 
hinter der Erwerbslosenunterstützung zurückbleibt. Immerhin 
haben die erwähnten Bedenken sowie auch die Rücksicht auf 
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die finanziellen Auswirkungen dazu geführt, die Bestimmungen 
äußerst vorsichtig zu gestalten. Die Unterstützung wird nur 
gewährt, wenn mindestens drei Arbeitstage ausfallen, so daß 
der Kurzarbeiter im Höchstfalle drei Tages-Unterstützungen — 
die den für die allgemeine Erwerbslosenfürsorge geltenden 
Sätzen entsprechen — erhält. Nur wenn er mindestens drei 
zuschlagsberechtigte Angehörige (also etwa Ehefrau und 
zwei Kinder) hat, kann er für den zweiten und dritten Unter- 
stützungstag 1, Tagessatz mehr erhalten. Bei der Prüfung des 
Anspruchs ist in gewissem Grade die Höhe des ihm verbleiben- 
den Arbeitsverdienstes zu berücksichtigen. Im übrigen ist eine 
Wartezeit (8 Tage) und eine Anwartschaftszeit (dreimonatige 
Beschäftigung in den letzten 12 Monaten) zu erfüllen. Die 
Unterstützungsdauer darf sechs Wochen nicht übersteigen — 
gegen 26, zur Zeit 39—52 Wochen in der allgemeinen Erwerbs- 
losenunterstützung. 

Die Stellenlosigkeit der älteren Angestellten ist durch die Er- 
gebnisse einer im Juli 1925 seitens der Reichsarbeitsverwaltung 
vorgenommenen Erhebung unter den Angestellten erschreckend 
beleuchtet worden. Im ganzen sind rund 67000 Angestellte 
(sicherlich bei weitem nicht alle damals stellenlosen) erfaßt 
worden. Von diesen hatten 26,4 °% das vierzigste Lebensjahr 
überschritten, von den Männern allein, die doch meist ver- 
heiratet sein dürften, sogar 29,5 %. Besonders ungünstig war 
die Lage bei den männlichen technischen Angestellten, von 
denen 53,9 % 40 Jahre und älter waren. Diese geradezu kata- 
strophale Lage des Arbeitsmarkts, die den Angestelltenver- 
bänden längst bekannt war, und die sich inzwischen noch erheb- 
lich verschlechtert hat, veranlaßte den Gewerkschaftsbund der 
Angestellten, den freiheitlich-nationalen Spitzenverband, im 
Reichswirtschaftsrat einen Gesetzentwurf zur Steuerung dieser 
Not einzubringen. Nach längeren Beratungen hat der sozial 
politische Ausschuß des RWR einer gesetzlichen Regelung 
zugestimmt, die im wesentlichen folgendes fordert: Arbeit- 
geber, die mehr als fünf Angestellte beschäftigen, sind, bei Ver- 
wirkung einer Geldstrafe bis zu 500 #, verpflichtet, alle offenen 
Stellen dem Arbeitsnachweis zu melden. Dieser hat bei der 
Stellenvermittlung in erster Linie ältere Angestellte — d. h. 
solche beiderlei Geschlechts, die das 40. Lebensjahr vollendet 
haben — und Versorger von Familienangehörigen vorzu- 
schlagen. Er hat ferner diejenigen dieser Angestellten, die 
länger als drei Monate hindurch stellungslos gewesen sind, der 
Fürsorgebehörde bekannt zu geben. Ein Arbeitgeber der ge- 
nannten Art darf einem älteren, mindestens 5 Jahre bei ihm 
beschäftigten Angestellten nur mit dreimonatiger Kündigungs- 
frist zum Monatsschluß kündigen. — Die Außerkraftsetzung 
des Gesetzes soll der Reichsregierung obliegen, nachdem sie 
vorher den RWR gehört hat. Gertrud Israel (Berlin). 


Wirtschaftskrise und Lohnpolitik. Unter diesem Titel ver- 
öffentlicht der Verfasser des bekannten Werkes ‚Die Welt in 
Zahlen“, Wladimir Woytinsky, im 2. Heft des III. Jahr- 
ganges der Monatsschrift ,,Die Gesellschaft“ eine längere Ab- 
handlung, in der er Probleme aufstellt, die auch für den Sozial- 
hygieniker von großem Interesse sein dürften. Indem er da- 
rauf hinweist, daß die jetzige europäische Wirtschaftskrise eine 
Krise des Absatzes, nicht der Produktion, eine Krise des Ver- 
brauches, nicht der Produktionskräfte, ist, sucht er die Hei- 
lung der Wirtschaftskrankheit in einem ununterbrochenen 
Ansteigen der Reallöhne. Gerade dieses Heilmittel wird von 
manchen Wirtschaftspolitikern bekämpft (vgl. Professor Dr. 
Hermann Levy: ‚Enteuropäisierung der Weltwirtschaft‘ im 
8. Heft 1925 der ‚Geopolitik‘‘), weil sie der Meinung sind, 
daß der wichtigste Faktor der Verringerung der Produktions- 
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kosten — die für alle europäischen Industrieländer notwendig 
ist, um die überseeische Konkurrenz bzw. die überseeischen Zoll- 
mauern zu überwinden — die Herabsetzung der Löhne ist. 
Woytinsky aber beweist, daß gerade das Gegenteil der Fall ist, 
daß nämlich die Niedrighaltung der Löhne alsMittel der Krisen- 
überwindung ein Unding allein vom Standpunkt der Volkswirt- 
schaft als Ganzem ist. Ein entgegengesetzter Weg muß be- 
schritten werden, nämlich der einer Besserung des Lebens- 
standards und einer Steigerung der Kaufkraft der Bevölkerung. 
Dieses Mittel, die Politik der unaufhörlichen Steigerung der 
Reallöhne, wird in Amerika angewendet, nicht zuletzt unter 
dem Einfluß von Großindustriellen und Politikern, die sonst 


in den Arbeitskonflikten eher die Partei der Arbeitgeber als 


die der Arbeitnehmer vertreten. Und sie tun dies nicht 
aus Humanität, sondern weil die Unternehmer vor allem 
die Bedeutung der Löhne für die Produktivitätssteigerung er- 
kannt haben. (Vgl. den Aufsatz des amerikanischen Arbeits- 
ministers James J. Davis über ,,Produktivität und Löhne in 
den Vereinigten Staaten“ im Maiheft 1925 der ,,Monthly 
Labor Review“.) Und in der Tat — dank den hohen Real- 
löhnen in Amerika, die zweieinhalb bis dreimal so hoch sind 
wie in Deutschland, ist nicht nur der Markt vergrößert 
worden, sondern auch die Technik hat erstaunliche Fort- 
schritte gemacht. — Und hier liegt des Pudels Kern, denn 
was der gesamten europäischen Industrie nottut, das ist vor 
allem die Überwindung der unrationell organisierten Wirtschaft. 
Nur mit einer Besserung in dieser Hinsicht — die auch unter 
den heute gegebenen Bedingungen zu erreichen ist — kann 
gleichzeitig eine Produktionssteigerung und eine Verbilligung 
der Wareneinheit ermöglicht werden; und das Ergebnis einer 
solchen Umstellung der europäischen Wirtschaft würde die Er- 
weiterung des innereuropäischen Marktes und zugleich die Ver- 
besserung der Absatzbedingungen für europäische Waren auf 
außereuropäischen Märkten sein. — Neben der Vervollkomm- 
nung der Technik, der Rationalisierung und vor allem Standardi- 
sierung der Produktion, Regelung der Arbeitslosenfrage usw. 
empfiehlt Woytinsky folgende Maßnahmen: 

1. Steigerung der Arbeitsqualität, Förderung der Berufsaus- 
bildung der Arbeitskräfte; zweckmäßige Berücksichtigung 
der individuellen Eignung des Arbeiters und der Bedürfnisse 
der Volkswirtschaft bei der Verteilung der jungen Arbeits- 
kräfte unter die einzelnen Industriezweige. | 

2. Vernünftige Politik des Staates und der Gemeinden in der 
Wohnungsfrage, eine Politik, die die Industrie von der 
Zahlung unerschwinglicher Tribute an den Hausbesitz be- 
freit. 

3. Auf die Verbilligung von Importartikeln des Massenbedarfs 
(insbesondere von Lebensmitteln) und industriellen 
Rohstoffen gerichtete Zollpolitik. 

4. Förderung der Bestrebungen zur Vereinigung Europas zu 
einem einheitlichen Wirtschaftsgebiet, einer einheitlichen 
Werkstatt und einem einheitlichen Markte. 

Alle diese Maßnahmen tragen zur Ermäßigung der Produk- 
tionskosten und zur Verbilligung der Waren bei, ohne den 
Absatzmarkt für diese Waren einzuengen. 

M. Kantorowicz (Berlin). 


Sozialversicherung. 


Heilfürsorge für Kinder von versicherten Angestellten. Das 
Direktorium der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte 
hatte bereits vor einiger Zeit beschlossen, Mittel zu vorbeugen- 
der Heilfürsorge für Kinder ihrer Versicherten, einschließlich 
der Waisenrentenempfänger, wie für Kinder von Ruhegeld- 
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empfängern der A.V. im Alter von 6—16 Jahren zur Verfügung 
zu stellen. Die Durchführung wird sehr zweckmäßiger Weise 
nicht unmittelbar von der R.f.A. unternommen, sondern in 
die bestehende Erholungsfürsorge für Kinder eingegliedert. 
Die R.f.A. zahlt einen Zuschuß bis zur Hälfte der entstandenen 
Kurkosten einschließlich der Reisekosten. Im Einvernehmen 
mit der Reichszentrale des Vereins „Landaufenthalt für Stadt- 
kinder E. V.“ sind nunmehr Richtlinien aufgestellt worden. 
Bedingungen für die Gewährung eines Zuschusses sind hier- 
nach: 1. daß es sich um behandlungsbedürftige tuberkulöse, 
tuberkulosegefährdete oder rachitische Kinder handelt und 
daß, dureh ärztliche Bescheinigung nachzuweisende, Aussicht 
auf Wiederherstellung der Gesundheit besteht; 2. daß das Heil- 
verfahren in einer ärztlich geleiteten, mit Einrichtungen zu 
zweckentsprechender ärztlicher Behandlung ausgestatteten 
Heilanstalt innerhalb des deutschen Reichsgebietes durchge- 
führt wird; 3. daß nach Abschluß der Kur neben der Gesamt- 
kostenrechnung ein ärztlicher Befund über den Erfolg der Kur 
der R.f.A. eingereicht wird. — Für Kinder unter 6 und über 
16 Jahren wird ein Zuschuß nur ausnahmsweise gewährt. Bei 
nicht mehr schulpflichtigen Kindern ist der Beruf anzugeben. 

Der Antrag auf Bewilligung des Zuschusses ist vor Beginn des 
Heilverfahrens, und nachdem die andere Hälfte der Kosten 
sichergestellt ist, von der Bezirksfürsorgestelle (Gesundheits- 
amt, Jugendamt, Wohlfahrtsamt u. dgl.) an die Reichszentrale 
des Vercins ‚„Landaufenthalt‘‘ zu richten, der ihn nach Vor- 
prüfung der R.f.A. weitergibt. Von Krankenkassen einge- 
reichte Anträge müssen ebenfalls über die Bezirksfürsorgestelle 
laufen. Die R.f.A. teilt ihre Entscheidung der Reichszentrale 
des Vereins „Landaufenthalt‘“ mit. Die Auszahlung des Zu- 
schusses erfolgt erst, wenn der oben unter 3. erwähnte Bericht 
eingegangen ist. Etwaige Vorschußzahlung muß bei Ein- 
reichung des Antrages erbeten werden. 

Gertrud Israel (Berlin). 


Wohnungs- und Siedlungswesen. 
Wohnungsfürsorge für Tuberkulosekranke. 


(Leitsätze des Westfälischen Städtetages): 

. Zu einer erfolgreichen Bekämpfung der Tuberkulosekrank- 
heit sind ausreichende und zweckentsprechend gebaute Woh- 
nungen für die Kranken dringend erforderlich. 

2. Der Gedanke der Erbauung geschlossener Siedlungen für 
Tuberkulosekranke ist aus den verschiedensten Gründen im 
allgemeinen abzulehnen. 

3. Es wird empfohlen, Wohnungen für Tuberkulöse, die den 
hygienischen Anforderungen der Lage und Bauart nach ent- 
sprechen, in die allgemeine Bebauung einzusprengen. 

4. Bei der Festsetzung der Mieten muß auf die finanzielle 
Leistungsfähigkeit der Familien Rücksicht genommen wer- 
den, die der Regel nach zu den wirtschaftlich Schwachen ge- 
hören. 

Es wurden nachstehende Ergänzungen beschlossen: 

a) Es muß dafür Sorge getragen werden, daß die für Tuber- 
kulöse erbauten Wohnungen nur von Familien, in denen 
Tuberkulose herrscht, bewohnt werden. 

b) Es muß darauf hingewirkt werden, daß Hauszinssteuer- 
hypotheken in Höhe von 100 Prozent auch für den Bau 
von Wohnungen für tuberkulöse Familien zur Verfügung 
gestellt werden. 

c) Stadtmedizinalrat Dr. von Drigalski wird gebeten, eine 
Erläuterung zu 3. der Leitsätze (hygienische Anforde- 
rungen, die der Lage und Bauart nach an die Wohnungen 
zu stellen sind) zu geben, 
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EntschlieBung des deutschen Ärztetages zur Wohnungsfrage 
(9. und 10. September 1925 in Leipzig). ,,Bei der Bekämpfung 
der gesundheitlichen Schäden, unter denen das Volk leidet, 
sehen die deutschen Ärzte das stärkste Hindernis in dem 
herrschenden Wohnungselend. In diesem Wohnungselend liegt 
einer der Hauptgründe für die Ausbreitung der Volksseuchen, 
insbesondere der Tuberkulose und der Geschlechtskrankheiten, 
sowie eine wichtige Ursache für die zunehmende Zerstörung 
keimenden Lebens. Der 44. deutsche Ärztetag fordert dıe 
deutschen Ärzte auf, alle Bestrebungen zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot nachdrücklichst zu fördern und die Regierungen 
und Stadtverwaltungen immer wieder auf die entscheidende 
Bedeutung der Schaffung ausreichender Wohnungen für den 
gesundheitlichen Wiederaufbau des Volkes hinzuweisen.“ 

Gut (München). 


Brandt (Hamburg), Die Wohnungsverhältnisse in den Ver- 
einigten Staaten. Zeitschrift für Wohnungswesen, Heft 13, 
Seite 180—182. 1925. In Amerika überwiegt heute noch das 
Eigenhaus, und da ferner Amerika auch nicht unmittelbar vom 
Kriege berührt wurde, so sind die Unterschiede zwischen den 
Vereinigten Staaten und den europäischen Ländern so groß, 
daß unmittelbare Vergleiche unmöglich sind. Im Jahre 1890 
lagen 47,8 % aller Wohnungen im Eigenhause, 1920 noch 
44,6 %. Da es keine zerstörten oder abgetretenen Gebiete gab 
und die Wohnungsnot viel geringer war als in Europa, konnten 
Eingriffe in das Privateigentum durch Mietefestsetzung ver- 
mieden werden. Ein Wohnungsmangel trat nur zeitlich und 
örtlich beschränkt auf. Amerika hatte daher keine öffentlichen 
Mittel für den Wohnungsbau aufzuwenden und traf nur teil- 
weise Maßnahmen zur Anregung des Baues von Kleinwohnungen. 

Nach dem Kriege stiegen die Baukosten rapide. Wenn man 
das Jahr 1914 mit 100 zugrunde legt, stieg der Baukostenindex 
bis zum Mai 1920 auf 260. Dann begann der Index unter 
Schwankungen zu fallen, erreichte im März 1922 mit 170 seinen 
tiefsten Stand und bewegt sich Anfang 1925 auf der Höhe von 
etwa 180. Zuerst stiegen die Materialpreise, dann folgten die 
Löhne. Zurzeit ist der Lohnindex etwas höher. Die Gründe für 
diese Steigerung der Baukosten, die den erwarteten starken Auf- 
schwung der Bautätigkeit nach dem Kriege verhinderte, sind 
nach dem den Ausführungen des Verfassers zugrunde liegenden 
Bericht des Internationalen Arbeitsamtes die hohen Kosten für 
Kohle, Transport und Kredit, während er diese drei Tatsachen 
nur für Erscheinungen einer allgemeinen Wirtschaftskrise hält. 
Der Wohnungsbau wies im Jahre 1919 nur 58 °,, 1920 sogar nur 
37 % des normalen Zuwachses auf. 1921 trat mit dem Preissturz 
ein solcher Umschwung ein, daß Anfang 1924 schon vielfach vor 
Überproduktion gewarnt wurde. Von den neugeschaffenen Woh- 
nungen lagen 1921 noch 58,3 % in Eigenheimen, 1923 nur 45,8 ©’. 

Baugelder und Hypotheken standen in genügendem Umfange 
zur Verfügung. Die Zinsen betragen gesetzlich 6 %, doch 
werden für zweite Hypotheken Aufschläge von 1,5—2 %4 ver- 
langt. Die Beleihungsgrenzen liegen bei ersten Hypotheken 
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durchschnittlich auf 50 ° und bei zweiten auf 30 °,. Die 
Amortisation erfolgt in 11 Jahren mit einer Jahresquote von 
etwa 71 %. 

Gewisse, ungünstigere Abweichungen von dieser allgemeinen 
Entwicklung zeigt nur New-York, worauf Verfasser näher eingeht. 

In den meisten Städten war ein Mieterschutz nicht nötig, 
da ein genügender Prozentsatz leerstehender Wohnungen zur 
Verfügung stand. Die Mieten stiegen langsamer als der Lebens- 
haltungsindex. Wo, wie in New-York, eine Wohnungskrise be- 
stand, wurde dieselbe durch die private Initiative überraschend 
schnell überwunden. Ungelöst ist dagegen, genau wie bei uns, 
das Problem des Baues gesunder und billiger Kleinwohnungen 
für die ärmeren Bevölkerungsschichten. Das wenige, bisher auf 
diesem Gebiete Geschehene wird aufgezähit. Doch befindet 
sich selbst in den schlechtesten Wohnvierteln New Yorks kaum 
ein überfüllter Raum, wohl aber etwa 570000 Wohnungen in 
alten Mietskasernen, die einen oder mehrere dunkle Räume 
ohne eigene Fenster zum Freien haben. Trotzdem beträgt die 
Sterblichkeitsziffer nur 1 %. 

(Gesundheits-Ingenieur 1925 Nr. 47 S. 601.) 


Victor Noack, „Kulturschande“. Die Wohnungsnot als 
Sexualproblem. Beiträge zum Sexualproblem. Heraus- 
gegeben von Dr. Felix A. Theilhaber. Heft VI, 26 Seiten. 
Berlin 1925. 

Derselbe: „Der Weg aus der Wohnungsnot“. Finanzierungs- 
versuche und -möglichkeiten. 45 Seiten. Berlin 1925. 


In der ersten der genannten Schriften versucht der bekannte 
Wohnungspolitiker Noack an Hand statistischer Tabellen 
sowie aus eigenen Beobachtungen den ursächlichen Zusammen- 
hang zwischen Unsittlichkeit und Wohnungsnot zu beleuchten. 
Und in der Tat kann nach Durchsicht des von ihm zusammen- 
gestellten Matcrials kein Zweifel mehr bestehen, daß der 
Menschenwürde unangemessene Wohnungsverhältnisse nicht 
ohne ausschlaggebenden Einfluß auf den Gesundheits- und 
Kulturstand des ganzen Volkes bleiben können. Daraus folgt 
selbstverständlich die Forderung, daß die Wohnungsherstellung, 
-Zuteilung und -Erhaltung nicht dem Marktgesetz unterzuord- 
nen ist, sondern vielmehr Angelegenheit der Öffentlichkeit sein 
muß. Wie aber die Wohnungsnot unter den heutigen Verhält- 
nissen zu beheben ist, zeigt uns die zweite Noacksche Schrift, 
die er auf Grund seiner Praxis als Bürgermeister der Stadt 
Gehren i. Thür. verfaßt hat. Auf Grund seiner Vorschläge, die 
zum Teil in Gehren schon durchgeführt worden sind, kann man 
auf dem Wege der Behebung der Wohnungsnot gut vorwärts- 
kommen. Sein Vorschlag beruht im wesentlichen darauf, daß 
der Grund und Boden nie bezahlt wird, sondern nur die Renten- 
schuld von mindestens 4 % des Kaufpreises mit einer wöchent- 
lichen Arbeitsstunde nach dem am Fälligkeitstage gültigen 
Tarif der ungelernten Bauarbeiter voraus an die Gemeinde zu 
bezahlen ist. Was die Baukosten betrifft, so ist auch dieses 
schwierige Kapitel in der Noackschen Schrift ausführlich be- 


sprochen. M. Kantorowicz (Berlin). 








NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-, 
WIRTSCHAFTS- UND ALLGEMEINEN FÜRSORGE 


Redigiert von Ministerialrat Dr. HANS MAIER, Dresden-Loschwitz, Souchaystr. 9. 


Die Bedeutung und die Gestaltung von Richtsätzen in der Fürsorge. 
Übersichtsreferat. 
Von GOTTLOB BINDER, Bielefeld. 


Durch Verordnung vom 7. September 1925 haben 
Reichsregierung und Reichsrat eine Zusatzbestim- 
mung zu den Reichsgrundsätzen über Voraus- 
setzung, Art und Maß der Fürsorge vom 
4. Dezember 1924 erlassen, die den obersten Landes- 
behörden oder den von diesen bestimmten Stellen die 
Verpflichtung auferlegt, den örtlichen Verhältnissen 
angepaßte Richtsätze zur Bemessung des notwendigen 
Lebensunterhalts für Hilfsbedürftige festzusetzen. Mit 
dieser Verordnung ist ein zäher Kampf zur Ausge- 
staltung des materiellen Fürsorgerechts zum vor- 
läufigen gesetzgeberischen Abschluß gekommen, aber 
auch gleichzeitig eine wichtige grundsätzliche Frage 
der Fürsorgepraxis angeschnitten worden, um deren 


Lösung schon seit einigen Jahrzehnten ernsthaft ge- 


rungen wurde. Wir erinnern nur an die bedeutsamen 
„schriften des Deutschen Vereins für Öffentliche und 
private Fürsorge!) (damals für Armenpflege und 
Wohltätigkeit) und an die Versuche zahlreicher 
Armenverbände, aus den theoretischen Erörterungen 
praktische Nutzanwendungen zu ziehen. Tatsächlich 
bestanden schon in der Vorkriegszeit in vielen Ge- 
meinden sogenannte Tarife oder Richtsätze, nach 
denen im Einzelfalle die Unterstützung festgesetzt 
wurde. Auch bei der Gewährung der Kriegsunter- 
stützungen gingen die Verbände von bestimmten 
Richtsätzen aus, die den örtlichen Verhältnissen ent- 
sprechend festgesetzt werden konnten. Das Gesetz 
sah Mindestleistungen vor. Die Gemeinden hatten 
aber die Möglichkeit, den örtlichen Verhältnissen ent- 
sprechende Zuschläge zu gewähren. Verfolgte die 
Festsetzung von Mindestsätzen den Zweck, den Unter- 
stützten ein bestimmtes Mindesteinkommen zu garan- 
tieren, so sollten die beweglichen Zuschläge der ört- 
lichen Preisgestaltung folgen, um damit eine gewisse 
Relation zwischen Lebensbedarf und Fürsorge sicher- 
zustellen. Gedanken, wie sie dem jetzigen Richtsatz- 
system zugrunde liegen, sind auch in der heutigen 
Rentenversorgung der Kriegsopfer enthalten. Neben 
den Grundrenten werden im Falle der Bedürftigkeit 


1) Vergl. Cuno u.a.,,Schriften des Deutschen Vereins‘‘ Heft 
19, Seite 1—75, 1894 und Heft 39, Seite 109—150, 1898. ,,Soz. 
Prax.‘‘ Nr. 10, 1924, 


nach Teuerungsbezirken abgestufte Zusatzrenten ge- 
währt, die in voller Höhe oder in Teilbeträgen ge- 
leistet werden können. Ebenso arbeitete die fort- 
geschrittenere Fürsorgepraxis in der Nachkriegszeit 
mit Richtsätzen zur Bemessung der Fürsorgeleistun- 
gen. 

Die Verordnung vom 7. September 1925 bedeutet 
demnach nichts gänzlich Neues. Dies ist nur die Be- 
stimmung, die allen Fürsorgeverbänden die Verpflich- 
tung auferlegt, Richtsätze festzusetzen. Die fakul- 
tative Festsetzung der Richtsätze hatte früher zur 
Folge, daß die Richtsätze ganz verschiedene Höhen 
zeigten. Die Verschiedenheit war nicht nur durch die 
Abstufungen nach Teuerungsbezirken bedingt, son- 
dern es wurden mit den in den Richtsätzen festge- 
setzten Unterstützungsbeträgen ganz verschiedene 
Leistungen umschrieben und gewährt. Ein Vergleich 
für das Maß der tatsächlichen Leistungen der einzelnen 
Verbände war bislang nicht möglich, ebensowenig eine 
allgemein gültige Schlußfolgerung, welche Lebens- 
bedürfnisse mit den Richtsätzen abgegolten werden 
sollten. Die Verordnung, die die obligatorische Fest- 
setzung von Richtsätzen verlangt, wird daher in erster 
Linie zur Folge haben, daß die Fürsorgeträger sich 
Klarheit darüber verschaffen müssen, welche Lei- 
stungen mit den Richtsätzen erfüllt werden sollen. 
Eine einheitliche Auffassung über den Inhalt der 
Richtsätze ist erforderlich, um sichere Vergleiche über 
das Maß der Fürsorge in den einzelnen Gemeinden an- 
stellen zu können. Damit wird einer unzutreffenden 
Agitation über mangelhafte Leistungen einzelner Ge- 
meinden der Boden entzogen, andererseits aber auch 
die Möglichkeit gegeben, rückständige Gemeinden zur 
Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. Die Verhältnisse 
haben sich durch die Massennotstände der Nachkriegs- 
zeit und seitdem die Hilfsbedürftigen sich in zentralen 
Organisationen zusammengeschlossen haben, wesent- 
lich geändert. Der einzelne Bezirksfürsorgeverband 
kann seine Leistungen nicht festsetzen, ohne die 
Leistungen anderer, mindestens der Nachbarverbände 
in Betracht zu ziehen. Außerdem bietet die zentral 
geregelte Rentenversorgung sehr leicht Vergleichs- 
möglichkeiten für die Fürsorgeleistungen der einzelnen 
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Verbände. Die Klagen über rückständige Gemeinden 
werden nicht eher verstummen, bis sichere Vergleichs- 
maBstäbe über die Fürsorgeleistungen vorhanden sind. 
Die Fürsorgeverbände haben demnach ein erheb- 
liches Interesse an der Festsetzung einheitlicher Richt- 
sätze und ein gleiches Interesse an einem einheitlichen 
Inhalt derselben. 

Das erste Erfordernis ist durch Erlaß der Verord- 
nung teilweise erfüllt, die weitere Ausgestaltung und 
die Erfüllung des zweiten ist den Fürsorgeträgern in 
freier Gestaltung überlassen, hier hat mithin die be- 
deutungs- und verantwortungsvolle Aufgabe der Für- 
sorgeverbände einzusetzen. Daß sie gewillt sind, den 
Erfordernissen Rechnung zu tragen, beweisen die 
praktischen Versuche einzelner freistaatlicher be- 
ziehungsweise provinzieller Vereinigungen der Für- 
sorgeverbände, die bereits Richtsätze für größere zu- 
sammenhängende Bezirke auf einheitlicher Grundlage 
aufgestellt haben und die von den örtlichen Instanzen 
(Magistrat, Kreisausschuß usw.) der Verordnung ent- 
sprechend festgesetzt wurden. Die Durchführung der 
Verordnung dürfte demnach in den städtischen Be- 
zirksfürsorgeverbänden kaum auf Schwierigkeiten 
stoßen, schwieriger ist sie dagegen in den ländlichen 
Bezirken. 
wiegend in Geldunterstützungen gewährt, während 
auf dem flachen Lande vielfach Naturalleistungen ge- 
geben werden, die sich teilweise nur schwer in Geld- 
beträge umrechnen lassen. Wir denken hierbei an die 
Gewährung von Unterkunft, an die Möglichkeit der 
Viehhaltung, an die Bereitstellung von Garten- und 
-= Ackerland zur Heranziehung von Feldfrüchten, an die 
Belieferung mit Brennholz usw. Schwierigkeiten ver- 
waltungstechnischer Art entstehen durch die ver- 
schieden geregelte Trägerschaft. Die Fürsorge ist teils 
Aufgabe des Kreises, teils den einzelnen Gemeinden 
zur selbständigen Durchführung übertragen. Hier wer- 
den leicht Reibungen entstehen und die Frage wird auf- 
geworfen werden, wer zur Festsetzung der Richtsätze 
berechtigt ist. In Preußen ist dieser Schwierigkeit 
dadurch begegnet, daß der Kreisausschuß als oberste 
Instanz befugt ist, Richtsätze für den ganzen Kreis 
festzusetzen, damit ist zum mindesten eine einheit- 
liche Grundlage gewährleistet. Die Praxis wird jedoch 
ergeben, daß die Sätze für die einzelnen Gemeinden in 
ihrer Höhe voneinander abweichen müssen. 

Welche Bedeutung haben nun Richtsätze für die 
praktische Fürsorgearbeit, was ist ihr Zweck und Ziel ? 
Sollen Richtsätze a) den Fürsorgeverbänden Hilfs- 
mittel zur Durchführung der Fürsorge sein, b) den 
Hilfsbedürftigen Richtungspunkte für das Maß ihrer 
Ansprüche geben oder c) den Hilfsbedürftigen einen 
Rechtsanspruch auf die in ihnen enthaltenen Leistun- 


In den Städten wird die Fürsorge über- ` 
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gen gewähren? Die letzte Frage ist unbedingt zu ver- 
neinen. Die Verordnung über die Fürsorgepflicht, die 
Reichsgrundsätze und die Verordnung vom 7. Sep- 
tember 1925 legen zwar den Fürsorgeträgern die 
Pflicht auf, den Hilfsbedürftigen eine auskömmliche 
Fürsorge zuteil werden zu lassen, ohne aber dem ein- 
zelnen Hilfsbedürftigen einen Rechtsanspruch auf ein 
bestimmtes Maß von Fürsorge einzuräumen. Dieser 
Rechtszustand kann durch die Festsetzung von Richt- 
sätzen im Wege der Verordnung nicht geändert wer- 
den. Daß die Gewährung eines Rechtsanspruches 
nicht gewollt ist, geht auch unzweideutig aus den Ver- 
handlungen .bei der Verabschiedung der Verordnung 
hervor. Der Rechtsanspruch ist unvereinbar mit dem 
Wesen der Fürsorge, die ergänzenden Charakter hat 
und im Gegensatz zur Versorgung und Versicherung 
ihre Leistungen nach dem Grade der Bedürftigkeit des 
Einzelfalles gewährt. Ein Rechtsanspruch auf die mit 
Richtsätzen umschriebenen Leistungen würde dahin 
führen, daß die Richtsätze ihren Charakter als Richt- 
sätze verlören und zu Mindest- oder Höchstsätzen 
würden. Das wäre ein Rückfall in die Methoden der 
schematischen Massenfürsorge der Nachkriegszeit mit 
all ihren Fehlern und Schwächen. Die Notstände sind 
zu vielgestaltig, als daß man ihnen mit schematischen 
Höchst- oder Mindestsätzen begegnen könnte. Sche- 
matische Leistungen müßten, ohne dem Einzelfall ge- 
recht zu werden, zu außerordentlich hohen Aufwen- 
dungen, ja geradezu zur Verschwendung Öffentlicher 
Mittel führen. Die Fürsorge würde in zahlreichen Pro- 
zessen vor den Aufsichtsinstanzen ihren ethischen In- 
halt verlieren, sie würde mechanisiert, ohne aufbauend 
und erzieherisch zu wirken. 

Mit diesen Darlegungen ist im wesentlichen auch 
die Beantwortung der unter b) gestellten Frage ge- 
geben, obwohl nicht verkannt werden soll, daß die 
Richtsätze als Richtungspunkte für das Maß der An- 
sprüche der Hilfsbedürftigen an die Fürsorge wirken. 
Diesen Charakter der Richtsätze dürfen wir auch des- 
halb nicht verneinen, weil der Umfang der Leistungen 
im wesentlichen von ihnen bestimmt wird und weil 
nur dann die oben für erforderlich gehaltenen Ver- 
gleiche möglich sind. Insbesondere werden die Hilfs- 
bedürftigen selbst die Fürsorge künftig nach der Höhe 
der Richtsätze beurteilen, diese bilden den wichtigsten 
in Erscheinung tretenden Anhaltspunkt für eine Be- 
urteilung der Qualität der Fürsorge. Endlich können 
die Richtsätze eine besondere Bedeutung erlangen im 
Aufsichts- und Beschwerdeverfahren. Die Beschwerde- 
instanzen werden sie bei Entscheidungen von Einzel- 
fällen als Unterlage verwerten und die Aufsichtsbe- 
hörden haben die Möglichkeit, an Hand der Richtsätze 
eine Übersicht über die Regelleistungen der Fürsorge- 
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träger zu gewinnen. In materieller Hinsicht ist damit 
zu rechnen, daß die Festsetzung der Richtsätze zu 
einer Hebung der Fürsorgeleistungen führt, obwohl 
diese selbstverständlich viel mehr von der finanziellen 
Leistungsfähigkeit der Fürsorgeträger abhängt, als von 
der Verordnung von Richtsätzen. Es läßt sich aber 
nicht bestreiten, daß die Vergleichsmöglichkeiten, die 
künftig gegeben sind, erhöhend und verbessernd auf 
die Fürsorge wirken. | 

Ihre Hauptbedeutung erlangen die Richtsätze aber 


in ihrer Eigenschaft als praktisches Hilfsmittel der 


Fürsorgeorgane zur Bemessung der Fürsorgeleistungen 
im Einzelfall. Sie sind demnach im wesentlichen für 
den „Hausgebrauch‘‘ der Fürsorgeorgane bestimmt. 
Diese sollen an Hand der Richtsätze den individuellen 
Bedarf des Hilfsbedürftigen ermitteln und danach die 
Unterstützung festsetzen. Das könnte zu der Auf- 
fassung führen, daß eine gut arbeitende, individuell 
eingestellte Fürsorge Richtsätze nicht benötigt, wenn 
doch in jedem einzelnen Fall eine besondere Ermitte- 
lung und Festsetzung erfolgt. Bei einfachen, über- 
sichtlichen Verhältnissen in kleinen Orten könnten 
Richtsätze entbehrt werden. In den größeren Städten 
jedoch, in denen oft Hunderte ehrenamtliche Kräfte 
mitwirken und Massennotstände zu überwinden sind, 
sind Richtsätze unentbehrlich. Bei völlig freier Fest- 
setzung der Unterstützungen würden ungerecht- 
fertigte Unterschiede nicht ausbleiben, zahlreiche Be- 
rufungen und Beschwerden wären die Folge. So ergibt 
sich aus der Fürsorgepraxis die Zweckmäßigkeit und 
zwingende Notwendigkeit der Richtsätze. 

Ihre Gestaltung wird bestimmt durch die Reichs- 
grundsätze und die Verordnung hierzu vom 7. Sep- 
tember 1925 und durch das freie Ermessen der Für- 
sorgeträger. Zwingend vorgeschrieben ist die unter- 
schiedliche Festsetzung von Richtsätzen 

a) für die allgemeine Fürsorge, d. h. für die frühere 

Armenpflege und 

b) für die gehobene Fürsorge für Sozial- und Klein- 

rentner und diesen Gleichgestellte. 

Für die letzteren sind die Richtsätze um ein Viertel 
höher zu bemessen wie für die allgemeine Fürsorge. 
. Diese Bestimmung wurde von den Fürsorgepraktikern 
stark bekämpft, weil sie eine ungerechtfertigte Be- 
nachteiligung weiter, wertvoller Kreise von Hilfs- 
bedürftigen im Gefolge hat und weil sie eine unbe- 
gründete Verankerung der in der Praxis allmählich 
überwundenen Gruppenfürsorge bedeutet. Reichs- 
regierung und Parlamente glaubten aber den Klein- 
und Sozialrentnern, die diese Forderung mit be- 
sonderem Nachdruck vertraten, entgegenkommen zu 
müssen. Die genannten Kreise befürchteten von der 
Festsetzung einheitlicher Richtsätze eine Nivellierung 


An 
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der gesamten Fürsorge auf dem Boden der früheren 
Armenfürsorge, sie glaubten mit abgestuften Richt- 
sätzen für ihre Gruppen einen höheren Stand der Für- 
sorge zu erreichen beziehungsweise zu erhalten. Die 
Entwicklung hat zwar seit Inkrafttreten der Fürsorge- 
verordnung und der Reichsgrundsätze dieser Be- 
fürchtung den Boden entzogen und eine aufwärts 
steigende Tendenz gezeigt. Der Einfluß der Fürsorge- 
träger- und Praktiker war aber nicht stark genug, um 
den Gegenströmungen, die teils egoistischen Gründen, 
teils einer groBen Unkenntnis der tatsächlichen Ver- 
hältnisse entsprangen, mit Erfolg entgegenzuwirken. 
Wir haben also zunächst mit nach Gruppen differen- 
zierten Richtsätzen zu rechnen. 

Die Höhe der Richtsätze ist dem freien Ermessen 
der Fürsorgetsäger vorbehalten. Sie wird beeinflußt 
von der Art und dem Umfang der Leistungen, die mit 
ihnen erfüllt werden sollen. Diese wiederum werden 
bestimmt von den Lebensgewohnheiten der Bevölke- 
rung, ihren besonderen wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnissen und von der Leistungsfähigkeit der Für- 
sorgeträger. Was sollen die Richtsätze enthalten, 
können mit ihnen alle Lebensbedürfnisse der Hilfs- 
bedürftigkeit erfaßt werden? Es erscheint zunächst 
notwendig zu unterscheiden zwischen Regelleistungen, 
die überwiegend allen Hilfsbedürftigen gewährt werden 
müssen, und Neben- oder Sonderleistungen, die nur 
zeitweise oder nur bei besonders gelegenen Fällen, oder 
als Ergänzung der Regelleistungen in Frage kommen. 
Die Leistungen zerfallen im allgemeinen in Aufwen- 
dungen für Wohnung, Nahrung, Kleidung, Wäsche, 
sonstige unentbehrliche Bedarfsgegenstände, Kranken- 
hilfe und -Pflege. Zur Einbeziehung in den Richtsatz 
eignen sich nicht die Aufwendungen für Kleidung, 
Wäsche, Krankenhilfe und Pflege, die Aufwendungen 
für die Wohnung nur soweit es sich um die Bereit- 
stellung eines einfachen ‚Obdaches‘ handelt. Höhere 
Ansprüche, die wir als ‚Wohnung‘ bezeichnen, müssen 
besonders behandelt werden. Der Wohnungsaufwand 
ist verschieden hoch bei Angehörigen des Mittel- und 
Arbeiterstandes, er ist gering bei alten alleinstehenden 
Leuten aus den untersten Ständen und völlig unbe- 
deutend bei solchen Hilfsbedürftigen, die ohne eigene 
Wohnung bei Verwandten oder Bekannten einwohnen. 
Es wird zweckmäßig nur ein allgemeingültiger Satz 
für eine einfache Unterkunft in den Richtsatz aufge- 
nommen und höhere Aufwendung individuell gewährt. 

Der Aufwand für Kleidung und Wäsche ist bei alten 
Leuten, die einer Beschäftigung nicht mehr nachgehen 
oder die aus früheren Zeiten einen bescheidenen Be- 
stand erhalten haben, gering, er ist bedeutend bei der 
hilfsbedürftigen Jugend und bei Hilfsbedürftigen, die 
im Erwerbsalter stehen. Krankenhilfe, Pflege, Er- 





holungskuren und ähnliche MaBnahmen zur Wieder- 
herstellung oder Erhaltung der Gesundheit und Ar- 
beitskraft stellen, besondere und meistens zeitlich be- 
grenzte Leistungen dar, die ebenfalls nicht in den 
Richtsatz einbezogen werden können. Das gleiche gilt 
von Beihilfen zur Berufsausbildung und Erwerbs- 
befähigung, für Schwangeren- und Wôchnerinnen- 
hilfe. Auch die Versorgung mit Hausbrand im Winter 
ist als Sonderleistung zu betrachten. Zur Berück- 
sichtigung durch den Richtsatz verbleiben demnach 
der Aufwand für Nahrung, Obdach, Instandhaltung 
der Kleidung, Wäsche und Schuhzeug, die Kosten für 
Reinigungsmittel, für Kochfeuerung, Beleuchtung und 
für sonstige kleine Bedürfnisse. Dazu gehören auch 
bescheidene Genußmittel. Die Kosten des Nahrungs- 
mittelaufwandes sind so zu bestimmen, daß eine be- 
kömmliche Wochenfolge in den Mahlzeiten gesichert, 
die Menge ausreichend ist und dem Körper genügend 
Kalorien zugeführt werden. Hierbei ist zu berück- 
sichtigen, daß Jugendliche und im Erwerbsalter 
stehende Hilfsbedürftige eine höhere Kalorienzahl be- 
nötigen, als alte, erwerbsunfähige Personen. Die 
übrigen Aufwendungen lassen sich auf Grund von 
Erfahrungen in jedem Haushalt, beziehungsweise 
durch Ermittlung von tatsächlichen Kosten leicht 
feststellen und danach die Gesamtregelaufwendungen 
berechnen. Wir wollen, um Irrtümer zu vermeiden, 
davon absehen, zahlenmäßige Angaben zu machen, 
diese können unter Berücksichtigung vorstehender 
Ausführungen und unter Heranziehung der örtlichen 
Teuerungszahlen für jeden Fürsorgeverband errechnet 
werden. Endlich ist bei Festsetzung der Richtsätze 
neben dem Alter die Art der Haushaltsführung be- 
ziehungsweise Haushaltsgemeinschaft zu berücksich- 
tigen. Mann und Frau sind grundsätzlich gleichzu- 
stellen. Demnach ergeben sich für die Praxis folgende 
Typen: 1. erwachsene Personen mit eigenem Haus- 
halt, 2. erwachsene Personen im nicht eigenen Haus- 
halt, 3. Ehepaare und 4. Minderjährige. Für Personen 
im nicht eigenen Haushalt kommen etwa 75 %, für 
Ehefrauen etwa 50 % und für Kinder (Minderjährige) 
etwa 33 % der Sätze zu 1. in Frage. Gegenüber Un- 
wirtschaftlichen und Arbeitsscheuen kann eine wesent- 
liche Beschränkung der Leistungen Platz greifen, doch 
ist nach den Reichsgrundsätzen darauf zu achten, daß 
unterhaltsberechtigte Angehörige oder andere Hilfe- 
bedürftige, mit denen ein Arbeitsscheuer in häuslicher 
Gemeinschaft lebt, nicht von dieser Beschränkung be- 
troffen werden. Diese Bestimmung hat stark theoreti- 
schen Charakter. In der Praxis ist es so, daß die An- 
gehörigen eines Arbeitsscheuen mit diesem auf Gedeih 
und Verderb verbunden sind, sofern sie nicht eine 
völlige häusliche Trennung durchsetzen können. Bei 
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Arbeitsscheuen empfiehlt sich die Gewährung von 
Naturalleistungen. Für Pflegekinder, die in fremden 
Familien gegen Pflegegeld untergebracht sind, können 
im allgemeinen Richtsätze nicht aufgestellt werden. 
Die leichtere oder schwierigere Erlangung von Pflege- 
stellen, die soziale Stellung und Einstellung der Pflege- 
eltern beeinflußt die Höhe der Pflegegelder außer- 
ordentlich. Die Qualität der Pflegestellen hängt auch 
nur selten mit der Höhe des Pflegegeldes zusammen. 

Bei den vorstehenden Darlegungen sind wir von der 
Auffassung ausgegangen, daß die im Richtsatz ent- 
haltenen Leistungen einschließlich der ergänzenden 
Neben- und Sonderleistungen den gesamten Lebens- 
bedarf des Hilfsbedürftigen umfassen sollen. Unter 
Anwendung der Reichsgrundsätze über Voraussetzung, 
Art und Maß der Fürsorge ergibt sich daraus, daß 
eigene Mittel und Kräfte des Hilfsbedürftigen auf die 
Fürsorgeleistungen unter Beachtung der gesetzlichen 
Bestimmung anzurechnen sind. Als Hilfe ist zu ge- 
währen der Unterschiedsbetrag zwischen dem even- 
tuellen eigenen Einkommen und dem Lebensbedarfs- 


satz, der für den Hilfsbedürftigen ermittelt und fest- 


gesetzt wurde. Sind eigene Mittel nicht vorhanden, 
so ist der volle Lebensbedarfssatz zu gewähren. Der 
Lebensbedarfssatz ist zu ermitteln unter Berück- 
sichtigung sozialethischer Gesichtspunkte und unter 
Heranziehung von Faktoren sozialer Gerechtigkeit 
nach dem produktiven Wert der Hilfsbedürftigen für 
unser Wirtschafts- und Gesellschaftsleben. Damit 
lehnen wir die Frage nach der Würdigkeit im ethischen 
Sinne ab, betonen aber nachdrücklich die Würdigkeit 
im sozialen Sinne. 

Von besonderer Bedeutung ist noch die Frage einer 
eventuell zentralen Festsetzung von Richtsätzen be- 
sonders unter dem Gesichtspunkt der Hebung der Für- 
sorgeleistungen. Aus den Kreisen der Sozial- und 
Kleinrentner wurde immer wieder auf unzulängliche 
Leistungen einzelner Fürsorgeverbände hingewiesen 
und daran die Forderung geknüpft, im Wege der Ge- 
setzgebung bestimmte Leistungen vorzuschreiben. Daß 
diese Forderung unerfüllbar ist, liegt auf der Hand. 
Reichs- oder landesrechtlich vorgeschriebene Leistun- 
gen sind unvereinbar mit dem Wesen der Fürsorge, 
eine zentrale Regelung mit Rechtsanspruch müßte 
wie oben schon ausgeführt zu Mindest- oder Höchst- 
sätzen führen. Darin liegt aber eine ernste Gefahr für 
die Fürsorge, zumal weder das Reich noch die Länder 
die erforderlichen Mittel bereitstellen. Diese sind seit 
Inkrafttreten der Reichsverordnung über die Für- 
sorgepflicht restlos von den Gemeinden als Fürsorge- 
trägern aufzubringen. Es widerspricht einer ordent- 
lichen Haushaltsführung, den Gemeinden Leistungen 
vorzuschreiben, ohne ihnen die erforderlichen Mittel 
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sicherzustellen, wie es einer ordentlichen Haushalts- 
führung widersprach, als die Gemeinden aus dem 
Reichssäckel gewirtschaftet haben. Eine bezirks- 
mäßige oder provinzielle Festsetzung von Richtsätzen, 
die keine starre Bindung für die einzelnen Gemeinden 
bedeutet, ist jedoch zu empfehlen. Die bereits unter- 
nommenen Versuche haben auch schon zu praktischen 
Ergebnissen geführt. So haben die gesamten Bezirks- 
fürsorgeverbände in Westfalen Richtsätze auf einheit- 
licher Grundlage festgesetzt. In der Provinz Hannover 
sind solche aus der Initiative des Landesfürsorgever- 
bandes hervorgegangen. Auch Hamburg und andere 
Landesteile sind in gleicher Weise vorgegangen. Diese 
Entwicklung sollte von Reichs- und Landes wegen 
nachdrücklichst gefördert werden, sie birgt die Ge- 
währ in sich, daß die unter Beachtung aller örtlichen 
Faktoren freiwillig aufgestellten Richtsätze auch tat- 
sächlich durchgeführt werden. 

Die Befürchtungen der Hilfsbedürftigen, daß bei 
dem heutigen Verfahren einzelne Bezirksfürsorgever- 
bände ungenügende Richtsätze aufstellen und mangel- 
hafte Leistungen gewähren könnten, sind im Wege der 
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Aufsicht und durch stärkere Heranziehung der Hilfs- 
bedürftigen bei der Durchführung der Fürsorge zu be- 
heben. Dazu bedarf es unseres Erachtens nur einer 
auf dem Wege liegenden Weiterbildung der heutigen 
gesetzlichen Bestimmungen. Einzelne Länder haben 
in ihren Ausführungsbestimmungen zu den Ermessens- 
vorschriften der R.F.V. über die Mitwirkung der 
Hilfsbedürftigen bereits zwingende Vorschriften er- 
lassen. Wenn die anderen Länder folgen und die Mit- 
arbeit der Befürsorgten überall sichergestellt ist, ver- 
schwindet das immer noch vorhandene Mißtrauen 
gegenüber den Fürsorgeträgern. Diese sperren sich 
gegen eine solche Mitwirkung nicht, sie erhoffen viel- 
mehr von ihr eine günstige Beeinflussung der Für- 
sorgetätigkeit und eine gerechtere Beurteilung ihrer 
Leistungen. Die Fürsorgeträger müssen sich aber 
dagegen wenden, daß durch eine verfehlte Gesetz- 
gebung falsche Hoffnungen in den Kreisen der Hilfs- 
bedürftigen erweckt werden und die Fürsorge als 
Lückenbüßer für die Mängel wirtschafts- und sozial- 
politischer Gesetze betrachtet und verantwortlich ge- 
macht wird. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE | 


Josephine Erkens (Köln), Weibliche Polizei. Ihr Werden, 
ihre Ziele und Arbeitstormen als Ausdruck eines neuen 
Wollens auf dem Gebiete der Polizei. Unter Mitwirkung von 
E. Cleuver, Ä. Franken, L. v. d. Heyden, A. Linde- 
mann. 111.S. Deutscher Polizeiverlag, Lübeck 1925. 5.— M. 


Die Einstellung weiblicher Kräfte. in die Exekutive der 
Polizei ist erstmalig für Deutschland in Köln versucht worden. 
Über die Geschichte dieses Versuchs berichtet Anna Linde- 
mann. Er geht auf englische Veranlassung zurück, wie auch 
englische Konstablerinnen die Einschulung der ersten deutschen 
Polizistinnen vornahmen. Die grundsätzlichen Fragen erörtert 
die Leiterin der ersten weiblichen Polizei und Herausgeberin 
des Buches, Josephine Erkens. Als Polizeifürsorgerin war 
sie für die engeren Aufgaben der Straßenexekutive und der be- 
sonderen Zwecke dieser auf den Gebieten der Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten und der Fürsorge für verwahrloste 
Kinder und Jugendliche gut vorbereitet. Sie betrachtet es 
nicht als Zufall, daß die Frauen aus den angelsächsischen 
Ländern als unsere Lehrmeisterinnen auftraten. Denn dort 
nimmt die Frau auf geschlechtlichem Gebiet eine bevorzugte 
Stellung gegenüber der Frau in Deutschland und den romani- 
schen Ländern ein, in denen verschiedene Maßstäbe an das 
Verhalten von Frau und Mann gelegt werden. Als Aufgabe 
erscheint Josephine Erkens, daß die Frauenpolizei einen Blick 
für die Not des Einzelschicksals besitzt, die immer am Anfang 
eines Entsittlichungsprozesses steht. Ihr Tätigkeitsfeld liegt 
in den Stadtgegenden, die für die sittliche Gefährdung von 
Frauen und Jugendlichen vornehmlich in Betracht kommen, 
das sind die Bahnhofs- und Hauptverkehrsstraßen. Die Poli- 
zistinnen sind nicht bewaffnet. Als nützliche Maßnahme hat sich 
eine erweiterte Durchführung der persönlichen Schutzhaft für 
Gefährdete erwiesen. Neben der Gefährdetenfürsorge liegt der 
weiblichen Polizei vornehmlich die Bekämpfung des Kinderbettels 


ob, außerdem führt sie die Transporte weiblicher Zwangsbehan- 
delter durch und soll allmählich in den Kriminaldienst, insbe- 
sondere bei Sittlichkeitsverbrechen hineinwachsen. Wertvolles 
kann hier insbesondere bei der heiklen Zeugenvernehmung von 
Kindern geleistet werden. Über die Persönlichkeit und Aus- 
bildung der Polizeibeamtin berichtet die Kölner Studienrätin 
Franken. Einen anschaulichen Überblick gibt die Zusammen- 
stellung der Tätigkeitsberichte der weiblichen Polizei über ihre 
Arbeit in den einzelnen Zweigen ihres Wirkens. Wertvolle 
Leistungen stellen die Einrichtung des Vorasyls für die auf- 
gegriffenen Frauen und Mädchen und die halboffene Fürsorge 
für arbeitende Frauen dar. In den Zeiten der Wohnungsnot 
hat die Fürsorge für Obdachlose erhöhte Bedeutung. Es ist 
kein Ruhmesblatt der freien konfessionellen Fürsorge, daß sie 
— übrigens stark im Gegensatz zu den eigenen konfessionellen 
Frauenvereinen — die Einrichtungen der amtlichen und poli- 
zeilichen Gefährdetenfürsorge so heftig und leider auch mit Er- 
folg bekämpft hat. Am Schluß des Buches gibt Dr. Luise 
von Heyden eine interessante Übersicht über die einzelnen 
Typen der Verwahrlosten. Die weibliche Polizei ist auf Grund 
der Kölner Erfahrungen, die durch das vorliegende Buch einem 
größeren Interessentenkreis bekauntgegeben werden, allge- 
mein in das Stadium der Erörterung, in manchen Ländern und 
Städten bereits in ein solches der Vorbereitung eingetreten. 
Neuerdings befürwortet ein Polizeifachmann, der Essener 
Polizeipräsident Dr. Melcher in der Deutschen Juristenzeitung 
(1926, Seite 132) die Einrichtung weiblicher Polizei. H.M. 


Clara Henriques (Berlin), Kinderspeisung. Zusammengestellt 
im Auftrage des deutschen Zentralausschusses für die Aus- 
landshilfe e. V. 150 Seiten. Hermann Böhlaus Nachfolger, 
G. m. b. H., Weimar 1926. 5.— # 

Die von Dr. Henriques zusammengestellte Schrift gibt 
den Rechenschaftsbericht des deutschen Zentralausschusses 
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für die Auslandshilfe über die von ihm geleiteten Schulkinder- 
und Jugendspeisungen. Die allgemeinen Grundsätze für 
die Ernährung der Kinder entwickelt Czerny-Berlin. Die 
Notwendigkeit Öffentlicher Kinderspeisungen erörtert an Hand 
reichen statistischen Materials die Herausgeberin. Sie macht 
Angaben über die Nahrungsnot der Vor-, Kriegs- und Nach- 
kriegszeit und zeigt die Folgen mangelhafter Ernährung der 
heranwachsenden Jugend. Im zweiten Teil geben die Vor- 
kämpferin der Schuispeisungen Helene Simon, Hans 
Gramm, die Herausgeberin und Geheimrat Bose einen ge- 
schichtlichen Überblick über die Schul- und Kinderspeisungen 
in Deutschland. In weiteren Abschnitten enthält das Buch 
Urteile der Beteiligten über die günstigen Wirkungen der 
Kinderspeisungen und gibt Gutachten von Dr. Schweers, 
Professor Rost, Pfarrer von Wicht,. Dr. Vöhringer und 
Marie Juchacz über die grundsätzliche Bedeutung dieses 
Zweiges der Ernährungsfürsorge wieder. Das Buch ist mit 
launischen, vielfach von den Kindern selbst angefertigten 
Zeichnungen geschmückt. Der wissenschaftliche Wert der 
Veröffentlichung ist nicht so groß als der propagandistische. 
Zur Verbreitung der Überzeugung von dem sozialpädagogischen 
und sozialhygienischen Werte der Schulspeisungen wird es er- 
heblichen Nutzen leisten. H. M. 
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Reinheimer (Frankfurt a. M.), Kritische Übersicht über den 
gegenwärtigen Stand des individuellen Blutnachweises für foren- 
sische Zwecke. Zeitschr. f. d. ges. gerichtl. Med. 6, 560ff. 1925. 
Verfasser nimmt in diesem Aufsatz an, daß in Zukunft die 
Jugendämter häufiger von den Ergebnissen der Blutgruppen- 
vererbungsiehre Gebrauch machen werden, um mit Hilfe dieses 
Beweismittels die Vaterschaft festzustellen. Einstweilen hat 
sich das Landgericht Elberfeld noch in einem Urteil vom 
8. Oktober 1925 auf den Standpunkt gestellt, daß es auf das 
erbetene Beweismittel der Blutprobe nicht ankommen könne, 
da dieses Mittel wissenschaftlich noch nicht geklärt sei. 

H.M. 

Fischer-Defoy (Frankfurt a. M.), Die Kinder asozialer 
Mädchen, Zentralbl. f. Jugendrecht und Jugendwohlfahrt 17, 
264. 1926. Verfasser bietet sehr interessantes Material über die 
Kinder asozialer Mädchen. Von 62 Kindern dieser Mädchen, 
die in Fürsorge der Frankfurter Beratungsstelle standen, sind 
40, also zwei Drittel vor Vollendung des zweiten Lebensjahres 
verstorben. Von den 22 überlebenden Kindern sind 15 als nicht 
körperlich oder geistig normal zu bezeichnen. Nur 7. Kinder, 
also der neunte Teil, ist gesund. Diese Ziffern zeigen die große 
volkswirtschaftliche und bevölkerungspolitische Bedeutung 
rechtzeitiger Gefährdetenfürsorge. H. M. 


T A GUN GE NN 


Sachverständigenkonferenz des Archivs Deutscher Berufsvor- 
minder, Dresden, 26. und 27. Februar 1926. 


Zum Gesetz über das Unehelichenrecht. 


„Eine der schwersten Fragen, mit denen wir uns in den letzten 
Jahren beschäftigt haben“ nannte Dr. Polligkeit den Kom- 
plex der Zweifels- und Streitfragen rechtlichen, ethischen, wirt- 
schaftlichen Inhalts, zu dessen Besprechung das Archiv diese 
Konferenz einberufen hatte. Professor Klumker zeichnete in 
seinem einleitenden Referat die großen Linien bisheriger Ent- 
wicklung (vgl. seinen Aufsatz in Heft 2 dieses Archivs). Eine 
Wandlung, besonders in der wirtschaftlichen Lage der unehe- 
lichen Kinder, hat sich in den letzten 15 Jahren vollzogen, die 
sich zu Kriegsbeginn durch die Aufnahme dieser Kinder in die 
Gruppen der Unterstützungs- und Rentenberechtigten bemerk- 
bar machte. Sie brachte neben der pekuniären Besserstellung 
unausbleiblich auch eine familienmäßige Änderung, wenigstens 
insofern, als hier entgegen dem berüchtigten $ 1589 Abs. 2 des 
BGB. „Ein uneheliches Kind und dessen Vater gelten nicht 
als verwandt,‘ die Blutsverwandtschaft doch in diesem Zu- 
sammenhang als bestehend anerkannt und dem öffentlichen 
Empfinden als ein nicht zu leugnendes, ein zu respektierendes 
Faktum näher gerückt wurde. Weitere Fortschritte sind gefolgt, 
aber der entscheidende Gesetzgebungsakt des BGB. steht noch 
bevor. 

Nur zwei aus den vielen z. Zt. lebhaft, fast leidenschaftlich 
diskutierten Fragen waren für die Dresdener Tagung aus- 
gewählt worden — eine sehr günstige Beschränkung, die die 
Diskussion sofort in geschlossene Bahnen lenkte und außer- 
ordentlich zur Klärung beitrug: die Frage der Vaterschafts- 
feststellung (hiermit verknüpft die Frage der exceptio plurium 
mit ihren Konsequenzen) und die der familienrechtlichen An- 
näherung zwischen Vater und Kind, die natürlich mit der ersten 
eng zusammenhängt. Lassen sich doch die Hauptprinzipien, an 
denen sich die Kampfesmeinungen zur exceptio scheiden — wie 
Referate und Diskussionen ergaben — danach umgrenzen, ob 


man die gesetzliche Vaterschaft herleiten will aus der Tatsache 
der Beiwohnung an sich, wonach ein auf exceptio plurium be- 
gründeter Einwand fallen muß, oder aus der soweit wie möglich 
festgestellten der Blutsverwandtschaft — einer Tatsache, die 
bei erwiesenem Mehrverkehr eben der Feststellung absolut 
entrückt ist; sie muß deshalb den Einwand des Mehrverkehrs 
als Grund für die Abweisung der Zahlungsklage nach sich ziehen. 

Obgleich der Veranstalter der Tagung sich wohl darüber klar 
ist, daß ausländische Regelung sich nicht ohne weiteres auf 
deutsche Verhältnisse übertragen läßt, hatte er doch in sehr 
dankenswerter Weise zur deutlicheren Anschauung der Pro- 
bleme ausländische Vertreter aus zwei verschiedenen Ländern, 
deren jedes eine der gekennzeichneten Lösungen bei sich durch- 
geführt hat, zu Referaten geladen. (Genauer: politisch sind es 
nunmehr drei Länder: Österreich, Tschechoslowakei und die 
Schweiz. Da aber das zweitgenannte z. Zt. noch das öster- 
reichische Recht besitzt und dessen Prinzipien anscheinend auch 
in seiner demnächst erfolgenden neuen Regelung beibehalten 
wird, so ist die Zweiteilung der Gruppen berechtigt). 

Der Wiener Amtsvormund Landeskommissar Dr. Eselsbök 
schilderte seine Erfahrungen mit der österreichischen Regelung, 
een welcher keine exceptio plurium gilt, sondern die Ver- 

utung der Vaterschaft sich auf den Verkehr gründet. Einer der 
Mehreren wird als Zahlungspflichtiger herausgegriffen, ohne daß 
ihm etwa ein Regreßanspruch an die übrigen zustände. Der oft 
erhobene Einwurf, Vormund bzw. Mutter würden danach den 
Vermögendsten herausgreifen und dem Gericht als wahrschein- 
lichen Vater bezeichnen, ist nach den Ausführungen der Refe- 
renten nicht zutreffend, denn die Berufsvormünder geben nach 
eingehender Beratung mit der Mutter, nach ihrer Vermahnung, 
nicht von der Wahrheit abzuweichen, ferner nach gründlichen 
Verhandlungen mit den in Frage kommenden Männern als 
Vater den wahrscheinlichsten an oder falls, trotz aller Be- 
mühungen keiner als solcher zu erkennen ist, den, den man für 
das Verhältnis zum Kinde als den menschlich (nicht den wirt- 
schaftlich!) förderlichsten hält. Da ja bei Mehrverkehr die 
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Möglichkeit der Vaterschaft bei jedem (natürlich abgesehen 
von offenbarer Unmöglichkeit, z. B. vorherig festgestellter 
Schwangerschaft, Zeugungsunfähigkeit) besteht, so hat man, 
wenigstens in Österreich, eine überraschend große Zahl frei- 
williger Anerkennungen erzielt — in dem Bezirk des Referenten 
bis zu t/s aller Fälle. Dem Einfluß der Berufsvormundschaft 
sei es auch zum großen Teil zu danken, daß tatsächlich freund- 
schaftliche, ja verwandtschaftliche Beziehungen zwischen Kind 
und Vater erwuchsen. Zweifellos legt diese unter Umständen 
notwendige Auswahl dem Berufsvormund schwerste Verant- 
wortung auf; aber das System kann auch — wie der folgende 
Referent, Landesgerichtsrat Dr. Lederer (Teplitz), aus den 
tschechoslowakischen Erfahrungen darlegte — gut und vorteil- 
haft ohne B.V. durchgeführt werden. Einer von mehreren 
wehre sich erfahrungsgemäß weniger als ein alleiniger Bei- 
wohner, werde zudem unter Hinweis auf den Grundsatz des 
Strafgesetzparagraphen: wer etwas für ihn selbst Gefährliches 
unternimmt, habe die Gefahr zu tragen, willig gemacht. Auch 
der Nachweis über unzüchtigen Lebenswandel der Mutter ver- 
helfe dem Vater nicht zur Freisprechung. Obschon bei den Be- 
teiligten das Gefühl, einem von ihnen geschehe doch Unrecht, 
nicht ganz auszuschalten sei, habe sich dieses System, seit mehr 
als 100 Jahren bestehend, im Volksbewußtsein so festgewurzelt, 
daß man nicht daran denke, es aufzugeben. Eine etwaige 
Haftung der Mehreren schüfe dem Kind die nachteilige Lage, 
mehrere ‚‚Väter‘‘ zu haben, würde viele Prozesse mit sich brin- 
gen und die Kindesstellung viel schlimmer belasten. 





Sehr interessant als Gegensatz hierzu, war nun der Bericht 
des Schweizer Juristen Dr. Wiesendanger (Zürich), in dessen 
Lande die exceptio als Klageabweisungsgrund gilt; der dort 
geltende Begriff der ‚erheblichen Zweifel“ war bekanntlich 
(s. Prof. Klumkers Aufsatz) in den deutschen Entwurf auf- 
genommen. Noch eine weitere, für Mutter und Kind ungemein 
gefährdende Regelung ist in einem anderen Paragraphen des 
Schweizerischen ZBG. gegeben, der die Vaterschaftsvermutung 
zerstört, nämlich ,,unzüchtiger Lebenswandel der Mutter“ 
($ 315). Beide Paragraphen wurden vom Referenten als höchst 
schädlich bezeichnet. Die auch in Deutschland bekannten Be- 
gleiterscheinungen, Meineide, absichtliche Herbeiziehung wei- 
terer Beiwohner durch den ersten, zeigen sich ebenso in der 
Schweiz. Der $ 315 verursache außerdem peinliches und oft 
widerwärtiges Nachforschen nach dem Vorleben der Mutter. 
Aus Furcht vor einem eventuellen negativen Ergebnis sehe diese 
überhaupt von einer Klage ab zum Schaden des Kindes. Der 
Referent sprach unbedingt für ein Verlassen des Standpunktes, 
daß man den Vater unzweideutig festzustellen habe, und gab 
der österreichischen Regelung den Vorzug. 


Über die im Schweizerischen Recht geltende ,,Zusprechung 
mit Standesfolgen‘‘ referierte dann Amtsvormund Dr. Groh 
(Zürich). Sie erfolgt z. B. auf Grund eines der Mutter ge- 
gebenen Eheversprechens, oder falls der Vater sich bei der Bei- 
wohnung eines Verbrechens an der Mutter schuldig gemacht 
hat usw., und hat dieselben rechtlichen Folgen wie die freiwillige 
Anerkennung (Recht auf den Namen des Vaters, Unterhalts- 
anspruch wie ein eheliches Kind usw.). Es liegt auf der Hand, 
daß die letzteren Fälle — und nur diese! — ein wirklich persön- 
lich-verwandtschaftliches Verhältnis begründen. Der Referent 
führte aus: Im allgemeinen spiele das Problem der Standesfolgen 
keine große Rolle. Die Judikatur stehe der Zusprechung eher 
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ablehnend gegenüber. Auch die Mütter seien hierbei zaghaft 
aus Angst, daß der Vater das Kind später von ihr fortnehmen 
werde. Selten komme es übrigens selbst bei der Standesfolgen- 
übertragung zu der nach dem ZBG. möglichen Zuerkennung 
der elterlichen Gewalt, man ziehe es vielmehr vor, das Kind unter 
Vormundschaft zu belassen. Mithin sei nur da, wo dieZusprechung 
der Standesfolgen auf freiwilliger Anerkennung beruhe, diese Ein- 
richtung zu begrüßen, die zwangsmäßige dagegen abzulehnen. 


Die sehr lebhafte Aussprache beider Tage befaßte sich 
naturgemäß mit der Anwendung des Gehörten auf den deut- 
schen Gesetzentwurf, wobei verschiedene Probleme — so das 
der Gefährdung oder Sicherstellung der Ehe — hervortraten. 
Man forderte unter anderem, daß die im deutschen Entwurf 
evtl. vorgesehenen elterlichen Befugnisse des Vaters, die nur 
bei freiwilliger Anerkennung eintreten sollen, nur dann gegeben 
werden dürfen, wenn Ehe unmöglich ist. Sonst würde das 
Konkubinat gefördert. Daß objektive Gerechtigkeit bei der 
Frage der Vaterschaftsfeststellung nicht erzielt werden könne, 
wurde überall zugegeben. Dagegen wurden Zweifel laut, ob 
die österreichische Lösung, die immerhin auf einer zugegebenen 
Ungerechtigkeit beruhe, tatsächlich zu einer Befriedung führen 
könne. Von einigen Seiten wurde bezweifelt, daß eine tat- 
sächliche verwandtschaftliche Beziehung hier erwachsen könne. 
Bedenken wurden ferner erhoben, weil in Österreich nach dem 
Tode des Einen kein anderer der als Konkumbenten festgestellten 
Männer später mehr herangezogen werden kann. Andererseits 
klang bei der Mehrzahl der Redner die Überzeugung durch, da 
eine eindeutige Lösung nicht zu finden sei, so müsse man das 
österreichische System als das dem Kinde förderlichste be- 
zeichnen — es sei das relativ am wenigstens ungerechte, stelle 
freilich sehr hohe Anforderungen an die Menschenkenntnis, die 
Gewandtheit, das Pflichtgefühl der Berufsvormünder, sei auch 
vom ethischen Standpunkt aus höher zu bewerten als eine 
Solidarhaftung oder gar als eine Teilhaftung. 


Ausklang der belebten Aussprache war die Überzeugung, 
daß hier große Aufgaben auf volkserzieherischem Gebiete 
liegen, daß das Verantwortungsgefühl, an erster Stelle für das 
Kindeswohl zu sorgen, und verständnisvolle Handhabung die 
Ausführung gesetzlicher Regelung gewährleisten müssen. 


(Anm. der Verf. Im übrigen scheinen neueste Berichte aus 
Österreich und Amerika über Blutproben und ihre Anwendung 
in Zivilprozessen doch darauf hinzudeuten, daß die zur Zeit 
anscheinend noch unlösbare Frage der Vaterschaftsfeststellung 
ihrer Klärung wenigstens um einen Schritt — aber einen be- 
deutsamen — näher gerückt ist. Zwar sei ein positiver Beweis 
der Vaterschaft mit den bisherigen Mitteln der Wissenschaft 
noch nicht zu erzielen, doch könne man mit Bestimmtheit 
durch die Blutprobe erkennen, daß eine Vaterschaft in ge- 
gebenem Fall ausgeschlossen sei. Diese wichtige Frage wird 
zweifellos in diesem Blatt noch von fachmännischer Seite be- 
leuchtet werden. Kann ihre Lösung doch eines der Haupt- 
probleme unseres Gesetzentwurfs — ja überhaupt die Stellung 
des unehelichen Kindes — auf ungeahnte Weise beeinflussen. 
[Vgl. hierzu auch die obige Besprechung des Aufsatzes von 
Dr. Reinheimer. Eine Zusammenstellung der bisherigen Lite- 
ratur über die Blutprobe als Mittel des Vaterschaftsnachwei- 
ses gibt Nr. 25 der Rundbriefe des Archivs deutscher Berufs- 
vormünder. Anm. der Schriftleitung].) 


Käthe Mende (Berlin). 
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Der heutige Stand der Tuberkulosegesetzgebung im Deutschen Reich. 
Von B. MÖLLERS, Berlin. 


Die geplante Vorlage eines Reichstuberkulosegesetzes be- 
zweckt eine einheitliche Neuregelung der gesetzlichen Tuber- 
kulosebekämpfung für das gesamte Reichsgebiet. Eine solche 
Vereinheitlichung des Vorgehens erscheint besonders deshalb 
zweckmäßig, weil in den einzelnen deutschen Ländern bisher 
noch recht große Verschiedenheiten der gegen die Tuberkulose 
erlassenen gesetzlichen und sonstigen Bestimmungen bestehen, 
und weil eine einheitliche Front im Kampfe gegen die alle Volks- 
stämme des Reiches gleichmäßig bedrohende Tuberkulose 
größere Erfolge verspricht als die derzeitige Art und Weise. 

Eine Übersicht über die verschiedenen Gesichtspunkte, die 
bei der staatlichen Bekämpfung der menschlichen Tuberkulose 
in Betracht kommen, gibt die Gegenüberstellung der bisher in 
den einzelnen deutschen Ländern erlassenen gesetzlichen Be- 
stimmungen, die entweder in den Landesseuchengesetzen oder 
in besonderen Tuberkulosegesetzen festgelegt sind. 


1. Preußen, welches in seinem Gesetz betreffend die Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 1905 nur 
eine beschränkte Anzeigepflicht für Todesfälle an Lungen- und 
Kehlkopftuberkulose besaß, hat die Tuberkulosebekämpfung 
durch das ‚Gesetz zur Bekämpfung der Tuberkulose“ vom 
4. August 1923 (Veröff. RGA. 1923 S. 613 u. 614) neu geregelt. 

Nach diesem Gesetz ist jetzt in Preußen jede ansteckende Er- 
krankung und jeder Todesfall an Lungen- und Kehlkopftuber- 
kulose innerhalb 8 Tagen, bei Todesfällen innerhalb 24 Stunden 
dem zuständigen beamteten Arzt oder einer amtlich zugelasse- 
nen Meldestelle (Fürsorgestelle, Gesundheits- oder Wohlfahrts- 
amt) mitzuteilen. Zur Mitteilung ist nur der zugezogene Arzt 
verpflichtet und, wenn ein solcher Kranker die Wohnung 
wechselt, nur der Haushaltsvorstand. Außerdem hat die zu- 
ständige bakteriologische Untersuchungsstelle über jede Unter- 
suchung des Auswurfs auf Tuberkelbazillen dem einsendenden 
Arzt und über jeden positiven Befund der zuständigen Melde- 
stelle Mitteilung zu machen. Die Fürsorgestellen für Lungen- 
kranke werden durch das Gesetz angewiesen, die für notwendig 
erachteten Fürsorgemaßnahmen möglichst im Benehmen mit 
dem behandelnden Arzte zu treffen. An eine Fürsorgestelle, die 
nicht als Meldestelle zugelassen ist, hat der beamtete Arzt die 
einlaufenden Mitteilungen weiter zu geben. Umgekehrt muß die 
zugelassene Meldestelle jeden Tuberkulosefall dem beamteten 
Arzt anzeigen. | 

Die Ausführungsbestimmungen zum preuBischen Tuber- 
kulosegesetz vom 4. August 1923 (Veröff. RGA. 1923 S. 727) be- 
stimmen, daß als ansteckend im Sinne des Gesetzes anzusehen 
ist nicht nur jeder Fall klinisch nachgewiesener Kehlkopftuber- 
kulose, auch ohne Bazillennachweis im Auswurf, sondern auch 
jeder Fall von Lungentuberkulose, bei dem entweder im Aus- 
wurf Tuberkelbazillen nachgewiesen wurden oder bei dem der 
bisherige Verlauf und klinische Befund damit rechnen lassen, 
daß bazillenhaltiger Auswurf entleert wird. 

Als Fürsorgemaßnahmen sind in den preußischen Aus- 
führungsbestimmungen vorgesehen die Belehrung des Kranken 
und seiner Umgebung, der Schutz der Familienangehörigen und 
der sonstigen Umgebung vor Ansteckung und vorbeugende Be- 


handlung der Bedrohten, die Verhütung der Weiterverbreitung 
der Krankheit in der beruflichen Tätigkeit des Erkrankten, so- 
wie die etwa notwendige Behandlung des Erkrankten und er- 
forderlichenfalls dessen Unterbringung in einem Krankenhause 
oder in einer Lungenheilstätte. 


2. In Bayern ist nach der Bekanntmachung vom 9. Mai 
1911 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten (Veröff. 
RGA. 1911 S. 616) jeder Todesfall an offener Lungen- oder Kehl- 
kopftuberkulose und jede Erkrankung an offener Lungen- oder 
Kehlkopftuberkulose, wenn der Kranke in einer Unterrichts- 
oder Erziehungsanstalt oder in dazu gehörigen Räumlichkeiten 
wohnt oder eine solche Anstalt besucht, der Polizeibehörde an- 
zuzeigen. Durch die gleiche Bekanntmachung sind die Regie- 
rungen und die Distriktspolizeibehörden ermächtigt, in ihren 
Bezirken oder in Teilen von solchen durch polizeiliche Vor- 
schriften die Anzeigepflicht auch einzuführen für Erkrankungs- 
fälle an offener Lungen- und Kehlkopftuberkulose, wenn die 
Kranken infolge ungünstiger Wohnungsverhältnisse ihre Um- 
gebung erheblich gefährden. Zur Anzeige sind in Bayern nur der 
zugezogene Arzt und jede sonst-mit der Behandlung des Kranken 
beschäftigte Person verpflichtet. Jugendliche Personen, die an 
offener Lungen- und Kehlkopftuberkulose leiden, sind vom Be- 
suche von Unterrichts- und Erziehungsanstalten fernzuhalten. 


3. In Sachsen ist die Tuberkulosebekämpfung geregelt 
durch die Ministerialverordnung vom 29. September 1900, 
weiche die Meldung eines jeden infolge von Lungen- oder Kehl- 
kopfschwindsucht eingetretenen Todesfalls durch die Leichen- 
frauen,eines jeden Falles, in dem ein an vorgeschrittener Lungen- - 
oder Kehlkopftuberkulose Erkrankter aus seiner Wohnung ver- 
zieht oder in Rücksicht auf seine Wohnungsverhältnisse seine 
Umgebung hochgradig gefährdet, eines jeden in Privatkranken- 
anstalten, in Waisen-, Armen- und Siechenhäusern sowie in 
Gast- und Logierhäusern, Herbergen, Schlafstellen, Internaten 
und Pensionaten vorkommenden Erkrankungsfalles an Lungen- 
oder Kehlkopfschwindsucht durch den behandelnden Arzt an 
die Ortspolizeibehörde vorschreibt. Diese hat insbesondere die 
Desinfektion der Wohnung und ihres Inhalts vorzunehmen, 
deren Kosten bei Mittellosigkeit der Beteiligten aus der Ge- 
meindekasse zu tragen sind. In den Schulen sind Kinder mit 
offener Lungentuberkulose ohne Rücksicht auf den Grad ihrer 
Krankheit, solche mit Tuberkulose der Haut, Knochen, Drüsen 
oder anderer Organe gegebenenfalls auf Antrag des Schularztes 
oder Bezirksarztes vom Schulbesuch auszuschließen. Ebenfalls 
sind Lehrer mit offener Lungentuberkulose vom Unterricht 
fernzuhalten. 


4. In Württemberg ist durch Ministerialverfügung vom 
9. Februar 1910 (Veröff. RGA. 1910 S. 354) jeder Wohnungs- 
wechsel einer an vorgeschrittener oder offener Lungen- oder 
Kehlkopftuberkulose erkrankten Person und jeder Todesfall an 
Lungen- oder Kehlkopftuberkulose der Ortspolizeibehörde un- 
verzüglich anzuzeigen. Dieselbe Anzeigepflicht besteht für die- 
jenigen Fälle, in denen Kranke mit offener Lungen- oder Kehl- 
kopftuberkulose ihre Umgebung infolge enger oder sonst unzu- 
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reichender Wohnungverhältnisse gefährden. Besondere Maß- 
nahmen sind beim Vorkommen von Tuberkuloseerkrankungen 
in den Schulen getroffen (Veröff. RGA. 1910 S. 588). Die 
zwangsweise Absonderung eines Tuberkulösen in einem Kran- 
kenhaus oder sonstigen Unterkunftsraum ist nur in solchen 
Fällen in Erwägung zu ziehen, in denen trotz aller Belehrung 
und gütlichen Zuspruchs die Gefährdung der Gesunden durch 


unzweckmäßiges Verhalten des Kranken oder seiner Ange- 


hörigen fortgesetzt wird. 


5. In Baden ist auf Grund einer Verordnung vom 9. Mai 
1911 (Veröff. RGA. 1911 S. 689) anzeigepflichtig jeder Todesfall 
an Lungen- oder Kehlkopfschwindsucht sowie Erkrankungsfälle 
an Lungen- oder Kehlkopfschwindsucht dann, ‘wenn der Er- 
krankte mit Rücksicht auf seine Wohnungsverhältnisse seine 
Umgebung hochgradig gefährdet, wenn ein an offener Lungen- 
oder Kehlkopfschwindsucht (bei der im Auswurf Tuberkel- 
bazillen nachweisbar sind) Erkrankter seine Wohnung wech- 
selt, endlich wenn es sich um die Erkrankung an Lungen- 
oder Kehlkopfschwindsucht bei Personen handelt, die in einer 
Schule oder Erziehungsanstalt und den dazu gehörigen Räum- 
lichkeiten wohnen oder durch Teilnahme am Unterricht ihre 
Umgebung gefährden. Bei Personen, die an offener Lungen- 
oder Kehlkopfschwindsucht erkrankt sind, kann eine Absonde- 
rung in der Form angeordnet werden, daß für dieselben, wenn 
möglich, ein besonderes Schlafzimmer, mindestens aber ein be- 
sonderes, von den übrigen Betten tunlichst weit abzurückendes 
Bett verlangt wird. Schüler und Lehrer sind von den Schul- 
räumen bei Erkrankung an Lungen- oder Kehlkopftuberkulose 
fernzuhalten, wenn und solange im Auswurf Tuberkelbazillen 
nachweisbar sind. In Baden kann ferner für Kurorte die An- 
zeigepflicht auf sämtliche Erkrankungsfälle an Lungen- oder 
Kehlkopfschwindsucht ausgedehnt werden. Für die Unter- 
bringung derartiger Gäste, ihre ärztliche Überwachung usw. 
können nähere Anordnungen getroffen werden. Ferner kann in 
badischen Kurorten die Aufnahme von an Lungen- oder Kehl- 
kopfschwindsucht erkrankten Gästen außerhalb der Kranken- 

anstalten allgemein oder für gewisse Ortsteile verboten werden. 


6. In Thüringen sind die verschiedenen Seuchengesetze, 
welche in den einzelnen Gebieten in den Jahren 1911—13 er- 
lassen wurden, in Ermangelung eines einheitlichen Thüringischen 
Landesseuchengesetzes noch in Kraft, durch welche in der 
Hauptsache die Todesfälle an Lungen- und Kehlkopftuberkulose 
anzeigepflichtig gemacht sind, die Erkrankungen aber nur, 
wenn ein an offener Tuberkulose der Lungen oder des Kehl- 
kopfes Erkrankter die Wohnung wechselt. 

Der Entwurf des neuen thüringischen Seuchengesetzes ent- 
hält die Meldepflicht für jeden Krankheitsfall an ansteckungs- 
fähiger Lungen- oder Kehlkopftuberkulose. 


7. In Hessen ist die Anzeigepflicht bei Tuberkulose in den 
einzelnen Kreisen durch Polizeiverordnungen geregelt, die nach 
Inhalt und vielfach auch im Wortlaut wenigstens in den wesent- 
lichsten Punkten übereinstimmen. 

Diese Verordnungen, welche seit den Jahren 1910—12 in 
Kraft sind, bestimmen, daß eine Anzeige zu erstatten sei, 

a) wenn ein an vorgeschrittener Lungen- oder Kehlkopf- 
tuberkulose leidender Kranker seine Wohnung wechselt oder 
infolge beschränkter Wohnungsverhältnisse oder aus anderen 
Gründen seine Umgebung hochgradig gefährdet; 

b) bei allen Todesfällen an Lungen- und Kehlkopftuberlose. 


8. Hamburg hat durch eine Verordnung des Medizinal- 
kollegiums vom 17. März 1910 (Veröff. RGA. 1910 S. 439) die 
Ärzte verpflichtet, dem Medizinalamt diejenigen ihnen vorkom- 
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menden Fälle von Tuberkulose anzuzeigen, die. Personen be- 
treffen, die im Nahrungsmittelgewerbe tätig sind und dabei ihre 
Umgebung erheblich gefährden. Ferner sind alle Fälle von Tuber- 
kulose zu melden, in denen der Arzt eine Desinfektion, z. B. bei 
Wohnungswechsel, für nötig hält. 


9. In Mecklenburg-Schwerin, wo bisher keinerlei gesetzliche 
Anzeigepflicht bei Tuberkulose bestand, ist die Bekämpfung dieser 
Krankheit durch ein Gesetz vom 19. Februar 1924 (Veröff. RGA. 
1924 S.295) geregelt, indem die Ärzte verpflichtet werden, jede Er- 
krankung und jeden Todesfall an Tuberkulose, die zu ihrer beruf- 
lichen Kenntnis kommen, binnen 3 Tagen mittels vorgedruckter, 
vom zuständigen beamteten Arzt zu beziehender postgebühren- 
freier Kartenbriefe diesem anzuzeigen. Der Arzt ist zur Anzeige 
verpflichtet unabhängig davon, ob der anzuzeigende Kranke oder 
Verstorbene vorher anderweitig ärztlich beraten und angezeigt 
war; das Ausscheiden von Doppelanzeigen ist Sache des Kreis- 
arztes. Der beamtete Arzt hat allwöchentlich dem zuständigen 
Wohlfahrtsamte die eingegangenen Anzeigen zu übermitteln, 
welches sie nach 4 Wochen mit einem Vermerk des Veranlaßten 
dem Kreisarzte zurückgibt (Bekanntm. v. 1. April 1924). 

Einen großen Fortschritt in der praktischen Tuberkulose- 
bekämpfung bedeutet die weitere Bestimmung des Gesetzes, 
welches die Wohlfahrtsämter verpflichtet, Tuberkulosefürsorge- 
stellen in der dem Bedürfnisse entsprechenden Zahl, mindestens 
jedoch je eine in den selbständigen Stadtbezirken und den 
Ämtern zu errichten und zu unterhalten. Das Ministerium 
für Medizinalangelegenheiten hat als Aufsichtsbehörde am 
1. April 1924 die für die Einrichtung und den Betrieb der Für- 
sorgestellen erforderlichen Anweisurgen erlassen und entscheidet 
auch, ob dem Bedürfnisse nach Fürsorgestellen Genüge getan ist. 
(Veröff. RGA. 1924 S. 396.) 


10. Eine Neuregelung der Tuberkulosegesetzgebung hat im 
Jahre 1921 im Freistaat Oldenburg, Landesteil Oldenburg, durch 
die Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend die Ver- 
pflichtung zur Anzeige übertragbarer Krankheiten vom 6. Mai 
1921 stattgefunden (Veröff. RGA. 1921 S. 394). Während dort 
nach der Bekanntmachung vom 24. August 1904 (Veröff. RGA. 
1904 S. 1055) nur jeder Todesfall an Tuberkulose und die Erkran- 
kung an vorgeschrittener Tuberkulose, wenn ein daran Erkrankter 
seine Wohnung wechselt, anzeigepflichtig war, bestimmt die 
neue Bekanntmachung ($ 6), daß der Anzeigepflicht auch jede 
Erkrankung an ansteckungsfähiger Lungen- oder Kehlkopf- 
tuberkulose unterliegt. 

Zur Anmeldung der Erkrankungen ist der zugezogene Arzt 
unter Benutzung eines vorgeschriebenen Vordruckes, der von 
der Polizeibehörde unentgeltlich zu verabfolgen ist, verpflichtet. 

Zur Anmeldung des Todesfalls sowie des Wohnungswechsels 
der Erkrankten ist dagegen außer 1. dem zugezogenen Arzt 
2. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten 
erwerbs- oder berufsmäßig befaßte Person, 3. der Haushalts- 
vorstand, 4. derjenige, in dessen Wohnung der Erkrankungsfall 
oder Todesfall sich ereignet hat, verpflichtet. Die Verpflichtung 
der unter 2—4 Genannten tritt nur dann ein, wenn ein früher 
Verpflichteter nicht vorhanden ist. 

Die Anzeige hat an den für den Wohnort des Kranken zu- 
ständigen Amtsarzt bzw. Landesarzt zu erfolgen. 

Gleichartige Bekanntmachungen betreffend die Verpflich- 
tung zur Anzeige übertragbarer Krankheiten wurden für den 
Landesteil Lübeck am 15. Juni 1921 und für den Landesteil 
Birkenfeld am 6. April 1922 (Veröff. RGA. 1922 S. 414) er- 
lassen. 


11. In Braunschweig ist durch Gesetz vom 26. Juni 1904 
(Veröff. RGA. 1904 S. 978) bestimmt, daß jeder Todesfall an 





Lungen-und Kehlkopftuberkulose und außerdem die Erkrankung 
an Lungen- und Kehlkopftuberkulose dann anzeigepflichtig ist, 
wenn ein an vorgeschrittener Tuberkulose dieser Art Erkrankter 
die Wohnung wechselt. Die Anzeigeverpflichtung erstreckt sich 
auf den zugezogenen Arzt, den Haushaltsvorstand, die Pflege- 
personen, den Wohnungsinhaber und den Leichenschauer. Die 
Feststellung der Tuberkulose durch den beamteten Arzt hat nur 
zu erfolgen, wenn die Krankheit nicht bereits von einem Arzt 
festgestellt ist. 


12. Anhalt hat durch Landespolizeiverordnung vom 12. Juni 
1906 (Gesetzsammlung S. 643) eine Anzeigepflicht für jeden 
Todesfall an Lungen- oder Kehlkopftuberkulose, für vorge- 
schrittene Erkrankungen solcher Art beim Wohnungswechsel 
und für jede Erkrankung an Lungen- oder Kehlkopftuberkulose, 
bei einer in einer Schule oder sonstigen Unterrichts-, Erziehungs- 
oder Bewahranstalt oder den dazu gehörigen Räumlichkeiten 
wohnenden Person eingeführt. 


13. In Bremen (Verordnung v. 27. April 1907) ist jeder 
Todesfall an offener Lungen- oder Kehlkopftuberkulose dem 
für den Sterbeort und jeder Wechsel der Wohnung eines Er- 
krankten dem für die verlassene Wohnung zuständigen Me- 
dizinalamt unverzüglich anzuzeigen. 


14. In Lippe ist nach dem Gesetz vom 12. April 1920 
(Veröff. RGA. 1920 S. 932) jede Erkrankung und jeder Todesfall 
an ansteckungsfähiger Tuberkulose dem Landeswohlfahrtsamt 
binnen 12 Stunden nach erlangter Kenntnis anzuzeigen, ebenso 
wie jeder Wechsel der Wohnung oder des Aufenthaltsortes eines 
solchen Kranken. Zur Anzeige sind verpflichtet der zugezogene 
Arzt, der Haushaltsvorstand, die Krankenpflegepersonen, die 
Lehrer, der Wohnungsinhaber und der Leichenschauer. 

Tuberkulöse, die in einer Familie zur Erholung untergebracht 
werden, bedürfen dazu der Genehmigung der Polizeibehörde, 
die zu versagen ist, wenn der Kreisarzt die Unterbringung wegen 
der Gefahr der Weiterverbreitung der Krankheit nicht für zu- 
lässig erklärt. Personen, die an ansteckungsfähiger Tuberkulose 
leiden, müssen sich einer Beobachtung durch die Tuberkulose- 
fürsorgestelle ihres Bezirks unterziehen; sie haben in den Be- 
ratungsstunden für Tuberkulose auf Anordnung des Kreis- 
arztes oder Fürsorgearztes zu erscheinen, alle geforderten Aus- 
künfte wahrheitsgemäß zu geben und die gegebenen Anord- 
nungen genau zu befolgen. Die Untersuchung der Kranken und 
aller Familienmitglieder und der mit dem Kranken in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Personen muß gestattet werden. 


15. In Lübeck, Verordnung vom 19. Aug. 1908, (Veröff. 
RGA. 1908 S. 1346) liegt den Ärzten eine Meldepflicht ob für die 
Todesfälle an Tuberkulose jeder Art, ferner für Erkrankungen 
an offener Lungen- oder Kehlkopftuberkulose, a) wenn der 
Kranke aus seiner Wohnung verzieht oder in ein Krankenhaus 
überführt wird; b) wenn der Kranke durch sein Verhalten oder 
infolge der Wohnungsverhältnisse seine Umgebung hochgradig 
gefährdet; c) wenn der Kranke bei der gewerblichen Herstellung 
oder dem Verkauf von Nahrungsmitteln beschäftigt ist; d) wenn 
der Kranke sich in einer örtlichen Umgebung befindet, in der 
die Gefährdung einer größeren Anzahl von Menschen zu be- 
sorgen ist, z. B. in einer Privatkrankenanstalt, einem Waisen-, 
Armen- oder Siechenhause, einem Gast- oder Logierhause, 
einem Pensionat, einem Schulgebäude. 


16. In Mecklenburg-Strelitz bestehen bisher noch keinegesetz- 
lichen Bestimmungen über die Bekämpfung der Tuberkulose. 


17. Waldeck hat durch Landespolizeiverordnung vom 
20. Dezember 1909 (Veröff. RGA. 1910 S.109) jede Erkrankung 
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| und jeden Todesfall an Lungen- oder Kehlkopftuberkulose, so- 


bald Bazillen nachgewiesen sind, sowie jeden Wohnungswechsel 
eines solchen Tuberkulösen für anzeigepflichtig erklärt. Zur 
Anzeige an die Polizeibehörde sind verpflichtet der zugezogene 
Arzt, der Haushaltsvorstand, jede Pflegeperson und derjenige, 
in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs- oder 
Todesfall sich ereignet hat oder aus dessen Wohnung oder Be- 
hausung der Tuberkulöse verzogen ist. 


18. In Schaumburg-Lippe waren bisher auf Grund einer 
Polizeiverordnung vom 10. Dezember 1907 nur die Todesfälle 
an Lungen- und Kehlkopftuberkulose anzeigepflichtig. Die Ver- 
ordnung der Landesregierung vom 26. Februar 1924 (Veröff. RGA. 
1924 S. 295) hat die Anzeigepflicht auf ,,jede ansteckende Er- 
krankung und jeden Todesfall an Tuberkulose“ ausgedehnt, 
geht also weiter als das preußische Tuberkulosegesetz vom 
4. August 1923, welches nur die Fälle von Lungen- und Kehl- 
kopftuberkulose erfaßt. Die Anzeige geht in Schaumburg-Lippe 
an den zuständigen Kreisarzt, der sic unverzüglich an die zu- 
ständige Fürsorgerin weiterzugeben hat. Während in Preußen 
nur der zugezogene Arzt zur Mitteilung der Erkrankungs- und 
Todesfälle verpflichtet ist, erstreckt sich die Anzeigeverpflich- 
tung in Schaumburg-Lippe, wenn ein Arzt nicht zugezogen ist, 
auch auf den Haushaltsvorstand und jede sonst mit der Be- 
handlung oder Pflege des Erkrankten beschäftigte Person. 
Beim Wohnungswechsel eines Kranken ist ebenso wie in 
Preußen nur der Haushaltsvorstand zur Anzeige verpflichtet. 
Die übrigen Vorschriften entsprechen zum Teil wörtlich den Be- 
stimmungen des preußischen Tuberkulosegesetzes. 


19. Die Regierungskommission des Saargebiets hat auf 
Grund der §§ 19 und 23 der Anlage zu Abschnitt IV (Teil 3) des 
Friedensvertrages zu Versailles am 31. Oktober 1923 eine Ver- 
ordnung betreffend Bekämpfung der Tuberkulose erlassen, 
durch welche als anzeigepflichtig erklärt werden ($ 1): 


a) jeder festgestellte Fall von ansteckungsfähiger Tuber- 
kulose innerhalb 3 Tagen; 


b) der Wohnungs- und Ortswechsel (auch Unterbringung in 
eine Krankenanstalt) von allen Kranken mit ansteckungs- 
fähiger Tuberkulose spätestens’ 48 Stunden vor dem Umzug; 


c) alle Todesfälle an Tuberkulose jeder Art innerhalb 24 
Stunden. : 


Zur Anzeige sind verpflichtet: der behandelnde Arzt, der 
Schularzt, der Fürsorgearzt, der Krankenhausarzt, bei b) außer- 
dem der Haushaltsvorstand, bei c) auBerdem der Leichen- 
schauer in Kreisen ohne ärztliche Leichenschau (§ 2). 


Die Anzeige erfolgt vertraulich an den zuständigen Kreis- 
arzt, der das Kreiswohlfahrtsamt unverzüglich zu benachrich- 
tigen hat ($ 3). Das Kreiswohlfahrtsamt, welches (nach $ 4) 
die zur Verhütung der Weiterverbreitung der Krankheit und 
die zur Fürsorge für den Kranken und seine Familie dienlichen 
Maßnahmen zu treffen hat, kann ($ 5) in den Fällen, in denen 
Widerstand gegen die von ihm getroffenen Maßnahmen vor- 
liegt, die Einweisung des Kranken in eine Krankenanstalt bei 
dem Hauptwohlfahrtsamt beantragen. Wenn der Erkrankte 
der angeordneten Einweisung freiwillig nicht nachkommt, so 
kann zwangsweise Einweisung durch das Hauptwohlfahrtsamt 
erfolgen und zwar auf Kosten des Eingewiesenen, im Unver- 
mögensfalle des Hauptwohlfahrtsamts ($ 8). Die Kosten der 
Desinfektion trägt die Gemeinde. 


Ungewöhnlich ist die Bestimmung des $ 6, nach der auf An- 
trag des Kreiswohlfahrtsamts Betriebe aller Art, in denen er- 
fahrungsgemäß oder auf Grund einer Anzeige seitens der 
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Arbeiterschaft eine erhöhte Tuberkulosegefahr für die Be- 
schäftigten besteht, jährlich wenigstens einmal gemeinschaftlich 
von dem Kreisfürsorgearzt, einem Vertreter der Arbeitnehmer- 
schaft, dem Gewerbeinspektor und dem etwa vorhandenen 
Fabrikarzt zu besichtigen sind. 

Die zu der Verordnung erlassenen Ausführungsbestim- 
mungen bezeichnen als ansteckend im Sinne der Verordnung 
außer den Fällen von klinisch nachgewiesener Lungen- und 
Kehlkopftuberkulose auch jeden Fall von Drüsen-, Knochen- 
und Gelenktuberkulose, welcher mit Eiterabsonderung oder 
Fistelbildung einhergeht, von festgestellter Darm-, Nieren-, 
Hauttuberkulose und Lupus. 

Die übrigen Ausführungsbestimmungen stimmen fast wört- 
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lich mit denen des preußischen Tuberkulosegesetzes vom 
4. August 1923 (Veröff. RGA. 1923 S. 727) überein. 

Die Meldungen des Medizinaluntersuchungsamts über posi- 
tive Tuberkelbazillenbefunde dürfen nicht zur Strafverfolgung 
wegen Nichtmeldung gegen den etwa behandelnden Arzt ver- 
wendet werden. 


Betrachtet man diese Vielseitigkeit der gesetzlichen Be- 
stimmungen zur Abwehr einer Krankheit, die in allen Ländern 
einen gleichartigen Verlauf nimmt, so erscheint der Ruf nach 
einer einheitlichen Gestaltung der gesetzlichen Bekämpfungs- 
maßnahmen gegen die Tuberkulose im ganzen Reich durchaus 
berechtigt. 
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Wiederholte Anregungen aus in- und Ausland geben uns Veranlassung, das Archiv durch eine „Internationale Korrespondenz‘. 
zu ergänzen, in dem nicht nur über internationale Beratungen berichtet werden kann, soweit diese Berichte nicht ohnehin in den 
einzelnen Abteilungen des Archivs gebracht werden, sondern in dem auch Probleme von internationaler Bedeutung behandelt werden 


können. 


La lutte contre la dépopulation en France’). 
L'enseignement du VIlème congrès de la natalité. 
Par G.ICHOK, Professeur à l’École des Hautes Études Sociales, Paris. 


De l'avis de certains représentants autorisés de 
l’hygiène sociale, les problèmes de démographie 
devraient jouer un rôle prépondérant parmi les pré- 
occupations des hommes d’action. Chaque pas en 
avant pour la protection de la santé publique ne serait 
ni logique, ni plein de promesses pour l’avenir, si l’on 
ne tenait pas suffisamment compte des inquiétudes 
inspirées par les dangers de la dépopulation. Les affir- 
mations des hygiénistes, soucieux, en premier lieu, du 
mouvement de la population, méritent de retenir 
l'attention. La valeur primordiale d’une lutte ration- 
nelle contre les ravages de la dénatalité n’a pas 
besoin d’être démontrée. En France surtout, on voit 
de plus en plus combien il est nécessaire d'intervenir, 
d’une façon énergique, contre la diminution pro- 
gressive de la natalité. La campagne engagée est vaste 
et instructive. Pour en avoir une idée, on étudiera, 
avec fruit, à côté d’autres documents, les travaux des 
congrès de natalité. 

Notre but est d'examiner les discussions du dernier 
congrès qui eut lieu récemment à Clermont-Ferrand, 
afin de montrer, en partie, quelles sont les lignes 
directrices de la grande croisade, dont l'effort se 


révèle inlassable et méthodique. 


* % 
* 


Avant d’entrer dans les details, il est utile d’ap- 
prendre qu’en France, la natalité diminue depuis plus 
de cent ans. Dans la décade de 1801—1810, on compta, 
sur 1000 habitants, 33 naissances, mais, peu à peu, 
les proportions enregistrées trahissaient un déclin 
continu. Le tableau suggestif suivant nous indique, 
de façon frappante, la courbe de décroissance pendant 
le siècle 1811/1910. 

TABLEAU I. 
La natalité et la mortalité en France. Propor- 
tion, par 1000habitants,au coursde la période 


1811/1910. 
Naissances Décès 
1811/1820 31,8 26,1 
1821/1830 31,0 25.2 


Naissances Deces 
1831/1840 29,0 24.8 
1841/1850 27,4 23,3 
1851/1860 26,3 23,9 
1861/1870 26,3 23,6 
1871/1880 25,4 23,7 
1881/1890 239 22,1 
1891/1900 22,2 21,5 
1901/1910 20,6 19,4 


Le XIXème siècle et la première décade du XXème 
ne sont pas favorables à la natalité française, comme 
on le peut facilement conclure de la lecture de notre 
premier tableau. Cependant, le mal qui en résultait 
pour le pays n'était pas très grave, car on constatait 
un excès de naissances sur les décès. La population 
n’augmentait pas, il est vrai, dans les proportions 
voulues, mais, tout au moins, elle ne diminuait pas. 
Ce fait, plus ou moins consolant, ne se présentait pas 
toujours. Si l’on jette un coup d’œil sur les naissances 
et les décès pour les années 1911—1924, on remarque 
aisément que la tendance à la restriction volontaire 
des naissances finit par entamer les forces vives de la 
nation. La mentalité, qui se forme, d’année en année, 
pénètre, à la longue, la masse de la population, et la 
brèche occasionnée par les décès n’est plus comblée 
par les nombreuses naissances. 


TABLEAU II. 


Naissances et décès en France. Proportion, 
par 1000 habitants, pendant la période 1911/24. 

Naissances Décès 

1911 18,6 19,4 

1912 18,9 17,5 

1913 18,8 17,7 

1914 (a) 18,0 19,6 

1915 11,3 19,1 

1916 9,4 18,1 


(a) pour 1914. — De 1914 à 1919, les chiffres ne concernent 
que 77 départements, car ils excluent ceux des régions envahies, 
c. à. d. Aisne, Ardennes, Marne, Meurthe et Moselle, Meuse, 
Nord, Oise, Pas-de-Calais, Somme. — 


*) Dem Wunsche des Verfassers entsprechend ist obiger Beitrag in der Originalsprache wiedergegeben. Auszugsweise Über- 


setzung am Ende des Artikels. 
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Naissances Décès 

1917 10,4 18,6 
1918 12,1 23,8 

1919(a) 12 3 18,5 

1920 (b) 21,3 17,2 

1921 20,7 17,7 

1922 19,3 17,7 

1923 19,3 16,9 

1924 19,2 17,3 


Jusqu’en 1919 inclus, les décès dépassent les nais- 
sances. Ce n’est qu’apres la fin des hostilités que le 
phénomène inverse se produit. Toutefois, on n’oubliera 
pas que l’augmentation ne s’est pas maintenue. La 
marche ascendante des naissances a été vite enrayée : 
elle a de nouveau fait place à la baisse. Les innom- 
brables vies perdues pendant la guerre ne sont pas 
rempiacées dans la mesure attendue. . 

La gravité de la situation, qui, disons le en passant, 
ne se limite pas à la France, mais se révèle, identique, 
dans d’autres pays, nécessite une série de mesures 
énergiques. Pour nous servir d’un terme employé par 
les militaires, puisqu'il s’agit d’un combat pour la vie 
du pays, il faut envisager la conduite d’une guerre «sur 
plusieurs fronts ». Rien ne doit pouvoir échapper à la 
vigilance des esprits avertis, à la chasse du mal dis- 
simulé. 


% 


Au dernier congrès de la natalité, la tâche a été 
répartie entre les cinq sections suivantes : législation, 
économie et action professionnelle, statistique et 
propagande, morale et enseignement, hygiène et 
habitations. Cette sèche énumération suffit, à elle 
seule, pour faire comprendre quelle vaste étendue 
embrasse le champ d’action. L’attaque contre la 
dépopulation se dessine sur plusieurs points. On fait 
appel, à cette occasion, non seulement aux médecins, 
dont, certes, le rôle est des plus actifs, mais aussi à la 
masse de la population, car sa collaboration médico- 
sociale ne doit pas être sous-estimée. 

L'intervention du gouvernement revêt une grande 
importance aux yeux des promoteurs de l’action en 
faveur de la repopulation. Aux congrès de Tours, de 
Marseille, de Strasbourg, comme à celui de Clermont- 
Ferrand, la politique de natalité du gouvernement a été 
l’objet de débats approfondis. Les congressistes consi- 
déraient que le gouvernement ne pouvait se dérober à la 
discussion du problème de la dépopulation, dont il 
possède et connait tous les éléments. De l’avis des ora- 
teurs, la solution des plus grosses difficultés actuelles 

(a) En 1919, ajouter aux 77 départements, les Ardennes, 


la Meuse, les Vosges, l’Alsace-Lorraine. — 
(b) A partir de 1920, il s’agit de la France entière. 
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| dépend entièrement de l'orientation à donner aux pro- 


blèmes de la dépopulation. Or, les intentions du gouver- 
nement ne sont pas connues dans toute leur ampleur. 
De nombreux projets et contre-projets sont ébauchés, 
mais un programme d'ensemble manque encore. 
D'après un vœu émis par la section d’action légis- 
lative du congrès, il est indispensable que le groupe 
de défense de la natalité et de la famille, à laChambre 
des députés, et au Sénat, prenne en mains cette 
question vitale et poursuive la réalisation d’un plan 
de réformes avec toute l'énergie possible. 

L’encouragement national aux familles nombreuses 
est depuis longtemps le point sur lequel les hommes au 
pouvoir et les propagandistes de l’action contre la 
dépopulation ne sont pas tout à fait d'accord. Les 
diverses suggestions émises jusqu'ici plaident pour 
une allocation vraiment substantielle. On craint de 
manquer le but recherché en usant de trop de parci- 
monie qui risque de fausser tout le sens de la loi. 
D'après le vœu modeste exprimé par les congressistes, 
il est à désirer que le montant des allocations d’en- 
couragement national soit porté à 360 Francs, pour 
le quatrième enfant, avec la majoration de 30 
Francs pour chaque enfant ultérieur. Les dépenses 
entrainées par les primes à la natalité seraient à 
puiser dans une caisse de natalité, créec dans ce but 
spécial. Comme le demandaient certains congressistes, 
assez nombreux, les ressources de la caisse en question 
seraient fournies par une contribution imposée aux 
célibataires, et aux ménages ayant trois enfants ou 
moins. La caisse nationale garderait une large auto- 
nomie, sans toutefois être soustraite au contrôle 
annuel du parlement. En attendant l’organisation de 
la caisse, les départements et les communes seraient 
tenus de faire un effort pour permettre aux familles 
nombreuses moyennes, bénéficiaires de la loi, de 
toucher des allocations, plus en rapport avec le prix 
actuel de la vie. 

Rappelons que chaque département possède sa 
manière de distribuer les primes à la natalité. Dans 
l'Ariège et dans la Haute -Loire, le sixième enfant, 
seul, donne droit à une prime. Dans l'Ariège, cette 
somme est de 100 Frcs., elle atteint 150 Frcs. pour 
le septième, 200 Frcs. pour le huitième, chaque enfant 
ultérieur donnant droit à une majoration de 50 Frcs. 
Dans les autres départements, comme dans la Charente 
par exemple, les primes sont relativement plus im- 
portantes : 400 Frcs. au quatrième enfant, 600 au 
cinquième, 800 au sixième, 1000 au septième, et 
suivants. A côté de ces exemples, on en pourrait 
mentionner d’autres pour. compléter le tableau des 
primes à la natalité en usage dans le pays. Nous 
renonçons à ce dessein, nous contentant d'indiquer 
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les montants maximum et minimum. Les sommes 
allouées consacrent un principe, mais ne donnent pas 
satisfaction totale aux personnes qui veulent venir en 
aide aux familles nombreuses. On se prononce, dans 
ces milieux, pour les réductions fiscales aux familles 
nombreuses. On espère, en même temps, relever. le 
taux de la natalité en imposant plus lourdement les 
célibataires, et les familles sans enfants. Suivant le 
vœu adopté par le congrès, lorsque les époux n'ont 
pas d'enfants au bout de la troisième année, la femme 
est considérée comme personne à charge du contri- 
buable, et ne donne lieu qu’à un abattement de 2000 
Frcs. Pour les célibataires, on voudrait purement et 
simplement supprimer — ou tout au moins réduire — 
l'abattement à la base de 7000 Frcs. 

Les primes à la natalité et les réductions fiscales ont 
intéressé les congressistes, qui voulurent également 
mettre à profit, dans l'intérêt de la repopulation, le 
fort courant d'immigration. Pour les années 1920/1923, 
on avait en France un total imposant de 600 652 
immigrants. En raison de ces données, il parait néces- 
saire de faciliter la naturalisation, en vue d’accroitre 
la population. L’assimilation complète des étrangers, 
de plus en plus nombreux, résidant en France, est 
un facteur non négligeable pour l’avenir de la nation. 
À ce point de vue, le congrès a considéré comme 
souhaitable que le Garde des Sceaux, s'inspirant de 
la législation américaine, reduisit considérablement 
le nombre des pièces exigées pour la constitution 
des dossiers d'admission à domicile ou de naturali- 
sation. On adopta également le vœu que le droit 
de sceau, afférent à la jouissance des droits civiles, 
c. à. d. à l’autorisation de fixer son domicile en France, 
soit ramené à 100 Frcs., que le droit de sceau, afférent 
à la naturalisation, soit abaissé à 300 Frcs.,et,enfin,que 
le montant de ces droits soit réduit de 20%, par enfant 
vivant. Les facilités, réclamées pour la naturalisation et 
concernant la diminution des frais, présentent une perte 
pour le budget, déjà sensiblement grevé par les primes 
et les réductions. Les rapporteurs du congrès ne font 
toutefois appel qu’en partie à l’État, aux departements, 
et aux communes, car ils s’adressent également à l’in- 
dustrie. | 

Dans la section de l’économie et de l’action pro- 
fessionnelle, cn insista sur les progrès réalisés par 
l'institution des allocations familiales, payées par les 
caisses dites «de compensation » Le nombre des 
caisses de compensation existantes était, fin octobre 
1924, de 160, avec un personnel de 1 100 000. Le 
montant annuel des allocations réparties était de plus 
de 130000000 Frcs., pour 425000 enfants bénéfi- 
ciaires. Si l’on prend une statistique moyenne, on 
voit qu'une famille d’un enfant reçoit, par mois, 
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comme allocation, Frcs. 15,73. — de deux enfants: 
Frcs. 36,75 — de trois enfants : Fres. 63,36 — de quatre 
enfants: Frcs. 92,85 — et de cinq enfants : Frcs. 124,99. 

L'institution des caisses nationales est facultative 
et privée. Pour encourager leur développement, le 
congrès a formulé un vœu, que l'institution patronale 
des allocations familiales continuât à se généraliser 
dans toutes les branches économiques, que tous les 
employeurs sans exception se groupent en caisses de 
compensation. Pour maintenir et développer l'esprit 
de prévoyance, les caisses de compensation sont 
invitées à encourager l'inscription de leurs ouvriers 
aux Sociétés de Secours mutuel. Chaque branche 
d'industrie est libre d'adopter ou non un systeme 
quelconque d'allocations familiales. Pour stimuler 
les bonnes volontés, une propagande ininterrompue 
et variée est de rigueur. On fait comprendre l'utilité 
des caisses de compensation et de tant d’autres mesures 
susceptibles d’augmenter la natalité et de fortifier 
l'esprit familial. La France industrielle, que le chômage 
n’affecte pas, qui souffre d’une main d'œuvre raréfiée, 
ce qui l’oblige souvent à faire appel aux ouvriers 
étrangers, a tout intérêt à favoriser la natalité. La 
section de statistique et de propagande du congrès a 
donc cause gagnée auprès des industriels. Ceux-ci ne 
sont pas les seuls auxquels la documentation éloquente 
de la dépopulation s'adresse. C'est l’opinion publique 
toute entière, que la cri d’alarme veut réveiller. Dans 
ce domaine, faute des moyens nécessaires, diverses 
initiatives louables ont été enrayées. Le congrès 
s’occupa de la question. Considérant que, sans docu- 
ments statistiques, il n’est pas possible d'évaluer, 
même approximativement, le coût des propositions 
législatives faites en faveur des familles nombreuses, 
le congrès avait émis le vœu que le parlement votât les 
crédits nécessaires — 300 000 Francs — au dépouille- 
ment des bulletins de recensement de 1921, au point 
de vue familial. (Comme on le voit, on demande, 
fin 1925, un crédit pour activer une œuvre datant de 
1921, car, faute d’un crédit de 300 000 Francs, 39 
millions de bulletins individuels et 12 millions de 
bulletins de familles restent pour le moment inutilisés. 

Les difficultés budgétaires font obstacle aux meil- 
leures intentions, et, pour cette raison, la demande si 
justifiée de la section de statistique pourrait ne pas 
avoir de suite. La section de l’enseignement et de la 
morale sera peut-être plus heureuse dans ses projets. 
Elle réclama tout d’abord une propagande nataliste 
dans l’enseignement, mais, d’autre part, elle proposa 
un système de réductions importantes. En relation 
avec le fait que les enfants de familles nombreuses — 
qui forment les deux tiers des citoyens de demain — 
sont en partie privés des bienfaits de l’enseignement, 
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par suite de la situation de fortune souvent précaire 
de tout père de famille nombreuse, le congrès décida 
de rechercher un remède approprié. Il conseilla donc 
de reprendre l'étude d’un systeme de réduction de 
droits à tous les enfants de famille nombreuse, pour 
leur faciliter l’accès de l’enseignement, à tout les 
degrés : frais de scolarité, d'inscription, etc. — Alléger 
les charges de famille, voilà le but suprême de toutes 
les propositions destinées à favoriser l’augmentation 
de la natalité. La section d'hygiène et d'habitation 
poursuit le même tâche, mais ses méthodes sont 
surtout indirectes. Georges Risler, qui a présenté un 
rapport sur les Offices publics et les habitations à bon 
marché, avait mis en relief les relations étroites entre 
l’aide à la natalité et la lutte contre le tandis. 

Les sociétés de crédit immobilier, qui favorisent le 
développement des habitations à bon marché, pour- 
suivent une politique de natalité grâce à une échelle 
spéciale des intérêts à verser par les acquéreurs. Ceux 
ci, en possession d’un cinquième du prix de l'immeuble, 
peuvent obtenir un prêt pour le restant de la somme, 
à un taux qui ne peut excéder 3,5%. Suivant le 
nombre des enfants de l’emprunteur, le taux est 
abaissé pour atteindre le minimum de 214%. Ajou- 
tons encore que les prêts sont consentis pour une 
durée de cinq, dix, quinze, ou vingt cinq ans. 

Le logement, à bon marché et salubre, permet aux 
familles de se constituer et de s’agrandir. On pourra 
objecter que les méfaits de la vie sociale moderne ne 
sont pas éliminés, en totalité, par la solution du 
problème de l'habitation. Les facteurs négatifs, dont 
l'existence explique parfois la restriction volontaire, 
sont trop nombreux pour qu'il soit possible de les 
esquisser tous, au cours d’un congrès. Chaque fois, 
quelques aspects seulement du problème sont envi- 
sagés. Si on se donne la peine d’écouter les doléances 
qui se font entendre au cours des congrès successifs, 
on a l'impression nette que la lutte contre la dépopula- 
tion n'est qu'un détail dans le vaste ensemble de 
l’action médico-sociale générale. Les limites du champ 
d'activité des défenseurs de la repopulation ne se 
laissent guère déterminer. On peut évidemment 
souligner quelques traits particuliers, mais, après 
examen approfondi, on voit que les racines du mal 
sont profondes et éloignées du point d'application. 
Les diverses sections des congrès de natalité compren- 
nent l'impossibilité de se cantonner dans un seul 
domaine et mettent à l’ordre du jour les questions les 
plus diverses. A titre de renseignement instructif, 
rappelons les questions mises à l’ordre du jour du 
précédent congrès. 

En 1924, à Strasbourg, la section de législation 
s'occupa de la péréquation des charges fiscales et 
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civiques, du vote familial, de la propagande anti- 
conceptionnelle, de la répression de l’avortement, de 
la réforme successorale, des indemnités familiales, et 
des caisses de compensation. Dans la section de 
l’économie et de l’action professionnelle, on examina 
les .salaires et le coût de la vie, l’aide donnée à la 
famille nombreuse dans les pays étrangers, et les 
avantages accordés par les compagnies de navigation, 
etc. La section de statistique étudia le mouvement de 
la population dans les divers pays et, en particulier, 
dans les départements d’Alsace et de Lorraine, le 
coefficient de la mortalité, l’action des associations 
de familles nombreuses dans la lutte contre la dé- 
natalité, la situation en Tunisie, l’action contre 
l’immoralité publique, le rôle de la famille et de 
l’école contre le malthusianisme et l’immoralité 
sexuelle, la législation contre les publications licen- 
cieuses, etc., ont été analysés dans la section de la 
morale et de l’enseignement. A la section d’hygiene 
sociale, la parole a été prise au sujet des consultations 
prénatales, de la prophylaxie des maladies vénériennes, 
et leur répercussion sur la natalité, des rayons X et de 
la natalité, etc. Dans la section de l’habitation, ont 
été envisagées, tour à tour, les questions touchant 


l’œuvre des Offices publics d'habitations à bon 


marché et sa législation comparée, les constructions 
d'habitations à bon marché en Haute Alsace, le rôle 
des municipalités alsaciennes en matière d'habitations 
et d’hygiène sociale, les maisons-types pour familles 
nombreuses, l’éffort de la ville de Colmar (Alsace) 
dans la lutte contre la crise du logement, etc. 

Pour terminer, indiquons les sujets traités par la 
section de l’agriculture : l’influence de la femme dans 
la désertion des campagnes, la réforme de la législation 
successorale et la transmission des héritages ruraux, 
la colonisation étrangère en France, les terres de 
colonisation, et le concours des Alsaciens à la colonisa- 
tion intérieure. 

x% 


Prenons pour base les travaux de congrès, prenons 
aussi en considération les autres manifestations de 
l’action organisée, et essayons de procéder a une 
synthèse, forcément sommaire, de la campagne contre 
la dépopulation. Si l’on veut aboutir à une vue d’en- 
semble, en laissant de côte certains détails pourtant 
importants, on constate le désir d'améliorer le bien- 
être de la famille nombreuse, en lui accordant 
les appuis financiers de toutes natures. Les appels 
purement théoriques en faveur de la repopulation ne 
trouvent nul écho dans les masses désabusées, que ne 
prédisposent guère à la constitution d’une famille 
nombreuse les conditions d'existence actuelles dé- 


favorables à maints points de vue, tant hygiéniques 
que sociaux. Il faut mettre en pratique une série de 
mesures, propres à écarter les soucis déprimants et à 
protéger, les familles nombreuses contre les maladies 
et la mort évitables. 

Il est à remarquer que les ressources financières ne 
permettent que des allocations peu importantes. Qu'il 
s'agisse de l'allocation aux femmes en couche, des 
primes d'allaitement, de l'assistance aux familles 
nombreuses, des allocations nationales, du sursalaire 
familial, de la réduction des impôts, des frais de 
voyage, des avantages réservés aux fonctionnaires, 
pères de familles nombreuses, du logement, toutes les 
voix sont d’accord pour proclamer l'insuffisance des 
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ressources. Il est bien plus souvent question d'appui 
moral, de marques d'estime, que d’une aide maté- 
rielle décisive. Si une situation financière plus pro- 
spère permettait de réaliser le maximum de secours 
nécessaires, la lutte contre la dépopulation n'aurait 
pas encore atteint son but. Nous sommes en pré- 
sence d’une baisse de natalité, pour ainsi dire, fatale. 
La décroissance sévit, en effet, avec une régularité 
inexorable, dans tous les pays. On serait tenté de 
croire à une rançon de notre civilisation. Mais, toute- 
fois, ces faits ne découragent pas les hygiénistes 
sociaux qui, tous, animés d’un invincible espoir, 
assument la rude tâche de la lutte contre la dépo- 
pulation. 


Auszugsweise Übersetzung des vorstehenden Berichts. 


DER KAMPF GEGEN DIE ENTVÖLKERUNG IN FRANKREICH. 
Die Lehren des VII. Kongresses über die Natalität. 


In Frankreich erkennt man mehr und mehr, wie notwendig 
es ist, energisch gegen die fortschreitende Abnahme der Ge- 
burten aufzutreten. Der eingeleitete Feldzug ist groB und 
lehrreich. Um sich eine Vorstellung von ihm zu machen, muß 
man sich neben anderen Dokumenten in die Arbeiten der 
Kongresse über die Natalität in Clermont-Ferrand, Straßburg 
usw. vertiefen. Es sei erwähnt, daß die Geburtenziffer in Frank- 
reich seit mehr als 100 Jahren abnimmt. (Vergleiche hierzu 
die Tabelle I im französischen Originaltext.) 

Aus der Tabelle ist klar ersichtlich, daß das 19. Jahrhundert 
und das erste Jahrzehnt des 20. bezüglich der Geburtenziffer 
nicht günstig verlaufen sind. indessen war dieses Ergebnis 
für das Land nicht sehr schwerwiegend, da ein Geburtenüber- 
schuß zu verzeichnen war. Die Bevölkerung nahm zwar nicht 
in dem erwünschten Maße zu, aber sie nahm wenigstens : uch 
nicht ab. Wirft man einen Blick auf die Geburten und Todes- 
fälle in den Jahren 1911—1924 (vergleiche Tabelle Il), so sieht 
man, daß diese mehr oder weniger trôstliche Erscheinung sich 
aber nicht immer zeigt. Bis einschließlich 1919 überwiegen die 
Todesfälle gegenüber den Geburten. Erst nach Ende des Krieges 
ist das umgekehrte Verhältnis eingetreten. Man darf jedoch 
nicht vergessen, daß diese Vermehrung nicht angehalten hat. 
Die Zunahme der Geburten hat schnell nachgelassen und er- 
neut einer Verminderung Platz gemacht. Die zahlreichen Ver- 
luste an Menschenleben während des Krieges sind nicht in dem 
erwarteten Maße ersetzt worden. 

Auf dem letzten Kongreß über die Natalität in Clermont- 
Ferrand wurden die Aufgaben auf folgende 5 Sektionen ver- 
teilt: Gesetzgebung, Wirtschafts- und Berufsleben, Statistik 
und Propaganda, Sittenlehre und Unterricht, Hygiene und 
Wohnungen. Allein diese Aufzählung genügt, um zu zeigen, 
welch weites Gebiet das Arbeitsfeld umfaßt. Der Kampf gegen 
die Entvölkerung entwickelt sich nach mehreren Seiten. Man 
wendet sich bei dieser Gelegenheit nicht nur an dieÄrzte, deren 
Rolle natürlich die aktivste ist, sondern auch an die Masse der 
Bevölkerung, deren medizinisch-soziale Mitarbeit nicht unter- 
schätzt werden darf. Die Intervention der Regierung ist in den 
Augen derjenigen, die in diesem bevölkerungspolitischen Kampf 
stehen, von großer Bedeutung. Auf den Kongressen von Tours, 
Marseille, Straßburg und Clermont-Ferrand war die Bevöl- 
kerungspolitik der Regierung Gegenstand lebhafter Auseinander- 
setzungen, 


Die nationale Förderung kinderreicher Familien ist schon 
lange der Punkt, in dem sich die Machthaber und die Förderer 
im Kampf gegen die Entvölkerung nicht ganz einig sind. Die 
verschiedenen, bisher geäußerten Vorschläge verfechten eine 
wirklich wesentliche Geldbeihilfe. Man fürchtet bei Anwendung 
zu großer Sparsamkeit, durch die man Gefahr läuft, den Sinn 
des Gesetzes ganz zu verdrehen, das ins Auge gefaßte Ziel zu 
verfehlen. Nach dem bescheidenen, von den Kriegsteilnehmern 
geäußerten Vorschlag ist es wünschenswert, daß der Betrag 
der Beihilfen für kinderreiche Familien sich auf 360 Frcs. für 
das 4. Kind beläuft, mit einer Erhöhung von 30 Frcs. für jedes 
weitere. Die Kosten, die durch diese Geburtenprämien ent- 
stehen, müßten aus einer besonders zu diesem Zweck einzu- 
richtenden Kasse (Vergütungskasse) aufgebracht werden. Eine 
größere Anzahl von Kongreßteilnehmern verlangt, daß als Ein- 
nahmequelle für die-in Frage stehende Kasse Unverheirateten 
und Haushalten mit 3 oder weniger Kindern eine Steuer auf- 
erlegt werden soll. Der nationalen Kasse solle weitgehende 
Selbstverwaltung eingeräumt werden, ohne sie aber der alljähr- 
lichen Kontrolle des Parlaments zu entziehen. Im Hinblick 
auf die Organisation dieser Kasse sollten die Kreise und Kom- 
munen bemüht sein, kinderreichen Familien auf gesetzlichem 
Wege in Übereinstimmung mit den Kosten der Lebenshaltung 
Beihilfen zu gewähren. Es ist aber zu berücksichtigen, daß jeder 
Kreis die Geburtenprämien auf seine Art und Weise verteilt. 
In l’Ariège und in la Haute Loire berechtigt erst das 6. Kind 
zu einer Prämie. Diese Summe beträgt in l’Ariège 100 Frcs., 
sie erreicht 150 Frcs. für das 7., 200 Frcs. für das 8. Kind. 
Für jedes weitere Kind tritt eine Erhöhung von 50 Frcs. ein. 
In anderen Kreisen, wie z. B. in la Charente, sind die Prämien 
höher. Sie belaufen sich auf 400 Frcs. für das 4. Kind, 600 für 
das 5., 800 für das 6., 1000 Frcs. für das 7. und die folgenden. 

Für kinderreiche Familien wird ferner die Herabsetzung der 
Steuern gefordert. Die Einnahmen aus der Natalitätssteuer 
hofft man durch Mehrbelastung von Unverheirateten und von 
Familien ohne Kinder erhöhen zu können. — 

Die Vorschläge hinsichtlich der Geburtenprämien und der 
Steuerverminderung erregten das Interesse der Kongreßteil- 
nehmer, die auch den starken Zustrom von Einwanderern als 
Vorteil für den Bevölkerungsbestand betrachten. Während der 
Jahre 1920—1923 hatte Frankreich die stattliche Zahl von 
600652 Einwanderern zu verzeichnen. Auf Grund dieser Tat- 
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sache erschien es zwecks Vermehrung der Bevölkerung not- | den Erwerbern zu leisten sind, Bevölkerungspolitik. 


wendig, die Naturalisation zu erleichtern. Diese Erleichterungen 
betreffen eine Verminderung der Kosten und bedeuten so einen 
Verlust für das Budget, das schon fühlbar durch die Prämien 
und die Ermäßigungen belastet ist. Die Referenten wenden 
sich nicht nur an den Staat, die Kreise und die Kommunen, 
sondern gleichermaßen an die Industrie. In der Sektion ,,Wirt- 
schafts- und Berufsleben‘ legte man Gewicht auf die von den 
„Vvergütungskassen‘‘ mit der Einführung von Kinderbeihilfen 
erzielten Erfolge. Die Zahl der „Vergütungskassen‘ belief sich 
-Erde Oktober 1924 auf 160. Die jährlich verteilten Vergütungen 
betrugen mehr als 130000 Frcs. für 425000 Kinder. Im Durch- 
schnitt erhält mithin eine Familie mit einem Kind monatlich 
als Vergütung 15,73 Frcs., mit 3 Kindern 63,36, mit 4 Kindern 
92,85 Frcs., mit 5 Kindern 124,99 Frcs. 

Mit Rücksicht darauf, daß es ohne statistische Unterlagen 
auch nicht annähernd möglich ist, die Kosten der in gesetzlicher 
Hinsicht zugunsten der kinderreichen Familien gemachten Vor- 
schläge zu schätzen, stellte der Kongreß den Antrag, das Par- 
lament solle die notwendigen Kredite von 300000 Frcs. für 
die Bearbeitung der Ergebnisse der Volkszählung von 1921 vom 
Gesichtspunkt der Familie bewilligen. Die Schwierigkeiten 
des Budgets werden den besten Absichten zum Hindernis, und 
aus diesem Grunde konnte der von der Sektion ‚Statistik‘ ge- 
stellten, so berechtigten Forderung nicht Folge geleistet werden. 
Die Sektion ‚Unterricht und Sittenlehre‘ hat mit ihren Vor- 
schlägen vielleicht mehr Erfolg. Sie trat zunächst für eine Ge- 
burtenpropaganda im Unterricht ein, aber andererseits schlug 
sie ein System wichtiger Ermäßigungen beim Studium usw. vor. 

Das hauptsächlichste Ziel aller Vorschläge zur Begünstigung 
der Vermehrung der Geburten ist, die Familienlasten zu er- 
leichtern. Die Sektion „Hygiene und Wohnung“ verfolgt den 
gleichen Zweck, aber ihre Methoden sind in erster Linie indirekte. 
Georges Risler,der einen Bericht über die öffentlichen Behörden 
und über billige Wohnungen erstattete, zeigte die engen Be- 
ziehungen zwischen der Hilfe für die Natalität und dem Kampf 
gegen die schlechten Wohnungen. Die Wohnungskreditgesell- 
schaften, die die Schaffung der billigen Wohnungen begünstigen, 
treiben mittels einer besonderen Skala von Zuschüssen, die von 
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Diese 
müssen im Besitz von !/, des Wohnungsgeldes sein und können 
ein Darlehn für die rückständige Summe erhalten zu einem 
Zinsfuß, der 3,5% nicht übersteigen darf und je nach Anzahl 
der Kinder des Leihenden bis auf das Minimum von 21/,% 
herabgesetzt werden kann. Die billige und gesunde Wohnung 
gestattet die Begründung und Vermehrung der Familie. 

Auf dem angegebenen Kongreß in Straßburg im Jahre 1924 
beschäftigte sich die Sektion ,,Gesetzgebung‘ mit der Aus- 
gleichung der staatlichen und der Gemeindesteuern, mit dem 
Familienstimmrecht, mit der antikonzeptionellen Propaganda, 
mit der Bekämpfung der Fehlgeburt, der Umgestaltung des 
Erbfolgerechts, den Familienentschädigungen und: den Ver- 
gütungskassen. 

Erwähnt seien noch die von der Sektion ‚‚Landwirtschaft‘‘ 
besprochenen Fragen: der Einfluß der Frau in bezug auf die 
Landflucht, die Reform der Erbfolgegesetzgebung, die Über- 
lassung des ländlichen Erbteils, die Fremdenansiedlung in 
Frankreich, die Siedlungen und der Zustrom der Elsässer zu 
Ansiedlungen im inneren Lande. 

Zusammenfassung: Willmansich unter Fortlassung gewis- 
ser, jedoch wichtiger Einzelheiten einen Überblick verschaffen, so 
erkennt man den Wunsch, das Wohl der kinderreichen Familien 
durch materielle Unterstützung aller Art zu verbessern. Die rein 
theoretischen Forderungen zugunsten der Wiederbevölkerung 
finden angesichts der in vieler Beziehung — sowohl in hygie- 
nischer als auch in sozialer Hinsicht — augenblicklich ungünsti- 
gen Existenzbedingungen keinen Widerhall bei den weltmüden 
Massen, die für die Gründung kinderreicher Familien kaum zu 
gewinnen sind. Es ist erforderlich, eine Reihe von Maßnahmen, 
die geeignet sind, die niederdrückenden Sorgen zu beseitigen 
und die kinderreichen Familien vor Krankheit und vermeid- 
lichem Tod zu schützen, in die Praxis umzusetzen. Zu beachten 
ist, daß die finanzielle Lage nur unbedeutende Geldbeihilfen 
zuläßt. Es handelt sich um solche für schwangere Frauen, um 
Stillprämien, Hilfe für kinderreiche Familien, nationale Geld- 
beihilfen, Gehaltszuschläge für Familien, um Verminderung der 
Abgaben, der Reisekosten, um Vorteile für Beamte, Väter 
kinderreicher Familien, um die Wohnung. 


Internationale Bestrebungen im Kampfe gegen die Geschlechtskrankheiten. 
Von H. ROESCHMANN, Berlin. 


Die erste Anregung zu einem gemeinsamen inter- 
nationalen Kampfe gegen die Geschlechtskrankheiten 
wurde 1891 auf einer Konferenz gegeben, die in Berlin 
gegen die Ausbreitung der Lepra zusammenberufen 
worden war. Fachleute aus allen Kulturstaaten waren 
damals erschienen. Bei dieser Gelegenheit wurde es 
endlich einmal in engerem Kreise ausgesprochen, daß 
wesentlich folgenschwerer und verhängnisvoller als 
Lepra und die anderen Infektionskrankheiten die Ge- 
schlechtskrankheiten sind und, daß es deshalb dringend 
nötig wäre diese Fragen auf einer internationalen 
Konferenz zu behandeln. Es dauerte aber noch bis 
zum Jahre 1899 — der beste Beweis für die Schwierig- 
keiten, welche zu überwinden waren — bis es den Be- 
mühungen des belgischen Arztes Dr. Dubois Have- 
nith gelang, die belgische Regierung für diese Pläne 


i. 


zu erwärmen und die Konferenz ,,pour la prophylaxie 
sanitaire et morale nach Brüssel einzuberufen. 
Die Konferenz tagte vom 3.—8. September 1899; 
sie beschäftigte sich hauptsächlich mit allgemeineren 
Fragen. Es wurde zunächst in aller Öffentlichkeit 
festgestellt, welche Gefahr für die Allgemeinheit 
in den Geschlechtskrankheiten liegt, welchen Anteil 
die Prostitution an der Verbreitung dieser Krank- 
heiten hat und welche anderen Fragen dabei sonst 
noch mitspielen. Fachleute gaben eingehende Be- 
richte über die Lage in ihrer Heimat. Die Prostitutions- 
frage stand im Vordergrund aller Verhandlungen, die 


in drei dicken Bänden niedergelegt worden sind’). 


1) Die Verhandlungen sind erschienen im Verlag Lamartin, 
Brüssel, Rue du Marche au Bois 20. 
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Dieser ersten Konferenz folgte vom 4.—8. September 
1902 eine zweite gleichfalls in Brüssel, die sich schon 
mehr mit Einzelheiten beschäftigte. Neben den 
Schutzmaßnahmen für die Allgemeinheit wurde die 
persönliche Prophylaxe behandelt. Außerdem fan- 
den eingehende Erörterungen darüber statt, nach 
welchen Gesichtspunkten die Statistiken in allen Län- 
dern am besten aufgestellt würden. Auch diese Be- 
richte sind im gleichen Verlage in Brüssel veröffent- 
licht worden. 

An diesen beiden Konferenzen nahmen nicht nur 
Ärzte und Regierungsvertreter, sondern Männer und 
Frauen aus allen Bevölkerungsschichten und Berufs- 
_klassen teil, die sich mit diesen wichtigen Fragen be- 
schäftigten. Die Beratungen waren sehr eingehend, 
man war sich aber klar darüber, daß in internatio- 
naler Beziehung nur etwas erreicht werden könne, 
wenn die nötige Vorarbeit in den einzelnen Ländern 
geleistet wäre. Man ging deshalb mit dem Entschluß 
auseinander, in den einzelnen Ländern nationale Ge- 
sellschaften zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten zu gründen. Das ist auch anschließend in fast 
allen Kulturstaaten geschehen, in Deutschland noch 
im gleichen Jahre 1902. | 

Der Weltkrieg hat auch auf diesem Gebiete alle 
internationalen Beziehungen unterbrochen. Überall 
nahmen aber die Geschlechtskrankheiten in so erheb- 
licher und beunruhigender Weise zu, daß sich mehr 
als je gemeinsame Bekämpfungsmaßnahmen als nötig 
erwiesen. Die Liga der Roten Kreuz-Verbände, 
welche als die erste die internationale Arbeit auf 
dem Gebiete der Volksgesundheitspflege wieder auf- 
nahm, griff auch diese Frage an. Da eine allge- 
meine internationale Konferenz unüberwindlichen 
Schwierigkeiten begegnet wäre, wurden im Jahre 1921 
die Vertreter der nordischen Völker einschließlich 
Deutschlands und Englands in Kopenhagen, die der 
romanischen einschließlich der Schweiz in Paris, die der 
südöstlichen in Prag zu einer Konferenz vereinigt. Es 
wurden auf diesen Konferenzen die Fragen besprochen, 
welche für die betreffenden Länder von besonderem 
Interesse waren, zu allgemeineren internationalen Ab- 
machungen und Beschlüssen kam es aber dabei nicht. 
Die Berichte über diese Konferenzen sind von der 
Ligue des societes de la Croix-rouge Genf, Cour de 
Saint Pierre 9 herausgegeben worden. 

Von der englischen, französischen und belgischen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten wurde dann im Januar 1923 mit Unterstützung 
der Liga der Roten Kreuzverbände die Union inter- 
nationale contre le péril vénérien gegründet, 
der bis heute 33 Nationen beigetreten sind. Der 
Eintritt der Deutschen Gesellschaft zur Be- 
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kämpfung der Geschlechtskrankheiten erfolgte 
im Jahre 1924. 

Der Verlauf der letzten Tagung der Union, die vom 
3.—9. Oktober 1925 in Paris stattfand, zeigte, daß 
schon recht erfreuliche, positive Arbeit geleistet wird. 
Im Vordergrunde der Beratung standen Fragen von 
internationaler Bedeutung, vor allem die Über- 
wachung des Grenzverkehrs, des Auswanderungs- 
wesens und der Schiffahrt. 

In früheren Jahren kamen für die Erntearbeiten 
eine sehr große Anzahl von Saisonarbeitern aus Polen 
zu uns nach Deutschland. In ähnlicher Weise gibt es 
in anderen Ländern einen sehr starken Grenzverkehr. 
Von Spanien und Italien fahren sogar große Mengen 
von Arbeitern alljährlich nach den südamerikanischen 
Ländern hinüber, um nach einigen Monaten wieder in 
die Heimat zurückzukehren. Hierbei können sehr 
leicht die Geschlechtskrankheiten übertragen werden. 
Es soll deshalb in den einzelnen Ländern, die dafür in 
Betracht kommen, festgestellt werden, wie stark ein 
derartiger Grenzverkehr ist und ob eine besonders 
starke Verseuchung dieser Bevölkerungsschichten mit 
Geschlechtskrankheiten vorliegt. 

Bei den Auswanderern ist die Gefahr der Über- 
tragung der Geschlechtskrankheiten nicht so groß; 
zunächst kommt nur ein einmaliger Wohnungswechsel 
in Frage, dann bleiben die Auswanderer in der Regel 
auch unter sich abgeschlossen, meistens sogar in ihren 
Familien. Es ist aber den einzelnen nationalen Gesell- 
schaften empfohlen worden, die Auswanderer vor ihrer 
Abreise über die Gefahren, welche die Geschlechts- 
krankheiten mit sich bringen, besonders eindringlich 
aufzuklären.. Einige Länder, z. B. Frankreich und die 
Vereinigten Staaten haben schon strenge Bestim- . 
mungen erlassen, um sich vor der Einwanderung ge- 
schlechtskranker Personen zu schützen. Es ist damit 
zu rechnen, daß diese Bestimmungen mehr und mehr 
auch von den anderen Ländern eingeführt werden. 

Erfahrungsgemäß sind die Geschlechtskrankheiten 
unter den Seeleuten sehr stark verbreitet. Wenn die 
Seeleute nach langer Seereise in einen Hafen kommen, 
pflegen sie es als ihr gutes Recht in Anspruch zu 
nehmen, sich auszutoben. Sie setzen sich immer 
wieder neuen Ansteckungen aus und sind nicht ge- 
wissenhaft genug, sich gründlich behandeln zu lassen. 
Ihnen fehlte bisher dazu auch vielfach die Gelegenheit. 
Auf Anregung der Union internationale sind heute 
schon in ca. 300 Häfen der ganzen Welt kostenlose 
Behandlungsstätten für Seeleute eröffnet worden. Es 
soll erreicht werden, daß der Kranke in der ersten 
Behandlungsstätte, wo er sich meldet, einen Ausweis 
erhält, in dem genau die Krankheit, an der er leidet, 
und die Behandlung, der er unterworfen ist, eingetragen 
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wird. Mit diesem Ausweis stellt er sich dann auf der Be- 
handlungsstätte des nächsten Hafens, den sein Schiff 
anläuft, vor. Der dortige Arzt ist durch den Auswweis 
genau über den Kranken unterrichtet, weiß, welche 
Behandlung seinerseits angebracht ist, und trägt 
auch die von ihm vorgenommene Behandlung für den 
folgenden Arzt ein. In dieser Einrichtung liegt ein 
großer Fortschritt, denn früher unterließen viele See- 
leute die Behandlung, weil sie nicht wollten, daß etwas 
über ihre Erkrankung bekannt würde. In Zukunft 
braucht ein geschlechtskranker Seemann niemanden 
an Bord, auch dem Kapitän nicht, Mitteilung von 
seinem Leiden zu machen, vor allem ist aber eine ein- 
heitlichere Behandlung gesichert, als sie früher durch- 
geführt werden konnte. In Deutschland besteht bisher 
nur in Hamburg eine derartige Behandlungsstelle, die 
täglich geöffnet ist. Der Besuch der anderen deutschen 
Häfen durch fremde Seeleute ist nicht so stark, daB 
sich dort eine gleiche Einrichtung als erforderlich er- 
wiese, sie würde auch mit zu großen Kosten verbunden 
sein, es wird aber jedenfalls dafür gesorgt werden, daß 
diese Kranken auch überall in den anderen deutschen 
Häfen eine gute und bequeme Behandlungsmöglich- 
keit finden, denn Deutschland hat, wie alle anderen 
Länder, an der Gesundung der Seeleute großes Inter- 
esse, weil sie eine dauernde und wenn sie aus den 
außereuropäischen Gegenden kommen, oft eine be- 
sonders gefährliche Infektionsquelle bilden. Deswegen 
ist auch den nationalen Gesellschaften zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten nahe gelegt worden, da- 
für Sorge zu tragen, daß überall in den Häfen für 
die Seeleute gute und gediegene Unterhaltungsmög- 
lichkeiten geschaffen werden, um sie nach Möglich- 
keit von Alkohol und zweifelhaftem Verkehr fernzu- 
halten. 

Die Arbeit in den einzelnen Ländern soll nach wie 
vor den nationalen Gesellschaften vorbehalten bleiben, 
es ist aber sehr erfreulich festzustellen, daß diese Arbeit 
mehr und mehr nach den gleichen Gesichtspunkten 
durchgeführt wird. Das trat auf der letzten Sitzung 
der Union besonders bei der Behandlung der Pro- 
stitutionsfrage zu Tage. Es wurde unter allgemeiner 
Zustimmung festgestellt, daß die Reglementierung der 
Prostitution in keinen Zeiten und in keinem Lande ver- 
mocht hat, die Geschlechtskrankheiten einzudämmen, 
daß sie aber eine starke Verführung besonders für die 
Jugend bedeutet und jeder Moral und Gerechtigkeit 
zuwider läuft. Deswegen wurde die Abschaffung der 
Reglementierung allen Ländern dringend empfohlen. 
Diese Ansicht hat sich sogar in Frankreich, dem 
Mutterlande der Reglementierung, mehr und mehr 
Geltung verschafft, es liegt in Frankreich ebenso wie 
in Deutschland den gesetzgebenden Körperschaften 


An 
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ein Gesetzentwurf vor, der diese Forderung ent- 
hält?). 

Es sollen die gewerbsmäßigen Prostituierten, die es 
immer und überall geben wird, in Zukunft nicht etwa 
tun und lassen können, was sie wollen; eine gesund- 
heitliche Überwachung wird und muß auch in Zukunft 
bleiben, sie soll aber auf alle Männer und Frauen aus- 
gedehnt werden, welche eine Gefahr für die Allgemein- 
heit bedeuten; die polizeilichen Maßnahmen sollen 
dabei nach Möglichkeit durch pflegerische und wirt- 
schaftliche ersetzt werden. 


Aus allen Ländern wird ein erheblicher Rückgang 
der Geschlechtskrankheiten gemeldet; bei uns ist der 
Nachweis nicht so leicht zahlenmäßig zu führen wie . 
z. B. in England, wo die Behandlung der Geschlechts- 
kranken in großen für diesen Zweck eingerichteten 
Polikliniken durchgeführt wird. Nach einer Statistik, 
die dem offiziellen Jahresbericht des British Social 


Hygiene Council — so nennt sich neuerdings 
die englische Gesellschaft zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten — entnommen ist, wurden in 


den offiziellen Behandlungsstellen in England und 
Wales an neuen Fällen von Syphilis im Jahre 1920 
42805, 1924: 22010 von Gonorrhoe, 1920: 40284, 
1924: 31272 und von weichem Schanker 1920: 2442, 
1924: 1098 behandelt. Diese Statistik zeigt also einen 
sehr erfreulichen Rückgang aller drei Geschlechts- 
krankheiten, besonders der Syphilis und des weichen 
Schankers. Dabei ist die Inanspruchnahme der Be- 
handlungsstellen im Jahre 1924 eine wesentlich 
größere gewesen als im Jahre 1920 und zwar 1645415 
im Jahre 1920 gegen 1488514 im Jahre 1924. 


Dieser Erfolg wird in England nicht nur auf die 
dort geleistete energische Aufklärungsarbeit, sondern 
vor allem auf die gute Behandlung zurückgeführt, 
welche allen Kranken zur Verfügung steht. Vor allem 
ist die bei uns in Deutschland so stark verbreitete und 
so überaus schädliche Behandlung durch Laien streng 
verboten, die Kranken kommen also gleich in sach- 
gemäße Behandlung, sie werden dadurch als Infek- 
tionsquelle für andere ausgeschaltet und bleiben von 
schweren Nacherkrankungen wie Gehirnerweichung, 
Rückenmarkschwindsucht usw. verschont. 


Als einziges Land hat sich bisher Rußland von die- 
sen allgemeinen internationalen Bestrebungen fernge- 
halten. Wir unterhalten aber mit den zuständigen 
russischen Stellen lebhafte Beziehungen. In Rußland 
wird der Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten mit 
besonderer Energie durchgeführt. Im vorigen Jahre 


1) Zu beziehen durch die Geschäftsstelle der Deutschen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 
Berlin W 66, Wilhelmstr. 45. 
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wurde der zweite allrussische Kongreß zur Bekämp- 
fung der Geschlechtskrankheiten in Charkow abge- 
halten. Mehrere Vertreter unserer Gesellschaft nahmen 
an den Verhandlungen teil. Vor kurzem berichteten 
hier in Berlin der Volkskommissar für das russische 
Gesundheitswesen, Herr Prof. Semaschko und der 
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Leiter der venereologischen Abteilung des Volks- 
kommissariats, Herr Prof. Bronner über die Arbeiten 
auf diesem Gebiete. 

Am 15. Mai 1926 wird wieder eine Tagung der 
Union internationale contre le Peril venerien in Paris 
stattfinden. 


Sachverständigen - Beratung der Hygiene- Organisation des Völkerbundes (Ausschuß für Pocken). 


Im Januar dieses Jahres tagte im Haag unter dem Vorsitz 
des portugiesischen Mitglieds des Hygienekomitees des Völker- 
bundes, Medizinalrektor Dr. Ricardo Jorge (Lissabon), eine 
internationale Sachverständigen-Kommission zur Erörterung 
eines internationalen Zusammenarbeitens auf dem 
Gebiete der Pockenforschung. Aus Deutschland war als 
Sachverständiger der Abteilungsleiter beim Institut für In- 
fektionskrankheiten ,, Robert Koch‘‘, Professor Dr. Gins, zu- 
gezogen. Die Untersuchungen sollen auf einheitlicher Grund- 
lage nach folgendem Arbeitsplan durchgeführt werden: 

Es sollen die vorhandenen Unterlagen über Pocken in ihrer 
neuerdings beobachteten milden Erscheinungsform (Alastrim) 
gesammelt werden. Dabei soll festgestellt werden, ob diese Abart 
das bekannte Bild der Pocken zeigt oder einen vom nosolo- 
gischen Standpunkt aus vollkommen abweichenden Charakter 
hat. 

Es soll ermittelt werden, ob dem Vorkommen von Alastrim 
gewöhnliche Variolafälle vorausgehen und ob ihm Epidemien 
schwerer Form folgen. Können die beiden Formen ineinander 
übergehen? Kann Alastrim sich in Variola vera und Variola 
sich in Alastrim umwandeln? Oder behalten im Gegenteil 
beide Arten ihre Unabhängigkeit im Verlauf ihrer Entstehung 
und Weiterentwicklung bei? 

Lassen sich die üblichen Maßnahmen der Pockenbekämpfung 
(Absonderung, Desinfektion, Schutzpockenimpfung) mit gleicher 
Strenge bei Alastrim anwenden ? 

Es sind ferner die Tierpocken (Kuhpocken, Schafpocken, 
Geflügelpocken usw.) in ihren nosologischen und epidemiolo- 
gischen Beziehungen untereinander und zu den echten Menschen- 
pocken zu vergleichen. Insbesondere ist zu erforschen, ob das 
Erscheinen dieser Tierseuchen an das Vorkommen der mensch- 
lichen Variola geknüpft ist, d. h. ob die Tierpocken nur dort 
auftreten, wo Variola herrscht und ob sie dort seltener werden, 
wo die Variola des Menschen erloschen ist. 

Das experimentelle Studium des biologischen Pockennach- 
weises ist aufzunehmen, seine Technik und sein diagnostischer 
Wert zu prüfen und die Bedeutung der Zelleinschlüsse (Guar- 
nieri, Prowazeksche Körperchen usw.) festzustellen. 

Es ist Pockenvirus verschiedener Herkunft (z. B. das Virus 
von Alastrim, Kuhpocken) vergleichend zu untersuchen, um 
die für die verschiedenen Infektionen charakteristischen Ver- 
änderungen und ihre wechselseitige immunisatorische Beein- 
flussung festzustellen. Insbesondere ist zu prüfen, ob Alastrim 
und Variola eine gegenseitige Immunität hinterlassen und wie 
die beiden Arten sich in immunisatorischen Beziehungen gegen- 


über der Schutzpockenimpfung verhalten. Auf Grund von 
Beobachtungen und Versuchen ist die Dauer der direkten und 
gekreuzten Immunität bei Variola, Alastrim und Vaccine zu 
bestimmen. 

Es soll die Frage der Identität des Variola- und Vaccinevirus 
und der Entstehung von Vaccine bei der Übertragung von 
Menschenpocken auf Rinder erneut geprüft werden. 

Es sind Beobachtungen anzustellen, ob die Inoculation 
von Alastrim als Schutzmittel gegen Variola verwendbar 
ist, also die Jenner-Vaccine zu ersetzen vermag. Ähnliche Ver- 
suche sind auch bezüglich der Schafpocken, zur Feststellung 
der Möglichkeit einer Ovination, vorzunehmen. 

Ein Verfahren zur Messung der Virulenz der Lymphe 
und zur Standardisierung des. Vaccinevirus, sowie 
Richtlinien für die Prüfung der Kuhpockenlymphe sind aus- 
zuarbeiten. 

Die spontanen Schwankungen in der Wirksamkeit der Kuh- 
pocken und zwar im Verlauf von Kälberpassagen und bei der 
Impfung von Arm zu Arm sind zu studieren, die Verfahren zur 
Steigerung einer abgeschwächten Virulenz sind nachzuprüfen. 
Die Wirkungen und Gefahren einer zu starken Virulenzsteigerung 
sind festzustellen. 

Die Untersuchungen über Organ-Affinität des Variola- und 
Vaccinevirus sind in Aussicht genommen, und die Frage der 
sogenannten reinen Vaccine, insbesondere die Neurovaccine 
soll untersucht werden. 

Es sind Erhebungen und Untersuchungen über bestimmte, 
neuerdings in einigen Ländern beobachtete Nachkrankheiten 
der Pockenschutzimpfung vorzunehmen. 

Endlich sind die bei Mensch und Tier nach Pockeninfektion 
vorhandenen serologischen Veränderungen zu prüfen. Ins- 
besondere ist das Serum von Tieren nach überstandenen Tier- 
pocken zu untersuchen, um ein beim kranken Menschen brauch- 
bares therapeutisches Serum zu gewinnen. 

Um die Methodik der Lympheherstellung in den einzelnen 
Ländern festzustellen, ist bereits ein ausführlicher Fragebogen 
von der Hygieneabteilung des Völkerbundes versandt worden. 
Außerdem wird sich zunächst eine Unterkommission mit der 
Frage der Auswertungsmethoden in verschiedenen Ländern 
und an ausgetauschten Impfstoffen beschäftigen. Sie wird die 
praktisch wichtige Frage prüfen, welche Virulenzgrade genügend 
sind, um einen nachhaltigen Impfschutz zu erzielen. Zu diesem 
Zweck werden die experimentellen Arbeiten auf die Impf- . 
anstalten und Forschungsinstitute der verschiedenen Länder 
verteilt werden. 


Verantwortlicher Schriftleiter: Professor Rott, Berlin-Charlottenburg 5, Frankstraße 3, 
Druck: Ohlenroth’sche Buchdruckerei Erfurt, 


Über die Häufigkeitskurven menschlicher Maße. 
Von KARL FREUDENBERG, Berlin. 


I. Einleitende Übersicht. 


Nachdem Süßmilch den Begriff der statistischen 
Gesetzmäßigkeit für die Bevölkerungsstatistik ge- 
schaffen hatte, hat Quetelet ihn auf zahlreiche andere 
„soziale Massenerscheinungen‘‘ angewandt und damit 
eine „Physique sociale‘‘ geschaffen. Auch auf die Maße 
des menschlichen Körpers erstreckte sich Quetelets 
Arbeit. Hatte er schon früh!) die Maße zu finden ge- 
sucht, welche als arithmetische Mittel für jedes Ge- 
schlecht und Alter typisch wären, so ging er später 
auch dazu über, für einige Maße wie für die Größe das 
Gesetz zu finden, das die Verteilung innerhalb jeder 
Gruppe regelt. Die mathematische Grundlage, auf der 
er fußte, war das Fehlerverteilungsgesetz von Gauß. 
Dieser hatte?) aus wahrscheinlichkeitstheoretischen 
Erwägungen die Exponentialformel aufgestellt, welche 
die Wahrscheinlichkeit für das Vorkommen verschie- 
den großer Beobachtungsfehler — bei astronomischen 
oder sonstigen Messungen — angibt. Den Schritt von 
den Beobachtungsfehlern zu den Abweichungen inner- 
halb eines Kollektivgegenstandes vollzog Quetelet 
nun, indem er etwa folgendes?) ausführte: 

MiBt man den Brustumfang einer Statue tausend- 
mal, so werden sich die tausend erhaltenen Abweichun- 
gen vom Durchschnittsergebnis dem Gaußschen 
Fehlergesetze einordnen. Fertigt man nun aber tausend 
Nachbildungen der Statue an, so werden zu den 
Messungsfehlern noch die Ungenauigkeiten der Nach- 
bildung kommen, wenn man die Kopien mißt, ‚so daß 
der wahrscheinliche Fehler vielleicht sehr groß sein 
wird‘. Haben aber die Nachbildner keine systemati- 
schen Änderungen vorgenommen, sondern nur die 
durch Zufall entstehenden Ungenauigkeiten begangen, 
so werden die tausend Messungen der Nachbildungen 
gleichfalls dem Zufallsgesetze folgen. 


Als solche Nachbildungen eines Ideals (einer pla- 
tonischen ,Idee“) betrachtet Quetelet die gleich- 
geschlechtlichen und gleichaltrigen Menschen einer 
Nation. Ihre Brustumfänge und ebenso auch ihre 
Größen verhalten sich daher, als beruhten die Ab- 


1) Quetelet, La loi de la croissance de l’homme. Bruxelles 
1831. 

?) Gauß, Theoria motus corporum coelestium in sectionibus 
conicis solem ambientium. Hamburgi 1809. 

3) Quetelet, Lettres sur la théorie des probabilités. Bruxel- 
les 1846. S. 133ff. 


weichungen vom Durchschnitt auf Beobachtungs- 
fehlern. Über die Verteilung der Gewichte um den 
Durchschnittswert brachte Quetelet ursprünglich 
nur einige Notizen, die sich auf Neugeborene be- 
zogen!). Für den Zusammenhang zwischen Gewicht 
und Größe stellte er zwei Regeln auf?): 

1. Die Durchschnittsgewichte verschiedener Ent- 
wicklungsstufen verhalten sich wie die Quadrat- 
wurzeln aus den fünften Potenzen der zugehörigen 
Durchschnittsgrößen. 

2. Die Gewichte erwachsener Personen verhalten 
sich wie die Quadrate ihrer Größen. 

Eingehendere Daten über die Verteilung von Ge- 
wichten gab Quetelet in der zweiten Auflage der 
„Physique sociale“‘3) und namentlich in der Anthro- 
pométrie“‘4). Er beschrieb dort die Asymmetrie der 
Verteilung, und zwar entgegengesetzt bei Neuge- 
borenen und Erwachsenen. In die heutige Termino- 
logie übertragen, fand er bei jenen schwache Rechts- 
Asymmetrie, bei diesen deutliche Links-Asymmetrie. 
Die formelle Einordnung in die Binomialverteilung ge- 


| schah durch Bildung der Glieder von (a + b)", wobei 


a Æ b. 

Um die Einführung Queteletscher Betrachtungs- 
weise in die Anthropometrie hat sich Stieda sehr be- 
müht®), um dem Zustande abzuhelfen, daß ,,Mathe- 
matiker und Physiker über die Zahlenreihen und 
Mittelzahlen der Anthropologen lächeln und denselben 
jegliche Bedeutung absprechen‘. Er stand bedingungs- 
los auf Quetelets Boden und hielt die Anwendung 
des Gaußschen Fehlergesetzes bei anthropometrischen 
Reihen für unbedingt gerechtfertigt. Die Fehler der 
Methode unterschätzte er allerdings, wenn er glaubte, 
man könne auf Grund der theoretischen Beziehungen 
zwischen mittlerer, durchschnittlicher und wahrschein- 
licher Abweichung aus einer dieser Größen die anderen 
berechnen (an einer Stelle®) sogar mit 7 Dezimalen!), 


1) Quetelet, Sur l’homme et le développement de ses 
facultés. Bruxelles 1835. Deutsche Ausgabe, S. 356. Stutt- 
gart 1838. 

2) Ibidem, S. 370. 

3) Quetelet, Physique sociale. 2, 77ff. Bruxelles 1869. 

4) Quetelet, Anthropométrie. S. 337ff. Bruxelles 1871. 

5) Stieda, Über die Anwendung der Wahrscheinlichkeits- 
rechnung in der anthropologischen Statistik. Archiv für Anthro- 
pologie, 14, 167. 1883. 

e) Ibidem, S. 173. 


4 


394 


„wenn die Zahl der Messungen nicht zu klein ist, 
mindestens zehn oder darüber‘. Die Möglichkeit, daß 
die theoretischen Beziehungen zwischen den drei ge- 
nannten Streuungsmaßen nicht zutreffen, zog er zwar 
auch in Betracht, aber nur für den Fall systematischer 
Störungen infolge Vermengung verschiedener Typen. 
Die Möglichkeit asymmetrischer Reihen erwähnte er 
nicht. 

Fechner, der der Kollektivmaßlehre den Namen 
gab!), brachte ihr auch eine neue Betrachtungsweise. 
Die asymmetrische Verteilung, die bei Quetelet ein 
ziemlich außerhalb des Systems liegender Sonderfall 
war, ist nach Fechner die allein vorkommende, zu 
der die symmetrische nur als Grenzfall aufzufassen ist. 
Fechner behielt zwar das Gaußsche Fehlervertei- 
lungsgesetz als analytischen Ausdruck der Kollektiv- 
gegenstände bei, aber er zerlegte die Häufigkeitskurve 
in zwei selbständige Hälften, die im häufigsten Werte 
der Gesamtverteilung ihren gemeinsamen Scheitel 
haben; als Parameter jeder Kurvenhälfte dient die 


durchschnittliche Abweichung; (Fechner nannte sie | 


„mittlere Abweichung“ und die mittlere Abweichung 
„mittlere quadratische Abweichung‘‘.) Der häufigste 
Wert wurde bei dieser Betrachtung von besonderer Be- 
deutung, und Fechner ersann deshalb neben dem 
üblichen Verfahren der parabolischen Interpolation 
aus dem (rohen) häufigsten und dessen beiden Nach- 
barwerten noch ein besonderes ‚Proportionsverfahren“. 
Nach diesem wird der häufigste Wert (D, genannt im 
Gegensatze zu dem durch Interpolation ermittelten 
D;) dadurch bestimmt ?), daß die Zahlen der unterhalb 
und oberhalb von ihm gelegenen Werte sich verhalten 
wie deren durchschnittliche Abweichungen von D,, 
so daß also (mit Fechners Symbolen) m, :m’ = e,:e’. 

Neben dem ,,zweispaltigen Gaußschen Gesetz“ 
brachte Fechner der Kollektivmaßlehre noch da- 
durch eine neue Erweiterung, daß er statt mit den 
Differenzen zwischen Einzelwerten und Mittelwerten 
auch mit den Verhältnissen rechnete, was also eine 
Anwendung des ,,zweispaltigen Gaußschen Gesetzes‘' 
auf die Logarithmen der Einzelwerte bedeutet. Fech- 
ner verfiel dabei keineswegs in den Fehler, die Trag- 
weite seiner Gedanken zu überschätzen ; er gab zu, daß 
es Fälle gebe, in denen die Asymmetrie rein zufällig 
sein könne, und verwendete viel Arbeit darauf, die 
wahrscheinlichen Grenzen solcher zufälliger Asym- 
metrie zu bestimmen. | 

In der reichen Fülle der von Fechner betrachteten 
Kollektivgegenstände bilden die anthropologischen 
nur einen Ausschnitt. Von den beiden hier zu er- 
örternden (Größe und Gewicht) hat er die Größen in 


1) Fechner, Kollektivmaßlehre. Leipzig 1897. 
3) Ibidem, S. 187. 
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einem ausführlichen Beispiel über die Maße von 2047 
Leipziger Studenten bei der Rekrutierung behandelt!). 
Bei einer Vergleichung der wirklichen Ergebnisse mit 
den nach dem einfachen und nach dem zweispaltigen 
Gaußschen Gesetze zu erwartenden fand er, daß das 
zweispaltige die Verhältnisse genauer wiedergibt, wie 
dies ja selbstverständlich ist, daß aber auch das ein- 


fache hier vollkommen genüge. 


Noch ehe Fechners Werk zehn Jahre nach dem 
Tode des Verfassers endlich erscheinen konnte (von 
G. F. Lipps herausgegeben), hatte Pearson gleich- 
falls neue Wege beschritten, die mit Fechner das ge- 
meinsam hatten, daß sie eine mathematische Durch- 
dringung asymmetrischer Kollektivgegenstände er- 
strebten. Von der Binomialentwicklung (a + b)" für 
a = b ausgehend, kam er?) zu dem Verteilungsgesetz : 


Y = Yo (1 + = daraus entwickelte er dann 
a 


noch Kurven für spezialisiertere Fälle. 

Den Formeln Pearsons ist auch von mathema- 
tischer(Czuber®)),besonders aber von biologischer Seite 
(Ranket), Johannsen5), v. Pfaundler®)) entgegenge- 
halten worden, daß sie zwar die rein formalen Bezie- 
hungen wiedergeben, aber keinen Ausdruck der zugrunde 
liegenden Naturgesetze darstellen. In der Anthropome- 
trie haben sie auch kaum irgendeine Bedeutung erlangt. 

Ranke ging namentlich davon aus, daß Pearsons 
Formeln eine begrenzte Zahl von Variationsursachen 
verlangen, da bei Unendlichwerden von a in der 
obigen Formel diese, wie leicht ersichtlich ist, in die 
Form y = y,e??x®, also in das einfache Gaußsche 
Gesetz übergeht. Nun ist es aber dem Biologen un- 
möglich, sich eine endliche Zahl endlich großer Ur- 
sachen vorzustellen, die auf ein Individuum im Sinne 
von Abänderungen von der ererbten Artnorm einge- 
wirkt haben. ‚Analysieren wir z. B. die Wärme in 
ihren Wirkungen auf einen Organismus, so finden wir 
die Entwicklung eines solchen in erster Linie von den 
sogenannten Temperatursummen abhängig. Es sind 
dies die Gesamtwärmemengen, die während der Ent- 


1) Ibidem, S. 281. 

23) Pearson, Contributions to the Mathematical Theory of 
Evolution. II. Skew Variation in Homogeneous Material. 
Philosophical Transactions, Serie A, 186, 343. 1895. — Eine 
deutsche Darstellung bei Czuber, Wahrscheinlichkeitsrech- 
nung, 2. Aufl., 2, 21ff. Leipzig 1910. 

3) Czuber, ibidem, S. 25. 

t) Ranke und Greiner, Das Fehlergesetz und seine Ver- 
allgemeinerungen durch Fechner und Pearson in ihrer Trag- 
weite für die Anthropologie. Archiv für Anthropologie, N. F., 
2, 297. 1904. 

5) Johannsen, Elemente der exakten Erblichkeitslehre, 
2. Aufl., S. 234. Jena 1913. 

*) v. Pfaundler, Körpermaß-Studien an Kindern. Zschr. 
f. Kindhik. 14, 6. 1916. 
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wicklungszeit eines Organismus auf ihn eingewirkt 
haben. Sie setzen sich aber aus der wechselnden 
Wärme jedes Tages, jeder Stunde, jeder Minute und 
Sekunde, zuletzt eben jedes einzelnen Zeitdifferentials 
zusammen, deren jedes einzelne auf das Wachstum 
- von Einfluß gewesen ist und als deren Gesamtwirkung 
— bei Ausschluß anderweitiger Störungen — wir die 
schlieBliche Abweichung von dem typischen Werte 
aufzufassen haben ... Der kontinuierlichen Reihe von 
möglichen Wärmemengen, die nirgends eine Diskon- 
tinuität zeigt, entspricht eine ebenso kontinuierliche 
Reihe von Wirkungen ... Die Analyse der Elementar- 
ursachen ergibt uns also unweigerlich die bisher immer 
angencmmene unendliche Anzahl derselben, die un- 
endliche Kleinheit der Wirkung jeder einzelnen Ur- 
sache und die Kontinuität der möglichen Wirkungs- 
grade‘ 1). T 

Auch Fechners ,,zweispaltiges GauBsches Gesetz‘ 
hat Rankes mathematischer Mitarbeiter Greiner als 
innerlich unmöglich dargetan?), da sich bei Verschie- 
denheit der Parameter beider Kurvenhälften an der 
Stelle des Zusammentreffens (also des häufigsten 
Wertes) ein Sprung im zweiten Differentialquotienten 
ergibt, „den die Natur nach dem bekannten Axiom 
wohl kaum mitmachen dürfte‘. Dagegen haben 
Ranke und Greiner Fechners logarithmisches Ver- 
fahren, soweit es mit dem einfachen Gaußschen Ge- 
setze arbeitet, anerkannt und ihm die naturwissen- 
schaftliche Begründung gegeben?). 

Hatte Pearson also mit seinen Formeln asymme- 
trischer und begrenzter Verteilung einen Weg be- 
schritten, auf den ihm die kontinentale Wissenschaft 
nicht folgte, so hat er andererseits das Verdienst, die 
sogenannte x2-Methode zur Einführung gebracht zu 
haben‘), wobei er an einen Gedanken von Helmert 
anknüpfte®). Die x2-Methode ist dazu bestimmt, ein 
objektives Urteil darüber zu ermöglichen, ob eine be- 
obachtete Verteilung so weit mit dem als Grundlage 
vermuteten Verteilungsgesetz übereinstimmt, daß die 
Abweichungen als zufällig erklärt werden können, und 
wie groß die Wahrscheinlichkeit für die Richtigkeit einer 
solchen Erklärung ist. Der Nachteil der von Pearson 
angegebenen Methode liegt in ihrer Schwierigkeit. Einer- 
seits ist die von n-fachen Integralen ausgehende Ab- 
leitung reichlich kompliziert, andererseits sind auch 
zur praktischen Anwendung Integrale erforderlich, 
deren Auswertung nur durch ziemlich unhandliche 


1) K. E. Ranke und Greiner, l.c., S. 321. 

2) Ibidem, S. 308. 

3) Ibidem, S. 308ff. 

1) Pearson, On the Criterion that a given System ... The 
London, Edinburgh and Dublin Philosophical Magazine and 
Journal of Science. 50, 157. 1900. 

5) Vgl. v. Bortkiewicz, Die Iterationen. S. 65. Berlin 1917. 
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Reihen ausführbar ist, so daß man besondere Tabellen 
dieser Integrale!) verwenden muß. 

Demgegenüber hat v. Bortkiewicz eine Form der 
x2-Methode angegeben, die von verblüffender Einfach- 
heit ist?). Mittels einer ganz elementaren Methode 
deduziert er den Erwartungswert von %2? folgender- 
maBen: Das Gesamtgebiet der möglichen Ergebnisse 
von s Versuchen sei in z Abschnitte eingeteilt; die 
Wahrscheinlichkeiten dafür, daB ein Versuchsergebnis 
in den ersten, zweiten ...m-ten Abschnitt falle, seien 
mit m4, Tz, . . -m Þezeichnet ; dann ist der Erwartungs- 
wert der in den i-ten Abschnitt fallenden Versuchsergeb- 
nisse sz; mit einem mittleren Fehler von Y sx, (1—x;); 
bildet man nun alle tatsächlichen Abweichungen e; 


und bezieht ihre Quadrate auf die Erwartungswerte 


der Ergebnisse für den betreffenden Abschnitt, 
2 
also = so sind die Erwartungswerte dieser Brüche 


1 
2 
i? small; í 
a Sal u) also 1—x;; eine Summierung über alle 
S Jti S ti 


zZ 
i ergibt z—Z z; und da die Summe aller Wahr- 
i=1 
scheinlichkeiten 1 sein muß, entsteht der Erwartungs- 
.2 
wert dieser x? genannten Summe aller — als: 
i $ 


€) = z—l. Bemerkt sei, daß die von v. Bortkie- 
wicz allgemein gegebene Ableitung im vorstehenden 
dem hier zu behandelnden Thema gemäß speziell auf 
den Fall einer kontinuierlichen Reihe von Ergebnissen 
angewendet ist. Für den mittleren Fehler von x? 
findet v. Bortkiewicz eine Formel, die er unter zwei 
leicht zu erfüllenden Bedingungen (hinlänglich großes 


s, so daß der Faktor °— I vernachlässigt werden kann, 


und nicht zu große Verschiedenheit der x; unterein- 
ander) in die ganz einfache Formel M?(x?) = 2 (z—1) 
überführt. 


Lexis vertrat den Standpunkt?), daß die Größen 
dem Gaußschen Gesetze folgen, daß dagegen die Ge- 
wichte den Quadraten der Größen proportional seien 
(nach Quetelet) und deshalb eine links-asymmetri- 
sche Verteilungskurve ergeben müssen. Auch v. Bort- 
kiewicz wies darauf hin®), daß, wenn auch ver- 
schiedene Körpermaße dem Exponentialgesetz folgen 
könnten, dies doch unmöglich würde, wenn es sich um 


1) Pearson, Tables for Statisticians and Biometricians. 
Cambrigde 1914. 

2) v. Bortkiewicz, Die Iterationen. S. 62ff. Berlin 1917. 

3) Lexis, Artikel „Anthropologie und Anthropometrie‘“ im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 3. Aufl., Jena 1909. 

4) v. Bortkiewicz, Artikel „Anwendung der Wahrschein- 
lichkeitsrechnung auf Statistik‘ in der Enzyklopädie der mathe- 
matischen Wissenschaften mit Einschluß ihrer Anwendungen. 
1, 837. Leipzig 1898—1904. 
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ein Maß handele, das Funktion (natürlich nicht-linearer 
Art) eines anderen Maßes sei, das seinerseits dem Ex- 
ponentialgesetz folge. Ebenso bejahte Czuber die 
Frage, ob die menschlichen Größen dem Zufallsgesetze 
folgen!) ; über das Verhalten der Gewichte ließ er sich 
nicht aus. 

So hätte eigentlich die Frage nach dem Verhalten 
von Größe und Gewicht des Menschen als Kollektiv- 
gegenständen für geklärt gelten können. Trotzdem 
haben in den letzten Jahren Praktiker Beobachtungs- 
ergebnisse veröffentlicht, von denen aas sie teilweise 
zu abweichenden Anschauungen kamen, die nun er- 
wähnt und später kritisiert werden sollen. 

1916 schrieb v. Pfaundler?), daß seit der Arbeit 
von Geißler und Uhlitzsch?) die Frage, ob die 
Größen dem Gaußschen Gesetze folgten, nicht mehr 
untersucht worden sei. Er hatte deshalb eine solche 
Untersuchung über die Größen) und eine über die Ge- 
wichte®) an Hand von Messungen und Wägungen von 
Münchener Schulrekruten vornehmen lassen und kam 
für beide Maße zu der Überzeugung, daß ihre Variation 
dem Zufallsgesetze folge. Bei den Größen hatte er die 
Übereinstimmung der beobachteten mit den erwar- 
tungsmäBigen Ergebnissen auch quantitativ nach- 
prüfen lassen, indem festgestellt wurde, wieviel von 
den Ordinaten des Variationspolygons um weniger als 
den wahrscheinlichen Fehler von dem erwarteten 
Werte abwichen ; bei den Gewichten wurde leider keine 
solche quantitative Prüfung vorgenommen und so 
konnte v. Pfaundler zu der Auffassung gelangen, daß 
auch die Gewichte dem Zufallsgesetze folgen, eine Auf- 
' fassung, die — wie an seinem eigenen Material nach- 
gewiesen werden wird — falsch ist. Auch Ludwig®) 
vertrat die Meinung, daB sowohl Größen als auch Ge- 
wichte dem Fehlergesetze folgen, ebenso Oettinger)’; 
jener gab keine zahlenmäßige Begründung dafür, dieser 
verglich für einige Fälle die beobachteten mit den er- 
wartungsmäBigen Werten, wobei er — auch für die 
Gewichte — gute Übereinstimmung fand. Dagegen 


1) Czuber, Die statistischen Forschungsmethoden. S. 211, 
Wien 1921. 

2) v. Pfaundler, Körpermaß-Studien an Kindern, S. 7. 

3) Geißler und Uhlitzsch, Die Größenverhältnisse der 
Schulkinder im Schulinspektionsbezirk Freiberg. Zeitschrift 
des K. Sächsischen Statistischen Bureaus, S. 28. 1888. 

4) Riedel, Die Körperlänge von Münchner Schulkindern. 
Med. Diss. München 1913. 

5) Skibinski, Das Körpergewicht von Münchner Schul- 
kindern. Med. Diss. München 1914. 

$) Ludwig, Die Messungen und Wägungen der Leipziger 
Volksschulkinder vom Jahre 1921. Mitteilungen des Statisti- 
schen Amtes der Stadt Leipzig, N. F., H. 5. 1922. 

7) Oettinger, Anthropometrische Untersuchungen an Bres- 
lauer und Charlottenburger Schülern. Ztschr. f. Hyg., 98, 338. 
1922. 
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trat Rautmann mit einer Erneuerung der Fechner- 
schen Lehre auf den Plan!). Er erklärte alle Kollektiv- 
gegenstände für asymmetrisch, „das zweiseitige GauB- 
sche Gesetz bzw. seine logarithmische Verallgemeine- 
rung geben die Verteilung stets sehr viel besser 
wieder als das einfache Gaußsche Gesetz.“ Die Ab- 
weichung der beobachteten von den erwarteten Zahlen 
sei bei letztgenannten oft so groß, daß dieses dadurch 
„als Verteilungsgesetz unbrauchbar erscheint — so 
z. B.... bei der Körpergröße... .‘2) Ein derartig 
schroffes Urteil über die Anwendbarkeit des Zufalls- 
gesetzes auf die Körpergrößen, die bisher fast. allge- 
mein anerkannt war, muß verblüffen; es wird sich 
zeigen, daß diese Äußerung Rautmanns sehr. unvor- 
sichtig war, da sie — auf einem Rechenfehler beruht! 

Bisher lagen also viele Meinungen darüber vor, ob 
die Häufigkeitskurven von Größe und Gewicht mit der 
Gaußschen Kurve übereinstimmen oder nicht. Aber 
sie beruhen meist auf subjektiver Abschätzung anstatt 
auf exakter Berechnung. Das von v. Pfaundler an- 
gewandte Verfahren war ein Ansatz dazu, aber es ist 
unvollkommen, da es die Abweichungen nur in zwei 
Klassen (kleiner bzw. größer als die wahrscheinliche) 
einteilt, ohne die Unterschiede in der Größe der Ab- 
weichungen weiter zu verwerten. Demgegenüber soll 
in dieser Arbeit durchweg das x2-Verfahren in der er- 
wähnten, von v. Bortkiewicz angegebenen Weise 
verwendet werden. Zweifelhaft muß es allerdings er- 
scheinen, ob das Verfahren im vorliegenden Falle über- 
haupt berechtigt ist. Daß überhaupt echte Wahr- 
scheinlichkeiten der Verteilung vorhanden sind, muß 
Axiom sein, wenn man überhaupt KollektivmaBlehre 
treiben will. Hingegen scheint die Anwendung der 
Werte für y? und M(x?) dadurch in Frage gestellt, daß 
nicht, wie bei der Ableitung der Formeln voraus- 
gesetzt, apriorische Werte der Wahrscheinlichkeiten 
bekannt sind; es liegt also ein Analogon zu der Frage 
der Fehlertheorie vor, wie sich der Wert des mittleren 
Fehlers ändern würde, wenn man ihn vom ‚wahren 
Mittel‘ aus berechnen könnte; und da die dort ermit- 


telte „Korrektur mit V =: für hinlänglich großes n 


ganz bedeutungslos ist, kann angenommen werden, daß 
entsprechend auch die Werte für y? und M(y?) bei hin- 
länglicher Zahl der Beobachtungen ohne weitere Korrek- 
tur Anwendung finden können. Da Beeinflussungen des 
Ergebnisses durch die Wahl der Reduktionslage und der 
reduzierten Klassenbreite möglich sind, soll hier nach 
einem starren System verfahren werden, das Willkür- 
lichkeiten ausschließt ; es werden nämlich die ursprüng- 


1) Rautmann, Untersuchungen über die Norm, ihre Be- 
deutung und Bestimmung. Jena 1921. 
2) Ibidem, S. 101. 
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lichen Klassen von 1 cm bzw. 1, kg Breite derart in 
sieben reduzierte Klassen zusammengefaßt, daß die 
innerste und die beiden ihr benachbart liegenden je 
zwei ursprüngliche Klassen umfassen, die beiden 
nächstäußeren je drei und die beiden äußersten den 
Rest ; daß die Klassen nach außen immer breiter wer- 
den, hat den Vorteil, daß dann die Erwartungswerte 
der auf die einzelnen Klassen entfallenden Fälle nicht 
zu sehr voneinander abweichen, so daß die Näherungs- 
formel M(x?) = V 2 (z—1) angewendet werden kann. 
Die Lage der innersten reduzierten Klasse ist immer 
so gewählt, daß ihre Klassenmitte möglichst nahe dem 
arithmetischen Mittel der betreffenden Reihe liegt- 

In solcher Art sollen nacheinander Häufigkeits- 
kurven für Größe und Gewicht des Menschen unter- 
sucht werden. Jedem dieser beiden so entstehenden 
Abschnitte wird ein Kapitel vorangeschickt, welches 
eine wichtige, bisher aber nicht beachtete Fehlerquelle 
der Messungs- und Wägungsergebnisse, nämlich das 
Streben nach runden Zahlen, darlegt. 


Il. Untersuchung von Häufigkeitskurven der Größen. 


1. Die Beeinträchtigung der Ergebnisse durch 
Abrundung. 


Das Streben nach runden Zahlen ist in der Be- 
völkerungsstatistik allgemein bekannt. Altersangaben 
werden sowohl bei Volkszählungen als auch bei Er- 
fassung von Vorgängen der Bevölkerungsbewegung 
um so öfter abgerundet, je geringer die Kenntnis ge- 
nauer Zahlen ist; der durch Rechnung annähernd er- 
faßbare Anteil der durch Abrundung entstandenen an 
allen Altersangaben kann daher geradezu als (natürlich 
negativ korrelierender) Maßstab der Volksbildung be- 
trachtet werden. Bei einer so weit verbreiteten Ten- 
denz liegt die Möglichkeit nahe, daß auch anthro- 
pometrische Zahlen dadurch beeinflußt werden ; merk- 
würdigerweise haben sich aber die Anthropologen 
noch nie damit befaßt!), und es muß daher der ge- 
nauen Untersuchung von Häufigkeitskurven zunächst 
die Klärung dieser Vorfrage vorausgehen. Dazu sei das 
im nächsten Kapitel näher behandelte Material über 
Leipziger Volksschulkinder benützt, weil es groß genug 
ist, um zufällige Fehler gegenüber systematischen 
zurücktreten zu lassen. Zu diesem Zwecke werden aus 
den Zahlen der Tabellen 4 und 5 diejenigen, die in der 
Vorspalte eine durch 5 teilbare Zentimeterzahl ent- 
halten als „Fünfergruppen‘‘ zusammengefaßt, denen 
die ,fünferfreien Gruppen“ gegenüberstehen; die 


1) Eine Andeutung darüber findet sich bei Ludwig, Die 
Messungen und Wägungen der Leipziger Volksschulkinder vom 
Jahre 1921. Mitteilungen des Statistischen Amtes der Stadt 
Leipzig, N. F., H. 5, S. 12, 1922, 
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„Endgruppen‘“, die eine größere Klassenbreite um- 
fassen, werden besonders gestellt. Für jede dieser 
Gruppen wird nun die beobachtete Zahl von Fällen 
der nach der GauBschen Fehlerkurve zu erwartenden 
gegenübergestellt. Hierbei Könnte allerdings der Ein- 
wurf gemacht werden, es liege eine petitio principii 
vor, denn die so durch Abrundung zu erklärenden Ab- 
weichungen von der erwartungsmäßigen Verteilung 
beruhten vielleicht gerade darauf, daß das zugrunde- 
gelegte Verteilungsgesetz nicht zuträfe. Demgegen- 
über ist aber festzustellen, daß es sich in einem solchen 
Falle um eine Ursache handeln müßte, welche gerade 
in Abständen von 5 cm gleichgerichtete Oszillationen 
erzeugte, was doch äußerst unwahrscheinlich ist. 


Die Ergebnisse dieser Berechnung sind folgende: 



































Tabelle 1. 
Die Abrundung an den Größen der Leipziger 
Volksschulkinder. 

Fälle in den | 

Geschlecht : Fünfergruppen l e Endgruppen ie 
und Alter be- Gps be- er- și be- ë 

Du wartet N wartet Pet | wartet 
Knaben 6-10! 5674 | 5513 | 6693| 6684! 4945| 5115117312 
Knaben 10-14| 5650| 5510 | 4665| 4642 || 5618 | 5781 115933 
Knaben zus. |11324111023111358 11326 | 10563 | 10896 133245 
Mädch. 6-10 | 5545| 5397| 6001 | 6046 | 4778 | 4881 16324 
Mädch. 10-14 5875| 5692: 5381 | 5458 | 6912| 7018 18168 





Mädch. zus. | 11420 


beide Geschl. 
zusammen 


11089 |11382 | 11504 111690 | 11899 34492 








l 
22744 hai 12 Lane és bas 2 aa 


Daß die Endgruppen zu schwach besetzt sind, kann 
nicht auf Abrundung beruhen und ist daher später zu 
behandeln. Verteilt man die den Endgruppen fehlen- 
den Fälle auf die anderen Gruppen pro rata der in 
diesen erwarteten, so ergibt sich in den Fünfergruppen 
aller vier Geschlechts-Alterskombinationen ein erheb- 
licher Überschuß der beobachteten über die erwarteten 
Fälle. Für die Gesamtheit beider Geschlechter stellt 
sich die Rechnung folgendermaßen: Von den 542 
Fällen, die in den Endgruppen fehlen, kommen auf 
die Fünfergruppen erwartungsgemäß 267, im ganzen 
also 22112 + 267 = 22379; der Überschuß der beob- 
achteten über die erwarteten Fälle beträgt somit 
22744— 22379 = 365; nun beträgt aber, (da die End- 
gruppen ausgeschaltet sind) der mittlere Fehler dieser 


22379.23105 1 i : 
Zahl y 255-210, d. h. 106,6, die Abweichung ist 


also 3,4 mal so groB wie ihr mittlerer Fehler, womit 
der tatsächliche Einfluß der Abrundung erwiesen ist. 

Als zweites Beispiel seien noch die — gleichfalls im 
nächsten Kapitel näher zu besprechenden — Zahlen 
der von Schwiening mitgeteilten Soldatenmessungen 
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von 1906 betrachtet. Die folgende Tabelle 2 ergibt die 
beobachteten und die erwarteten Fälle in den durch 
5 teilbaren Zentimeterklassen : 


Tabelle 2. 
Die Abrundung an den Größen in Schwie- 
nings Soldatenmessungen. 








Fälle 
Größe in cm 
beobachtet | beobachtet | erwartet 
155 590 611 
160 3544 3220 
165 8122 7351 
170 7151 7133 
175 3116 2936 
180 677 518 
zusammen | 23200 |. 21769 


DaB die Abweichungen von den erwarteten Zahlen 
teils positiv, teils negativ sind, beruht, wie sich bei Be- 
sprechung dieser Ergebnisse zeigen wird, auf syste- 
matischen Abweichungen von der vorausgesetzten Ver- 
teilungskurve. Da die durch 5 teilbaren Zahlen aber 
im ganzen Variationsbereiche liegen, müßten diese Ab- 
weichungen für alle solchen Zahlen zusammen sich an- 
nähernd aufheben. Statt dessen sind aber die beobach- 
teten Fälle um 1431 zahlreicher als die erwarteten; da 
der mittlere Fehler der 21769 erwarteten Fälle (von 
109148 überhaupt) 132,0 beträgt, ist die Abweichung 
10,8 mal so groß; der Einfluß der Abrundung steht 
also auch hier ganz außer Frage. 


Zweckmäßigerweise wird man daher bei Unregel- 
mäßigkeiten des Kurvenverlaufes auch an den Einfluß 
der Abrundung denken müssen. 


2. Untersuchung gegebener Häufigkeitsreihen 
nach der y2-Methode. 


Als eigenes Material für diese Untersuchung sollen 
hauptsächlich die bei den Messungen Leipziger Volks- 
schulkinder erhaltenen Häufigkeitsreihen verwendet 
werden, einerseits weil es sich um sehr große Grund- 
zahlen handelt, andererseits weil sowohl die Messungen 
als auch deren rechnerische Verarbeitung mit großer 
Sorgfalt vorgenommen wurde. Solche Zahlen liegen 
für 19211) und für 19222) vor. Die Zahlen für die 
beiden Jahre stehen in einer gewissen Abhängigkeit 
voneinander, da größtenteils dieselben Kinder beide- 
mal gemessen wurden, es sind daher zweckmäßiger- 
weise nur Zahlen für ein Jahr zu verarbeiten. Dazu 


1) Mitteilungen des Statistischen Amtes der Stadt Leipzig. 
N. F., H.5. 1922. 

2) Größe und Gewicht der Schulkinder und andere Grund- 
lagen für die Ernährungsfürsorge. S. 25ff. Berlin 1924. 
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wähle ich die von 1922, weil dieses Jahr den abnormen 
Kriegsverhältnissen ferner liegt, nicht nur zeitlich, 
sondern auch sachlich, wie sich aus den ‚‚friedens- 
mäßigeren‘“ Durchschnittswerten dieses Jahres!) er- 
gibt. Das beobachtete Material ist verhältnismäßig 
homogen; bei beiden Geschlechtern sind 84 %, aller 
Gemessenen in Leipzig geboren. Wenn auch der Ge- 
burtsort des Kindes allein keinen hinlänglichen An- 
haltspunkt für die Rassenzugehörigkeit abgibt, so 
muß andererseits betont werden, daß es nach den 
großen Binnenwanderungen, die in Deutschland seit 
der Reichsgründung erfolgt sind, kaum möglich sein 
dürfte, ein einheitlicheres Massenmaterial zu finden. 

Die nun folgende Tabelle 3 stellt zur besseren Über- 
sicht die arithmetischen Mittel und mittleren Ab- 
weichungen für die 32 Geschlechts-Alterskombinatio- 
nen zusammen, in die die Kinder eingeteilt wurden, die 
nächsten Tabellen zeigen dann die Berechnung von x? 
in der bereits dargelegten Weise. Hierbei bedeutet 
m die dem arithmetischen Mittel zunächst liegende 
2k+1 

2 
bei k eine ganze Zahl bedeutet); der absolute Wert 
von m ist aus Tabelle 3 leicht zu ermitteln. Ferner 
bedeutet b die beobachtete, e die erwartete Zahl von 
Fällen, d = b — e; die Summen der Spalten, in die 


d? 
die einzelnen eingetragen sind, ergeben die y?. 





Klassengrenze (also Zahl von der Form , Wo- 


Tabelle 3. 


Arithmetische Mittel und mittlere Abwei- 
chungen der 1922 gemessenen Größen von 
Leipziger Volksschulkindern. 






Arithmetisches Mittel Mittlere Abweichung 


Alter in cm in cm 
| Mädchen Knaben | Mädchen 
6 — 6% | 110,84 110,16 5,24 5,52 
6%— 7 | 113,73 112,93 5,48 5,49 
7 — 7% | 116,74 115,86 5,61 5,53 
IB 119,21 118,20 5,72 5,76 
8 — 8% 121,75 121,05 5,82 5,72 
84,— 9 123,91 122,99 5,67 5,82 
9 — 9% 126,47 125,22 5,95 6,06 
9%—10 | 128,27 127,44 6,11 6,12 
10 —1014 | 130,05 129,56 6,12 6,11 
10%—11 | 131,91 132,09 6,13 6,33 
11 —114 | 134,12 134,66 6,17 6,42 
1%—12 | 135,94 136,94 6,44 6,91 
12 —12% 138,25 139,85 6,69 7,09 
12%,—13 | 140,25 142,58 6,64 7,52 
13 —131, 142,93 145,89 7,19 7,43 
1344—14 | 144,49 147,99 7,37 7,60 
| | 
1) [bidem, S. 25, Tabelle 1. 
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Für jeden der 32 im vorstehenden berechneten 
Werte von x? beträgt der Erwartungswert 6 mit einer 
mittleren Abweichung!) von V12 = 3,464. Die Werte 
verteilen sich auch gut um den Erwartungswert, 17 
liegen darunter, 15 darüber. Die größte Abweichung 
vom Erwartungswert (bei den Knaben von 12—121; 
Jahren) beträgt 12,59, also das 3,63fache des theo- 
retischen mittleren Fehlers; aber gerade ħier ist ein 
Einfluß der Abrundung wahrscheinlich, weil in die 
Klassenbreite, die die auffallend große Abweichung von 
+ 41 Fällen aufweist, der runde Wert von 140 cm fällt. 


Es ist einmal — allerdings nicht zu wissenschaft- 


lichen, sondern zu parteipolitischen Zwecken — die 
Behauptung aufgestellt worden, die Berechnung ge- 
meinsamer arithmetischer Mittel für Volksschulen und 
höhere Schulen sei sinnlos, denn bei der Verschie- 
denheit der Lebensverhältnisse der beiden ‚Klassen‘ 
könne von einem gemeinsamen Typus keine Rede 
sein?). Wäre dies richtig, so müßten die Kurven für 
die Kinder von 6—10 Jahren, die jetzt Volksschüler 
und spätere Besucher höherer Schulen gemeinsam um- 
fassen, zweigipfelig sein oder mindestens schlechter 
mit den theoretischen Verteilungskurven zusammen- 
stimmen als die für die Kinder von 10—14 Jahren ; im 
anderen Falle wäre eher das Entgegengesetzte (schlech- 
tere Übereinstimmung für die Kinder von 10—14 
Jahren) zu erwarten. Deshalb werden im folgenden 
die Durchschnittswerte von y? getrennt für die 
Quadrennien berechnet; sie lauten folgendermaßen 
(unter Beifügung der mittleren Fehler): 


Tabelle 6. 
Durchschnittswerte von y? bei den Größen 




















von Leipziger Volksschulkindern. 
| Durchschnittliches x? 
Alter ; 
Knaben Mädchen il 
6—10 | 5,39+1,22 | 5,11+1,22 | 525+ 0,87 
10—14 | 8,55+ 1,22 6,21 + 1,22 | 7,38 + 0,87 
zusammen | 6,97+0,87 | 5,66+0,87 | 6,31 +0,61 


Bei beiden Geschlechtern stimmen also für die 
Alter 6—10 die beobachteten Werte besser mit der 
Erwartung überein als für die anderen Altersstufen ; 
während aber bei den Mädchen der Unterschied klein 
ist und zufällig sein kann, ist er bei den Knaben 
3,16 + 1,73, also hôchstwahrscheinlich reell. Berück- 
sichtigt man, daB bei den Knaben die Abgänge in die 
höheren Schulen viel zahlreicher sind als bei den 

1) Von einer „mittleren Abweichung“ statt eines „mittleren 
Fehlers‘ muß hier gesprochen werden, weil hier die Werte von 
x? in ihrer Gesamtheit als Kollektivgegenstand betrachtet 
werden sollen; (betrachtet man ein Glied eines Kollektivgegen- 
standes einzeln, so fallen bekanntlich die beiden Begriffe zu- 
sammen). 

2) M. Hodann im ,,Kassenarzt‘ Nr. 27, S. 2, 1924, 


i 
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Mädchen !), so wird es sehr wahrscheinlich, daß der 
Abgang von Kindern in die höheren Schulen aus einer 
(wenigstens somatisch) einheitlichen Population einen 
Teil absprengt, der nicht einer rein durch Zufall be- 
dingten Aussonderung aus der Gesamtheit entspricht. 
Indes ist diese Störung nicht sehr beträchtlich und im 
Geschlechtsdurchschnitt nähert sich daher der Wert 
von x? hinlänglich dem Erwartungswerte, daß die 
Differenz als zufällig betrachtet werden kann. Be- 
sonders gilt dies vom Gesamtdurchschnitt, der nur um 
die Hälfte des mittleren Fehlers vom Erwartungswerte 
abweicht. Freilich, eine kleine Störung bleibt, die 
zwar nicht stark genug ist, den Wert von x? entschei- 
dend zu beeinflussen, aber doch sicher nicht zufälliger 
Art ist; dies ist die bereits anläßlich der Prüfung 
der Abrundungstendenz (vgl. Tabelle I) beobachtete 
Unterbesetzung der Endgruppen; es handelte sich 
dort um eine Differenz von 542 Fällen zwischen Er- 
wartung und Beobachtung, deren mittlerer Fehler nur 
123,0 beträgt, so daß also die Differenz 4,4 mal so groß 
ist wie ihr mittlerer Fehler. Die Aufklärung dieser 
interessanten Abweichung soll das 5. Kapitel dieses 
Abschnittes bringen. 

Eine weitere Reihenvergleichung soll nun an den 
Größen von Kleinkindern vorgenommen werden; 
hierzu dienen die Angaben über insgesamt 8006 Klein- 
kinder, die in den Berliner Fürsorgestellen im Mai 1925 
gemessen und gewogen wurden?). Bei den ehelichen 
Kleinkindern ist es möglich, daß sie als Ergebnis einer 
Auslese zur Beobachtung kamen, indem vielleicht ihr 
soziales Niveau vom Durchschnitt abweicht, ohne daß 
man sagen könnte, in welcher Richtung, da sowohl die 
oberen als auch die untersten Schichten fehlen; ferner 
dürfte es sich dabei mehr als beim Gesamtdurchschnitt 
der Bevölkerung um kränkliche Kinder handeln. Die 
18,3 % unehelicher Kinder, die in der Gesamtzahl ent- 
halten sind, dürften dagegen repräsentativ sein, da alle 
unehelichen Kinder den Säuglings- und Kleinkinder- 
fürsorgestellen vorgeführt werden sollen, so daß es vom 
Zufall abhängt, welche gerade im Mai 1925 zur Be- 
obachtung kamen. Die Messungen erstreckten sich 
auf alle Altersklassen von 1—6 Jahren ; für die Reihen- 
vergleichung sollen aber das zweite und das sechste 
Lebensjahr unberücksichtigt bieiben, jenes, weil nur 
die Kinder gemessen wurden, die schon stehen konnten, 
dieses, weil die bestentwickeiten Kinder nicht mehr 
zur Beobachtung kamen, da sie schon seit Ostern die 


1) Man kann dies in Tabelle 4 und 5 daraus ersehen, daß die 
Zahlen der gemessenen Knaben von 10 Jahren an weit weniger 
zahlreich sind als in den vorhergehenden Altersstufen, was bei 
den Mädchen nicht der Fall ist. 

2) Die Ergebnisse erscheinen demnächst im ‚Archiv für 
soziale Hygiene und Demographie“. 
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Tabelle 8. 
FSERTANE von y? bei den Größen von männlichen Berliner Kleinkindern. 


Größe in cm wel: 21/3 —21/s A 
ee |: ele arzella] tele 

















ALT 
ifel + Le 


a E 3, | 313%, 


Edité als DRE Mel 


















































unter m-6  20| 18! + + 20,24 : 0,22 21| 25| —4| 0,64! 24 23| + 1 | 0,04! 24] 25! —ı | 0,0 491 DE 23| —3| 0,39 
m—6bism-3 | 23 37 _14 5,30 32| 33|—1| 0,03, 23| 31| — 8 | 2,06] 30 33| —3 | 0,27 —6 106 33 31| +2| 0,13 
m-3bism-1 | 45| 39 + 6) 0,92) 31| 30) +1 | 0,03, 34 28| + 6 | 1,29] 32] 30| +2] 0,13 —1 | 0,03 29 +5| 0,86 

m-Ibis +1 | 56| 45 +11 2,69! 39| 32| +7) 1,53! 28! 30| — 2 | 0,13 33 33 0 0,00 +3 | 0,26 > 321.571 1.88 

m-+1bism +3) 39] 42 — 3 0,21) 32) 30| +2, 0,13) 37| 26| +11 | 4,65| 32, 32) 0| 0,00 0 | 0,00! 37| 30| +7| 1,63 

m-+3bism+6 47 44 r 3 0,20, 33| 35| —2| 0,11) 20| 27| — 7 | 1,81|| 41| 37) +4 | 0,43 +6 108 28| 34| —6| 1,06 

über m +6 | 22 6_\2| 27 — 5 0,93) 24| 27| —3| 0,33] 17| 18| — 1 | 0,00, 2 — 5| 0,93] 24| 27| —3 a 17| 18| — 1 | 0,06! 29, 31) —2| 0,13] 19) 23) —4A | 0,70! 28| 26| +2| 0,15 

| 







































































zusammen [252252 O /10,47\212|212 n 183 183 10, DER TERRE CCI ES 0! 1,00 ad Abe a0 "i 5,75 
Alter | 

Größe in em 31,3%, 3%a—4 o 44h | Aa Ah | hs, 

dole] a | © [ble|al* Toje l a | lelea E -\pJjela]Sinlela| 























unter m6 | 18! 16 + 2] 0,25| 27| 26| +1| 0,04] 241 26| — 2 | 0,15] 24 27| —3] 0,33] ı8 21! —_3| 0,43) 30| 30| 0| 0.0 
m-6bism-3 | 22| 29 — 7 1,69 24| 30| —6| 1,20| 31| 31! 0 | 0,00! 33! 27| +6| 1,33) 36 31| +5| 0,81) 34! 36| —2| 0,11 
m-3bism-1 | 32) 30 + 2) 0,13) 33 27| +6] 1,33) 35) 28| + 7 | 1,75) 24 23| +1 | 0,04 26 28| —2| 0,14) 31| 32) —1 | 0,03 
m-Ibism +1 | 32, 34] — 2) 0,12| 29 20| 0|0,00| 28 30 — 2 | 0,13) 23] 25| —2| 0,16] 29 30| —1 | 0,03] 38| 33| +5] 0,76 
m+1bism+3. 42| 32| + 10) 3,13! 29| 27| + 2| 0,15| 34 27| + 7 | 1,81) 17| 23| —6| 1,57| 33| 26 ie 1,88| 28! 30| —2| 0,13 


Éd 33| 33 0 0,00 26| 30| —4 | 0,53] 22| 31| — 9 | 2,61 27; 27| O| 0,00! 21 z —6| 1,33| 31, 32| —1 | 0,03 




























































































über m +6 | 14, 19) — 5| 1,32] 27| 26| + 1 | 0,04! 24, 25| — 1 | 0,04| 30) 26| +4| 0,62 16 0,00| 24! 23| +1| 0,04 
| | 
zusammen |193|1193 \ de di 0 3,29 198 ie ofaa 178/178 0 jr 179 Tr 2161216 0| 1,10 
Tabelle 9. 
Berechnung von 7? bei den Größen von weiblichen Berliner Kleinkindern. 
| A Alter 
Größe in cm ` 2—2); à Die à Pa, | 23/,—3 3—31/, | 31/,—31/, 
de | 

= Jolelal#lolelal#lvlel a |#lolelal#ivlel a jali & /ojeln|& 
unter m 6° | 19! 2 2 0,41, 20| 19| +1 | 0,0 
m-6bism-3 | 46! 40, +6 | 0,90' 29| 33| —4 | 0,48! 29| 32| — 3 | 0,28 32| 34| —2 | 0,12! 28| 31 = 0,29| 20 33—13 5,12 








m-3bism-1 | 34| 40| —6 | 0,90, 32| 32| 0 0,00 32| 33| — 1 | 0,03] 32| 31; +1 
m-l bis m +1 | 43| 42) +1 | 0,02] 37| 35| +2 0,11 40| 38| + 2 |0,11| 42| 34| +8 
m + 1 bism +3 38| 37| +1 0,03 31| 33| —2| 0,12) 35| 35 0 | 0,00! 35) 31| +4 
m+3bism +6] 35, 34 +1 | 0,03! 36| 33| +31 0,27! 40| 37| + 3 | 0,24! 31| 33| —2 0,12 36| 38 —2 | 0,11 | 35+ 3| 0,26 


über m +6 16, 16| 0 | 0,00, 19| 19| 0) 0,001 20| 22| — 2 | 0,18] 19| 23| —4 | 0,70) 27, 24| +3| 0,38| 23| 27— 4| 0,59 


| 
217 216216 


0,03| 39! 33| +6 1,09] 42 a 3,90 
1,881 30) 38| —8 | 1,68] 36 Se 0,12 


0,52| 39 36! +3| 0,25] 34| 32 + 2) 0,13 





17| ı6| + 1 | 0,06! 19) 24| —5| 1,04| 18| 17 0,06! 23| 24— ı| 0,04 



































































































































zusammen pn 231, 0 2,29 204 204| 0| 1,031213/213 0 Le ur 210) 0| 4,41 217 J 3,86 0 |10,16 
| 

ö ; Alter Fü | o cr 

Größe in cm | 31/,—3?/, 3*/à— 4—41/, | 41/3 —41/ 4/2 —4Ÿ/4 | 4 /a—5 

|| | d? d2 di | d | d? 

ES E EAE ee ejal® ejblel a Jette a|efvole] aj Epe ae 
unter m-6 | 22! 24 —2 | 0,171 23| 26| —3] 0,35! 13 21] — 8 | 3,05! 16| 18| —2 0,22] 18| 23| —5| 1,00] 26| 26| o| 0,00 
m -6 bis m -3 29) 3 d 0,48) 34| 31| +3 0,29| 41| 31) +10 | 3,29| 25| 28| —3 | 0,32) 30| 30| 010,00! 28| 33| —5 | 0,76 
m -3 bis m -1 | 29 29 0 | 0 00| 27| 27 0! 0,00! 29 30) — 1 | 0,03] 28| 26| +210 15 33| 27| +6 33 34| 28; +6 | 1,29 




















m -1 bis m + 1 | 37| 31) +6 | 1,16) 29| 28] + 1 | 0,04! 32| 33| — 1 | 0,03 25| 28| —3 | 0 92) 29| 29 0! 0,00! 27] 30] —3 | 0,30 

m + 1 bis m +3] 26| 27| —1 19:04 25| 26| —1 | 0,04! 32| 31) + 1 | 0,03 29| 26| +3] 0, 35| 23! 26| —3 | 0,35! 26| 26 0 ! 0,00 

m + 3 bis m +-6| 34 28| +6 | 129| 29| 28l +1 0,04| 30] 34| — 4 | 0,47| 33| 28| +5 | 0,80| 33| 27| +6 | 1,33] 33| 28| +5 | 0,89 

über m +6 || 14| 19| —5 | 1,32) 20| 21}—1 | 0,05! 27| 24| + 3 | 0,38 171 19| —2| 0,21) 14! 18| A| 0,80! 16| 19| —3 | 0,47 
| | | | 

zusammen 191) 191 0 187 | 204 7,28/173173 0! 2,46/180,180 3,71 





4,46/187 | 4,99/190 























| 
ý 0,81||204 























| | 5 
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Schule besuchten, so daß also in beiden Fällen sehr 
bedeutsame Auslesen (eine günstiger, eine ungünstiger 
Art) entstanden. 

Für die Altersklassen von 2—5 Jahren bringt nun 
Tabelle 7 die arithmetischen Mittel und mittleren Ab- 
weichungen ; dann geben die beiden folgenden Tabellen 
die Berechnung der x? in der bereits geschilderten 
Form. 


Tabelle 7. 


Arithmetische Mittel und mittlere Abwei- 
chungen der Größen von Berliner Klein- 
kindern. 


| Arithmetisches Mittel | Mittlere Abweichung 


Alter | in cm in cm 

| Knaben | Mädchen Knaben | Mädchen 
2 —27, | 83,96 83,15 | 4,44 4,35 
214, — 2% 85,56 85,54 5,15 4,55 
223%, 88,15 87,86 4,88 4,46 
23,— 3 | 89,85 89,41 5,19 4,92 
3 —314 92,49 91,96 4,85 4,55 
33% 93,69 92,70 5,09 5,06 
314—33/ 95,76 95,12 | 4,45 4,92 
3%,— 4 97,50 97,13 | 5,40 5,24 
4 —41, 99,42 98,69 | 5,26 4,89 
44,4% 101,41 100,58 | 5,82 4,85 
444%, 103,11 102,19 4,78 4,97 
43,—5 104,09 104,04 | 5,14 5,06 


Aus Tabelle 8 ergibt sich ein Durchschnittswert von 
4,96 für y? gegenüber einem Erwartungswerte von 
6 + 1; aus Tabelle 9 ergibt sich ein Durchschnitts- 
wert von 3,86 (gleichfalls gegenüber einem Erwar- 
tungswerte von 6 + 1); für beide Geschlechter zu- 
sammen beträgt der Durchschnittswert von x? also 
4,41, seine Differenz gegen den Erwartungswert somit 
— 1,59 + 0,71. Es sieht demnach so aus, als wären 
bei diesem Materiale die Abweichungen von der 
Gaußschen Verteilung kleiner, als sie nach Zufalls- 
gesetzen erwartet werden müssen, also einer unter- 
normalen Fehlerrelation (Q < 1) in der homograden 
Statistik entsprechend; indessen läßt sich für ein 
solches Verhalten kaum eine Erklärung (außer der 
empirischen Bestimmung von M und o) finden, so daß 
es wohl doch nötig sein dürfte, die Abweichung von 
x: vom Erwartungswerte, obwohl sie 2,2 mal so groß 
ist wie ihr mittlerer Fehler, für zufällig zu halten. 
Zum mindesten ist es also wahrscheinlich, daß die 
Größen von Kleinkindern der Normalverteilung folgen. 
Dabei liegt aber wieder eine kleine Abweichung vor, die 
anscheinend nicht zufälliger Natur ist; die End- 
gruppen enthalten nämlich nur 1015 Fälle gegen 1081 
der Erwartung; die Differenz ist also — 66, der zuge- 
hörige mittlere Fehler beträgt + 29,0. Dies ent- 


spricht ganz der im vorher besprochenen Falle ge- 


m 
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fundenen scheinbaren Abweichung von der Normal- 
verteilung, die im 5. Kapitel dieses Abschnittes zu 
besprechen sein wird. 

Um auch die Größenverteilung erwachsener Men- 
schen zu prüfen, seien nunmehr zwei Beispiele mili- 
tärischer Messungen herangezogen. Das erste ist das 
schon erwähnte von Fechner mitgeteilte, das zweite 
entstammt der neueren deutschen Heeresstatistik. 
Fechner stellte die bei der Aushebung ermittelten 
Größen von 2047 Leipziger Studenten aus den Jahren 
1843—1862 zusammen und verglich die Ergebnisse 


| mit den erwartungsmäßigen — einerseits nach dem 


einfachen, andererseits nach dem zweiseitigen GauB- 
schen Gesetze!). Die folgende Tabelle bringt für beide 
Fälle die Berechnung von y?; die reduzierten Klassen- 
breiten mußten hier etwas anders als sonst sein, da 
die Messungen nicht in cm, sondern in sächsischen 
Zollen (= 23,6 mm) erfolgten. Die Hauptwerte der 
Verteilung lauten: Arithmetisches Mittel = 71,75, 
Dp = 71,99, n (durchschnittliche Abweichung) = 2,04, 
e, (durchschnittliche Abweichung der unter D, liegen- 
den Varianten von diesem) = 2,16, e’ (desgl. der ober- 
halb Dp liegenden Varianten) = 1,92 (alles in Zollen). 


Tabelle 10. 
Berechnung von y? bei den Größen von Leip- 
ziger Studenten. 






| nach dem Gauß- ||nachFechnerszwei- 








beob- schen Gesetze spaltigem Gauß- 
Größe achtete schem Gesetze 
in Zollen | Elle | er- 

| wartet d: 

e 
unter68,5 || 206,5 || 208,5|— 2 | 0,02 | 213 |— 6,5! 0,20 
68,5—70,5 | 425 | 431 |— 6 | 0,08 | 417 |+ 8 | 0,15 
70,5—71,5 | 290 | 304 |—14 | 0,64 | 298 | — 8 | 0,21 
71,5—72,5 | 330,51 315 |+15,5| 0,76 | 318 |+ 12,5) 0,49 
72,5—73,5 | 296 | 282 |+14 | 0,70 | 291 |+ 5 | 0,09 
73,5—75,5 | 365,5| 360 |+ 5,51 0,08 | 371,5 — 6 | 0,10 
über 75,5 133,5 | 146,5 |—13 | 1,15 | 138,5, — 5 | 0,18 
zusammen |] 2047 |2047 | O | 3,43 || 2047] 0 | 1,42 


Also auch bei Anwendung des einfachen GauB- 
schen Gesetzes liegt y? unter dem Erwartungswerte, 
der 6 beträgt, aber doch um weniger als den mittleren 
Fehler (y/12). Legt man dagegen das zweispaltige 
Gaußsche Gesetz zugrunde, so wird y? so klein, daß die 
Übereinstimmung von Beobachtung und Erwartung 
geradezu verdächtig wird. Die Fechnersche Kurve 
stellt eben hier nicht ein der Verteilung zugrunde 
liegendes Gesetz dar, denn von diesem müßten Ab- 
weichungen nach den Zufallsgesetzen stattfinden, son- 
dern sie ist eine Kurve, die sich der wirklichen Ver- 
teilung möglichst eng anschmiegt und so eine getreue 
Beschreibung, aber keine Erklärung gibt. 

1) Fechner, Kollektivmaßlehre, S. 281. 
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Die Ergebnisse von Messungen, die 1906 an mehr 
als 100000 deutschen Soldaten vorgenommen wurden, 
sind von Schwiening veröffentlicht worden!). Aus 
ihnen ergibt sich M = 167,32 cm, o = 5,42 cm; die 
Berechnung von x? zeigt Tabelle 11: 


Tabelle 11. 


Berechnung von y? bei den Größen von deut- 
schen Soldaten. 


m u en — 


Fälle 








Größe in c a’ 

robe in cm ne 

beobachtet e 

beobachtet | erwartet | era 

unter 161,5 | 15245 15499 —254 | 42 
161,5—164,5 | 18379 17464 +915 | 47,9 
164,5—166,5 | 15697 15062 + 635 26,8 
166,5—168,5 | 15976 15881 + 95 0,6 
168,5—170,5 | 14187 14735 —548 20,4 
170,5—173,5 | 15556 16536 — 980 58 1 
über 173,5 | 14108 13971 + 137 1,3 


zusammen | 109148 | 109148 | 0 | 159,3 


Hier ergibt sich also ein ganz unmöglicher Wert von 
x?. Zur Erklärung ist zunächst an die Ungenauigkeit 
militärischer Messungen überhaupt zu denken?), ins- 
besondere an das bereits dargelegte Streben nach 
runden Zahlen (Tabelle 2); dazu kommt aber der 
wichtige Umstand, daß es sich bei diesen Messungen 
nicht um Aushebungspflichtige, sondern um bereits 
eingestellte Soldaten handelte, so daß also eine Größe 
unter 155 cm nur ausnahmsweise vorkommen konnte; 
durch das Ausschalten des linken Endstückes der 
Variation muß schon eine links-asymmetrische Ver- 
teilung vorgetäuscht werden ; außerdem stammten die 
gemessenen Rekruten aus allen Teilen Deutschlands 
und stellten somit ein Gemenge verschiedener „Typen“ 
dar. Eine solche Mischung muß xy? vergrößern, wenn 
man von. dem ganz unwahrscheinlichen Falle absieht, 
daß die — in sich das Gau Bsche Gesetz befolgenden — 
Typen auch mit ihren Durchschnittsgrößen und der 
Zahl ihrer Individuen der Gaußschen Verteilung ent- 
sprechen ; anderenfalls wird — bei zahlreichen gleich 
stark besetzten Typen, deren Durchschnitte annähernd 
eine Kontinuierliche Reihe bilden, — mindestens die 
im 4. Kapitel dieses Abschnittes beschriebene Häufig- 
keitskurve entstehen, leicht sogar eine zweigipfelige 
Verteilung. 

Die aus den vorhergehenden Beispielen gewonnene 
Überzeugung, daß die Häufigkeitskurven der Größe 
homogener Menschengruppen nur um Zufallsabwei- 
chungen von der Gaußschen Fehlerkurve verschieden 

1) Schwiening, Körpergröße und Körpergewicht des Men- 
schen. D. m. W. 40, 498, 556, 1914. 

2) Vgl. Lexis, Artikel ,, Anthropologie und Anthropometrie‘ 


im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 3. Aufl., 1, 557, 
1909. 
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sind, kann also durch das scheinbar widersprechende 
Ergebnis des letztbehandelten Falles nicht erschüttert 
werden. Es bleibt aber noch die Deduktion Raut- 
manns für seine Behauptung, das einfache GauB- 
sche Gesetz sei als Verteilungsgesetz bei der Körper- 
größe unbrauchbar!), zu widerlegen ; sie stützt sich auf 
seine Tabelle LXXV 2), die nun hier als Tabelle 12 un- 
verändert wiedergegeben werden soll. 


Tabelle 12. 


Verteilung der Fälle nach dem einfachen 
Gaußschen Gesetz (nach Rautmann). 









Spielraum Bu En Sue, | A A—g’ | gg” 
Berechnet"! 4,1*)) 189,2 | 262,2 | 262,2 | 189,2 | 4,1*) 
Gefunden | — | 140,6 | 315,4 | 307,7 | 148,3 = 


Differenz | +4,1*) + 48,6 [—53,2 |—45,5 |+40,9 |+4,1*) 


*) Müßte richtig heißen: 4,6. 


Die vorliegende Tabelle bezieht sich auf die Grö- 
Ben deutscher Soldaten, die während des Krieges auf 
ihre Eignung zum Flugdienste untersucht wurden. A 
bedeutet das arithmetische Mittel M, ferner (wenn 
die durchschnittiiche Abweichung n genannt wird), 
g,=M—-n8,=M— 1,822 Van, Z, = M—2,33 Var 
analog die Werte oberhalb des Durchschnitts®). Die 
Differenzen sind so groß, daß Rautmanns Urteil 
völlig berechtigt erscheint. Doch hätte ihn stutzig 
machen müssen, daß auch die untere Reihe fast ganz 
symmetrisch ist, so daß also keine Asymmetrie, son- 
dern höchstens Exzessivität der Verteilung in Frage 
käme. Die wirkliche Lösung der Unstimmigkeit ist 
aber viel einfacher: Während die für den einzelnen 
Spielraum berechneten Erwartungszahlen von der 
durchschnittlichen Abweichung ausgehen, g, hier also 
wirklich M — n bedeutet, ist g, bei der Eingruppierung 
der beobachteten Werte als M— o angenommen! 
Dies geht aus Tabelle LXVI) hervor, und auch eine 
Nachrechnung einer seiner Anlagetabellen bestätigt 
dies ; aus Anlagetabelle IT ergibt sich z.B. o = 5,8Icm, 


n = 4,65 cm, also das Verhältnis = bis auf die zweite 


Dezimale mit dem theoretisch geforderten yz über- 


einstimmend! Setzt man in Rautmanns Tabelle in 
der oberen Zeile die Werte ein, die den tatsächlich 
benützien Werten von g, und g’ entsprechen, so lautet 
die Zeile: 0,6, 144,1, 311,3, 311,3, 144,1, 0,6, und 
jetzt herrscht also vorzügliche Übereinstimmung zwi- 
schen beobachteten und berechneten Zahlen! 


1) Rautmann, Untersuchungen über die Norm, ihre Be- 
deutung und Bestimmung. Jena 1921. S. 101. 

2) Ibidem, S. 98. 

3) Ibidem, S. 72. 

4) Ibidem, S. 93. 
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3. Die Schiefe von Häufigkeitskurven der 
Größen. 


Gegen die Ergebnisse des vorigen Kapitels könnte 
vielleicht der Einwand geltend gemacht werden, die 
Werte von x? könnten sich den Erwartungswerten hin- 
länglich nähern und die Reihen könnten dennoch aus- 
gesprochen — d. h. über das durch Zufall bedingte 
Maß hinaus — asymmetrisch sein; y? gibt ja die Be- 
ziehung zwischen sämtlichen Abweichungen von den 
erwarteten Zahlen und dem voraussichtlichen Spiel | 
raume des Zufalls; es wäre also gut denkbar, daß eine 
schwache, aber sichere Asymmetrie im Werte von y? 
nicht zum Ausdruck käme, weil sie dadurch verdeckt | 
würde, daß die rein zufälligen Störungen hinter dem 
erwarteten Maße zurückblieben. Es soll deshalb noch 
eine besondere Prüfung der Schiefe der Häufigkeits- 
reihen der Größen Leipziger Volksschulkinder erfolgen. 

Der Ausdruck ,,Schiefe‘ wird in doppeltem Sinne 
gebraucht: Einerseits gleichbedeutend mit ,,Asym- 
metrie‘‘, also in qualitativem Sinne; andererseits 
nennt man so auch ein exaktes MaB der Asymmetrie, 
und in diesem Sinne soll der Ausdruck auch hier Ver- 
wendung finden. Pearson schlug vor!), als Schiefe 





das Verhältnis zu bezeichnen, wobei M wieder 


das arithmetische Mittel, D den häufigsten (dichtesten) 
Wert und o die mittlere Abweichung bedeutet. Mit 
dieser Berechnungsart soll auch hier operiert und die 
Schiefe mit S bezeichnet werden. 

Nun hängt aber sehr viel davon ab, wie man D be- 
rechnet ; da ein Verfahren wie das Fechnersche seiner 
Langwierigkeit wegen kaum jemals gebräuchlich 
werden wird, muß man sich mit dem üblichen be- 
gnügen, das durch den (roh) häufigsten Wert und 
dessen beide Nachbarwerte eine Parabel legt und 
das Maximum derselben als endgültigen Wert von 
D betrachtet. Für die Frage der Zuverlässigkeit 
dieses Verfahrens kommt es sehr darauf an, wie 
sich die verwendete Klassenbreite zu den Streuungs- 
maßen der betreffenden Reihe verhält (außerdem 
natürlich auch auf die Größe der absoluten Zahlen); 
ist die Klassenbreite nämlich verhältnismäßig klein, 
so ist die Verteilung auf die einzelnen Klassen sehr 
vom Zufall abhängig und auch die Abrundung macht 
sich stark fühlbar; es ist daher in solch einem Falle 
besser, eine weitere Reduktion der Klassen vorzu- 
nehmen, um dadurch diese nicht sachlich bedingten 
Unebenheiten auszugleichen. 

DieVerwendung der Schiefe (wie alle anderen statisti- 
schen Verhältniszahlen) hat nur dann einen rechten 


1) Phil. Transactions of the Royal Society of London, 
Serie A, 186, 370 (1895). Vgl. auch Czuber, Die statistischen 
Forschungsmethoden, S. 107. 
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Sinn, wenn man sich über den mittleren Fehler derselben 
wenigstens ein ungefähres Bild machen kann. Darüber 
liegt aber in der Literatur merkwürdig wenigvor.Pear- 
son und Filon haben allerdings Berechnungen dar- 
über vorgenommen!) und fanden den wahrscheinlichen 


Fehler der Schiefe als VA Vi Tag Da sie aber 


den dichtesten Wert anders bestimmten als nach dem 
hier eingeschlagenen Verfahren, ist der Wert hier nicht 
anwendbar. Fechner gibt eine Formel für den mitt- 
leren Fehler seiner Zahl u an?); u bedeutet die Diffe- 
renz zwischen den Zahlen der Fälle oberhalb und 
unterhalb des arithmetischen Mittels und Fechner 


findet u, = y @ = = )n = 0,6028 yn. Aus dieser 
Formel läßt sich nun der mittlere Fehler der Schiefe 
folgendermaßen ableiten: Da die Hälfte der u Fälle 
zwischen dem arithmetischen Mittel und dem Median- 
wert (C) liegen muß, beträgt der mittlere Fehler der 
Zahl der zwischen M und C liegenden Fälle 0,3014 V n. 
Nun liegen bei schwacher Asymmetrie, um die es sich 
hier auschlieBlich handelt, die drei Hauptwerte nahe 
genug aneinander, daß die Zahlen der im Raume 
M — C und M — D liegenden Fälle als proportional 
diesen Distanzen selbst betrachtet werden können, 
und unter Anwendung des Fechnerschen Lage- 


M—D 
‚ergibt sich als mittlerer Fehler der Anzahl der 


gesetzes?), wonach bei schwacher Asymmetrie 


— I 


4 
e . .. l . 4 . O CON 
zwischen M und D liegenden Fälle a: y(i — +)" 


1,404 Vn, wobei allerdings Konstanz des mit 





— 
— 





n angegebenen Verhältnisses vorausgesetzt ist. 


Um nun vom mittleren Fehler dieser Anzahl auf den 
des Abstandes zwischen M und D (er heiße ôy schließen 
zu können, berücksichtige man, daß in einem hin- 
reichend engen Intervall um das Maximum, die An- 
. = so daß also à = 77727 er 
o yV2n 
Vernachlässigung der Inkonstanz dieses Verhältnisses 
oY2r 1,4046 -y 2x 3,520 D 
meer ad 
n Yn / 


n In 
o Ô , ve: o ô? 
Ko =n und S = z IST Us = 7) tan 


g? ĝ? 
[3,52\2 s°. 
v e Pan’ 


zahl v = 





; wieder unter 


ist somit uô = Uv ` 











ist S < 0,25, so hat der zweite 


1) Pearson und Filon, Mathematical Contributions to the 
Theory of Evolution. IV. On the Probable Errors of Frequency 
Constants. Phil. Transactions of the Royal Society of London, 
Serie A, 191, 229. 1898. 

2) Fechner, KollektivmaBlehre, S. 250. 

3 Ibidem, S. 305. 
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Summand selbst auf die zweite Dezimale keinen Ein- 
3,5 
fluß, so daß also us = Var 
Die Errechnung des mittleren Fehlers aus Pearsons 
1,81) 
Formel des wahrscheinlichen Fehlers ergibt na die 
aus den Fechnerschen Formeln eben ausgeführte also 
fast das Doppelte; der Grund für diesen großen Unter- 
schied dürfte hauptsächlich in der Verwendung des 


Fechnerschen Lagegesetzes liegen, da das Verhältnis 
4— 
— der Erfahrung nach viel zu klein ist?). 
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Die folgende Tabelle 13 zeigt nun die Schiefe, die 
sich aus den Größen der Leipziger Volksschulkinder 
ergibt, wenn man einerseits den häufigsten Wert aus 
den I cm breiten Klassen berechnet!), und wenn man 
andererseits zuerst 3 cm breite Klassen bildet; zur 
Vermeidung von Willkürlichkeiten sind diese stets so 
gebildet, daß die drei benachbarten Zahlen von der 
Form 3k + 1, 3k +2, 3k + 3 zu einer reduzierten 
Klasse (mit der Klassenmitte 3k + 2) zusammen- 
gefaßt wurden. Der Index bei D und S gibt die Breite 
der verwendeten Klassen in cm an. 


Tabelle 13. 


Berechnung der Schiefe der Häufigkeitskurven, die sich aus den Größen der Leipziger 
Volksschulkinder ergeben. 











Knaben Mädchen 

Alter | 

| M | Di | D: o | S | S M | D, | D o | Sı | S 
6 —61% 110,84 | 110,12 | 110,75 | 5,24 | +0,14 +0,02 110,16 | 110,17 110,63 5,52 | —0,00 | —0,09 
614—7 113,73 | 113,96 | 113,85 | 5,48 | —0,04 | —0,02 | 112,93 | 114,68 | 113,42 | 5,49 | —0,32 | —0,09 
T —14 116,74 | 117,01 | 117,09 | 5,61 | —0,05 | —0,06 | 115,86 | 117,67 | 116,63 | 5,53 | —0,33 | —0,14 
74—8 119,21 | 119,23 | 119,40 | 5,72 | —0,00 | —0,03 | 118,20 | 116,91 | 117,71 | 5,76 | +0,22 | +0,09 
8 —81; 121,75 | 122,75 | 122,05 | 5,82 | —0,17 | —0,05 | 121,05 | 121,79 | 120,47 | 5,72 | —0,13 | +0,10 
814—9 123,91 | 124,75 | 124,17 | 5,67 | —0,15 | —0,05 | 122,99 | 123,76 | 122,96 | 5,82 | —0,13 | +0,01 
9 —9% 126,47 | 124,85 | 125,74 | 5,95 | +0,27 | +0,12 | 125,22 | 125,80 | 125,19 | 6,06 | —0,10 | +0,00 
91,—10 nl 128,82 | 128,66 | 6,11 | —0,09 | —0,06 | 127,44 | 129,65 | 126,08 | 6,12 | —0,36 | +0,22 
10 —104, 130,05 | 131,68 | 130,40 | 6,12 | —0,27 | —0,06 | 129,56 | 129,85 | 129,94 | 6,11 | —0,05 | —0,06 
1014—11 131,91 | 131,11 | 131,65 | 6,13 | +0,13 | +0,04 | 132,09 | 131,10 | 131,73 | 6,33 | +0,16 | +0,06 
11 —114% Er 135,69 | 135,84 | 6,17 | —0,25 | —0,28 | 134,66 | 134,89 | 134,50 | 6,42 | —0,04 | +0,02 
11%—12 | 135,94 | 137,68 | 136,99 | 6,44 | —0,27 | —0,16 | 136,94 | 137,76 | 136,67 | 6,91 | —0,12 | +0,04 
12 —124 | 138,25 139,70 | 139,36 | 6,69 | —0,22 | —0,17 | 139,85 | 139,15 | 140,08 | 7,09 | +0,10 | —0,03 
121, —13 | 140,25 | 140,03 | 140,09 | 6,64 | +0,03 | +0,02 | 142,58 | 139,71 | 141,11 | 7,52 | +0,38 | +0,20 
13 —1314 142,93 | 142,95 | 143,03 | 7,19, | —0,00 | —0,01 | 145,89 | 146,77 | 146,41 | 7,43 | —0,12 | —0,07 
13%, —14 144,49 | 144,79 | 143,70 | 7,37 | —0,04 | +0,11 || 147,99 end 149,90 | 7,60 E —0,25 





Durchschnitt 6—10.. 
Durchschnitt 10—14.. 


r 

Tabelle 13 zeigt, wie die größten Schiefen stark ver- 
kleinert werden, wenn man zu reduzierten Klassen 
übergeht. Die Schiefen, die dann übrig bleiben, sind 
nicht nur meist klein, sondern auch teils positiv, teils 
negativ, so daß ihr „Typus“ offenbar bei 0 liegt; eine 
Ausnahme liegt nur bei den Knaben über 10 Jahren 
vor, bei denen eine kleine negative (also Rechts-) 
Asymmetrie reell zu sein scheint; die Erklärung dafür 
(Fehlen von Plusvarianten durch Übergang in die 
höheren Schulen) ist bereits im vorigen Kapitel aus- 


geführt. Beschränkt man sich daher auf die Alter 
unter 10 Jahren, so liegt kein Grund dafür vor, daB in 


Gesamtdurckschnitt.. | 


1) Charlier gibt (Vorlesungen über die Grundzüge der mathe- 


1,2247 
matischen Statistik, S. 74) an: 77 ? ohne aber eine Ableitung 


dafür zu geben. Die Zahl deckt sich mit Pearsons für den 
wahrscheinlichen Fehler bei kleinem S. 
3) Vgl. Czuber, Die statistischen Forschungsmethoden. S.78. 












0,02 0,14 | +0,01 
0,06 0,02 | —0,01 
|. | —o,08 | +0,00 


diesen Altern die „wahren‘‘ Schiefen verschieden sein 
könnten; man kann daher die je 16 Werte von S, und 
S, in diesen Altern je als einen Kollektivgegenstand 
zusammenfassen, dessen arithmetisches Mittel nur 
innerhalb der Fehlergrenze vom „wahren“ Werte ab- 
weicht, und die Abweichungen der Einzelwerte prüfen. 
Dann ergibt sich?) für die S;: 
M = — 0,08, o = 0,18, um = 0,04; 
für die S;: 
M = +0,00, o = 0,09, um = 0,02. 


1) Größe und Gewicht der Schulkinder und andere Grund- 
lagen für die Ernährungsfürsorge. S. 26. 

2) Die Berechnung der ø ist ohne die ‚Korrektur wegen des 
endlichen n‘ (durch Multiplikation mit V=) ausgeführt, 
da diese in der Biometrie nicht üblich ist. Vgl. Johannsen, 
Elemente der exakten Erblichkeitslehre, 2. Aufl., S. 97; ferner 
Czuber, Die statistischen Forschungsmethoden, S. 209. 
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Da die Zahl der Elemente jeder Verteilung durch- 
schnittlich 2102 beträgt, findet sich hier rein empirisch 
der mittlere Fehler der Schiefe in diesen Fällen: 
8,0 0,09 


0,18 _ — — 40. 
Usı — Va | 2102 RE. Hu, PASSE + 
dagegen hatte selbst die nach Fechner abgeleitete 


) 


Vn 


bedeutend, was nur so gedeutet werden kann, daß die 
Zahlen der Elemente in den einzelnen Klassen oft (vor 
allem wohl durch Abrundung) systematisch beeinflußt 
sind. Dies steht zwar scheinbar in Widerspruch zu der 
Feststellung des vorigen Kapitels, daß die Abweichun- 
gen von der Gaußschen Kurve im allgemeinen nicht 
die Grenzen des Zufälligen überschreiten, doch wird 
dieser Widerspruch dadurch beseitigt, daß bei der Be- 
rechnung von x?nicht von den ursprünglichen Klassen, 
sondern von solchen von mindestens 2 cm Breite aus- 
gegangen wurde, wodurch der Einfluß der Abrundung 
schon verringert wurde; fühlbar blieb er ja immer 
noch. Die Bedeutung der Abrundung kommt auch 
darin zum Ausdruck, daß der mittlere Fehler für S, 
(auch verhältnismäßig) bedeutend kleiner ist als für S,. 
Die Schiefe, die sich bei der Berechnung aus I cm 
breiten Klassen ergibt, ist doppelt so groß wie ihr 
mittlerer Fehler, kann also zufällig sein ; dadurch, daß 
die genauere Berechnung aus 3 cm breiten Klassen 
den Wert 0,00 ergibt, wird dies sehr wahrscheinlich. 
Will man beide Berechnungsarten für die Bestimmung 
des endgültigen Wertes verwenden, so erhält man 
(unter Berücksichtigung der Gewichte) bei Hinzu- 
fügung einer dritten — allerdings unzuverlässigen — 
Dezimale: | 





Formel nur ergeben. Der Unterschied ist also sehr 


S = — 0,016 + 0,018. 

Dies ist also eine Asymmetrie, die nicht nur unsicher 
ist, sondern auch, selbst wenn sie reell wäre, ihrer 
Winzigkeit wegen bedeutungslos wäre. 

Für die Knaben über 10 Jahren (n = 15933, 
V n = 126,2) ergibt die empirisch gewonnene Formel 
für us: S, = — 0,11 +0,06, S, = — 0,06 + 0,03, 
also — wie schon erwähnt — wahrscheinlich eine echte 
Asymmetrie aus den bereits dargelegten Gründen. Für 
homogene Menschengruppen dagegen, kann der Inhalt 
dieses Kapitels zusammengefaßt werden, hat auch die 
explizite Untersuchung der Schiefen der Größen- 
verteilung keinen einigermaßen sicheren Anhaltspunkt 
für das Bestehen einer solchen Asymmetrie gegeben. 


— 
— 


4. Die Veränderung der normalen Häufigkeits- 
kurve unter dem Einfluß des Wachstums. 


| Gegen die Arbeit von Geißler und Uhlitzsch, 
schrieb v. Pfaundler!), müsse „das Bedenken er- 


1) v. Pfaundler, Körpermaßstudien an Kindern, S. 7. 
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- hoben werden, daß es sich nicht um gleichaltrige 


Individuen handelte, so daß die Größenvariation keine 
rein individuelle war, sondern auch durch Alters- 
differenzen von bis zu 12 Monaten mitbestimmt 
wurde“. Welchen Einfluß aber diese Zusammen- 
fassung nicht genau gleichaltriger Individuen, wie sie 
ja fast allgemein bei Messungen und Wägungen üblich 
ist und auch dem Zahlenmaterial der vorangegangenen 
Kapitel zugrunde lag, auf die Gestaltung der Ergeb- 
nisse hat, hat v. Pfaundler nicht untersucht, und 
auch sonst scheint die Frage nicht geprüft worden zu 
sein; sie sei deshalb im folgenden einer näheren Be- 


trachtung unterzogen. 


Die Ableitung beruht auf den Voraussetzungen, 
daß die Gesamtzahl der Beobachteten groB genug 
ist und daß diese sich auf das Altersintervall 
gleichmäßig genug verteilen; es kann dann bei 
Altersintervallen bis zu einem Jahre (außer im 
Säuglingsalter) mit hinlänglicher Genauigkeit ange- 
nommen werden, daß die „typischen“ Werte der 
Größe mit dem Alter in linearer Funktion wachsen. 
Die Gesamtverteilung, die allein bekannt ist, ist dann 
eine Superposition zahlreicher Gaußscher Kurven, 
die untereinander kongruent sind, und deren Fuß- 
punkte der längsten Ordinaten eine arithmetische 
Reihe bilden. Die Länge dieser arithmetischen Reihe 
ist gegeben durch die Differenz zwischen der durch- 
schnittlichen Größe am Ende und am Anfang des 
Altersintervalls, sie ist die Breite desjenigen Teils der 
Gesamtverteilung, der die Maxima der Einzelvertei- 
lungen umfaßt; sie heiße b. 


Das o, das man kennt, ist das der Gesamtverteilung, 
es heiße daher o, im Gegensatze zum gesuchten o, der 
Einzelverteilungen. Da das arithmetische Mittel der 
Gesamtverteilung selbstverständlich in der Mitte der 
Breite b liegt, sind die arithmetischen Mittel der 

5 bis + > 
von ihm entfernt. Um o, aus den o, zu finden (also 
im umgekehrten Vorgehen, da ja o, gesucht ist), 
braucht man nur zu berücksichtigen, daß die mittlere 
Abweichung in Bezug auf einen um x vom Durch- 
schnitt der Verteilung entfernten Punkt Yo? + x? ist; 
da bei der Bildung von o, immer auf das arithmetische 
Mittel der Gesamtverteilung Bezug genommen wird, 
ergibt sich dieses als Durchschnitt aller Yoe* + x‘, 


Einzelverteilungen um alle Werte von — 





b b 
wobei x alle Werte von — 2 bis + 5 durchläuft, also 


++ 
als fs +x)dx = Oe? + 6. ist demnach 
= BD 12 
Vas, das ergibt also ein genaues Analogon 
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zur Sheppardschen Korrektur. Bei einer solchen 
Verteilung ist co, nur scheinbar der Parameter, in 
Wirklichkeit hat sie deren zwei, o, und b. Es ist nun- 
mehr noch die Frage zu untersuchen, wie sich die Ge- 
samtverteilung mit diesen beiden Parametern gestaltet. 

Wird als Einheit o,- V2 gewählt und als Mittel 
punkt des Koordinatensystems der Fußpunkt der 
Symmetrieachse (= längsten Ordinate) der Gesamt- 
verteilung, so kommen auf die Ordinate, deren FuB- 
punkt die Abszisse x hat, von der Einzelteilung mit 


dem Mittelpunkte ui ..e—®@u* wobei z die 
(sehr große) Zahl der Einzelverteilungen bedeutet, die 
die Gesamtverteilung bilden. Da nun alle u zwischen 


m und +5 ihren Anteil zum Werte der Ordinate 


über dem Punkte x beitragen, ist deren Gesamtwert 


+} 
n — (x — u)? . 
y = zafe d u; das ist also 


0 + 
n 
ES — (x — u)? — (x — u)! du 
Va fe du+ fe 
b 0 


mittels Substitution einer neuen Unbekannten für 
u — x kommt man auf: 


= 5° [o > —x) +® D + x) 


Damit ist also die Form der Gesamtverteilung be- 








> b 
stimmt. Sie ist ausschließlich von dem Verhältnis A 
e 


abhängig. 

Zur praktischen Verwertung braucht man natur- 
gemäß auch die Kenntnis des Flächeninhalts von 
Streifen beliebiger Breite, d. h. der Funktion 


| r= jjo- +ø (G+ x)| d x, 


woraus sich ebenso wie bei der einfachen ®-Funktion 
die Fläche irgendeines Streifens durch Addition oder 
Subtraktion der betreffenden Integrale ergibt 


Im folgenden ist nun eine Berechnung dieses ¥ für 


zwei Fälle durchgeführt, nämlich = = | und 2- =$; 


die Berechnung geschah derart, daß die y für um je 
0,1 fortschreitende x berechnet wurden, worauf die 
Flächen angenähert dadurch ermittelt werden konnten, 
daß (weil y eine monone Funktion ist): 


Yxı > A : X, — X, ) > Yx 


Das AY jedes Flächenstreifens wurde dann auf die 
Summe aller AY bezogen und konnte so in °/,, der 
Gesamtfläche ausgedrückt werden. 
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Tabelle 14. 
Berechnung von y und ¥ der Gesamtverteilung 
x für 2 = 1 tür > = À 

Ye | Fo vo | Foa 
0,0 0,383 0,000 0,261 0,000 
0,1 0,380 0,054 0,259 0,055 
0,2 0,370 0,107 0,252 0,109 
0,3 0,353 0,158 0,240 0,162 
0,4 0,331 0,206 0,224 0,211 
0,5 0,305 0,251 0,205 0,256 
0,6 0,275 0,292 0,185 0,297 
0,7 0,244 0,329 0,163 0,334 
0,8 0,213 0,361 0,141 0,366 
0,9 0,182 0,389 0,120 0,394 
1,0 0,153 0,413 0,100 0,418 
1,1 0,126 0,433 0,081 0,437 
1,2 | 0,102 0,449 0,065 0,452 
1,3 0,081 0,461 0,051 | 0,464 
1,4 0,063 0,472 0,040 0,474 
1,5 0,049 0,480 0,030 0,482 
1,6 0,037 0,486 0,022 0,487 
1,7 0,028 0,490 0,017 0,491 
1,8 0,020 0,493 0,013 0,494 
1,9 0,014 0,496 0,009 0,497 
2,0 0,010 0,498 0,006 0,498 
2,1 0,007 0,499 0,004 0,499 
2,2 0,004 0,499 0,002 0,500 
2,3 0,002 0,500 0,000 0,500 
2,4 0,000 0,500 0,000 0,500 


Will man die so errechnete Verteilung mit der auf 
gewöhnliche Art berechneten vergleichen, so muß man 
berücksichtigen, daß die Gesamtverteilung bei der ge- 
wöhnlichen Berechnung o, als Einheit verwendet, 
während zur Erzielung der Vergleichbarkeit mit ¥ 
auf o. umgerechnet werden muß. Da nun in den 


beiden Fällen der Tabelle 14 o,= Og 15, bzw. 


Oe = Og z? ist, müssen die Argumentwerte mit 
diesen Verhältniszahlen multipliziert und erst zu den 


so erhaltenen Zahlen die 5 nachgeschlagen werden. 
Dann ergibt der Vergleich der Verteilungen folgendes: 


Tabelle 15 


Vergleich der gewöhnlichen mit der Y-Ver- 
teilung. 
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(Fortsetzung von Tabelle 15.) 





0,497 0,498 


für? si für > = À 
E 

| 2w Pwo | Poo 60 
0,8 | 0,363 0,361 0,366 0,366 
1,0 0,414 0,413 0,417 0,418 
1,2 0,450 0,449 0,452 0,452 
1,4 | 0,472 0,472 0,474 0,474 
1,6 | 0.486 0,486 0,487 0,487 
1,8 0,493 0,493 0,494 0,494 
2,0 0,497 0,498 


b 2 
Beträgt der Wert von z. 350 ıst also bis zur dritten 
e 


Dezimale nur an einer einzigen Stelle ein Unterschied, 
und dieser dürfte auf der Ungenauigkeit der Berech- 
nung von ¥ beruhen. Nun zeigt aber ein Blick in die 


b 
Tabellen 3 und 7, daß in keinem Falle auch nur : 
e 


l 
erreicht, sogar fast durchwegs unter 5 bleibt; (b für 


das Alter t ergibt sich hinlänglich genau als: 
M«+n — Me-1 
b, = Maro — Tem) 
In den hier behandelten Beispielen kann also die Be- 
einflussung der Häufigkeitskurve durch das Wachstum 
innerhalb der Altersklasse überhaupt keinen bemerk- 
lichen Einfluß ausüben ;auch in dem von v.Pfaundler 
beanstandeten Falle derZusammenfassung ganzjähriger 


b + e 
Altersklassen, wo also er bis zu 1 ansteigt, kommen 
e 


nur die ganz bedeutungslosen Unterschiede in Betracht, 
welche Tabelle 15 für diesen Fallergibt. Eine merkliche 
Änderung der Zufallskurve erfolgt also (unter der Be- 


b 
dingung, daß — < 1) durch die Umwandlung in diese 


y-Kurve nicht. Das zweite Kapitel dieses Abschnittes 
hat aber Abweichungen von der Zufallskurve ergeben, 
die nicht auf Asymmetrie beruhen und daher durch 
eine Abänderung der Gaußschen Kurve unter Auf- 
rechterhaltung ihrer Symmetrie erklärtwerden müssen, 
was nun im folgenden Kapitel auf andere Weise ver- 
sucht werden soll. 


5. Die Beeinflussung der Häufigkeitskurven 
durch Extremwerte. 


Faßt man in den Tabellen 4 und 5 die Größenklassen 
so zusammen, daß die zentralen (m — 1 bis m + 1) 
als „Mittelgruppen‘, die randständigen (wie in Ta- 
belle 1) als ,Endgruppen‘ und die übrigen als „Zwi- 
schengruppen‘“ bezeichnet werden, so ergibt eine Zu- 
sammenstellung folgendes: 
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Tabelle 16. 


Gruppenweiser Vergleich zwischen beobach- 
tetenunderwarteten Häufigkeiten der Größen 
bei den Leipziger Volksschuikindern. 


| Mittel- |! Zwischen- 


Geschlecht : gruppen | gruppen 
| |l 


H 
und Alter | beob- | er- | beob- | er-  beob- 
\ achtet | wartet ' achtet 


wartet achtet 
Knaben 6-10) 2436 2401, 9931 | 9796 | 4945 | 5115 | 17312 
Knaben 10-14| 2014 1923 | 8301 | 8229 , 5618 
Knaben zus. | 4450 4324 18232 118025 10563 
Mädch. 6-10 | 2271 | 2246 9275 | 9197 | 4778 
Mädch. 10-14] 2077 | 2092 | 9179 | 9058 | 6912 


Mädch. zus. | 4348 | 4338 (18454 |18255 '11690 


beide Geschl. | 
6-10 
beide Geschl. 
10—14 

beide Geschl. | | | 
zusammen | 8798 | 8662 |36686 |36280 22253 |22795 67737 


| Endgruppen | 


Zus. 
er- 
wartet 











5781 | 15933 
10806 | 33245 
4881 | 16324 
7018 | 18168 
11899 || 34492 


| 


| 
4707 | 4647 lig 18993 Ä 9723 | 9996 | 33636 
f 1 





4091 | 4015 Pr 17287 |12530 12799 | 34101 


Der Verlauf der kleinen Anomalie, die Tabelle 16 
zeigt, geht ziemlich gleichmäßig durch alle Zeilen, man 
kann daher zur Erzielung größerer Zahlen die Betrach- 
tung auf die Gesamtsumme beschränken. Dabei ergibt 
sich, daß die Mittelgruppen, die durchschnittlich etwa 


die Abszissen zwischen M + und M + z umfassen, 


um 1,6% mehr Fälle enthalten als erwartet, die 
Zwischengruppen, die etwa den Raum von M — 5 bis 
M + o (mit Ausschluß dessen der Mittelgruppen) dar- 
stellen, um 1,1 % mehr. Die Differenz dieser beiden 
Zahlen untereinander ist zu unsicher, um verwertet 
werden zu können, zum mindesten steht aber fest, daß 
diese beiden Gruppen zusammen mehr Fälle als er- 
wartet aufweisen, nämlich + 542 + 123,0. Es liegen 
hier also Häufigkeitskurven vor, die in leichtem, aber 
sicherem Grade ‚‚exzessiv‘‘ in positivem Sinne (nach 
Charlier) sind. 


Wie exzessive Verteilung zustande kommt, hat 
Johannsen?) dargelegt; das Wesentliche ist das Auf- 
treten einer größeren Anzahl von Extremwerten (nach 
Johannsen um mehr als + 30 von M entfernt; doch 
ist diese Begrenzung willkürlich). 

Daß Extremwerte der Größe beim Menschen häu- 
figer als erwartet vorkommen, war schon Quetelet 
bekannt, der sich mit diesen eingehend beschäftigte?) ; 
v. Pfaundler kannte auch ihren Einfluß auf die Ver- 
teilungskurve?) auf Grund einer Berechnung von 


1) Johannsen, Elemente der exakten Erblichkeitslehre. 
2. Aufl., S. 257. 
2) Vgl. z. B. Quetelet, Anthropométrie, S. 303. 


3) v. Pfaundler, Körpermaßstudien an Kindern. S. 10. 
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Rahts!), berücksichtigte ihn indes bei den Größen - 


nicht, sondern nur bei den Gewichten. Im folgenden 
werden daher die bei den Leipziger Volksschulkindern 
gefundenen Extremwerte (in Johannsens Abgren- 
zung) mit den erwartungsmäßigen verglichen, um ihre 
Wirkung berechnen zu können. 


Tabelle 17. 


Die Extremwerte der Größe bei den Leipziger 
Volksschulkindern nach BeobachtungundEr- 























wartung. 
Extremfälle 
Geschlecht | unter M— 30 über M + 30 || zusammen 
und Alter beob- | er- beob- | er- beob- | er- 
achtet | wartet || achtet | wartet || achtet | wartet 
EIGEN, DEN = 
Knaben 6-10... | 60 | 24 | 19 | 24 | 79 | 48 


Knaben 10-14..... | 31 22 31 22 62 44 
Knaben zusammen .| 91 46 50 46 141 92 
Mädchen 6-10 ...! 55 22 19 22 74 44 
Mädchen 10-14 ...! 40 25 | 32 25 72 50 
Mädchen zusammen | 95 47 51 47 


beide Geschlechter | | | 
6-10 |115 | 46 | 38 | 46 | 153 | 92 


beide Geschlechter 


10-14 | 71 47 | 63 | 47 | 134 | 94 
beide Geschlechter | | 
zusammen | 186 | 93 | 101 | 93 287 | 186 


Die Zahl der Extremfälle ist also weit größer als 
nach der Erwartung, und zwar ist die Differenz zweifel- 
los reell (+ 101 + 13,6). Der Unterschied ist bei den 
jüngeren Kindern etwas größer (vielleicht zufällig) als 
bei den älteren und zeigt namentlich den charakteristi- 
schen Unterschied, daß er sich bei diesen auf beide Ex- 
treme verteilt,bei jenen dagegen nur das untere betrifft. 

Man muß bei diesen Extremfällen — namentlich den 
unteren — wohl meist von pathologischen Fällen 
sprechen, obwohl dieser Ausdruck wegen der ganz 
fließenden Grenzen des Begriffs in diesem Zusammen- 
hange nach Möglichkeit vermieden werden sollte; das 
Ergebnis der Tabelle 17 kann daher auch dahin aus- 
gedrückt werden, daß im Bereiche des Pathologischen 
das Gaußsche Gesetz nicht mehr streng gilt. 

Um nun den Einfluß dieser Abweichung auf die 
Häufigkeitskurve im ganzen zu ermitteln, braucht 
man nur anzunehmen, daß zu einer völlig normalen 
Kurve, die also 2,7 °/,, ihrer Varianten jenseits der 


10 
Grenzen M + 30 liegen hat, noch = also 1,5 °/oo 


Extremfälle hinzutreten; dann wird die rechnungs- 
mäßige mittlere Abweichung (unter der Annahme, daß 
das durchschnittliche Abweichungsquadrat dieser Ex- 
tremfälle 3,5? o? betrage), 


. 4) Vgl. hierzu Skibinski, 
ner Schulkindern. S.11. 


Das Körpergewicht von Münch- 
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er o? + 0,0015 : 12,250? _ en 
u V 1,0015 OURS: 


Wendet man diesen Wert der mittleren Abweichung, 
wie er sich unter Berücksichtigung aller Werte 
ergibt, an, so erhält man natürlich zu kleine Erwar- 
tungszahlen für die nahe dem Durchschnitt liegen- 
den Abszissen, z. B. für die um nicht mehr als diese 


mittlere Abweichung von ihm entfernten n Ø (75) 
1,0084 
y2 
jetzt in diesem inneren Teile der Verteilung zu liegen. 
So wird also eine „Hochgipfeligkeit‘‘ der Kurve vor- 
getäuscht, während diese sich in Wirklichkeit inner- 
halb des Gebietes von M — 30 bis M + 30, das also 
99,6 % aller Elemente umfaßt, streng der Normal- 
kurve anschließt und nur an den äußersten Enden 
davon abweicht. Daß bei den Leipziger Volksschul- . 
kindern 1,2 % zu viel in dem Raume zwischen M — o 
und M + o liegen, während es nach dieser Berechnung 
nur 0,6 % sein sollen, kann auf Zufall beruhen, die 
Übereinstimmung ist jetzt befriedigend. Eine Folge 
dieses bevorzugten Vorkommens von Extremfällen ist 
eine Verschiebung des Verhältnisses von mittlerer zu 
durchschnittlicher Abweichung, worauf Rahts bei den 
Gewichten der Münchener Kinder hinwies!). An dem 
hier verwendeten Material läßt sich dies leider nicht 
nachprüfen, weil die Tabelle über die durchschnitt- 
liche Abweichung?) einige offenbare Rechenfehler ent- 
hält; dagegen können dazu die Zahlen des Leipziger 
Statistischen Amtes für 1921 dienen; aus diesen?) er- 

geben sich folgende Durchschnittszahlen: 


Tabelle 18. 

Das Verhältnisvonmittlerer zu durchschnitt- 
licher Abweichung bei den Größen der Leip- 
ziger Volksschulkinder 1921. 

Differenz zwischen 
beobachtetem und 
erwartetem Werte 


von o;n mit mitt- 
lerem Fehler der 





anstatt n- JG =), d.h. um 0,6 % zu viel scheinen 


Durchschnittswert 


Geschlecht und Alter 





Differenz 

Knaben 6-10........ 4,555 | 1,257 || + 0,004 +0,009 
Knaben 10-14........ 5,234 | 1,260 | + 0,007 +0,010 
Knaben zusammen ... 4,894 + 0,006 +0,007 
Mädchen 6-10 ...... 4,537 + 0,011 +0,010 
Mädchen 10-14 ...... 5,632 + 0,005 +0;009 
Mädchen zusammen ... 5,084 + 0,008 +0,007 
beide Geschlechter 6-10 | 5,730 | 4,546 | 1,260 | + 0,007 +0,007 
beide Geschlechter10-14 || 6,842 | 5,433 | 1,260 | +0,007 +0,007 
beide Geschlechter zus. || 6,286 | 4,989 | 1,260 | +0,007 +0,005 

1) Ibidem. 

2) Größe und Gewicht der Schulkinder und andere Grund- 
lagen für die Ernährungsfürsorge. S. 27. 


8) Mitteilungen des Statistischen Amtes der Stadt Leipzig. 
N. F., H.5. 34. 1922. 
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Es liegt somit eine sehr kleine, aber konstante Ab- 


o 
weichung des Verhältnisses — nach oben hin vor, und 


die Gesamtzahl der beobachteten Fälle (69008) ist 
groß genug, daß der mittlere Fehler der Differenz (er 


beträgt, wie eine einfache Rechnung ergibt, V 5 z) 


unter den Betrag der Differenz herabsinkt. Noch deut- 
licher wird dieses Verhalten an dem — allerdings auf 
weit kleinerem Material beruhenden — Ergebnis der 
von v.Pfaundler veranlaßten Münchener Messungen ; 
die vier Tabellen, die Riedel über die Größen von 
insgesamt 3716Schulanfängern zusammengestellt hat1), 
‚ergeben als Durchschnitt o = 5,7924, n = 4,5337, also 
das Verhältnis 1,278, somit eine Abweichung von 
0,025 + 0,021. Es liegt auf der Hand, daß in solchen 
Fällen mit Überhöhung der äußersten Kurvenstücke 
die Berechnung der durchschnittlichen Abweichung 
die (scheinbare) Anomalie im Kernstück der Kurve 
geringer erscheinen ließe, ohne sie indessen völlig be- 
seitigen zu können. Auf jeden Fall geht es wohl zu 
weit, wenn Lenz fordert?), daB die Anwendung der 
mittleren Abweichung völlig aufhören und durch die 
der durchschnittlichen Abweichung ersetzt werden 
solle. Er scheint auch keine Zustimmung dazu ge- 
funden zu haben?). 

Nun kann an Hand der Tabelle 17 auch die Frage 
der Schiefe noch einmal aufgerollt werden. Es hat sich 
dort — mindestens für die jüngeren Altersklassen - - 
ergeben, daß die unteren Extremwerte bedeutend 
stärker besetzt sind als die oberen. Solche Vertei- 
lungen hat wohl Weinberg im Auge, wenn er die 


— D 
) ab- 


lehnt4), weil auch bei asymmetrischer Verteilung M 
und D zusammenfallen könnten. Natürlich ist es aus- 
schließlich Sache der Definition, ob man Kurven, die 
bei sonst symmetrischem Verlaufe an den äußersten 
Enden Asymmetrien aufweisen, asymmetrisch nennen 





M 
Pearsonsche Berechnung der Schiefe ( 


1) Riedel, Die Körperlänge von Münchner Schulkindern. 
Med. Diss. München 1913. — Zu bemerken ist, daß Riedel zur 
Berechnung von o die Abweichungen von dem dem arithmeti- 
schen Mittel zunächst liegenden Werte, der durch 0,5 cm teilbar 
ist, rechnet, ohne das Quadrat der Differenz zur Korrektur ab- 
zuziehen. Der Unterschied ist zwar an sich unbedeutend, läßt 
aber die — auch an sich sinnlose — Berechnung von 4 Dezimalen 
als ungerechtfertigt erscheinen. Ebenso geht die Berechnung 
der erwartungsmäßigen Zahlen vom provisorischen Mittel aus 
und erfolgt trotzdem auf 2 Dezimalen! 

2) Lenz, Bemerkungen zur Variationsstatistik und Kor- 
relationsrechnung und einige Vorschläge. Archiv für Rassen- 
und Gesellschaftsbiologie, 15, 398. 1924. 

3) Vgl. Weinberg, Artikel ‚Methoden und Technik der 
Statistik mit besonderer Berücksichtigung der Sozialbiologie‘* 
im Handbuch der sozialen Hygiene und Gesundheitsfürsorge 
1, 115. 125. 4) Ibidem, S. 117. 
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soll; es dürfte wohl zweckmäßiger sein, dies nicht zu 
tun, und dann kann man die Häufigkeitskurven der 
menschlichen Größen bei homogener Bevölkerung 
nicht für asymmetrisch halten. 


III. Untersuchung von Häufigkeitskurven 
der Gewichte. 
l. Berechnung von Abrundungskoeffizienten 
der Gewichte. 


Da sich gezeigt hat, daß die Größenangaben durch 
Abrundungsbestrebungen beeinflußt sind, liegt esnahe, 
nach einer gleichartigen Tendenz auch bei Gewichts- 
angaben zu forschen. Allerdings liegt ein Unterschied 
bei Anwendung des metrischen MaBsystems darin, daß 
die cm-Zahlen leicht auf durch 5 teııbare abgerundet 
werden, während dies bei kg-Zahlen viel weniger mög- 
lich ist, da Irrtümer von der Größe eines cm weit eher 
entstehen können als solche von der Größe eines kg; 
wo dagegen die Verteilungstafeln auch halbe kg be- 
rücksichtigen, kann sich die Abrundung darin geltend 
machen, daß die ganzzahligen Werte stärker besetzt 
sind. Nun kann allerdings eine solche Stärkerbesetzung 
auch dadurch entstehen, daß der häufigste Wert in die 
Nähe einer ganzen Zahl fällt; faßt man aber eine 
größere Anzahl von Reihen, die sich auf verschiedene 
Alter beziehen, zusammen, so müssen sich die Häufig- 
keitsunterschiede, die auf der Lage des häufigsten 
Wertes beruhen, hinlänglich aufheben, so daß die 
übrigbleibenden auf die Abrundung bezogen werden 
können, ohne daß es einer Berechnung der erwartungs- 
mäßigen Zahlen bedürfte. Man kann vielmehr so vor- 
gehen, daß man sagt, erwartungsmäßig müßte die 
Hälfte aller Gewichtsangaben ganzzahlig sein, der 
Anteil aller Angaben, der über die Hälfte hinaus 
ganzzahlig ist, ist der Anteil der infolge Abrundungs- 
bestrebens unzuverlässigen Angaben an allen und 
kann unmittelbar als Maß dieser Unzuverlässigkeit 
dienen, für das der Ausdruck ,,Abrundungskoeffi- 
zient“ (A) vorgeschlagen sei. Sein mittlerer Fehler ist 


V GRENIER oder bei den tatsächlich vorkom- 


menden Werten von À, bei denen A? gegen 0,25 ver- 
nachlässigt werden kann, mit genügender Genauigkeit 

1 
2Vn. 

Im folgenden wird die Berechnung des Abrundungs- 
koeffizienten an zwei Beispielen vorgeführt, nämlich 
an den Gewichten der 1922 gewogenen Leipziger Volks- 
schulkinder!) und der 1923 Co Le Berliner Volks- 
schulk'nder?). 

1) Größe und Gewicht der Schulkinder und andere Grund- 
lagen für die Ernährungsfürsorge, S. 32ff. 1924. 


2) Sonderbeilage zu den Veröffentlichungen des Reichs- 
gesundheitsamts Nr. 11, S. 20*ff., 1924. 
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Tabelle 19. | 
Die Abrundungskoeffizienten der Gewichte bei Leipziger und Berliner Volksschulkindern. 


Leipziger Volksschulkinder 

























Berliner Volksschulkinder 








Knaben Mädchen Knaben Mädchen 
- - - - anz- halb- Z- halb- 
Alter zahlige aloe zahlige allge Alter zahlige zahlige zahlige zahlige 
Gewichtsangaben Gewichtsangaben Gewichtsangaben Gewichtsangaben 

G/5— 65/9 | 76 68 48 49 
65/3— 67/5 | 78 58 53 46 
67/— Th | 68 79 84 72 
Ta — 73/4 75 126 85 85 
T/— TSh 131 98 78 95 
75/3— T/a 117 109 113 87 
T'/e— 85 173 133 153 122 
8!/8— 8/3 194 106 129 143 
8%/— 85/4 111 140 163 102 
85/3 — 87/3 155 135 76 64 
87/s— 91/5 183 124 214 203 
91/— 93/3 160 140 145 124 
93/— 95/3 154 135 153 118 
96/,— Ws 162 108 160 129 
97/,—101/2 174 168 121 134 
101/,—10?/, 165 120 132 126 
103/,—105/, 158 132 162 138 
zusammen ......... 17167 16068 17680 16532 105/,—107/, 151 125 120 111 
M einer 51,7 48,3 51,7 48,3 107/,—111/, 162 124 130 136 
Gesamtzahl!) ...... 33235 34212 111/,—113/e 155 112 133 112 
113/,—115/, 155 90 139 125 
A 0,017 + 0,003 0,017 + 0,003 1,117, 141 Di 147 128 
A (beide Geschlechter) 0,017 + 0,002 117/,—121/, 144 96 157 118 
| 121/,—12%/, 117 108 153 112 
123/,—125/, 129 112 131 155 
126/,—127/, 111 118 104 166 
127/,—131/5 147 136 198 141 
131/,—133/, 145 104 155 127 
133/,—135/, 167 91 153 155 
135/,—13?/, 120 109 205 122 
137/3—141/4 146 112 172 221 
141/,—143/, 100 92 118 97 
zusammen .......,. 4424 3632 4284 3863 
ARR T TEE 54,9 45,1 52,6 47,4 

Gesamtzahl ........ 8056 8147 
A 0,049 + 0,006 0,026 + 0,006 

A (beide Geschlechter) 0,037 + 0,004 


Aus diesen beiden in Tabelle 19 ausgeführten Bei- 
spielen läßt sich ersehen, daß die Zuverlässigkeit der 
Leipziger Wägungen weit größer ist ais die der Ber- 
liner, ferner daß in Leipzig kein Unterschied zwischen 
. den Geschlechtern gemacht wurde, während in Berlin 
die Knaben noch ungenauer gewogen wurden als die 
Mädchen (die Differenz ist offenbar reell). Der Ab- 
rundungskoeffizient ist ja bei dem Leipziger Material 
nicht groß; aber immerhin gibt er einen Hinweis auf 
die Grenzen der Genauigkeit und zeigt, daß es zweck- 
los ist, etwa die Zahl der erwartungsmäßigen Fälle auf 


1) Unter Weglassung einzelner Fälle mit extremen, nicht an- 
gegebenen Werten. 


zwei Dezimalen anzugehen, während unter je 1000 
beobachteten Fällen 17 durch Fehler, die außerhalb 
des Zufalls liegen, falsch eingeordnet sind. 


2. Untersuchung gegebener Häufigkeitsreihen 
nach der y2-Methode. | 


Auch für diese Untersuchung werden die 1922 an 
Leipziger Volksschulkindern festgestellten Ergebnisse!) 
verwendet. Tabelle 20 orientiert über die arithmeti- 
schen Mittel und mittleren Abweichungen, Tabellen 21 
und 22 bringen dann die Berechnung von x? genau in 

1) Größe und Gewicht der Schulkinder und andere Grund- 
lagen der Ernährungsfürsorge, S. 26, 27, 32ff. 1924. 
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derselben Weise, wie dies bei den Größen (im 2. Kapitel 
des II. Abschnitts) geschildert wurde; auch hier be- 
deutet m wieder die dem arithmetischen Mittel zu- 
‚nächst liegende Klassengrenze (bei gleicher Entfernung 
die nächst höhere), die Klassenbreiten sind halbe kg; 
b bedeutet wieder die beobachtete, e die erwartete 
Zahl von Fällen, d = b — e. 


Tabelle 20. 


ArithmetischeMittelundmittlereAbweichun- 
gen der 1922 gemessenen Gewichte von Leip- 
ziger Volksschulkindern. 


Arithmetisches Mittel 
in kg 
Knaben | Mädchen 


in kg 


Knaben Mädchen 





Faßt man wieder die Werte von y? zu Durch- 
schnitten für je vier Altersjahre zusammen, so ergibt 
sich folgendes: 

Tabelle 23. 


Durchschnittswerte von y? bei den Gewichten 
von Leipziger Volksschulkindern. 














Aiter Durchschnittliches y ? 
Knaben <naben | Mädchen | zusammen 
6—10 13164 1,22 23,77 + 1,22 18,46 +0,87 
10—14 18,73 + 1,22 40,34 + 1,22 29,53 + 0,87 





zusammen| 15,94+0,87 | 32,05+0,87 | 24,00+ 0,61 


Die Werte von x? sind durchweg so, daß sie (gegen- 
über dem Erwartungswerte 6) als Ausdruck der Un- 
möglichkeit dafür gelten müssen, daß diese Häufig- 
keitskurven dem Gaußschen Gesetze folgen, das der 
Berechnung der erwartungsmäßigen Zahlen zugrunde 
lag. Diese Unmöglichkeit ist in jedem einzelnen Falle 
so groß, daß die Unterschiede zwischen den Altern und 
Geschlechtern daneben gar nicht in Betracht kommen. 

In schroffem Gegensatze zu dem eben Festgestellten 
steht die von mehreren Autoren aufgestellte Behaup- 
tung, daß die menschlichen Gewichte sich nach dem 


Mittlere Abweichung 
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Gaußschen Gesetze verteilen; das Material dieser 
Autoren muß daher nachgeprüft werden, um diese Un- 
stimmigkeit aufklären zu können. 

Hier ist zunächst Skibinski!) zu erwähnen, auf 
dessen Material sich v. Pfaundler?) stützte. Ski- 
binski selbst fiel zwar auf, daß seine beobachteten 
Zahlen sehr schlecht mit den erwartungsmäßigen 
übereinstimmten, doch glaubte er, auf ein Gutachten 
von Rahts gestützt, dies erkläre sich hinlänglich 
aus der übermäßigen Zahl extremer Varianten. Er 
rechnete daher eine von seinen vier Reihen so um, 
daß er statt der mittleren Abweichung die durch- 
schnittliche berechnete?) und außerdem alle Fälle 
jenseits der Grenzen M + 30 ausschaltete®). Dann 
schien ihm die Übereinstimmung befriedigend zu sein. 

Eine objektive Nachprüfung mittels der y2-Methode 
ergibt aber folgendes: 


Tabelle 24. 
Anwendung der y?-Methode an Skibinskis 
Wägungsergebnissen 7-jähriger Knaben. 


Nach gewôhnlichem | Nach abgeändertem 


Gewicht 










mike Verfahren Verfahren F 
d? | 

LT nn b | eld| er 2 | e ed le 

unter 17,25 73| 92 —ı0| 3,90 73 | 78 3 | —5 | 0; 0,32 
17,25—18,75 | 137 | 118 | +19 | 3,08 | 137 ! 120 ` +17 | 2,41 
18,75—19,75 | 122 | 106 | +16 | 2,42 | 122 | un 0,89 
19,75—20,75 | 135 | 113 | +22 | 4,28 | 135 | 121 | + 14 | 1,62 
20,75—21,75 | 82 | 103 | —21 | 4,28 | 82 | 109 | —27 | 6,69 
21,75—23,25 | 109 | 112 | — 3 | 0,08 | 109 | 112 | — 3 | 0,08 
über 23,25 68 | 82 | —14 | 2, 62 68 | — 6 | 0,53 
zusammen ||726 |726| © |20,43 | 720 |720| o [12,54 


Selbst wenn man also diese Korrekturen des Ver- 
fahrens vornimmt, bleibt noch immer eine Differenz 
von 6,54 + 3,46, die also wahrscheinlich reell ist, 
gegenüber dem Erwartungswert von x? bestehen. Die 
Berechnung von y? für alle vier nach gewöhnlichem 
Verfahren berechneten Reihen ergibt einen Durch- 
schnittswert von 18,79, der außerdem durch eine Um- 
rechnung der geschilderten Art nicht so sehr, wie es in 
dem durchgerechneten Beispiele der Fall ist, gesenkt 
würde, da in den drei anderen Reihen die Zahl der 
Extremfälle geringer ist. 

Daß gerade diese von Skibinski zur Umrechnung 


1) Skibinski, Das Körpergewicht von Münchner Schul- 
kindern. Med. Diss. München 1914. 

3) v. Pfaundler, Körpermaß-Studien an Kindern. Zschr. 
f. Kindhlk., 14. 1916. 

3) Dabei geht er wie Riedel ohne Korrektur vom proviso- 
rischen Mittel aus. 

4) Im Texte (S. 11) heißt es irrtümlicherweise, die Berech- 
nung wäre abwechselnd mit diesen beiden Änderungen des Ver- 
fahrens erfolgt; aus Tabelle F (S. 17) geht aber hervor, daß 
beide gleichzeitig Anwendung fanden, 
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benützte Reihe diejenige unter seinen vier Reihen ist, 
welche seiner Anschauung noch am günstigsten wäre, 
läßt sich auch aus einer Berechnung der Schiefen er- 
sehen. Diese (S, im Sinne des dritten Kapitels des 
Il. Abschnittes) betragen nämlich 
in der Reihe der 
6-jährigen Knaben (Tabelle A) + 0,18, 
7- ») „ ( ») B) + 0,07, 
6- ,, Mädchen ( ,, ©) + 0,32, 
7- 33 33 ( ” D) + 0,19. 
Daraus ergibt sich ein Durchschnitt von 0,19, dessen 


Vn 
4 
nannten . Kapitels) Vo — 0,07 beträgt. Es liegt 


mittlerer Fehler (nach der Formel des eben ge- 


also eine beträchtliche Schiefe vor, wie man übrigens 
auch aus Skibinskis graphischen Darstellungen er- 
sehen kann und noch weit besser ersehen könnte, wenn 
er den Maßstab der Abszissen nicht so unzweckmäBig 
klein gewählt hätte. 


Ludwig hat seine Anschauung, daß auch die Ge- 
wichte dem Zufallsgesetze folgen!), nicht rechnerisch 
belegt. Doch hat sich ja gerade am Leipziger Material 
gezeigt, daß diese Meinung nicht zutreffen kann. 

Oettinger dagegen, der die gleiche Auffassung ver- 
trat, stützte sie durch Gegenüberstellung der beobach- 
teten und erwarteten Werte in vier Reihen?); diese 
weisen wirklich gute Übereinstimmung auf, und die- 
selbe wird noch besser, wenn man die erwarteten 
Werte genauer berechnet, als es Oettinger tat, der 
immer von einer Kiassenmitte (bei sehr breiten 
Klassen!) ausging. Dann ergeben sich nämlich 
folgende y?: 

613 Gemeindeschüler von 12—121, Jahren 

7,44 (Erwartungswert 6 + 3,46), 

212 höhere Schüler von 9—91 Jahren 

0,87 (Erwartungswert 6 + 3,46), 
141 Fortbildungsschüler von 16—161, Jahren 

1,11 (Erwartungswert 4 + 2,83), 
168 höhere Schüler von 16—161, Jahren 

0,78 (Erwartungswert 4 + 2,83). 


Abgesehen davon, daß die Zahl der diesen Werten 
zugrunde liegenden Beobachtungen nicht groß ist, er- 
klärt sich das von allen anderen Ergebnissen völlig ab- 
weichende Oettingers daraus, daß er bei der Ver- 
wendung seiner Zahlen aus seinem großen Material nur 
vier Reihen auswählte und für diese Auswahl auch 
die Güte der Übereinstimmung mitbestimmendes Mo- 
ment war?). 

1) Mitteilungen des Statistischen Amtes der Stadt Leipzig, 
N. F., H.5, S. 18. 1922. 


2) Ztschr. f. Hyg., 98, 395. 1922. 
3) Nach freundlicher mündlicher Mitteilung. 


KARL FREUDENBERG 


3. Beziehungen der Gewichtsverteilung zur 
GrôBenverteilung. 

Daß zwischen Größe und Gewicht der Individuen 
einer homogenen Bevölkerung eine Korrelation be- 
steht, scheint allgemein anerkannt zu sein. Und da die 
Größe durch äußere Umstände nur wenig beeinflußt 
wird, das Gewicht aber weit stärker, ergibt sich als 
natürlich, daß man das Gewicht als eine Funktion. ver- 
schiedener Variablen, darunter vor allem der Größe, 
auffaBt. Als expliziten Ausdruck dieser Funktion 
fand Quetelet y — k x? (vgl. den ersten Abschnitt), 
während der Rohrersche Index von der Formel 
y = k x? ausgeht. Da in der anthropologischen Lite- 
ratur keine Einigkeit darüber herrscht, sei im folgen- 
den an Hand von Zahlen, die sich gerade auf das hier 
vorwiegend behandelte Schulalter beziehen, nach einer 
solchen Beziehung zwischen Größe und Gewicht ge- 
sucht. Solche Zahlen sind selten, da die meisten 
Beobachter Größe und Gewicht getrennt verarbeite- 
ten; im folgenden seien aber zwei auf unmittelbarer 
Beobachtung fußende Reihen verwendet. 

Aus Oettingers Zahlen!) ergibt sich, wenn man für 
jedes Alter die kleinste Größe (x,) und die größte (x,) 
mit den entsprechenden Gewichten zusammenstellt, 
folgendes: | 
Tabelle 25. 

Die Beziehung zwischen Größe und Gewicht 
nach Oettingers Zahlen. 











mer) Lee) ne ] ve nu) 











6— 7| 105) 122 | 1,16 | 17,0 | 22,5 | 1,32 1,9 
7— 8| 110| 124 | 1,13 | 19,6 | 24,05) 1,23 1,7 
8— 9) 116| 129 | 1,11 | 21,4 | 26,65| 1,24 2,1 
9—10] 122| 133 | 1,09 | 24,45 | 29,05| 1,19 2,0 
10—11] 127| 138 | 1,09 | 27,2 | 32,0 | 1,18 1,9 
11—12) 132| 142 | 1,08 | 30,2 | 34,6 | 1,15 1,8 
12—13| 138| 148 | 1,07 | 33,7 | 38,55) 1,14 1,9 
13—14| 140 | 153 | 1,09 | 35,6 | 42,0 | 1,18 1,9 
zus. | | . fof . | . 11,20 1,9 


Daraus ergäbe sich also y = k x”; andererseits er- 
gibt aber eine Aufbereitung des Materials von Bald- 
win?) analog der in Tabelle 25 vorgenommenen für 
jedes der beiden Geschlechter y = k x?”. Diese beiden 
Zahlen differieren zwar wesentlich, immerhin läßt sich 
aber aus ihnen vermuten, daß der „wahre“ Wert unter 
3 liegt. 

Wenn eine solche Beziehung von der Form 
y = k x" wirklich besteht, so folgt daraus, daß die 
n-ten Wurzeln der Gewichte sich in jeder Hinsicht so 

1) Ztschr. f. Hyg., 98, 363. 1922. 

2) Baldwin, Körpergewichts-, Körpergrößen- und Alters- 
tabellen nordamerikanischer Kinder. Anthropol. Anz., 2, 
164. 1925, 
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verhalten wie die GrôBen, also sich auch nach dem 
GauBschen Gesetze anordnen. Um dies nachzuprüfen, 
sind im folgenden für die Altersstufen von 8—10 Jahren 
der Leipziger Knaben, deren Größen dem Zufalls- 
gesetze sehr gut folgen (vgl. Tabelle 4), die entsprechen- 
den Zahlen berechnet, wobei die beiden Fälle berück- 


sichtigt sind, daß n = 2 und daß n = 3. 
Tabelle 26. 


Die Verteilung der Quadratwurzeln und Ku- 
bikwurzeln der Gewichte von Leipziger Volks- 


schülern. 





66 | —| — = 


zus. [2385 [2400/2400 [2423 
Tabelle 27. 
Die Mittelwerte, mittlere Abweichung und 


Schiefe der Quadratwurzeln und Kubikwur- 


zeln der GewichtevonLeipziger Volksschülern 


Quadratwurzeln 
Alter 


8,999, 


Kubikwurzeln 
Alter 





Eine Prüfung dieser Reihen nach der y2-Methode 
ergibt, wenn m die Klassenmitte bedeutet, die dem 
arithmetischen Mittel am nächsten liegt!), folgendes: 

(siehe Tabellen 23 u. 29 nächste Seite.) 


Als Durchschnittswerte von x? für diese vier Alters- 
klassen findet man 
für die linearen Potenzen (Tabelle 21) 
13,72 gegenüber dem Erwartungswerte 6 + 1,73, 
für die Quadratwurzeln (Tabelle 28) 
8,67 gegenüber dem Erwartungswerte 6 + 1,73, 
für die Kubikwurzeln (Tabelle 29) 
8,98 gegenüber dem Erwartungswerte 6 + 1,73. 
Die Werte von x? ergeben also sowohl für die 
Quadrat- als auch für die Kubikwurzeln eine zwar 
geringe, aber immerhin vorhandene Möglichkeit der 
Anordnung nach dem Zufallsgesetze. Hingegen ergibt 
die Betrachtung der Schiefen (Tabelle 27) konstant 
positive Werte, mit einem Durchschnitt von + 0,11 
bei den Quadratwurzeln und + 0,08 bei den Kubik- 
wurzeln. Auch eine Berechnung der Schiefen nach 
dem ganz andersartigen Verfahren von Johannsen?) 
(Durchschnitt aller Abweichungskuben durch Kubus 
der mittleren Abweichung) ergibt für die vier Alters- 
klassen folgende Werte für die Schiefe der Kubik- 
wurzelreihen: 


Alter 8—81, +0,11, 
„ 8%—9 F 0,02, 
» 9—9% +0,10, 
, 9%—10 + 0,09. 


Auch hier beträgt der Durchschnitt + 0,08, und 
man kann bei dieser Übereinstimmung (bei einem 
n — 9698) an der Realität der positiven Schiefe kaum 
zweifeln. 

Wenn also selbst die Reihen der Kubikwurzeln 
noch deutlich positive Schiefen ergeben, so folgt 
daraus, daß eine Radizierung mit noch höherem 
Wurzelexponenten erforderlich ist, um eine sym- 
metrische Verteilung zu erhalten. Daß aber eine der- 
artige Formel der Beziehung des Gewichtes zur Größe 
tatsächlich zugrunde liegen sollte, scheint nach dem 
vorher Ausgeführten äußerst unwahrscheinlich, und 
es ist daher unvermeidbar, diese Überlegung mit einem 
„non liquet“ abzuschließen. 

Die Rechnung beruhte bisher auf voneinander un- 
abhängigen Reihen an denselben Individuen ge- 
wonnener Größen und Gewichte, wobei die Ver- 
knüpfung durch die Annahme erfolgt, daß einer mono- 


1) Bezüglich der Klassenreduktion ist hier etwas von dem 
sonst befolgten Verfahren abgewichen, um die Forderung mög- 
lichster Annäherung des harmonischen an das arithmetische 
Mittel der Erwartungswerte besser erfüllen zu können. 

23) Johannsen, Elemente der exakten Erblichkeitslehre, 
2. Aufl., S. 244. Jena 1913. 
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Tabelle 28. 


Berechnung von 








Quadratwurzel 8—8!/ ! 
aus dem Gewichte "0a 
b e d T b 
unter m —0,35............., 225 | 243 | —18| 1,33| 194 
m —0,35 bis m —0,15....... 457 | 453 | + 4| 0,04| 482 
m —0,15 bis m —0,05 ....... 339 | 321 | +18! 1,01] 355 
m —0,05 bis m +0,05 ....... 366 | 346 | +20] 1,16| 363 
m +0,05 bis m +0,15 ....... 316 | 321 | — 5| 0,08) 337 
m +0,15 bis m +0,35 ....... 439 | 455 | —16 | 0,56|| 428 
über m +0,35............... 243 | 246 | — 3 0,04! 241 


zusammen 


e d | 


x? bei den Quadratwurzeln der Gewichte von Leipziger Volksschülern. 


Alter 
8!/,—9 








0,74 


305 





Tabelle 29. 
es von x? bei den Kubikwurzeln der Gewichte von Leipziger Volksschülern. 


unter m —0,175............. 131 5 = 1,74| = 
m —0,175 bis —0,075m ...... 475 | 479 | — 4| 0,03! 544 
m —0,075 bis m —0,025 ..... 410 | 395 | + 15| 0,56 443 
m —0,025 bis m +0,025 ..... 458 | 428 | +30| 2,10| 452 
m +0,025 bis m +0,075 ..... 369 | 379 | —ı0| 0,28| 359 
m +0,075 bis m +0,175 ..... 434 | 435 | — 1 0 354 
über m +0,175.............. 108 | 122 | —14| 1,61| 111 





ZUSAMMEN . ss. 


ton geordneten Größenreihe auch eine gleichsinnig 
monotone Gewichtsreihe entspricht, oder daß die Ab- 
weichungen der wirklichen von dieser idealen Reihe 
sich im Rahmen des Zufälligen halten. Man kann sich 
aber von der Notwendigkeit einer solchen Annahme 
freimachen, wenn man solche Gewichtsreihen ver- 
wendet, welche sich auf Individuen gleicher Größe be- 
ziehen. Da es sich bei solchen Reihen natürlich auch 
um Individuen gleichen Alters und Geschlechts han- 
deln muß, ist also eine weitgehende Aufspaltung des 
Zählmaterials erforderlich, und solch mühsame Be- 
rechnungen sind selten vorgenommen worden. Immer- 
hin steht wieder eine von Schwiening veröffentlichte 
diesbezügliche Tabelle über die Messungen und Wä- 
gungen von 109148 im Herbst 1906 eingestellten deut- 
schen Soldaten zur Verfügung!). Diese gibt die Ver- 
teilung der Gewichte jeder 1 cm breiten Größen- 
klasse?), so daß man also praktisch von gleich großen 
Individuen innerhalb jeder Größenklasse sprechen 
kann. Die Gewichtsklassen sind allerdings leider 
2,5 kg breit, so daß man sich mit den auf eine Dezimale 
angegebenen Werten von M begnügen muß und auch 


1) Schwiening, Körpergröße und Körpergewicht des Men- 
schen. 40, 498, 556. 1914. 
2) Ibidem, S. 557. 


6,32/2400 |2400 | 


Alter 
ar 











13,302490 |2490 | 0| 7,3012423 '2423 


die anderen Mittelwerte sowie ø höchstens auf eine 
Dezimale berechnen kann. Die folgende Tabelle 30 
gibt für die gut besetzten Größenklassen n, M, C und o 
an ; auf die Berechnung von D muß verzichtet werden, 
weil die Kurven vielfach zweigipfelig sind, so daß die 
Bedeutung von D nur eine formale wäre; deshalb wird 





auch anstatt der Schiefe der Wert angegeben. 


Tabelle 30. 


Charakteristiken der Gewichtsreihen gleich- 
groBer deutscher Soldaten. 








a 
160! 3544 60,2) 59,513,9] + 0,181168 +0,16 
161| 4034| 60,6 | 60,0! 4,1] + 0,15[169 +0,18 





162 5424| 61,3 
163! 6188) 61,9 
164| 6767] 62,7 
165| 8122) 63,2 
166 7575| 63,9 
167] 7959) 64,5 


60,8! 4,01 + 0,13|170 






62,3/4,3 | 
62,8| 4,3) + 0,091173 
63,4| 4,4) +0,111174 
64,0[4,4| + 0,11|17 








3484| 69,7 
3116] 70,3 











en a M—C , 
Die einzelnen Werte von — sind zwar wegen 


der Ungenauigkeit der drei an der Bildung beteiligten 
Zahlen unbrauchbar; da die Ungenauigkeit aber keine 
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systematische ist, kann man annehmen, daß der 





Durchschnitt aus den 16 nicht allzu ungenau 


ist; er beträgt + 0,13 (der gewogene Durchschnitt 
ebenfalls + 0,13). Um daraus die Schiefe zu erhalten, 


M—D 
muB man mit yp — multiplizieren; dieser Bruch hat 


4— 
nach dem Fechnerschen Lagegesetz!) den Wert a 


nach Pearson?) den Wert 3. Als Wert der Schiefe 
ergibt sich daraus + 0,6 bzw. + 0,4, also auf jeden 
Fall ist er sehr hoch. Zur Erklärung kann man an- 
führen, daß eine positive Asymmetrie bei Soldaten 


vorhanden sein muß, weil die leichtesten nicht als 


tauglich befunden werden; ferner können arithmeti- 
sches Mittel und Medianwert auch deshalb auseinander- 
fallen, weil verschiedene Rassen gemischt sind. Doch 
ist es unwahrscheinlich, daB diese Momente aus- 
reichen könnten, eine solch abnorm große Schiefe zu 
erklären; (der mittlere Fehler dieser Schiefe ver- 
schwindet wegen des großen n neben ihr, nach welcher 
Formel er auch berechnet werden mag). 

Es scheint also, als ob auch die Gewichte gleich 
großer aus einer homogenen Bevölkerung stammender 
Individuen sich nicht nach dem Zufallsgesetze ver- 
teilten. In diesem Falle kann es natürlich auch nicht 
gelingen, die Verteilung aller Gewichte einer solchen 
Bevölkerung mittels Substitution irgendeiner Potenz 
der Gewichteauf das Gaußsche Gesetz zurückzuführen. 


IV. Zusammenfassung der Ergebnisse. 

Von den zahlreichen menschlichen Maßen, über die 
anthropologische Untersuchungen vorgenommen wur- 
den, sind in dieser Arbeit nur Größe und Gewicht be- 
handelt worden, weil über diese beiden infolge des 
großen praktischen Interesses, das sie darbieten, die 
umfangreichsten und systematischsten Beobachtungen 
veröffentlicht wurden. 

Freilich, es mögen Reihen von beliebig vielen Be- 
obachtungen vorliegen ; solange die Zahl der beobach- 
teten Individuen endlich ist, kann man wohl fast mit 
Sicherheit in bestimmten Fällen sagen, ein Ver- 
teilungsgesetz bestimmter Art liege der wirklichen 
Verteilung nicht zugrunde, kann aber nie mit ähnlich 
großer Wahrscheinlichkeit eine entsprechende positive 
Aussage machen, sondern nur feststellen, es spreche 
keine große Wahrscheinlichkeit gegen das Zutreffen 
des Gesetzes. Diesen Unterschied der Sicherheit 
positiver und negativer Behauptungen auf dem Ge- 
biete der Reihenvergleichung muß man bei der Be- 
trachtung der hier erzielten Ergebnisse berücksich- 
tigen. 

1) Fechner, Kollektivmaßlehre, S. 305. | 

2) Vgl.Czuber, Die statistischen Forschungsmethoden, S.78. 
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Für homogene Menschengruppen, d. h. gleicher 
Rasse, gleichen Geschlechts und Alters, hat sich in 
dieser Arbeit ergeben, daß ihre Größen sich gut dem 
Gaußschen Gesetze einfügen, so daß kein Grund be- 
steht, an seiner Gültigkeit in diesem Falle zu zweifeln. 
Es hat sich auch gezeigt, daß die Zusammenfassung 
von Personen etwas verschiedenen Alters auf diese 
Verteilung nach dem Gaußschen Gesetze keinen ab- 
ändernden Einfluß in wahrnehmbarem Grade ausübt. 
Die einzige sichere Abweichung besteht darin, daß die 
Extremwerte häufiger vorkommen, als es nach dem 
GauBschen Gesetze zu erwarten wäre; und da diese 
Abweichung teilweise für die unteren und oberen 
Extremwerte verschieden stark ist, kann dadurch eine 
Asymmetrie der Verteilung vorgetäuscht werden, die 
eigentlich nicht besteht, da der weitaus überwiegende 
Teil aller Varianten sich symmetrisch um das arith- 
metische Mittel ordnet. 

Für die Gewichte hingegen muß die Feststellung 
des Ergebnisses zunächst etwas Negatives enthalten: 
Es ist so gut wie unmöglich, daß der Anordnung der 
Gewichte das GauBsche Gesetz zugrunde liegt. Auch 
eine Zurückführung auf das Gaußsche Gesetz durch 
Substitution von Wurzeln aus den Gewichten gelang 
nicht, ebensowenig durch das Ausschalten der Größen- 
unterschiede ; immer blieb eine ausgesprochene Links- 
Asymmetrie bestehen, zu deren Reduktion auf eine 
bestimmte Formel indessen das vorhandene Beobach- 
tungsmaterial nicht auszureichen scheint. 

Es ergibt sich somit zwischen den Häufigkeits- 
kurven der Größen und denen der Gewichte ein grund- 
legender Unterschied, den die bisherigen Autoren viel- 
fach nicht beachteten, weil sie sich summarisch für 
oder wider die Geltung des Gaußschen Gesetzes im 
Bereiche der Biometrie festgelegt hatten. Um diesen 
Unterschied zu erklären, reicht es nicht aus, etwa die 
Größe als ‚„ursprüngliches‘ und das Gewicht als ‚ab- 
geleitetes‘‘ Maß zu bezeichnen, da die Ableitung des 
Gewichts von der Größe eben nicht zur Überführung 
in die Zufallskurve genügt; es muß bei der Häufig- 
keitskurve der Gewichte noch ein anderer form- 
ändernder Einfluß vorliegen, und es ist leicht möglich, 
daß er mit der starken Beeinflußbarkeit des Gewichts 
durch äußere Umstände zusammenhängt. 

Andere Maße sind auch schon auf die Form ihrer 
Häufigkeitskurven hin geprüft worden, so schon von 
Quetelet der Brustumfang!), in neuerer Zeit von 
Rautmann auch Atmungsspielraum, Herzgröße und 
Pulszahl?) und von norwegischen Autoren auch Kör- 


1) Quetelet, Lettres sur la théorie des probabilités. Bru- 
xelles 1846. 

2) Rautmann, Untersuchungen über die Norm, ihre Be- 
deutung und Bestimmung. Jena 1921. 
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perleistungen wie Sprunghöhe, Wurfweite, Laufge- 
schwindigkeit!). Nirgends aber scheint die Prüfung 
exakt genug gewesen zu sein, daß sich über das die- 
sen Häufigkeitskurven zugrunde liegende Gesetz schon 
etwas Sicheres sagen ließe. Hier bleibt der Forschung 
noch ein weites Betätigungsgebiet offen. 
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Wohnungsbeschaffung für Tuberkulöse. 
Von HANS LANGER, Berlin. 


Zu einer Zeit, zu der überall am Ausbau der der 
Tuberkulosebehandlung dienenden Maßnahmen ge- 
arbeitet wird, muß mit allem Nachdruck immer wieder 
darauf hingewiesen werden, daß alle diese Erfolge, die 
durch die Heilbehandlung erzielt werden können, in 
ihrem Einfluß auf die allgemeine Tuberkulosebekämp- 
fung wesentlich beeinträchtigt, ja sogar völlig in Frage 
gestellt werden, wenn sie nicht mit dem Ausbau der 
vorbeugenden Maßnahmen verbunden werden, 
unter denen die Linderung der geradezu katastro- 
phalen Wohnungsverhältnisse in tuberkulösen Fami- 
lien die dringlichste Aufgabe darstellt. 

Um die Bedeutung der Wohnungssanierung für die 
Bekämpfung der Tuberkulose zu begründen, ist es 
nicht erforderlich, zu der noch immerheiß umstrittenen 
Frage Stellung zu nehmen, ob die Superinfektion, d.h. 
also die Krankheitsgefährdung Erwachsener in der 
Umgebung von Tuberkulösen durch wiederholte In- 
fektionen tatsächlich von Bedeutung ist oder nicht, 
und ob es demgemäß Aufgabe der Tuberkulosefürsorge 
ist, die Möglichkeit solcher Superinfektionen zu be- 
kämpfen (wie dies von Romberg, Braeuning u.a. 
gefordert wird) oder ob wir uns der Anschauung, die 
insbesondere von Ulrici vertreten wird, anschließen 
dürfen, daß die Superinfektion der Erwachsenen keine 
wesentliche Gefährdung darstellt. Immerhin bringen 
die methodisch einwandfreien statistischen Unter- 
suchungen von Weinberg, die eine Übersterblichkeit 
der Ehegatten Schwindsüchtiger aufgezeigt haben und 
die gründlichen Beobachtungen von Braeuning 
Material bei, das geeignet erscheint, die Bedeutung der 
Superinfektion auch beim Erwachsenen zum minde- 
sten so wahrscheinlich zu machen, daß die Praxis der 
fürsorgerischen Arbeit diesem Faktor die größte Auf- 
merksamkeit ständig widmen muß. Braeuning fand 
in Stettin, daß in den Jahren 1919—21 auf 1000 Ein- 
wohner 5,4 Neuerkrankungen an offener Tuberkulose 
kamen, auf 1000 Angehörige von Tuberkulösen aber 
32, d. h. sechsmal soviel; und zwar fanden sich in un- 
hygienischen Verhältnissen fast viermal soviel An- 
steckungen wie in hygienisch einwandfreien Haus- 
haltungen. 

Die Bedeutung intrafamiliärer Gefährdung — in der 
die Begründung für Maßnahmen der Wohnungs- 
sanierung liegt — wird aber unabhängig von der Klar- 
stellung der eben besprochenen Beziehungen durch die 


Beziehungen zwischen Gefährdung und Erstinfek- 
tion, — d. h. also unter den bei uns maßgebenden 
epidemiologischen Verhältnissen — durch die Infek- 
tionsgefährdung der Kinder — hinreichend begründet. 
Die Bedeutung dieser Gefährdung namentlich der 
jüngsten Kinder, in Familien mit offener Tuberkulose 
kann als erwiesen gelten. Ich habe seiner Zeit auf der 
Tagung der Tuberkulosefürsorgeärzte in Koburg dar- 
gestellt, daß diese Gefährdung sich nicht nur in einer 
Häufung der Tuberkulosetodesfälle der jüngsten Kin- 
der in den Familien mit offener Tuberkulose ausdrückt, 
sondern daß auch bei den Überlebenden mit großer 
Regelmäßigkeit Zeichen der schweren Infektion nach- 
weisbar bleiben, deren Bedeutung für später, wenn 
diese Kinder in das Erwachsenenalter kommen, noch 
nicht abgeschätzt werden kann. Wenn man aber 
ferner feststellen muß, daß die Zahl der an Tuber- 
kulose sterbenden Kinder seit 1921 (dem Tiefstand der 
Sterblichkeit) ständig im Steigen ist, und daß ins- 
besondere die Sterblichkeit der Kinder im 1.—2. 
Lebensjahr von rund 10 auf Zehntausend im Jahre 
1921, auf rund 16im Jahre 1923 gestiegen ist, so ist die 
Dringlichkeit einer zielbewußten Bekämpfung der 
intrafamiliären Gefährdung hinreichend begründet, da 
gerade die Steigerung bei diesen jungen Kindern der 
Ausdruck der häuslichen Gefährdung ist. Dafür aber, 
daß die Wohnungsverhältnisse einen entscheidenden 
Faktor darstellen, gebe ich als letztes noch eine Be- 
gründung aus Stettin, daß nämlich in übervölkerten 
Haushaltungen Offentuberkulöser dreimal soviel An- 
gehörige an offener Tuberkulose erkranken als in 
hygienischen Haushaltungen, und daß in den ersteren 
die Kinder bereits im ersten Lebensjahr sämtlich in- 
fiziert sind, während in letzteren mehr als 50 %, wäh- 
rend des ersten Lebensjahres vor der Infektion bewahrt 
bleiben. 

So gewinnt gerade vom Standpunkt der Gesundung 
unserer Jugend — der vornehmsten hygienischen Auf- 
gabe, die überhaupt und insbesondere unserer Gene- 
ration gestellt ist — die Wohnungssanierung eine un- 
geheure Bedeutung. 

Die Forderungen, die hier zu erheben sind und die 
Wege, die sich bieten, hat man an vielen Stellen in der 
letzten Zeit eingehend besprochen, und hier und da 
finden sich auch Ansätze praktischer Arbeit zu dieser 
Frage. Im ganzen zeigen aber die praktischen Er- 
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fahrungen, daB die Bemühungen der Tuberkulose- 
fürsorge im Rahmen der gegenwärtig zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten einen ganz unbefriedigenden 
Erfolg haben. Wir müssen es immer wieder ansehen, 
wie schwerkranke, hochinfektiöse Personen in engsten 
Wohnungsverhältnissen ständig ihre Mitbewohner und 
insbesondere eben die Kinder gefährden, ohne daß es 
gelingt, eine Änderung herbeizuführen. Maßnahmen, 
die aber im Einzelfall von der Tuberkulosefürsorge als 
erforderlich erkannt werden, leiden keinen Aufschub, 
wenn man von ihnen überhaupt eine Wirkung er- 
warten will. So kann es auch gegenwärtig nicht in 
Betracht kommen, zu erörtern, welche Form der 
Wohnungssanierung für Tuberkulöse nun die idealste 
Lösung darstellt. Es kommt vielmehr darauf an, Mög- 
lichkeiten zu schaffen, um auf schnellstem Wege und 
unter Umständen unter Benutzung der verschieden- 
sten Methoden die Sanierung der Wohnungsverhält- 
nisse zu erreichen. 

Es ist ja sicherlich der einfachste Weg, in diesen 
Fällen die Sanierung durch die Asylierung der Er- 
krankten durchzuführen. Die Praxis lehrt aber, daß 
die Betroffenen diesem Vorgehen groBe Widerstände 
entgegensetzen, die nicht allein einem mangelnden 
Verständnis für die Maßnahmen entspringen, sondern 
aus einem wohl zu begreifenden Gefühl der Hoffnungs- 
losigkeit, dem durch die Art, wie die Hospitalisierung 
durchgeführt wird, in viel stärkerem Maße Rechnung 
getragen werden muß, als dies gegenwärtig geschieht. 

Auch die Herausnahme der Kinder aus dem ge- 
fährdenden Milieu, wie ich sie insbesondere für die 
Säuglinge ausführlich begründet habe, stellt eine MaB- 
nahme dar, die grundsätzlich von höchster Wirkung 
wäre und deswegen auch mit allen Mitteln gefördert 
werden muß, die aber gegenwärtig in ihrer Durch- 
führung noch nicht wesentlich ins Gewicht fällt. So 
müssen wir mit der Tatsache rechnen, daß der Tuber- 
kulöse und gerade derjenige, der eine eigene Familie 
hat, nach der Entlassung aus der Anstaltsbehandlung 
in seine Wohnung zurückkehrt, und daß nun die 
Wohnungsschäden ungünstig sowohl auf seine eigene 
Gesundheit, wie ganz besonders auf die Gefährdung 
seiner Umgebung einwirken. 

Seit einer Reihe von Monaten habe ich im Char- 
lottenburger Bezirk in Familien mit offener Tuber- 
kulose die in übervölkerten Wohnungen leben, selbst 
Wohnungsbesichtigungen vorgenommen und meine 
Erhebungen zur Grundlage von Anträgen an das zu- 
ständige Wohnungsamt gemacht. Es soll hier darauf 
verzichtet werden, Einzelheiten dieser Wohnungs- 
enquete wiederzugeben. Die Erhebungen über dasWoh- 
nungselend decken sich mit jenen, die unter anderem 
die Krankenkassen schon seit langer Zeit anstellen. 
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Wenn aber festgestellt werden muß, daß in Char- 
lottenburg von etwa 30 Anträgen, die aufs sorgsamste 
durchgearbeitet worden sind, bisher nur ein einziger 
erledigt werden konnte, so ist dies ein Ergebnis, das 
den Mut zu weiteren Bemühungen völlig vernichtet. 
Es mag sein, daß in einzelnen Bezirken die Verhält- 
nisse etwas günstiger liegen; aber die Berichte aus 
Städten, in denen sogar ein ärztliches Mitglied des 
Wohnungsamtes vorhanden ist, lassen erkennen, daß 
auch dort die Bedürfnisse der Tuberkulosebekämpfung 
durchaus nicht ausreichend gewürdigt werden. Die 
Tuberkulose ist aber keine Krankheit, die der Woh- 
nungssanierung dort, wo krasse Schäden gefunden 
werden, nun noch eine lange Wartezeit gibt, denn ent- 
weder es wird sofort eingegriffen, oder es wird zu spät 
eingegriffen. Und so kommt es, daß die wesent- 
lichste Sanierungsarbeit gegenwärtig durch 
das Wegsterben der Infektionsträger geleistet 
wird. 

Als erstes muß gefordert werden, daß der Berück- 
sichtigung der vom Tuberkulosefürsorgeamt gestellten 
Anträge in höherem Maße von den Wohnungsämtern 
Rechnung getragen wird, als dies gegenwärtig zum 
mindesten an einzelnen Stellen geschieht, wenn auch 
nicht verkannt werden darf, daß bei dem außerordent- 
lichen Mangel an Wohnungen, die den Wohnungs- 
ämtern zur Verfügung stehen — auch bei größtem 
Wohlwollen —, immer nur ein beschränkter Teil der 
Anträge wird berücksichtigt werden können. Es ver- 
dient aber erneut wieder unterstrichen zu werden, daß 
es sich bei den aus den Bedürfnissen der Tuberkulose- 
fürsorge erwachsenen Ansprüchen an die Wohnungs- 
ämter um Anforderungen handelt, die durch eine 
Lebensbedrohung begründet werden, und die deswegen 
keinen Aufschub erleiden. 

Die prinzipiellen Schwierigkeiten, die dem Einfluß 
der Organe der Tuberkulosenfürsorge auf die Woh- 
nungsämter entgegenstehen, liegen bekanntlich darin, 
daß im Wohnungsmangelgesetz eine Beteiligung der 
fürsorgerischen Organe an den Entschließungen der 
Wohnungsämter nicht vorgesehen ist und wie die Ab- 
lehnung eines dahingehenden Antrages der Gesell- 
schaft der Tuberkulosefürsorgeärzte durch den Mi- 
nister für Volkswohlfahrt zeigt, auch in Zukunft nicht 
zu erwarten ist. Immerhin hat der Reichsarbeits- 
minister die bevorzugte Zuweisung von Wohnungen 
an Tuberkulosekranke in den Fällen als dringend er- 
wünscht bezeichnet, in denen durch die Lage der 
Wohnung Gesunde der Ansteckungsgefahr ausgesetzt 
sind. Es wäre zu wünschen, daß, nach dem Beispiel 
anderer Städte, in Berlin in diesem Sinne in einheit- 
licher Weise die Zusammenarbeit von Fürsorgestellen 


und Wohnungsamt in höherem Maße gefördert würde. 
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Als eine weitere Erschwerung muß man berücksich- 
tigen, daß nach der Rechtsprechung als Wohnungs- 
suchender nur der gilt, der überhaupt keine Wohnung 
hat und nicht etwa der, bei dem ein Bedürfnis nach 
Wohnungsverbesserung vorliegt, so daß die Ein- 
weisung dieser letzteren, zu denen ja die Gruppe der 
tuberkulös gefährdeten Familien gehört; auf Grund 
von Zwangsverträgen sogar durch die Parteien ange- 
fochten werden kann. 

So sehr also zu wünschen ist, daß die Wohnungs- 
ämter stärker als bisher den Bedürfnissen der Tuber- 
kulosefürsorge Rechnung tragen, so sehr ist auch an- 
dererseits festzustellen, daß auf diesem\Wege eine durch- 
greifende Sanierung nicht möglich erscheint. Diese ist 
nur durch die Stellung neuer Wohnungen erreichbar. 

Auch diese Frage verleitet leicht zu akademischen 
Erörterungen, welche Bauform etwa für die Zwecke 
der Tuberkulosesanierung besonders geeignet er- 
scheint. Ob Hochhausbau, ob Siedlung oder ob eine 
dazwischenliegende Form des Kleinhausbaues gewählt 
werden soll. Für alle Formen lassen sich gute Gründe 
und Gegengründe anführen. Für den Hochhausbau 
spricht im Rahmen der Tuberkulosesanierung der 
Großstadt die Möglichkeit einer zentralen Lage, die 
den Arbeitsweg verkürzt, und die Fürsorgeaufsicht er- 
leichtert, Vorteile, die bei der meist gegen den Hoch- 
hausbau eingestellten Meinung nicht genügend be- 
rücksichtigt werden. Für den Siedlungsbau spricht 
zweifellos die Förderung des gesundheitlichen Woh- 
nens durch die Möglichkeit, die Menschen in stärke- 
rem Maße mit der Luft in Berührung zu bringen. Auf 
der anderen Seite sprechen gegen das Hochhaus die 
Zusammenballung der Menschen auf engem Raum, 
womit die Gefahren der Übertragung von Familie zu 
Familie vielleicht größer werden; es spricht gegen die 
Siedlung die exzentrische Lage an der Peripherie der 
Großstadt, die für den arbeitenden Teil der Familie 
eine Erschwerung und durch Fahrgelder und er- 
schwerte Wirtschaftsführung eine erhöhte Belastung 
darstellen kann, so daß von der Großstadtbevölkerung 
vielfach dem Siedlungsgedanken Widerstände ent- 
gegengesetzt werden. 

Nach den Mitteilungen des Deutschen Städtetages 
haben schon eine Reihe von Städten durch Neubauten 
teils als Siedlungshäuser, teils in Gestalt von Mehr- 
familienhäusern Wohnungen für Tuberkulöse ge- 
schaffen. Zweiffellos ist allgemein eine Initiative in 
dieser Beziehung zu wünschen. Es darf aber nicht 
übersehen werden, daß die Verwirklichung dieser 
Pläne auf jeden Fall längere Zeit erfordert, es ist auch 
noch nicht klar zu übersehen, ob sich überhaupt ge- 
schlossene Siedlungen für Tuberkulöse in der Praxis 
bewähren. Die Wohnungsausschüsse des Deutschen 
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und des Preußischen Städtetages haben in ihrer Sit- 
zung am 8. März 1926 in Nürnberg die Erbauung ge- 
schlossener Siedelungen für Tuberkulöse abgelehnt. 
Wir müssen uns also bei der Dringlichkeit unserer 
Aufgabe nach anderen schneller zu verwirklichenden 
Möglichkeiten umsehen. 

Aussichtsreich und für die besonderen Zwecke der 
Tuberkulosebekämpfung auswertbar erscheinen die 
Bestrebungen durch Einkauf von alleinstehenden Per- 
sonen in Altersheime, Wohnungen frei zu machen. 
In diesem Zusammenhang ist es wichtig, daß nach 
den Erhebungen des Berliner Bezirks Prenzlauer Berg 
über die Wohnungsverhältnisse von Unterstützungs- 
empfängern bei Wohnungen die von einzelnen Per- 
sonen bewohnt werden, durchschnittlich 1,61 Zimmer 
auf die Person entfallen, daß also in vielen Fällen die 
Zimmerzahl unverhältnismäßig groß ist. Durch den 
Ausbau von Altersheimen kann demnach. in der Tat 
ohne Zweifel die Bekämpfung der Wohnungsnot zu 
ihrem Teil gefördert werden. Aber auch hier dürfte 
zumindest eine sofort wirksame Erleichterung des 
Wohnungselends der Tuberkulösen nur in beschränk- 
tem Maße zu erwarten sein. | 

So bleiben als wichtigste und erfolgversprechende 
Maßnahmen die Förderung des Wohnungstausches 
durch Prämiengewährung und der Wohnungskauf. 

Die Wirksamkeit der ersten Maßnahmen der Förde- 
rung des Wohnungstausches ist von vornherein nicht 
zu übersehen. Nach einzelnen Erfahrungen erscheinen 
mir aber die Aussichten durchaus nicht ganz un- 
günstig. Die finanziellen Aufwendungen würden jeden- 
falls bei dieser Form der Wohnungssanierung für Tuber- 
kulöse verhältnismäßig niedrige sein. Ich halte die 
Verfolgung dieses Planes daher für dringend geboten. 

Der zweite Weg, der Weg des Wohnungskaufs, ist 
nach den Mitteilungen von Pick und Braeuning in 
Stettin beschritten worden. Dort wurden der Tuber- 
kulosebekämpfung von der gemeinnützigen Bauge- 
nossenschaft rund 34 Zweizimmerwohnungen für einen 
Kaufpreis von 100000 # überlassen. Das bedeutet, 
daß für einen Kaufpreis von etwa 3000 # nicht nur 
für eine tuberkulöse Familie eine einwandfreie Woh- 
nung geschaffen würde, sondern, da gleichzeitig auch 
die freiwerdende Wohnung dem Fürsorgeamt zur Ver- 
fügung gestellt, weiterhin die Möglichkeit geboten 
würde, auch diese in geeigneter Weise im Sinne der 
Tuberkulosesanierung zu verwerten. 

Es ist natürlich in Ansatz zu bringen, daß derartige 
Neubauwohnungen neben dem Kaufpreis in der Regel 
noch Mietszuschüsse wegen der relativen Höhe der 
Mieten erfordern. Solche Mietszuschüsse sind ja auch 
schon in Friedenszeiten, z. B. in Charlottenburg, im 
Interesse der Tuberkulosebekämpfung gewährt wor- 
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den. In Anbetracht der hohen Mieten in Neubauten, 
die gegenwärtig die Finanzierung einer zweckmäBigen 
Unterbringung tuberkulöser Familien äußerst er- 
schwerend machen, erscheint es nur von theoretischem 
Wert, wenn an die Ausführung der für die Unter- 
bringung Tuberkulöser geeigneten Wohnungen in bezug 
auf Größe, Lage usw. Anforderungen gestellt werden, 
wie sie Z.B. kürzlich die Wohnungsausschüsse des Deut- 
schen und Preußischen Städtetages formuliert haben. 
Danach sollen mindestens 3 Zimmer zur Verfügung 
stehen, die Räume sollen dem Sonnenlicht zugänglich 


sein usw. Aus der Praxis der Tuberkulosefürsorge- 


arbeit in der Großstadt muß demgegenüber betont 
werden, daß es gegenwärtig nur darauf ankommen 
kann, Wohnungen zu beschaffen. Auch in der Ein- 
zimmerwohnung kann eine hygienische Lebensführung 
erzielt werden. Die Zweizimmerwohnung wird fast 
immer ausreichen. Vergessen wir nicht, daß die Zahl 
der zu sanierenden Familien groß ist, und daß dem- 
entsprechend auch bei bescheidensten Ansprüchen an 
die Größe der Wohnung die finanziellen Lasten erheb- 
lich sein werden. Es liegt die Gefahr vor, daB zu weit- 
gehende Forderungen das Sanierungswerk nur hemmen. 

Ähnliche Möglichkeiten des Wohnungskaufs, wie sie 
in Stettin verwertet worden sind, bieten sich auch in 
Berlin. So werden z.B. von der Heimstättensiedlung 
Berlin-Wilmersdorf für einen BaugeldzuschuB von 
1000 # pro Zimmer und einem Verwaltungskosten- 
beitrag von 100 # 1—3 Zimmerwohnungen mit Diele, 
Kammer, Bad und Loggia und mit zentraler Warm- 
wasserversorgung gebaut. Der Baugeldzuschuß ist 
hypothekarisch sicher gestellt und wird zum Teil 
amortisiert, der Rest nach 10 Jahren zurückgezahlt. 
Die Miete für eine Zweizimmerwohnung beträgt im 
Monat etwa 100 #. Hier bietet sich also die Gelegen- 
heit, mit einer einmaligen Aufwendung von 2200 #, 
von denen 2000 .# nur als Darlehen geleistet werden, 
bei mäßig erhöhter Miete in gewissem Umfange ein- 
wandfreie Wohnungen für die Tuberkulosesanierung 
zu gewinnen, die — natürlich unter schärfster Aus- 
lese — den gefährdeten Familien, bei denen durch 
Verbesserung der Wohnungsverhältnisse eine Wirkung 
auf die Gesundung zu erwarten ist, zur Verfügung 
gestellt werden können. 

Als Wohnungsmieter tritt in Stettin der Verein zur 
Bekämpfung der Tuberkulose auf, der mit der tuber- 
kulösen Familie einen Untervertrag schließt, welcher 
ihm das Verfügungsrecht für den Fall vorbehält, daß 
die Gefährdung etwa durch Heilung oder Ableben des 
Erkrankten wegfällt, und bestimmt, daß dann die 
Familie verpflichtet ist, auf Zuweisung wieder eine der 
früheren gleichwertigen Wohnung zu beziehen. Ob es 
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sich empfiehlt, eine gleiche Regelung zu schaffen, be- 
darf der Erörterung, wenn erst die Voraussetzungen 
dafür vorhanden sind. In irgendeiner Weise wird zum 
mindesten das Verfügungsrecht der Fürsorgestelle für 
den Fall gewahrt werden müssen, daß sich die Familie 
nicht den hygienischen Forderungen der Fürsorge- 
stelle fügt. - 

Es soll nun keineswegs behauptet werden, daß auf 
diesem Wege den dringlichen Forderungen der Woh- 
nungsbeschaffung für Tuberkulöse vollauf genügt 
werde. Ich habe schon betont, daß die anderen skiz- 
zierten Wege in der einen oder anderen Weise werden 
beschritten werden müssen, aber es ist hier ein Anfang 
möglich, und wir treiben doch in der Tuberkulose- 
fürsorge Einzelarbeit. Jede gelungene Sanierung ist 
ein tatsächlicher Erfolg und ist auch gleichzeitig ein 
moralischer Erfolg. Denn sie wird das Vertrauen der 
Bevölkerung auf die Arbeit der Tuberkulosefürsorge 
stärken, das gegenwärtig durch das völlige Versagen 
auf dem Gebiet der Wohnungssanierung nicht unbe- 
denklich leidet. 

Das Entscheidende meines Vorschlages sehe 
ichnun darin, daß in den Etat der Tuberkulosefür- 
sorgeämter Mittel zur Wohnungssanierung eingestellt 
werden mögen und so der Initiative der Tuberkulose- 
fürsorgeämter die Freiheit selbständigen Handelns 
geschaffen werde, durch die sie in der Lage sind, 
als Käufer auf dem Wohnungsmarkt aufzutreten, sei 
es zum Kauf von Neubauwohnungen, sei es zur Ver- 
mittlung und Begünstigung von Tauschwohnungen. 
Schon vor dem Krieg waren vereinzelt bei den Für- 
sorgestellen Geldmittel vorgesehen, um durch Miets- 
zuschüsse den Erwerb besserer Wohnungen zu er- 
leichtern. Jetzt sind natürlich wesentlich höhere 
Mittel erforderlich. Ich habe für Charlottenburg den 
Bedarf auf 150000 # geschätzt. Denn nach meiner 
Kenntnis dürften mit einer Sanierung von 50—60 Fa- 
milien hier die dringendsten Bedürfnisse der Woh- 
nungssanierung von tuberkulösen Familien befriedigt 
sein. Und diese Mittel sind doch geringfügig, wenn 
man sie in Vergleich stellt zu den Aufwendungen, die 
für die Heilbehandlung der Tuberkulose erforderlich 
sind. Denn es handelt sich nur um einmalige Auf- 
wendungen, die einen sicheren Erfolg der damit ge- 
leisteten Maßnahmen versprechen, während die Erfolge 
der Heilbehandlung bei größten Anforderungen immer 
üngewiß bleiben. 
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Über die Wertigkeit unehelicher Mütter. 
Von R.VORSTER, Mannheim. 


Bei der ungeheuren Zunahme der unehelichen Ge- 
burten ist es von größter Bedeutung festzustellen, ob 


die vaterlosen Geschöpfe in ihrer Konstitution den 


ehelichen gleichwertig sind. Diese Frage hat Reiter 
an einem genügend großen Material verarbeitet (1700 
eheliche und 865 uneheliche Kinder) und kommt zu 
dem Schluß, ‚daß es berechtigt erscheint, im allge- 
meinen von einer angeborenen körperlichen Minder- 
wertigkeit der unehelichen Kinder zu sprechen, wobei er 
nicht ausschließt, daß auch unter diesen Kindern voll- 
wertige Individuen vorhanden sind.“ Um der Klärung 
dieser Minderwertigkeit näherzukommen, habe ich es 
versucht, die Mütter unehelicher Kinder zu unter- 
suchen. Wenn man sich aber die Aufgabe stellt, über 
die Wertigkeit. dieser Frauen Aufschluß zu erhalten, 
so muß bedacht werden, daß vollständiges Erfassen 
aller zur Beurteilung der Wertigkeit unehelicher 
Mütter nötigen Grundlagen nie ganz möglich sein 
wird, und daB das, was man erhält, stets nur Bruch- 
teile eines groBen Komplexes sind. 

Zunächst bereitet die Abgrenzung des Begriffes der 
unehelichen Mütter schon große Schwierigkeiten, da 
nicht nur die austragende Frau, sondern auch die, bei 
welcher es zur Unterbrechung der Gravidität kommt, 
als uneheliche Mutter anzusehen ist. Aber nicht nur 
diese letzteren müssen zu den unehelichen Müttern 
gerechnet werden, denn sie tragen ja nur die Folgen 
außerehelichen Verkehrs. Es müssen also streng ge- 
nommen alle unverheirateten Deflorierten unter den 
Begriff der unehelichen Mütter fallen. Diese aber alle 
zu untersuchen, war aus technischen Gründen nicht 
möglich, und darum habe ich meine Untersuchungen 
auf Gravide und Aborte beschränken müssen. Von 
diesem Gesichtspunkt aus betrachtet, ist auch der Be- 
griff der vorehelichen Verhältnisse schärfer zu präzi- 
sieren, und man kann als vorehelich nur dasVerhältnis 
bezeichnen, bei dem der Verführer der Deflorator und 
Vater ist und die Frau bis zur Heirat mit niemand 
anderem Verkehr gehabt hat. Diese vorehelichen Ver- 
hältnisse findet man nicht selten und sie sind hier nicht 
behandelt. Leider stehen mir aus äußeren Gründen 
nur 224 Fälle zur Verfügung, so daß der mittlere 
Fehler recht groß ist. Der maximale mittlere Fehler 


beträgt pon = 3,5 %. Deshalb können und sollen 


die Zahlen auch nur als ungefähre Anhaltspunkte ge- 
wertet werden. 


Die Patienten wurden alle einzeln untersucht; es 
wurde eine genaue Anamnese aufgenommen über Be- 
ruf, Alter, wieviele Kinder, ob alle vom gleichen Vater, 
Termin der ersten Menstruation, eigener Status, Ge- 
schwister, Eltern, Großeltern, Geschwister der Eltern, 
Beruf des Vaters des Kindes, ob Alkohol z. Zt. der 
Kohabitation. Die psychische Wertigkeit der Patien- 
ten wurde geprüft an Hand kleiner, kurzer Beispiele, 
z. B. Lösen kleiner Rechenaufgaben, Unterschied 
zwischen Wörtern, Bach und See, Krieg und Revo- 
lution, Nachsagen von Sätzen, Hersagen von be- 
kannten Versen. Beim Status wurde besonders der 
Nervenstatus eingehend aufgenommen und eine Prü- 
fung der Patienten auf äußere Reize angestellt. Daß 
bei der Angabe der ersten Kohabitation die Angaben 
sicher zu hoch sind, ist leicht verständlich und auch 
das errechnete Durchschnittsalter von 19 Jahren 
dürfte als zu hoch angesehen werden. Im allgemeinen 
wurden die Angaben ohne Schwierigkeiten erhoben, 
so daß der Genauigkeit der Angaben wohl ein be- 
rechtigter Wert beigemessen werden kann. 


Nach meinen Untersuchungen stellen den größten 
Prozentsatz an unehelichen Müttern: 


57 Dienstmädchen in Privathäusern mit 24,6 %. 


Es folgen 
55 Fabrikarbeiterinnen ............. u 23,1 
44 Arbeiterinnen in der Landwirtschaft ,, 18,5 %, 
41 Dienstboten im Restaurant ...... » 14,6%, 
9 Haustöchter u... a 29%; 
7 Kontoristinnen ................. Fe 76: 
6 Verkäuferinnen ................. =. 729%, 
4 Handwerkerinnen ............... in l 


Die betreffenden Väter verteilen sich wie folgt — 
den größten Prozentsatz stellen die Arbeiter —: 


79 Fabrikarbeiter 33,8%, 
39 Handwerker ................ 16,6 %, 
30 Arbeiter in der Landwirtschaft 12,8 %, 


26 Soldaten ................... 11,1%, 
25 Kaufleute u. Angestellte ...... 10,6 %, 
23 Vater unbekannt ............ 10 %, 
12 Hausierer, Kellner usw....... 5,9%. 


Interessant ist zum Vergleich eine Veröffentlichung 
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des statistischen Amtes der Stadt Dresden aus dem 
Jahre 1909. Hier sind 

37 % Fabrikarbeiterinnen, 

32 % Dienstboten, 

11% Handlungsgehilfen und Kellnerinnen, 
während sich die Väter 

58 % aus dem Arbeiterstande und 

13 % aus Personal | 
zusammensetzen. Den nächstgrößten Prozentsatz 
stellen die Soldaten und Unbekannten. Zu beachten 
ist vom sozialpolitischen Standpunkt aus die hohe 
Zahl der Arbeiter, obwohl nicht selten behauptet 
wird, die Arbeitermädchen seien in dieser Beziehung 
die Opfer der sogenannten besseren Gesellschaft. 


Das Durchschnittsalter beträgt 21 Jahre, das Durch- 
schnittsalter der ersten Menstruation 16 Jahre. Dieses 
etwas höhere Alter als körperliche Minderwertigkeit zu 
bezeichnen, dürfte nicht berechtigt sein. Als durch- 
schnittliches Alter der ersten Kohabitation ergab sich 
ein Alter von 19 Jahren. Dies ist sicher als zu hoch 
anzusehen. 


Beim Zusammenstellen der Vorgeschichte fiel auf, 
wieviel Patienten angaben, z. Zt. der Kohabitation be- 
trunken gewesen zu sein, so daß ich glaubte, meine 
Aufmerksamkeit darauf richten zu müssen. Im ganzen 
waren in 38 Fällen = 16 % die Frauen betrunken und 
es ist verständlich, wie diese sich wieder auf die Berufe 
verteilen. 


Es waren betrunken 
von 41 Dienstmädchen im Restaurant 17 = 342%, 
» 97 Dienstmädchen im Privathaus. 8= 14 %, 
» 44 Arbeiterinnenind.Landwirtschaft 7 = 15,9 %, 
» 55 Fabrikarbeiterinnen ........ 6= 10 %. 


Daß der Alkohol nur vorbeugende MaBregeln miB- 
glücken ließ, glaube ich aus den Angaben der Frauen 
kaum. Erstens ist die Steigerung des Geschlechts- 
triebes, damit die größere Bereitwilligkeit zum Ver- 
kehr, und zweitens der Verlust von Hemmungen in 
diesem Zustand die wesentlichste Ursache. 


Von 234 Frauen waren 169 primipara und 65 multi- 
para. Davon wieder 54 secundopara, 7 drittgebärende, 
2 viertgebärende, I fünftgebärende, 1 neuntgebärende. 
Von diesen 65 multipara sind bei 45 die folgenden 
Kinder nicht vom gleichen Vater, beim Rest waren 
die Angaben ungewiB. Von diesen 65 multipara waren 
9 z. Zt. der Kohabitation betrunken = 13 °/,. 


Bei der Frage der Wertigkeit war nun als erstes fest- 
zustellen, ob dje Mutter körperlich vollwertig gesund 
war, und ob die von Reiter gefundene Minderwertig- 
keit so vieler unehelicher Kinder durch eine körper- 
liche Minderwertigkeit der Mutter (Epilepsie, Hysterie, 
psychische Leiden, Intelligenzdefekte — worunter aber 
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nur direkt debile oder imbecille gerechnet wurden —) 
bedingt ist. Von 234 Müttern sind 13 selbst unehelich 
geboren, also 0,5%. In Wirklichkeit wurden nur 
30 Fälle mit körperlichen Leiden gefunden, und zwar 
12 Fälle mit Krämpfen (wobei ausdrücklich betont sei, 
daß eklamptische Anfälle ausgeschlossen sind und nur 
Fälle genommen wurden, wo schon früher Krämpfe be- 
standen, hierbei war eine Differenzierung in hysteri- 
sche und epileptische Fälle nicht möglich), 12 Fälle mit 
Neurosen, 5 Fälle mit starken melancholischen Er- 
scheinungen und 1 Fall von multipler Sclerose. In 
weiteren 20 Fällen war irgendein Glied der Familie er- 
krankt. In 10 Fällen war der Vater starker Alkoholiker 
oder Verbrecher, in 8 Fällen litt die Mutter an Anfällen 
und in 2 irgendeins der Geschwister an Krämpfen. Im 
ganzen sind demnach 5Q uneheliche Kinder = 21 % 
von seiten ihrer nächsten Abstammung belastet. Daß 
der Rauschzustand z. Zt. der Kohabitation für das 
Kind nachteilig ist, glaube ich doch annehmen zu 
dürfen. Dabei handelt es sich meist um chronischen 
Alkoholismus, wie er durch fortwährende Berührung 
infolge gewerbsmäßiger Beschäftigung mit Alkohol 
häufig beobachtet wird. Die unehelichen Mütter 
müssen nun nicht die Trunksucht als solche von ihren 
Eltern geerbt haben. Es kann sich vielleicht darum 
handeln, daß die Trunksucht bei Eltern und Kindern 
aus der gleichen Ursache einer gewissen angeborenen, 
ererbten Minderwertigkeit entstanden ist. Es mag 
auch sein, daß die Unterwertigkeit der unehelichen 
Mütter eine Folge alkoholischer Keimschädigung ist, 
wobei natürlich nicht entschieden werden kann, ob es 
sich um eine Nachwirkung im Sinne einer Modifikation 
oder Dauermodifikation oder aber um eine Verlust- 
mutation handelt. Die Nachkommen der unehelichen 
Mütter sind ferner als erhöht gefährdet zu bezeichnen, 
wenn die zur Befruchtung führende Kohabitation im 
Rausch stattgefunden hat, da eine Keimschädigung in 
einer der angeführten Formen durchaus im Bereich der 
Möglichkeit liegt. Werden die so möglicherweise durch 
Alkohol geschädigten Kinder mit eingerechnet, kommt 
man auf 88 Kinder = 38 %, bei denen eine Minder- 
wertigkeit von seiten der Eltern oder der Familie vor- 
liegt. Vergleicht man nun die Reitersche Schluß- 
folgerung, so scheint es berechtigt, die Minderwertig- 
keit der unehelichen Kinder zum Teil durch Minder- 
wertigkeit von seiten der Mutter oder durch die be- 
sonderen Umstände bei der Befruchtung zu erklären. 

Ob aber diese Minderwertigkeit die einzige Ursache 
war, die das Mädchen zur unehelichen Mutter hat 
werden lassen, möchte ich auf Grund der eingangs er- 
wähnten Begriffsbestimmung verneinen. Hier sprechen 
nicht nur eigene in dem Soma liegende Ätiologien, son- 
dern viel äußere Umstände mit ; besonders ungünstige 
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Wohnungslage spielt eine Rolle. Nur in zwei Fällen 
wurde von Patienten ihre besonders starke sexuelle 
Veranlagung angegeben. Aber auch Volkssitten und 
Gebräuche, wie der in gewissen Gegenden Oberbayerns 
und Württembergs übliche „Probierer‘‘ müssen be- 
rücksichtigt werden. Nur in zwei Fällen war es der 
rein mütterliche Trieb der Frau, der bewußt und mit 
Willen das Kind anstrebte. 
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A he TER En re et m re ei 


Meist handelt es sich um Individuen, die der soge- 
nannten „Hemmung“ entbehren, die nach dem un- 
mittelbaren Sinneseindruck ohne Vorstellung der 
Folgen einfach ihrem Triebe nachgeben. Ob man dies 
aber, wie man es beim Stehlen — als Kleptomanie — 
und Verbrechern tut, als eine besondere Art des mora- 
lischen Schwachsinns bezeichnen und auffassen darf, 
muß genaueren Untersuchungen überlassen bleiben. 
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Die Bewegung der Bevölkerung in der Ukraine vor und nach dem Weltkrieg. 
Von E. ROESLE, Berlin. 


I. 

Die Bewegung der Bevölkerung vor dem Weltkrieg. 

Die S.S.R. Ukraine ermangelt als neues Land 
jeglicher historischer Statistik und kann diesem Man- 
gel nur notdürftig durch Zusammenfassung der Daten 
über die 9 früheren ukrainischen Gouvernements in 
der Statistik des Russischen Reichs abhelfen. Da der 
Gebietsumfang dieser 9 Gouvernements nicht unbe- 


deutend größer war als der der heutigen Ukraine, so 
müßten alle diese Daten auf den heutigen Gebiets- 
umfang reduziert werden, um eine Vergleichbarkeit 
zu ermöglichen. Dazu ist es jedoch zunächst nötig, 
alle auf die Ukraine sich beziehenden statistischen 
Materialien aus der früheren russischen Reichs-Sta- 
tistik über die Bewegung der Bevölkerung herauszu- 
ziehen. Dieser Aufgabe hat sich das Demographische 


Fig. 1. 
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Institut bei der Akademie der Wissenschaften der 
Ukraine in Kiew unterzogen — wo in der Welt existiert 
noch ein solches Institut zur objektiv-wissenschaft- 
lichen Bearbeitung der wichtigsten Fragen eines Vol- 
kes? —, das alle diese Daten in ihrer sachlichen Glie- 
derung für jedes der 9 früheren Gouvernements und 
für ihre Gesamtheit für jedes Berichtsjahr zusammen- 
gestellt hat!). Diese erschöpfende Materialsammlung 
hat nur den einzigen Fehler, daß es weder eine Angabe 
über die Bevölkerungszahl noch eine Proportional- 
ziffer enthält, wenn auch zugegeben werden muß, daß 
allen früheren russischen Bevölkerungsangaben, so- 
weit sie auf Schätzungen beruhen, nur ein problema- 
tischer Wert zukommt. Wir müssen uns also mit den 
absoluten Angaben über die Bewegung der Bevölkerung 
begnügen, die wir zwar nicht mit denen anderer Län- 
der vergleichen können, die aber die Beziehungen der 
einzelnen Bevölkerungsvorgänge zueinander deutlich 
erkennen lassen, wenn wir sie graphisch darstellen. 


Wie die graphische Darstellung erkennen läßt, war 
sowohl die Zahl der Geborenen als auch die der Ge- 
storbenen in der Ukraine während der Jahre 1867 
bis 1914 großen jährlichen Variationen unterworfen, 
auf deren Ursachen hier nicht eingegangen werden 
kann. Die auffallendste Erscheinung ist der rapide 
Anstieg der Geburtenzahl nach dem Russisch-Tür- 
kischen Krieg 1877/78 bis zum Jahre 1907, in welchem 
Jahre die bisherige Maximalzahl der Geborenen mit 
rund 1,3 Millionen in der Ukraine erreicht wurde. Wie 
in anderen europäischen Ländern wurde dem weiteren 
Anwachsen der absoluten Geburtenzahl dadurch eine 
Grenze gesetzt, daß die zunehmende Zahl der am Leben 
gebliebenen Kinder hemmend auf die weitere Ent- 
wicklung der Geburtenzahl einwirkte. Als Zeitpunkt 
für den Beginn der Stagnation der Sterbezahl kann 
man das Jahr 1896 ansehen, seit welcher Zeit die Zu- 
nahme der Geburtenzahl sich zu verlangsamen begann, 
während der Geburtenüberschuß intensiv in die Höhe 
ging (im Jahre 1896 allein um mehr als 100000 gegen- 
über dem Vorjahr) und sich dann auch weiterhin mit 
Ausnahme der beiden letzten Cholera- Jahre 1905 und 
1910 auf der erreichten Höhe bewegte. 


Dieser Prozeß ist typisch für die Bewegung der Be- 
völkerung in allen Ländern, die an der intensivsten 
Bevölkerungsentwicklung Europas während der letzten 
vier Jahrzehnte vor dem Weltkrieg partizipierten. Zur 


1) Statistik der Ukraine. Serie I, Demographie. Band III, 
Heft 1. Materialien über die natürliche Bewegung der Bevöl- 
kerung der Ukraine in den Jahren 1867—1914. (Russisch.) 
Bearbeitet von M. Ptucha, Direktor des Demographischen 
Instituts. Charkow 1924. 95 S. (Diese Materialien umfassen die 
Gouvernements Jekaterinoslaw, Kiew, Podolien, Poltawa, 
Taurien, Charkow, Chersson, Tschernigow und Wolhynien.) 
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Veranschaulichung der Gleichartigkeit dieses Prozesses 
wurden den ukrainischen ‚Zahlen die für Preußen ge- 
genübergestellt, da sich diese auf ähnlicher Höhe wie 
die ersteren bewegten, ungeachtet der verschiedenen 
Bevölkerungszahl, die in den 9 ukrainischen Gouver- 
nements sowohl im Jahre 1897 als auch im Jahre 1913 
um ein Drittel geringer war als die entsprechende Zahl 
für Preußen!). Die einzelnen Bevölkerungsvorgänge 
waren demnach in den ukrainischen Gouvernements 
viel intensiver als in Preußen, jedoch waren nicht nur 
ihre Tendenzen, sondern auch ihre gegenseitigen Rela- 
tionen, wie aus der großen Ähnlichkeit des Verlaufs 
des Geburtenüberschusses ersichtlich ist, in beiden 
Ländern nahezu die gleichen. 

Die Periode, auf die sich die Angaben beziehen, das 
sind die Jahre 1867—1914, kann man bis zur Jahr- 
hundertwende als die Periode der sukzessiven Be- 
völkerungszunahme bezeichnen, die aus. der fast 
ununterbrochenen Zunahme der Geburtenzahl 
bei langsameren Anstieg oder sogar Stillstand 
der Sterbezahl, die nur temporären Variationen 
unterworfen war, resultierte. 

Es dürfte einleuchtend sein, daß eine derartige 
Divergenz der beiden Bevölkerungsvorgänge, die das 
natürliche Wachstum der Bevölkerung regeln, nur 
eine vorübergehende Erscheinung sein konnte und 
der eingetretene Stillstand der Sterbezahl dem weiteren 
Anwachsen der Geburtenzahl zu einem gewissen Zeit- 
punkt Halt gebieten mußte. Dieser Zeitpunkt war in 
den ukrainischen Gouvernements im Jahre 1900, in 
Preußen im Jahre 1902 gekommen, denn seit dieser 
Zeit nahm die Geburtenzahl in beiden Ländern zu- 
nächst einen schwankenden Charakter an. 

Die hiermit beginnende Periode der Variationen 
der Geburtenzahl währte jedoch in Preußen nicht 
lange, denn vom Jahre 1909 an offenbarte dessen Ge- 
burtenzahl eine ausgesprochen sinkende Tendenz, 
während in der Ukraine diese Variationen bis zum Aus- 
bruch des Weltkriegs ihren Fortgang nahmen. Die 
Erklärung für dieses verschiedene Verhalten der Ge- 
burtenzahl gibt uns der verschiedene Verlauf der Zahl 
der Gestorbenen unter 5 Jahren in beiden Län- 
dern. Auch diese Zahl, die sich allerdings für die ukrai- 
nischen Gouvernements aus dem angeführten Quellen- 
werke nur für die Jahre 1886—1910 berechnen läßt, 
offenbarte in beiden Ländern anfangs die gleiche Ten- 
denz wie die Gesamtzahl der Gestorbenen, von der 
die Zahl der unter 5 Jahren Gestorbenen in den ukrai- 


1) Die Bevölkerungszahl der 9 ukrainischen Gouvernements 
betrug im Volkszählungsjahr 1897 21339000 und wurde für 
das Jahr 1913 auf 28115000 geschätzt, während die Bevöl- 
kerungszahl Preußens für die gleichen Jahre auf 32 682000 
beziehungsweise 41649000 berechnet worden ist. 
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nischen Gouvernements stets mehr als die Hälfte, in 
PreuBen dagegen bis zum Jahre 1901 nahezu die Hälfte 
ausmachte. Im Jahre 1902 trat in PreuBen gleichwie 
bei dessen Geburtenzahl ein Wendepunkt in dem wei- 
teren Verlauf der Zahl der unter 5 Jahren Gestorbenen 
ein, indem sie sich nun fast ununterbrochen zu ver- 
mindern begann, während die entsprechende ukrai- 
nische Zahl sich auch fernerhin auf gleichem Niveau 
wie früher bewegte. Dieses verschiedene Verhalten der 
Zahl der unter 5 Jahren Gestorbenen mußte in Preu- 
Ben solange zu einer Zunahme der Zahl der das 5. Le- 
bensjahr überlebenden Kinder führen, als die Geburten- 
zahl nicht abnahm. Der im Jahre 1909 beginnende 
Rückgang der preußischen Geburtenzahl kann daher 
als eine Rückwirkung der Zunahme der überlebenden 
Kinder während der Jahre 1902—1908 angesehen 
werden, während in bezug auf die ukrainischen Gou- 
vernements das entgegengesetzte Verhalten der Zahl der 
unter 5 Jahren Gestorbenen noch keinen Anlaß zu einem 
fortschreitenden Sinken derGeburtenzahlgeben konnte. 

Tatsächlich hat sich auch die Zahl der Kinder unter 
5 Jahren in Preußen von 4613452 am 1. Dezember 
1900 auf 5010639 am 1. Dezember 1910 erhöht — 
also durchschnittlich jährlich um 39719 —, obgleich 
die Geburtenzahl während dieser Volkszählungsperiode 
bereits ihr Wachstum eingestellt hatte und in den bei- 
den Jahrfünften 1901—1905 und 1906—1910 durch- 
schnittlich jährlich fast die gleiche war, nämlich 
1251 765 beziehungsweise 1253659. 

Ein solcher Stillstand der Geburtenzahl hatte sich 
in Preußen auch während der Krisenjahre 1877—1884 
ergeben, jedoch mußte er damals zu einer Abnahme 
der Zahl der Kinder unterS Jahren führen, weil während 
jener Zeit auch die Zahl der gestorbenen Kinder unter 
5 Jahren unverändert blieb. Wie aus den Ergebnissen 
der Volkszählungen 1880 und 1885 zu ersehen ist, hat 
sich auch in Preußen die Zahl der Kinder unter 5 Jah- 
ren von 3873055 im Jahre 1880 auf 3799977 im Jahre 
1885 vermindert, also durchschnittlich jährlich um 
14616. Es ergibt sich also der Paradoxismus, daß in 
einer Periode des Hochstands der Natalitäts- 
ziffer, die für das Jahrfünft 1881—1885 noch 37,4 
auf je 1000 der mittleren Bevölkerung in Preußen be- 
trug, die Zahl der lebenden Kinder unter 5 Jahren 
durchschnittlich jährlich um 3,8 auf je 1000 ihres 
mittleren Bestandes während jener Periode abgenom- 
men hat. Diese Periode war die des maximalen Wan- 
derungsverlustes, der maximalen Kindersterblichkeit 
in Preußen und der unsinnigsten impe.ialistischen 
Bevölkerungspolitik, die nur auf eine Zunahme der 
Natalität hinzielte, ohne Rücksicht darauf, ob die 
anwachsenden Geborenenmassen überhaupt im Lande 
und am Leben verbleiben konnten. | 


DEMOGRAPHISCHE RUNDSCHAU 


Während der Periode der Hochkonjunktur dieser 
Politik, das heißt während der 15 Jahre 1886—1900 
wurden in PreuBen 17215212 Lebendgeborene re- 
gistriert, denen 4963443 Gestorbene unter 5 Jahren, 
d.s. 28,8 Prozent der Lebendgeborenen, gegenüber- 
standen. Die gleiche Politik verfolgte man auch in 
Rußland, und zwar mit dem Ergebnis, daß während 
der gleichen Zeit in den 9 ukrainischen Gouvernements 
16230 493 Lebensgeborene und 5758176 Gestorbene 
unter 5 Jahren registriert wurden, das sind 35,5 Pro- 
zent der Lebendgeborenen. Einen ähnlich hohen Pro- 
zentsatz wie diesen finden wir für die gleiche Zeit in 
Bayern und Sachsen, wo er sich gleichwie in Preußen 
erst zu vermindern begann, als mit der Zahl der ge- 
storbenen Kinder unter 5 Jahren auch die Geburten- 
zahl von ihrem Hochstand, den man hinsichtlich 
der hier geschilderten Relation zur Kindersterblichkeit 
heute als pathologisch bezeichnen muß, herabstürzte. 
Wir können nun verstehen, warum -die Geburtenzahl 
in den deutschen Ländern seitdem einen anderen Verlauf 
genommen hat als in einem Lande, in dem die maxi- 
male Kindersterblichkeit auch noch fernerhin anhielt. 

Es muß schließlich bemerkt werden, daß von der 
Ukrainischen Statistischen Zentralverwaltung die hier 
graphisch wiedergegebenen Angaben über die Be- 
wegung der Bevölkerung in den 9 ukrainischen Gouver- 
nements für die Jahre 1867—1914 auf den gegen- 
wärtigen Gebietststand reduziert wurden und in 
dem „Statistischen Auskunftsbuch für die Ukraine!) 
für je mehrjährige Perioden veröffentlicht sind, von 
deren Wiedergabe hier aus Raummangel abgesehen 
werden muß, zumal da sich das obige Bild bei ihrer 
Verwertung kaum ändern würde. 


Tabelle 1. | 
Die Zahl der Lebend-Geborenen, der Gestor- 
benen, derGestorbenen unter 5 Jahren unddes 
Überschusses der Geborenen über dieGestorbe- 
nen in 9 ukrainischen Gouvernements im Ver- 
gleich mit Preußen in den Jahren 1867—1913. 




























Im Durch- Gestorbene | Überschuß 
n Lebend- | Gestorbene PT der Gebore- 
schnitt der Geb , t unter | en über die 

Jahre eborene | insgesamt | 5 Jahren |Gestorbenen 














in 9 ukrainischen Gouvernements 


1867—70 718491 478716 — 239715 
1871—75 776074 568627 — 207047 
1876—80 817672 547 664 — 269809 
1881—85 919712 604414 — 315298 
1886—90 1000549 640974 371 208 359575 
1890—95 1069954 699770 395 103 370183 
1896—00 1 175596 663682 385324 511914 
1901—05 1183315 690 448 388959 492867 
1906—10 1242908 743481 397 234 499427 
1911—13 1263606 677263 — 586343 


1) Charkow 1925, S. 27. 
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| im Durch- Gestorbene | ÜberschuB 
, Lebend- | Gestorbene der Gebore- 
schnitt der unter à > 
Geborene | insgesamt ahren; nen über die 

Jahre 5 Jahren |Gestorbenen 





in Preußen) 


1867—70 - 907890 642953 — 264937 
1871—75 971341 692392 — 278950 
1876—80 1044112 675783 323632 368329 
1881—85 1039134 705925 329812 333209 
1886—90 1087956 699056 332118 388900 
1891—95 1 142814 704188 332140 438626 
1896—00 1212272 696259 328 430 516013 
1901—05 1 251765 705688 318966 546077 
1906—10 1 253659 670999 277980 582660 
1911—13 1183171 651 280 247898 531 855 


a) Gemäß der neuen Aufstellung der endgültigen Angaben mit 
Einschluß aller in den Jahren 1875—1922 erfolgten Nachträge. 
Zeitschr. des Preuß. Statist. Landesamts, 64, II. Abteilung, 86. 
1924. 


IL. 


Die Bewegung der Bevölkerung in der Ukraine in 
den Jahren 1913—1924. 


A. Gesamtgebiet der Ukraine. In der von 
M. Ptucha bearbeiteten Materialsammlung befindet 
sich auch eine Zusammenstellung aller vorhande- 
nen Angaben über die Bewegung der Bevölkerung 
in den ukrainischen Gouvernements während der 
Kriegsjahre 1914—1917, jedoch erstrecken sich diese 
Angaben in einigen Gouvernements nur bis zum Jahre 
1915 oder 1916 und in anderen nur auf die orthodoxe 
Bevölkerung. Es begann der AuflôsungsprozeB der 
kirchlichen Registration, an deren Stelle nach einem 
längeren Interregnum die staatliche trat. Das 1. De- 
kret hierüber ist datiert vom 17. Februar 1919, durch 


das die Zivil-Ehe eingeführt und die staatliche Be-. 


urkundung des Personenstandes vorgeschrieben wurde. 
Es ist begreiflich, daß die letztere in der nachfolgenden 
unruhigen Zeit praktisch nicht durchgeführt werden 
konnte. Erst vom Jahre 1922 an konnte man mit der 
Veröffentlichung der Angaben über die Bevölkerungs- 
bewegung in den größeren Städten beginnen, und erst 
vom Jahre 1923 an liegen solche Angaben für das ganze 
Land vor, die jedoch wohl erst vom Jahre 1924 an auf 
Grund der neuen Verordnung vom 21. Januar 1924 
über die Führung von Zivilakten Anspruch auf Voll- 
ständigkeit erheben dürften. 

Trotz aller Unvollkommenheiten der kirchlichen und 
staatlichen Registration während der Übergangszeit 
hat jedoch die Ukrainische Statistische Zentralver- 
waltung es versucht, wenigstens Schätzungswerte über 
die Bewegung der Bevölkerung auf Grund des vor- 
handenen Teilmaterials für die Kriegs- und Nach- 
kriegsjahre!) zu gewinnen, die freilich nur zu einer all- 


1) Statistisches Auskunftsbuch für die Ukraine. 1925. S. 29. 
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gemeinen Orientierung dienen können. Wir müssen 
uns deshalb hier darauf beschränken, den Verlauf der 
einzelnen Bevölkerungsvorgänge bis zum Jahre 1922 
nur in groben Zügen anzudeuten. 

Die Geburtenziffer, die bis zum Jahre 1917 bis 
nahezu auf die Hälfte ihrer Höhe kurz vor dem Kriege 
gefallen war, begann bereits wieder im Jahre 1918, 
als man in Westeuropa noch sinnlos seine Kräfte ver- 
geudete, erheblich zu steigen, worauf in den nachfol- 
genden Jahren des Bürgerkriegs und der Seuchen ein 
erneuter, allerdings weniger intensiver Rückgang ein- 
trat. Die Sterbeziffer, die bis zum Jahre 1916 steil 
angestiegen war, bewegte sich in den Jahren 1916 und 
1917, sowie 1919, 1920 und 1922 unter der Geburten- 
ziffer und erreichte ihre maximale Höhe mit 40 im 
Jahre 1920, während sie für das Hungerjahr 1922 mit 
35 angegeben wird. Es ist bekannt, daß die Influenza- 
Pandemie im Jahre 1918 Rußland fast völlig ver- 
schonte, so daß das Fehlen eines Anstiegs der allge- 
meinen Sterbeziffer in jenem Jahre begreiflich er- 
scheint. Die Eheschließungsziffer zeigt den glei- 
chen Verlauf wie in den anderen am Weltkrieg be- 
teiligten Ländern, allerdings mit dem Unterschied, 
daB ihr Wiederanstieg nach dem Kriege länger an- 
hielt. 

Nach der schweren, 9 Jahre andauernden Erschüt- 
terung kam im Jahre 1923 die Bewegung der ukraini- 
schen Bevölkerung endlich zur Ruhe und konnte ihre, 
den veränderten Verhältnissen angepaßte Tendenz 
offenbaren. Die Eheschließungsziffer stieg von 
10,7im Jahre 1923 auf 11,3im Jahre 1924 an und nahm 
damit einen, den Ziffern der westeuropäischen Län- 
der entgegengesetzten Verlauf. Das gleiche Ver- 
halten zeigte auch die Geburtenziffer, die während 
der gleichen Zeit von 34,0 auf 42,1 anstieg und damit 
sogar die Ziffer für die Jahre 1913 und 1914 übertraf. 
Die größten Veränderungen weist jedoch die Sterbe- 
ziffer auf, die in den Jahren 1923 und 1924 nur 16,4 
beziehungsweise 17,7 betrug, gegenüber 23,7 im Jahre 
1913. Die Folge hiervon war eine maximale Ge- 
burtenüberschußziffer mit 17,6 im Jahre 1923 
und 24,4 im Jahre 1924. Letztere Ziffer stellt das 
Maximum des bisher in einem europäischen Lande er- 
reichten Geburtenüberschusses dar und beträgt das 
Dreifache der deutschen Ziffer für das gleiche Jahr. 

Das größte Phänomen der neuzeitlichen Gestaltung 
der Bevölkerungsbewegung in der Ukraine wie in 
Rußland überhaupt stellt der intensive Rückgang 
der Mortalität dar. Dieser Erscheinung kommt eine 
große Bedeutung insofern zu, als gleichzeitig die Nata- 
lität ihre frühere Höhe wieder erreichte und beide Vor- 
gänge, wie wir oben gesehen haben, nur eine Zeitlang 
divergent zueinander verlaufen können. Eine Gebur- 
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tenziffer von 42 auf 1000 Einwohner, wie die der 
Ukraine für das Jahr 1924, muB naturgemäB einen 
ganz anderen Einfluß auf die allgemeine Mortalität 
ausüben als eine solche von 21, welche Ziffer der deut- 
schen Geburtenziffer im Jahre 1923 entspricht; denn 
aus 42 Säuglingen müssen bei gleicher Sterbenswahr- 
scheinlichkeit noch einmal soviel Sterbefälle hervor- 
gehen als aus 21. Dieses Plus muß die ebenfalls auf je 
1000 Einwohner berechnete Gesamt-Mortalität dop- 
pelt so stark belasten wie die Zahl der Sterbefälle, die 
aus je 21 Säuglingen hervorgegangen sind; denn im 


ersteren Fall entspricht die Zahl der Säuglinge dem 24. 


und im letzteren dem 48. Teile der Gesamtbevölkerung. 
Wir dürfen daher, wenn wir die neuzeitliche Mortalitäts- 
ziffer der Ukraine mit der anderer Länder vergleichen 
wollen , nur solche Länder mit gleich hoher Geburten- 
ziffer wählen, wobei wir allerdings die Entdeckung 
machen, daß es solche Länder außer den russischen 
sowohl in Europa als auch in den anderen Erdteilen 
nicht mehr gibt; denn selbst die Geburtenziffern Bul- 
gariens, Ägyptens und Guatemalas, die sich allein noch 
in den letzten Jahren über 40 bewegten, haben den 
ukrainischen Rekord vom Jahre 1924 in bezug auf diese 
Ziffer nicht mehr erreicht. Selbst wenn wir historische 
Vergleiche anstellen wollen, geraten wir in Verlegen- 
heit ; denn es beträgt z. B. das Maximum der deutschen 
Geburtenziffer, die wir bis zum Jahre 1841 zurück- 
verfolgen können, nur 40,9 im Jahre 1876. Dieser hohen 
Ziffer stand jedoch eine Sterbeziffer von 26,3 gegen- 
über, da damals nahezu einViertel der Lebendgeborenen 
(genau 23,2 Prozent) im 1. Lebensjahre hinwegstarb. 

Im Gegensatz hierzu betrug jedoch die Säuglings- 
sterblichkeit in der Ukraine, das heißt in den 
6 Wald-Steppen-Gouvernements, für welche allein 
solche Angaben bis jetzt vorliegen, nur 12,5 auf je 
100 Lebendgeborene im Jahre 1923 bei einer Geburten- 
ziffer von 34,3, während im gleichen Jahre die Säug- 
lingssterbeziffer für das Deutsche Reich 13,2 bei einer 
Geburtenziffer von 21,0 betrug. Wir können daraus 
folgern, daß der intensive Rückgang der Mortalität in 
der Ukraine seit jener Zeit vor allem auf den Rückgang 
der Säuglingssterblichkeit zurückgeführt werden muB. 

B. Städte. Wie wir bereits wissen, kommen in den 
ukrainischen Landeszahlen eigentlich nur die Verhält- 
nisse desplatten Landeszum Ausdruck, da derstädtische 
Einfluß hierauf zu gering ist!). Deshalb müssen wir 
noch die Bewegung der Bevölkerung in den Städten 
für sich allein betrachten, zumal da hierüber eine 
besondere und zentral bearbeitete Statistik existiert. 

Diese Statistik ist eine Monatsstatistik, deren Er- 
gebnisse jedoch nur vierteljahrsweise mit Unterschei- 


1) Vergleiche: Die demographischen Verhältnisse der Ukraine. 
Dieses Archiv, S. 327—331. 
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dung der einzelnen Monate veröffentlicht werden. Für 
das I. Jahr dieser Statistik — 1922 — konnten nur 
die Ergebnisse der 5 größten ukrainischen Städte ver- 
wertet werden, während bereits für das Jahr 1923 
neben der fortlaufenden Monatsstatistik für 32 ukrai- 
nische Städte noch eine Jahresstatistik!) für 56 Städte 
vorliegt. Diese Statistik ist keine Ortsstatistik, son- 
dern eine städtische Bevölkerungsstatistik, 
denn es werden nicht nur die Geburten von ortsfrem- 
den Müttern, sondern auch die Sterbefälle von Orts- 
fremden nach dem gewöhnlichen Wohnort verteilt, 
während die Eheschließungen, falls der Wohnort der 
Eheschließenden nicht der gleiche ist, nach dem Wohn- 
ort des Ehegatten ausgezählt werden. Diese Statistik 
hat nur den Fehler, daß man bei der letzten städtischen 
Volkszählung vom Jahre 1923 sich mit der alleinigen 
Feststellung der ortsanwesenden Bevölkerung be- 
gnügt hat, so daß die vorbildliche Auszählung der ein- 
zelnen Bevölkerungsvorgänge bei der Wohnbevöl- 
kerung in unlogischer Weise auf die ortsanwesende Be- 
völkerung bezogen werden muß. 

Von großer Bedeutung sind die Ergebnisse dieser 
Statistik für das Jahr 1922, da wir hieraus den Ein- 
fluB der Hungersnot in der 1. Hälfte jenes Jahres 
auf die Natalität und Mortalität der großstädtischen 
Bevölkerung und zugleich die übliche rasche Wendung 
dieser Vorgänge nach Aufhören dieses Faktors er- 
sehen können. Die maximalen Sterbeziffern — 75,9 
für das 1. und 82,4 für das 2. Vierteljahr 1922 in der 
Berechnung auf 1000 Einwohner und aufs Jahr — geben 
uns einen Begriff, zu welcher Höhe die großstädtische 
Mortalität binnen kurzer Zeit ansteigen kann, sobald 
die Zufuhr von Lebensmitteln ins Stocken gerät. Nach 
Überwindung der Hungersnot und der Seuchen fiel 
die großstädtische Mortalität rasch auf ein niedrigeres 
Niveau als jemals zuvor, jedoch läßt sich diese Er- 
scheinung nicht allein auf die Selektionswirkung der 
Hungersnot zurückführen, da infolge des starken Rück- 
gangs der Natalität bis auf 14,6 für das Jahr 1922 auch 
mit einer starken Abnahme der Sterbefälle im 1. Le- 
bensjahre gerechnet werden muß. Letzterer Erschei- 
nung, die in den deutschen Großstädten bereits chro- 
nisch geworden ist, Kommt jedoch in den ukrainischen 
Großstädten nur eine vorübergehende Bedeutung zu, 
denn vom Jahre 1923 an ist mit der Zahl der Ehe- 
schließungen auch die der Geburten wieder stark ge- 
stiegen, so daß das weitere Sinken der Mortalität nur 
auf einer allgemeinen Besserung der Mortalitätsver- 
hältnisse beruhen kann. 


1) Statistik der Ukraine Nr. 70. Serie I. Demographie. 4, 
Heft 1. Die natürliche Bewegung der Bevölkerung in den wich- 
tigsten Städten der Ukraine im Jahre 1923. Charkow 1925. 
39 S. Text und 37 S. Tabellen. 
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Tabelle 2. | 


Ähnliche Verhältnisse weisen auch die 32 größten 


Die Bewegung der Bevölkerung. in den 5 | ukrainischen Städte auf, für welche eine vollständige 
Monatsstatistik für die Jahre 1923 und 1924 bisher 
vorliegt!). Danach betrug die Zahl 


größten ukrainischen Städten (Kiew, Odessa, 
Charkow, Jekaterinoslaw und Nikolajew) in 
den Jahren 1922—1924. 













Lebend- Überschuß 
r 









Gestorbene de 
Las geborene Geborenen 

ah schlie- (= 
J re Bungen bzw. der 


und Vierteljahre 


1922 

I. 11,1 14,8 75,9 — 61,1 

II. 9,2 12,8 82,4 — 69,6 

HI. 12,4 16,4 47,8 — 31,4 

IV. 17,8 14,8 21,9 — 7, 

1922 zusammen 12,5 14,6 56,9 — 42,3 
1923 

I 18,8 21,6 18,9 + 2,7 

HI 18,1 31,9 15,5 + 16,4 

HI 20,3 33,2 16,0 + 17,2 

IV 20,6 28,1 14,8 + 13,3 

1923 zusammen 19,4 28,7 16,3 + 12,1 
1924 

I 16,9 30,1 13,8 + 16,3 

II 16,2 30,0 14,6 + 15,4 

III 18,8 32,6 14,8 + 17,8 

IV. 18,8 31,2 14,9 + 16,3 

1924 zusammen 18,5 30,9 14,5 + 16,4 

Ein. g 5 größte te ukrala Fig. 2. 













Vierteljährlicher Verlauf der 
Natalitäts- und Mortalitäts- 
ziffer 
in den 5 größten ukrainischen 
und den 46 größten deutschen 


Städten 1922—1925 
(ohne Ortsfremde) 


46 aeaee Groß- Auf 1000 
Einw. 


30 


Vler-1,2,3.4. 1.2 3.4. 1.2.3.4. 1.2.3.4. 1.2.3.4. 1.2.3.4. 1.2.3.4. 1.2.3.4. 
1922 193 1924 1925 1922 1923 1924 1925 


















der Ehe- | der Lebend- der der nn 
den || schließungen | geborenen | Gestorbenen ee 
auf je 1000 Einwohner on 
1923 17,3 29,3 16,3 13,0 
1924 16,1 32,8 15,3 17,5 





Vergleicht man hiermit die entsprechenden Angaben 
über die deutschen Städte mit über 15000 Ein- 
wohnern, so offenbaren sich Gegensätze, die bereits 
an das Phantastische grenzen. So war für das Jahr 
1924 die GeburtenüberschuBziffer der ukrainischen 
Städte mit 17,5 hôher als die Geburtenziffer der deut- 
schen Städte mit 15,5 und'fast viermal so groß wie die 
GeburtenüberschuBziffer der letzteren Städte. Der 
geringste Unterschied bestand zwischen der Sterbe- 
ziffer beider Vergleichsgruppen, die für die ukrainischen 
Städte 15,3, für die deutschen dagegen nur 10,7 beirug. 
Hier scheint sich allein ein Ausgleich zwischen Ost und 
West zu vollziehen, denn die deutsche Sterbeziffer ist 
bereits an einer so tiefen Grenze angelangt, daß mit 
einem beträchtlichen weiteren Rückgang in Zukunft 
wohl kaum gerechnet werden kann, falls keine erneute 
Verminderung der Geburtenziffer stattfindet. Viel- 
mehr kann jetzt schon angenommen werden, daß der 
günstige Einfluß auf die allgemeine Sterbeziffer, der 
gegenwärtig in Deutschland aus dem geringen Anteil 
der Kinder an der Gesamtbevölkerung resultiert, durch 
den zunehmenden Anteil der höheren Altersklassen an 
der Gesamtbevölkerung in Zukunft immer mehr kom- 
pensiert werden muß. 

In der Jahresstatistik über die Bewegung der Be- 
völkerung in den ukrainischen Städten für das Jahr 
1923 findet sich sogar eine Berechnung der Mortali- 
tät nach Alter und Geschlecht für die Gesamt- 
heit der 55 Städte und außerdem noch für die Groß- 
städte im besonderen, wofür die Altersverteilung der 
Bevölkerung bei der städtischen Volkszählung im 
gleichen Jahre die Unterlagen verschaffte. Diesen 
städtischen Sterbeziffern können wir kein deutsches 
Vergleichsmaterial aus neuerer Zeit gegenüberstellen, 
sondern müssen uns vielmehr mit dem Vergleich der 
allerdings auf unsicheren Bevölkerungszahlen berech- 
neten Alters-Mortalitätsziffern für das ganze Reich 


begnügen. 


1) Chomenko, A., Die natürliche Bewegung der städtischen 
Bevölkerung der Ukraine im Jahre 1924. (Ukrainisch.) Sta- 
tistisches Bulletin der Ukrainischen Zentralstatistischen Ver- 
waltung. Nr. 7, S. 1—16. 1925. 
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Mortalität nach Alter und Geschlecht in 
55ukrainischen Städten und im Deutschen 
Reich im Jahre 1923. 


Auf je 1000 der Bevölkerung gleichen Alters und 
Geschlechts trafen Sterbefälle 


in den ukrai- 





Aal in55ukrainischen| im Deutschen | nischen Städten 
Städten a) Reich b) mehr (= +)oder 
weniger (= —) 
| männl. | weibl_ | männl. | weibl. | männl. | weibl. 
0—1 || 113,4 | 97,4 | 154,4 | 125,2 | —41,0| — 27,8 
1—5 | 26,7 | 25,0 | 11,4 | 10,7 | + 15,3| + 14,3 
5—10| 6,8 | 6,3 | 2,3 21 |+ 45|+ 42 
10—15 44 | 33 1,7 18 |+ 27|+ 1,5 
15—20| 6,4 | 48 | 38 | 3,2 + 236|+ 1,6 
20—25| 8,9 a 59 | 45 |+ 30|+ 20 
25-30| 8,7 7,1 5,3 | 5,0 |+ 341+ 2,1 
30—40| 9,7 r | 5,2 54 |+ 45|+ 28 
40—50 || 13,9 | 89 | 79 7,3 |+ 6,01+ 1,6 
50—60 | 228 ! 15,7 | 16,2 | 149 |+ 66!+ 0,8 
60u.mehr| 53,7 a 60u.mehr| 53,7 | 42,9 | 66,1 | 62,5 |—12,4] — 23,2 =. 
Zusamm. | 16,3 | 13,2 | 14,5 | 13,4 |+ 1,8] — 02 


Nr. 70. S. XXIV. 
5, 618. 1925. 


a) Statistik der Fu, 
b) „Wirtschaft und Statistik“. 


Wie dieser Vergleich lehrt, war im Jahre 1923 in den 
ukrainischen Städten nur in der jüngsten und 
höchsten Altersklasse, also in den Altersklassen 
mit der größten Mortalität, die Mortalität geringer 
als im Deutschen Reich. Die geringere Sterblichkeit im 
Alter von 0—1 Jahre erklärt sich jedoch daraus, daß 
die ukrainische Ziffer sich nur auf die Städte bezieht, 
die jetzt fast allgemein eine niedrigere Säuglingssterb- 
lichkeit als das platte Land aufzuweisen haben. Über- 
raschend ist nur der große Unterschied im Alter von 
60 und mehr Jahren, zumal da es sich in bezug auf die 
Ukraine nur um die städtische Bevölkerung handelt, 
deren Sterblichkeit im höheren Alter an und für sich 
größer ist als die der übrigen Bevölkerung. Es ist 
jedoch bekannt!), daß Rußland, und zwar insbesondere 
dessen Landbevölkerung, sich schon früher durch die 
geringste Mortalität im höchsten Alter auszeichnete, 
welche Tatsache durch die Berechnung der russischen 
Sterbetafel für die Jahre 1896/97 bestätigt wurde?). 
Allem Anschein nach ist nun auch das neue Rußland 
auf dem besten Wege, diesen Vorrang auch weiterhin 
zu behaupten, wofür vor allem der Umstand, daß dort 
die Selektionswirkung der letzten Hungers- und Seu- 
chenperiode am intensivsten war, in Betracht zu ziehen 
sein dürfte. Andererseits ist vielleicht auch damit zu 


1) Vgl. Katalog für die Gruppe ‚‚Statistik‘‘ der Internatio- 
nalen Hygiene-Ausstellung Dresden 1921. S. 81. 

2) S. A. Nowosselsky, Sterblichkeit und Lebensdauer in 
Rußland. (Russisch.) Petrograd 1916. S. 154 und 155. 
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rechnen, daß die engere Altersaufteilung der 60 und 
mehr Jahre alten Bevölkerung in den ukrainischen 
Städten für das Zustandekommen einer geringen Mor- 
talitätsziffer günstiger gestaltet ist als bei der gleich- 
altrigen Bevölkerung im Deutschen Reich. 


Merkwürdigerweise war im Jahre 1923 sowohl in 
den ukrainischen Städten als auch im Deutschen Reich 
die Sterbeziffer des männlichen Geschlechts im Alter 
von 20—25 Jahren höher als im nachfolgenden Alters- 
jahrfünft, im Deutschen Reich sogar noch höher als 
in den Altersjahrfünften von 30—35 und von 35—40 
Jahren, welche Erscheinung im Deutschen Reich be- 
reits seit dem Jahre 1914 andauert und für die Kriegs- 
jahre und politisch unruhigen Nachkriegsjahre 1919 
und 1920 verständlich erscheint, für die nachfolgen- 
den Jahre jedoch als unnatürlich bezeichnet werden 
muß. Erst auf Grund des Ergebnisses der Altersaus- 
zählung der deutschen Bevölkerung im Jahre 1925 
wird sich entscheiden lassen, ob tatsächlich eine Mehr- 
sterblichkeit in den Altersklassen von 20—-25 Jahren 
auch im Deutschen Reich vorhanden war. 


Schließlich muß noch darauf hingewiesen werden, 
daß die Sterbeziffer des weiblichen Geschlechts 
in den ukrainischen Städten im Jahre 1923 mit 13,2 
etwas niedriger war als die entsprechende deutsche 
Ziffer mit 13,35. Die Unterschiede zwischen den 
Alterssterbeziffern beider Länder waren hier mit 
alleiniger Ausnahme der höchsten Altersklasse geringer 
als beim Vergleich der Sterbeziffern des männlichen 
Geschlechts und dürften in der Hauptsache auf der 
verschiedenen Häufigkeit der Tuberkulosesterblichkeit 
in beiden Ländern beruhen, worauf die Zunahme dieser 
Unterschiede in den Altersklassen von 20—40 Jahren 
hinweist. 


Wenn sich auch die Berechnung der Alterskoeffi- 
zienten der Sterblichkeit bisher nur auf einen geringen 
Teil (2680000 Personen) der ukrainischen Bevölkerung 
erstreckt, so liegt ihre Bedeutung darin, daß sie zur 
Zeit das einzige Mittel darstellen, um einen Aufschluß 
über die Struktur und das Zustandekommen der seit 
dem Jahre 1923 plötzlich stark verminderten Sterbe- 
ziffer der ukrainischen Städte zu erhalten. 


Um auch über die Ursachen dieser starken Ver- 
minderung Aufschluß zu erhalten, sind wir allerdings 
nur auf die Statistik der epidemischen Krank- 
heiten angewiesen, die jedoch deutlich den Zusam- 
menhang des Auftretens der gefürchteten Volks- 
seuchen, wie Fleckfieber und Rückfallfieber, mit der 
Hungersnot im Winter 1921/22 und den Eintritt der 
raschen Gesundung in den Jahren 1923—1925 nach 
Überwindung dieses katastrophalen Ereignisses er- 
kennen läßt. 
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Fig. 3. 


Die Sanierung der Ukraine nach den 
Epidemie-Jahren 1920 — 1922. 
Häufigkeit der gemeldeten Erkrankungen an epi- 
demischen Krankheiten in den Jahren 1921—1925 
auf je 1000 Einwohner. 


Damit allein sind jedoch die Voraussetzungen für 
eine günstige Bevölkerungsentwicklung noch nicht er- 
füllt, denn für diese bildet die Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse einen nicht minder wichtigen 
Faktor, und zwar insbesondere in den Ländern mit 
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überwiegender Agrarbevölkerung. Die günstige Ge- 
staltung der beiden Faktoren Gesundheit und Wirt- 
schaft können wir am besten aus deren Endprodukt, 
der natürlichen Bevölkerungszunahme, ermessen, die 
im Jahre 1924 in der Ukraine mit 673000 nach der- 
jenigen Sowjet-Rußlands die größte in Europa und 
um 165000 größer als die natürliche Zunahme der Be- 
völkerung Deutschlands war. 


Tabelle 4. 


Die Häufigkeit der Erkrankungen an epide- 
mischen Krankheiten in der Ukraine in den 
Jahren 1921—1925. 

















Zahl der gemeldeten Erkrankungen, in der Berechnung 
auf je 1000 Einwohner, an 


Schar- 


lach |!Pocken 


Cholera 





Geographische Breite und Tuberkulose im hohen Norden. 
Von KARL FREUDENBERG, Berlin. 


Beziehungen zwischen geographischer Breite und 
Tuberkulose sind im allgemeinen nicht feststellbar, 
weil zahlreiche Faktoren die Häufigkeit der Tuberku- 
lose beeinflussen, so daß die Isolierung eines einzelnen 
nur schwer gelingt. Daher finden sich oft unter ganz 
gleichen klimatischen Bedingungen —also auch gleicher 
geographischer Breite — sehr verschiedene Tuber- 
kuloseziffern, andererseits in verschiedenen Klimaten 
gleiche Tuberkuloseziffern, ohne daß man deswegen 
eine Wirkung des Klimas auf die Tuberkulose aus- 


‚schließen dürfte. 


Wenn man den Einfluß der geographischen Breite 
rein erfassen will, so muß man Beispiele wählen, in 
denen alle anderen in Betracht kommenden Faktoren 
möglichst gleichmäßig wirken. Man darf also nur 
Länder oder Landesteile untereinander vergleichen, die 
von einer Bevölkerung annähernd gleicher Rasse, 
gleicher Kulturstufe, gleichartiger Beschäftigung und 
gleichartigem Wohlstande bewohnt sind; selbstver- 
ständlich muß auch die Statistik in den verglichenen 
Gebieten überall zuverlässig und vergleichbar sein. 
Außerdem müssen aber auch klimatische Unterschiede 
fehlen, die auf anderen Faktoren.als der geographischen 
Breite beruhen, z. B. auf Verschiedenheiten der Höhen- 
lage, Meeresentfernung, vorherrschender Windrichtung 
und dergleichen. 


Zwei Fälle, in denen alle diese Forderungen ziemlich 
— natürlich nicht in idealer Vollständigkeit — ver- 
wirklicht sind, bieten Schweden und Norwegen dar. 
Beide Länder werden von einer fast rein germanischen 
Bevölkerung bewohnt ; (auf das Vorhandensein fremder 
Volkssplitter im äußersten Norden wird noch zurück- 
zukommen sein), die Kulturstufe ist durch das ge- 
samte Gebiet beider Länder gleichmäßig hoch; in der 
Beschäftigung der Bevölkerung herrscht in Schweden 
überall außerhalb der großen Städte, die ohnedies 
beim Vergleich ausgeschaltet werden müssen, die Land- 
wirtschaft entschieden vor, in Norwegen ist die Ver- 
teilung von Landwirtschaft, Industrie, Fischerei und 
anderen Berufen — wieder ohne die Großstadt — ziem- 
lich gleichmäßig über das Land hin; der Einkommens- 
durchschnitt schwankt innerhalb jedes Landes — ab- 
gesehen von den Großstädten — in Schweden nicht 
sehr, in Norwegen allerdings betrug er 1921 in den 
Landgemeinden der südlichen Bezirke um 1000 Kr. 
auf den Kopf, in denen der nördlich von Bergen ge- 
legenen dagegen nur etwa 500 Kr.; das Vermögen 
nimmt noch etwas stärker von Süden nach Norden 
hin ab, es betrug 1920 in Schweden in den Landge- 
meinden der Provinz Skane (am Sund) etwa 3000 Kr. 
auf den Kopf, in denen von Norrland nur etwa 1000 Kr., 
ähnlich 1921 in Norwegen in den Landgemeinden des 
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Südens etwa 4—5000 Kr., in denen des äußersten Nor- 


dens nur wenig mehr als 1000 Kr. auf den Kopf!); es 
muß aber darauf hingewiesen werden, daB die Vertei- 
lung sicher in Wirklichkeit weit gleichmäßiger ist, 
denn in den behaglicheren südlichen Gegenden sind 
die Besitzer großer Einkommen und Vermögen an- 
sässig, die den Durchschnitt mächtig in die Höhe 
treiben, ohne daß sich deswegen die Struktur der Ge- 
samtheit wesentlich zu ändern brauchte. Die Statistik 
ist in beiden Ländern sehr gut und gibt die nötigen 
Daten. Die geographischen Verhältnisse sind innerhalb 
jedes der beiden Länder recht gleichmäßig, besonders 
in Schweden, das die sanfte Abdachung der skandina- 
vischen Gebirgskette zur Ostsee darstellt; Norwegen 
umfaßt mit seinem größten Teile den schmalen, stei- 
len Abfall dieses Gebirges zum atlantischen Ozean, 
alsodurchweg Küstenland, dasder Golfstrom bestreicht, 
wobei nur der kleine südöstliche Teil des Landes (um 
Oslo) und der ganz kleine Zipfel östlich vom Nordkap 
etwas aus diesem Rahmen fallen. 

Jedes der beiden Länder erstreckt sich bei so großer 
Gleichmäßigkeit aller sonstigen Verhältnisse über 
mehr als 12 Breitengrade, also etwa dem Breitenunter- 
schiede Berlin—Neapel entsprechend. Sie bieten daher 
günstige Gelegenheiten, den Einfluß der geographischen 
Breite — in dieser Zone — auf die Tuberkulose beob- 
achten zu können. Der Vergleich soll so erfolgen, daß 
die einzelnen Verwaltungsbezirke innerhalb jedes Staa- 
tes verglichen werden; diese Verwaltungsbezirke hei- 
Ben in Schweden „län“, in Norwegen ‚‚fylk‘‘ und ent- 
sprechen ungefähr den preußischen Regierungsbezir- 
ken. Dabei müssen jedoch die Verwaltungsbezirke, 
welche von Großstädten gebildet werden (Stockholm, 
Oslo) oder solche (Göteborg) mitumfassen, ausgeschal- 
tet werden, einerseits der anderen Bevölkerungszu- 
sammensetzung wegen, dann aber auch weil sich durch 
die Einbeziehung der in Krankenhäusern Gestorbenen 
unvergleichbare Ziffern ergeben würden; ferner bleibt 
Gotland außerhalb des Vergleichs, weil es ganz isoliert 
liegt und außerdem wegen seiner kleinen Bevölkerung 
(57000 Einwohner) Zufallsergebnisse bietet. Für 
alle anderen Verwaltungsbezirke ist in der folgenden 
Tabelle die von der Landkarte abgelesene ungefähre 
mittlere. geographische Breite (für das zum größten 
Teile unbewohnte Finnmarken bezieht sich diese nur 
auf die bewohnten Teile) zusammengestellt mit der 
Tuberkulosesterblichkeit auf 10000 Einwohner im 
Jahre 1921, wobei in Schweden alle Formen, in Nor- 
wegen nur Lungentuberkulose berücksichtigt sind?). 


1) Statistisk ärsbok för Sverige 1925, S. 35; Statistisk ärbok 
for kongeriket Norge 1924, S. 220. 

2) Statistisk årsbok för Sverige 1925, S. 60; Statistisk årbok 
för kongeriket Norge 1924, S. 36. 


Tabelle 1. 


Geographische Breite und Tuberkulosemor- 
talität in Schweden und Norwegen. 





Schweden 










Eai Durchschnitti. Lies ses an 
geographische 
(Provinz) Breite in ° auf 10000 Ein- 
wohner 1921 











Stockholms län .......... 
Uppsala E E T 59,9 13,9 
Södermannlands ,,  .......... 59,0 10,9 
Östergötlands a LOORE 58,5 11,1 
Jönköpings in ee 57,7 13,1 
Kronobergs RE TEINU 56,9 13,4 
Kalmar ao Bee 56,6 13,0 
Blekinge ee 56,2 15,9 
Kristianstadts PO 56,0 11,0 
Malmöhus De ee 55,8 13,0 
Hallands ee 56,7 14,1 
Alfborgs ir Becher 57,7 13,7 
Skaraborgs an ee ae 58,3 10,5 
Värmlands ee ee 59,3 15,4 
Örebro e er 59,3 13,8 
Västermanlands ,, .......... 59,8 14,5 
Kopparbergs ie, ee 60,9 16,2 
Gävleborgs Du eue 61,3 17,8 
Västernorrlands ,, .......... 63,0 20,5 
Jämtlands ri 63,1 21,4 
Västerbottens a CR dd ` 64,6 23,0 
Norbottens a rie ee 67,0 29,5 
Norwegen 
(Provinz) j a in ° | 10000EInwohner 

SENSE 1921 
DSHOId essences 
Akershus 2 erg 13,3 
Hedmark ss. 0. 16,3 
Opland ara 13,1 
Buskerud u. 16,5 
Vestioldiri.- inserer 12,4 
TFelemark sis. huis sent 16,0 
Aust-Agder................... 17,2 
Vest-Agder ................... 17,8 
Rogaland ï sixties 13,6 
Hordaland:::.,..:...2.2:06%2 16,9 
Bergen Sansa esse ss 17,4 
Sogn og Fjordane............. 18,5 
More si issus ue 20,0 
Sar-Trondelag................ 25,7 
Nord-Trøndelag .............. 19,3 
Nordland: 20... 2420 23,6 
TOMB: wiss ie scies lues 24,1 
Finnmark Han. ee 38,9 





Die Tabelle zeigt deutlich, wie in beiden Ländern die 
Tuberkulosemortalität von Süden nach Norden hin 
steigt und jenseits des Polarkreises sehr hohe Werte 
erreicht. Demgemäß ergibt der exakte mathematische 
Ausdruck dieser Beziehung, der Korrelationskoeffi- 
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zient, sehr hohe Werte, nämlich für Schweden + 0,87 
mit einem mittleren Fehler von nur + 0,05 und für 
Norwegen sogar + 0,90 + 0,04. 

Entscheidend für die hohe Korrelation ist die enorme 
Tuberkulosemortalität in den hochnordischen Ge- 
bieten ungefähr vom 63. Breitengrade an. Die Frage 
nach den Ursachen dieser Erscheinung muß deshalb 
besonders geprüft werden. 

In den sozialen Verhältnissen ist — wie dargetan — 
kein hinlänglicher Unterschied zwischen den einzel- 
nen Breiten, daß die großen Mortalitätsdifferenzen 
daraus erklärt werden könnten. Ein Einschlag fremd- 
rassiger Bevölkerung ist in den nördlichsten Gebieten 


beider Staaten allerdings vorhanden, er beträgt aber 


nur (1920) 

in Norrbotten 29028 Finnen und 4437 Lappen unter 
182953 Einwohnern, 

in Finnmark 4396 Finnen, 10448 Lappen und 1113 
Finn-Lappen unter 44190 Einwohnern, 

in Troms 1374 Finnen, 6761 Lappen und 1652 Finn- 
Lappen unter 90750 Einwohnern, 

in Nordland 45 Finnen, 1703 Lappen und 3 Finn- 
Lappen unter 173826 Einwohnern; 

in allen anderen Verwaltungsbezirken machte die 

fremdrassige Bevölkerung weniger als 1%, der Ein- 

wohnerzahl aus. Jedenfalls genügt dies in keiner 

Weise, die Steigerung der Tuberkulose nach Norden 

hin zu erklären. 

Es müssen also die klimatischen Faktoren als Haupt- 
ursache betrachtet werden. Zunächst wird man dabei 
wohl an die Temperatur denken; diese verhält sich im 
langjährigen Mittel!) folgendermaßen: (S. Tatelle 2.) 

Diese Orte stellen so ziemlich (bis auf einige ganz 
kleine Ansiedlungen im höchsten Norden) die äußersten 
Extreme innerhalb beider Länder dar. In Schweden 
ergibt sich dabei ein beträchtlicher Unterschied der 
Januartemperaturen, jedoch nur weil Gellivara weit ab 


1) Statistisk årsbok för Sverige und Hann, Handbuch der 
Klimatologie. 
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Tabelle 2. 


Die Temperatur im Süden und Norden 
Schwedens und Norwegens. 


Mittlere Temperatur im 
ganzen 
ahre 


Ort 


Januar Juli 





Lund (Südschweden) 
Gellivara (Nordschweden) 
Mandal (Südnorwegen) 

Hammerfest (Nordnorwegen) 


— 1,1 
+ 70 
+ 1,9 


vom Meere liegt, was aber bei den meisten größeren 
Siedlungen Norrbottens nicht der Fall ist. Für Nor- 
wegen vollends mit seinem gleichmäßigen ozeanischen 
Klima ergibt sich ein auffallend geringer Unterschied 
in den Temperaturverhältnissen von Mandal und dem 
um zwölf Breitegrade nördlicher liegenden Hammerfest. 


Dadurch drängt sich ein anderes klimatisches Mo- 
ment in den Vordergrund der Betrachtung, das ist 
der große Unterschied in der Sonnenscheinverteilung 
zwischen den einzelnen Breitegraden Skandinaviens. 
Durch beide Länder geht ja der Polarkreis, jenseits 
dessen der vierundzwanzigstündige Wechsel von Tag 
und Nacht zeitweise aufhört und durch den ununter- . 
brochenen Stand der Sonne über dem Horizont im 
Sommer, beziehungsweise unter demselben im Winter 
abgelöst wird. Während im Süden Schwedens (Lund) 
auch der kürzeste Tag noch 6 %,, im Süden Norwegens 
(Mandal) 6 Stunden zählt, geht in Hammerfest dit 
Sonne vom 18. November bis 23. Januar überhaupe 
nicht auf. Diese lange arktische Winternacht be- 
ziehungsweise der Zustand nahe dem Polarkreise, der 
sich ihr annähert, scheint einen großen Einfluß auf 
die Verbreitung der Tuberkulose zu haben. Was das 
unmittelbar Wirksamehierbei ist, etwa daslange Fehlen 
der Sonnenstrahlen als solches oder die langdauernde 
Zusammendrängung der Bevölkerung in den Wohnräu- 
men mit der dadurch erhöhten Exposition, läßt sich 
auf statistischem Wege natürlich nicht entscheiden. 
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Die Bewegung der Bevölkerung in Bulgarien 
in den Jahren 1911—1924. 


Territorium und Bevölkerung. Während der letzten, fried- 
losen Volkszählungsperiode 1910—1920 waren die Grenzen Bul- 
gariens fast beständig in Bewegung, wodurch sich mannigfache 
Schwierigkeiten hinsichtlich des zeitlichen Vergleichs der Er- 
gebnisse der demographischen Statistik dieses Landes ergeben. 
Der Balkankrieg hatte die Abtretung der Dobrudscha mit 
769 qkm an Rumänien zur Folge, welchem Verlust ein Gewinn 
von 23187 qkm türkischen Bodens gegenüberstand. Hierdurch 


hatte sich das Territorium Bulgariens von 96345 qkm vor jenem 
Kriege auf 111837 qkm erweitert, wozu im Jahre 1915 noch 
weitere 2588 qkm türkischen Bodens als Lockspeise für den 
Eintritt in den Weltkrieg kamen. Damit war die Südgrenze bis 
zum Ägäischen Meer vorgeschoben. Durch den Vertrag von 
Neuilly vom Jahre 1919 wurde jedoch nicht nur die Süd-, son- 
dern auch die Westgrenze wieder zurückgeschoben, indem Bul- 
garien 2566 qkm an Jugoslawien und 8712 qkm an Griechen- 
land abtreten mußte. Hierdurch verminderte sich der Flächen- 
inhalt Bulgariens auf 103146 qkm, so daß gegenüber dem 
Stande vor dem Balkankrieg nur noch ein Gewinn von 


r 
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6801 qkm verblieb. Von dem neu erworbenen türkischen 
Territorium mit 25775 qkm gingen 9733 qkm wieder ver- 
loren, demgegenüber der Verlust aus altem Besitz 9241 qkm 
betrug. 

Infolge dieser territorialen Verschiebungen läßt sich die 
natürliche Bevölkerungszunahme während der letzten Volks- 
zählungsperiode nicht feststellen, deren Berechnung speziell 
für Bulgarien von Wichtigkeit wäre, weil die unmittelbaren 
Kriegsverluste nur insoweit unter den Gestorbenen erscheinen, 
als sie in die lokalen Register eingetragen wurden. Man muß 
sich daher mit der Feststellung der tatsächlichen Bevöl- 
kerungszunahme begnügen, die allerdings schon infolge der 
Gebietserweiterung nicht unbedeutend größer erscheinen muß 
als die natürliche Bevölkerungszunahme. Die Tatsache, daß in 
Bulgarien an Stelle des bisherigen Männerüberschusses im Jahre 
1920 ein Frauenüberschuß getreten ist, deutet jedoch darauf 
hin, daß die Zunahme der männlichen Bevölkerung viel geringer 
gewesen sein mußte als die der weiblichen. 


Tabelle 1. 


Die tatsächliche Zunahme der Bevölkerung in Bul- 
garien, getrennt nach dem Geschlecht, während der 
Volkszählungsperiode 1910—19202). 





—n 

















Ortsanwesende a a | 
Volkszählungs- Bevölkerung Bevölke- “|| Flächen- an 
Jahre und `~ in Tausenden rung trafen || inhalt in pi 
Datum männ- | weib- | zusam- weibl Oe- qkm qkm 
lich lich men || schlechts | 
2 | 3 | 4 5 | 6 7 
31. XII. 1920 || 2 421 | 2426 | 4847 || 1 002 103 146 | 47,2 
31. XII. 1910 | 2207 | 2131 | 4 338 963 96 345 | 45,3 
Zunahme 
absolut + 214|+ 295| + 509| + 39 + 1,9 
in Prozenten | + 9,7 +13,9| +11, — + 4,2 





a) Betreffs der früheren Entwicklung der Bevölkerung Bul- 
gariens (1887—1910) vgl. E. Roesle, Die Entwicklung der 
Bevölkerung in den Kulturstaaten. 2. Bulgarien. Früheres 
Archiv für Soz. Hygiene u. Demographie. 9, 83ff. 1913. 


In der ungewöhnlich großen Differenz zwischen der Be- 
völkerungszunahme des männlichen und weiblichen Geschlechts 
während der letzten Volkszählungsperiode, mit deren Abschluß 
sich eine um 81000 größere Zunahme der Zahl der weiblichen 
als die der männlichen Bevölkerung ergab, sind vor allem die 
Kriegsverluste zu suchen, denn bisher ergaben sich nur gering- 
fügige Differenzen zwischen der Zunahme der beiden Geschlech- 
ter während der einzelnen Volkszählungsperioden. Dagegen läßt 
die Differenz zwischen der prozentualen tatsächlichen Bevöl- 
kerungszunahme (Rubrik 4) und der prozentualen Zunahme der 
Bevölkerungsdichtigkeit (Rubrik 7) erkennen, daß die einver- 
leibten Gebiete viel dünner bevölkert sein müssen als die ab- 
getretenen und die verbliebene Gebietsfläche; denn die prozen- 
tuale Zunahme der Bevölkerungsdichtigkeit machte nur un- 
gefähr den dritten Teil der prozentualen tatsächlichen Be- 
völkerungszunahme aus. Tatsächlich haben auch die drei neu 
hinzugekommenen südlichen Departements (Mastanly, Pasch- 
makly und Petritsch) die geringste Bevölkerungsdichtigkeit, 
nämlich 34,4 beziehungsweise 23,1 beziehungsweise 23,0, auf- 
zuweisen. 

Aus diesem Grunde ist es verständlich, daß sich der Anteil der 
Bevölkerung in den Orten bis zu 2000 Einwohnern an der Ge- 
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samtbevölkerung, der sich von 77,2 Prozent im Jahre 1887 bis 
auf 37,1 Prozent im Jahre 1910 vermindert hatte, im neuen 
Bulgarien wieder angestiegen ist, nämlich auf 41,5 Prozent im 
Jahre 1920. Nahezu ebenso groß war dieser Anteil der in solchen 
Orten wohnenden ‚‚Landbevölkerung‘“ im städtereichen Deut- 
schen Reich im Jahre 1910, nämlich 40,0 Prozent!), durch wel- 
chen Vergleich man gewahr wird, daß eine derartige enge Ab- 
grenzung der Landbevölkerung von der Stadtbevölkerung zu 
einer irrführenden Vorstellung über die Verteilung der Bevöl- 
kerung nach Stadt und Land führen muß. Das Vergleichs- 
bild wird ein anderes, wenn man diese Grenze bei 5000 Ein- 
wohnern zieht, denn in diesem Falle steht dem Anteil der Land- 
bevölkerung in Bulgarien mit 78,6 Prozent im Jahre 1920 ein 
solcher mit 51,2 Prozent im Deutschen Reich im Jahre 1910 
gegenüber. Wenn man weiter bedenkt, daß im Deutschen Reich 
die Bevölkerung in den Orten mit über 10000 Einwohnern 
46,1 Prozent und die großstädtische Bevölkerung 26,2 Prozent 
der ortsanwesenden Gesamtbevölkerung im Jahre 1925 gegen- 
über 14,2 beziehungsweise 3,2 Prozent in Bulgarien im Jahre 
1920 ausmachte, so kann man verstehen, weshalb die Bewegung 
der Bevölkerung in dem ländlichen Bulgarien ein ganz anderes 
Gepräge zeigt als in dem städtereichen und dreimal so dicht 
bevölkerten Deutschen Reich. 


Die Bewegung der Bevölkerung. Die bulgarische Statistik ist 
die einzige von den Balkanländern, die Aufschluß über den Ein- 
fluß des Balkan- und des Weltkrieges auf die Bevölkerungs- 
bewegung zu geben vermag, jedoch versagt auch sie, gleichwie 
die der Länder mit kirchlicher Registration, hinsichtlich der 
Sterbefälle der Militärpersonen. 


Eheschließungen. Bulgarien gehörte schon vor dem Balkan- 
krieg nebst Rumänien und Ungarn zu den Ländern mit den 
höchsten Eheschließungsziffern, welche Ziffer sich in Bulgarien 
seit dem Jahre 1902 beständig über 9 auf je 1000 der Bevöl- 
kerung bewegte und im Jahre 1911 noch 9,4 betrug. 


Von dieser Höhe sank sie im Jahre 1912, also im ersten Jahre 
des Balkankrieges, auf 5,5 und verharrte noch im nächsten 
Jahre fast auf gleicher Höhe. Die im Jahre 1914 erfolgende 
Reaktion auf diesen Tiefstand war nur von kurzer Dauer, denn 
die Eheschließungsziffer stürzte von 12,6 im Jahre 1914 mit 
Beginn des Eintritts Bulgariens in den Weltkrieg auf 6,4 im 
Jahre 1915 und auf 2,2 im Jahre 1916 herab und erreichte da- 
mit das gleiche Minimum wie die französische Ziffer für das Jahr 
1915, deren Minimum bisher ganz vereinzelt dastand. Um so 
größer war daher der Wiederanstieg dieser Ziffer nach dem Welt- 
krieg, und zwar sowohl in Bulgarien als auch in Frankreich, 
deren Maximum in Bulgarien mit 15,8 auf das Jahr 1919 und in 
Frankreich mit 15,9 auf das Jahr 1920 entfiel, weiche Höhe nur 
von der Eheschließungsziffer Ungarns mit 19,3 im Jahre 1919, 
also zur Zeit der dortigen Räte-Regierung, überschritten wurde. 
An vierter Stelle stand das Maximum der deutschen Ehe- 
schließungsziffer mit 14,5 im Jahre 1920. Bis zum Jahre 1921 
war die bulgarische Eheschließungsziffer erst auf 12,4 gesunken, 
welche Ziffer nur wenig hinter derjenigen Österreichs mit 12,6 
der europäischen Maximalziffer für jenes Jahr zurückstand, 
so daß der Ausfall der Eheschließungen in den Kriegsjahren 
jetzt bereits kompensiert sein dürfte, zumal da, wie wir bereits 
wissen, sich nach dem Weltkrieg sogar cin, wenn auch ganz 
unbedeutender Frauenüberschuß einstellte, der sich allerdings 
im wesentlichen auf die Altersklasse von 30—35 Jahren im 
Jahre 1920 beschränkte. 


1) Statistik des Deutschen Reichs, 240, 1.53. Die Volks- 
zählung im Deutschen Reich am 1. Dezember 1910, 
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Natalität. Entsprechend dem zweimaligen Kriegszustande 
zeigt die bulgarische Geburtenziffer während der letzten Volks- 
zählungsperiode zwei tiefe Senkungen. Der kurze Balkankrieg 
hatte bewirkt, daß diese Ziffer von 41,7 im Jahre 1912 bis auf 
25,7 im nächsten Jahre fiel, d. h. um 38 Prozent. Aus diesem 
starken Rückgang konnte man zum erstenmal die Wirkung der 
modernen Kriegsrüstungen und der Massenmobilisation auf 
die Gestaltung des Nachwuchses ersehen. Jedoch der Kriegs- 
taumel macht blind und läßt eine nüchterne Erwägung solcher 
Folgen überhaupt nicht aufkommen. Nach dem maximalen 
Wiederanstieg im Jahre 1914 auf 45,1, d. i. das bisher ver- 
zeichnete Maximum der seit dem Jahre 1881 bekannten bul- 
garischen Geburtenziffer, fiel diese Ziffer von neuem und noch 
intensiver und zwar bis auf 17,2 im Jahre 1917, d. i. eine Ab- 
nahme um 59 Prozent gegenüber dem Jahre 1912. Kein Land 
der Welt hatte bisher ein solches Geburtendefizit zu verzeich- 
nen wie Bulgarien, dessen absolute Zahl der Lebendgeborenen 
von rund 191000 im Jahre 1914 bis auf 81000 im Jahre 1917 
herabstürzte. Drei Jahre — 1916 bis 1918 — währte dieses 
beispiellose Defizit, worauf die bulgarische Geburtenziffer in den 
Jahren 1919 und 1920 entsprechend der maximalen Zunahme 
der Eheschließungen wieder ihrer früheren Norm zustrebte und 
diese im Jahre 1921 :nahezu wieder erreichte. 


Wenn man den Verlauf der Natalität in Bulgarien mit dem 
der Natalität in den westeuropäischen Ländern vergleicht, so 
ergibt sich ein eigenartiges Phänomen. Die Natalität Bulgariens 
hat nämlich weder vor noch nach dem Kriege an dem allgemeinen 
Geburtenrückgang teilgenommen, dafür zeigt sie die größten 
Variationen während des Weltkriegs. Man wäre versucht, zu- 
nächst an eine unvollständige Registration der Geburten wäh- 
rend der Kriegsjahre zu denken, wenn nicht auch die außer- 
ordentlich großen Schwankungen der Eheschließungsziffer 
darauf hinwiesen, daß der Einfluß der beiden Kriege auf diese 
Ziffer dort nicht minder mächtig war als in den anderen am 
Weltkrieg beteiligten Ländern. Psychologisch ist diese Erschei- 
nung vielleicht mit der kurzen Aufeinanderfolge zweier Kriege 
zu erklären, wofür die größere Intensität des Defizits der Ehe- 
schließungen und Geburten während des Weltkriegs spricht. 
Dazu kommt jedoch noch ein weiterer, demographischer Fak- 
tor, nämlich das frühzeitige Heiratsalter in Bulgarien, 
der bewirkt, daß der Bestand der ledigen Männer schon in der 
Altersklasse von 20—25 Jahren äußerst gering ist. Im Jahre 
1910 waren nur noch 53,35 Prozent der Männer in diesem Alter 
ledig und in dem Alter von 25—30 Jahren sogar nur noch 
19,6 Prozent. Bei den Frauen in diesen beiden Altersklassen 
betrugen diese Ziffern 24,4 beziehungsweise 4,15. Die Bedeu- 
tung dieser Ziffern zur Erklärung des andauernden Hochstands 
der bulgarischen Natalität vor dem Kriege und deren starken 
Variationen während der Kriegsjahre können wir am besten 
ersehen, wenn wir hiermit die entsprechenden deutschen Ziffern 
vergleichen. Im Deutschen Reich waren im Jahre 1910 von je 
100 Männern im Alter von 20—25 Jahren noch 91,7 Prozent 
und von je 100 Männern ..im Alter von 25—30 Jahren noch 
49,4 Prozent ledig, von den Frauen im gleichen Alter 71,4 be- 
ziehungsweise 33,0 Prozent. 


Unsere westeuropäische Kultur hat uns glücklich so weit 
gebracht, daß wir die physiologische Norm der demographischen 
Verhältnisse einer Bevölkerung gar nicht mehr kennen, denn die 
demographische Statistik der westeuropäischen Länder führt 
uns nicht die von der Natur gewollten biologischen Erschei- 
nungen, sondern die Ergebnisse einer mehr oder minder patho- 
logischen Demographie vor Augen. Das glückliche Bul- 
garien kannte bisher weder die Probleme des Frauenüberschusses 
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roch die der unverehelichten Frau, der unehelichen Kinder und 
des Geburtenrückgangs, das sind Probleme, die nicht die Natur, 
sondern die zunehmende Kompliziertheit des Lebens in den 
Kulturländern aufstellt. Wenn wir biologische Statistik treiben 
wollen, so müssen wir daher die Ergebnisse der Demographie der 
Völker, die noch in natürlichen Verhältnissen leben, heran- 
ziehen, mit deren Hilfe wir erst unsere pathologisch-demogra- 
phischen Erscheinungen, die wir mit ,,Fortschritte der Kul- 
tur‘‘ zu umschreiben pflegen, ermessen können. 


Wie die verschiedene Höhe der Mortalität in den einzelnen 
Ländern im wesentlichen durch die verschiedene Proportion 
der Lebenden in den Altersklassen mit der höchsten Sterbens- 
wahrscheinlichkeit (0—1 Jahr und 60 und mehr Jahre) zur Ge- 
samtbevölkerung bestimmt wird, so richtet sich auch die Fer- 
tilität eines Volkes nach einer ebenso geringen Proportion, 
nämlich nach der Proportion der verheirateten Frauen im Alter 
von 20—40 Jahren zur Gesamtbevölkerung, wenn die Kultur 
der Natur freien Lauf ließe. In Bulgarien trifft dies noch zu, 
weshalb wir dort das Maximum dieser Proportion und zugleich 
eine hohe Natalität finden. Diese Proportion, der hauptsäch- 
lich das Fortpflanzungsgeschäft des bulgarischen Volkes ob- 
liegt — zu der Gesamtzahl der Lebendgeborenen in Bulgarien 
im Jahre 1920 — 192665 — haben nämlich die verheirateten 
Frauen im Alter von 20—40 Jahren 154 341 Lebendgeborene, 
also 80,2 Prozent, beigesteuert —, machte im Jahre 1910 11,97 
und im Jahre 1920 fast ebenso viel, nämlich 11,92 Prozent, aus. 
Mit bewunderungswürdiger Schnelligkeit hat sich also das De- 
fizit der Eheschließungsziffer während der Kriegsjahre bereits 
im Jahre 1920 ausgeglichen. Es kann uns daher nicht wundern, 
daß die Natalität im Jahre 1921 mit 40,7 ebenfalls die gleiche 
war wie im Jahre 1911 mit 40,1, wenn auch die Proportion der 
unverheirateten Frauen (ledige, verwitwete und geschiedene) 
im Alter von 20—40 Jahren zur Gesamtzahl der Frauen im 
gleichen Alter noch im Jahre 1920 mit 20,0 Prozent bedeutend 
größer war als im Jahre 1910 mit 11,6 Prozent; denn infolge 
der Kriegsverluste hat sich die Zahl der Witwen im Alter von 
20—40 Jahren von 9284 im Jahre 1910 auf 38303, also auf das 
Vierfache, erhöht. 


Es lohnt sich, diese Verhältnisse mit denen in einigen anderen 
Ländern zu vergleichen, da hierdurch der demographische Fak- 
tor der Ursache der niedrigeren Natalität in den westeuropäi- 
schen Ländern klargelegt wird. 


Wie aus den in den Rubriken 10 und 11 berechneten Werten 
ersehen werden kann, sind die territorialen Differenzen zwischen 
der Proportion der verheirateten Frauen im Alter von 
20—40 Jahren zur Gesamtbevölkerung in den einzelnen 
Ländern viel größer als die temporellen, trotzdem die Vergleichs- 
periode eine ereignisvolle Zeit umfaßt. In der Mehrzahl der hier 
aufgeführten Länder bewegte sich diese Proportion zwischen 
8—10, nur in Norwegen und Schweden, welche Länder zu denen 
mit der geringsten Eheschließungsziffer gehören, blieb sie 
darunter. Dem bulgarischen Maximalwert mit rund 12 Prozent 
am nächsten stehen die Proportionsziffern von Ungarn und 
Frankreich, jedoch harmonieren die französischen Frauen in 
bezug auf ihre natürlichen Funktionen so wenig mit den bul- 
garischen und ungarischen Frauen, daß ein praktischer Nutzen 
für die französische Nation aus dieser günstigen demographi- 
schen Einstellung nicht erwartet werden kann; denn die Gegen- 
sätze zwischen Natur und Kultur vermag auch diese nicht zu 
überbrücken. 

Viel labiler als diese starre Proportion ist der Anteil der un- 
verheirateten Frauen im Alter von 20—40 Jahren an der 
Gesamtzahl der Frauen im gleichen Alter, wie die Rubriken 
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Tabelle 2. 


Proportion der verheirateten Frauen im Alter von 20—40 Jahren zur Gesamtbevôlkerung und Proportion 
der unverheirateten Frauen im Alter von 20—40 Jahren zur Gesamtzahl der Frauen im gleichen Alter in 
verschiedenen europäischen Ländern in den Jahren 1910 und 1920. 
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Frauen im Alter von 20 bis 40 Jahren 
in verschiedenen europäischen Ländern in den Jahren 1910 und 
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12 und 13 zeigen. Die territorialen Differenzen bewegten sich 
hier im Jahre 1910 zwischen 11,6 (Bulgarien) und 52,2 Prozent 
(Schweden) und im Jahre 1920 zwischen 20,0 (Bulgarien) und 
51,4 Prozent (Schweiz), während die temporellen, soweit hier- 
über Angaben vorliegen, ebenfalls nur geringfügig waren. An- 
gesichts solcher territorialen Differenzen darf man sich nicht 
wundern, wenn die Natalitätin den verschiedenen Län- 
dern sehr verschiedene Werte zeitigt; denn es ist klar, 
daß in einem Lande, wo es der Hälfte der im fruchtbarsten Alter 
stehenden Frauen nicht vergönnt ist, legitime Kinder zu er- 








zeugen, die Natalität viel geringer sein muß als in einem Lande, 
wo nur ein geringer Bruchteil dieser Frauen unverheiratet ist. 
In den Ländern des Geburtenrückgangs fehlt es an jungen Fa- 
milien, denn es sind dies meist Auswanderungsländer, aus denen 
vorzugsweise die jungen Männer auswandern. Auch diesem 
Problem liegt Bulgarien noch fern, da es als Ansiedlungsland 
seinen großen Geburtenüberschuß noch im eigenen Lande unter- 
zubringen vermag. 


Mortalität. Wie die Natalität so zeigt auch die Mortalität 
in Bulgarien ein stabiles Verhalten; denn es fehlt der Ge- 
burtenrückgang und damit die automatische Einstellung der 
Mortalität auf eine geringere Natalität. Der Verlauf der all- 
gemeinen Mortalität läßt nur einen bedeutsamen Anstieg im 
Jahre 1913, also im letzten Jahre des Balkankrieges, und im 
Influenza- Jahre 1918 ersehen. Im ersteren Jahr betrug die 
Mortalitätsziffer 29,0 und im letzteren 32,0, während im Jahre 
1915 das bisherige Minimum der bulgarischen Mortalität mit 
19,9 verzeichnet worden ist. Die Mortalitätsziffer für das Jahr 
1918 übertraf sogar die bisherige Maximalziffer für das Cholera- 
Jahr 1892, in welchem Jahre die Mortalität bis auf 31,6 angestie- 
gen war. Wir wissen nun, daß in Europa die südlichen Län- 
der am meisten von der Influenza-Pandemie heimgesucht 
wurden, welche Länder sich nach der Höhe ihrer allgemeinen 
Mortalitätsziffer für das Jahr 1918 in folgender Weise anordnen: 


Mortalitätsziffer für das Jahr 1918 auf 
je 1000 der mittleren Bevölkerung 


Länder mit der maximalen 
Mortalität im Jahre 1928 


AK-Rumänlet sure 45,7 
Foral u ann ar ehe 40,0 
HAN nern en 35,4 
DDASS amas aan 33,1 
Bulgarien: siens dant sh Ses 32,0 
Österreich (neues Gebiet) ................ 26,4 
Ungarn (neues Gebiet) .................. 25,9 


Gegenüber diesen Mortalitätsziffern nehmen sich diejenigen 
für die übrigen europäischen Länder und für das gleiche Jahr 
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sehr bescheiden aus, selbst wenn man die Kriegsverluste mit 
einrechnet. 


Der wirkliche Anstieg der bulgarischen Mortalitätsziffer kann 
natürlich weder in der Ziffer für das Jahr 1918 noch in denen 
für die Jahre 1916 und 1917 zum Ausdruck kommen, denn in 
diesen Jahren war, wie wir bereits wissen, die Natalität um mehr 
als die Hälfte geringer als in normalen Zeiten. Da hierdurch 
auch die Zahl der Sterbefälle im Säuglings- und Kleinkindes- 
alter sehr bedeutend abnehmen mußte, so kann der Anstieg 
der Mortalitätsziffer des männlichen Geschlechts in den mitt- 
leren Altersklassen während der Kriegsjahre in der allgemeinen 
Mortalitätsziffer überhaupt nicht zum Ausdruck kommen. In- 
folge des Fehlens der Altersauszählung der in den Jahren 1913 
—1917 Gestorbenen ist man nur auf den Vergleich der abso- 
luten Sterbezahlen für die einzelnen Geschlechter in 
allen Altersjahren zusammen angewiesen. Diese nahmen in der 
Umrechnung auf den gegenwärtigen Gebietsstand Bulgariens 
während der Jahre 1911 bis 1920 folgenden Verlauf: 






Gesamtzahl der Sterbefälle in Bulgarien 






Weltkrieg 
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Hieraus ergibt sich für die Kriegsjahre 1912 und 1913 sowie 
1915 bis 1918 eine, die gewöhnliche Norm weit übersteigende 
Mehrsterblichkeit des männlichen Geschlechts, die wohl aus- 
schließlich durch die Kriegsverluste verursacht war. Diese re- 
gistrierten Kriegsverluste stellen natürlich nur den von der 
lokalen Registration erfaßten Teil der Gesamtverluste dar, 
die nach einer Mitteilung des Bulgarischen Kriegsministeriums 
insgesamt 101229!) anläßlich des Weltkriegs betragen haben 
sollen. Auch aus diesem Grunde kann die allgemeine Mortali- 
tätsziffer Bulgariens kein richtiges Bild von ihren Variationen 
während der Kriegsjahre geben. Bulgarien kann sich jedoch 
damit trösten, daß die Mortalitätsstatistik für die Kriegsjahre 
in den meisten übrigen am Kriege beteiligten Ländern ebenfalls 
mehr oder minder versagt hat, denn außer in Deutschland war 
es in keinem dieser Länder möglich, die gesamten Kriegsverluste 
in die allgemeine Mortalitätsstatistik einzureihen, da dort die 
Registration der Sterbefälle von Militärpersonen im Mobil- 
machungsfalle nicht nur für die Militär-, sondern auch für die 
Zivilbehörden einheitlich geregelt ist?). 


Infolge der unvollständigen Registration der Kriegsverluste 
ist es gar nicht möglich, die natürliche Bevölkerungszu- 
nahme oder vielmehr Bevölkerungsabnahme für die einzelnen 
Kriegsjahre anzugeben. Man muß sich daher mit der Fest- 


2?) Hersch, L., Lá mortalité causée par la guerre mondiale. 
Metron, Vol. V, No. I p. 113. 1928. 


#) Verordnung vom 20. Januar 1879. (Reichs-Gesetzblatt 
1879, Seite 5.) 
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stellung begnügen, daß in den Jahren 1913, 1916—1918 die 
Natalität unter die Mortalität gesunken ist, welche Er- 
scheinung in Anbetracht des sonst üblichen großen Über- 
schusses der Natalität über die Mortalität in Bulgarien den 
verhängnisvollen Einfluß der Kriege auf die Entwicklung der 
Bevölkerung hier viel deutlicher zum Ausdruck bringt als in 
den anderen Ländern, die eine ähnliche Überraschung während 
des Krieges erlebten. 


Tabelle 3. 


Übersicht über die Hauptdaten der Bewegung der 
Bevölkerung in Bulgarien (nach seinem gegenwärti- 
gen Gebietsstand) in den Jahren 1911—19248). 


Natürliche 
Bevölke- 
rungszu- 


Sterbefälle 
im 1. 
Lebensjahr 


me auf je 100 
Lebend- 
geborene 


E. Roesle (Berlin). 


a) Diese Angaben sind dem neuesten Jahrgang (XV—XVI, 
1923/24) des Bulgarischen Statistischen Jahrbuchs (Sophia 
1925, Teil A, Seite 114), entnommen und weichen zum Teil sehr 
beträchtlich von den früher veröffentlichten Angaben ab. 

b) Unvollständige Angaben, da hierin nur die innerhalb der 
Grenzen Bulgariens vorgekommenen Sterbefälle von Militär- 
personen enthalten sind. 

€) Vorläufige Angaben. 


Die Säuglingssterblichkeit nach Nationalitäten 
und Ortsgrößenklassen in den Vereinigten 
Staaten von Amerika. 


Seit 1916 wird in einer von Jahr zu Jahr wachsenden Anzahl 
von Staaten der Union eine Statistik der Geburten und der 
Säuglingstodesfälle durchgeführt. Das große amtliche Material, 
das sich hierbei ergibt, bietet den amerikanischen Statistikern 
eingehenden Stoff zu genaueren Berechnungen über die Säug- 
lingssterblichkeit. 

Zwei Arbeiten dieser Art sind im letzten Jahre aus dem sehr 
arbeitseifrigen „Departement of Biometry and Vital Statistics“ 
an der Universität in Baltimore hervorgegangen, das unter 
Leitung von R. Pearl steht. In der einen bespricht Deporte?) 
die Daten, die sich bei der Gliederung der Säuglingstodesfälle 
nach dem Geburtslande der Mutter ergeben. Seine Ziffern be- 
ziehen sich auf die Jahre 1916—21; für zeitliche Vergleiche sind 


1) I. V. Deporte, Inter-Racial Variation in Infant Mor- 
tality. The American Journal of Hygiene, 5, 455ff. 1925. 
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sie indessen nicht gut verwendbar, weil das ,,Registrations- 
gebiet‘‘ sich — wie erwähnt — von Jahr zu Jahr änderte, wo- 
durch immer wieder Staaten mit anderer Sterblichkeit hinzu- 
kamen, wobei die neu hinzukommenden meist eine niedrigere 
Sterblichkeit als die anderen hatten, so daß die ohnedies fallende 
Kurve der Säuglingssterblichkeit hierdurch noch stärker zu 
sinken scheint. Das Verhältnis zwischen der Sterblichkeit der 
einzelnen Nationen hat sich auch deshalb geändert, weil 1921 
die Geburtsorte nach den Grenzen von Versailles und St. Ger- 
main usw. ausgezählt wurden. Dadurch sank plötzlich die 
Sterblichkeit der Kinder von Österreicherinnen stark ab, weil 
Galizien mit seinen ungünstigen Verhältnissen nicht mehr 
dazugerechnet wurde, ebenso die der Deutschen, bei denen na- 
mentlich Posen wegfiel, während sich gleichzeitig auch für die 
Säuglinge polnischer Herkunft eine günstigere Sterblichkeit 
ergab, weil das Kulturniveau dieser Gebiete hinlänglich über 
dem KongreBpolens steht und auch dementsprechend bei gleicher 
Rasse und gleicher Umwelt dieSäuglingssterblichkeit niedriger ist. 

Betrachtet man die Ziffern für den Durchschnitt der Jahre 
1916—21 unter Heraushebung der wichtigsten Todesursachen, 
so ergibt sich folgende Tabelle!): 










Auf 1000 Lebendgeborene kamen 1916—1921 
Sterbefälle im ersten Lebensjahre an 


allen 
anderen 


Farbe und Geburts- 


land der Mutter 
zusammen 


ungsorgane| organe | Ursachen 

Weiße Kinder über- | | 

haupt ......... 17,6 12,5 56,0 86,1 
davon: Vereinigte 

Staaten 13,9 9,8 55,3 79,0 
Canada ........ 22,1 14,7 68,4 105,2 
Großbritannien 14,5 10,4 54,5 79,4 
Irland ......... 19,3 13,8 60,9 94,0 
Skandinavien 9,3 9,3 48,0 66,6 
Deutsches Reich .| 21,1 14,3 53,8 89,2 
Österreich ...... 37,9 24,1 59,8 121,8 
Ungarn ......... 27,2 19,2 51,7 98,1 
Italien ......... 21,1 23,8. 49,2 94,1 
Polen saisis 41,4 24,7 65,1 131,2 
Rußland ........ 20,9 14,9 45,5 81,3 
Negerkinder ...... 22,4 22,2 91,4 136,0 


Allerdings glaubt Deporte, daß die nationalen Verschieden- 
heiten als solche keinen bedeutenden Einfluß auf die Säuglings- 
sterblichkeit hätten, sondern nur eine Reihe damit zusammen- 
hängender Momente. So ergibt sich zwischen der durchschnitt- 
lichen Kinderzahl einer Mutter und der Säuglingssterblichkeit 
der gleichen Nationalität eine Korrelation von + 0,67 mit 
einem wahrscheinlichen Fehler von + 0,10. Es handelt sich 
hier nur um den mathematischen Ausdruck einer seit langem 
wohlbekannten Tatsache, bei der allerdings das Verhältnis von 
Ursache und Folge noch immer .nicht aufgeklärt ist. 

Ferner nimmt Deporte an, daß der Anteil unehelicher Ge- 
burten Einfluß auf die Höhe der Säuglingssterblichkeit haben 
müsse, und gibt die Unehelichenquoten für die einzelnen Na- 
tionen (Lebendgeburten 1917—21) an. Eine Korrelation 
zwischen Unehelichenquote und Säuglingssterblichkeit berech- 
net er indessen nicht, sie wäre auch nicht nach seiner Erwartung 
ausgefallen, vielmehr ergibt sie sich für Weiße als — 0,42 (mit 
einem mittleren Fehler von + 0,25) also negativ! Allerdings 
liegt hier einer der Fälle vor, in denen der Korrelationskoeffi- 


1) 1. c., S. 479. 
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zient keinerlei materielle Bedeutung hat, weil nämlich die Un- 
ehelichenquoten der Weißen aller Herkunftsländer in den Ver- 
einigten Staaten so außerordentlich niedrig sind (zwischen 
0,2 und 1,5% !), daß das Schicksal dieses winzigen Bruchteils 
aller Säuglinge keinen nennenswerten Einfluß auf die gesamte 
Säuglingssterblichkeit haben kanr; (bei den Negern waren hin- 
gegen im Berichtszeitraume 12,1% aller Lebendgeburten un- 
ehelich). Eine unmittelbare Berechnung des genannten Ein- 
flusses ist leider nicht möglich, weil keine nach der Legitimität 
getrennten Angaben über die Säuglingstodesfälle in den Ver- 
einigten Staaten vorliegen. 


Wegen der Geringfügigkeit der Unehelichenquote bei der 
weißen Bevölkerung der Vereinigten Staaten sind auch Be- 
rechnungen über die Korrelation des durchschnittlichen Hei- 
ratsalters und des Männerüberschusses mit der Unehelichen- 
quote der einzelnen Nationen, wie sie die vorliegende Arbeit 
bringt, ohne reale Bedeutung. 


Auch die bekannten Beziehungen zwischen Wohlstand und 
Säuglingssterblichkeit versucht Deporte am amerikanischen 
Zahlenmaterial festzustellen. Er verwendet hierzu die Ergeb- 
nisse der letzten Berufszählung über die Beschäftigung von 
Ehefrauen außerhalb ihrer Häuslichkeit; hiernach obliegen einer 


solchen: | 

von allen weißen Ehefrauen amerikanischer Geburt... 6,3% 
Hu is r ausländischer Geburt .. 7,2% 
5 “oi. SNEPEHTAUEN. unis cette 32,5%. 


Zwischen den verschiedenen weißen Nationen scheinen aller- 
dings noch beträchtliche Unterschiede in dieser Hinsicht zu 
bestehen, wie aus einer stichprobenweisen Auszählung hervor- 
geht; nach dieser hatten von je 100 beschäftigten Frauen z. B. 
nur 54 Deutsche, aber 86 Russinnen Kinder. Eine Erklärung 
für die verschiedene Säuglingssterblichkeit gibt dies allerdings 
nicht im mindesten, denn die beschäftigten Russinnen haben 
öfter, die Italienerinnen fast ebenso oft Kinder wie die Polin- 
nen, obwohl die Säuglingssterblichkeit bei den letztgenannten 
doch unvergleichlich höher ist. 


Ferner liegt eine Arbeit von Tewksbury!) vor, in der er 
die Verteilung der Säuglingssterblichkeit auf die einzelnen Städte 
des Registrationsgebietes behandelt, und zwar getrennt nach 
drei Ortsgrößenklassen. Die Mortalitätsziffern innerhalb 
jeder Ortsgrößenklasse werden hierbei als Kollektivgegenstand 
betrachtet, dessen Charakteristiken nun berechnet werden. 
Dabei ergeben sich begreiflicherweise durchweg asymmetrische 
Verteilungen, da das arithmetische Mittel etwa 80 °/,, innerhalb 
einer möglichen Variationsbreite von 0—1000°/,, beträgt. Die 
Schiefe der Verteilungen beträgt im Durchschnitt etwa — 0,3, 


Eine gewisse Schwäche der Pearischen Schule liegt darin, 
daß sie nach dem Vorbilde von Pearson, dieses noch über- 
bietend, möglichst komplizierte Formeln für die Behandlung von 
Kollektivgegenständen aufstellt, ohne Rücksicht darauf, ob 
den Formeln auch ein realer Inhalt entspricht. Auch hier treten 
demgemäß solche Formeln auf, bei denen übrigens die zahl- 
reichen Parameter auf fünf Dezimalen berechnet werden! 
Hingegen fehlt stets eine Angabe der absoluten Zahlen, so daß 
der Leser die vom Autor unterlassene Berechnung der Fehler- 
relation nicht nachholen kann. 

Karl Freudenberg (Berlin). 


1) R. B. Tewksbury, A Biometric Study of Infant Mor- 
tality in the United States Birth Registration Area, 1919—1922. 
The American Journal of Hygiene, 6, 32ff. 1926. 
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Die ersten fünfzig Jahre (1873—1923) der 
Stadt Budapest in Zahlen. 


Am 17. November 1873 wurde die am rechten (westlichen) 
Donauufer gelegene Stadt Buda (Ofen) mit der linksufrigen 
Stadt Pest unter Einbeziehung des Marktfleckens Óbuda 
(Altofen) zu einer einzigen Stadt unter dem Namen Budapest 
vereinigt. Über die ersten fünfzig Jahre der seitdem kräftig 
emporgeblühten Hauptstadt Ungarns (1873—1923) berichtet 
ein stattlicher Band aus der Reihe der ,,Publikationen des 
Statistischen Amtes der Haupt- und Residenzstadt Budapest“ 
(Nr. 53, 1925). 

Budapest hatte das Glück, daß seine Statistik — wie die 
Berlins durch Böckh — durch Körösi auf eine hervorragende, 
weit über die Landesgrenzen vorbildliche Höhe gebracht wurde. 
Daß auch der jetzige Direktor des dortigen Amtes, Thirring!), 
wertvolle Statistik zu liefern weiß, dafür ist der genannte Band 
Zeugnis. Er enthält 158 Tabellen, dazu einen ausführlichen 
Text (ungarisch und deutsch) mit zahlreichen Texttabellen und 
12 große graphische Tafeln. Zurzeit der Vereinigung zählte 
Budapest hiernach 296867 Einwohner und stand damit an 
17. Stelle unter den Städten Europas; 1910 war es mit einer in 
40 Jahren verdreifachten Bevölkerung (880371) auf den 8. Platz 
(hinter London, Paris, Berlin, Wien, St. Petersburg, Moskau 
und Hamburg) emporgerückt; Krieg und Revolution, schließlich 
die Schrecken einer feindlichen Invasion (Sommer 1919) be- 
wirkten dann eine Stagnation, so daß es 1920 mit 928996 Ein- 
wohnern auch von Glasgow und Warschau wieder überholt war. 
Diese rapide Vermehrung der Einwohnerzahl vor dem Kriege 
beruhte natürlich zum größten Teil auf derWanderbewegung. 
Diese ergab im Zeitraume 1874—1910 einen Zuwanderungs- 
überschuß von 426683 Personen, denen an Geburtenüberschuß 
nur 156821 gegenüberstanden, d. h. also von der 583504 Per- 
sonen betragenden Gesamtvermehrung entfielen nur 27 % auf 
die natürliche Vermehrung. Die Zunahme der Bevölkerung 
durch Wanderbewegung beruhte vornehmlich auf zwei Ele- 
menten, wie sich aus der Konfessionsstatistik ergibt: 
Einerseits der ungarischen Landbevölkerung, was eine starke 
Vermehrung der Reformierten brachte, anderseits von Juden 
aus den ungarischen Kleinstädten. Dagegen fehlte ein Zustrom 
deutscher Bevölkerung, so daß die Zahl der Protestanten ver- 
hältnismäßig zurückging. Folgendes war der Anteil der ver- 
breitetsten Konfessionen an der Gesamtbevölkerung: 


% der Gesamtbevölkerung 
1869 


fessi 
Konfession 1920 

römisch-katholisch 
protestantisch 
reformiert 
jüdisch 





Hand in Hand mit dem Fehlen deutschen Zuzugs ging eine 
Magyarisierung der ansässigen deutschen Bevölkerung einher, 
so daß von 1880—1920 nicht nur ihr Anteil an der Bevölkerung 
von 34,4 auf 6,5 %,, sondern sogar ihre absolute Zahl von 122454 
auf 60425 sank. Die starke Zuwanderung drückt sich auch darin 
aus, daß ein großer und bis zum Kriege noch ständig steigender 
Prozentsatz der Bevölkerung außerhalb Budapests geboren war. 
Er betrug nämlich 1880 57,3 %, 1910 hatte er 64,7 % erreicht, 
war also noch höher als in Berlin (alten Umfangs), wo er im 
gleichen Jahre 62,7 % betrug. Das Ausland hat an der Zu- 
wanderung keinen bedeutenden Anteil gehabt; die Zahl der im 


1) Inzwischen in den Ruhestand getreten. 
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Auslande Geborenen stieg von 1880—1910 nur von 38204 auf 
48876, ihr Anteil an der Bevölkerung sank in dieser Zeit von 
10,6 auf 5,7 %. Hatte die starke Zuwanderung, an der natürlich 
die Alter von 15—30 Jahren am stärksten beteiligt waren, von 
Anfang an einen ‚‚zwiebelförmigen‘‘ Altersaufbau der Be- 
völkerung bewirkt, so zeigte sich dieser noch stärker infolge des 
starken Geburtenrückgangs seit Beginn des Jahrhunderts und 
namentlich im Kriege. Von der Gesamtbevölkerung (ohne 
wesentlichen Unterschied zwischen den Geschlechtern) ent- 
fielen auf die 15-jährigen Altersklassen: 






. Prozent der Bevölkerung 





Altersklasse 


0—15 Jahre .......... 26,3 26,8 23,3 20,6 
15—30 ae ar 33,5 33,6 36,5 33,0 
30—45 ,, .......... 23,1 23,0 22,7 25,2 
45—60 ,,  .......... 12,5 11,5 12,1 14,4 
60—75 ,,  .......... 4,0 4,3 4,7 5,9 
über 73: -y Hiéiseste 0,6 0,8 0,7 0,8 
unbekannt .......... — 0,0 0,0 0,1 


Der starke Anteil der heiratsfähigen Alter macht es erklärlich, 
daß die auf die gesamte Bevölkerung berechnete Ziffer der Ehe- 
schließungen stets sehr hoch war. In den siebziger Jahren 
lag sie allerdings durchschnittlich unter 8 %/,,, aber seit 1881 
stets darüber, seit 1891'sogar im fünfjährigen Durchschnitt fast 
stets über 9°%,0; auch der Krieg hat die Heiratsziffer nicht 
allzusehr sinken lassen, dafür war der Anstieg in der Nach- 
kriegszeit um so höher; besonders ist zu erwähnen, daß während 
der kommunistischen Episode (1919), namentlich im Anfang 
derselben, die monatlichen Eheschließungszahlen bis zum Vier- 
fachen der Friedenszahl betrugen, so daß das Jahr 1919 als 
ganzes die Rukordziffer von 24,0 °%/,0 aufzuweisen hat; es 
wurden 1919 in Budapest mehr Ehen geschlossen als Kinder ge- 
boren! Im einzelnen waren die Eheschließıngsziffern seit 1911 
folgende (in %/%): 


1911 ...... 9,9 | 1918 ...... 9,3 
1912 ...... 10,2 1919 ...... 24,0 
1913 ...... 9,7 1920 ...... 12,2 
1914 oo... 10,6° 1921 ...... 11,6 
1915 ...... 7,8 1922 ...... 12,2 
1916 ...... 6,6 1923 ...... 11,6 
1917 ...... 6,8 


Das Verhältnis der Ehelösungen zu den Eheschließungen 
hat im Laufe der fünfzig Jahre sehr geschwankt. In den Jahren 
1876—1878 (vorher fehlen die Zahlen), als die Heiratlichkeit 
noch niedrig und die Sterblichkeit hoch war, stellten die durch 
den Tod gelösten Ehen allein beziehungsweise 107,8, 107,1, 
102,6 % der in den gleichen Jahren geschlossenen dar. Aber 
schon 1879 sank dieses Verhältnis auf 85,0 % und unter Schwan- 
kungen schnell weiter bis es 1893 61,0 % erreichte; auf dieser 
Höhe blieb es dann ungefähr bis 1914, worauf es natürlich stark 
stieg und 1917 einen Höchststand von 128,6 % erreichte; 1918 
war es trotz der sehr hohen Mortalität wieder geringer (113,1%), 
weil am Ende des Jahres sehr viele Eheschließungen statt- 
fanden; dann sank dieses Verhältnis 1919 infolge der enormen 
Nuptialität auf den bizarren Wert von 30,0 % und betrug in den 
folgenden Jahren wieder fast genau wie im Frieden 58—59 %. 

Ganz anders verhält es sich mit den Ehelösungen durch 
Scheidung; diese betrugen von 1876—1897 kaum 1 % der 
gleichzeitig geschlossenen Ehen; dann änderte sich, wie aus 
dem sprunghaften Ansteigen der Ziffer ersichtlich ist, die 
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ungarische Gesetzgebung!), und das Verhältnis erreichte 1900 
schon 4,0 % und stieg dann bis 1910 auf 8,0 %, ohne sich in den 
folgenden Jahren (bis 1917) noch wesentlich zu ändern; für die 
Jahre 1918—1920 fehlen die Zahlen der Scheidungen, 1921 aber 


betrugen diese 14,2 und 1922 sogar 15,8 % der im gleichen 
Jahre geschlossenen Ehen! 


Über das durchschnittliche Alter bei der Eheschließung liegen 
Zahlen nur für die Jahre 1887—1907 und 1921—1923 vor. Bei 
den Männern findet sich kein Unterschied zwischen diesen 
beiden Perioden, das Durchschnittsalter der Erstheiratenden 
lag stets bei 29—30, das der Wiederheiratenden bei 42—43 
Jahren; bei den Frauen blieb zwar das Durchschnittsalter der 
Erstheiratenden mit etwa 26 Jahren auch unverändert, dagegen 
sarık das der Wiederheiratenden von der ersten zur zweiten der 
genannten beiden Perioden (wegen der Kriegswitwen) von 38 
auf 36 Jahre. Dem entspricht es auch, daß der Anteil der 
Witwen an allen eheschließenden Frauen von 1911—1913 zu 
1921—1923 von 6,5 auf 9,6 % stieg (der der Witwer gleich- 
zeitig von 9,4 auf 10,4 %). 


Da sich infolge des stetigen Zuwanderungsstromes der Alters- 
aufbau der Bevölkerung von der Vereinigung Budapests bis 
zum Kriege nur sehr wenig änderte, auch die Verteilung nach 
dem Familienstande fast gleichbleibend war, kann die Ge- 
burtenziffer beim zeitlichen Vergleiche ohne weiteres als 
Maß der Fruchtbarkeit dienen. Und die Betrachtung der Ge- 
burtenziffern zeigt, daß Budapest im Laufe des halben Jahr- 
hunderts den für die Großstädte in dieser Zeit typischen starken 
Rückgang der Fruchtbarkeit vollkommen mitgemacht hat. Die 
Lebendgeburtlichkeit, die in den Jahren 1874 und 1875 über 
44 foo betragen hatte, sank bis 1880 auf 35,0, blieb Lis 1895 fast 
ohne Schwankungen auf dieser Höhe und sank dann unaufhalt- 
sam von Jahr zu Jahr bis sie 1914 den Stand von 24,2 erreichte; 
nach dem weiteren Sinken im Kriege erreichte sie auch 1920 
nur 22,4 und sank dann wieder bis auf 18,1 °/,, im Jahre 1923. 
Mit den Geburten überhaupt und sogar noch stärker als diese 
nahmen die unehelichen Geburten ab, deren Anteil an 
allen Lebendgeburten im Zeitraume 1874—1885 etwas über 
30 % betragen hatte und in den folgenden zehn Jahren bis auf 
27 % zurückgegangen war; auf dieser Höhe hielt sich das Ver- 
hältnis bis zum Kriege und ganz unverändert auch während 
desselben und sank 1919 plötzlich auf 20 °, in den folgenden 
Jahren sogar noch etwas tiefer, also ganz wie in anderen Groß- 
städten (z. B. Berlin), wo die immer mehr um sich greifenden 
Abtreibungen in erster Linie die unehelichen Schwanger- 
schaften betrafen. Betreffs der Totgeburtlichkeit läßt sich 
aus den Zahlenreihen folgender Anteil der Totgeborenen an 
allen (Lebend- und Tot-)Geborenen errechnen: 






Anteil der | 

















Anteil der 

Zeitraum Totgeborenen Zeitraum Totgeborenen 

in % in % 
1874—1875 5,4 1901—1905 3,1 
1876—1880 5,0 1906—1910 3,2 
1881—1885 5,0 1911—1915 3,1 
1886—1890 4,8 1916—1920 3,5 
1891—1895 4,7 1921—1923 3,5 
1896—1900 3,2 








1) Laut freundlicher Mitteilung des Kommunalstatistischen 
Amtes in Budapest handelt es sich um den Gesetzartikel XXXI 
vom Jahre 1894, der die Ehescheidungen erleichtert hat. 
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Die plötzliche Verminderung der Ziffer in der Mitte der 
neunziger Jahre läßt deutlich eine Veränderung in der Ab- 
grenzung der Totgeburten erkennen?). Illegitim ist von den 
Totgeburten in Budapest ganz wie überall ein größerer Prozent- 
satz als von den Lebendgeburten; anfänglich waren es etwa 
40 % aller Totgeburten, später ging dieser Anteil auf etwa 
30 %, seit 1919 auf etwa 25 % zurück. 


Auch die Fehlgeburten versucht die Budapester Statistik 
zu erfassen. Bis zum Kriege, als die spontanen Fehlgeburten 
vielleicht noch die Abtreibungen überwogen, scheint ihr das 
auch ziemlich vollständig gelungen zu sein, und die wertvollen 
Ergebnisse werden für Untersuchungen über Fehlgeburtlichkeit 
viel besser herangezogen als die unzuverlässigeren der Wiener 
oder gar die ganz wertlosen der Pariser Statistik. Aus der 
fünfzigjährigen Übersicht ersieht man, daß die Zahlen der ge- 
meldeten Fehlgeburten in den letzten zehn Vorkriegsjahren 
etwa 10 % aller bekannten Schwangerschaftsausgänge dar- 
stellten, nach dem Kriege aber trotz der zweifellosen Steigerung 
der tatsächlichen Fehlgeburtsziffer die Meldungen sogar zurück- 
gingen (für 1921—1923 auf 8% aller Geburten und Fehlgeburten). 

Die Sterblichkeit war in den ersten Jahren nach der Ver- 
einigung Budapests ganz ungeheuer. ‘So betrug sie 1874 nicht 
weniger als 43,0°/,, und sank dann langsam ab, bis sie 1885 
zum ersten Male 30°/,, unterschritt. Dann ging sie bis zur 
Jahrhundertwende auf etwa 20°/, zurück und blieb nachher 
(mit Ausnahme der Jahre 1917—1920) dauernd auf diesem 
Stande. Bis 1882 erfolgte keine besondere Auszählung der 
Ortsfremden; 1883 und in den nächsten Jahren war die Zahl 
der in den allgemeinen Mortalitätsziffern enthaltenen Orts- 
fremden auch nicht groß, so daß ihre Ausschaltung die Ziffern 
nur um 1—2°/,, erniedrigt; mit dem Ausbau der Spitäler 
änderte sich dies aber, so daß z. B. die Mortalitätsziffer für 
1923 19,6% beträgt, ohne Ortsfremde aber nur 16,2°/,,. Einen 
beträchtlichen Anteil an der Sterblichkeit hatte stets die Säug- 
lingssterblichkeit. 1874 betrug diese nicht weniger als 
34,9°/, der Lebendgeborenen, blieb noch etliche Jahre nahe an 
30°/,, kam aber schon 1894 unter 20°/,, ohne sich dann noch 
wesentlich zu verändern, doch auch ohne die Ziffer von 20°% 
jemals wieder zu überschreiten. In den letzten drei Berichts- 
jahren (1921—1923) war sie konstant zwischen 16 und 17°}. 
Im übrigen ist mit den Ziffern der Sterblichkeit nachAlters- 
klassen nicht viel anzufangen, da sie auch die Todesfälle Orts- 
fremder enthalten, aber auf die Volkszählungsbevölkerung be- 
zogen werden. An den Säuglingen und Kleinkindern (bis zu 
fünf Jahren), deren Sterblichkeit auch nach direkter Methode 
berechnet wird, läßt sich der sehr große Unterschied sehen. 


Unter den Todesursachen hat die in Ungarn überhaupt 
sehr verbreitete Tuberkulose die ganzeri fünfzig Jahre hindurch 
eine überragende Bedeutung. Es starben allein an Lungen- 
tuberkulose auf 1000 Lebende 


1874—1880 .... 8,1 1901—1910 .... 3,5 
1881—1890 .... 6,5 
1891—1900 .... 4,0 1921—1923 ....3,3 


Trotz der sehr starken Senkung also immer noch eine un- 
geheuere Tuberkulosesterblichkeit! Die Kriegszeit mit ihrer 


1) Laut freundlicher Mitteilung des Kommunalstatistischen 
Amtes in Budapest wurde durch den Gesetzartikel XXXIII 
vom Jahre 1894 die Grenze zwischen Fehl- und Totgeburt vom 
Ende des sechsten auf das Ende des siebenten Foetalmonats 
verschoben. | 
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hohen Steigerung der Ziffern bleibt hingegen besser aus dem 
Vergleich, weil die Flüchtlinge aus den Kriegsgebieten damals 
besonders zahlreich waren, aber eine Ausscheidung der Orts- 
fremden auch bei den Todesursachen nicht erfolgte. 


Auch von Epidemien ist Budapest vielfach betroffen worden. 
So starben 1886 520 Personen an Cholera asiatica, 1892—1893 
636; in den letzten Vorkriegsjahren kamen wieder einige Fälle 
vor,dannforderte eine vom Kriegsschauplatze her eingeschleppte 
Epidemie 1914—1916 noch 164 Todesopfer. Blattern, die an- 
fänglich viele Hunderte von Todesfällen jährlich herbeiführten, 
(ihr Höhepunkt war 1886 mit 1558 Toten), sind wegen der 1887 
erfolgten Einführung der Zwangsimpfung seit 1888 fast völlig 
verschwunden. Der Typhus abdominalis hingegen ist nach wie 
vor heimisch und pflegt jährlich an 200 Menschen hinweg- 
zuraffen, wogegen die Dysenteriefälle, die früher nur sporadisch 
auftraten, sich im Kriege sehr häuften (1917 590 Todesfälle) 
und im Durchschnitt 1921—1923 noch immer 206 Menschen- 
leben jährlich kosteten. 


Die entsprechenden Angaben über Morbidität sind in 
Budapest ebensowenig zuverlässig wie anderwärts; bei manchen 
Infektionskrankheiten (z. B. Puerperalfieber) übersteigen die 
Zahlen der Todesfälle regelmäßig die der Erkrankungen! 

Trotz dieser früher sehr ungünstigen und auch heute noch 
nicht befriedigenden sanitären Verhältnisse war Budapest 
immer sehr reichlich mit Ärzten versorgt; ihre Zahl betrug 











absolute E 1000 | absolute | auf 1000 
Jahr Zahl Einwohn. | Jahr Einwohn. 
1870 521 1,8 1912 1367 1,5 : 
1881 600 1,6 1920 1949 2,1 
1891 1021 2,0 1923 2098 2,2 
1902 1089 1,5 


An Spitalsbetten kamen auf 1000 Einwohner 1881: 
5,1; 1902: 4,6; 1920: 7,9; 1923: 7,4. Die Anzahl der Kranken 
und der Krankentage pro Bett hat sich in den ganzen fünfzig 
Jahren nicht wesentlich geändert, und zwar betrug stets jene 
etwa 11, diese etwa 280—290 jährlich. Auch hinsichtlich der 
Waisenhäuser, Armenhäuser, Asyle hat Budapest im Laufe 
der fünfzig Jahre viel geleistet. Der Insassenstand der städti- 
schen Armenhäuser ist in dieser Zeit von 326 auf 1792 gestiegen, 
der der städtischen Waisenhäuser von 89 auf 450. Das Asyl 
für Obdachlose, das 1876 mit 23 Betten begann, hat jetzt (in 
drei Asylen) 544 Betten, wozu jetzt noch andere ähnliche In- 
stitutionen kommen. Auch die offene Wohlfahrtsfürsorge (ein- 
schließlich des armenärztlichen Dienstes) hat einen bedeutenden 
Umfang angenommen. Die Ausgaben der Stadt für öffentliche 
Wohltätigkeit (hierin fehlen anscheinend Beträge, deren Ver- 
ausgabung Sache der Bezirke ist) betrugen 1874 117100 K. 
(0,39 K. auf den Kopf der Bevölkerung), 1913 aber 2635300 K. 
(2,90 K. auf den Kopf der Bevölkerung); für spätere Jahre 
werden die Beträge wegen der Inflation unvergleichbar. 


Sehr wenig erfreulich waren hingegen stets die Wohnver- 
hältnisse. Die Häuser sind allerdings im allgemeiren nicht 
hoch gebaut; 1880 bestanden 70% aller Häuser nur aus einem 
Erdgeschoß, 1920 immer noch 52%; drei oder mehr Oberge- 
schosse hatten 1880 von allen Häusern 5%, 1920 auch erst 21 %. 
Trotzdem kamen 1880 schon 33 Einwohner auf ein Haus, 1920 
waren es 46 geworden. Die große Zusammendrängung der Be- 
völkerung, die sich hierin zeigt, kommt noch besser in der Wohn- 
dichte der Wohnungen (also ohne Anstalten) zum Ausdruck; sie 
betrug: 
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un Wohndichte pro Zimmer 
Wohnung | 1880 | 1890 | 1900 | 1910 | 1920 
1 4,51 | 4,48 | 4,30 4,34 | 3,75 
2 | 264 2,67 2,61 2,50 2,18 
3 | 1,88 1,90 1,82 1,73 1,61 
4 1,60 1,52 1,53 1,42 1,34 
5 1,32 1,30 1,33 1,21 1,21 
6 1,24 1,19 1,23 1,10 1,12 
7 1,21 1,12 1,19 1,01 1,02 
8 1,12 1,02 1,12 0,89 0,98 
Ou. m.| 1,16 1,02 1,09 0,90 1,18 
überhaupt| 2,51 2,47 2,48 2,60 2,33 


Da bis 1910 mehr als die Hälfte aller Bewohner in Wohnungen 
mit einem einzigen Zimmer lebten und 1920 immerhin noch 
47%, treibt die entsetzliche Wohndichte dieser Wohnungen 
den Gesamtdurchschnitt auf eine so abnorme Höhe. Auch die 
scheinbare Besserung von 1920 ist nur teilweise reell, da der 
Anteil der Erwachsenen an der Bevölkerung gestiegen ist. Die 
Zusammendrängung der Bevölkerung in den Wohnräumen 
steht offenbar im Zusammenhange mit dem Mißverhältnis, das 
in Budapest vor dem Kriege zwischen den Lebensmittelpreisen 
und den Wohnungsmieten bestand. So lauten z. B. Zahlen für 
1880 und 1910 (in K.): 


1880 | 1910 _ 


Preis für 1 kg Schweinefleisch ........ | 





1,28 2,42 

» »» 1 kg Weißbrot ............. | 0,28 0,32 
a ae LE Vollmilch: 22534943233: | 0,22 0,26 
Durchschnittsmiete einer Wohnung?) ...] 349 855 


a) Eine Berechnung nach der Wohnungsgröße ist leider nicht 
möglich. Die hier vorgenommene Durchschnittsberechnung 
erfolgte aus dem durchschnittlichen Mietserträgnis pro Haus x 
Zahl der Wohnhäuser: Zahl der „gewöhnlichen“ Wohnungen. 


Infolgedessen schränkte die Budapester Bevölkerung die 
Befriedigung ihres Wohnbedürfnisses aufs äußerste ein und 
verwendete um so mehr auf Ernährung; die Zahlen, die hier- 
über bis 1912 vorliegen, ‚zeigen 1880 einen jährlichen Durch- 
schnittsverbrauch von 53,5 kg Fleisch (außer Wild und Geflügel) 
auf den Kopf der Bevölkerung, 1890 von 55,5 kg, 1900 von 
53,1 kg und 1910 von 49,8 kg. Ein Fazit, das sich bei Betrach- 
tung dieser Zahlenreihen aufdrängt, ist: Reichliche Ernährung 
und schlechte Wohnverhältnisse ergeben zusammen hohe 
Säuglingssterblichkeit und hohe Tuberkulosesterblichkeit; auch 
die epidemischen Krankheiten lassen sich hierbei mit Ausnahme 
der bei allgemeiner Impfung verschwindenden Blattern nur 
schwer eindämmen. 

Karl Freudenberg (Berlin). 


Die gegenwärtige Verbreitung der Juden 
in der Welt. 


Alle bisherigen Versuche, eine Demographle und Statistik der 
Juden zu erfassen, scheiterten vor allem dadurch, daß in dem 
Lande, wo die gute Hälfte der jüdischen Bevölkerung ansässig 
war — im ehemaligen Russischen Reich — seit dem Jahre 1897 
keine Volkszählung mehr vor dem Kriege stattgefunden hatte. 
Die besondere sozial-nationale Lage der jüdischen Bevölkerung 
im ehemaligen Russischen Reich hat es unmöglich gemacht, die 
Statistik und Demographie der Juden in Osteuropa auf anderem 
Wege zu erfassen, selbst wenn die Umstände ein solches Unter- 
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nehmen überhaupt gestattet hätten. Was die westeuropäischen 
Juden betrifft, so besitzen wir in dieser Beziehung ziemlich 
wertvolles Material hauptsächlich in der ‚Zeitschrift für Demo- 
graphie und Statistik der Juden“, die zwischen 1905 und 1914 
von Dr. Ruppin herausgegeben wurde. Aber auch aus dieser 
Zeitschrift konnten wir durchaus keine genaue Statistik und 
Demographie der westeuropäischen Juden erhalten, zumal zahl- 
reiche Juden sich national nicht mehr als Juden betrachten und 
aus der jüdischen Gemeinde ausgeschieden sind. (Diese Tat- 
sache ist immer bei Betrachtung der Demographie und Statistik 
der westeuropäischen Juden im Auge zu behalten.) Es ist 
darum das Erscheinen eines speziellen Organs, wo ein Versuch 
gemacht wird, die Demographie und Statistik der Juden der 
ganzen Erde einheitlich zusammenzufassen, lebhaft zu be- 
grüßen!). Es ist zu bedauern, daß diese Zeitschrift nur in 
jiddischer Sprache erscheint und deshalb von den westeuropäi- 
schen Juden selbst nicht gelesen werden kann. Dabei sind in 
dieser Zeitschrift wissenschaftliche Abhandlungen veröffent- 
licht, die allgemeines Interesse hervorrufen würden. Zahl- 
reiche statistische Neuerscheinungen verschiedener Länder 
werden jedoch zum Teil auch in einer der verbreitetsten west- 
europäischen Sprachen gedruckt. Es wäre zu wünschen, daß 
auch die Schriftleitung der ‚‚Blätter‘‘ möglichst diesem Beispiel 
folgte. Zum Glück sind die statistischen Tabellen sowie auch 
die Titel der Abhandlungen auch in die deutsche Sprache über- 
setzt. Wir lassen die Besprechung der Abhandlungen bzw. der 
Statistik über die Wirtschaftskunde hier fort, weil hierüber an 
anderer Stelle zu sprechen sein wird. Aber auch über die Demo- 
graphie und Statistik der Juden wird hier des Raummangels 
wegen nur ganz kurz gesprochen. Vor allem seien hier die 
wichtigsten Abhandlungen bzw. die statistische Chronik er- 
wähnt, die in den ersten fünf bis jetzt erschienenen Heften ver- 
öffentlicht worden sind (die römische Ziffer gibt das Heft, die 
arabische die Seite an, bei Abhandlungen ist der Verfasser in 
Klammern genannt): 


Et RS a a a E 


Europa. 
a) Dänemark. 
Die Zahl der Juden in Dänemark 1840—1921. III, 199. 
b) Deutschland. 
Die Juden in Deutschland. Zahl und natürliche Be- 
wegung. (Dr. Jakob Segall.) I, 9; II, 56; III, 114. 
Taufe und Austritte aus dem Judentum in Preußen. (Dr. 


J. Levita.) III, 157. 
Statistik der Selbstmorde bei den Juden in Preußen. 
II, 95. 


Die Juden in Baden. IV, 291. 
Die natürliche Bewegung der Juden in Frankfurt a. M. 
1911—1920. (Priv.-Doz. Hanauer.) IV, 244. 


c—g) Zahl der Juden in Holland, Finnland, Jugosla- 
vien, Lettland, Litauen, 1919, bzw. 1920, bzw. 1923. 
III, 170, 203; IV, 279—281; V, 118. 

h) Österreich. | 
Austritte aus dem Judentum und Übertritte zum Juden- 
tum in Wien. (Dr. Jakob Segall.) IV, 229, 

i) Polen. 

Zahl und Berufe der Juden im Königreich Polen im Jahre 
1843. (E. Frenk.) III, 184. 


1) „Blätter für Demographie, Statistik und Wirtschafts- 
kunde der Juden‘, begründet von der Jüd. Welthilfskonferenz. 
Schriftleitung Prof. Boris Brutzkus, Jakob Lestschinsky, 
Dr. Jakob Segall. (Jiddisch.) Berlin-Schmargendorf, Kis- 
singerstr. 67. Hefte 1—5, 1923—1925. 
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Die jüdischen Gemeinden in Polen (Ukraine) unmittelbar 
vor der polnischen Teilung. (Jakob Lestschinsky.) 
II, 21. 

Die Juden in Galizien. (J. Minzin.) III, 174. 

Zahl der Juden in Warschau 1921. III, 201. 


k) Schweiz. 
Zahl der Juden in der Schweiz 1920. 


I) Sowjetrußland und Ukraine. 
Die Juden in der Ukraine. (J. Koralnik.) III, 126. 
Todesursachen bei den Juden in Petrograd. (Dr. B. Bien- 
stock und Dr. J. Nowossjelski.) IV, 252. 
Geburten, Sterbefälle und Eheschließungen bei den Juden 
in Odessa von 1892—1919. (Jakob Lestschinsky.) 
II, 70. 
Sterblichkeit an Typhus bei den Juden in Odessa 1919— 
1922. (J. C.) II, 82. 
Zahl, relative Dichtigkeit und Verteilung der Juden in 
der R. S. F. S. R. 1920. (J. Koralnik.) III, 126. 
Die Zusammensetzung der Bevölkerung nach Nationalität 
in 27 Gouvernements Sowjetrußlands. II, 94. 
Die Zahl der Juden in der Ukraine (1920), in Moskau 
(1920 bzw. 1923), in Petersburg (1920 bzw. 1923), in Kiew 
(1923). II, 94; HHI, 202; IV, 278. 
Mischehen bei den Juden in Petrograd 1920. III, 205. 
Die russischen Juden unter den Opfern des Weltkrieges. 
IV, 284. 
Pogromopfer im Gouvernement Podolien. 

m) Tschechoslowakei. 
Die Zahl der Juden in der Tschechoslowakei 1921. I, 28. 
Abnahme der jüdischen Bevölkerung in Böhmen und 
Mähren. I, 29. 

n) Ungarn. 
Die Zahl der Juden in Budapest 1920. II, 95. 


III, 200. 


IV, 294. 


Kanada. 
Die Zahl der Juden 1871—1921. V, 116. 


Allgemeines. 


Die Gesamtzahl der Juden auf der Erde. (Jakob Lest- 
schinsky.) V, 1. 

Das jüdische Rassenproblem. (Dr. med. Rafael Becker.) 
V, 8. 

Die Krankheiten der Juden. 
Kiew.) V, 68. 


Wir haben dieses Inhaltsverzeichnis beigebracht, um den des 
Jiddischen nicht genügend kundigen Forschern das Suchen zu 
erleichtern. 


Es ist natürlich unmôglich, alle angeführten Abhandlungen 
zu besprechen. Wir müssen vielmehr uns hier auf eine der 
wichtigsten beschränken, nämlich auf die Abhandlung von 
Jakob Lestschinsky über „Die Gesamtzahl der Juden 
auf der Erde‘ (V, 1). Der Artikel ist mit statistischen Tabellen 
versehen, die zum Teil auf Grund der offiziellen Veröffent- 
lichungen, zum Teil auf Grund von Schätzungen zusammen- 
gestellt sind. Nach dieser Statistik beträgt die Gesamtzahl 
der Juden auf der Erde, auf Grund einer Schätzung zu Anfang 
des Jahres 1925, 14830832, was etwa 1% der Gesamtbevölke- 
rung ausmacht. Davon entfallen auf Europa 9343882 = 2,1 %, 
Asien 662000 = 0,1 %, Afrika 448500 = 1,0%, Amerika 
4351000 = 2,1 %, Australien 25450 = 0,4 %. 

Die Veränderungen in der geographischen Verteilung 
des jüdischen Volkes zwischen 1897 und 1925 betru 


(Dr. med. J. Gutmann, 
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(in % der Gesamtjudenheit) 
1897 


Erdteile 1925 


Europa 


Asien ara 
Afrika 





Insgesamt: | 100,0 | 100,0 
Der natürliche Zuwachs der jüdischen Bevölkerung be- 
trug in demselben Zeitraum: 


Erdteile 








absolute 7 
Zahlen o 





Amerika 
Europa 

Asien san sank 
Afrika 


...00 0: 0 901 0e 000. 


Insgesamt: || 4488832 | 100,0 


Aus diesen beiden Tabellen ersehen wir, daß, während 1897 
mehr als */, des Gesamtjudentums in Europa lebten und in 
Amerika nur etwa 1/0, im Jahre 1925 in Europa weniger als 
2/, und in Amerika !/ wohnte. Der Zuwachs aber betrug in 
Amerika in demselben Zeitraum 34 und in Europa nur !/.. 
Daraus ergibt sich die Verschiebung der jüdischen Bevölkerung 
in diesen 27 Jahren von Europa nach Amerika. Das zeigt ganz 
besonders die folgende Tabelle, die die Entwicklung der jüdi- 
schen Bevölkerung in verschiedenen Ländern, wo die Zahl der 
Juden mehr als 100000 betrug, für den Zeitraum zwischen 1897 
und 1925 berechnet: 


(in % der Gesamtjudenheit) 








| Länder | 1897 | 1925 


Ver. Staaten v. Nord- 











amerika 9,06 26,95 
— 19,20 
Rußland 50,43 18,30 
Rumänien 2,51 5,86 . 
Deutschland 5,61 4,11 
8,00 3,30 
Tschechoslowakei .... — 2,43 
England u. Irland .... 1,84 2,02 
Österreich 11,60 2,02 
Frankreich 0,75 11,10 
Litauen — 1,08 


Kanada 
Argentinien 
Holland 


Interessant ist auch die folgende Zusammenstellung: Wäh- 
rend auf dem Gebiete des ehemaligen Russischen Reiches 
zwischen 1897 und 1925 die Zahl der jüdischen Bevölkerung 
sich von 5215805 auf 5323000 erhöhte, d. h. nur um 2,0 %, 
stieg sie in den Vereinigten Staaten von Nordamerika in dem- 
selben Zeitraum von 937000 auf rund 4000000 an, d. h. der 
Zuwachs betrug 326,9%1 Es ist bemerkenswert, daß sich trotz 
der großen Abwanderung, trotz der Pogrome, Kriege, Bürger- 


kriege u. a. m., die Zahl der russischen Juden in den letzten 
27 Jahren nicht nur nicht vermindert hat, sondern um 2,0 % 
gewachsen ist. | 

Wir haben bereits darauf hingewiesen, daB die Juden nur 
1% der Gesamtbevölkerung der Erde betragen. Diehöchsten 
Anteilsziffern der Juden haben gegenwärtig folgende Länder 
aufzuweisen: 


Prozentualer 
Anteil der Juden 
an der Gesamt- 





| bevölkerung 
Palästina .............. 11,1 
Polen vu 10,4 
Litauen „au 7,6 
Ukraine .............,.. | 6,9 
Ungarn ................ 5,9 
Lettland 2.2232... 5,0 
Rumänien .............. 4,8 
Österreich .............. 4,6 


Bemerkenswert sind auch folgende zeitliche Vergleichs- 
zahlen: 


Der prozentuale Anteil der Juden an der Gesamtbevölkerung 
in einigen Ländern: 





Land | Jahr % Jahr | % 
KongreB-Polen ............ 1897 | 13,5 1921 | 12,5 
Ukrainien 1897 9,1 1920 6,9 
Galizien 2.2... 1900 | 11,1 1921 9,9 
6 Staaten der U. S. A. ...... 1907 5,2 1920 7,4 
New York (Staat) ......... 1907 | 12,3 1920 | 16,4 





M. Kantorowicz (Berlin). 


Morbiditätsstatistik in Rußland. 


Im früheren Russischen Reich bestand bekanntlich eine 
einzigartige Morbiditätsstatistik, die von der ärztlichen Haupt- 
verwaltung alljährlich für das gesamte Russische Reich aufge- 
stellt und im Jahresbericht über den Stand der Volksgesundheit 
veröffentlicht wurde. Diese Statistik beruhte auf den Mate- 
rialien, die jeder Arzt und Feldscher über alle von ihm be- 
handelten Krankheitsfälle auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
monatlich in Listenform einreichen mußte. Die Ergebnisse 
einer solchen Statistik der Erkrankungen und Krankheiten 
richten sich naturgemäß nach dem jeweiligen Stand der Ver- 
sorgung mit medizinischer Hilfe (Heilpersonal, Ambulatorien 
und Krankenhäusern), der Zugänglichkeit dieser Hilfe für die 
Bevölkerung und der Zuverlässigkeit der Berichterstattung. 
Da der Einfluß dieser Faktoren in den ausgedehnten Gebieten 
Rußlands sehr verschieden sein mußte, so erhielt man selbst- 
verständlich ein sehr heterogenes Bild von der ‚‚Morbidität“ 
der Bevölkerung in den einzelnen Gouvernements und einen 
äußerst imaginären Gesamtwert hierüber für das gesamte 
Reichsgebiet. Neben dieser allgemeinen Reichsstatistik bestand 
noch in einzelnen Semstwo-Gouvernements eine eingehendere 
Morbiditätsstatistik, die in den Sanitätsbureaus der Semstwo- 
Verwaltungen auf Grund der von den Semstwo-Ärzten und 
Semstwo-Hospitälern eingereichten Zählkarten über die von 
ihnen behandelten Kranken aufgestellt wurde!). An dem 
letzteren System hat auch das neue Rußland festgehalten. 


1) Vgl: E. Roesle, Die Organisation der Morbiditätsstatistik 


in Rußland. Archiv für soziale Hygiene und Demographie. 
9, 52ff. 1913, 
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Auf der letzten Tagung der Sanitär-epidemiologischen Ab- 
teilungen der Narkomsdrawe der Verbündeten und Autonomen 
Republiken vom 3.—8. Dezember 1925 wurde, wie I. Dob- 
reitzer in der Nr. I des Jahrgangs 1926 des Journals ,,Gigiena 
i Epidemiologija‘‘ (Moskau) berichtet, im Anschluß an das 
Referat von E. I. Jakowenko, dem Leiter der medizinal- 
statistischen Abteilung des Moskauer Narkomsdraw, es für 
wünschenswert gehalten, dieses Kartensystem in den Re- 
publiken, wo dasselbe bereits vorhanden ist, beizubehalten und 
es auch in den Republiken, wo es noch nicht vorhanden ist, zur 
Einführung zu bringen. Hierbei ist ein Problem aufgetaucht, 
dessen Lösung auch für andere Länder, die zwar keine allge- 
meine Morbiditäts-, aber eine Todesursachen-Statistik besitzen, 
von praktischer Bedeutung ist, nämlich die Verwertung der 
nicht-ärztlichen Diagnosen, in diesem Falle die Diagnosen 
der russischen Feldschere. Auf der erwähnten Tagung hat man 
davon abgesehen, sich mit diesen Problemen näher zu befassen 
und seine Lösung der nächsten Tagung der Bakteriologen, 
Epidemiologen und Sanitätsärzte überlassen. 


Hierzu muß bemerkt werden, daß für jeden, der eine Statistik 
über Krankheiten, sei es eine Morbiditäts- oder eine Todes- 
ursachen-Statistik, praktisch verwerten will, die Kenntnis der 
Herkunft der Diagnosen unerläßlich ist. Es gibt daher nur 
eine einzige Lösung dieses Problems, nämlich die tabellarische 
Aufteilung der Diagnosen in ärztliche und nicht-ärzt- 
liche. Eine derartige Aufteilung der Diagnosen ist allerdings 
bisher nur in wenigen Ländern, so z. B. in der Todesursächen- 
Statistik Ungarns und Schwedens und einiger deutscher Länder 
praktisch durchgeführt worden; sie ist unerläßlich überall dort, 
wo die nicht-ärztlichen Diagnosen numerisch noch von Be- 
deutung sind. Nur auf diese Weise wird es möglich sein, Klar- 
heit über das verschiedene Verhalten einzelner Krankheiten, 
wie z. B. Krebs und Altersschwäche in den verschiedenen Ge- 
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bieten oder in Stadt und Land, zu erhalten, denn die Erfahrung 
hat gelehrt, daß die verschiedene Häufigkeit solcher Diagnosen 
in erster Linie von der Art ihrer Feststellung, d. h. durch Ärzte 
oder Nichtärzte, abhängig ist. 

Durch eine solche Aufteilung, die übrigens schon in der frühe- 
ren russischen Reichs-Morbiditäts-Statistik bestand, wird zwar 
die Tabellierung der Ergebnisse einer solchen Statistik erweitert, 
jedoch dem mehr oder minder berechtigten Mißtrauen, das man 
allen Statistiken, die über die Herkunft ihrer Materialien keinen 
Aufschluß geben, entgegenzubringen pflegt, entgegenarbeitet. 

Bei einer Morbiditätsstatistik erscheint die Aufteilung der 
Diagnosen in ärztliche und nicht-ärztliche noch dringender als 
bei der Statistik der Todesursachen, denn die Diagnosenstellung 
ist hier im allgemeinen noch komplizierter als bei den Todes- 
ursachen, für die nur bestimmte und ernstere Krankheiten in 
Betracht kommen. 

In diesem Zusammenhang muß bemerkt werden, daß selbst 
die Statistik über die Erkrankungen an anzeigepflichtigen 
Krankheiten im Deutschen Reich keine rein ärztliche Morbidi- 
tätsstatistik darstellt, da gesetzlich in den Fällen, in denen kein 
Arzt zugezogen ist, andere Personen verpflichtet sind, hiervon 
Anzeige zuerstatten. Indiesem Fallekonnte man jedochvon einer 
Aufteilung der Angaben in ärztliche und nichtärztliche absehen, 
da erfahrungsgemäß bei solchen akuten und fieberhaften Krank- 


| heiten auf ärztliche Hilfe gewöhnlich nicht verzichtet wird. 


Bezüglich der Todesursachenstatistik wurde dieses Problem 
im neuen Rußland in einfacher Weise dadurch gelöst, daß diese 
Statistik nur auf diejenigen Orte mit über 10000 Einwohnern 
beschränkt wurde, in denen ein Arzt vorhanden ist, und bei 
jedem Todesfalle die ärztliche Feststellung der Todesursache 
vorgeschrieben wurde). E. Roesle (Berlin). 


1) Vgl. Archiv für soziale Hygiene und Demographie. 1, 205. 
1926. 


KRITIKEN UNDBESPRECHUNGEN 


B. Heymann und K. Freudenberg (Berlin), Morbidität und 
Mortalität der Bergleute im Ruhrgebiet. G. D. Baedeker Ver- 
lag. Essen 1925. 200 Seiten. 


Die Gesundheitsverhältnisse der einzelnen Berufsarten sind 
im allgemeinen von großer Wichtigkeit, besonders gilt dies für 
die Berufe, bei denen Schädlichkeiten des Berufs zu befürchten 
sind. Eine allgemeine Statistik besteht in Deutschland nicht, 
um so dankenswerter ist es, wenn eine spezielle Bearbeitung 
für einen wichtigen Beruf nach statistisch richtigen Grund- 
sätzen geliefert wird, wie dies bei der vorliegenden Arbeit der 
Fall ist. Die erste Bedingung hierfür ist die Kenntnis der Glie- 
derung der Berufstätigen nach Geschlecht und Alter. Hier 
stießen die Verfasser auf eine große Lücke, da regelmäßige 
Auszählungen nach dem Alter nur für die Pensionsversicherten 
vorliegen, die etwa 75°, der Belegschaften umfassen. Unter 
Benutzung verschiedener Korrekturen kommen sie zu den fol- 
genden Prozentziffern der Altersklassen der gesamten Berg- 
arbeiterschaft des Bochumer Knappschaftsvereins: 


| während | 
Alter | ee | des no 1921—22 

| Krieges | | 
unter 20 Jahren ... 15 25 22 20 
20—30 Jahre ...... 30 18 27 32 
30—40 ,, ...... | 90 22 25 23 
40—50 ,, ...... 15 20 16 ‘15 
über 50 ,, ...... W I5 į 10 10 


Nach diesen teilweise auf Schätzung beruhenden Prozent- 
sätzen werden aus der für jedes Jahr bekannten Gesamtzahl 
der Belegschaften Zahlen der Lebenden berechnet. Für die ein- 
zelnen Beschäftigungsarten (Beamte, Hauer, Zimmerhauer, 
Schlepper, Sonstige) konnten keine Altersklassen berechnet 
werden. Die Zusammensetzung der Belegscliaften hat während 
des Krieges große Änderungen erfahren, welche auf Kranken- 
und Sterbeziffern von großem Einfluß sein mußten, sie werden 
im einzelnen dargelegt; hier kann nur auf die Vor- und Nach- 
kriegsziffern eingegangen werden, die für die Kenntnis der Mor- 
bidität und Mortalität im Steinkohlenbergbau allein maß- 
gebend sind. Die geringe Tuberkulosesterblichkeit bei dem- 
selben ist bekannt, sie wird auf die ärztliche und Selbstauslese, 
auf das baldige Ausscheiden Ungeeigneter, auf die geringe An- 
steckungsgefahr bei der Untertagearbeit, zuweilen auch auf 
einen gewissen Schutz des Kohlenstaubs zurückgeführt. Sie 
hat sich während des Kriegs durch Einstellung von Schwäch- 
lichen und von Ausländern beträchtlich erhöht und ist auch 
1922 noch höher als vor dem Kriege, da bei den während des 
Kriegs Eingestellten die Auslese weniger streng war. Die Sterb- 
lichkeit an Lungenentzündung ist höher als bei der ganzen Be- 
völkerung, auffallend sind die hohen Erkrankungsziffern bei 
den jüngeren Altersklassen. Die Wurmkrankheit, die 1902—06 
sehr häufig war und bis zu 9% der Bergleute ergriffen hatte, 
ist nahezu ganz verschwunden. Das Augenzittern ist seltener 
geworden, 1907—10 erkrankten auf 10000 Bergleute 36,7, 
1920—22 nur 1,7 hieran, invalide wurden dadurch 17,8, be- 
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ziehungsweise 0,9. Von größter Bedeutung sind die Unfälle; 
1907—13 kamen auf 10000 Bergleute 23 tödliche Unfälle im 
Betrieb, 1920—22 nur 18, der Rückgang wird auf die Verkürzung 
der Arbeitszeit zurückgeführt. Die Invalidierungen erfolgen 
oft sehr früh, da schon bei Einbuße von !/, der vollen Arbeits- 
fähigkeit Invalidität anerkannt werden kann; das durch- 
schnittliche Invalidierungsalter war 1907—13 unter Berück- 
sichtigung der zahlreichen Reaktivierungen 52,5 Jahre. Zum 
Schlusse wird für die Jahre 1907—13 unter Zugrundelegung der 
bei der deutschen Berufszählung von 1907 ermittelten Alters- 
gliederung mit Einbeziehung der Invaliden eine Sterbetafel für 
die Bergleute des Ruhrgebiets berechnet. Die Übersterblich- 
keit der jüngeren Altersklassen wird nur durch die Unfälle 
bedingt. Die Verfasser haben aus dem mangelhaften Material 
der Statistik des Allgemeinen Knappschaftsvereins in Bochum 
zu ermitteln gesucht, was möglich war. Der Einfluß des Berufs 
auf Erkrankungen und Sterbefälle ist bei den Bergleuten ohne 
Zweifel ein sehr großer und so ist der Wunsch gewiß berechtigt, 
daß eine so große Organisation wie der Bochumer Knappschafts- 
verein sichere Grundlagen für eine Statistik liefere. Vorerst 
fehlt aber die Grundbedingung, die mindestens einmal im Jahr 
vorgenommene Auszählung der Mitglieder nach Geschlecht 
und Alter. Die mühsame Berechnung dieser Gliederung durch 
die Verfasser kann dies nicht ersetzen, es fehlt die Sicherheit, 
daß diese errechneten Zahlen den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechen. Auch die Aufbereitung der Statistik durch die 
Krankenkasse und das Krankheitsverzeichnis scheint eine 
Besserung nötig zu haben. So wird von den Verfassern mit 
Recht gerügt, daß die Mandelentzündung nicht von der vagen 
Gruppe Halsentzündung abgetrennt ist. Ganz merkwürdig 
ist die Statistik des ‚akuten Gelenkrheumatismus“. Die Er- 
krankung nimmt nach der Knappschaftsstatistik mit dem Alter 
zu, was nach der allgemeinen Erfahrung nicht möglich ist. Man 
kann kaum annehmen, daß hier unrichtige ärztliche Bescheini- 
gungen vorliegen, der Fehler wird bei der die Statistik auf- 
bereitenden Stelle liegen. 


Rosenteld, Siegfried (Wien), Die Tuberkulosestatistik. Völker- 
bund, Hygiene-Organisation. Genf 1925. 235 Seiten. 


Die große Arbeit ist nur der Einrichtung der Tuberkulose- 
statistik gewidmet; sie wird dadurch, daß manche weniger 
wichtige Teile sehr ausführlich, man möchte fast sagen umständ- 
lich behandelt werden, umfangreicher, als für ihren Zweck dien- 
lich ist. Dieser ist doch hauptsächlich Anleitung zu geben, wie 
eine Tuberkulosestatistik richtig geliefert werden kann. Die 
Art der Erhebung ist das Maßgebende: wie häufig die Todes- 
ursache von Ärzten im Laufe der Behandlung festgestellt oder 
wenigstens beim Tode beglaubigt oder wie oft sie nur von Laien 
geliefert wird. Im letzteren Fall können tuberkulöse Erkran- 
kungen auch unter anderen Bezeichnungen verborgen sein. 
Hierfür werden zahlreiche Beispiele angeführt, für die Schweiz 
trifft dies nicht zu, wie der Verfasser (S. 61—64) meint, da dort 
die Sterbefälle ohne ärztliche Bescheinigung bei der Statistik 
der Todesursachen überhaupt nicht mitverarbeitet werden. Die 
Ungenauigkeit der Statistik kann zu einer Erhöhung oder zu 
einer Verminderung der Ziffern der Tuberkulosesterblichkeit 
führen, letzteres gilt besonders bezüglich der Knochen-, und 
Hirnhauttuberkulose. Auch die Ärzte können an den Fehlern 
beteiligt sein, teils durch ungenaue Bezeichnung, die nur in 
wenigen Staaten durch Nachfrage bei den Ärzten verbessert 
wird, teils durch diagnostische Irrtümer im Kindesalter. Es 
hätte vielleicht noch mehr in der Arbeit hervorgehoben werden 
können, daß die Tuberkulosesterbefälle der ersten Kinderjahre 
die Hauptsache der Unzulänglichkeit der Tuberkulosesterb- 
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lichkeit überhaupt sind, die Mangelhaftigkeit in den höheren . 
Lebensaltern ist zahlenmäßig weniger von Bedeutung. Eine 
absichtliche Verschleierung der Tuberkulose kommt vor, sie 
scheint nach den Mitteilungen französischer Autoren in Frank- 
reich sehr häufig zu sein, worauf Rosenfeld nichteingeht. Nicht 
ganz verständlich ist die Annahme, daß die Sozialversicherung 
in Deutschland und Österreich zu einer Zunahme solcher Ver- 
schleierungen geführt habe; die Überführung fast aller-an Lun- 
gentuberkulose Erkrankten in Heilstätten hat wenigstens in 
Deutschland eine solche Verschleierung nahezu unmöglich ge- 
macht. Die Art des Todesursachenverzeichnisses ist wichtig, 
da daraus hervorgehen muß, was alles zur Tuberkulose zu rech- 
nen ist. Mit Recht geht der Verfasser auf die früheren, zum 
Teil groben Fehler ein, die dabei gemacht wurden. Die meisten 
sind jetzt in den Ländern mit einer geordneten Todesursachen- 
statistik vermieden, da fast überall das internationale Ver- 
zeichnis angenommen wurde. Zu diesem bemerkt Rosenfeld 
ganz richtig, daß die Tuberkulose der Knochen, der Gelenke 
und der Wirbelsäule in eine Unternummer vereinigt werden, daß 
die Tuberkulose der Hirnhäute für sich bleiben und daß eine 
besondere Nummer für Lupus geführt werden soll. Für die 
Tuberkulose des Darms, des Bauchfells und der Mesenterial- 
drüsen schlägt er eine Abtrennung der Tuberkulose des Bauch- 
fells vor, da diese beim weiblichen Geschlecht häufiger als beim 
männlichen sei. Eine Trennung der Miliartuberkulose in eine 
akute und chronische ist bei der Seltenheit dieser Erkrankungen 
und der Schwierigkeit der Diagnose unnötig, die Führung einer 
Rubrik ,,chronische Tuberkulose mehrer Organe‘, die Rosen- 
feld vorschlägt, ist nicht zu befürworten, da sie eine Störung 
bei gleichzeitiger Tuberkulose der Atmungsorgane und anderer 
Organe befürchten läßt. Für die Bearbeitung wird kurz die 
Standardberechnung berührt, die früher von Boeckh, neuer 
dings von Brownlee vorgeschlagene Beziehung der Todes- 
ursachen auf die Sterbetafeln wird nicht erwähnt. 
F. Prinzing (Ulm). 


Weber, F. A. (Dresden), Die Tuberkulosesterblichkeit im 
Freistaat Sachsen. Zeitschrift für Tuberkulose. 44, 3. 1925. 
Im Anschluß an die Feststellung Roesles, daß für die säch- 
sische Medizinalstatistik der Vorkriegszeit die niedrige Tuber- 
kulosesterblichkeit besonders charakteristisch war, hat Weber 
besoriders die Entwicklung in der Kriegs- und Nachkriegszeit 
untersucht. Bei beiden Geschlechtern übertraf die Tuber- 
kulosemortalität Sachsens 1918 die sonst ungünstigere Preu- 
Bens und selbst die im Frieden weit höhere Bayerns, war aber 
schon 1920 wieder bedeutend niedriger als in diesen beiden 
Staaten. Die hohe Sterblichkeit in der Kriegszeit beruhte zum 
großen Teile auf den gehäuften Fällen in den Irrenanstalten, 
weit weniger in der Strafanstalten. Die örtliche Verteilung 
zeigt, daß die Tuberkulosemortalität im allgemeinen in in- 
dustriellen Gebieten größer als in ländlichen ist und daß die 
Art der Industrie von besonderer Bedeutung ist; niedrig ist 
die Tuberkulosesterblichkeit z. B. in Gegenden mit Kohlen- 
bergbau, besonders hoch in solchen mit Sandsteinindustrie. 


Georg Hirsch (Berlin-Schöneberg), Beziehungen zwischen 
Tuberkulose und Kurzsichtigkeit. Zeitschrift für Tuberkulose, 
44, 52, 1925. Durch Vergleich von Kurven der Tuberkulose- 
mortalität. und der Häufigkeit kurzsichtiger Abiturienten in 
Schweden soll der Beweis für die Annahme des Verfassers ge- 
führt werden, daß die Kurzsichtigkeit eine tuberkulöse Er- 
krankung ist! 


Friedrich, W. v. (Budapest), Die Rolle der sozialen Fak- 
toren in der Tuberkulosemortalität. Zeitschrift für Tuberkulose. 
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44, 193. 1926. Die — nicht gerade neue — Rolle der sozialen 
Faktoren in der Tuberkulosemortalitätsoll hier an einigen Zahlen 
aus Budapest nachgewiesen werden, was leider mit einer völlig 
unpassenden Methodik geschieht. So werden die Todesfälle an 
Tuberkulose immer nur auf die Gesamtzahlen aller Todesfälle der 
Bevölkerung bezogen; hierbei kommen z. B. für 1914 und 1915 
— begreiflicherweise — günstigere Zahlen als für 1913 heraus, 
was aber den Verfasser nicht auf seine unpassende Methodik 
aufmerksam machte. Auf ebensolcher Stufe steht es, wenn für 
Kranke die Wohn- und Arbeitsverhältnisse ermittelt werden, 
ohne daß Vergleichszahlen für die Gesamtbevölkerung geboten 
würden. 

Kung, H. W. (Baltimore), Life Tables for Various Racial 
Groups in Hawaii. The American Journal of Hygiene, 6, 74. 1926. 
Für sechs die Hawaii-Insein bewohnenden Rassen berechnet 
Verfasser Sterbetafeln für die Jahre 1919—1921. Das Material 
ist eigentlich schon an sich für eine solche Aufgabe viel zu klein; 
es kommt hinzu, daß bei den meisten Rassen die Alter sehr un- 
gleichmäßig besetzt zu sein scheinen (Einwandererbevölkerung), 
so daß wohl die Säuglings- und Kleinkindersterblichkeit un- 
zulänglich beobachtet ist. Absolute Zahlen bringt der Autor 


| sexuelle Exzesse. 


hierüber nicht. Für die Alter über 65 Jahren erfolgt überhaupt 
keine Berechnung auf Grund von Beobachtungen, sondern nur 
mittels Extrapolation. Dafür ist anscheinend eine um so gründ- 
lichere Ausgleichung erfolgt. Ein weiterer Fehler ist der, daß 
die Sterbetafeln des kleinen Materials wegen von Anfang an für 
beide Geschlechter gemeinsam aufgestellt und deshalb unver- 
gleichbar sind, weil nämlich die einzelnen Rassen mit sehr un- 
gleichen Geschlechtsverhältnissen vertreten sind (bei den Phi- 
lippinos 4,03 Männer auf eine Frau, bei den Mischlingen von 
Einheimischen mit Europäern 1,04. Soweit man glaubt, diese 
so entstandenen Sterbetafein verwerten zu können, kann man 
daraus entnehmen, daß die Sterblichkeit der Weißen weitaus 
die günstigste ist; dann kommen die Japaner und Chinesen, 
während Philippinos und hawaiisch-europäische Mischlinge eine 
hohe Sterblichkeit haben; ganz enorm scheint aber die der un- 
gemischten Hawailaner zu sein, die z.B. mit 30 Jahren eine ein- 
jährige Sterbewahrscheinlichkeit von 22,6°/,, mit 40 Jahren 
eine solche von 30,4°/,, haben sollen! Dafür werden allerhand 
Erklärungen gegeben, z. B. Gebrauch von Rauschgiften und 
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Das Né db Entwicklung, Stand und kulturelle Bedeutung. 


Übersichtsreferat. 
Von ERICH HESSE, Berlin. 


Das Rettungswesen umfaBt die für die Zwecke der 
ersten Versorgung plôtzlich Erkrankter und Verun- 
glückter vorbereiteten Einrichtungen. Da häufig die 
erste Hilfeleistung bei einem plötzlich in seiner Ge- 
sundheit geschädigten Menschen in der Wegschaffung 
von der Stelle des Unfalls oder der Erkrankung be- 
stehen muß, ist ein geordnetes Rettungswesen nur in 
Verbindung mit einem zweckmäßigen Krankenbeför- 
derungswesen denkbar. 

Wenn auch von einem geregelten Rettungswesen, 
wie wir es heute als etwas Selbstverständliches an- 
sehen, erst seit dem letzten Jahrzehnt des vorigen 
Jahrhunderts die Rede sein kann, so lassen sich doch 
seine Uranfänge bis in das graue Altertum verfolgen. 
Die bereits im frühen Mittelalter erfolgte Gründung 
des Hospizes auf dem St. Bernhard und ähnlicher 
Einrichtungen sind gleichfalls als Vorläufer des 
heutigen Rettungswesens anzusehen. Nachdem in 
Holland bereits im 15. Jahrhundert einige behördliche 
Verordnungen zum Schutze gegen Ertrinkungsgefahr 
erlassen worden waren, wurde im Jahre 1767 in 
Amsterdam die erste organisierte Rettungsgesellschaft 
der Welt begründet ; sie gab den Anstoß, daß ähnliche 
Einrichtungen in der Folge auch in den großen Städten 
anderer Länder entstanden, so bereits im folgenden 
Jahre in Hamburg. Einen weiteren Ausbau erfuhr das 
Rettungswesen jedoch erst in den achtziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts, wozu in Deutschland vor 
allem Friedrich von Esmarch durch Organisation 
des Samariterwesens und Begründung des deutschen 
Samaritervereins (5. März 1882) die Anregung gab. 
Besonders hervorzuheben ist ferner die verdienstvolle 
Tätigkeit Ernst von Bergmanns, die das deutsche 
Rettungswesen außerordentlich gefördert hat und der 
die im Jahre 1897 erfolgte Begründung der Berliner 
Rettungsgesellschaft, die das Muster für die übrigen 
deutschen Städte wurde, zu verdanken ist!). v. Berg- 

1) Näheres s. bei E. Dietrich, Geschichtliche Entwicklung 
der Krankenpflege. Handbuch der Krankenversorgung und 
Krankenpflege von Liebe, Jacobsohn und Meyer, August 
Hirschwald, Berlin 1899, 1, 6ff. Vgl. ferner G. Meyer, Für- 
sorge auf dem Gebiete des Rettungswesens, ebenda, 2, 503, 


und Fürsorge auf dem Gebiete des Krankentransportwesens, 
ebenda, 2, 337. 


mann war es ferner, der gemeinsam mit E. Dietrich 
auf Veranlassung des Ministerialdirektors Althoff im 
Jahre 1901 das Zentralkomitee für das Rettungswesen 
in PreuBen begründete. Dieses sah seine Hauptauf- 
gabe darin, eine einheitliche Organisation der Rettungs- 
einrichtungen in Preußen herbeizuführen und auf 
dieser Grundlage eine Vereinheitlichung auch im 
übrigen Reichsgebiet anzustreben. Diesen Bemühun- 
gen ist es zu verdanken, daß vom Reichsgesundheits- 
amte Grundsätze für dieOrdnungdes Rettungs- 
und Krankenbeförderungswesens ausgearbeitet 
und im Jahre 1912 durch den Reichskanzler den 
Bundesregierungen zur Beachtung anempfohlen wur- 
den. Sie haben den Anlaß dazu gegeben, daß in vielen 
Städten das Rettungswesen einen planmäßigen und 
zielbewußten Ausbau erfahren hat und seine Wahr- 
nehmung und Überwachung fast durchweg eine Auf- 
gabe der Gemeinden geworden ist, wenngleich eine 
wirkliche Einheitlichkeit aus verschiedenen Gründen 
nicht erreicht werden Konnte. 

Es kann an dieser Stelle auf die Einrichtungen des 
Rettungs- und Krankentransportwesens im einzelnen 
nicht eingegangen werden und es dürfte sich das auch 
erübrigen, da dieser Gegenstand in einer ganz neuen 
Bearbeitung von Erwin Franck!) behandelt worden 
ist. Franck hat sich der sehr dankenswerten Aufgabe 
unterzogen, in mühevollen Erhebungen die gegen- 
wärtigen Verhältnisse in einer größeren Anzahl deut- 
scher Städte ermittelt und übersichtlich zusammen- 
gestellt zu haben, wobei er außerdem inen vorzüg- 
lichen Überblick über die Entwicklung und den gegen- 
wärtigen Stand des Rettungswesens in Deutschland 
gibt. Nur einige kurze Bemerkungen mögen die 
Grundzüge der Organisation des Rettungswesens er- 


läutern. 

Einer geradezu mustergültigen Regelung darf sich die Stadt 
Berlin erfreuen, wo zuerst, und zwar im Jahre 1913, das ge- 
samte Rettungswesen in städtische Verwaltung übergegangen 
ist. Diesem Beispiele sind dann die meisten anderen Städte 
gefolgt, wenngleich die Organisation im einzelnen vielfach er- 
hebliche Abweichungen erkennen läßt und nicht immer als 


1) Erwin Franck, Entwicklung und gegenwärtiger Stand 
des Rettungs- und Krankentransportwesens in Deutschland, 
Veröff. a. d. Geb. d. Med.-Verw., 20, H. 1. 1925. 
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allen Anforderungen genügend anzusehen ist. Freilich sind 
solche Verschiedenartigkeiten meist begründet in den be- 
sonderen örtlichen Verhältnissen, bei denen Größe und finan- 
zielle Leistungsfähigkeit einer Gemeinde, Art der Erwerbs- 
betätigung der Bewohner (Industrie, Landwirtschaft usw.) und 
das Vorhandensein ausreichender und geschulter Hilfsmann- 
schaften von ausschlaggebender Bedeutung sind. Es ist ja 
auch ohne weiteres verständlich, daß Einrichtungen, die sich 
in einer großen Stadt mit zahlreichen Verkehrs- und Betriebs- 
unfällen als unumgänglich notwendig erweisen, in einer kleinen 
Gemeinde entbehrlich und auch gar nicht durchführbar sind. 
Auch die Unfallmeldung, die für die geregelte Abwicklung des 
Rettungswesens von grundlegender Bedeutung ist, kann natür- 
lich in kleinen Orten und auf dem Lande nicht mit der Voll- 
kommenheit vor sich gehen, wie wir sie für die Großstadt ver- 
langen müssen. Aber gerade auf dem Lande ist der Wert eines 
gut organisierten Meldewesens besonders hoch einzuschätzen, 
und es muß dankbar anerkannt werden, daß hier die Post- und 
Bahnverwaltungen ihre Telegraphen- und Telephon-Einrich- 
tungen in entgegenkommendster Weise dem Rettungsdienst 
zur Verfügung gestellt haben. 

Noch größere Verschiedenheiten als für das eigent- 
liche Rettungswesen ergeben sich für das Kranken- 
transportwesen, das nur in Berlin und Frank- 
furt a. M. als selbständige und städtische Einrichtung 
besteht, während es in den meisten übrigen größeren 
und mittleren Städten eine Aufgabe der Feuerwehren 
ist, in kleineren Orten und auf dem Lande aber im 
allgemeinen durch Sanitätskolonnen oder andere frei- 
willige Nothelfer wahrgenommen wird. 


In besonderer Weise mußte den an das Rettungs- 
wesen zu stellenden Anforderungen in den an Flüssen 
und Seen gelegenen Orten, wo die Gefahren des Er- 
trinkens eine erhebliche Rolle spielen, Rechnung ge- 
tragen werden. Hier hat man durch Bereitstellung 
von Rettungskähnen, Rettungsringen und dergleichen 
sowie durch Erlaß von besonderen Vorschriften und 
Anweisungen den Bedürfnissen zu entsprechen ver- 
sucht. Besonders zu erwähnen ist an dieser Stelle 
die „Rettungsgesellschaft der Wassersportvereine von 
Berlin und Umgebung‘, die 11 Rettungs- und War- 
nungsstationen eingerichtet hat. Diese sind an den 
Sonntagen der Sommermonate oder bei sportlichen 
Veranstaltungen in Betrieb, und allein von der am 
Müggelsee errichteten Rettungsstation sind seit ihrem 
nunmehr 28jährigen Bestehen über 1500 Personen ge- 
rettet worden. Für die Rettung aus Ertrinkungs- 
gefahr hat sich ferner die im Jahre 1913 in Leipzig 
gegründete „Deutsche Lebensrettungs-Gesellschaft“ 
hervorragende Verdienste erworben, während das 
Rettungswesen an der Küste von der im Jahre 1865 
ins Leben getretenen ‚Deutschen Gesellschaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger‘‘ in mustergültiger Weise ver- 
sehen wird. Die 119 Rettungsstationen dieser Gesell- 
schaft haben bisher etwa 5000 Menschen das Leben 
gerettet. Für den auf den Schiffsverkehr bezüglichen 
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Rettungsdienst sind durch die Schiffahrts-Berufs- 
genossenschaften, die sowohl für die Binnen- als auch 
für die Seeschiffahrt bestehen, die erforderlichen Rege- 
lungen getroffen. 

Eine besondere Ausgestaltung erfordert das Ret- 
tungswesen in den Bergwerken, weil die hier vor- 
kommenden häufigen Unglücksfälle meist auf Ur- 
sachen zurückzuführen sind, wie sie über Tage im 
allgemeinen nicht gegeben sind. Es sind daher an die 
Rettungseinrichtungen und an die Ausbildung des 
Rettungspersonals andere und weitergehende An- 
forderungen zu stellen, als sie das Rettungswesen 
unter normalen Umständen verlangt. Die durch 
Grubengas und Kohlenstaub verursachten Explo- 
sionen, die nach Sprengungen gefürchteten giftigen 
Nachschwaden, machen bestimmte Vorkehrungen not- 
wendig, die sich außer auf die Behandlung mechani- 
scher Verletzungen auf die Wiederbelebung Gasver- 
gifteter oder Scheintoter erstrecken müssen. Hier 
werden also in erster Linie Sauerstoffapparate, künst- 
liche Atmungsgeräte, Gasmasken und ähnliches bereit 
zu stellen sein, und die Rettungsmannschaften müssen 
mit der Bedienung dieser Apparate und mit den für 
künstliche Atmung erforderlichen Handgriffen bestens 
vertraut sein. Eine Reihe polizeilicher Sondervor- 
schriften für die verschiedenen Arten des Bergwerks- 
betriebes (Benutzung von Sicherheitslampen, * Ge- 
steinsstaubsperren u. a.) dient ebenfalls dem Zwecke, 
Unfällen nach Möglichkeit vorzubeugen. Alle diese 
Maßnahmen werden in wirksamer Weise unterstützt 
durch eine strenge behördliche Überwachung, die 
durch besondere Beamte sowie durch die Oberberg- 
ämter wahrgenommen wird. Außerdem besteht für 
Preußen im Ministerium für Handel und Gewerbe eine 
besondere Abteilung, das Grubensicherheitsamt, in 
dem alle auf das Rettungswesen und die Unfallver- 
hütung in Bergwerken bezüglichen Maßnahmen be- 
arbeitet werden. Hierbei stehen der bezeichneten 
Stelle als beratende Instanzen die aus Parlaments- 
mitgliedern, Bergbeamten, Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern gebildete Gruben-Sicherheitskommission in 
Berlin und die bei den 5 Oberbergämtern vorhandenen 
Bezirks-Sicherheitskommissionen zur Seite. Die für 
die Industrie in Betracht kommenden Belange in 
Bezug auf das Rettungswesen werden durch die Aus- 
schüsse für das Grubenrettungswesen in Essen und 
in Beuthen vertreten. 

Für das Rettungswesen im Eisenbahnbetrieb, das 
wegen der dort unabwendbaren größeren und kleineren 
Unglücksfälle von weittragender Bedeutung ist, wird 
durch die „Dienstvorschrift für das Rettungswesen 
bei Verunglückungen auf Eisenbahnen“ geregelt. 
Diese bestimmt, daß das gesamte Bahnpersonal in der 
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Ersten Hilfeleistung ausgebildet sein und diese bei Un- 
glücksfällen ausüben muß. Hierzu stehen Rettungs- 
kästen, Verbandzimmer, Krankenwagen und Trag- 
bahren zur Verfügung. Bei schwereren Unfällen ist 
der zuständige Bahnarzt heranzuziehen und die Über- 
führung nach dem nächsten Krankenhaus vorzube- 
reiten. Auf größeren Bahnhöfen und wo es sonst er- 
forderlich und zweckmäßig erscheint, befindet sich 
ein Hilfsgerätewagen oder ein in der Regel aus 3 Wagen 
bestehender Hilfszug, der mit allen für die Erste Hilfe, 
die operative Behandlung und die Lagerung der Ver- 
letzten erforderlichen Einrichtungen versehen ist. 
Das Rettungswesen bei den sonst für den Land- 
verkehr in Betracht kommenden Beförderungsmitteln 
(Kleinbahnen, Straßenbahnen, Automobile, sonstiger 
Fahrverkehr) beschränkt sich, abgesehen von den 
etwa bei den Bahnhöfen und Werkstätten der Klein- 
und Straßenbahnen vorhandenen Einrichtungen wohl 
in der Hauptsache auf behelfsmäßige Vorkehrungen. 
Insbesondere ist es auch noch nicht möglich gewesen, 
die Automobile zur pflichtmäßigen Mitführung von 
Rettungskästen zu veranlassen und die Wagenführer 
in der Ersten Hilfe auszubilden. Diesbezügliche An- 
regungen sind indes ergangen, und es ist zu hoffen, daB 
sie nicht völlig ergebnislos bleiben werden. Desgleichen 
bedarf das Rettungswssen im Flugzeugverkehr noch 
eine? Regelung. Auch dieser wird von den beteiligten 
Stellen ein dankenswertes Interesse entgegengebracht, 
was um so notwendiger erscheint, als das Flugwesen 
in den letzten Jahren ja eine außerordentliche Aus- 
dehnung und Bedeutung angenommen hat. Dabei ist 
vor allem auch der Gesichtspunkt nicht übersehen 
worden, daß das Flugzeug in gleicher Weise wie der 
Kraftwagen zum Rettungs- und Krankentransport- 
wesen durch entsprechende Ausstattung herangezogen 
wird. Bei größeren Unfällen, besonders in weniger 
dicht besiedelten Gegenden oder im Gebirge würden 
solche Maßnahmen von unschätzbarem Werte sein. 
Eine außerordentliche Bedeutung darf das Ret- 
tungswesen im Hochgebirge in Anspruch nehmen, wo 
ja bekanntlich in jedem Jahre zahlreiche Unfälle durch 
Sturz, Lawinen, Erschöpfung, Schneeblindheit und 
dergleichen verursacht werden. In den von Touristen 
stärker besuchten Gebirgsgegenden sind daher allent- 
halben Rettungsstellen, die von sachgemäß ausge- 
bildetem Personal bedient. werden, vorhanden, und 
die auf Grund eines Befähigungsnachweises zugelasse- 
nen Bergführer müssen meist in der Ersten Hilfe aus- 
gebildet sein. Hervorragende Verdienste hat sich nach 
dieser Richtung hin der „Deutsche und Österreichische 
Alpenverein“ erworben,indem er seit Anfang des Jahr- 
hunderts ein großzügiges Rettungswesen innerhalb 
seines Zuständigkeitsgebietes eingerichtet hat. Die 
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von ihm geschaffenen Rettungs- und Meldestellen be- 
liefen sich bis zum Jahre 1913 auf nahezu 1000. Diese, 
sowie ein Teil der Hütten, sind mit modernen Rettungs- 
kästen, Apotheken, Tragen und sonstigem Hilfsgerät 
versehen, und die vom genannten Verein angestellten 
Bergführer werden seit 1895 in der Ersten Hilfe aus- 
gebildet und sind verpflichtet, bei Bergtouren stets 
Verbandzeug mit sich zu führen. 

Bezüglich des Rettungswesens auf sonstigem sport- 
lichem Gebiete muß leider festgestellt werden, daß, 
abgesehen von der bereits oben erwähnten sehr ver- 
dienstvollen Tätigkeit der ,,Rettungsgesellschaft der 
Wassersportvereine von Berlin und Umgebung“ hier 
noch wenig geschehen ist und die Versorgung etwaiger 
Verunglückter wohl meist durch Kolonnen des Roten 
Kreuzes oder anderer örtlicher .Hilfsmannschaften 
wahrgenommen werden muß. Der Mangel an den er- 
forderlichen Geldmitteln ist in den meisten Fällen die 
Ursache gewesen, daß die für notwendig anerkannten 
Maßnahmen noch nicht ergriffen werden konnten. 
Immerhin gibt es bereits eine Reihe von Sportver- 
einen, deren Angehörige von ärztlichen Mitgliedern in 
der Ersten Hilfe ausgebildet werden. Eine möglichst 
ausgiebige Verbreitung dieses Brauches würde von 
außerordentlicher Bedeutung sein, da solche im Sport 
geübte Personen meist gewandt und kräftig sind und 
daher in Notfällen für das allgemeine Rettungswesen 
eine sehr wertvolle Unterstützung sein würden. 

Im Heer und in der Marine ist das Rettungswesen 
in mustergültiger Weise geregelt, eine Aufgabe die sich 
um so leichter erfüllen ließ, als hierfür das einwandfrei 
ausgebildete Sanitätspersonal und die übrigen für den 
Sanitätsdienst vorhandenen Einrichtungen ohne weite- 
res nutzbar gemacht werden konnten. 

Wenn auch infolge der verschiedenartigen örtlichen 
Verhältnisse eine einheitliche Regelung des Rettungs- 
wesens für das Reich oder ein größeres Land auf kaum 
überwindbare Schwierigkeiten stößt, so muß es doch 
als wünschenswert angesehen werden, daß durch eine 
planmäßige Ordnung alle die Kräfte, die auf dem Ge- 
biete des Rettungswesens heute zum Teil nebenein- 
ander arbeiten, in Arbeitsgemeinschaften zusammen- 
gefaßt werden und im Interesse sowohl der Verun- 
glückten als auch der Kostenträger durch Aufstellen 
gewisser Normen für die notwendigen Einrichtungen 
eine möglichste Angleichung herbeigeführt wird. Für 
diese Fragen hat besonders das Preußische Mini- 
sterium für Volkswohlfahrt ein weitgehendes Interesse 
bekundet und die Veranlassung gegeben, daß sich der 
Preußische Landes-Gesundheitsrat neuerdings in meh- 
reren Sitzungen hiermit beschäftigt hat. Als ein sehr 
erfreuliches Ergebnis dieser wiederholten Beratungen 
ist es zu bezeichnen, daB von dieser Körperschaft neue 
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„Grundsätze für den planmäßigen Aufbau 
und die Ordnung des Rettungs- und Kran- 
kenbeförderungswesens‘‘ nach Behebung einer 
Reihe von Bedenken anerkannt worden sind, die be- 
züglich der notwendigen Einrichtungen, der Ausbil- 
dung des Hilfspersonals, des Meldewesens usw. wert- 
volle Richtlinien geben!). Zudem werden durch die 
Grundsätze die mit Ausführung des Rettungswesens 
betrauten Stellen finanziell kaum neu belastet, im 
Gegenteil dürfen aus dem empfohlenen Ausbau und 
der zweckmäBigen Zusammenfassung bereits vor- 
handener Einrichtungen nennenswerte Ersparnisse er- 
wartet werden. 

Gerade die Kostenfrage ist ja unter den heutigen 
Verhältnissen, wo die fast ausnahmslos in Betracht 
kommenden städtischen Verwaltungen die Ausgaben 
für Wohlfahrtspflege auf das äußerste einschränken, 
von ausschlaggebender Bedeutung. Gewiß braucht 
und soll die Erste Hilfe-Leistung nicht unter allen Um- 
ständen unentgeltlich sein, da schon mit Rücksicht 
auf die praktizierenden Ärzte vom bemittelten Ver- 
unglückten grundsätzlich die gleiche Bezahlung ge- 
fordert werden. muß, wie sie der Arzt in der Privat- 
praxis in Rechnung setzen würde. Ferner werden bei 
einem großen Teil der Verletzten die Krankenkassen 
in tarifmäßiger Höhe zur Ersatzleistung und bei be- 
dürftigen Nichtversicherten die Armenverwaltungen 
herangezogen werden können. Trotz alledem werden 
aber, je nach der Organisation und den örtlichen Ver- 
hältnissen, seitens der Städte, Provinzial- oder Kreis- 
verwaltungen mehr oder minder hohe Zuschüsse ge- 
leistet werden müssen. Franck hat in seiner Be- 
arbeitung in verdienstvoller Weise die diesbezüglichen 
Einnahmen und Ausgaben für eine Anzahl deutscher 
Städte zusammengestellt. Es ergibt sich daraus, daß 
in der Mehrzahl der Fälle die Städte zum Teil recht 
erhebliche Summen zusetzen müssen (Berlin etwa 
200000 M., Köln 110000 M., Dresden 68000 M., 
München 65000 M., Leipzig 40000 M. jährlich), daß 
Magdeburg und Stettin einen Gewinn erzielen (6000 
beziehungsweise 5000 M.) und daß eine Minderzahl von 
Städten (Altona, Augsburg, Bochum, Cassel, Essen) 
den Etat für das Rettungswesen balanzieren konnten. 
Mit Genugtuung darf dieser Zusammenstellung ent- 
nommen werden, daß in allen deutschen Städten und 
Gemeinden die Notwendigkeit der Zuschüsse als be- 
rechtigt anerkannt wird und daher der Hilfesuchende 
ohne vorherige Frage nach seiner Zahlungsfähigkeit in 
den Rettungsstellen die Erste Hilfe findet. 

So ergibt sich aus den vorstehenden Betrachtungen, 


1) Näheres siehe in der Abhandlung von Schopohl, Rege- 
lung des Rettungswesens in Preußen. Volkswohlfahrt 7, 
546. 1926. 
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daß sich in wenigen Jahrzehnten im Deutschen 
Reiche das Rettungswesen aus bescheidensten An- 
fängen zu einer wohlorganisierten Einrichtung ent- 
wickelt hat, und daß alle, die an ihrem Ausbau mit- 
gewirkt haben, mit Stolz auf das Erreichte zurück- 
blicken dürfen. Wenn dies ursprünglich nur einzelne 
zielbewußte und tatkräftige Männer gewesen sind, die 
es verstanden haben, die private Wohlfahrtspflege, die 
Feuerwehren und die Polizeibehörden für das große 
Werk zu gewinnen, so waren es später die maßgeben- 
den Stellen des Reiches und der Länder, denen das 
Verdienst zukommt, in klarer Erkenntnis des Erfor- 
derlichen Großes geschaffen zu haben. 

Auch im Auslande hat das Rettungs- und Kran- 
kentransportwesen einen ähnlichen Entwicklungs- 
gang wie in Deutschland durchgemacht und eine seiner 
Bedeutung entsprechende Beachtung gefunden. Wenn 
über die sei: dem Kriege eingetretenen Verhältnisse 
noch keine einwandfreien Berichte vorliegen, so geht 
doch aus den Bearbeitungen Meyers über die Für- 
sorge auf dem Gebiete des Rettungswesens und des 
Krankentransportwesens (vgl. Fußnote auf Seite 452) 
hervor, daß in fast allen europäischen Ländern, in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und den son- 
stigen kulturell höher stehenden Ländern Rettungs- 
und Krankentransportwesen ausgezeichnet organisiert 
sind und dank gesetzlicher Vorschriften, der regen 
Mitarbeit von Rettungsgesellschaften, Samariter- und 
Feuerwehrverbänden die Leistung der Ersten Hilfe 
durchaus sichergestellt ist. Freilich geht aus den 
Meyerschen Berichten hervor, was mit Befriedigung 
festgestellt sei, daß vielen der von ihm aufgeführten 
Länder das deutsche Rettungswesen als Musterbei- 
spiel gedient hat. 

Es war daher nicht zu verwundern, wenn der seiner 
Zeit vom Zentralkomitee für das Rettungswesen in 
Preußen und vom Deutschen Samariterbunde ange- 
regte Gedanke, den im Jahre 1908 nach Frankfurt a.M. 
einberufenen Deutschen Samaritertag zu einem 
Internationalen Kongreß für Rettungswesen 
auszugestalten, nicht nur bei den deutschen Behörden, 
sondern auch überall im Auslande auf fruchtbaren 
Boden fiel. So wurde diese erste derartige Veran- 
staltung, die in der Zeit vom 10.—14. Juni 1908 statt- 
fand, von 23 außerdeutschen Ländern beschickt und 
führte zu einem außerordentlich vielseitigen und 
fruchtbringenden Austausch der Erfahrungen auf dem 
gesamten Gebiete des Rettungswesens. 

Der Kongreß hat für das deutsche Rettungswesen 
eine besondere Bedeutung auch dadurch gewonnen, 
daß die dringende Notwendigkeit einer Vereinigung 
und einheitlichen Vertretung aller im Deutschen 
Reiche auf dem Gebiete des Rettungswesens tätigen 
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Gesellschaften und Verbände festgestellt wurde, eine 
Erkenntnis, die zu der im Jahre 1910 erfolgten Bildung 
des „Deutschen Zentralverbandes für Ret- 
tungswesen‘“ führte. Auch im übrigen war der 
Erfolg dieses ersten internationalen Kongresses so be- 
friedigend, daß auf jener Zusammenkunft der Ent- 
schluß gefaßt wurde, im Jahre 1913 abermals einen 
Internationalen Kongreß für das Rettungswesen, und 
zwar in Wien, abzuhalten. Es wurde außerdem be- 
schlossen, die Bildung einer ‚Internationalen Ver- 
einigung für das Rettungswesen‘ zu versuchen 
und die KongreBleitung mit den Vorarbeiten hierfür 
zu beauftragen. 


Der II. Internationale Kongreß hat dann, wie 
in Frankfurt vereinbart, im Jahre 1913 und zwar 
vom 9.—13. September in Wien stattgefunden. Er 
konnte bereits auf den in Frankfurt geschaffenen 
Grundlagen aufbauen und hat daher noch größere 
Ausmaße angenommen. 2 

Das erste positive Ergebnis des Wiener Kongresses 
war die während desselben erfolgte endgültige Be- 
gründung der ‚Internationalen Vereinigung für Ret- 
tungswesen und Unfallverhütung“ mit dem Sitze in 
Wien, einer Organisation, welche es sich zur Aufgabe 
gemacht hat, durch Sammiung und Austausch von 
Erfahrungen alle auf dem Gebiete des Rettungs- 
wesens und der Unfallverhütung auftauchenden zeit- 
gemäßen Errungenschaften in den einzelnen Ländern 
und Staaten nutzbar zu machen, und eine internatio- 
nale Hilfsstelle zur Vermittlung von Rettungsmaß- 
nahmen bei großen katastrophalen Ereignissen zu 
unterhalten. Auch auf diesem Kongreß war das deut- 
sche Rettungswesen vertreten, und eine große Anzahl 
hervorragender Fachleute hat durch Vorträge sehr 
erheblich zu den Erfolgen der Veranstaltung beige- 
tragen. Ein besonderes Ehrenblatt für die Mitarbeit 
am Kongreß ist ein dem Kongreß vom Deutschen 
Zentralverband für Rettungswesen gewidmetes Buch 
„Deutsches Rettungswesen“, ein Sammelwerk von 
Aufsätzen hervorragender Fachleute, dem in der ge- 
samten einschlägigen Literatur kaum etwas Gleich- 
wertiges zur Seite gestellt werden kann!). 

Einem auf dem Wiener Kongreß gefaßten Entschluß 
entsprechend sollte die nächste Zusammenkunft dieser 


1) Erschienen als II. Band, 1.—4. Heft d. ‚Archiv für Ret- 
tungswesen und erste ärztliche Hilfe“, Richard Schötz, Berlin 
1913. 
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Art im Jahre 1918 in Amsterdam abgehalten werden, 
ein Vorschlag, der um so mehr Widerhall fand, als in 
Hollarftd ja die erste Rettungsgesellschaft der Welt 
bestanden hat und das holländische Rettungswesen 
sich eines ausgezeichneten Hochstandes erfreuen darf. 
Infolge des Weltkrieges war eine Abhaltung des ge- 
planten Kongresses unmöglich geworden. Nunmehr 
hat aber der unter dem Protektorat des Prinzen Hein- 
rich der Niederlande stehende Königlich Nationale 
Bund für das Rettungswesen und die Erste Hilfe bei 
Unglüeksfällen „Het Oranje Kruis“ die Zeit für ge- 
kommen erachtet und für den 7.—11. September 1926 
zum III. Internationalen Kongreß nach Amsterdam 
eingeladen. Der vorbereitende KongreBausschuB in 
Amsterdam hat ein eingehendes Programm aufgestellt, 
das sich den Arbeitsplänen der beiden früheren Kon- 
gresse eng anschließt. Neu hinzugekommen ist eine 
eigene Abteilung für das Rettungswesen und die Erste 
Hilfe im Luftverkehr, wodurch dessen außerordent- 
lich vielseitiger Entwicklung seit dem Jahre 1913 und 
dem Bedürfnis nach möglichster Sicherung des Be- 
triebes bei diesem neuzeitlichen Verkehrsmittel Rech- 
nung getragen worden ist. Dieser Kongreß wird auch 
dadurch Bedeutung erhalten, daß die Internationale 
Vereinigung, deren Errichtung im Jahre 1913 in Wien 
stattgefunden hatte, die sich indes infolge der Kriegs- 
und Nachkriegswirren noch nicht hat betätigen 
können, durch Feststellung ihrer Satzungen und Be- 
stimmungen eine festere Grundlage erhalten soll; 
diese soll weiterhin durch Gründung eines Inter- 
nationalen Büros besonders gestützt werden. Es wird 
ferner: in Verbindung mit dem Kongreß ein inter- 
nationaler Wettstreit in Erster Hilfe-Leistung bei Un- 
fällen sowie eine Reihe praktischer Vorführungen auf 
dem Gebiete des Rettungswesens stattfinden. Zu dem 
Kongresse ist auch Deutschland auf dem Fuße völliger 
Gleichberechtigung mit den anderen Nationen einge- 
laden worden, und die deutsche Sprache wird neben 
der niederländischen, englischen und französischen, 
amtliche KongreBsprache sein. Besonders erfreulich 
ist es, daß seitens des holländischen Kongreßkomitees 
eine große Anzahl bedeutungsvoller und hervorge- 
hobener Vorträge für deutsche Fachleute vorgesehen 
worden ist. Die Reichsregierung hat es für zweckmäßig 
erachtet, die deutsche Beteiligung an der Veranstal- 
tung nach Möglichkeit zu fördern und durch den 
Präsidenten des Reichsgesundheitsamtes ein deutsches 
National-Komitee für den Kongreß bilden lassen. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Organisation des Gesundheitswesens. 


E. Lick, (Danzig), Arzt und Volksgesundheit. M. m. W. 73, 
112. 1926. Die gesundheitliche Versorgung des Volkes weist 
noch große Mängel auf. Infolge der sozialen Gesetzgebung 
bleiben Lebensschwache und Kümmerlinge erhalten, einge- 
bildete Kranke und Rentenjäger werden groß gezüchtet, der 
Arzt ist weniger Krankenbehandler als wirtschaftlicher Be- 
rater. Weitgehende Belehrungen des Volkes, eine Hebung des 
Ärztestandes durch Beseitigung der Kassenversklavung, wirk- 
same Bekämpfung der Kurpfuscherei und Förderung des 
Sportes würden von großem Nutzen sein. 

P. Paquet, Organisation sanitaire de la Belgique. (Organi- 
sation des Gesundheitswesens in Belgien.) Ann. d’hyg. publ., 
industr. et soc. 4, 155. 1926. Es fehlt in Belgien eine gesetz- 
liche Regelung für Durchführung hygienischer Maßnahmen, 
so daß die provinziellen Aufsichtsorgane in ihrer Tätigkeit 
leicht behindert werden und das Parlament die für sanitäre 
Zwecke geforderten Mittel verweigern kann. Ebenso können 
die Gemeinden nicht im Zwangswege für hygienische Maß- 
nahmen herangezogen werden. In großen Städten besteht 
zwar meist ein Gesundheitsdienst, es fehlt aber die erforderliche 
Einheitlichkeit. Das gesamte Gesundheitswesen müsse in die 
Hand eines mit weitgehenden Befugnissen ausgestatteten 
Ministeriums gelegt werden. Immerhin sei anzuerkennen, daß 
in Belgien vieles sich von selbst regele, was in anderen Ländern 
z. B. in Frankreich, sich nur auf gesetzlichem Wege erreichen 
lasse, so daß Frankreich in mancher Hinsicht von Belgien 
lernen könne. Erich Hesse (Berlin). 


Heil- und Pflegeanstalten. 


Linke (Leubus), Die Anstalt Leubus in den Jahren 
1885—1925. Allg. Zschr. f. Psych. 84, 316. 1926. Eine Schilde- 
rung der Geschichte der Irrenanstalt Leubus enthält unter 
anderem den Bericht über eine 5 Jahre anhaltende Ruhr- 
epidemie, die ein Jahr nach Eröffnung einer Zweiganstalt in 
dieser aufgetreten war. Es wird angenommen, daß die Epi- 
demie von einem Bazillenausscheider ausgegangen ist und daß 
an ihrer Verbreitung die Fliegen, die zumal in den ersten Jahren 
eine große Plage der Anstalt darstellten, schuld waren. Die 
Fliegenplage wiederum ist vielleicht auf den an allen Gebäuden 
zur Anwendung gebrachten Rauhputz zurückzuführen. In 
frischem Zustande scheint der Rauhputz mit seinen vielen 
kleinen Buchten und Nischen den Fliegen für die Ablage ihrer 
Eier sehr willkommen zu sein. Bratz (Wittenau). 


Seuchenbekämpfung. 


Steudel (Berlin), Tuberkulose und Schlafkrankheit in Afrika. 
D. m. W. 51, 2116. 1925. Die Tuberkulose nimmt unter den 
Eingeborenen in den Küstenstädten fast überall zu. Die Malaria 
schafft im englischen Sudan eine ausgesprochene Prädisposition 
für Tuberkulose. Die Schlafkrankheit breitet sich in den fran- 
zösischen Besitzungen in bedrohlicher Weise aus, die durch sie 
bedingte Sterblichkeit ist stellenweise doppelt so hoch wie die 
Geburtenziffer. Ursache ist das völlige Versagen der französi- 
schen Bekämpfungsmaßnahmen, insbesondere der Mangel an 
Ärzten und ärztlichem Hilfspersonal. Aus den gleichen Gründen 
sind auch die Verhältnisse im belgischen Kongo äußerst un- 
günstig. In den englischen, spanischen und portugiesischen 
Kolonien herrschen sehr verschiedenartige Zustände, auch hier 
ist stellenweise eine erhebliche Zunahme der Schlafkrankheit 


zu verzeichnen. Aus den Beobachtungen geht hervor, wie vor- 
züglich die ehemals von deutscher Seite betriebenen Bekämp- 
fungsmaßnahmen waren. 

Solbrig (Berlin-Lichterfelde), Die Bekämpfung des Typhus. 
Gesundheits-Ingenieur, 49, 1. 1926. Die in den Städten Mün- 
chen, Wien und Hamburg sowie in zahlreichen anderen Städten 
angestellten Beobachtungen haben ergeben, daß hygienische 
Maßnahmen ein wirksames Bekämpfungsmittel des endemi- 
schen Typhus sind. Einwandfreie Besserungen sind durch 
Anlage hygienischer Wasserversorgungen erzielt worden. Die 
schlechten hygienischen Verhältnisse auf dem platten Lande 
(schlechte Brunnen, undichte Abortgruben, fehlende Kanali- 
sation) sind daran schuld, daß hier die Abnahme des Typhus 
erheblich weniger in Erscheinung tritt. Die Erfolge hygienischer 
Verbesserungen ergeben sich besonders aus den Erfahrungen, 
die bei der früher planmäßig durchgeführten Typhusbekämp- 
fung im Südwesten des Reiches gesammelt wurden. Auch das 
preußische Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten hat einen zweifellos günstigen Einfluß ausgeübt, 
namentlich auch insofern als es eine vermehrte Aufnahme von 
Typhuskranken in die Krankenhäuser zur Folge gehabt hat. 
Ferner haben sich die Kommunen in anerkennenswerter Weise 
durch Sanierungsmaßnahmen um die Typhusbekämpfung ver- 
dient gemacht. Die hierdurch erwachsenden Kosten sind er- 
heblich geringer als die im Gefolge des Ausbruchs einer Epi- 
demie entstehenden. | 

Ed. Imbeaux, Effet de la purification des eaux de boisson 
sur la diminution de la mortalité typhique dans les grandes villes 
des Etats-Unis. (Die Wirkung der Trinkwasserreinigung auf die 
Abnahme der Typhussterblichkeit in den GroBstädten der Ver- 
einigten Staaten.) Rev. d’hyg., 48, 33. 1926. Einwandfreie 
statistische Erhebungen lassen erkennen, daß die Typhushäufig- 
keit in den Großstädten der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika in den letzten Jahrzehnten bedeutend abgesunken ist. 
Für manche Städte ergibt sich unter Berücksichtigung früherer 
Beobachtungen eine Abnahme der Typhussterblichkeit um das 
20fache! Diese Erscheinungen finden ihre Erklärung in den 
während der Beobachtungszeit getroffenen hygienischen Maß- ` 
nahmen, in erster Linie in der oft mit großer Anstrengung durch- 
geführten Sanierung der Trinkwasseranlagen. 

R. Kraus, (Wien), Beiträge zur experimentellen Therapie des 
Typhus abdominalis. Die Serumtherapie. Seuchenbekämpfung, 
3, 24. 1926. Das Typhusimmunserum sollte viel mehr als bisher 
therapeutische Anwendung finden. Es ist am wirksamsten bei 
frühzeitiger Anwendung und wird daher in der häuslichen Be- 
handlung besonders zu empfehlen sein, da die im Krankenhaus 
befindlichen Fälle meist schon älter sind. Eine ausgiebige 
Prüfung der Methode zu Epidemiezeiten oder in Gegenden mit 
endemischem Typhus erscheint notwendig, um durch eine 
brauchbare Statistik zu einem endgültigen Urteil zu gelangen. 
Wahrscheinlich werden auch paratyphöse Erkrankungen mit 
Typhusserum erfolgreich behandelt werden können, jedoch soll 
für solche Zwecke ein polyvalentes Typhus-Paratyphusserum 
hergestellt werden. Erich Hesse (Berlin). 


Nahrungs- und Genußmittel. 
Städte und Milchversorgung. 


Der Deutsche Städtetag hat am 30. September 1925 bei den 
Städten mit mehr als 100000 Einwohnern eine Rundfrage über 
die Regelung der Milchbewirtschaftung und die Kontrolle der 
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Milch veranstaltet. Das Ergebnis der Antworten aus 44 Städten, 
welches durch die Mitteilungen des Deutschen Städtetages vom 
3. April 1926 bekanntgegeben worden ist, ist folgendes: 


1. Zentralisierung der Milcheinfuhr. 

Milchhôfe oder Milchzentralen bestehen in 20 Städten, und 
zWar in Barmen, Berlin, Bochum, Chemnitz, Dortmund, Duis- 
burg, Düsseldorf, Essen, Frankfurt a. M., Hamborn, Köln, 
Karlsruhe, Magdeburg, Mainz, Mannheim, Mülheim/Ruhr, 
Nürnberg, Oberhausen, Saarbrücken, Stuttgart. 


In Karlsruhe besteht eine städtische Milchzentrale neben 
einem genossenschaftlichen Unternehmen. In Mannheim ist 
die Milchzentrale in Form einer Aktiengesellschaft gebildet. 
In den übrigen Städten sind die Milchzentralen Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung. 


2. Konzessionierung des Milchhandels. 

Der Milchhandel ist konzessioniert in 35 Städten: Aachen, 
Altona, Augsburg, Berlin, Bochum, Bremen, Cassel, Chemnitz, 
Dortmund, Dredsen, Duisburg, Elberfeld, Erfurt, Essen, Frank- 
furt a. M., Gelsenkirchen, Hamborn, Hamburg, Hannover, 
Karlsruhe, Kiel, Köln, Königsberg i. Pr., Leipzig, Ludwigs- 
hafen a. Rh., Lübeck, Magdeburg, Mainz, Mannheim, Mül- 
heim/Ruhr, München, Nürnberg, Oberhausen, Plauen, Stutt- 
gart. 

Von einer Konzessionierung des Milchhandels ist abgesehen 
worden in Barmen, Braunschweig, Düsseldorf, Halle, M.-Glad- 
bach, Münster, Saarbrücken, Stettin, Wiesbaden. 


3. Milchproben. 

Bei der Untersuchung der Frage, in welchem Umfange die 
Vornahme von Milchproben zu Beanstandungen geführt hat, 
ist zu unterscheiden zwischen den Städten, in denen eine Vor- 
prüfung mit dem Laktodensimeter vorgenommen wird und in 
denen dann bei der Einfuhr der Milch in die Stadt beziehungs- 
weise im Kleinhandel die Milchkontrolle durchgeführt wird, 
und in solchen Städten, in denen ohne eine derartige Vor- 
prüfung Proben bei Einfuhr der Milch in die Stadt entnommen 
werden. 


1. In den Städten, in denen eine Vorprüfung stattfindet, 
sind von hundert durch das Untersuchungsamt vorgenomme- 
nen Proben — insbesondere wegen Abrahmung, Wässerung 
oder Schmutzgehalt — beanstandet in: 
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Bochum 


Essen ................. 
Hamburg 
Hannover 
Karlsruhe 
Klel Re 


Mannheim 
Mülheim ............... 
München ............... 
Nürnberg 
Oberhausen 
Wiesbaden 
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2. In den Städten, in denen ohne Vorprüfung die Milch- 
proben dem Untersuchungsamt eingeliefert werden, wurden 
von hundert durch das Untersuchungsamt vorgenommenen 
Proben beanstandet: 





Cassel Human 19,7 12,8 
Chemnitz .............. 26,0 28,0 
Dresden ............... 28,6 14,9 
Duisburg .............. 5,95 9,3 
Düsseldorf ............. 5,0 2,9 
EU u ee 10,0 7,0 
Gelsenkirchen .......... 19,78 15,98 
Leipzig zn. ur 26,67 21,84 
Ludwigshafen .......... 7,2 8,3 
Magdeburg ............. 7,2 4,4 
M.-Gladbach ........... 8,2 | 11,2 
Plauen 2.323. ira: 23,9 23,1 
Saarbrücken ........... 21,3 15,0 
SOEUR sde 9,9 15,7 
Stuttgart 55.400283 0 20,0 28,0 


Aus den beiden obigen Zusammensteliungen ergibt sich, daß 
die Annahme, es würden sich bei den nach Vorprüfung unter- 
suchten Proben durchweg höhere Beanstandungszahlen er- 
geben als bei den ohne Vorprüfung untersuchten Proben, nicht 
zutreffend ist. Dies ist wohl daraus zu erklären, daß bei einem 
Teil der zuerst aufgeführten Städte ein gemischtes Verfahren 
besteht, indem Vorprüfungen nicht immer stattfinden, ferner 
daraus, daß die Anforderungen, die an die Beschaffenheit der 
Milch gestellt werden, nicht immer die gleichen sind und sodann 
daraus, daß die Erheber der Proben bald eine größere, bald eine 
geringere Erfahrung in der Beurteilung der Milch aufweisen, 
ersterenfalls also die verdächtige Milch leichter herausfinden. 

Schließlich spricht wohl noch mit, daß bei den wahllos er- 
hobenen Proben unbewußt eine Auswahl stattfindet, indem 
diejenigen Milchverkäufer öfters kontrolliert werden, die der 
Milchbehörde als unzuverlässig bekannt sind. 

Jedenfalls ergibt sich aus den Zusammenstellungen, daß das 
für unsere Kinder und Kranken unentbehrliche Nahrungsmittel 
zum Teil in bedauerlich großem Umfange verfälscht wird. 

3. In den Städten, in denen die Milch ganz oder größten- 
teils durch einen Milchhof (Milchzentrale) geht, wurden von 
hundert im Kleinhandel erhobenen Proben beanstandet: 
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Bochum 





Stuttgart berichtet: Bei den Proben aus Verkaufsläden und 
beim Straßenhandel gab es hinsichtlich Verfälschungen und 
Verschmutzung nur ganz geringe Anstände. 

Hieraus ergibt sich, daß in den Städten, in denen die Milch 
durch einen Milchhof (Milchzentrale) geht, die Fälschungen im 
Kleinhandel nahezu verschwinden, so daß die Bevölkerung eine 
gleichmäßig gute Milch erhält. Diese Tatsache ist darauf zurück- 
zuführen, daß die Milchhöfe bereits ihren Lieferanten gegen- 





über auf Lieferung einwandfreier Milch bedacht sind und die 
zu beanstandende Milch von der Verwendung als Trinkmilch aus- 
scheiden, sowie darauf, daß die örtlichen Behörden in diesen 
Städten die Milchkontrolle leichter durehführen können. 


Zolltreies Gefrierfleisch und die Gemeinden. 


Das Gesetz über Zolländerungen vom 17. August 1925 
(RGBI. I, S. 261) läßt die zollfreie Einfuhr von Gefrierfleisch 
im Rahmen der bisher üblichen Mengen zu, sofern es durch 
Vermittlung von Gemeinden tunlichst unter Einschaltung des 
ordnurgsmäßigen Gewerbes und der Genossenschaften sowie 
deren Zentralen den Verbrauchern zum Selbstkostenpreis oder 
mit einem mäßigen Aufschlag zugeführt wird und zwar unter 
Bedingungen, die einen Mißbrauch der Vergünstigung aus- 
schließen. Diese Bedingungen sind vom Reichsminister für 
Ernährung und Landwirtschaft und vom Reichsminister der 
Finanzen in der Verordnung über zollfreie Einfuhr von Gefrier- 
fleisch vom 19. September 1925 (RGBI. I, S. 363) niedergelegt. 

Hiernach kann die Zollvergünstigung nur von den Inhabern 
eines vom Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft 
ausgestellten Berechtigungsscheins in Anspruch genommen 
werden ($ 1) und das zollfreie Gefrierfleisch darf an die Ver- 
braucher nur in Verkaufsstellen abgesetzt werden, die 
von den Gemeinden bestimmt und überwacht wer- 
den ($ 4). Die Verkaufsstellen haben beim Ankauf von Ge- 
frierfleisch dem Verkäufer die Bestätigung ihrer Gemeinde 
vorzulegen, daß sie Verkaufsstellen im Sinne der Verordnung 
über zollfreie Einfuhr von Gefrierfleisch sind ($ 5). 

In der Praxis bestanden nun über die Durchführung des 
Vertriebes von zollfreiem Gefrierfleisch und besonders über die 
Aufgaben, die den Gemeinden hierbei zufallen, soviel Unklar- 
heiten, daß sich der deutsche Städtetag veranlaßt sah, im 
Oktober 1925 ein Merkblatt zur Regelung des Vertriebes von 
zollfreiem Gefrierfleisch herauszugeben (XX, 493/25): Hiernach 
gilt bloßes Kühlfleisch, das kein Gefrierfleisch ist, als frisches 
Fleisch. 

Als Gefrierfleisch im Sinne des Gesetzes vom 17. August 1925 
dagegen gelten insbesondere | 

Rinderviertel (einschl. der sogenannten australischen 
crops), 

Schweinehälften, 

Schafe, 

ausgebeinte Rinderviertel (boneless beef), 

Rinderbacken, 

Schweinsköpfe, 

Lebern von Rindern, Schweinen, Schafen und Ziegen, 

Herzen von Rindern und Schweinen, 

Pansen von Rindern. 

Hervorgehoben wird, daß nur die zollfreie Einfuhr von Ge- 
frierfleisch kontingiert ist. Diese darf also die bisher üblichen 
Mengen nicht übersteigen, beziehungsweise die überschießende 
Einfuhr muß verzolit werden. Der Verbrauch von Gefrier- 
fleisch in den einzelnen Gemeinden ist unbeschränkt. 


Die Bestimmung des Gesetzes vom 17. August 1925 ,,tunlichst 
unter Einschaltung des ordnungsmäßigen Gewerbes und der 
Genossenschaften sowie deren Zentralen‘‘ zeigt, daß keine 
neue Zwangs- und Kommunalwirtschaft beabsichtigt ist. 
Grundsätzlich soll der Vertrieb zollfreien Gefrierfleisches von 
der Einfuhr bis zur Abgabe an den Verbraucher in den Händen 
derselben privatwirtschaftlichen Kreise bleiben, in denen er 
bisher gelegen hat und in die er nach den Grundsätzen einer 
freien Wirtschaft gehört. Als Verkaufsstellen im Sinne der 
Verordnung gelten nach dem Merkblatt: 
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a) alle Stellen, die Gefrierfleisch in unverarbeitetem Zu- 
stande an direkte Verbraucher abgeben, z. B. Spezial- 
verkaufsstellen, Schlachterläden, Konsumvereine, Ver- 
katsfsstände und öffentliche Märkte usw. 

b) Fleischwarenfabriken, die Gefrierfleisch zu Wurst und 
Fleischwaren verarbeiten, 

c) Großverbraucher, die direkt vom Großhändler ze be 
ziehen pflegen, z. B. Volksküchen, Krankenhäuser, Irren- 
anstalten, Gefängnisse, Zuchthäuser und unter gewissen 
Kautelen auch Öffentliche Gaststätten usw. Bezüglich 
dieser Gruppe c) unterscheidet nämlich die Gemeinde in 
jedem einzelnen Falle darüber, ob ein ôrtliches Bedürfnis 
zur Einbeziehung dieser Stellen in den Verkauf von zoll- 
freiem Gefrierfleisch vorliegt. 


Die Auswahl und Überwachung dieser Verkaufsstellen durch 
die Gemeinden wird darauf beschränkt, daß mit dem Fleisch 
kein Mißbrauch getrieben wird und die Verkäufer sich anderer- 
seits verpflichten, nur einen mäßigen Aufschlag zu nehmen. 
Am zweckmäßigsten läßt sich die Gemeinde einen entsprechen- 
den Verpflichtungsschein ausstellen. 

Betont sei, daß weitergehende Verpflichtungen an Verkaufs- 
stellen nicht auferlegt werden dürfen. Was unter einem mäßigen 
Aufschlag zu verstehen ist, wird nach den Örtlichen Verhält- 
nissen zu regeln sein. Das Merkblatt hebt hervor, grundsätzlich 
zu beachten, daß bei Gefrierfleisch vielfach ein größerer Hau- 
und Einwiegeverlust entsteht und die Verderbnisgefahr unter 
Umständen größer ist, als bei frischem Fleisch, infolgedessen 
für Gefrierfleisch die Spanne zwischen Ein- und Verkaufspreis 
größer sein sollte, als diejenige für frisches Fleisch. Demgemäß 
beträgt z. B. in Berlin die Kleinhandelsspanne bei Gefrierfleisch 
28 %, für Frischfleisch 20 2%. 

Als Mißbrauch im Sinne des Gesetzes soll nur angesehen 
werden die Abgabe von Gefrierfleisch ohne besondere Kenn- 
zeichnung auf dem Preisverzeichnis und zu Preisen, die dem 
billigeren Einkaufspreis des Gefrierfleisches nicht entsprechen. 
Die Verarbeitung von Gefrierfleisch zu Wurst, die Verab- 
reichung von Gefrierfleisch in zugerichtetem Zustand in Gast- 
stätten sind auf keinen Fall ohne weiteres als Mißbrauch zu 
beachten, insbesondere dann nicht, wenn die aus Gefrierfleisch 
oder unter Zusatz von Gefrierfleisch hergestellte Wurst zu ent- 
sprechend billigeren Preisen abgegeben wird und auch bei der 
Verabreichung in Gaststätten die aus Gefrierfleisch herge- 
stellten Speisen entsprechend billiger berechnet werden. 

Wo bisher in Gemeinden Gefrierfleisch nicht direkt von den 
Verkäufern (Großeinkaufsgesellschaften u. ä.) an Fleischer usw. 
geliefert worden ist, sondern geschlossen an die Fleischer- 
innung, wird man dieses Verfahren zweckmäßiger auch jetzt 
wieder beibehalten und der Fleischerinnung die Unterverteilung 
überlassen. Selbstverständlich kann hierbei ein Druck auf 
sämtliche Innungsmitglieder, Gefrierfleisch zu verkaufen, nicht 
ausgeübt werden. M. Lehmann, Liegnitz. 


Galli-Valerio (Lausanne), Danger de l’abatage clandestin 
d’animaux de boucherie (Gefahr der heimlichen Schlachtungen). 
Schweiz. Zeitschr. f. Gesundheitspfl. 6, 285. 1926. Fleischver- 
giftungen werden häufig durch Fleisch verursacht, das von 
tuberkulösen sowie von an Pyaemie, Septikaemie und Enteritis 
erkrankten Tieren stammt. Bei hochgradiger Abmagerung des 
Schlachttieres muß nach deren Ursache geforscht werden, ehe 
das Fleisch verworfen wird. Bei lokaler Tuberkulose genügt 
eine Beseitigung der erkrankten Teile und eine Einsalzung der 
zu verwendenden, da auf diese Weise ein Verbrauch nur im ge- 
kochten Zustande sichergestellt wird. Der Verkauf und die 
Verarbeitung tuberkulös erkrankter Organe ist zu verhindern. 
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Allgemeine Tuberkulose macht das Fleisch für jeden Genuß un- 
tauglich. Viel gefährlicher sind jedoch die durch pyaemische, 
septikaemische und durch Bakterien der Paratyphus-Coli- 
gruppe hervorgerufenen Erkrankungen wegen der durch sie be- 
dingten Allgemeininfektion und der Bildung hitzebeständiger 
Toxine. Es ist der Genuß solchen Fleisches auch im gekochten 
Zustande zu verwerfen. Alle diese Gefahren werden erhöht bei 
den ohne vorschriftsmäßige Fleischbeschau erfolgenden heim- 
lichen Schlachtungen, während bei diesen der Milzbrand und der 
Botulinus praktisch keine große Rolle spielen. 


E. Hieronymi, (Königsberg i. Pr.), Über Milbenbetunde im 
Stuhl. M. m. W. 72, 2157. 1925. Die von Mirti und Wert- 
heimer in menschlichen Ausscheidungen gefundenen Milben 
(Tyroglyphus farinae), die aus dem Mehl und ähnlichen Nah- 
rungsmitteln stammen, haben beim Hunde weder im lebenden 
noch im abgetöteten Zustande einen schädigenden Einfluß im 
Magendarmkanal ausgeübt; es ist weder ein vorübergehender 
Parasitismus noch eine Weiterentwicklung im Hundedarm mög- 
lich, sondern die mit der Nahrung aufgenommenen lebenden 
Milben werden nach kurzer Zeit abgetötet. | 

Erich Hesse (Berlin). 


Impfwesen. 


Von der Denkschrift des Reichsgesundheitsamtes ,,Blattern 
und Schutzpockenimpfung‘ ist im Verlage von Julius Springer 
Berlin die vierte Auflage erschienen. Der Verfasser der früheren 
Auflagen war Paul Kübler, dem wir auch das vorzügliche 
Werk ,,Geschichte der Pocken und der Impfung‘ (Verlag 
Hirschwald) verdanken. Er ist der Wissenschaft im Jahre 1902 
viel zu früh durch den Tod entrissen worden. Inzwischen sind 
die Angriffe gegen das Impfgesetz keineswegs verstummt. Im 
Gegenteil, die rührige Tätigkeit der Impfgegner ist in der 
Öffentlichkeit und in den Parlamenten nicht ohne Eindruck ge- 
blieben. Aber trotz dieser Atmosphäre des Kampfes, von der 
das Impfwesen umgeben ist, gewährt doch seine Bearbeitung 
sowohl dem Hygieniker als auch dem Verwaltungsbeamten das 
Gefühl vollkommener Sicherheit. Denn hier ist alles Gesetz- 
mäßigkeit, alles Ursache und Wirkung. Man mag das Problem 
der Impffrage anfassen, wie man will, von der historischen, 
statistischen, geographischen oder experimentellen Seite, 
immer wieder laufen die Ergebnisse in dem einen Punkte des 
völkererhaltenden Schutzes zusammen. Dieses gesamte Be- 
weismaterial ist in der Denkschrift zusammengetragen, und 
die von den Impfgegnern erhobenen Einwände sind eingehend 
gewürdigt worden. Insbesondere hat die Frage eine Erörterung 
gefunden, ob es möglich ist, die Pocken durch allgemeine 
hygienische Maßnahmen zu bekämpfen. Besondere Beachtung 
fand die Frage des Keimgehaltes der Lymphe, eine eingehende 
Darlegung die englische Gewissensklausel sowie die seit dem 
Jahre 1921 bis zum heutigen Tage in England herrschende, im 
Einzelfall zwar milde, aber umfangreiche Pockenepidemie. Die 
Neuauflage ist mit zahlreichen graphischen Darstellungen und 
Abbildungen ausgestattet. Es soll auf diese Weise nicht nur 
durch statistische Zahlen und deren Erläuterung, sondern auch 
durch das Bild, die große Gefahr der Pocken dem Verständnis 
weitester Kreise der Bevölkerung näher gebracht werden. Die 
bildlichen Darstellungen eignen sich auch für Lichtbildervor- 
träge und haben teilweise für eine volkstümliche Wanderaus- 
stellung, die auf der ‚‚Gesolei‘ in Düsseldorf vom Deutschen 
Hygiene-Museum gezeigt wird, Verwendung gefunden. Eine 
gesundheitliche Maßnahme, wie sie die allgemeine obligatorische 
Impfung und Wiederimpfung darstellt, ist auf die Dauer nur 
durchführbar, wenn sie getragen wird von der Einsicht und 
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Überzeugung des gesamten Volkes. Sie allenthalben zu er- 
reichen, ist Ziel und Zweck der neubearbeiteten Denkschrift. 
Als Anhang sind ihr die in Deutschland ergangenen gesetzlichen 
Vorschriften und Ausführungsbestimmungen auf dem Ge- 
biete des Impfwesens beigefügt. Breger (Berlin). 
Kurt Schern, (Montevideo), Über Tollwutimmunisierung 
und die Notwendigkeit der obligatorischen Impfung aller im Ver- 
kehrsieben befindlichen Hunde. Seuchenbekämpfung 3, 46. 
1926. Mit dem nach Angabe der japanischen Forscher Joschida 
Umeno, Doi und Kondo hergestellten Tollwutimpfstoff gelingt 
es, ohne den Hund zu schädigen, durch eine einzige Injektion 
eine ausreichende und genügend lange dauernde Immunität 
gegen tödliche Tollwutinfektionen zu erzeugen. Die postinfek- 
tionell-prophylaktische Behandlung gebissener Tiere mit dem 
Impfstoff kann bis etwa 14 Tage nach der Bißverletzung erfolg- 
reich durchgeführt werden. Es sollte daher die obligatorische 
Impfung aller Hunde eingeführt werden, worauf die jetzigen 
veterinärpolizeilichen Vorschriften einer gründlichen Revision 
unterzogen werden müßten. Erich Hesse (Berlin). 


Desinfektionswesen. 


Hase (Berlin-Dahlem), Über Ungeziefer und Ungezieter- 
bekämpfung. Ztschr. f. Schulgeshtspfl. u. soz. Hyg. 39, 150. 
1926. Die in der praktischen Fürsorge oft so schwierige und un- 
erfreuliche Frage der Ungezieferbekämpfung wird von dem Ver- 
fasser in dankenswerter Weise von allen Seiten beleuchtet. Es 
zeigt sich, daß bei planmäßigem Vorgehen trotz großer Schwie- 


‚rigkeiten Erfolge mit Sicherheit zu erwarten sind. 


Stephan (Mannheim). 


Kommunale Hygiene. 


Höpfner (Kassel), Wohnungszählung und Wohnungsnot. 
Techn. Gemeindebl. 28, 280. 1926. Von 41875 Wohnungen in 
der Stadt Kassel sind 32 % Kleinwohnungen (1—3 Räume), 
50 % Mittelwohnungen (4—5 Räume) und 18 % größere Woh- 
nungen. Die kleinen Wohnungen, namentlich in der Altstadt, 
sind hygienisch am ungünstigsten und zu 30,3 % übervölkert, 
d. h. ein Raum wird von mehr als zwei Personen bewohnt. Bei 
Wohnungen mit über 4 Räumen ist dies nur in 4,5 % der Fall. 
Infolge der Einweisung von Zwangsmietern befindet sich in 
10 % aller Wohnungen mehr als ein Haushalt. Die Wohnungs- 
not ist noch immer im Zunehmen begriffen, da in Kassel noch : 
5142 Wohnungen fehlen. Durch den Bau von Mehr- und Viel- 
familienhäusern läßt sich eine sparsame Bauweise ermög- 
lichen, so daß sich für 10000 Mk. eine Kleinwohnung mit 
280 cbm umbautem Raum und je 120 qm Gartenland schaffen 
läßt. 6000 Mk. dieser Ausgaben könnten durch die Einnahmen 
aus der Hauszinssteuer gedeckt werden, der Rest müßte auf- 
gebracht werden. Eine Reihe von Skizzen und Grundrissen er- 
läutern die Vorschläge, die nach Ansicht des Verfassers inner- 
halb der Leistungsfähigkeit einer Gemeinde liegen. 

Dienert (Paris), Surveillance des eaux d’alimentation (Über- 
wachung der Trinkwasserversorgung). Ann. d’hyg. publ., 
industr. et soc. 3, 321. 1925. Eine Trinkwasseranlage kann 
jederzeit Verunreinigungen ausgesetzt sein (Verschmutzung der 
Umgebung der Quelle oder des Behälters, Rohrbrüche, Aus- 
besserungen usw.). Man darf sich daher nicht auf das einwand- 
freie Ergebnis einmaliger Untersuchungen verlassen, sondern 
muß regelmäßige Untersuchungen und Besichtigungen der ge- 
samten Anlage vornehmen. Die Lokalbesichtigung ist am 
wichtigsten, sie muß jedoch durch chemische und bakterio- 
logische Untersuchungen ergänzt werden. Bei Epidemiezeiten 
ist mit besonderer Sorgfalt zu verfahren. 

Erich Hesse (Berlin). 
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Die ärztlich interessierende Literatur der Leibesübungen 
in den letzten Jahren. oo 


Übersichtsreferat. 


Von W.KOHLRAUSCH, Berlin. 


Mit dem lawinenhaften Anschwellen der Sport- 
bewegung sind auch die schriftlichen Äußerungen zu 
den Problemen der Leibesübungen in den letzten 
Jahren fast ins Riesenhafte angewachsen. Die an sich 
triebhafte Bewegung ist in verstandlicher Richtung im 
Sinne der Erziehung, der Hygiene und der Therapie 
ausgenutzt. Aber auch die Ausnutzung der Trieb- 
haftigkeit an sich entbehrt nicht interessanter neuer 
Formen. In dieser Richtung ist das Emporschießen 
der verschiedenen Tanz- und Gymnastiksysteme auf- 
zufassen. Bei ihnen handelt es sich um das Ausnutzen 
der Neigung zu Koordinationsübungen in rhythmi- 
schen Intervallen. Die Freude an solchen Bewegungen, 
die beim Manne in turnerischen Übungen, beim 
Schlittschuhlaufen, aber auch bei Würfen und Sprün- 
gen in Erscheinung tritt, also in Bewegungen, bei 
denen der Rhythmus mit Schnelligkeit und Kraft ge- 
paart zu sein pflegt, äußert sich bei der Frau in wesent- 
lich langsameren und weicheren Bewegungen. Daß 
die Kurve dieser Bewegungen trotzdem bei beiden Ge- 
schlechtern ähnlich sein kann, zeigen Zeitlupenbilder 
der verschiedenen Sportarten. In dieser Richtung 
‘also haben die modernen Sportfilme ein über das 
Technische hinausgehendes bewegungsphysiologisches 
Interesse. Trotz der großen Literatur der rhyth- 
mischen Gymnastik blieb dieser Gedanke merk- 
würdigerweise unausgesprochen, wie überhaupt die 
Unklarheit der Ideenführung in dieser Literatur auf- 
fällig ist. Die Bücher von Bode!), Laban?) u.a. 
über den Rhythmus bieten außer einigen philosophi- 
schen Gedankengängen kaum etwas von bleibendem 
Wert und sind nur als Zeitbilder von Interesse. 
Giese°), der vom psychologischen Standpunkt an das 
‘Problem herangeht, glaubt, daß der Gemeinschafts- 
trieb (von ihm Kollektivgeist genannt) eine der stärk- 
sten Triebfedern zum Rhythmus sei. Die Girlkultur, 
die gleichmäßige Ausbildung der Masse also, erscheint 
ihm als Zeichen der Zeit. Andere Wege der Aus- 
nutzung des Triebhaften haben die Österreicher in 
ihrer Körpererziehung des Kindes versucht, indem sie 
ihr Schulturnen mit Bewegungsformen aus dem täg- 
lichen Leben stark durchflochten. Die Schriften von 


Slama zeigen dieses Bestreben am besten. In ähn- 
licher Richtung geht auch der Däne Niels Bukh, 
dessen Grundgymnastik auch ins Deutsche über- 


tragen ist. 


Auf medizinischem Gebiet gab der Wunsch, die 
prachtvollen Wirkungen des verloren gegangenen 
Militarismus für die Jugend anderweitig wieder zu 
gewinnen, den ersten Anstoß zu einer großen Anzahl 
von Arbeiten. Es war der Biersche Aufsatz ‚Pflege 
der Leibesübungen, ein Mittel zur Rettung des deut- 
schen Volkes aus seiner Erniedrigung‘“*), der einen 
Aufriß der gymnastischen Fragen mit der Forderung 
eines Pflichtsportjahres brachte. Wenn diese Forde- 
rung sich auch nicht durchsetzen konnte, so erregte 
die Schrift doch seiner Zeit allgemeines Aufsehen und 
bildete den Auftakt zur Gründung der Deutschen 
Hochschule für Leibesübungen, deren Aufgabe es 
wurde, die durch den Krieg in Deutschland fehlenden 
Sportlehrer heranzubilden und die Wirkung der Leibes- 
übungen zu studieren. Die Arbeiten der Deutschen 
Hochschule für Leibesübungen haben sich in zwei 
Richtungen bewegt, einmal war es die Sammlung von 
Bausteinen über Fragen der Konstitution und die 
Wirkung der Leibesübungen auf Körper und Organ- 
form (Krause, Kohlrausch, Herxheimer) und 
zum zweiten die Rationalisierung der Leibesübungen 
auf dem Wege der Gasstoffwechselphysiologie (Atzler, 
Herbst). Die gleichen Gebiete wurden auch andern- 
orts vielfach behandelt. Kaup) zeigte den Einfluß 
körperlicher Arbeit auf den Lehrlingskörper und zog 
Parallelen zur Sportarbeit. Martin und sein Schüler 
Krümmel®) brachten im Anschluß an amerikanische 
Arbeiten (Sargent u. a.) die Idee weitgehender Zu- 
sammenhänge zwischen Körperform und sportlicher _ 
Leistung, die Kohlrausch?) an einem größeren Mate- 
rial erstklassiger Sportleute bestätigte und erweiterte. 
Bei Untersuchungen an den Studenten der Deutschen 
Hochschule für Leibesübungen konnte von Kohl- 
rausch®) der Einfluß der im Sommer und Win- 
ter verschiedenen Beanspruchung (Schnelligkeit be- 
ziehungsweise Kraft) nachgewiesen werden in dem 
Sinne, daß die Kraftarbeit im Winter eine Dicken- 
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zunahme der Muskulatur bringt, während die Sommer- 
arbeit diese wieder dünner machte. Von Organ- 
veränderungen unter sportlicher Wirkung ist die des 
Herzens besonders studiert. Bruns®), Deutsch und 
Kauf10), Ewig!), Herxheimer!2), Knoll"), Raut- 
mann!#), Schenk!) fanden die HerzgrôBe durch den 
Sport beeinflußt. Zum Teil wird das bei Sportleuten 
mässig vergrößerte Herz als Arbeitshypertrophie, zum 
Teil als Dilatation mit folgender Hypertrophie auf- 
gefaßt, während Schenk!®) in neueren Arbeiten von 
einer dilatativen Hypertrophie unter vegetativen Rei- 
zen spricht, eine Ansicht, der sich Herxheimer!) 
neuerdings anschließt. Deutsch und Kauf, die ein 
besonders großes röntgenologisches Material von 
Herzen Sporttreibender besitzen, glauben häufig 
Dilatationen beobachtet zu haben, die sich bei Aus- 
setzen des Trainings zurückbilden, und wünschen ein 
Aussetzen der sportlichen Betätigung bis zum Ver- 
schwinden der Neigung zu erneuter Dilatation. Kli- 
nisch bedeutungsvoll ist die Reaktion des Herzens auf 
sportliche Anstrengungen hin. Rautmann, Bruns 
u.a. vertreten die Ansicht, daß nach einer Anstrengung 
die Herzsilhouette verkleinert sein müsse, eine Ver- 
größerung deute immer auf eine Überbeanspruchung 
oder eine Herzkrankheit hin. Rautmann schneidet 
hiermit die Frage der Sporterlaubnis bei Herzkrank- 
heiten an. KompensierteMitralinsuffizienzen erscheinen 
ihm nicht als Gegenanzeige gegen leichtere Übungen, 
wogegenMitralstenosen und Aorteninsuffizienzen ernster 
zu bewerten seien. Die Indikation zur Sporterlaubnis 
deckt sich vielfach mit Fragen der Sporttherapie. Die 
Nauheimer Übungstherapie des Herzens ist von Gold- 
scheider!$) in ähnlichem Sinne propagiert wie sie von 
Schott vertreten war, während andere Kliniker zu 
dieser Frage nicht Stellung nehmen. Dagegen ist die 
Beeinflussung labiler Herzen sowohl von Bruns wie 
von Rautmann wie von Kohlrausch'!?) betont. 


Einer besonderen Beliebtheit erfreuen sich die 
Leibesübungen als therapeutisches Heilmittel in der 
Behandlung der Tuberkulose und zwar hauptsächlich 
der kindlichen Tuberkulose. In besonders klarer Form 
hat Bacmeister?®) dazu Stellung genommen. Alle 
exsudativen Formen bilden eine strenge Kontra- 
indikation gegen jede Therapie durch Leibesübungen, 
während bei rein proliferativen Prozessen ein gut 
dosierter Sport ebenso wie als Prophylaxe gegen das 
Entstehen der Tuberkulose geboten sei. Bei Kindern 
spielen demnach infolge der wesentlich selteneren 
exsudativen Formen die Leibesübungen als Therapie 
die größere Rolle. Es liegt auf der Hand, daß am 
häufigsten von der Behandlung der chirurgischen Tu- 
berkulose die Rede ist (Bier?!), Wiese22). Aber auch 
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Fechter*), Simon), Reifenberg®*), Worrin- 
gen?”) u. a. über gute Erfolge, die serologisch und 
klinisch nachgeprüft sind. Auch nach diesen Arbeiten 
fallen die exsudativen Formen für die Therapie durch 
Leibesübungen aus. Zur Verhütung von Erkältungs- 
krankheiten betont Bier den prophylaktischen Wert 
der Leibesübungen. Daß die Thoraxbeweglichkeit 
beim Emphysem gehoben wird, betont Herxheimer, 
während der Nutzen der Atemgymnastik und evtl. 
auch sportlicher Übungen beim Empyem von ver- 
schiedenen Seiten hervorgehoben wird. Am Ver- 
dauungsapparat bilden nach Kohlrausch?!) die 
chronische Obstipation und die Ptosen eine In- 
dikation, die chronischen Entzündungen (Gallenblase, 
Blinddarm) eine Kontraindikation. Goldscheider 
betont den Wert der umstimmenden körperlichen 
Übungen vor allen Dingen im Sinne der Dauer- 
gymnastik bei den Stoffwechseldiathesen Gicht, Fett- 
leibigkeit, Zuckerkrankheit. Magnus Levi ergänzt 
für die letztere die Indikation dahin, daß für leichtere 
Grade des Diabetes der Sport infolge des stärkeren 
Glykogenkonsums der arbeitenden Muskeln Zucker- 
herabsetzend wirke, während bei stärkeren Zucker- 
graden Zunahme des Zuckers nach sportlicher Arbeit 
beobachtet sei. Bei gleichzeitigem Bestehen von 
Diabetes und Fettsucht wirkt nach Brugsch der 
Sport ungünstig, da die Zuckerausscheidung vermehrt 
werde, während bei Gicht plus Fettsucht die Ent- 
fettung günstig wirke. 


Während die Stimmen, die vor dem Kriege sich zu 
den Schädigungen des Herzens durch Sport geäußert 
haben, verstummt sind, erheben sich z. Zt. Äuße- 
rungen über Schädigungen am Bewegungsapparat. 
Nachdem schon Mandl in seiner Chirurgie der Sport- 
unfälle?°) diese Frage kurz gestreift und Klapp zu 
den Belastungsarthritiden durch Sport das Wort er- 
griffen, hat Baetzner?°) die am Bewegungsapparat 
entstehenden ,,Sportschäden‘‘ durch Überanstrengung 
systematisch zusammengefaßt und beschrieben. Sie 
kommen nur bei einseitigen Übertreibungen vor, die 
er bekämpft wissen will. Zur Frage der Sportver- 
letzungen hat nach den grundlegenden älteren Arbeiten 
vor allem der Monographie von Saar’s „Die Sport- 
verletzungen“ Mandl Stellung genommen, und in 
einer Reihe von Einzelpublikationen ist auf die Bedeu- 
tung typischer Verletzungen hingewiesen (Kuttner, 
Engel, Sury, Pichler). Die Therapie der Sport- 
verletzungen und die Prophylaxe von Verletzungen 
am Bewegungsapparat findet in der Sportmassage ein 
neubenanntes und außerordentlich viel gebrauchtes 
Gebiet, dessen Beliebtheit bei den Sportleuten nicht 
nur in der großen Zahl von Sportmasseuren, sondern 
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bei der Lungentuberkulose berichten Wachter?®), | auch in einer Anzahl von Publikationen ihren Aus- 





druck findet. Nach einem kleinen Heftchen von 
Full®!) über die finnische Sportmassage, in dem er als 
deren Eigenart die besonders kräftigen Knetungen 
betont, erstand in Kirchberg ,,Sportmassage‘ ein 
Standardwerk von besonderem Wert, in dem Kirch- 
berg das ganze therapeutische für die Sportmassage 
in Frage kommende Gebiet behandelt. 

Die physiologische Forschung hat sich hauptsäch- 
lich auf dem Gebiet der Gaswechselbestimmung be- 
wegt. In Deutschland sind es Atzler und seine 
Schule, in England Hill mit Schule, in der Schweiz 
Loewy und Knoll, die in dieser Richtung gearbeitet 
haben, nachdem der Schwede Liljestrand diese 
Untersuchungsreihe begonnen hatte. Es wurden von 
Liljestrand®®) der Stoffverbrauch bei den einzelnen 
Sportarten untersucht, wobei sich zeigt, daß das 
Schwimmen den bei weitem höchsten Stoffverbrauch 
erfordert, Knoll%) und Loewy®) fanden die starke 
Herabsetzung des Stoffverbrauches durch Anpassung 
im Training und belegten das zahlenmäßig, während 
Atzler®) und seine Schule die Arbeitsökonomie 
studierten und optimale Werte für eine Reihe von 
Dauerleistungen angaben?). Von Hill wurde vor 
allem die Frage des toten Punktes behandelt. Eine 
zweite physiologische Richtung, nämlich die Unter- 
suchung des Kraftstoffwechsels auf chemischem Wege, 
für die eine Reihe von Voruntersuchungen vorlagen, 
wurde von Schenk?) gut zusammengestellt und er- 
weitert. Die als Vaguserscheinungen betonten Ver- 
änderungen des Herzens bei Sportleuten gaben ihm 
Anlaß, Untersuchungen über das Säurebasengleich- 
gewicht anzustellen, und es wurden daher mit Mi- 
kromethoden die Säurewerte des Blutes untersucht 
und nach körperlichen Leistungen erheblich ver- 
größert gefunden. Hiermit stimmt die von anderer 
Seite beschriebene (Walinski®®), Full und Herx- 
heimer3?) u. a.) vergrößerte Alkalireserve des Blu- 
tes überein. Bei Alkalisierung der Versuchspersonen 
durch ein kombiniertes per os gegebenes Alkali- 
präparat sind diesympathischen Erscheinungen weniger 
stark. Auch mit den klinischen Untersuchungen wur- 
den von Egoroff40), Ernst und Herxheimerf‘t) 
u. a. Untersuchungen über das weiße Blutbild ange- 
stellt, dessen Veränderungen nach sportlichen Lei- 
stungen zum Teil denen schwerer Krankheitsbilder 
ähneln können, aber rasch zur Norm zurückkehren. 

Über die Hygiene der Leibesübungen äußert sich, 
soweit die bereits erwähnten Arbeiten nicht schon auf 
praktische Nutzanwendungen eingegangen sind, vor 
allem Hahn“) in einer interessanten Arbeit in Ge- 
meinschaft mit Herxheimer und Brose über die 
Lebensprognose der Sportleute, in der die Heran- 
ziehung amerikanischer Statistiken besonderes In- 
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amerikanischer hervorragender Sportleute länger ist 
als die des Durchschnitts (Scumacker und Middle- 
ton) 40 untersuchte hervorragende Sportleute über 50 
Jahren finden sich vollkommen gesund und leistungs- 
fähig. Auf dem Gebiet der Hygiene ist ferner die 
Organisationsarbeit des Deutschen Ärztebundes zur 
Förderung der Leibesübungen zu nennen, dessen weit- 
gehende Unterstützung durch die Kollegen im Reich 
und auch durch die Standesorganisation erkennen 
läßt, daß der Frage der hygienischen Trainings- 
beratung in Deutschland weitgehendes Interesse ent- 
gegengebracht wird. Über die organisatorischen 
Fragen unterrichten am besten die Arbeiten von 
Schnell im Tagungsbericht des Deutschen Ärzte- 
bundes zur Förderung der Leibesübungen 1925. Eine 
Zusammenstellung der sportärztlichen Untersuchungs- 
technik wurde durch eine Reihe von Vertretern in 
einer Sondernummer der Zeitschrift ‚Die Leibes- 
übungen“ gegeben, zu diesem Thema aber auch von 
einzelnen ausführlicher Stellung genommen (Wor- 
ringen, Reinheimer). Einer besonderen Erwähnung 
bedürfen noch die zusammenfassenden Werke über das 
Gebiet der ärztlichen Hilfswissenschaften auf dem 
Gebiet der Leibesübungen von F. A. Schmidt 
„Unser Körper‘‘#), von Hueppe ‚Hygiene der 
Körperübungen‘“ 4), Joh. Müller „Die Leibesübun- 
gen‘ #5}, Schnell „Biologie der Leibesübungen‘‘*#), 
Lorentz ‚Sporthygiene‘‘ 7). 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 
. Heß (Mannheim), Die Sterblichkeit in den ersten Lebens- 
wochen und Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung. Blätter f. 
Gesundhfürs. 3, 130ff. 1926. Die Sterblichkeit der ersten 
Lebenstage, in der amtlichen Statistik meist als ‚angeborene 
Lebensschwäche‘ bezeichnet, hat nicht wie die Sterblichkeit 
des ganzen ersten Lebensjahres abgenommen, sondern sich im 
Laufe der Jahre auf fast unveräriderter Höhe gehalten. Ver- 
fasser stimmt mit Rott überein, daß als Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Frühsterblichkeit der Säuglinge in erster 
Linie Erfassung und Betreuung der Schwangeren zwecks Ver- 
hütung der Frühgeburt und Fürsorge für das Neugeborene in 
Betracht kommen. In Gewerbebetrieben muß auf die Schwan- 
gere mehr Rücksicht als bisher genommen werden. Im hygie- 
nischen Unterricht der Fortbildungsschulen sollte das Thema 
Hygiene der Schwangerschaft berücksichtigt werden. Die 
schwierige Erfassung der Schwangeren kann durch Plakate und 
Merkblätter, evtl. durch Beihilfen gefördert werden. Hin- 
reichend Plätze in Schwangeren- und Wöchnerinnenheimen 
müssen zur Verfügung stehen. Auf planmäßige Zusammen- 
arbeit dieser Heime mit den Schwangerenberatungsstellen ist 
Bedacht zu nehmen. — Für die Erfassung der Neugeborenen 
wird der Vorschlag gemacht, daß jede Hebamme über frankierte 
und vorgedruckte Karten verfügt, um jedes Neugeborene so- 
gleich der Fürsorge zu melden. Sache der Fürsorgeorganisatio- 
nen muß es sein, Schwierigkeiten, die das Zusammenarbeiten 
zwischen Hebamme und Fürsorgerin stören, zu beseitigen. Für 
ganz junge Säuglinge ist vielfach Anstaltsaufenthalt, durch die 
Fürsorgestelle vermittelt, angezeigt. Es scheint aber auch mög- 
lich, eine Anzahl von Pflegefrauen speziell für die Pflege ganz 
junger Säuglinge auszubilden. — Positivere Erfolge als bisher 
. werden in der Fürsorge erst erzielt werden, wenn die Fürsorge 
mehr als bisher spezialisiert und die Aufmerksamkeit auf be- 
sonders gefährdete Gruppen von Säuglingen, speziell die Neu- 
geborenen gerichtet wird (qualitative Erfassung nach Rott). 
Das Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten und 
die Unterbringung luetischer Pflegekinder. Nachrichtendienst 
des deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge. 
7,34. 1926. Der Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten sieht in $ 13, Abs. 4 eine Strafe vor 
für den, der ‚ein geschlechtskrankes Kind, obwohl er die Krank- 
heit kennt oder den Umständen nach kennen muß, in Pflege 
gibt, ohne den Pflegeeltern von der-Krankheit des Kindes Mit- 
teilung zu machen‘. Diese, in einigen Ländern schon einge- 
führte Regelung wird zur Folge haben, daß es schwierig sein 
wird, latent-luetische Säuglinge und Kleinkinder in Einzel- 
pflege zu bringen. Es kann dann zu einer übermäßigen Be- 
legung der Heime mit luetischen Kindern kommen, eine Er- 


scheinung, die den Grundsätzen planmäßiger Belegung wider- 
spricht. Als Auswege werden 3 Punkte diskutiert: 1. Den 
Pflegefrauen, welche luetische Säuglinge annehmen, einen er- 
höhten Pflegesatz zu gewähren, hieße diese Kinder zu stark 
bevorzugen, und die Kinder kämen in die Hände der Geschäfts- 
tüchtigen. 2. Der Unterbringung in luetischen Familien steht 
entgegen, daß diese Familien wohl meistens untauglich zur ein- 
wandfreien Pflege sind. 3. Der beste Weg dürfte sein, die 
Schaffung von aus ökonomischen Gründen einfach eingerich- 
teten Spezialheimen. Das einzige in Deutschland vorhandene 
Heim Berlin-Friedrichshagen ist geschlossen; bisher hat nur die 
Stadt Berlin im Waisenhaus Rummelsburg eine Station einge- 
richtet, in der erbsyphilitische Kinder, die der allgemeinen Für- 
sorge zufallen, aufgenommen werden. 

Boege (Ueckermünde), Findelhäuser? Pommersche Wohl- 
fahrtsblätter 2, 99. 1926. Auf der Tagung des deutschen 
Ärztevereinsbundes in Leipzig 1925 hat der Münchener Frauen- 
arzt Nassauer sich für die Wiedereinführung der Findelhäuser 
eingesetzt. Verfasser tritt dieser Forderung entgegen. Er 
glaubt nicht, daß durch das Findelhaus die Abtreibungsseuche 
und der Geburtenrückgang günstig beeinflußt werden. Zwar 
kann dadurch, daß das Findelhaus nur Durchgangsstation ist, 
von der aus die Säuglinge bald in Familienpflege gebracht 
werden, die Gefahr des Hospitalismus weitgehend verringert 
werden. „Das Gefährlichste scheint zu sein, daß der Staat die 
Mutter geradezu dazu auffordert, sich jeglicher Verantwortung 
zu entledigen.‘‘ Der Nassauersche Vorschlag, jeder in Not ge- 
ratenen Mutter eine Unterkunft zu geben, wird gebilligt. Was 
wir brauchen, sind Heime, in denen Mutter und Kind zusammen- 
bleiben können. Die Aufgabe der vorbeugenden Fürsorge muß 
es sein, die bestehenden Mütterheime auszubauen und ihre 
Zahl zu vermehren. | 

Klotz (Lübeck), Die Prüfung der Säuglingspflegerin. M. m. 
W. 73, 116. 1926. Im Jahre 1923 wurde für Preußen die bis- 
her einjährige Ausbildungszeit für Säuglings- und Kleinkinder- 
pflegerinnen auf 2 Jahre verlängert, wie auch die entsprechende 
Ausbildung der Hebammen und Schwestern für die große 
Krankenpflege verlängert wurde. Es wird bemängelt, daß diese 
Neuregelung offenbar in kleinem Kreise festgelegt wurde, Fach- 
leute zu den Beratungen aber offenbar nicht in genügender 
Zahl herangezogen wurden. Die Ausbildungszeit von 2 Jahren 
hält Verfasser für zu lang, eine 114 jährige Ausbildung wäre 
ausreichend. Zur Zeit besteht im Reich der unhaltbare Zustand, 
daß einige Länder sich dem Vorgehen Preußens angeschlossen, 
Bayern, Baden, Württemberg, Sachsen, Hessen, Mecklenburg 
aber die einjährige Ausbildungszeit beibehalten haben. Versuche 
Sachsens, zu einer einheitlichen Regelung für das Reich zu kom- 
men, haben bisher zu keinem Ergebnis geführt, Schur (Berlin), 
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Schulkinderfürsorge. 


A. Gottstein (Berlin), Schulgesundheltspflege. Quelle & Meyer, 

Leipzig 1926. 160 S. 5.— «æ. geb. 

Wie der Verfasser im Vorwort ausführt, soll das vorliegende 
kleine Buch den Lehrer, dem als neue Aufgabe die hygienische 
Belehrung der Schüler übertragen ist, in den gedanklichen In- 
halt der heutigen Gesundheitspflege einführen. Während die 
Hygiene des Schulhauses, des Schulbetriebes und des Schul- 
unterrichts nur kurz behandelt ist, sind in einer Reihe von 
Kapiteln die Darstellungen über das gesundheitlich normale 
Schulkind, über die wichtigsten Krankheiten und über den 
Schutz der Gesundheit sehr eingehend gehalten. Nur kurz ge- 
streift sind die Fragen des psychopathischen und neuropathi- 
schen Schulkindes und die Fragen des Spiels und Sports, weil 
diese im „Handbuch für höhere Schulen zur Einführung in ihr 
Wesen und ihre Aufgaben“, in dessen Rahmen auch das vor- 
liegende Buch erscheint, besonders behandelt werden. 


 Reinheimer (Frankfurt a. M.), Schule und Turnbefreiungen. 


Mitteilungsblätter des Deutschen Vereins f. Schulgesundheits- 
pflege E. V., 1, 2. 1926. Immer noch besteht die Klage über 
den Mißbrauch, der mit den Turnbefreiungen getrieben wird, 
wenn auch die Ausbreitung des schulärztlichen Dienstes eine 
Besserung gebracht hat. Fehler werden gemacht von den Haus- 
ärzten, von den Turnlehrkräften und besonders auch von 
Eltern mit dem Ergebnis, daß die Zahlen der vom Turnen be- 
freiten Schüler und Schülerinnen besonders in den oberen 
Klassen der höheren Lehranstalten ganz auffallend groß sind. 
Daraus entstehen nicht nur schulische Unzuträglichkeiten, 
sondern es handelt sich auch um einen Übelstand, der den Be- 
strebungen, einen tüchtigen, im Erwerbsleben produktiven 
Nachwuchs heranzuziehen, direkt entgegenarbeitet. Die Er- 
lasse des Pr. Min. f. Wissensch., Kunst und Volksbildung vom 
24. Januar und 29. März 1920, sowie vom 13. März 1924 er- 
füllen die langjährigen Forderungen der Erzieher und Schul- 
ärzte der zeitlichen Beschränkung der Turnbefreiung und der 
alleinigen Maßgeblichkeit des schul- oder amtsärztlichen Zeug- 
nisses. Statt völliger Turnbefreiung sollten auch häufiger Teil- 
befreiungen vorgenommen werden. Das wird erst möglich sein, 
wenn ein einwandfreies Schonungsturnen eingerichtet ist, wie 
es im Entwurf des neuen preußischen Turnlehrplanes erfreu- 
licherweise geplant zu sein scheint. Dieser Entwurf scheint 
auch noch einen weiteren Fortschritt zu bringen, in dem das 
orthopädische Prinzip in das Schulturnen eingeführt wird, ins- 
besondere auch Haltungsübungen vorgesehen werden. Das 
sogenannte orthopädische Turnen dient in den einzelnen Ge- 
meinden verschiedenen Zwecken, teils ist es ein Schwächlings- 
turnen, teils ein Turnen für Wirbelsäulenverkrümmte. Noch 
weitere Differenzierungen im Schulturnen werden besprochen. 
Zum Schluß wird nochmals eindringlich die Forderung erhoben, 
daß Schule, Elternhaus und Arzt gegen falsche körperliche 
Schonungsmaßnahmen Front machen müssen, und daß die end- 
gültige Turnbegutachtung in der Hand des allein zuständigen 
und verantwortlichen Schularztes liegen muß. So wird durch 
die vorliegende Arbeit die wirklich schwerwiegende Frage der 
Turnbefreiungen wieder einmal zur Diskussion gestellt. 

_ Pflüger (Freiburg), Die Praxis der Kroptvorbeugung in den 
Schulen. Ztschr. f. Schulgesdhtspfl. u. soz. Hyg. 39, 112. 
1926. Es ist von besonderem Interesse, aus der schulärztlichen 
Praxis heraus einmal eingehend die Frage der Kropfvorbeugung 
in den Schulen behandelt zu sehen. Im einzelnen erörtert der 
Verfasser die praktisch brauchbaren Maßmethoden für die 
Schilddrüse. Ferner verbreitet er sich über die allerdings seltene 
Jodüberempfindlichkeit der Kinder und über die Praxis der 


465 


Darreichung, insbesondere der Dosierung. Wertvoll ist ein aus- 
führliches Literaturverzeichnis. 

Samelson (Breslau), Die Breslauer Lernanfänger 1920--24. 
Mtschr. f. Kindhikde. 31, H. 1, 44ff. 1925/26. Der Ver- 
fasser hat die Gesundheitsverhältnisse der Lernanfänger in den 
letzten 5 Jahren in Breslau sehr eingehend untersucht. Die 
Messungs- und Wägungsergebnisse selbst haben allerdings gegen- 
über den Friedenswerten sich nicht so verändert, daß direkte 
Schlüsse auf Verschlechterung des Ernährungszustandes mög- 
lich sind. Doch ist dabei zu beachten, daß der Ernährungs- 
zustand der Breslauer Kinder auch früher schon sehr mangel- 
haft gewesen sein soll. Bemerkenswert ist aber, daß etwa 2 % 
der Lernanfänger eine nachweisbare frische oder ausgeheilte 
Tuberkulose haben, daß eine von Jahr zu Jahr größer werdende 
Zahl von Kindern deutliche Zeichen alter Rachitis aufzuweisen 
haben. Als Ursache dieses beeinträchtigten Gesundheitszu- 
standes der Breslauer Lernanfänger glaubt der Verfasser nicht 
nur unzureichende Nahrungszufuhr annehmen zu dürfen, son- 
dern qualitativ schlechte Ernährung, schlechte Wohnverhält- 
nisse, mangelhafte Pflege usw. Samelson hält deswegen nicht 
nur ausreichende schulärztliche Versorgung für unerläßlich, 
sondern er fordert auch von der Schule eine Rücksichtnahme 
auf die herabgesetzte Schulfähigkeit der heutigen Schul- 
anfänger. Stephan (Mannheim). 


Erholungsfürsorge. 


Hartwich (Berlin), Evangelische Erholungs- und Heilstätten für 
Kinder und Jugendliche. Wichern-Verlag, Berlin-Dahlem 
1925. 98 S. 

Die Schriftführerin des Deutschen Verbandes Evangelischer 
Kindererholungsheime und Kinderheilstätten hat ein Verzeich- 
nis der bestehenden Erholungs- und Heilstätten für Kinder und 
Jugendliche zusammengestellt, die von evangelischen Organi- 
sationen im Geist der Inneren Mission geführt werden. Es 
handelt sich um 123 Kindererholungsheime mit 7700 Betten 
und 50 Kinderheilstätten mit 6900 Betten, ferner 40 Erholungs- 
stätten mit 2700 Betten, die zum Teil nur Jugendliche auf- 
nehmen. Eingeteilt ist das Heft in ein alphabetisches Verzeich- 
nis der Heime, dann in einen sachlichen Wegweiser, in dem die 
Heime nach ihrer geographischen und landschaftlichen Lage, 
nach Art der Belegung und nach Heilfaktoren beziehungsweise 
Indikationen geordnet sind. Zahlreiche Abbildungen dienen 
zur Vervollständigung. | 


Vogtel (Trier), Der Landaufenthalt für Stadtkinder. 
verlag, Freiburg i. Br. 1925. 98 S. 2.— M geh. 
Der Landaufenthalt für Stadtkinder ist durch zahlreiche 

Fehler bei seiner Durchführung stark in Mißkredit geraten. 

Dadurch und weil z. Zt. bei der Landbevölkerung kaum noch 

die Neigung vorhanden ist, Stadtkinder aufzunehmen, ist dieser 

Zweig der Erholungsfürsorge stark zurückgegangen. Von 

caritativer Seite scheint nun aber die Absicht zu bestehen, die 

Verschickung der Stadtkinder aufs Land auf neuer Grundlage 

wieder aufzubauen. Ein Beweis hierfür ist das vorliegende Heft, 

in dem mehrere Fachleute zu Wort kommen, die auf Grund der 
gesammelten Erfahrungen und gestützt auf die darüber er- 
schienene Literatur das Thema vom ärztlich-gesundheitlichen, 
vom erzieherischen Standpunkt und in sozialökonomischer Be- 
ziehung erörtern. Das Heft schließt mit der ernsten Forderung 
des Herausgebers nach unerbittlicher Einschränkung der Quan- 
tität und stärkerer Einstellung auf Qualitätsarbeit bei der Ent- 
sendung. In einem Anhang wird ein Auszug aus den Richt- 
linien des ‚Vereins für Landaufenthalt‘‘ gebracht werden und 
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Winke zur Einrichtung der örtlichen Erholungsfürsorge ge- 
geben, die zur Ergänzung des eingeschränkten Landaufent- 
haltes dienen soll. Stephan (Mannheim). 


Krüppelfürsorge. 


Neue Verordnungen. Im Heft 5/6 des 19. Bandes der ,,Zeit- 
schrift für Krüppelfürsorge‘‘ sind die zuletzt erschienenen Ge- 
setze und Verordnungen über Krüppelfürsorge zum Abdruck 
gekommen. Das Gesetz der Freien Hansestadt Bremen 
über die Fürsorge für hilfsbedürftige minderjährige Blinde, 
Taubstumme, Geistesschwache, Epileptische, Krüppel und über 
Krüppelberatung vom 29. September 1925 lehnt sich unmittel- 
bar an das preußische Gesetz an. Die Definition ,,Krüppel“ ist 
wörtlichentnommen. Auch die Meldepflicht ist in Bremen in dem- 
selben Umfang wie in Preußen zur Durchführunggelangt. Jedoch 
ist der Arzt von dieser Pflicht befreit, wenn er überzeugt ist, daß 
durch die Familie ausreichend für sachgemäße Behandlung ge- 
sorgt wird. Allgemein wird in dem Gesetz das Jugendamt ver- 
pflichtet, für Bewahrung, Kur und Pflege der hilfsbedürftigen 
minderjährigen Krüppel, soweit sie anstaltspflegebedürftig sind, 
Sorge zu tragen. Sind die Minderjährigen bildungsfähig, so hat 
die Fürsorge auch die Erziehung und Erwerbsbefähigung zu um- 
fassen. Auch die Betreuung nicht anstaltsbedürftiger Krüppel, 
soweit sie hilfsbedürftig sind, fällt dem Jugendamt zur Last. 
Zur Kostenerstattung sind gemäß der Verordnung über die 
Fürsorgepflicht die Bezirksfürsorgeverbände dem Jugendamt 
Bremen kostenerstattungspflichtig. Unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse haben die unterhaltungs- 
pflichtigen Personen nach billigem Ermessen zu den Behand- 
lungskosten beizutragen. Entsprechend der großen Bedeutung 
frühzeitiger Erfassung des Krüppeltums und vor allem der Vor- 
beugung desselben sind die dazu erforderlichen Maßnahmen 
ebenfalls gesetzlich verankert. Für die Beratung und Begut- 
achtung von Krüppeln sind bei den Jugendämtern in Bremen 
und Bremerhaven Krüppelfürsorgestellen eingerichtet worden. 


In Anhalt hat die Krüppelfürsorge durch eine Bekannt- 
machung des Landesfürsorgeamtes vom 12. Juni 1925 auf Grund 
des $ 22 der Ausführungsverordnung zur Reichsverordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 20. August 1924 folgende Regelung ge- 
funden: In Dessau und Bernburg werden jährlich zwei 
Krüppelsprechtage abgehalten. Im Gegensatz zum preußischen 
Gesetz sind hier nur jugendliche Krüppel unter 16 Jahren vor- 
zustellen. Unter einem Krüppel wird in Anhalt dasselbe ver- 
standen wie im preußischen Gesetz. Krüppel von geistiger 
Minderwertigkeit werden nur untersucht, aber nicht in Behand- 
lung genommen. Dieser Punkt ist außerordentlich wichtig, denn 
es ist durchaus möglich, daß sich gelegentlich einer wiederholten 
Untersuchung nach Jahren die geistigen Fähigkeiten doch so 
weit gebessert haben, daß eine Heilbehandlung und voll- 
kommene oder teilweise Erwerbsbefähigung in Frage kommt. 
Die Entkrüppelung soll nach Möglichkeit von dem behandeln- 
den Arzt am Wohnorte des Krüppels durchgeführt werden: An- 
staltsbedürftige Fälle sind dem Krankenhaus oder Anstalten, 
die auf besonders schwierige Fälle eingestellt sind, zuzuführen. 
Zur Kostenfrage sagt die Bekanntmachung ausdrücklich, daß 
in erster Linie dieselben von den Unterhaltungspflichtigen zu 
tragen sind. Erst in zweiter Linie sollen etwa zuständige 
Krankenkassen oder Versicherungsanstalten herangezogen wer- 
den. Praktisch wird es aber wohl darauf hinauskommen, daß 
von seiten der Unterhaltungspflichtigen zunächst wohl immer 
der umgekehrte Weg beschritten wird. Können von diesen 
beiden Stellen die Kosten nicht bestritten werden, so werden 
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dieselben durch den Landesfürsorgeverband und den zu- 
ständigen Bezirksfürsorgeverband nach näherer Vereinbarung 
aufgebracht. 


Die neueste Verordnung über Krüppelfürsorge ist das 
thüringische Gesetz vom 23. Februar 1926. Auch hier 
finden wir wörtliche Anlehnungen an das preußische Gesetz. 
Die Meldung der Krüppel an den Bezirkskrüppelarzt erfolgt 
durch die Bezirksfürsorgeverbände, die sich zur Ermittlung der 
Krüppel der Mithilfe der praktischen Ärzte, Hebammen, Für- 
sorgerinnen, Krankenpflegepersonen, der Lehrer und Erzieher 
an Unterrichtsanstalten und Jugendwohlfahrtseinrichtungen 
sowie der Träger der sozialen Versicherungen bedienen. In den 
weiteren Paragraphen wird ausführlich die Organisation zur Er- 
fassung der Krüppel festgelegt. Danach wird Thüringen in zwei 
Krüppelfürsorgebezirke eingeteilt: den Bezirk Ost und den 
Bezirk West. An geeignet erscheinenden Orten haben in % jähr- 
lichen Zeitabschnitten Krüppeluntersuchungstage stattzufinden. 
Die Untersuchung wird durch den Bezirkskrüppelarzt vorge- 


‘nommen, der zugleich der leitende Arzt der Anstalt ist, in der 


die notwendig erachtete Heimbehandlung durchgeführt wird. 
Als Mittelpunkt der öffentlichen Krüppelfürsorge gilt für den 
Bezirk Ost die orthopädische Abteilung der Chirurgischen 
Universitätsklinik Jena, für den Bezirk West die Klinik des 
Marienstiftes in Arnstadt. In dem thüringischen Gesetz ist der 
Bezirksfürsorgeverband aber auch verpflichtet, nötigenfalls für 
die Krüppel die erforderlichen Fürsorgemaßnahmen zu treffen, 
bei denen eine Erwerbsbefähigung oder wesentliche Besserung 
des Leidens nicht möglich ist. Alle bildungs- und erziehungs- 
fähigen Krüppel sind einem etwa erforderlichen Sonderunter- 
richt oder einer geeigneten Ausbildungsstätte zu überweisen. 
Die Durchführung der notwendig erachteten Maßnahmen bei 
Minderjährigen kann nötigenfalls durch Einschreiten des Vor- 
mundschaftsgerichtes nach $ 1666 BGB. erzwungen werden. 
Die Kostenfrage findet ihre Regelung nach den Vorschriften 
der Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht und der Aus- 
führungsverordnung dazu. 


In demselben Heft findet die Denkschrift des ,,Zentral- 
komitees zur Bekämpfung der Tuberkulose“ über den 
Stand der Einrichtungen zur Bekämpfung der Kindertuber- 
kulose in Deutschland eine eingehende Besprechung. Die Deut- 
sche Vereinigung für Krüppelfürsorge bekennt sich geschlossen 
zu dem hier vertretenen Standpunkt, wonach ,im Deutschen 
Reiche alle klimatischen Faktoren, die zur Heilung der kind- 
lichen Tuberkulose notwendig sind, vollkommen ausreichend 
vorhanden sind.“ In Ergänzung der statistischen Angaben des 
Zentralkomitees und des kürzlich erschienenen Reichsverzeich- 
nisses der Kinder-Heil-, Genesungs- und Erholungsanstalten, 
herausgegeben vom ‚Verein Landaufenthalt für Stadtkinder“ 
wird das Ergebnis der Umfrage der Deutschen Vereinigung für 
Krüppelfürsorge an die deutschen Krüppelheime mitgeteilt. Es 
ergab sich, daß von den 78 deutschen Krüppelheimen 59 über 
neuzeitliche Einrichtungen zur Bekämpfung der Knochen- und 
Gelenktuberkulose verfügen. Die Bettenzahl, die in den Krüppel- 
heimen lediglich zur Behandlung von Knochen- und Gelenk- 
tuberkulosen zur Verfügung steht, beträgt 2275, also weit mehr, 
als die statistische Erhebung des Zentralkomitees ergeben hat. 
Weiterhin wird betont, daß gerade die Krüppelheime, die zu- 
meist vor den Toren der Großstadt gelegen sind, über Liege- 
balkons, Waldhallen und gerade auf diesem Gebiete besonders 
geschulte Ärzte verfügen, in ganz besonderem Maße zur Mit- 
arbeit bei der Bekämpfung der Tuberkulose berufen sind. 

Eckhardt (Berlin). 
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Fürsorge für psychopathische und geistig 
zurückgebliebene Kinder. 


Mönkemöller (Hildesheim), Kindliche und jugendliche 
Psychopathen. Med. K1., 22, 202ff.; 244ff. 1926. Der Verfasser 
geht — neben klinischen Betrachtungen über das Wesen und 
die Einteilung der Psychopathen — auf fürsorgerische Forde- 
rungen näher ein. Zur Bekämpfung des Asozialismus der 
Psychopathen könne nicht genug geschehen, jedoch seien erst 
entsprechende Anfänge zu erkennen. So sehe der Entwurf zu 
einem Strafgesetzbuch eine länger dauernde Unterbringung 
einer großen Anzahl von Psychopathen vor. Das demnächst 
herauskommende Irrenfürsorgegesetz beschäftige sich aller- 
dings leider noch nicht mit der Unterbringung von Psycho- 
pathen in den Heil- und Pflegeanstalten, wie dies von Fach- 
leuten gefordert würde. Um so mehr beschäftige sich mit den 
Psychopathen das Jugendwohlfahrtsgesetz, das zum erstenmal 
- in die Gesetzgebung den Begriff Psychopathie einführe. Noch 
mehr Nutzen könnte das Bewahrungsgesetz, wenn es zustande 
komme, stiften, da es ausdrücklich auf das Schicksal der Psycho- 
pathen zugeschnitten sei. — Prophylaktisch müsse das Aus- 
scheiden der kindlichen Psychopathen aus der eigenen Familie 
viel mehr als bisher ins Auge gefaßt werden. Heilpädagogien, 
Erziehungsheime und Jugendsanatorien kämen für ihre Auf- 
nahme in Frage. Minderbemittelte, für die es leider Heil- 
pädagogien noch nicht gäbe, seien darauf angewiesen, ihre 
Kinder in Rettungshäuser und Fürsorgeerziehungsanstalten zu 
geben. Im allgemeinen falle der Kampf gegen die sittliche 
Minderwertigkeit der Fürsorgeerziehung zu. 
erziehungsanstalten seien durchaus auf die richtige Behandlung 
der Psychopathen eingestellt, zumal da sie auch über Hilfs- 
schulen und Psychopathenabteilungen verfügten und in enger 
Beziehung zur Psychiatrie ständen. Aufnahmestationen, in 
denen der psychische Status festgestellt und eine psychiatrisch- 
neurologische Untersuchung vorgenommen würde, seien ein- 
gerichtet. Das Problem der Psychopathenfürsorge wurzele aber 
in der Erkennung und Behandlung der Kranken, in erster Linie 
demnach in den Ärzten, die sich hier an die Front stellen müßten. 

Pototzky (Berlin-Grunewald). 


Soziale Psychiatrie. 


R. Vogt (Oslo), Psychiatrisches aus Norwegen (Irrenwesen, 
Irrenrecht). Allg. Zschr. für Psych. 84, 408. 1926. Die Fälle 
von angeborenem Schwachsinn sind in Norwegen häufiger auf 
dem Lande als in den Städten (1920 war das Verhältnis nach 
einer etwas komplizierten Berechnungsweise wie 114 : 68), bei 
den Fällen erworbener Geisteskrankheiten war aber das Ver- 
hältnis umgekehrt: 96: 109. Alkoholismus und Syphilis spielen 
in den Städten eine wesentlich größere Rolle als auf dem Lande. 
Wenn jedoch die Zahl der oligophrenen Fälle in den Städten 
verhältnismäßig klein ist, läßt sich wohl daraus die Schluß- 
folgerung ziehen, daß Alkoholismus und Syphilis auf diesem 
Gebiete nicht als Hauptursachen betrachtet werden können. 
Es mag hier auch beiläufig erwähnt werden, daß eine alte Be- 
hauptung, daß die Zahl der Fälle von Idiotie in Norwegen nach 
der bedeutenden Abnahme des Branntweinverbrauchs in der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts zurückgegangen war, nur eine 
statistische Fiktion gewesen ist. 

Roemer (Karlsruhe), Die soziale Bedeutung der offenen Für- 
sorge für Geisteskranke und Psychopathen. Kli. Wo. 4, 2505. 
1925. Der bekannte psychiatrische Berater des Badischen 
Ministeriums lenkt hier mit großen Gesichtspunkten und in 
klarer Darstellung die Aufmerksamkeit auf die in den letzten 
Jahren in Deutschland sich entwickelnde offene Fürsorge für 
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Geisteskranke und Psychopathen. - Es unterliegt kaum noch 
einem Zweifel, daß durch solche Fürsorgestellen eine bessere 
Überwachung der außerhalb der Anstalt lebenden und gefähr- 
lichen Seelisch-Abnormen erreicht werden kann; ferner kann 
die vom Referenten mehrfach geforderte Frühbehandlung der 
Alkoholisten durchgeführt werden. Wahrscheinlich kommt 
durch die Wirksamkeit der Fürsorgestellen auch eine Einschrän- 
kung der Anstaltsbenutzung zustande. Roemer tritt mit Ent- 
schiedenheit dafür ein, daß die Fürsorgestellen für Geistes- und 
Nervenkranke in engster Verbindung mit der zuständigen Irren- 
anstalt des betreffenden Bezirks stehen müssen. An den meisten 
Orten wird die Fürsorgestelle versorgt von einem Anstaltsarzt, 
der aber einige Stunden des Tages oder der Woche auch in der 
Anstalt tätig bleibt, so daß er die Fühlung mit den Kranken 
und den Ärzten der Anstalt behält. 


E. Mapother (London), Die Münchener psychiatrische 
Klinik und die gegenwärtigen Strömungen für die Gründung 
ähnlicher Einrichtungen in England. Allg. Zschr. f. Psych. 84, 
321. 1926. Der Verfasser berichtet von einem auch für England 
neuen Typ der Irrenanstalt, einer nur aus freiwilligen Auf- 
nahmen sich zusammensetzenden Klinik. Das Maudsley 
Hospital in London, verbunden mit einer stark besuchten 
Poliklinik, zugleich Unterrichtsanstalt für die Londoner Univer- 
sität, verlangt als Aufnahmebedingung von Kranken eine Art 
Gesuch zu unterzeichnen, das ihn gleichzeitig von seinem Recht, 
die Anstalt nach Kündigung mit 24stündiger Frist zu verlassen, 
in Kenntnis setzt. Die Angehörigen werden angewiesen, eine 
entsprechende Bürgschaft zu geben, den Kranken auf Ver- 
langen abzuholen und für die nötige Pflege und Behandlung 
zu sorgen. Kein Patient wird im Hospital länger als 24 Stunden 
nach seiner Kündigung zurückgehalten, noch werden irgend- 
welche Vorkehrungen vom Personal getroffen, ihn anderswo 
unterzubringen. Das Hospital enthält 160 Betten und nimmt 
jährlich 500 Kranke auf, wonach sich also die Durchschnitts- 
dauer der Behandlung auf rund 4 Monate beläuft. Man findet 
in der Praxis, daß nur ungefähr !/ der Aufnahmen den Wunsch 
ausspricht, die Anstalt wieder zu verlassen, bevor dies ärztlich 
empfohlen wird. 2/3 von den Kranken werden geheilt entlassen 
oder soweit gebessert, daß sie das Leben im eigenen Heim 
wieder aufnehmen können. 1/, wird entlassen mit dem Rat an 
die Angehörigen, für anderweitige Unterbringung Sorge zu 
tragen. Die Aufnahme geschieht natürlich mit Auswahl, indem 
man nur solche Patienten aussucht, von denen man es für wahr- 
scheinlich hält, daß sie sich erholen und daß sie solange bleiben 
wie wünschenswert ist. Eine derartige Freiwilligen-Klinik ist 
vorläufig noch ein Bedürfnis, weil man bei dem jetzigen Stand 
der englischen Gesetzgebung einen geistig Erkrankten in eine 
öffentliche Irrenanstalt nur bringen darf mit formeller behörd- 
licher Verwahrungsorder (Detention order). Diese Verwahrungs- 
order wird von dem freiheitsstolzen Engländer, und zwar von 
Kranken und Angehörigen, mit größtem Schrecken betrachtet. 
Es ist jetzt fast allgemein als absurd anerkannt, daß diese Order 
ein nötiges Vorspiel bei der Behandlung von Geisteskrankheiten 
auch dann ist, wenn der Patient willig oder so verwirrt ist, daß 
er zu einer Weigerung oder Zustimmung unfähig ist. Es er- 
scheint fast sicher, daß in der nächsten Zukunft das Gesetz so 
modifiziert wird, daß die Aufnahme in eine Anstalt bei diesen 
beiden letztgenannten Klassen ohne Verwahrungsbefehl erlaubt 
wird, in der Tat also mit einem Minimum gesetzlicher Forma- 
litäten, die zum Schutz gegen Mißbrauch notwendig sind, mög- 
lich ist. Unsere deutschen Gesetzgeber — bekanntlich wird 
z. Z. im preußischen Wohlfahrtsministerium ein Gesetz für 
Irrenfürsorge ausgearbeitet — sollten sich für diesen Bericht 
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des Direktors der ersten Londoner Psychiatrischen Universitäts- 
Irrenklinik interessieren. Bratz (Wittenau). 


Bekämpfung des Alkoholismus. 


Neue Arbeiten über die Wirkung des Alkoholismus auf die 
Nachkommenschaft. Ob beim Menschen der Alkoholismus Ur- 
sache oder Folge der Degeneration ist, ist unmittelbarer Erfor- 
schung nicht zugänglich. Deswegen läßt sich auch nicht fest- 
stellen, ob die allgemein beobachtete Minderwertigkeit der Nach- 
kommenschaft von Trinkern auf dem vom Vater mitgebrachten 
Erbplasma beruht, oder ob siedurch den Umwelteinflußentsteht, 
oder durch echte ‚‚Blastophthorie‘“ bedingt ist, wie herkömm- 
licherweise angenommen zu werden pflegt. Eine Klärung dieser 
Frage sollte das Tierexperiment bringen; hier sind ja die beiden 
ersten Erklärungsmöglichkeiten ausgeschaltet. Wird also eine 
sichere Minderwertigkeit der Nachkommenschaft alkoholisierter 
Tiere beobachtet, so kommt nur diedritte Erklärung in Betracht. 
In den letzten Jahrzehnten galt es — namentlich auf Grund 
der Versuche von Laitinen (Über den Einfluß des Alkohols 
auf die Empfindlichkeit des tierischen Körpers für Infektions- 
stoffe. Acta societatis scientiarum Fennicae, 29, Nr. 7, 1902) — 
als sicher, daß die Jungen alkoholisierter Tiere schwere Stö- 
rungen aufweisen. In den allerletzten Jahren ist aber seitens 
mehrerer Forscher die Frage nach der Alkoholwirkung im Tier- 
versuch neuerlich aufgeworfen worden, wobei sich zeigte, daß 
das Problem noch keineswegs so geklärt ist, wie man vorher 
geglaubt hatte. Zunächst sind hier die Versuche von Stieve 
(Der Einfluß des Alkohols auf die Samenbildung der Haus- 
maus. Naturwissenschaftliche Korrespondenz, 1, H. 1, 2. 1923) 
zu erwähnen, die nicht die eigentliche Nachkommenschaft, 
sondern die Samenbildung unter Alkoholeinfluß betreffen. Er 
verfütterte an Hausmäuse mit Alkohol getränkten Weizen, und 
bei hoher Konzentration des Alkohols trat eine starke Ver- 
kleinerung der Hoden ein, wobei die Samenbildung völlig auf- 
hörte; nach Aufhören der Alkoholzufuhr stellte sich aber der 
normale Zustand bald wieder her. Das ganze verlief gerade so 
wie die bei der Feldmaus stets im Herbst mit Aufhören der 
Brunst einhergehende Rückbildung der Hoden samt der Wieder- 
entwicklung im Frühjahr. Wurden dagegen nicht so extreme 
Mengen Alkohol verfüttert, sondern nur das — immerhin sehr 
große — Quantum von 0,1 g absolutem Alkohol täglich an eine 
Maus, gleich 5 g auf 1 kg Körpergewicht, so war keine Ver- 
änderung bemerkbar. Fernerhat Agnes B luh m (Über einige Ver- 
suche, bei Säugetieren das Zahlenverhältnis der Geschlechter 
zu beeinflussen. Archiv für Rassen- u. Gesellschaftsbiologie 
16, H. 1, 1924) die Wirkung des Alkohols auf die Nachkommen- 
schaft an einem besonderen Merkmal derselben, nämlich dem 
Geschlecht, eingehend untersucht. Sie fand dabei unter 1469 
Jungen unbehandelter Tiere 44,38 % männliche, unter 331 
Jungen alkohoïbehandelter (mit subkutaner Alkoholeinsprit- 
zung) : dagegen 54,98 % männliche; die Differenz beträgt 
10,60 % + 2,91 % ist also rein formell betrachtet sicher reell. 
Sie scheint es auch tatsächlich zu sein, soweit bei den Schwierlg- 
keiten des Arbeitens mit neugeborenen Mäusen überhaupt 
sichere Ergebnisse erhältlich sind, denn die von anderen Autoren 
erhobenen Einwürfe dagegen werden von der Autorin ziemlich 
glaubhaft widerlegt, wenn sie auch stellenweise mit zu kleinen 
Grundzahlen operierte. Fast genau das entgegengesetzte Er- 
gebnis erhielt allerdings Gyllenswärd (Bidrag till frägan om 
alkoholverkningars ärftlighet, Stockholm 1923), der auch mit 
ziemlich großem Material operierte. Er erhielt bei Mäusen, die 
er mit Alkoholeinatmung behandelte, bei den Würfen vor der 
Behandlung der Männchen 56,7 + 4,0% männliche Junge, bei 
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den Würfen nach der Behandlung dagegen 46,3 + 2,8 ° 
(Ibidem, Seite 92f.). Seine Differenz von 10,4 + 4,9 % ist zwar 
nicht sicher (namentlich wegen etlicher Junger unbekannten 
Geschlechts), ist aber ein nicht zu unterschätzendes Gegen- 
argument gegen die unbedingte Beweiskraft der Bluhmschen 
Zahlen. In einer weiteren Beobachtungsserie (Ibidem, Seite 103) 
erhielt er bei den Nachkommen unbehandelter Tiere 46,5 
+ 4,7% männliche, bei den Nachkommen (zweiter Gene- 
ration) der mit Alkohol behandelten Männchen 48,6 + 4,1 %, 
also überhaupt keine verwertbare Differenz. Neben diesem 
beiläufig miterhaltenen Ergebnis fand Gyllenswärd als 
Hauptertrag seiner Untersuchung, daß die Alkoholisierung der 
Männchen weder die Vitalität noch die Gewichtsentwicklung 
noch die Fruchtbarkeit der Jungen beeinflußt; also genau das 
Gegenteil dessen, was seit Laitinen als Dogma betrachtet 
worden war! Dasselbe wie Gyllenswärd haben auch Rost 
und Wolf (Zur Frage der Beeinflussung der Nachkommen- 
schaft durch den Alkohol im Tierversuch. Archiv f. Hygiene, 
95, 140, 1925) bei den Versuchen festgestellt, die sie mit 
Kaninchen unternahmen. Ihr Material ist kleiner als das des 
vorgenannten Autors, dafür aber sorgfältiger verfolgt. Es 
standen nämlich sieben Kaninchenpaare 21, Jahre lang un- 
unterbrochen im Versuch (nur einzelne Tiere mußten im letzten 
Jahre ausscheiden und durch neue ersetzt werden); bei drei 
Pärchen wurden die Männchen, bei dreien die Weibchen und 
bei einem beide mit Alkohol behandelt. Der Alkohol wurde den 
Tieren täglich (mit Ausnahme der Weibchen in der 28tägigen 
Laktationsperiode) in 10 %iger Lösung mittels einer Schlund- 
sonde in den Magen gebracht, und die Tiere erhielten solcherart 
täglich Dosen, die etwa von 1—5 ccm reinen Alkohols auf das 
Kilogramm Körpergewicht stiegen; im ganzen erhielten die 
Tiere während der Versuchsdauer bis zum Doppelten ihres Ge- 
wichts an reinem Alkohol! Trotzdem ließen sich weder bezüg- 
lich der Konzeptionsfähigkeit oder Trächtigkeitsdauer der 
Weibchen, noch bezüglich der Lebensfähigkeit oder Entwick- 
lung der 220 Jungen deutliche Abweichungen gegenüber dem 
Verhalten normaler Tiere feststellen. Die Annahme einer 
Blastophthorie ist durch Gyllenswärd sowie durch Rost und 
Wolf wieder stark erschüttert worden. Die Richtigkeit der 
vielzitierten Trinkerdeszendenztafeln braucht deswegen natür- 
lich nicht im mindesten bezweifelt zu werden; aber wenn man 
in dieser Frage aus dem Tierexperiment Rückschlüsse auf den 
Menschen machen darf, so muß man als wahrscheinlicher an- 
nehmen, daß in Familien von Vagabunden u. dgl. der Alkoholis- 
mus nicht Ursache, sondern Folge der Degeneration ist. Dann 
genügt allerdings die Erzwingung der Abstinenz nicht zum 
Schutze der menschlichen Gesellschaft, sondern das Haupt- 
gewicht müßte hier auf die Verhinderung der Fortpflanzung ge- 
legt werden. Karl Freudenberg (Berlin). 


A. Deibrück (Bremen), Zur Asylierung der Trinker. Allg. 
Zeitschrift für Psychiatrie und psychisch-gerichti. Med. 84, 
101. 1926. Es ist ungemein reizvoll, den Betrachtungen des er- 
fahrenen Kenners der Alkoholikerbehandlung zu folgen, der ein 
langes Leben der Bekämpfung der Trunksucht gewidmet und 
auch neuerdings eine Reihe von Anstalten im In- und Auslande 
besucht hat. In der Schweiz wurden für Befestigungsarbeiten 
während der Besetzung der französischen Grenze neben den 
etatsmäßigen Truppen auch viele Wehrmänner in freiwilligen 
Dienst eingestellt, die, in Einheiten und Bataillonen organisiert, 
gleichen Dienstbetrieb und Auftrag hatten wie die regulären 
Truppen. Hier haben nun alkoholgegnerische Offiziere zunächst 
in ganz beschränktem Umfange eine Abteilung geschaffen, die 
unter strenges Abstinenzprinzip gestellt wurde, um die an 
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Alkoholismus erkrankten beziehungsweise in dieser Hinsicht 
gefährdeten Männer zu kurieren. Später wurde die Einrichtung 
in der ganzen Armee bekannt und den Offizieren anheimgegeben, 
Soldaten, die dessen bedürftig wären, nach dem ,,Detachement 
Walten“ abzukommandieren. Diesen Namen hat die Sache 
seither behalten, auch nachdem der Ort mehrfach gewechselt 
hatte und die Einrichtung nunmehr eine Heilstätte im ‚‚Götschi- 
hof“ im Kanton Zürich gefunden hat. Denn wie mannigfaltige 
andere Wohlfahrtseinrichtungen, die während des Krieges ins 
Leben gerufen waren, hat man diese Soldatentrinkerheilstätte 
auch nach der Demobilmachung beibehalten. Es handelt sich 
um eine halb freiwillige, halb vom eidgenössischen Militär- 
departement unterhaltene Organisation, eine Gesellschaft ,,Heil- 
stätte für alkoholkranke Wehrmänner‘‘. — Bezüglich der An- 
staltsbehandlung der Trinker verficht Delbrück meines Er- 
achtens mit Recht die Meinung, daß die Irrenanstalten sich 
dieser Behandlung nicht entziehen sollten, wenn auch Sonder- 
abteilungen für die leichteren Formen des Alkoholismus er- 
forderlich wären. Delbrück empfiehlt dabei, daß eine Ver- 
schärfung des Zwanges etwa durch Versetzung in die Trinker- 
abteilung eines Arbeitshauses möglich sein sollte. Solche zu 
versetzende Trinker selbst würden wohl ungeheilt bleiben, aber 
die Möglichkeit derartiger Verschärfungsmaßnahmen würde auf 
die anderen Alkoholiker günstig wirken. Voll und ganz muß 
Referent auch Delbrücks Meinung über die Vorschläge zu neuen 
Gesetzen beistimmen. D. sagt, daß man eine Materie erst dann 
gesetzlich regeln kann, wenn die Richtlinien für ihre Behand- 
lung und gewisse Erfahrungen vorliegen. Daran fehlt es eben 
in unserem Falle. Und da ist Delbrück der Meinung, daß man 
sich mit aller Kraft bemühen muß, mit Hilfe der vorhandenen 
Gesetze an die praktische Lösung des Problems heranzutreten 
und auf diese Weise praktische Erfahrungen zu sammeln. 
Referent möchte diese Ansicht sogar noch etwas schärfer for- 
mulieren dahin, die Alkoholgegner können sich bei dem Schick- 
sal bedanken, daß ihre vielen Gesetzesvorschläge nicht so rasch 
verwirklicht worden sind, denn wie würden wir der Regierung 
und den Parlamenten gegenüber dastehen, wenn neue gesetz- 
liche Handhaben uns bewilligt und die Erfolge der Trinker- 
behandlung nicht besser geworden wären. Die Heilungen der 
Alkoholiker durch Anstalten und offene Fürsorge betragen z. Zt. 
10—20 % der Behandelten. Bratz (Wittenau). 


Tuberkulosefürsorge. 


Konitzer (Hörde), Die praktische Auswirkung des Preußi- 
schen Tuberkulosegesetzes vom 4. August 1923 in einer Mittel- 
stadt. D. m. W. 52, 291. 1926. Verfasser geht davon aus, daß 
das Preußische Tuberkulosegesetz infolge der Beschränkung 
auf die „ansteckenden‘‘ Fälle von Tuberkulose für die Aus- 
dehnung der Fürsorgetätigkeit durch Erfassung der Tuber- 
kulösen in einem früheren Stadium ihrer Krankheit keine 
wesentliche Bedeutung haben kann, und berichtet dann über 
seine Erfahrungen in Hörde, einer Stadt von 36000 Einwohnern. 
Er stützt sich auf das Zahlenmaterial der Jahre 1922, 1923 und 
1924 und stellt eine von Jahr zu Jahr wachsende Zahl der un- 
mittelbar von den Ärzten an die Fürsorgestelle überwiesenen 
Kranken fest, für deren Auswahl natürlich die Fürsorgebedürf- 
tigkeit und nicht die Ansteckungsfähigkeit entscheidend war. 
Die auf Grund des Gesetzes im Jahre 1924 erfolgten Meldun- 
gen stammen zum überwiegenden Teile von der Fürsorgestelle 
selbst, so daß dieser tatsächlich, auf 10000 Einwohner berech- 
net, nur 3 frische Fälle erstmalig durch die gesetzliche Meldung 
auf dem Wege über den Kreisarzt bekannt wurden. Diese Er- 
fahrungen sind geeignet zu beweisen, daß — wenigstens in 
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Mittelstädten — auch ohne Gesetz die Erfassung der Fälle gut 
sein kann, und daß neben der gesetzlichen Meldung die un- 
mittelbare Überweisung an die Fürsorgestelle bestehen bleiben 
wird. Durch regelmäßige Überweisung aller Tuberkulösen und 
Tuberkuloseverdächtigen an die Fürsorgestelle — meint K. — 
könnte der praktische Arzt der schwierigen Feststellung, ob 
eine ansteckende Tuberkulose vorliegt, und der Meldepflicht 
enthoben werden; beides würde der Fürsorgestelle überlassen 
bleiben. Verfasser macht deshalb den Vorschlag, die Beschrän- 
kung der Meldepflicht auf ansteckende Fälle fallen zu lassen, da 
die Fürsorge im allgemeinen Interesse sich weit über diese Fälle 
hinaus erstrecken müsse, die Errichtung von Tuberkulose-Fürsor- 
gestellen obligatorisch zu machen, sie überall als Überweisungs- 
stellen anzuerkennen und die Pflicht zur Überweisung an die Für- 
sorgestellen auf sämtliche Fälle von Tuberkulose auszudehnen. 


Krutzsch (Altenburg i. Thür.), Vorschläge zur Verschärfung 
der Tuberkulose-Gesetzgebung. Tuberkulose-Fürsorge-Blatt 12, 
131. 1925. Von den bisher erlassenen Tuberkulose-Gesetzen 
hält K. das Mecklenburg-Schweriner vom 19. Februar 1924 
für das bisher beste. Er hält jedoch auch dieses Gesetz 
noch für ergänzungsbedürftig nach verschiedenen Richtungen 
hin. So empfiehlt er die Gewährung einer mäßigen Entschädi- 
gung für die Erstattung jeder Anzeige eines Tuberkulosefalles, 
verlangt dann aber auch, daß der Anzeigende Fürsorgemerk- 
blätter an den Tuberkulosekranken abgibt. Die Pflicht zur Er- 
stattung der Anzeige will’er auch auf nicht-ärztliche Kranken- 
behandler ausgedehnt wissen. Hauptsächlich ist es ihm aber 
um eine Verschärfung der gesetzlichen Handhaben gegen unbe- 
lehrbare und rücksichtsiose Offentuberkulöse zu tun. Einen 
besonders kraß liegenden Fall gibt er ausführlich wieder. 
Schon die Möglichkeit, auf Grund des Gesetzes mit Zwangs- 
maßnahmen gegen solche Kranken vorzugehen, würde sicher- 
lich erzieherisch wirken, so daß eine Zwangsunterbringung von 
Kranken gewiß nur in Ausnahmefällen notwendig würde. 
Ebenso müßte auch die Möglichkeit bestehen, ansteckungs- 
fähige erwerbstätige Tuberkulöse in besonderen Fällen zwangs- 
weise zur Aufgabe ihres bisherigen Berufes zu veranlassen. Die 
Härte der Zwangsunterbringung Tuberkulöser wäre nicht größer 
als diejenige bei der Internierung gemeingefährlicher Geistes- 
kranker. Der Erfolg würde zweifellos ebenso günstig sein, wie 
bei der Absonderung der Lepra-Kranken. Für den Fall, daß 
der Gesetzgeber sich trotzdem zur Einführung von Zwangs- 
maßnahmen nicht entschließen könne, fordert er wenigstens die 
Aufhebung der Schweigepflicht gegenüber den unbelehrbaren 
Tuberkulösen. Die verschiedenen Vorschläge sind zum Schluß 
in 5 Paragraphen einzeln formuliert. Helm (Berlin). 


Geißler (Karlsruhe), Die Badischen Bestimmungen be- 
treffend die Versorgung von Lehrern mit ansteckungsfähiger 
Tuberkulose. Ztschr. f. Schulgesdhpfl. u. soz. Hyg. 39, 80. 1926. 
Auf Grund einer badischen Verordnung, die Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten betreffend, vom 9. Mai 1911, müssen Lehr- 
personen mit ansteckungsfähiger Tuberkulose vom Unterricht 
ferngehalten werden. Zur wirtschaftlichen Sicherstellung solcher 
Lehrpersonen hat das Badische Ministerium des Kultus und Un- 
terrichts auf eine schriftliche Anfrage des Medizinalreferenten im 
Innenministerium sich in weitherziger Weise bereit erklärt. Es ist 
bekannt, daß auch in der Praxis tatsächlich schon ausreichende 
Unterstützung gewährt wurde. Es wäre empfehlenswert, auch in 
anderen Ländern die entsprechenden Behörden zu solchen Er- 
klärungen zu veranlassen, damit Lehrer- und Ärzteschaft darüber 
unterrichtet sind, daß tuberkulöse Lehrer nicht aus Angst vor 
wirtschaftlicher Schädigung weiter zu unterrichten und die ganze 
Klasse zu gefährden brauchen. _ Stephan (Mannheim). 
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Wiese (Landeshut), Die Verwendung der Gymnastik in 
ihren verschiedenen Formen als Heilturnen in der Tuberku- 
losebehandlung. Beiträge zur Klinik der Tuberkulose 62, 
Heft 1 und 2. 1925. Verfasser hält das Heilturnen im Sinne 
Biers für tuberkulös Gefährdete und für die Behandlung im 
nicht aktiven Stadium für das beste Heilmittel. Das Dogma 
der Ruhebehandlung muß in seiner Einseitigkeit verlassen 
werden. An Stelle der ‚Zucht zur Mast‘ soll die „Zucht zur 
Leistung‘ treten. Das hat nicht nur therapeutische sondern 
auch psychische Vorteile. Aktive Tuberkulose hält er für diese 
Behandlungsart für ungeeignet; in Frage konımen stationäre 
und inaktive Formen. Überanstrengungen sind zu vermeiden. 
Daher im allgemeinen kein Wettkampfsport. — Alle Übungen 
werden so gesteigert, daß zunächst der geschädigte Körperteil 
geschont und erst allmählich zur Übung mit herangezogen wird. 
Die Steigerung der Übung hat individuell auf Grund des 
Übungserfolges zu geschehen. Das wichtigste bleibt die Pro- 
phylaxe durch Leibesübungen. Kohlrausch (Berlin). 


Beschäftigungstherapie bei Tuberkulösen. Der Beschäftigung 
der Lungenkranken während des Heilstättenaufenthaltes 
schenkt man in den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
ernste Beachtung. Der größte Wert wird dabei auf das 
therapeutische Moment gelegt, der Kranke soll von der 
Grübelei über sein Leiden abgebracht und durch syste- 
matisch betriebene Beschäftigung an die Wiederaufnahme 
seines alten Berufes gewöhnt oder für einen neuen vorbereitet 
werden, ökonomische Erwägungen treten völlig zurück. Um 
geeignete Kräfte heranzubilden, welche in den Anstalten die 
Leitung der Beschäftigungstherapie übernehmen können, gibt 
es eine Reihe Fachschulen sowie zahlreiche Kurse an colleges 
und an Krankenanstalten. Eine derartige Institution in Boston 
bildet in einem einjährigen Lehrgang ,,Beschäftigungstherapeu- 
ten‘‘ aus, der sehr reichhaltige Stundenplan enthält Vorlesungen 
über die ärztlichen und fürsorgerischen Grundlagen, sieht aber 
außerdem auch eigene handwerkliche Tätigkeit vor. Die Aus- 
gebildeten und die Freunde und Förderer der Bewegung sind 
in einer Gesellschaft für Beschäftigungstherapie zusammen- 
geschlossen, die bereits an 20 Ortsgruppen hat, die Gesellschaft 
gibt ein besonderes Organ heraus. Wie Lindberg in der Zeit- 
schrift „Occupational therapy and rehabilitation“, Bd. 4 Nr. 4, 
1925 mitteilt, sind im Staate Minnesota bereits 15 Heilstätten 
dazu übergegangen, die ärztliche Tätigkeit durch Einführung 
von Beschäftigung zu ergänzen. Zunächst hat der Arzt die 
Eignung des Kranken und die Dauer seiner Tätigkeit festzu- 
stellen, dann wird er je nach seinem Zustand und nach seinen 
Vorkenntnissen einer der verschiedenen Gruppen zugeteilt, 
welche sowohl verschieden geartete wie verschieden lang be- 
messene Arbeit leisten. Von dem Einfachsten, Papierschneiden 
und Fakæn oder Nähen geht es über etwas schwierigere Ver- 
richtungen wie Korbflechten oder Stricken bis zu der Nach- 
ahmung der industriellen Arbeit. Am beliebtesten ist die Tätig- 
keit am Webstuhl, aber auch Spielzeugmachen, Emaillieren, 
Lederarbeit ist geschätzt. Bezeichnend für die Einsicht der 
Kranken ist es, daß in einer Anstalt im Staate Oregon aus der 
Mitte der Insassen heraus die Organisation in die Hand genom- 
men wurde, während im Staate Minnesota der mit der Ein- 
führung der Beschäftigungstherapie betraute Kommissar durch 
das Verständnis von Kranken und Verwaltung leichte Arbeit 
hatte. Die notwendigen Materialien werden vielfach von den 
Anstaltsleitungen unentgeltlich zur Verfügung gestellt, die Er- 
zeugnisse gehen, soweit sie zum Verkauf geeignet sind, gegen 
Erstattung der Materialkosten in den Besitz des Patienten über 
und können von ihm verwertet werden. Goldmann (Berlin). 
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Der Brandenburgische Provinzialverein zur Bekämpfung der 
Tuberkulose legt Wert auf die Feststellung, daß das von ihm 
gegründete Pflegeheim Burg Daber, welches in der Arbeit von 
Goldmann S. 232 erwähnt ist, grundsätzlich von vornherein 
neben schwerkranken auch leichtkranke Tuberkulöse aufge- 
nommen hat, gerade zu dem Zwecke, die Anstalt nicht in den 
Ruf eines sogenannten Sterbehauses gelangen zu lassen. Die 
Anstalt hat sich gut eingebürgert und war fast immer voll belegt. 
Sie mußte am 1. Januar 1923 lediglich infolge der durch die 
Inflation geschaffenen Zustände geschlossen werden. 


Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 


A. Buschke u. M. Gumpert (Berlin), Geschlechtskrankheiten bei 
Kindern unter Mitarbeit von W. Fischer-Defoy (Frankfurt 
a.M.), F. Kramer (Berlin), E. Langer (Berlin). Mit 10 Ab- 
bildungen. Julius Springer, Berlin 1926. (102 S.) 5.— .#. 
Die im Virchow-Krankenhaus Berlin beobachtete Zunahme 

der Geschlechtskrankheiten im Kindesalter — gegen 133 im 

Jahre 1921, 250 im Jahre 1924 — hat die Verfasser veranlaßt, 

sich eingehender mit diesen Fragen zu beschäftigen. In richtiger 

Erkenntnis, daß der Arzt allein hier keine Besserung schaffen 

kann, suchen sie durch die vorliegende Schrift, die sie mit Recht 

als einen ärztlichen und sozialen Leitfaden für alle Zweige der 

Jugendpflege bezeichnen, weitere Kreise auf die Bedeutung 

dieser Fragen hinzuweisen und sie darüber in allgemeinverständ- 

licher Weise zu unterrichten. Gumpert gibt eine Übersicht 
über die Entstehung und den Verlauf der Syphilis bei Kindern, 
die Gonorrhoe der Kinder wird von Langer behandelt. Be- 
sondere Beachtung wird in beiden Abhandlungen der Art der 

Entstehung und den Vorbeugungsmaßnahmen geschenkt. Be- 

richte aus verschiedenen Gegenden des Reiches lassen erkennen, 

daß die Geschlechtskrankheiten bei Kindern wesentlich häufiger 
vorkommen, als man es im allgemeinen annimmt. — Auf Grund 
seiner reichen Erfahrung geht Kramer auf die Beziehung der 

Geschlechtskrankheiten zu den psychischen Anomalien im 

Kindesalter ein. Die Syphilis ruft nicht nur schwere und ver- 

hältnismäßig leicht erkennbare Störungen des Nervensystems 

hervor, die Untersuchungen an Kindern mit angeborenem 

Schwachsinn haben ergeben, daß auch hierbei die Syphilis in 

einem nicht unerheblichen Prozentsatz die Ursache ist. Vielfach 

findet man bei solchen Kindern frühzeitiges Erwachen des 
sexuellen Trieblebens, mangelnde Hemmungen Triebanregungen 
gegenüber, ferner leichte Zugänglichkeit für fremde Einflüsse, 
so daß die Kinder auch da, wo sie anscheinend nur eine rein 
passive Rolle gespielt haben, doch nicht ganz zufällig Objekt 
der kriminellen Handlung geworden sind. Diese Jugendlichen 
verfallen leicht Perversionen und der Prostitution. — Fischer- 
Defoy, der als Stadtarzt in Frankfurt a. M. mitten in der prak- 
tischen Fürsorgearbeit steht, weist darauf hin, daß sich die Maß- 
nahmen in der sozialen Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten streng den einzelnen Zeitabschnitten des Kindesalters 
anpassen müssen. Sehr schwierig ist es, die Fälle ausfindig zu 
machen. Von Bedeutung für die Ermittlung ist, daß eine Reichs- 
versicherungsentscheidung die Krankenkassen berechtigt, ihre 

Mitglieder zur Meldung ihrer geschlechtskranken nicht ver- 

sicherten Familienangehörigen zu verpflichten. — Träger aller: 

Bestrebungen im Kampfe gegen die Geschlechtskrankheiten: 

ist der Staat. Die Jugend-, Gesundheits- und Pflegeämter 

müssen eng zusammen arbeiten, auf einen weiteren Ausbau der: 

Beratungsstellen ist zu hoffen. Die Hebammen haben in ihrer 

Praxis oft Gelegenheit, Geschlechtskrankheiten frühzeitig zu 

erkennen, eine Verpflichtung zur Meldung besteht für sie nach 
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$ 39/6 der Preußischen Dienstanweisung nur in Fällen von 
Schälblasen der Neugeborenen, einem häufigen und sicheren 
Zeichen von Syphilis. Später kommen für die Feststellung der 
Erkrankung die Säuglings- und Kleinkinderberatungsstellen 
sowie der Schularzt in Frage. Verfasser beschäftigt sich recht 
eingehend mit dem Problem der Untersuchung der Schulkinder 
auf Geschlechtskrankheiten und führt dabei die teilweise noch 
sehr lückenhaften benördlichen Bestimmungen an. Er ist der 
Ansicht, daß es einem geschickten Arzt mit Unterstützung 
seiner Schulpflegerin eigentlich in allen Fällen gelingen muß, 
ohne Zwang auszukommen, evtl. muß der $ 1666 des BGB. zu 
Hilfe genommen werden, der besagt, daß, wenn das leibliche 
Wohl des Kindes dadurch gefährdet wird, daß der Vater das 
Kind vernachlässigt, das Vormundschaftsgericht die zur Ab- 
wendung der Gefahr erforderlichen Maßnahmen zu treffen hat. 
Wichtig ist, daß nicht nur die beamteten, sondern auch die 
ehrenamtlichen Helfer und Helferinnen durch Kurse auf diesem 
Gebiete in besonderer Weise ausgebildet werden. Die Behand- 
lung der geschlechtskranken Kinder erfolgt, vor allem in der 
ersten Zeit, am besten in einer Spezialabteilung eines Kranken- 
hauses, das unter der Leitung eines sachverständigen Arztes 
steht. Dabei muß aber eine genaue Überwachung und eine 
strenge Scheidung von älteren Erkrankten gewährleistet werden. 
Kleinere Unterbringungsräumlichkeiten sind zu empfehlen, die 
pädagogische Erziehung darf nicht vernachlässigt werden. Für 
die Kostenregelung kommen an erster Stelle die Fürsorge- 
verbände in Betracht. Die Fürsorge für die Nachkommenschaft 
muß bereits vor Eingehen der Ehe einsetzen, während der 
Schwangerschaft gelingt es noch vielfach, durch eine energische 
Behandlung das Kind vor schweren Folgen der Syphilis zu be- 
wahren. Eine große Gefahr besteht während des Geburtsaktes. 
Die Pflegekinder bedürfen besonderer Aufsicht, auch ist Vor- 
sicht in den Kinderheimen geboten. Recht eingehend werden die 
Bestimmungen über die Berufstätigkeit und den Schutz Jugend- 
licher behandelt und die Bedeutung der Erziehung zu einem 
gesunden Geschlechtsleben hervorgehoben. 


Helenefriederike Steizner (Berlin), Leitfaden für Unterrichts- 
kurse über die Gefahren der Geschlechtskrankheiten. 
F. A. Herbig, Berlin. 1926. 64 S. 1.20 M. 


Der Leitfaden ist herausgewachsen aus den Erfahrungen, 
weiche die Verfasserin persönlich in Vortragskursen vor jungen 
Mädchen gesammelt hat. Einleitend ist das Wichtigste über 
den Bau des menschlichen Körpers und die inneren Organe und 
über deren Arbeitsweise und Wirkungen gesagt worden, um 
dann nach kurzer allgemeiner Behandlung der Krankheits- 
erreger im speziellen Teil auf die Geschlechtskrankheiten über- 
zugehen. Das Buch gibt Schwestern und Fürsorgerinnen, die 
Kurse auf dem Gebiete der Gesundheitspflege abhalten müssen, 
manche Anregung, es kann aber auch aljen denen in die Hand 
gegeben werden, welche sich in diese Fragen einarbeiten wollen. 


Vollmann (Berlin), Die Fruchtabtreibung als Volkskrankheit. 
Gefahren, Ursachen, Bekämpfung. Georg Thieme, Leipzig 
1925. 70 S. 1.20 4. | 


Im PreuBischen Landtag ist das Wort gefallen: Der Ge- 
burtenrückgang ist die Daseinsfrage, die Schicksalsfrage, die 
Zukunftsfrage des deutschen Volkes. Leider ist diese wichtige 
Frage mehr und mehr in das parteipolitische Fahrwasser ge- 
leitet worden; es ist deswegen besonders erfreulich, daß ein er- 
fahrener Frauenarzt, der als Schriftleiter des ärztlichen Vereins- 
blattes als einer der maßgebendsten Vertreter der Ärzteschaft 
angesehen werden kann, versucht hat, sie einer ruhigen und 
kritischen Beurteilung zu unterziehen. Die Fruchtabtreibung 
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ist schon im Altertum bekannt gewesen und geübt worden. 
Ihre Häufigkeit war stets eine Begleiterscheinung des Verfalls. 
Die Fehlgeburten lassen sich nicht einwandfrei statistisch er- 
fassen. Man ist auf Schätzungen angewiesen, die aber eine ge- 
waltige Zunahme seit den neunziger Jahren des letzten Jahr- 
hunderts zeigen. Während in den 80er Jahren auf 100 Schwan- 
gerschaften 9 oder höchstens 10 Fehlgeburten kamen, rechnet 
man heute mit Prozentsätzen bis zu 40. Hansberg nimmt sogar 
auf Grund genauer Erhebungen an, daß in Dortmund im Jahr 
1924 die Zahl der Fehlgeburten größer gewesen ist als die der 
Geburten. Die Ursache des Geburtenrückganges liegt nicht in 
einem verschlechterten Gebärvermögen der geschlechtsreifen 
Weiblichkeit, sondern in der absichtlich herbeigeführten Unter- 
brechung. Bumm hat schon im Jahre 1916 feststellen können, 
daß von 100 Frauen, welche innerhalb 4 Wochen wegen unvoll- 
ständigen Abortus die Poliklinik der Berliner Universitätsklinik 
aufsuchten, 89 die Unterbrechung künstlich herbeigeführt 
hatten. Die Folgen der Fruchtabtreibung als Massenerschei- 
nung sind nicht nur für die Erhaltung unseres Volksbestandes, 
sondern auch für die Gesundheit unserer Frauen und Mädchen 
im lebenskräftigen Alter geradezu erschreckend und vernich- 
tend. Bei der verstandesmäßigen Regelung der Geburtenfrage 
lassen sich die meisten von sehr kleinlichen höchst persönlichen 
Beweggründen leiten. Nur aus einem ausreichend großen Vor- 
rat neuen Menschenstoffes kann die Erhaltung eines Volkes auf 
die Dauer gesichert werden. In den letzten 5 Jahrzehnten ist 
die Geburtenziffer, bezogen auf eine Einheit von Einwohnern, 
in ganz Deutschland auf die Hälfte, in Berlin beinahe auf ein 
Fünftel gefallen. Nach genauen Berechnungen sind im Jahre 
1921 mindestens 400000 Fehlgeburten hervorgerufen worden. 
Verfasser bespricht dann eingehender die Gefahren, welche die 
Schwangerschaftsunterbrechung für die Gesundheit und das 
Leben der einzelnen Schwangeren ergibt. Nach einer Statistik 
in Halle sind an den Folgen der Fehlgeburt sechsmal so viel 
weibliche Personen gestorben als nach rechtzeitigen Geburten. 
Anschließend werden die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und seelischen Ursachen für die Zunahme der Abtreibungssucht 
gewürdigt. Verfasser kommt zu dem Schluß, daß wir eine 
Schicksalsfrage wie die Geburtenregelung nicht aus dem engen 
Gesichtswinkel einer zeitlichen Notlage unerhörtester Art be- 
urteilen dürfen, die eine schwere Heimsuchung, aber keinen 
Dauerzustand bildet und glücklicheren Zeiten Platz machen 
wird. Nicht Schrankenlosigkeit darf walten, stets muß die Mög- 
lichkeit gegeben sein, für die Aufzucht der Kinder zu sorgen. 
Es ist erwiesen, daß starke Persönlichkeiten, Führernaturen, 
Künstler und Forscher auf den verschiedensten Gebieten viel- 
fach gerade aus kinderreichen Familien stammen. Einengend 
wirken Industrialisierung, das Wohnungselend, die Erwerbs- 
tätigkeit der Frau, die Arbeitslosigkeit, welche vielfach ,,die 
Angst vor dem Kinde“ geschaffen haben. Zum Schluß werden 
die Rechtsfragen, vor allem das bestehende Recht und die An- 
griffe dagegen sehr eingehend besprochen. Der Verfasser be- 
kennt sich zu der Ansicht, daß die Aufrechterhaltung der Ab- 
treibungsstrafe mit den auch von ihm vorgeschlagenen und jetzt 
im Reichstag angenommenen Milderungen geboten ist, daß aber 
ein Staat, der die Abtreibung für straflos erklärt, sich selbst auf- 
gibt. Er macht einige Vorschläge zur Bekämpfung der Ab- 
treibungssucht. Es muß alles getan werden, um den Zeugungs- 
und Gebärwillen zu erhöhen. Das kann nur durch einen wirk- 
samen Schutz geschehen, der den kinderreichen Familien ge- 
währt wird, durch Steuererleichterungen, Erziehungszuschüsse, 
Wohnungs- und Siedlungserleichterungen, Bevorzugung bei der 


Anstellung usw. Roeschmann (Berlin). 
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TA G U N G E N 


Tagung des Reichsverbandes Katholischer Anstalten*) der Kinder- 
gesundheitsfürsorge, Bad Kreuznach, 24. und 25. Februar 1926. 


Der Verband hatte den glücklichen Gedanken, mit seiner 
Generalversammlung eine Tagung zu verbinden, zu der er 
Vertreter der Kath. Heime der Kindergesundheitsfürsorge, der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege, der Kinderentsendestellen der 
großen Städte und Fürsorgeärzte eingeladen hatte. Den Ver- 
handlungen lag zugrunde der Gedanke einer neuen Zielsetzung 
der privaten Kindergesundheitsfürsorge, um trotz der Knapp- 
heit der zur Verfügung stehenden öffentlichen Mittel erfolg- 
reiche Arbeit zu leisten. Bei der Öffentlichen Versammlung er- 
folgte zunächst, anschließend an drei Referate von Dr. Von- 
essen, Köln, Frl. Loenartz, Coblenz, Dr. Gralka, Caritas- 
kinderheim, Marienruhe, ein Austausch der Wünsche und For- 
derungen der Entsendestellen und Heime in bezug auf Aus- 
wahl der Kinder, Transport, ärztliche Versorgung, Erziehung, 
Verköstigung und nachgehende Fürsorge nach Abschluß der 
Entsendung. Weiterhin wurden in Referaten von Dr. Wolters, 
Münster i. W. und Frl. Kiene, Freiburg i. B. und in der an- 
schließenden Aussprache in gesundheitlicher Hinsicht speziali- 
sierte Heilfürsorge in entsprechend umgestalteten Heimen und 
in erzieherischer Hinsicht Berücksichtigung der Geschlechts-, 
Alters- und Konfessionsunterschiede verlangt. Als weitere Auf- 
gabe der privaten Kindergesundheitsfürsorge wurde noch der 
Ausbau der Heil- und Erholungsfürsorge für Jugendliche ge- 
zeigt. Später fanden Besichtigungen einiger Kreuzrracher 
Kivderheime statt. Die Verhandlungen zeigten, daß auch die 
private Kindergesundheitsfürsorge, soweit wenigstens der Kath. 
Caritasverband in Frage kommt, den festen Willen zur plan- 
mäßigen Durchführung der Heil- und Erholungsfürsorge in Zu- 
sammenarbeit mit der öffentlicher Wohlfahrtspflege hat. 

Stephan (Mannheim). 


9. Tagung der kommunalen Vereinigung für Gesundheitsfürsorge 
im rheinisch-westfälischen Industriegebiet, 
Duisburg, 20. März 1926. 


Die Vereinigung tagte unter ihrem Vorsitzenden, v. Wedel- 
staedt, Oberbürgermeisters der Stadt Gelsenkirchen. Ein- 
leitend erstattete der Geschäftsführer, Stadtmedizinalrat Dr. 
Wendenburg (Gelsenkirchen) über die Tätigkeit der K.V. 
seit ihrer letzten Tagung in Recklinghausen im November 
1924. Die Vereinigung hat sich durch Bildung eines Vor- 
standes nach bestimmten Grundsätzen und durch die Auf- 
stellung von Satzungen eine festere Form gegeben. In 7 
Vorstandstagungen und mehrfachen Kommissionssitzungen hat 
man sich mit den verschiedensten Fragen eingehend beschäf- 








*) Geschäftsstelle: Freiburg i. Br., Werthmannshaus. 


tigt, ebenso von der Geschäftsstelle aus, so z. B. mit der 
Zusammenarbeit von Kommunen und Versicherungsträgern, 
den Aufgaben der Fürsorgerinnen, der Durchführung des 
Tuberkulose- und -Hebammengesetzes, der Wiedereinführung 
der Knappschaftsfamilienhilfe, der Mitarbeit bei der Durch- 
führung der Reichsgesundheitswoche und der ‚Gesolei‘‘, der 
Kurpfuschereibekämpfung, der Gesundheitslehre in der Schule, 
zu deren Förderung im Anschluß an die Gelsenkirchener 
„Kindergesundheitswoche‘“ inzwischen der Erlaß des Kultus- 
ministers vom 10. Februar 1926 herausgegeben ist. Auf Ver- 
anlassung beziehungsweise unter Mitarbeit der K. V. haben 
stattgefunden: eine Sportarzttagung in Essen, ein Kranken- 
kassenkursus in Dortmund, zwei Fürsorgerinnenkurse in 
Gelsenkirchen über die Tuberkulosefürsorge und die neue wohl- 
fahrtspflegerische Gesetzgebung. — Diesem Tätigkeitsbericht 
folgte ein Vortrag des Stadtmedizinalrat Dr. Müller-Voigt 
(Duisburg) über die gesundheitlichen Einrichtungen der Stadt 
Duisburg, in dem u. a. besonders die dortige Schulzahnpfiege 
nach dem Mainzer System interessierte. — Es folgte das Haupt- 
referat des Beigeordneten Dr. Langendörfer (Bottrop) über: 
„Wirtschaftliche Ausgestaltung der kommunalen 
Wohlfahrtspflege durch Kommunalarzt und Für- 
sorgerin.‘‘ Der Redner ging von der Tatsache aus, daß man 
vielfach von der Notwendigkeit des Abbaues der sozialen Lasten 
spricht und als Unterlage dafür die kommunalen Etats von 
1914 und 1925 gegenüberstellt. An Hand von genauen Er- 
hebungen und Statistiken bewies er, daß diese Auffassung 
falsch ist. Bei dieser Gegenüberstellung wird vergessen, daß 
sich seit 1914 die Zahl der von der Fürsorge erfaßten Personen 

mindestens verfünffacht, dagegen der Finanzbedarf für die 
Wohlfahrtspflege sich längst nicht in dem Maße vermehrt hat. 

Dabei muß die geringere Kaufkraft der Mark noch berück- 

sichtigt werden. Die Ursache unserer heutigen Not liegt in dem 

Darniederliegen der Wirtschaft und auch bei Reich und Staat. 

Diese Tatsache ist bei dem Finanzausgleich zu ungunsten der 

Gemeinden und ihrer Wohlfahrtspflege absolut ungenügend 

berücksichtigt. Der Redner kam dann noch besonders auf die 

einzelnen Fürsorgezweige und ihre Bedeutung zu sprechen. 

Zum Schluß wies er vor allem auf die Aufgaben und die durch 
die gegenwärtigen Verhältnisse besonders großen Berufs 

schwierigkeiten der Fürsorgerinnen hin, auf die Notwendigkeit, 

daß die Fürsorgerin als Mitarbeiterin von den Kommunal- 

ärzte. herangezogen und ihr auch sonst die ihr gebührende 

Stellung (Anstellung mit Beamteneigenschaft und Gleich- 

stellung mit der Volksschullehrerin) gegeben werden müsse. 

In der sich anschließenden Aussprache wurde u. a. versucht, 

das Verhältnis der Gesundheitsfürsorge zu den anderen Für- 

sorgezweigen klarzustellen. Wendenburg (Gelsenkirchen). 
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Erwerbslosenfürsorge und Arbeitslosenversicherung. 


Übersichtsreferat. 


Von HEINZ POTTHOFF, München. 


A. Grundsätzliches. 


Wenn wir von dem ,,Kriegszustande‘ der Ruhr- 
besetzung und des Abwehrkampfes dagegen absehen, 
hat erst am Ausgange des vorigen Jahres die Zahl 
der Erwerbslosen den Friedenszustand überschritten. 
Denn auch in ruhigen Zeiten war es stets so, daß ein 
Teil der Arbeiter und Angestellten keine Stellung 
fand, daß auch selbständige Gewerbetreibende oder 
Angehörige freier Berufe wegen Mangel an Beschäfti- 
gung in Not gerieten. Bei ungünstiger Konjunktur 
stieg die Zahl dieser Beschäftigungslosen auch auf 
Hunderttausende. Das soziale Problem der Erwerbs- 
losigkeit ist uns erst dadurch allgemein zum Bewußt- 
sein gekommen, daß wir eine besondere, gesetzlich 
geregelte Unterstützung für sie eingeführt haben, und 
daß seit dem Abbau des alten Heeres nun auch die 
mehr als eine halbe Million Männer auf dem Wirt- 
schaftsmarkte nach Brot suchen, die ihm bislang durch 
die allgemeine Wehrpflicht ferngehalten waren. Als 
um die Jahreswende die Zahl der unterstützten Er- 
werbslosen auf 1 1, und 2 Millionen stieg, als bekannt 
wurde, daß die der Nichtunterstützten auch sehr hoch, 
die der nur halb Beschäftigten (Kurzarbeiter) doppelt 
so hoch ist, da tat sich das Problem in seiner ganzen 
Größe und Gefahr vor uns auf. Es ist notwendig, daß 
man seine Wurzel erkennt, wenn man es aus der Welt 
schaffen will. | 

Die Erwerbslosigkeit, das heißt die Tatsache, daß 
arbeitsfähige und arbeitswillige Menschen nicht in der 
Lage sind, durch Arbeit ihren Unterhalt zu erwerben, 
ist der schärfste Ausdruck des sozialen Übels, das aus 
der gegenwärtigen Wirtschaftsorganisation und ihrem 
Rechte herauswächst. Dieses Übel beruht nicht darin, 
daß wir arbeiten müssen. Das ist selbstverständlich. 
Wenn auf dem kargen Boden des Reichsgebietes 60 
oder künftig 70 Millionen Menschen ein nicht zu kärg- 
liches Dasein führen sollen, dann bedarf das einer un- 
geheuren Fülle von Arbeit. Wir wollen nie vergessen, 
daß unsere Volkszahl sich seit Goethes Zeit mehr als 
verdreifacht hat, daß die Gesamtheit heute länger, 
gesunder und trotz aller Not besser lebt als die Minder- 
zahl damals, und daß unsere politische "Verfassung 
uns nötigt, den Zustand der Millionen als den Kultur- 


zustand Deutschlands anzusehen. Deswegen muß die 


alttestamentliche Anschauung von der Arbeit als dem 


Fluche der Menschheit überwunden werden. Sie ist 
grundsätzlich längst überwunden; dem Gegenwarts- 
menschen ist der Schaffensdrang eigen. Auch nicht 
die Zusammenarbeit vieler im arbeitsteiligen Groß- 
betriebe mit der Unterordnung unter den leitenden 
Willen und dem gleichmäßigen Rhythmus der Ma- 
schinen ist das Kernproblem. Gewiß bringt es uns 
große Schwierigkeiten, gewiß ist die Mechanisierung 
und Entseelung der Arbeit die üble Kehrseite der 
technischen Steigerung. Und die Frage neuer Arbeits- 
freude klopft immer drängender an unser Tor. Aber 
ihren schlimmsten Stachel hat sie doch in einem an- 
deren. Das ist die Abhängigkeit, in die Millionen 
von arbeitenden Menschen dadurch geraten, daB sie 
ihre Arbeitskraft in fremdem Dienste betätigen 
müssen. Dieses ‚müssen‘ ist das Entscheidende. 
Unser Recht gibt den Massen der Besitzlosen keine 
andere Existenzmöglichkeit wie die Arbeit in fremdem 
Betriebe. Aus dem Zwange zur Lohnarbeit erwächst 
nicht nur die Abhängigkeit der Arbeitnehmerschaft 
von der Arbeitgeberschaft, die Möglichkeit der ,,Aus- 
beutung‘‘, das heißt unangemessener Nutzung frem- 
der Arbeitskraft (der wir mit staatlicher Sozialpolitik 
und mit gewerkschaftlichen Tarifverträgen erfolg- 
reich wehren), sondern es erwächst daraus auch die 
verderbliche Trennung der Arbeitsmöglichkeit vom 
Bedarfe des Arbeitenden. Es genügt nicht, daB ich 
arbeitsfähig und arbeitswillig bin, sondern es muß 
auch ein anderer Vorteil daran finden, daß er mich 
beschäftigt. Nicht der Hunger meiner Kinder, son- 
dern der Gewinn eines fremden Unternehmers, den 
meine Kinder nichts angehen, entscheidet darüber, 
ob ich meine Arbeitskraft betätigen und den Hungrigen 
Brot schaffen kann. Das ist die Folge der Trennung 
des Arbeiters von seinen Arbeitsmitteln und seiner 
Verflechtung in die Konjunktur der Industrien, der 
Weltwirtschaft. Es ist in seiner gefährlichen Schärfe 
die Folge unseres Bodenrechtes, das den Boden wie 
eine Ware behandelt. Was die unentbehrliche Grund- 
lage des staatlichen wie des individuellen Daseins ist, 
das steht in einem quantitativ nicht begrenzten Privat- 
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eigentume Einzelner. Und das Wesen des Eigentums 
ist nicht das Recht zu eigener Nutzung, sondern das 
Recht, alle Anderen von der Nutzung auszuschlieBen 
($ 903 des Bürgerlichen Gesetzbuches). Diesem Sperre- 
rechte ist mit dem Boden nicht nur die Gesamtheit 
seiner Früchte, Schätze und Kräfte, sondern auch der 
Raum unterworfen. Wer nicht über ein Stück Land 
verfügt, hat keine eigene Existenzberechtigung in 
seinem Vaterlande. Denn zum Arbeiten, zum Wohnen, 
überhaupt zum Leben braucht er Raum, Boden, der | 
anderen gehört. Diese erlauben ihm die Benutzung | 
„ihres“ Bodens nur gegen einen Tribut, den wir 
Grundrente nennen, und die im wesentlichen kapi- 
talisiert, als Preis des nackten Grundstückes in Er- 
scheinung tritt. Wer aber keine Sachgüter besitzt, 
mit denen er Grundrente zahlen kann, der muß sie 
mit seiner Person zahlen, indem er sich in den Dienst 
des Besitzers von Boden (und damit auch anderen 
Produktionsmitteln) stellt, ihm gestattet, an seiner 
Arbeit mit zu verdienen. 

Der aus dem Bodenrechte wachsende Zwang zur 
Lohnarbeit mit der Folge der Abhängigkeit und 
Ausbeutungsmöglichkeit gibt dem sozialen Probleme 
erst seine Schärfe. Alle Folgen des „Kapitalismus‘‘, 
auch die Gefahren der Erwerbslosigkeit, wären un- 
endlich gemildert, wenn jeder Deutsche die Möglich- 
keit hätte, ein Stückchen Land zu bewohnen und zu 
bearbeiten; wenn also der dringendste Wohn- und 
Nahrungsbedarf auch bei schlechtester Wirtschafts- 
konjunktur, beim Fehlen eines Arbeitsplatzes oder bei 
ungünstigen Arbeitsbedingungen gesichert wäre. Diese 
Forderung stellt Art. 155 der Reichsverfassung, der 
fast wörtlich das Programm der deutschen Boden- 
reformer übernimmt, der aber leider bisher noch Zu- 
kunftsprogramm geblieben ist. Erst durch umfassende 
` Siedlungs-, Heimstätten- und Kleingarten- 
politik kann dem sozialen Probleme der Erwerbs- 
losigkeit ernsthaft zu Leibe gerückt werden. Die 
Massen der Arbeitnehmerschaft haben diesen Zusam- 
menhang leider noch nicht erkannt, obgleich kein 
Geringerer als Karl Marx ihn wiederholt mit größter 
Schärfe dargelegt hat!) und obgleich ich ihn in einem 
Schriftchen „Arbeitsrecht und Bodenrecht‘ 2) zu er- 
läutern versucht habe. Die Gewerkschaften haben ihre 
Mitglieder durch Unterstützungen über die Erwerbs- 
losigkeit wegzubringen gestrebt, und ihre Forderung 
an den Staat ging seit langem auf eine geregelte 
allgemeine Stellenlosen-Versicherung. Als sie im 
November 1918 die Macht in die Hand bekamen, war 
eine ihrer ersten Maßnahmen die Einführung der Er- 
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1) Vergl. dazu Damaschke: Marxismus und Bodenreform. 
Gustav Fischer, Jena 1922. 
2) Verlag d. Alig. Dtsch. Gewerkschaftsbundes, Berlin 1923. ' 
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werbslosenunterstützung, die zunächst als Demobil- 
machungs-MaBnahme gedacht war, aber sich in immer 
neuer Umgestaltung bis auf den heutigen Tag erhalten 
hat. 

Die staatliche Erwerbslosen - Unterstützung hat 
groBe Bedeutung, nicht nur als eine Fürsorge für Be- 
dürftige, sondern auch als ein Mittel im Wirtschafts- 
kampfe. Der Staat gibt hier den Gewerkschaften eine 
Waffe, die sie bisher mit hohen Kosten selbst beschafft 
hatten und die sie nun mit ihren Mitteln verstärken 
können. Denn die Unterstützung macht jeden Arbeit- 
nehmer unabhängiger von der Notwendigkeit des 
Arbeitsverdienstes. Sie gibt ihm dadurch erhöhte 
Widerstandskraft gegen unbillige Zumutungen des 
Arbeitgebers. Sie beeinflußt den Arbeitsmarkt und 
das Kräfteverhältnis der Arbeitsparteien. Dem hat 
die Gesetzgebung insoweit Rechnung getragen, daß 
bei einer durch Streik oder Aussperrung verursachten 
Erwerbslosigkeit bis vier Wochen nach Wiederher- 
stellung des Friedens keine Unterstützung gewährt 
wird. So notwendig die Erwerbslosen-Unterstützung 
nach dem Kriege war und auch heute noch ist, so wenig 
darf doch übersehen werden, daß die Unterstützung 
der Erwerbslosen durch Geld und Naturalien ein 
unproduktives Mittel ist, eine Ausgabe ohne an- 
deren volkswirtschaftlichen Wert als schlimmeren 
Schaden zu verhüten. Deshalb ist schon nach kurzer 
Zeit 1919 das Bestreben hervorgetreten, die Unter- 
stützung durch andere, produktivere Mittel zu er- 
setzen, die im letzten Grunde alle darauf hinaus- 
laufen, dem Erwerbslosen wieder eine Möglichkeit zu 
geben, sich durch nützliche Arbeit seinen Unterhalt 
selbst zu erwerben. Diese Bestrebungen stehen im Zu- 
sammenhange mit der gesamten Wirtschaftspolitik, 
die darauf hinausgeht, die allgemeine Wirtschaftslage 
zu heben, den Absatz nach dem Auslande zu erleich- 
tern (Handelsverträge), den Inlandsmarkt gegen aus- 
ländische Konkurrenz zu schützen (Zölle), den Unter- 
nehmungen über Krisen hinwegzuhelfen (Kredite. 
Steuererleichterungen) usw. Ergänzt wird diese Politik 
durch richtige Verteilung von öffentlichen Aufträgen, 
die möglichst in die Zeit geschäftlicher Stille verlegt 
werden, um Konjunkturschwankungen zu vermeiden. 

Das zweite große Mittel ist die Stellenvermittlung, 
die durch das Arbeitsnachweisgesetz vom 22. Juli 
1922 zur öffentlichen Aufgabe gemacht worden ist!). 
Der Nachweis von Arbeitsgelegenheit ist ja die beste 
Fürsorge für den Stellenlosen. Wer unberechtigt eine 
angebotene Stelle ablehnt, verliert den Anspruch auf 
die Unterstützung. 


1) Gute erläuterte Handausgaben von Ziegler-Schle- 
derer, Verlag Schweitzer, München 1923, v. Franken berg, 
Verlag Geibel, Altenburg 1922. 
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Soweit die Wirtschaft keine Arbeitsgelegenheit hat, 
soll die produktive Erwerbslosenfürsorge sie 
schaffen. Sie besteht in der Gewährung von Darlehen 
oder Zuschüssen zu Kosten von wirtschaftlichen Unter- 
nehmungen, die ohne das nicht ausgeführt werden 
könnten, weil entweder die Mittel fehlten oder weil 
die Anlagen nicht rentabel wären. Zusätzliche Ar- 
beitsgelegenheit von dauerndem volkswirtschaftlichen 
Werte ist die Voraussetzung, an die eine „Förderung“ 
aus Mitteln der Erwerbslosenfürsorge, meist in der 
Höhe der ersparten Unterstützung oder darüber hinaus 
aus Mitteln des Reiches und der Länder geknüpft ist. 
Die wichtigste Aufgabe ist zur Zeit der Wohnungsbau, 
weil dadurch zwei dringenden sozialen Nöten gedient 
wird. Viel zu wenig berücksichtigt wird der Wert, 
den Heimstätten und Kleingärten für Erwerbslose 
haben. 


Schließlich gehört hierher auch die vielumstrittene 
Pflichtarbeit der Erwerbslosen. Nach längerem 
Zögern hat das Reichsarbeitsministerium sich im Ok- 
tober 1923 zur Aufnahme von Bestimmungen ent- 
schlossen, nach denen der Verwaltungsausschuß des 
öffentlichen Arbeitsnachweises, soweit die Gelegenheit 
‘ dazu besteht, die Unterstützung von einer Arbeits- 
leistung abhängig machen soll, deren nähere Regelung 
auch gewechselt hat. Der Wert der Pflichtarbeit liegt 
darin, daB einerseits dadurch gemeinnützige Arbeiten 
ausgeführt werden können, die wegen Mangel an 
Mitteln sonst unterbleiben müßten; daß andererseits 
die Erwerbslosen Tätigkeit erhalten und bei schlechtem 
Arbeitsmarkte die Arbeitswilligkeit geprüft werden 
kann. Das Hauptbedenken richtet sich gegen miB- 
bräuchliche Verwendung der Pflichtarbeit zur Aus- 
schaltung normaler Arbeit. Die Gewerkschaften haben 
daher die Einrichtung stets heftig bekämpft, und ihre 
praktische Bedeutung ist nicht allzu groß, jedenfalls 
nicht annähernd mit derjenigen der Notstandsarbeiten 
zu vergleichen, die zu mancher Zeit die Hälfte 
aller unterstützungsberechtigten Erwerbslosen be- 
schäftigten. 


B. Gegenwärtiger Rechtszustand. 


l. Rechtsquellen. Die gegenwärtige Fassung der 
Verordnung über Erwerbslosenfürsorge beruht auf den 
grundlegenden Änderungen und der neuen Bekannt- 
machung vom 16. Februar 1924. Auch sie ist inzwischen 
wieder durch eine Reihe von Verordnungen und Aus- 
führungsbestimmungen ergänzt und verändert wor- 
den. Besonders wichtig sind die Ausführungsvor- 
schriften vom 2. Mai 1925, die Bestimmungen über 
öffentliche Notstandsarbeiten vom 30. April 1925 
= Gute neue Kommentare sind erschienen von Leh- 
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feldt!), Jaeger und Neuburger?), Albrecht und 
Wilhelmi). 

2. Umfang. $ 1 der Verordnung schreibt eine Für- 
sorge für Erwerbslose vor, ohne den Begriff räher 
zu umschreiben. Grundsätzlich fallen darunter alle 
Arbeitnehmer, die keine Stellung haben, alle selb- 
ständigen Unternehmer, die ihr Geschäft aufgeben, 
Angehörige freier Berufe, die ohne Beschäftigung sind, 
und mit Ausnahme von Lehrlingen, auch Personen, die 
nur eine unentgeltliche (gemeinnützige, karitative) 
Tätigkeit ausüben. Praktisch ist der Kreis wesentlich 
eingeschränkt durch den neuen § 4, wonach Erwerbs- 
losenfürsorge nur gewährt wird, wenn in den letzten 
12 Monaten eine krankenversicherungspflichtige Tä- 
tigkeit von mindestens 3 Monaten ausgeübt wurde. 
Eine Erweiterung ist dadurch vorgenommen, daß An- 
gestellte, die zwar nicht der Krankenversicherung, 
aber der Angestelltenversicherungspflicht unterliegen, 
in die Erwerbslosenfürsorge einbezogen sind, so daß 
diese nunmehr umfaßt: 

a) alle Arbeiter, Gehilfen, Gesellen, Lehrlinge, Haus- 

gehilfen, 

b) Angestellte aller Art, die nicht mehr als 6000 Mk. 

Jahresarbeitseinkommen haben, 

c) Hausgewerbetreibende, soweit ihnen nicht ein 

jährliches Einkommen von 2700 Mk. sicher ist. 

Die Fürsorge für erwerbslose Seeleute ist besonders 
geregelt durch Verordnung vom 30. Oktober 1924. 
Auch an abgebaute Beamte können Unterstützun- 
gen gewährt werden. Sogenannte Werksbeurlaubte, 
das sind Angestellte und Arbeiter, deren Arbeitsver- 
hältnis wegen Betriebseinschränkung nicht gelöst, 
sondern nur zum Ruhen gebracht ist, erhielten bis 
zum 28. Februar 1926 Erwerbslosen-Unterstützung; 
seitdem fallen sie unter die Kurzarbeiter. 

3. Organisation. Träger der Fürsorge sind die. 
Gemeinden, denen durch die Reichsverordnung die 
öffentlich-rechtliche Pflicht zur Einrichtung ‚soweit 
ein Bedürfnis dazu besteht‘‘, auferlegt ist. Sie wirken 
zusammen mit den öffentlichen Arbeitsnachweisen 
(die auch von ihnen errichtet sind), denen die Ent- 
scheidung über Unterstützungsgesuche, die Fest- 
setzung der Fürsorgebeiträge und dergleichen obliegt, 
und mit den Krankenkassen, welche die Beiträge ein- 
ziehen. Als Aufsichts-, Beschwerde- und Anweisungs- 
instanzen sind auch die Landesämter für Arbeitsver- 
waltung, die obersten Landesbehörden und das Reichs- 
arbeitsministerium tätig. 


1) 2. Aufl. Verlag Heymann, Berlin 1925. 

2) 2. Aufl. ohne produktive Erwerbslosenfürsorge, Verlag 
Heß, Stuttgart 1925. 

3) Die produktive Erwerbslosenfürsorge, Verlag Hobbing, 
Berlin 1926. 
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4. Voraussetzungen. 

a) Alter von 18 beziehungsweise 16 Jahren; 

b) Reichsangehörigkeit oder Zugehörigkeit zu einem 
Staate mit Gegenseitigkeit; 

c) Arbeitsfähigkeit und Arbeitswilligkeit ; 

d) Bedürftigkeit durch Erwerbslosigkeit infolge des 
Krieges. Die Bezugnahme auf den Krieg ist über- 
holt und wird sehr weitherzig ausgelegt. Das 
Erfordernis der Bedürftigkeit widerspricht der 
Beitragsleistung der Berechtigten, schließt aber 
noch etwa ein Zehntel der Erwerbslosen aus; 

e) drei Monate krankenversicherungs- oder ange- 
stelltenversicherungspflichtiger Tätigkeit; | 

f) Wartezeit, die als Regel mindestens eine Woche 
betragen soll, aber auf 3 Tage verkürzt werden 
kann und bei Kurzarbeitern sowie einzelnen an- 
deren Gruppen ganz wegfällt; 

g) Die Höchstdauer der Unterstützung darf nicht 
überschritten sein. Sie betrug bisher als Regel 
26 Wochen und ist im April 1926 allgemein auf 
39 Wochen ausgedehnt worden ; 

h) Das Unterstützungsrecht darf nicht verwirkt 
sein durch unberechtigte Ablehnung einer Ar- 
beitsstelle, einer Notstands- oder Pflichtarbeit, 
einer Bildungsveranstaltung; 

i) Die Nebenleistungen der Fürsorge sind zum 
Teile an andere Voraussetzungen geknüpft. 

5. Leistungen. Sie werden nur gewährt, soweit 
das Hauptziel der Maßnahmen: die „Beendigung der 
Erwerbslosigkeit durch Aufnahme von Arbeit‘ nicht 
erreicht werden kann. | 

a) Die Unterstützung wird fortlaufend für je 
6 Wochentage nachträglich in Geld oder Sachbezügen 
gewährt. Die vom Reiche festgesetzten Höchstbeträge 
dürfen nicht überschritten werden. Sie sind für alle 
Berechtigten an sich einheitlich, nehmen also keine 
Rücksicht auf Beruf und Einkommen, sind aber ab- 
gestuft nach 2 Lebensaltern, 3 Wirtschaftsgebieten 
und 4 Ortsklassen, so daß ein vielgliedriges System von 
Höchstsätzen entsteht. Dieses wird dadurch noch 
kompliziert, daß gegenüber den geltenden Sätzen vom 
17. Dezember 1925 vom 1.März 1926 ab eine Erhöhung 
der Sätze für diejenigen Erwerbslosen eingetreten ist, 
die keine Familienzuschläge beziehen. Diese Sätze 
schwanken für Personen über 21 Jahre zwischen 132 
und 191, für jüngere zwischen 86 und 126 Pfennig täg- 
lich und ermäßigen sich von der 9. Unterstützungs- 
woche ab. 

Gegenwärtig schweben Verhandlungen, um die 
Unterstützungssätze nach Lohnklassen abzustufen. 
Das entspricht der Abstufung der Beiträge, soll aber 
zu einer Ermäßigung der Leistungen führen. 

b) Neben der Hauptunterstützung werden Fa- 
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milienzuschläge, in erster Linie für Ehegatten und 
Kinder gewährt. Im Wirtschaftsgebiete II (Mitte) be- 
tragen die Höchstsätze in den Ortsklassen 


für A B C Du.E 
Personen über 21 Jahre .. 162 152 142 132Pfg. 
, unter 21 ,, .. 98 92 86 80 „ 


den Ehegatten .......... 55 52 49 4 „ 
Kinder und andere Unter- 
stützungsberechtigte...... 39 37 35 33 ,, 


Im ganzen darf die Unterstützung mit Familier- 
zuschlägen nicht folgende Beträge übersteigen: 


in den Ortsklassen A B C Du.E 
im Wirtschaftsgebiet I (Osten) 315 295 275 255 Pfg. 
Il (Mitte) 360 340 320 300 ,, 
FR 7 III (Westen) 400 375 350 325 „, 


c) Die Kurzarbeiter-Unterstützung, die seit dem 
1. April 1924 erloschen war, ist mit dem 1. März 1926 
wieder aufgenommen. Sie tritt unter bestimmten 
Voraussetzungen ein, wenn in einem Betriebe min- 
destens 3 volle Arbeitstage oder Schichten ausfallen, 
und darf bei Ausfall von 3 Arbeitstagen einen Tages- 
satz, bei 4 beziehungsweise 5 Tagen Ausfall 2 bezie- 
hungsweise 3 Tagessätze der Erwerbslosenunter- 
stützung betragen. Bei mindestens 3 Familienange- 
hörigen erhöht sich der zulässige Betrag um einen 
halben Tagessatz. Da die Kurzarbeiter-Unterstützung 
nicht auf die Bezugszeit der Erwerbslosen-Unter- 
stützung angerechnet wird, dürfen auch dort Ausge- 
steuerte unterstützt werden. Die Dauer ist auf 6 
Wochen beschränkt. Eine besondere Krankenver- 
sicherung der Kurzarbeiter kommt nicht in Frage, da 
die Pflicht dazu auf Grund des Arbeitsverhältnisses 
fortbesteht. Kommentar zur Anordnung vom 20. Fe- 
bruar 1926 von Weigert!). 

d) Alle zu unterstützenden Erwerbslosen sind von 
der Gemeinde bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
zu versichern. Die Beitragszahlung erfolgt aus Mitteln 
der Erwerbslosenfürsorge. 

e) Um die Arbeitsaufnahme, namentlich in 
fremdem Berufe oder Orte zu erleichtern, können dem 
Erwerbslosen verschiedene Vergünstigungen gewährt 
werden, wie Reisekosten, Kleidung, Werkzeug, be- 
sondere Zuschüsse, Fürsorge für die zurückbleibende 
Familie, auch Ausbildung. Die Teilnahme an Ver- 
anstaltungen zur beruflichen Fortbildung oder Um- 
schulung oder zur Allgemeinbildung kann zur Be- 
dingung der Unterstützung gemacht werden, soweit 
nicht Pflichtarbeit geleistet wird. Bei Erwerbslosen 
unter 18 Jahren soll es der Fall sein. ($ 15.) 

6. Aufbringung der Mittel. Während ursprüng- 
lich die Erwerbslosen-Versorgung eine öffentliche 


9) 9 


1) Verlag Hobbing, Berlin, 1926. 


Fürsorge aus Mitteln der Allgemeinheit war, in deren 
Kosten sich Reich, Länder und Gemeinden teilten, 
ist 1924 die Hauptlast auf die Beteiligten abgewälzt 
worden. Die krankenversicherungspflichtigen Ar- 
beiter und Angestellten, die höher bezahlten Ange- 
stellten und die Seeleute sowie ihre Arbeitgeber haben 
wöchentliche Beiträge zu zahlen, die als Zuschläge zu 
den Krankenkassenbeiträgen erhoben werden und bis 
zu 3 % des der Krankenversicherungzugrunde liegenden 
Lohnes betragen können. Der Arbeitgeber hat den 
gesamten Beitrag an die Krankenkasse abzuführen 
und darf die Hälfte am Lohne oder Gehalte des Arbeit- 
nehmers kürzen. Lehrlinge, Hausgehilfen, Arbeit- 
nehmer in Land- und Forstwirtschaft, Binnen- und 
Küstenfischerei sind unter gewissen Voraussetzungen 
(langfristige Anstellungsverträge) von der Beitrags- 
zahlung befreit, ohne daß ihr Unterstützungsanspruch 
dadurch gemindert wird. Aus diesen Beiträgen werden 
auch zwei Drittel der notwendigen Kosten des öffent- 
lichen Arbeitsnachweises gedeckt. Die Gemeinden 
haben das letzte Drittel der notwendigen und die 
übrigen Kosten des Arbeitsnachweises sowie ein Neun- 
tel des Aufwandes der Erwerbslosenfürsorge zu tragen. 
Reich und Länder leisten Beihilfen, wenn die Mittel 
aus den Beiträgen der Beteiligten und der Gemeinden 
nicht ausreichen. In der Regel decken Reich und Land 
je die Hälfte des Fehlbetrages durch Zuschuß. Wäh- 
rend um die Jahreswende 1924/25 (Reichsarbeitsblatt 
1924 Nr. 24, 1925 Nr. 2) die Kosten der Erwerbslosen- 
fürsorge auf 260 Millionen im Jahre berechnet wurden, 
von denen je 110 Millionen auf Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer, nur 40 Millionen auf öffentliche Mittel kamen, 
hat das ungeheure Wachsen der Erwerbslosenzahl 
hier eine starke Verschiebung gebracht. Im Februar 
1926 betrug der Aufwand 120 Millionen, von denen 
43,5 Millionen auf die Beteiligten, 14,5 auf die Gemein- 
den und je 31 Millionen auf Reich und Länder ent- 
fielen ?). 

7. Verfahren. Der Unterstützung geht ein Antrag 
voraus. Über ihn entscheidet der Vorsitzende des 
öffentlichen Arbeitsnachweises. Die Kontrolle der 
Erwerbslosigkeit erfolgt durch Meldung beim öffent- 
lichen Arbeitsnachweise. Die Auszahlung der Unter- 
stützung ist Aufgabe der Einrichtungsgemeinde. Sie 
kann sich dabei der Einrichtungen eines Arbeitgeber- 
verbandes oder einer Gewerkschaft bedienen, bleibt 
aber für die Ordnungsmäßigkeit verantwortlich. Gegen 
die Entscheidungen des Vorsitzenden (dem von der 
Gemeinde „bindende Weisungen‘ erteilt werden kön- 
nen) ist Einspruch an den VerwaltungsausschuB des 
Arbeitsnachweises möglich. 


1) Syrup: Die Aufbringung der Mittel für die Erwerbslosen- 
fürsorge. Verlag Hobbing, Berlin 1926. 
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8. Pflichtarbeit. Sie soll verlangt werden, soweit 
Gelegentieit dazu da ist. Sie steht neben der Pflicht 
zur Arbeitsaufnahme und neben der Notstandsarbeit. 
Ihre Dauer soll in der Regel nicht 16 Stunden in der 
Woche überschreiten. Neben den Unterstützungs- 
berechtigten können auch jugendliche Erwerbslose 
zugelassen werden. Durch die Pflichtarbeit treten die 
Erwerbslosen nicht in ein Arbeitsverhältnis, sondern 
bleiben in öffentlicher Fürsorge. Sie erhalten daher 
auch keinen Lohn, sondern die Unterstützung, die 
aber bis zur Hälfte aufgebessert werden kann durch 
eine Vergütung des Nutznießers der Pflichtarbeit für 
Mehraufwendungen, die dem Arbeitenden erwachsen. 
Die Beschäftigung mit Pflichtarbeit übersteigt nicht 
10% der Unterstützten. 

9. Notstandsarbeiten. Nach den Ausführungs- 
bestimmungen vom 30. April 1925 wird unterschieden 
zwischen der ,,Grundfôrderung“ aus Mitteln der Er- 
werbslosenfürsorge, die sich nach den geleisteten Er- 
werbslosen-Tagewerken bemißt, und einer ,,verstärk- 
ten Förderung‘‘ aus Mitteln des Reiches und der Län- 
der (in der Regel nur Darlehen oder Bürgschaft). Trä- 
ger können sowohl öffentliche Körperschaften wie pri- 
vate Unternehmungen sein, letztere aber nicht zu Er- 
werbszwecken. Gemeinden usw. sollen im allgemeinen 
Arbeiten nicht in eigener Regie ausführen lassen, son- 
dern die Arbeiten ausschreiben und dafür sorgen, daB 
der Unternehmer keinen unangemessenen Gewinn 
erzielt. 

Die meisten Schwierigkeiten hat die Bezahlung der 
Notstandsarbeiter gemacht. Die Gewerkschaften ver- 
langen die tarifmäßige Entlohnung. Die Regierung 
aber will Freiheit haben, weil zwar eine zu niedrige 
Bezahlung erfahrungsgemäß zu schlechter Leistung 
führt, ein hoher Lohn aber die Neigung zur Annahme 
ordentlicher Berufsarbeit schwächt, ja sogar die Ge- 
fahr eröffnet, daß schlechtgelohnte Arbeiter über die 
Erwerbslosenunterstützung zur Notstandsarbeit drän- 
gen, wo sie mehr verdienen (etwa Textilarbeiter zu 
Tiefbauarbeiten). Nach verschiedenen Änderungen 
gilt jetzt die Vorschrift, daB in der Regel der Not- 
standsarbeiter den tarifmäBigen oder den sonst üblichen 
Lohn erhält, daß die Verwaltungsbehörde aber einen 
Höchstlohn festsetzen kann. Um die Zwangswirkung 
der Tarifverträge und das übrige Arbeitsrecht (Be- 
triebsvertretung, Schlichtung, Gewerbegerichte) aus- 
zuschließen, ist vorgeschrieben, daß die Notstands- 
arbeit kein Arbeitsverhältnis begründet, sondern eine 
Form der Fürsorge ist. Nur im Sinne der Sozialver- 
sicherung und der Einkommensteuer gilt sie als Be- 
schäftigung gegen Entgelt. Diese Doppelnatur des 
Verhältnisses ist nicht aufrecht zu halten und in dem 
Entwurfe eines Arbeitslosenversicherungsgesetzes auf- 
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gegeben, wo das Notstandsarbeiterverhältnis als Ar- 
beitsverhältnis bezeichnet ist. 

10. Andere MaBnahmen produktiver Er- 
werbslosenfürsorge. Als besonders wichtige För- 
derungen durch den Reichsarbeitsminister auf Grund 
des $ 32 sind noch zu nennen: 


a) Vermittlung städtischer Arbeitsloser in die Land- 
wirtschaft; 


b) Errichtung von Arbeitsnachweisgebäuden ; 


c) Hebung der Landeskultur aus Mitteln der deut- 
schen Bodenkultur-Aktiengesellschaft , 


d) Förderung des Baues von Landarbeiterwoh- 
nungen. 

11. Arbeitskämpfe. Der Staat hält sich in den 
kollektiven Kämpfen zwischen Arbeitgeberverbänden 
und Gewerkschaften um die Regelung der Arbeits- 
bedingungen grundsätzlich neutral. Er stellt die 
Schlichtungsbehörden zur Verfügung, um den Abschluß 
von Gesamtverträgen zu erleichtern, und kann durch 
Verbindlicherklärung ihrer Schiedssprüche auch einen 
Vergleich aufzwingen (Zwangs-Tarifvertrag). Aber 
Arbeitsnachweis und Erwerbslosenfürsorge sollen dem 
Streite fernbleiben. Die Arbeitsnachweise vermitteln 
Stellen, aber machen ausdrücklich darauf aufmerksam, 
daß es sich um bestreikte Betriebe oder um ausgesperrte 
Arbeiter handelt. Nach § 3 der Verordnung vom 
16. Februar 1924 ist Erwerbslosigkeit „nicht als 
Kriegsfolge anzusehen, wenn sie durch Ausstand oder 
Aussperrung überwiegend verursacht ist“. Die Unter- 
stützung darf erst vier Wochen nach Beendigung des 
Kampfes eintreten. Ob diese Vorenthaltung der 
Subsistenzmittel auch in einem Kampfe, an dem die 
Arbeitnehmer nicht Schuld tragen, wirklich neutral 
und ob sie mit Art. 163 der Reichsverfassung verein- 
bar ist, darf angezweifelt werden, weil das Gegenstück 
des Zwanges gegen die Unternehmer fehlt!). Prak- 
tisch noch mehr umstritten ist die Frage, ob die Ge- 
meinden den Angehörigen der Kämpfenden aus öffent- 
lichen Mitteln Unterstützungen überhaupt gewähren 
dürfen. Diese Frage ist zu bejahen. 


C. Gesetzentwurt über Arbeitslosenversicherung. 


Seit 1924 ist die Erwerbslosenfürsorge ein Zwitter 
zwischen öffentlicher Fürsorge und Versicherung. Die 
Kosten werden von den Berechtigten aufgebracht, 
ohne daß diese durch ihre Beiträge einen festen 
Rechtsanspruch erwerben. Die Beiträge sind nach dem 
~ Lohne abgestuft, die Unterstützungen nicht. Auch 
Arbeitnehmer, die keine Beiträge leisten, haben die 
gleiche Unterstützungsberechtigung. Nach jahre- 


1) Vgl. Zeitschrift „Arbeitsrecht“ 13, Sp. 351. Stuttgart, 
Mai 1926. 
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langem Meinungsstreite hat die Reichsregierung jetzt 
wieder einen Entwurf zur Arbeitslosenversicherung 
dem Reichsrate und Reichswirtschaftsrate vorgelegt, 
der mit einer ausführlichen und auch als Material- 
sammlung wertvollen Begründung als 34. Sonderheft 
zum Reichsarbeitsblatte veröffentlicht ist!). Danach 
soll die künftige Regelung sich in weitem Maße der 
heutigen anschließen, aber auch in wichtigen Punkten 
von ihr abweichen. 

l. Organisation. Die Arbeitslosenversicherung 
erhält eigene Träger in Landesarbeitslosenkassen, die 
sich mit den Landesarbeitsämtern decken. Sie haben 
als Organe den Vorstand und den Ausschuß. Dieser 
ist ein durchaus ungenügendes Organ der Selbst- 
verwaltung. 

2. Personenkreis. Versichert werden nur Ar- 
beitnehmer. Als Regel ist die Arbeitslosenversicherung 
mit der Krankenversicherung verbunden, doch bleiben 
gewisse Gruppen in Land- und Forstwirtschaft sowie 
Lehrlinge versicherungsfrei. Seeleute sind versichert. 
Freiwillige Fortsetzung der Versicherung ist zugelassen, 
aber nur, solange ein Arbeitsverhältnis besteht. 

3. Aufgaben. Hier schließt sich der Entwurf ganz 
an die jetzigen Aufgaben an. 

4. Aufbringung der Mittel. Sie sollen völlig 
aus den Beiträgen der Versicherten und ihrer Arbeit- 
geber gewonnen werden. Die Gemeinden werden von 
der Tragung des Neuntels entlastet, weilman annimmt, 
daß durch die Beschränkung der Versicherung auf Ar- 
beitnehmer etwa !/. der bisher unterstützten Erwerbs- 
losen der Wohlfahrtspflege anheimfallen wird. Der 
Beitrag darf 2%, des Lohnes nicht übersteigen. 

a) Zur Ausgleichung zeitlicher Konjunktur- 
schwankungen soll ein Notstock angesammelt werden, 
der es erlaubt, 200000 Erwerbslose 3 Monate lang zu 
unterstützen. In wirtschaftlicher Notzeit tritt das 
Reich mit Darlehen ein. 

b) Einräumlicher Gefahrenausgleich ist innerhalb 
der Bezirke der Landesarbeitslosenkassen durch glei- 
chen Beitrag vollständig, im ganzen Reiche nur teil- 
weise vorgesehen durch Abführung eines bestimmten 
Beitragsteiles an eine Reichsausgleichskasse. 

c) Ein beruflicher Gefahrenausgleich ist nicht 
durch verschiedene Bemessung der Beiträge, sondern 
durch solche der Leistungen vorgesehen, indem bei 
besonders ungünstiger Lage des Arbeitsmarktes die 
Unterstützungsdauer herabgesetzt, bei günstiger Lage 
erhöht werden kann, und zwar auch für einzelne Be- 
rufe. 

5. Die Vorschläge für Pflichtarbeit und Notstands- 
arbeiten entsprechen im ganzen den geltenden Vor- 
schriften. 

1) Verlag Hobbing, Berlin 1926. 
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D. Statistik. 
1. Unterstützte Erwerbslose im Reiche. 








Haupt- Zuschlags- 
Stichtag unterstützungs- empfänger 
empfänger (Familienmitglieder) 

15. Jan. 1920 455 000 379 000 
l. Juli ,„ 323 000 294 000 
1. Jan. 1921 410 000 459 000 
1. Juli , 314 000 : 339 000 
1. Jan. 1922 165 000 210 000 
1. Juli  ,, 20 000 25 000 
1. Jan. 1923 85 000 106 000 

l. Jui „ 186 000*) 189 000*) 

1. Jan. 1924 1 533 000*) 1 572 000*) 
1. Juli „ 426 000 543 000 
1. Jan. 1925 536 000 722 000 
1. Juli ,„ 195 000 259 000 
1. Jan. 192 1 498 000 2 093 000 
1. Febr. ,, 2 031 000 2 359 000 
1. März „ 2 056 000 2 280 000 
1. April „ 1 942 000 | 2 080 000 
1. Mai ,, 1 784 000 | 1 821 000 


Ä | 
*) Ausschließlich des besetzten Gebietes. 


2. Arbeitslosigkeit in den deutschen Gewerk- 
schaften. 
= Auf je 100 Mitglieder entfielen Arbeitslose Eu 
















f im Jahres- 

In Januar durchschnitt 
1920 3,4 | 6,0 3,8 
1921 4,5 2,6 2,8 
1922 | 3,3 0,6 1,5 
1923 | 4,2 3,5 9,6 
1924 26,5 12,5 13,5 
1925 | 8,1 3,7 | 6,7 


3. Gesamteinnahmen und -Ausgaben vom 








OstpreuBen 
Pommern .............. 
Posen-Westpreußen...... | 
Ober- u. Niederschlesien . 


Brandenburg ........... 
Sachsen-Anhalt ......... 
Schleswig-Holstein....... 
Hannover, Braunschweig, 

Schaumburg L......... 
Westfalen, Lippe........ 
Rheinprovinz ........... 
Hessen, Hessen-Nassau, 

Waldeck ............. 17,8 „ 7,1 „| 18,6 ,, y e 


Preußen u.angeschl. Länder |161,0 Mill.| 65,1°/.]169,0 Mill.| 67,6%, 
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Fortsetzung: 3. Gesamteinnahmen und -Ausgaben vom 1. Juli 1924 
bis 30. Juni 1925: 





Preußen u. angeschl. Länder |161,0 Mill.| 65,1%,|169,0 Mill.| 67,6% 













BayemM...::.4004::4.85 26,4 ,, | 108 „| 27,2 ,, | 10,9 ,, 
SACHSEN... ee 24,8 „ | 10,2 „| 21,7 „ 8,7 , 
Württemberg ........... 59: 2,4 „| 2,4 „ 0,9 ,, 
Baden aussi 9,8 ,, 4,1 „' 10,0 ,, 4,0 ,, 
Thüringen.............. 79 34 3,2 „| 84 „ 345; 
Hamburg .............. 41 „ 1,6 „| 53 5 2.1.3; 
Oldenburg.............. 15 » 0,6 „| 1,4 ,, 0,6 ,, 
Bremen ................ 23 j 0,9 „| 2,3 ,, 0,9 „ 
Lübeck.... 2,2 


1,1 2) 





E. Ausblick. 


Unsere Wirtschaftslage wird durch zwei sich wider- 
sprechende Tendenzen bestimmt: Während die Pro- 
duktion sich hebt und das Geld flüssig ist, bleibt die 
Zahl der Erwerbslosen hoch. Der Produktionsapparat 
Deutschlands ist gegenüber der Absatzmöglichkeit viel 
zu groB. Die notwendige Rationalisierung der Be- 
triebe führt vielfach zu Einschränkungen, Stillegungen, 
Fusionen, die mit Verringerung des Arbeitspersonals 
verbunden sind. Außerdem sind einzelne Zweige, wie 
Handel und freie Berufe, in einer Weise überbesetzt, daß 
sie auf die Dauer nicht aufrechterhalten werden können. 
Wir müssen also noch auf längere Zeit mit sehr großer 
Erwerbslosigkeit rechnen. Die Unterstützung der Er- 
werbslosen ist im Reichshaushalt mit 200 Millionen 
angesetzt. Gegenwärtig erfordert ein Monat annähernd 
diese Summe. Die Belastung des Reiches wie der Län- 
der wird eine außerordentlich hohe sein, wenn nicht 
die ganzen Kosten der Wirtschaft selbst überwälzt 
werden. Andererseits werden auf dem Lande, nament- 
lich für den Großgrundbesitz Ostelbiens, 120— 150000 
ausländische Wanderarbeiter amtlich zugelassen, wahr- 
scheinlich auch ebensoviele ohne Zulassung beschäf- 
tigt. Dieser Widerspruch muB ausgeglichen werden, 
wenn die deutsche Volkswirtschaft gesunden soll. 
Es muß eine berufliche Umschichtung stattfinden, die 
mit einer Umsiedlung verbunden ist. Es müssen Men- 
schen aus der Stadt aufs Land, aus überbesetzten Er- 
werbszweigen in die Urproduktion. Als Haupthinder- 
nisse stehen neben mangelnder Neigung und Eignung 
des Städters für Landarbeit der Mangel an Land und 
an Wohnungen entgegen. Daraus folgt wieder die- 
außerordentliche Bedeutung von Bodenreform und 
Siedlungspolitik, ohne die das Arbeitslosenproblem 
nicht befriedigend gelöst werden kann. 
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SOZIALPOLITISCHE RUNDSCHAU 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Allgemeine volkswirtschaftliche Fragen. 


Ernst Grünfeld (Halle), Anleitung zum Studium und zum selb- 
ständigen Arbeiten für Volkswirte. 2. Auflage. Gustav 
Fischer, Jena 1925. 4.50 M. 

Das kleine Büchlein kann wärmstens allen empfohlen wer- 
den, die voikswirtschaftliche Fragen in ihren Gedanken- und 
Aufgabenkreis aufgenommen haben, daher auch den Sozial- 
hygienikern, die nicht nur das viel mißbrauchte Wort ‚sozial‘ 
möglichst oft anwenden, sondern auch in die Methodik und 
Problematik wissenschaftlich einzudringen suchen. Dafür bietet 
es eine knappe Anleitung mit besonders ausgiebiger Berück- 
sichtigung aller zum wissenschaftlichen Arbeiten erforderlichen 
Quellenwerke und periodisch erscheinenden Druckschriften. 
Diese Quellenkunde wird nach einer Einführung in das Wesen 
und Studium der Sozialökonomik und einem ebenfalls kurzen 
Kapitel über die Methodik volkswirtschaftlichen Arbeitens 
besonders übersichtlich nach Wissensgebieten, bei denen auch 
die Nachbarwissenschaften (Philosophie, Rechtswissenschaft, 
Staats- und Verwaltungsiehre usw.; die Hygiene fehlt) berück- 
sichtigt sind, dargestellt. Durch die Aufzählung dieser zahl- 
reichen Quellen erhält das Büchlein seinen besonderen Wert. 


W. Kulemann (Braunschweig), Die Genossenschaftsbewegung. 
Otto Liebmann, Berlin. Bd. I 1922 Æ 5.—, Bd. II 1925. 
10.— M. 

Die Genossenschaftsbewegung spielt im modernen Gesell- 
schaftsleben neben der Gewerkschaftsbewegung eine an Be- 
deutung ständig zunehmende Rolle. Der kürzlich verstorbene 
Landgerichtsrat Kulemann hat der sozialpolitischen Aufgabe 
der Genossenschaftsbewegung eine eingehende Untersuchung 
gewidmet, wohl die gründlichste, die auf diesem wenig beacker- 
ten Gebiet vorliegt. Im ersten Band wird die geschichtliche 
Entwicklung des Genossenschaftswesens von den ersten primi- 
tiven Anfängen bis zu den umfangreichen Verbänden der land- 
wirtschaftlichen, gewerblichen Siedlungsgenossenschaften und 
den großen Verbänden der Konsumentenvereine dargestellt. 
Dieser geschichtliche Überblick beschränkt sich nicht nur auf 
Deutschland, sondern umfaßt alle Kulturländer, in denen die auf 
Selbsthilfe der kleinen Produzenten und Konsumenten be- 
ruhende Genossenschaftsbewegung eine Rolle spielte. Daß es 
bei diesen Wirtschaftsproblemen nicht ohne eine Stellungnahme 
zu den sozialen und politischen Strömungen der Gegenwart 
abgeht, suchte der Verfasser in dem kurz vor seinem Tode (1926) 
erschienenen zweiten Teil seines Werkes eingehend zu begrün- 
den. In diesem Bande, den er ‚die Kulturbedeutung der Ge- 
nossenschaften‘“ genannt hat, sucht er die prinzipiellen Fol- 
gerungen aus seinen historischen Darstellungen abzuleiten. 
Ausführlich werden die verschiedenen Systeme und ihre volks- 
wirtschaftliche Bedeutung (Produktions- und Konsumtions- 
genossenschaften) dargestellt; hier wird vor allem zur sozialisti- 
schen und gewerkschaftlichen Bewegung und ihrem Verhältnis 
zum Genossenschaftswesen kritisch, aber streng sachlich Stel- 
lung genommen. In der Vermittlung zwischen Individualismus 
und Sozialismus zu einer höheren Einheit sieht Kulemann 
eine wesentliche Bedeutung der Genossenschaftsbewegung und 
setzt sich daher in seinem Schlußkapitel auch mit dem von Eng- 
„land ausgegangenen Gildensozialismus auseinander, der eine 
ähnliche sozialreformerische Regelung der Beziehungen zwischen 
Produzenten und Konsumenten wie die Genossenschaftsbewe- 
gung erstrebt. Kulemanns Werk ist überall von warmem 
sozialen Geist erfüllt und berücksichtigt kritisch die gesamte 


Literatur zur Genossenschaftsbewegung, die in einem sorg- 
fältigen Literaturverzeichnis angefügt ist. Als Nachschlage- 
werk auf diesem Gebiet wird es unentbehrlich für den Sozial- 
politiker sein. G. Wolff (Berlin). 


Arbeitsmarkt und Erwerbslosenfürsorge. 

Die Ergebnisse der bisherigen produktiven Erwerbslosenfürsorge 
in Deutschland bespricht ,,Der öffentliche Arbeitsnachweis*‘ 
in Nr. 12, Jahrgang 2, auf Grund amtlicher Denkschriften 
von Preußen, Bayern, Baden, Thüringen und Lübeck. 

Das preußische Ministerium für Volkswohlfahrt hat dem 
Hauptausschuß des preußischen Landtages eine Denkschrift 
„Fünf Jahre produktive Erwerbslosenfürsorge in Preußen‘ — 
vom 1. April 1920 bis 31. März 1925 — vorgelegt. Insgesamt 
waren bei Notstandsarbeiten beschäftigt am 1. April 1925: 
80872 (= 32,6%, der) Unterstützungsempfänger. In den fünf 
Jahren sind 80 Millionen Tagewerke geleistet worden. Das be- 
deutet eine tägliche Beschäftigung von rund 53000 Erwerbs- 
losen. Der Wert dieser 80 Mill. Tagewerke wird auf insgesamt 
etwa 800 Mill. RM. geschätzt, von denen etwa 430 Mill. RM. aus 
Mitteln der produktiven Erwerbslosenfürsorge gegeben worden 
sind. — Von besonderem Interesse ist, daß etwa ein Viertel der 
Gesamtleistung, rund 20 Mill. Tagewerke, während des Ruhr- 
kampfes in der Zeit vom 1. Februar bis 3. November 1923 in den 
betroffenen acht Regierungsbezirken geleistet worden sind. Ein 
Teil der Mittel der produktiven Erwerbslosenfürsorge — rund 
7,6 Mill. Tagewerke — entfällt auf die Förderung von Land- 
arbeiterwohnungen, in 19005 Fällen in den fünf Jahren. Für 
die Beschaffung von Spiel- und Sportplätzen sind rund 3,4 Mill. 
Tagewerke geleistet worden. 

In Bayern sind von Ende 1919 bis Ende 1925 insgesamt rund 
12,5 Mill. Tagewerke geleistet worden, davon rund 518000 beim 
Bau von Landarbeiterwohnungen, weitaus in der Mehrzahl 
Eigenheime, nicht sogenannte ,,Werkwohnungen“. Der ge- 
samte Kostenaufwand betrug rund 150 Mill. RM., von denen 
rund 50 Mill. RM. aus Mitteln der produktiven Erwerbslosen- 
fürsorge beigesteuert wurden. 

In Baden kamen, infolge einer anfänglich aus Mangel an 
Mitteln andersartigen Regelung, die eigentlichen Notstands- 
arbeiten erst im Jahre 1924 stärker in Gang. In den Jahren 
1919—1924 sind rund 4 Mill. Tagewerke geleistet worden, von 
denen rund 1,5 Mill. auf das Jahr 1924 entfallen. Im Jahre 
1924 wurden rund 7700 ha Land verbessert und ertragsfähiger 
gemacht. 

In Thüringen sind vom 15. Juni 1925 bis 28. Februar 1926 
für Notstandsarbeiten bei einer Tagewerkszahl von rund 1,5 
Mill. rund 4,5 Mill. RM. aus Mitteln der produktiven Erwerbs- 
losenfürsorge zur Verfügung gestellt worden. Am 15. Februar 
1926 waren insgesamt 2505 Erwerbslose bei Notstandsarbeiten 
beschäftigt. 

Aus Lübeck wird berichtet, daß im Jahre 1924 rund 261000 
Tagewerke geleistet worden sind; das bedeutet eine tägliche 
Beschäftigung von durchschnittlich 850 Arbeitern. Vom 1. Ja- 
nuar bis 27. Juni 1925 waren durchschnittlich 779 Arbeiter 
täglich beschäftigt. Gertrud Israel (Berlin). 


Arbeitskunde, Arbeitsrationalisierung. w* 
Friedrich Dessauer (Frankfurt a. M.), Wirtschaftlichkeit 
der Betriebe und Wege zu ihrer Verbesserung. Soziale Praxis. 
35, Nr. 10—12, Sp. 225—229; 253—258; 281—288. 1926. 
Die Ausführungen des aus der Praxis hervorgegangenen Ver- 
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treters der technischen Physik an der Frankfurter Universität 
und zugleich als Sozialpolitiker bekannten Parlamentariers 
verdienen weitere Beachtung und mögen im Original nachge- 
lesen werden; hier können nur einige wichtige Punkte heraus- 
genommen werden. 

Die Wirtschaftlichkeit der Industriebetriebe hängt von 
einigen Faktoren ab, welche weder von Arbeitgebern noch 
Arbeitnehmern hinreichend gewürdigt werden. Zu ihnen gehören 
vor allem die intellektuellen Faktoren d. h. jener Aufwand 
an Denken, der in der Form der Ware, in der Qualität der Er- 
zeugnisse und in den Methoden der Herstellung enthalten ist. 
Ferner die psychologischen Faktoren, vor allem das psy- 
chologische Kräftespiel im inneren eines Werkes. Mit diesen 
sind die sozialpädagogischen Faktoren eng verbunden. 


Der große Erfolg, den die deutschen Waren vor dem Kriege 
im Auslande hatten, ist nicht der Beschaffenheit des Materials 
zuzuschreiben — wertvolles Material gibt es auch im Ausland 
genug — sondern dem Geiste der Technik, die der chaotischen 
Materie eine bestimmte Form gegeben hat. Nun aber hat sich 
das Ausland in der Zwischenzeit industrialisiert, dort ist die 
Technik emporgestiegen, wir aber sind zurückgeblieben. Um 
diese traurigen Zustände zu beheben, muß man bedeutend mehr 
Forschungsinstitute und Musterbetriebe einrichten als bisher. 
Es sollen nicht nur größere Industrien, sondern alle Fabriken, 
auch die kleinsten davon Gebrauch machen. Darüber hinaus 
müssen bei Herstellung der Produkte die Methoden angewendet 
werden, welche nach den neuesten Errungenschaften der Be- 
triebswirtschaftslehre bekannt sind. Hierbei tauchen Probleme 
auf, die eng mit den psychologischen Faktoren verbunden sind, 
sowohl subjektiver als auch objektiver Natur. Von den letzteren 
sind vor allem störende Nebengeräusche zu erwähnen, die die 
Produktivität der Arbeiter in einem Betriebe wesentlich herab- 
mindern können. Natürlich gibt es auch solche Nebengeräusche, 
die im Zusammenhang mit dem Rhythmus der Produktion 
stehen und somit die Produktivität steigern können. (Vgl. 
hierüber auch Carl Bücher, Arbeit und Rhythmus, 5. Aufl. 
1919; Ewald Sachsenberg, Arbeit und Rhythmus in ,,Die 
Gesellschaft", III. Jahrgang 1926, Nr. 5, S. 441—443). Hierauf 
wird immer mehr zu achten und daraus möglichst die praktische 
Nutzanwendung zu ziehen sein. Leider ist dies nicht überall 
möglich. Man kann jedenfalls daraus lernen, daß ,,die Nerven und 
darüber hinaus die seelische Verfassung der Arbeiter eine Rolle 
spielt beim Arbeitsprozeß und bei seinem Nutzeffekt‘‘ (Sp. 255). 


Das Fordsche System hat viele Schattenseiten. Ford hat 
jedoch keine Konflikte mit den Gewerkschaften, weil er weit 
höhere Löhne zahlt, als die Tarife es verlangen, und verliert 
trotzdem nichts. ,,Die Ökonomie seiner Herstellung hat mit 
den steigenden Löhnen gewonnen, nicht abgenommen. Warum? 
Nun, ich will es ganz nüchtern sagen: Weil man hochbezahlten 
Arbeitern mehr zumuten kann als ungenügend bezahlten, ver- 
drossenen, in ewige Schwierigkeiten und Unzulänglichkeiten 
des Lebens beengten armseligen Menschen, weil die Fordschen 
Arbeiter und die Arbeiter von tausend anderen amerikanischen 
Betrieben wissen, daß sie an den Früchten der Arbeit in irgend- 
einer Form beteiligt werden, in der Regel durch Steigerung der 
Löhne. Bei uns haben sie das Gefühl, daß sie in guten Zeiten auf 
keinen Fall mehr bekommen, als die Macht ihrer Organisation 
ertrotzt‘ (Sp. 255). 


Aber diese Frage grenzt schon an den sozialen Faktor. Ein 
rein psychologischer Faktor ist die Psychotechnik. Dieser 
Zweig der angewandten Psychologie ist noch im Stadium der 
Entwicklung, der aber die Produktivität der Arbeit bei richtiger 
und häufiger Anwendung erheblich steigern kann. Dadurch 
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wird jeder Mensch nach Möglichkeit eine Tätigkeit ausüben, 
zu der er am besten geeignet ist. Es ist dabei stets zu betonen, 
daß die Menschen die Maschinen nicht bedienen, sondern 
regierensollen. ,, Man sollte zu den Arbeitern nicht immer von 
der Bedienung der Maschine sprechen, sondern von der Lenkung, 
der Steuerung der Maschine. Was ist denn mehr Knechtsarbeit! 
Einen Kran regieren, oder die Last auf dem Rücken tragen? 
Nun das Regieren einer Maschine ist eine besondere Sache. Es 
gibt Menschen, die sich nicht dazu eignen, stellt man sie daran, 
so sind sie unglücklich, und würden vielleicht als Packer ge- 
eignet sein. Das ist es, worauf die Eignungsprüfung systematisch 
ausgeht“ (Sp. 256). Es muß in den Betrieben eine mensch- 
liche Atmosphäre geschaffen werden, damit der Arbeiter 
das tut, was er machen kann, nicht nur das, was er machen muß; 
denn ‚‚die Distanz zwischen dem, was er macht, wenn er muß, 
und was er macht, weil er alles hergibt, was er kann, ist unge- 
heuer‘ (Sp. 257). Um diesen Anforderungen der sozialpäd- 
agogischen Faktoren zu entsprechen, ist nach Meinung des 
Verfassers folgendes zu tun: Die Arbeitgeber haben nicht zu 
vergessen, daß zwischen und über den Maschinen tätige Men- 
schen stehen. Die Arbeitgeber haben den gerechten For- 
derungen der Arbeiter möglichst nachzugeben, nicht aber, wie 
es häufig geschieht, die Kluft zwischen Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern künstlich zu vergrößern. Mit anderen Worten, 
man muß mit den Arbeitern, nicht aber gegen die Arbeiter 
produzieren. Aber auch der Arbeiter muß immer bedenken, 
„daß er sich selbst sein Schicksal verdirbt, wenn er nicht trotz 
aller bitteren Erfahrung immer wieder von neuem den guten 
Willen zur besten Leistung mit in sein Tagewerk bringt“ (Sp. 281). 
M. Kantorowicz (Berlin). 


Arbeiterschutz, Arbeitszeit. 
Helene Simon, Landwirtschaftliche Kinderarbeit. F. A. Herbig, 

Berlin 1925. IX und 378 S. 

Dieses Buch hat wie eine Fanfare gewirkt. Es ist durch alle 
Tageszeitungen gegangen und hat zahlreiche Presseerörterungen 
hervorgerufen, so auch in der Sozialen Praxis, den Gewerk- 
schaftszeitungen und an anderen Stellen. Sein wesentlicher 
Inhalt darf daher als bekannt vorausgesetzt werden: Die Kin- 
derlandarbeit ist bei der Regelung der Erwerbsarbeit durch 
Arbeiterschutzgesetze vergessen worden, während die gewerb- 
liche Kinderarbeit sehr eingehenden Schutzbestimmungen 
unterworfen ist. Wir müssen uns hier auf eine kurze Inhalts- 
angabe des allein schon durch sein großes Material wertvollen 
Buches beschränken. Im ersten Kapitel behandelt Helene 
Simon ,,Die staatliche Erhebung über die Lohnbeschäftigung 
von Schulkindern in der Landwirtschaft vom 15. November 
1904“, deren Veröffentlichung bisher unterblieb und deren Er- 
gebnisse den Ausgangspunkt für die weiteren Ausführungen der 
Verfasserin bilden. Diese Erhebung umfaßte ein ganz gewal- 
tiges Material; denn von rund 94, Millionen Volksschulkindern 
waren 1769803, davon 1073364 Knaben und 696439 Mädchen, 
unter 14 Jahren in der Land- und Forstwirtschaft mit den ver- 
schiedensten Arbeiten (Kartoffelausnehmen, Rübenverziehen, 
Jäten, Obst- usw. Ernte, Heutrocknen, Kartoffellegen, Rüben- 
ausnehmen, Viehhüten, Steine- und Ungeziefersammeln, Kar- 
toffel-, Rübenhacken u. dergl.) mehr oder weniger lange Zeit 
innerhalb und außerhalb der Schulferien beschäftigt. ‚Warum 
nun unterblieb,‘ fragt Helene Simon, ,,die in der Entschlie- 
Bung vom 23. März 1903 geforderte Mitteilung der Ergebnisse 
an den Reichstag? Warum moderte die Denkschrift des Sta- 
tistischen Amtes in einem versteckten Archivwinkel? Wie er- 
klärt sich die Nichtveröffentlichung einer so vollkommen sach- 
lichen und objektiven Darstellung? Glaubte man, daß die 
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Veröffentlichung den Interessenvertretern der Landwirtschaft 
nicht genehm sei?“ Erst die allerdings viel kleinere Umfrage 
des Kinderschutzverbandes von 1922 gab Anlaß, auf die syste- 
matische Erhebung von 1904 zurückzugreifen. Im zweiten Ab- 
schnitt wird dann die Kinderlandarbeit im Ausland, vornehm- 
lich in Österreich und einige Erhebungen in den Vereinigten 
Staaten, kurz gestreift, im vierten die gesetzliche Regelung 
nach der vorläufigen Landarbeitsordnung vom 24. Januar 1919 
im Deutschen Reich und die internationale Regelung der Kinder- 
landarbeit besprochen. Der Hauptteil des Buches behandelt 
dann im vierten Abschnitt die „Umfrage des deutschen Kinder- 
schutz-Verbandes zur Feststellung der Kinderarbeit in der Land- 
wirtschaft und ihren Nebenbetrieben im Jahre 1922‘. Dieser 
Teil stellt die höchstverdienstvolle eigene Arbeit der Verfasserin 
dar, die das auf die Fragebogen eingelaufene Material zu sichten 
und kritisch zu bearbeiten verstand. Von 10000 durch den 
Verein in der Zeit von Januar bis Mai 1922 an die verschieden- 
sten Personen und Stellen im ganzen Reich versandten Frage- 
bogen wurden rund 4000 beantwortet, von denen jedoch nur 
2717 verwertbare Zahlenangaben enthielten. 2669 Antworten 
liegen der textlichen Bearbeitung zugrunde. ‚Als beschäftigt 
gezählt sind, einschließlich Danzig, fast 500000, rund 389000 
eigene und 90600 fremde Kinder, Zahlen, die nicht entfernt 
dem wirklichen Umfang entsprechen.“ Die Hauptbedeutung 
dieser Umfrage liegt in dem für Deutschland erstmaligen Ver- 
such, außer den fremden, gegen Entgelt bei Dritten arbeiten- 
den Kindern auch die eigenen im elterlichen Betriebe arbeiten- 
den Kinder zu erfassen. Diese Ergebnisse sind nach Ländern 
und Provinzen aufgeteilt und enthalten ein gewaltiges kasuisti- 
sches Material zur Kinderlandarbeit in allen Schattierungen des 
persönlichen Werturteiles. Als Gutachter haben sich in erster 
Linie die Gemeindevorstände und Lehrer betätigt, während 
Geistliche, beamtete Ärzte, Wohlfahrtsämter, Frauen-, Kinder- 
schutz- und landwirtschaftliche Vereine, Krankenkassen, Land- 
wirtschaftskammern, Landräte und andere erst danach folgen. 
Natürlich mußten die Gutachten nach Inhalt und Umfang sehr 
verschieden ausfallen. ,, Auch hinsichtlich der Einwirkung der 
Kinderlandarbeit auf Gesundheit und Sittlichkeit sind 
unbedingt günstige, bedingt günstige und ungünstige Urteile 
zu unterscheiden.“ In ihren Schlußfolgerungen, die den letzten 
Abschnitt des Buches bilden und eine Reihe von Einzelfragen 
(Bedeutung der Kinderlandarbeit für Volkswirtschaft und Ein- 
zelarbeit, Bekämpfung der Landflucht usw.) zusammenfassend 
behandeln, kommt Helene Simon zwar zu dem Ergebnis, daß 
gewerbliche und Kinderlandarbeit nicht ohne weiteres zu ver- 
gleichen sind: ,,Die gewerbliche Kinderarbeit hat überhaupt 
keine Vorteile, maßvolle Kinderlandarbeit hat dagegen erzieh- 
liche Werte“; aber sie fordert an Hand ihrer Ergebnisse eine 
reichsgesetzliche Regelung auch der Kinderlandarbeit, sei es 
im Rahmen der vorläufigen Landarbeitsordnung oder einer der 
Gewerbeaufsicht entsprechenden landwirtschaftlichen Aufsicht. 
In der Hauptsache jedoch wird die Aufsicht, namentlich im 
Kleinbetrieb, der ländlichen Jugend- und Wohlfahrtspflege 
zufallen müssen. Daß eine solche Aufsicht, die bisher in allen 
Schutzbestimmungen vergessen war, auch in gesundheitlicher 
Hinsicht von größter Bedeutung ist, unterliegt keinem Zweifel; 
denn die Agrarhygiene liegt ,,trotz der guten Luft“ noch vielfach 
im argen. Das zeigen auch hier zahlreiche der eingelaufenen gut- 
achtlichen Äußerungen, wenn wir von exakteren Maßstäben an 
Hand der Sterblichkeitsziffern ganz absehen. So bedeutet in jedem 
Fall die verdienstvolle Arbeit eine Tat. G. Wolff (Berlin). 





Vorschläge zur gesetzlichen Regelung der Kinderarbeit in der 
Landwirtschaft veröffentlicht die ,,Soziale Praxis“ in Nr. 18 
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(Sp. 442). Sie sind dem Reichstagsausschuß betr. Kinderarbeit 
in der Landwirtschaft von einem Ausschuß unterbreitet worden, 
der von der Gesellschaft für soziale Reform und dem Deutschen 
Verein für ländliche Wohlfahrts- und Heimatpflege — angeregt 
durch das bekannte Buch von Helene Simon — eingesetzt 
worden ist und dem Vertreter aller interessierten Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmer-Gruppen angehörten. Die Vorschläge for- 
dern insbesondere für eigene sowohl wie fremde Kinder: 
grundsätzliches Verbot von Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
arbeit, gesetzliche Festlegung ununterbrochener elfstündiger 
Nachtruhe, Verbot gesundheitsschädlicher und unfallgefähr- 
licher Arbeiten, Sicherung des ständigen Schulbesuchs insbe- 
sondere auch durch Verbot der Arbeit vor dem Vormittagsunter- 
richt. Für fremde Kinder wird außerdem empfohlen: Zu- 
lässigkeit des Beschäftigungsverbots, wenn der Schularzt oder 
Vertrauenspersonen eine körperliche Gefährdung des Kindes 
feststellen, Begrenzung der regelmäßigen Arbeitszeit auf nicht 
mehr als drei Stunden während der Schulzeit und nicht mehr als 
sechs Stunden während der Ferien; bei besonderer Arbeits- 
anhäufung (Ernte usw.) sollen Ausnahmen zugelassen sein. 
Die Durchführung der Bestimmungen soll den Jugendämtern 
übertragen werden, die für diese Zwecke noch auszubauen sind. 
Strafbestimmungen sind in bezug auf eigene Kinder milder zu 
gestalten als in bezug auf fremde. Zur Begründung wird u. a. 
ausgeführt, daß ein Schutz der in der landwirtschaftlichen Ar- 
beit tätigen Kinder unbedingt geschaffen werden muß. Die 
besondere Artung der landwirtschaftlichen Kinderarbeit und 
der Wunsch, nur Bestimmungen zu treffen, die für das Land 
tragbar sind, haben dazu geführt, die Forderungen auf ein 
Mindestmaß zu beschränken. Daher ist auch von dem Verlangen 
nach einem starren Verbot der Arbeit fremder Kinder abge- 
sehen worden. Es erscheine zweckmäßiger, bei drohenden Miß- 
ständen einzugreifen, als Bestimmungen zu treffen, die ständig 
übertreten werden. Daher komme es vor allem auf die sorgfältige 
Durchführung der Vorschriften an. Hierfür sei auch eine erheb- 
liche Vermehrung der Schulärzte erforderlich. 
Gertrud Israel (Berlin). 


Sozialversicherung. 

Ernst Mayer, Die geistigen Grundlagen der Sozialversicherung 
und des Ärztestandes. C. F. Pilger & Co., Berlin 1926. 6.— 4. 
Während der Verfasser in seiner früher erschienenen Schrift 

über die Krisis des deutschen Ärztestandes davon ausging, daß 

die gegenwärtigen Verhältnisse die Idee des ärztlichen Berufes 
verletzen, so nimmt er in der vorliegenden Schrift, als der Fort- 
setzung der ersteren, seinen Ausgang vom kranken Menschen. 

Seine Absicht ist, darzulegen, daß die Rechte des Kranken bei 

den vorhandenen Einrichtungen der Sozialversicherung in den 

Hintergrund gedrängt sind. Er bestreitet, daß die Geldgeber 

der Krankenversicherung durch Aufbringung der Mittel mora- 

lisch ein Recht erwirken, den vom Staat und vom Individuum 
gewollten Zweck ihrerseits zu verwirklichen, und verlangt — 

im Gegensatz zu der geltenden sozialen Gesetzgebung — eine 

strenge Trennung der Zweckermächtigung und Einsammlung 

der Gelder einerseits und der Zweckverwirklichung anderer- 
seits. Das Recht des kranken Menschen und die vom Arzt er- 
hobenen Forderungen sollen einander entsprechen. Verfasser 
legt eingehend seine Ansicht über die Sozialversicherung und 
soziale Selbstbestimmung sowie über die ärztliche Organisation 
und den freien Beruf dar und macht auch eine Reihe konkreter 

Vorschläge, betont aber selbst, daß das, was etwa geändert 

werden soll, sich aus einer geistig begründeten Diskussion er- 

geben müsse. Auch wer — wie Referent — die Auffassung des 

Verfassers über die beste Verwirklichung des sozialen Gedankens 
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nicht teilt und ihm, wie beispielsweise in seinen Betrachtungen 
über das Ambulatorium, nicht zu folgen vermag, wird doch den 
Ernst und das Geschick seiner Arbeit anerkennen müssen. 
Reckzeh (Berlin). 
Sonderhoff (Hamburg), Soziale Last oder soziale Leistung. 
Soziale Praxis. 35, 386f. 1926. In der vorliegenden Abhandlung 
widerlegt der Verfasser die leider viel zu verbreitete Meinung, 
daß Sozialversicherung eine starke Belastung der deutschen 
Volkswirtschaft bedeute und sogar eine der Ursachen der 
heute herrschenden Wirtschaftskrisen bilde. Diese Behaup- 
tungen sind zum mindesten unwissenschaftlich. Ist doch 
Sozialversicherung keine charitative oder ähnliche Einrichtung, 
sondern vor allem eine eminent wirtschaftliche; denn ab- 
gesehen davon, daß dank der Sozialversicherung zahlreiche 
aus Krankheitsgründen ausgeschiedene Arbeitskräfte wieder- 
hergestellt werden, fördert sie die Steigerung der Leistungs- 
fähigkeit der Arbeitnehmer. Damit fördert sie die Pro- 
duktivität der gesamten Volkswirtschaft und beeinflußt 
günstig die materiellen und geistigen Grundlagen der 
Produktionsentwicklung. Vor allem erstrebt sie: Förderung 
und Sicherstellung des Einkommens der besitzlosen Bevöl- 
kerungsklassen und zwar nicht auf dem Wege der Armenpflege, 
sondern auf Grund der gesunden Wirtschaftspolitik. Ohne 
Sozialversicherung hätte man Löhne und Gehälter der Arbeiter 
und Angestellten erheblich steigern müssen, um ihnen selbst 
die Vorsorge in Fällen der Krankheit, Invalidität, des Unfalls 
usw. zu ermöglichen. Man hätte auch die Armenpflege mehr 
beanspruchen müssen, welche vom wirtschaftlichen Stand- 
punkte aus erhebliche Nachteile hat. Die Sozialversicherung 
hingegen stärkt das Selbstbewußtsein der Arbeitnehmer und 
sichert feste Bezüge in den Notfällen des Lebens. Das sind 
hauptsächlich die Gründe für die Berechtigung der Sozial- 
versicherung. Die Ausgaben, welche die Sozialversicherung 
fordert, können der jeweiligen Produktionskraft nicht ganz 
entsprechen. Dieses Problem ist allerdings zu schwierig, um so 
leicht gelöst zu werden, wie es die heutigen Gegner der Sozial- 
versicherung tun. Vielmehr ist hier eine wirtschaftlich-kritische 
und unvoreingenommene Forschung unter Hinzuziehung um- 
fassender Wirtschaftsstatistiken erforderlich. Der Standpunkt, 
den die Gegner der Sozialversicherung vertreten, ist auch 
wirtschaftspolitisch unrichtig. Ungerecht ist auch der Vorwurf, 
daß die Ausgaben für Sozialversicherung im Jahre 1925 sich 
gegenüber 1923 mehr als verdoppelt haben; denn hier spielen 
zahlreiche Faktoren mit, die mit Krieg, Inflation, vor allem 
Geldentwertung und Umschichtung des Mittelstandes in Be- 
ziehung stehen. M. Kantorowicz (Berlin). 


Wohnungs- und Siedlungswesen. 

F. Heyer (Glasgow). Die Bekämpfung der Wohnungsnot in 
Großbritannien. Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 
55, 141 ff. 1926. England war vor dem Kriege als klassisches Land 
des Arbeiterwohnungswesens bekannt. Ein typisches Wohnungs- 
system war das cottage- oder Einfamilienhaussystem. Miets- 
kasernen waren überall verachtet, dagegen ‚ein Haus mit 
Garten‘ aufs engste mit dem Volksleben verwachsen. Trotz- 
dem war es vor dem Kriege nicht gelungen, das Wohnungs- 
elend ganz zu beseitigen. Besonders mangelhafte Wohnungen 
waren auf dem flachen Lande und in den Bergwerksbezirken 
zu finden. Aber auch fast jede englische Stadt hat immer noch 
große verwahrloste Viertel mit ihren ‚‚Slums“. Diese Miß- 
stände verschlechterten sich noch während des Krieges dadurch, 
daß die Bautätigkeit stockte. Die Maßnahmen der Regierung 
waren unzureichend. Erst am 21. November 1918 kündete der 
damalige Ministerpräsident Lloyd George eine großzügige 
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Wohnungsreform an. Seitdem hat sich jede Regierung lebhaft 
mit der Frage der Wohnungsreform beschäftigt, die bestehenden 
Gesetze abgeändert, neue Paragraphen hinzugefügt usw. Da 
auch schon vor dem Kriege die Wohnungsgesetze, welche bis 
zur Mitte des vorigen Jahrhunderts zurückgehen, fortwährend 
geändert, ergänzt und umgearbeitet wurden, so wird die große 
Bedeutung einer übersichtlichen Kodifikation, der housingact, 
beziehungsweise der town-planning act 1925 (Stadterweiterungs- 
bestimmungen) für England, Wales und Schottland (zusammen 
4 Gesetze) klar. Diese 4 Gesetze bilden jetzt die Grundlage für 
die Regelung des Wohnungswesens. Vier große Aufgaben werden 
darin den Gemeinden zugewiesen: 


1. die Aufsicht über die vorhandenen Arbeiterwohnungen, 

2. die Sanierung ungesunder Stadtviertel, 

3. die Errichtung neuer Wohnungen für Arbeiter, 

4. die Aufstellung eines Bebauungsplanes für Stadterweite- 
rungen. 


Der Aufsicht unterliegen demnach in London Wohnungen 
bis zu 40 £, im übrigen Lande bis zu 26 £ Jahresmiete. Diese 
Wohnungen müssen dem Mieter vom Wirt in gutem, bewohn- 
barem Zustande übergeben und dauernd erhalten werden. Dies 
gilt auch für Wohnungen, welche Landarbeiter als Teil ihres 
Lohnes erhalten. Bei Vernachlässigung dieser Vorschriften 
durch den Wirt kann die Gemeinde die Ausbesserungen auf seine 
Kosten vornehmen. Der Gesundheitsbeamte der Gemeinde hat 
die Kleinwohnungen dauernd zu überwachen. Unbewohnbare 
Häuser werden auf seinen Antrag hin geschlossen. Sind sie 
binnen 3 Monaten nicht instand gesetzt, so können sie nieder- 
gerissen werden. Häuser ohne Hof dürfen nicht errichtet wer- 
den, Keller nicht als Schlafräume dienen. Die sogenannten 
„Slums‘‘ müssen auf Antrag des Gesundheitsbeamten nieder- 
gerissen werden, die Gemeinde hat hierfür einen neuen Be- 
bauungsplan aufzustellen. Dieser Plan bedarf der Genehmigung 
des Ministers. Die Gemeinden haben das Enteignungsrecht, 
und ebenso wie die gemeinnützigen Baugesellschaften, das 
Recht neue Arbeiterhäuser zu bauen, welche von der Gemeinde 
verwaltet werden. Ferner müssen alle Gemeinden über 3000 
Einwohner dem Minister einen Stadterweiterungsplan ein- 
reichen, der den Vorschriften des Ministers entsprechen muß. 
Der Plan wird dem Parlament vorgelegt. Auf Einzelheiten kann 
hier nicht näher eingegangen werden. Doch erscheint es dem 
Verfasser fraglich, ob es trotz der großen Bemühungen bald ge- 
lingen wird, der Wohnungsnot Herr zu werden. Die Krise 
verschärft sich noch dadurch, daß die höhere Klasse ihre 
luxuriösen Wohnungen oft aus Sparsamkeit verläßt, um eine 
bescheidenere Wohnung zu mieten. Dadurch wird das Angebot 
von Wohnungen für den Mittelstand geschmälert. Dieser wird 
in die Neubauten mit Staatszuschuß gedrängt und eine nicht 
unbeträchtliche Konkurrenz für die Arbeiter bilden, welche 
sich mit den alten Wohnungen behelfen müssen; diese waren 
schon vorher unzureichend, und sind jetzt zum großen Teil 
als „Slums“ zu bezeichnen. Die Ausräumung der „Slums“, 
welche etwa 10% der Bevölkerung beherbergen, ist heute kaum 
möglich, weil ihre Insassen überhaupt keine Unterkunft haben 
würden. Es gleiten auch so immer mehr Häuser infolge von 
Überfüllung und Vernachlässigung in die Klasse der ‚Slums‘ 
hinab. Die schwierige Aufgabe jeder englischen Regierung 
bleibt also, die Wohnungsfrage so zu lösen, daß die eigentliche 
Arbeitermasse aus den ‚Slums‘ befreit und leidlich unterge- 
bracht wird. Besonders kritisch ist die Lage in Schottland; 
man baut jetzt dort wieder Wohnungen von 2 Zimmern, um 
wenigstens erst einmal die Einzimmerwohnungen räumen zu 
können. M. Kantorowicz (Berlin). 
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Lebenshaltung. 


C.E. Losli (London). Brot- und Fleischpreise in Großbritannien 
und der Versuch, angemessene Lebensmittelpreise durchzusetzen. 
Weitwirtschaftliches Archiv 23, 20*-—-45*. 1926. Etwa die 
Hälfte der Nahrungsmittelausgaben einer englischen Normal- 
familie des Arbeiterstandes entfällt auf Brot und Fleisch 
und.zwar auf Brot, Mehl und Gebäck 17—20%, auf Fleisch 
32%. Nach einer Schätzung des Board of Trade werden 
60% des britischen Volkseinkommens für Nahrungsmittel 
— allerdings einschließlich Tabak und Getränke — ver- 
ausgabt. Da aber in Zeiten wirtschaftlicher Depression die 
Lebensmittelpreise gestiegen sind, also die Reallöhne gesunken, 
hat die englische Regierung im November 1924 eine Unter- 
suchungskommission, die ‚Royal Commission of Food Price“, 
ernannt, deren Aufgabe es war, sowohl über die Ursachen als 
auch über die Wirkungen der Preissteigerungen zu berichten. 
Aus dem ersten Kommissionsbericht, der sich mit den Brot- 
und Fleischpreisen befaßt, ersehen wir, daß sie die Teuerung 
für unberechtigt erklärt und einen Antrag zum Schutze der 
Konsumenten stellte. Der Bericht gibt eine Reihe von inter- 
essanten Aufschlüssen über die komplexen Zusammenhänge, 
die für die Preisgestaltung dieser beiden wichtigsten Nahrungs- 
mittel nicht nur in England, sondern überhaupt, von entschei- 
dender Bedeutung sind. Von 1921 bis Mitte 1924 waren die 
Weltmarktpreise für Getreide und Fleisch im Vergleich zum all- 
gemeinen Preisniveau und zur gesunkenen Kaufkraft des 
Goldes überaus niedrig; im Verhältnis zum letzteren waren sie 
sogar niedriger als vor dem Kriege. Mit dem Sommer 1924 
setzte aber eine äußerst starke, von einer skrupellosen Spekula- 
tion übermäßig geförderte Hausse der Getreidepreise ein. Zuerst 
untersuchte die Kommission den Anteil sämtlicher Kontra- 
henten am Gewinn der Brotherstellung. Es stellte sich heraus, 
daß die Struktur des Preises für ein Brot im Gewicht von 


4 Pfd. am 1. Januar 1925 folgendermaßen aussah: 
0 
Kleinhandelspreises 


Farmer a2: een 41,25 
Umschlagskosten und Handelsgewinn (Laden, 

Löschen, Kommissionen) ................... 4,50 
Transportkosten (Getreide und Mehl) ........... 9,50 
Mahlkosten.u:::ui suceuse stsse 5,50 
Gewinn des Müllers ........................... 2,75 
Backkosten ............. PIERRE ER 16,75 
Verkaufs- und Zustellungskosten für Brot ........ 11,75 
Gewinn des Bäckers........................... 8,00 


insgesamt 1 00,00 
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Bei näherer Untersuchung stellte es sich heraus, daß die Bäcker 
durch lokale Vereinbarungen unberechtigt höhere Preise zu 
erzwingen suchten. Auch die Müller suchten durch lokale Ver- 
einbarungen die Preise zu fixieren. Interessant ist auch, fest- 
zustellen, daß nach dem Kriege, nicht zuletzt dank dem ge- 
nossenschaftlichen Zusammenschluß der kanadischen und 
amerikanischen Getreideproduzenten, sich die Müller bemühen, 
den Zwischenhandel auszuschalten. Doch herrscht noch Ge- 
treidespekulation auf dem Markte. Und obwohl der ganze 
internationale Getreidehandel sich in der Hand von sieben oder 
acht Firmen befindet, besteht unter ihnen uneingeschränkte 
Konkurrenz. Was die Fleischpreise betrifft, so hat es sich, ob- 
wohl die verschiedenen Sorten und Qualitäten des Fleisches 
die Untersuchung wesentlich erschwerten, herausgestellt, daß 
auch hier die Preise spekulativen Charakter tragen. So haben, 
trotz der Verminderung des Fleischkonsums der britischen Be- 
völkerung von 138,6 Pfd. im Jahresdurchschnitt 1909—13 auf 
135,8 in 1924, die Londoner Metzger ihr Einkommen seit dem 
Kriege mehr als verdoppelt. Auch hier sind verschiedene Ver- 
einbarungen der Metzger festzustellen; in der Hauptsache trägt 
aber die Zentralisierung des Fleischverkaufs in wenigen Händen 
die Schuld. So besitzt z. B. der Konzern der Union Cold Storage 
Compagny nicht nur eigene Schlachthäuser und Gefrierwerke in 
Südamerika, Neuseeland und Australien beziehungsweise 2353 
Verkaufsfilialen in ganz England, sondern er kontrolliert zahl- 
reiche andere Großfirmen, die offiziell unter anderen Namen 
figurieren. Genau wie der internationale Getreidehandel liegt 
der internationale Fleischhandel bei nur wenigen Firmen, jedoch 
mit dem Unterschied, daß hier keine solche Uneinigkeit herrscht, 
wie esim Getreidehandel der Fall ist. Um nun die Konsumenten 
in Schutz zu nehmen gegen unangemessene Lebensmittelpreise, 
hat die obenerwähnte Kommission die Schaffung einer neuen 
Institution, des Food Council, vorgeschlagen. Diese ist nichts 
anderes als eine ständige Kommission zur Überwachung und 
Prüfung der Lebensmittelpreise. Die englische Regierung hat 
diesen Vorschlag angenommen, und der Food Council hat seine 
Tätigkeit mit Erfolg aufgenommen. So gelang es dem Food 
Council, eine wesentliche Verbilligung des Brotpreises im Laufe 
kurzer Zeit durch einen Druck herbeizuführen. Da aber das 
Problem der Lebensmittelversorgung und -preise ein inter- 
nationales ist, will die Kommission vorschlagen, daß das Stu- 
dium der internationalen Lebensmittelprobleme als eine 
dauernde Aufgabe der wirtschaftlichen Sektion des Völker- 
bundes übertragen werden soll. 


M. Kantorowicz (Berlin). 


Verantwortlicher Schriftleiter: Professor Rott, Berlin-Charlottenburg 5; Frankstraße 3. 


Druck: Ohlenroth’sche Buchdruckerei Erfurt. 


Die Entwicklung der Bevölkerung in den Jahren 1910 bis 1925 und die Natalität 
und Mortalität in den Jahren 1923 bis 1925 im Deutschen Reich. 
Von E. ROESLE, Berlin. 


1. Die Entwicklung der Bevölkerung. 


Nach den endgültigen Ergebnissen der Volks- 
zählung im Deutschen Reich (ohne Saargebiet) vom 
16. Juni 19251) betrug die Zahl der 

ortsanwesenden Bevölkerung (popula- 

tion présente) su..2502: 

Wohnbevölkerung (population de rési- 

dence habituelle) 62348782 

Da die Wohnbevölkerung bisher noch nicht fest- 
gestellt wurde, so läßt sich nur auf Grund der Angabe 
über die ortsanwesende Bevölkerung das wirkliche 
Wachstum der Bevölkerung im Deutschen Reich er- 
messen. Im Jahre 1910 (1. Dezember) wurden auf 
dem gegenwärtigen Gebiete des Deutschen Reiches 
57798000 Personen gezählt, so daB sich eine Zunahme 
um 4766000 bis zum Jahre 1925 ergibt. Die Zunahme 
während dieser 141% Jahre war nur wenig größer als 
die während der vorausgegangenen Sjährigen Zäh- 
lungsperiode 1905 bis 1910 mit 4284504 und ist da- 
durch ausgezeichnet, daß hiervon nur wenig mehr als 
ein Drittel auf das männliche Geschlecht entfällt ; denn 
bei diesem Geschlecht betrug die Zunahme 1693000, 
beim weiblichen dagegen 3073000. Da der tatsäch- 
lichen Bevölkerungszunahme um 4766000 während 
der Jahre 1910 bis 1925 ein Geburtenüberschuß von 
4361000 gegenübersteht, so ergibt sich ein Wande- 
rungsgewinn von ungefähr 405000 Personen, der sich 
allerdings bei Berücksichtigung der Wohnbevölkerung 
auf 189000 vermindert. 

Als Folge dieser ungleichmäßigen Bevölkerungs- 
zunahme mußte sich eine bedeutsame Steigerung des 
Frauenüberschusses ergeben, wie die Verteilung 

der obigen Angaben für die Gesamtbevölkerung nach 
dem Geschlecht zeigt: 
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62564 753 











ÜberschuB der 
weiblichen Bevölkerung 
über die männliche 
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männliche | weibliche 




















Jahr Bevölkerung im Deut- | 

| schen Reich nach dem auf 1000 der 

Ä m an RT Ma absolut |männlichen 

Bevölkerung 
195 | e E 182 563| 32 382 190 2 199 627| 1073 
1910 28 489 787| 29 308 5 818765| 1029 
Zunahme1925 |+ 1 692 776|-+ 3 073 + 1 380 862 +44 

gegenüber 1910 
1) Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik“. Herausgegeben 


vom Statistischen Reichsamt. 5. Jahrg., S.783, 1925 u. 6. Jahrg., 
S. 292, 1926. 


Wenngleich die Auszählung der Bevölkerung nach 
dem Alter für das Jahr 1925 noch nicht vollzogen ist, 
kann man doch schon jetzt annehmen, daß die Zu- 
nahme des Überschusses der weiblichen Bevölkerung 
um 1380862 sich hauptsächlich nur auf die Geburts- 
jahrgänge 1880—1899, das sind die 2645 jährigen 
im Jahre 1925, beschränkt, da der männliche Teil 
dieser Geburtsjahrgänge weitaus am meisten durch 
den Krieg dezimiert wurde. Bis jetzt konnte nur für 
den Freistaat Bremen!) festgestellt werden, daß der 
dort im Jahre 1910 vorhanden gewesene Männerüber- 
schu im Alter von über 25—40 Jahren sich im 
Jahre 1925 in einen sehr beträchtlichen Frauenüber- 
schuß verwandelt hat, denn es trafen in diesem Alter 
auf je 1000 Männer im Jahre 1910 nur 941, im Jahre 
1925 dagegen 1186 Frauen. Man kann daher den 
gegenwärtigen Rückgang der Natalität verstehen, 
wenn man bedenkt, daß die Zahl der Frauen im 
fruchtbarsten Alter um nahezu ein Fünftel größer ist 
als die der gleichalterigen Männer. 

Der Krieg und seine Folgen haben jedoch nicht nur 
die Verteilung der deutschen Bevölkerung nach dem 
Alter, sondern auch deren Verteilung nach dem 
Zivilstand ungünstig beeinflußt. Die letztere Aus- 
zählung der Bevölkerung hat für Bayern ergeben, 
daß die Zahl der Witwer und Witwen sich von 374 918 
im Jahre 1910 auf 412289 im Jahre 1925, also um 
10,0%, die der geschiedenen Männer und Frauen sich 
von 8997 auf 24138, also um 168,3 %, während der 
gleichen Zeit erhöht hat. 

Wenn man auch annehmen darf, daß die letztere 
Zunahme in den protestantischen deutschen Ländern 
noch größer war als in Bayern, so kommt dennoch 
diesem Faktor nur eine geringe numerische Bedeutung 
zur Erklärung des Rückganges der Natalität in der 
Gegenwart zu. 

Das Deutsche Reich zählte im Jahre 1925 nur noch 
63580 Gemeinden gegenüber 75939 im Jahre 1910 
nach seinem damaligen Gebietsstand. Dieser Verlust 
ist zum größten Teile auf die Gebietsabtretungen nach 
dem Kriege und zum kleineren Teile auf die Einge- 
meindung benachbarter Gemeinden mit größeren Ge- 
meinden zurückzuführen. 

Von den 63580 Gemeinden im Jahre 1925 waren 
60132 ländliche Gemeinden mit weniger als 2000 
1) „Wirtschaft und Statistik“, 6. Jahrg., S. 200, 1926. 
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Einwohnern und zählten zusammen 22 224945 Ein- 
wohner, das sind 35,6%, der gesamten Wohnbe- 
völkerung. Die Hauptmasse der Bevölkerung, näm- 
lich 37,7%, wohnt jetzt in den Gemeinden mit 2000 
bis unter 100000 Einwohnern und der Rest — 26,7% 
— in den Großstädten mit 100000 und mehr Ein- 
wohnern. Gegenüber dem Jahre 1910 ist eine Ver- 
schiebung der Bevölkerung in die Großstädte einge- 
treten, deren Proportion sich allein erhöht hat, und 
zwar von 21,3 auf 26,7, während diejenige der Land- 
bevölkerung sich von 40,0 auf 35,6 und die der Ge- 
meinden mit 2000 bis unter 100000 Einwohnern sich 
von 38,7 auf 37,7 vermindert hat. Die Verminderung 
der Landbevölkerung war jedoch nicht wie in frü- 
heren Volkszählungsperioden eine rein proportionelle, 
sondern eine tatsächliche, und beruht hauptsächlich 
darauf, daß die Proportion der Landbevölkerung in 
den abgetretenen Gebieten viel größer war als in dem 
verbliebenen Gebiet. In der tatsächlichen Abnahme 
der Landbevölkerung und in der alleinigen Beschrän- 
kung der Bevölkerungszunahme aufdie Großstädte muß 
man einen weiteren Faktor des Rückgangs der Natalität 
erblicken; denn die deutschen Großstädte zeichnen 
sich in der Gegenwart durch die geringste Natalität aus. 

Während die Gebietsfläche des Deutschen Rei- 
ches infolge der Abtretungen um 13,05% im Jahre 
1925 geringer war alsim Jahre 1910, ist die Bevölke- 
rungsdichtigkeit während der gleichen Zeit um 
11,4%, angestiegen, denn es trafen im Jahre 1925 
133,7 Einwohner auf 1 qkm gegenüber 120,0 im Jahre 
1910 nach dem damaligen Gebietsstand. Diese inten- 
sive Einengung des Nahrungsspielraums ist nicht nur 
eine Folge des Wachstums der Bevölkerung, sondern 
auch des Umstands, daß die abgetretenen Gebietsteile 
weniger bevölkert waren als die verbliebenen. 

Wie in anderen dichtbevölkerten Ländern ging auch 
in Deutschland mit der intensiven Einengung des Nah- 
rungsspielraums ein Rückgang der Natalität einher. 


II. Natalität. 

I. Allgemeine Natalität. Im Gegensatz zu 
fast allen übrigen westeuropäischen Ländern hat die 
deutsche Natalitätsziffer sich im Jahre 1924 nach 
ihrem intensiven Rückgang in den Jahren 1922 und 
1923 nur ganz unbedeutend vermindert und ist im 
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| Lebendgeborene im Deutschen Reich 




















Jahr E Be auf 1000 der mittleren 
ni Bevölkerung 
1923 1297 449 21,0 | 
1924 1 270 820 20,5 
1925!) 1 290 732 20,6 


1) Vorläufige Angabe (,,Wirtschaft und Statistik‘, 6. Jahrg., 
S. 401, 1926). 
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Die geringe Variation dieser Werte deutet an, daB die 
deutsche Natalität sich seit dem Jahre 1923 auf einen 
Minimalwert eingestellt hat, der jedoch nicht unbedeu- 
tend größer ist als der gleichzeitig erreichte Minimalwert 
einer Reihe von anderen westeuropäischen Ländern. 

Unter den 11 größeren deutschen Ländern mit 
mehr als einer halben Million Einwohnern bewegte 
sich die Natalität im Jahre 1923 zwischen 23,4 (Bayern) 
und 15,0 (Hamburg) und im Jahre 1924, wenn man 
von dem eigentlichen Maximalwert Oldenburgs mit 
23,4 absieht, zwischen 22,5 (Bayern) und 15,3 (Ham- 
burg). Während also der maximale Grenzwert sich 
noch weiter verminderte, fing der minimale Grenzwert 
bereits wieder zu steigen an, wodurch die territorialen 
Differenzen der Natalität sich verkleinern mußten. 
Außer in Bayern hat die Natalität noch in Sachsen, 
Baden und Thüringen im Jahre 1924 intensiver ab- 
genommen als in den übrigen deutschen Ländern, wie 
die Tabelle 1 zeigt. 


Tabelle 1. 
Geographische Verteilung der Natalität im 
Deutschen Reich in den Jahren 1923—1924. 
| Lebendgeborene 


Reich und größere deutsche l 2 auf 1000 


| 











Länder mit mehr als | Zahl der mittleren 
1, Million Einwohnern. | Bevölkerung 
0 es Lies I neas [ige 
Deutsches Reich ...... 11297449 | 1 270 820] 21,0 | 20,5 
1. Preußen ............. 792862| 784713) 21,0 | 20,7 
2 DAVIS sise 172 978| 1674001 23,4 | 22,5 
3. Sachsen ............. | 89060! 83376) 18,3 | 17,1 
4. Württemberg......... 51 301 49 361 | 19,6 | 18,8 
5. Baden............... | 5184| 49325) 224 | 21,2 
6. Thüringen ........... | 35557| 33604 22,4 | 21,0 
7. Hessen .............. | 27438) 27095| 20,3 | 19,9 
8. Hamburg ............ 16007! 16268] 15,0 | 15,3 
9. Mecklenburg-Schwerin. | 15 062 14787 | 22,0 | 21,5 
10. Oldenburg ........... | 12717) 12930) 23,0 | 23,4 
11. Braunschweig ........ 9 504 0187| 19,7 | 18,3 
12. Übrige 7 Länder ..... | 23119! 22774) 19,8 | 19,4 


| 
Die Natalität stand im Jahre 1924 zum größten Teil 
noch unter dem Einfluß der Inflation; mit Eintritt 
der Stabilisierung der deutschen Valuta im Dezember 
1923 fing sie genau 9 Monate später sich allmählich 
wieder zu erheben an. Diese Erscheinung kommt in 
den vierteljährlichen Natalitätsziffern zum Ausdruck. 


_ [Natalität (Lebendgeborene) auf je 1000 der mittleren 

















Bevölkerung ; 
N Te a a 1025 mehr 
: |! menr 
jahre | 1923 | 1924 | 1925 11924 mehr oder! „ger weniger 
| weniger als 1923 als 1924 _ 
l. 22,9 | 21,6 | 21,8 | —1,3 +0,2 
I. 21,9 | 20,6 | 218! —1,3 +12 
m. | 19,9 | 19,6 | 199! —03 +0,3 
IV. 190 | 20,0 | 190; +10 — 1,0 
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Der Wiederanstieg der deutscher Natalität 
setzte also im 4. Vierteljahr 1924 ein und hielt bis zum 
3. Vierteljahr 1925 an. In den Großstädten mit mehr 
als 100000 Einwohnern machte sich ebenfalls im 
4. Vierteljahr 1925 ein erneuter Rückgang der Natali- 
tät bemerkbar, der sich im 1. Vierteljahr 1926 noch 
verschärfte, entsprechend der zunehmenden wirt- 
schaftlichen Krisis gegen das Ende des Jahres 1925. 

2. Vitalität der Geborenen. Während die Zahl 
der Lebendgeborenen im Deutschen Reich sich im 
Jahre 1924 um 26629 gegenüber dem Vorjahr ver- 
minderte, hat die Zahl der Totgeborenen etwas zu- 
genommen. Deren Zahl erhöhte sich nämlich von 
42705 im Jahre 1923 auf 42805 im Jahre 1924 und 
auf 43579 im Jahre 1925. Diese Zunahme war aller- 
dings so klein, daß die Proportion der Totgeborenen 
zur Bevölkerungszahl in allen 3 Jahren die gleiche 
blieb, nämlich 0,7 auf je 1000 Einwohner. Dagegen 
mußte diese Zunahme die Totgeburtenquote erhöhen, 
die von 3,11 im Jahre 1923 auf 3,26 im Jahre 1924 
und auf 3,27 im Jahre 1925 in der Berechnung auf 
je 100 Geborene (Lebend- und Totgeborene) anstieg. 
Die Frage, ob mit dieser Zunahme auch eine gleich- 
zeitige Zunahme der artifiziellen Aborte einherging, 
muß offen gehalten werden, denn als einziges Argu- 
ment für eine solche Annahme kommt nur die be- 
deutsame Zunahme der Sterbefälle an Puerperalfieber 
im Deutschen Reich und insbesondere in den Städten 
in Betracht. Verwertbares statistisches Material über 
die Häufigkeit der Aborte liegt nur aus zwei 
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mitteldeutschen Großstädten, Halle a. S. und Magde- 
burg, vor. Hier versuchte man, alle in die Behandlung 
von Hebammen, Ärzten und Krankenhäusern ge- 
kommenen Aborte nach Möglichkeit zu erfassen. Da 
die Ergebnisse dieser statistischen Erhebungen in 
Anbetracht ihrer Seltenheit von allgemeinem Inter- 
esse sein dürften, wurden die hauptsächlichsten Daten 
in der Tabelle 2 zusammengestellt. 

Wie aus diesen detaillierten Angaben ersichtlich ist, 
gewinnt die Vitalität der Geborenen eine ganz andere 
Bedeutung, wenn man sie nicht allein nach der Tot- 
geburtenquote, sondern nach der Summe aus dieser 
Quote und der Quote der Aborte mißt. Letztere Summe 
machte in Magdeburg im Jahre 1924 genau ein Drittel 
— 33,1% — in Halle während der Jahre 1920—1923 
ein Fünftel — 19,9% — aller festgestellten Konzep- 
tionen aus. Dieser geringe effektive Erfolg der Kon- 
zeptionen beruht selbstverständlich weniger auf bio- 
logischen, als vielmehr auf exogenen Ursachen, die 
den Anlaß zur Beschränkung der Geburten geben. 

Es muB bemerkt werden, daß aus der Zunahme der 
gemeldeten Aborte in Magdeburg im Jahre 1924 
gegenüber 1913 nicht ohne weiteres auch auf eine Zu- 
nahme der tatsächlichen Aborte geschlossen werden 
darf, denn an der statistischen Erhebung der Aborte 
haben sich im Jahre 1913 viel weniger Ärzte beteiligt 
als bei der gleichen Erhebung im Jahre 1924. Dagegen 
lassen die Angaben aus beiden Städten eine sehr 
intensive Verminderung der Natalität erkennen, der 
eine Zunahme der Totgeburtenquote gegenüberstand. 


Tabelle 2. 


Die Natalität, Morti-Natalität und Pränatalität in der Stadt Magdeburg in den Jahren 1913 
und 1924 und in der Stadt Halle an der Saale in den Jahren 1920—1923. 













































































| = Auf je 1000 der mittleren Bevülkerung trafen Aus je 100 Konzeptionen Yo Auf je 100 
a | (Rubrik 6) sind hervor- | standesamtlich 
JENE I| in | | Lebend Totgeborene | gemeigeie eg r sea a As 
| |: geborene | Abort . Lebend | Totge- 
„ Tausenden | SS | | EN (Rubrik 3,4,5) geborene ee Aborte | trafen Aborte 
i Ù 2 — 3 | 4 | » 6 | 7 | 8 | 9 I 10 | 
| Stadt Magdeburg (ohne Ortsfremde) 1) 
1913 | 292 | 20,6 0,78 4,3 25,7 80,2 | 3,0 | 16,8 20,1 
1924 298 | 14,1 0,65 6,2 21,0 66,9 Si 30,0 42,4 
Stadt Halle a. S. (mit Ortsfremden) ?) 
1920 192,5 l 25,3 | 0,97 4,6 30,9 81,9 3,1 15,0 17,6 
1921 f 1942 >- 24,3 1,21 4,4 30,0 81,2 -4,0 14,8 17,4 
1922 | 195,4 | 22,0 1,02 5,1 28,1 | 782 3,6 18,1 22,2 
1923 | 195,5 0,95 | 4,6 | 25,8 | 78,6 | 3,7 17,7 21,5 


*) Rubrik 3 + 4. 


1) Roesle, E., Die Magdeburger Fehlgeburtenstatistik vom Jahre 1924. 


Neue Folge, 1. Band, S. 189—195, 1926. 





Archiv für Soziale Hygiene und Demographie. 


2) Berechnet nach den Angaben von H. Wolff, Zur Beobachtung der Fehlgeburten. Allgemeines Statistisches Archiv, 


14. Band, 1925. 


51° 


488. 











3. Legitimität und Illegitimität der Gebur- 
ten. Im Deutschen Reich wurden registriert: 


Geborene nach der Legitimitat in den Jahren | on 


1923 | 1924 
















legitime Lebendgeborene . .. . 1163779 | 1138488! — 25291 
illegitime ee 133670 | 132332| — 1338 
legitime Totgeborene ........ 35959 35816 — 143 
illegitime — „ç  ...... 6746 6.080) + 243 


1340154| 1313625 — 26529 


Total | 

Diese Angaben lassen erkennen, daB die oben er- 
wähnte Zunahme der Totgeborenen nur auf die Zu- 
nahme der itlegitimen Totgeborenen zurückzu- 


führen ist. Der Grund für diese Ausnahmeerschei- 
nung dürfte ein rein demographischer sein und in der 
Verschiebung des Alters der unehelichen Mütter nach 
oben zu suchen sein. Es ist bekannt, daß mit zu- 
nehmendem Alter der Mutter die Totgeburtenquote 
ansteigt. Da in den Kriegsjahren 1915 bis 1918 infolge 
des starken Rückgangs der Eheschließungen nur ein 
kleiner Teil der damals in das heiratsfähige Alter ein- 
tretenden Frauen zur Verheiratung gelangte und die 
ledig gebliebenen Frauen nach dem Kriege infolge 
Überalterung eine schwere Einbuße ihrer Heirats- 
chance erlitten, mußte eine Verschiebung des Alters 
der ledigen Frauen im gebärfähigen Alter eintreten, 
worüber allerdings erst die Ergebnisse der deutschen 
Volkszählung vom Jahre 1925 positiven Aufschluß 
zu geben vermögen. 

Infolge der alleinigen Zunahme der illegitimen Tot- 
geburten hat sich auch deren Proportion zur Gesamt- 
heit der illegitimen Geburten erhöht, während die 
entsprechende Proportion der legitimen Totgeburten 
fast stabil geblieben ist. Die Zunahme der Proportion 
der illegitimen Totgeburten setzte allerdings schon 
im Jahre 1919 ein und ist seither fast beständig an- 
gestiegen. 


Tabelle 3. 


Die Proportion der legitimen und illegitimen 
Totgeburtenim Deutschen Reichinden Jahren 




















1919—1924. 
! Legitime | Illegitime | Totgeborene 
Te ln $ l 
Totgeborene | überhaupt auf 
Jahre auf je 100 ‘je 100 Lebend- 
legitime ' illegitime |; und 
2 Lebend- und Totgeborene | "otgeborene 
1919 | 2,82 4,34 2,99 
1920 > 2,98 4,59 3,17 
1921 2,96 4,83 3,16 
1922 3,01 4,95 3,22 
1923 3,00 4,80 i 3,19 
1924 3,05 5,02 | 3,26 





Eine derartig hohe Proportion der illegitimen Tot- 


geburten wie die für das Jahr 1924, in welchem Jahre 
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5% aller ilegitimen Geborenen tot zur Welt kamen, 
ist seit der Periode 1872—1875 im Deutschen Reich 
nicht mehr beobachtet worden. Die Zunahme dieser 
Proportion nach dem Weltkriege ist um so auffallen- 
der, als die gleiche Erscheinung bisher nur noch in 
Ungarn festgestellt werden konnte. 

Wie schon die oben angegebenen Zahlen der legi- 
timen und illegitimen Lebendgeborenen andeuten, 
hat deren Häufigkeit im Verhältnis zu der anwachsen- 
den Bevölkerung im Jahre 1924 noch weiter abgenom- 
men. In jenem Jahre trafen auf je 1000 der mittleren 
Bevölkerung 18,3 legitime und 2,1 illegitime Lebend- 
geborene gegenüber 18,9 beziehungsweise 2,2 im 
Jahre 1923. Dagegen haben sich die Proportionen der 
illegitimen Lebendgeborenen und Totgeborenen nur 
wenig verändert, denn es trafen im Deutschen Reich 


























in den illegitime Lebend- illegitime Tot- lllegitime überhaupt 
geborene auf 1000 | geborene auf ebend- 
Jahren Lebendgeborene Totgeborene u. Totgeborene 
1923 | 103,0 158,0 | 1048 
1924 | 104,1 163,3 106,1 





Diese Proportionen sind dem Wandel der Zeiten 
unterworfen und haben deshalb während des Welt- 
krieges als Reaktion auf das Defizit der Eheschließun- 


gen stark zugenommen, nämlich bis auf 129,6 bei der 


Berechnung auf die Lebendgeborenen im Jahre 1918, 
nach dem Kriege als Reaktion auf die maximale 
Heiratsfrequenz rasch wieder abgenommen. 


III. Mortalität. 


l. Generelle Mortalität. Obgleich die Zahl der 
Sterbefälle im Deutschen Reich bereits im Jahre 1923 
sehr bedeutend gesunken war, erfolgte in den Jahren 
1924 und 1925 eine so intensive weitere Abnahme, daß 
die deutsche Mortalitätsziffer einen Minimalwert er- 
reichte, der weit unter dem Minimalwert vor dem 
Weltkrieg liegt. Die Gesamtzahl der Sterbefälle ist 
nämlich von 857898 im Jahre 1923 auf 759 075 im 
Jahre 1924, also um 98823 innerhalb eines Jahres, 
gesunken, oder in der Berechnung auf je 1000 der 
mittleren Bevölkerung von 13,90 auf 12,22. Dieser 
Rückgang setzte sich auch im Jahre 1925 fort. In 
diesem Jahre sank die Ziffer sogar unter 12, nämlich 
bis auf 11,9, entsprechend der weiteren Verminderung 
der Zahl der Gestorbenen bis auf 744306. 

Eine derartig niedrige Mortalitätsrate unter 12 
hatte im Jahre 1923 von den 11 größten deutschen 
Ländern nur ein einziges Land, nämlich Oldenburg, 
aufzuweisen ; im Jahre 1924 waren es bereits 4, näm- 
lich außer Oldenburg noch Sachsen, Hessen und 
Braunschweig. An der Abnahme der Mortalität im 
Jahre 1924 waren alle deutschen Länder beteiligt, 
woraus auf gemeinsame Ursachen geschlossen werden 
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Ä darf. Näheren Aufschluß über die geographischen 
Details der Mortalität gibt die Tabelle 4. 


Tabelle 4. 

Generelle Mortalität. 
Geographische Verteilung der generellen 
Mortalitätim Deutschen Reich in den Jahren 
1923—1924. 








| | Zahl der r Sterbefälle Ile insgesamt 
u LE (ohne Totgeborene) 


Reich und größere 
deutsche Länder 


auf je 1000 
der mittleren 
Bevölkerung 


absolut 


1924 
759 075 





a Paz 1923 | 








Deutsches Reich | 857 898 13,90 | 12,22 
1. Preußen ............. | 522 826 | 459 046 | 13,88 | 12,10 
2- Bayern creuse | 111 561 99 958 | 15,11 | 13,45 
3. Sachsen .......... ... | 62221 | 54888 12,82 | 11,25 
4. Württemberg......... i 36268 | 32353 | 13,87 | 12,34 
5. Baden............... | 32220 | 29317 | 13,94 | 12,61 
6. Thüringen ........... | 21 482 19 196 | 13,56 | 12,02 
7. Hessen .............. | 16 206 15 287 : 12,02 | 11,25 
8. Hamburg............ | 14129 | 13150 | 13,24| 12,35 
9. Mecklenburg-Schwerin. | 11 502 9830 | 16,79| 14,27 
10. Oldenburg ........... | 6350 5834 | 11,59| 10,55 
11. Braunschweig ........ | 7029 6.000 | 14,09| 11,97 
12. Übrige 7 Länder ...... | 16104 | 14216 | 13,76| 12,10 


2. Die generelle und standardisierte Morta- 
lität nach Geschlecht. 

Hinsichtlich der Mortalität nach Geschlecht ist zu 
bemerken, daß die Abnahme der Mortalitätsrate beim 
männlichen Geschlecht etwas größer war als beim 
weiblichen, wodurch beide Ziffern im Jahre 1924 
einander sehr nahe kamen. Im letzteren Jahre stand 
der Mortalitätsrate des männlichen Geschlechts mit 
12,69 eine solche des weiblichen Geschlechts mit 
11,78 gegenüber. Wird die letztere — 100 gesetzt, 
so betrug die erstere 107,7. Diese Sexualproportion 
ist nach der abnorm geringen des Jahres 1919 die ge- 
ringste, die sich bei der deutschen Mortalitätsziffer 
bisher ergeben hat, und beruht darauf, daß der Rück- 
gang der Mortalität beim männlichen Geschlecht nach 
dem Kriege intensiver war als beim weiblichen. In 
Wirklichkeit war jedoch diese Sexualproportion noch 
geringer, als der Vergleich der rohen Mortalitäts- 
ziffern für jedes der beiden Geschlechter anzeigt. 

Die standardisierten Mortalitätsziffern ergeben näm- 
lich für das Jahr 1923, bis zu welchem Jahre zur Zeit 
eine derartige Berechnung ausgeführt werden kann, 
eine Sexualproportion von 100: 107,1, während die 
der rohen Mortalitätsziffern für jenes Jahr 100 : 108,5 
betrug. Die Differenz zwischen diesen beiden Sexual- 
proportionen deutet an, daß eine größere Veränderung 
in der Altersverteilung der männlichen Bevölkerung 
eingetreten sein muß als in der der weiblichen Be- 
völkerung, und zwar zu ungunsten des männlichen 
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Geschlechts. Diese Veränderung war durch die Kriegs- 
verluste bedingt, durch die sich die Proportion der 
über 50 Jahre alten Männer erhöhen mußte. Durch 
die Standardisierung der Mortalitätsziffer gelingt es 
jedoch, diese für die Gestaltung der rohen Mortalitäts- 
ziffer ungünstige Altersverschiebung zu kompensieren. 
Die standardisierten Ziffern zeigen weiterhin an, 
daß die rohen Mortalitätsziffern für die letzten Jahre 
eine etwas geringere Mortalität vortäuschen als die- 
jenigen, welche sich ergeben hätte, wenn die deutsche 
Bevölkerung sich in der Gegenwart in der gleichen 
Weise nach Alter und Geschlecht verteilen würde, wie 
dies im Jahre 1910 der Fall war; denn der Standardi- 
sierung der deutschen Mortalitätsziffern liegt die Be- 
völkerungsverteilung in jenem Jahre zugrunde. 


Tabelle 5. 
Die Mortalitätim Deutschen Reich nach dem 
_ Geschlecht in den Jahren 1923 und 1924. 


Zahl der Sterbefälle insgesamt im Deutschen Reich 


auf je 1000 der mittleren 
absolut Bevölkerung _ 


ET Te — zu- 
____{männtich] weiblic weiblich | sammen | ||männlich| weiblich | sammen 











Jahre | 


E 






































1923 |430706 |427 192| 857898! 14,40 Di 13,35 | 13,90 
1924 |379920|379 155 |759075| 12,69 | 11,78 | 12,22 
Standard-Sterbeziffer gemäß der : 
deutschen Standard- | englischen Standard- 
Bevölkerung Bevölkerung 
‚männlich | we weiblich lich | en | männlich| weiblich ännlich| weiblich | sam sammen 
1923 || 1461 | 13,64 1461 | 13,64 | 1412 | 1435 | 13,19 | 12 | 1435 | 1319 | 13,78 ° 13,78. 








3. DieMortalität nach Alter und Geschlecht. 
An dem intensiven Rückgang der Zahl der Sterbe- 
fälle im Deutschen Reich um rund 99 000 im Jahre 1924 
gegenüber dem Vorjahr, in dem diese Zahl bereits ein 
bis dahin noch nicht verzeichnetes Minimum erreicht 
hatte, war nur bis zu einem Drittel der Rückgang der 
Sterbefälle im 1. Lebensjahre beteiligt, und zwar mit 
rund 34000. Diesem Rückgang stand allerdings 
auch ein solcher der Zahl der Lebendgeborenen um 
rund 27000 gegenüber. Dennoch vermindert sich die 
Säuglingssterblichkeit sehr bedeutend, nämlich 
von 132 im Jahre 1923 bis auf 108 im Jahre 1924 und 
bis auf 105 im Jahre 1925 in der Berechnung auf 
1000 Lebendgeborene des gleichen Jahres. Damit hat 
sich endlich die deutsche Säuglingssterblichkeit den 
Minimalziffern der nordwesteuropäischen Länder ge- 
nähert, mit welchem Rückgang allerdings auch ein sol- 
cher der Natalität bis auf 20,5 im Jahre 1924 einherging. 

Viel bedeutungsvoller ist jedoch der Rückgang der 
Zahl der Sterbefälle in den Altersklassen jenseits des 
1. Lebensjahres um 65000, da die Mortalitätsziffern 
fast aller dieser Altersklassen bereits seit dem Jahre 
1921 unter ihren Minimalwerten vor dem Kriege ver- 
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laufen. Leider liegt das Ergebnis der Auszählung der 
Sterbefälle nach Altersklassen für das Jahr 1924 noch 
nicht vor, jedoch läßt sich aus dem Vergleich der ver- 
schiedenen Häufigkeit gewisser Todesursachen in den 
Jahren 1923 und 1924 schon jetzt folgern, daß die 
Abnahme der Mortalität im Alter von 1—5 Jahren, 
in den mittleren Altersklassen von 20—40 Jahren und 
in den höchsten Altersklassen am bedeutsamsten ge- 
wesen sein muß. 
Tabelle 6. 
Die Mortalitätim Deutschen Reich nach Alter 
und Geschlecht im Jahre 1923. 


a) Nach Sjährigen Altersklassen: 
| Zahl der Sterbefälle insgesamt 
Alters- | 

















auf je 1000 Lebende gleichen 
klassen | absolut | fs und AE 
| | männlich] weiblich | sarımen | männlich| weiblich | sammen“ 
0— 1 | 96520| 74 496 | 171 016 144,13) | 118,71) | 131,89 
1— 5 | 26322| 23866 | 50188! 11,4 | 10,7 | 11,1 
0— 5 |122842| 98362 | 221 204; 41,8 | 34,8 | 38,4 
5-10 | 5163| 4747 | 9910: 2,3 2,1 2,2 
10—15 | 5658| 5735 | 11393 | 1,7 1,8 1,8 
15—20 | 12395| 10549 | 22944 | 3,8 3,2 3,5 
20—25 | 17450| 13989 | 31439 5,9 4,5 5,2 
25—30 || 12008| 14063 | 260711 5,3 5,0 5,2 
30—35 | 9798| 12755 | 22553| 4,9 5,1 5,0 
35—40 | 10652| 12889 | 23541! 5,5 5,7 5,6 
40—45 | 12695 | 13040 | 257351 6,8 6,4 6,6 
45—50 | 16515| 15667 | 32182 9,1 8,2 8,6 
50—55 | 19742| 17482 | 37224| 13,1 | 11,2 | 12,1 
- 55—60 | 24747 | 21 898 | 46645 | 199 | 16,4 | 18,1 
60—65 | 30615 | 28656 | 59271) 31,6 | 26,2 | 28,7 
65—70 | 33414 | 35019 | 68433 | 49,6 | 43,1 | 46,0 
70—75 | 36816| 42508 | 79324 | 827 | 740 | 778 
75—80 | 30206 | 38717 | 68923 133,9 |124,3 | 128,1 
80—85 | 20386 | 26852 | 47238 | 213,9 | 196,1 | 203,6 
85—90 | 7717| 11218 | 18935 | 326,6 
90 und | 
darüber | 1653| 2933 | 4586 | 371,1 
unbe- l 
kannt 234| 113 347! — 
Insge- 
samt | 430 706 | 427 192 | 857 898 | 14,49 | 13,35 | 13,90 

















1) Auf je 1000 Lebendgeborene berechnet. 
b) Nach 10 jährigen 
Altersklassen 


c) Nach der englischen 





Alterseinteilung 

















vom 30. Altersjahre an: vom 25. Altersjahre an: 
` Sterbefälle auf je 100 © Sterbefälle auf je 10) 
Alters- Lebende gleichen Alters Alters- | Lebende gleichen Alters 











klassen und Geschlechts klassen | und Geschlechts 
männlich | weiblich _ || männlich _|_ weiblich 
30—40 52, 54 25-351 5,1 5,1 
40—50 79 À‘ 7,3 35-45 62 6,1 
50—60! 162 | 149 45-55 10,9 9,5 
60—70) 39,0 | 33,4 55-65) 25,0 20,8 
70—80; 99,9 91,7 65-751 60,9 55,9 
80—90, 236,1 218,7 75—85, 157,6 146,0 
90 und! 371,1 389,1 85 und! 334,6 314,5 





darüber darüber) 
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In der Tabelle 6 sind in sehr detaillierter Weise die 
Mortalitätsziffern nach Alter und Geschlecht 
für das Jahr 1923 zusammengestellt, wodurch es mög- 
lich ist, beliebige Vergleiche mit anderen Ländern an- 
zustellen. Hierbei muß auf eine Besonderheit der 
Mortalität des männlichen Geschlechts aufmerksam 
gemacht werden, die darin besteht, daß die Zahl der 
Sterbefälle in den Altersklassen von 20—25 und von 
25—30 Jahren höher war als die der Sterbefälle in den 
Altersklassen von 30—35 und von 35—40 Jahren. 
Das gleiche Verhalten zeigen die Mortalitätsziffern für 
die Altersklassen von 20—25 und von 25—30 Jahren 
gegenüber der Ziffer für die Altersklasse von 30—35 
Jahren. Diese unphysiologische Erscheinung hat sich 
bisher in allen Jahren nach dem Kriege ergeben, je- 
doch kann die Ursache hierfür nicht ergründet werden, 
da in der Reichs-Todesursachenstatistik die Sterbe- 
fälle im Alter von 15—-30 zu einer Altersklasse zu- 
sammengefaßt werden ; es besteht jedoch der Verdacht, 
daß die geschätzte Zahl der Lebenden in den erwähnten 
Altersklassen der Wirklichkeit nicht entspricht, wo- 
rüber freilich erst die Ergebnisse der Volkszählung 
Klarheit bringen können. Beim weiblichen Geschlecht, 
das in allen Altersklassen mit Ausnahme der Alters- 
klassen von 10—15, 30—35, 35—40 und 90 und mehr 
Jahren eine geringere Mortalität als das männliche 
Geschlecht aufwies, fehlt diese merkwürdige Er- 
scheinung bei der Berechnung der Mortalitätsraten. 

4. Saisonale Variationen der Mortalität. 
Während der monatliche Verlauf der deutschen 
Mortalitätsziffer vor dem Kriege noch dadurch 
charakterisiert war, daß neben einem Wintergipfel 
noch ein mehr oder minder hoher Sommergipfel 
bestand, ist hierin bereits während des Krieges eine 
wesentliche Änderung insofern eingetreten, als der 
letztere immer mehr verschwand. Dieser Sommer- 
gipfel beruhte fast ausschließlich auf dem Anstieg der 
Säuglingssterblichkeit in der heißen Jahreszeit. Im 
Jahre 1924 fehlte er vollkommen, wodurch die starke 
Abnahme der Säuglingssterblichkeit in jenem Jahre 
verständlich wird. An seiner Stelle finden wir nun das 
saisonale Minimum der Mortalität in den Monaten 
August bis Oktober. 

Jedoch trat in jenem Jahre auch der Wintergipfel 
nur wenig in Erscheinung, da der rasche Temperatur- 
wechsel fehlte. Hieraus erklärt sich die starke Ab- 
nahme der Mortalität an den Krankheiten der Re- 
spirationsorgane, an Tuberkulose und an Alters- 
schwäche. Ja man muß sogar gestehen, daß die 
günstige Gestaltung der Mortalität im Jahre 1924 
fast ausschließlich den günstigen meteorologischen 
Verhältnissen jenes Jahres zu verdanken ist; denn die 
Abnahme der Mortalität war in den Winter- und 


Sommermonaten am größten, also in einer Zeit, in der 
den meteorologischen Verhältnissen der größte Ein- 
fluß auf die Mortalität zukommt. Da diese Verhält- 
nisse auch in den Winter- und Sommermonaten des 
Jahres 1925 sehr günstig waren, mußte sich auch für 
dieses Jahr eine geringe Mortalität ergeben. 


Tabelle 7. 


Jahreszeitliche Verteilung der Sterblichkeit 
im Deutschen Reich. 


a) Nach Monaten in den Jahren 1923 und 1924. 





Zahl Zahl der Sterbefälle insgesamt | mEn 




















Monate absolut ! one a eu ale 
_________ berechnet 

| 1923 3 | ı 1924 Ta 1923 | 1924 
Januar ..... 87299 | 74732 16,69 14,26 
Februar..... ı 82064 68 618 . 17,37 13,98 
März ....... ' 87078 | 76996 16,64 14,67 
April ....... 75962 | 69014 14,9 13,58 
Mai ........ 71613 , 64703 13,67 12,31 
Juni........ 64 364 | 56895 | 12,69 11,18 
Juli ........ : 69014 | 57043 | 13,16 10,84 
August...... ' 62679 | 56869 11,95 10,80 
September... | 62709 | 53366 12,35 10,47 
Oktober..... | 61894 | 56865 | 11,79 10,79 
November... | 61943 | 59123 12,19 11,58 
Dezember... | 71279 | 64851 13,57 12,29 

Insgesamt | 857898 | 759075 | 1390 | 12,22 


b) Nach _Vierteljahren im Jahre 1925. 
RE Zahl der Sterbefälle auf Grund der vorläufigen 


l 











Viertel- Vierteljahrsangaben 
jahre absolut | auf je 1000 der mittleren Bevölkerung 
ae und aufs Jahr berechnet 
I. | 196276 12,75 
II. 186 429 12,09 
HI. | 171 476 10,98 
IV. 190125 | 12,15 


IV. Mortalität nach Todesursachen. 


Das Jahr 1924 ist das erste, für das die deutsche 
Todesursachenstatistik sich auf das gesamte Gebiet 
des Deutschen Reichs bezieht; denn in jenem Jahre 
hat der bis dahin noch fehlende Freistaat Mecklen- 
burg-Strelitz, der nicht ganz 100000 Einwohner zählt 
und Orte mit mehr als 10000 Einwohnern nicht be- 
sitzt, sich an dieser Statistik beteiligt. Die Auszählung 
der Todesursachen erfolgte wie bisher nach dem kurzen 
deutschen Todesursachenverzeichnis vom Jahre 1904, 
das teils Krankheitsarten, teils Krankheitsgruppen, 
letztere jedoch nur unvollständig, aufzählt. Die 
Vergleichbarkeit der Ergebnisse dieser Statistik mit 
den Angaben der entsprechenden Statistik anderer 
Länder beschränkt sich daher nur auf einzelne Krank- 
heitsarten. Da jedoch auch die Art, wie die Todes- 
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ursachen festgestellt werden, in den einzelnen deut- 
schen Ländern noch sehr verschieden ist und von 
dem primitiven Verfahren der Feststellung durch Be- 
fragung der Hinterbliebenen bis zu der exaktesten 
Art der Ermittlung durch den behandelnden Arzt und 
den seine Angaben kontrollierenden offiziellen ärzt- 
lichen Leichenbeschauer variiert, so ist es verständlich, 
daß den Ergebnissen dieser Statistik für die einzelnen 
deutschen Länder ein sehr verschiedener Wert zu- 
kommen muß und daß ihre Zusammenstellung für das 
ganze Reich nur bedingte Werte ergeben kann. Dazu 
kommt, daß selbst die Rubrizierung der Angaben über 
die einzelnen Todesursachen nicht in allen deutschen 
Ländern nach einheitlichen Gesichtspunkten erfolgt. 
Ein zuverlässigerer Vergleichswert kann nur den An- 
gaben über die Infektionskrankheiten zuerkannt wer- 
den, jedoch macht sich auch hier in bezug auf die 
Tuberkulose anderer Organe der Einfluß der ver- 
schiedenen Art der Feststellung der Todesursache 
bemerkbar. l 

1. Infektionskrankheiten. Von den Angaben 
der Todesursachenstatistik kommt denjenigen über 
die anzeigepflichtigen Krankheiten ein besonderes 
Interesse zu, da diese Angaben das wichtigste Krite- 
rium zur Beurteilung der Vollständigkeit der ange- 
zeigten Erkrankungen an diesen Krankheiten ab- 
geben können. Aus dem Verhältnis der in der Todes- 
ursachenstatistik verzeichneten Sterbefälle an solchen 
Krankheiten zu den angezeigten Erkrankungen an 
den gleichen Krankheiten läßt sich für das ganze 
Reichsgebiet für das Jahr 1924 folgende Letalität 
berechnen : 


Festgestellte |Todesfälle auf 








| Ge- 
Anzeigepflichtige | Todesfälle ge- 
zeigep : 18 : meldete mäß der Todes- 100 gemeldete 
Krankheiten | Erkran- ursachen- Erkrankun- 
Statistik 





gen (Letalität) 


Diphtherie und Krupp . 9,5 
Scharlach ............ 2,2 
Typhus abdominalis... 13,2 
Puerperalfieber........ 52,3 
Dysenterie............ 11,7 
Meningitis cerebrospi- 

nalis epidemica ..... 61,0 
Poliomyelitis acuta .... 20,3 
Anthrax.............. 18,7 
Variola una | 16 6 37,5 
Typhus exanthematicus | 8 l 12,5 


Während weder der Häufigkeit der Erkrankungen 
noch der Zahl der Sterbefälle an diesen Krankheiten 
eine Grenze gezogen ist, kommt der Letalität die Funk- 
tion einer Konstanten zu, deren nur wenig variierende 
Größe in dem Wesen der einzelnen Krankheiten be- 
gründet ist. Es muß sich daher auch in anderen Län- 
dern, in denen die Erkrankungen und Sterbefälle an 
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diesen Krankheiten ebenso vollständig erfaßt werden, 
annähernd die gleiche Letalität ergeben; während 
bei ungleicher Letalität entweder eine Unvoliständig- 
keit der statistischen Erfassung der Erkrankungen 
oder eine territoriale Besonderheit des Wesens einer 
Krankheit vorliegen muß. Der territoriale Vergleich 
der Letalität bei einigen wichtigen anzeigepflichtigen 
Krankheiten ergibt für das Jahr 1924 folgendes Bild, 
wenn man z. B. hierzu die englischen Angaben in der 
gleichen Weise wie die deutschen berechnet. 


Tabelle 8. 
Vergleich der Morbidität, Mortalität und 
Letalität bei einigen Infektionskrankheiten 
in Peutscnlang und England für das Jahr 1924. 


n o m a 


D Gemeldete || Festgestellte | Auf je 100 
Anzeige- Erkrankungen Todesfälle en 


flichtige 
| auf je 10000 Einw auf je 10000 Einwohner 











Krankheiten Aal 
Deutschl. Engl. {Deutsch Engl. |Deutschl.| Engl. ‘D: Engl. "Deutschl. Deutschl.| Engl. 

Diphtherie .. 

Scharlach..... 

Typhus abdo- 

minalis...... 

Puerperalfieber | 52,78!) |29,90?) || 27,61) 

Meningitis cere- 

brospinalis... | 0,12 | 0,10 0,07 

Poliomyelitis  : 

ACTA Se À 0,20 0,02 

Variola....... 0,004 | 0,97 | 0,001 


1) Auf 10000 Lebend- und Totgeborene. 

3) Auf 10000 Lebendgeborene. 

Während bei der Diphtherie sich die gleiche Mor- 
- talität in beiden Ländern ergibt, weichen die Morbidi- 
tät und dementsprechend auch die Letalität in beiden 
Ländern beträchtlich voneinander ab, woraus auf eine 
größere Unvollständigkeit der Anzeigen der Erkran- 
kungen in Deutschland geschlossen werden muß, da 
die deutsche Letalitätsziffer einen viel zu hohen Wert 
ergibt. Dagegen war die Mortalität an Scharlach 
in England noch einmal so groß wie in Deutschland. 
Aus diesem Grunde mußte man auch eine doppelt so 
große Morbidität wie in Deutschland erwarten; in 
Wirklichkeit war diese jedoch in England viermal so 
groß wie in Deutschland, so daB man auch hier Zweifel 
an der Vollständigkeit der deutschen Erkrankungszahl 
hegen muß. Umgekehrt war in Deutschland sowohl 
die Mortalität als auch die Morbidität und Letalität 
bei Typhus abdominalis größer als in England, 
eine Erscheinung, die auch der Wirklichkeit ent- 
sprechen dürfte, da diese Krankheit zu denjenigen 
gehört, die statistisch am vollständigsten erfaßt wer- 
den. Das Gegenteil trifft auf das Puerperalfieber 
zu, da der statistischen Erfassung des Puerperal- 
fiebers post abortum überall noch große Schwierig- 
keiten im Wege stehen. Dennoch zeigt sich hier hin- 
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sichtlich der Letalität in beiden Ländern eine große 
Übereinstimmung. Eine solche ergibt sich in sehr 
weitgehendem Maße auch bei der Meningitis cere- 
bro-spinalis, und zwar sowohl hinsichtlich der 
Mortalität als auch hinsichtlich der Morbidität und 
Letalität, wenn man bei der letzteren berücksichtigt, 
daß ihr Wert aus sehr kleinen und deshalb Zufällig- 
keiten unterworfenen absoluten Zahlen gewonnen ist. 
Während bei der Poliomyelitis acuta die Letalität 
in beiden Ländern gleich groß, die Mortalität und Mor- 
bidität in England dagegen doppelt so groß wie in 


‚Deutschland war, ergibt sich bei der Variola die 


größte Verschiedenheit zwischen der Morbidität und 
der Letalität in beiden Ländern. Die Differenz weist 
darauf hin, daß diese Krankheit in England einen 
besonders milden Charakter zeigt, der bekanntlich 
noch nicht ergründet werden konnte. Da aber in 
Deutschland, wie bereits dargetan, die absolute Zahl 
der Erkrankungen und Sterbefälle an den Pocken nur 
ganz gering war, kommt der hieraus berechneten 
Letalität naturgemäß nur ein Zufallswert zu. 

Es muß noch bemerkt werden, daß im Jahre 1924 
die nachstehenden Infektionskrankheiten einen in der 
deutschen Todesursachenstatistik noch nicht ver- 
zeichneten Minimalwert ihrer Mortalitätsziffer er- 
reichten: 


| Sterbefälle auf je 10000 der 


Todesursachen | mittleren Bevölkerung im 
i e 19 





Jahre 
__(Bisheriges Minimum) 

Pocken (Variola)............... | 0,001 
Scharlach (Scarlatina) .......... 0,1 
ÉFYSIDél x se ee, 0,2 
Masern und Rôtein (Morbilli et 

Rubeolae) ................... 0,3 
Diphtherie und Krupp .......... | 0,6 
Tuberkulose aller Organe ....... | 12,0 





Die größte Bedeutung kommt natürlich der Ab- 
nahme der Tuberkulose zu, da deren Mortalitätsziffer 
in den Jahren 1922 und 1923 wieder angestiegen war, 
und zwar bis 15,0 im Jahre 1923. Der vorübergehende 
Anstieg kann natürlich nur auf einer Erhöhung der 
Letalität beruhen. Auf diese Erscheinung mußte 
automatisch ein Rückgang der Mortalität folgen, da 
viele Tuberkulosekranke vorzeitig in den Jahren 1922 
und 1923 dahingerafft worden waren. 

2. Tumoren. Nach dem deutschen Todesursachen- 
verzeichnis werden nur die Carcinome für sich allein 
ausgezählt: alle übrigen Tumoren, sowohl die bös- 
artigen als auch die gutartigen, einschließlich der 
Tumoren der weiblichen Geschlechtsorgane, werden 
im Gegensatz zu der Rubrizierung gemäß dem Inter- 
nationalen Verzeichnis in einer Rubrik mit dem Titel 
„Andere Neubildungen“ zusammengefaßt. 
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Entsprechend der zunehmenden Überalterung des 
deutschen Volkes nach dem Kriege, d. h. der zu- 
nehmenden Proportion der über 50 Jahre alten Be- 
völkerung auf Kosten der mittleren und jüngsten 
Altersklassen, ist die Mortalität an Carcinom nach dem 
Kriege rasch und beständig angestiegen, nämlich von 
8,1 im Jahre 1918 bis auf 9,8 im Jahre 1924, also um 
21%. Daß für die Erklärung dieser Zunahme nur die 
Überalterung der Bevölkerung, nicht aber die Ver- 
besserung der Feststellung der Todesursache — in 
welcher Hinsicht seit dem Kriege keine Änderung 
eingetreten ist — herangezogen werden kann, zeigt 
die Verschiedenheit dieser konstanten Zunahme bei 
den einzelnen Geschlechtern. Es betrug nämlich im 
Deutschen Reich 


[sie : die Mortalität an Carcinomen auf 10 000 "Lebende 


in den 














bei beiden 
Jahren beim männlichen] beim weiblichen | Geschlechtern 
| AL BESEHIECHE | Geschlecht E zusammen 
1918 Oon | 3 8,9 8 1 
1924 9,0 10,5 9,8 
Zunahme in | | 
Prozenten| + 23%, + 18%, + 21% 





Da das männliche Geschlecht infolge der Kriegs- 
verluste intensiver überaltern mußte als das weibliche, 
so erklärt sich zwanglos der intensivere Anstieg der 
Mortalitätsziffer an Carcinom beim ersteren Geschlecht. 
Würde die Verbesserung der Feststellung der Todes- 
ursache die Ursache bilden, so hätte man selbstver- 
ständlich einen gleichmäßigen Anstieg dieser Mortali- 
tätsziffern erwarten müssen. 

Dagegen ist die Mortalität an ‚anderen Neubil- 
dungen“ in den Jahren 1922—1924 die gleiche ge- 
blieben, da auf die Gestaltung dieser Ziffer die Ver- 
änderungen der Altersverteilung der Bevölkerung nur 
von geringem Einfluß sein können. 

3. Organische Krankheiten. Von den organi- 
schen Krankheiten wiesen die Gruppen der Krank- 
heiten der Respirations- und Digestionsorgane 
im Jahre 1924 bisher noch nie gekannte Minimalwerte 
auf. In der Hauptsache ist dieser Rückgang auf den 
verringerten Bestand an Kindern und auf das be- 
deutsame Sinken der Säuglingssterblichkeit zurückzu- 
führen. Während die Mortalität an den Krankheiten 
der Zirkulationsorgane, das ist die numerisch bedeut- 
samste Krankheitsgruppe, sich kaum verändert hat, 
erreichte die Mortalität infolge Apoplexie ihren bis- 
herigen Maximalwert mit 6,5 auf je 10000 der mittleren 
Bevölkerung. Der Minimalwert dieser Todesursache 
wurde in den Jahren 1918, 1920 und 1921 mit je 5,8 
verzeichnet und dürfte als mit eine Folge des starken 
Rückganges des Alkoholkonsums während der Kriegs- 
jahre anzusehen sein. Ebenso hat sich für das Infla- 
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tionsjahr 1923 eine fast ebenso geringe Mortalitäts- 
ziffer, nämlich 5,9, ergeben, nachdem diese Ziffer für 
das Jahr 1922 bereits bis auf 6,4 angestiegen war. 

Die Mortalität infolge Appendicitis, die sich vor 
dem Kriege durch die Konstanz ihrer Werte aus- 
gezeichnet hatte, indem regelmäßig in jedem Jahre 
0,6 Sterbefälle an dieser Krankheit auf je 10000 der 
mittleren Bevölkerung registriert wurden, und die 
sich in den Kriegs- und Nachkriegsjahren vermindert 
hatte, hat im Jahre 1924 zum ersten Male wieder ihren 
früheren Stand vor dem Kriege erreicht. Diese merk- 
würdige Erscheinung, die sich auch bei anderen 
Krankheiten, wie zum Beispiel Diabetes, ergeben hat, 
läßt einen Zusammenhang mit den Veränderungen der 
Ernährungsweise vermuten. 

4. Puerperale Krankheiten. Eine große Be- 
deutung hat die Mortalität im Puerperium im Deut- 
schen Reich sowohl während des Krieges als auch nach 
dem Kriege gewonnen. 

Die Mortalität an Puerperalfieber hat im Jahre 
1924 einen bisher nur in den Jahren 1920 und 1923 
überschrittenen Maximalwert ergeben. Die Gesamt- 
zahl der registrierten Sterbefälle an dieser Todes- 
ursache betrug im Jahre 1924 3628, wovon allein 
2108 bei der städtischen Bevölkerung in den Orten 
mit 15000 und mehr Einwohnern verzeichnet wurden. 
Die Berechnung auf die Geburten ergibt folgendes 
Resultat für das Jahr 1924: 


‚Zahl der Lebend-, Zahl der Sterbefälle an 


Puerperalfieber 



































Gebiet | und - 
1 Totgeborenen: | absolut \aufje ne 

Deutsches Reich.) 1313625 | 3628 27,6 
Deutsche Orte mit | 

15000u.mehrEin- 

wohnern (Stadt- | | 

Bevülkerung)..... 456 635 | 2 108 46,2 
Deutsche Orte mit | 

weniger als 15000 | 

Einwohn. (Land- ' 

Bevölkerung)... | 856 990 1 520 17,7 





Erst die Aufteilung der Sterbefälle an Puerperal- 
fieber in solche post partum und in solche post ab- 
ortum, die allerdings nur für die Sterbefälle bei der 
städtischen Bevölkerung möglich ist, läßt die Ursache 
des großen Abstandes zwischen den beiden Mortali- 
tätsziffern für die Stadt- und Landbevölkerung er- 
kennen. Von den 2108 registrierten Sterbefällen bei 
der städtischen Bevölkerung ereigneten sich nämlich 
nur 949 post partum, 1159 dagegen post abortum. 
Nur die erstere Zahl läßt sich logischerweise mit 
derjenigen der registrierten Geburten in Beziehung 
bringen, wobei die Berechnung 20,8 Sterbefälle an 
Puerperalfieber auf je 10000 Lebend- und Totgeborene 
ergibt. Dieser Wert nähert sich sehr dem entsprechen- 
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den Wert der Landbevölkerung mit 17,7 und er- 
scheint vielleicht nur deshalb höher als die ländliche 
Zahl, weil in der Ziffer für die Stadtbevölkerung auch 
die ortsfremden Gestorbenen, die meist der Land- 
bevölkerung zugehören, enthalten sind. Damit ist 
jedoch nicht erwiesen, daB bei der Landbevölkerung 
keine Sterbefälle an Puerperalfieber post abortum 
vorgekommen sind. In Preußen!), wo eine dies- 
bezügliche Auszählung aller solcher Sterbefälle im 
Jahre 1923 stattgefunden hat, konnten wenigstens 
117 sichere Sterbefälle an Puerperalfieber post abortum 


in den Landgemeinden (im administrativen Sinne) 


unter 538 Sterbefällen an Puerperalfieber überhaupt 
in den gleichen Gemeinden ermittelt werden, das ist 
etwa ein Fünftel (21,7%). Demgegenüber ergibt die 
gleiche Berechnung für die Gesamtheit der deutschen 
Orte mit 15000 und mehr Einwohnern für das Jahr 
1924 nahezu drei Fünftel (55,0%). Daraus darf man 
folgern, daß unter den oben angegebenen 1520 Sterbe- 
fällen an Puerperalfieber in den deutschen Orten mit 
weniger als 15000 Einwohnern mindestens 330 post 
abortum eingetreten sind, wodurch sich die Gesamt- 
zahl der Sterbefälle an Puerperalfieber post abortum 
im Deutschen Reich für das Jahr 1924 auf 1489 er- 
höhen würde, welcher Zahl 2139 solcher Sterbefälle 
post partum gegenüberstehen würden. Letzterer Zahl 


würde demnach eine Mortalitätsziffer von 16,3 auf 


je 10000 Geborene entsprechen, welche Rate um 11,3 
geringer ist als die, welche die gleiche Berechnung der 
Gesamtzahl der Sterbefälle an Puerperalfieber ergibt. 

Diese Ausführungen sollen nicht nur auf die Schwie- 
rigkeiten der Berechnung der Mortalität an Puerperal- 
fieber, sondern auch auf die Untunlichkeit des Ver- 
gleiches hinweisen. Ein solcher wird solange unmög- 
lich sein, als es nicht gelingt, folgende Relationen in 
den einzelnen Ländern auszuführen: 


Gesamtzahl der Sterbefälle an Puerperal- 
' fieber 


Zahl der Konzeptionen 


> Sterbefälle an Puerperalfieber postpartum 


Zahl der Lebend- und Totgeborenen 
(oder besser: Entbindungen) 


Sterbefälle an Puerperalfieber post abor- 
3 tum. 


Zahl der Aborte 


Alle übrigen üblichen Berechnungen (auf die Be- 
völkerungszahl, auf die weibliche Bevölkerung, auf 
die Gesamtzahl der Sterbefälle) können naturgemäß 
keine vergleichbaren Ergebnisse liefern. Die deutsche 


1) Medizinalstatistische Nachrichten, 13. Jahrg., 
S. 111, 1926. 
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Todesursachenstatistik ermöglicht noch keine einzige 
der 3 Relationen, jedoch kann wenigstens in bezug 
auf die städtische Bevölkerung seit dem Jahre 1923 
die 2. Relation ausgeführt werden. Das letztere trifft 
bisher nur noch auf ein einziges Land, nämlich auf die 
Schweiz zu, und zwar sowohl für die Stadt- als auch 
für die Landbevölkerung. 

Gleichwie die Mortalität infolge Puerperalfiebers 
ist merkwürdigerweise auch die Mortalität infolge der 
übrigen puerperalen Krankheiten bereits während des 
Krieges angestiegen und hat sich allerdings unter be- 
deutenden temporären Variationen auch in der Nach- 
kriegszeit auf erhöhtem Niveau gehalten. 

5. Gewaltsame Todesursachen. Während die 
Mortalität infolge Verunglückung im Jahre 1924 so 
niedrig war wie in Keinem Jahre zuvor, ist die Mortali- 
tät infolge Selbstmord auf die gleiche maximale Höhe 
wie im Jahre 1913 angestiegen. Letztere Erscheinung 
ist hauptsächlich eine wirtschaftliche und hängt zum 
Teil mit der Stabilisierung der deutschen Valuta und 
dem Zusammenbruch vieler geschäftlicher Gründungen 
aus der Inflationszeit zusammen. 


V. Die Säuglingssterblichkeit. 

Wie schon erwähnt, erfolgte im Jahre 1924 ein be- 
deutsamer Absturz der Mortalität der Kinder unter 
1 Jahr im Deutschen Reich, und zwar von 131,8 im 
Jahre 1923 bis auf 108,0 im Jahre 1924 in der Berech- 
nung auf 1000 Lebendgeborene. Die Ursachen dieser 
Erscheinung können natürlich sehr vielgestaltig sein, 
jedoch lassen sie sich noch nicht ergründen, da alle 
hierzu nötigen Angaben über Einzelheiten zur Zeit 
noch nicht vorliegen. Man muß sich daher auch hier 
noch mit den Details für das Jahr 1923 begnügen. 


Tabelle 9. 
Säuglingssterblichkeit im Deutschen Reich 
im Jahre 1923 nach Altersmonaten und 
Geschlecht. 


Zahl der Sterbefälle unter I Jahr u 











Alters- 4 






























= absolut — č — auf je auf je 1000 Lebendgeborene 

monat männlich weiblich nnlich| weiblich | garımen | | en |manntich| weiblich | sammen weiblich | sammen 
63872| 54,7 43,4 | 49,2 
1— 2 ‘ 10 352 17884 | 15,5 12,0 | 13,8 
2— 3 | 9042 15775) 13,5 10,7 | 12,2 
3— 4 | 7500 13292) 11,2 | 92 | 102 
4— 5 | 5996 10612 8,9 7,4 82 
5— 6 5 126 9177! 7,7 6,5 7,1 
6— 7 | 4608 8377! 6,9 6,0 6,5 
7--8 4083 7 541 | 6,1 5,5. 5,8 
8— 9 | 3830 7101 5,7 5,2 5,5 
9—10 | 3570 6543 5,3 4,7 5,0 
10—11 3071 5 762 4,6 4,3 4,4 
11—12 | 2 694 5 080 4,0 3,8 3,9 






0—12 | 96520 | 74496 |171 016| 144,1 | 118,7 | 131,8 


BEVÖLKERUNG, NATALITÄT UND MORTALITÄT IM DEUTSCHEN REICH 


1. Die Mortalität nach Altersmonaten. Die 
rohe Berechnung der Zahl der Sterbefälle in den ein- 
zelnen Altersmonaten des I. Lebensjahres auf die Ge- 
samtheit der Lebendgeborenen im gleichen Kalender- 
jahre ergibt für das Jahr 1923 vorstehendes Bild (siehe 
Tabelle 9). 

Es ist bekannt, daß die hohe Mortalität der Kinder 
unter I Jahr im Deutschen Reich bisher hauptsächlich 
auf deren hoher Mortalität im ersten Altersmonat be- 
ruhte. Auch im Jahre 1923 entfiel nahezu ein Drittel 
aller Sterbefälle im 1. Lebensjahre noch auf den ersten 
Altersmonat. In diesem Monat war auch die Abnahme 
der Mortalität bisher am geringsten. Da seit dem 
Jahre 1913 die Sterbenswahrscheinlichkeit für jeden 
Altersmonat berechnet wird, ist es möglich, die tem- 
porellen Variationen des Verlaufs der Mortalitätsziffer 
für die einzelnen Altersmonate genau zu messen. Ein 
solcher Vergleich mit dem Jahre 1913 läßt zum Bei- 
spiel ersehen, daß im Jahre 1923 die Verminderung 
der Sterbenswahrscheinlichkeit im 2. bis 6. Alters- 
monat am größten, im 1. Altersmonat dagegen am 
geringsten war. Es betrug nämlich im Deutschen 
Reich!) 

| die Sterbewahrscheinlichkeit im Jahre 1923, 


wenn die entsprechende Ziffer für das Jahr 1913 
= 100 gesetzt wird 


| bei den Knaben bei den Knaben bei den Mädchen 


[beiden Knaben | bei den Mädchen 
| 


in den 
Altersmonaten 














0— ı 96,3 96,2 
a 79,8 u 77,7 
2-3 ı 79,8 77,2 
3— 4 78,7 78,8 
4— 5 75,9 76,4 
5— 6 79,1 77,7 
6— 7 81,4 79,2 
7—8 80,4 80,8 
8— 9 83,1 81,3 
9—10 87,5 79,1 
10—11 83,6 82,1 

11—12 | 82,9 80,4 

| 86,5 85,1 


2. Saisonale Variationen der Mortalität der 
legitimen und illegitimen Kinder unter 1 Jahr. 


Im Deutschen Reich bestand von jeher ein großer 
Unterschied zwischen der Mortalität der legitimen und 
illegitimen Kinder, der sich in den Nachkriegsjahren 
sogar noch vergrößerte, da nur die Mortalität der legi- 
timen Kinder gegenüber der Zeit vor dem Kriege sich 
vermindert hat. Die Differenz zwischen diesen beiden 
Mortalitätsziffern war in den Jahren 1912 und 1913 
einerseits und in den Jahren 1922 und 1923 anderer- 
seits im Deutschen Reich folgende: 


1) Wirtschaft und Statistik, 5. Jahrg., S. 619, 1925. 
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| | Mortalität der Kinder unter 1 Jahre auf 1000 








Jahre legitime bzw. illegitime Lebendgeborene 
o legitim Me illegitim | Differenz _ 
192 I 139 232 + 93 
1913 142 237 + 95 
1922 117 236 + 119 
1923 120 236 + 116 


Dieses u Verhalten der Mortalität ist 
um so auffallender, als sich die Fürsorgeeinrichtungen 
vor allem um die illegitimen Kinder bemühen und sich 
meist dort befinden, wo die Zahl der illegitimen Kinder 
am größten ist, nämlich in den Städten. Ebensowenig 
kann der Rückgang der Mortalität der legitimen Kin- 
der lediglich als ein Erfolg dieser Einrichtungen an- 
gesehen werden, denn dieser Rückgang erklärt sich 
zum großen Teil bereits aus dem starken Rückgang 
der Viert-, Fünft- usw. Geborenen, deren Sterbens- 
wahrscheinlichkeit bekanntlich viel größer ist als die 
der Erst-, Zweit- und Dritt-Geborenen. 

Dagegen läßt sich an Hand der monatlichen Mor- 
talität verfolgen, daß der jahreszeitliche Einfluß auf 
die Mortalität der legitimen und der illegitimen Kinder 
nahezu der gleiche ist. Wie aus der Tabelle 10 hervor- 
geht, war die relative Differenz zwischen den Mor- 
talitätsziffern der legitimen und illegitimen Kinder im 
Jahre 1923 fast in jedem Monat die gleiche, in den 
Monaten mit den maximalen und minimalen Extremen 
jedoch etwas geringer als die Differenzen zwischen den 
Jahres-Mortalitätsziffern der legitimen und illegitimen 
Kinder. Letztere verhielten sich, wenn die Mortalität 
der legitimen Kinder = 100 gesetzt wird, wie 100 : 197, 
während die monatliche Differenz sich im März 
(Wintermaximum der Mortalität) wie 100 : 190 ebenso 
wie im September (Sommermaximum der Mortalität) 
und im Juni (Minimum der Mortalität) wie 100 : 193 
verhielt. Hierdurch wird offenbar, daß neben den 
menschlichen Einrichtungen mächtige äußere Faktoren 
die Mortalität der Säuglinge regulieren. (Siehe Tabelle 10.) 


3. Wichtige Todesursachen im Alter unter 
I Jahr. Wenngleich den Diagnosen der Todesur- 
sachen im Säuglingsalter infolge ihrer sehr verschie- 
denen Herkunft in den einzelnen deutschen Ländern 
nur ein bedingter Wert zuerkannt werden kann, geben 
sie wenigstens einen Fingerzeig für die Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit und für 
die Kontrolle der Wirkung dieser Maßnahmen. Es 
wurde bereits erwähnt, daß nach dem Kriege der 
Rückgang der Säuglingssterblichkeit im Deutschen 
Reich bis zum Jahre 1923 nur gering war und sich 
allein auf die legitimen Kinder beschränkte. Aus den 
Angaben über die Todesursachen läßt sich nun er- 
sehen, welche Todesursachen an dem Rückgang teil- 
genommen haben und welche nicht. 
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Tabelle 10. 


Jahreszeitlicher Verlauf der Mortalität der 
legitimen undillegitimen Kinderim Deutschen 
Reich im Jahre 1923. 





Zahl der Sterbefälle unter 1 Jahre | 


li auf je 1000 Lebend- 
i geborene der gleichen 
: Kategorie des betreffen- 


























Monate absolut den Jahresmonats und 

der 11 vorausgegange- 

, nen Monate und aufs 

Jan berechnet 

= l ehelich junenericn| sammen Í| ehelich unehelich| sammen 
Januar...... ‚13146 3183| 16329 124,6 | 253,7 | 138,3 
Februar..... | 13789| 3117| 16906! 145,4 | 276,0 | 159,3 
März ....... | 15235| 3454| 18689 145,4 | 276,8 | 159,4 
April ....... | 11 658) 2764| 14422; 115,8 | 230,8 | 128,0 
Mai ........ 11301 2538| 13839 || 109,2 | 207,3 : 119,5 
Juni........ 9424| 2135| 11559 94,8 | 182,8 | 104,1 
Jus | 11060! 2 386 13 446 | 108,6 | 201,0 | 118,2 
August. ..... | 11 472 2552| 140241 113,6 | 217,7 | 124,4 
September... 12671 2793| 15464! 130,5 | 247,8 | 142,7 
Oktober... 1076 2 386 | 131421 107,7 | 206,1 | 117,9 
November...‘ 9095| 2128| 11223| 94,8 | 192,4 | 104,9 
Dezember . 9803| 2170| 11 „ıı 9803) 2170| 11973 99,2 | 191,1 | 108,7 


age js 31 Se ie US DL oie m 236,4 | 131,8 


Am Pr sind bekanntlich die congeni- 
talen Todesursachen der Bekämpfung zugänglich ; es 
ist daher verständlich, daß diese am wenigsten ab- 
genommen haben. Diese Todesursachen spielen in der 
Gegenwart die Hauptrolle, nachdem es gelungen ist, 
die frühere maximale Mortalitätsziffer infolge Enter- 
itis herabzudrücken. Unter den 171016 Sterbefällen 
unter 1 Jahr entfielen im Jahre 1923 allein 51292, 
also nahezu ein Drittel auf ‚Angeborene Lebens- 
schwäche und Bildungsfehler‘‘. Von je 1000 Lebend- 
geborenen sind 39,61 angeblich an diesen Todesur- 
sachen zugrunde gegangen gegenüber 37,04 im Jahre 
1913. Von einer abnehmenden Tendenz kann hier 
ebensowenig die Rede sein wie bei Sterbefällen in- 
folge Lues congenita, deren Mortalitätsziffer sogar 
nach dem Kriege beständig zugenommen hat. Im 
Jahre 1923 wurden 1392 solcher Sterbefälle im 1. 
Lebensjahre registriert, womit die Zahl der Sterbefälle 
infolge Tuberkulose der Respirationsorgane über- 
troffen wurde. 


Nahezu ebensowenig wie die congenitalen Krank- 
heiten sind bisher die Infektionskrankheiten im 
Säuglingsalter in Deutschland der Bekämpfung zu- 


gänglich gewesen. Es starben im Deutschen Reich 
von je 1000 Lebendgeborenen im 1. Lebensjahr 


© | inden Jahren [1923 mehr oder 
an den Krankheiten __in den Jahren 111923 mehr oder 
| 1913 | 1923 |weniger als 1913 











2,26 








Masern und | Rôteln . IR | 2,12 | — 0,14 
Scharlach.............. < 0,23 0,06 — 0,17 
Keuchhusten ........... i 4,25 3,51 — 0,74 
Diphtherie ............. : 0,68 0,63 | —0,05 
Influenza .............. | 0,18 2,30 À +2,12 
Tuberkulose aller Organe | 1,76 1,88 | + 0,12 
Erysipel sis. 0,29 0,30 i + 0,01 
Andere Wundinfektions- | | 
krankheiten .......... | 0,93 | + 0,43 


0,50 | 


Der eigentliche Rückgang der Säuglingssterblichkeit 
konzentriert sich nur auf die Krankheiten des Nerven - 
systems (Konvulsionen) und der Digestions- 
organe, jedoch muß man bei der Bewertung dieser 
variabelsten Mortalitätsziffern bedenken, daß hier- 
auf vor allem die Variationen der meteorologischen 
Verhältnisse der einzelnen Jahre von Einfluß sind. 

Der Rückgang der Mortalität infolge Enteritis war 
jedoch so bedeutend, daß man hierin eine Wirkung der 
Zunahme der natürlichen Ernährungsweise der Säug- 
linge erblicken darf. Im Vergleich mit den wichtigsten 
übrigen Krankheitsgruppen war die Verminderung der 
Mortalität infolge Enteritis im Deutschen Reich im 
zer 1923 ‚gegenüber 1913 folgende: 








| Mortalitätsziffer auf 


Krankheiten % en 1923 mehr oder 














weniger als 1913 
as | 1923 |" 

Diarrhoe, Enteritis, | 

Cholera nostras .....!' 39,65 22,87 — 16,78 
Andere Krankheiten der | | 

Digestionsorgane ... | 1,62 1,88 | + 0,26 
Pneumonie ........... | 10,49 14,93 + 4,44 
Krankheiten des Nerven- | 

systems ..... else | 10,28 8,63 — 1,65 
Krankheiten der Zirku- ' 

lationsorgane ....... à 2,49 2,81 + 0,32 
Krankheiten der Harn- | Ä | 

u. Geschlechtsorgane | 0,39 0,52 + 0,13 


SchlieBlich muB noch erwähnt werden, daB auch 
die Mortalität infolge ,,Unbekannter Ursache‘ abge- 
nommen hat, nämlich von 4,16 im Jahre 1913 bis auf 
2,33 im Jahre 1923 in der gleichen Berechnung wie die 
obigen Ziffern. Es kann diese Erscheinung allerdings 
nur auf die Abtretung der östlichen Gebietsteile, in 
denen früher diese Mortalitätsziffer am höchsten ge- 
wesen war, zurückgeführt werden. 





Wandererfürsorge. 
Von W. FISCHER-DEFOY, Frankfurt a. M. 


Der Trieb zum Wandern ist echt menschlich. Es 
gibt niemanden, der nicht einmal wenigstens in der 
Jugend den Drang in die Ferne gehabt hätte, der nicht 
gelegentlich von dem lebhaften Wunsch beseelt ge- 
wesen wäre, sich aller bürgerlichen Fesseln zu ent- 
ledigen und in die weite Welt zu wandern. Ja das 
Wandern bildete früher einen nicht unwichtigen Teil 
der Erziehung einer ganzen Bevölkerungsgruppe, und 
es wurde großer Wert darauf gelegt, daß der junge 
Handwerker seine Gesellenjahre fern von der Heimat 
zubrachte, auf den Wanderungen seinen Gesichtskreis 
vergrößerte, seine Fertigkeiten und Kenntnisse er- 
weiterte, um schließlich, nicht zu Ungunsten seiner 
Stellung, am Heimatorte ein Meister von Welt- und 
Lebenserfahrung zu werden. Aber das war einmal. 
Der Wandertrieb wird heute von den meisten Men- 
schen unterdrückt. Diejenigen aber, die ihm keinen 
Widerstand entgegenzusetzen vermögen, sind ihm 
nicht selten rettungslos verfallen. Das Heer der Un- 
steten, der Heimatlosen ist groß ; es besteht aber nicht 
aus Gleichgearteten, sondern die verschiedensten 
Elemente setzen es zusammen. Zu ihm gehört der 
wohlhabende Weltenbummler, der durch reiche 
Mittel in den Stand gesetzt ist, jeder Laune nachzu- 
geben, der auf keinem Gebiet etwas Ernsthaftes 
leistet, aber in Wissenschaft oder Kunst dilettiert 
und nie lange an einem Ort aushält. Zu ihm gehört 
auch der Wanderarbeiter, der seinen Erwerb fern 
von der Heimat sucht, der Sachsengänger, der land- 
wirtschaftliche Hilfe leistet, dem jenseits des Ozeans 
der hoe-boy entspricht (daher der Name Hobos für die 
Unsteten), der Ziegler, der zur Saison seinen Wohnort 
verläßt und ferne Arbeitsstätten aufsucht und schlieB- 
lich bis zu einem gewissen Grade auch der Seemann. 
Zu den Unsteten rechnet aber auch der psycho- 
pathische Gewohnheitswanderer, der „Kunde“, der 
zuweilen zwar arbeitet, im Grunde genommen jedoch 
arbeitsscheu ist, am liebsten seinen Unterhalt durch 
Betteln erwirbt, aber auch gelegentlich, wenn sich 
dazu eine günstige Gelegenheit bietet, einen Übergriff 
auf fremdes Eigentum, zumal wenn es eBbar ist, nicht 
verschmäht. Wenn man vor dem Kriege von der 
Wandererfürsorge sprach, so hatte man besonders 
diese Kategorie im Auge, unter der zwar auch Indivi- 
duen sich befanden, die durch widerwärtige Lebens- 
umstände, wohl auch durch ein Leiden, wie Bett- 
nässen, das sie überall miBliebig machte und stets von 


neuem auf die Landstraße trieb, von einem boden- 
ständigen Beruf ausgeschlossen waren, deren Haupt- 
masse jedoch die krankhaft Arbeitsscheuen und 
Willensschwachen, die auch der Versuchung des 
Alkohols niemals widerstehen konnten, bildeten. 


Jetzt hat sich das Bild der Wanderer gänzlich ver- 
ändert. Zunächst hat ihre Zahl gewaltig zugenommen. 
Einen Anhaltspunkt für ihre Schätzung gibt eine Über- 
sicht über die Belegung des Asyls für Obdachlose in 
Frankfurt a. M. Es ist dabei allerdings zu bedenken, 
daß dieses nicht nur Wanderer aufnimmt, sondern 
auch Wohnungslose, die ortsansässig sind, beherbergt. 
Da die Satzung die Wahrung der Anonymität vor- 
schreibt, sind über die Zahl der letzteren genaue An- 
gaben nicht möglich; der durch die Notlage bedingte 
gewaltige Andrang der letzten Zeit gebietet, von der 
Bestimmung, daß niemand mehr als vier Nächte 
hintereinander Aufnahme finden soll, keinen Gebrauch 


‚zu machen, so daß also ortsansässige, vielleicht auch 


arbeitende Obdachlose nicht nur vereinzelt auf längere 
Zeit ein Unterkommen finden. Zur Verfügung standen 
bisher 168 Betten für Männer und 6 für Frauen. Diese 
Zahl reichte aber in den letzten Monaten bei weitem 
nicht aus, so daß die Gänge belegt wurden. Die Zahl 
der Besucher ergibt sich aus der folgenden Übersicht: 


1. IV. 1901 — 31. 111. 1902 : 18615 Männer und 89 Frauen, 


1902 1903 16457 170 
1903 1304 18 536 110 
1904 1905 22036 147 
1905 1906 25054 . 150 
1906 1907 22035 90 
1907 1908 26016 109 
1908 1909 32 363 187 
1909 1910 32553 154 
1910 1911 29622 138 
1911 1912 31 423 113 
1912 1913 33030 88 
1913 1914 34848 128 
1914 1915 21 568 71 
1915 1916 18333 28 
1916 1917 11 478 198 
1917 1918 7 881 154 
1918 1919 7793 196 
1919 1920 9774 258 
1920 1921 11 262 160 
1921 1922 13408 51 
1922 1923 13 706 113 
1923 1924 23576 165 
1924 1925 39716 875 
1925 1926 77609 1238 





498 


Die letztjährige Belegziffer übersteigt also alle bisher 
erreichten, ja ist fast noch einmal so hoch wie die des 
Vorjahres. Auch wenn man etwa ein Drittel von dieser 
Zahl in Anbetracht der Inanspruchnahme des Asyls 
durch ortsansässige Obdachlose in Abzug bringen 
würde, wozu man vielleicht berechtigt wäre ent- 
sprechend der Zunahme der Frauen seit dem vor- 
letzten Jahre, bleibt doch immer noch eine beträcht- 
liche Zunahme zu verzeichnen. Diese betrifft aber 
nicht die früheren Beherrscher der Landstraße, die 
professionellen Wanderer, sondern ist das Ergebnis 
des Hinzutretens ganz neuer Gruppen, die um so mehr 
im Vordergrund stehen, als jene gegen früher zweifellos 
an Zahl sehr zurückgegangen sind; nicht unmöglich 
ist es, daß Kriegs- und Nachkriegsnöte unter ihnen 
eine rücksichtslose Auslese gehalten haben. 

Jedem, der mit Wanderern zu tun hat, fällt zu- 
nächst die große Zahl der jüngeren Elemente unter 
ihnen auf. Von Jugendlichen unter 21 Jahren soll 
dabei zunächst abgesehen werden. Unter 300 Wan- 
derern über 21 Jahre, die aus gesundheitlichen Grün- 
den in den letzten Monaten den Vertrauensärzten des 
Frankfurter Wohlfahrtsamtes vorgeführt wurden, stan- 
den über die Hälfte, nämlich. 173, im dritten Jahrzehnt, 
62 im vierten, 28 im fünften, 24 im sechsten, 10 im 
siebenten und nur einer war über 70 Jahre alt. Die 
weitaus meisten der unter 40 Jahre alten waren 
Arbeitslose, die auf der Suche nach einträglicher 
Beschäftigung auf die Wanderschaft gegangen waren, 
zunächst ein bestimmtes Ziel hatten, als dieses aber 
ihre Erwartungen nicht erfüllte, auf jedes Gerücht von 
einer Arbeitsmöglichkeit hin einen anderen Ort auf- 
suchten, dann aber, da auch die anderen Hoffnungen 
fehlschlugen, aufs Geratewohl weiterwanderten. Eine 
große Anzahl der Wanderer, die, wie schon gesagt, bei 
dieser Rechnung nicht in Betracht kamen, hat das 
21. Jahr noch nicht erreicht. Auch unter ihnen be- 
findet sich ein großer Teil von Arbeitsuchenden, die 
durch die Ungunst der Verhältnisse auf die Land- 
straße getrieben sind, aber auch manche während des 
Krieges infolge mangelnder Erziehung Verwahrloste. 
Die Verwahrlosung kann manchmal auch das Ergebnis 
eines wilden Wandervogeltums sein, und H. Schroe- 
der!) führt diese Erscheinung, die nicht etwa auf 
einer Veranlagung zum Lasterleben beruht, auf einen 
zumal in der Pubertät wurzelnden inneren Hang zum 
Wandern zurück, der infolge der Verhältnisse (oft 
Mangel eines Heims, elende äußere Lage) nun dazu 
führt, daß das gelegentliche Wandern zum Dauer- 
zustand führt. Nach Ulrich?) besteht der Grund zur 
Abwanderung der Jugendlichen in 80 % in ungeord- 


1) Soz. Praxis 33, 934, 957, 979. 1924. 
2) Ztribl. f. Jugendrecht 17, 35. 1925. 
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neten häuslichen Verhältnissen, in 12 % in Arbeits- 
mangel, während in 8% der Fälle psychologische 
triebhafte Gründe vorliegen. 

Daß es sich fast nur um Wanderer handelt, die 
unter diesem Namen die Hilfe des Bezirksfürsorge- 
verbandes in Anspruch nehmen, nicht etwa um Orts- 
ansässige, die nach auswärtigem Aufenthalt wieder in 
ihre Heimat zurückkehren, geht daraus hervor, daß 
von den 300 erwähnten kranken Wanderern, die den 
Gegenstand der ersten Hälfte dieser Betrachtungen 
bilden sollen, nur drei in Frankfurt geboren waren. 
Insofern unterscheidet sich das Wanderermaterial 
wesentlich von demjenigen einer anderen Klasse von 
asozialen Personen, die infolge ihres oftmaligen Woh- 
nungswechsels folgerichtig auch zu den Unsteten ge- 
rechnet werden müßten, von den Dirnen. Verfasser 
konnte feststellen, daß von einer Zahl von 450 polizei- 
lich aus Sittlichkeitsgründen aufgegriffenen Mädchen 
62 = 14,3 % aus Frankfurt selbst stammten, 78 = 
17,9 % aus seiner näheren Umgebung, 205 = 47,2 % 
aus der weiteren. Von den 300 Wanderern waren, wie 
gesagt, nur3 = 1 % in Frankfurt geboren, 38 = 12,7% 
in der näheren Umgebung, 37 = 12,3 % in der Rhein- 
provinz, im Saargebiet und Baden, 40 = 13,3 % in 
Westfalen, 4 = 14,8%, in Süd-, 76 = 25,3% in 
Mittel- und 28 = 9,4 % in Ostdeutschland, während 
14 = 4,6 % aus Österreich, 15 = 5 % aus dem Aus- 
land stammten und bei 5 = 1,6 % der Geburtsort 
nicht festzustellen war. 

Was die Wanderstraße betrifft, so ist es von In- 
teresse, daß Frankfurt, wie schon bei früheren Ge- 
legenheiten nachgewiesen ist, im Zuge eines von dem 
rheinisch-westfälischen Industriegebiet herkommenden 
Wanderweges liegt und demgemäB mehr Wanderer 
von dort als aus anderen Richtungen hergekommen 
sind. Die Rheinstraße mit den Zufahrtsorten Mainz, 
Wiesbaden, Limburg nahmen 69 der Wanderer = 23 % 
in Anspruch; aus Mitteldeutschland (Provinz Hessen- 
Nassau, ferner u.a. sehr häufig der Volksstaat Sachsen) 
kamen 66 — 22%, aus dem Südosten (Bayern) 54 
= 18 %, aus dem Süden (Baden) 47 = 15,7 %, aus 
Norddeutschland (Hamburg, Bremen) 13 = 4,3 %, 
aus dem Westen (Frankreich, Luxemburg) 11 = 3,7 %, 
aus Ostdeutschland (Schlesien) 4 = 1,3 %, während 
5 = 1,7 % sich zuletzt in Frankfurter Krankenhäusern 
aufgehalten hatten, und bei 31 = 10,3 % die Her- 
kunftsstraße nicht festzustellen war. Man kann also 
sagen, daß zwar die Rheinstraße die meisten Zugänge 
gebracht hat, daß Frankfurt aber von allen Seiten her 
lebhaften Zulauf erhält. Eine Ausnahme bildet in 
dieser Hinsicht der Westen, wo die Landesgrenze ein 
Hindernis bildet; die von dort hergekommenen Wan- 
derer sind z. T. in den französischen Minen beschäftigt 
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gewesen, wegen irgendwelcher Differenzen entlassen 
und des Landes verwiesen, aber auch ehemalige 
Fremdenlegionäre sind unter ihnen vertreten. 

Etwa bei zwei Drittel (196) der Wanderer lieBen sich 
Feststellungen über den Beruf machen. Dabei zeigte 
es sich, daB 68 angaben, gelernte Handwerker zu sein, 
und zwar der Häufigkeit nach geordnet Schlosser, 
Metzger, Schuhmacher, Schreiner, Schmiede, Zimmer- 
leute usw. Wenn auch in einzelnen Fällen vielleicht 
die Angaben falsch waren, ein Schluß auf die traurige 
Lage der Handwerker läßt sich daraus doch ziehen, 
denn die Zeiten sind vorüber, in denen die Hand- 
werker wandern mußten. Bei einer kürzlich auf dem 
Wanderwege Dortmund-Frankfurt erhobenen Sta- 
tistik gaben im ganzen 77 % der Befragten an, ge- 
lernten Berufen anzugehören. 35 waren ungelernte 
Arbeiter, 26 gehörten den kaufmännischen Berufen 
einschließlich Bank- und Versicherungswesen an. Daß 
13 gelernte Bergleute unter den 196 Wanderern waren, 
erklärt sich ohne weiteres aus dem aus Westfalen her- 
geleiteten Wanderstrom; ferner handelte es sich, in 
Anbetracht des Winters, in dem diese Feststellungen 
gemacht wurden, nicht verwunderlich, um 11 land- 
wirtschaftliche Arbeiter, ferner um 11 Industrie- 
arbeiter, 8 gehörten technischen Berufen an, 7 waren 
Kutscher und Autolenker, 5 Kellner und Gastwirts- 
gehilfen, 3 Künstler, 3 Diener, 2 Seeleute, 2 Invaliden, 
1 Krankenpfleger und 1 cand. ing. 

In den weitaus meisten Fällen wird von den Wan- 
derern angegeben, daß sie Frankfurt aufgesucht hätten, 
um Arbeit zu finden ; naturgemäß ist die Arbeitslosig- 
keit hier in keiner Weise geringer als anderwärts. Zu 
Fuß kamen von den 300 krankgemeldeten Wanderern 
180 = 60 %, mit der Eisenbahn 115 = 38,3 %, wäh- 
rend 5 = 1,7 % in Frankfurter Krankenhäusern ge- 
wesen waren. Man kann aus diesen Zahlen nicht ohne 
weiteres schließen, ob bei der Allgemeinheit der Wan- 
derer die Fußreisenden derartig überwiegen. Es 
handelte sich ja um Leute, die eine Krankheit als 
Grund ihrer Hilfsbedürftigkeit angaben und auch 
meistens ein Leiden aufwiesen, und es leuchtet ein, daß 
in Anbetracht der größeren Möglichkeit einer Er- 
krankung bei Fußreisen auch eine relativ höhere Zahl 
von Fußreisenden als von Bahnfahrenden sich ge- 
meldet hat. Das findet auch seinen Grund in der ver- 
änderten Zusammensetzung der Wanderer. Die 
„Kunden“ der Vorkriegszeit lagen fast ausschließlich 
dem Fußwandern ob; sie waren den gesundheitlichen 
Gefahren der Landstraße gegenüber immun, ihre 
Füße hatten sich abgehärtet, so daß Fußverletzungen 
bei ihnen kaum vorkamen. Allerdings waren sie 
wiederum gewissen Berufsleiden ausgesetzt, zu denen 
auch die Folgeerscheinungen des Alkoholismus rech- 
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neten, doch traten diese wenigstens im mittleren 
Lebensalter noch in den Hintergrund. Die Mehrzahl 
der heutigen Wanderer besteht aus solchen Personen, 
die durch eine Gelegenheitsursache auf die LandstraBe 
getrieben und infolgedessen ganz anderen gesundheit- 
lichen Fährnissen ausgesetzt sind als die Berufs- 
wanderer, den vielen Strapazen gegenüber versagen 
und deshalb häufiger erkranken. 

Alle diejenigen Wanderer, die sich beim Bezirks- 
fürsorgeverband, dem die Fürsorge für die Hilfsbe- 
dürftigen obliegt, melden und als Grund für ihre Hilfs- 
bedürftigkeit einen gesundheitlichen Mangel angeben, 
werden in Frankfurt der vertrauensärztlichen Ab- 
teilung des Wohlfahrtsamtes zugeführt, die der mit der 
Wandererfürsorge betrauten eigenen Kreisstelle des 
Amtes räumlich benachbart ist und für die das Stadt- 
gesundheitsamt beamtete Ärzte: stellt. Nur in Not- 
fällen und außerhalb der Dienststunden werden be- 
sonders hilfsbedürftig erscheinende Wanderer dem 
Aufnahmebüro des städtischen Krankenhauses zuge- 
leitet, das sie, falls erforderlich, sofort aufnimmt. 
Sonst nehmen die Vertrauensärzte des Wohlfahrts- 
amtes die Untersuchung vor und treffen die Maß- 
nahmen. Die folgende Übersicht bezieht sich auf ein 
während einiger Wintermonate zur Beobachtung ge- 
kommenes Material von 300 Wanderern, die alle vor- 
gaben, krank zu sein, von denen jedoch 45 = 15 % 
völlig gesund waren. Die Angaben, die sie machten, 
bezogen sich bei den Raffinierten unter ihnen auf 
Leiden, die schwer durch eine objektive Untersuchung 
festgestellt werden konnten, auf Schwindelanfälle, 
Rheumatismus, in einzelnen Fällen auch auf Tropen- 
krankheiten, wie Malaria, ohne daß gewöhnlich der 
Nachweis gebracht werden konnte, daß überhaupt ein 
Tropenaufenthalt beziehungsweise die Gelegenheit zur 
Infektion bestanden hätte. 11 der Wanderer waren 
notorische Krankenhausbummler, auch eine üble 
Begleiterscheinung der Wandererflut; sie ziehen von 
Krankenhaus zu Krankenhaus, sind gewöhnlich mit 
einem dicken Bündel von Attesten bewaffnet und 
geben unter anderem nicht selten Syphilis als Grund an, 
weshalb sie nicht mehr weiter könnten. Daß es ihnen 
in vielen Fällen gelingt, sich Aufnahme zu verschaffen 
und auf diese Weise ein behagliches Dasein bei guter 
Verpflegung wenigstens zeitweise zu führen, ging aus 
den Bescheinigungen der von ihnen besuchten Kran- 
kenhäuser hervor. Gegen diese Krankenhausbummler 
ist besonderes MiBtrauen gerechtfertigt, da sie sich 
meistens eine gute Kenntnis von Krankheitssympto- 
men angeeignet haben und infolgedessen manchen Er- 
folg in ihren Schwindelmanövern verzeichnen Können. 
Sie suchen auch bisweilen, wenn sie auf denjenigen 
Ämtern, die einen Arzt zur Seite haben, abgewiesen 
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sind, dadurch zum Ziele zu kommen, daß sie auf der 
Straße eine Hilfsbedürftigkeit, gewöhnlich Ohnmacht 
oder Krämpfe, simulieren, um dann von der Rettungs- 
wache ins Krankenhaus transportiert zu werden. Ein 
alkoholischer Rausch kam nur einmal zur Beobach- 
tung. Gelbe Finger vom Zigarettenrauchen hatten die 
meisten der Wanderer. 

Am häufigsten waren äußere Leiden unter den 
Wanderern, die bei 123 = 41 % festgestellt werden 
konnten, und zwar betrafen sie in 87 Fällen die Füße. 
Nicht nur Fußschrunden waren sehr häufig, auch In- 
fektionen stellten sich bei den Gelegenheitswanderern 
nicht selten ein, ebenso wie Plattfußbeschwerden oft 
vorkommen. Viel trägt das durch die starke Inan- 
spruchnahme beschädigte Schuhwerk dazu bei, die 
Wanderer ‚fußkrank‘‘ zu machen. . Frische Ver- 
letzungen, zu denen ebenfalls sehr oft der Anlaß ge- 
geben ist, kamen nicht sehr häufig vor (8 Fälle). Da- 
gegen bilden alte Unfälle oft den Anlaß zur Krank- 
meldung, wenigstens zu dem Zwecke, irgendeinen Vor- 
teil, und sei es eine Eisenbahnfahrt, zu erwirken. Von 
Kriegsverletzungen kamen 7 zur Beobachtung, eine 
verhältnismäßig geringe Zahl, aus der man aber wohl 
nicht schließen darf, daß sich überhaupt wenig Kriegs- 
verletzte unter den Wanderern befinden. 7 Amputierte 
beziehungsweise Resezierte stellten sich ein, also auf 
dem Arbeitsmarkt nicht vollwertige Personen ; zu der 
gleichen Kategorie gehören auch 4 mit Lähmungen 
oder MiBbildungen Behaftete. 4 litten an alten 
Knochenbrüchen, die mehr oder weniger Folgen hinter- 
lassen hatten. | 

An die äuBeren Leiden reihen sich die Hautkrank- 
heiten (25 — 8,3%), die naturgemäB durch die 
mangelnde Sauberkeit, den ÜberfluB an Ungeziefer, 
die erhôhte Infektionsgefahr in den Quartieren sehr 
begünstigt werden. Eine Gewerbekrankheit der Wan- 
derer ist die Furunkulose, die zwar sehr oft ein Neben- 
befund ist, als Hauptgrund der Hilfsbedürftigkeit 
jedoch nur in 6 Fällen angeführt wurde, während 
13 andere Hautkrankheiten zur Beobach:ung kamen. 
Krätze wurde 6mal festgestellt, wobei bemerkt wer- 
den muß, daß dieses Leiden in dem letzten halben 
Jahre zweifellos stark in den Hintergrund getreten ist. 
Daß überhaupt die Ungezieferplage sehr nachgelassen 
hat, geht daraus hervor, daß Verlausung in keinem 
Falle als Ursache der Inanspruchnahme öffentlicher 
Hilfe angegeben wurde, während in den früheren Mo- 
naten das sehr oft geschah. 2 Wanderer litten an Augen- 
leiden (= 0,7 %). 

20 = 6,6 % waren geschlechtskrank; es handelt 
sich durchaus nicht immer um eine frische Infektion, 
und mehreremal lag der Verdacht vor, daß eine alte 
Gonorrhoe zwecks Vortäuschung einer Hilfsbedürftig- 
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keit künstlich exazerbiert war. Syphilitiker jenseits 
des akuten Stadiums suchten mehrfach durch Be- 
handlungsbescheinigungen die Notwendigkeit einer 
neuen Kur zu beweisen; die endgültige Feststellung 
wurde in Zweifelsfällen von der Universitätspoliklinik 
für Hautleiden vorgenommen. Innere Leiden lagen 
in 81 Fällen = 27 % vor; die erhöhte Erkältungs- 
gefahr äußerte sich einmal in den Krankheiten der 
Atmungsorgane, von denen 39 beobachtet wurden. 
Handelte es sich in den meisten Fällen um akute oder 
chronische Bronchitiden, so mußten doch auch 6 Fälle 
von Lungentuberkulose verzeichnet werden. Ferner 
führt der Umstand, daß die Wanderer dem fortwähren- 
den Wechsel von Temperatur und der intensiven Ein- 
wirkung der Feuchtigkeit ausgesetzt sind, zu einem 
häufigeren Auftreten von Rheumatismus (17 Fälle), 
der meistens die Muskeln, seltener die Gelenke betraf. 
Die Unregelmäßigkeit der Ernährung ist für Darm- 
krankheiten verantwortlich zu machen. Nicht selten 
schaffte eine Syphilis einen günstigen Boden für 
Nervenkrankheiten (7 Fälle), während der Alkohol 
noch mehr als übermäßige Anstrengungen Herzleiden 
auslöste (6 Fälle). Nur in 2 Fällen bestand eine 
fieberhafte Erkrankung. 4Amal (= 1,3%) lag: ein 
elender Allgemeinzustand infolge Hungerns vor. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Wanderer 
einer Fürsorge bedürfen. Diese gipfelt bei den Arbeits- 
fähigen von ihnen in Arbeitsvermittlung. Die 
Schwierigkeit, sie ins Werk zu setzen, lag früher daran, 
daß der größte Teil der Wanderer aus arbeitsscheuen 
Individuen bestand, die ängstlich diejenigen Stellen 
mieden, von denen die gewährten Vorteile an die Be- 
dingung einer Arbeitsleistung geknüpft wurden. Als 
Vater der Wanderer ist der alte von Bodelschwingh 
zu betrachten, der in großzügigster Weise sich ihrer 
annahm und zuerst erkannte, daß es gar keinen Zweck 
hat, einen Stromer einige Tage zu beherbergen oder 
ihn mit Reisegeld zu versehen und abzuschieben, son- 
dern daß nur Wandel geschaffen werden könnte, wenn 
man ihn auf lange Zeit in Kolonien festhielte, damit er 
dort an die Arbeit gewöhnt würde, ohne anders als 
durch moralische Fesseln gehalten zu werden. Diese 
Idee hat das preußische Wandererarbeitsstätten- 
gesetz von 1907 nur in unvollkommener Weise aufge- 
griffen. Die Wandererarbeitsstätten, die nur mit einer 
Stimmenmehrheit von zwei Dritteln des Provinzial- 
landtags ins Leben gerufen werden Können, sind höch- 
stens als Durchgangsstationen anzusehen, die den 
Wanderern vielleicht Gelegenheit geben, sich einige 
Tage zu verschnaufen, oder sich ein Paar Stiefel zu 
verdienen. Der Grundsatz ‚Unterstützung nur gegen 
Arbeitsleistung“ ist unbedingt einzuhalten; als voll- 
kommene Fürsorgemaßnahme kann die vorüber- 
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gehende Asylierung jedoch nicht gelten. von Bo- 
delschwingh gründete die ersten Wanderer- 
arbeitskolonien bei Bethel. Heute sind 31 der- 
artige Anstalten im Zentralvorstand der deutschen 
Arbeiterkolonien zusammengeschlossen, die zum gros- 
sen Teil auf konfessionellem Boden stehen. Die Be- 
legung betrug Ende 1925 3691 Köpfe, während tat- 
sächlich 4288 Plätze vorhanden waren. In Westfalen 
waren die Kolonien überbelegt, ebenso in Branden- 
burg, das über eine musterhafte Organisation der 
Wandererfürsorge verfügt, in allen anderen Gebieten 
ließ die Besetzung zu wünschen übrig, wie z. B. in dem 
hessischen Neu-Ulrichstein, wo von 100 Plätzen nur 
46 belegt waren. Das Wesentliche in den Kolonien ist 
die Fürsorge. Dadurch, daß auch alle Einrichtungen 
zur Erholung und Ausspannung vorhanden sind, 
Bücherei, Gelegenheit zu Sport und Musik, wird der 
Wanderer zu einem häuslichen Leben erzogen, was 
ihm wiederum die Gewöhnung an die Arbeit, die vor- 
wiegend, aber nicht ausschließlich, landwirtschaftlich 
ist und sich besonders mit der Kultivierung von Öd- 
ländern befaßt (der Bestand an Kulturland ist durch 
die Meliorisation seit Gründung der Kolonien von 
2180 auf 4081 Hektar gewachsen), erleichtert. Der 
Betrieb steht und fällt mit der Person des Leiters, der 
pädagogische Begabung, fürsorgerische Einstellung 
und vor allen Dingen Menschenkenntnis besitzen, also 
eine Art praktischer Seelsorger sein muß. Die Wan- 
derer sollen mindestens drei Monate in den Kolonien 
bleiben; ein Zwang wird zwar nicht ausgeübt, aber 
insofern sind die Aufgenommenen an einem Aufenthalt 
von derartiger Dauer interessiert, als bei vorzeitigem 
Verlassen der Anstalt der Arbeitslohn verfällt. 
Voraussetzung für den regelmäßigen Betrieb der 
Wandererarbeitskolonien und ihre Ausnutzung ist die 
Zusammenarbeit mit den Fürsorgeverbänden 
und denjenigen karitativen Stellen, die mit Wan- 
derern in Berührung kommen. Aber auch die Wan- 
dererarbeitsstätten, Asyle für Obdachlose, Herbergen 


zur Heimat, ferner die Polizeibehörden haben Gelegen- 


heit, Wanderer zuzuweisen. Daß dieses Zusammen- 
arbeiten noch zu wünschen übrig läßt, geht daraus 
hervor, daß nicht einmal die in Anbetracht der Über- 
zahl der Wanderer winzige Zahl der Plätze in den Kolo- 
nien besetzt ist; es liegt das nicht daran, daß etwa 
unter den Wanderern in ihrer heutigen Zusammen- 
setzung Arbeitswillige in genügender Menge fehlten, 
sondern ist vor allen Dingen dadurch bedingt, daß alle 
die genannten Stellen von ihnen derartig überlaufen 
sind, daß eine individuelle Fürsorge im eigentlichen 
Sinne gar nicht durchgeführt werden kann und man 
sich darauf beschränkt, nur in besonderen Notfällen 
Maßnahmen zu treffen. 
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Die wachsende Wanderernot hat den Vorstand des 
Thüringischen Städteverbandes zu einer Eingabe an 
das Thüringische Ministerium für Inneres und Wirt- 
schaft veranlaBt, die Wandererfürsorge insofern zu 
regeln, als sie die Aufgabe der Bezirksfürsorgeverbände 
sein soll, die sich der Mitarbeit der karitativen Or- 
ganisationen dabei bedienen können ; ihre Fürsorge soll 
in der Gewährung von Obdach, Verpflegung und er- 
forderlichenfalls Säuberung gegen Arbeitsleistung be- 
stehen. Die Gemeinden mit über 3000 Einwohnern 
sollen Herbergen schaffen. Die Kosten sollen zu zwei 
Dritteln das Land und zu einem Drittel der Bezirks- 
fürsorgeverband tragen. Die Eingabe, die nur pro- 
visorische MaBnahmen im Auge hat, ist in der Weise 
beschieden worden, daß das Land Thüringen der un- 
bedingt erforderlichen Regelung der Wandererfürsorge 
durch das Reich nicht vorgreifen wolle. 

Die Wandererfrage drängt nach einer reichsgesetz- 
lichen Regelung; bis es dazu kommt, ist dringend 
eine enge Zusammenarbeit aller in Betracht kommen- 
den Stellen notwendig, schon um zu verhüten, daß un- 
nütze Maßnahmen getroffen werden, daß eine Ge- 
meinde die unliebsamen Gäste an die andere abschiebt, 
was unter den heutigen Verhältnissen durchaus ver- 
ständlich ist, daß die vorhandenen Dauereinrichtungen, 
die Kolonien, in ungenügender Weise ausgenützt wer- 
den. Wenn auch die augenblickliche gewaltige Zu- 
nahme des Wandererstroms voraussichtlich nicht lange 
anhalten und in absehbarer Zeit wieder ein Abebben 
eintreten wird, die Wandererfrage bleibt noch auf 
lange Jahre hinaus akut, so daB eine Stellungnahme 
des Reiches sich nicht erübrigt. 

In besonders miBlicher Lage sind naturgemäß die 
großen Städte, zumal diejenigen, die, wie Frank- 
furt a. M., infolge ihrer Lage exponiert sind. Hier spielt 
schon die Obdachfrage eine überwiegende Rolle. 
Nicht nur das Asyl für Obdachlose, wie aus den ange- 
führten Zahlen hervorgeht, und die Wandererarbeits- 
stätte sind überbelegt. Im vergangenen Winter näch- 
tigten Hunderte von Menschen in den Wartesälen des 
Hauptbahnhofs, unter ihnen zahlreiche Arbeitsuchende 
aus der näheren und weiteren Umgebung, die natur- 
gemäß nichts gefunden haben, mittellos dastehen und 
nur als vorübergehende Obdachlose zu betrachten sind, 
da ihnen in den meisten Fällen noch eine Heimat zur 
Verfügung steht, aber auch, abgesehen von licht- 
scheuem Großstadtgesindel, zahlreiche Wanderer; von 
1—1,4 Uhr nachts wird der Bahnhof geräumt, aber 
vorher und nachher sind die Wartesäle belegt. Mit der 
Schaffung neuer Unterkunftsstätten sind die Städte 
aus begreiflichen Gründen sehr zurückhaltend, weil sie 
bereits einen großen Teil der Lasten der Wanderer- 
fürsorge selbst zu tragen haben und erfahrungsgemäß 
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jede neue Fürsorgeeinrichtung den Zustrom der Wan- 
derer vermehrt, denn der Nachrichtendienst unter 
ihnen ist geregelt und vollzieht sich recht prompt. 
Auch die privaten Herbergen kônnen über Mangel an 
Gästen nicht klagen, trotzdem sie verhältnismäBig 
teuer sind und die Sauberkeitsverhältnisse oft sehr zu 
wünschen übrig lassen, die Insassen oft das Bett in dem- 
selben Zustande übernehmen müssen, in dem es der 
Vorgänger verlassen hat und infolgedessen die Gefahr 
der Übertragung von Ungeziefer und Krankheiten 
groß ist. 

Besonderes Augenmerk erfordern diejugendlichen 
Wanderer, die unterhalb der Mündigkeitsgrenze 
stehen und nach Erhebungen in Gießen etwa den 
vierten bis dritten Teil aller Wanderer ausmachen. 
Hier gilt es zu verhüten, daß ein Übergang in das 
Stromerleben stattfindet, der erfahrungsgemäß in 
diesen Jahren sich besonders leicht vollzieht. Das 
Arbeitsprogramm, das der Bund deutscher Jugend- 
fürsorgeverbände aufgestellt hat, betrifft auch die Be- 
seitigung der Mißstände, die bei der abgewanderten 
und zugewanderten Jugend auftieten; es befürwortet 
die Durchführung von Abwehrmaßregeln gegenüber 
der planlosen Abwanderung, die Schaffung besonderer 
Einrichtungen für Jugendliche auf dem Gebiete der 
Wandererfürsorge, die Vereinheitlichung der offenen 
und privaten Jugendfürsorge im Interesse der nicht 
ortsansässigen Jugendlichen. Dem Wandern vorzu- 
beugen und der planlosen Abwanderung entgegenzu- 
treten, ist Aufgabe der Stellen, die Berufsberatung und 
Stellenvermittlung betreiben. Besonderer Wert ist 
darauf zu legen, die vorhandenen Einrichtungen der 
Wandererfürsorge auch den Bedürfnissen der Jugend- 
lichen anzupassen. Dieser letzte Punkt ist von aus- 
schlaggebender Bedeutung. Nur wenn in dieser Be- 
ziehung die Jugendämter im Verein mit den Jugend- 
fürsorgeorganisationen es ermöglichen, daß die jugend- 
lichen Wanderer getrennt von den älteren unterge- 
bracht werden und ihnen alle nur erdenkliche Fürsorge 
zuteil wird, kann es gelingen, sie vor dem unheilvollen 
Einfluß, dem sie auf der Landstraße, mehr noch in den 
Asylen ausgesetzt sind, zu bewahren und sie einem 
geordneten Leben zuzuführen. , Fort aus der Groß- 
stadt‘‘ wird in den meisten Fällen der Leitsatz sein 
müssen ; das Land läßt immer noch, wenn sich auch 
dort die Verhältnisse gegen früher sehr geändert haben, 
die meisten in der Großstadt gefährdeten Jugend- 
lichen gesunden. 

Wenn wir uns nun der Fürsorge für die kranken 
Wanderer zuwenden, die einen nicht unbeträchtlichen 
Teil des Gesamtbestandes ausmachen, so sahen wir 
bereits, daß die unter ihnen auftretenden Krankheiten 
zwar von großer Mannigfaltigkeit sind, daß aber doch 
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gewisse Leiden häufiger als andere vorkommen. In 
vielen Fällen bedingt die Krankheit zugleich Arbeits- 
unfähigkeit, so daß also hier die Arbeitsfürsorge nicht 
einsetzen kann. Bei den gewerbsmäBigen Wanderern 
sind es chronische Erkrankungen, Lungenemphysem, 
chronische Bronchitiden, ferner durch den Alkohol 
ausgelöste Leiden, zumal solche des Herzens sowie 
Arteriosklerose, chronische Gelenkerkrankungen (auch 
Gicht), dann auf die verschiedensten Ursachen, be- 
sonders Alkohol und Syphilis zurückzuführende Ner- 
venkrankheiten, die die Arbeitsfähigkeit beträchtlich 
herabsetzen können und zeitweise ärztliche Behand- 
lung nötig machen. Bei den Gelegenheitswanderern, 
zumal den jugendlichen, herrschen Leiden vor, die auf 
das ungewohnte Landstraßenleben und die damit ver- 
bundenen Strapazen zurückzuführen sind, Wund- 
infektionen, die sich meistens an Fußschrunden an- 
schließen, Hautleiden, gewöhnlich durch Schmutz oder 
Ungeziefer hervorgerufen, Verletzungen aller Art und 
Erkältungskrankheiten. 

Von den 300 als krank vorgeführten Wanderern, die 
unserer Übersicht zugrunde liegen, waren 71 marsch-, 
d. h. zu Fuß wanderfähig, meistens, weil ihnen nichts 
fehlte, oder aber, weil ihre Leiden so geringfügig waren, 
daß irgendeine Hilfe sich erübrigte. 157 waren reise- 
fähig, d. h. mit der Eisenbahn, aber nicht zu Fuß, 
transportfähig ; ihnen wurde, teils weil sie es verlangten 
und das auch zu begründen war, teils, weil kein Anlaß 
zu sofortiger Hilfe vorlag und der Zustand als chro- 
nischer betrachtet werden mußte, eine Reisebeihilfe 
in der Art zuteil, daß ihnen eine Fahrkarte gelöst und 
ihnen, wenn nötig, Zehrgeld gegeben wurde. Die 
übrigen 72 waren behandlungsbedürftig, ohne marsch- 
oder reisefähig zu sein. Die Behandlungsbedürftigkeit 
verlangte in vielen Fällen Krankenhausaufnahme. 
Einen Kranken mit einem fieberhaften Leiden, das 
vielleicht den Verdacht einer Infektionskrankheit auf- 
kommen läßt, mit einer auf Gonorrhoe beruhenden 
Nebenhodenentzündung, mit einer Leistendrüsenent- 
zündung, einer offenen Lungentuberkulose wird nie- 
mand wieder auf die Landstraße schicken. In solchen 
Fällen kann auch die Krankenhausaufnahme unter 
Umgehung des Wohlfahrtsamtes als dringend ohne 
vorherige Prüfung.der Kostendeckung geschehen. Die 
starke Inanspruchnahme der Krankenhäuser jedoch 
und die hieraus hergeleitete Bettennot legen Zurück- 
haltung in der Einweisung von allen solchen Kranken 
auf, die nicht dringend der Aufnahme bedürfen ; zahl- 
reich sind die Wanderer, die im Krankenhausaufent- 
halt eine Ruhepause, eine Art Erholung sehen, ihn 
deshalb mit Benutzung aller Mittel, auch ohne daß sie 
krank sind, anstreben und dabei oft mit großer Ge- 
rissenheit vorgehen. Unter unseren Kranken waren 





es 15, also 5 %, die ins Krankenhaus eingewiesen 
werden mußten. | 

Nun gibt es aber noch eine ganze Anzahl von Wan- 
derern, die, ohne marsch- und reisefähig zu sein, doch 
der Behandlung bedürfen; ihr Leiden — sehr oft 
sind sie fußkrank — bedingt eine vorübergehende 
Ausschaltung von der Landstraße, braucht aber nicht 
im Krankenhaus behandelt zu werden, sondern es ge- 
nügt, wenn das ambulant geschieht. 11 dieser Leicht- 
kranken wurden für die Zeit ihrer Behandlung in der 
Wandererarbeitsstätte untergebracht, die auch eine 
Abteilung für nicht arbeitende Häuslinge hat; 10 ver- 
schafften sich selbst ein Obdach, bekamen aber, wie 
jene auch, einen Arztschein für freie Behandlung. Bei 
5 konnte die Behandlung an einem Tage erledigt wer- 
den; es lag Krätze vor, deren Kur bis vor wenigen 
Monaten hier ambulant durchgeführt wurde. Für die 
übrigen 30 wurde eine andere Einrichtung in An- 
spruch. genommen. 

Den Zweck, marsch- und reiseunfähige Wanderer, 
die behandlungsbedürftig sind, ohne der Kranken- 
hausaufnahme zu benötigen, aufzunehmen, erfüllt in 
Frankfurt a. M. eine Leichtkrankenstation, die in der 
Art ihrer Anlage mit der militärischen Revierstube 
Ähnlichkeit hat und als solche bezeichnet wird, die den 
Aufgenommenen Obdach, auch die Möglichkeit, sich 
Verbände erneuern und krankenpflegerische Hand- 
reichungen verabreichen zu lassen, bietet, sie, ohne 
daß diese Fürsorge mit Arbeit entschädigt zu werden 
braucht, verpflegt, zugleich aber eine gewisse gesund- 
heitliche Kontrolle durchführt, so daß im geeigneten 
Augenblick die Entlassung erfolgen kann. Sie enthält 
nur gerade diejenigen Einrichtungen, die unbedingt 
nötig sind, und nichts Anlockendes, damit nicht etwa 
für ihren Besuch geworben wird. Ihr Ziel ist, bei den 
Arbeitswilligen die Arbeitsfähigkeit auf dem kürzesten 
und billigsten Wege, wenigstens billiger, als das in den 
Krankenhäusern möglich ist, wiederherzustellen. In 
der Regel fällt dieses Ziel zusammen mit der Wieder- 
herstellung der Marschfähigkeit; da die Großs:ädte, 
zumal wenn sie von Wanderern so überlaufen werden, 
wie Frankfurt a. M., bei den vielen einheimischen 
Arbeitslosen gewöhnlich nicht in der Lage sind, Aus- 
wärtigen Arbeit zu vermitteln, muß der kranke Wan- 
derer wieder marschfähig gemacht werden, um sich 
anderwärts Arbeit suchen zu können. Andererseits 
dient aber der Aufenthalt in der Revierstube dazu, 
die Kranken, und wenn sie nur an Fußschrunden 
leiden, vor völliger Verelendung zu schützen, u. a. sie 
auch vor Infektionen, die ihnen auf der Landstraße 
überall drohen, zu bewahren. Für die professionellen 
psychopathischen Wanderer bedeutet der Aufenthalt 
selbstverständlich nur eine Episode ; mancher von den 
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durch die Zeitverhältnisse in das Wanderleben hinein- 
getriebenen Männern aber wird die Atempause, die 
ihm durch die Revierstube geboten ist, zur Erholung, 
zur Fassung neuer Entschlüsse, zum Sammeln frischer 
Kräfte benutzen; besonders gilt das für die Jugend- 
lichen, die heute in besonders großer Zahl die Land- 
straBen bevölkern, über deren Zulassung*zur Revier- 
stube aber noch gesprochen werden muß. Die Revier- 
stube besteht jetzt zwei Jahre. Sie liegt in einem 
Hause der Altstadt, in dem auch noch andere Für- 
sorgeeinrichtungen untergebracht sind, nicht wei: von 
der Wandererfürsorgestelle des Wohlfahrtsamtes, mit 
welchem sie auch telephonisch verbunden ist. Es 
stehen im ganzen, im ersten Stockwerk liegend und in 
den geräumigen Hof schauend, drei Räume zur Ver- 
fügung: ein großes Zimmer mit 10 Betten, ein zweites 
mit 5, das für hautkranke und unreine Wanderer be- 
stimmt ist, und ein Zweibettenzimmer, das dazu dient, 
unruhige Elemente zu isolieren oder auch solche auf- 
zunehmen, die nicht in den Rahmen der-anderen In- 
sassen passen. In einem besonderen Abschlag des 
großen Raumes ist der überwachende Heilgehilfe 
untergebracht, der sich mit einem Berufsgenossen ab- 
löst. Für die Behandlung gelten die Grundsätze der 
freien Arztwahl entsprechend der allgemeinen Rege- 
lung beim Wohlfahrtsamte. Gewöhnlich wird aber die 
naheliegende Poliklinik eines unter städtischer Auf- 
sicht stehenden Krankenhauses aufgesucht. Der Heil- 
gehilfe sorgt für die Durchführung der ärztlichen Ver- 
ordnungen und legt die nötigen Verbände an, während 
die Entlassung im Einvernehmen mit der vertrauens- 
ärztlichen Abteilung des Wohlfahrtsamtes erfolgt. Die 
Einweisung geschieht ausschließlich durch die mit 


der Wandererfürsorge betraute Kreisstelle des Wohl- 


fahrtsamtes. Anträge seitens der Polikliniken oder des 
Jugendamtes laufen ebenfalls durch sie. Da Eilfälle 
nicht in Betracht kommen, spielt es auch keine Rolle, 
daß vom Sonnabend Mittag bis Montag früh keine 
Einweisung stattfindet; behandlungsbedürftige Ob- 
dachlose werden während dieser Zeit nach einer Unter- 
suchung durch die Aufnahme des städtischen Kranken- 
hauses der Wandererarbeitsstätte überwiesen, aus der 
sie dann in die Revierstube übertreten. 

Wenn wir nun einen Überblick über die Belegung 
geben, so müssen wir hinsichtlich der oben behandelten 
300 kranken Wanderer bemerken, daß es sich bei ihnen 
um die während einiger Wintermonate vorgestellten 
Individuen handelte, von denen nur der zehnte Teil 
der Revierstube zugewiesen wurde, daß dagegen unsere 
jetzige Betrachtung das gesamte während zweier Jahre 
eingewiesene, also bereits gesiebte Material der Revier- 
stube betrifft, bei dem auch, zum Unterschied gegen- 
über jenem, die Jugendlichen unter 21 Jahren einbe- 
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zogen wurden. Im ersten Jahre kamen im ganzen 
185 hilfsbedürftige Wanderer zur Aufnahme, von 
denen 19 = 10,3 % im zweiten Jahrzehnt, 76 = 41,1% 
im dritten, 16 = 8,1 % im vierten, 23 = 12,4 % im 
fünften, 43 — 23,2 % im sechsten und 16 = 8,7 % im 
siebenten standen, während bei zweien keine Fest- 
stellung gefnacht werden konnte; der jüngste Insasse 
war 15, der älteste 66 Jahre alt. Im zweiten Jahre ver- 
doppelte sich die Zahl der Aufgenommenen fast ; auch 
ihre Zusammensetzung änderte sich in typischer Weise. 
Von den 338 Insassen standen nicht weniger als 


131 = 38,9 % im zweiten Jahrzehnt, 96 = 28,9 % im 


dritten, 27 = 8,1 % im vierten, 3 = 112% im 
fünften, 25 = 7,4% im sechsten, 15 = 4,6 % im 
siebenten und 3 = 0,9 % im achten ; der jüngste war 
16, der älteste 77 Jahre alt. Im zweiten Jahre, in dem 
sich die Sichtung gegenüber der des ersten keineswegs 
geändert hatte, tritt die zahlenmäßige Überlegenheit 
der unter dem 30. Lebensjahre befindlichen Wanderer 
über die älteren (= 67,8 %) noch deutlicher hervor als 
im ersten (51,47 %). Besonders hat sich zahlenmäßig 
der Anteil der Jugendlichen unter 21 Jahre vermehrt, 
während die Zahl der über 40 Jahre alten in beiden 
Jahren absolut auf gleicher Höhe geblieben ist (82 
beziehungsweise 81). Die vermehrte Belegung ist also 
allein durch die jüngeren Elemente begründet. Sie 
sind ja auch diejenigen unter den Wanderern, die in 
erster Linie der Fürsorge bedürfen, da es möglich ist, 
die weitaus meisten von ihnen vor den Gefahren der 
Landstraße zu retten ; der hier eingeschlagene Weg ist 
allerdings auch nicht immer der richtige. 

Die Gesamtzahl der Verpflegungstage betrug im 
ersten Jahr 1620, so daß auf den Insassen durchschnitt- 
lich 8,7 Tage kommen und durchschnittlich täglich 
4,4 Insassen verpflegt wurden. Die größte Zahl der 
Verpflegungstage, nämlich 90, hatte ein 51-jähriger 
Mann, der an Krampfadergeschwüren litt und als ge- 
heilt entlassen werden konnte. Im zweiten Jahre wur- 
den 2264 Verpflegungstage, das heißt 6,7 Tage durch- 
schnittlich auf den Insassen gezählt und täglich 6,2 
Personen verpflegt. Die Aufnahmen verteilen sich auf 
die einzelnen Monate wie folgt: 


Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 
1924 : 9 5 18 13 16 13 
1925: 22 19 20 19 30 34 


Jan. Febr. März April Mai Juni 
1925: 14 17 19 11 21 14 
1926: 45 32 38 35 29 30 


Wenn wir das erste Jahr, in dem sich die Einrichtung 
erst durchsetzen mußte, ausschalten, ist der natur- 
gemäße Anstieg der Belegung in den Wintermonaten 
deutlich. 
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Unter den Ursachen der Aufnahme stehen die FuB- 
leiden an erster Stelle; es handelte sich meistens um 
Fußschrunden, durch Wundlaufen entstanden, um 
kleine Verletzungen mit leichten Entzündungen, aber 
auch um PlattfuBbeschwerden. Verantwortlich zu 
machen für die Häufigkeit dieser Erscheinungen ist 
das Tragen ungeeigneten oder zerrissenen Schuhwerks, 
besonders aber auch bei den Jugendlichen das unge- 
wohnte und zur Schonung der Stiefel geübte BarfuB- 
laufen. Fußleiden heben die Marschfähigkeit auf, er- 
schweren aber auch in vielen Fällen die Reisefähigkeit: 
die Heilungsaussichten sind günstig, so daß einige 
Tage Aufenthalt in der Revierstube gewöhnlich zur 
Herstellung der Marschfähigkeit führen. Im ersten 
Jahre fanden 35 = 18,9 % der Gesamtaufnahmen, im 
zweiten dagegen 108 = 32% Fußkranke in der Re- 
vierstube Aufnahme. Innere Leiden bildeten im ersten 
Jahre 36 mal (= 19,7%) den Grund; darunter be- 
fanden sich 9 Lungenkranke, meistens an Emphysem 
leidend, und 6 Rheumatiker. Im zweiten Jahr waren 
es 90 = 26,9% innere Kranke, unter denen sich 
24 Lungenleidende, 7 Rheumatiker und 14 Halskranke 
befanden. Äußere Leiden wurden im ersten Jahr 
53 = 28,6%, im zweiten 61 = 18% gezählt. Unter 
ihnen sind zunächst Verletzungen an anderen Teilen als 
den Füßen hervorzuheben, ferner infektiöse Prozesse, 
die im Wandererleben besonders häufig sind, wie 
Panaritien, aber auch Afterfisteln und bei älteren 
Leuten Unterschenkelgeschwüre, ebenso Erfrierungen. 
Häufig erfolgte die ambulante Nachbehandlung von 
Knochenbrüchen in der Revierstube, nachdem die 
klinische zum Abschluß gebracht worden war. Auch 
Amputierte warteten dort auf ihre Ersatzteile. In 
einzelnen Fällen wurden auch Rekonvaleszenten von 
Bauchoperationen aufgenommen. 

Augenleidende wurden im ersten Jahre 4, im 
zweiten 8 verpflegt; auch Augenkrankheiten, beson- 
ders chronische Bindehautentzündungen, sind nicht 
selten bei Wanderern und meist auf den Reiz des 
Staubes zurückzuführen ; sie bilden nur in vereinzelten 
Fällen einen Grund zur vorübergehenden Einstellung 
des Vagabundierens. Ohrenleiden kamen nur im 
zweiten Jahre 5mal zur Beobachtung. Häufig sind 
dagegen, wie bereits sich auch aus der obigen Zusam- 
menstellung ergab, Hautleiden, was ohne weiteres 
verständlich ist, wenn man die mangelnde Sauberkeit 
des Wanderlebens in Betracht zieht. Die leichten Un- 
gezieferekzeme erfordern nur ausnahmsweise eine Be- 
handlung, dagegen sind Furunkulosen, oft auch Kar- 
bunkulosen typische Berufsleiden, die zweifellos in den 
Herbergen auch durch Decken usw. übertragen werden. 
Die Krätzefälle, die aufgenommen wurden, betrafen 
die Behandlung des der Wirkung der Milben zuzu- 
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schreibenden Ekzems, nachdem die antiparasitäre Kur 
zum Abschluß gekommen war. Im ersten Jahre wur- 
den 14 = 7,6 %, im zweiten 16 = 4,7 % Nerven- 
leidende aufgenommen. Es handelte sich meistens 
um Nachwirkungen von Alkohol oder Syphilis bei 
älteren Leuten ; im zweiten Jahre mußten 3 von ihnen 
der Irrenanstalt überwiesen werden. 4 Trunksüchtige 
fanden im ersten Jahre Aufnahme, jedoch ergab sich, 
daß sie nicht in den Rahmen der Revierstube paBten, 
weshalb von weiteren Einweisungen Abstand genommen 
wurde. Ferner waren im ersten Jahre 4, im zweiten 
2 Aufnahmen wegen Gonorrhoe nötig. Im allgemei- 
nen wurde der Standpunkt vertreten, Geschlechts- 
kranke als nicht in den Rahmen der Revierstube 
passend von der Aufnahme auszuschließen. Zweifellos 
trägt das Leben auf der Landstraße außerordentlich 
zur Verbreitung der Geschlechtskrankheiten bei, je- 
doch sind es weniger die frisch Angesteckten, als die 
chronisch Erkrankten, die als gefährlich zu betrachten 
sind. Es wäre aus volksgesundheitlichen Gründen also 
nötig, das chronische Stadium zu verhüten, also die 
Geschlechtskranken so lange zu internieren, bis das 
Leiden ausgeheilt ist. Daß die Städte, denen die ge- 
schlechtskranken Wanderer zuströmen, nicht gerade 
gern bereit sind, die Kosten der Behandlung zu über- 
nehmen, leuchtet ein; in vielen Fällen bleibt ihnen 
allerdings nichts anderes übrig, wenn sie nicht durch 
Abweisung der Patienten der Verbreitung der Ge- 
schlechtskrankheiten Vorschub leisten wollen. Ande- 
rerseits besteht, wie schon angedeutet, die Möglichkeit, 
daß diejenigen Wanderer, die mit allen Mitteln sich 
eine mehrwöchige Erholungspause verschaffen wollen, 
wozu ihnen das Krankenhaus gerade als der richtige 


Ort erscheint, eine Gonorrhoe durch künstliche Rei-- 


zung simulieren, wenn sie wissen, daß eine bedingungs- 
lose Aufnahme stattfindet, sobald gonorrhoische Er- 
scheinungen festgestellt sind. Durch Regelung der Be- 
handlungskosten in dem für die wirksame Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten einzig möglichen Sinne, 
nämlich durch Einführung des Rechtes auf freie Be- 
handlung und Bereitstellung von Staatsmitteln zu 
diesem Zwecke, beziehungsweise die Kostentragung 
durch die Landesfürsorgeverbände, wie es in Mecklen- 
burg der Fall ist, würde auch die Frage der Behand- 
lung der geschlechtskranken Wanderer der Lösung 
näher gebracht werden. Syphilitiker werden grund- 
sätzlich nicht in die Revierstube aufgenommen, Go- 
norrhoiker nur ausnahmsweise. Über die Notwendig- 
keit einer klinischen Behandlung zu entscheiden muß 
der Aufnahmeabteilung des Krankenhauses vorbe- 
halten bleiben. — Die übrigen Fälle, 15 im ersten und 
6 im zweiten Falle, betreffen Simulation oder unauf- 
geklärte Krankheiten; meistens handelte es sich um 
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Wanderer, die nur einen Tag in der Revierstube 
blieben. | | 

Von besonderem Interesse ist die Verteilung der 
Krankheiten auf die einzelnen Lebensalter. Im 
ersten Jahre sind unter den Insassen bis zum 30. Jahre, 
die 51,4 % aller Aufgenommenen ausmachen, die Fuß- 
leiden mehr, als es diesem Prozentsatze entspräche, 
vertreten; 57 % der FuBleidenden sind jüngeren 
Alters. Im zweiten Jahre, in dem die unter 30 Jahre 
alten 61,2 % ausmachen, gehörten ihnen 86,1 % aller 
Fußkranken an, ein Zeichen für ihre besondere An- 
fälligkeit in dieser Beziehung. Auch Wunden bilden 
bei den jüngeren Leuten häufiger den Aufnahmegrund 
als bei den älteren ; im ersten Jahre war ihr Anteil 60,9 
statt 51,4 %, im zweiten 68,4 statt 61,2 %. Nicht so 
groß ist die Beteiligung der jüngeren Wanderer an den 
inneren Leiden, nämlich im ersten Jahre 55,6 statt 51,4 
und im zweiten 62,2 statt 61,2 %, was daher kommt, 
daß die älteren Emphysematiker und Rheumatiker er- 
heblicher ins Gewicht fallen; wenn man dagegen nur 
die Halskrankheiten, die fast alle akuter Natur sind 
und mit Erkältungen zusammenhängen, in Betracht 
zieht, so war der Anteil der jüngeren Wanderer an 
ihnen 85,7 statt 61,2 %, also ein erhebliches Mehr. Für 
Rheumatismus sind sie weniger disponiert, ihr Anteil 
betrug nur 28 statt 61,2 %. Auch unter den Nerven- 
kranken sind meistens ältere Leute; im ersten Jahre 
machten diese 78,6 statt 48,6 und im zweiten 75 statt 
38,8 % aus. Auch die 4 Trunksuchtsfälle betrafen nur 
Leute über 40 Jahre. 

Von den während der beiden Jahre ihres Bestehens 
in der Revierstube aufgenommenen 523 Wanderern 
konnten als geheilt beziehungsweise marschfähig 463 
entlassen werden. Eine Verlegung ins Krankenhaus 
war bei 49 erforderlich, meistens, weil sich Fieber ein- 
stellte, also etwa eine Infektionskrankheit zu vermuten 
war, aber auch, weil die Behandiung nicht ambulant 
durchgeführt werden konnte. 5 brannten durch, wäh- 
rend 6 ältere Leute dauernd untergebracht wurden. 

Eine eigene Küche besteht nicht; die Verpflegung 
wurde aber dadurch erleichtert, daß sich im Nachbar- 
hause eine Volksküche befindet, aus der das Essen ent- 
nommen wird. Daß der Umgang mit den verschieden- 
artigen, die Revierstube passierenden und zum Teil 
psychopathischen Personen nicht immer reibungslos 
verläuft, leuchtet ein. Sobald störende Elemente nach- 
gewiesen werden,erfolgt ihre Entfernung. Nach Möglich- 
keit wird darauf gesehen, daß eine ungünstige Beein- 
flussung wertvoller Elemente durch minderwertige ver- 
hütet wird ; doch ist das nicht immer möglich, weshalb 
auch eine zweifellose Gefahr in der Revierstube für die 
Jugendlichen besteht, die manches Ungünstige durch 
die alten Wanderer, mit denen sie den ganzen Tag zu- 
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sammen sind, lernen können. Es läßt sich deshalb 
auch nicht umgehen, für die kranken Jugendlichen 
eine besondere Revierstube zu schaffen, in der sie unter 
sich sind und dem schlechten Einfluß der Landstreicher 
entzogen werden, in der auch durch einen geeigneten 
Jugendpfleger ein erzieherischer Einfluß ausgeübt und 
Fürsorge getrieben werden kann. 

Trotzdem in der Revierstube alles vermieden wurde, 
was anlockend sein könnte, ist ihr Bestehen in den 
Wandererkreisen, vermutlich durch mündliche Be- 
richterstattung und vielleicht auch mit Hilfe von 
Zinken, überall bekannt geworden, so daß viele direkt 


mit dem Ansinnen sich an das Wohlfahrtsamt wenden, 


dort eingewiesen zu werden. MiBtrauen ist, wie den An- 
gaben über Tropenkrankheiten (siehe oben), auch denen 
über Epilepsie gegenüber angebracht. Es gibt unter den 
professionellen Wanderern manche Epileptiker ; an und 
für sich aber bedingt Epilepsie noch keine Aufnahme 
in die Revierstube, ganz abgesehen davon, daß Krampf- 
leidende überhaupt nicht in ihren Rahmen passen. 

Die Wandererfrage ist bisher noch nicht gelöst; 
wenn auch in der Versorgung der kranken Wanderer 
durch die Bereitstellung von Revierstuben zweifellos 
ein Fortschritt gemacht worden ist, der sowohl den 
Wanderern, zumal denen, die durch einen unglück- 
lichen Zufall auf die Landstraße getrieben sind, zugute 
kommt, als auch zur Entlastung der Krankenhäuser 
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dient, so sollte doch am Schluß der Behandlung eine 
richtige Fürsorge einsetzen. Voraussetzung für eine 
wirkungsvolle Fürsorge für die Wanderer ist eine 
laufende Kontrolle, die aber, wie viele andere 
Punkte, nur reichsgesetzlich geregelt werden könnte; 
der Landesfürsorgeverband Wiesbaden hatte zu Be- 
ginn dieses Jahres Wanderscheine eingeführt, ohne die 
von den Verbänden keinerlei Hilfe für Wanderer ge- 
leistet wurde, aber es wurde so viel Mißbrauch damit 
getrieben, daß er sie wieder abgeschafft hat. Zweifellos 
befindet sich die Wandererfrage augenblicklich in 
einem besonders akuten Stadium. Aber selbst wenn 
der Strom infolge wirtschaftlicher Besserungen nach- 
lassen sollte, ist sie damit nicht aus der Welt geschafft, 
so daß die. dringende Forderung eines Reichsge- 
setzes, das besonders die Wandererarbeitsfür- 
sorge in einheitliche Bahnen leiten und die Kosten- 
tragung regeln müßte, durchaus gerechtfertigt er- 
scheint. Getrennt ist die Frage der jugendlichen 
Wanderer zu behandeln, die von den gewöhnlichen 
Asylen unter allen Umständen fernzuhalten und 
in besonderen Unterkunftsheimen mit zuverlässigen 
Jugendpflegern unterzubringen sind. Die Bahnhofs- 
missionen müßten sich, ebenso wie alle karitativen 
Jugendfürsorgeorganisationen, in eingehender Weise 
bei der Sichtung der Wanderer zum Wohle der Jugend- 
lichen beteiligen. 


Über die Beziehungen zwischen Erkrankung und Verdienst 
des gewerblichen Lohnarbeiters. 


Von HANS REITER und WILLY LEMCKE, Rostock. 


In vorliegender Arbeit sollte der Versuch gemacht 
werden, in die Wechselbeziehungen von Er- 
krankung und Verdienst einzudringen. Natürlich 
mußte die Weite des Problems nach Möglichkeit ver- 
dichtet werden, ein Übergreifen auf die zahlreichen 
Nachbargebiete erfolgte nur soweit, als es unbedingt 
für die Beantwortung der Fragestellung nötig erschien. 

Wenn die hier veröffentlichten Einzeldaten infolge 
der inzwischen eingetretenen Verschiebung der Wäh- 
rung nicht mehr Anspruch auf heutige Geltung haben 
können, so ist das Prinzipielle des Ergebnisses heute 
doch noch genau so gültig wie in der Zeit der 
Sammlung dieser Befunde. Hierdurch erweist sich 
auch die Publikation der damals gewonnenen Daten 
als durchaus gerechtfertigt, sie erfüllt auch den Wunsch 
der Kreise, die seinerzeit für die Durchführung der 
Arbeit die finanzielle Unterstützung vermittelten !). 

Als Untersuchungsmaterial dienten Arbeitergruppen 
einer an der Ostsee gelegenen Werft Mecklenburgs mit 
einer Belegschaft von ca. 2000 Arbeitern. Sie verfügte 
über homogene Arbeitergruppen, die als Vorbedingung 
für die notwendigen Erhebungen gelten mußten. Da 
nur ganz bestimmte Arbeiter für die Untersuchungen 
in Betracht kamen, trat quantitativ eine starke Ein- 
schränkung des Untersuchungsmaterials ein, qualita- 
tiv konnte so der Stoff um so exakter und intensiver 
bearbeitet werden. 


Arbeitsmethode. 


Das Quellenmaterial setzt sich aus einem objektiven und 

einem subjektiven zusammen. Zu ersterem gehören: 

1. das alphabetische Namensverzeichnis der Werftarbeiter 
mit Angabe des Hauptberufes und der Wohnung; 

2. die Werftkartothek mit Fabriknummer des Arbeiters, 
Namen, Vornamen, Berufsstellung, Wohnung, Kranken- 
kassennummer, Geburtsort und Datum, Eintritt und Aus- 
tritt des Arbeiters; 

3. die Steuerkarten, die besonders für die Familienmitglieder 
in Betracht kamen, da sie Aufschluß über ihre Zahl und 
über den wirtschaftlichen Umfang des Haushaltes geben. 
Es handelt sich dabei nur um die versorgungsberechtigten, 
nicht se!bst verdienenden Familienmitglieder mit Stand, 
Geburtsdatum und Geburtsort (die Erfassung der übri- 
gen, selbst verdienenden Familienmitglieder erfolgte durch 
Hausbesuche); 


1) Die Arbeit wurde mit einer Reichsbeihilfe durchgeführt, 
für deren Überweisung an dieser Stelle dem Reichsministerium 
des Innern der verbindlichste Dank ausgesprochen sein soll. 


4. und 5. Krankenbuch und Krankenscheine der Werftbe- 
triebskrankenkasse. Alle Krankheiten waren ärztlich 
diagnostiziert, so daß sich Art und Dauer erkennen läßt, 
ebenso Anzahl der Tage, an denen Krankengeld als Ent- 
schädigung des Lohnausfalls gezahlt war; 

6. Akkordzettel, Akkordverträge und Akkordverrechnungs- 
scheine; 

7. das Lohnbuch. 

Das subjektive Quellenmaterial wurde in Hausbesuchen 
gesammelt. Über die Grenzen der Bewertung dieser Befunde 
braucht nicht diskutiert zu werden. Vermittlung der Werft- 
leitung und Entgegenkommen des Betriebsrates, der selbstver- 
ständlich über den Zweck der Untersuchungen orientiert war, 
unterstützten diese Arbeiten, die aber trotzdem manche Schwie- 
rigkeiten überwinden mußten. Die Fragen betrafen das ge- 
sundheitliche und das soziale-wirtschaftliche Milieu 
des Arbeiters; es wurde auch versucht, über die gleichen Ver- 
hältnisse ihrer Aszendenz ein Bild zu gewinnen. Gleichzeitig 
wurde erstrebt, Angaben über etwaige Erkrankungen und be- 
sonders wichtige soziale oder wirtschaftliche Vorgänge vor Be- 
ginn der Untersuchungsperiode zu erhalten. Dieses Bild wurde 
weiter ergänzt durch Angaben über die Familienmitglieder, 
ihren Gesundheitszustand, ihre sozialwirtschaftliche Lage und 
ihre eventuelle Beteiligung an der Unterhaltüng des Haus- 
haltes. Eingehende Fragen über Wohnungsweise, Ernährung 
(Alkohol, Tabak usw.), Familienleben, Stimmung, Stellung zu 
Sport, Kirche, Bildungsbestrebungen, allgemeinen Lebensstil 
usw. ließen bei gelungener Ermittlung die Umrisse der physi- 
schen und psychischen Persönlichkeit zeichnen. 

Bezüglich der Arbeit des Arbeiters wurden genaue Daten 
über ihre Art gewonnen (Raum- oder Freiarbeit), über die Vor- 
züge und Nachteile der Arbeitsweise in gesundheitlicher Be- 
ziehung, aber auch über Arbeitslust, Arbeitsinteresse und ihre 
Schwankungen, desgleichen über Nebenbeschäftigung und 
Nebenverdienst. 

Zur Entwirrung der mannigfachen Beziehungen zwischen 
Arbeitsleistung, Verdienst und Krankheit scheinen diese Bau- 
steine unbedingt erforderlich zu sein. 

Unter der Gesamtbelegschaft der Werft wurde eine sorg- 
fältige Auswahl der Untersuchten getroffen: sämtliche 
Tagelohnarbeiter wurden ausgeschaltet, da sich der Einfluß 
einer Erkrankung auf die tariflich festgesetzte Lohnbemessung 
bei dieser Kategorie nicht bemerkbar macht. Ferner wurden 
von den Akkordarbeitern aus gleichen Gründen die ausgeschie- 
den, die in geschlossener Akkordgemeinschaft arbeiteten. Es 
blieben also zur näheren Untersuchung nur die Arbeiter übrig, 
die im Einzelakkord oder in ‚‚getrenntem‘‘ Gruppenakkord 
arbeiteten, ihre Arbeitsleistung stand fest, und es ließen sich hier 
leicht Kranke und Gesunde vergleichen. 

Auch unter den Krankheitstypen mußte eine Auswahl 
getroffen werden, denn es konnten nur die in Betracht kommen, 
die häufig auftraten beziehungsweise sich wiederholten. Fol- 
gende Krankheitstypen wurden berücksichtigt: 

1. Lungentuberkulose, 


. Erkrankungen der Atmungsorgane (Bronchialkatarrh und 
Erkältungskrankheiten), 

. Stoffwechselkrankheiten, 

. Gefäßerkrankungen, 

. rheumatische Leiden, 

. Nervenkrankheiten (die Geschlechtskrankheiten wurden 
nur in besonderen Fällen vermerkt, in denen sie nicht 
verborgen bleiben konnten und mitbestimmend ins Ge- 
wicht fielen). 

In zeitlicher Hinsicht wurden die Une nee fol- 
gendermaßen umgrenzt: Die Kriegszeiten kamen für normale 
Untersuchungsdaten nicht in Frage. Nach Beendigung des 
Krieges entwickelten sich wieder stabile Verhältnisse. Die 
Überstunden fielen weg, feste Akkordsätze wurden vereinbart 
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und der ,,Wander‘‘-Arbeiter wurde durch den seßhaften ersetzt. 
Hierdurch war es möglich, die Untersuchungen auf drei Jahre 
auszudehnen und zwar vom 1. Januar 1919 bis I. Januar 1922. 
Sie betrafen alle die obenerwähnten Akkordarbeiter, die wäh- 
rend dieser drei Jahre dauernd auf der Werft gearbeitet hatten 
und an den genannten Krankheiten erkrankt waren. 


Die Untersuchungen wurden in den Monaten März 
bis Juli 1922 durchgeführt. Berücksichtigt wurden 
noch Alter der Erkrankten, Zeitdauer ihrer Tätigkeit 
auf der Werft, die einzelnen Krankheitstypen und 
ihre Durchschnittsdauer bei den einzelnen Arbeiter- 
gruppen. Die genaueren Ergebnisse sind in Tabelle I 
zusammengestellt. 


Tabelle I. 
Alter der Erkrankten, Art der Erkrankungen und demi ht 
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3 | 
- | | Stoff | Geiab- | Rheumat. | Nerven- se 
| tuberku- | Atmungs- ! wechseler-} erkran- Leiden leiden | rr 
Gruppe i lose organe aa AE kungen | | Krank 
| Be 31.12.21 lp uer | keit | Dat Dauer er | keit x Dauer kelt | D Dauer r Piee Dauer [Pet S- Dauer ket | tage 
Werkzeug- | | | Ey y | | | | i ; 
macherei..| 7 48 7 1.317 2x | AT. 5 x. AT: 3x | GT. 2x, | 288 T. 
ee T j 263 5 | Br 3 x | 50T. | ax 14T. 1x ‚16T. 1x 19T. 
Schiffs- | Ä | | | 
schmiede..| 8 | 48,5 16,7 | 85T.| 5 x 258 T. | 4 x 32T. 4x | 30T.i 1 x '405T. 
Maschinen- Ä | | 
` werkstatt I 15 36,3: 11 14 T. | 1x ER 11x läge | 6 x | | 34T. 4x | AAT. 2x “602. 
Maschinen- | | | 
werkstatt II} 10 , 31 9,2 105T.. 6x | 23T.! 2x | | 30T.| 2x 158 T. 
Dreherei ....||' 8 © 42 ; 11,2 161T.| 1 x |330T.| 5x |54T.| 2x | 22T.| 2x | :567 T. 
Kessel- | | 
schmiede..| 14 | 53,2. 12,9 206T. 7 x |61T.| 3x | 190 T 3x| 57T. 
Metallarbeiter | | | | | | 
zusammen | 69 41,5 | 10,4 |206 T.| 4 x |1331T.| 42 x |631 T.|24 x | 418 T. | 18 x | SOT. | 5x |2676T. 
Sägerei ..... 3 |! 48 | 87 85T. 2 x | 53T.| 1x ‚138 T. 
Zimmerei … | 9 | 40 | 11,8 75T| 6x |71T.| 4x | 43T.| 4x ‚189 T. 
Tischlerei ...| 6 | 48 | 10,7 270T.| 3x | 3T.| 1x |367T.| 1 x | 12T.| 1x. (62T. 
Holzarbeiter | | | 
zusammen | 18 | 44 10,4 430T.| 11 x | 74T.| 5 x |367T.| 1 x 108 T.| 6x | om T. 
Nieter und | | 
Stemmer.. 19 ; 37,6 6,8 298 T. 29 x |59T.| 5x | | 14T.| 1 x | 62T.| 2x loar 
Schiffsbauer .| 26 | 57,1 | 15,9 a 22 x 460 T.|ıı x | 34T.| 1x 205T.| 5 x | 1757T. 
Montage- | | | | | 
arbeiter. . | 3 57,1 9,0 | 12T.) 2x 7141 1x | 16T.| 2x | |  35T. 
Schiffsbauer | | | | | | | >" | | 
zusammen | 48 46,9 | 10,5 11368 T.' 53 x |526T.|17 x | 34T. 1x 235 T.| 8x :62T.| 2 x ,2225T. 
Summe | 135 | 441 1042067. 31207]  l231T. ‘401 T. 761 T. 152. | 5880T. 
Die Erkrankungen. 2. bei der Holzverarbeitung 18 = 9,6 % aller 
Holzarbeiter, 


Für die Untersuchungen (ohne die gesunden Kon- 
trollarbeiter) kamen insgesamt in Betracht 135 Er- 
krankte = 7,5 % der Durchschnittssumme sämtlicher 
Arbeiter, die in den Jahren 1919, 1920 und 1921 auf 
der Werft gearbeitet hatten. Auf die einzelnen Be- 
triebe, für die eine Dreiteilung vorgenommen wurde, 
fallen die einzelnen Krankheiten in folgender Weise: 
Es erkrankten 


l. bei der Metallverarbeitung 69 = 14,1 % aller 
Metallarbeiter, 


N 


3. von den Schiffsbauarbeitern 48 = 79% 
aller Schiffsbauarbeiter. 


Die Summe der Erkrankungstage aller 135 Er- 
krankten beträgt 5880. Davon entfallen auf die 
einzelnen Gruppen 

l. Metallverarbeitung (= 51,1 % der Erkrank- 

ten) 2676 Tage = 45,6 %, 

2. Holzverarbeitung (= 13,3 % der Erkrankten) 

979 Tage = 16,6 %, 
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3. Schiffsbau (— 35,5 % der Erkrankten) 2225 
Tage = 37,8 %, sämtlicher Krankheitstage. 


Es erkrankten also relativ am häufigsten die Metall- 
arbeiter, diese aber verglichen mit den anderen Grup- 
pen ganz allgemein am leichtesten. Es erkrankten 
relativ am zweithäufigsten die Holzarbeiter, diese ver- 
glichen mit den anderen Gruppen ganz allgemein am 
schwersten. Die Schiffsbauer erkrankten relativ am 
seltensten, in der Schwere der Erkrankungen stehen 
sie ganz allgemein zwischen den Metallarbeitern und 
Holzarbeitern. 
Für die Frage des Zusammenhanges von Erkrankung des 
Arbeiters und seiner Berufstätigkeit scheint es geboten, den 
Arbeitsvorgang auf seine gesundheitlichen Schädigungen zu 
prüfen. Auf der Werft wird hauptsächlich Eisen, Kupfer und 
Holz verarbeitet. Die Arbeiterschaft setzt sich daher zum 
größten Teile aus solchen Arbeitern zusammen, die mit Holz 
und Metall durch den Arbeitsprozeß in Berührung kommen. 
Für die Gruppe der Metallarbeiter sind zu nennen: Schlosser, 
Schmiede, Dreher, Werkzeugmacher und Maschinenbauer; für 
die Gruppe der Holzbearbeitung: Tischler, Zimmerer und Säge- 
arbeiter. Eine dritte Gruppe formt die einzelnen Halbprodukte 
zum Fertigfabrikat. Hierher gehören Schiffsbauer, Nieter, 
Stemmer, Takler und Montagearbeiter. 
Die Arbeitsbedingungen der Gruppen I und II sind von der 
dritten Gruppe durchaus verschieden. Gruppe I und II sind 
Raumarbeiter, Gruppe III Freiluftarbeiter. Während 
bei den Gruppen I und II der Einfluß der Metalle oder des 
Holzes auf den Arbeiter direkt erfolgt, tritt bei den Freiluft- 
arbeitern diese direkte Wirkung in den Hintergrund, die 
Gruppe III ist dagegen den Witterungseinflüssen in viel höhe- 
rem Maße ausgesetzt als es die Metall- und Holzarbeiter sind. 
Unsere Beobachtungen scheinen eine Bestätigung 
hierfür zu sein. 
Für die Verteilung der Krankheitstypen ergibt sich 
nämlich aus unseren Ziffern (vgl. Tabelle I) 
A. daß von den erkrankten Metallarbeitern er- 
krankt war: Ä 
jeder 1,6te an Krankheiten der Atmungsorgane 
(ausgenommen Tuberkulose) mit einer durch- 
schnittlichen Krankheitsdauer von 32 Tagen, 

jeder 2,8te an Stoffwechselkrankheiten mit einer 
durchschnittlichen Krankheitsdauer von 26 
Tagen, 

jeder 3,8te an rheumatischen Erkrankungen mit 
einer durchschnittlichen Krankheitsdauer von 
23 Tagen, 

jeder 13,8te an Nervenleiden mit einer durch- 
schnittlichen Krankheitsdauer von 18 Tagen, 

jeder 17,2te an Lungentuberkulose mit einer 
durchschnittlichen Krankheitsdauer von 51 
Tagen, 

keiner an Gefäßkrankheiten. 

B. daß von den erkrankten Holzarbeitern er- 
krankt war 
jeder 1,6te an Krankheiten der Atmungsorgane 


(ausgenommen Tuberkulose) mit einer durch- 
schnittlichen Krankheitsdauer von 39 Tagen, 

jeder 3te an rheumatischen Leiden mit einer 
durchschnittlichen Krankheitsdauer von 18 
Tagen, 

jeder 3,6te an Stoffwechselkrankheiten mit einer 
durchschnittlichen Krankheitsdauer von 15 
Tagen, 

jeder 18te an Gefäßerkrankungen, 

keiner an Lungentuberkulose oder Nervenleiden. 

C. daß von den erkrankten Schiffsbauern er- 

krankt war | 

jeder 0,9te an Krankheiten der Atmungsorgane 
(ausgenommen Tuberkulose) mit einer durch- 
schnittlichen Krankheitsdauer von 26 Tagen, 

jeder 2,8te an Stoffwechselerkrankungen mit 
einer durchschnittlichen Krankheitsdauer von 
31 Tagen, 

jeder 6te an rheumatischen Leiden mit einer 
durchschnittlichen Krankheitsdauer von 29 
Tagen, | 

jeder 24te an Nervenleiden mit durchschnitt- 
licher Krankheitsdauer von 31 Tagen, 

jeder 48te an Gefäßerkrankungen, 

keiner an Lungentuberkulose. 

An unserem Material erkennen wir folgendes: 

Die Krankheiten der Atmungsorgane, ohne 
Tuberkulose, die sich zum größten Teil aus Erkältungs- 
krankheiten zusammensetzen, treten am häufigsten 
bei den Freiluftarbeitern auf, bei den Raumarbeitern 
ist die Beteiligung dagegen nur eine etwa halb so 
starke. | 

Die Krankheitsdauer erscheint bei ‚den Freiluft- 
arbeitern kürzer; vielleicht kann man gerade hieraus 
auf häufige, kurzdauernde Erkältungsmomente infolge 
von Witterungseinflüssen schließen. 

In Stoffwechselerkrankungen sind die Metall- 
arbeiter und die Schiffsbauer gleich stark beteiligt, 
wobei darauf hingewiesen werden muß, daß bei ersteren 
drei schwerere Bleivergiftungen eingerechnet sind. — 
Daß die Zahl der Stoffwechselerkrankungen auch bei 
den Schiffsbauern eine gleich hohe ist, kann ebenfalls 
auf Erkältungsmomenten infolge von nachteiligen 
Witterungseinflüssen beruhen. Bei den Holzarbeitern 
treten die Stoffwechselerkrankungen hiergegen viel 
weiter zurück, sie verlaufen auch leichter. 

Die rheumatischen Erkrankungen treten in 
unseren Beobachtungen bei den Metallarbeitern und 
Holzarbeitern häufiger auf, als bei den Schiffsbauern. 
Man hätte eigentlich ein anderes Verhalten erwarten 
können. Nicht ausgeschlossen dürfte vielleicht sein, 
daß unter den ‚rheumatischen‘ Leiden manches Me- 
tallarbeiters sich eine Bleivergiftung verbirgt, denn 
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die Zahl der wirklich als Bleivergiftung erkannten Er- 
krankungen erscheint auffällig klein für die gegebenen 
Verhältnisse. 

GefäBerkrankungen und Nervenleiden spielen 
nur eine kleine Rolle. Dagegen ist es wieder bezeich- 
nend, daß die Lungentuberkulose nur bei den, 
infolge ihrer Raumarbeit und ihrer Beschäftigung selbst 
am meisten gefährdeten Metallarbeitern auftritt. — 

Es läßt sich also wohl sagen, daß die nach den oben 


gemachten Erläuterungen zu erwartende Verteilung | 


der Krankheitstypen im allgemeinen an unserem 
Material zutrifft. — Der Arbeitsvorgang an sich oder 


die Begleitumstände, unter denen sich eine Arbeit 


vollzieht, bestimmen mehr oder weniger die Gefähr- 
dung des Arbeiters. Wenn diese Einflüsse nicht so 
häufig von solchen ganz anderer Art durchkreuzt 
würden, dürfte wahrscheinlich in der Regel noch ein 
viel eindeutigerer Nachweis dieser Beziehungen fest- 
zustellen sein. 

Gesundheitliches Milieu der Erkrankten. 

Es erschien wichtig, über die Heimats- und Her- 
kunftsverhältnisse der Erkrankten Angaben zu 
gewinnen, da es keineswegs gleichgültig ist, ob die er- 
krankte Arbeiterschaft vorwiegend aus der Stadt oder 
vom Lande stammt. In Tabelle II sind diese Angaben 
nebeneinander gestellt. 


Tabelle I]. 
Herkunft der Erkrankten. 
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Schiffsbauer . 37 14 = 
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Wir sehen, daB 77,8 % sich aus der Re 
schen Bevölkerung rekrutiert, daß der Rest sich aus 
Pommern, Schleswig-Holstein, Oldenburg, Sachsen, 
Schlesien, West- und Ostpreußen zusammensetzt. 
Während im allgemeinen eine besondere Beteiligung 
der Landbevölkerung kaum zu erkennen ist, zeigte 
eine genauere Analyse, daß sie zweifellos in der Werk- 
zeugmacherei, in der Schiffsschmiede und bei den 
Schiffsbauern prävalieren. Wir haben es hier mit 
älteren Arbeitern zu tun, die ursprünglich als länd- 
liche Handwerker (Schmiede und Stellmacher) tätig 
waren, aber wegen besserer Verdienstmöglichkeiten 
ihren Wohnsitz nach der Stadt verlegten. Andererseits 
überwiegen die Stadtgeborenen unter den Schlossern 
und Drehern, sie sind auch, wie aus der Tabelle I 
hervorgeht, durchweg jünger, was für die Erkran- 
kungsvorgänge nicht unwesentlich ist. 
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Tabelle III. 
Krankheiten der Aszendenz. 


G Eltern | | 
ruppe 
Beaund| ' krank Summe 1. 
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| 
ren ar za ODEN Peer Rn DRE 
Haan | 11 l | 4?) 
Holzarbeiter 0 
Schiffsbauer . 1 | 
Summe 5 48 | 135 e Pea 2 |7 '8 
in % 35,6 | 100 RAI 1,4) 5,2: 5,9 
1) 1: Lungentuberkulose, 2: ee und Erkäl- 
tungen, 3: Stoffwechselkrankheiten, 4: Gefäßkrankheiten, 


5: rheumatische Leiden, 6: sonstige Erkrankungen. 

2) 1 Lueskranker, 1 Typhuskranker, 1 Alkoholiker, 1 Geistes- 
kranker. 

3) 1 Nervenkranker, 1 Geisteskranker (Alkoholiker). 

#) 1 Vagabund (Alkoholiker), 1 Zuchthäusler. 


In Tabelle III wird ein Einblick in die Krank- 
heiten der Eltern der 135 Erkrankten gegeben. Als 
durchaus gesund werden diejenigen bezeichnet, die nie 
ernstlich erkrankt waren. Ihre Gesamtsumme beträgt 
87 = 64,4 %,. Unter den erkrankten Eltern treffen 
wir 14 Fälle mit Lungentuberkulose (10,4 %). Mit 
sonstigen Lungenleiden werden 8,1 %, mit Krank- 
heiten des Stoffwechsels und rheumatischen Erkran- 
kungen werden 5,2 % betroffen. Erwähnt sind noch 
diejenigen Krankheitserscheinungen, die sich durch 
übermäßigen Alkoholgenuß auszeichnen oder bei denen 
eine ausgesprochene moralische Degeneration vorlag. 
Wir haben es bei diesen Gruppen zweifellos mit nervös 
belasteten Menschen zu tun, deren Arbeitsleistung 
gegenüber der Norm entsprechend vermindert ist und 
deren Nachkommenschaft unter der Minderwertigkeit 
der Eltern ungünstig beeinflußt wird. 


Tabelle IV. 


Erkrankungen der Arbeiter vor Beginn der 
Untersuchungsperiode. 
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1} 4 ee: 2: Bronchialkatarrh und Erkältun- 
gen, 3: Stoffwechselkrankheiten, 4: Gefäßkränkheiten, 5: rheu- 
matische Leiden, 6: Nervenkrankheiten, 7: sonstige Erkran- 
kungen. 

2) 1 schwerer Unfall, 1 Hüftleiden. 

3) schwere Gonorrhoe. 

4) Knochenvereiterung. 
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Von den 135 Erkrankten waren 64 = 47,4 % der 
Arbeiter vorerkrankt. Die Hôchsterkrankungsziffer 
vor der Untersuchungsperiode weist die Gruppe der 
Schiffsbauer im engeren Sinne?) auf. Berücksichtigt 
man das Durchschnittsalter der Schiffsbauer im 
engeren Sinne?) (54,1 Jahre) und die Dauer ihrer 
Tätigkeit auf der Werft (12,9 Jahre?), so ist eine Er- 
klärung für ihr Verhalten gegeben. Auf der anderen 
Seite dürfte wohl aber ihre Freilufttätigkeit mitbe- 
stimmend auf die Verhältnisse eingewirkt haben. 

Von den im Durchschnitt an Lebens- und Berufs- 
jahren bedeutend jüngeren Metallarbeitern (38,5 Jahre 
Lebensdauer und 7,4 Jahre Arbeitszeit?) waren hin- 
gegen von 69 Arbeitern nur 25 = 36,2 % vorerkrankt. 
Es steht dies in auffälligem Gegensatz zu den sehr 
hohen Erkrankungsziffern aus der Untersuchungs- 
periode, so daß aus dieser Diskrepanz wohl ebenfalls 
auf eine relativ große Schädlichkeit der Berufstätig- 
keit geschlossen werden kann. 


Tabelle V. 
Beeinflussung der Vorerkrankungen. 


Krankheit Summe durch | durch soziale | durch | durch 
Arbeit Verhältnisse | Krieg Vererbung 











ee CN en- 
ee 
eu. | 
u. Erkältung . 
Stoffwechsel- 
krankheiten. 8 3 || 2 0 
GefäBkrankh. 2 0 1 1 0 
Rheum. Leiden . 20 10 4 3 1 
Nervenleiden . . 3 1 0 2 0 
Sonstige . . . .. 6 3 1 2 0 
Summe|| 64 | 27 | 10 | 14 4 
in % 100 42,1 15,6 21,9 6,4 











In der vorstehenden Tabelle V ist der Versuch ge- 
macht worden, den Ursachen der Vorerkrankun- 
gen des Arbeiters nachzugehen. Diese Angaben 
sind natürlich mit größter Vorsicht zu deuten, doch 
zeigen sie eine gute Übereinstimmung mit den aus 
dokumentarischen Quellen gewonnenen Daten. Der 
Arbeitseinfluß scheint auch hier die erste Stelle zu 
behaupten, doch kommen auch die sozialen Verhält- 
nisse in Betracht und auch die Vererbung hinterläßt 
ihre deutlichen Spuren. 

In Tabelle VI wurde der Gesundheitszustand 
sämtlicher Familienmitglieder niedergelegt, ohne 
Rücksicht darauf, ob eine Familien- und Haushal- 
tungszugehörigkeit noch bestand. Das Hauptgewicht 
wurde denjenigen Krankheiten zugesprochen, die in 
die eigentliche Untersuchungsperiode fielen, da die 


1) Aus der Tabelle nicht ersichtlich. 
2) vgl. Tabelle I. 


Richtigkeit der Angaben aus ärztlichen Attesten, 
Krankenscheinen und dergleichen nachgeprüft werden 
konnte. Mit „krank“ wurde eine Familie dann be- 
zeichnet, wenn mindestens ein Mitglied sich in ärzt- 
liche Behandlung begeben mußte. Von 122 Familien 
waren gesund 88 = 72,1 %. Unter den Erkrankungen 
waren besonders stark vertreten die Tuberkulose mit 
6,5 % und sonstige Lungenleiden mit 82%. Die 
übrigen Krankheitstypen traten weniger in Erschei- 
nung. In die Berechnung nicht mit einbezogen waren 
die Unterleibsleiden der Frauen, eine Erkrankung, die 
mit 15 Fällen bei 12,3 % relativ sehr hoch erscheint. 
Es muß darauf hingewiesen werden, daß jede Er- 
krankung eines Familienmitgliedes, besonders wenn es 
zum engeren Haushalt gehört, eine schwere Belastung 
der Familiengemeinschaft darstellt und die wirtschaft- 
lichen Anforderungen unter Umständen ganz beträcht- 
lich steigert. Indirekt wird durch die wirtschaftlichen 
Sorgen die Arbeitsleistung geschädigt und so auch die 
Verdienstmöglichkeit des gesunden Familienernährers 
geschmälert. 


Tabelle VI. 
Krankheiten der Familienmitglieder. 
































Gruppe Familienmitglieder |: Erkrankungen an!) 
_ gesund | krank | Summe, I. 2, aa .|5 .)6.] 7 Je 
Metallarbeiter, 44 |17 | 61 l4 
Holzarbeiter.. 13 5 18 
Schiffsbauer .|: 31 | 12 43 


















Summe | 88 | 34 Pe 8 |10 | 
in ol 72,1 | 27,9| 100 |/6,5/8,21 | | 
1) 1—7 siehe Tabelle IV; 8: Frauenkrankheiten. 
2) 1 Geisteskrankheit, 1 Lues. 
3) 1 Gonorrhoe. 

















Soziales Milieu der Erkrankten. 


An der Spitze der hier zu behandelnden Fragen 
stehen die Verhältnisse der Ernährung und Lebens- 
haltung. Während vor dem Kriege die Löhne des 
Industriearbeiters in der Regel eine genügende Er- 
nährung des Arbeiters und seiner Familie bei sonst 
normalen Verhältnissen ohne weiteres gestatteten, hat 
die Nachkriegszeit durch ihre damals enorme Ver- 
teuerung gerade der wichtigsten Lebensmittel wesent- 
lich ungünstigere Bedingungen geschaffen. 

Der Verbrauch des Fleisches ist auf Kosten des Fischkonsums 
und der vegetarischen Lebensmittel stark zurückgetreten. Ein 
vollwertiger Ersatz durch Milch, Mehl, Eier und Fett ist dagegen 
nicht eingetreten. Unter diesen Verhältnissen ist es nur selten 
möglich, die 3000 Kalorien täglicher Nahrungszufuhr für den 
Industriearbeiter sicherzustellen. Zur Zeit der Abfassung dieser 
Arbeit hatten sich die Preise für lebenswichtige Nahrungsmittel 
nach den Berechnungen des statistischen Reichsamtes gegen- 
über dem Jahresdurchschnitt der Jahre 1913/14 um das 56-fache 
verteuert, die Arbeitslöhne auf der Werft wiesen dagegen nur 
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eine dreißigfache Steigerung auf, von der Verheiratete und Un- 
verheiratete ziemlich gleichmäßig betroffen wurden. 

Um einen Einblick in die physiologischen Bedürfnisse der 
Werftarbeiter zu gewinnen, wurde davon abgesehen, die Aus- 
gaben von Kleidung, Wohnung usw. in den Vergleich einzube- 
ziehen, da die Individualität des Einzelnen gerade hierin große 
Schwankungen bedingt. Man hat sich vielmehr darauf be- 
schränkt, lediglich die Ernährungsverhältnisse zu klären. 

Verglichen wurden die Wochendurchschnittsaus- 
gaben der einzelnen Familien: Die Untersuchungen 
umfassen 100 Arbeiterfamilien, 35 ledige Arbeiter 
kamen in Fortfall, da sie über keinen eigenen Haushalt 
verfügten. Es wurden alle Personen berücksichtigt, 
die zum Haushalt des Arbeiters gehörten, wobei eine 
Trennung der Familien mit nur unversorgten Kindern 
von solchen, deren Kinder teilweise bereits im Beruf 
standen und mitverdienten, vorgenommen wurde. 


Tabelle VIlIa}). 


Wöchentliche Ausgaben für Ernährung der 
Familie (Mai 1922). 


a) ohne Mitverdienst der 
Familienmitglieder 


oL | u | mo 


| Familien- | Familien- | Familien- 








Familienmitglieder 


; | IL. | mM 


b) mit Verdienst der 
I 























Familien- | Familien- | Familien- | mitgl.: 3. mitgl :+5.mitgl.: 5-7. 
mitgl.: 2. |mitgl.: 3—4.|mitgl.: 5—6. versorgten | versorgte | versorgte 
(Ehefrau, | (Ehefrau, | (Ehefrau, Kinder. Kinder. Kinder. 
0 Kind) |1-2Kinder) 3-4Kinder)| uienst ca, | dienst ca. | dienst ca. 
| | sien. | denis. | dns 
16 28 18 | 25 6 7 
Familien | Familien | Familien | Familien | Familien | Familien 
471,87 M.| 590,71 M.| 686,25 M.!| 530,00 M. | 683,33 M. | 764,28 M. 
1200 g 1050 g 800 g 1300 g 1400 g 1500 g 
Fleisch Fleisch Fleisch Fleisch Fleisch Fleisch 





Gruppe I mit einer Wochendurchschnittsausgabe 
von 471,87 M bei zwei Köpfen (Arbeiter mit Ehefrau, 
keine Kinder) ist wirtschaftlich günstig gestellt. Der 
Nahrungsbedarf kann voll gedeckt werden, die Er- 
nährung der Familien ist durchaus gut, häufig sogar 
recht üppig. Teilweise läßt sich Geld ersparen und zur 
Bestreitung weiterer Lebensbedürfnisse trennen. Auch 
das Krankheitsbild, das diese Familiengruppe bietet, 
ist günstig (siehe Tabelle VIIb). 

Bei Gruppe II liegen die Verhältnisse bereits un- 
günstiger. Die Familie hat sich hier um ein bis zwei 
Köpfe vermehrt, der Nahrungsbedarf ist gewachsen. 
Die sozialen Lohnzulagen, die dem Verheirateten zu- 
gebilligt wurden, stehen aber in keinem Verhältnis 
zum wahren Bedürfnis, sind viel zu gering und wirken 
höchst unsozial: Die Verheiratetenzulage betrug im 
Mai 1922 pro Arbeitsstunde I,— M, die Kinderzulage 


1) Von einer Umrechnung der Inflationszahlen auf Goldmark 
ist abgesehen, da die umgerechneten Werte voraussichtlich im 
Vergleich zu den heutigen Löhnen viel zu niedrig erscheinen 
würden. Die Verfasser. 
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pro Arbeitsstunde 0,50 M. Für eine Familie mit drei 
Köpfen (Frau und zwei unversorgte Kinder) wurde 
demnach eine wöchentliche Zulage von 96,— M ge- 
zahlt. Über die Gründe dieser ungerechten Entlohnung 
zu diskutieren, ist hier nicht der Platz, zumal es sich 
hierbei um rein politische Erwägungen handelt. 
Die Differenz der Kosten für Ernährung allein von 
Gruppe I zu Gruppe II beträgt demnach schon 
118,— M, ohne Berücksichtigung von Ausgaben für 
Kleidung, Wäsche usw. Diese Mehrausgaben, die auf 
Konto der Kinder fallen, bedeuten Nahrungsbeschrän- 
kung für einen oder beide Eltern auf Kosten des 
eigenen Körpers zu gunsten der Kinder. Auch die 
Erkrankungen dieser 23 Familien zeigen bereits ein 
anderes Gepräge. Familienmitglieder und Familiener- 
nährer erkranken häufiger (siehe Tabelle VIIb). 
Ganz ungünstig liegen die Verhältnisse bei Gruppe 
III. Von einer normalerweise zu fordernden Ver- 
doppelung des Lohnes bei Verdoppelung der Kinder- 
zahl ist nicht im Entferntesten die Rede: Der Wochen- 
verdienst des Arbeiters, der im Durchschnitt 769,45 M 
beträgt, wird hier nahezu aufgezehrt und erlaubt 
keinerlei weitere Ausgaben für die Ernährung, wenn 
nicht Schulden vermieden oder Ausgaben für andere 
wichtige Lebensbedürfnisse noch mehr eingeschränkt 
werden sollen. Es ist somit die Ernährung der Eltern 
und der Kinder der 18 Familien dieser Gruppe II] 


‚durchaus unzureichend. Mit diesem Mangel nimmt die 


Erkrankungshäufigkeit zu, ebenso die Disposition zu 
Erkrankungen. Wie Tabelle VIIb zeigt, findet sich in 
dieser Gruppe die relativ höchste Erkrankungszahl bei 
sämtlichen Familienmitgliedern. Besonders trifft man 
Lungentuberkulose und schwere Lungenleiden. Die 
Arbeitslust schwindet bei diesen Familienvätern fast 
gänzlich. Sie werden verärgert und verdrieBlich, 
gleichgültig und nachlässig, das geordnete Familien- 
leben ist stark gefährdet. So ist es erklärlich, daß 
manche unter ihnen auf Abwege geraten und dem 
Laster verfallen. Die Schwierigkeiten der hinreichen- 
den Ernährung sind dem jungen Teile der Arbeiter- 
schaft bekannt und so sehen wir, daß der unvoll- 
kommene Verdienst bei einer großen Anzahl von ihnen 
zu einer starken Einschränkung der Geburten führt, 
worüber die Arbeiter selbst sich in freimütigster Weise 
äußern. 

Anders liegen die Ernährungsbedingungen, falls ein 
Mitverdienst einzelner Familienmitglieder in Frage 
kommt. So sind beispielsweise die in Gruppe IV zu- 
sammengestellten 25 Familien völlig frei von wirt- 
sehaftlichen Sorgen und zwar weit mehr als Gruppe I. 
Das gleiche gilt mehr oder weniger auch von Gruppe V 
und VI. In allen drei begegnen wir dem Arbeiter in 
gehobener Stellung, der durch Fleiß, Sparsamkeit und 
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Nüchternheit zu einem gewissen Wohlstand gelangt, 
auch Interessen für den landwirtschaftlichen Klein- 
betrieb besitzt. 


Tabelle VIIb. 
Lebenshaltung und Erkrankungen. 





| Es erkrankten in 
os ai a SERS ne | Suppe | Grappe ae le 


ii von 








von von von von 



























































von 
Krankheiten | ien | mitten | milien 5 ten | miler m. 
4 Fa- | 11 Fa- 11 Fa- | 5 Fa- | keine 1 Fa- 
milien millen || milien ; milien || milien Familie || milien i milien || milien | ii Familie milie 
__ fobolasielolalolalolale 
Lungentuberkul. alara 1] 4 dE 
Bronch.-Katarrh ! | T 
u. Erkältungen .|| | 9| 5117) 2 AE 
Stoffwechselkr. . 2| 1| 3, 1 | 
Gefäßkrankheit. | 1 À | [11 
Rheumat. Leiden JE 2 4| 2 A 3 | 
Nervenleiden . .| 2 1 113 | 
(Unterleibeei. | | | | | 
der Frauen ./||(7) (4) (3) (1) | 


Summe | 4 |16|11128|11/18) 5 |25] | 


1) a = Familienmitglied, b = Ernährer selbst. 


ERE 


Es wurde ferner versucht, über den Verbrauch 
des Alkohols Eindrücke zu sammeln: Wie in den 
meisten Fabrikbetrieben, so ist auch auf der Werft 
nicht nur jeder Schnaps gänzlich beseitigt, sondern 
auch der Verbrauch schwach alkoholischer Getränke 
stark herabgesetzt. Der Bierumsatz der Kantine der 
Werft betrug bei einer Belegschaft von 2300 im Jahre 
1922 durchschnittlich pro Tag 300 Flaschen, so daß 
auf jeden achten Arbeiter eine Flasche Bier kam. Bei 
der Ermittlung der genossenen Mengen wurde fest- 
gestellt, daß weniger die Erkenntnis einer Schädlich- 
keit des Alkohols, als vielmehr der hohe Preis den 
Arbeiter auf ihn verzichten läßt. Nur ausgesprochene 
Alkoholiker ließen sich hierdurch nicht abschrecken. 
In der Tabelle VIII ist der Alkoholverbrauch während 


Tabelle VIII. 


Wöchentlicher Alkohol- (A) und Tabak- 
Konsum der Erkrankten. 


(T) 











fast ab- | mäßi mittel- v 
Re stinent ° | stark stark z 
1 —2 Fl. 3—5 Fl. 5—10 Fl. „Trinker“, = 
| Bier Bier Bier > 
| 17 | 20 | 5 | 2 12 |132 
| schwacher| mittelst. | starker 
. Raucher | Raucher | Raucher 
ee bis 150 g über 150 g 
| Tabak Tabak Tabak 





und nach der Arbeit bei 132 Arbeitern festgestellt ; ob 
ihm ein Einfluß auf diese oder jene Krankheitserschei- 
nung zufällt, hat sich nicht beurteilen lassen. Auch 
über den Verbrauch des Tabaks enthält die gleiche 
Tabelle Angaben. Direkte gesundheitliche Schädigun- 
gen durch den Tabakverbrauch konnten nicht nach- 
gewiesen werden. 


Welcher Einfluß auf das physische, moralische und 
ethische Wohlbefinden von der Beschaffenheit und 
Verwendungsweise der Wohnung ausgeht und 
hiermit Gesundheit und Leistungsfähigkeit mitbe- 
stimmend beeinflußt, ist bekannt und braucht daher 
hier nur angedeutet zu werden. 


Als ,,Familienwohnung“ soll mindestens Wohnzimmer, 
Schlafzimmer und Küche vorhanden sein, das um so mehr, je 
zahlreicher die Familienmitglieder auftreten. Die Voraus- 
setzung, daß eine Wohnung sämtliche hygienische Forderungen 
erfüllt und hierdurch keine Veranlassung für Erkrankungen 
ihrer Inwohner bietet, bedingt aber noch keineswegs eine Aus- 
schaltung von Schädigungen, die durch sie ausgelöst werden 
können. Die Wohnbenutzung und die hiermit verknüpfte 
eventuelle vorhandene Übervölkerung können die Inwohner 
genau so gefährden, wie eine an sich ungesunde Wohnung. Als 
übervölkert kann man nach der deutschen Statistik Wohnungen 
bezeichnen, die bei einem heizbaren Zimmer sechs und mehr 
Bewohner beherbergen, bei Zweizimmerwohnungen dagegen 
von zehn oder mehr Menschen bewohnt werden. 


Tabelle IX. 


Wohnverhältnisse der Erkrankten. 

















I „gu Gute : | Mittlere | Schlechte 
Gruppe une Pau OLE Summe 
| Zimmer Zimmer Zimmer | 

Metallarbeiter . . . . 51 11 | 7 69 
Holzarbeiter . . . .. | 15 2 1 18 
Schiffsbauer . . . .. | 34 6 8 48 
Summe 100 19 16 135 

= 73,3 u = 14 o = 12,7 i 




















Die Durchschnittsgröße der guten Wohnungen betrug 60, 
der mittleren 45, der schlechten 35 qm. 


Die Untersuchung der Wohnverhältnisse der Er- 
krankten ergab, wie aus der Tabelle IX ersichtlich, im 
allgemeinen einen günstigen Befund. 


Hierbei wurden als ‚‚gut‘‘ solche Wohnungen bezeichnet, die 
zwei bis drei Zimmer enthielten, nach hygienischen Gesichts- 
punkten als gesundheitlich einwandfrei gelten mußten, sauber 
und ordentlich gehalten wurden und nicht übervölkert waren. 
Die Bezeichnung ‚‚mittel‘ erhielten diejenigen Wohnungen, die 
wenigstens ein Wohn- und Schlafzimmer enthielten, und 
höchstens das Maximum der zulässigen Bewohner erreicht 
hatten, im übrigen aber hygienisch einwandfrei waren. Mit 
„Schlecht“ wurden solche Wohnungen bezeichnet, die in 
hygienischer Beziehung als bedenklich gelten mußten, unsauber 
und unordentlich gehalten wurden und übervölkert waren. 
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Tabelle X. 
Wohnung und tint as 4.50 


— mr 











[orr | e 
Woh- VI Ledige E 
nung | 16 Fa- 28 Fa- 7 Fa- (35) | = 
Juin | milien milien lien j OoOo ji 
u | 8 | 2 | 14| 1 6 | 3 | 29 |100 
mäßig | 2 3 2 4 19 
schlecht 6 3 2 |: 2 16 
Summe|16 Fa-28 Fa-|18 Fa- 25 Fa- 6 Fa- !7 Fa- | 35 135 
milien |milien | milien | milien | milien | milien |Ledige 





























Wie aus der Tabelle X zu ersehen ist, verteilen sich 
gute und schlechte Wohnungen ziemlich gleichmäßig 
auf alle Familiengruppen. Diese Beobachtung steht 
zweifellos im Zusammenhang mit der vorhandenen 
Wohnungsnot und der Schwierigkeit des Wohnungs- 
wechsels. Schwer ist darüber ein Urteil zu gewinnen, 
ob in den vorliegenden Fällen von ungünstiger Woh- 
nungsweise eine mit Sicherheit nachweisbare Krank- 
heitsschädigung ausging. 

In ca. 45 % waren die Arbeiter Gartenlandbesitzer. 
Die DurchschnittsgrôBe der Gärten betrug ca. 30 
Quadratruten, nicht berechnet sind hierbei 5 weitere 
Fälle, bei denen die Größe der Gärten 2—400 Quadrat- 
ruten betrug und damit schon landwirtschaftliche 
Kleinbetriebe darstellten. Der Pachtpreis der Gärten 
betrug im Durchschnitt für eine Quadratrute 8.— M, 
für 30 demnach 240.— M pro Jahr. Hierdurch konnte 
der wirtschaftliche Nutzen der Arbeitergärten als ge- 
sichert betrachtet werden. 

Besondere Bemühungen bei den Hausbesuchen wur- 
den darauf gerichtet, einen Einblick in die Arbeiter- 
familienverhältnisse zu gewinnen, da ihr Zusammen- 
hang mit Arbeitsleistung, Verdienst und Gesundheit 
nicht zu verkennen ist. 


Hierbei wurde beobachtet, daß die Ehe und Familiengemein- 
schaft der älteren, namentlich der vom Lande stammenden 
Arbeiter in der Regel den Anschein eines geordneten Familien- 
lebens erweckten, dagegen wies die Ehe des jungen Industrie- 
arbeiters, der in ganz anderen Anschauungen aufgewachsen 
war, häufig wesentlich veränderte Merkmale auf. Schon in 
äußerlichen Redensarten über Ehe, Religion und Sitte ließ sich 
das oft recht lockere Gemeinschaftsgefühl erkennen. Die Un- 
kenntnis in häuslichen Dingen und die mangelnde Fähigkeit, 
den Haushalt dem Verdienst des Mannes anzupassen, trat bei 
wirtschaftlich weniger tüchtigen Frauen (früheren Fabrik- 
mädchen usw.) oft in Erscheinung und bildete häufig die Quelle 
dauernder Unzuträglichkeiten. Dazu kamen nicht selten Krank- 
heiten, Unglücksfälle, mißratene Kinder und sonstige Sorgen 
und belasteten die Psyche des Arbeiters. 


Die Folgen dieser Belastung auf das Erwerbsleben 
lassen sich nur von Fall zu Fall entscheiden. In der | 
Regel wirkten sie herabmindernd auf den Arbeitstrieb 
und steigernd auf die Arbeitsunlust. 

Das Interesse, das der Arbeiter seiner Arbeit ent- 


N 
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gegenbringt, ist ein ganz verschiedenartiges und läßt 
sich mit wenig Worten nicht umfassen. Im allge- 
meinen wurde die größte Arbeitsfreude dort gefunden, 
wo die Arbeitsart eine größtmögliche Entfaltung der 
Individualität des Arbeiters gestattete. Auch ließ sich 
erkennen, daß die Maschine, die von vielen als der 
Feind des Arbeiters angesehen wird, der zu immer 
größerer Schnelligkeit hetzt, bei geeigneter Arbeits- 
weise durchaus als Freund und Helfer betrachtet wer- 
den kann. 


Einfluß der Erkrankungen aufArbeitsleistung 
und Verdienst. 


Zur Beantwortung dieser Frage wurden die Lohn- 
höheziffern der erkrankten Arbeiter mit denen der ge- 
sunden verglichen. Hierbei galt als Voraussetzung, 
daß die Arbeitszeit täglich von gleicher Dauer war und 
auch Nachtarbeit fortfiel. Es mußte weiterhin möglich 
sein, die Einzelleistung zu präzisieren ; hierzu eignete 
sich der Einzelakkordarbeiter und der „getrennte“ 
Gruppenakkordarbeiter, dessen Tätigkeit als Einzel- 
leistung sich ebenfalls feststellen ließ. 

Im Akkordiohn sehen wir einen Leistungslohn, der eine be- 
sondere Qualifikation entweder im Einzelakkord oder innerhalb 
einer Akkordgruppe zur Geltung bringt. Die Akkordpreise, die 
in Akkordtarifen festgelegt werden, verbürgen ein bestimmtes 
Lohnminimum, sichern aber für Mehrleistungen in sogenannten 
Akkordüberschüssen wechselnde Summen, die vom Fleiß und 
Geschicklichkeit des Arbeiters abhängig sind. Auf der Werft 
ist neben dem Einzelakkord der Gruppenakkord vorherrschend. 
Nur die ‚‚getrennte‘‘ Form des Gruppenakkordes kam für 
unsere Untersuchungen in Frage, da bei diesem die Einzel- 
leistung genau wie beim Einzelakkord gewertet werden kann. 
Der Akkordübernehmer, der auf dem Akkordzettel die auf das 
Arbeitsstück verwandte Arbeitszeit für jeden Arbeiter gesondert 
notiert, läßt nach Abschluß der Arbeitsleistung beziehungsweise 
Fertigstellung des Stückes auf dem Akkordbüro für jeden ein- 
zelnen Arbeiter die Akkordüberschüsse berechnen. Diese Be- 
rechnungen wurden den Untersuchungen zugrunde gelegt, wobei 
ein gleicher Akkordtarif für alle Beteiligten Voraussetzung war. 

Weit schwieriger gestalten sich die Aufstellungen 
der Akkordüberschüsse, wenn ein Arbeiter neben 
einem bestimmten Akkord zwischendurch in einem 
anders gearteten Akkord arbeitete. In diesem Falle 
waren für unsere Vergleichszwecke zahlreiche Um- 
rechnungen nötig. Die Darstellung der Akkordüber- 
schüsse der einzelnen Arbeiter wurde für jeden Betrieb 
gesondert vorgenommen und ist in den monatlichen 
Akkordüberschüssen gekennzeichnet. 

Zum Vergleich wurden die Akkordüberschüsse gesunder 
Arbeiter herangezogen: Aus jedem Betriebe, z. B. aus der 
Schlosserei, Dreherei usw. wurden je fünf Arbeiter ausgewählt, 
die während der Jahre 1919, 1920 und 1921 weder erkrankt 
waren, noch einen Betriebsunfall erlitten hatten. Sie konnten 
als vollwertige Akkordarbeiter angesehen werden und ihre 
| Durchschnittsleistungen als Normalleistungen gelten. (Be- 
merkenswert ist, daß eine von Monat zu Monat anziehende 
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Kurve der Akkordüberschüsse für eine steigende Arbeits- (Tabelle XI). In der Darstellung ist das Auftreten 


intensität aller Arbeiter spricht.) und die Wirkung einer Erkrankung ohne weiteres er- 
Aus Gründen der Raumersparnis muß hier leider | sichtlich. 
davon abgesehen werden, die genaueren Aufstellungen In der Vergleichstabelle XII wurde im wesentlichen 


der Einzelbetriebe zu veröffentlichen, da sie etwa | eine Darstellung des monatlichen Endlohnes, der auf 
14 umfangreiche Tabellen ausmachen. Wir beschrän- | Grund der Akkordüberschüsse errechnet ist, gegeben. 
ken uns hier als Beispiel auf die Wiedergabe einer | Diese Darstellung (die sämtliche untersuchten Arbeiter 
einzigen Aufstellung und greifen dabei die Durch- | erfaßt), macht die Unterschiede besonders deutlich 
schnittsakkordüberschüsse der Schiffsbauer heraus | erkennbar. | 


Tabelle XI. 


Monatliche Durchschnittsakkordüberschüsse in % des Stundengrundlohnes 
bei den Schiffsbauern. 


Gesunde | Erkrankte 






Dire, Ar- Ar- Ar- Ar- Ar- Ar- Ar- 






beiter beiter | beiter | Durchschnitt 


11 


Ar- 
Monat schnitt beiter | beiter | beiter | beiter | beiter | beiter | beiter | beiter | beiter | beiter 







1 2 3 4 | 5 6 | 7 





1920 









16,12 
18,25 | 18,05 | 15,07 | 16,57 


4. | 18,00 
5. 
6. | 21,00 | 19,89 | 15,36 | 16,02 
7 
8 


19,11 





25,29 | 22,07 | 24,33 | 24,08 
| 23,04| b) | 23,77 
9. | 25,43 
10. | 25,58 


25,43 
24,66 | 20,05 | 26,31 
24,69 | 24,94 | 26,12 

11. | 26,95 | 25,93 | 22,80| c) 


12. | 26,24 | 25,09 | 25,25 | 23,97 



















26,60 | 24,28 | 25,13 | 25,06 
29,35 | 26,09 | 26,49 | 25,10 | 27,14| f) 
33,89 || 27,92 | 29,60 | 24,44 | 24,77| f) 


1 

2 23,92 
3 

4. 

5. | 34,32 a) | 29,66| d) | 27,29) f) 
6. 

7 

8 

9 


24,75 


35,94 | 29,52 | 25,46 | 30,23 | 29,97| f) 
36,63 | 34,80 | 36,90 | 32,06 | 32,04 | 31,87 
37,00 | 34,07 | 36,49 | 31,80 | 33,42| g) 
42,23 | 33,61 | 36,49 | 35,30 | 35,13| g) 






























10. | 37,85 || 33,81 | 30,20 | 32,20 |. 30,58 | 32,06 

11. | 41,69 | 3473 | 3026 | 30,60! 29,00 | 34,58 | 32,55 | 32,41 | 33,12 | 33,09 
12. | 44,00 | 3028 | 37,40 | 35,41 | 35,56 36,77 | 35.81 | 39,85 | 35,49 
| 1922 Wa | l 1922 





1. | 46,49 | 45,81 31,39 | 40,05 | 40,35 | 36,92 36,19 | 44,52 | 44,52 | 39,49 — 6,49 





40,53 | 41,10 | 36,67 
2. | 47,42 | 47,48 | 48,76 | 44,80 | 38,59 i) | 47,54 | 44,84 | 47,50 47,42 | 47,42 | 44,73 — 2,52 
3. | 50,28 | 50,94 | 46,67 | 45,05 i) | 40,04 | 47,60 | 47,70 47,11 | 47,11 | 47,07 —4,05 
a) 23.—29. 5. Grippe. i) 6. 2.—18. 4. Rippenfellentzündung. 
b) 30. 7.—5. 8. Darmkatarrh. - k) 15. 12.—2. 1. Magenleiden. 
c) 13. 11.—1. 12. Verletzung. I) 18. 6.—15. 8. Lungenentzündung. 
d) 11. 5.—30. 5. Grippe. m) 15. 11.—15. 1. Lungenentzündung. 
e) 29. 11.—6. 12. Grippe. n) 31. 10.—29. 5. Influenza. 
f) 7. 3.—13. 6. Lungenentzündung. 0) 3. 5.—7. 8. Darmkatarrh. 
g) 15. 8.—12. 9. Hüftverletzung. p) 2.—6. 6. Ohrenentzündung. 


h) 8. 3.—14. 4. Rheumatismus. q) 31. 10.—21. 12. Ischias. 
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Tabelle XII. 


Verlauf der monatlichen Verdiensthöhe bei 
gesunden und kranken Akkordarbeitern. 















































u una Gesunde | Kranke 
Zeit | pro cu) 
Mae 9%, Mark Ea 0/ (Mark 

_! 77 | 1 dienst | DENE LE 

1920 | | | 
Juni . . . 4,40 |20,00|0,88| 1056 |19,36]0,85| 1050 | — 6 
Juli .. .!| 4,40 ||22,32| 0,98 | 1076 | 20,77|0,92| 1064 | — 12 
August. .| 4,40 | 23,00! 1,02| 1084 121,75) 0,95 | 1070 | — 14 
September! 4,40 |23,41| 1,04 | 1088 |22,42| 0,99 | 1078 | — 10 
Oktober .| 4,40 | 24,34] 1,07 | 1094 | 23,06! 1,02| 1084 | — 10 
November; 4,40 | 25,10! 1,10 | 1100 | 25,04! 1,10 1100 | 0 
Dezember | 4,85 | 26,15] 1,26| 1232 | 25,18] 1,11| 1192 | — 30 

1921 | 
Januar. .| 4,85 | 27,95] 1,35 | 1240 | 26,371 1,26 | 1222 | — 18 
Sa 4,85 30,17 1,45 | 1260 || 28,30 1,37 | 1244 | — 16 
März... .|| 4,85 | 32,45! 1,57) 1284 | 29,77| 1,44] 1258 | — 26 
April. . . br 34,09! 1,65 | 1300 | 31,61, 1,54 | 1278 | — 22 
Mai. ...| 4,85 35,38! 1,72| 1314 | 31,05] 1,51 1272 | — 42 
Juni . . -| 485 |36,22|1,75| 1320 33,60! 1,63 1296 | — 24 
Juli. . . .| 4,85 |37,90|1,84| 1338 | 36,14 1,75) 1320 
August . | 4,85 || 39,92] 1,94 1358 | 36,80: 1,79 | 1328 E 
September! 4,85 | 41,01| 1,98! 1366 | 37,71! 1,83| 1336 | — 30 
Oktober .|| 5,55 | 42,22] 2,34 | 1578 | 37,65 1,82| 1528 
November! 5,55 | 40,90] 2,27 | 1564 | 35,44 1,97| 1504 > 
Dezember | 7,75 | 43,41|3,36| 2222 | 38,89| 3,00 2150 279 

1922 
Januar... 7,75 |44,26| 3,43 | 2236 | 40,32) 3,13] 2176 m = 
Februar .|| 7,75 || 44,89! 3,48 | 2246 | 40,76| 3,16 2182 | — Ey 
März . . . | 9,30 |45,07/4,19| 2608 |42,63|3,96| 2652 | — 46 








Die Einzeluntersuchungen ergaben verschieden- 
artige Resultate bezüglich Arbeitsleistung und Ver- 
dienst des erkrankten Arbeiters. Die Einwirkung der 
Erkrankung war keine gleichmäßige, sondern abhän- 
gig von Art, Dauer und Häufigkeit ihres Auftretens. 
Leichtere Erkrankungen, besonders Erkältungskrank- 
heiten der Atmungs- und Verdauungsorgane beein- 
flußten die Arbeitsleistung nicht merklich, voraus- 
gesetzt, daB inr Auftreten nicht allzu häufig war. 
Durchschnittlich sanken die Akkordüberschüsse bei 
solchen Erkrankungen von verhältnismäßig kurzer 
Dauer um 2—3 % unter dem Durchschnitt der Ge- 
sunden. Treten sie aber chronisch auf, so machte sich 
ihr Einfluß auf die Arbeitsleistung schon mehr fühlbar. 
In diesem Fall war eine Abwärtsbewegung der Akkord- 
überschüsse um durchschnittlich 5 % zu beobachten. 
— Erkrankungen schwerer Natur, vor allem die 
Lungentuberkulose, ernstere Lungenleiden, Magen- 
erkrankungen und rheumatische Krankheiten be- 
wirkten im Durchschnitt ein Sinken des Akkordüber- 
schusses bis 11 %, sofern nicht eine längere Akkord- 
arbeitsunfähigkeit verursacht wurde. Bemerkenswert 
ist das zeitliche Verhalten in der Schwankung der 
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Akkordüberschüsse : entweder sank die Leistungskurve 
schon vor dem eigentlichen Ausbruch der Krankheit 
oder erst nach überstandener Krankheit bei Wieder- 
aufnahme der Arbeit. Der Körper befindet sich also vor 
oder nach der Erkrankung oft im Zustande einer herab- 
geminderten Leistungsfähigkeit. Andererseits kann 
nach einer überstandenen Krankheit, besonders wenn 
sie leichterer Art war, ein deutliches Ansteigen der 
Leistung eintreten. Hier ist der Körper offenbar durch 
seine Erholung während der Arbeitspause im Anschluß 
an diese zu einer höheren Leistung befähigt, doch darf 
man auch nicht verkennen, daß ein Arbeiter, der durch 
Krankheit einen Lohnausfall erlitten hat, bestrebt ist, 
diesen durch erhöhte Tätigkeit einzuholen. 

‚Auffallend ist ein häufiges Sinken der Akkordüber- 
schüsse bei allen Arbeitern (auch den Gesunden) in den 
Monaten Oktober-November. Im Dezember steigt da- 
gegen die Leistung wieder an, wohl im Hinblick auf 
den vermehrten Geldbedarf des Weihnachtsfestes. 
Daß die Akkordüberschüsse mit zunehmendem Alter 
der Arbeiter eine immer mehr sinkende Tendenz ent- 
wickeln, ist nicht verwunderlich. Diese Erscheinung 
zeigt sich am deutlichsten bei den Kesselschmieden 
und Schiffsbauern, die sowohl das höchste Durch- 
schnittslebensalter wie -Dienstalter aufweisen und 
deren Akkordüberschüsse durchschnittlich niedrig 
bleiben. Umgekehrt haben aber die an Lebens- und 
Berufsjahren weit jüngeren Nieter und Stemmer sehr 
ungünstige Akkordüberschüsse. Hier ist die Minder- 
leistung der Erkrankten wohl mit auf den Einfluß 
der den Körper schwer schädigenden Berufsarbeit 
erkennbar. 


Tabelle XIII. 


Dauer der Lohnbeeinträchtigung durch die 
Krankheit. 




























| Dauer der Dauer der 
.. Lohn- Lohn- 
Gruppe 8 beein- beein- 
| unter | träch- träch- 
|3 Monate | tigung tigung 
Schlosserei IE 3 2,0Monatel = = 
MaschinenwerkstattI ; 3 24 ,„ 1 :2,0 Monate 
„ Il | l 2,3 yo 2 3,0 a, 
Dreherei . ...... ı 10 , | 2 30 „ 
Schiffsschmiede ...| 4 25 , | 2 21 „ 
Kesselschmiede ...ı 7 26 „ | 3 47T „ 
Kupferschmiede . . . | 2 20 , — = 
Sägerei . . . . . . .. | l 20 , 1 | 
Tischlerei ...... | 2 19 ;; 2 50 0  ,„ 
Schiffszimmerei . . . | 4 28 „ | 2 61 „ 
Nieter u. Stemmer . | 13 144 „ | 1 190 „ 
Schiffsbauer . . . . . 10 |238 , | 4 Be, 
Takler ........ | l Al ,, | 2 28 ,, 
Montagearbeiter . . . | 2 1,9 ,» = —- 
durchschnittlich. . . | 26 , | 4,2  ,, 
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Die Dauer der durch die Krankheit hervorgerufenen 
Lohnbeeinträchtigung ist besonders für den kinder- 
reichen Familienvater von größter Bedeutung. Wie 
aus den Untersuchungen hervorgeht, ist die Dauer der 
Lohnbeeinträchtigung abhängig von der Art der 
Krankheit und ihrem Auftreten. Schwere Erkran- 
kungen wirken nachhaltiger als leichte. Bestehen 
letztere weniger als drei Wochen, dann war die Minder- 
entlohnung in einem Zeitraum von 2,6 Monaten zu 
spüren, bei schweren Erkrankungen, die über drei 
Wochen dauerten, betrug sie dagegen durchschnittlich 
4,2 Monate (vergleiche Tabelle XIII). 


Am schwersten wird der Arbeiter durch den Lohn- 
ausfallt) selbst während seiner Erkrankung betroffen. 
Das Krankengeld steht in keinem Verhältnis zu dem 
ausgefallenen Lohn, da es nur die Hälfte des Grund- 
lohnes ohne Akkordüberschuß beträgt. Wird der Er- 
krankte in das Krankenhaus aufgenommen, dann 
wird zwar der Arbeiter selbst versorgt, seine Familie 
hat dagegen um so schwerer zu kämpfen, da ihr nur 
die Hälfte des sonst dem Arbeiter gezahlten Kranken- 
geldes zusteht. Diese Verhältnisse machen es wohl er- 
klärlich, warum die Arbeiter, auch bei einer schweren 
Erkrankung, die Krankenhausbehandlung möglichst 
zu vermeiden suchen. Der umfangreiche Lohnausfall 
während der Krankheit bewirkt in der Regel eine un- 
genügende Ernährung des Erkrankten selbst, sofern 
er nicht im Krankenhaus Aufnahme gefunden hat, 
steigert aber die Not der Familie oft ins Ungemessene. 
Hierdurch werden neue Erkrankungen bedingt, die zu 
späteren schweren wirtschaftlichen Belastungen führen 
können. Führt die Erkrankung zu einer dauernden 
Herabminderung der Leistungsfähigkeit, so ist das 


— 


1) In sämtlichen Zahlen natürlich nicht berücksichtigt! 





günstigste seine Einstellung auf eine geringere Lohn- 


‚höhe; viel katastrophaler wird für den Arbeiter und 


seine Familie die Entwicklung, wenn die dauernde 
Verminderung seiner Leistungsfähigkeit schließlich 
zur Entlassung führt. 


Zusammenfassung. 


Die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchungen 
lassen sich kurz folgendermaßen zusammenfassen : 

Der ererbten Anlage von Erkrankungen, sowie 
ungünstigen sozial-wirtschaftlichen Verhält- 
nissen, die sich besonders in einer ungenügenden Er- 
nährung auswirken, ist eine Beeinflussung des Ge- 
sundheitszustandes — im weitesten Sinne verstanden 
— ohne Zweifel zuzusprechen. Da die Wechsel- 
wirkungen jedoch außerordentlich kompliziert sind, 
ist es unmöglich, hierfür exakte Zahlenwerte zu ge- 
winnen. — Anders liegt es bei der Einwirkung der 
Berufstätigkeit auf die Gesundheit des Arbeiters. 
Diese übt sehr häufig sowohl auf die Entstehung von 
Krankheiten wie auf ihren Verlauf einen weitgehenden 
Einfluß aus. Je mehr gesundheitsschädigende Faktoren 
die Arbeit in sich birgt, desto höher ist die Zahl der 
Erkrankungen und desto schwerer verlaufen sie. — 

Die Erkrankungen beeinflussen die Arbeitsleistung 
und hiermit den Arbeitsverdienst, indem sie je nach 
Art und Dauer eine mehr oder weniger verringerte 
Leistung bewirken, die ihrerseits den Verdienst schmä- 
lert. Diese Leistungssenkung mit anschließender Ver- 
minderung des Verdienstes tritt nicht nur für eine 
gewisse Zeitspanne vor und nach der Erkrankung ein, 
sondern in vielen Arbeitergruppen sind die Erkrankten 
oft dauernd weniger leistungsfähig als gesunde Arbeiter. 
Diese Minderwertigkeit in ihrer Arbeitsleistung nimmt 
mit Dauer und Schwere der Krankheit immer mehr zu. 
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Größe und Gewicht von Berliner Kleinkindern. 
Von OTTO SCHWEERS und KARL FREUDENBERG, Berlin. 


Während die 1924 erschienene Veröffentlichung des 
Deutschen Zentralausschusses für die Auslandshilfe 
„Größe und Gewicht der Schulkinder und andere 
Grundlagen für die Ernährungsfürsorge“ in großer 
Zahl Erhebungen bei Schulkindern enthielt, konnte 
sie über das Kleinkindesalter bis auf die Ergebnisse 


einer amerikanischen Erhebung und einige dänische 


Angaben fast nichts bringen. Der Grund hierfür lag 
darin, daß in Deutschland bisher größere systematische 
Untersuchungen auf diesem Gebiete überhaupt noch 
nicht vorgenommen waren. Auch unterdessen ist mit 
Ausnahme einer Veröffentlichung, die sich im Durch- 
schnitt auf 37 (!) Kinder jedes Altersjahres und Ge- 
schlechtes stützt, deutsches Material nicht bekannt 
geworden. 

Einer Anregung des Ärztlichen Beirates des Deut- 
schen Zentralausschusses für die Auslandshilfe folgend, 
unternahm es das Hauptgesundheitsamt der Stadt 
Berlin, durch die zahlreichen Berliner Kleinkinder- 
fürsorgestellen eine diesbezügliche Erhebung zu ver- 
anstalten. In Übereinstimmung mit den ärztlichen 
Stadträten beziehungsweise den Stadtärzten der Ver- 
waltungsbezirke wurde bestimmt, daß im Laufe des 
Monats Mai 1925 sämtliche in den Sprechstunden der 
Kleinkinderfürsorgestellen erscheinenden Kleinkinder 
gemessen und gewogen werden sollten. Zur Sicherung 
einer einheitlichen Technik wurden Richtlinien in 
enger Anlehnung an die in der oben zitierten Ver- 
öffentlichung des Deutschen Zentralausschusses für 
die Auslandshilfe enthaltenen herausgegeben, sowie 
Leiter und Schwestern der Fürsorgestellen über diese 
eingehend persönlich unterwiesen. . Die Richtlinien 
lauteten: 


Anleitung zur Ausführung der Messungen und 
Wägungen bei Kleinkindern. 


1. Es sollen alle Kinder, die von der Fürsorge erfaßt werden, 
auch die mit anatomischen Mängeln usw. (Wirbelsäulen- 
verkrümmung und dergleichen) gemessen und gewogen 
werden. Ausländer bleiben unberücksichtigt. 

2. Die beste Tageszeit für die Messungen ist der Vormittag; 
muß ausnahmsweise nachmittags gemessen werden, so ist 
dies besonders zu vermerken. 

3. Bei den Messungen und Wägungen dürfen die Kinder nur 
mit Hemd und Strümpfen bekleidet sein; hierbei ist keine 
Abrechnung für das Gewicht derselben vorzunehmen. 

4. Die Messung soll so erfolgen, daß das Kind bei nach vorn 
oder leicht auswärts gerichteten Füßen mit geschlossenen 
Fersen, dem Gesäß, dem Rücken und dem Kopf bei genau 


wagerechter Blickrichtung der MeBlatte oder dergleichen 
anliegt. 

5. Die Messungen und Wägungen sollen vom Arzt oder mög- 
lichst in dessen Gegenwart von Personen vorgenommen 
werden, die genau instruiert sind. 

6. Bezüglich der an die Meßvorrichtungen und Wagen zu 
stellenden Anforderungen gilt: 

Für die Messungen kann jedes starre Meßgerät zur Ver- 
wendung kommen, also MeBlatten mit Winkelhaken oder 
an der Wand befestigte Meterstäbe mit genau gearbeiteter, 
verschiebbarer Platte, im Notfalle auch an die Wand ge- 
klebte Meßbänder oder Skalen aus nicht dehnbarem 
Papier, die man aber nach dem Befestigen noch einmal 
nachprüfen muß; wünschenswert ist es, daß die cm-Ein- 
teilung wesentlich breiter ist als die verschiebbare Platte 
so daß man auch seitlich von dieser ablesen kann. Wün- 
schenswert ist mm-Einteilung, unbedingt erforderlich 
1, cm-Einteilung. 

Zu Wägungen kann män Dezimalwagen oder Laufge- 
wichtswagen mit einer Genauigkeit von mindestens 50 g 
verwenden; unzulässig ist die Verwendung von Feder- 
wagen. Die Wagen sind jedesmal vor Gebrauch durch 
Austarieren nachzuprüfen. Die Kinder sollen ruhig auf die 
Wage treten und bei der Wägung möglichst auf der Mitte 
der Brücke stehen. Laufwagen, bei denen die Brücke 
arretierbar ist, und die Arretierung erst im Augenblick der 
Wägung gelöst wird, wird wegen der größeren Haltbarkeit 
bei Massenuntersuchungen der Vorzug vor gewöhnlichen 
Laufwagen gegeben. Auf pflegliche Behandlung und 
häufige Nachprüfung der Wagen kann gat nicht genug 
Wert gelegt werden. 

7. Die Messungen sollen mindestens auf 0,5 cm, die Wägungen 
auf 100 g genau ausgeführt werden, wobei bei mm-Ab- 
lesung z. B. 120,2 cm als 120 und 120,3 als 1201, cm, 
120,7 noch als 120%, 120,8 als 121 cm anzuführen sind. 

Es wurde den Leitern und den Schwestern eindring- 

lich klargelegt, daß es im Interesse der Verwertbarkeit 
der Ergebnisse besser sei, wenn Fürsorgestellen, in 
denen aus irgendwelchen Gründen nicht die nötigen 
Vorbedingungen für richtige Erhebungen vorhanden 
seien, lieber gar keine veranstalteten. Von den leiten- 
den Ärzten wurde verlangt, daß sie für die Richtigkeit 
eines jeden Zählzettels sich unterschriftlich verbürgten. 

Weitaus der größte Teil der Kleinkinderfürsorge- 

stellen hat sich in dankenswerter Weise trotz der 
starken sonstigen Belastung in den Dienst dieser An- 
gelegenheit gestellt. Andererseits hat der Deutsche 
Zentralausschuß für die Auslandshilfe, wofür ihm be- 
sonderer Dank gebührt, durch Bereitstellung eines 
Geldbetrages die Durchführung der Bearbeitung er- 
möglicht. 

Die Bearbeitung des eingehenden Materials wurde 

durch den einen von uns (F.) durchgeführt. Zunächst 


GRÔSZE UND GEWICHT VON BERLINER KLEINKINDERN 


wurden hierbei sämtliche Zählblätier ausgeschieden, 
die unvollständige oder offensichtlich unrichtige An- 
gaben enthielten. Bei einigen Fürsorgestellen ergab 
sich, daß die Zahl der so zur Ausscheidung gelangenden 
Zählblätter 5 % der Gesamteinsendungen überstieg ; 
in diesen Fällen wurde von der Bearbeitung des ein- 
gesandten Materials überhaupt abgesehen. In zwei 
weiteren Fällen war die verantwortliche Unterschrift 
des Arztes nicht oder nur in verklausulierter Form zu 
erlangen; auch hier wurde auf die Bearbeitung des 
eingesandten Materials verzichtet. Ferner wurden von 
der Bearbeitung ausgeschlossen Zählblätter solcher 
Kinder, die während der Erhebungsperiode irrtümlich 
ein zweites Mal gemessen und gewogen waren, sowie 
solche, die Messungsergebnisse enthielten, die im Liegen 
gewonnen worden waren. Selbstverständlich wurden 
auch die Zählblätter von Kindern außerhalb der vor- 
geschriebenen Altersgrenzen nicht zur Bearbeitung 
herangezogen. Die Gesamtzahl der nach allen diesen 
Gesichtspunkten ausgeschiedenen Zählblätter betrug 
886. Es verblieben danach 8006 Zählblätter für die 
eigentliche Bearbeitung. Von diesen beruhten auf vor- 
schriftsmäßig im Mai vorgenommenen Erhebungen 97%, 
der Rest stammte aus März und Juni. Die Erhebun- 
gen hatten aus äußeren Gründen größtenteils zwischen 
12 und 2 Uhr mittags vorgenommen werden müssen, 
nur etwa 6 % hatten vormittags durchgeführt werden 
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können. Die Größen waren durchweg auf halbe Zenti- 
meter genau angegeben, die Gewichte bei einzelnen 
Fürsorgestellen auf 100 Gramm, bei den meisten auf 
10 Gramm genau. 

Über die Verteilung der Zählblätter unterrichtet 
Tabelle 1. 

Die verhältnismäßig hohe Erhebungszahl einzelner 
Bezirke erklärt sich daraus, daß die dortigen Klein- 
kinderfürsorgestellen dankenswerterweise bemüht ge- 
wesen sind, über ihre übliche Klientel hinaus durch 
Heranziehung auch der Besucher der Kindergärten 
sowie weiterer Kleinkinder mittels Zeitungsaufforde- 
rungen usw. zu einer möglichst hohen Beobachtungs- 
zahl zu gelangen. Die auf der anderen Seite teilweise 
sehr niedrigen Ziffern lassen keinen Rückschluß auf 
die Frequenz der Fürsorgestellen zu, da diese zum Teil 
ihr Material nicht vollständig ausgenuzt haben. Zwei 
Verwaltungsbezirke haben Material überhaupt nicht 
eingesandt. Daß in der letzten Spalte der Tabelle I die 
Zahl der untersuchten Kleinkinder statt auf die leben- 
den Kleinkinder des betreffenden Bezirkes auf die Ge- 
samteinwohnerzahl bezogen ist, erklärt sich daraus, 
daß die Zahl der lebenden Kleinkinder nicht bezirks- 
weise zu erhalten war. Für die gesamte Stadt hin- 
gegen kann eine diesbezügliche Angabe gemacht 
werden. 

Nach der dankenswerten Mitteilung des Statistischen 





























Tabelle 1. 
Die Zahlen der untersuchten Kleinkinder nach verwaltungspezirken)). 
Untersuchte aii 10000 
E Knaben Mädchen Zusammen | Ein- 
on ehelich | unehelich | zusammen |__ehelich | une unehelich | |zusa zusammen a ehelich ci unehelich | zusammen Nenner. 
| — _ | “az I — = = 5 Ba 
Il | — — I — p — | — | => — — | = i — 
IT , 257 69 ` 326 208 78 | 286 465 147 | 612 | 175 
IV | 299 74 | 373 281 | 63 | 344 1 580 137 | TIT | 22,3 
V l 97 26 | 123 102 | 24 | 126 | 199 50 249 | 7,5 
VI 441 156 : 597 445 | 165 | 610 ; 886 | 321 | 1207 32,6 
92 | 720 1256 200 1456 43,1 
7T | 103 | 162 | 16 178 | 16,1 
18 | 94 | 163 48 211 | 12,4 
3 | 60 | 113 8 121 | 28,4 
15 | 103 | 184 | 39 223 | 10,0 
32 246 |: 438 64 502 | 32,1 
51 409 | 698 99 797 ; 118,9 
44 | 164 | 231 | 84 315 | 11,1 
; 11 | 105 | 188 21 209 21,7 
j p «| 1 | 35 7 42 6,4 
"i 66 ; 221 | 324 112 436 22,1 
Ä 29 | 203 367 62 429 74,6 
| 20 | 96 | 148 40 188 18,8 
| 6 | 57 101 13 | 114 11,1 
Zusammen 3305 | 743 4048 | 3233 | 725 ` 3958 | 6538 1468 8006 20,2 


*) Nach Ausscheidung der unbrauchbaren Zählblätter. 
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Amtes der Stadt Berlin (Magistratsrat Dr. Guradze) 

betrug nämlich die zu Anfang des Jahres 1925 durch 

Fortschreibung ermittelte Zahl der Kleinkinder etwa 

207000. Hiervon sollen nach einer uns freundlichst 

zur Verfügung gestellten Schätzung des Jugendamtes 

der Stadt Berlin (Stadtamtmann Müller) etwa 12000 

unehelich gewesen sein. Demnach wären von den ehe- 

lichen rund 3 %, von den unehelichen rund 12 % er- 

faßt worden. Diese Angabe bietet einen Anhaltspunkt 

zur Beurteilung der Frage, inwieweit das bearbeitete 

Material auf Auslese beruht. Gleichem Zwecke kann 

die nachfolgende Angabe über die soziale Zusammen- 
setzung der Klientel einiger Säuglingsfürsorgestellen 

im Erhebungsmonate dienen. Es sind hierbei die An- 

gaben der Fürsorgestellen der Verwaltungsbezirke I, 

V, IX, XII und XX verwertet worden. Danach ge- 

hörten von den Vätern der ehelichen Kinder an: 


4% der Berufsstellung a (Selbständige), 

24 %, der Berufsstellung b (Angestellte), 

72 %, der Berufsstellung c (Arbeiter), 
von den Müttern der unehelichen Kinder: 

3%, der Berufsstellung b (Angestellte), 

97 % der Berufsstellung c (Arbeiterinnen). 

Zum Vergleich sei nachfolgend die bei der Berufs- 

zählung von 1907 ermittelte Verteilung der männ- 
lichen erwerbstätigen Berliner genannt. Danach kamen 


auf a = 23 %, 
b = 14 %, 
e= 63%. 


Die zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse 
bringen die Tabellen 2 und 3; Durchschnittszahlen, 
die auf weniger als 20 Beobachtungen beruhen, sind 
eingeklammert. 


KARL FREUDENBERG 


Die Tabellen 4—7 geben für die Gesamtheit der 
untersuchten Kinder (ohne Trennung nach der Legi- 
timität) die Verteilung der Größen und Gewichte 
wieder. 


Zur Würdigung der Ergebnisse dieser Untersuchung 
ist abschließend noch zu der Frage Stellung zu neh- 
men, inwieweit das Material als repräsentativ betrach- 
tet werden kann oder in welchem Sinne etwa eine 
Auslese vorliegt. Es ergibt sich aus den mitgeteilten 
Zahlen über das verhältnismäßige Vorwiegen der un- 
ehelichen Kinder beziehungsweise der unteren Berufs- 
schichten, daß eine ungünstige Auslese wahrscheinlich 
ist. Das gleiche ist auch im gesundheitlichen Sinne 
anzunehmen. 


Da zudem die Untersuchungstechnik, wie das bei 
solchen erstmaligen Erhebungen mit hierfür nicht be- 
sonders eingearbeitetem Personal die Regel ist, sicher- 
lich nicht überall einwandfrei war!) (man kann dies 
auch zum Teil direkt aus dem Verlauf der Zahlen- 
reihen ersehen), so besitzen die mitgeteilten Zahlen 
zweifellos nur einen relativen Wert. Sie bilden aber 
einen Anfang und sind geeignet, im Zusammenhang 
mit hoffentlich auch von anderer Seite vorzunehmen- 
den Erhebungen doch zu brauchbaren Ergebnissen zu 
führen, die uns den dringend nötigen Einblick in die 
Größen- und Gewichtsverhältnisse des Kleinkindes- 
alters endlich gewähren sollen. 


1) Deshalb wurden auch Größen und Gewichte, die für das 
betreffende Alter extrem schienen, ohne daß ihre Unrichtigkeit 
nachweisbar gewesen wäre, nicht gesondert ausgezählt, sondern 
zu den in den Tabellen 4—7 in Klammern gesetzten Sammel- 
gruppen zusammengefaßt. 
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Tabelle 2. 


Arithmetische Mittel, mittlere Abweichungen und Variationskoeffizienten 
von Größe und Gewicht der untersuchten Knaben. 











Alter unehelich 




















ehelich | Zusammen 

in Monaten | n | M, | Mp `> n | M, | Mp 

12—15 201 | 74,92 9,73 252 | 74,49+0,22 | 10,16+0,08 

15—18 | 229 | 77,38 10,44 | 281 | 77,14+0,23 | 10,67+0,07 

18—21 |; 155 | 80,77 11,35 | 203 | 80,64+0,29 | 11,45+0,09 

21—24 | 158 | 82,73 11,46 ! 205 | 82,29+0,31 | 11,79+0,10 

24—27 | 202 | 84,30 11,79 | 252 | 83,9610,28 | 12,1340,09 

27-30 | 174 | 85,87 1223 | 212 | 85,56+0,35 | 12,36+0,10 

30-33 | 154 | 88,12 12,73 | 183 | 88,15+0,36 | 13,05+0,11 

33—36 182 | 89,70 13,59 221 | 89,85+0,35 | 13,40+0,11 

36—39 | 169 | 92,76 13,88 | 212 | 92,49+0,33 | 14,18+0,11 

39—42 | 166 | 93,71 14,22 | 205 | 93,69+0,36 | 14,27+0,10 

42—45 | 161 | 96,16 14,14 | 193 | 95,76+0,32 | 14,77+0,11 

45—48 | 164 | 97,83 14,98 | 195 | 97,50+0,39 | 15,35+0,12 

48—51 | 170 | 99,54 15,96 | 198 | 99,42+0,37 | 15,74+0,13 

51—54 | 148 |101,68 16,03 | 178 |101,41+0,44 | 16,30+0,15 

54-57 | 142 | 103,40 16,43 || 179 |103,11+0,36 | 16,72+0,13 

57—60 | 182 |104,27 16,71 | 216 |104,09+0,35 | 16,99+0,13 

60—63 | 182 |106,04 16,94 217 |105,99+0,30 | 17,56+0,13 | 4,37 | 1,95 | 4,1 | 11,1 
63—66 | 172 | 107,20 17,54 | 214 |107,10+0,31 | 17,75+0,12 | 4,58 | 1,80 | 43 | 10,1 
66-69 | 153 |108,76| 18,30 | 31 | 107,24 | 17,73 184 |108,51+0,33 | 18,21+0,14 | 4,52 | 1,88 | 42 | 10,3 
69—72 | 41 |109,78| 18,66 : 7 | (110,50) | (19,13) | 48 |109,90+0,86 | 18,73+0,32 | 5,92 | 2,23 | 5,4 | 11,9 


Erläuterung: Es bedeutet n die Zahl der Untersuchten, M das arithmetische Mittel, ø die mittlere Abweichung, v den Variations- 
koeffizienten. Der beigefügte Index | (longitudo), beziehungsweise p (pondus) bedeutet Größe beziehungsweise Gewicht. 


Die mit 


+ zu den arithmetischen Mitteln gesetzten Zahlen bedeuten ihre mittleren Fehler. Die Größen sind in cm, die Gewichte in kg 


angegeben, die Variationskoeffizienten in °/,. 


Tabelle 3. 
Arithmetische Mittel, mittlere Abweichungen und Variationskoeffizienten 
von Größe und Gewicht der untersuchten Mädchen. 





















—— 
‚ehelich unehelich | Zusammen: 

A Mi M | n| Mm | M 01 | op | Vi | Ve 

| 47 | 72,29 9,33 | 247 | 72,86+0,22| 9,49+0,07 | 3,47 1,10 | 4,8 | 11,6 

| 10,18 || 51 74,81 0,94 | 229 | 75,96+0,27 | 10,13+0,08 | 4,05 | 1,18 | 5,3 | 11,6 

18—21 152 | 78,96| 10,91 | 39 | 77,91 10,75 | 191 | 78,75+0,34| 10,88+0,10 | 4,73 | 1,37 | 6,0 | 12,6 
21—24 155 | 81,60 | 11,32 | 45 | 80,07 10,99 | 200 | 81,25+0,31 | 11,25+0,09 | 4,31 | 1,32 | 5,3 | 11,7 
24—27 176 | 83,38| 11,74 | 55 | 82,42 11,38 | 231 | 83,15+0,29| 11,65+0,09 | 4,35 ; 1,35 | 5,2 | 11,6 
27—30 161 | 85,80! 12,21 | 43 | 84,60 11,88 204 | 85,94+0,32| 12,14+0,09 | 4,55 | 1,33 | 5,3 | 11,0 
30—33 181 | 87,96 12,57 | 32 | 87,38 12,51 213 | 87,86+0,31 | 12,56+0,10 | 4,46 | 1,43 | 5,1 11,4 
33—36 168 | 89,71 | 13,00 | 42 | 88,26 12,58 210 | 89,41+0,34| 12,92+0,10 | 4,92 | 1,47 | 5,5 | 11,4 
36—39 170 | 92,09| 13,77 | 47 | 91,49 13,85 217 | 91,96+0,30 | 13,78+0,11 | 4,55 | 1,56 | 4,9 | 11,3 
39—42 181 | 93,02, 13,88 | 35 | 90,93 13,76 216 | 92,70+0,34| 13,86+0,11 | 5,06 | 1,58 | 5,5 | 11,4 
42—45 166 | 95,27 14,66 | 25 | 94,12 13,95 191 | 95,12+0,36| 14,57+0,12 | 4,92 | 1,68 | 5,2 | 11,5 
45—48 167 | 97,27 14,89 | 20 | 96,03 14,45 187 | 97,13+0,38| 14,84+0,14 | 5,24 | 1,84 | 5,4 | 12,4 
48—51 172 | 98,75, 15,25 | 32 | 98,41 15,23 204 | 98,69+0,34| 15,25+0,12 | 4,89 | 1,68 | 5,0 | 11,0 
51—54 144 ‚100,60 15,54 || 29 | 100,47 15,59 173 | 100,58+0,37 | 15,55+0,13 | 4,85 | 1,74 | 4,8 | 11,2 
54—57 143 102,42' 16,16 | 37 | 101,34 16,18 180 | 102,19+0,37 | 16,16+0,13 | 4,97 | 1,77 | 4,9 | 11,0 
57—60 154 104,64 16,80 | 36 | 101,46 16,08 190 | 104,04+0,37 | 16,67+0,15 | 5,06 | 2,09 | 4,9 | 12,1 
60—63 167 | 104,83 16,90 | 39 | 103,54 17,08 206 | 104,58+0,34 | 16,93+0,12 | 4,90 | 1,73 | 4,7 | 10,2 
63—66 169 106,75 17,55 | 27 | 104,56 17,02 196 | 106,44+0,35 | 17,48+0,15 | 4,90 | 2,07 | 4,6 | 11,8 
66—69 186 108.18 | 17,89 | 30 ! 107,03 17,81 216 | 108,03+0,33 | 17,88+0,13 | 4,84 | 1,87 | 4,5 | 10,5 
69—72 43 107,88 17,72 | 14 | (110,11) (19,27) 57 | 108,47+0,59 | 18,10+0,24 | 4,45 | 1,81 | 4,1 10,0 





Erläuterung: Es bedeutet n die Zahl der Untersuchten, M das arithmetische Mittel, o die mittlere Abweichung, v den Variations- 
koeffizienten. Der beigefügte Index 1 (longitudo), beziehungsweise p (pondus) bedeutet Größe beziehungsweise Gewicht. Die mit 
+ zu den arithmetischen Mitteln gesetzten Zahlen bedeuten ihre mittleren Fehler. 
angegeben, die Variationskoeffizienten in °/,. 


Die Größen sind in cm, die Gewichte in kg 
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Tabelle 4. 


Die Verteilung der Knaben nach der GröBe. 


a nn ung: 





Alter in Monaten 
in cm 


Jes 15-18, 18-21 |21— > 7 | 36-39 | 39—42 142-45| 4548| 48—51 51 51—54 |54— 4-57 | 51—60 .60—63|63- 66 |66- 69 |60—72 
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Tabelle 7. Die Verteilung der Mädchen nach dem Gewichte. 


Gewicht Alterin Monaten 
in kg |12-15| 15-18] 18—21 | 21—24 | 24-27 | 21—30 | 30—33 | 33—36 | 35—39 | 39—42 | 42—45 | 45—48 | 48—51 | 51—54 | 54—57 |57—60|60—63|63—66/66—69|69- 72 


— e 
TOS 








(—) 
lo | 
| 
— | — | (— | 
3 == = J 
5 | — | — |: 
6 2 II. 
7 I 1 | —  (— 
7 | 7 3 RIRE 
ı|s| 2111) 
11 8 2 3:1 l 
15 8 4 | — 3 1 | (— 
28 | 19 5 1 al, s 
14 | 8 8 3 2|=-| — | (D 
20 | 18 8 6 3 RER 3 
29 | 17 | 12 | 12 | 10 | — 2 2 | (1) 
28 | 19 | 14 | 19 7 4 3 2 = 
16 | 17 | 12 | 11 | 11 5 Des t (0) 
13 | 16 | 10 | 13 | 12 | 15 6 3 2.15 
12 | 15 | 11 | 12 | 14 | 12 5 3 2 4 | (2) 
8 | 21 | 16 | 16 | 16 | 13 | 15 6 1 1 2 
5 | 12 | 14 | 16 | 13 8 | 12 8 | 2 2 | (6) 
7 | 10 | 18 | 16 | 20 | 17 | 15 | 11 | 11 CE ee 1 
_ 7 7 9 | 17 | 13 | 18 | 12 8 | 3 1 1 | (5) 
3 8 9 | 14 | 14 | 18 | 10 | 15 7 5 4 3 ] 
l 3 5 | 10 | 16 | 13 | 10 5 6 | 12 5 1 3 | (5) 
— 3 6 6 | 14 | 15 | 15 | 18 | 16 | 13 6 5 6 2 
— | — 6 2 6 6 | 18 | 12 9 | 11 8 4 1 2 | (2) 
el RE 5 | 11 | 18 | 15 | 15 | 17 | 12 | 15 8 9 4 1 2 
= | — 3 3 8 | 10 | 10 | 16 | 10 | 10 7 7 5 7 2 | (6) 
13, | — Ii 5 7 4 | 11 8 | 14 | 14 | 18 8 8 | 10 8 4 | 3 
13%, | — | — | 2 2 5 5 9 | 11 | 15 7 | 14 | 11 5 8 5 3 | (8) 
4“ | 111) 2! 7| 910121 |15|l 1 | 161121 5| 4! 6| 4 
la || 1, — 1 8 | 4 5 9 | 10 | 21 9 | 11 6 4 5 6| 21|(11) 
14i/ FE RE 3 5 8 9 | 15 | 14 | 10 | 11 | 11 7 110! 9| 3 
14%, | —|'-| ıl-|I 6 2! 51 5lıolıaı 9! 7! 9! 6| 3| 36 
15 AI 3 3 9 | 13 | 11 | 14 | 17 | 19 | 17 | 14 | 121 11 | 5| 7 
15!/ | 1: — | — 5 3 | 10 7 7 6 | 10 7 | 10 6| 2| 6! 7|«) 
151/3 e n 3 3 | 10 3 | 12 9 | 18 9 | 13 | 10| 12| 10! 71 4 
15% =} |. 1 3 a n 5 8 9 6 | 12 9 | 10 7 8| 9) 1| — 
16 — | — | — 5 6 7 9 6 8 9 | 13 6| 10] 7\ı2| 3 
161/4 Gala aes os 2 1 7 8 | 12 9 6 | 6| 15| 10| 8| — 
16!/; — | — | — | 4 3 4 8 8 | 10 110 | 111 6! 9] 11] 2 
16?/ '-)| — | — | — 2 4 5 8 4 9 8| ıol 8| 15| 3 
17 I zu 2 2 | 2 4 7 8 | 11 |116| 11| 11! 9| 1 
17/4 (1) tr = 4 l 4 5 3 5 4| 10) 8] 12| 2 
171/e | 1 2.1 2 1 5 4 6 6 9| 9| 9| 12| 3 
173/4 k, o 3 |= 4 3 4 31 5| 9| 9| 4 
18 — | — 2 1 2 9 6 | 141 17| ı2| 10] 6 
181/, By ES 4 2 | = 3 31 10] 7| 11 | — 
18%/, Sr 1 2 2 4 3 | 5Jlıolıl 9| 3 
18%/ (3) FRS EE 1 3 11 3| 6| 7| 1 
19 2 3 2 4 | 4| 7| 4| 10| 4 
191/4 | 2 sa es) 3110) 5| 5| 1 
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21 N lu) 282 
21°), 2) —| —| -| — 2 
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22 NUE 
221 (—) l 1 | — 
22!/; 3) 3 |= 
22°), ' (4 1| — 
23!/, (1) | — 
Vs = 
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Krankhafte Erbanlagen und Orthopädie. 
Von C. GÖCKE, Dresden. 


Die Orthopädie ist die Lehre von den krankhaften 
Formstörungen der Gerüstsubstanz des Körpers. Da 
die Erkrankungen von Knochen, Knorpel, Sehnen, 
Bindegewebe, Kurzum aller Abkömmlinge des mitt- 


leren Keimblattes in ihren mannigfachen klinischen 


Erscheinungsformen sich mit auffallender Häufigkeit 
bei Menschen einer gewissen äußeren wohlumschriebe- 
nen Körperverfassung finden, so sind orthopädischem 
Denken alle die Einteilungsgründe und Forschungs- 
ergebnisse, die zu einer Erfassung und Gruppierung 
der Konstitution des Menschen dienen, besonders 
wertvoll. „Die Konstitution ist die durch die Be- 
schaffenheit der elterlichen Keimzellen verursachte 
persönliche Eigenart eines Menschen, so zu sein, wie 
er es in jedem Augenblick seines Lebens gerade ist. 
Sie wird festgelegt für immer im Moment der Ver- 
einigung von Ei und Samenzelle,‘‘ sagt Mathes ein- 
mal, wobei er also den idiotypischen Anteil der Per- 
sönlichkeit in den Vordergrund stellt und den späteren 
Umweltseinflüssen nur ganz geringe Bedeutung bei- 
mißt. Die Konstitution ist damit als ein angeborenes, 
unabänderliches schicksalmäßiges Walten der Natur 
festgelegt, die Wesen erzeugt, von deren spezifischen 
Eigenschaften wir nichts hinwegnehmen und nichts 
hinzufügen können. 

Unter den mannigfachen Erscheinungsformen hat 
man von jeher nach einem sicheren Einteilungsgrund 
für die Konstitution gesucht. Tandler nahm den 
Muskeltonus als das Maß der Konstitution und schied 
die hypotonischen Gestalten, jene schlanken zarten 
Formen, die wir aufBotticellis Bildern finden, von 
den hypertonischen Formen, die mit ihren kraftvollen 
Muskelmassen in Michelangelo ihren Maler gefunden 
haben. Benneke hat in mühevollen Messungen 
Größe und Volumen der Organe zum Einteilungsgrund 
genommen, während Krauß ähnlich wie Tandler 
eine funktionelle Betrachtungsweise einführte, indem 
er die Ermüdung als Maß der Konstitution faßte. Dem 
Orthopäden, der gewöhnt ist, sich nicht nur mit lo- 
kalen Erkrankungen, sondern mit den Wuchsstörun- 
gen des ganzen Körpers zu befassen, ist eine Einteilung 
nach äußeren Körperformen besonders einleuchtend, 
wie sie von Sigaud und seinen Schülern Chaillou 
und MacAuliffe gegeben wurden. In ihrem Typus 


respiratorius, digestivus, muscularis und cerebralis | 


~ 


haben sie wohlcharakterisierte Konstitutionstypen 
aufgestellt, die, wenn auch nicht immer rein, so doch 
als Mischformen deutlich erkennbar sich im klinischen 
Betrieb beobachten lassen. Diese vier Typen sind 
nicht nur anthropologisch interessant, sondern auch 
orthopädisch wichtig. Man hat diese Konstitutions- 
formen wiederholt mit Rassentypen und Sozialtypen 
in Verbindung gebracht, ohne daB damit für die kli- 
nische orthopädische Betrachtungsweise etwas neues 
gewonnen würde (Stern-Piper). Eine Form jedoch 
ist unter den 4 Sigaudschen Konstitutionstypen 
nicht mit genügender Schärfe erfaßt, das ist der von 
Kretzschmer beschriebene pyknische Typus, jene 
gedrungene mittelgroße bis kleine, zum Fettansatz 
neigende Form, der gewisse seelische Eigenschaften 
zugeschrieben werden. Ein Formenkreis findet sich 
aber unter den französischen Typen mit Klarheit 
herausgearbeitet, d. i. der Stillersche Typus asthe- 
nicus, der als Kümmerform und Bindegewebsschwäch- 
ling die Grundlage so mancher späteren orthopädischen 
Störung gibt. Zwei groBe Formenkreise sind es, auf 
deren Boden die orthopädisch wichtigen Leiden auf- 
schießen: die schlaffe Konstitution und die reizbare 
Konstitution (Borchhardt). 

Der Bindegewebsschwäche des Asthenikers begegnet 
der Orthopäde auf Schritt und Tritt. Diese Konsti- 
tutionsabwegigkeit läßt nicht nur alle stärkeren Reak- 
tionen auf adäquate Reize vermissen und es fehlt ihr 
dieBindegewebsentwicklungbeim Paremchymschwund. 
Sie zeigt auch nur geringe Neigung zu allergischen und 
anaphylaktischen Reaktionen. Was immer wieder 
aber besonders auffällt, ist die Schlaffheit des Stütz- 
gewebes. Hier ist das Feld jener Deformitäten, die aus 
statischen Gründen als Wirkung einer Überlastung 
entstehen. Die Schlaffheit des Bindegewebsapparates 
allein erzeugt eine Reihe von Haltungsanomalien der 
Wirbelsäule, die z. B. aus den bekannten Staffelschen 
Bildern unter dem schlaffen Rundrücken jedem Schul- 
und Kinderarzt geläufig sind. Gewisse Formen jugend- 
licher Skoliosen sind asthenischen Ursprungs, das be- 
weisen die Untersuchungen von Lange und Schede 
einwandfrei. Payr hat in seiner Studie über die Kon- 
stitutionspathologie der Wirbelsäule diesen idiotypi- 
schen Anteil scharf herausgearbeitet. Während’ die 
Überstreckbarkeit der Gelenke an den oberen Glied- 
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maßen selten zur Funktionsstörung führt und höch- 
stens den das Klavierspiel erlernenden Kindern ein- 
mal lästig wird, sind X-Beine und KnickplattfuB- 
stellungen die häufigen Folgen dieser Bänderschwäche. 
Die so häufige Vergesellschaftung des Knickplattfußes 
mit Krampfadern und übermäßiger Schweißentwick- 
lung ist aus der gemeinsamen asthenischen Ursache 
entsprungen. Bei ihr sind nicht nur Eingeweide und 
Rippenbogen gesenkt, auch die Blutmasse vermag 
nicht genügend durch den mangelnden Tonus der 
Blutgefäße gehoben zu werden und eine Übererreg- 
barkeit des vegetativen Nervensystems läßt den Asthe- 
niker nicht nur leicht erröten, sondern erzeugt auch 
seine feuchten kalten Hände und Füße. 

Die Betrachtung von Konstitutionstypen und ihrer 
klinischen Folgen könnte hier unterbleiben, wenn nicht 
mit Sicherheit anzunehmen wäre, daB der asthenische 
Habitus auf Grund einer oder mehrerer vererbbarer 
Faktoren entsteht. Die familiäre Häufung dieser 
Konstitutionsanomalie hat zu Versuchen geführt, 
den Erbgang zu ermitteln, ohne daß ein bestimmter 
Modus eindeutig nachweisbar wäre. 

Bei der schlaffen Konstitution ist nicht nur der 
Mangel an Bindegewebsentwicklung und Antikörper- 
‘bildung, der zusammen mit der physikalischen Raum- 
beengung des Brustkorbs die gemeinhin bekannte 
Tuberkulosegefahr birgt, zu beobachten, sondern ihm 
ist auch ein Mangel an Reaktionen auf der Synovia 
der Gelenke eigen. Entzündliche exsudative Ver- 
änderungen sind ihr auf der Haut, auf den Schleim- 
häuten und den serösen Häuten nicht gegeben. Unter 
den Deformitäten sind Coxa vara und Genu valgum 
die häufigsten phänotypischen Erscheinungsformen 
dieser Konstitutionsstörung. Das Aufsprießen aus 
einer gemeinsamen konstitutionellen Wurzel bringt es 
mit sich, daß in einer Familie asthenische Defor- 
mierungen der Wirbelsäule und der Gliedmaßen nicht 
immer am gleichen Ort und unter den gleichen Bil- 
dern aufzutreten brauchen. Bei dem Probanten etwa 
ist die infantil gestreckte, gerade Wirbelsäule skolio- 
tisch abgewichen, während die Geschwister Defor- 
mierungen der unteren Gliedmaßen aufweisen. Asthe- 
nische Knochen sind dem Erfahrenen schon aus ihrer 
Form und der Reaktion auf äußere Reize im Röntgen- 
bild erkennbar, und die schmalen schlanken, im Rönt- 
genbild würfelförmigen Wirbelkörper des asthenischen 
Habitus gestatten schon durch ihre Form eine leich- 
tere Diagnose. Der asthenischen Konstitution und 
ihrer Verwandten, dem Infantilismus, vermag nicht 
eine einfache engumrissene Plusvariante der Norm im 
klinischen Betrieb gegenübergestellt zu werden. Eine 
Vielheit von Störungen ist zu einem umstrittenen Be- 
griff zusammengefaßt. 
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Die reizbare Konstitution, der Status irritabilis ist 
ein Sammelbegriff für eine große Reihe konstitutio- 
neller Abwegigkeiten. In diesen Zeichenkreis gehört 
der Status thymolymphaticus (Paltauf), die exsuda- 
tive Diathese (Czerny) und der Arthritismus fran- 
zösischer Autoren hinein. Es ist eine Gruppe, in der 
Pfaundler außer den lymphatischen, arthritischen, 
exsudativen Formen neuropathische, vagotonische, 
spasmophile und dystrophische Kreise unterscheidet. 

Der entzündliche exsudative Symptomenkomplex 
erschöpft sich nun bekanntlich nicht darin, Milch- 
schorf, Urticaria auf der Haut, Conjunctivitis, An- 
ginen, Bronchitis auf den Schleimhäuten usw. zu er- 
zeugen. Die serösen Häute sind ebenso wie die Gelenk- 
synovia, Schleimbeutel und Sehnenscheiden, der Ort 
der Veränderung. Alle mit Epithel und Endothel aus- 
gekleideten Oberflächen haben eine erhöhte Bereit- 
schaft zur Exsudation. Die Stillsche Krankheit, d. i. 
Polyarthritis mit Lymphdrüsenschwellung und Milz- 
tumor ist auf diesem reizbaren, konstitutionellen Bo- 
den gewachsen. Daß erhöhte Antikörperbildung eine 
Bereitschaft zu anaphylaktischen Reaktionen zusam- 
men mit der bekannten Wetterempfindlichkeit der 
Arthritiker und der erhöhten Reizbarkeit des ge- 
samten Nervensystems das Bild dieser Konstitutions- 
veränderung ergänzen, sei für die orthopädische Be- 
trachtung nur nebenbei erwähnt. 

Was bei der Lungentuberkulose als überaus will- 
kommene Reaktionsfähigkeit des Bindegewebes beim 
Status irritabilis in der erethischen Form prognostisch 
günstig ist, das bewirkt bei der gleichen Konstitution 
eine vorzeitige Abnutzung der endothelialen Ober- 
flächen. Die Atherosklerose der Blutgefäße mit ihrer 
Cholesterinverfettung der Elastica und der Kitt- 
substanz, begünstigt durch eine Vasomotorenüber- 
erregbarkeit, ist ebenso eine Abnutzungskrankheit, 
wie die Arthritis deformans die Verbrauchskrankheit 
des Knorpels durch Elastizitätsverlust und dadurch 
erzeugter traumatischer Knorpeldegeneration dar- 
stellt. Die konstitutionelle Reaktionsfähigkeit baut 
und formt nach den architektonischen Grundsätzen 
der Knochenstruktur, Wirbelgelenke und Gliedmaßen- 


gelenke bis zur Unkenntlichkeit um. Bei aller Aner- 


kennung der traumatischen Auslösung dieser Knorpel- 
und Knochenreaktion ist der konstitutionelle Anteil 
der Arthropathien ein zuweilen noch bestrittener aber 
unverkennbarer, wenn ein gleichförmiger Altersquer- 
schnitt von Individuen verschiedener Konstitution 
betrachtet wird. 

Auf der Reaktion des Bindegewebes und seiner Ver- 
wandten beruht die Prognose aller chirurgischen Ein- 
griffe. Mit der gewollt günstigen Bildung der Narbe 
steht und fällt die Aussicht einer Plastik, mit der 
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die Umwelt. Das wissen wir von der Ausbildung des 


Regenerationskraft der Knochenzelle rechnet jeder j 


Orthopäde, der einen blutigen oder unblutigen Ein- 
griff zur Formveränderung am Knochengewebe vor- 
nimmt, und die Hoffnungen einer Pseudoarthrosen- 
operation sind getragen von der Erwartung genügender 
Reaktionskraft des Bindegewebes. So spielen, ab- 
gesehen von den konstitutionellen Besonderheiten 
der Organe der drei großen Körperhöhlen Änderun- 
gen der Körperverfassung weit über orthopädische 
Eingriffe hinaus in das gesamte chirurgische Han- 
deln hinein. 

Heinrich Bauer hat eine konstitutionelle System- 


erkrankung des gesamten Stützgewebes in der Osteoge- 


nesis imperfecta und Osteopsathyrosis idiopathica er- 
kannt, und klar herausgearbeitet, daß es sich hier bei 
allen Abkömmlingen des Mesenchyms um einen Fehler 
in der ersten Anlage handelt. Die Knochenbrüchig- 
keit, die blaue Verfärbung der Lederhaut der Augen 
ist vergesellschaftet mit Veränderungen der Blut- 
gefäBe und des Blutbildes. Die schwersten Formen 
kommen in der Krüppelfürsorge wegen der gehäuften 
Frakturen nicht häufig zu Gesicht. Die Erkrankten 
gelangen zumeist nicht zur Fortpflanzung, sondern 
gehen vorher schon zugrunde. Ein abgeschwächtes 
Krankheitsbild, die Krankheit der blauen Skleren, 
mit nicht bis zur Glassprödigkeit verdünnten Knochen 
und einer zuweilen damit vergesellschafteten Oto- 
sklerose ist durch mehrere Generationen beobachtet. 
Die erbliche Bedingtheit ist hier über jeden Zweifel 
vorhanden. Ererbte Systemerkrankung liegt mehreren 
trennbaren Formen von Zwergwuchs zugrunde. Na- 
nosomia primordialis und infantilis sind idiotypische 
Erkrankungen mit normal proportionierten Körper- 
formen. Achondroplasie und Chondrodystrophie ge- 
hören in den gleichen Kreis der Systemerkrankungen, 
erzeugen aber unproportionierte Zwerge. Chondro- 
dystrophische Familien kommen überall vor und als 
chondrohypoplastische Konstitution sind sie ein häu- 
figes Erscheinungsbild. Die spanischen Könige nahmen 
ihre Hofnarren aus solchen Familien, in denen die 
Narrenwürde erblich vorkommt. Velasquez hätte sie 
in seinen Bildern unsterblich gemacht, wenn sie nicht 
dank ihrer Hypersexualität, die zum Krankheitsbild 
gehört, selbst dafür sorgen würden, daß die Chondro- 
dystrophie nicht ausstirbt. 

Bei dem überragenden Einfluß, den die innersekre- 
torischen Drüsen auf die Persönlichkeit eines Indivi- 
duums haben, nimmt es nicht Wunder, daß Blut- 
drüsenformeln als mathematischer Ausdruck der Per- 
sönlichkeit wiederholt zum Maßstab gemacht wurden. 
Ja man hat sogar behauptet, daß die Normalpropor- 
tion einer Rasse von der Normalsekretion ihrer Blut- 
drüsen abhinge. Diese Inkrete sind modifizierbar durch 
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Yankeetypus bei amerikanischen Einwanderern und 
der Bildung von Kolonialtypen durch das Klima. Aus 
der umfangreichen Pathologie der Blutdrüsen seien 
hier nur jene Beobachtungen hervorgehoben, die auf 
das Längenwachstum von Knorpel- und Knochen- 
gewebe und damit auf die Bildung des äuBeren Ha- 
bitus besonderen EinfluB haben. Die Dysfunktion der 
Schilddrüse, mag sie als Plus- oder Minusvariante auf- 
treten, erzeugt Wuchsstörungen. Familiäre Idiotie, 
Myxödem und Zwergwuchs sind das Schulbeispiel 
dafür. So wenig erforscht die Bedeutung der Thymus- 
drüse für die Gesamtkonstitution ist, so erscheint ihr 
Einfluß auf das Längenwachstum doch erwiesen. Die 
Wechselwirkung zwischen Keimdrüsen und Hypo- 
physe wird an den akromegalen Veränderungen bei 
ihrer Störung offensichtlich, und der eunuchoide Hoch- 
wuchs zeigt das Fortfallen einer inkretorischen Hem- 
mung, wie hypophysärer Zwerg- und Hochwuchs auf 
der Störung dieser Blutdrüse beruht. Nun ist der Nach- 
weis des Vererbungsmodus bei Erkrankungen der 
übrigen Blutdrüsen nicht so einfach wie die offensicht- 
lichen eindeutigen Störungen eines Schilddrüsenaus- 
falls oder des der Epithelkörper. Auch scheint es bei 
den in einer sichergesteuerten Wechselwirkung stehen- 
den Blutdrüsen nicht auf eine Vererbung der Ver- 
änderung einer bestimmten Drüse anzukommen, son- 
dern die Disposition zu Veränderungen des ganzen 
inkretorischen Ringes ist wohl erblich bedingt. 

Von den orthopädisch wichtigen erbbaren System- 
erkrankungen zu den symptomatischen Einzelerkran- 
kungen und vererbbaren Anomalien der Gliedmaßen 
leitet die Erkrankung an Klumpfuß über. Von ihm 
war schon lange bekannt, daß die fehlerhafte Fuß- 
stellung in einer Anzahl von Fällen vergesellschaftet 
ist mit zentral-nervösen Veränderungen wie Spalt- 
bildung an den Lendenwirbelbôgen mit Mißbildung 
von Nervenwurzeln und Rückenmarkshäuten, und mit 
anderen degenerativen Veränderungen des Körpers 
einhergeht. Fetscher hat in mustergültiger Weise 
an schwäbischen Familien den Erbgang der Klumpfuß- 
erkrankung erforscht und geklärt. Die sichere Tren- 
nung der auf zentralnervöser Störung beruhenden 
Klumpfüße als rezessiv vererbbares Leiden von den 
übrigen paratypisch uneinheitlich bedingten, keinem 
sicheren Erbgang folgenden Erkrankungen ist von ihm 
durchgeführt. Die Verhältniszahl von 3 kranken 
Knaben zu 2 kranken Mädchen hat er festgelegt. Neben 
anderen wichtigen Erkenntnissen hat er den Stamm- 
baum einer Familie aufgezeigt, in dem durch Incest 
eine rezessive Anlage gleicherbig wird und in Erschei- 
nung tritt. Schwieriger und noch nicht völlig geklärt 
ist der Erbgang bei der angeborenen Hüftgelenkver- 
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renkung, bei der das Sichtbarwerden des rezessiv ver- 
erbbaren Merkmals an mehrere Faktoren gebunden zu 
sein Scheint. 

Eine neuere statistisch-genealogische Untersuchung 
über die Erblichkeit der Rachitis von Ziesch an 
Münchner Kindern versucht den bekannten exogenen 
Faktor bei der Entstehung der Rachitis, den man ge- 
meinhin als Domestikation bezeichnet, von dem endo- 
genen Anteil zu trennen. Das ist nun gerade bei der 
Rachitis recht schwierig. Auffallend häufig fand 
Ziesch Rachitis an der Mutterbrust. Von 230 Rachi- 
tiskindern wurden 158 ausreichend gestillt. Einige 
größere Rachitisstammbäume machen es wahrschein- 
lich, daß eine dominante Vererbung der Krankheits- 
disposition vorliegt, weil hier die Rachitis in 3 Genera- 
tionen hintereinander etwa bei der Hälfte der Kin- 
der auftrat. Dabei wurde gefunden, daß bestimmte 
Symptomengruppen wie rachitische - Skoliose und 
O-Beine sich zusammengehäuft in den Familien vor- 
finden. 

Die skoliotischen Verbiegungen der Wirbelsäule von 
der Schädelbasis bis zum Kreuzbein stellen einen Sam- 
melbegriff paratypisch uneinheitlicher teilweise auf 
einer Erbursache beruhender Erkrankungen dar, die 
mit zum wichtigsten Arbeitsgebiete des Orthopäden 
gehören. Eine Erbursache der Skoliose ist bei der 
schlaffen Konstitution schon genannt. Eine weitere 
häufige Ursache ist die rachitische Veränderung. 
Wirbelsäule und ihre Anhänge sind phylogenetisch 
noch nicht bis zu ihrer Endform abgeschlossene Ge- 
bilde. Besonders an den Übergangsgrenzen von Hals- 
zu Brust-, Brust- zu Lendentyp und am letzten Lenden- 
wirbel spielen sich progressive und regressive Ver- 
änderungen ab, die nicht selten eine Störung in der 
Symmetrie des Bausteins bedingen und dann Skoliosen 
machen. Auf das familiär gehäufte Vorkommen von 
Halsrippen hat Drehmann aufmerksam gemacht und 
grobe echte Mißbildungen der Wirbelkörper mit 
Schaltwirbeln, Keilwirbeln und Rippenverdoppelung 
sind wiederholt unter Geschwistern gesehen worden. 
Aber auch die Neigung etwa den 5. Lendenwirbel dem 
Kreuzbein zu assimilieren, ist nicht eine Variation des 
einzelnen Individuums, sondern eine vererbbare pro- 
gressive Eigentümlichkeit des nach einer Verkürzung 
der Wirbelsäule strebenden Menschenkörpers. Alle 
diese Veränderungen sind nicht nur interessante an- 
thropologische Merkmale, sondern als gelegentliche 
Skoliosenursachen auch klinisch wichtig. Das infan- 
tile Becken und das Assimilationsbecken interessieren 
als erblich bedingte Störung mehr den Geburtshelfer 
als den Orthopäden, obgleich es auf die Stellung der 
Lendenwirbelsäule und des Hüftgelenks einen Einfluß 
hat. Von den Erkrankungen des Stammes soll aber 
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noch der in seinem Erbgang wiederholt beschriebenen 
Trichterbrust gedacht werden, die von der rachitischen 
und der durch mechanischen Druck erzeugten Schuster- 
brust in ihrer Form auch einem späteren Leben meist 
sicher abgrenzbar ist. Die hakenförmig abstehenden 
Schulterblätter und der Schulterblatthochstand ver- 
anlassen des öfteren die Eltern, chirurgische Hilfe in 
Anspruch zu nehmen. Es sind erblich bedingte Fehl- 
bildungen, die idiotypisch angelegt, wahrscheinlich sich 
einfach dominant vererben und nicht wie noch kürz- 
lich Nonne beschrieb, Degenerationszeichen ange- 
borener Syphilis. 

Zahlreich und zum Teil an größeren Familien gut 
untersucht sind krankhafte Veränderungen der Hände 
und Füße, die gelegentlich orthopädisches Handeln 
erfordern. Die Abweichungen von der fünfstrahligen 
Anordnung der Hände und der dreiteiligen Gliederung 
der Finger sind zahlreiche. Eine Darstellung der Kurz- 
fingrigkeit von Farabee mit den einfachen Zahlen- 
verhältnissen des dominanten Erbgangs sei aus histo- 
rischen Gründen zuerst erwähnt, weil sie die erste Be- 
stätigung der Mendelschen Gesetze beim Menschen 
brachte. Überzählige Finger treten in gewissen Fa- 
milien gehäuft auf wie das bekannte Beispiel einer 
arabischen Scheichfamilie zeigt, die alle 6 Finger 
haben müssen. Seltener ist die Dreigliedrigkeit des 
Daumens. Syndaktylie allein oder verbunden mit Spalt- 
bildung in Hand und Fuß sind durch zahlreiche Stamm- 
bäume als dominantes Erbleiden erkannt. Tritt die 
Schwimmhautbildung zwischen der 2. und 3. Zehe ein, 
so ist sie wegen der Häufigkeit des Vorkommens, wie 
Weidenreich beschreibt, als ein phylogenetisch inter- 
essanter Rest der Abstammung des Menschenge- 
schlechts zu deuten, da der Mensch diese Eigentüm- 
lichkeit mit einer Reihe von rezenten Affen teilt. 

Damit sind die vererbbaren Veränderungen der 
Gliedmaßen nicht erschöpft. Volkswirtschaftlich und 
sozial haben die überragendste Bedeutung fehlerhafte 
Stellungen des Fußskeletts, die sich in einer vererb- 
baren Knickplattfußstellung mit herabgesetzter Funk- 
tion unter Neigung zu einer im späteren Leben auf- 


` tretenden Verschlimmerung unter Kontrakturstellung 


zeigen. Auch der Hallux valgus, der als häufige Teil- 
erscheinung des Einsinkens des queren Fußgewölbes 
und Teilzeichen der Spreizfußbildung auf das Tragen 
fehlerhaft spitzen Schuhwerks zurückgeführt wird, hat 
bei seiner Zugehörigkeit zu dem arthritischen Formen- 
kreis eine erblich bedingte Komponente, wie Payr 
jüngst wieder betonte. Die Dupuytrensche Kontrak- 
tur ist in einer Familie im dominanten Erbgang durch 
drei Jahrhunderte hindurch verfolgt worden. Immer er- 
krankte der Sohn schon in der Jugend mit einer haken- 
förmigen Verkrümmung des 5. Fingers, die unter dem 
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Einfluß der Berufsarbeit sich auf die ganze Hohlhand 
erstreckte. 

Bei den nahen Beziehungen zentral nervöser Er- 
krankungen zu orthopädischen Leiden ist deren Erb- 
gang hier von Interesse. Zahlreich sind die angebore- 
nen Muskeldefekte, unter denen die Fehlbildungen des 
M.pectoralis wohl am häufigsten in den verschiedensten 
Kombinationen mit anderen MiBbildungen (Pfaund- 
ler) beschrieben wurden. Wegen der meist geringen 
funktionellen Störungen werden sie oft übersehen und 
trotz der zahlreichen Einzelbeobachtungen gehört 
sicher nachweisbares Erbvorkommen hier zu den Aus- 
nahmen. Die Verbindung des Pectoralisdefekts mit Tho- 
rax-, Arm- und HandmiBbildungen (Ibrahim) macht 
die Erkrankung gelegentlich krüppelärztlich und für- 
sorgerisch bedeutungsvoll. Das Syndrom Turmschädel, 
Syndaktylie (oder Polydaktylie) und Idiotie tritt fami- 
liär gehäuft auf. Seine orthopädische Behandlung ist 
wegen der begleitenden Idiotie eine undankbare Auf- 
gabe. 

In die spastischen Folgezustände der zerebralen 
Kinderlähmung kommt, sofern man sie zwanglos von 
später infektiös erworbenen Bildern zu scheiden ver- 
mag, eine Erbkomponente hinein, durch die Erfahrung, 
daß die primär erkrankten Kinder oft aus Familien 
mit gehäuften Nerven- und Geisteskrankheiten stam- 
men. Familiäre Disposition zu Frühgeburten und 
Schwergeburten bei engem Becken sind die weiteren 
Ursachen dieser Diplegien und Hemiplegien, die so oft 
orthopädisches Handeln erfordern. Es sind von der 
Littleschen Krankheit Stammbäume beschrieben, die 
einen rezessiven Erbgang wahrscheinlich machen. Eine 
Trennung der mit dem Geburtstrauma ursächlich ver- 
buttdenen allgemeinen Gliederstarre, von der para- 
plegischen Starre der Beine als echter Keimstörung 
ist dabei notwendig. Bei der Ähnlichkeit der klinischen 
Krankheitsbilder verschiedener Ursache, wozu noch 
die frühzeitig erworbenen infektiösen Formen kom- 
men, ergibt sich eine gewisse Unsicherheit in der erb- 
statistischen Erfassung und Analyse der Littleschen 
Krankheit bei älteren Kindern. — 


Die Springomyelie ist als echte angeborene Miß-' 


bildung in der Anlage des Rückenmarks unter die 
wahrscheinlich vererbbaren Leiden einzureihen. Ihre 
Gefühls- und trophischen Störungen der Gliedmaßen, 
. die Muskelatrophien der Arme, die Osteoarthropathien 
der Extremitäten und Wirbel gehören zum chirurgisch 
wichtigen Krankheitsbild. 

Die gemeinsame Erbursache hat der Gruppe der 
heredo-degenerativen Erkrankungen (Jendrassik) 
des Nervensystems den Namen gegeben, so stark 
steht hier der endogene Faktor im Vordergrund, wobei 
exogene Einwirkungen wie Infektion, Trauma, In- 
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toxikation nur als auslôsende Ursachen in Betracht 
kommen, um Teile des Nervensystems oder der 
Muskulatur zugrunde gehen zu lassen. Es sind aus- 
gesprochene Systemerkrankungen, die Neurome und 
Fasersysteme befallen und trotz familiärer Häufung 
zuweilen auch einmal als erratische Fälle einzeln auf- 
treten, sei es nun, daß die rezessive Form des Erb- 
gangs mehrere Geschlechter von der Manifestation 
der Erkrankung verschonte, oder daß die Ahnen 
vor dem relativ späten Auftreten der Symptome weg- 
starben, und somit in der Erinnerung als gesund 
gewertet wurden. 

Eine Erörterung der mannigfachen Versuche zur 
Klärung dieser Krankheitsgruppe würde zu weit 
führen, sie gehört wohl in jenen großen Formenkreis 
der reizbaren Konstitution hinein, dessen Charakte- 
ristikum im Säuglingsalter die exsudative Diathese ist, 
in dem der Lymphatismus die Jugend begleitet, Evo- 
lutionsstörungen nicht selten in der Pubertät auftreten, 
Vagotonie im Jünglingsalter sich zeigt und eine reiz- 
bare Schwäche des Nervensystems mit vorzeitigem 
Verbrauch (Edinger) (Abiotrophie nach Gowers) 
dem Mannesalter ein frühes Ende bereiten. Hierher 
gehören folgende Krankheitsbilder. 

Die infantile und juvenile familiäre amaurotische 
Idiotie macht Lähmungen, die jedoch der Orthopäde 
nur selten zu Gesicht bekommt. Friedreichs here- 
ditäre Ataxie sieht der Orthopäde wegen der typischen 
Hohlfußbildung mit Streckkontraktur der großen 
Zehe, auch wegen begleitender Skoliosen und haupt- 
sächlich wegen der ataktischen Gangstörung. 

Die extrapyramidalen endogenen Erkrankungen 
(Wilson, Parkinson usw.) können hier übergangen 
werden, trotzdem gerade ihr Erbgang besonders ein- 
gehend erforscht ist. Dagegen sind es die progressiven 
Muskelatrophien, mögen sie ihren Grund in einem 
Schwund der grauen Vorderhörner, einer Degeneration 
der peripheren Neurome oder einer primären Erkran- 
kung der Muskelzelle haben, die als Erbübel besonderes 
orthopädisches Interesse verlangen. Die Unterschen- 
kelmuskulatur atrophiert zu Storchenbeinen, die FuB- 
deformitäten machen Arthrodesen und Tenodesen 
nötig, bis bei Fortschreiten der Atrophie auf höhere 
spinale Querschnitte die orthopädische Therapie aus- 
sichtslos erscheint, weil jeder Muskelmotor stille steht. 
Die progressive Muskeldystrophie macht durch Läh- 
mung von Bauchmuskeln übermäßige Lordosen der 
Lendenwirbelsäule, die einer Stützung bedarf zu einer 
Zeit, wo die Funktion der Beine noch relativ wenig 
gestört ist. — Da Frühfälle des Leidens schwierig zu 
erkennen sind, so führt der hypertrophische Vorschlag 
an der Muskulatur und die Familienanamnese hier 
meist entscheidend zur Klärung. Eine Sammelfor- 
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schung von Weitz stellte zumeist rezessive Formen 
fest. Die progressive Myositis ossificans kommt ver- 
gesellschaftet mit einer symmetrischen Zwergbildung 
von Daumen und groBen Zehen in Valgusstellung vor, 
sie ist eine echte endogene Fehlbildung, deren Erbgang 
noch zur Aussprache steht. 

Das Wort von Martius, daß jede Krankheitsur- 
sache ihren konstitutionellen und damit erblich be- 
dingten und zumeist vererbbaren Anteil habe, wird 
bei dieser langen Reihe idiotypischer Erkrankungen der 
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Gerüstsubstanz des menschlichen Körpers besonders 
einleuchtend. 

Therapeutischem Handeln war eine überwiegende 
Bedeutung der Erbkomponente nicht immer günstig, 
da eine fatalistische Einstellung zu einem therapeu- 
tischen Nihilismus verleitet. Gerade der Orthopäde 
jedoch vermag in der Bekämpfung der Formstörungen 
des Körpers diese schicksalmäBige Abhängigkeit abzu- 
schwächen, solange eine systematische Eugenik ihre 
Häufung noch nicht verhüten kann. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Ira S.Wile, What are the criteria for racial control? (Was sind 
die Kennzeichen der Rassenkontrolle?) Americ. med. 31, 536. 
1925. Die Zahi der Geburten und Sterbefälle ist ein Weltpro- 
blem. Bei den Geburten kommt es mehr auf die Qualität als die 
Quantität an, weshalb der Autor Geburtenregelung im neuen 
malthusianistischen Sinne empfiehlt. 1910 stammten in den 
Vereinigten Staaten von Nordeuropa 50% der Eingewanderten 
aus Nordwesteuropa, besonders Deutschland und Irland, 37,4% 
aus Südosteuropa, namentlich Rußland, Österreich und Italien. 
Die im Ausland Geborenen haben stärkere Fortpflanzung als 
geborene Amerikaner. Der Geburtenüberschuß staffelt sich 
nach der Abstammung der Mutter aus: Österreich-Ungarn, 
Skandinavien, Deutschland, Italien, Polen. Kleinere Zahlen 
weisen auf: Rußland, England, Canada, Schottland, Wales. 
Die geistige Leistungsfähigkeit läßt sich kaum mit der geogra- 
phischen Abstammung in Beziehung setzen. Die sozialen 
Unterschiede in der Fortpflanzung sind sehr groß. Richter 
und Gelehrte hatten 1920 durchschnittlich 2,2, Schriftsteller, 
Ärzte 2,1, dagegen Bergleute und Steinarbeiter 3,6 Kinder. 
Interessant, wenn auch wohl nicht ganz haltbar, ist endlich die 
Behauptung der Durchschnitt der Verbrecher sei intelligenter 
als die Unbestraften. F; 


William Graves (Washington), The plus potentially sick 
of the race. (Über die konstitutionell Minderwertigeren der 
Rasse.) Glasgow med. journ. 104, 315. 1925. Man kann 
drei Formen von Schulterblättern unterscheiden : konvexe, 
gerade und konkave. Die beiden ersteren gehören enger 
zusammen und werden deshalb unter der Bezeichnung ,,scap- 
hoid‘‘ vereinigt. Der Schulterblattyp wird vererbt und zwar 
zeigen die Nachkommen den gleichen wie die Eltern. Zeigt 
ein Elter die konvexe, der andere die konkave Form, dann 
haben die Kinder die gerade. Die Häufigkeit der Typen wech- 
selt mit den untersuchten Altersklassen: 


Geburt—10 J. 40—50 J. 70-80 J. 
Scaphoïd ........... 80 %, 50% 20% 
Konvex ..........., 20% 50% % 


Der eine Typ geht im Laufe des Lebens nicht in den anderen 
über. Die Verschiebung ist deshalb nur durch verschiedene 
Sterblichkeit von Menschen der einzelnen Schulterblattypen zu 
erklären. Es sind deshalb auch Rückschlüsse auf die funktio- 
nelle Leistungsfähigkeit aus dem Schulterblattyp möglich. F. 


H. W. Siemens und E. Kohn (München), Studien über 
Vererbung von Hautkrankheiten. IX. Xeroderma pigmentosum 
(mit Mitteilung von 5 neuen Fällen). Ztschr. f. Indukt. Abst. u. 


Vererbungslehre. 38, 1. 1925. Bei dieserHautkrankheit zeigen die dem 
Lichte ausgesetzten Körperstellen Rötung, an die sich fleckenweise dunkle 


Pigmentierung anschließt. Allmählich entstehen an den veränderten Stel- . 


len Hautkrebse, die häufig zum Tode führen. Die Krankheit beginnt meist 
im 1. oder 2. Lebensjahr. 


In der Literatur (einschließlich der eigenen Fälle) sind ins- 
gesamt 333 Fälle berichtet. Das männliche und das weibliche 
Geschlecht ist gleich häufig befallen. Das Verhältnis von Ge- 
sunden zu Kranken entspricht dem rezessiven Erbgang, doch 
sind die Zahlen der Kranken niedriger als man bei einem nur 
von einem Faktorenpaar abhängigen Leiden erwarten müßte. 
Daraus folgt, daß entweder nicht alle homozypot Behafteten 
erkranken oder aber daß es auch nicht erbliche Fälle gibt. Die 
Eltern der Kranken sind in 20—25 % der Fälle blutsverwandt, 
ein Beispiel dafür wie gerade seltene rezessive Erbanlagen durch 
Verwandtenehen zum Vorschein kommen. Die größere Häufig- 
keit der Krankheit bei den Juden dürfte mit der bei ihnen ver- 
breiteteren Neigung zu Verwandtenehen zusammenhängen. F. 

H. W. Siemens (München), Aetiologisch-dermatologische 
Studien über die Recklinghausensche Krankheit. Virch. Arch. 
260, 234. 1926. Unter 121 Verwandten von Recklinghausen- 
Kranken war nur geringe Häufung der Krankheit. Es handelt 
sich um kein einfach dominantes Leiden. Die großen Pigment- 
flecke der Kranken sind nicht nur von der Krankheitsanlage 
abhängig. Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, daß Größe 
und Lokalisation der Flecke erblich wäre. F. 

Meirowsky (Köln), Neue Untersuchungen über die Aetiologie 
der Muttermäler. Kli. Wo. 5, 505. 1926. Weder ungleiche Loka- 
lisation, noch Intensität oder Zahl der Pigmentflecke im Einzel- 
falle spricht gegen Erblichkeit. Muttermäler beruhen im Wesent- 
lichen auf Erbanlagen ; sie können sich auch nur halbseitig 
äußern wie ein durch 6 Generationen reichender Foxterrier- 
stammbaum mit halbseitiger Maskenzeichnung beweist. F. 

F. K. Scholl (München), Neue Untersuchungen über die 
Aetiologie der Linsenmäler. Kii. Wo. 4. 463. 1926. Bericht 
über die Untersuchungen an 169 Zwillingspaaren (93 E.Z., 
76 Z.Z.). Die Lentigo-Zahlen bei E.Z. sind relativ ähnlich 
und ähnlicher als bei Z.Z. Daraus ergibt sich, daß Erbanlagen 
mitspielen, jedoch läßt sich das Maß ihres Einflusses noch 
nicht genau bestimmen. F. 

I. L. Entres (Eglfing), Genealogische Studie zur Differential- 
diagnose zwischen Wilsonscher Krankheit und Huntingtonscher 
Krankheit. Zschr. f. Neu. 98, 497. 1925. Bericht über einen 
zwei Schwestern betreffenden Fall, in dem die richtige Dia- 
gnose nur durch genealogische Erforschung der Familie gestellt 
werden konnte. F: 

H. W. Siemens (München), Über ‚Manitestationsstörung‘‘ 
bei rezessiv - geschlechtsgebundener Farbenblindheit. Sitzungs- 
ber. d. Ges. f. Morph. u. Phys. München, 37, 1926. Bericht 
über einen Fall, in dem eine farbenblinde Mutter einen farben- 
tüchtigen Sohn hat. Die Beobachtung beweist neuerdings 
wieder, daß Manifestationsstörungen in der Erbpathologie des 
Menschen eine Rolle spielen. F. 
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A. Zeiler (Leipzig), Ein Ausgleich der Familienlasten. 
Deutsche Richterzeitung H. 4. S. 121. 1926. Von den 
677 Mitgliedern des Sächs. Richtervereins waren 128 un- 
verheiratet, 534 verheiratet, 12 verwitwet, 3 geschieden. Auf 
sie kommt die Gesamtzahl von 705 unterhaltsbedürftigen 
Kindern. Zur Deckung der Familienlasten empfiehlt Z. ein 
Umlageverfahren, für das die Höhe der Abzüge nach Gehalts- 
stufen angegeben wird. Die Höhe der Zulagen wird in Prozent 
des Einkommens festgelegt. Als einmalige Zulagen sind eine Ge- 
burtszulage in Höhe von 40%, eine Aussteuerzulage für heira- 
tende Töchter in Höhe von 1000% des Grundgehaltes vor- 
gesehen neben einer Haushalt- und Kinderbeihilfe. F. 


Th. Fürst u. F. Lenz (München), Ein Beitrag zur Fort- 
pflanzung verschiedener begabter Familien. Arch. f. Rass.- u. 
Gesellsch.-Biol. 17, 353. 1926. Untersuchungen über 809 
Fortbildungsschüler, von denen 500 (Gruppe A) Lehrlinge 
sind, 309 (Gruppe B) ungelernte Arbeiter. Gruppe B ist kon- 
stitutionell ungünstiger entwickelt als A, deren Durchschnitts- 
note mit 3,16 etwas höher als in B liegt, wo sie 3,39 beträgt. 
Zu Gruppe A ergab sich folgender Zusammenhang zwischen 
Note und Geschwisterzahl: 

Nole aan trag Il II] IV V 
Geschwisterzahl ............... 3,35 3,91 4,41 6,93 


Unter Berücksichtigung der kinderlosen Ehen ergibt sich, daß 
auf die Ehe eines gelernten Arbeiters durchschnittlich 2,36, 
bei ungelernten Arbeitern 3,05 Kinder entfallen. 


F. Prokein (München), Über die Eltern der schwachsinnigen 
Hilfsschulkinder Münchens und ihre Fortpflanzung. Arch. f. 
Rass.- u. .Gesellsch.-Biol. 17, 360. 1926. 725 schwachsinnige 
Kinder aus 650 Familien und 33 Uneheliche wurden unter- 
sucht. Die mittlere Kinderzahl der Familien beträgt 5,24, 
eine Zahl, die der Korrektur bedarf und nach der üblichen 
Rechenmethode eine reduzierte mittlere Kinderzahl von 3,40 
ergibt, unter Berücksichtigung der kinderlosen Ehen wohl 
rund 3,0. Die Kinderzahl der Ehen in München überhaupt 
beträgt rund 1,8. Damit ist neuerdings wieder die überdurch- 
schnittliche Fortpflanzung Schwachsinniger erwiesen, wobei 
besonders betont sei, daß Reiter und Osthoff sowie Cassel 
ganz ähnliche Zahlenverhältnisse fanden. F. 


M. Hirsch (Berlin), Über die Legalisierung des ärztlich 
indizierten Abortus unter besonderer Berücksichtigung eugene- 
tischer Gesichtspunkte. Arch. f. Frauenk. und Konstitutforsch. 
12, 1. 1926. In ausführlichen Darlegungen sucht H. die Berech- 
tigung eugenischer Schwangerschaftsunterbrechung zu beweisen 
und die Forderung einer entsprechenden Änderung des Entwurfs 
des neuen StGB. daraus abzuleiten. Man wird ihm zustimmen 
müssen, daß es Fälle gibt, in denen die Voraussicht einer minder- 
wertigen Frucht so sicher zu begründen ist, daß eine Unter- 
brechung der Schwangerschaft als das kleinere Übel erscheint. 
Dafür Möglichkeiten vorzusehen, ist berechtigt. H. will folgen- 
den Satz dem neuen StGB. eingefügt wissen: ,,Die Unter- 
brechung der Schwangerschaft ist straffrei, wenn sie durch den 
Arzt vorgenommen wird und durch die Lehren der Wissenschaft 
begründet ist.‘ 


D. Kahl (Berlin), gleicher Titel, ebenda S. 50. K. 
wendet sich mit großer Schärfe gegen die Auffassung von H. 
und hält die Anerkennung einer eugenischen Indikation aus 
sittlichen Gründen für bedenklich. S. 151 findet sich die 
Aussprache zu den Darlegungen von Hirsch und Kahl, die 
als Vorträge in der ärztl. Ges. f. Sexualw. u. Konst. f., der Ges. 
f. Geburtsh. zu Berlin und d. forens.-med. Vereinig. am 27. 11. 
1925 gehalten wurden. Grotjahn bezeichnet die sog. soziale 
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Indikation als ,,privatwirtschaftliche‘ und lehnt sie ab, da auf 
andere Weise geholfen werden müsse. Die ärztliche Indikation 
zerfalle in die anerkannte klinische und die eugenische, die 
gleichfalls berechtigt, aber nur unter gewissen Kautelen zu- 


zulassen sei. Sie bedeute jedoch keinen eugenisch erheblichen 


Eingriff in den Erbwert des Volkes; andere wichtige Mittel 
ständen zur Verfügung. Baur betont die Notwendigkeit der 
Anerkennung, aber auch die Seltenheit der eugenischen In- 
dikation. Die Sterilisierung Minderwertiger sei wesentlich 
wichtiger. F. 


Th. Ziehen (Halle a. S.), Die Geisteskrankheiten einschließlich 
des Schwachsinns und die psychopathischen Konstitutionen 
im Kindesalter. 2. umgearbeitete u. erweiterte Auflage. 
Reuther u. Reichard, Berlin 1926. 554 S. 26.— # geh., 
28.— M geb. 

Das Werk gibt einen ausgezeichneten, mit zahlreichen 
Literaturangaben versehenen Überblick, von dem uns besonders 
die Ausführungen über die psychopathischen Konstitutionen 
interessieren. Z. unterscheidet eine Reihe von Gruppen. Ihre 
Einteilung ist teilweise nach Symptomen vorgenommen, an- 
dererseits dient ihre Ursache als Grundlage. Der Anteil der 
Erbanlage in den einzelnen Gruppen ist verschieden hoch. 
Degenerative psychopath. Konstitution ist, von wenigen Fällen 
abgesehen, erblicher Natur. Wir finden häufig diese psychische 
Verfassung mit krankhaften Erbmerkmalen auf körperlichem 
Gebiete verbunden (status degenerativus Bauers!). © Die 
hysterische Konstitution ist einerseits mit der erstgenannten, 
aber auch mit der neurasthenischen verwandt. Belastung spielt 
eine sehr große Rolle, daneben aber auch unzweckmäßige Er- 
ziehung. Während hysterische Symptome bei Mädchen häu- 
figer sind, findet man neurasthenische in großer Verbreitung 
beim männlichen Geschlecht. Zu den oberen Klassen der höhe- 
ren Schulen seien durchschnittlich 25% neurasthenisch. Die 
Belastung spielt eine wesentlich geringere Rolle als bei den 
erstgenannten Gruppen; Onanie, ungenügender Schlaf und Er- 
nährung sind auslösende Ursachen. Die epileptisch-psycho- 
pathische Konstitution ist verhältnismäßig selten, da Epilepsie 
im Kindesalter meist zu einer Defektpsychose führt. Alkoholis- 
mus und Morphinismus wird im Kindesalter beobachtet. Diese 
Giftsuchten entstehen in der Regel auf dem Boden erblicher 
Minderwertigkeit. Dem manisch-depressiven Irresein nahe ver- 
wandt sind Konstitutionstypen, bei denen traurige oder heitere 
Verstimmung vorherrscht, ohne jedoch die Gradausprägung 
einer Psychose zu erreichen. Erbliche Belastung, in selteneren 
Fällen Infektionskrankheiten, sind die Ursache. Die paranoide 
psychopathische Konstitution, bei der Belastung selten vermißt 
wird, charakterisiert sich durch rudimentäre Größen- und Ver- 
folgungsideen, die obsessive durch die Tendenz zu Zwangsvor- 
stellungen. Endlich seien noch die Ausführungen über Be- 
lastung hervorgehoben. Z. unterscheidet zwischen neuropathi- 
scher, toxischer und infektiöser, je nachdem endogene Nerven- 
und Geisteskrankheiten, Giftsuchten oder Syphilis und Tuber- 
kulose in der Aszendenz nachweisbar sind. Die gute Ausstattung 
des Buches, Druck und Abbildungen, sei noch dankbar aner- 
kannt. F. 


Th. Brugsch und F. H. Lewy (Berlin), Die Biologie der Person. 
1. Lieferung 1926. S. 1—322. Urban u. Schwarzenberg, Ber- 
lin- Wien. 15.—#K. 

Das groBangelegte Werk ist als Handbuch der allgemeinen 
und speziellen Konstitutionsiehre gedacht. Die vorliegende 
1. Lieferung enthält folgende Beiträge: Einführung in die Kon- 
stitutionslehre (Brugsch), Das Problem der Individualität 
(Straus), Die rechnerische Auswertung statistischer Beobach- 
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tungsergebnisse (Salinger), Die Bedeutung des Normbegriffes 
(Kaup), Allgemeine Vererbungslehre (Johannsen). Nach 
einem geschichtlichen Überblick kommt Brugsch zu der For- 
derung, daß die Einheit, Ganzheit und Einmaligkeit der Per- 
son im Vordergrund der Konstitutionsforschung zu stehen habe; 
sie darf sich nicht auf das Erbgut beschränken, sondern muß 
zur ,,Personallehre“ erweitert werden. Dazu seien folgende 
Gesichtspunkte nötig: Habitus und Struktur, Entwicklung, 
Reaktionsnorm, Erbanlage, psycho-physisches Verhalten. Die 
Ausführungen von Straus behandeln in geistreichen Deduktio- 
nen das Problem der Individualität vom philosophischen Stand- 
punkt aus und wollen den erkenntniskritischen Unterbau der 
Konstitutionsforschung schaffen. Salingergibt eine bemerkens- 
werte geschickte und leicht verständliche Einführung in die 
Kollektivmaßlehre, deren allgemeinere Kenntnis unsere medi- 
zinische Literatur vor so manchen unglücklichen statistischen 
Versuchen bewahren würde. Kaup hat mit der Schwierigkeit 
zu kämpfen, daß der Normbegriff noch sehr weiterer Durch- 
arbeitung bedarf und daß wohl stets eine einfache Rechenformel 
zwar einen Index, aber keine allseitige Erfassung der Kon- 
stitution gestatten kann. Schade ist, daß Kaup darauf ver- 
zichtet hat, seine an a. O. veröffentlichte Tabelle zur Index- 
berechnung aufzunehmen. Johannsens Abschnitt über Ver- 
erbungslehre ist überaus klar und ein ausgezeichneter Über- 
blick über den gegenwärtigen Stand der Experimentalforschung. 
F. 


Dasselbe. 1, Lieferung 2, 1926. S. 323—748. 21.— M. 


Die Lieferung enthält folgende Beiträge: G. Just (Greifs- 
wald), Spezielle Vererbungslehre ; W. Lubosch (Würzburg), 
Individualanatomie; G. Mittasch (Dresden), Individual- 
pathologie und Krankheitslehre; F. Schiff (Berlin), Person 
und Infekt. G. Just hat seine Aufgabe mit viel Geschick ge- 
löst. Recht anschaulich ist seine Darstellung der einzelnen Erb- 
gänge beim Menschen , ausgezeichnet klar das über Methodik 
der menschlichen Erbforschung Gesagte, nur daß seine Aus- 
führungen leider nur einen Teil der statistischen Methoden 
umfassen. Bei ihrer großen Bedeutung wäre es wohl am Platze 
gewesen, hier möglichst alle Arten der Erbmethodik klarzu- 
legen. Als Individualanatomie definiert Lubosch ,,die Be- 
schreibung und Beurteilung derjenigen Kombinationen sämt- 
licher Körpermerkmale, durch welche die anatomische Be- 
schaffenheit eines Einzelwesens innerhalb einer gegebenen 
Population bestimmt wird“. Seine Ausführungen geben in 
engstem Zusammenhange mit der Erbbiologie einen Überblick 
über Art und Ursache individueller Verschiedenheiten. Mit- 
tasch geht mit der gleichen Fragestellung ins pathologische 
Gebiet hinüber und umreißt mit seinen Darstellungen unter 
Verzicht auf Einzelheiten die ‚‚Partialkonstitutionen‘“. Schiff 
behandelt mit großer Gründlichkeit die konstitutionelle Emp- 
fänglichkeit gegen Infektionskrankheiten. Zunächst wird die 
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Altersdisposition behandelt und ihre Ursachen analysiert. Ge- 
schlecht und Infekt schließt sich an, wobei höchstens noch eine 
Auseinandersetzung mit Günthers Methodik (Sexualquotient 
usw.) erwünscht wäre. Der folgende Abschnitt ,,Erbanlage 
und Infekt“ beschäftigt sich mit den rassenmäßigen Unter- 
schieden der Morbidität und Mortalität, den familiären Anlagen 
zu mangelhafter Schutzstoffbildung gegen Infektionskrank- 
heiten und die Zusammenhänge zwischen Blutgruppenzuge- 
hörigkeit und Diphtherieempfänglichkeit. Die weiteren Aus- 
führungen behandeln die äußeren Verhältnisse und ihren Ein- 
fluß auf Anfälligkeit und Verlauf von Infektionen, F. 


Dasselbe. 1, Lieferung 3, 1926. S. 749—1052. 19,80 M. 


Der von Lebzelter gelieferte Abschnitt über ,,Konstitu- 
tion und Rasse‘ gibt zugleich einen zusammenfassenden Be- 
richt über die gesamte Anthropologie. Deutlicher als in Arbei- 
ten, die nur Teilabschnitte behandeln, tritt hier hervor, daß wir 
tatsächlich über die Zusammenhänge zwischen Konstitution 
und Rasse noch relativ wenig wissen. Die Ausführungen von L. 
werden hoffentlich dazu anregen, diese überaus wichtigen Fra- 
gen eingehender zu behandeln. Die klare und vorsichtige Dar- 
stellung ist besonders hervorzuheben. Hans Ullmann hat 
„Die Lebensdauer des Menschen‘ so behandelt, daß der Ab- 
schnitt wesentlich mehr gibt als der Titel verspricht. Zunächst 
wird die Theorie der Lebensdauer in der organischen Welt über- 
haupt besprochen; dann schließen sich die verschiedenen Theo- 
rien über den Tod an. Mit reichem statistischen Material wird 
die Lebensdauer des Menschen in den einzelnen geschichtlichen 
Zeitabschnitten erörtert, die individuelle Lebensdauer ein- 
zelner Rassen und Stämme, der Geschlechter und sozialen 
Schichten, der Einfluß von Ehe und Geburten, von Krank- 
heiten usw. Die Vererbung der Langlebigkeit wie die der 
familiären Neigung zu Knabengeburten findet eine dem Stande 
unseres Wissens entsprechende und erschöpfende Darstellung. 
Ein ausführliches Namen- und Sachregister schließt mit Liefe- 
rung 3 den 1. Band, des auf 4Bände berechneten Werkes. F. 


L. Frank (Zürich). Vom Liebes- und Sexualleben. Bd. I u. Il. 
807 S. Georg Thieme, Leipzig 1926. 12,50 M. 


In Briefform wird der Versuch gemacht, wichtige Fragen des 
Sexuallebens einem nicht sachkundigen Publikum zu erläu- 
tern. Man folgt mit Interesse zahlreichen Berichten über 
Einzelfälle, ohne jedoch in allen Teilen den Deutungen zuzu- 
stimmen; z. B. sollte von der Sexualität des Säuglings im 
Sinne Freuds mindestens nicht im Tone einer feststehenden 
Tatsache gesprochen werden. Man vermißt auch den Versuch, 
die verwirrende Fülle der Erscheinungen etwas durch systema- 
tische Ordnung zu meistern, wenngleich in der Anordnung 
der Fälle eine Andeutung von Systematik liegt. Das Werk 
bietet manches Wissenswerte und wird Erziehern und Juristen 
das Verständnis vieler Dinge erleichtern. F. 
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Messungen und Wägungen der Schulkinder. 
Kritisches Übersichtsreferat. 
Von GEORG WOLFF, Berlin. 


Die Körpermessungen der Schulkinder haben in den 
letzten Jahren erheblich an Interesse und Umfang ge- 
wonnen. Wenn auch bei jeder gesundheitlichen Be- 
urteilung die individuelle ärztliche Untersuchung aus- 
schlaggebend bleibt und durch kein Schema ersetzt 
werden kann, so ist doch bei laufenden Reihenunter- 
suchungen des musternden Arztes, des Militärarztes 
bei der Rekrutenauslese, des Schularztes bei der 
Durchuntersuchung ganzer Schulklassen, des Fabrik- 
arztes bei der Durchmusterung der ganzen Belegschaft 
(vorläufig noch eine Forderung der Gewerbehygiene), 
die Benutzung objektiver Größen- und Gewichtsmaß- 
stäbe, die einen schnellen Vergleich des beobachteten 
Individuums mit Durchschnittswerten ermöglichen, 
zweifellos eine wertvolle Hilfe. Freilich müssen diese 
Durchschnittswerte Allgemeingültigkeit besitzen und 
daher Massenbeobachtungen entsprechen, die auf 
Grund anthropometrisch-statistischer Methodik ge- 
wonnen und verarbeitet sind. 

Die Unterernährung während der Kriegsjahre und 
danach machte eine allgemeine Ernährungsfürsorge 
der Schulkinder zu einer dringenden Gegenwartsauf- 
gabe; sie wurde anfangs durch das großzügige Hilfs- 
werk der amerikanischen Gesellschaft der Freunde 
(Quäker) in dem durch Krieg und Inflation verarmten 
Deutschen Reich in die Wege geleitet, später aus 
eigenen Mitteln von Staat, Gemeinden und privaten 
Verbänden fortgeführt und bildet heute, ähnlich der 
Erholungsfürsorge (Heim- und Kurverschickung), einen 
wichtigen Aktivposten der schulärztlichen Tätigkeit. 
In Zeiten wirtschaftlicher Krisen wie der gegenwär- 
tigen erweist sie erneut ihre hohe soziale Bedeutung; 
in diesem Falle ist die sozialhygienische Tätigkeit des 
Arztes, ohne mit anderen ärztlichen Interessen in 
Konflikt zu geraten, nicht nur Beratung, sondern zu- 
gleich Behandlung mit sozialen Mitteln. Denn nie- 
mand wird leugnen wollen, daß Ernährungs- und Er- 
holungsfürsorge außerordentlich wirksame Formen der 
Behandlung sind. Sie fallen freilich nicht in das Gebiet 
der eigentlichen medikamentösen Therapie. 

Für diese schulärztlichen Auswahluntersuchungen 
waren Gewichts- und Längenbestimmungen der Schul- 
kinder von besonderer Bedeutung, einmal zur Kon- 
trolle der subjektiven Auswahl, dann auch zur Kon- 


trolle des etwa erreichten Ernährungs- und Kurerfolges. 
So erklärt es sich, daß in den letzten Jahren, aber ver- 
einzelt auch schon früher in den Kreisen der wissen- 
schaftlich interessierten Schulärzte den Bestrebungen, 
ein möglichst objektives Maß der Körperfülle der 
Schulkinder zu erhalten, das größte Interesse ent- 
gegengebracht wurde. Haben doch die Schulärzte das 
Urmaterial zu liefern, das nach anthropometrisch- 
statistischen Methoden weiterverarbeitet wird und nun 
die Grundlage zu Vergleichstabellen mit Normalziffern 
liefert. Die schönste und genaueste Berechnung des 
Statistikers nützt aber nichts, wenn nicht das Ur- 
material selbst, genau wie bei der Todesursachen- 
statistik, zuverlässig ist. 

Durch die fast allgemeine Einführung des obligatori- 
schen Schulgesundheitsscheines, dem freilich ein 
Teil der schulärztlichen Praktiker noch unfreundlich 
gegenübersteht!), weil die Arbeït des Schularztes, ins- 
besondere die Schreibarbeit dadurch gewaltig ver- 
mehrt wird, ist das erfaßte Schülermaterial immer voll- 
ständiger geworden. Nachdem andere Städte (Char- 
lottenburg, Schöneberg, Wiesbaden, Stuttgart usw.) 
vorangegangen sind, hat seit einigen Jahren auch die 
Reichshauptstadt (Alt-Berlin), freilich nicht ohne 
einen sanften Druck der aufsichtführenden Behörde 
im Hauptgesundheitsamt, die periodische Durchunter- 
suchung der gesamten Schülerschaft und damit die 
Anlage von Schulgesundheitsscheinen obligatorisch 
gemacht, auf denen die wichtigsten Maße und Organ- 
befunde eingetragen werden?). Die Einführung eines 
einheitlichen Schulgesundheitsbogens für das ganze 
Reich zugleich mit einer reichsgesetzlichen Regelung 
der ganzen Schularztfrage muß in der Folgezeit ange- 
strebt werden?). Denn es handelt sich hier nicht pri- 
mär um die Beibringung statistischen Materials, das 


1) Vgl. Paetsch (Bielefeld), Schulgesundheitspflege und 
Schulgesundheitsstatistik. Zschr. f. Schulgesundheitspfl. u. soz. 
Hyg. 1925, S. 518; hierzu aber auch die Entgegnung von Ste- 
phani, Heidelberg. 

2) Vgl. das mit eingehenden Literaturangaben versehene 
Sammelreferat von F. Schaeffer, Fortschritte auf dem Ge- 
biete der Schulgesundheitspflege. Zentralbl. f. d. ges. Hyg. 
1925. 11, 785 u. 865. 

3) Vgl. Poelchau, Anleitung für die schulärztliche Tätig- 
keit. Leipzig 1926. 
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nur nebenher als reifer Apfel vom Baum fällt, sondern 
um eine der wichtigsten Aufgaben gesundheitlicher 
Fürsorge, um die systematische Erziehung der Schul- 
jugend zur Hygiene durch den Arzt, nicht durch theo- 
retischen Schulunterricht mit auswendig gelernten For- 
meln, sondern durch das lebendige Beispiel der 
schulärztlichen Untersuchung und Beratung. Daß das 
Ergebnis dieser Untersuchungen auch statistisch- 
wissenschaftlich verwertet wird und die Grundlage 
einer künftigen Gesundheitsstatistik bilden kann, über 
die wir bisher mangels geeigneter Unterlagen aus dem 
Gebiete des gesunden Menschen nicht verfügen, 
braucht den Wert der schulärztlichen Fürsorge und die 
Sorgfalt der darauf verwendeten Untersuchungen 
nicht zu stören. 

Die schulärztlichen Messungen und Wägungen haben 
im Rahmen der Schulgesundheitspflege eine besonders 
eifrige literarische Bearbeitung gefunden, weil hier 
relativ objektives Urmaterial zur Verfügung steht 
(die Größe in cm, das Gewicht in kg, das Lebensalter 
nach Jahresklassen). Über die Bedeutung derartiger 
Bestimmungen besteht kaum ein Zweifel, über die 
Methode der Verarbeitung und die Zweckmäßigkeit 
der zum Vergleich errechneten Durchschnittswerte 
schon eher. Es ist eine große Erleichterung für den 
musternden Arzt, Größe und Gewicht des Schulkindes 
miteinander in Beziehung zu setzen (Indexmethode) 
oder mindestens mit gültigen Normalzahlen für jeden 
dieser konstitutionsbestimmenden Faktoren zu ver- 
gleichen. Das subjektive Urteil läßt auch den ge- 
wissenhaften Untersucher nicht selten im Stich und 
kann durch objektive Vergleichsziffern gut ergänzt 
und korrigiert werden. Das wird gerade der erfahrene 
Untersucher, der sein Urteil nicht für unfehlbar hält, 
bestätigen. Freilich ist die Voraussetzung für eine 
solche Ergänzung des schulärztlichen Urteils durch 
Maßziffern, daß diesen eine objektive Bedeutung 
wirklich zukommt. Unter diesem Gesichtspunkt 
mögen einige kritische Bemerkungen auf Grund der 
schulärztlichen Erfahrung zu den vorliegenden Unter- 
suchungen am Platze sein. 

Größere Untersuchungsreihen liegen aus der Nach- 
kriegszeit im Deutschen Reich aus einer ganzen Reihe 
von Städten vor, nicht alle gleichmäßig durchgeführt ; 
sie sind in der Neubearbeitung der ,,Praktischen Winke 
für den musternden Arzt‘‘!) mit großem Fleiß von 
Freudenberg zusammengestellt und zur Aufstellung 
von Durchschnittswerten beziehungsweise Nor- 
malzahlen für Größe und Gewicht der deutschen 


1) Größe und Gewicht der Schulkinder und andere Grund- 
lagen für die Ernährungsfürsorge. Herausgegeben vom Deut- 
schen Zentralausschuß für die Auslandshilfe E. V. durch dessen 
ärztlichen Beirat. Berlin 1924. 


Schulkinder verarbeitet, vorläufig nur der städtischen, 
da aus der Landbevölkerung aus Mangel an schul- 
ärztlichem Material brauchbare Unterlagen noch fehlen. 

Besonders beachtenswert sind die auch in diesen 
Zahlen verarbeiteten Ergebnisse aus GroB-Berlin, aus 
Leipzig und aus München. Ihnen liegen Spezialunter- 
suchungen zugrunde, die mit eingehender Berück- 
sichtigung der anthropometrisch-statistischen Metho- 
dik, wie sie von R. Martin in München vorbildlich 
ausgearbeitet und in dessen „Richtlinien für Körper- 
messungen‘‘1) zusammengefaßt wurde, gewonnen sind. 
Die Münchener Methodik der Verteilung Gleichaltriger 
in Gruppen nach der mittleren Abweichung ist auch 
den in Alt-Berlin von Schweers veranlaßten, von 
Martha Fränkel und Karl Freudenberg berech- 
neten Untersuchungen?) zugrunde gelegt, während 
die vom Statistischen Amt der Stadt Leipzig vor- 
genommene, äußerst sorgsame Untersuchung durch 
Ludwig?) eine methodologisch etwas andere Be- 
arbeitung erkennen läßt. Die Münchener, ebenso wie 
die Alt-Berliner Ergebnisse sind schon vorher in der 
„Sonderbeilage zu den ,,Verôffentlichungen des Reichs- 
gesundheitsamts‘‘ 1924 Nr. 11 zusammengestellt, die 
den Berliner Schulärzten von seiten des Hauptge- 
sundheitsamtes zugänglich gemacht und zur Be- 
nutzung empfohlen wurde. Es ist bekannt genug, daß 
allen Ärzten, insbesondere den vielbeschäftigten Prak- 
tikern mit umfangreichen Tabellen wenig gedient ist. 
Eine gewisse Scheu vor der Zahl und Abneigung vor 
allen statistischen Berechnungen, die aus der kasuisti- 
schen Beurteilung der ärztlichen Tätigkeit verständ- 
lich werden, machen den ärztlichen Praktiker von 
vornherein skeptisch gegen jedes Untersuchungsergeb- 
nis, das nicht auf Grund eigener Erfahrung, sondern 
auf Grund statistischer Berechnungen „am grünen 
Tisch‘‘ gewonnen ist. Der Krankengeschichte eines 
erlebten Falles traut er noch immer mehr als der 
Durchschnittsberechnung aus vielen Hunderten 
fremder Fälle. Dieses Mißtrauen liegt im Wesen der 
ärztlichen Kunst als einer Einzelleistung begründet; 
es ist damit noch nicht berechtigt, jede Abstraktion 
aus vielen ärztlichen Einzelleistungen, jede deduktive 


1) J. F. Lehmanns Verlag, München 1924; vgl. ferner von 
Martin: Die Körperentwicklung Münchener Volksschulkinder 
in den Jahren 1921, 1922 und 1923. Anthropol. Anz. Jahrg. I, 
S. 76ff. 1924. 

2) Körpergröße und -gewicht von 16203 Alt-Berliner Ge- 
meindeschulkindern. Sonderbeilage zu den Veröffentlichungen 
des Reichsgesundheitsamts, Nr. 11, S. 10ff. 1924. 

3) Die Messungen und Wägungen der Leipziger Volksschul- 
kinder vom Jahre 1921, gleichzeitig ein Beitrag zur Methoden- 
frage anthropometrischer Untersuchungen. Mitteilungen des 
Statistischen Amtes der Stadt Leipzig. Neue Folge, Heft 5. 
Leipzig 1922. 
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SchluBfolgerung auf Grund der Statistik abzulehnen, 
wenn auch die Erfahrung des Einzelnen für ärzt- 
liches Tun entscheidend bleiben wird. Bei der Unter- 
suchung des Schulkindes in seinem Gesamthabitus 
wird daher — und mit vollem Recht — die individuelle 
ärztliche Erfahrung maßgebend für die Beurteilung 
des Gesundheitszustandes sein; Gewicht und Größe 
spielen dabei im allgemeinen keine ausschlaggebende 
Rolle, sie können zu einem Maßstab nur werden, wenn 
ihre Beziehungen ärztlicher Erfahrung nicht wider- 


sprechen. 

Martin legt seinen Durchschnittswerten folgende Methodik 
zugrunde, auf die kurz mit einigen Worten eingegangen sei, da 
sie auch sonst, z. B. in Berlin, benutzt wurde. Er berechnet zu- 
nächst alseinfachsten und in der Statistik gebräuchlichsten Mittel- 
wert das arithmetische Mittel der Größe, beziehungsweise des 
Gewichts einer Gruppe zusammengehöriger Schulkinder, etwa 


der 10 (d. i. 9, —101,) jährigen Knaben, und bestimmt nun für. 


jede Gruppe die sogenannte ‚‚Streuung‘‘ oder ,,mittlere quadra- 
tische Abweichung‘ (co), auch einfach ‚‚mittiere Abweichung“ 
oder „Standardabweichung‘‘ genannt, deren einfache Berech- 
2 
2 p% als bekannt 
vorausgesetzt beziehungsweise leicht nachgelesen werden kann, 
wobei Z das Summenzeichen, w die Abweichung vom arith- 
metischen Mittel, p die Häufigkeit der einzelnen Abweichungen, 
n die Gesamtzahl der Fälle bedeutet. Sie errechnet sich als die 
Quadratwurzel aus dem Durchschnittsquadrat aller Abweichun- 
gen vom arithmetischen Mittel!). Auf diese Weise gelangt er auf 
Grund der mittleren Abweichung zu einer natürlichen Gruppen- 
einteilung in jeder Größen- oder Gewichtsgruppe und bildet 
folgende fünf Abgrenzungen. Als mittleren Typus (T) bezeich- 
net er alle Fälle, die vom arithmetischen Mittel um 1, o nach 
oben oder unten abweichen. Das arithmetische Mittel (M) der 
Länge betrug z. B. bei den 10jährigen Münchener Volksschul- 
knaben 1921 130,0 cm, die mittlere quadratische Abweichung (0) 
für diese Gruppe 5,9 cm. Danach gehören alle 10jährigen 
Knaben von 127—133 cm (M— 1% o bis M + 1% o) in die Gruppe 
„mittelgroß‘‘ (T) unter Abrundung der Millimeter auf volle 
Zentimeter; sie stellen den mittleren Typus, gewissermaßen 
die Norm, dar und waren bei den untersuchten Kindern mit 
40,5 % vertreten. Zwei weitere Gruppen umfassen alle Kinder, 
die vom arithmetischen Mittel bis zur vollen mittleren Abweich- 
ung nach unten oder oben entfernt sind. Sie werden als ‚‚unter- 
mittelgroB"" (— A) beziehungsweise ‚‚übermittelgroß‘‘ (+ A) be- 
zeichnet und umfaßten demnach in der Gruppe der 10 jährigen 
alle Knaben von 124—126 cm (M— ø bis unter M— 1% o) und 
von 134—136 cm (über M + 14 o bis M+ ø); sie waren in dem 
Münchener Material mit 16,4 beziehungsweise 16,3 % vertreten. 
Und schließlich werden zwei Endgruppen (— B und + B) gebil- 
det, die vom arithmetischen Mittel um mehr als die volle quadra- 
tische Abweichung nach unten oder oben abweichen. Sie werden 
als „klein“ beziehungsweise ‚‚groß‘“ bezeichnet und umfassen 
in dem gewählten Beispiel alle 10jährigen Knaben bis 123 cm 
(kleiner als M— a) und von 137 cm an (größer als M + ø); sie 
waren in dem Münchener Material mit 12,7 beziehungsweise 








nung nach der elementaren Formel o = V 


1) Vgl. Martins ‚Richtlinien‘ 1. c. S. 41; wegen genauerer 
Ableitungen vergleiche ferner die kurze Darstellung der Vari- 
ationsstatistik von P. Riebesell: Die mathematischen Grund- 
lagen der Variations- und Vererbungslehre. Leipzig 1916, S. 23; 
Bd. 24 der Mathemat. Bibliothek. 
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14,4 % vertreten!). Zu beachten ist, daß infolge der Abrundung 
auf volle Zentimeter alle Kinder z. B. als 123 cm groß bezeich- 
net werden, die 122,5 bis 123,4 cm messen. Entsprechende fünf 
Gruppen werden bei der Gewichtsfeststellung unterschieden und 
als „mittelschwer“‘ (T), ‚‚untermittelschwer‘ (— A), ,,übermittel- 
schwer‘ (+ A), „leicht“ (—B) und ,,schwer“ (+ B) gekenn- 
zeichnet. 

Mittels dieser Bezeichnungen ist es im allgemeinen 
gut möglich, Größe und Gewicht des zu untersuchen- 
den Kindes zu charakterisieren. Schon Martin emp- 
fiehlt, durch den ersten Buchstaben die Größen- 
gruppe,durchdenzweitendie Gewichtsgruppe 
zu bezeichnen. Ein Kind mit der Bezeichnung +A +A 
ist danach „übermittelgroß‘‘ und ‚übermittelschwer‘‘, 
ein anderes mit der Bezeichnung +A —A ‚übermittel- 
groß“ und ,,untermittelschwer‘", also im Gewicht er- 
heblich gegen seine Größe zurück, während bei dem 
ersten dem GrüBenüberschuB ein Gewichtsüberschuß 
parallel geht. 

Es ist keine Frage, daß dem beschäftigten Schularzt 
schon diese Kennzeichnung beim Musterungsgeschäft 
wertvolle Dienste leisten kann, jedenfalls eine bessere 
Vorstellung von dem Größen-Gewichtsverhältnis des 
einzelnen Kindes gibt als die absoluten Größen- und 
Gewichtszahlen, die bei der großen Zahl von Möglich- 
keiten kaum noch eine bestimmte Vorstellung bei dem 
Untersuchenden auslösen. Bei den Einschulungsunter- 
suchungen, den fortlaufenden Durchuntersuchungen 
ganzer Schulklassen (Reihenuntersuchungen), den 
schulärztlichen Untersuchungen zur Berufsberatung 
hat sich mir diese Methode bei einem Material von 
annähernd 10000 Schulkindern, die 12 Volksschulen, 
1 Hilfsschule, 3 höheren Schulen angehören, gut be- 
währt. Und man kann Martins?) Wünschen nur zu- 
stimmen, daß die von ihm ausgearbeiteten Richtlinien 
auch in der Praxis mehr zur Anwendung gelangen als 
es noch jetzt der Fall ist. 

Freilich wird sich der Untersuchende bewußt bleiben 
müssen, daß lediglich die positive oder negative Ab- 
weichung zur Beurteilung der Körperfülle nicht aus- 
reicht; hier ist vielmehr das Verhältnis von Größe 
und Gewicht maßgebend. Damit kommen wir zur 
Kritik der Methode, deren Mängel Martin selbst im 
Vergleich mit den amerikanischen Untersuchungen 
Baldwins erkannt hat?). Ein Beispiel wird das wieder 
klar machen. Ein 10jähriger Knabe mit der positiven 


1) Der untersuchende Arzt wird sich natürlich mit diesen 
Berechnungen nicht aufhalten können; er soll fertige Tabellen 
lediglich zum Vergleich in die Hand bekommen. Es sei hier nur 
zum besseren Verständnis die einfache Ableitung der Methode 
kurz dargestellt. 

2) Richtlinien für Körpermessungen S. 59. 

3) I.c. S. 5lff.; vgl. ferner Martins Ausführungen über 
Korrelation von Größe, Gewicht und Alter im Anthropol. Anz. 
Jahrg. I, S. 79/80. 1924. 
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Abweichung +A +A kann dennoch mager oder schlecht 
genährt sein, erst recht mit der Bezeichnung +B-+A; 
er weicht zwar in Größe und Gewicht vom Durch- 
schnitt (T) ab, aber in der Größe ebenso (+A) oder 
noch stärker (+B) als im Gewicht (+A). Ebenso 
braucht ein Kind mit Minusabweichungen konstitutio- 
nell durchaus nicht minderwertig oder gar schlecht 
genährt zu sein, es ist nur ein kleiner Typus (—B—B, 
—B—A, —A—A) und kann sogar in besserem Zu- 
stande sein als ein großes mit Plusabweichungen. 

Will man in der Praxis von diesen Bezeichnungen 
zur Beurteilung der Konstitution und zur Ergänzung 
der individuellen ärztlichen Untersuchung Gebrauch 
machen, so hat man einen Nutzen nur, wenn man die 
Gewichtsabweichung zur Größenabweichung in Be- 
ziehung bringt. Damit nähern wir uns aber bereits 
wieder der viel erörterten Indexmethode. Nur ein 
solches Kind kann in seiner Körperfülle als günstig be- 
zeichnet werden, dessen Gewicht hinter seiner Größe 
zum mindesten nicht zurückbleibt, möglichst aber 
darüber hinausgeht. Am besten sind daher Kinder mit 
der Größen-Gewichtsbezeichnung +T +A, +T +B, 
+A +B, aber auch kleine Typen —B—A, —B +T, 
— À +T, —A +A usw. ; bei ihnen allen ist das durch 
den zweiten Buchstaben gekennzeichnete Ge- 
wicht der Länge voraus, während etwa der aufge- 
schossene, asthenische Typus durch ein Minus an Ge- 
wicht trotz positiver Abweichungen gekennzeichnet 
ist (+B+A, +B +T usw.). 

Freilich wissen wir aus vergleichenden Unter- 
suchungen an Kindern von Volksschulen und höheren 
Schulen, daB auch das Längenwachstum nicht nur von 
Erbfaktoren, sondern auch von konditionellen Ein- 
flüssen der Umwelt (Ernährung, Sport usw.) abhängig 
ist, doch längst nicht in dem Maße wie die am Gewicht 
gemessene Körperfülle. Damit nähern wir uns dem 
Kern des Problems und berühren damit auch die 
Mängel der Methode. Es gibt kein Durchschnittsge- 
wicht für einen 10 oder 101: jährigen Knaben, es gibt 
im Wachstumsalter nur ein solches für einen Knaben 
von 10 Jahren bei einer bestimmten Größe. Darauf 
beruhen die von Baldwin!) für nordamerikanische 
Kinder aufgestellten Korrelationstabellen für Körper- 
größe, -gewicht und Alter, die Martin in seiner letzten 
Untersuchung zum Vergleich mit Münchener Schul- 
kindern benutzt hat und mit Baldwin als „den 
besten Maßstab (‘the best single index’) für normales 
Wachstum, für gute Gesundheit und guten Ernäh- 


1) The use and abuse of weight-height-age tables as Indexes 
of health and nutrition. Journ. Americ. Med. Assoc. Vol. 82, 
S. 1—4; ferner Körpergewichts-, Körpergrößen- und Alters- 
tabellen nordamerikanischer Kinder. Anthropol. Anz. II, S. 164. 
1925. 
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rungszustand des Kindes“ bezeichnet); darauf be- 
ruhen auch die von ähnlichen Gesichtspunkten aus- 
gehenden Untersuchungen Oettingers?) über den 
Relativindex. Sie lassen auf Grund dieser einfachen 
Korrelation in jedem Einzelfalle die beobachteten Ge- 
wichte (Istgewicht) mit den aus der Tabelle gewonne- 
nen Normalzahlen (Sollgewicht) vergleichen und mit 
einem einfachen Bruch erkennen (beobachtetes Ge- 
wicht dividiert durch das Normalgewicht der ent- 
sprechenden Alters- und Längenklasse), ob eine Unter- 
oder Überwertigkeit im Gewichtsverhältnis besteht. 
Diese Abweichung, nach unten oder oben, läBt sich 
sofort in Prozenten des Sollgewichtes ersehen®). Dieses 
ist stets als Norm = 1 (100 %). Alles was über 1 ist, 
ist besser, was darunter ist, schlechter als die Norm. 
Diese Darstellung ist einfach, einprägsam und logisch 
aufgebaut; sie ist auch dem Praktiker leicht zugäng- 
lich, der vor allen Formulierungen zurückschreckt und 
leider auch von den heute vorhandenen Tabellen nach 
meiner Erfahrung kaum Gebrauch macht®). 

Die Größen-Gewichtstabelle nach dem Alter ersetzt 
niemals die ärztliche Untersuchung, ist aber eine wert- 
volle Stütze derselben. Freilich ist als Grundlage da- 
für ein großes und zuverlässiges Urmaterial erforder- 
lich, da die Kinder nicht nur nach Altersklassen, son- 
dern die gleichaltrigen außerdem nach Größenklassen 
getrennt werden müssen. Soweit ich in der Literatur 
sehe, hat seit Quetelet®), dessen Zentimetergewicht 
von ihm selbst nicht als Maß der Konstitution be- 
ansprucht wurde, bis zum vieldiskutierten Index pon- 


1) Vgl. die weitere Literatur bei Martin in „Die Körper- 
entwicklung Münchener Volksschulkinder in den Jahren 1921, 
1922 und 1923.“ Anthropol. Anz. I, S. 76. 1924. 

3) Anthropometrische Untersuchungen an Breslauer und 
Charlottenburger Schülern. Zschr. f. Hyg. 98, 338ff. 1922. 

3) Vgl. auch Martins Richtlinien 1.c. S. 54; ferner Oet- 
tinger l.c. S. 361. 

4) Die mathematische Beziehung zwischen zwei Gruppen- 
merkmalen wird durch den sogenannten Korrelationskoeffizien- 
ten (r) bestimmt, dessen Anwendung größere Rechenoperationen 
erfordert ; vergleiche hierüber: bei Martin, Lehrbuch der An- 
thropologie, Jena 1914; ferner bei Prinzing, Methoden der 
medizinischen Statistik, Berlin 1924. Eine Kritik der Korre- 
lationsmethoden mit Angabe einer neuen Technik der Berech- 
nung, die neuerdings auch in der Pädagogik und angewand- 
ten Psychologie viel verwertet wird, gibt Huth in seiner 
Korrelationstafel, Manns Pädagogisches Magazin, Heft 1005, 
Langensalza 1925. Für die Herrichtung der Größen-Gewichts- 
tabellen nach dem Alter haben diese Verfahren, die mehr den 
theoretischen Statistiker befriedigen und namentlich in der 
englischen Vererbungsforschung eine Rolle gespielt haben, keine 
Bedeutung. 

5) Vgl. Ad. Quetelet, Soziale Physik oder Abhandlung über 
die Entwicklung der Fähigkeiten der Menschen. 2, Verhältnis 
zwischen Gewicht und Größe, S. 89ff. Jena 1921 (Sammlung 
sozialwissenschaftlicher Meister). 
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deralis Rohrers!) am nachdrücklichsten Oettinger 
mit seinem Relativindex den Versuch gemacht, die klare 
Korrelation von Größe, Gewicht und Alter mittels eines 
einfachen Bruches zu erfassen, an Hand ähnlicher Kor- 
relationstabellen, wie sie die Amerikaner zu einem 
großen Material aufgestellt haben (Baldwin, Wood). 
Es ist schade, daß dieser einzig für die Praxis des 
musternden Arztes ausreichende Versuch zur Gewin- 
nung von Normalzahlen für das Schulkindalter in 
Deutschland nicht an einem ausreichend großen und 
durchgearbeiteten Material vorliegt, etwa an dem- 
jenigen Groß-Berlins. 
Ein solches Verhältnis zwischen Istgewicht und Sollgewicht 
ist die praktisch einfachste Methode des Vergleichs. Leider 
liegen den Untersuchungen Oettingers an Breslauer und 
Charlottenburger Schulkindern, wie er selbst angibt, ebenso 
den Martins an Münchener Volksschulkindern im Vergleich 
mit den amerikanischen (vergleiche Baldwins Korrelations- 
tabelle für Körpergröße, Körpergewicht und Alter l.c.) zu geringe 
absolute Zahlen zugrunde, um schon für das deutsche Schulkind 
als Normalgewichte bestimmterAltersklassennachder 
Größe zu dienen. Denn die Hauptsache für die praktische Ver- 
wendbarkeit ist ‚eine Tabelle mit hinreichend gesicherten Nor- 
malgewichtszahlen‘‘ (Oettinger?)). In diesem Zusammenhang 
verdient das große Material genannt zu werden, das Pirquet?) 
in Wien untersucht hat (74171 Knaben und 74098 Mädchen) und 
zu einer ähnlichen Tabelle des Körpergewichts nach Körperlänge 
und Lebensalter verarbeitet hat, d. h. zu einer Korrelations- 
tafel. Er konnte hierbei die Ergebnisse früherer amerikanischer 
Autoren, insbesondere von Thomas Wood, bestätigen, daß 
ältere Kinder bei derselben Körperlänge ein größeres Gewicht 
haben als jüngere, sowohl nach Standhöhe wie nach Sitzhöhe, 
ein Ergebnis, zu dem auch Oettinger gekommen war. Das 
Körpergewicht ist eben nicht nur (wenn auch vorwiegend) eine 
Funktion der Körperlänge, sondern auch des Lebensalters be- 
ziehungsweise der damit verknüpften Vorgänge des Breiten- und 
Tiefenwachstums. Die Gewichtsdifferenzen der verschiedenen 
Jahrgänge bei gleicher Länge sind freilich nicht sehr große, bei 
Pirquet nicht so groß wie bei den Beispielen Oettingers, aber 
doch meist deutlich. Daher haben auch die in jüngster Zeit viel 
zitierten Untersuchungen der nordischen Autoren Schiötz und 
"Berghoff‘®), die lediglich auf Grund der Körperlänge unter Ver- 
nachlässigung des Lebensalters das diesem ‚„‚Höhenalter‘“ ent- 
sprechende ,,harmonische Gewicht‘ berücksichtigen und für 
praktische Zwecke statistisch ebenfalls nach dem Prinzip der 
Standardabweichung berechnete Tabellen aufgestellt haben, 
doch nicht die gleiche, wissenschaftlich und praktisch begrün- 
dete Allgemeingültigkeit wie die amerikanischen Tabellen, in 
denen Körperlänge und Gewicht gleichmäßig in bezug auf das 
Lebensalter berücksichtigt sind. Freilich ist der hier begangene 
Fehler nur gering, da das ,,chronologische Alter‘ für den vor- 
liegenden Zweck der Schulkinder-Auswahl längst nicht die 


1) Der Index der Körperfülle als Maß des Ernährungszu- 
standes. M. m. W., Nr. 19. 1921. 

3) 1.c. S. 364. | 

3) Anthropometrische Untersuchungen an Schulkindern in 
Österreich. Zschr. f. Kindhik. 36, 63. 1923, 

% Om legemsbygnungen i skolealderen og „harmonisk vegt“. 
Nord. Hyg. Tidskr. 1923 (vergleiche das ausführliche Referat 
von Burgerstein in der Zeitschr. f. Schulgesundheitspflege 
1924 Nr. 3, S. 68). 
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gleiche Bedeutung hat wie das ,,Hôhenalter“. Diese Tabellen, 
die Burgerstein!) neuerdings bei anderer Gelegenheit ver- 
öffentlicht hat, zeigen daher überhaupt keine Altersklassen, 
sondern nur nach der Körperlänge Gewichtseinteilungen auf 
Grund der Standardabweichungen. Die sorgsam berechneten 
Ergebnisse aus Christiania — darin stimme ich Burgerstein 
vollkommen bei — lassen sich praktisch gut verwenden und 
übertreffen auch die Martinschen Richtlinien, in denen um- 
gekehrt nach dem Lebensalter Größen- und Gewichtsklassen 
getrennt auf Grund der Standardabweichung gebildet sind. 


Zu welchen Fehlermöglichkeiten es bei letzterer Me- 
thode kommt, wenn das verarbeitete Urmaterial nicht 
großgenug oder nicht kritisch genuggesichtet ist, mögen 
die nachfolgenden Bemerkungen auf Grund der Er- 
fahrungen ausderschulärztlichen Praxisin Berlin zeigen. 

Den in den Veröffentlichungen des Reichsgesund- 
heitsamtes zusammen mit den Münchener Zahlen ver- 
öffentlichten Ergebnissen aus Alt-Berlin?) liegen mit 
geringfügigen Abänderungen die Martinschen Richt- 
linien zugrunde. Die von Martin mit T (mittlerer 
Typus) bezeichnete Gruppe, die alle Fälle zwischen 
dem arithmetischen Mittel und einer Abweichung um 
1, o nach unten oder oben (M— 1 o bis M + 1⁄ o) um- 
faBt, ist hier in zwei Untergruppen + T und —T auf- 
geteilt, je nachdem ob der beobachtete Wert über oder 
unter dem arithmetischen Mittel liegt. Diese Unter- 
teilung hat praktisch-formale Bedeutung insofern, als 
nun sämtliche Untergruppen um 1, o voneinander ab- 
stehen. Außerdem sind aber statt Halbjahresklassen 
Vierteljahresklassen für die Altersberechnung zugrunde 
gelegt; entsprechend der Unterteilung in 9, 914, 91%, 
934, 10jährige umfaßt also die Altersklasse etwa der 
lOjährigen Knaben alle von 97/, bis 10'/, Jahr alten 
Kinder?). Daß diese Abgrenzung im praktischen Ge- 
brauchnichtzweckmäßig ist,bedarfkeiner Begründung ; 
durch die Vermehrung der Altersklassen sind aber auch 
andere Störungen entstanden, die den Gebrauch dieser 
Tabellen erheblich gegenüber den von Martin aufge- 
stellten beeinträchtigen und den Praktiker — für diesen 
sind sie doch bestimmt — noch mehr in seiner einge- 
wurzelten Abneigung gegen alle Rechenkunst be- 
stärken. Und in diesem Fall muß man seinem gesunden 
Menschenverstand Recht geben, wenn er freilich auch 
selbst, wie wir noch sehen werden, nicht schuldlos an 
den Fehlern ist. 

Die Differenzen von Länge und Gewicht sind natur- 
gemäß bei den geringfügigen Altersunterschieden von 
jeweils einem Vierteljahr sehr gering geworden, oft 


1) Neuere amerikanische Wege der hygienischen Volks- 
erziehung. Zschr. f. Schulgesundhtspfl. u. soz. Hyg. 38, 554/55. 
1925. 

2) Sonderbeilage zu den ,,Verôffentlichungen des Reichs- 
gesundheitsamtes‘‘ 1924, Nr. 11. 

3) Vgl. die allgemeinen Erläuterungen in der Sonderbei- 
lage. 


l.c. 
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ganz verschwunden ; mehrmals ist auch das Kuriosum 
entstanden, daß die nächstältere Altersklasse leichter, 
ja sogar kleiner als die vorangegangene geworden ist! 
So ist, um nur ein Beispiel zu wählen, das arithmeti- 
sche Mittel der Größe bei den 131,jährigen Knaben 
der Berliner Tabelle 146,1 cm, bei den 13%, jährigen 
ebenfalls 146,1 und den 14jährigen 145,3 (!) cm!). Bei 
den nach der mittleren quadratischen Abweichung ge- 
bildeten Untergruppen ist diese Störung vielfach noch 
größer. Ist schon eine solche paradoxe Entwicklung 
des Größen- und Gewichtswachstums im Kindesalter 
theoretisch unmöglich — denn gerade wie bei der Auf- 
stellung und logischen Begründung der Sterbetafel 
muß auch hier nach den Grundsätzen der Kollektiv- 
maBlehre aus einem Nebeneinander der zur gleichen 
Zeit gemessenen, verschieden alten Jahrgänge auf ein 
Nacheinander geschlossen werden können, d. h. aus 
den Unterschieden der gleichzeitig gemessenen und 
gewogenen Kinder verschiedener Altersklassen auf 
den durchschnittlichen Zuwachs des Kindes, wenn das 
beobachtete Material groß genug ist — so ergeben sich 
auch für den praktischen Gebrauch dieser Tabelle die 
größten Schwierigkeiten. Ein Beispiel aus der Praxis 
soll das wiederum zeigen: Bei der schulärztlichen Be- 
rufsberatung sind im allgemeinen die abgehenden 
Volksschulkinder von durchschnittlich 133, —14Y, 
Jahren gesundheitlich zu beurteilen. Der Schularzt 
soll sich über besondere Gebrechen, die die berufliche 
Leistungsfähigkeit des abgehenden Schulkindes beein- 
trächtigen, an Hand einer bestimmten Berufskarte, 
die dem zuständigen Landesberufsamt überwiesen 
wird, äußern, ebenso über seine körperliche Entwick- 
lung im allgemeinen (Durchschnitt, Überdurchschnitt, 
Unterdurchschnitt). Gerade hierfür sollen ja der- 
artige Tabellen objektive Unterlagen liefern. Kommt 
nun ein 133, jähriger Junge mit einer Größe von nur 
138 cm zur Untersuchung, so erhält er die Bezeich- 
nung —B, d. h. sehr im Längenwachstum zurück; ein 
14jähriger hingegen mit der gleichen Größe von 
nur 138 cm erhält die Bezeichnung —A, d. h. unter- 
mittelgroß, während er in Wirklichkeit noch viel mehr 
zurück ist als sein jüngerer Schulkamerad. 

Bei den Mädchen verläuft nach den Berliner Tabellen 
die Entwicklung im Pubertätsalter noch viel para- 
doxer ; so sind schon die arithmetischen Mittel für die 
Längenmaße der 13, 131, 1314, 1334, 14jährigen 
143,3, 144,9, 144,7 (!), 148,3, 147,8 (!) cm. Aber auch 
bei den 8—9jährigen, den 11—111,)jährigen Knaben 
und Mädchen kommen derartige Unwahrscheinlich- 
keiten des Entwicklungsablaufs vor. 

Die weitere Aufspaltung und Verfeinerung der 
Martinschen Methode hat also in der Berliner Tabelle 


1) Sonderbeilage. 1.c. S. 12. 
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zum Gegenteil einer Verbesserung geführt. Freilich 
besteht darüber kein Zweifel, daß hieran nicht die 
mathematisch-statistische Verarbeitung allein schuld 
ist, die formal korrekt ist, als die Unzulänglichkeit 


des Urmaterials. Martin hat bei seinem Münche- 


ner Material auf besonders genaue Erhebungen ent- 
scheidenden Wert gelegt. Hier stoßen wir auf den 
gleichen Fehler wie bei der preußischen Todesursachen- 
statistik, deren rechnerische Schlußfolgerungen (z. B. 
für die Tuberkulosesterblichkeit in Stadt und Land) 
vielfach — mangels obligatorischer Leichenschau auf 
dem Lande — mit größter Vorsicht betrachtet werden 
müssen. In unserem Fall der Messungen und Wägun- 
gen an Berliner Volksschulkindern im Frühjahr 1923 
ergeben sich zwei Möglichkeiten: Entweder der Zufall 
spielt eine Rolle; dann wären wirklich in dem ver- 
arbeiteten Material unter den I4jährigen Knaben be- 
sonders viele kleine Typen gewesen und hätten ihre 
durchschnittliche Länge geringer gemacht als diejenige 
ihrer jüngeren Kameraden von 13%, Jahren. In 
diesem Falle waren nach dem ‚Gesetz der großen 
Zahl“ auf Grund der Wahrscheinlichkeitsrechnung die 
absoluten Zahlen zu klein ; denn derartige Zufallsfehler 
gleichen sich aus, je größer die Zahl der untersuchten 
Fälle ist, sie konvergieren gegen 0, wenn die Zahl der 
Fälle über alle Maßen groß wird!). Die absoluten 
Zahlen waren 229 (13%,jährige Knaben) und 258 
(14jährige Knaben); die Fehler wären aber schon 
weniger in die Erscheinung getreten, wenn halbjährige 
Altersklassen statt vierteljähriger aufgestellt wären. 
Dennoch sind derartige Zufallsfehler nicht sehr wahr- 
scheinlich; denn in München waren die absoluten 
Zahlen noch viel kleiner, auch in anderen Städten, aus 
denen ähnliche Messungen vorliegen, ohne daß der- 
artige paradoxe Verlaufsarten des Längen- und Ge- 
wichtswachstums beobachtet wurden. 

Es ist im allgemeinen erstaunlich, wie gleichartig 
das Wachstum des Menschen sich bei allen derartigen 
Untersuchungen aus den verschiedensten Städten und 
Ländern darstellt, wenn nur einige Hunderte von 
Fällen in jeder Altersklasse der Beobachtung zugrunde 
liegen. Auch spricht gegen Zufallsfehler des in Berlin 
verwendeten Materials, daß sich die Fehler an recht 
vielen Altersintervallen finden. Es bleibt demnach die 
größere Wahrscheinlichkeit, daß das Urmaterial der 
Berliner Zahlen von vornherein fehlerhaft war 
und die daraus errechneten fabellen mit ihrem para- 
doxen Auf und Ab keinen geeigneten Maßstab für 
Normalzahlen liefern, auch nicht für Berlin selbst. 


1) Vergleiche z. B. E. Czuber, Die philosophischen Grund- 
lagen der Wahrscheinlichkeitsrechnung. Leipzig 1923; darin 
besonders IV. Die Theoreme von Bernoulli und von Poisson 
und das Gesetz der großen Zahlen. S. 127ff. 
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Hier kann nur eine Wiederholung mit sehr genauer 
Überwachung der das Urmaterial liefernden Stellen 
(Schulärzte, Lehrer, Schwestern) und genauer Kon- 
trolle des MeBgerätes, das vielfach unzulänglich ist, 
von Nutzen sein, wenn solche Tabellen normativen 
Charakter haben sollen. 

In diesem Zusammenhang darf auf die auch in 
anderer Hinsicht aufschluBreichen Untersuchungen 
von Rößle und Böning!) verwiesen werden, die das 
Wachstum Jenaer Schulkinder aus den Jahren 1878—- 
1880 nach Messungen des früheren Direktors des 
Pathologischen Instituts Wilhelm Müller mit solchen 
aus dem Jahre 1921 verglichen. In ihren wie den 
Martinschen mit genauer anthropologischer Technik 
durchgeführten Untersuchungen zeigte sich, wie es 
selbstverständlich ist, eine stetige Längen- und Ge- 
wichtszunahme von % zu 1, Jahr. Das wichtigste 
Ergebnis dieser genauen Messungen war aber, daß sich 
innerhalb 40 Jahren während des ganzen verglichenen 
Lebensabschnittes vom 6. bis zum 14. Jahre eine durch- 
schnittliche Zunahme der Körperlänge von 4—6 cm 
zeigte, im Verhältnis dazu eine geringere Zunahme des 
Gewichtes und des Brustumfanges. 


Die erstere führen Rößle und Böning auf die Besserung 
der allgemeinen Lebensverhältnisse für die Gesamtbevölkerung 
in Jena von 1921 gegenüber denjenigen von 1880, in wel- 
chem Zeitraum aus dem ,,mittelalterlichen, dumpfem Städt- 
chen mit rund 10000 Einwohnern ‘ eine weitläufig gebaute, ge- 
sunde Stadt von fast 50000 Einwohnern geworden ist, also im 
wesentlichen auf die Hebung der sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse infolge der großstädtisch-industriellen Entwick- 
lung Jenas zurück; die Kriegswirkungen betrachten sie 1921 
nach ihren Vergleichen als nahezu ausgeglichen. Die Wachs- 
tumsdissoziation von Länge und Gewicht führen sie hingegen 
auf hemmende Einflüsse des Schullebens zurück und nähern 
sich damit den zuerst mit Nachdruck von Pfaundler?®) ver- 
tretenen Anschauungen. Sie kommen dabei zu folgenden, zur 
Beurteilung für die Schuleinflüsse prinzipiell wichtigen Schluß- 
folgerungen?): ,,Die soziale Gehobenheit, gleichgültig ob sie 
eine ganze Population (wie die von 1921) oder nur einzelne 
Schülerkategorien (z. B. die besser gestellten höheren Schüler) 
betrifft, bewirkt von der ersten Kinderpflege des Säuglings- 
alters ab eine verbesserte, proportional geförderte körperliche 
Entwicklung, so daß diese Kinder schon mit einem allgemeinen 
Wachstumsplus gegenüber den schlechter gestellten in die 
Schule eintreten. Die Schule aber verdirbt bis zu einem ge- 
wissen Grad die so angelegte proinotrophische Entwicklung, 
wobei sie weniger oder gar nicht die Längenzunahmen, stärker 
das Massenwachstum, also im wesentlichen Muskel- und Organ- 
wachstum (mit Ausnahme des Gehirns) hemmt; durch den be- 
sonderen Einfluß der Untätigkeit der Muskulatur entbehrt das 
Breitenwachstum (gemessen am Brustumfang) seiner physio- 
logischen Auslösung. Es überwiegt dann im Habitus die Länge, 
die vielleicht auch durch gehörige Muskeltätigkeit und geringere 
Hirntätigkeit zurückgehalten würde. Wir sehen also in der auf- 


1) Das Wachstum der Schulkinder. 
2) Körpermaßstudien an Kindern. 
3) 1. c. S. 51. 


Jena 1924. 
Berlin 1916. 
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geschossenen Körpergestalt der bis zur Asthenie verdorbenen 
Schulkinder eine auf Abwege gebrachte, herrlich begonnene 
Körperentwicklung, bei der im Vergleich zu der nicht patho- 
logischen Länge andere Wachstumsrichtungen pathologische 
Einbußen aufweisen.“ Oettinger konnte diese ‚‚Wachstums- 
präzipation‘‘ der höheren Schüler, wie sie Pfaundler nannte, 
bei seinen Vergleichsmessungen nicht als pathologisch bezeich- 
nen. Man wird aber aus schulärztlichen Erfahrungen darin doch 
einen berechtigten Kern erblicken, wenn man auch nicht, wie 
Pfaundler, die Übermaßigkeit der Wohlhabenden als das 
Artwidrige, die Untermaßigkeit der Minderbemittelten als das 
Artgemäße anzusehen braucht; vergleiche hierzu auch die 
Kritik Schlesingers in seiner zusammenfassenden Darstel- 
lung!), der sich im übrigen aber den Ergebnissen Pfaundlers 
und Rößles anschließt. Damit ist freilich Oettingers prin- 
zipielle Feststellung nicht widerlegt, daß die höheren Schüler 
durchschnittlich eine günstigere körperliche Entwicklung zeigen 
als die gleichaltrigen Volksschulkinder. 


Nun ist glücklicherweise in der Neubearbeitung der 
„Praktischen Winke für den musternden Arzt‘ ein 
viel größeres Material aus allen Teilen Deutschlands 
zur Berechnung gelangt. Die hier niedergelegten 
Tabellen, die aus dem Gesamtdurchschnitt der be- 
rücksichtigten deutschen Städte berechnet wurden, 
bieten einen besseren Maßstab zur Beurteilung von 
Größe und Gewicht des deutschen Schulkindes und 
zwar in halbjährlichen Altersintervallen von 6—61 
bis 1614—17 Jahren. Sie umfassen damit auch einen 
viel größeren Altersraum und ermöglichen auch die 
Eingliederung des größten. Teiles der Jugendlichen 
aus höheren und Fortbildungsschulen. Sie enthalten 
in ihrem Gesamtdurchschnitt die verarbeiteten Zahlen 
der Stadtkinder aus Groß-Berlin, dem deutschen 
Küstengebiet (Königsberg i. Pr., Stettin, Neumün- 
ster, Itzehoe), Leipzig, West-Deutschland (Dortmund, 
Bonn), Bayern (München, Augsburg, Würzburg), Süd- 
west-Deutschland (Stuttgart, Karlsruhe, Freiburg), 
ferner auch Zahlen aus Fortbildungs-, mittleren und 
höheren Schulen und bieten mit ihren ‚Zonen unter- 
normalen, normalen und übernormalen Maßes‘‘ über- 
sichtliche tabellarische und graphische Werte, für 
deren Zusammenstellung man dankbar sein muß. Die. 
angeführten Mängel der Berliner Zahlen sind zwar 
nicht eliminiert; sie sind aber überdeckt durch die 
Größe des Gesamtmaterials. Das zeigt sich schon 
darin, daß die errechneten Mittelwerte für die halb- 
jährlichen Altersklassen eine fortlaufend ansteigende 
Reihe darstellen, dementsprechend auch die mittels 
der Standardabweichung vorgenommenen Gruppen- 
bildungen „klein“, untermittelgroß‘,,, „mittelgroß“ 
usw.; „leicht“, „untermittelschwer‘‘, „mittelschwer“ 
usw.; diese Berechnung erfolgte wieder nach den schon 
erwähnten Martinschen Richtlinien. Damit ent- 
sprechen diese Tabellen besser den auf den Grundlagen 
der Wahrscheinlichkeitsberechnung begründeten Ge- 


1) Das Wachstum des Kindes. Berlin 1926. 
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setzen der Logik. Sie können dem Schularzt bei seinem 
Musterungsgeschäft wertvolleDienste unter Berücksich- 
tigung der eingangs erwähnten Einschränkungen leisten. 

Eine erheblich umfassendere Benutzbarkeit freilich 
würden derartige Zahlenwerte für Größe und Gewicht 
des Schulkindes dann besitzen, wenn nicht getrennte 
Durchschnittswerte von Größe und Gewicht 
für die einzelnen Alter der Berechnung zugrunde gelegt 
und durch Buchstabensymbole miteinander in Be- 
ziehung gesetzt würden, sondern Durchschnittswerte 
des Gewichtes bei bestimmtem Alter und be- 
stimmter Länge als Vergleichsmaßstab dienten, 
wozu wertvolle Ansätze für das deutsche Schulkind in 
den Berechnungen von Oettinger an einem'allerdings 
kleinen Material (Breslau und Charlottenburg) gemacht 
sind, umfangreiche Erhebungen in den nordamerikani- 
schen Korrelationstabellen (Baldwin, Wood) vorlie- 
gen. Auch das sogenannte ‚harmonische Gewicht‘ des 
„Höhenalters‘‘, das, lediglich auf die Körperlänge be- 
zogen, den norwegischen Tabellen (Schiötz und 
Berghoff) zum Maßstab dient, liegt in dieser Linie. 
Denn es bedarf keiner besonderen Begründung, daß 
das Durchschnittsgewicht eines 10jährigen Kindes von 
120 cm ein ganz anderes sein muß als das eines 10jäh- 
rigen von 140 cm. Dazu sind freilich sehr ausgiebige 
Zahlengrundlagen erforderlich. Erst dann aber wird 
sich auch aus den Größen- und Gewichtsbeziehungen 
allein, gleich ob mittels einer Indexmethode oder einer 
nach der mittleren Abweichung vorgenommenen Glie- 
derung ersehen lassen, ob ein über oder unter Durch- 
schnitt großes und schon deshalb auch über oder unter 
Durchschnittschweres Kind auch in seiner ‚Körperfülle“ 
über oder unterdem Durchschnitt beziehungsweise über 
dem von seiner Größe zu erwartenden Gewicht steht. 

Zur Herrichtung solcher Tabellen muß der Bearbei- 
ter aber selbst praktische Erfahrung in der Beurteilung 
von Schulkindern haben, er darf nicht nur die abstrak- 
ten Zahlen durch mehr oder weniger schwierige Rechen- 
kunststücke ‚verfeinern‘. Er muß lebendige Vor- 
stellungen damit stets verknüpfen (vergleiche bei 
Martin, Rößle und Böning, Oettinger u. v.a.); 
das gerade ist das Wesen der Biometrie, wenn sie prak- 
tischen Aufgaben, wie der Beurteilung von Ernährung 
und Konstitution des Schulkindes, dienen soll. Sonst 
wird es immer wieder zu Irrwegen, wie den vorher 
geschilderten, kommen!). 

Solange derartige biometrisch-statistisch gewon- 
nene, aber durch richtige Aufspaltung wieder mehr 
individualisierende Werte nicht vorhanden sind, wird 


1) Vgl. hierzu Weinbergs Ausführungen über die ,,Aus- 
schreitungen der englischen Biometrik“ in Grotjahn-Kaups 
Handwörterbuch der sozialen Hygiene, Artikel ,,Medizinal- 
statistik“. 2, 41f. Leipzig 1912. 
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das wichtigste Glied in der Kette der Beurteilungs- 
momente nach wie vor dieaufeigener Erfahrung 
beruhende ärztliche Untersuchung bleiben. 
Wenn ich auch nicht glaube, daB bei der Beur- 
teilung des Einzelfalles statistisch-anthropometr'sche 
Hilfsmittel jemals das volle Vertrauen des ärztlichen 
Praktikers, der seinem Beruf nach Individualist sein 
muß, erlangen werden, so sind sie zweifellos bei allen 
Massenuntersuchungen, wie sie schulärztliche Reihen- 
und ähnliche Musterungsuntersuchungen stets sein 
werden, von größter praktischer Bedeutung und recht- 
fertigen dann auch die große Arbeit, die mit solchen 
Berechnungen stets verknüpft sind (vgl. auch Bür- 
gers). Sie liefern darüber hinaus das wertvollste 
Material einer nur durch Massenbeobachtung zu be- 
gründenden Gesundheitsstatistik, die, nach einheit- 
lichen Gesichtspunkten angelegt (vgl. E. Roesle‘)), 
auch von praktischem Wert für die Schulgesundheits- 
pflege sein kann ; freilich muß dazu das Urmaterial allen 
Ansprüchen an Zuverlässigkeit genügen und die sta- 
tistisch-rechnerische Verarbeitung nicht nur formal 
richtig sein, sondern auch der inneren Logik der Wachs- 
tumsgesetze entsprechen. Erst dann werden diese 
Hilfsmittel, freilich stets nur in der Hand des Arztes, 
Sinn und Bedeutung als eine objektive Ergänzung des 
übrigen Untersuchungsbefundes erhalten. 


Zusammenfassung. 


1. Die nach den Martinschen Richtlinien für das 
deutsche Schulkind aufgestellten Größen- und Ge- 
wichtsgruppen nach dem Alter bieten dem Schularzt 
bei kritischer Anwendung im Zusammenhang mit der 
übrigen Untersuchung eine brauchbare Grundlage zur 
Beurteilung von Ernährung und Konstitution im 
Musterungsgeschäft. 

2. Die nach diesem Schema errechneten Berliner Zah- 
len von 1923 bedürfen als Richtzahlen einer Revision. 

3. Bei weitem den besten zahlenmäßigen Maßstab 
bilden Korrelationstabellen nach amerikanischem 
Muster für Körpergröße, Körpergewicht und Alter, in 
denen Einfluß der Größe und des Alters gemeinsam 
zum Ausdruck gelangen; sie übertreffen daher auch 
die auf dem „harmonischen Gewicht“ aufgebauten 
Tabellen der norwegischen Autoren, die lediglich die 
Körpergröße berücksichtigen. 

4. Die Untersucnungen Oettingers über den ,,Re- 
lativindex“‘ bilder. einen geeigneten Versuch, um mittels 
der Korrelation von Größe, Gewicht und Alter zu einem 
einfachen, praktisch brauchbaren Index zu gelangen. 


1) Messungen von Düsseldorfer Volksschulkindern. Arch. 
f. Hyg. 94, 270ff. 1924. 

2) Vorschläge für die Praxis der Aufbereitung der Gesund- 
heitsstatistik der Schulkinder. Zschr. f. Schulgesundhtspfl. u. 


soz. Hyg. 37, .366ff. 1924. 
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BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. 


Moll, Leopold (Wien), 1915—1925. Zehn Jahre Kinderfürsorge 
der Reichsanstalt für Mutter- und Säuglingsfürsorge in Wien 
und der ihr angeschlossenen Fürsorgeaktionen. Verlag der 
Reichsanstalt für Mutter- und Säuglingsfürsorge. Wien 
1926. 162 Seiten. 


Anläßlich des zehnjährigen Bestehens der Reichsanstalt für 
Mutter- und Säuglingsfürsorge in Wien gibt der Verfasser eine 
Übersicht über die Aufgaben und Leistungen der Anstalt. Als 
Lehranstalt hat sie 352 Säuglings- und Kleinkinderfürsorgerin- 
nen ausgebildet, die sich der Tätigkeit in der offenen Fürsorge 
mit großem Erfolg widmen. Sie sind meist von einem städti- 
schen oder Landesjugendamt angestellt und unterstehen dem 
Fürsorgearzt und der Berufsvormundschaft. Die Ausbildung, 
die ein Jahr dauert, umfaßt die Pflege gesunder und kranker 
Säuglinge und Kleinkinder, Betätigung in der offenen Fürsorge 
und damit verbunden in den angrenzenden Fürsorgegebieten: 
Tuberkulosefürsorge, Wohnungshygiene, Rechtsfürsorge. Der 
theoretische Lehrstoff wird in 500 Lehrstunden behandelt. 
In neuerer Zeit werden in der Anstalt auch die Hebammen- 
schülerinnen ausgebildet und zahlreiche Fortbildungskurse für 
Ärzte auf dem Gebiet der Kinderheilkunde und der Säuglings- 
und Kinderfürsorge abgehalten. In der Anstalt werden Säug- 
linge und Kleinkinder aus gesundheitlichen und sozialen 
Gründen aufgenommen. Es stehen 100 Säuglings-, 30 Mutter- 
und 25 Kleinkinderbetten zur Verfügung. Die Anstalt wirkt 
also als Säuglingsheim, als Mutterheim, als Säuglingskranken- 
anstalt, als Kleinkinderheim und als Kleinkinderkranken- 
anstalt. Die Zahl der Aufnahmen ist ständig gewachsen; die 
Mortalität, die sich in den Jahren 1918—22 auf gleicher Höhe 
hielt, ist seit 1923 stetig gefallen, von 12,9% — 14,14%, auf 
8,7% — 9,1%. Dieser Abfall wird auf die konsequente Durch- 
führung der milchlosen Einstellungsdiät bei Durchfallstörungen 
zurückgeführt. Besonders erwähnenswert ist der Rückgang 
der Sterblichkeit der Frühgeborenen um 40%, deren Ursache 
auf der Pflege und besonderer Ernährungsweise der Früh- 
geborenen beruht. ‚Übertragungen von Infektionen kamen nur 
ganz vereinzelt vor und hatten keinen Einfluß auf die Sterblich- 
keit. Verfasser gibt noch eine Übersicht über den Pflegedienst, 
die Einrichtungen der Anstalt und den Betriebsaufwand sowie 
über den Betrieb der Mutterberatungsstelle, die sich regen Zu- 
spruchs erfreut und ausgezeichnete Erfolge zu verzeichnen hat. 
Anhangsweise folgt ein Verzeichnis und kurze Inhaltsangabe 
sämtlicher aus der Anstalt erschienenen wissenschaftlichen 
Arbeiten. 


Der 2. Aufsatz berichtet über Zehn Jahre Säuglings- 
und Kleinkinderfürsorge der ,,Kriegspatenschaft‘, 
einer gleich zu Beginn des Weltkrieges ins Leben gerufenen 
Aktion zur Gründung von Mutterberatungsstellen und zur 
Unterstützung schwangerer Frauen und stillender Mütter. 
Am Ende des Krieges bestanden 16 Beratungsstellen mit 16 
Ärzten und einer großen Zahl freiwilliger Helferinnen. Nach 
dem Umsturz war es mit Hilfe der ausländischen Hilfsmissionen 
möglich, die Einrichtungen der Kriegspatenschaft aufrecht zu 
erhalten und vor allem die vielen Notleidenden mit Lebens- 
mitteln, Wäsche usw. zu unterstützen. Seit dem Jahre 1922 
bestehen 25 Beratungsstellen mit 26 Ärzten, 22 Fürsorgerinnen 
und 16 Hilfsfürsorgerinnen. Die Vermehrung der Fürsorge- 
stellen war nötig, da die Hilfsmissionen die Verteilung der 


Lebens- und sonstigen Hilfsmittel an den Besuch der Fürsorge- 
stellen geknüpft hatten. Nachdem die ausländischen Hilfs- 
missionen ihre Tätigkeit eingestellt hatten, wurde eine Arbeits- 
gemeinschaft mit den verschiedenen Krankenkassen hergestellt 
und somit die Weiterführung der Organisation ermöglicht. 
Die Erfolge der Mutterberatungsstellen sind ausgezeichnet und 
ihr Besuch ist sehr rege. Die Folgen der ungünstigen Er- 
nährungs- und Wohnungsverhältnisse für das Kleinkind sind 
noch nicht ausgeglichen, und es ist der weitere Ausbau der 
Kleinkinderfürsorge zu fordern. Die Krankenkassen geben den 
Müttern Stillgelder, durch 6 Wochen nach der Entbindung das 
eineinhalbfache Krankengeld und bis zum Ablauf von 26 
Wochen das halbe Krankengeld. Mit dem Aufhören des Still- 
geldes fällt die Stillhäufigkeit steil ab. Seit dem Jahre 1925 
wird die Aktion ganz von den Kassen erhalten und trägt jetzt 
den Namen ,,Vereinigte Krankenkassenfürsorge für Säuglinge 
und Kleinkinder“. Der Monatsbeitrag der Kassen für die 
Kinder der versicherten Mitglieder beträgt zwei Schilling pro 
Kopf. 

Der 3. Teil des Buches handelt von der Organisation, dem 
Betrieb und den Erfolgen der seit fünf Jahren bestehenden 
„Vereinigten Krankenkassenhilfe für tuberkulös ge- 
fährdete Kinder“. In der Zeit nach dem Kriege wurde eine 
Kostkinderaktion gegründet, um Kinder, denen in der Familie 
durch den Tod des Vaters oder durch sonstige Verwaisung nicht 
die nötige Erziehung und Ernährung zuteil wurden, in Ersatz- 
familien unterzubringen. Zur Unterbringung tuberkulose- 
gefährdeter und tuberkulöser Kinder in Erholungsheimen und 
Heilstätten wurde mit Hilfe des britischen Hilfswerks und des 
Verbandes der Krankenkassen Wiens und Niederösterreichs 
die ‚Vereinigte In- und Auslandshilfe für tuberkulös gefährdete 
Kinder“ gegründet, die 1923, nach Aufhören der britischen 
Hilfsaktion ganz in die Hände der ungefähr 20 Kassen über- 
ging und von diesen erhalten wird. Die einheitlich geleitete 
ärztliche und administrative Zentralstelle hat sich sehr bewährt 
und befindet sich in der Reichsanstalt für Mutter- und Säug- 
lingsfürsorge, wo auch die Untersuchungen der zu verschicken- 
den Kinder vorgenommen werden. Die Leistungen der Kranken- 
kassen sind freiwillige Mehrleistungen, die aus der Erkenntnis 
der Bedeutung der Prophylaxe der Kindertuberkulose und aus 
ökonomischen Gründen übernommen wurden, da prophylakti- 
sche Fürsorge im Kindesalter für gesunde Erwachsene bürgt, 
die dann die Kassen weniger in Anspruch nehmen. Verfasser 
berichtet dann eingehend über die ärztliche Tätigkeit in der 
Zentralstelle und den Gesundheitszustand der zur Untersuchung 
kommenden Kinder und die Erholungsresultate, die bei der 
Nachuntersuchung festgestellt wurden. Die Heime, in denen 
die Kinder untergebracht werden, befinden sich in den öster- 
reichischen Alpengegenden. Außerdem werden viele Kinder an 
die Nord- und Ostsee, ins deutsche Mittelgebirge und an die 
italienische Riviera und Adria geschickt. Die Aufenthaltsdauer 
beträgt 8 Wochen. Die Ergebnisse waren hervorragend; nicht 
nur eine Besserung des Allgemeinbefindens und des Ernährungs- 
zustandes und Besserung oder Heilung krankhafter Zustände 
war erfolgt, sondern, was als besonders wichtig zu betonen ist, 
auch die Anfälligkeit vieler Kinder war stark herabgesetzt. 
Im Jahre 1924 hatten sich 47% der Kinder sehr gut, 50°, gut 
und nur 3% nicht erholt. Zum Schluß seiner Ausführungen 
bringt der Verfasser einen Bericht über die italienischen Er- 
holungsheime und die Organisationstätigkeit der Zentralstelle. 
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Oberschwester Olga Hedbavny erläutert die Fürsorgetätig- 
keit in der Zentrale, die mit den Fürsorgestellen eng zu- 
sammenarbeitet. Oberschwester Angela schildert das Leben 
in einem Kindererholungsheim an der See. Die Indi- 
kationen und Kontraindikationen der Thalossotherapie 
bespricht Guiseppe Gelli unter Zugrundelegung der drei 
Gruppen der natürlichen Heilfaktoren: des klimatologischen, 
balneologischen und heliotherapeutischen. Daß auch neben der 
Körperpflege und Erziehung geistige Anregung und Fortbil- 
dung der Kinder nicht vergessen wird, und wie diese durch- 
geführt wird, beschreibt der Fachlehrer Paul Anke in dem 
Aufsatz: ‚Wie das Kinderwalderholungsheim Chemnitz in 
Auerswalde an der Erholung der Wiener Kinder arbeitet.‘ 
Frankenstein (Berlin). 


L. Vandenperre, Situation des enfants aux colonies. Les 
enfants indigènes au Congo Belge. (Die Lage der Kinder in 
den Kolonien. Die eingeborenen Kinder in Belgisch Congo.) 


Bull. internat. de la protect. de enfance. 38, 539. 1925. Die 


Kindersterblichkeit im belgischen Kongo schwankt zwischen 
50 und 80 %. Mangel an Sauberkeit, Fehlen aller hygieni- 
schen Vorkehrungen und völlige Unkenntnis in bezug auf 
Säuglingspflege sind hieran schuld. Sehr groß ist die Zahl 
der Aborte und Totgeburten, die auf fehlende Schwanger- 
schaftsfürsorge und abtreiberische Eingriffe zurückzuführen 
sind. Seit 1912 sind Beratungsstellen eingerichtet worden, 
deren günstige Erfolge schon sehr bemerkbar werden; ver- 
schiedentlich kann ein Rückgang der Sterblichkeit auf 6—7 % 
auf den Einfluß dieser zunächst privaten Anstalten festgestellt 
werden. 


Walter, S. J., Peiris, Situation des enfants aux colonies. 
La mortalité infantile dans l’île de Ceylon. (Die Lage der Kinder 
in den Kolonien. Die Kindersterblichkeit auf Ceylon.) Bull. 
internat. de la protect. de l’enfance, 38, 584. 1925. Die Ge- 
burtenhäufigkeit, aber auch die Kindersterblichkeit, ist auf 
Ceylon etwa doppelt so hoch wie in England. Fast die Hälfte 
aller eingeborenen Kinder stirbt in der ersten Lebenswoche 
(Krämpfe, angeborene Lebensschwäche). Syphilis, andere In- 
fektionskrankheiten und schlechte hygienische Verhältnisse 
verursachen besonders auf dem Lande eine hohe Kindersterb- 
lichkeit, während in den Städten hierfür die durch unzweck- 
mäßige Ernährung bedingten Magenstörungen vor allem ver- 
antwortlich zu machen sind. Am größten ist die Kindersterb- 
lichkeit bei der maurischen Bevölkerung, am niedrigsten bei 
der europäischen. Entsprechend der größeren Geburtenzahl 
der Kinder männlichen Geschlechts ist auch deren Sterbeziffer 
höher. 


G. Reynaud (Marseille), Assistance médicale indigène dans 
les colonies françaises et soins aux coloniaux de France. 
(Ärztliche Hilfe Eingeborener in den französischen Kolonien 
und Fürsorge für die französischen Kolonisten.) Sud. med. et 
chir. 57, 3455. 1925. Mangelhafte Hygiene, schlechte Ernäh- 
rung, Epidemien und Endemien fordern ungeheure Opfer unter 
den Eingeborenen der französischen Kolonien. Die Kinder- 
sterblichkeit beziffert sich auf 50—65 %, und wird verursacht 
durch Erkrankungen des Magendarmkanals, durch Tuberkulose, 
Syphilis, Malaria und elterlichen Alkoholismus. In den letzten 
10 Jahren sind zahlreiche neue Krankenhäuser, Lepra- und 
sonstige Spezialstationen geschaffen und die ärztliche Ver- 
sorgung verbessert worden, z. T. mit bereits erkennbarem Er- 
folg. In Marokko wurden ferner Krankenpflege- und Heb- 
ammenschulen für Eingeborene errichtet, ferner 14 bakterio- 
logische Untersuchungsanstalten. Diese sind vor allem für die 
vorbeugende Bekämpfung der Syphilis von Bedeutung. An 


‚lauteten: Vererbung, Familie und Schule. 


un 


dieser für die Europäer so gefährlichen Krankheit sterben 
stellenweise 30 % der Neugeborenen. Der Mangel an Ärzten 
ist so groß, daß stellenweise auf 200—600000 Einwohner erst 
ein Arzt kommt. Es müssen daher in großem MaBstabe Ein- 
geborene als Ärzte und Hilfspersonal ausgebildet werden. Die 
in den Kolonien sowie in Frankreich selbst vorhandenen 
Schulen und Institute können hierfür nutzbar gemacht werden, 
jedoch muß etwa herangebildetes eingeborenes Personal stets 
unter Aufsicht von Europäern arbeiten. Eine wirkliche Ver- 
besserung ist nur von einer sehr erheblichen Gehaltserhöhung 
der europäischen Ärzte und Hilfskräfte zu erwarten; diese ist 
bereits eingeleitet. Für das kranke, aus den Kolonien zurück- 
kehrende Personal muß in Frankreich durch Bereitstellung aus- 
reichender Krankenhäuser, Sanatorien und Erholungsstätten 
besser gesorgt werden. Erich Hesse (Berlin). 


Schulkinderfürsorge. 


Schaeffer (Breslau), Fortschritte auf dem Gebiete der Schul- 
gesundheitspflege. Zbl. f. ges. Hyg. 11, 785. 1926. Das sehr 
ausführliche, zusammenfassende Übersichtsreferat knüpft an 
die Darstellung über den Stand der Schulgesundheitspflege von 
Solbrig aus dem Jahre 1919 an. Es beginnt mit einer Schilde- 
rung des Umfanges und der Organisation des schulärztlichen 
Dienstes in Deutschland. Es folgen die Untersuchungen über 
den Gesundheitszustand der Schuljugend, die Maßnahmen zur 
körperlichen Ertüchtigung, zur Behandlung erkrankter Kinder 
und zur Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, schließlich 
die Hygiene des Schulbetriebes und der Unterricht in Gesund- 
heitspflege. Die zum Ausdruck kommenden, sehr erfreulichen 
Fortschritte erstrecken sich in erster Linie auf das Gebiet der 
praktischen Schulkinderfürsorge. 


Winkler (Speyer a. Rh.), Grundsätzliches zur gesundheit- 
lichen Bedeutung der Unterrichtszeit. Ztschr. f. Schulgeshtspfl. 
u. soz. Hyg. 39, 163. 1926. Winkler nimmt einen Antrag auf 
Erhöhung der Handarbeitsstunden um 1 Stunde zum Anlaß, 
die Frage eingehend zu prüfen, ob eine Vermehrung der Schul- 
stundenzahl voraussichtlich eine gesundheitliche Störung bei 
den Schulkindern auslösen würde. Er kommt zu dem Schluß, 
daß ganz besonders bei den jüngeren Schulkindern eine solche 
Vermehrung mit Sicherheit eine Verstärkung von Prämorbidi- 
tätszuständen hervorrufen würde. 


Hygienischer Lehrerfortbildungskurs. In der Woche vom 
22.—26. Februar 1926 fand in Mannheim auf Anregung des 
badischen Ministeriums des Kultus und Unterrichts ein Lehrer- 
fortbildungskurs als Auftakt zur Reichsgesundheitswoche statt. 
Veranstaltet war der Kurs vom Verein badischer Lehrerinnen, 
Bad. Philologenverein, Gau Mannheim, Badischen Lehrer- 
verein, Kath. Lehrerverein Baden, Gesellschaft der Ärzte in 
Mannheim, Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank- 
heiten, Zahn-Ärzteverein Mannheim. Besucht wurde er von 
etwa 800 Lehrern und Lehrerinnen der höheren Lehranstalten 
und Volksschulen von Mannheim und Umgebung. Die Themen, 
von denen je zwei an einem Nachmittag behandelt wurden, 
Schulfähigkeit, 
Schulunreife und Schulkindergärten. Die körperliche Entwick- 
lung während der Schuljahre. Sinnesdefekte in ihrer Bedeutung 
für die Schule. Tuberkulose und Schule. Hygiene in täglichen 
Lebensgewohnheiten. Psychische Unterschiede zwischen Kna- 
ben und Mädchen. Geistige und nervöse Störungen in der Schul- 
zeit, insbesondere Affektstörungen. Unterrichtshygiene. Schul- 
strafen. — Der zahlreiche Besuch zeigt den Wert solcher Ver- 
anstaltungen. | 
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Vereinigung badischer Schul- und Fürsorgeärzte. Nachdem 
schon vor Jahresfrist ein Zusammenschluß der Fürsorgeärzte 
der Pfalz erfolgt war, kam es jetzt auch in Baden zur Gründung 
einer Vereinigung badischer Schul- und Fürsorgeärzte. Satzungs- 
gemäß besteht das Ziel der Vereinigung im Erfahrungsaustausch 
unter den Mitgliedern, Aufklärung über alle Fragen der Ge- 
sundheitsfürsorge, Propaganda für ihren Ausbau und Ver- 
tretung der Standesinteressen der Mitglieder. Zum Vorsitzenden 
wurde Med. Rat Dr. Stephani, Mannheim, gewählt. 

Stephan (Mannheim). 


Krüppelfürsorge. 


Otto Perl (Berlin), Krüppeltum und Gesellschaft im Wandel 
der Zeit. Bücherei der christlichen Welt, Verlag Leopold 
Klotz, Gotha. VIII u. 58 S. 2.— # 


In der vorliegenden Schrift untersucht Verfasser die Stellung 
und Behandlung der Krüppel in der Gesellschaft. Die Ein- 
teilung folgt der geschichtlichen Entwicklung. In der Urgesell- 
schaft wurde der Krüppel aus der Gesellschaft ausgeschlossen, 
da durch den Zusammenschluß der Menschen zu sozialen Ver- 
bänden der Einzelwille ausgeschaltet werden mußte und nur 
solche Menschen lebensberechtigt waren, die durch physische 
Gesundheit der Erhaltung der Gesellschaft dienen konnten. 
Die Aussetzung und Tötung des Krüppels war hier aber kein 
Verbrechen, sondern wurde als soziales Opfer empfunden. In 
dem nächsten Kapitel wird dem psychologischen Zusammen- 
hange zwischen dem Kulturleben der ständigen Gesellschaft 
des Altertums und der Stellung der Krüppel nachgegangen. 
Im Mittelalter hielt die Caritas ihren Einzug in die Welt und 
nicht mehr die Gesellschaft, sondern Gott ist die Bestimmung 
des Menschen. Die christliche Bewegung nahm jedoch bald 
starre Formen an und der Krüppel war nur noch dazu da, die 
religiöse Selbstsucht seiner Wohltäter, die ihm Almosen zu- 
` fließen ließen und zur Bettelei verdammten, zu befriedigen. 
Die moderne Gesellschaft stellt das wirtschaftliche Leben in 
den Vordergrund und der Wert einer Persönlichkeit ergibt sich 
aus seiner Hand- oder Kopfarbeit. Trotzdem hat sich aber 
in der Entwicklung der modernen Gesellschaft der Wille zur 
Ethisierung des Sozialen erhalten, wie er sich auch in unserer 
Gesetzgebung für die hilfsbedürftigen Krüppel ausprägt. Vf. 
bemängelt jedoch an der modernen Gesetzgebung, daß sie nicht 
dem Persönlichkeitsrecht des Einzelnen Rechnung trägt. Er 
warnt vor einer Überspannung der Befürsorgung, die nur die 
in jedem Menschen schlummernden inneren Kräfte zur Lebens- 
bezwingung ertötet. Zuletzt unterzieht der Verfasser die krüp- 
pelgeschichtliche Entwicklung einer Kritik unter besonderer 
Berücksichtigung der gegenwärtigen Verhältnisse. O. P. selbst 
ist körperlich schwerst behindert seit dem 13. Lebensjahre 
und spricht aus eigener Erfahrung. Trotzdem muß hier aber 
gesagt werden, daß eine Verallgemeinerung der trostlosen Ver- 
hältnisse, wie sie der Verfasser am eigenen Leib und Seele in 
den Anstalten hat verspüren müssen, nicht am Platze ist. Er 
spricht von ‚einer Feindschaft des Anstaltlichen gegen alles 
Individuelle und Persönliche‘, wo ‚unter dem Auge der ,,Ord- 
nung‘ aufgestanden, gebetet, gearbeitet, gegessen, geschlafen 
wird“, von ‚mangelhafter ärztlicher Versorgung‘ und faßt 
seine persönlichen Erfahrungen zu der für ihn allgemein- 
gültigen Formel zusammen: ,,Es gibt in der gesamten deutschen 
Anstaltsfürsorge für die jüngeren und mittleren Altersstufen 
geistig strebsamer hilfsbedürftiger Personen kein auch nur 
annähernd geeignetes Heim.“ In der verkehrsrechtlichen 
Stellung der Friedensbeschädigten verlangt Verfasser eine 
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Gleichstellung mit den Kriegsbeschädigten. Er tritt schließlich 
für die Krüppelselbsthilfe ein, die er für den einzig möglichen 
Weg zur Entwicklung von Persönlichkeiten hält, die dem 
harten Wirtschaftskampfe zu trotzen imstande sind. Durch 
die Fürsorge werden die Krüppel nach seiner Ansicht , auf die 
ungeschickteste Weise‘ in ungeeignete Berufe hineingedrängt. 
Den Beruf des Gärtners hält er für den Krüppel, besonders für 
den vom Lande stammenden, vorzugsweise geeignet und be- 
dauert, daß nach einer Berufstabelle einer Anzahl der ältesten 
und größten Krüppelheime nur in einem einzigen Falle die 
Gärtnerei als Lehrfach eingeführt ist. Die kürzlich von der 
Deutschen Vereinigung für Krüppelfürsorge veranstaltete 
Rundfrage hat aber ergeben, daß in 14 Anstalten die Möglichkeit 
besteht, Krüppel im Gärtnerberufe auszubilden. Mit Recht 
weist er darauf hin, daß für Sieche, jedoch geistig normale 
Gebrechliche noch nicht in ausreichendem Maße für die ge- 
eignete Unterbringung gesorgt ist. Die Deutsche Vereinigung 
für Krüppelfürsorge tritt für die Angliederung von Siechen- 
Abteilungen an die Krüppelheime ein, wo eine geistige Weiter- 
entwicklung und wenigstens teilweise produktive Beschäftigung 
durchführbar ist. Das letzte Ziel des Verfassers ist die Schaffung 
eines Siedlungsheimes der Krüppelselbsthilfe, da nach seiner 
Ansicht nur so eine produktive Fürsorge im wirtschaftlichen 
Sinne durchführbar ist. Die jetzt gehandhabte Erwerbs- 
beschränktenfürsorge ist nach seiner Ansicht lediglich dem 
Namen nach produktiv. 

Diese Schrift, die allen in der Krüppelfürsorge Tätigen, vor 
allem aber auch den Gebrechlichen selbst reichste Anregung 
gibt, beschließt eine Zusammenstellung über die Aufgaben und 
bereits vorhandenen Werkstätten des Selbsthilfebundes der 
Körperbehinderten (Otto Perl-Bund E. V.). 


Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


Blindenfürsorge. 
Richtlinien für die Beurteilung der praktischen Blindheit. 


Den Ursachen für das stetige Anwachsen der Zahl der soge- 
nannten ,,praktischen Blinden‘ kann hier nicht nachgegangen 
werden. Die Blindenfürsorge muß sich jedoch dagegen wehren, 
daß ihr großes und schweres Gebiet mit Elementen belastet 
wird, die eigentlich der Erwerbsbeschränkten-Fürsorge zugeteilt 
werden müssen. Es ergibt sich daher die Notwendigkeit, den 
Begriff praktisch blind, soweit es überhaupt möglich ist, auf eine 
Formel zu bringen. Das sächsische Landesgesundheitsamt hat 
auf Ansuchen des sächsischen Blindenvereins Richtlinien für 
die Beurteilung der praktischen Blindheit bei Aufnahme in 
einen Blindenverein aufgestellt und im ärztlichen Korrespon- 
denzblatt zum Abdruck gebracht. Es hielt sich bei Abfassung 
der Richtlinien im wesentlichen an $ 29 Abs. 2 der Ausführungs- 
bestimmungen zum Reichsversorgungsgesetz. Da die Bekannt- 
gabe des Landesgesundheitsamts Dresden sich nur auf den Frei- 
staat Sachsen bezieht, bat die Blindenwohlfahrtskammer als 
Spitzenorganisation der über das Reich verbreiteten Fürsorge- 
verbände, Sitz Berlin, das Reichsgesundheitsamt um Prüfung 
der Richtlinien und um evt. Veröffentlichung für das ganze 
Reich. Nach weiterer Anhörung des Reichsarbeitsministeriums 
werden nunmehr die Richtlinien vom Reichsministerium des 
Innern im Reichsgesundheitsblatt zur Veröffentlichung gelangen 
und den Landesregierungen (außer Sachsen) mit dem Ersuchen 
um Empfehlung an die in ihrem Staatsgebiet in Frage kommen- 
den Stellen zugehen. Die Richtlinien seien daher auch hier zum 
Abdruck gebracht. 
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1. Die Frage, ob bei einer fast erblindeten Person, die in 
einem sächsischen Blindenverein aufgenommen zu werden 
wünscht, ‚praktische Blindheit‘‘ im Sinne des $ 29 Abs. 2 
der Ausführungsbestimmungen vom 16. November 1920 
zum Reichsversorgungsgesetz vom 12. Mai 1920 (RGBI. 
S. 1907) vorliegt, ist, im Zweifelsfalle durch ein augenärzt- 
liches Zeugnis, klarzustellen. 


2. Als Erblindete gelten nach den ebengenannten Aus- 
führungsbestimmungen außer völlig Blinden auch solche 
Personen, deren zentrale Sehschärfe !/;, bis !/ des Nor- 
malen beträgt, obwohl derartige Kranke meist imstande 
sein dürften, sich ohne fremde Hilfe auf der Straße zurecht 
zu finden. 


3. Diese Grenze der zentralen Sehschärfe kann u. a. auch 
noch überschritten werden, wenn neben ihr eine erheb- 
liche Einschränkung des Gesichtsfeldes vorliegt. Hierfür 
kommen vor allen Dingen Fälle von Sehnervenatrophie, 
Glaukom, Pigmentdegeneration, Netzhautablösung und 
von Hemianopsie in Betracht. Die Notwendigkeit der 
Aufnahme ist in solchen Fällen durch den Augenarzt be- 
sonders zu begründen. 


Auch hohes Alter, Fehlen von näheren Angehörigen, 
die versorgungsverpflichtet sind, kann hierbei berück- 
sichtigt werden. 


O. Hübner (Chemnitz), Statistik aller Aufnahmen in den 
deutschen Blindenanstalten in den Jahren 1919—1924, die vor- 
zugsweise die Frage: „Was lehren uns die Aufnahmen in den 
Jahren 1919—1924 über Erblindungsursachen ?“ beantworten 
soll. Zschr. f. Augenheilk. 58, 358. 1926. Die Frage nach den 
Blindheitsursachen und damit nach der Vermeidbarkeit der 
Blindheit regt immer wieder zur Aufstellung von Statistiken 
an; denn nur auf Grund einer möglichst ausführlichen und ge- 
nauen Statistik über Erblindungsursachen kann der Weg zur 
Verhütung der Blindheit gezeigt werden. So soll auch die vor- 
liegende Zusammenstellung diesem Zweck dienen, und darin 
liegt auch ihr Wert. Von den beigegebenen vier Übersichten 
zeigen I und II die Aufnahmezahlen von 28 deutschen Blinden- 
anstalten der Jahre 1919—1924 nach Geschlecht der Blinden 
und nach der Zeit der Erblindung, nach ,‚angeboren‘‘ beziehungs- 
weise nach Jahrfünften. Übersicht III bringt nach dem von 
Magnus gegebenen Muster die Einordnung nach dem patho- 
logisch-anatomischen Befund und Tafel IV nach dem von 
der früheren internationalen Blindenstatistik-Kommission auf- 
gestellten und von Bielschowski-Breslau vervollständigten 
Schema die Erblindungsursachen. Die von H. angezogenen 
2757 Fälle ergeben etwa die gleiche Zahl, die Hirsch (1902 = 
2210 Fälle) und Magnus (1886 = 2528 Fälle) ihren bekannten 
Darstellungen zugrunde legten. So ist ein Vergleich mit diesen 
beiden Statistiken möglich, der in den Tafeln V und VI dar- 
gestellt ist. Das Ergebnis ist in der Reihenfolge Hübner, 
Magnus, Hirsch folgendes: 


angeborene Blindheit... 25,83 %,, 30 %, 3,17%, 


erworbene Blindhejt.... 74,17 %, 68,40 %, 95,89 % und 
zwar durch idiopath. 


Erkrankungen........ 35,14 %, 26,70 %, 67 %, 
durch Verletzungen und 
Sympathie .......... 16,58% 9 %, 10,73% und 


durch Körperkrankheiten 22,45 %, 32,70 %, 18,16 %. 


Verbindliche Schlußfolgerungen aus diesem Vergleich zu ziehen, 
erscheint gewagt, da die Unterlagen für alle drei Statistiken 
kaum einwandfrei sind, klagt doch auch H. über lückenhafte 
Angaben in den Aufnahmegutachten und über die häufige Ver- 


wechslung zwischen der pathologisch-anatomischen und ätio- 
logischen Diagnose, ferner über die auffallend hohe Zahl der 
Fälle (723 = 26,22 %), bei denen überhaupt eine Erblindungs- 
ursache nicht angegeben ist. H.s Forderungen, die z. Zt. 
schwebende, auf wissenschaftlicher Grundlage beruhende staat- 
liche Statistik später fortzuführen und einen einheitlichen 
Fragebogen zu schaffen, sind daher durchaus berechtigt. Ebenso 
wichtig erscheinen aber auch statistische Übersichten über die 
gleiche Zahl von Fällen bestimmter Erkrankungsursachen nach 
verschiedenen Zeitperioden, z. B. Erblindungen durch Blennor- 
rhoe vor Einführung des Credéschen Verfahrens und nach der 
Durchführung, Erblindungen durch Pocken vor und nach der 
Impfung usw. Die Ergebnisse hieraus müßten die Unterlagen 
für allgemeine, zur Aufklärung zu verbreitende Flugblätter 
bilden. Eine dankbare Aufgabe, die noch der Lösung harrt, die 
aber zur Herabsetzung der immer noch hohen Zahl der vermeid- 
baren Erblindungen (40 ° aller Fälle!) führen würde. 


Zahl der versorgungsberechtigten Kriegsblinden. Aus Heft 4 
der Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs 34, 
1925. Verlag der Veröffentlichungen des statistischen Reichs- 
amts. Die Statistik ist auf Anordnung des Reichsarbeits- 
ministeriums am 5. Oktober 1924 durchgeführt worden und 
ergibt für die Blinden folgendes Bild: Die Zahl der im Weltkrieg 
durch Blindheit beschädigten Versorgungsberechtigten betrug 
2734, davon durch Blindheit allein 2227, durch Blindheit in Ver- 
bindung mit anderen Leiden 507. Die Gesamtzahl der im Welt- 
krieg Beschädigten ist 679510; mithin entfallen auf 1000 Be- 
schädigungen 4 Fälle von Blindheit. Nach den allgemeinen 
Sterblichkeitsverhältnissen der Gegenwart und durch die bei 
den Beschädigten beobachtete höhere Sterblichkeit, die jedoch 
zur allgemeinen Sterblichkeit herabsinken wird, läßt sich ver- 
muten, daß der Bestand an rentenbezugsberechtigten Kriegs- 
beschädigten in etwa 6 Jahren um !/,,, in 15 Jahren um etwa 
2/ und in 20 Jahren um etwa 1, vermindert sein wird. Außer 
den oben aufgeführten Kriegsblinden sind ferner die nach dem 
Kriegspersonenschädengesetz versorgungsberechtigten Blinden 
gezählt worden und zwar 12, von ihnen sind beschädigt durch 
Blindheit allein 10, durch Blindheit und andere Leiden 2 Blinde. 

Niepel (Berlin). 


Soziale Psychiatrie. 


K. Bonhoeffer und W. His (Berlin), Beurteilung, Begutachtung 
und Rechtsprechung bei den sogenannten Unfallneurosen. 
Verlag Georg Thieme, Leipzig 1926. 

E. Stier (Berlin), Über die sogenannten Unfallneurosen. Verlag 
Georg Thieme, Leipzig 1926. 

E. Bratz (Berlin-Wittenau), Die Begutachtung psychogener 

Zustände. Ärztliche Sachverständigenzeitung 30, Nr. 18. 1924. 
E. Bratz (Berlin-Wittenau), Über traumatische Neurosen. 

Ärztliche Sachverständigenzeitung 30, Nr. 13. 1924. 


Seit vielen Jahren haben Friedrich Schultze und Strüm- 
pell, später besonders Horn, Reichardt, Nägeli die An- 
schauung vertreten, daß die meisten Störungen nach Unfällen 
rein psychogene sind, auf Begehrungsvorstellungen beruhen und 
nicht entschädigungspflichtig sind. Diese und andere Autoren 
haben immer wieder darauf aufmerksam gemacht, daß die 
Rentengewährung solche Unfallsbetroffenen nur von der Fort- 
setzung des arbeitsamen Lebens abhält und ihnen also im letzten 
Grade Schaden bringt. Es ist Bonhoeffers Verdienst, schon 
vor dem Kriege, erst recht an der Hand der Kriegserfahrun- 
gen mit ihren zahlreichen Schüttelzitterern und anderweitigen 
Unfallsbetroffenen diese Anschauungen ausgebaut und zum 
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Siege geführt zu haben. Die hier zu besprechenden Arbeiten 
sind nicht die einzigen neueren und wichtigen Veröffentlichungen 
über ihren Gegenstand. Aber sie sind, untereinander sich 
ergänzend, geeignet, jedem Sozialhygieniker, Krankenhaus- 
praktiker, Gerichten und anderen den augenblicklichen Stand 
unserer wissenschaftlichen Kenntnisse und die praktischen, 
aus ihnen abzuleitenden Folgerungen zu schildern. 


Bonhoeffer gibt mit kritischer Nüchternheit eine meister- 
haft knappe klinische Darstellung der sogenannten Unfall- 
neurosen. Sehr selten sind nach Kopfverletzungen organische 
traumatische Hirnschädigungen. Diese zeigen bestimmte kli- 
nische Typen und dieser traumatische Schädigungstypus ist 
nur ein Spezialfall eines generellen exogenen Reaktionstypus. 
Das, was wir als echt traumatisches Syndrom bei Hirnschädi- 
gungen, -verletzungen oder -erschütterungen zu betrachten 
haben, läßt sich klar umschreiben. Da ist erstens das, was wir 
als dem amnestischen Symptomenkomplex zugehörig entweder 
als ausgesprochenes Korsakoffsches Syndrom oder in quanti- 
tativ verschiedenen Abstufungen als retrograde Amnesie oder 
mehr oder weniger ausgesprochenen Merkdefekt kennen, zwei- 
tens der traumatisch-epileptische oder epileptoide Symptomen- 
komplex, der sich in Krampfanfällen oder nur in periodischen 
Verstimmungen, in Toleranzstörungen gegen Alkohol und 
andere Intoxikationen und in gesteigerter Erregbarkeit, in 
Schwindelanfällen und periodischen Kopfschmerzen zu er- 
kennen gibt. Beides kann sich vermengen, und dazu können 
sich natürlich je nach der Lokalisation Herdsymptome der ver- 
schiedensten Art gesellen, unter denen leichte wortamnestische 
die häufigsten sind. Viel häufiger als solche organische Hirn- 
schädigungen sind hysterische psychologisch bedingte Reak- 
tionen nach dem Unfall, bei denen Wunschvorstellungen eine 
entscheidende Rolle spielen. In dieser Auffassung darf man sich 
nicht beirren lassen durch die Beobachtung der unmittelbaren, 
einem Unfalle folgenden Schreckemotion. Diese führt zu 
Zittern, Versagen der Glieder, der Stimme, zu vasomotorischen 
Störungen, ferner zu Emotionsstupor und unter Umständen zu 
organischen Dämmerzuständen. All diesen Zuständen ist ge- 
meinsam, daß sie schnell abklingen. Wenn nach Monaten noch 
derartige Erscheinungen geklagt werden, so handelt es sich 
um psychogene, auf Wunschvorstellungen beruhende Reak- 
tionen. 


His zieht aus diesen klinischen Erkenntnissen die praktischen 
Folgerungen. In einer begrenzten Zahl von Fällen, z. B. bei 
psychogenen Reaktionen, die mit körperlichen Verletzungen 
oder mit Schreckemotion kompliziert sind, ist er für rasche und 
endgültige Abfindung, da ein langdauernder Rentenprozeß 
immer mehr die Hysterie befestigt. Wesentliches Erfordernis 
aber ist jetzt völlige Einheitlichkeit der Auffassung bei ärzt- 
lichen Gutachtern und Spruchbehörden. Daß dafür die wissen- 
schaftlichen und Erfahrungsgrundlagen gegeben sind, geht aus 
der gesamten neueren Literatur hervor. Aufgabe ist es, sie in 
alle beteiligten Kreise hineinzutragen. Noch immer ist es vielen 
Ärzten nicht bewußt, wie sehr sie selbst an der Entstehung der 
Begehrungsvorstellungen beteiligt sind, wie jede Befürwortung 
nervöser Zustände als Unfallsfolge, jede suggestive Unterhaltung 
und Untersuchung den Verletzten in seine krankhaften Vor- 
stellungen hineintreibt und darin erhält. Es wird immer eine 
Ruhmestat des deutschen Volkes bleiben, daß es die soziale 
Versicherung zuerst in vollem Umfang eingeführt hat. Es ist 
nicht gelungen, sie von Anfang an ganz fehlerlos zu gestalten; 
mit ihr verknüpft ist eine Minderung des Verantwortungs- 
gefühls und des Arbeitswillens. Es wird die Aufgabe der Zu- 
kunft sein, die Fehler auszumerzen, damit unverhüllt von 


Rauch und Dunst die reine Flamme des sozialen Gedankens 
leuchten und wärmen kann. 


Stier macht zur Abstellung der jetzt noch so häufig falschen 
Gutachten und der behördlichen Fehlurteile eine Reihe von 
bemerkenswerten Vorschlägen. Er wünscht, daß die Gerichts- 
ärztlichen Ausschüsse nicht nur wie bisher die Entmündigungs- 
gutachten nach getroffener Gerichtsentscheidung zu prüfen 
haben, sondern daß alle ärztlichen Gutachten vor der Ent- 
scheidung dieser ärztlichen Obergutachter-Behörde vorgelegt 
werden. Ferner schlägt er vor, daß als Beisitzer der Ober- 
versicherungsämter je ein Arzt wie in Frankreich, England, 
Italien bestellt wird, endlich, daß die Ernennung der gericht- 
lichen Sachverständigen bei den ordentlichen Gerichten mit 
besserer Auswahl als bisher organisiert werde. Eine gleiche 
Forderung stellt Stier für die Auswahl der Mitglieder der jetzt 
Gerichtsärztlicher Ausschuß genannten Obergutachterbehörde. 
Ein Schlaglicht auf die früher infolge falscher Begutachtung 
bestehenden Verhältnisse wirft die Tatsache, daß seit Beginn 
einer sachgemäßen und einheitlichen psychiatrischen Begut- 
achtung bei der Oberpostdirektion Berlin die Zahl der ge- 
meldeten ‚‚Telephonunfälle‘ in den letzten drei Jahren auf ein 
Drittel zurückgegangen ist. 

Was der .Berichterstatter zu den dankenswerten, inhaltlich 
bis hierher dargestellten Arbeiten von Bonhoeffer, His und 
Stier vom Standpunkte der Volksgesundheit noch zu sagen 
hat, findet sich in zwei eigenen, 1924 in der Ärztlichen Sach- 
verständigenzeitung erschienenen Aufsätzen. Es seien aus ihnen 
zwei Gedankengänge erwähnt: 


1. Die psychogenen Störungen sind weitverbreitete, aber bei 
besserer Belehrung der jetzt Befallenen vermeidbare Volks- 
krankheiten. Sie treten nicht nur nach Unfällen auf, sondern 
mit dem gleichen Mechanismus infolge von Wunschvorstellungen 
nach Straftaten, wegen deren Verurteilung droht. Sie treten, 
was noch nicht hervorgehoben ist, auch in Zivilprozessen auf. 
Nach notariellen Verträgen, z. B. nach Assozierungsverträgen, 
welche der Beteiligte nach Abschluß als unvorteilhaft oder gar 
als wirtschaftlich vernichtend zu erkennen glaubt, wird der 
Einwand erhoben, daß das betreffende Geschäft in geisteskran- 
kem Zustande abgeschlossen sei, im Zustande der psychogenen, 
durch irgendwelche Aufregungen hervorgerufenen Psychose. 


2. Größere Erfolge zur Verbreitung der hier dargelegten 
Anschauungen und damit eine wirkliche Förderung der Volks- 
gesundheit werden wir uns aber erst dann versprechen können, 
wenn diese Anschauungen aus dem engen Kreise der Fachärzte 
und Spruchbehörden heraus in die breiten Massen des Volkes 
getragen werden. Hier ist eine verheißungsvolle Aufgabe für 
die jetzt auf anderen Gebieten so rührige hygienische Volks- 
belehrung, für die Presse, Betriebsräte, Beamten-, Angestellten- 
und Arbeiterverbände, Kriegsbeschädigten- und Unfallver- 
letzten-Organisationen. Zur Zeit geht die Beeinflussung der 
Massen geradezu in der umgekehrten, in der falschen Richtung. 
Erst vor kurzem ist uns ärztlichen Gutachtern eine Eingabe 
eines großen Beamtenverbandes zugegangen, die in maßvoller 
und geschickter Form die Nervenärzte für häufigere Renten- 
anerkennung gewinnen wollte. Der ärztliche Leser dieser Aus- 
führungen mußte wirklich bedauern, daß soviel Sachkunde, 
Erfahrung und Gewandtheit in der schriftlichen Darstellung 
nicht bereits mit den hier dargelegten ärztlichen Anschauungen 
der letzten Jahre vertraut gemacht war und in deren Sinne 
wirken konnte. Denn es kann doch keinem Zweifel unterliegen, 
daß das wirklich wohlverstandene Interesse der Arbeitnehmer 
und ihrer Familien vielmehr dahin geht, nach einem Unfall 
möglichst bald wieder gesund und arbeitsfähig zu sein, statt 











sich viele Jahre, wenn nicht gar den Rest des Lebens in Renten- 
prozessen, die eine hohe Rente nach unseren jetzigen An- 
schauungen nur ganz ausnahmsweise versprechen, zu erschöpfen 
und in den Aufregungen dieser Prozesse Gefahr zu laufen, 
wirklich nervensiech zu werden. 

Bratz (Berlin-Wittenau). 


Tuberkulosefürsorge. 


Heinz Linnekogel, Ist die Tuberkulose eine erbliche Krankheit? 
Ein Beitrag zur Frage der kongenitalen Tuberkulose. Verlag 
O. Gmelin, München 1926. 48 Seiten. 2.— #, brosch. 
Verfasser gibt die seit 1894 erschienene Literatur inhaltlich 

und auszugsweise wieder. Die Sammlung erhebt keinen An- 

spruch auf Vollständigkeit, bei einzelnen der angeführten 

Autoren handelt es sich auch im wesentlichen nur um Wieder- 

gabe der bekannten v. Baumgartenschen Theorien. Ver- 

fasser bekennt sich als Anhänger der letzteren, drückt sich 
allerdings vorsichtig nur dahin aus, daß nach der angeführten 

Literatur „die Gennäogenese der Tuberkulose in jeder Form 

eine unbestrittené Tatsache“ sei, und’, die große Zahl der sicher 

festgestellten Fälle“ „auf eine große Verbreitung dieses Infek- 
tionsmodus schließen‘‘ lasse, während bekanntlich v. Baum- 
garten selbst noch kürzlich (1925) wieder die Ansicht ver- 
treten hat, daß die herrschende Lehre von der Übertragung der 

Tuberkulose durch Einatmung der Keime (Aërogenese) wenig, 

die durch Aufnahme vom Verdauungswege (Enterogenese) und 

die Kontaktinfektion von der Haut aus noch weniger sicher 
begründet und bewiesen sei. Dagegen sei der gennäogenetische 

Übertragungsweg unumstößlich erwiesen.v.B. sieht ihn als den 

weitaus häufigsten an. Aus der vorliegenden Übersicht gewinnt 

man nicht den Eindruck, daß diese Streitfrage betreffend die 

„Häufigkeit“ der einzelnen Übertragungsweisen schon ab- 

schließend entschieden sei, keineswegs jedenfalls im Sinne 

v. B.s. Daß die pränatale Übertragung der Bazillen möglich 

ist und vielleicht öfter vorkommt, als man früher geneigt war 

anzunehmen, wird heute wohl niemand bestreiten. Eine in- 
trauterin-haematogene Tuberkulose auf dem Wege über eine 
mütterliche Plazentarerkrankung selbst geringfügigen Grades 
vermögen wir uns sehr wohl vorzustellen, und es würden viel- 
leicht bei sehr genauer, unter Umständen nur bei mikroskopi- 
scher (M. m. W. 1924 S. 1149; Linnekogel S. 42) Untersuchung 
der Plazenten tuberkulöser Frauen häufiger Belege dafür zu 
erbringen sein. Daß allerdings auch ein unmittelbarer Über- 
gang der Bazillen aus dem mütterlichen in das kindliche Blut 
ohne die Voraussetzung einer tuberkulös erkrankten oder ver- 
änderten Plazenta möglich sei, wie Verfasser (S. 5) annimmt, 
möchte ich bezweifeln. Sein Ausdruck, daß ,,der materne Blut- 
kreislauf mit dem foetalen verbunden‘ sei, ist mindestens un- 
genau. Ein direkter Übertritt des Mutterblutes in das Kind 
findet doch nicht statt, und somit kann man meines Erachtens 
nicht in so weitgehendem Maße, wie Verfasser aus den in der 

Literatur veröffentlichten Angaben über den häufig gelungenen 

Nachweis von Bazillen im strömenden Phthisikerblut auf ebenso 

häufigen Übergang derselben in das des Kindes schließen. Wäh- 

rend nun die meisten der aufgeführten Autoren ausschließlich 
von der placentar-haematogenen Entstehung der angeborenen 

Tuberkulose sprechen, zeigt die vorliegende Arbeit, daß C. 

Kraemer (Linnekogel, S. 9 und 27) mit seiner Theorie über die 

Ansammlung und Anreicherung der Tuberkulosebazillen speziell 
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in den Samenblasen des tuberkulôsen Vaters (cf. Beiträge zur 
Klinik der Tuberkulose. Bd. IX, S. 2) und der Infektion der 
ersten Keimanlage in der Gebärmutter (also nach der Befruch- 
tung) durch die bazillenhaltige Samenflüssigkeit noch ziemlich 
wenig Anklang gefunden hat. Wenn er sogar so weit ging, zu 
behaupten, daß nur diese ‚‚germinative‘‘ Form der kongenitalen 
Tuberkulose ‚für die Praxis von Bedeutung“ sei (l. c. S. 9), so 
steht dem wenige Seiten später (S. 13) der Satz Kerschers 
gegenüber: ‚Die germinative Vererbung der Tuberkulose ist 
möglich, wenn auch nur selten.“ Meines Erachtens sollte aber 
hier ebenso wie bei vielen anderen Autoren und auch im Titel 
des L.schen Heftchens der unverständliche Ausdruck ,,Ver- 
erbung‘‘, ‚‚erblich‘ u. dgl. fortgelassen und, wie L. es im Unter- 
titel selbst tut, durch kongenital, angeboren, ersetzt werden. 
Wirklich vererbbar im rassenhygienischen, sozialbiologischen 
Sinne (A. Elster) ist nicht die Tuberkulose, d. h. die Bazillen 
als Keime der Krankheit, wohl aber, wie heute noch fast allge- 
mein angenommen wird, eine körperliche Disposition für die 
Erkrankung an Tuberkulose: bestimmte Verhältnisse in Körper- 
bau und Beschaffenheit einzelner Organe oder gewisser Zellen 
und Zellkomplexe, die das Haften und Gedeihen der Bazillen 
begünstigen, mögen letztere nun vor oder nach der Geburt 
in den Körper hineingelangt sein. Gerade diese ‚individuelle 
Disposition“ wird aber von den eifrigsten Verfechtern der 
„kongenitalen‘‘ Tuberkulose, wie z. B. C. Kraemer (l.c.) 
energisch bestritten. Er sagt, daß der sogenannte phthisische 
Habitus und was sonst als für die Tuberkulose ‚‚disponierend‘“ 
angesehen wird, nicht Vorbedingung, sondern vielmehr bereits 
Folge der intrauterinen Infektion sei. — Da wir nun aber wissen, 
wie sehr die Lebens- und Entwicklungsmöglichkeiten der Bak- 
terien von ihrem Nährboden grundlegend bedingt sind, so ist 
gar nicht einzusehen, weshalb nicht der menschliche Nähr- 
boden des Tuberkelbazillus in seiner chemischen und vitalen 
Beschaffenheit gleichfalls für das Zustandekommen oder Aus- 
bleiben einer Erkrankung an Tuberkulose wesentlich maß- 
gebend sein soll. Derartige körperliche Eigenschaften sind aber 
zweifellos genau wie die übrigen mehr oder weniger charak- 
teristischen Merkmale des Menschen vererbbar im wahren Sinne, 
d. h. in der Erbanlage — dominierend oder rezessiv — mitent- 
halten und bedingt. Streng genommen könnten wir also nur in 
dieser Hinsicht von einer ‚Erblichkeit‘‘ der Krankheit, oder 
richtiger der Anlage zu ihr, sprechen. Für die praktische 
Sozialhygiene ist die Frage, auf welchem Wege die Tuberkulose 
hauptsächlich oder vorwiegend übertragen wird, weit über die 
Grenzen biologisch-wissenschaftlicher Forschung hinaus von 
ungeheurer Bedeutung. Hängt doch hiervon wesentlich das 
Urteil ab, ob wir mit unseren Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Bekämpfung dieser Volksseuche bisher auf dem rechten Wege 
sind oder sie ändern beziehungsweise ergänzen müssen. Letzte- 
res wäre notwendig, wenn die Anschauung von der erheblichen 
oder gar ganz überwiegenden Bedeutung der Gennäogenese sich 
als richtig erweisen würde. Vorläufig scheint das aber noch 
nicht der Fall. Die Möglichkeit liegt vor, die Häufigkeit. bleibt 
fraglich. Trotzdem wird man sich der Schlußfolgerung des Ver- 
fassers, der die grundsätzliche Ausdehnung der vorbeugenden 
Fürsorge auf die ungeborenen Kinder und die werdenden 
Mütter fordert, ohne weiteres anschließen. Im Prinzip ist das 
ja eigentlich nichts Neues, denn eine sachgemäße und wirksame 
Tuberkulose-Für- und Vorsorge kann gar nicht früh genug ein- 
setzen. Denker (Berlin). 
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8. Österreichische Fürsorgetagung der österreichischen Gesell- 
schaft für Bevölkerungspolitik und Fürsorgewesen, 
Wien, 15. Mai 1926. 


Zu dem ersten zur Verhandlung stehenden Thema ,,Qualita- 
tive Bevölkerungspolitik“ gab Professor Tandler (Wien) 
einen übersichtlichen Bericht. T. betonte die Notwendigkeit, 
das vorhandene Menschenkapital durch Wohlfahrtspflege zu 
hegen und zum Unterschied von der Konstitution die Kondi- 
tionen des Menschenlebens zu heben. Er wies auf die Vorzüge 
der Wiener städtischen Eheberatung hin, die das Verant- 
wortungsgefühl zu heben sucht und gleichzeitig einen Weg zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten darstellt. Das Schick- 
sal der kommenden Geschlechter steht im Vordergrund, nicht 
das der Eheschließenden. Professor Reichel (Wien) bemerkte 
hierzu, daß neben Verbesserung der Lebensbedingungen die 
Erbanlagen nicht zu unterschätzen sind. Er erhofft den Wieder- 
aufstieg und rechnet mit den guten und gesunden Anlagen. 
Den sozial aufsteigenden Schichten muß der Aufzuchtswille 
erhalten werden, und der wertvollere Teil der Bevölkerung darf 
nicht auf Nachkommenschaft verzichten. Wie die deutsche 
Reichsverfassung sagt, verdienen die kinderreichen Familien 
Fürsorge, nicht als Almosen, sondern als Recht. Hofrat Dr. 
Hecke verwies auf die Überfüllung des Arbeitsmarktes und 
den großen Frauenüberschuß. Er will den Männern das Heiraten 
durch Lohnausgleich und Familienzulagen erleichtert sehen. 
Von Dr. Weiß (Wien) wurde ferner über eine anstatt auf Für- 
sorge auf Vorsorge begründete ‚‚Gesundenkasse‘ berichtet. 
Begabtenfürsorge wurde gefordert und Erfahrungen aus der 
Wiener Eheberatungsstelle wurden mitgeteilt. Angeregt wurde 
noch, auf einer nächsten Tagung das Verhältnis der Rassen- 
hygiene zur Fürsorge zu besprechen. — Über den Hauptgegen- 
stand der Tagung ,,Schulfürsorge und körperliche Er- 
ziehung‘“ sprach als erster Oberstadtphysikus Dr. Böhm 
(Wien), indem er auf die gesundheitlichen Schulfürsorgeein- 
richtungen der Stadt Wien näher einging. Aus den schul- 
ärztlichen Untersuchungen ist ersichtlich, daß sich der un- 
günstige Ernährungszustand der Kinder erheblich gebessert 
hat. Dies zu überwachen gehört zu den Aufgaben der in Wien 
nebenamtlich angestellten 44 Schulärzte, denen je 10—12 Schu- 
len mit 3—4000 Kindern zugewiesen sind. Reihenunter- 
suchungen der Kinder werden beim Eintritt in die Schule und 
im 4. und 8. Schuljahr vorgenommen, ebenso regelmäßige 
Messungen und Wägungen. Durch Untersuchung der Schüler 
in Gegenwart der Eltern haben die Schulärzte Gelegenheit, 
diese auf Mängel in der Erziehung aufmerksam zu machen. 
Den Wiener Schulärzten stehen z. B. 195 Schulfürsorgerinnen 
zur Seite. Von Professor Spitzy (Wien) wurden dann die 
ärztlichen Grundlagen der körperlichen Erziehung in der Schule 
erörtert. Spiel, Sport und Schulturnen sollen den Gefahren 
schlechter Körperhaltung und schlechten Wachstums entgegen- 
wirken. — In Lichtbildern wurde die Waldschule bei Wiener- 
Neustadt gezeigt, der als Vorbilder die Waldschule in Charlotten- 
burg und die Freiluftschulen in England gedient haben. Pro- 
fessor Hamburger (Graz) besprach die körperliche Ertüch- 
tigung im Vorschulalter, die nur von dem natürlichen Be- 
wegungsdrang der Kinder ausgehen und diese nicht überan- 
strengen soll, und Dr. Stransky (Wien) teilte seine Erfahrungen 
über die Ernährung des Kleinkindes mit. Professor Pirquet, 
Vorstand der Spitalschule für tuberkulöse Kinder an der Wiener 
Universitätsklinik, berichtete über diese im Jahre 1916 ge- 
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schaffene Einrichtung. Der den-besonderen Verhältnissen an- 
gepaßte Unterricht umfaßt nur 2 Stunden täglich, und die 
Schlußprüfung zeigte, daß sämtliche Schüler trotzdem das 
Lehrziel erreichten. — Zum Schluß der Tagung erstattete Ober- 
fürsorgerin Danko (Wien) Bericht über den 3. Punkt der 
Tagesordnung: die Fortbildung der Fürsorgerinnen. 
Hofrat Professor Moll (Wien) und Medizinalrat Narbeshuber 
(Gmunden) forderten, daß die Lehrpläne der Ausbildungs- 
anstalten übereinstimmend geregelt werden und den Für- 
sorgerinnen Gelegenheit zur Weiterbildung gegeben wird durch 
Austausch, Reisen, Fachbibliotheken und zeitweilige Be- 
sprechungen der Fürsorgeärzte. Es wurde angeregt, die Aus- 
bildung und Fortbildung der Fürsorgerinnen auf einer eigenen 
Tagung zu besprechen. 


9. Deutscher Kongreß für Krüppelfürsorge, 
Nürnberg, 27.—29. Mai 1926!). 

In der Eröffnungsansprache wies der Präsident des Kongresses, 
Oberregierungs-Medizinalrat Dr. Rosenfeld (Nürnberg) auf 
die Bedeutung Bayerns für die Entwicklung der Krüppel- 
fürsorge hin. Nach verschiedenen Begrüßungsansprachen hielt 
Dr. Polligkeit (Frankfurt a. M.) den ersten Vortrag zur Tages- 
ordnung über das Thema: ,,Die Finanzierung der Krüppel- 
fürsorge aus Öffentlichen Mitteln auf Grund der bestehenden 
Gesetzgebung.“ Zweifellos sichergestellt ist durch unsere Ge- 
setzgebung die Pflege siecher, pflegebedürftiger Krüppel; bei 
Minderjährigen ist die Erziehungs- und Berufsausbildung ge- 
währleistet. Die Heilbehandlung ist in allen Fällen sicher- 
gestellt, in denen die Erwerbsfähigkeit gefährdet ist. Unter 
Hinweis auf die Entwicklung der Sozialversicherung, die immer 
mehr und mehr die Rechtsgrundlage der öffentlichen Gesund- 
heitsfürsorge bildet, schlägt P. die Gründung einer Arbeits- 
gemeinschaft zwischen den Versicherungsträgern und den 
Trägern der öffentlichen und privaten Fürsorge vor. Nur so 
ist es möglich, gerade die so außerordentlich wichtigen sozial- 
hygienischen Aufgaben in der Richtung einer vorbeugenden 
Arbeit sicherzustellen. Zu demselben Thema führte Landesrat 
Hebel (Cassel) unter anderem aus, daß seit Beendigung der 
Inflation eine erhebliche Steigerung der absoluten Ausgaben 
in der Krüppelfürsorge eingetreten ist. Während 1924 3—21 Pig. 
auf den Kopf der Bevölkerung berechnet wurden, stiegen die 
Bruttoausgaben 1925 auf 5—30 Pfg. und 1926 auf 10—43 Pig. 
Eine zuverlässige Übersicht über die finanzielle Belastung ist 
jedoch zur Zeit nicht möglich. — Dr. Landwehr (Köln) er- 
örterte das Verhältnis der Kommunen zur Krüppelfürsorge, be- 
sprach die Zusammenarbeit der verschiedenen Organe des 
Kommunalverbandes mit der Krüppelfürsorge und hob vor 
allem die Bedeutung. der Krüppelfürsorgestellen hervor. 
Regierungsrat Dr. Schwarz (München) sprach über ,,die 
Krüppelfürsorge in Bayern‘. Seit 1922 sind in Bayern Krüppel- 
sprechtage eingeführt worden, die sich außerordentlich bewährt 
haben. So wurden bisher durch diese Wandersprechtage in 
Mittelfranken 1200 Krüppel erfaßt. Ständige Beratungsstellen 
sind nur in München, Nürnberg und Würzburg vorhanden. Bei 
der rechtzeitigen Erfassung der Krüppel ist die Mitarbeit der 
Fürsorgeschwestern von besonderer Wichtigkeit. Die Kosten 
der Heilbehandlung haben freiwillig die bayerischen Landes- 
fürsorgeverbände übernommen. Zur Erreichung einer Verbilli- 
gung der oft recht kostspieligen orthopädischen Behandlung 


1) Der ausführliche Verhandiungsbericht des Kongresses er- 
scheint als ein Beiheft zur „Zeitschrift für Krüppelfürsorge“. 
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und zur Erzielung einer höheren Frequenz der Anstalten wird 
das gemischte System, das in dem Wechsel zwischen Aufent- 
halt in der orthopädischen Klinik und dem Elternhause besteht, 
besonders gepflegt. Das Wichtigste jedoch bei jeder rationellen 
Krüppelfürsorge ist die Aufklärung, damit die Eltern von selbst 
die Kinder möglichst frühzeitig zum Arzt bringen. — Sanitätsrat 
Dr.Gaugele (Zwickau) erörterte das Thema: ,,Die Behandlung 
der Knochen und Gelenktuberkulose in den Krüppelheimen.“ 
Nachdrücklichst stellte G. fest, daß Deutschland keine Heilstät- 
ten im Auslande braucht. Soweit besondere Anstaltsbehandlung 
notwendig ist, ist der geeignete Ort dazu das moderne Krüppel- 
heim. Auch bei der Bekämpfung der Tuberkulose spielt die Pro- 
phylaxe und frühzeitige Erkennung der Erkrankung die wich- 
tigste Rolle. Jeder anderen Fürsorge voranzustellen ist der Bau 
neuer Wohnungen, die Anlage von Spielplätzen und die Förde- 
rung von Schrebergärten. — Dr. Beeking (Freiburg) und Dr. 
Nicol (Rummelsburg) befaBten sich mit dem Thema: ,,Der all- 
gemeine Fürsorgegedanke in der Krüppelfürsorge vom Stand- 
punkt der Ethik.“ Beeking hob hervor, daß der Ethik bei der 
Durchführung des Wohlfahrtswesens und der Wohlfahrts- 
gesetzgebung ein breiter Raum gegeben werden müßte. Auch 
der Krüppel solle zu einer Persönlichkeit erzogen werden, um 
so gefestigt dem Leben gegenüberzustehen. Nicht die all- 
gemeine Menschenliebe, nicht eine Opferbereitschaft, auch nicht 
ein eudämonistisches Motiv treibt die Innere Mission, wie 
Rektor Nicol sagt, zu ihrer Fürsorge, sondern ‚‚die aus dem 
Glauben geborene Liebe“ (Wichern). Ehrfurcht hat jedem zu 
gelten, der Menschenantlitz trägt, auch dem verunstalteten Ge- 
brechlichen. Von diesem Standpunkt aus ist auch die Forderung 
der Vernichtung lebensunwerten Lebens zu verwerfen. — ,,Er- 
werbsbeschränktenfürsorge unter besonderer Berücksichtung 
der erwerbsbeschränkten Krüppel‘“ bildete das eingehend von 
Oberverwaltungsrat Dr. Marx (Nürnberg) behandelte Thema. 
Die Erwerbsbeschränktenfürsorge bildet heute ein Massen- 
problem, und es gilt für den Erwerbsbeschränkten, den richtigen 
Arbeitsplatz unter Berücksichtigung seiner körperlichen Arbeits- 
kraft und seiner geistigen Fähigkeiten zu suchen. Alles, was 
Erwerbsbeschränktenfürsorge betreibt, sollte sich, um eine Zer- 
splitterung der Kräfte zu verhüten, um das Arbeitsamt grup- 
pieren. Die Erwerbsbeschränkten-Werkstätten sollen Prüf- 
stellen für die Arbeits- und Verwendungsfähigkeit der Beschä- 
digten sein, aber auch Lehr- und Anlernwerkstätten. Pastor 
Klütz (Züllchow) unterscheidet erwerbsbeschränkte und sieche 
Krüppel, wobei er unter siechen solche versteht, die weniger 
als 30% arbeitsfähig sind. Von Fall zu Fall ist zu entscheiden 
und zwar stets unter Hinzuziehung des Arztes, ob offene Berufs- 
ausbildung in irgendeinem Sinne der Erwerbsbeschränkten- 
fürsorge oder geschlossene in einer Anstalt das Zweckmäßigste 
ist. Besonders wichtig ist aber die Frage, wer die Fürsorge über- 
nimmt, wenn der Krüppel seine Gesellenprüfung bestanden hat. 
KI. fordert die Gleichstellung der Friedensbeschädigten mit 
den Kriegsbeschädigten. — Malikowski (Berlin) vom Selbst- 
hilfebund der Körperbehinderten wünscht ebenfalls eine 
Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes dahin, daß betreffs 
der Gleichstellung aus der Kann- eine MuB-Vorschrift wird. 
Er tritt besonders für diejenigen ein, die infolge ihres körper- 
lichen Gebrechens sich nicht an eine Arbeitsstelle begeben 
können. Auch für diese Unglücklichen muß Arbeit beschafft 
werden. — „Sozialökonomie und deutsche Jugendkrüppelfür- 
sorge“ ist das Thema, das Diplomhandelsiehrer Dr. Papke 
(Berlin-Dahlem) ausführlich behandelte. Er untersucht u. a. 
die Beteiligung des Krüppeltums an der Produktion und 
Konsumtion. In einer Tabelle, die auf der Statistik Biesalskis 
vom Jahre 1906 aufgebaut ist, wird der Effekt der Krüppel- 
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fürsorge für die verschiedenen Formen der Krüppelgebrechen 
berechnet. Eine hypothetische Schlußfolgerung ergibt, daß 
unter den von der Statistik erfaßten 98000 Jugendlichen ins- 
gesamt unter Wegfall der Krüppelfürsorge nur 46592 volle 
Arbeitskräfte zur Verfügung standen, während deren Zahl 
durch volle Auswirkung der Fürsorge auf 80894 erhöht werden 
könnte. — In dem Vortrag ,,Fürsorge für sieche Krüppel‘ stellte 
Pastor Vietor (Volmarstein) die Forderung auf, daß zu den 
drei Zielen der Krüppelfürsorge: Heilung, Erziehung und Be- 
rufsausbildung als viertes die Siechenfürsorge hinzuzufügen ist. 
Die Siechen sind in besonderen Abteilungen unterzubringen. 
Dabei ist alles anstaltsmäßige möglichst zu vermeiden. Auch 
die Siechen sind in einem Handwerk auszubilden. Sind die 
häuslichen Verhältnisse geordnet, so ist eine Anstaltsunter- 
bringung überflüssig. In diesen Fällen ist aber für Heimarbeit 
Sorge zu tragen. Otto Perl, der Begründer des ,,Selbsthilfe- 
bundes für Körperbehinderte‘ will geistig sieche Krüppel und 
Krüppel, die geistig normal sind, unterschieden wissen und 
fordert wie Pastor Vietor die Nutzbarmachung der vor- 
handenen Kräfte. — Landesrat Dr. Götze (Berlin) sprach über 
„Die neuen Gesetze der Krüppelfürsorge und die freie Liebes- 
tätigkeit.‘ Die Fürsorge für anstaltsbedürftige Krüppel setzt 
Hilfsbedürfigkeit voraus, wobei aber nicht der gesundheits- 
fürsorgerische Standpunkt in den Vordergrund gestellt wird. 
Dadurch bleiben weitere Personenkreise von der Fürsorge aus- 
geschlossen. Die bestehenden Lücken der Gesetzgebung werden 
durch die freie Liebestätigkeit überbrückt. Die Jugendämter 


‘bilden den Mittelpunkt aller Arbeit an der Jugend, sowohl von 


privater wie von behördlicher Seite. — Professor Hohmann 
(München) berichtete über: ‚Fortschritte in der Heilfürsorge 
der Krüppel.‘‘ Einmal ist dieser Fortschritt in dem Klarwerden 
über Ziel und Richtung und der Setzung der Grenzen des Faches 
zu finden, zum anderen in der Auffindung der Wege und der 
Ausbildung der Heilmethoden, was an einzelnen Beispielen be- 
wiesen wird. — Pastor Hoffmann (Altona) sprach über: ‚Die 
Errungenschaften der Inneren Mission auf dem Gebiet der 
Krüppelfürsorge‘ und Direktor Schlüter (Bigge) über: ,, Die 
Fortschritte des Caritasverbandes in der Krüppelfürsorge.“ 
Es kann über zahlreiche Erfolge und einen weiteren Aufstieg, 
wie er sich unter anderem in den vielen Erweiterungs- und 
Neubauten bemerkbar macht, berichtet werden. — Auch auf 
dem Gebiet der Erziehungsfürsorge konnte Direktor Herold 
(Leipzig) von Fortschritten erzählen. Das Leipziger Krüppel- 
heim hat sich den Ausbau der experimentellen Methoden zur 
Erforschung der Krüppelpsyche zur Aufgabe gemacht, um ihre 
Ergebnisse in der Krüppelpädagogik anwenden zu können. — 
Dr. Eckhardt (Berlin-Dahlem) wies auf die ‚‚Gesolei‘‘ und 
insbesondere auf die dortige Ausstellung der ‚Deutschen Ver- 
einigung für Krüppelfürsorge E. V.“ hin und demonstrierte die 
soeben von der Deutschen Vereinigung herausgebrachte Hoch- 
bildsammlung ‚‚Krüppelhilfe‘‘, die ein hervorragendes Auf- 
klärungsmittel bedeutet. — Sanitätsrat Dr. Kirsch (Magde- 
burg) sprach von der ‚Aufstellung von ärztlichen Richtlinien 
für die gesetzliche Krüppelfürsorge. Da sich die wirtschaft- 
liche Entwicklung unseres Staates nicht übersehen läßt, ist es 
Pflicht und Aufgabe der Ärzte, dafür Sorge zu tragen, daß den 
Fürsorgeverbänden keine untragbaren Lasten erwachsen und 
diese dadurch etwa zu einer Einschränkung der Krüppelfürsorge 
gezwungen werden. In der Provinz Sachsen sind deshalb ärzt- 
liche Richtlinien ausgearbeitet worden, die sich bereits seit zwei 
Jahren bewahrt haben. — Zuletzt gab Direktor Vietor (Berlin) 
einen Einblick in: ,,Die Arbeit des Wirtschaftsbundes im Dienst 
der freien Wohlfahrtspflege?“ Die die Krüppelfürsorge be- 
sonders interessierenden Gebiete, z. B. Ernährungsfürsorge, 
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aber auch die Organisation des Wirtschaftsbundes wurden be- 
handelt. — Der nächste KongreB findet im Jahre 1928 in 
Braunschweig unter dem Vorsitz von Sanitätsrat Dr. Schlee 
(Braunschweig) statt. Eckhardt (Berlin-Dahlem). 


VI. Preußische Landeskonferenz für Säuglings- und Klein- 
kinderschutz, | 
Düsseldorf, 22. und 23. Juni 19261). 

Auf der Tagesordnung der auf dem Ausstellungsgelände der 
Gesolei stattgehabten Landeskonferenz stand als erstes Haupt- 
thema: Organisationsfragen der offenen Fürsorge. In 
dem ersten Referat: „Die Schwangerenfürsorgestelle. Er- 
fahrungen und Ergebnisse‘ führte Dr. Jacobs (Berlin) 
aus, daß die Schwangerenfürsorge als Aufgabe der allgemeinen 
Gesundheitsfürsorge einheitlich den kommunalen Gesundheits- 
ämtern zu übertragen und grundsätzlich den Gebäranstalten 
(Wöchnerinnenheimen) anzugliedern ist. Die Leitung soll in 
den Händen eines Arztes (Geburtshelfers) liegen, dem wegen 
der notwendigen Intensität der Fürsorge eine sozialhygienische 
Spezialfürsorgerin beizugeben ist. Die größtmögliche Extensität 
(Erfassung der hilfsbedürftigen Schwangeren) ist durch Her- 
anziehen der Ärzteschaft, der Hebammen neben allen Orga- 
nen der sozialen gesundheitlichen Fürsorge anzustreben. Die 
Schwangerenfürsorge, die heute schon zumeist die Wöchnerin- 
nenfürsorge umschließt, ist zu einer allgemeinen Mutterschafts- 
fürsorge auszubauen. Wesentlich für den Erfolg der gesamten 
Bestrebungen ist die Errichtung einer ausreichenden Zahl von 
Schwangeren-, Wöchnerinnen- und Mütterheimen. Die Über- 


leitung der Neugeborenen an die Säuglingsfürsorge ist einheit- - 


lich zu regeln. — In der Aussprache wurde im Gegensatz zu 
dem Referenten engste Verknüpfung mit der Säuglingsfürsorge 
gefordert und Bedenken gegen eine weitere spezialärztliche 
und spezialfürsorgerische Aufteilung der Arbeit erhoben. Be- 
tont wurde die Notwendigkeit der Zusammenarbeit von 
Schwangerenfürsorge und Gewerbeaufsicht, ferner von Schwan- 
gerenfürsorge und Krankenkasse. Es fehlt an Anstaltsbetten 
für ledige Schwangere und Wöchnerinnen. 

Über „Die Säuglingsfürsorgestelle“ und zwar „Zur 
Frage der Fürsorgebedürftigkeit des Säuglings‘ sprach 
Professor Rott (Berlin). Er ging von dem Gesichtspunkte aus, 
daß die zunehmende Ausbreitung der Säuglingsfürsorgemaß- 
nahmen, die infolgedessen dauernd größer werdenden sozialen 
Lasten der Gemeinden und Gemeindeverbände, ferner das Be- 
streben, den praktischen Arzt mit der Fürsorge immer mehr 
zu befreunden, in erster Linie eine planmäßige Abgrenzung und 
Ökonomisierung der Fürsorgearbeit erfordern. Auf Grund einer 
Definition des Begriffes der Fürsorgebedürftigkeit im gesund- 
heitsfürsorgerischen Sinne, der weiter gefaßt ist als der Begriff 
der Hilfsbedürftigkeit im Sinne der RFV., unterscheidet R. 
zwischen quantitativer und qualitativer Erfassung und be- 
zeichnet es als Aufgabe der offenen Fürsorge, die fürsorge- 
bedürftigen Säuglinge — in der Vorkriegszeit wurden diese 
auf ?/ der Lebendgeborenen geschätzt, jetzt hat sich der Kreis 
möglicherweise erweitert — herauszufinden, zu erfassen und 
der Fürsorge zuzuführen. Durch zielbewußte Förderung der 
allgemeinen Maßnahmen des Säuglingsschutzes ist die Zahl 
der fürsorgebedürftigten Säuglinge nach Möglichkeit zu ver- 
mindern. 

Als Korreferent behandelte Stadtarzt Dr. Hagen (Frank- 
furt a. M.) die Frage „Werbung zur Erfassung der Für- 


1) Ein ausführlicher Verhandlungsbericht ist im Erscheinen. 
Näheres durch die Geschäftsstelle der Preußischen Landes- 
zentrale für Säuglings- und Kleinkinderschutz, Berlin-Char- 
lottenburg 5, Frankstraße 3. 
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sorgebedürftigen und die Ärzteschaft“. In der Säug- 
lingsfürsorge ist die Abgrenzung zwischen Beratung und Be- 
handlung besonders schwierig, da die Beratung das Eintreten 
der Behandlungsbedürftigkeit hier am offensichtlichsten ver- 
hindert. Fürsorgebedürftig ist jedes Kind, das einer solchen 


‚Beratung bedarf, damit es nicht behandlungsbedürftig wird. 


Bei der Gruppe geldlich gutgestellter Kinder, bei der der Haus- 
arzt diese beratende Arbeit übernehmen kann, ist eine Werbung 
unnötig. Die Krankenkassen werden jedoch die Übernahme der 
Kosten für eine solche lediglich beratende Tätigkeit mit Recht 
ablehnen. Es ist erforderlich, die Werbung auf einen so aus- 
gedehnten Kreis zu erstrecken, daß die rund 60 Prozent Für- 
sorgebedürftigen tatsächlich erfaßt werden. Diese Erfassung 
ist unmöglich, wenn der Kreis der zu Werbenden beschränkt 
wird. Es kann nicht schon bei der Geburt festgestellt werden, 
welches Kind fürsorgebedürftig ist, ohne daß die näheren Ver- 
hältnisse der Familie bekannt sind. Der beste Weg ist deshalb 
die Ladung sämtlicher Neugeborenen zur Säuglingsberatung 
in einer Form, die auf den Ersatz durch den Hausarzt bei 
zahlungsfähigen Eltern hinweist. Schwierigkeiten mit der 
Ärzteschaft sind deshalb nicht nötig. Das Prinzip, jedes Kind 
von der Fürsorgerin besuchen zu lassen, ist viel weitergehend. — 
In der Aussprache wurde Professor Rott entgegengehalten, 
daß die Feststellung der Fürsorgebedürftigen nur möglich ist, 
wenn man alle Neugeborenen erfaßt. Neben dem wirtschaftlich- 
sozialen Moment darf das ärztliche nicht vernachlässigt werden. 
Von anderer Seite wurde dagegen aus prinzipiellen Gründen 
davor gewarnt, alle Neugeborenen in Fürsorge zu nehmen; das 
Interesse der Ärzteschaft, besonders der Kinderärzte, müsse 
gewahrt bleiben. 


Über „Die Kleinkinderfürsorgestelle“ und zwar „Zur 
Frage der Fürsorgebedürftigkeit des Kleinkindes‘' 
referierte Dr. Hoffa, städtischer Kinderarzt (Barmen). Er 
ging davon aus, daß nach Abschluß der Säuglingszeit die Für- 
sorgebedürftigkeit sich nur ihrer Art nach ändere. Zu den 
ärztlich-hygienischen Gesichtspunkten treten sozial-wirtschaft- 
liche und erziehliche Faktoren in steigender Bedeutung, die, 
namentlich auch in der Fürsorge für Psychopathen, eine ver- 
ständnisvolle Zusammenarbeit von Arzt und Erzieher erforder- 
lich machen. Referent zeigte die entscheidende Beeinflussung 
der Sterblichkeit an akuten ansteckenden Kinderkrankheiten, 
namentlich Masern und Stickhusten, erörterte die bei der Be- 
kämpfung der Tuberkulose des Kleinkindes sowie der Ge- 
schlechtskrankheiten noch zu erfüllenden Aufgaben, sowie die 
Möglichkeit der Verhütung und Heilung der Rachitis durch 
planmäßige Fürsorgemaßnahmen. Besondere Beachtung er- 
fordern die Kleinkinder in kinderreichen Familien und die 
einzigen Kinder. Die halboffenen und geschlossenen Anstalten 
für Kleinkinder sind nach der gesundheitlichen wie erzieheri- 
schen Seite hin dringend reformbedürftig. Die Krankenhaus- 
versorgung der Kleinkinder ist noch völlig unzureichend. 


Dr. Stephan, Stadtschularzt (Mannheim) erstattete das 
Korreferat über „Die Durchführung der Kleinkinder- 
fürsorge‘‘. Nach dem vollendeten 3. Lebensjahre bedingen 
die allmählich sich ändernden biologischen Verhältnisse ZU- 
sammen mit der Erweiterung des Milieus und dem stärkeren 
Hervorbrechen erzieherischer Momente eine Veränderung im 
Kreis der fürsorgebedürftigen Kinder und ein Auftreten neuer 
fürsorgerischer Probleme. Die Verbindung mit den verschie- 
denen Zweigen der Sonderfürsorge (z. B. Tuberkulose-, Krüppel-, 
Psychopathen-Fürsorge) muß aufgenommen, Heil- und Er- 
holungsfürsorge angewandt werden, ganz ähnlich wie bei der 
Schulfürsorge. Kleinkindergarten usw. bieten eine günstige 








4 
| : , | : „u 


SOZIALHYGIENISCHE RUNDSCHAU 


Gelegenheit, für einen beträchtlichen Teil dieser vorschul- 
pflichtigen Kinder eine ähnliche Gruppenfürsorge wie im Schul- 
kindesalter durchzuführen. Mit der Verbesserung der hygieni- 
schen Verhältnisse in den Kindergärten unter Anwendung der 
Fortschritte der Schulhygiene sollte ihr Ausbau zu gesundheits- 
fördernden Einrichtungen Hand in Hand gehen. Sind somit 
die fürsorgerischen Probleme im wesentlichen bereits dieselben 
wie im Schulkindesalter, so steht auch der Angliederung der 
Fürsorge für diesen Teil der vorschulpflichtigen Kinder in die 
Schulfürsorge nichts entgegen. — In der Aussprache wandte 
man sich einheitlich gegen eine Abspaltung eines Teiles der 
Kleinkinder von der Säuglingsfürsorge. Es wurde Klage ge- 
führt über den Mangel an Grünflächen zu Spielplätzen für die 
Kleinkinder in der Stadt, ferner unter Betonung der Bedeutung 
des Kindergartens eine bessere hygienische Ausbildung der 
Kindergärtnerin verlangt. 

Das zweite Hauptthema lautete: ‚„Säuglingspflege- 
unterricht für die weibliche Jugend“. Dr. E.Liefmann 
(Freiburg i. Br.) referierte über ,,Die staatlichen Vorschriften 
für die Ausbildung von Säuglingspflegelehrerinnen und ihre 
Auswirkung (vom Standpunkt des Arztes)‘. Der Unterricht 
muß baldigst als obligatorischer Unterrichtsgegenstand in allen 
Schulen für Mädchen, zumindest in allen Fortbildungs- und Be- 
rufsschulen eingeführt werden. Geeignete Persönlichkeiten sind 
unter den Lehrerinnen wie den Fürsorgerinnen (Ärzte) zu finden. 
Für Lehrerinnen fordert die Referentin eine theoretische und 
praktische Ausbildungszeit im allgemeinen von mindestens 
%,jähriger Dauer in geeigneten Anstalten; besonders eignen 
sich Fortbildungs- (Haushaltungs-)Lehrerinnen. Fürsorgerin- 
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nen bedürfen einer pädagogisch-seminaristischen Schulung von 
etwa 3 Monaten. Wo eine gründliche Ausbildung der Lehrerin- 
nen nicht zu erreichen ist, kann ein engeres Zusammen- 
arbeiten von Lehrerinnen und Fürsorgerinnen empfohlen werden. 
— E. Paeslack, 1. Vorsitzende des Landesvereins preußischer 
Volksschullehrerinnen, (Berlin), behandelte das gleiche Thema 
vom Standpunkt des Pädagogen. Die Säuglingspflege muß 
in der Volksschule in die naturwissenschaftlichen Fächer ein- 
gegliedert und von der diese Fächer unterrichtenden, mit 
besonderer Lehrbefähigung für Säuglingspflege ausgestatteten 
Lehrerin erteilt werden. In allen anderen Schulen mit Fach- 
unterricht erteilt sie eine für diesen Zweck ausgebildete Fach- 
lehrerin oder Ärztin mit pädagogisch-methodischer Vorbildung. 
Die durch den preußischen Erlaß vom 11. August 1922 ge- 
forderte Ausbildung der Säuglingspflegelehrerin stößt auf ver- 
schiedenartige, besonders finanzielle Schwierigkeiten. Um kom- 
munale Mittel für diese Ausbildung zu erhalten, tut Aufklärung 
not, sonst bleibt der Unterricht in den Händen von mangel- 
haft ‚vorbereiteten Lehrkräften. Die Säuglingspflege muß fester 
Bestandteil der Lehrerinnenausbildung werden. — In der Aus- 
sprache wurde eine dreimonatige Ausbildung in finanzieller Hin- 
sicht als Höchstmaß bezeichnet, im übrigen angeregt, erneut zu 
prüfen, ob dieses sachlich erforderlich sei. Von kommunaler Seite 
wurde großzügige Unterstützung durch den Staat gefordert. 

Die zum Teil stark gegensätzlichen Auffassungen, die in den 
beiden Verhandlungstagen zum Ausdruck kamen, beweisen, 
daß die hier angeschnittenen Probleme in den Fachkreisen im 
Mittelpunkt des Interesses stehen. 

| S. Fleminger (Berlin). 
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NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-, 
WIRTSCHAFTS- UND ALLGEMEINEN FÜRSORGE 


Redigiert von Ministerialrat Dr. HANS MAIER, Dresden-Loschwitz, Souchaystraße 9. 


Der Aufbau der offenen Jugendfürsorge in Österreich. 
Übersichtsreferat. 
Von ALFREDMIKOCKI, Wien. 


Gerade jetzt, da Deutschland die im deutschen 
Jugendwohlfahrtsgesetz verankerte Jugendfürsorge 
auch auf dem flachen Lande zur Durchführung zu 


bringen bestrebt ist, mag es von Interesse sein zu sehen, 


welchen Entwicklungsgang die Jugendfürsorge in dem 
Österreich der Nachkriegszeit genommen hat. Daß 
daraus auch manches namentlich für die ländliche Für- 
sorge Deutschlands Wertvolle zu Tage treten wird, 
ergibt sich aus der Tatsache, daß der Charakter der 
erwerbstätigen Bevölkerung Österreichs zum über- 
wiegenden Teile land- und forstwirtschaftlicher Natur 
ist; die in der Industrie tätigen Einwohner machen 
nur einen geringen Bruchteil der Gesamtbevölkerung 
aus. — Dementsprechend finden wir in Österreich 
außer der Bundeshauptstadt Wien nur einige Landes- 
hauptstädte mit über 100000 Einwohnern und neben 
diesen eine verschwindende Anzahl von Kleinstädten 
(so hat beispielsweise das Bundesland Niederöster- 
reich bei einer Einwohnerzahl von zirka 11, Millionen 
nur 26 Städte mit über 5000 Einwohnern). — Der 
Großteil der Bevölkerung Österreichs wohnt, wenn 
wir von Wien absehen, in Märkten, Dörfern oder noch 
kleineren Siedlungen, die infolge des gebirgigen Cha- 
rakters vieler Bundesländer oft stundenlange Strecken 
voneinander entfernt liegen. Hand in Hand mit dem 
Gebirgscharakter und der geringen Bevölkerungsdichte 
geht die Verkehrsarmut einzelner österreichischer Bun- 
desländer. Wenn man noch bedenkt, wie armÖsterreich 
durch den Zusammenbruch geworden war, wird man 
begreifen, mit welch großen Hindernissen die Lösung 
einer neuen Kulturaufgabe bei uns verbunden war. 

Da wir in Österreich noch kein einheitliches Jugend- 
wohlfahrtsgesetz haben, kann die während des Krieges 
erlassene Verordnung über die Generalvormund- 
schaft als Grundgesetz der offenen Jugendfürsorge 
gelten. Trotzdem diese Verordnung nur wenige Be- 
stimmungen enthält, ist sie für den Auf- und Ausbau 
der offenen Jugendfürsorge in Österreich von weit- 
tragender Bedeutung geworden. Nach dieser Ver- 
ordnung können Gemeinden oder andere Körper- 
schaften die Errichtung einer Generalvormundschaft 
beschließen. Diese Generalvormundschaft kann teils 
als Sammelvormundschaft wirken, teils als General- 
vormundschaft im engeren Sinne für einen von vorn- 


herein bestimmten Kreis unehelicher Kinder errichtet 
werden, für die sie dann ipso iure, ohne fallweise Be- 
stellung durch das Vormundschaftsgericht, eintritt. 

Von der Geburt unehelicher Kinder erfährt der 
Generalvormund (übrigens ist auch in Österreich 
der Ausdruck Berufsvormund geläufig) binnen 24 
Stunden durch die Hebamme. Sicherlich hat diese 
Meldung gegenüber der durch das deutsche Jugend- 
wohlfahrtsgesetz festgesetzten Meldungspflicht des 
Standesbeamten den Nachteil geringerer VerläB- 
lichkeit. Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß sich 
auch die Hebammen zur pünktlichen Meldung erziehen 
lassen und daß ihre Meldungen zumeist auch noch An- 
haltspunkte für fürsorgerisches Eingreifen geben. Es 
ist dadurch auch eine engere Fühlungnahme zwischen 
amtlicher Jugendfürsorge und den Hebammen herge- 
stellt, und die Generalvormundschaft in die Lage ver- 
setzt, auf dem Umweg über die Hebammen für die 
Forderungen der modernen Säuglingspflege, für Still- 
propaganda und dergleichen einzutreten. 

Die Hebammen sind uns auch erwünschte Hilfs- 
organe auf dem Gebiet der gleichfalls durch die er- 
wähnte Verordnung geförderten Schwangerenfür- 
sorge. Der Generalvormund kann nämlich als Bevoll- 
mächtigter der Mutter die im bürgerlichen Gesetzbuch 
vorgesehene Sicherstellung der Entbindungskosten, 
der 6wöchigen Unterhaltskosten für die Mutter 
und dreimonatigen Alimente erwirken. Es ist nun 
auf der Hand liegend, daß die Hebammen, die vor 
allem anderen mit den Schwangeren in Verbindung 
stehen, nicht zuletzt im eigenen Interesse die 
Schwangeren veranlassen, diese für Mütter und 
Kinder gleich wichtigen Rechtsansprüche mit Hilfe 
der Berufsvormundschaft geltend zu machen. 

Gegenüber Einzelvormündern hat der Berufs- 
vormund nicht das Recht der Überwachung, wohl 
aber das der Beratung. Dem Berufsvormund können 
ferner auch Kuratelen und Mitvormundschaften, 
ferner auch einzelne vormundschaftliche Pflich- 
ten, die von gesetzlichen Vertretern unzureichend er- 
füllt werden, übertragen werden. Diese Bestimmung 
ist auch eine Handhabe, um den Mangel eines Für- 
sorgeerziehungsgesetzes einigermaßen auszugleichen, 
worüber noch später gesprochen werden soll. 
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Während von der Gemeinde Wien und vom Lande 
Niederösterreich schon vor Erlaß der in Rede stehenden 
Verordnung Berufsvormundschaften errichtet wor- 
den waren, setzte sich der Gedanke der Berufsvor- 
mundschaft in den anderen Ländern des heutigen 
Österreich nur allmählich durch. So kam es, daß ein 
großer Teil unehelicher Kinder, und zwar sicher oft 
` gerade die gefährdetsten, des Schutzes entbehrten ; denn 
die Vormundschaftsräte, die die Teilnovelle des 
bürgerlichen Gesetzbuches vom Jahre 1916 auch als 
Überwachungsstellen für Ziehkinder in Aussicht ge- 
nommen hatte, waren fast nirgends ins Leben getreten. 
So war es denn ein großer Fortschritt, daß im Jahre 
1919dasZiehkinderwesen gesetzlich geregelt wurde. 

Während die Einführung der Generalvormundschaft 
dem Belieben der einzelnen Länder überlassen ge- 
blieben war, wurden mit der Ziehkinderaufsicht für 
den Fall, daß eigentliche Ziehkinderaufsichtsstellen 
nicht entstünden, die staatlichen Bezirksverwaltungs- 
behörden betraut. Da der Staat aber Beihilfen für die 
Kosten der Ziehkinderüberwachung zur Verfügung 
stellte, den Gemeinden am Sitz der Ziehkinderauf- 
sichtsstelle auch die Pflicht der Beistellung und In- 
standhaltung der notwendigen Amtsräume auflastete, 
erhielten die Länder durch dieses Gesetz einen Anreiz 
zur Gründung solcher Stellen. So führten die staat- 
lichen Verwaltungsbehörden nur in einigen Ländern 
und nur vorübergehend die Ziehkinderaufsicht, wäh- 
rend in Kürze überall eigene Ziehkinderaufsichtsstellen, 
zum geringen Teil von Vereinen, zum größten Teil von 
den Landesverwaltungen geschaffen wurden, die dann 
zumeist mit den Berufsvormundschaften zu einheit- 
lichen Amtsstellen verschmolzen. 

Die wichtigsten Grundsätze der Ziehkinderordnung 
sind folgende: Als Ziehkinder im Sinne des Gesetzes 
sind eheliche und uneheliche Kinder unter 14 Jahren 
zu verstehen, die sich bei anderen Personen als Vater 
oder Mutter in Pflege befinden; ferner uneheliche 
Kinder unter 14 Jahren, die sich bei Vater und Mutter 
oder Mutter in Pflege befinden. — Zur Übernahme 
eines Ziehkindes ist eine nur unter gewissen Voraus- 
setzungen zu erlangende behördliche Bewilligung not- 
wendig ; diese kann entweder vor oder nach Aufnahme 
des Kindes erteilt werden. Die Aufsichtsstelle, die 
über die Bewilligung entscheidet, ist berechtigt, im 
Notfalle das bei der betreffenden Partei befindliche 
Kind sofort abzunehmen ünd vorläufig anderweitig 
unterzubringen. Dies soll bei unter Vormundschaft 
stehenden Kindern nur dann geschehen, wenn die Ver- 
fügung des Pflegschaftsgerichtes nicht ohne Gefahr für 
das Kind abgewartet werden kann. Die Pflegepartei 
ist verpflichtet, der Aufsichtsstelle anderweitige Unter- 
bringung oder den Tod des Kindes zu melden. 
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Eine große Zahl von Kindern scheidet nach dem 
Gesetz allerdings aus dem Kreise der unter Ziehkinder- 
aufsicht stehenden Schützlinge aus, nämlich jene, die 
von einer Öffentlichen Anstalt oder Behörde unter 
ihrer Aufsicht in Familienpflege gegeben werden. In 
der überwiegenden Zahl handelt es sich um die von 
Armenbehörden untergebrachten Pflegekinder. Der 
Gesetzgeber ging dabei von dem theoretisch richtigen 
Grundsatz aus, daß eine Doppelüberwachung über- 
flüssig und sogar nachteilig sei. Leider aber bringen 
kleine oder sozial rückständige Gemeinden und Für- 
sorgebezirke ihre versorgungsbedürftigen Kinder nur 
zu oft in unentgeltliche oder schlecht bezahlte Pflege- 
stellen, in denen die Kinder schlecht gepflegt, zu 
schwerer Arbeit ausgenützt und dann möglichst bald 
einem ungelernten Berufe zugeführt werden. Diesem 
Übelstande ist nur in einzelnen Ländern wenigstens 
zum Teile durch ein engeres Zusammenarbeiten von 
Armen- und Jugendfürsorge abgeholfen. 

Während die Ziehkinderordnung verhältnismäßig 
rasch durchgeführt wurde, harrte das schon vorher, 
Ende 1918 erlassene Kinderarbeitsgesetz noch 
der Durchführung. Erst als die Gründung der Zieh- 
kinderaufsichtsstellen überall im besten Gange war, 
hat man, von dem Gesichtspunkt ausgehend, daß ein 
großer Teil der zur Kinderarbeit herangezogenen 
Kinder ohnedies Ziehkinder sind, durch Durchfüh- 
rungsverordnungen die Überwachung der Kinder- 
arbeit mit der Ziehkinderaufsicht in engste Verbindung 
gebracht. So sind die Ziehkinderaufsichtsstellen zu- 
gleich auch Überwachungsstellen im Sinne des Kinder- 
arbeitsgesetzes geworden. Den Schulleitungen ist — 
dies ist organisatorisch wichtig — die Pflicht auferlegt, 
arbeitende Kinder der zuständigen Überwachungs- 
stelle mitzuteilen, wodurch auch eine engere Fühlung- 
nahme zwischen Jugendfürsorge und Schule festgelegt 
erscheint. 

Da die Ziehkinderaufsicht, wie erwähnt, fast überall 
in enger Verbindung mit den Berufsvormundschaften 
steht, sind trotz des Nebeneinanders verschiedener Ge- 
setze einheitliche Amtsstellen für diese wichtigen 
Zweige der Jugendfürsorge entstanden. — Die Ent- 
wicklung ging jedoch noch weiter. Schon die Ver- 
ordnung über die Generalvormundschaft hatte die Be- 
stimmung getroffen, daß die unter Aufsicht gestellten 
Kinder mindestens einmal jährlich einer ärztlichen 
Untersuchung unterzogen und ihre Unterbringung und 
Haltung regelmäßig fachlich überprüft wird. In diesen 
Bestimmungen, die dann durch die viel eingehenderen 
Bestimmungen der Ziehkinderordnung noch eine Aus- 
gestaltung erfuhren, ist die gesetzliche Grundlage auch 
für die gesundheitliche Fürsorge, insbesondere 
die Säuglingsfürsorge gegeben. 
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Für die Ziehkinderaufsicht wurden zumeist die im 
öffentlichen Dienste stehenden Gemeindeärzte (Spren- 
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festgestellten Mängel einer Abhilfe zuführt, viel zu 
hoch. Mit dem Ausbau der allgemeinen Jugendfür- 


gelärzte) gewonnen, für die Überwachung der Säug- | sorge jedoch stellt sich von selbst der Einbau der 


linge aber wurden Mutterberatungsstellen geschaffen, 
deren ärztliche Leiter bescheiden entschädigt wurden. 
Als wichtigste Helferinnen in den Mutterberatungen 
und der Säuglingsfürsorge einerseits, sowie als unent- 
behrliche Mitarbeiterinnen in der Berufsvormund- 
schaft und Ziehkinderaufsicht haben sich die Für- 
sorgerinnen erwiesen, für deren Ausbildung in Öster- 
reich derzeit 4 zweijährige und 2 einjährige Schulen, 
teils von privaten, teils von öffentlichen Stellen er- 
halten werden. In diesen Fürsorgeschulen wird neben 
der Ausbildung in Gesundheitsfürsorge auch der 
Ausbildung auf dem Gebiete des Jugendrechtes be- 
sondere Aufmerksamkeit geschenkt, um die Für- 
sorgerinnen zu möglichst selbständiger Mitarbeit im 
gesetzlichen Jugendschutz zu befähigen. 

Die enge Verbindung zwischen Gesundheitsfürsorge 
und Rechtsfürsorge hat sich als ungemein vorteilhaft 
auch vom Standpunkt der Gesundheitsfürsorge er- 
wiesen ; denn die Fürsorgerin, die unehelichen Müttern 
als die Vermittlerin der Alimente und der Kranken- 
kassen-Stillgelder gilt, erwirbt sich viel rascher das so 
notwendige Vertrauen, als wenn sie nur als Gesund- 
heitsfürsorgerin käme. Sie kann auch nur dann, wenn 
sie Hand in Hand mit dem gesetzlichen Jugendschutz 
arbeitet, alle die Hilfen für ihre Schützlinge in Wirk- 
samkeit setzen, die zum vollen Erfolge führen. — 
Andererseits aber hat sie auch, wenn sie im Namen der 
Berufsvormundschaft auftritt, die Autorität des Vor- 
mundschaftsgerichtes, wenn sie als Organ der Zieh- 
kinderaufsicht auftritt, die Autorität der Verwaltungs- 
behörde hinter sich. Auch dort, wo die Gesundheits- 
fürsorge nicht erst sekundär auf der Berufsvormund- 
schaft oder Ziehkinderaufsicht aufgebaut ist, sondern 
als erster Fürsorgezweig ausgebaut wurde, hat sich ein 
Zusammenarbeiten mit den später entstandenen Ge- 
neralvormundschaften und Ziehkinderaufsichtsstellen 
in der Weise entwickelt, daß die Fürsorgerinnen dieser 
Fürsorgestellen auch den Generalvormundschaften zur 
Verfügung stehen, so daß’ein Nebeneinanderarbeiten 
verschiedener Fürsorgeorgane nicht eintritt. 

Auch auf einem anderen Gebiet der gesundheitlichen 
Jugendfürsorge, nämlich bei der Schulfürsorge, 
dürfte die Gefahr der Doppelbefürsorgung vermieden 
werden können. In der Vorkriegszeit hatten nur 
einige wenige Österreichische Städte Schulärzte und 
Schulpflegerinnen bestellt. Die Zahl dieser Gemeinden 
hatte sich nach dem Kriege nur ganz unbedeutend und 
zwar nur in Industriebezirken vermehrt ; denn für die 
meisten Gemeinden sind die Kosten einer gut funk- 

ionierenden Schulfürsorge, die auch die vom Arzte 


Schulfürsorge in den Aufgabenkreis dieser allgemeinen 
Jugendfürsorgestellen als selbstverständlich dar. — 
Dies ist auch in Niederösterreich, dem einzigen Lande, 
in dem die Schulfürsorge auch in Landschulen in 
größerem Umfange durchgeführt wird, der Fall. 

Wie bei keinem anderen Fürsorgezweig ist auf dem 
Gebiete der Erholungsfürsorge in Österreich ein 
ziemlich inniges Zusammenarbeiten zwischen amt- 
licher und privater Jugendfürsorge zu verzeichnen. 
So sind in den zwei größten Bundesländern Wien und 
Niederösterreich unter dem Namen ‚,Jugendhilfswerk“ 
zusammenfassende Ausschüsse geschaffen, in denen alle 
an der Erholungsfürsorge beteiligten Organisationen 
vertreten sind. Das Jugendamt hat die Geschäfts- 
führung und stellt oft auch den Organisationen Plätze 
in vom Amte geleiteten Ferienheimen zur Verfügung. 

Auf dem Gebiete der Tuberkulosefürsorge, die 
bei uns zum Teile vom Roten Kreuz, zum Teile von 
Gemeinden oder Ländern getragen wird, haben wir 
allerdings noch ein Nebeneinanderarbeiten, da die 
Tuberkulosefürsorgesteilen nicht mit den Jugendfür- 
sorgestellen vereinigt sind und die Tuberkulosefür- 
sorgerin deshalb oft in dieselben Familien kommt, in 
denen die Jugendfürsorgerin, im Dienste der‘ Berufs- 
vormundschaft oder Ziehkinderaufsicht, der Säug- 
lings- oder Schulfürsorge zu tun hat. Ob in absehbarer 
Zeit die Jugendfürsorgerin wie es in einzelnen Be- 
zirken begonnen wurde, auch die Tuberkulosefürsorge 
übernimmt, läßt sich vorderhand nicht absehen. Diese 
Frage hängt ja innig damit zusammen, ob die Ent- 
wicklung bei uns zu einer alle Altersstufen umfassenden 
Wohlfahrtspflege hindrängen wird, oder ob die Jugend- 
wohlfahrtspflege als eine in ihrer Eigenart begründete 
Sonderfürsorge bestehen bleibt. 

Dies führt uns zu einem wichtigen Zweig der Jugend- 
fürsorge, nämlich zur Fürsorge für die wegen Armut 
hilfsbedürftigen Kinder. Wie bekannt sein dürfte, 
trifft in Österreich die Versorgungspflicht im Ver- 
armungsfall die Gemeinde, in der der Betreffende das 
Heimatrecht hat. Das Heimatrecht ist aber oft nur 
sehr schwierig festzustellen und wird in vielen Fällen 
erst durch jahrelangen, zumeist 10jährigen Aufent- 
halt in einer Gemeinde erworben. Allerdings, im Falle 
dringender Not hat die Aufenthaltsgemeinde die 
Pflicht, die notwendige Fürsorge einstweilen zu 
leisten; trotzdem ist oftmals mangels der Heimat- 
zuständigkeit nichts Ausreichendes zu erreichen. Ein 
zweiter Nachteil liegt in der geringen finanziellen 
Leistungsfähigkeit der ländlichen Gemeinden. Nur in 
einem Bundesland (Niederösterreich) sind die Gemein- 
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den jedes Gerichtsbezirkes zu Fürsorgebezirken zu- 
sammengeschlossen, die selbstverständlich viel trag- 
kräftiger und für weittragende Fürsorgemaßnahmen 
im allgemeinen auch viel zugänglicher sind, als 
einzelne ländliche Gemeinden. Naturnotwendigerweise 
ergibt sich oft ein Gegensatz zwischen den Wünschen 
der Jugendfürsorge und den Entscheidungen der 
Armenbehörde, die die Mittel bewilligen soll. Die 
Armenfürsorge fragt nur zu gern: „Was kostet es?“ 
und: „Ist der Fall hierher zuständig?‘‘, während 
die Jugendfürsorge nur das „Wie“ der gegen- 
wärtigen und der gewünschten Unterbringung und 
Versorgung des Kindes im Auge hat. Aber mit gutem 
Willen läßt sich der Standpunkt der Jugendfürsorge 
doch oft und um so leichter durchsetzen, als ja gerade 
der Armenfürsorge durch die berufsvormundschaft- 
liche Tätigkeit eine Unsumme von Kosten erspart 
wird. — Auch der Standpunkt der Jugendfürsorge, 
daß gesunde Kinder nicht in Heime und Besserungs- 
anstalten, sondern in die viel billigere offene Pflege ge- 
hören und daß die Aufbringung guter Pflegestellen in 
den Aufgabenbereich der Jugendfürsorge gehört, ist 
geeignet, die oft bestehende Kluft zwischen Jugend- 
fürsorge und Armenfürsorge zu überbrücken. — 
Darum hat auch die Fürsorge für arme Kinder in 
Österreich überall dort, wo sich die Jugendfürsorge 
gut entwickelte, große Fortschritte gemacht. Der 
schon im Heimatgesetz aus dem Jahre 1863 festgelegte 
öffentlich rechtliche Anspruch des Kindes auf Er- 
ziehung (und nicht bloB auf Versorgung) bekommt 
immer mehr Leben. Die Erkenntnis, daß die Er- 
ziehung mit dem 14. Lebensjahre nicht abgeschlossen 
ist und auch die Berufsausbildung in sich schließt, 
ringt sich immer mehr durch, freilich vom Stand- 
punkte der Jugendfürsorge noch viel zu langsam. 

Wie schon erwähnt, vertritt die offene Jugendfür- 
sorge Österreichs selbstverständlich den Standpunkt, 
daß normale Kinder in die offene Familienpflege ge- 
hören. Die Plätze in den bestehenden Kinderheimen 
und Waisenhäusern werden deshalb immer mehr frei- 
gemacht für wirklich anstaltsbedürftige Kinder. Dabei 
drängt in der Heimfürsorge die Entwicklung offen- 
sichtlich dahin, eine Gruppierung der Kinder teils nach 
Altersstufen vorzunehmen (Säuglinge, Kleinkinder, 
Schulkinder und Schulentwachsene), teils nach der 
Art der Anstaltsbedürftigkeit (Krankheit, bildungs- 
unfähiger Schwachsinn, bildungsfähiger Schwachsinn, 
Psychopathie, Epilepsie, Bettnässen, Tausbtummheit, 
Blindheit, Verkrüppelung, Verwahrlosung usw.). 

Auf dem Gebiete der Gefährdetenfürsorge sind 
in Österreich in der Nachkriegszeit wichtige gesetz- 
liche Bestimmungen über das Jugendgerichtswesen, die 
bedingte Verurteilung und die Schutzaufsicht erlassen. 


Während in Wien für die Zusammenarbeit mit dem 
Jugendgerichte und für die Schutzaufsicht ein aus 
allen privaten Fürsorgekreisen zusammengesetztes und 
vorbildlich zusammenarbeitendes Jugendgerichtshilfe- 
Komitee besteht, sind es in den anderen Bundes- 
ländern wieder vor allem die Berufsvormundschaften 
und Ziehkinderaufsichtsstellen, die den Ausgangs- und 
Sammelpunkt auch für diesen Fürsorgezweig bilden 
und sich ihre Mitarbeiter aus allen Schichten der Be- 
völkerung suchen. 

Gesetzlich unbefriedigend gelöst ist dagegen die 
Frage der Fürsorgeerziehung, die die österreichi- 
sche Gesetzgebung als besondere Rechtseinrichtung 
bisher überhaupt nicht kennt. Nothilfe müssen uns 
bei bereits eingetretener Verwahrlosung die gesetz- 
lichen Bestimmungen über Zwangsarbeits- und Besse- 
rungsanstalten leisten, die aus dem Jahre 1885 stam- 
men und demzufolge nicht auf den Geist der modernen 
Fürsorgeerziehung eingestellt sind. Gerade vom Stand- 
punkt der offenen Jugendfürsorge aber müssen uns 
einige Paragraphen des BG. mehr interessieren, die 
uns Mittel zur Hand geben, bei drohender Verwahr- 
losung Fürsorgemaßnahmen zu ergreifen und die sich 
auf Vernachlässigung der Erziehungspflicht durch die 
Eltern beziehen. Bei grober Vernachlässigung dieser 
Pflicht kann eine gänzliche oder zeitweise Aberkennung 
der väterlichen Gewalt oder des mütterlichen Er- 
ziehungsrechtes ausgesprochen werden. Ist diese 
scharfe Maßnahme nicht nötig, so kann das Gericht 
auch nur mit der Wegnahme des Kindes von Vater 
oder Mutter und der Unterbringung in einer anderen 
Familie oder Anstalt vorgehen. Noch weniger ein- 
greifend sind schließlich die Überwachung der Er- 
ziehung in der eigenen Familie, ferner die Erlassung 
einer mittlerweiligen Verfügung zum Schutze des be- 
drohten Kindes. Gerade in dieser Tätigkeit ist das 
Pflegschaftsgericht aber sehr auf die Unterstützung 
der Jugendfürsorge angewiesen, die ja allein die wirk- 
liche Durchführung der vom Gerichte für notwendig 
erkannten Maßnahmen gewährleistet. — Nicht ver- 
schwiegen darf allerdings werden, daß diese Bestim- 
mungen schwere Mängel aufweisen, so läßt sich, wenn 
kein elterliches Verschulden, sondern Unvermögen 
irgendeiner Art die Verwahrlosung herbeiführt, nicht 
viel ausrichten. 

Einzelne Bestimmungen gegen die Jugendverwahr- 
losung finden sich noch in einzelnen Landes- und 
Bundesgesetzen, — so in der Kinoverordnung, dem 
Pressegesetz und einem Bundesgesetz, das die Ver- 
abreichung alkoholischer Getränke an Kinder und 
Jugendliche einschränkt. 

Was die Schulentlassenenfürsorge anlangt, so 
wird besonders auf dem Gebiete der Lehrlingserho- 
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lungsfürsorge Vorbildliches durch die Lehrlingsfür- 
sorgeaktion des Bundesministeriums für soziale Ver- 
waltung geleistet ; dieser Aktion ist es zu danken, daB 
die gesetzlich festgelegten Lehrlingsurlaube von einer 
groBen Anzahl Jugendlicher beider Geschlechter auch 
wirklich in gesunder Gegend und bei guter Ernährung 
ausgenützt werden können. Ein weiterer Fortschritt 
auf diesem Gebiete wurde durch die von den Arbei- 
terkammern errichteten Lehrlingsschutzstellen erzielt, 
deren Aufgabe es ist, in allen Angelegenheiten des 
Lehrlingswesens Rat, Hilfe und Schutz zu gewähren 
und die sich zur Lösung dieser Aufgabe eine verhältnis- 
mäßig große Zahl freiwilliger Mitarbeiter zu gewinnen 
wußten. Endlich sind in mehreren Bundesländern 
außer den allgemeinen Arbeitsnachweisstellen eigene 
Berufsberatungsstellen für Jugendliche entstanden, 
die in enger Fühlung mit der allgemeinen Jugend- 
fürsorge arbeiten, wenn sie nicht überhaupt in deren 
Tätigkeitsgebiet ganz eingegliedert sind. 

Die meisten Zweige der Jugendfürsorge sind in 
einer ganz natürlichen Entwicklung zu einheitlichen 
Amtsstellen vereinigt. Ihr Sprengel deckt sich im all- 
gemeinen mit dem Sprengel der Gerichtsbezirke, auch 
haben sie zumeist ihren Sitz dort, wo das Bezirks- 
gericht liegt. Die Bezirksstellen führen den Namen 
Bezirksjugendamt, Berufsvormundschaft, Generalvor- 
mundschaft und unterstehen in jedem Lande einem 
Landesjugendamt, das sich wieder als eine Ab- 
teilung des Amtes der betreffenden Landesregierung 
darstellt. Neben diesen Dienststellen der Landesver- 
waltung haben nur einzelne größere Städte sich 
Jugendämter geschaffen, die sich nur zum Teil in den 
Rahmen der Jugendfürsorge des betreffenden Landes 
eingliedern, zum Teil selbständig arbeiten. Während 
in den übrigen österreichischen Ländern die ländliche 
Fürsorge hauptsächlich von amtswegen organisiert und 
ausgebaut wurde und nur für einzelne Zweige private 
Organisationen und Einzelpersönlichkeiten findet, mit 
denen sie Hand in Hand arbeitet, ist in den Bundes- 
ländern Tirol und Vorarlberg die Jugendfürsorge 
zwar im engen Anschluß an die Bezirksgerichte, aber 
doch auf freier Vereinsgrundlage aufgebaut. 

Im Bundesministerium für soziale Verwaltung hat 
die Jugendfürsorge ihre oberste Leitung. 

Um nun auch an einem Beispiel zu zeigen, wie 
die vorstehend gekennzeichneten Grundsätze in Wirk- 
lichkeit umgesetzt wurden, sei nun noch über die 
Organisation des niederösterreichischen Landesjugend- 
amtes, das für den Ausbau der Fürsorge auf dem 
flachen Lande von Fachleuten als vorbildlich be- 
zeichnet wird, zusammenfassend folgendes erwähnt: 
Das n.ö. Landesjugendamt umfaßt 68 Bezirks- 
stellen, deren jede zugleich als Generalvormund- 
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schaft, Ziehkinderaufsicht, Überwachungsstelle für 
Kinderarbeit und als Jugendgerichtshilfe des Bezirkes 
wirkt. Mit der Gesamtzahl von 40000 Mündeln steht 
das n.ö. Landesjugendamt zahlenmäßig an der Spitze 
der österreichischen Landesjugendämter und zählt 
auch beinahe doppelt soviele Mündel als das große 
Wiener Jugendamt. Die durch die Berufsvormund- 
schaften im Vorjahre hereingebrachten Alimente be- 
trugen über 1400000 Schilling, d. i. 1 Million Gold- 
kronen. Ungefähr 75 % Mündel der Berufsvormund- 
schaften sind nicht in fremder Pflege, sondern bei 
Vater oder Mutter untergebracht. Unter den Mündeln 
bilden neben denjenigen, die durch die Generalvor- 
mundschaft angefallen sind, die durch Gerichtsbe- 
schluß fallweise übertragenen Vormundschaften über 
eheliche und ältere uneheliche Kinder eine erheb- 
liche Anzahl. In 12 Bezirken stehen hauptamtliche 
Juristen an der Spitze der Bezirksstellen, in den 
übrigen Bezirken sind 60 Fürsorgeorgane im Haupt- 
oder Nebenberufe als Leiter bestellt. Fürsorgerinnen 
sind insgesamt 104 tätig, von denen freilich noch 
einige nur im Nebenamte bestellt sind. Für die Aus- 
bildung sorgt eine 2jährige Fürsorgeschule, die im 
ersten Jahre auf der Praxis der Säuglingspflege, im 
zweiten Jahre auf der Praxis in der ländlichen Jugend- 
fürsorge und der Heimerziehung aufgebaut ist, und die 
theoretische Vorträge in allen einschlägigen Fächern 
aufweist. Um die Fürsorge noch weiter zu dezentra- 
lisieren, sind an einzelnen Orten noch nebenamtliche 
Fürsorgehelferinnen, außerdem ungefähr 2500 ehren- 
amtliche Männer und Frauen tätig. Unter ärztlicher 
Leitung stehen 300 Mutterberatungsstellen, so daß 
ungefähr jede sechste ländliche Gemeinde über eine 
solche Fürsorgestelle für Säuglinge und Kleinkinder 
verfügt. Zur Unterstützung dessen, was der Arzt und 
die Fürsorgerin den Müttern sagen, werden Merkblätter 
und Säuglingspflegetagebücher ausgegeben. Außerdem 
werden von Ärzten und Fürsorgerinnen vor Müttern so- 
wie vor schulmündig werdenden Mädchen auch in ganz 
kleinen Dörfern Säuglingspflegevorträge gehalten, die 
stets durch Lichtbilder oder wenigstens durch prak- 
tische Übungen ergänzt werden. Auch durch Säug- 
lings- und Kleinkinderpflege-Ausstellungen sowie durch 
Plakate wird die Landbevölkerung über die wichtigsten 
Forderungen moderner Kinderpflege aufgeklärt. Die 
Fürsorgerinnen des Landesjugendamtes führen endlich 
auf Grund von Verträgen mit den großen Kranken- 
kassenverbänden die Stillkontrolle durch, auf Grund 
deren den versicherten stillenden Frauen die gesetzlich 
festgesetzten Prämien ausbezahlt werden. Durch 
diese vielfältige Tätigkeit ist die Säuglingssterblich- 
keit, die im Kriege in Niederösterreich bis auf 28 % 
hinaufgeschnellt war, beträchtlich herabgedrückt wor- 
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den, in einzelnen besonders gut ausgebauten Bezirken 
bis auf 6 % gesunken. 

Bei der Wahl der Mutterberatungsärzte wurde be- 
sonders auf die Gemeindeärzte gegriffen, die nunmehr 
auch gesetzlich verpflichtet sind, zu einem vereinbarten 
Tarife den Mutterberatungsdienst zu übernehmen. 
Außerdem wurden diese Ärzte durch Landesgesetz zur 
unentgeltlichen Behandlung der Armenkinder und der 
Ziehkinder verpflichtet ;für Zwecke der Berufsberatung 
haben sie die schulmündig werdenden Kinder dort, wo 
keine Schulfürsorge besteht, zu untersuchen. Die Schul- 
fürsorge wurde in Niederösterreich vor 3 Jahren in das 
Aufgabengebiet des Landesjugendrates einbezogen und 
ist bereits an über 400 Landschulen durchgeführt. 

Für heimbedürftige Kinder betreibt das Amt 
2 Säuglings- und Mütterheime, 2 Kleinkinderheime, 
1 Bettnässerheim, 1 Psychopathenheim mit Beobach- 
tungsabteilung für Neuaufnahmen und einer Abgangs- 
abteilung für der offenen Pflege wiederzugebende 
Kinder, 5 Erziehungsheime und I Tuberkulosenheim. 
Für die erholungsbedürftige Jugend stehen 20 Ferien- 
heime zur Verfügung, in denen im Vorjahr 5000 Kinder 
und Jugendliche, zum Teil auch aus Deutschland, 
untergebracht waren. 

Der Bekämpfung der Jugendverwahrlosung dienen 
in Ergänzung der gesetzlichen Maßnahmen zahlreiche 


557 


Jugendbüchereien, Jugendhorte und Lesehallen, 
Bücherverkaufsausstellungen, Märchen- und Licht- 
bildervorträge und die vom Amte im Jugendverlage 
Eckarthaus, Wien-Leipzig, herausgegebenen Jugend- 
hefte für Literatur und Kunst. 

Alle Berufsvormundschaften nehmen sich teilweise 
durch eigens hierfür im Nebenamte bestellte Organe 
der Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung, des 
Lehrlingsschutzes und der Berufsfürsorge an. 

Auch auf anderen Gebieten der Jugendpflege wurde 
nicht wenig geleistet. Außer der schon erwähnten Er- 
holungsfürsorge, die neben den vorschulpflichtigen 
und Schulkindern auch immer mehr die Jugendlichen 
erfaßt, wurde insbesondere das Jugendwanderwesen 
auf die verschiedenste Weise, so durch die Grün- 
dung zahlreicher Jugendherbergen Veranstaltung von 
Wanderfahrten, Erwirkung von Fahrpreisermäßi- 
gungen, in jüngster Zeit durch Herausgabe der 
Zeitschrift „Der Jungwanderer‘‘ gefördert. In meh- 
reren Jugendheimen werden Wintersportkurse ver- 
anstaltet, für die die Schulbehörde den Mittelschülern 
einen 8tägigen Urlaub bewilligt und Skilehrer ausbildet. 

Der im Vorstehenden gegebene Überblick zeigt, daß 
auch in Österreich in den letzten Jahren nicht nur 
über die Jugendnot geklagt, sondern tatkräftig zur 
Linderung dieser Not gearbeitet wurde. 


BESPRECHUNGEN UND BERICHTE 


Uneheliche Kinder in den nordischen Ländern und im Deutschen 
Reiche. F. Manns pädag. Magazin Heft 1035. Fortschritte 
der Jugendfürsorge, II. Reihe, Heft 6. Beyer & Söhne, 
Langensalza 1925. 2.— #. 


Das Archiv Deutscher Berufsvormünder hatte im September 
1924 einen deutsch-nordischen Jugendfürsorgetag in Lübeck 
veranstaltet, zu dem Referenten aus den vier nordischen Län- 
dern gebeten waren. Die nahen Beziehungen des Archivs zu 
ausländischen Fachkreisen haben ihm ja erfreulicherweise 
solche Aussprachen schon mehrfach ermöglicht, die für alle 
Teile stets viele Anregung bringen. Die erwähnte Lübecker 
Tagung brachte solche vor allem für Deutschland, da die aus- 
ländischen Vortragenden über ihre neuen zum großen Teil 
recht fortschrittlichen Gesetze!) uneheliche Kinder betreffend zu 
berichten hatten, während Deutschland noch heut: vor einem 
solchem Gesetz steht. Sowohl die Rechtsstellung wie die Organi- 
sation bei dem Schutz unehelicher Kinder wurden von den Be- 
richterstattern dargestellt, und soweit dies bisher möglich 
wurde, auch die Wirkungen der Gesetze geschildert. Interessant 
sind die Abweichungen zwischen den Ländern. So liegt die 
Unterhaltspflicht in Dänemark zunächst voll bei der Mutter, 
der Vater kann herangezogen werden, die Öffentlichkeit muß 
eventuell der Mutter den vom Vater geschuldeten Beitrag vor- 
schießen. In Norwegen liegt die Pflicht bei Mutter und Vater, 


1) Dänemark 1908, beziehungsweise 1913 und 1919; Nor- 
wegen 1915, beziehungsweise 1919, 1920 und 1923, Schweden 
1917, Finnland 1922. 


und zwar muß die Erziehung die Verhältnisse des ökonomisch 
besser gestellten Teiles berücksichtigen; hier besteht auch für 
die Mutter die Verpflichtung (unter Strafandrohung bei Zu- 
widerhandiung) den Namen des Erzeugers anzugeben. In 
Schweden nimmt jeder der Eltern an den Kosten je nach seinem 
Vermögen teil; auch in Finnland sind sie beide unterhalts- 
pflichtig. Die elterliche Gewalt liegt in Dänemark bei der 
Mutter; in Schweden und Finnland ist sie Vormund des Kindes. 
Von Wichtigkeit ist es, daß fast alle diese Staaten auch be- 
sondere Organe zur Betreuung der unehelichen Kinder be- 
sitzen, deren Funktionen wohl nur zum Teil unserer Amtsvor- 
mundschaft gleichen und mehrfach eher gemeindewaisenrät- 
liche sind. Nachdem die Berichte der ausländischen Gäste die 
zahlreichen Möglichkeiten der Regelung aufgezeigt hatten, unter- 
richteten kurze Referate von Professor Klumker über die Ver- 
änderungen in der Lage der unehelichen Kinder in Deutschland 
seit 1900, und von Dr. Webler über die öffentlichen Erziehungs- 
aufgaben des Vormundes. 

Scherpner-Drexel, Rechte unehelicher Kinder aus den Sozial- 
gesetzen (Stand vom 1. Januar 1926), i. A. des Archivs 
deutscher Berufsvormünder. F. Manns pädag. Magazin 
Heft 1071. Fortschritte der Jugendfürsorge Heft 7. 
Beyer & Söhne, Langensalza 1926. 

In einer ausführlichen Einleitung stellt die Verfasserin die 
Entwicklung in der Stellung des unehelichen Kindes seit 1900 
dar, besonders die mannigfachen Fortschritte, die durch die 
Versicherungsgesetzgebung, die Gesetze über Versorgung von 
Kriegswaisen usw., durch die Reichsverfassung, das Reichs- 
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besoldungsgesetz usw. gebracht worden sind. Der Hauptteil 
enthält genaue Angaben über die sehr zahlreichen einzelnen 
Bestimmungen und macht das Buch zugleich zu einem sehr 
wertvollen Nachschlagebuch wie zu einer Quelle für einschlägige 
Studien. K. Mende (Berlin). 


Blutnachweis für Alimentenklagen. In dem Ztbl. f. Jugendr. 
u. Jugendw. 1926 Seite 54 ist ein Urteil des Amtsgerichts 
Königsberg vom 25. Januar 1926 abgedruckt, in dessen Ent- 
scheidungsgründen ein Gutachten über die Blutuntersuchung als 
wesentliches Beweismittel für die Anerkennung der Vaterschaft 
des Erzeugers eines unehelichen Kindes herangezogen worden ist 
(vgl. Arch. f. soz. Hyg. u. Demogr. S. 377). H.M. 


Alice Salomon (Berlin), Soziale Diagnose. Carl Heymanns Ver- 
lag, Berlin 1926. IV u. 66 Seiten. 2,80 M. 


Alice Salomon behandelt in ihrer ‚Sozialen Diagnose‘ ein 


Gebiet der Fürsorge, das in der reichen Wohlfahrtsliteratur 
bisher nur in ganz geringem Maße erörtert wurde. Angeregt 
durch den Besuch amerikanischer Wohlfahrtsschulen und ge- 
stützt auf das Buch von Mary E. Richmond ,,social Diagno- 
sis“ (Russel Sage Foundation New York 1917) gibt sie uns ein 
Lehrbuch der besten Methode sozialer Feststellungen für die 
sie den richtigen Ausdruck ‚soziale Diagnose‘ wählt. Sie geht 
bei ihren Untersuchungen davon aus, daß die heutige Wohl- 
fahrtspflege weit über die Aufgaben einer früheren rein wirt- 
schaftlich gerichteten Armenpflege zur sozialen Gehilfin des 
Arztes, des Lehrers und des Richters geworden ist und als 
solche soziale Tatbestände aufzuhellen hat. In einem ersten 
Abschnitt behandelt sie die persönlichen Voraussetzungen der 
Wohlfahrtsbeamten bei der Durchführung dieser Feststellungen. 
Sie kommt dabei zu dem durchaus richtigen Schluß, daß nichts 
übrig bleibt, als die Sozialbeamten so auszubilden, daß sie ihre 


eigenen Voreingenommenheiten als solche begreifen, daß sie 


ihre Einstellung richtig bewerten und dadurch die Gefahr ver- 
meiden, bestimmte Tatsachen zu stark, andere zu gering zu 
achten und zu bewerten. Ein zweiter Abschnitt behandelt die 
Technik des Ermittelns. Im Kapitel ,,die Kunst zu helfen‘ legt 
sie mit Recht das Hauptgewicht auf die von den Wohlfahrts- 
pflegerinnen vielfach nicht genügend beachtete Zielsetzung, die 
Hilfsbedürftigen wieder selbständ’g zu machen. Die individuelle 
Behandlung der ‚‚Fälle‘“ erscheint ihr als die notwendige Ge- 
staltung aller Fürsorge nach der Regel ,,Behandie ungleiche 
Fälle ungleich“. Die soziale Diagnose sollte von allen beruflich 
und ehrenamtlich in der Wohlfahrtspflege stehenden Männern 
und Frauen, die soziale Feststellung zu treffen haben, gelesen 
und — beachtet werden. H. M. 


Margarethe Dyck und Hedwig Stieve, Ein Tag aus dem 
Leben einer Wohlfahrtspflegerin. Verlag für Kulturpolitik. 
Berlin 1926. 133 Seiten. 5,— M. 

Das Buch von Dyck und Stieve will weiteren Kreisen die 
Kenntnis vom Beruf der Wohlfahrtspflegerin vermitteln. Es 
soll zeigen, wie die Wohlfahrtspflegerin ausgebildet wird und 
was ihr das Berufsleben bringt. Im ersten Teil, von Dr. Dyck 
verfaßt, wird zu diesem Zweck zuhörend ein Tag in einer 
sozialen Frauenschule miterlebt. Einblicke in Lehrstoff und 
Lehrmethoden werden hierdurch vermittelt. Im zweiten Teil 
schildert Stieve in Form von Briefen die tägliche Arbeit einer 
Familienfürsorgerin im Verlauf einer Woche. H.M. 


Handbuch für den Einzelvormund. Herausgegeben vom Deut- 
schen Verband für Einzelvormundschaft. Frankfurt a. M., 
Stiftstr. 30. 1925. 72 Seiten. 

Einzelvormundschaft ist, z. T. infolge der nicht zureichenden 

Vorbildung der Vormünder für diese Aufgaben, vielerorts als 
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ein veraltetes und mangelhaftes Institut eingeschätzt worden, 
das noch dazu infolge der vom Reichsgesetz über Jugendwohl- 
fahrt eingeführten Amtsvormundschaft auch überflüssig ge- 
worden sei. Letzteres ist durchaus nicht der Fall, weist ja das 
Gesetz doch selbst den Einzelvormündern in mehreren Para- 
graphen wichtige Aufgaben zu, und der ersterwähnte Mangel 
muß durch bessere Schulung behoben werden. Der vorliegende 
Führer erstrebt und vollbringt eine solche in sehr gründlicher 
und zugleich leicht faßlicher Form; er stellt neben den recht- 
lichen Voraussetzungen vor allem die so ungeheuer wichtigen 
Pflichten erzieherischer Fürsorge — auch für gefährdete Minder- 
jährige — dar und erleichtert so den zu freiwilliger Tätigkeit 
Willigen ihr Amt. Das Buch ist warm zu empfehlen. 


K. Mende (Berlin). 


Verwaltungs-Akademie Berlin. Die Verwaltungs-Akademie 
eröffnet Anfang Oktober für die außerhalb Berlins wohnen- 
den Sozialbeamten einen systematisch aufgebauten Ferien- 
kursus, um dem schon lange bestehenden Bildungsbedürfnis 
der auswärtigen Beamten Rechnung zu tragen. Es sollen in 
einem auf 3 Jahre verteilten Studiengang von insgesamt 
6 Wochen die Grundzüge des Lehrstoffes von ersten Lehr- 
kräften in systematischer Zusammenfassung vorgetragen wer- 
den. Zu diesem Zwecke findet in jedem Frühjahr und Herbst 
ein Kursus von je einer Woche statt, der derartig aufgebaut 
ist, daß der Lehrstoff in straff geschlossener Zusammenfassung 
in einem Kursus von 6 Wochen bewältigt werden kann. An 
Vorlesungen sind in der Herbstwoche 1926 vorgesehen: 1. Kas- 
kel, Dr., Professor an der Universität Berlin: Rechtliche Grund- 
begriffe (Bürgerliches und Öffentliches Recht). 10 Stunden. — 
2. Palyi, Dr., Privatdozent an der Handelshochschule, Berlin: 
Einführung in die Volkswirtschaftslehre für Sozialbeamte. 
12 Stunden. — 3. Muthesius, Dr., Stadtrat, Berlin: Allge- 
meine Wohlfahrtspflege, Teil I. 8 Stunden. — Anfragen 
sind unter Beifügung eines Freiumschlages mit genauer An- 
schrift an das Sekretariat der Verwaltungs-Akademie, Berlin 
W. 8, Charlottenstr. 50 I, zu richten. 


Finanzierungsfragen der Wohlfahrtspflege. Durch die zweite 
Denkschrift der Bayerischen Staatsregierung über das Ver- 
hältnis des Reichs zu den Ländern ist die Frage der Finan- 
zierung der Wohlfahrtspflege in den Mittelpunkt staats- 
rechtlicher Erörterungen gestellt worden. In der Denkschrift 
heißt es nach deren Wiedergabe im Bayerischen Kurier vom 
13. Mai 1926: ‚Im Reichshaushalt, besonders in den Posi- 
tionen des Reichsarbeitsministeriums und des Reichsmini- 
steriums des Innern, werden Mittel für Aufgaben eingestellt, 
deren Erfüllung verfassungsmäßig nicht dem Reiche, sondern 
ausschließlich den Ländern zusteht. Nach den ,,Gesamtüber- 
sichten über die Verwendung der von der Reichsregierung ver- 
walteten Fonds, an deren Verteilung die Länder ein Interesse 
haben“, muß angenommen werden, daß die Einstellung solcher 
Mittel systematisch ausgebaut wird. Die Vorlage des Reichs- 
haushalts für 1925 und die Beschlüsse des Reichstags in der 
2. Lesung hierzu, ferner der Haushaltvoranschlag für 1926 
lassen nicht erkennen, daß im Reich die Absicht besteht, diese: 
Entwicklung zu verlassen. Bei der Verfügung über die Mittel 
werden die Länder in fortschreitendem Maße ausgeschaltet. In 
gleichem Maße geht das Reich dazu über, die Mittel direkt an 
sogenannte ‚‚reichswichtige‘‘ Einrichtungen oder an ,,Reichs- 
spitzenverbände“ privater Organisationen auf dem Gebiete der 
Wohlfahrts-Kulturpflege usw. zu überweisen. Die Entwick- 
lung kommt am deutlichsten auf dem Gebiete der Wohlfahrts- 
pflege zum Ausdruck. Es war nicht Aufgabe der Denkschrift, 
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zu den rein fachlichen Fragen der freien Wohlfahrtspflege Stel- | bedenklicher, als die grundsätzlichen Môglichkeiten, ihn auch 
lung zu nehmen, deren Bedeutung und Leistungen auch durch- | auf anderen Gebieten zu beschreiten, nicht begrenzt sind.‘ 
aus nicht verkannt werden sollen. In dem vorliegenden Rahmen Vom wohlfahrtspflegerischen Standpunkt ist zu diesen Aus- 
kam nur die staatspolitische Seite in Betracht, die der Angelegen- | führungen zu bemerken: nachdem in der Inflationszeit das 
heit im Hinblick auf die zentralistische Entwicklungstendenz bei | Reich auf Grund des $ 60 des Finanzausgleichsgesetzes den 
der Zuführung der staatlichen Mittel zukommt.“ wesentlichsten Teil der Besoldungen der Länder trug, hat es 
„Ursprünglich erhielten die Länder von den für die Wohl- : in $ 61 des gleichen Gesetzes unternommen, auch den Anstalten 
fahrtspflege im Reichshaushalt bereitgestellten Beträgen 30 | und Einrichtungen der freien Liebestätigkeit Besoldungszu- 
Proz. zur Überweisung an die den Reichsspitzenorganisationen | schüsse zu überweisen. Die unmittelbare Austeilung durch die 
nicht angeschlossenen Anstalten. 50 Proz. waren für die Reichs- | Spitzenverbände erschien hierbei durchaus berechtigt. Seit 
spitzenverbände vorgesehen, 20 Proz. verbleiben dem Reich zur | dem 1. April 1924 sind die Besoldungszuschüsse sowohl an die 
freien Verfügung. Nach den vom Reichsrat aufgestellten Ver- | Kommunen wie an die freie Wohlfahrtspflege eingestellt. Seit 
teilungsgrundsätzen vom 10. Aug. 1923 war den Ländern auch ; dem gleichen Tage ist die Finanzierung der Wohlfahrtspflege 
bei der Verfügung der 50 Proz. zugunsten der Reichsspitzen- . auf Grund der dritten Steuernotverordnung den Ländern und 
verbände noch ein beschränktes Mitwirkungsrecht zugestanden. : den Gemeinden übertragen. Es liegt natürlich nur im Interesse 
Heute sind die Länder ganz ausgeschaltet. Die bessere Be- der Weiterentwicklung der Wohlfahrtspflege, wenn das Reich 
rücksichtigung der Reichsspitzenverbände hatte die im voraus auch jetzt noch den freien Verbänden Zuschüsse gewährt. Da 
beabsichtigte Folge, daß die freien Anstalten mehr oder minder das Reich aber nicht mehr der verantwortliche Träger der 
stark dem Drucke ausgesetzt wurden, sich in die Reichsspitzen- ' öffentlichen Wohlfahrtspflege ist, so muß um der PlanmäBigkeit 
organisationen einzugliedern. Das Gesicht der an der Wohl- | willen, um Doppelzuwendungen zu vermeiden und um den ört- 
fahrtspflege beteiligten Volkskreise wird auf diese Weise mehr | lichen Verhältnissen und Bedürfnissen gerecht zu werden, die 
und mehr von den Ländern hinweg und dem Reiche zuge- | Verteilung in engstem Einvernehmen mit den Ländern und Ge- 
wendet. Ende Oktober 1925 konnte der Reichsarbeitsminister | meinden erfolgen, auch wenn diese selbst aus den Reichszu- 
feststellen, daß die Zahl der nichtorganisierten Anstalten und | schüssen keine Zuwendungen erhalten. Dies ist aber bedauer- 
Einrichtungen nach den ihm vorliegenden neuesten Unter- | licherweise in den letzten 1%, Jahren nicht geschehen. Daher 
lagen so gering ist, und daß sich diese Anstalten zudem auf | erklärt es sich denn auch, daß über die angebliche Verwendung 
die Länder so verschieden verteilen, daß er den Ländern über- | der im Reichshaushaltplan für Fürsorgeaufgaben bereit ge- 
haupt keine Mittel mehr zur selbständigen Verteilung an die | stellten Mittel in den Kreisen der Gemeinden die abenteuer- 
freien Anstalten überweisen könne. Der Reichsarbeitsminister | lichsten Gerüchte umlaufen. Auch der Gegner jeden Parti- 
hat sich mit dieser Begründung die Entscheidung über Unter- | kularismus’ wird es begrüßen, daß die Bayerische Denkschrift, 
stützungsgesuche auch der freien Anstalten von Fall zu Fall | deren Verfassern niemand Gegnerschaft gegen die freie Wohl- 
selbst vorbehalten. Der Endpunkt der Entwicklung ist er- | fahrtspflege nachsagen kann, zur Klärung dieser für die finan- 
reicht. Die Länder sind ausgeschaltet. Der Weg, den das Reich | zielle Gestaltung der Wohlfahrtspflege wichtigen Frage Klarheit 
auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege gegangen ist, ist um so | zu schaffen, eine Gelegenheit gibt. H. M. 


| T A GUN GE NN 


Tagung über soziale Gerichtshilfe und Strafentlassenenfürsorge, | zumal es sich vielfach um Menschen handelt, die gleichermaßen 
Frankfurt a. M., 4. und 5. Dezember 1925. der Justiz wie der Wohlfahrtspflege zur Last fallen. Es sind 

Das Vordringen der fürsorgerischen Arbeit in die Strafrechts- | Lebensweise und Milieu des Täters zu ermitteln, seine soziale 
pflege in Zusammenhang mit der bevorstehenden Neuregelung | Lage wie seine seelische Einstellung; diese Ermittlungen sind 
des Strafrechtes hat die Justizbehörden und die Stadtgemeinde | zu verwerten vor der Entscheidung über die bedingte Strafaus- 
von Frankfurt a. M. veranlaßt, die für diese Gebiete maßgebenden | setzung, sowie bei der endgültigen Entscheidung über den Straf- 
Persönlichkeiten für den 4. und 5. Dezember 1925 zu einer | erlaß nach Ablauf der Bewährungsfrist. Wo diese Zusammen- 
Tagung nach Frankfurt a. M. zu berufen. Die leitenden Stellen | arbeit von Justiz und Fürsorge sich zunächst auf diesem Gebiet 
der Justiz- und Wohlfahrtspflege aus allen Teilen Deutschlands | in hervorragender Weise bewährt hat, wie z. B. in Bielefeld, 
hatten ihre Vertreter entsandt. Halle usw., hat man erkannt, daß die Fürsorgeorgane bereits 
Über ‚Die Bedeutung der sozialenGerichtshilfe vom | im Vorverfahren zur gutachtlichen Mitarbeit herangezogen 
Standpunkt der Fürsorge‘ berichtete Magistratsrat Dr. | werden müssen, da es Aufgabe der Rechtsorgane ist, bereits 
Michel-Frankfurt a. M.: Strafrechts- und Wohlfahrtspflege | bei der Urteilsfällung alles zu beachten, was für die Ent- 
haben einen gemeinsamen theoretischen Unterbau, gemeinsame | scheidung des Straffalles nur irgend von Bedeutung sein kann. 
Grenzgebiete. Die Strafrechtspflege der Zukunft stellt den Er- | Die Entwicklung in dieser Richtung wurde verstärkt durch die 
ziehungsgedanken in den Vordergrund. Diesem Gedanken dient | Gedanken, die sich im neuen Entwurf eines allgemeinen deut- 
bereits heute die bedingte Strafaussetzung, die eine Lockerung | schen Strafgesetzbuches offenbaren, der neben den ‚Strafen‘ 
des früher festgefügten Systems der Strafe darstellt. Zu ihrer | je einen besonderen Abschnitt dem ‚bedingten Straferlaß‘‘ und 
Durchführung bedarf die Strafrechtspflege besonderer Organe, | den ,,MaBregeln der Besserung und Sicherung“ widmet. Die 
da die ihr zur Verfügung stehenden, die Polizei, nach Art ihrer | Wohlfahrtspflege — und zwar, um der finanziellen Unabhängig- 
Vorbildung und ihres sonstigen Arbeitsgebietes als Fürsorge- | keit und der Kontinuität willen, die behördliche — ist zur Er- 
und Erziehungsstelle nicht in Betracht kommen. Umsomehr | füllung der sich hieraus ergebenden Aufgaben berufen, unter 
ist die Fürsorge, die sich dauernd mit der Betreuung körperlich | Heranziehung. der freien Organisationen, die sich bereits auf 
und seelisch Hilfsbedürftiger befaßt, hierfür die gegebene Stelle, | diesem Gebiete bewährt haben. Die heutige Ausbildung der 








560 


Fürsorgerinnen befähigt sie zur Mitarbeit bei dieser schwierigen 
Aufgabe, die, weit über ‚Ermittlung‘ hinausgehend, als 
Stellung einer ‚‚sozialen Diagnose‘ zu bezeichnen ist. 


Über „Die Bedeutung der sozialenGerichtshilfe vom 
Standpunkt der Justizbehörden‘ sprach Landrichter Dr. 
Graf Lanckoronski-Frankfurt a. M.: Der Gedanke der Er- 
ziehung, der in der Form der Abschreckung noch einen rohen, 
barbarischen Ausdruck findet, steht im Begriffe, sich Bahn zu 
brechen und eine Wendung des Strafrechtes von Grund auf 
herbeizuführen. Die Dehnbarkeit des Strafrahmens gibt schon 
heute die Möglichkeit, die Strafe in gewissen Grenzen erziehe- 
risch zu gestalten, insbesondere durch die bedingte Strafaus- 
setzung. Voraussetzung dieser erzieherischen Wirkung auf den 
Täter ist genaue Kenntnis seiner Person und dauernde Fühlung- 


nahme mit ihm in Form einer ‚‚liebevollen, aber unbestechlichen 


Überwachung“, zu deren Ausübung die soziale Gerichtshilfe 
berufen ist. Nicht ausgeschlossen ist eine spätere Entwicklung 
der Zivilrechtspflege in derselben, die Person des Täters stärker 
in Betracht ziehenden Richtung, die sich namentlich in Ehe- 
sachen usw. auswirken würde. Die soziale Gerichtshilfe soll 
neben ihrer nicht mehr neuen Tätigkeit im Gnadenverfahren 
jetzt auch im Vorverfahren herangezogen werden und zwar muß 
diese Heranziehung baldigst den Gerichten durch Gesetz zur 
Pflicht gemacht werden. Die soziale Gerichtshilfe, deren Büro 
sich aus praktischen Gründen möglichst im Gerichtsgebäude 
selbst befinden sollte, hätte jedenfalls nur auf Anruf in Tätig- 
keit zu treten. Der Ermittlungsbericht, für den eine Mischform 
zwischen Formular- und freiem Bericht zu empfehlen wäre, muß 
sich freihalten von jeglicher juristischen Würdigung des Falles. 
Er wäre, jedoch nur lose, zu den Akten zu nehmen, um ihn nach 
Bedarf zurückhalten zu können, da die Geheimhaltung dieser 
Auskünfte streng notwendig erscheint. Die Stelle selbst muß 
jederzeit über den Gang des Verfahrens unterrichtet sein. — 
Wir stehen an einem Wendepunkt. Das alte Strafrecht ent- 
spricht nicht mehr den heutigen Verhältnissen. Solange es 
diesen noch nicht angepaßt ist, solange der Erziehungsgedanke 
noch nicht restlos durchgeführt und mit dem alten Strafrecht 
aufgeräumt ist, bedürfen wir, insbesondere vor der Urteils- 
fällung, zur Korrektur der daraus sich ergebenden Härten, der 
sozialen Gerichtshilfe. 


Jugendrichter Amtsgerichtsrat Almenröder-Frankfurt 
a. Main sprach über ‚Die Jugendgerichtshilfe als Vorbild 
der Rechtshilfe für Erwachsene“: Wie jetzt das Straf- 
verfahren gegenüber Erwachsenen, so stand die Jugendgerichts- 
hilfe vor Erlaß des Jugendgerichtsgesetzes vor der Aufgabe, das 
ganze Strafverfahren und damit auch die Strafe in den Dienst 
der Erziehung zu stellen, ohne hierfür gesetzliche Unterlagen 
zu haben. Dabei erfuhr man, wie viele Möglichkeiten das Ge- 
setz offen ließ, so daß z. B. hier in Frankfurt a. M. sich ein 
Verfahren ausbilden konnte, an dem das neue Gesetz nur wenig 
geändert hat. Hier wie dort soll der Täter zum brauchbaren 
Menschen gemacht werden, hier wie dort bedarf man dazu der 
„Gerichtshilfe‘‘. Entsprechend den dem neuen Entwurf zu einem 
Str.G.B. zugrunde liegenden Gedanken, die in vielem denen des 
Jugendgerichtsgesetzes ähneln, wird die Gerichtshilfe für Er- 
wachsene im wesentlichen der Jugendgerichtshilfe nachgebildet 
werden können. Ihr Leiter bildet den Mittler zwischen den 
berichtenden Fürsorgern und der Staatsanwaltschaft. Ihm wird 
der von dem Gericht als geeignet befundene Straffall, sobald es 
die Lage des Strafverfahrens ohne Gefährdung des Unter- 
suchungszweckes gestattet, mitgeteilt. Wichtig ist, daß der von 
der Gerichtshilfe eingeforderte Bericht bereits vor dem Haupt- 
verfahren dem Gerichte vorliegt, um, wenn möglich, dessen Er- 
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öffnung zu verhindern. Um ihrer Aufgabe gerecht werden zu 
können, muß von dem Fürsorger oder der Fürsorgerin neben 
gründlicher theoretischer und praktischer Ausbildung ein war- 
mes Herz, Menschenkenntnis und feines Taktgefühl gefordert 
werden. Aber selbst der beste Bericht kann nur von Nutzen 
sein, wenn er in die Hand des rechten Richters gelangt, der in 
erhöhtem Maße die von dem Berichterstatter geforderten Eigen- 
schaften besitzen muß. Der von der Gerichtshilfe zu erstattende 
Bericht wird mitentscheidend sein bei der Festsetzung von Straf- 
art und Strafmaß. Schutzaufsichten, denen sich die Verur- 
teilten bei Gewährung von Strafaussetzung zu unterwerfen 
haben, werden der Gerichtshilfe übertragen werden, die sie 
nicht nur durch Überwachung, sondern durch Beistand mit 
Rat und Tat auszuüben hat. 


Über die praktische Durchführung der Gerichtshilfe 
für Erwachsene sprach die Leiterin der Gerichtshilfe beim 
Land- und Amtsgericht Halle, Frl. Kleeberg: Der Ausgangs- 
punkt der sozialen Gerichtshilfe sind die Erlasse und Verfügungen 
in den Jahren 1920 und 1921 betr. die bedingte Aussetzung 
der Strafvollstreckung. Eine Jahresversammlung der Gefängnis- 
gesellschaft stellte im Juni 1921 fest, daß sämtliche Gefängnis- 
vereine der Provinz Sachsen bereit wären, die sich aus der be- 
dingten Strafaussetzung ergebenden Aufgaben zu übernehmen. 
Zwei Verfügungen des Landgerichtspräsidenten vom Novem- 
ber 1921 und Juni 1925 bilden die Grundlage der Arbeit, die 
sich auch auf die Mitwirkung vor der Urteilsfällung erstreckt. 
Die Stelle befindet sich in Halle im Gerichtsgebäude selbst. Es 
wird ihr in allen beim Amts- oder Landgericht anhängigen Straf- 
sachen, sofern Gefängnis- oder Zuchthausstrafe zu erwarten ist, 
bei Erhebung der Anklage oder beim Antrag auf Erlaß eines 
Strafbefehis eine Abschrift der Anklage oder des Antrages mit 
dem Ersuchen um Ausfüllung eines Ermittlungsformulars über- 
sandt. Die Gerichtshilfe veranlaßt die notwendigen Ermitt- 
lungen, die in das Formular eingetragen werden, das dem Ge- 
richt zurückgereicht wird. Gemäß ursprünglicher Anordnung 
sollten, sobald der Termin zur Hauptverhandlung anberaumt 
war, die Akten der Stelle auf kurze Zeit zur Einsicht vorgelegt 
werden, doch muß hiervon im allgemeinen wegen zu starker 
Belastung Abstand genommen werden. Das Formular wird nicht 
in die Akten eingeheftet, sondern lose bei ihnen aufbewahrt. 
An den Verhandlungen können Leiter und Helfer prinzipiell teil- 
nehmen. — Die Schwierigkeit der Ermittlungen, gerade auf 
diesem Gebiete, die besondere Schulung der Helfer und strengste 
Sachlichkeit voraussetzt, hat dazu geführt, daß für die unklaren 
Fälle nach und nach die ursprünglich herangezogenen ehren- 
amtlichen Helfer durch beamtete ersetzt wurden. Der Schulung 
der ehrenamtlichen Mitarbeiter und der Fühlungnahme mit 
ihnen dienen Kurse und Lehrgänge, die von der Stelle ver- 
anstaltet werden. Im Falle gewährter Strafaussetzung werden 
von hier aus auch die fürsorgerischen Maßnahmen geleitet und 
zwar in Verbindung mit den in Betracht kommenden Stellen 
(Trinker-, Psychopathen-, Epileptiker-Fürsorge usw.). Es wird 
darüber gewacht, daß die Betreffenden in Arbeit stehen, in 
einem sittlich stärkenden Milieu leben, was häufig Entfernungen 
aus der Familie sowie andere fürsorgliche Maßnahmen notwendig 
macht. Diese stetige Fürsorge für den Straffälliggewordenen von 
der Erhebung der Anklage bis zur endgültigen Wiedereingliede- 
rung in Wirtschaft und Gesellschaft hat in vielen Fällen Ergeb- 
nisse gezeitigt, die zweifellos ohne sie nicht erzielt worden wären. 

Das Thema des dritten Tages bildete die Strafentlassenen- 
fürsorge. Zunächst berichtete hierüber Dr. Gröschner, 
Justizrat beim Strafvollzugsamt, Frankfurt a. M.: Der Arbeit 
an den Gefangenen während der Strafhaft muß die Fürsorge 


NACHRICHTEN AUS DER ERZIEHUNGS-, WIRTSCHAFTS- UND ALLGEMEINEN FÜRSORGE 


für sie nach ihrer Entlassung folgen. Ministerielle Erlasse sowie 
private Fürsorgetätigkeit sorgten dafür, daß bereits am Ende 
des vorigen Jahrhunderts das ganze Staatsgebiet mit einem 
Netz von Fürsorgeorganisationen zugunsten der Familien Ge- 
fangener sowie der Entlassenen überzogen war. Als die privaten 
Organisationen infolge von Krieg und Inflation ihre Tätigkeit 
einstellen mußten, nahmen die Wohlfahrtsämter sie auf. — Am 
1. August 1923 schuf die preußische Justizverwaltung für den 
Strafvollzug eine neue Dienstvorschrift, die viele Bestimmungen 
fürsorgerischen Charakters enthält, in denen insbesondere den 
Strafvollzugsbehörden Bestrebungen zur Besserung der Straf- 
gefangenen und die Förderung der Fürsorgemaßnahmen für die 
zur Entlassung Gelangenden zur Pflicht gemacht wird. Als Ziel 
der Fürsorge wird das Hinwirken darauf bezeichnet, daß der 
Gefangene in geordnete Verhältnisse kommt und durch Arbeit 
seinen Lebensunterhalt verdienen kann. Voraussetzung hierfür 
ist ständige und gründliche Fühlungnahme und Zusammen- 
arbeit aller mit dem Strafvollzug Betrauten mit den in Betracht 
kommenden Fürsorgeorganisationen. Die Fürsorge zerfällt hier- 
nach in die vorbereitende, die früher 2 Monate vor Entlassung 
einsetzte, jetzt unmittelbar nach der Aufnahme beginnt und 
sich, gegebenenfalls, auf Verhandlungen mit der Familie, jeden- 
falls aber auf Arbeitsbeschaffung erstreckt, und in die nach- 
folgende Fürsorge. Diese vorbereitende Fürsorge muß auch die 
Untersuchungsgefangenen, sowie solche mit kurzen Freiheits- 
strafen, insbesondere aber die erfassen, die sich ihr entziehen 
wollen und muß auch an kleinen Gefängnissen, wo heute noch 
vieles im argen liegt, eingerichtet sein. Vor allem muß dafür 
gesorgt sein, daß der Gefangene sich nicht der Arbeit entwöhnt. 
Auch bei gutem Arbeitsmarkt begegnet die Arbeitsbeschaffung 
für entlassene Strafgefangene besonderen Schwierigkeiten, durch 
- Widerstand der Arbeitgeber als auch von seiten der Mitarbeiter. 
Notwendig ist jedenfalls die Schaffung von Übergangsheimen. 
Für unverbesserliche Gefangene ist Errichtung von Arbeits- 
kolonien zu empfehlen. Wesentlich ist, daß durch Überweisung 
an entsprechende Fürsorgestellen, Gewährung von Fahrkarten, 
zweckmäßige Ausstellung von Entlassungsscheinen, Hingabe von 
nur wenigen, aber für den Augenblick ausreichenden Barmitteln, 
durch Überweisung eines Teils des angesparten Arbeitsver- 
dienstes an die Fürsorgestellen, die ersten Schritte des Ent- 
lassenen in der Freiheit geleitet werden. Empfohlen wird Er- 
richtung von örtlichen Organisationen, die alle auf diesem Ge- 
biete arbeitenden Stellen zusammenfassen, in allen Bezirken, 
sodann Zusammenfassung dieser örtlichen Organisationen einer 
Provinz in einer ihre Arbeit überwachenden Spitze, die ihrer- 
seits mit den Fürsorgeorganisationen der anderen Provinzen zu 
gemeinsamer Arbeit die Fühlung aufrecht zu erhalten hätte. 
Durch diese Zusammenfassung aller Kräfte wird sich auch die 
Schaffung der notwendigen Übergangsstationen zur Verwendung 
der Arbeitskraft nicht auf dem freien Arbeitsmarkt Unter- 
kommender für Ödlandkultur, Meliorisationsarbeiten ermög- 
lichen lassen. 


Über „Die Bewahrung als Mittel der Strafentlasse- 
nenfürsorge‘ sprach Ministerialrat Dr. Maier-Dresden: Daß 
die Strafe ihren Zweck als Spezialprävention bis heute nicht 
erfüllt hat, beweist die Tatsache, daß von den im Jahre 1902 
Bestraften innerhalb der nächsten 10 Jahre 40 % einmal, von 
diesen wieder !/, zwei- und mehrmals rückfällig geworden sind. 
Solange die Strafe ihren Erziehungszweck noch nicht erfüllt, 
bedarf es zu ihrer Ergänzung Fürsorgemaßnahmen, die den Ent- 
lassenen möglichst schnell in das bürgerliche Leben eingliedern, 
die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen seiner Tat für 
ihn beseitigen, mit einem Wort, ihn resozialisieren. So tragen 
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auch zwei der Entwürfe zu einem Reichsbewahrungsgesetz, die 
dem Reichstag zur Beratung vorliegen, ausschließlich fürsorge- 
rischen Charakter. Bewahrung als Generalprävention hat poli- 
zeilichen oder Strafcharakter. So auch mit Recht die Bewahrung 
in dem jetzt vorliegenden Entwurf zu einem Strafgesetzbuch. 
Von der eigentlichen Bewahrung, der langfristigen Unter- 
bringung, ist die vorübergehende Unterbringung zu unter- 
scheiden. Für alle längere Zeit Inhaftierten, soweit sie der 
eigentlichen Bewahrung nicht bedürfen, wird ein an das Ende, 
nicht nach der Strafe zu setzender Aufenthalt in einem Über- 
gangsheim, als vorübergehende Unterbringung, gefordert, um 
zunächst gesundheitlich schädigende Wirkungen auszuschalten, 
die sich aus dem jähen Wechsel der Lebensweise ergeben, und 
um die an ein Leben ohne Verantwortung Gewöhnten auf ein 
Leben unter voller Verantwortlichkeit vorzubereiten. Wich- 
tiger als diese vorübergehende Unterbringung ist die eigentliche 
Bewahrung, die als Ergänzung der Strafe und als Maßnahme 
der Strafentlassenenfürsorge im wesentlichen für nicht als völlig 
normal, in strafrechtlichem Sinne aber doch als verantwortlich 
zu Bezeichnende in Betracht kommt. Jugendliche können be- 
reits heute auf Grund des $ 1666 BGB. und des Reichsjugend- 
wohlfahrtsgesetzes sowie des Jugendgerichtsgesetzes bewahrt 
werden. Da das JGG. mit Vollendung des 18. Jahres nicht 
mehr in Frage kommt, Jugendlichkeit aber und die Maßnahmen 
des RJWG. alsdann noch nicht endigen, ist, im Interesse der 
Jugendlichen von 18—21 Jahren in erster Linie, ein fürsorge- 
risches Zusammenarbeiten von Strafrechts- und Wohlfahrts- 
pflege geboten, umsomehr als in diesem Alter die erzieherischen 
Erfolge noch größer zu sein pflegen. — Bei den Erwachsenen 
bestehen rechtliche Möglichkeiten für eine künftige Bewahrung 
durch die bedingte Strafaussetzung, bedingte Aussetzung der 
korrektionellen Nachhaft oder des Arbeitshauses gem. $ 20 der 
RFPV. Der neue Entwurf zu einem Strafgesetzbuch, in dem 
natürlich die General-Prävention im Vordergrund steht, bringt 
auch eine wesentliche Erweiterung für die Bewahrung als Für- 
sorgemaßnahme. Die Bewahrung bildet den Schluß des Ringes, 
der mit der fürsorgerischen Betätigung an dem Verbrecher vor 
der Aburteilung beginnt und sich mit seiner Bewährung nach 
der Strafe schließt. Bedenkt man, daß in Deutschland in jedem 
Jahr an Freiheitsstrafen 80000 Jahre verhängt werden und bei 
niedriger Einschätzung der Arbeitskraft des einzelnen Inhaf- 
tierten mit jährlich 600 #, einschließlich der etwa 100 Millionen 
betragenden Vollzugskosten rund 150 Millionen # der Wirt- 
schaft durch den Strafvollzug verloren gehen, so wird klar, daß 
Bereitstellung von Bewahrungsanstalten, die zweifellos nur 
einen Bruchteil der genannten Summe erforderte, eine wirt- 
schaftliche Maßnahme bedeuten würde. 

Die Referate, im Verein mit den Diskussionen beider Tage, 
haben zweifellos dazu beigetragen, den Begriff der sozialen 
Gerichtshilfe zu klären und die Notwendigkeit ihrer gesetzlichen 
Verankerung vielen nahezubringen, die sich ihr gegenüber bis 
dahin gleichgültig oder gar ablehnend verhalten hatten. 

(Der Tagungsbericht ist als Heft 13 der Schriftenreihe des 
Frankfurter Wohlfahrtsamtes erschienen und durch das Wohl- 
fahrtsamt, Frankfurt a. M., Saalgasse 31, Bücherei, zu beziehen.) 

Lucy Liefmann (Frankfurt a. M.). 


8. Hauptversammlung des Deutschen Verbandes der 
Sozialbeamtinnen, 
Bremen 13.—15. Mai 1926 
(zugleich Feier des 10jährigen Bestehens des Verbandes). 
Der von der geschäftsführenden Vorsitzenden erstattete Ge- 
schäftsbericht zeigte die günstige Entwicklung des Verbandes 
und die Zunahme der sozialen Berufskräfte seit Bestehen. Im 
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Jahre 1908 gehörten dem Verbande nur 603 Mitglieder, ver- 
teilt auf 7 Ortsgruppen an, 1926 hatte er 3434 Mitglieder, die 
in 72 Orts- und Landesgruppen zusammengefaßt sind. Die 
Mitgliederversammlung genehmigte unter anderem die Satzun- 
gen der Unterstützungskasse und beschloB aus Sparsamkeits- 
gründen, die Mitgliederversammlung nur alle 2 Jahre abzu- 
halten. — Pfarrer Heitmann, Hamburg, stellte in seinem 
Referat „Wie beeinflußt der Beruf die Formung unserer 
religiös sittlichen Weltanschauung‘ die Tatsache in den 
Vordergrund, daß ein Beruf, wie der soziale, der in Berührung 
mit allen Lebensschicksalen bringt, eine Enge der Lebensein- 
stellung nicht erträgt, sondern umformt zu einer Einstellung 
auf das Typische, das im Menschenschicksale liegt. Diese Aus- 
weitung der Einstellung führt notwendig zu der Erkenntnis, 
daß es eine Gesamtschuld der Gesellschaft gibt, für die der 
Gesellschaft eine Gesamtverantwortung obliegt. Als wesent- 
liche Konsequenz erwächst aus dieser Erkenntnis ein Gemein- 
schaftswille, die Not des einzelnen Schicksals zu lindern oder zu 
überwinden. Hilfe kann nur werden, wenn sich aus dem heuti- 
gen Chaos eine Lebensgemeinschaft entwickelt, die alle Kräfte 
gleichmäßig trägt. — Der Vortrag von Dr. Gertrud Bäumer 
(Berlin) über „Wirtschaft und Wohlfahrt‘ versuchte die 
Beziehungen zwischen Wirtschaft und Wohlfahrt zu finden. Sie 
betonte, daß gerade die Fürsorgerin in der Lage sein muß, über 
das Einzelschicksal hinaus wirtschaftliche Zusammenhänge zu 
erkennen und zu werten, um ihren Hilfsplan dementsprechend 
aufzustellen. Bei der Untersuchung der Frage, wie weit die 
Wirtschaft an sich die Wohlfahrt zum Ziele hat und haben 
kann, schloß sie sich an eine Definition von Max Weber an, 
die als Maßstab für das deutsche Wirtschaftswesen die Quali- 
tät, Höherzüchtung und Kraftbildung des deutschen Menschen- 
tums ansieht. Diese dauernde Steigerung und Erhaltung des 
Menschentums muß Ziel des Wirtschaftslebens sein. Die un- 
bedingt auftauchende Frage, ob aus den eigenen Zielsetzun- 
gen der Wirtschaft diese Rücksichten auf Volkswohlfahrt und 
Volksentfaltung herauswachsen können, kann nur zu einem 
Teil bejaht werden. Sicher liegt in der Entwicklung von der 
Privat- zur Kollektivwirtschaft die größere Möglichkeit, an die 
Stelle des Nutzens für den Einzelnen das Wohl einer Gesamt- 
heit zu setzen, womit dann auch eine bessere Menschenökonomie 
verbunden ist. Solange diese Entwicklung aber den notwendi- 
gen Schutz des Ganzen nicht garantieren kann, muß sich der 
Staat dieser Aufgabe unterziehen mit dem letzten Ziel, eine 
Höherbildung des Menschentums der Nation zu erreichen. Als 
Wohlfahrtspflege in diesem Sinne kann nicht die Befriedigung 
der Bedürfnisse des Einzelnen angesehen werden, vielmehr ist 
ungleich notwendiger eine Stählung und Weckung der Kräfte 
des Einzelnen, um ihm den Weg zur Selbsthilfe zu weisen. Die 
Frage, vor der wir heute stehen, ist, ob die in ihren Produktions- 
gebieten verkürzte Wirtschaft in der Lage ist, die durch Arbeits- 
losigkeit und ungünstige Altersgruppierung gesteigerten Lasten 
der Wohlfahrtspflege zu tragen. Stellt man die gesamte 
Wohlfahrtspflege unter das gleiche Ziel wie die Wirtschaft, 
nämlich die Steigerung der nationalen Kraft, so wird die staat- 
liche Wohlfahrtspflege sich darauf einstellen müssen, daß ihre 
Leistungen an das Individuum nicht höher sein dürfen als die 
Leistungen des Individuums an den Staat. Dieser strenge Ge- 
sichtspunkt kann seinen Ausgleich in der freien Wohlfahrts- 
pflege finden. Der 3. Vortrag „Die Erwerbsbefähigung der 
Jugend‘ war stark aus der Praxis der Arbeit erwachsen. 
Stadtmedizinalrat Dr. Wendenburg, Gelsenkirchen, wandte 
sich gegen das heute vielfach herrschende System, einzelne Teile 
eines Fürsorgezweiges aus dem Zusammenhang mit anderen 
herauszunehmen und für sich gesondert zu behandeln, wie es 
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z. B. mit der Freizeit der Jugend und anderen Fragen in der 
letzten Zeit vielfach geschehen ist. Die Frage der Erwerbs- 
befähigung der Jugend ist nach seinen außerordentlich präg- 
nanten Ausführungen ein Problem der Jugendfürsorge über- 
haupt. Wenn der Säugling eine ausreichende Fürsorge er- 
fährt und diese Fürsorge anschließend das Kleinkind und das 
Schulkind weiter betreut, so wird der schulentlassene Jugend- 
liche eine bessere Aussicht auf Erwerbsfähigkeit haben, als 
wenn zusammenhanglos in einzelnen Altersperioden Maß- 
nahmen getroffen werden, die nicht auf der bereits früher ge- 
übten Fürsorge zweckentsprechend aufbauen und Erfolge und 
Mißerfolge früherer Maßnahmen beobachten und berücksichti- 
gen. Ein guter Erfolg der Jugendfürsorge ist aber nur zu er- 
warten, wenn neben dieser systematisch durchgeführten Arbeit 
die Kinder durch eine zweckentsprechende Einwirkung zu einer 
hygienischen Selbsterziehung kommen. Auch durch das Eltern- 
haus werden in vielen Fällen noch schwer auszugleichende Feh- 
ler gemacht; die Mädchen müssen häufig in ihrer schul- und be- 
rufsfreien Zeit in zu starkem Maße bei häuslichen Arbeiten 
helfen, so daß ihnen zu einer Erholung keine Zeit mehr bleibt, 
während die Knaben in den seltensten Fällen überhaupt zu 
derartigen Hilfeleistungen herangezogen werden. Insgesamt wer- 
den 3 Gruppen von Forderungen aufgestellt: 1. eine Fürsorge, 
die systematisch vom Säugling ausgehend das Kleinkind, Schul- 
kind und den Jugendlichen erfaßt und den Erfolg der einzelnen 
Maßnahmen beobachtet (hierzu ist ein entsprechender Umbau 
der heute üblichen Jahresstatistik notwendig). 2. Erziehung der 
Kinder zur Selbstverantwortung und 3. eine Beeinflussung von 
Elternhaus und Arbeitgeber, der Jugend Zeit zur Erholung 
zu lassen. Sofie Götze (Berlin). 


Zusammenkunit sozialistischer Fürsorgerinnen auf der Jugend- 
burg Hohnstein vom 21.—25. Mai 1926 | 
(einberufen vom Hauptausschuß für Arbeiterwohlfahrt). 


Der erste Abend brachte einen streng wissenschaftlich ge- 
haltenen Vortrag von Dr. Kucharski (Berlin) über ,,Die 
Stellung der Arbeiterbewegung zur Sozialpolitik und Wohl- 
fahrtspflege in ihrer geschichtlichen Entwicklung‘. Den ein- 
gehenden Ausführungen über pädagogische Aufgaben der 
Jugendwohlfahrtspflege, die Dr. Hanna Hellinger am zweiten 
Tage gab, folgte eine lebhafte Diskussion über grund- 
sätzliche und praktische Fragen. Ebenso lebhaft besprochen 
wurde das Referat des dritten Tages über ,,Arbeiter- 
bewegung und Wohlfahrtspflege in ihren Beziehungen zum 
Staat‘, von Ministerialrat Dr. Hans Maier (Dresden). Am 
gleichen Abend wurden noch die besonderen Berufsfragen der 
Sozialbeamtinnen erörtert. Frau Regierungsrat Wachen- 
heim (Berlin) berichtete über die gegenwärtig bestehenden und 
von den maßgebenden Behörden geplanten Ausbildungsvor- 
schriften und Ausbildungsmöglichkeiten. Zur Organisations- 
frage wurde mit Rücksicht darauf, daß die sozialistischen 
Fürsorgerinnen verschiedenen Berufsorganisationen (Sozial- 
beamtinnenverband, Zentralverband der Angestellten, Reichs- 
gewerkschaft der Kommunalbeamten u. s. f.) angehören, be- 
schlossen, zwecks engerer Zusammenarbeit besondere Fach- 
gruppen bei den Ortsausschüssen für Arbeiterwohlfahrt zu 
bilden. Der letzte Tag diente einer Besichtigung des in diesem 
Sommer eröffneten Kindererholungsheims der Arbeiterwohl- 
fahrt Berlin in Gohrisch. Das dem Gedächtnis August Bebels 
gewidmete Heim liegt mitten in einer der schönsten Land- 
schaften der Sächsischen Schweiz und bietet durch seine zweck- 
mäßige Einrichtung und durch sein sorgfältig ausgewähltes 
Erziehungs- und Pflegepersonal die beste Gewähr für nach- 
haltige Erfolge. Clara Henriques (Berlin). 


GESETZE UND ERLASSE 


Redigiert von Professor Dr. M. CHRISTIAN, Berlin NW 23, Klopstockstraße 18. 











Sozialhygienische Gesetzgebung 1925 im Deutschen Reich und in den 
deutschen Ländern. 


Von M. CHRISTIAN, 


Deutsches Reich. 


Verordnung des Reichsarbeitsministers über Ausdehung der 
Unfallversicherung auf gewerbliche Berufskrankheiten vom 
12. V. 1925. RGBI. I, S. 69. 

Die von sozialhygienischer Seite seit vielen Jahren vertretene 
Forderung der Gleichstellung der Berufskrankheiten und 
Todesfälle mit den Unfalleiden, in bezug auf Versicherungs- 
leistungen, ist früher stets an den praktischen Schwierigkeiten 
gescheitert, die nämentlich in den ungenügenden Erkennungs- 
möglichkeiten der Berufskrankheiten in der Praxis begründet 
waren. Die nunmehrige Verordnung des Reichsarbeitsministers 
erfolgt auf Grund des $ 547 der RVO., die nach damaligem 
Recht den Bundesrat zu einem derartigen Vorgehen ermächtigt. 
Grundsätzlich werden in $ 2 die Berufskrankheiten und Todes- 
fälle mit den Erkrankungen und Todesfällen durch Unfall hin- 
sichtlich der Leistungen der RVO. gleichgestellt, jedoch mit 
den Abweichungen, die durch die Natur jener chronischen 
Leiden bedingt sind und in den $ 3—12 ihre Festlegung finden. 
Es werden zunächst in einer Anlage diejenigen Krankheiten 
und diejenigen Betriebe angeführt, die der Verordnung unter- 
liegen. Folgende Erkrankungen sind hierbei angeführt: 

Erkrankungen durch Blei oder seine Verbindungen, Phosphor, 
Quecksilber oder seine Verbindungen, Arsen oder seine Ver- 
bindungen, Benzol oder seine Homologen, Nitro- und Amido- 
verbindungen der aromatischen Reihe, Schwefelkohlenstoff, 
Hautkrebs durch Ruß, Paraffin, Teer, Anthrazen, Pech und 
verwandte Stoffe, Grauer Star bei Glasmachern, Röntgenstrah- 
len und andere strahlende Energie, Wurmkrankheit der Berg- 
leute, Schneeberger Lungenkrankheit. 

In $ 11 wird der Reichsarbeitsminister beauftragt, Richt- 
linien aufzustellen, die die unter die genannten Berufskrank- 
heiten fallenden Krankheitszustände fester umschreiben und 
offenbar je nach dem Stande der Wissenschaft abgeändert und 
ergänzt werden sollen. 

Nach $ 10 soll ein Rekurs im Gerichtsverfahren ermöglicht 
werden, wenn die Zugehörigkeit der Erkrankung beziehungs- 
weise des Todesfalls zu den in der Anlage aufgeführten Krank- 
heiten strittig ist, so daß also die durch die Richtlinien des 
RAM. angeführten Krankheitszustände durch die Recht- 
sprechung eine Erweiterung oder Einengung erfahren können. 

In $ 7 werden die Abänderungen, die die Eigenart der Berufs- 
krankheiten gegenüber der Unfallversicherung bedingen, fest- 
gelegt. Die Meldung der Berufskrankheit erfolgt nicht an die 
Ortspolizeibehörde, sondern an das Versicherungsamt des 
Betriebssitzes. Das Versicherungsamt läßt jeden Erkrankten 
durch einen geeigneten Arzt auf Kosten des Versicherungs- 
trägers untersuchen. Es befindet darüber, wie weit im übrigen 
eine Untersuchung stattfindet; es kann sie selbst vornehmen 
oder die Ortspolizeibehörde um die Vornahme ersuchen. In 
den folgenden Absätzen wird dem behandelnden Arzt die An- 
zeigepflicht bei der Erkennung von Berufskrankheiten auf- 
erlegt und die Versäumnis mit Strafe bedroht. Eine Anordnung, 
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die wohl kaum jemals eine praktische Rolle spielen wird, wäh- 
rend das Versicherungsamt verpflichtet wird, dem zuständigen 
beamteten Arzt die eingegangenen Meldungen über Berufs- 
krankheiten zu übermitteln. 

§ 6 bringt eine von den Praktikern als besonders wertvoll 
angesehene Neuerung, die anscheinend im Auslande noch 
nirgends versucht worden ist, die die Versicherungsträger er- 
mächtigt, solchen Personen, die in Gefahr sind durch Berufs- 
krankheit ihre Gesundheit zu verlieren, eine sogenannte Über- 
gangsrente zu gewähren, um sie in den Stand zu setzen, ohne 
Einkommensverlust aus einem gefährlichen Betrieb in einen 
ungefährlichen überzugehen. Zeitliche Grenzen für die Über- 
gangsrente sind nicht gesetzt. Die Verordnung tritt am 1. Juli 
1925 in Kraft, der Rest betrifft Übergangsbestimmungen. 


Gesetz zur Abänderung des Gesetzes, betreffend Kinderarbeit 
in gewerblichen Betrieben vom 30. III. 1903, vom 31. VII. 1925. 
RGBI. 1, S. 162. 

Das Kinderschutzgesetz von 1903 durch die Novelle vom 
31. Juli 1925 für die besonderen Verhältnisse des Lichtspiel- 
gewerbes ergänzt und zwar durch Einführung eines $ 6a. Da- 
nach dürfen Kinder im allgemeinen zu Lichtspielaufnahmen 
öffentlicher oder nichtöffentlicher Natur nicht herangezogen 
werden. Es werden jedoch gewisse Ausnahmen zugelassen. Bei 
Kindern über 3 Jahre muß der Nachweis geführt sein, daß durch 
die Aufnahme und die besonderen Verhältnisse des Lichtspiels 
im Einzelfall das Kind in sittlicher, geistiger und gesundheit- 
licher Beziehung nicht geschädigt wird und eine Überreizung 
der Phantasie nicht zu befürchten ist. Hierbei soll die Mit- 
wirkung des zuständigen Jugendamts und bei Schulkindern, 
auch die der Schulbehörde, sichergestellt werden. Bei Kindern 
bis zu 3 Jahren sind Ausnahmen nur zulässig, wenn ein Interesse 
der Kunst oder Wissenschaft sie erforderlich macht, und nach- 
weislich besondere Vorkehrungen zum Schutze der Gesundheit 
und für sachkundige Pflege und Beaufsichtigung des Kindes ge- 
troffen sind. 

Im $ 15a wird dann noch ausdrücklich bestimmt, daß die 
vorstehenden Vorschriften auch auf eigene Kinder, der im 
Lichtspielgewerbe Beschäftigten, Anwendung finden. 


Richtlinien des Reichsarbeitsministers über gewerbliche Be- 
rufskrank heiten vom 6 VII. 1925. Reichsarbeitsblatt Nr. 29/30, 
S. 326. 

Die in Ausführung des $ 11 der Verordnung vom 12. Mai 
aufgestellten Richtlinien des Reichsarbeitsministers enthal- 
ten zunächst in einer Vorbemerkung eine Umschreibung 
der Aufgabe dieser Richtlinien, wobei ausdrücklich gesagt 
wird, daß die Frage ob und inwieweit eine Berufskrank- 
heit durch andere als die in der Verordnung anerkannt 
werden kann, wenn die Erkrankung durch die in Spalte II 
der Anlage angegebenen Ursachen wesentlich verschlim- 
mert worden ist, nicht berührt wird. Das bedeutet also, 
daß mit diesen Richtlinien nicht der Möglichkeit der Erwei- 
terung des Begriffes der Berufskrankheiten durch Einbeziehung 
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anderer schlimmer Leiden entgegengetreten werden soll. Im 
übrigen sind die Richtlinien eine knappe, sehr klare und doch 
erschöpfende Darstellung der bis jetzt mit Sicherheit festgestell- 
ten Merkmale der einzelnen von der Verordnung vom 12. 5. 
aufgestellten gewerblichen Berufskrankheiten. Besonders um- 
fangreich ist die Darstellung der Erkennungszeichen der Blei- 
krankheiten, die in 6 verschiedene Sympthomenkomplexe ge- 
gliedert ist und zwar a) Bleieklampsie, b) Gehirnkrankheiten 
durch Blei, c) Bleiarthralgie, d) Nierenerkrankungen, e) Blei- 
anämie, f) Erkrankungen der Verdauungsorgane. Es wird noch 
besonders darauf aufmerksam gemacht, daß bei der Begut- 
achtung einer Berufskrankheit keineswegs der .Nachweis sämt- 
licher oder bestimmter Erkennungszeichen, sondern nur ganz 
allgemein der sichere Nachweis der durch Berufsschädigung 
erfolgten Krankheit verlangt wird. | 

Gesetz über Ausbau der Angestellten- und Invalidenver- 
sicherung und über Gesundheitsfürsorge in der Reichsversicherung 
vom 28. VII. 1925. RGBi. Nr. 35, S. 157. 

Das Gesetz enthält in den Absätzen A und B Abänderungen 
der Angestellten-, Kranken- und Invaliditätsversicherung auf 
versicherungstechnischem und finanziellem Gebiet. In Abs. A. 
wird die Reichsregierung ermächtigt, nach Anhörung der Ver- 
sicherungsträger und der Ärzte beziehungsweise deren Spitzen- 
verbänden sowie mit Zustimmung des Reichsrats und eines 28 
gliedrigen Ausschusses des Reichstages Richtlinien zu erlassen, 
welche das Heilverfahren in der Reichsversicherung und die all- 
gemeinen Maßnahmen derVersicherungsträger zurVerhütung des 
Eintritts vorzeitiger Berufsunfähigkeit, Invalidität oder Hebung 
der gesundheitlichen Verhältnisse der versicherten Bevölkerung 
betreffen. Diese Richtlinien sollen ferner das Zusammenwirken 
der Träger der Reichsversicherung untereinander und mit den 
Trägern der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege auf dem 
Gebiete des Heilverfahrens und der sozialen Hygiene regeln. 


Preußen. 

Bekanntmachung des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend 
Regelung der Befugnisse aus $ 28 des Reichsgesetzes für Jugend- 
wohlfahrt vom 16. Ill. 1925. Volkswohlfahrt S. 119. 

Der Erlaß bestimmt über die Ausführung des $28 des RJWG., 
daß diejenigen Behörden, die Pflegekinder in Pflege unter- 
bringen wollen, den Nachweis zu liefern haben, daß sie über 
das erforderliche Aufsichtspersonal verfügen. Bei Unterbringung 
der Kinder, in anderen als ihren Wohnbezirken, sollen sie sich 
mit dem Landesjugendamt ins Benehmen setzen. Im übrigen 
soll das zuständige Jugendamt die Ausführung der Bestim- 
mungen überwachen und nötigenfalls selbst übernehmen. Der 
Minister für Volkswohlfahrt kann auch die Befugnisse einer 
Behörde zur Unterbringung von Pflegekindern dieser entziehen 
und dem Jugendamt übertragen, wenn die Beaufsichtigung der 
Pflegekinder nicht genügend gesichert erscheint. Die übrigen 
Ziffern des Erlasses betreffen die Regelung der Zusammen- 
arbeit der einzelnen, an der Unterbringung von Pflegekindern 
beteiligten Behörden, das Meldewesen, die Vereinbarung über 
Pflegesätze usw. | 

Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt und für Handel und 
Gewerbe, betreffend Ausführungsbestimmungen zur Verordnung 
über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanstalten vom 25. III. 1926. 
Ministerialbl. d. Hand.-Gew. Verw. S. 157. 

Zur Ausführung der Reichsverordnung vom 13. II. 1924 
betreffend Arbeitszeit in den Krankenpflegeanstalten bestimmt 
der Erlaß zunächst die Aufsichtsinstanzen. Die oberste Landes- 
behörde ist das Ministerium für Volkswohlfahrt und in den be- 
sonderen Fällen des $ 4 diese, und das Ministerium für Handel 
und Gewerbe. Die obere Verwaltungsbehörde ist für die Pro- 


GESETZE UND ERLASSE 


vinzialanstalten das Oberpräsidium, sonst das Regierungs- 
präsidium und in Berlin das Polizeipräsidium. Mit der Aufsicht 
über das pflegerische Personal wird im allgemeinen der Kreis- 
arzt, beziehungsweise der bei der Regierung oder dem Ober- 
präsidium angestellte Medizinalbeamte beauftragt. Wer zum 
Pflegepersonal zu rechnen ist, bestimmt Ziffer 6 folgendermaßen. 
Als Arbeiten häuslicher oder sonstiger Art, die unmittelbar der 
Versorgung der Kranken dienen, sind Dienste persönlicher Art 
anzusehen, die vom Pflege-, Wärter- und Hilfswärterpersonal den 
besonderen Bedürfnissen und Wünschen der Kranken ent- 
sprechend ausgeübt werden, sowie ferner Verrichtungen, die 
sich zeitweilig nach den persönlichen Bedürfnissen der Kranken 
richten müssen; dazu gehört die Arbeit der Masseure, Bade- 
meister, des Küchenpersonals, des Laboratoriums und Apothe- 
kenpersonals und desjenigen Reinigungspersonals, das die Au- 
fenthaltsrräume der Kranken zu reinigen hat. In gemein- 
nützigen Krankenpflegeanstalten fällt auch das übrige Personal 
unter die Arbeitszeitverordnung vom 13. Il. 1924. Über die 
Arbeitszeit des nicht pflegerisch tätigen Personals der nicht ge- 
meinnützigen Anstalten führt der zuständige Gewerbeaufsichts- 
beamte die Aufsicht. 

Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt, betreffend Abänderung 
und Ergänzung der Vorschriften über die staatliche Prüfung von 
Wohlfahrtspflegerinnen vom 10. VII. 1925. Volkswohlf. S. 292. 

Die in dem Erlaß verfügten Abänderungen der Prüfungs- 
ordnung für Wohlfahrtspflegerinnen sind nur geringfügiger 
Natur. Das dritte Hauptfach soll fortan nicht mehr Wirtschafts- 
und Allgemeinfürsorge, sondern Wirtschafts- und Berufs- 
fürsorge heißen. Die Aufnahme in die Wohlfahrtsschulen wird 
von der Vollendung des 20. Lebensjahres abhängig gemacht.. 
Der einjährige Besuch einer Frauenschule und darauffolgende 
einjährige Betätigung im’ Beruf gelten nicht mehr als aus- 
reichende Vorbildung für Aufnahme in eine Wohlfahrtsschule. 


Bayern. 

Verordnung des Staatsministeriums des Innern, betreffend 
Prüfungsordnung für den ärztlichen Staatsdienst vom 7. I. 1925. 
Ges. u. Verordnungsbl. S. 37. 

Die neuen Vorschriften des bayr. Minist. d. Innern über die 
Prüfung zum ärztlichen Staatsdienst weichen von den in Preus- 
sen seit langem geltenden Vorschriften nur unwesentlich ab. 
Vorbedingung zur Zulassung zur Prüfung für den ärztlichen 
Staatsdienst sind ärztliche Approbation und Promotion, min- 
destens 2jährige Praxis nach der Approbation, Nachweis eines 
Lehrganges über gerichtliche Medizin und Sektion von je min- 
destens 3 Monaten, einer Vorlesung über Hygiene von min- 
destens 2 Semestern, eines hygienischen und eines bakteriolo- 
gischen Kurses von je mindestens 2 Monaten, einer Vorlesung 
als Praktikant für Psychiatrie und einer Vorlesung über foren- 
sische Psychiatrie. Der in Preußen zu führende Nachweis des 
Besuches einer Sozialhygienischen Akademie von mindestens 
dreimonatiger Dauer fällt in Bayern fort. Im übrigen bringt 
die neue Vorschrift keine wesentlichen Abänderungen in der 
Handhabung der schriftlichen, praktischen und mündlichen 
Prüfung gegen die bisherigen Anordnungen. 


Sachsen, 

Wohlfahrtspflegegesetz (zugleich Ausführungsgesetz zum 
Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt vom 9. VII. 1922, RGBI. Nr. I, 
S. 633, und zu der Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht 
vom 13. II. 1924. RGBi. I, S. 100, vom 28. III. 1925.) Sächs. 
Gesetzbl. S. 55. 

Sachsen, das bereits seit 1918 ein Wohlfahrtsgesetz besessen 
hat und seitdem als einziges Land über eine einheitliche Wohl- 
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 fahrtsorganisation verfügt, war durch die reichsgesetzliche 
Regelung der Jugendwohlfahrtspflege und der Fürsorgepflicht 
gezwungen, sein Wohlfahrtsgesetz und die Organisation den 
neuen, verbindlich gewordenen Aufgaben anzupassen. Es hat 
diese Gelegenheit benutzt, das gesamte Wohlfahrtswesen auf 
eine völlig neue Grundlage zu stellen, die alle Gebiete der Wohl- 
‚fahrt umfassen sollen. Dementsprechend ist die Wohlfahrts- 
pflege als die Förderung des Volkswohls in gesundheitlicher, 
wirtschaftlicher, sittlicher und erzieherischer Hinsicht definiert 
worden. Pflichtaufgaben der öffentlichen Wohlfahrtspflege 
sind: > 


1. Fürsorge nach § 1 der Reichsverordnung über die Für- 
sorgepflicht vom 13. Februar 1924. 
2. Die Förderung der Jugendwohlfahrt (§ 8, 4 und 6 des 
Reichsgesetzes für Jugendwohlfahrt). 
. Die Gefährdetenfürsorge. 
. Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 
. Die Wohnungspflege. 
. Die Bekämpfung der Tuberkulose. 
. Die Bekämpfung des Alkoholismus und die Trinkerfür- 
sorge. 
8. Die Krüppelhilfe. 
9. Die Fürsorge für Blinde, Taubstumme, Ertaubte und 
Sieche. 
10. Die Fürsorge für Schwachsinnige, Idioten, Fallsüchtige 
und Geisteskranke. 
11. Die Wandererfürsorge. 
12. Die Strafentlassenenpflege. 
Die öffentliche Wohlfahrtspflege soll ferner nach Maßgabe 
ihrer Kräfte fördern: 
1. Das Samariterwesen. 
2. Die gemeinnützige Rechtsberatung. 


Darüber hinaus ist die öffentliche Wohlfahrtspflege im Be- 
darfsfalle auch zu Einzelunterstützungen verpflichtet. Über 
die Zusammenarbeit mit der privaten Wohlfahrtspflege be- 
stimmt der § 5, daß die öffentliche Wohlfahrtspflege, die gemein- 
nützige Selbsthilfe, sowie die freiwillige Tätigkeit zur Förderung 
des Volkswohls unter Wahrung ihrer Selbständigkeit und ihrer 
satzungsmäßigen Eigenart planmäßig unterstützen, anregen 
und zur Mitarbeit heranziehen soll. Als Träger der Wohl- 
fahrtspflege werden, gemäß der Verordnung über Fürsorge- 
pflicht, die Bezirksfürsorgeverbände und der Landesfürsorge- 
verband bezeichnet. Deren erstere von den Bezirken und be- 
zirksfreien Städten, letztere vom Staat gebildet werden. Die 
Verteilung der Aufgaben an die verschiedenen Träger der Wohl- 
fahrtspflege erfolgt in der Weise, daß dem Landesfürsorge- 
verband beziehungsweise dem Staate, die Organisation der 
Strafentlassenenpflege und der Arbeitsfürsorge für Schwer- 
beschädigte und Schwererwerbsbeschränkte, ferner die Bereit- 
stellung von Anstalten und Einrichtungen zur Unterbringung 
von Trinkern, Krüppeln, Blinden, Taubstummen, Ertaubten, 
Schwachsinnigen, Idioten, Fallsüchtigen und Geisteskranken 
obliegt, währefid die Bezirksfürsorgeverbände mit den übrigen 
Aufgaben betraut werden und den Landesfürsorgeverband bei 
der Durchführung seiner Maßnahmen sinngemäß zu unter- 
stützen haben. Die Bezirksfürsorgeverbände können die Ge- 
meinden und Gemeindeverbände zur Durchführung von wohl- 
fahrtspflegerischen Aufgaben heranziehen und diesen einzelner 
Arbeitsgebiete, nach Maßgabe der vorhandenen Kräfte abtreten 
und sollen deren Wünsche nach Möglichkeit berücksichtigen. 
Bei Ablehnung solcher Wünsche kann Beschwerde beim Landes- 
fürsorgeverband erfolgen. Die Bezirksfürsorgeverbände haben 
für ihren Verwaltungsbereich ein oder mehrere Wohlfahrts- 


]J OO OR 28) 


565 


ämter zu errichten oder von Gemeinden errichten zu lassen. 
Diese sind zugleich Jugendämter im Sinne des RJWG, Es kön- 
nen jedoch auch Wohlfahrts- und Jugendamt voneinander 
getrennt und auch ein besonderes Gesundheitsamt als selb- 
ständige Verwaltungsteile aufgestellt werden. Jedes Amt muß 
für den gesundheitlichen Teil seiner Aufgaben einen Fürsorge- 
arzt, haupt- oder nebenamtlich, bestellen. Für einzelne Zweige 
der gesundheitlichen Wohlfahrtspflege kann die Bestellung von 
Fachärzten erfolgen, denen auch der allgemeine Teil der ge- 
sundheitlichen Aufgaben übertragen werden kann. Mit diesen 
Aufgaben kann mit Genehmigung der Regierung auch der Be- 
zirksarzt betraut werden. Für den Außen- und Innendienst 
haben die Wohlfahrts- usw. Ämter, dem Bedürfnis entsprechend, 
fachlich vorgebildetes Personal anzustellen. Für den Ausbau 
der örtlichen Verwaltungsstellen sind Satzungen zu erlassen, 
die den inneren Betrieb regeln, die Mitwirkung der freien Wohl- 
fahrtspflege, der interessierten Berufsstände und Einzelpersön- 
lichkeit sowie der Vertretung der Hilfsbedürftigen sicherstellen, 
diesen Kreisen die Stellung von ?/ der Zahl der Angestellten 
einräumen und einen Beschwerdeweg öffnen. Innerhalb der 
einzelnen Pflegebezirke können einzelne Aufgaben und Wohl- 
fahrtsgebiete, Wohlfahrtsvereinen und Einzelpersönlichkeiten 
widerruflich übertragen werden, ohne daß dadurch die Verant- 
wortlichkeit der Amtsstellen erlischt. Durch die Satzungen 
wird ferner die Mitwirkung eines Ausschusses für das Amt und 
die Bildung der erforderlich erachteten Unter- und Fachaus- 
schüsse für die einzelnen Arbeitsgebiete geregelt. Die Mitglied- 
schaft der Ausschüsse ist ehrenamtlich. 

Von dem Arbeits- und Wohlfahrtsministerium wird ein Lan- 
deswohlfahrts- und Jugendamt gebildet, daß die öffentliche 
Wohlfahrts- und Jugendpflege zu leiten bestimmt ist. Über die 
Zahl der durch die beteiligten Ministerien, den Landtag die freie 
Wohlfahrtspflege in das Landesamt und die Bezirksämter zu 
entsendenden Mitglieder werden entsprechende Anordnungen 
getroffen. Aus den Mitgliedern werden Fachausschüsse gebildet, 
die dem Landesamt für den betreffenden Zweig der Wohlfahrts- 
pflege als fachkundige Berater dienen. Auch ein Beschwerde- 
ausschuß ist beim Landesamt zu bilden, über dessen Zusammen- 
setzung und Arbeitsweise die näheren Anordnungen getroffen 
sind. 

Die $$ 18—22 regeln die Zuständigkeit und die Kostentragung 
durch die einzelnen Ämter im Sinne der einschlägigen Reichs- 
und Landesgesetze sowie der Besonderheiten der Wohlfahrts- 
pflege. 

Es folgen eine Reihe von Bestimmungen, die die Ausführung 
der durch das RJWG. den Landes- und Bezirksjugendämtern 
übertragenen Aufgaben betreffen. Den Schluß bilden Anord- 
nungen über die Staatsaufsicht und Übergangsbestimmungen. 
Die eigentlichen Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetz 
sind bis zur Niederschrift dieser Zeilen noch nicht erlassen. 


Baden. 


Bekanntmachung des Ministers des Innern, betreffend Pflege- 
kinderordnung vom 10. XI. 1925. Ges. u. Verordnungsbl. S.331. 
Die badische Pflegekinderordnung betreffend die Ausführung 
des RJWG. hinsichtlich der Pflegekinder zerfällt in folgende 
Abschnitte: Begriff der Pflegekinder, die Erlaubnis zur Auf- 
nahme von Pflegekindern, Erlöschen und Widerruf der Erlaub- 
nis, Anzeigepflichten, Aufsicht, Befreiung von der Aufsicht, 
Unterbringung von Pflegekindern durch das für den Pflegeort 
zuständige Jugendamt, Unterbringung von Pflegekindern durch 
andere Behörden, besondere Bestimmungen für die in Anstalten 

untergebrachten Pflegekinder und Strafbestimmungen. 
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Anhalt. 


Bekanntmachung des Landesfürsorgeamtes, betreffend Krüp- 
pelfürsorge vom 12. VII. 1925. Amtsbl. S. 151. 

Zur Durchführung der Krüppelhilfe gemäß $ 22 der Aus- 
führungsbestimmungen der Verordnung über Fürsorgepflicht 
vom 20. 8. 1924 werden besondere Bestimmungen getroffen. 
Für Krüppel unter 16 Jahren werden vom Landesfürsorge- 
verband im Frühjahr und Herbst jeden Jahres unentgeltliche 
Sprechstunden in Dessau und Bernburg eingerichtet. Der 
Leiter der Sprechstunde hat dem zuständigen Fürsorgeamt ein 
Gutachten über jeden Fall und den Befund über die Ent- 
krüppelungsaussichten einzureichen. Die übliche Begriffs- 
bestimmung für körperliche Krüppel ist beigegeben; geistige 
Krüppel werden wohl beraten aber nicht behandelt. Der be- 


handeinde Arzt der Krüppel ist bei den Sprechstunden zuge- 


lassen. Der Kreis- oder Stadtarzt soll an den Sprechstunden 
teilnehmen; die Teilnahme der Fürsorgerinnen und Fürsorge- 
schwestern ist erwünscht. Zur Behandlung können die Krüppel, 
je nach Lage des Falles, dem behandelnden Arzt, allgemeinen 
Krankenhäusern oder besonderen Anstalten überwiesen werden. 
Der Rest der Bestimmungen betrifft die Kostendeckung. 


Schaumburg-Lippe. 


Verordnung der Landesregierung, betreffend Ausführungs- 
bestimmungen zu der Verordnung, betreffend Bekämpfung der 
Tuberkulose vom 26. II. 1924, vom 28. I. 1925. Landesverordn. 
S. 290. | 

Die Anzeigepflicht für tuberkulöse Erkrankungen wird in 
ähnlicher Weise wie in Preußen geregelt. Als anzeigepflichtig 
werden alle klinisch nachweisbaren Kehlkopferkrankungen, 
auch ohne Bazillennachweis bezeichnet, ferner alle Lungen- 
erkrankungen, bei denen entweder im Auswurf Tuberkel- 
bazillen nachgewiesen wurden, oder bei denen der bisherige 
Verlauf und klinische Befund damit rechnen lassen, daß bazillen- 
haltiger Auswurf entleert wird, bei denen ein ungünstiger All- 
gemeinzustand durch sinkendes Körpergewicht, Auftreten 
fieberhafter oder leicht erhöhter (subfebriler) Körperwärme 
nachweisbar ist, oder bei denen dauernder Husten bei klinisch 
sicher nachgewiesenen Verdichtungsherden des Lungengewebes 
(Dämpfung, kleinblasige Rasselgeräusche) besteht, oder end- 
lich bei denen der Röntgennachweis tuberkulöser Herde im 
Gebiet der Lunge und der zugehörigen Bronchialdrüsen bei 
gleichzeitiger Tuberkulinprobe erbracht ist. Die Meldung soll 
an den zuständigen Kreisarzt erfolgen. Für die Meldung beim 
Wohnungswechsel Tuberkulöser auch im Falle nichtständiger 
Wohnsitze (Schiffer, Flößer) als vorzunehmende Fürsorgemaß- 
nahmen werden folgende bezeichnet: 


1. Belehrung des Kranken und seiner Umgebung. 

2. Schutz der Familienangehörigen und der sonstigen Um- 
gebung vor Ansteckung und vorbeugende Behandlung 
der Bedrohten. 


3. Verhütung der Weiterverbreitung der Krankheiten in 
der beruflichen Tätigkeit des Erkrankten. 

4. Etwa notwendige Behandlung des Erkrankten und er- 
forderlichenfalls seine Unterbringung in einem Kranken- 
hause oder in einer Lungenheilstätte. 


Bremen. 


Gesetz über die Fürsorge für hilfsbedürftige minderjährige 
Blinde, Taubstumme, Geistesschwache, Epileptische, Krüppel 
und über Krüppelberatung vom 29. IX. 1925. Gesetzbl. S. 211. 

Das Gesetz hat die Aufgabe, die Krüppelhilfe im bremischen 
Freistaat gemäß den $$ 1—3 der Verordnung über die Fürsorge- 
pflicht vom 13. II. 1924 neu zu regeln. Nach einer Begriffs- 
bestimmung des Krüppeltums für die Ausführung des Gesetzes, 
wird das Jugendamt in Bremen damit beauftragt, für die Unter- 
bringung der hilfsbedürftigen minderjährigen Blinden, Taub- 
stummen, Geistesschwachen, Epileptischen und Krüppel aus 
den Städten Bremen und Vegesack, in geeigneten Anstalten zu 
sorgen. Soweit diese Minderjährigen bildungsfähig sind, um- 
faßt die Fürsorge auch ihre Erziehung und Erwerbsbefähigung. 
Auch für die nicht anstaltsbedürftigen Krüppel hat das Jugend- 
amt zweckentsprechend zu sorgen und zur Verhütung etwa 
drohenden Krüppeltums Maßnahmen zu treffen. Über die Zu- 
ständigkeit der in Betracht kommenden Verwaltungsbehörden 
und Bezirksfürsorgeverbände, ihr Zusammenwirken mit dem 
Jugendamt und die Kostenverteilung, wird das Erforderliche 
bestimmt. Zur Anzeige vorhandenen oder drohenden Krüppel- 
tums innerhalb eines Monats nach Wahrnehmung beim Jugend- 
amt, werden die Ärzte, Hebammen, Lehrer und Krankenpflege- 
personen verpflichtet. Die Anzeigepflicht fällt weg, wenn die 
pflichtmäßige Überzeugung besteht, daß durch die Familie 
die ausreichende Behandlung des Krüppels gesichert ist. Für 
die Krüppelberatung werden Krüppelfürsorgestellen errichtet, 
zu denen auch erwachsene Krüppel Zutritt haben. Es folgen 
Bestimmungen über die Heranziehung der Unterhaltsverpflich- 
teten zu den Kosten der Krüppelhilfe, den Beschwerdeweg in 
dieser Angelegenheit, Strafen für versäumte Anzeigepflicht usw. 
Das Gesetz tritt am 1. X. 1925 in Kraft. 

Ausführungsgesetz zum Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt 
vom 22. X. 1925. Gesetzbl. S. 225. 

Der Inhalt des Gesetzes entspricht in der Hauptsache dem 
Preuß. Ausführungsgesetz zum Reichsgesetz für Jugendwohl- 
fahrt vom 9. VII. 1922, vom 29. III. 1924 und der Ausführungs- 
anweisung des Preuß. Ministers für Volkswohlfahrt zum Reichs- 
gesetz für Jugendwohlfahrt vom 9. VII. 1922 in der Fassung der 
Verordnung vom 14. II. 1924 und zum vorgenannten Aus- 
führungsgesetz zum Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt. 


Lübeck. 


Verordnung des Senats, betreffend den Schutz der Pflegekinder 
vom 23. I. 1926. Ges. und Verordnungsbl. S. 7. 
Regelung der Meldepflicht für Haltekinder. 
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Der Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten in Sowjet-Rußland. 
Reiseeindrücke. | 


Von E. HOFMANN, Frankfurt a.M. 


Jede Frage, die man sich in Rußland zu lösen be- 
. müht, wird nach einheitlichen Gesichtspunkten und 
Ideen, welche für das ganze unermeBliche Reich gültig 
sind, und mit bewunderungswürdiger Konsequenz und 
Energie in Angriff genommen. 

Das merkt man besonders deutlich an allen sozial- 
medizinischen Problemen, für die in Rußland ein 
außerordentlich großes Interesse vorhanden ist. 

Noch nie ist wohl in Rußland soviel für Kinder- 
heime und Kinderfürsorge, für Schwangerenunter- 
stützungen und Erholungsheime aller Art getan wor- 
den, wie jetzt. 

Freilich dürfen wir ja nicht vergessen, daß es nie das 
ganze Volk gleichmäßig ist, das die vielen Vorteile ge- 
nieBen kann; sondern die ausgesprochene Arbeiter- 
herrschaft — Arbeiter allerdings im weitesten Sinne — 
läßt große Teile des Volkes insbesondere in Gegenden 
weitab von der Hauptstadt Moskau unter weniger 
guten Lebensbedingungen existieren. 

Dadurch ist die Gründung von Land- und Stadt- 
heimen aller Art besonders erleichtert, daß geeignete 
Gehäude in großem Maße zur Verfügung stehen. Die 
Schlösser und Landhäuser der reichen Aristokratie 
und ebenso die Villen der Vornehmen in der Stadt 
sind „nationalisiert‘‘ und z. T. für Zwecke der Volks- 
wohlfahrt zur Verfügung gestellt. 

Der Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten, der 
in allen Ländern so besonders stark von persönlichen 
Einstellungen und theoretisch vorgefaßten Meinungen 
geleitet ist und infolgedessen fast nirgends ein ein- 
heitliches Bild gibt, gestaltet sich in Rußland des- 
wegen so interessant, weil hier eine einheitliche Auf- 
fassung das Handeln der damit beauftragten Ärzte in 
Moskau ebenso wie in den entferntesten Städten der 
Provinz bestimmt. 

Es ist dabei selbstverständlich, daß die in Moskau 
geschaffenen Institutionen vollkommener sind als 
irgendwo an der Grenze des Reiches. Der Mangel an 
Geld verbietet wohl schon die gleichmäßige Durch- 
führung der ausgezeichneten Einrichtungen, wie sie 
uns in Moskau das staatliche venerologische Institut 
zeigt. Daß aber nach den gleichen Ideen gehandelt 
wird wie in Moskau, bewies uns z. B. der Besuch des 


Dispensaires in Saratow, wo wir manchmal fast wört- 
lich die gleichen Plakate, Schriften usw. fanden. 

Der flüchtige Besuch der Institutionen in Moskau, 
Leningrad und Saratow kann sicher kein erschöpfendes 
Bild des Kampfes gegen die Geschlechtskrankheiten 
in Rußland geben. So viel aber sehen wir vielleicht 
doch aus der Skizzierung unserer Eindrücke, wie 
energisch und z. T. mit wie glücklicher Hand man in 
Rußland an viele Dinge herangeht, die man bei uns 
noch viel zu wenig pflegt. 

In dem staatlichen venerologischen Institut, das als 
Musterinstitut für die Durchführung der modernen — 
oder modern-russischen — Ideen über den Kampf 
gegen die Geschlechtskrankheiten dem ausländischen 
Besucher gern gezeigt wird, ist vielleicht zum ersten 
Male Theorie und Praxis der gesamten Kampfmittel 
gegen die Geschlechtskrankheiten vereint. 

Die praktischen und sozialen Aufgaben liegen in der 
Hand des Dispensaires, welches Ambulatorium mit 
sozial-medizinischem und statistischem Institut dar- 
stellt. Zugleich aber mit dieser uns hier besonders 
interessierenden Organisation enthält das Gebäude des 
venerologischen Instituts mehrere klinische Abtei- 
lungen für Männer und Frauen, für Syphilis und 
Gonorrhoe, daneben für Urologie. Von Wichtigkeit 
ist, daß auch die Adnexerkrankungen in demselben 
Institut zur Behandlung kommen und nicht wie bei 
uns der Hautklinik entzogen werden. Natürlich be- 
schränkt sich das venerologische Institut in seiner 
Ambulanz keineswegs auf die Geschlechtskrankheiten, 
sondern es kommen zahlreiche dermatologische Fälle 
zur Beobachtung und Behandlung, da ja die nicht- 
venerischen Hautausschläge von den sekundär syphi- 
litischen oft nur von fachkundigem Auge getrennt 
werden können. 

Neben den der Praxis dienenden Institutionen steht 
ein mehrere Abteilungen umfassendes theoretisches 
Institut, in dem auf Gebieten, die zu den praktischen 
Fragen in Beziehung stehen, untersucht und wissen- 
schaftlich geforscht wird. So gibt es eine Vakzine- 
abteilung (Gonorrhoe), eine chemische (Unter- 
suchung von Hg, As, Brom in Exkreten und Orga- 
nen); eine Salvarsanprüfungsabteilung ; ferner Räume 
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für cytologische und haematologische Untersuchun- 
gen; eine mykologische Abteilung, in welcher Pilz- 
nährböden nach eigenem Verfahren hergestellt wer- 
den; eine experimentelle Tierversuchsstation, in der 
über Kaninchensyphilis gearbeitet wird. 


Von besonderem Interesse sind u.a. Finkelsteins 
Versuche, der beim Kaninchen Neurolues erzeugte. 
Das Ausgangsmaterial stammt von primärer oder 
sekundärer menschlicher Syphilis; aus der Medulla 
oblongata wurde Material mit Erfolg zur Erzeugung 
von neuen Primäraffekten verwandt. 


Die russischen Salvarsane stehen nach den dortigen. 
Erfahrungen den deutschen nur wenig nach. Die 
Titerbestimmung (0,2 pro Kilo Körpergewicht), die 
Toxizitätsprüfung, kurz alles, was in Deutschland das 
Georg Speyer-Haus vornimmt, wird in dem staat- 
lichen venerologischen Institut bearbeitet. 

Die Wassermann’sche Reaktion wird nach einem 
bestimmten Schema ausgeführt, welches, wenigstens 
für Moskau, einheitlich ist (10 Untersuchungsstellen). 
Von dem staatlichen Institut wird Ambozeptor, 
Extrakt, Komplement usw. hergestellt und an die 
anderen Stellen verschickt. Von Flockungsreaktionen 
wird Sachs-Georgi angewandt (bisher 150000 Fälle). 

Eine Moulagensammlung ist im Entstehen be- 
griffen und kann sich an Güte der Ausführung mit den 
besten westeuropäischen Sammlungen messen. 

Charakteristisch ist die schon hervorgehobene Ge- 
meinsamkeit der gesamten Venerologie in einem In- 
stitut. 

Das Wichtigste und Neuartigste aber für uns ist die 
Arbeitsweise des Dispensaires. 

Das Dispensaire hat einmal die medizinischen Auf- 
gaben unserer Polikliniken. Die Behandlung ist voll- 
kommen kostenlos. Zweitens soll es in weitestem 
Maße durch Aufklärung Prophylaxe treiben und durch 
vorbeugende rechtzeitige Untersuchungen der ver- 
schiedenen Lebens- und Altersstufen die Geschlechts- 
krankheiten bekämpfen. 

Daneben wird statistisches Material über die Ge- 
schlechtskrankheiten sowohl, wie über die verschieden- 
sten Fragen des Sexuallebens gesammelt. 

Über allem steht das Amt, der Narkomsdraw 
(z. B. in Moskau, dem die 10 Moskauer Dispensaires 
unterstellt sind). Das zweite Dispensaire, das mit 
dem staatlichen venerologischen Institut verbunden 
ist, beschäftigt etwa 20 Ärzte und diese Zahl er- 
scheint noch gering, wenn man die Fülle der Auf- 
gaben in Rechnung stellt. 

Als eine der wichtigsten Infektionsquellen bildet die 
Bekämpfung der Prostitution ein besonderes Tätig- 
keitsfeld der Dispensaires. Jede Reglementierung der 
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Prostitution ist bekanntlich in Rußland abgeschafft. 
Damit fehlen natürlich nicht die Ursachen, die zur 
Prostitution führen. Prostituierte gibt es genug auf 
den Straßen von Moskau (Twerskaja) und Leningrad. 
Vielleicht verwischen die rotgemalten Lippen und ge- 
puderten Gesichter der Damen der Gesellschaft den 
Unterschied zur Demimondaine etwas oder lassen ihn 
uns wenigstens nicht auf den ersten Blick erkennen. 
Gerade in Rußland mit seiner vielseitigen Armut sind 
ja die Bedingungen für die Prostitution ganz be- 
sonders gegeben. Auffälliger als in Moskau sind uns 
in Leningrad Einzelfälle aufgestoßen, die von der Ver- 
wahrlosung gewisser Volksteile zeugen. So sahen wir 
auf den Rasenplätzen der Anlagen, in der Nähe der 
Isaakkathedrale am hellen Tage Matrosen mit ihren 
Mädchen eng umschlungen liegen, enger umschlungen 
als es Liebespaare sonst am Tage und in belebten 
Gegenden zu tun pflegen. Auch die Angaben eines 
Kollegen aus Leningrad stimmen mit den eigenen 
Beobachtungen überein. Sie beweisen vor allem die 
große Verbreitung der venerologischen Krankheiten 
unter den sich prostituierenden Mädchen: Deutsche, 
die in Berlin z. B. den Verkehr mit Prostituierten 
gewohnt seien ohne sich zu infizieren, seien in Lenin- 
grad gleich beim ersten Koitus einer Infektion zum 
Opfer gefallen. 

Eindrücke besagen hier ja natürlich wenig und 
Statistiken gerade über die geheime Prostitution 
müssen der Natur der Sache nach immer recht lücken- 
haft sein. 

Der Kampf gegen die Prostitution — es handelt sich 
hier um keinen polizeilichen Kampf (die Polizei teilt 
höchstens mit, wer als prostitutionsverdächtig be- 
kannt wird), sondern um die Maßnahmen, die gegen 
die Geschlechtskrankheiten der sich prostituierenden 
Frauen und für deren Überführung in geordnete 
Lebensverhältnisse getroffen sind — dieser Kampf 
wird keineswegs von den Ärzten des Dispensaires allein 
geführt, sondern in steter Fühlung zur obersten Ge- 
sundheitsbehörde, dem Narkomsdraw, und ferner zu 
dem aus den verschiedensten Mitgliedern des betreffen- 
den Bezirkes sich zusammensetzenden Rat zur Be- 
kämpfung der Prostitution. Dieser enthält neben den 
fachkundigen Medizinern vor allem Laien, die von 
den Arbeiterorganisationen der Fabriken abgeordnet 
werden. Mit diesem Rat also werden die organi- 
satorischen und praktischen Maßnahmen, welche die 
Prostitution betreffen, erörtert und ihre Durchfüh- 
rung bestimmt. | 

Ganz besonderen Wert legt man in Rußland auf das 
Erfassen der sozialen Beziehungen, die möglicherweise 
die Veranlassung zur Prostitution geworden sind. Die 
Methodik der anamnestischen Aufnahme aller dieser 
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z. T. im Vorleben des Individuums liegenden Dinge 
hat ja gerade bei Prostituierten manches gegen sich. 
Und die Statistiken, die sich auf solche Erhebungen 
gründen, besitzen sicher keine absolute Beweiskraft. 
Aber es ist interessant, zu sehen, welche Dinge man be- 
sonders zu erfahren sucht, und wie man zu Schlüssen 
über die geistige Beschaffenheit, die Interessengebiete 
der Mädchen gelangen will und besonders auch die 
sexuelle Einstellung der Prostituierten zu ergründen 
sucht. (Siehe Fragebogen I im Anhang.) 

Sicher gehört, um einigermaßen brauchbare Resul- 
tate zu erhalten, viel Verständnis und Liebe zur Sache 
von seiten des Arztes dazu, und noch viel mehr ist das 
Vertrauen in die guten Absichten des Arztes von 
seiten der Patientinnen von Bedeutung, wenn sie ehr- 
lich Dinge beantworten sollen, die sie sicher nicht 
jedem gegenüber beantworten wollen. 

Lebens- und Wohnungsverhältnisse, Beruf und Er- 
werb werden erforscht. Wichtig für die russische 
Psyche sind natürlich Revolution und Bürgerkrieg in 
ihrem Einfluß auf die Veränderung der Lebenshaltung. 

Lektüre, Theater und Kino sind sicher recht wesent- 
liche Momente für die psychische Beurteilung eines 
wahrscheinlich von Grund aus doch irgendwie defekten 
Menschen. 

Neben den Fragen nach der Art der sexuellen 
Empfindungen wird dann das Verhalten zur 
Schwangerschaft und dem eigenen Kinde gegenüber 
eruiert. 

Ein besonderer Abschnitt des Fragebogens be- 
schäftigt sich mit der gewerbsmäBigen Hingabe des 
Kôrpers. Er sucht die direkten Gründe dafür, soweit 
sie überhaupt im Bewußtsein des Mädchens liegen 
können, zu erfassen. Neben der wirtschaftlichen Seite, 
die doch auch nicht gering zu veranschlagen ist, 
wird das Urteil der Patientin über die eigene Pro- 
stitution verlangt, und schließlich Fragen über die ge- 
schlechtliche Erkrankung (Aufklärung, Infektionsart 
usw.) gestellt. Vorstrafen und irgendwelche Laster 
(Alkoholmißbrauch) werden gleichfalls berücksichtigt 
und zum Schluß die Ansicht der Patientin über die 
Möglichkeit, ein anderes Leben zu beginnen, notiert. 
Das Urteil des Arztes beschließt zusammenfassend das 
interessante Dokument. 

Ebenso wie bei der Prostituierten oder prostitutions- 


verdächtigen Person spielt die Statistik in sexueller, 


hygienischer, wirtschaftlicher und psychischer Be- 
ziehung auch bei den übrigen Patienten eine große 
Rolle. Demzufolge muß eine umfangreiche Kartothek 
geführt werden, die einerseits das medizinische Jour- 
nal, die Krankengeschichte von den zunächst einmal 
zu statistischen Zwecken geführten Enqueten trennt, 
andererseits es dem Arzt ermöglicht, sich über den 
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Verlauf der Krankheit auf den ersten Blick zu orien- 
tieren und dann, wenn es nötig ist, den Kranken zur 
Nachuntersuchung zu bestellen. Diesem letzteren 
Zweck dient eine in ihrem Vordruck knapp gehaltene 
Karte, die etwa den Formularen unserer Beratungs- 
stellen entspricht. Neben der eigentlichen Kranken- 
geschichte wird eine besondere Personalkarte mit für 
Erwachsene und Kinder verschiedenartigem Vordruck 
geführt. Die Kinderkarte, aus der wiederum das 
Interesse für hygienische Fragen hervorgeht, sei hier 
wiedergegeben. (Formular II im Anhang.) 

Die Wiedervorladung der Patienten geschieht wie 
bei uns zu einem bestimmten Termin, der auf der 
Karte angegeben ist. Bleibt ein Patient über die ihm 
gesetzte Zeit aus, so erhält er vom Gesundheitsamt ein 
Schreiben, das ihn auffordert, an einen neutralen Ort, 
z. B. auf das Büro des Gesundheitsamtes, zu kommen. 
Hier wird versucht, auf ihn einzuwirken und ihn 
zur erforderlichen Weiterbehandlung zu veranlassen’ 
Kommt ein Patient nicht auf diese erste Aufforderung 
hin, so werden keine besonderen Schritte weiter unter- 
nommen, wenn es sich um eine Lues latens handelt. 
Bei floriden Krankheiten aber wird ein Arzt (Ärztin) 
in die Wohnung des Patienten geschickt, um durch 
persönliche Fühlungnahme die Patienten zur Ein- 
sicht zu bringen. In etwa 80 % der Fälle soll es 
gelingen, die Wiederaufnahme der Behandlung zu 
erwirken. 

Besondere Zwangsmaßnahmen werden wohl in Ruß- 
land nicht angewandt, dagegen scheint überhaupt der 
Einzelentscheidung des Richters ein viel größerer 
Spielraum gegeben zu sein als bei uns. Nach dem 
§ 155 des russischen Gesetzes wird jeder, der eine 
andere Person infiziert, bestraft. Tatsächlich enthält 
dieses Gesetz wohl nur den Rahmen, in dem der 
Richter entscheiden kann, aber er wird die Härte 
des Gesetzes nur verwenden, wenn er es für an- 
gezeigt hält und irgendwo ein besonderes Verschul- 
den findet. 

Die Fragebogen für die erwachsenen Patienten be- 
schäftigen sich viel mit sozialen Wohnungs- und 
Arbeitsverhältnissen, daneben aber natürlich mehr 
mit Art und Ort der Infektion, dem sexuellen Vor- 
leben, Aufklärung usw. 

Eine Anzahl Statistiken, die in den letzten Jahren 
aus einer größeren Menge Fragebogen zusammen- 
gestellt und graphisch auf Plakate aufgezeichnet sind, 
möchte ich kurz erläutern. Sie finden sich als An- 
schauungsmaterial an den Wänden des 2. Moskauer 
Dispensaires, bei dessen Besichtigung ich sie mir auf- 
schreiben konnte. 

Den Beginn des sexuellen Lebens (1. Koitus) wollen 
die folgenden beiden Statistiken (Tab. und 2) erfassen. 
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Tabelle 1. 


Beginn des Geschlechtslebens beim 
männlichen Geschlecht. 
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De 1 RE ET 


Jahre: 0,5% 
US SR PE E EE 4,3% 
Seltene 22,1°% 
17-1922 223 29,7% 
|) EEE RR RER | 21,8 °%, 
DI Dee | 10,5°, 

über 29.5: 0a dau 1,1% 
Betrunken waren beim 1. Koitus | LTS, 
Tabelle 2. 


Beginn des Geschlechtslebens beim 
weiblichen Geschlecht. 


Jahre: 9-10: tree 0,0% 
CUS LR 0,9°;, 

151: uiibine ss 12,3% 
17-19 da 31,6%, 
19-21. ran 29,6 %5 
225 ire 22,6 °% 

über I. 3,0% 


Natürlich sind diese Zahlen nur aus einem kleinen 
Teil beobachteter Menschen entstanden, die gerade zu 
dem Bezirk dieses Dispensaires gehörten und es steht 
durchaus zu erwarten, daß manche Zahl sich ver- 
ändert, wenn andere Bezirke der gleichen Unter- 
suchung zugeführt werden. | 

Die Anzahl der männlichen Individuen, die ihren 
1. Koitus bei einer Prostituierten ausübten, schwankt 
in den letzten Jahren beträchtlich. 

Einige andere Statistiken befassen sich mit Infek- 
tionsquelle und Ort, so zeigt Tabelle 3 sehr hübsch 
einige Zahlen, aus denen die Berufe der die Männer 
infizierenden Mädchen hervorgehen; und Tabelle 4 
gibt die Örtlichkeit wieder, an denen der infizierende 
Verkehr stattfand. 


Tabelle 3. 


Von den erkrankten Männern infizierten sich bei 



































Drasuitnlerien TE 31,0°; Verkanferinnen: de 
Hauswirtinnen ....... 9,9, | Arbeiterinnen ........ 8,325 
Dienstmädchen ...... 4,3°, | Schneiderinnen....... 3,6% 
Angestellten ......... 9,8”; | Schülerinnen......... 2,8°; 
Ohne Beruf ......... LT% 3 Unklar eeii crues 22,1% 
Tabelle 4. 

u Es infizierten sich | Männer Frauen | 
In der Wohnung des Partners oo 43,9%, 48°. g 
In der eigenen Wohnung ......... | 23,0%, 68,3", 
Hotel, Herberge, Eisenbahnwaggon | 5,0%, 1,4", 
Auf der Straße... .0use 22400008 ı 9,99, 0,4, 
Im Freien samedis nest | 2 | 1,4: 
Unbekannt cresson ani ei po AT 22,0", 


Rendezvous-Haus ................ | LOr: 
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Auf die Wirksamkeit der rein verstandesmäßig 
wirkenden Aufklärung wirft ein Streiflicht die Tat- 
sache, daß 75,2% der männlichen und 43,2% der 
weiblichen Kranken durch Schule, Bücher, Vorträge, 
Elternhaus, am meisten aber durch Kameraden Kennt- 
nis von den Geschlechtskrankheiten hatten, als sie sich 
infizierten. 

Großer Wert wird in jedem Fall auf die Unter- 
suchung der Familie gelegt, es existiert ein eigener 
Vordruck für Familienuntersuchung. Ein Zwang wird 
aber in keiner Richtung — das ist wichtig für die ganze 


_ Inangriffnahme des schwierigen Fragenkomplexes — 


angewendet. Es wird vielmehr lediglich durch Über- 
zeugung und Überredung des Patienten versucht, ihn 
zur Einsicht der für ihn wichtigen Dinge zu bringen. 

Wir wissen ja auch aus Deutschland, wie sehr das 
gesprochene Wort — z. B. das des Arztes der Be- 
ratungsstellen — auch den zuerst widerstrebenden 
Patienten zu leiten imstande ist. Noch vielmehr mag 
der russische Arbeiter bei der strafferen und vor allem 
mehr Dinge des persönlichen Lebens umfassenden 
Organisation den Maßnahmen zugänglich sein, hinter 
denen neben den Ärzten des Dispensaires auch die 
Autorität der Organisation selbst letzten Endes steht. 
Es kommt immer sehr darauf an, ob gefühlsmäßige 
Ablehnung gegen Verordnungen, die von einem 
wesensfremden Machthaber kommen oder eine ge- 
fühlsmäßige Annahme, weil die Verordnungen aus der 
Organisation der Gesinnungsgenossen heraus geboren 
sind, vorhanden ist. 

Die Statistik z. B. über die Familienuntersuchungen 
zeigt, daß ein immer größerer Prozentsatz der Fa- 
milien, deren Mitglieder auf Geschlechtskrankheiten 
nachgesehen worden sind, gesund befunden wurden. 
So waren 1923 11 % der untersuchten Familien voll- 
kommen gesund, 1924 16,5 % und 1925 30 %. Diese 
guten Resultate werden darauf zurückgeführt, daß in 
letzter Zeit die Zweckmäßigkeit einer gesundheitlichen 
Überwachung der Familie in weitere Kreise gedrungen 
ist und nun auch Familienväter ihre Familien dem 
Arzt zuführen, die früher nicht daran gedacht haben. 
Diese Untersuchungen finden je nach Wunsch im 
Dispensaire oder im Hause selbst statt. 

Das Dispensaire hat nun, nicht nur in der geschil- 


derten Weise die Patienten zu heilen und sie sozial 


und statistisch zu erfassen, die Pflicht, sondern ihm 
: liegt es daneben ob, die Gesundheit der Kinder und 
Säuglinge in dem betreffenden Bezirk zu überwachen 


' und zwar die angeborene Syphilis ebenso wie die er- 





worbenen Geschlechtskrankheiten der Kinder. Damit 


| steht in Verbindung die Untersuchung und Behand- 


Darum werden vom Dispen- 
den 


lung der Schwangeren. 
saire dauernde Beziehungen unterhalten zu 
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Schwangerenheimen, zu Kindererziehungshäusern und 
Bewahranstalten, zu den verschiedenen Arten der 
Schulen. Neben der Untersuchung der Kinder und der 
Behandlung der Erkrankten geht einher die sanitäre 
Aufklärung, auf die man in Rußland außerordent- 
liches Gewicht legt und die wieder in den schon er- 
wähnten Heimen und Instituten, dann aber natürlich 
auch in den zahlreichen Klubs der Erwachsenen und 
an den Arbeitsstätten, also in den Fabriken selbst, 
erfolgt. 

Die Aufklärung bezieht sich nun keineswegs auf das 
geschlechtliche Leben allein, auf die Warnung vor den 
Geschlechtskrankheiten und die Vermittlung hygieni- 
scher Kenntnisse, sondern sie sucht die Menschen auch 
für die soziale und juristische Seite der damit in Be- 
ziehung stehenden Fragen zu interessieren. Ebenso 
wie bei uns steht Kino und Theater im Dienst dieser 
Aufklärung, aber darüber hinaus läßt man vor den 
Arbeitern z. B. Gerichtsverhandlungen improvisieren, 
in denen ein Urteil über irgendein aktuelles sexuelles 
Delikt gefällt werden soll, und man läßt die Arbeiter 
teilnehmen an der Diskussion über das Urteil. Ja, 
sogar wirkliche Gerichtsverhandlungen über diese 
Dinge sollen zuweilen vor den Augen und unter Mit- 
wirkung der Arbeiter in den Fabriken zustande 
kommen. 

Neben den schon erwähnten Untersuchungen der 
Familien sieht das Dispensaire eine weitere wesent- 
liche Aufgabe darin, die Arbeitsgemeinschaften zu er- 
fassen und die hygienischen und sexuellen Lebens- 
verhältnisse der Arbeiter festzustellen und zu bessern. 
Zu diesem Zweck werden die Arbeiter einer Fabrik 
gemeinsam untersucht und über den Befund eine An- 
zahl Fragen eines bestimmten Formulars ausgefüllt. 
Gewöhnlich geschehen solche Untersuchungen in Ver- 
bindung mit Ärzten anderer Spezialfächer, um so einen 
Überblick über die gesamten gesundheitlichen Ver- 
hältnisse (Tbc usw.) der Arbeiterschaft zu ergeben. 

Der Fragebogen (mein Exemplar stammt aus Sara- 
tow) nimmt Bezug besonders auf die Hygiene der 
Arbeitsbedingungen in Beziehung zu geschlechtlichen 
Erkrankungen. Wenn wir einzelne Betriebe, wie z. B. 
die schwimmenden Fischereistationen im Wolgadelta, 
in denen einige Hundert Menschen beiderlei Ge- 
schlechts viele Monate fast ohne Berührung mit der 
Außenwelt hausen, uns vor Augen führen, so läßt es 
sich denken, daB in sexueller Beziehung manche Dinge 
zutage gefördert werden, die auf die Art des Zu- 
sammenlebens zum Zwecke der Arbeit direkt zurück- 
zuführen sind. | 

Das Formular endet, wie die meisten anderen, mit 
einer Rubrik für praktische Vorschläge zur Behebung 
etwa aufgefundener MiBstände; ein Zeichen dafür, 


‘der einzelnen Maßnahmen geben können. 
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daß trotz alles Theoretisierens und Experimentierens 
in Rußland das Bestreben überall offenbar ist, prak- 
tisch brauchbare Arbeit zu leisten. 

Es wird sogar eine eigene Zeitung herausgegeben, 
deren Aufgabe es ist, Aufklärungspropaganda zu 
treiben. Neben kurzen Erzählungen, die irgendwelche 
sexuellen Probleme zum Inhalt haben, werden die 
Geschlechtskrankheiten medizinisch und soziologisch 
populär dargestellt. Die Kampfmittel, insbesondere 
die Arbeitsweise des Dispensaires, werden geschildert 
und vor allem Stimmen und Wünsche des Publikums 
selbst zum Ausdruck gebracht. — 

Es ist schon darauf hingewiesen worden, daß die 
in kurzem Besuch gewonnenen Eindrücke kein festes 
Urteil über den Wert, insbesondere über den Erfolg 
Aber sie 
können doch vielleicht einen Einblick geben in die 
Geistesrichtung, in der man in Rußland den Kampf 
gegen die venerischen Krankheiten aufgenommen hat. 

Die Organisation und gesetzlichen Bestimmungen, 
auf die wir hier nicht des Näheren eingehen wollen, 
finden sich in dem Artikel von Haustein (M. m. W. 
1925, Nr. 42) dargestellt. 


Formular I. 
Fragebogen für Kranke. 


I. 

. Nationalität: 

. Alter: 

. Soziale Lage: 

. Bildung: 

. Lebensbedingungen: Familie, Wohnung (in welcher Um- 

gebung verbrachten Sie Kindheit, Ju- 
. gend; wohnen Sie in der Familie, mit 
dem Ehemann, mit Freundin, allein, 
mit Fremden, wieviel Personen be- 
wohnen ein Zimmer, Witwe, geschie- 
den usw.)? 
6. Vererbung: f 
7. Beschäftigung: Vor der Revolution. 
Nach der Revolution. 
Augenblicklich. 
8. In welcher Weise beeinflußten die Lage der Familie die 
Revolution und der Bürgerkrieg? 
9. In welchem Alter traten Sie die Stellung an? Welche 
Stellen bekleideten Sie? 
a) Das Verhältnis der Herrschaft. 
b) Das Verhältnis der Mitarbeiter (Männer und Frauen). 

10. Lesen Sie Bücher, welche gefallen Ihnen ? 

Besuchen Sie Theater, Kino, Klub; welche Theaterstücke 
bevorzugen Sie? 

11. Wann begannen die Menses ? Was für einen Eindruck mach- 
ten sie (Schrecken, Bedrücken, Erregung). Sind die Menses 
regelmäßig ? 

12. In welchem Alter hatten Sie den ersten Geschlechtsver- 
kehr? Mit wem und was veranlaßte Sie dazu (Ehemann, 
Braut, Liebhaber — Gelegenheit, in besoffenem Zustand, 
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13. 


17. 
18. 


21. 


22. 


23. 


24. 


30. 


32: 
33. 
. Womit kann geholfen werden, damit Sie von der Prostitu- 


Vergewaltigung, unter dem Einfluß der Liebe, des Rausches, 
der Freundinnen, der Literatur und der Not)? 

Hatten Sie Bedürfnis zum Geschlechtsieben und von welcher 
Zeit ab? 


. Führen Sie Geschlechtsieben aus Drang, aus Zwang oder 


aus materieller Berechnung ? 


. Wie verhalten Sie sich zum Geschlechtsleben (gleichgültig, 


Widerwillen, Vergnügen)? 


. Wie hätten Sie sich Ihr Geschlechtsieben gestalten wollen 
(Ehe, längeres Verhältnis aus Liebe, kurzfristiges Verhält- 


nis, gelegentliche Zusammenkünfte) ? 

Haben Sie Kinder? Wollen Sie welche haben? 

Werden Schutzmaßregeln gegen Schwangerschaft ge- 
braucht: Aborte? 


. Hatten Sie gelegentlichen Geschlechtsverkehr und wann 


(vor der Ehe, in der Ehe, nach der Ehe)? 


. Mit wieviel Männern hatten Sie Geschlechtsverkehr in 


diesem Jahre? 


IL. 


In welchem Lebensalter hatten Sie den ersten Geschlechts- 
verkehr gegen Entgelt, mit wem, aus welchen Gründen 
(Hunger, Not, Betrug, Kuppelei, Arbeitsbedingungen, enge 
Wohnungsverhältnisse) ? 

Wen halten Sie für den nächsten Schuldigen Ihrer Pro- 
stitution: Vater, Mutter, Bruder, Schwester, Freundin, 
Bräutigam, Ehemann, Liebhaber, Lehrer, fremden Mann, 
Frau? 

Beschäftigung vor dem ersten Geschlechtsverkehr gegen 
Entgelt? Beschäftigung jetzt? 

Wieviel verdienten Sie vor der Prostitution ? 

Wieviel verdienten Sie durch Prostitution? 

Wieviel verdienten Sie außer der Prostitution ? 

Wieviel verdienten Sie durch Dienst, Arbeit und welcher ? 


. Sind Sie vorbestraft? Wann und warum? 
. Wußten Sie, was Prostitution ist: ja, nein? 


Wie stellen Sie sich zur Prostitution? 


. Was leidet unter der Prostitution mehr, die Gesundheit 


oder die seelische Verfassung? 


. Wußten Sie etwas von Geschlechtskrankheiten? Ja, nein? 


Von wem? (Bücher, Unterhaltung und Freunde.) 


. Wann erfolgte die erste Ansteckung mit einer Geschlechts- 


krankheit und welcher ? 

a) Tripper. 

b) Syphilis. 

c) Weicher Schanker. 

Von wem infiziert (nüchtern oder im Rausch) ? 

Haben Sie sich behandeln lassen, wo: in der Ambulanz, 
Privatarzt, Klinik, Dispensaire, Hospital, Feldscher, Kur- 
pfuscher ? 


. Wieviel Personen konnten Sie bewußt infiziert haben (un- 


bewußt): mit Tripper, Syphilis, weicher Schanker ? 
Alkoholismus, Kokainismus, Morphinismus. 
Wollen Sie von der Prostitution abstehen: ja, nein? 


tion ablassen: durch Erlernen eines Handwerks, materielle 
Unterstützung, Stellenbeschaffung und welcher Art? 





Allgemeiner Eindruck: 
Äußeres: 

Kleidung: 

Art des Benehmens: 


Arzt: 
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. Alkoholismus der Eltern: Mutter 


. Art der Ansteckung: geschlechtlich, extragenital, 
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Formular Il. 
Staatliches venerologisches Institut. 


Dispensaire. 
Karte für Kinder Nr. ...... 
Männi. Weibl. 
Monat: Tag: Jahr: 
. Vor-, Zu- und Vatersname: 
. Alter: 
. Nationalität: 


. Wohnt bei den Eltern; im Kinderhause; gemeinschaftlich 


in der Schule. 
a) Adresse der Eltern. 
b) Namen, Adresse des Unternehmens. 


. Besucht Krippe Nr.: 
. Vater: lebt, tot. 
. Beruf der Eltern: Vater: 
. Wohnungsverhältnisse der Eltern: wohnen in gemeinschaft- 


Mutter: lebt, tot. 


Mutter: 


lichen Häusern, in Kommunalhäusern, Privatwohnung. 

Familie bewohnt einzelne Wohnung, Zimmer. Wieviel 

Personen bewohnen 1 Zimmer? 

a) Schläft das Kind in einem Bett allein, zusammen mit 
der Mutter, Vater, Bruder, Schwester ? 

b) Wird gemeinsames Klosett benutzt: ja, nein? Ist Nacht- 
geschirr vorhanden: ja, nein? Allgemein oder einzeln 
benutzt? 

c) Erfolgen Waschungen (bei Mädchen): ja, nein? Wie und 
womit? Luffa, Schwamm, weichem Lappen, fließendes 
Wasser? Wird mit Handtuch abgetrocknet: gemeinsam 
oder einzeln? Wie oft erfolgen die Waschungen ? 

d) Wird beim Essen Geschirr gebraucht: gemeinsam oder 
einzeln ? 


. Lebensbedingungen des Kindes in der Anstalt: Liegen Kin- 


der beiderlei Geschlechts in einem gemeinsamen Schlaf- 

raum ? 

Hat jedes Kind ein Bett für sich? 

Schlafen zu zweien, zu dreien? 

a) Aborte für. Kinder, einzeln oder gemeinsam mit dem 
Personal ? 

b) Wird das Nachtgeschirr gebraucht: ja, nein; gemein- 
sam mit dem Personal oder einzeln ? 

c) Erfolgen Waschungen der Mädchen: ja, nein? Wie er- 
folgen die Waschungen: gemeinsam oder einzeln? 
Womit: Luffa, Schwamm usw.? Werden sie mit einem 
Handtuch abgetrocknet: einzeln oder gemeinsam? Wie 
oft erfolgen die Waschungen ? 

d) Wird beim Essen Geschirr gebraucht: gemeinsam oder 
einzeln ? 

Ernährung (Ausfüllen nur für Kinder im Säuglingsalter): 

künstliche Ernährung, Mutterbrust, Amme? 

trinkt nicht, 
selten, beständig. 


trinkt 


Vater trinkt nicht, selten, be- 
ständig. 
. Geschlechtskrankheiten des Vaters: ja, nein; Syphilis, 


Tripper? Mutter: ja, nein; Syphilis, Tripper? 
Sind in der Familie noch Geschlechtskranke: ja, nein? 
Wer? 


. Wann erfolgte die Ansteckung mit der jetzigen Erkran- 


kung? 


ange- 
boren, unbekannt. 


. Wo erfolgte die Ansteckung: Stadt, Dorf, in der Wohnung 
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der Eltern, Badeanstait, Schule, 
garten) oder in der Krippe? 
16. Quelle der extragenitalen Ansteckung ? 
17. Ist behandelt worden: ja, nein? 
Diagnose: 


Kinderhaus (Kinder- 


Ordinator: 





Die Untersuchung der Anstalt erfolgte am ......... Jahr: 
Karte des Unternehmens Nr........ 
Untersuchung der Familie erfolgt: Jahr? Zu Hause? 
| | Im Dispensaire? 
Familienkarte Nr....... 
Ordinator: 


— 


Über die Entstehung und Entwicklung der nordischen Welanderheime. 
Von GÖSTA AHMAN, Göteborg. 


Unter „Welanderheim‘ versteht man eine Pflege- 
anstalt für Kinder mit angeborener oder im ersten 
Kindesalter erworbener Syphilis. Der Name stammt 
von dem ersten Gründer einer solchen Anstalt, dem 
im Jahre 1917 verstorbenen Professor Edvard We- 
lander in Stockholm. 

Welander erkannte, daß unsere allgemeinen Kran- 
kenhäuser nicht dazu geeignet sind, der Pflicht des 
Gemeinwesens, den syphilitischen Kindern die er- 
forderliche Pflege zuteil werden zu lassen, ganz zu 
genügen. .Zwar kann ein solches Kind mit seiner 
Mutter auf kürzere Zeit in ein allgemeines Kranken- 
haus aufgenommen und dort gepflegt werden, aber 
aus sozialen Gründen kann das Kind darnach in der 
Regel nicht die Pflege erhalten, deren es noch weiter 
bedarf. Es handelt sich nämlich in der Mehrzahl der 
Fälle um Kinder in ungünstiger sozialer Stellung. Das 
Kind wird deshalb in der Regel bald von seiner Mutter 
getrennt, die ihren Lebensunterhalt durch eigene 
Arbeit verdienen muß. Es muß daher fremden Leuten 
übergeben werden, was gewöhnlich zur Folge hat, daß 
seine Krankheit verheimlicht wird. Diese Kinder be- 
kommen also keine fortgesetzte Behandlung, und ein 
großer Teil von ihnen geht deshalb früh zugrunde oder 
fällt später schwereren Folgen seiner Krankheit mit 
bleibender Invalidität als Endergebnis anheim. In den 
ersten Jahren sind sie außerdem gefährliche Verbreiter 
der Krankheit, eine Gefahr, die natürlich noch da- 
durch erhöht wird, daß die Umgebung keine Kenntnis 
von ihr hat. 

Welander und seine Nachfolger in verschiedenen 
Ländern haben diese Krankenpflegefrage durch Ein- 
richtung spezieller Anstalten gelöst, wo syphilitische 
Kinder jahrelang ununterbrochene Pflege und Be- 
handlung erhalten können. Diese Anstaltsversorgung 
hat auch den Vorteil, daß die Kinder isoliert sind, 
also keine Infektionsgefahr bilden. Welander ging im 
Jahre 1900 ans Werk, indem er mit Hilfe von Freun- 
den und Interessierten das für die ersten Jahre er- 
forderliche Kapital sammelte und darauf von der 
Stadt Stockholm in einem ihrer Außenviertel in der 
Nähe des Krankenhauses St. Göran ein sehr kleines 


baufälliges, aus einigen wenigen Zimmern, Küche usw. 
bestehendes Haus mietete und dieses reparieren und 
notdürftig für seinen neuen Zweck ändern ließ. An- 
fang Dezember 1900 wurde ein anspruchsloses Kinder- 
heim, das Welander mit Fug ,,Lilla Hemmet“ (Kleines 
Heim) benannte, eröffnet. In dieser Anstalt, die kaum 
für ungefähr ein Dutzend Kinder Platz hatte und all- 
mählich überbelegt wurde, wurde ungefähr 10 Jahre 
lang eine segensreiche Wirksamkeit betrieben. Welan- 
ders großes persönliches Ansehen und Einfluß be- 
wirkte indessen, daB seine Arbeit bald gebührende 
Würdigung fand, und daß er von Wohltätigkeits- 
organisationen, durch Sarnmlungen und eine große 
Lotterie Geldhilfe erhielt, wodurch der Grundstock zu 
einem Neubau, dem jetzigen ,,Lilla Hemmet‘‘ gelegt 
wurde, einer prächtigen, ganz in der Nähe des Kran- 
kenhauses St. Göran in Stockholm belegenen Kinder- 
pflegeanstalt mit 50 Plätzen. Diese wurde im Sep- 
tember 1910 eröffnet. Im Dezember 1925 konnte 
„Lilla Hemmet‘ also sein 25-jähriges Jubiläum feiern. 
Während dieser 25 Jahre sind in das Heim insgesamt 
231 Kinder aufgenommen worden, von denen sich 
zu dem angegebenen Zeitpunkt noch 37 in Pflege be- 
fanden. 

Welander beabsichtigte nicht, durch sein ,,Lilla 
Hemmet‘‘ einen vollständigen Ersatz für die anderen 
Krankenhäuser zu schaffen. Er setzte immer voraus, 
daß die syphilitischen Kinder während ihres ersten 
Lebensjahres ihre erste Behandlung und Pflege in 
anderen Krankenhäusern bekamen; er nahm die 
Kinder erst auf, wenn sie | Jahr alt waren. Nach 
Welanders Tode ist das Aufnahmealter auf ein halbes 
Jahr herabgesetzt worden, jedoch dürfte es nur aus- 
nahmsweise vorkommen, daß ein Kind in so frühem 
Alter aufgenommen wird. Auf diese Weise werden 
die Ernährungsschwierigkeiten, die sich aus der Auf- 
nahme während des Säuglingsalters ergeben würden, 
vermieden. Da Welander außerdem den Grundsatz 
vertrat, daß jedes Kind einer syphilitischen Mutter in 
der Praxis ohne weiteres als syphilitisch anzusehen 
und zu behandeln sei, ist hieraus ersichtlich, daß die 
obengenannten 231 Kinder ein in recht hohem Grade 
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gesichtetes Patientenmaterial darstellen, aus dem die 
schwächlichsten Kinder in groBer Menge durch den 
Tod, sei es infolge von Syphilis oder von interkurren- 
ten Krankheiten im ersten Lebensjahre ausgesondert 
worden sind. Da also in einer erheblichen Anzahl 
Fälle kein sicherer Beweis dafür vorliegt, daß die 
Kinder wirklich Syphilis gehabt haben, und da das 
Material durch das späte Aufnahmealter als in hohem 
Maße in prognostisch günstiger Richtung gesichtet 
angesehen werden muß, so ist es klar, daß man das Er- 
gebnis der Behandlung der fraglichen 231 Kinder nicht 


statistisch-prognostischen Betrachtungen betreffs an- 


geborener Syphilis zugrunde legen darf. 

Welander war ein entschiedener Gegner der Sal- 
varsanbehandlung und betrieb ausschließlich chro- 
nisch-intermittente Quecksilberbehandlung. Nach sei- 
nem Tode hat indessen sein Nachfolger Dozent Karl 
Marcus nach und nach die kombinierte Hg-Sal- 
varsanbehandlung eingeführt. | 

Eine zweite Spezialanstalt zur Pflege syphilitischer 
Kinder wurde im Jahre 1917 in Gothenburg von dem 
Verfasser, früher Assistenzarzt Welanders, begründet. 
Wie mein großer Vorgänger mußte ich in sehr be- 
scheidenem Maßstabe in einem kleinen von der Stadt 
gemieteten Hause in einem Außenviertel der Stadt 
beginnen; ich erhielt indessen recht bald Hilfe von 
freigebigen Freunden, insbesondere von Schiffsreeder 
Dan Broström. Durch eine Schenkung von diesem 
im Betrage von 300000 Kr. und weiteren ansehnlichen 
Geldspenden in Verbindung mit mehreren anderen 
kleineren Schenkungen wurde die Entstehung einer 
neuen modernen Kinderpflegeanstalt ermöglicht. Sie 
wurde im Sommer 1920 in Betrieb genommen und 
„Göteborgs Welanderhem‘ benannt. Diese Anstalt 
ist jedoch keineswegs eine Nachbildung von ,,Lilla 
Hemmet“, sondern ist in ihrer Organisation und in 
ihrer Arbeitsweise in vielen Beziehungen recht ver- 
schieden. Ich hatte durch meine Tätigkeit hauptsäch- 
lich unter Armen und bescheiden Situierten die Er- 
fahrung gemacht, daß die syphilitischen Kinder in 
großer Anzahl verschwinden, ohne daß die Möglich- 
keit besteht, ihr weiteres Schicksal zu verfolgen, wenn 
man sich nicht ihrer gleich nach der Geburt für längere 
Zeit annehmen kann. Allerdings wurde dies in ge- 
wissem Maße durch die im Jahre 1918 in Schweden 
erfolgte neue gesetzliche Regelung besser. 

Das schwedische Gesetz verordnet unter anderem 
als eine absolute Pflicht, daß jedermann, der an 
ansteckender Geschlechtskrankheit leidet, sich ärzt- 
lich behandeln läßt und sich genau nach den thera- 
peutischen und prophylaktischen Vorschriften des be- 
handelnden Arztes richtet. Dieses Gesetz gibt den 
betreffenden Amtsärzten auch die Machtmittel, die 
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nötigsind, um die Effektivität des Gesetzes zu sichern. 
Außerdem bietet es jedem Geschlechtskranken, wenn 
nötig, kostenfreie Krankenpflege. Die Syphilisfrequenz 
in Schweden ist seit der Einführung des neuen Ge- 
setzes sehr bedeutend gesunken. Beträgt sie im Jahre 
1919 100, so muB man sie für das Jahr 1925 mit 
ca. 20 ansetzen. Hierbei müssen wir allerdings auch 
andere Faktoren berücksichtigen, wie z. B. die mo- 
derne spezifische Therapie. 

Die seit 1918 bestehende Erwerbslosigkeit bringt es 
jedoch mit sich, daß die am schlechtesten Situierten des 
Gemeinwesens dauernd mit Existenzschwierigkeiten zu 
ringen haben, infolgedessen eine stetige Abwanderung 
von den größeren Städten und Industriezentren nach 
anderen Orten zur Erlangung von Erwerbsmöglich- 
keit stattfindet. Unter solchen Umständen von am- 
bulatorischen Behandlungsstellen aus oder in der Pri- 
vatpraxis zu kontrollieren, was aus den Müttern 
und Kindern wird, ist oft unausführbar. Ich rich- 
tete deshalb die Anstalt so ein, daß die Kinder bald 
nach der Geburt aufgenommen werden können, wenn 
tunlich auch die Mütter, so lange sie stillen können. 
Da dies nur in einer Minderzahl von Fällen geschehen 
kann, ist dafür gesorgt, daß erforderlichenfalls von 
anderer Seite Brustmilch beschafft werden kann. 
In bezug auf die künstliche Ernährung wird in der 
Anstalt nach neuzeitlichen pädiatrischen Grundsätzen 
verfahren, so daß sie ein Kinderkrankenhaus darstellt, 
mit der besonderen Aufgabe, syphilitische Kinder zu 
pflegen, die gleich nach der Geburt und später bis zum 
Anfang des Schulalters dort Aufnahme finden können. 
Aus epidemiologischen Gründen dürfen die Kinder des 
Welanderheims keine Schule besuchen. Kinder im 
Schulalter, die infolge von Schäden der Sinnesorgane 
oder des Zentral-Nervensystems keine gewöhnliche 
Schule besuchen dürfen, können also eine Zeitlang im 
Welanderheim gepflegt werden. 

Die spezifische Methode ist eine chronisch- 
permanente Behandlung, bestehend aus alter- 
nierenden Salvarsan- und Hg- (jetzt auch Bi-)Kuren. 
Das Behandlungsergebnis wird durch eine fortlaufende 
Serie von serologischen Untersuchungen und Lumbal- 
punktionen kontrolliert. Wenn diese in 1—2 Jahren 
und nach einer Behandlungszeit von 3—4 Jahren ein 
stetiges negatives Ergebnis aufweisen, können die 
Kinder die Anstalt als wahrscheinlich gesund ver- 
lassen. Zu prophylaktischem Zwecke und in enger 
Zusammenarbeit mit Amtsärzten sorgt die Anstalt 
auch dafür, daß den Müttern der Kinder gute spezi- 
fische Behandlung zuteil wird. Von Anfang Juli 1917 
bis Mitte Juni 1926 haben in der Anstalt 124 Kinder 
Aufnahme gefunden. Einige von diesen Kindern sind 
indessen nur zur Beobachtung aufgenommen worden, 
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und in keinem Fall ist die Diagnose angeborene 
Syphilis allein aus dem Grunde gestellt worden, daB 
die Mutter syphilitisch war, sondern gemäB den ge- 
wôhnlichen syphilidologischen Grundsätzen wie bei er- 
worbener Syphilis. | 

Das Gothenburger Welanderheim ist für 40 Kinder 
berechnet, aber da es in den letzten Jahren vollbelegt 
und zuweilen überbelegt gewesen ist, dürfte es hin- 
sichtlich des Umfanges seiner Tätigkeit die größte 
Anstalt ihrer Art in Schweden sein. Es wird von einer 
„Stiftung“ betrieben und verwaltet, aber seine Ver- 
waltung untersteht der Aufsicht der Gothenburger 
Stadtverordnetenversammlung. Es wird außer durch 
die Zinsen der eigenen Fonds durch Zuschüsse der in 
Frage kommenden Gemeinden und von dem schwedi- 
schen Staate finanziert. Die Verpflegung der Kinder 
ist in der Regel kostenfrei. 

In der drittgrößten Stadt Schwedens, Malmö, 
wurde im Spätsommer 1922 ein drittes Welanderheim 
eröffnet, dessen Begründer, Dr. Carl Cronquist, 
ebenfalls einer von Welanders früheren Assistenz- 
ärzten ist. Cronquist hatte dieses Unternehmen 
damals schon mehrere Jahre geplant und Geldmittel 
dazu gesammelt; besonders war es ihm durch eine 
Lotterie gelungen, die finanzielle Grundlage zu schaf- 
fen. Er kaufte ein Landgut in der Umgegend der 
Stadt, gestaltete dasselbe für seinen neuen Zweck um 
und erwirkte dann auf dieselbe Weise wie Ähman die 
erforderlichen Geldzuschüsse von der Stadt und vom 
Staate. Auch Cronquists Bestreben ist darauf ge- 
richtet, die syphilitischen Kinder so früh wie möglich 
in Pflege zu nehmen; infolge mangelnder materieller 
Hilfsquellen ist er jedoch nicht imstande gewesen, 
diesen Grundsatz völlig zu befolgen, sondern hat sich 





genötigt gesehen, die erste Pflege früher und debiler 


Fälle anderen, in pädiatrischer Beziehung besser ge- 
rüsteten Pflegeanstalten zu überlassen. 

Das Beispiel Welanders fand bald Nachfolge in 
Dänemark. Durch die Initiative einer humanitären 
Vereinigung entstand in Taastrup in der Nähe von 
Roeskilde eine kleine Anstalt, die dem ursprünglichen 
„Kleinen Heim‘‘ Welanders ähnelte. Sie hatte anfangs 
für 5 und später für 10 Kinder Platz. Infolge allzu 
kleiner finanzieller Hilfsmittel fristete diese kleine An- 
stalt viele Jahre hindurch mit Mühe ein bescheidenes 
Dasein. Eine Wendung zum Besseren trat indessen 
im Dezember 1913 durch ein kräftiges Eingreifen von 
Professor Edv. Ehlers ein. Es wurde eine das ganze 
Land umfassende Organisation gebildet, die haupt- 
sächlich aus Frauen unter dem Vorsitz und dem 
Schutz der Königinwitwe bestand, mit dem Zwecke, 
die erforderlichen Geldmittel zur Errichtung einer 
mustergültigen Anstalt zur Pflege syphilitischer Kin- 
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der zu sammeln. Diese Arbeit wurde von einem sol- 
chen Erfolge gekrönt, daß ,,Kübenhavns Welander- 
hjem“ am 15. August 1916 eingeweiht werden Konnte. 
Diese Anstalt, die für 52 Kinder Platz hat, kann diese 
in allerfrühestem Kindesalter aufnehmen und ist nicht 
nur in syphilidologischer, sondern auch in pädiatrischer 
Beziehung vorzüglich ausgerüstet. Sie hat die ganze 
Zeit unter den allergünstigsten Verhältnissen ge- 
arbeitet und ist auf viele Art von der Kommune ge- 
fördert worden. Jetzt hat der dänische Staat den Be- 
trieb der Anstalt übernommen. 

In Dänemark gibt es noch zwei weitere ,,Welander- 
heime“, obschon von einem ganz anderen Typus. 
Seit 1918 besteht in Helsingör das ‚Prinzessin Inge- 
borgs Welanderheim‘‘, das ausschließlich für ältere 
Kinder im Schulalter bestimmt ist. Gewöhnlich han- 
delt es sich um Kinder, die zuerst im Kopenhagener 
Welanderheim oder auf sonstige Weise gepflegt wor- 
den sind und von denen keine Ansteckung mehr zu 
befürchten ist, die aber dennoch der fortgesetzten 
Behandlung bedürfen. Sie können gleichzeitig die 
Schule besuchen. Dieses Welanderheim hat 30 Plätze. 

Der sogenannte Overvaergeraad in Kopenhagen, 
eine kommunale Behörde, welche die Befugnis hat, 
Kinder von solchen Eltern zu trennen, die durch Ver- 
nachlässigung und Mißhandlung der Kinder oder 
durch eine antisoziale Lebensweise (Alkoholismus, 
Prostitution) sich als zur Erziehung und Pflege ihrer 
Kinder nicht geeignet erwiesen haben, richtete im 
Jahre 1909 ein kleines Heim für syphilitische Kinder 
solcher Eltern ein. Dieses Heim hat seit 1909 und bis 
zum Jahre 1924 48 Kinder ganz verschiedenen Alters 
verpflegt. Im jetzt dänischen Nordschleswig ist kürz- 
lich noch ein ‚„Welanderheim‘‘ eingerichtet worden. 

In Norwegen brachte der Oberarzt Dr. Kristian 
Grön den Bestrebungen Welanders großes Interesse 
entgegen. Auf seine Anregung und unter Mitwirkung 
des Odd-Fellow-Ordens entstand im Jahre 1912 in 
Kristiania (Oslo) das sogenannte ‚Veslehjemmet‘“, 
das 30 syphilitische Kinder aufnehmen kann, sich 
aber in seiner Organisation und Arbeitsweise von den 
hier erwähnten Anstalten wesentlich unterscheidet. 
»Veslehjemmet ist nämlich nur ein Asyl, wo die 
Kinder unter Aufsicht stehen, aber nicht behandelt 
werden. Sie erhalten indessen chronisch-intermittente 
Behandlung, so daß sie periodisch in die syphilido- 
logische Abteilung eines benachbarten großen kom- 
munalen Krankenhauses aufgenommen werden. Eine 
derartige Kinderfürsorge ist selbstverständlich auch 
in diesen bescheidenen Formen von größtem Werte. 
In den ersten 10 Jahren der Tätigkeit des „Veslehjem- 
met‘ wurden dort 83 Kinder aufgenommen. 

In Bergen, der nächstgrößten Stadt Norwegens, 
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wurde im Jahre 1919 ein kommunales ,,Welander- 
heim“ eröffnet, das 30 Kinder vom allerfrühesten 
Alter bis zum Schulalter aufnehmen kann. | 

In Trondhjem soll sich auch eine ähnliche Anstalt 
befinden, über die ich jedoch nichts Näheres in Er- 
fahrung bringen konnte. 

Der erste Zweck aller dieser Pflegeanstalten ist 
natürlich der, den kranken Kindern zur Gesundheit 
zu verhelfen. Sie können indessen auch eine pro- 
phylaktische Tätigkeit ausüben, indem sie (in ge- 
meinsamer Arbeit mit anderen Pflegeanstalten und 


mit Amtsärzten) alle kranken Mütter einer Behandlung 
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zuführen. Die größeren Anstalten dieser Art sammeln 
außerdem ein umfangreiches und verschiedenartiges 
Patientenmaterial, das Gegenstand wissenschaftlicher 
Beobachtung und Untersuchung werden kann. Der 
Leiter einer solchen Anstalt muß es sich daher neben 
seiner täglichen Arbeit auch zum Ziele setzen, etwas 
im Kampfe gegen die angeborene Syphilis im allge- 
meinen auszurichten, indem er auf verbesserte Unter- 
suchungs- und Behandlungsmethoden hinarbeitet und 
unsere Kenntnis von der Natur der Krankheit er- 
weitert, die noch keineswegs als völlig aufgeklärt an- 
gesehen werden kann. 


Opera Nazionale per la protezione della maternitä e dell’infanzia. 


Laut Veröffentlichung der Gazzetta Ufficiale del Regno 
d’Italia (Jg. LXVII, Nr. 4 vom 7. Januar 1926) ist am 10. De- 
zember 1925 folgendes Gesetz „Schutz und Hilfe für Mutter 
und Kind‘ vom Senat und der Deputiertenkammer genehmigt 
und vom König von Italien beschlossen und verkündet worden: 


Art. 1. 


Es wird eine juristische Person mit dem Sitz in Rom er- 
richtet, benannt ,,Nationales Werk zum Schutze von Mutter 
und Kind‘ (Opera Nazionale per la protezione della maternitä 
e dell’infanzia). 

Das Nationale Werk unterliegt nicht den Gesetzen und Ver- 
ordnungen, welche die öffentlichen Einrichtungen für Hilfe und 
Wohltätigkeit regeln; es genießt gleichwohl in jeder Beziehung 
alle Vergünstigungen der genannten Einrichtungen. Es kann 
den Schutz des Staatsgerichtshofes anrufen. 

Die Erwerbung von Immobilien von seiten des Nationalen 
Werkes und die Annahme von Vermächtnissen oder Gaben 
irgendwelcher Art oder irgendwelchen Wertes, die eine Ver- 
mögenszunahme mit sich bringen, wird durch Erlaß des Mi- 
nisters des Innern genehmigt, entsprechend den Bestimmungen 
der Artikel 1,2, 3,5, 8, 9, 10 und 12 der Verordnung vom 26. Juli 
1896, Nr. 361. 

Die Verordnung des Ministers ist in dem Amtsblatt der 
Italienischen Regierung (Gazzetta Ufficiale del Regno d’Italia) 
zu veröffentlichen und hat den Charakter endgültiger Rege- 
lung. 

Das Nationale Werk untersteht der Aufsicht des Ministers 
des Innern, welcher den Haushaltsplan genehmigt. 


Art. 2. 


Das Nationale Werk wird von einem Zentralrat verwaltet, 
bestehend aus 27 Mitgliedern, d. h. 2 Senatoren und 2 Depu- 
tierten, die von der betreffenden Versammlung für die Dauer 
der Legislaturperiode ernannt werden, und aus 23 Mitgliedern, 
die durch königliches Dekret auf Vorschlag des Ministers des 
Innern ernannt werden. 

von den Mitgliedern, die durch königliches Dekret zu er- 
nennen sind, werden 4 vom Minister des Innern und je 4 von 
den Ministern der Finanzen, der Justiz, des Unterrichts und der 
Wirtschaft bezeichnet; gewählt werden sie aus dem Personal 
der betreffenden Verwaltungen, nicht unter der 6. Gehaltsstufe. 
1 Mitglied wird vom Minister für das Auswärtige aus den Be- 


amten des Kommissariats für Auswanderung entnommen; 
1 Mitglied aus der Nationalen Kasse für die Sozialversicherung; 
1 Mitglied aus der Italienischen Gesellschaft für Kinderheil- 
kunde; 1 Mitglied aus der Italienischen Gesellschaft für Eugenik; 
1 Mitglied aus dem Nationalen Werk für die geistig anormalen 
Kriegerwaisen; 1 Mitglied aus dem Italienischen Roten Kreuz; 
6 Mitglieder werden aus den Verwaltungen und Leitungen 
wichtiger öffentlicher Einrichtungen zum Schutze der Mutter- 
schaft und der Jugend gewählt oder unter Personen, die auf 
den einschlägigen Fachgebieten besonders sachverständig sind, 
oder unter solchen, die mit gesetzgeberischen Arbeiten vertraut 
sind, sowie aus bewährten, in Artikel 3 benannten Gesell- 
schaften, ferner 2 Mitglieder unter Persönlichkeiten, die sich 
mit der gleichen Hilfe befassen. 

Die durch königliches Dekret ernannten Mitglieder erneuern 
sich in ihrer Gesamtheit alle 4 Jahre, die Ausscheidenden 
können wiedergewählt werden. 

Der Präsident und der Vizepräsident, die aus dem Kreise 
der Ratsmitglieder gewählt werden, welche durch königliches 
Dekret, auf Vorschlag des Ministers des Innern, ernannt sind, 
bleiben 4 Jahre im Amt und können wieder bestätigt wer- 
den. 

Aus der Mitte des Zentralrats wird ein Arbeitsausschuß ge- 
wählt, der sich zusammensetzt aus dem Präsidenten und dem 
Vizepräsidenten dieses Rates, aus 2 von den 4 Ratsmitglie- 
dern, die vom Minister des Innern ernannt sind, und aus an- 
deren 5 Mitgliedern, die von dem Rat aus seiner Mitte, wenn 
möglich unter denjenigen, die ihren Wohnsitz in Rom haben, 
gewählt werden. 

Diese letzteren 5 Mitglieder bleiben 4 Jahre im Amt und 
können immer wieder gewählt werden. 

In dringenden Fällen kann der Arbeitsausschuß alle Be- 
schlüsse fassen, die dem Zentralrat obliegen, vorausgesetzt, daß 
sie diesem letzteren in seiner ersten Versammlung zur Be- 
stätigung vorgelegt werden. 

Das für die Geschäftsführung des Nationalen Werkes er- 
forderliche Personal wird in der Regel von der Verwaltung des 
Innern gestellt, und die Beamten und Angestellten, die der 
Stiftung zugeteilt werden, bleiben weiter in ihren Stellen. 

Die durch königliches Dekret ernannten Ratsmitglieder, 
sowie die Ausschußmitglieder, welche ohne gerechtfertigten 
Grund an 4 aufeinanderfolgenden Sitzungen nicht teilnehmen, 
werden ihres Amtes enthoben. Die Enthebung wird von den 
entsprechenden Versammlungen ausgesprochen. 
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Art. 3. 


Als Gesellschafter des Nationalen Werkes gelten Personen, 
welche mit einmaligen oder mit periodischen Beiträgen an der 
Erreichung der Ziele der Stiftung mitwirken. 

Die Gesellschafter zerfallen in Spender, ständige oder zeit- 
weilige Mitglieder. 

Spender sind solche, welche zugunsten des Werkes eine 
Summe nicht unter 10000 Lire beigetragen haben. 

Ständige Mitglieder sind solche, welche auf einmal die 
Summe von 500 Lire stiften. 

Zeitweilige Gesellschafter sind solche, die sich durch Unter- 
schrift verpflichten, jährlich die Summe von 60 Lire für eine 
Mindestzeit von 5 Jahren zu zahlen. 

Gesellschaften und juristische Personen können die Mit- 
gliedschaft erwerben, wenn sie den doppelten Betrag wie die 
persönlichen Mitglieder zahlen. 

Das Nationale Werk verteilt Wohltätigkeits-Diplome und 
-Medaillen an Gesellschafter, die sich besonders verdient 
machen und an solche, welche eine erhebliche Zahl von Mit- 
gliedern geworben oder in anderer Weise eine bemerkenswerte 
und nützliche Tätigkeit für die Ziele des Werkes entfaltet haben. 


Art. 4. 


Das Nationale Werk sorgt, sei es direkt oder sei es mittels 
seiner provinziellen und kommunalen Organe, auf die in der 
Verordnung vorgesehene Art und Weise für den Schutz und die 
Hilfe der Schwangeren, sowie der bedürftigen oder verlassenen 
Mütter, für die Säuglinge und die Kleinkinder bis zum 5. Jahre, 
soweit sie bedürftigen Familien angehören, für die körperlich 
oder geistig anormalen Kinder, für die wirtschaftlich oder sitt- 
lich verwahrlosten Minderjährigen, für die Verkommenen oder 
Straffälligen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres. Mit 
der Durchführung dieser Maßnahmen beauftragt das Nationale 
Werk die bereits bestehenden Organisationen für Mutter- und 
Kinderschutz und fördert deren Wirken. 

Es fördert weiterhin die Verbreitung der Normen und wissen- 
schaftlichen Methoden der vorgeburtlichen und Kinderhygiene 
in der Familie und in den Anstalten, auch durch Begründung 
von Ambulatorien, Beratungsstellen zur Überwachung und Be- 
handlung der schwangeren Frauen, besonders in bezug auf die 
Syphilis, der theoretisch-praktischen Ausbildungsstätten in der 
Säuglingspflege und der populären Kurse in Mutter- und 
Kinderhygiene; es organisiert, in Verbindung mit den Pro- 
vinzialverwaltungen und den Provinzialgesellschaften zur Be- 
kämpfung der Tuberkulose, die auf Grund des Gesetzes vom 
24. Juli 1919, Nr. 1382, errichtet worden sind, sowie mit den 
anderen Einrichtungen, die in den königlichen Dekreten vom 
30. Dezember 1925, Nr. 2839 und 2889, erwähnt sind, vor allem 
mit den Gesundheitsbehörden der einzelnen Kommunen und 
mit den Schulbehörden, die vorbeugende Tätigkeit zur Be- 
kämpfung der kindlichen Tuberkulose und den Kampf gegen 
die anderen Kinderkrankheiten; es überwacht die Ausführung 
der durch Gesetze oder im Verordnungswege erlassenen in 
Kraft befindlichen Bestimmungen zum Schutze von Mutter 
und Kind; es fördert zwecks leiblicher und sittlicher Besserung 
der Kinder und Jugendlichen bei allen Gelegenheiten die 
Reform der genannten Maßnahmen. 


Art.5. 


Das Nationale Werk wird als eine Aufsichts- und Kontroll- 
behörde über alle öffentlichen und privaten Einrichtungen für 
die Hilfe und den Schutz von Mutter und Kind errichtet. In 
der Ausübung dieser Aufsicht hat es die Befugnis, von den zu- 
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ständigen Regierungsbehörden die eventuell notwendigen amt- 
lichen Maßnahmen zu fordern und in besonderen Fällen die 
Enthebung und Auflösung von Verwaltungen öffentlicher Ein- 
richtungen und das Schließen öffentlicher und privater Ein- 
richtungen zu verlangen. 

Die Bestimmungen des Gesetzes vom 17. Juli 1890, Nr. 6972, 
und des königlichen Dekrets vom 30. Dezember 1923, Nr. 2841, 
in bezug auf den Schutz und die behördliche Aufsicht über 
öffentliche Fürsorge- und Wohltätigkeitseinrichtungen bleiben 
in Kraft. 

Art. 6. 


In Ausführung seiner eigenen Aufgaben hat das Nationale 
Werk das Recht: 

a) Einrichtungen zum Schutze der Mutter, Mutterschafts- 
kassen, Fürsorgeeinrichtungen (Findelhäuser) zum Schutze 
der bedürftigen und verlassenen Mütter, die ihr Kind 
stillen, sowie andere Einrichtungen für Mutter und Kind 
zum Zwecke notwendiger Hilfe zu gründen oder die Grün- 
dung zu fördern; 

Einrichtungen, die nicht über genügende Geldmittel ver- 
fügen, zu unterstützen; 

zum Zusammenarbeiten aller öffentlichen und privaten 
Einrichtungen zum Schutze von Mutter und Kind beizu- 
tragen durch Anregung ihrer Tätigkeit gemäß den drin- 
gendsten Bedürfnissen der örtlichen Bevölkerung und 
durch Förderung notwendiger Verbesserungen der be- 
treffenden Statuten und Reglements, sowie in bezug auf 
die öffentlichen Fürsorge- und Wohlfahrtseinrichtungen 
alle sonstigen Reformen laut den in Kraft befindlichen 
Gesetzen durchzusetzen. 

Das Gutachten des Nationalen Werkes muß bei Anträgen 
zur Errichtung von Stiftungen und bei allen Vorschlägen zur 
Reform öffentlicher Einrichtungen für Mutter und Kind ein- 
geholt werden. 


b 


w 


c) 


Art. 7. 


Dem Nationalen Werk werden zur Ausführung seiner Auf- 

gaben zur Verfügung gestellt: 

1. Ein Zuschuß von 8 Millionen Lire jährlich vom Minister 
des Innern aus dem bei diesem Ministerium zur Unter- 
stützung Öffentlicher Fürsorge- und Wohltätigkeitsein- 
richtungen, soweit sie den Zweck verfolgen, Unterkunft 
zu gewähren und gesetzlich anerkannt sind, ausgeworfe- 
nen Fonds. 

2. Mittel, die für die Hilfe armer Kinder in den Haushalts- 
plänen der Einrichtungen zur Gewährung von Unter- 
stützungen ohne bestimmten Zweck ausgeworfen sind, 
gemäß Art. 20 des königlichen Dekrets vom 30. De- 
zember 1923, Nr. 2843. 

3. Der Prozentsatz der Betriebsgewinne von Leihhäusern 
erster Kategorie, auf Grund des Art. 3 des königlichen 
Dekrets vom 14. Juni 1923, Nr. 1396, zugunsten der Ein- 
richtungen für Wohltätigkeit und soziale Fürsorge. 

4. Ein gewisser Prozentsatz aus Einkünften, die von folgen- 
den Kreditinstituten jährlich zu seinen Gunsten bestimmt 
werden können: Bank von Neapel, Bank von Sizilien, 
Bank S. Spirito von Rom, Monte dei Paschi von Siena, 
Institut der frommen Werke von St. Paul von Turin, Spar- 
kassen der Lombardischen Provinzen. 

5. Ein Viertel der kommunalen Aufenthaltssteuer, die seit 
1. Januar 1925 zugunsten der örtlichen Wohltätigkeits- 
einrichtungen erhoben wird, auf Grund des königlichen 
Dekrets, Gesetz vom 4. Januar 1925, Nr. 2. 

6. Die Mitgliederbeiträge. 
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7. Die Summen, die ihm aus Vermächtnissen, Schenkungen 
und Spenden zufallen, oder dem Nationalen Werk oder 
für Kinderwohlfahrt im allgemeinen, ohne Zweckbestim- 
mung für bestimmte Stiftungen oder Einrichtungen zu- 
flieBen. : 

Die Mittel für die Hilfe von Mutter und Kind laut Nr. 2, 3, 4 
und 5 dieses Artikels müssen in den Provinzen und Kommunen 
verwendet werden, in welchen die Einrichtungen, aus denen sie 
stammen, ihren Hauptsitz haben, oder in denen die Aufenthalts- 
steuer aufgebracht wird. 

| Art. 8. 


In jeder Provinz wird aus sämtlichen ôffentlichen und 
privaten Einrichtungen, die den Schutz und die Hilfe für Mutter 
und Kind zum Ziel haben, eine selbständige Organisation ge- 
bildet, bestehend aus einem Rat mit einem Präsidenten und 
8 Ratsmitgliedern, die aus den Leitungen und Verwaltungen 
der zusammengeschlossenen Einrichtungen von dem Arbeits- 
ausschuß des Nationalen Werkes gewählt werden. Dem Rat 
gehört von Amts wegen der Provinzialarzt und ein Schul- 
inspektor an. 

Der Präsident und die Ratsmitglieder bleiben 4 Jahre im 
Amt und können wiedergewählt werden. 

Mitglieder, die ohne gerechtfertigten Grund an 4 aufein- 
anderfolgenden Sitzungen nicht teilnehmen, werden des Amtes 
enthoben. | 

Die Amtsenthebung wird von dem Rat selbst ausgesprochen 
und diese Erklärung kann von dem Nationalen Werk gefordert 
werden. 

Der Rat hat seinen Sitz in Räumen, die von der Provinz 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. 


Art. 9. 


` Der leitende Rat jeder Provinzialorganisation hat folgende 
Aufgaben: 

1. für die Durchführung der von dem Nationalen Werk aus- 
gehenden Bestimmungen und für die ordnungsmäßige 
Erledigung der Maßnahmen zum Schutz und zur Hilfe 
für Mutter und Kind im Umkreis der Provinz zu 
sorgen; 

2. dem Nationalen Werk die öffentlichen und privaten Ein- 
richtungen der Provinz, sowie die Personen, die sich um 
die Hilfswerke für Mutter und Kind verdient machen, 
zu melden, periodisch über den Verlauf der Leistungen 
Bericht zu erstatten, Vorschläge für die erforderlichen 
Maßnahmen zu ihrer Verbesserung zu machen und bei 
Unterstützungsanträgen dieser Einrichtungen Gutachten 
abzugeben. 

Zur Ausübung der Aufsicht bedient sich der Rat in der Regel 
besonderer Inspektoren, die von dem Nationalen Werk ernannt 
werden; er kann ferner, wenn es notwendig ist, die Mithilfe von 
öffentlichen Beamten und behördlichen Inspektoren in An- 
spruch nehmen, gemäß den in ihren Dienstanweisungen ent- 
haltenen Vorschriften. 

In bezug auf die Anwendung der Gesetze über Frauen- und 
Kinderarbeit und über Mutterschaftsversicherung, sowie anderer 
Arbeitsgesetze im allgemeinen wird die Aufsicht von Gewerbe- 
und Arbeitsinspektoren ausgeführt, denen der leitende Rat 
jeder Provinzialorganisation gegebenenfalls Übertretungen zu 
melden hat. 

Art. 10. 


In jeder Kommune können sich den Aufgaben des Nationalen 
Werks Personen beiderlei Geschlechts widmen; sie werden von 
dem leitenden Rat der Provinzialorganisation gewählt, müssen 
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Persönlichkeiten tadellosen Rufes sein und möglichst Erfahrung 
auf dem Gebiete der Hilfe für Mutter und Kind haben. 

Die Patronatsmitglieder 

1. befassen sich mit der Einrichtung und Ausführung der 
Hilfe für die Mutterschaft in allen Formen des gegen- 
wärtigen Gesetzes und des betreffenden Reglements durch 
besondere und geeignete Ambulatorien, um den Müttern 
das Stillen ihrer Kinder zu ermöglichen und diese während 
der Zeit der Stillung und nach der Entwöhnung, auch mit 
Hilfe von Pflegerinnen, die von dem Nationalen WerK ge- 
stellt werden, sowie von freiwilligen Helferinnen zu be- 
fürsorgen und zu pflegen; 

2. üben eine Aufsicht in hygienischer, erzieherischer und sitt- 
licher Beziehung über die Kinder unter 14 Jahren aus, 
die außerhalb des Wohnorts der Eltern oder Vormünder 
bei Ammen und Pflegeeltern oder in öffentlichen oder 
privaten Wohltätigkeits- und Fürsorgeeinrichtungen unter- 
gebracht sind, sorgen für die Unterstützung, für die Unter- 
kunft, den Unterricht und die Erziehung verlassener 
Kinder; i 

3. bekümmern sich um die Hilfe und den Schutz anormaler 
Kinder und materiell oder moralisch bedürftiger Minder- 
jähriger durch Verteilung der in Art. 8 des Gesetzes vom 
17. Juli 1890, Nr. 6972, vorgesehenen Beihilfen, gemeinsam 
mit den Wohltätigkeitsvereinen; 
überwachen die Kinder und Jugendlichen und melden der 
Justizbehörde gegebenenfalls die zu ihrer Kenntnis ge- 
langten Tatsachen, die den Verlust der väterlichen Ge- 
walt, der gesetzlichen Vormundschaft und der Berechti- 
gung zur Führung einer Vormundschaft mit sich bringen 
können, und sorgen in solchen Fällen für die gesetzliche 
Vertretung der Minderjährigen; 

5. melden die zu ihrer Kenntnis gelangten Tatsachen, welche 
eine Übertretung der Gesetze über Kinderarbeit und der 
anderen zum Schutze der Kinder getroffenen Maßnahmen 
bedeuten; 

6. ergreifen alle anderen Schritte, die in den einzelnen Kom- 
munen für den Schutz und die Hilfe von Mutter und Kind 
erforderlich werden können, und sorgen erforderlichen- 
falls bei den Unterpräfekten für die Maßnahmen laut 
Art. 27 des königlichen Dekrets vom 30. Dezember 1923, 
Nr. 2841. 

In der Ausübung ihrer Funktionen zum Schutze der Kinder 
können die Patronatsmitglieder das unmittelbare Eingreifen 
der Beamten und Angestellten der Gerichtspolizei sowie der 
Gewerbe- und Arbeitsinspektoren verlangen, die ihnen die not- 
wendige Unterstützung zuteil werden lassen müssen. 


Art. 11. 


Zum Zwecke des Zusammenarbeitens vereinigen sich die 
Patronatsmitglieder in den einzelnen Kommunen in einem oder 
mehreren Patronatskomitees. 

Die Zahl dieser Komitees und ihrer Mitglieder wird für jede 
Kommune gemäß ihrer Bevölkerung von dem leitenden Rat der 
Provinzialorganisation festgesetzt; der Beschluß ist von dem 
Arbeitsausschuß des Nationalen Werkes zu bestätigen. | 

Zu jedem Komitee gehört von Amts wegen der Gesundheits- 
beamte der Kommune, der Schuldirektor oder ein Lehrer, 
sowie ein vom Präfekten benannter, im Amte befindlicher 
Geistlicher. In den Städten, in denen mehrere Patronats- 
komitees bestehen, sind nur solche Ärzte heranzuziehen, die 
zum Gesundheitsamt der Kommune gehören. 

Die Komitees haben ihren Sitz in unentgeltlich von der 
Kommune bereitgestellten Räumen. 





Art. 12. 


Die Patronatsmitglieder, die es unterlassen, etwaige von 
ihnen übernommene Aufgaben auszuführen, oder die sie ohne 
die erforderliche Sorgfalt ausführen und die normale Abwick- 
lung der Fürsorgemaßnahmen stören, werden des Amtes ent- 
hoben. 

Die Enthebung wird von dem leitenden Rat der Provinzial- 
organisation ausgesprochen. 


Art. 13. 


Die Leistungen der Mitglieder des Zentralrats des Arbeits- 
ausschusses, der leitenden Räte, der Provinzialorganisationen, 
sowie der Patronatsmitglieder sind unentgeltlich. 


Art. 14. 


Die bereits bestehenden öffentlichen und privaten Einrich- 
tungen zum Schutze und zur Hilfe von Mutter und Kind ver- 
folgen weiterhin ihre Aufgaben entsprechend ihrem Gründungs- 
zweck und ihren Satzungen zugunsten der Bevölkerung der 
Provinz, der Kommunen, sowie der örtlichen Volksschichten, 
für welche sie bestimmt sind, unter Berücksichtigung der in dem 
gegenwärtigen Gesetz oder in den Gesetzen über Öffentliche 
Wohltätigkeitseinrichtungen vorgesehenen Reformen. 

Allerdings sind die besagten Einrichtungen in den Grenzen 
der verfügbaren Mittel ohne Rücksicht auf die Ortszugehörig- 
keit gehalten, die Frauen und Kinder, die von dem Nationalen 
Werk, von den leitenden Räten der Provinzialorganisationen, 
sowie von den Patronatsmitgliedern eingewiesen werden, auf- 
zunehmen, vorausgesetzt, daß die Zahlung der für die Hilfe ent- 
stehenden Kosten von dem Nationalen Werk erfolgt. 


Art. 15. 


Die Krankenhäuser, Entbindungsanstalten und andere gleich- 
artige Einrichtungen sind in den Grenzen der verfügbaren 
Mittel verpflichtet, um die Versorgung der Schwangeren, die 
den 8. Schwangerschaftsmonat vollendet haben, der Gebärenden 


und der Wöchnerinnen bis Ende der vierten Woche nach der ` 


Niederkunft bemüht zu sein, es sei denn, daß es sich um Frauen 
handelt, die nach den satzungsgemäßen Bestimmungen keinen 
Anspruch auf unentgeltliche Aufnahme in die Anstalt haben; 
ausgenommen sind die Fälle, in denen die Rückerstattung der 


Unterstützungskosten auf Grund des Art. 34 des königlichen : 


Dekrets vom 30. Dezember 1923, Nr. 2841, erfolgt und die Fälle, 
in denen die Bestimmung des zweiten Absatzes des Art. 14 des 
gegenwärtigen Gesetzes eintritt. 


Art. 16. 


Die Bestimmungen der Art. 6 und 10 des Originaltextes des 
Gesetzes über Frauen- und Kinderarbeit, genehmigt durch 
königliches Dekret vom 10. Dezember 1907, Nr. 818, und der 
einschlägigen Verordnung, die Schutzfrist für Wochenbett und 
Stillzeit betreffend, sind auch für die in staatlichen Einrich- 
tungen oder anderen öffentlichen Stellen beschäftigten Frauen 
anzuwenden, soweit nicht durch besondere Gesetze und Ver- 
ordnungen ebenso günstige Maßnahmen für sie getroffen sind. 


Art. 17. 


Wenn die Behörden der öffentlichen Sicherheit oder die 
Wohltätigkeits- und Fürsorgeeinrichtungen, sowie die Vereine 
zum Schutze und zur Hilfe Minderjähriger ein verlassenes Kind 
finden, oder wenn zu ihrer Kenntnis gelangt, daß sich ein Kind 
in wirtschaftlicher oder sittlicher Notlage befindet, so müssen 
sie, nachdem sie für vorübergehende Unterkunft des Kindes 
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gesorgt haben, sofort dem Patronatskomitee, das sich mit der 
betreffenden Hilfe befaßt, Mitteilung über die Wohnung machen, 
in welcher sich das Kind befindet. 

Die gleiche Verpflichtung hat jeder Bürger, welcher an einem 
öffentlichen Ort ein Kind unter 15 Jahren findet, oder dem zur 
Kenntnis gelangt, daß ein Kind sich im Zustande wirtschaft- 
licher oder sittlicher Notlage befindet. 

Für Bürger, die diese Vorschrift nicht befolgen, ist die in 
Art. 389, 1. Abs. des Strafgesetzes vorgesehene Strafe anwendbar. 


Art. 18. 


Zum Zwecke der Aufsicht laut Nr. 1 des Art. 10 des gegen- 
wärtigen Gesetzes muß jeder, der ein Kind unter 14 Jahren 
außerhalb der Wohnung der Eltern oder des Vormundes auf- 
zieht oder in Bewahrung hat, dem örtlichen Patronatskomitee 
Meldung erstatten, ebenso von jedem Wohnungswechsel und 
gegebenenfalls von dem Tode oder der Abgabe des Kindes. 

An das gleiche Komitee müssen die öffentlichen und privaten 
Wohitätigkeits- und Fürsorgeeinrichtungen ein Verzeichnis der 
bei ihnen aufgenommenen und von ihnen an private Pflege- 
eltern abgegebenen Kinder einreichen, ebenso auch eventuell 
der Entlassungen der betreffenden Kinder. | 

Die Pflegeeltern, Aufsichtspersonen und Vorstände der 
Wohltätigkeits- und Fürsorgeeinrichtungen, welche den Be- 
stimmungen dieses Artikels zuwiderhandeln, werden mit einer 
Geldstrafe von 50 bis 500 Lire belegt. 


Art. 19. 


Wenn ein Kind in ungesunder oder gefährlicher Umgebung 
aufgezogen wird, oder von Personen, welche wegen Nachlässig- 
keit, Unsittlichkeit, Unwissenheit oder schlechter Führung oder 
aus anderen Gründen zu seiner Erziehung und Unterweisung zu 
sorgen ungeeignet sind, müssen die Patronatsmitglieder mit 
Unterstützung der Behörde für die öffentliche Sicherheit das 
Kind fortnehmen und es, wenn die Eltern oder der Vormund 
nicht für Ersatz sorgen können, an einer zuverlässigen Pflege- 
stelle unterbringen oder für seine Unterbringung in einem ge- 
eigneten Heim sorgen. 

Die gleichen Maßnahmen sollen die Patronatsmitglieder 
treffen, wenn die Ammen, die Pflegeeltern und die Verwalter 
und Leiter der öffentlichen und privaten Einrichtungen sich 
ohne berechtigten Grund ihren Besuchen oder den der In- 
spektoren laut Art. 9 des gegenwärtigen Gesetzes widersetzen; 
unberührt bleibt die Anwendung der für die Ammen und Pflege- 
eltern, Verwalter oder Leiter im Strafgesetz vorgesehenen Stra- 
fen bei Fällen von Mißbrauch der Erziehungsgewalt oder von 
Mißhandlungen der aufgezogenen oder aufgenommenen Kinder 
und bei Fällen von Gewalt oder Drohung gegenüber den Pa- 
tronatsmitgliedern oder Inspektoren, die in jeder Hinsicht als 
öffentliche Beamte anzusehen sind. 


Art. 20. 


Der königliche Prokurator soll dem Patronatskomitee des 
Wohnortes des Minderjährigen zum Zwecke der geeigneten 
Hilfsmaßnahmen Abschrift des Urteils zukommen lassen, das 
den einen oder beide Elternteile betrifft und die Entziehung der 
elterlichen Gewalt, der gesetzlichen Vormundschaft und der 
Befähigung zur Führung einer Vormundschaft mit sich bringt, 
auf Grund der Art. 20 (Nr. 5), 33, 349 und 392 des Strafgesetzes, 
233 des Zivilgesetzes, 113 und 116 des Gesetzes vom 30. Juni 
1889, Nr. 6144, über die öffentliche Sicherheit, I und 2 des Ge- 
setzes vom 21. Dezember 1873, Nr. 1733, über das Verbot der 
Beschäftigung von Kindern in Gewerbebetrieben im Umher- 
ziehen. 
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Art. 21. Art. 23. 


Verboten ist die Beschäftigung von Kindern beiderlei Ge- In Schulen, Konvikten und in allen Erziehungsanstalten und 
schlechts im Alter unter vollendetem 15. Lebensjahr als Schau- | -heimen ist die Abgabe und der Verbrauch alkoholischer Ge- 
spieler oder Statisten oder in entsprechender anderer Weise, in | tränke, unter denen auch Wein zu verstehen ist, an Kinder und 
der Aufnahme von Filmen oder in öffentlichen Vorstellungen, | Jugendliche verboten. 


die in Variétésälen, in Filmtheatern, in Zirkussen und in irgend- Den öffentlichen Schankwirten ist die Abgabe alkoholischer 
einem anderen öffentlichen oder dem Publikum geöffneten Ort | Getränke an Kinder und Jugendliche verboten. 

stattfinden; ausgenommen sind Vorführungen lyrischer oder In den Schankstätten für derartige alkoholische Getränke 
dramatischer Werke und Filme mit erzieherischem Zweck. im Kleinverkauf dürfen Kinder und Jugendliche beiderlei Ge- 


Das gleiche Verbot gilt für Jugendliche bis zum vollendeten | schlechts im Alter unter vollendetem 18. Lebensjahr nicht be- 
16. Lebensjahre hinsichtlich akrobatischer Übungen, Kampf- | schäftigt werden, mit Ausnahme der Familienangehörigen der 
spielen und derartigen gefährlichen Übungen. Schankwirte. | 

Die Präfekten und Unterpräfekten können im Ausnahme- Die Präfekten haben die Befugnis, aus Gründen der sitt- 
verfahren die Verwendung eines oder mehrerer Kinder bei der | lichen oder öffentlichen Ordnung in den erwähnten Schank- 
Herstellung kinematographischer Aufnahmen genehmigen, | stätten die Beschäftigung von Frauen unter 18 Jahren zu 
müssen jedoch derartige Genehmigungen von der Beachtung | verbieten. 
solcher Bedingungen abhängig machen, die geeignet sind, das Die Übertreter der Bestimmungen des gegenwärtigen Ar- 
Wohl und die Sittlichkeit der betreffenden Kinder zu gewähr- | tikels werden gemäß Art. 489 des Strafgesetzes bestraft, abge- 
leisten, und zwar stets nur mit schriftlicher Zustimmung des- | sehen von der bei den öffentlichen Schankstätten erfolgenden 
jenigen Elternteils, der die väterliche oder vormundschaftliche | Zurücknahme der Konzession laut den ersten beiden Abschnit- 


Gewalt ausübt. ten des Artikels 10 des Gesetzes gegen den Alkoholismus vom 
Die Übertreter der Bestimmungen der beiden ersten Absätze | jo. Juni 1913, Nr. 632. 
des gegenwärtigen Artikels werden gemäß Art. 48, 2. Abs., des Art. 24. 


Originaltextes des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit vom 
30. Juni 1889, Nr. 6144, bestraft. 

Unberührt bleibt die Anwendung der Bestimmungen des Ge- 
setzes vom 21. November 1873, Nr. 1733, über das Verbot der 
Beschäftigung von Kindern in Gewerbebetrieben im Umher- 
ziehen, in den Fällen, die in dem genannten Gesetz angeführt 
sind. 


Es ist verboten, Tabak in irgendeiner Form an Kinder oder 
Jugendliche zu verkaufen oder zu verabfolgen bei einer Geld- 
strafe bis zu 200 Lire und Beschlagnahme des verkauften oder 
vertriebenen Tabaks. 

Kindern und Jugendlichen im Alter unter 15 Jahren ist ver- 
boten, an öffentlichen Orten zu rauchen, bei einer Geldstrafe 
Art. 22. von 5 Lire und Beschlagnahme des Tabaks, den sie bei sich 


Die Kommission, der es obliegt, die Aufführung von Filmen trapen: 


zu genehmigen, hat zu bestimmen, zu welchen die Kinder und AFS | 

Jugendlichen beiderlei Geschlechts Zutritt haben. In Fällen, Alle gesetzlichen Maßnahmen und Verordnungen, die mit 
in denen sie ausgeschlossen werden, hat die Leitung des Film- | denjenigen des gegenwärtigen Gesetzes, das 4 Monate rach 
theaters dies in der Anzeige der Vorführung bekanntzugeben seiner Veröffentlichung in Kraft tritt, in Widerspruch stehen, 
und streng für die Durchführung der Bestimmung zu sorgen. | werden aufgehoben. 

Konzessionsinhaber oder Leiter von Lichtspielsälen, welche Zum gleichen Zeitpunkt wird durch königliches Dekret, auf 
diesen Bestimmungen zuwiderhandeln, haben eine Geldstrafe | Vorschlag des Ministers des Innern, die Verordnung zu seiner 
in Höhe von 200 bis 500 Lire zu gewärtigen; bei Rückfälligkeit | Ausführung und zur Durchführung der Schutz- und Fürsorge- 
hat die örtliche Behörde für öffentliche Sicherheit die Konzession | maßnhmen für Mutter und Kind genehmigt. 
der in Betracht kommenden Art. 37 und 39 des Gesetzes vom Das gegenwärtige Gesetz, besiegelt durch das Staatssiegel, 
30. Juni 1889, Nr. 6144, zu suspendieren oder zurückzuziehen; | ist in der amtlichen Sammlung der Gesetze und Dekrete der 
unberührt bleiben die im Strafgesetz vorgesehenen Strafbe- | Italienischen Regierung zu veröffentlichen, mit der Verfügung, 
stimmungen. daß es in jeder Hinsicht als Staatsgesetz gilt und zu gelten hat. 


Internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Säuglingsschutzes und der Kinderwohlfahrt. 


Während der 6. Völkerbundversammlung im September 1925 | schiedenen Ländern zu bitten. Es handelt sich hier in der Haupt- 
wurden von verschiedenen Delegationen Vorschläge an das | sache um die Gesetze, die sich auf das erste Lebensjahr be- 
Hygiene-Komitee gerichtet, die sich auf eine Reihe gesundheit- | ziehen, und zwar schlug das Komitee vor, zunächst die Samm- 
licher Fragen beziehen. Unter anderem wurde von der nieder- | lung beziehungsweise das Studium der Gesetzestexte, die eine 
ländischen Delegation der Vorschlag gemacht, das Studium der | oder mehrere der folgenden Fragen betreffen, vorzunehmen: 


Säuglingssterblichkeit aufzunehmen. Während seiner 5. Sitzung l. gesetzliche Maßnahmen zur vorgeburtlichen Fürsorge, 
im Oktober 1925 faßte das Hygiene-Komitee den Beschluß, 2. gesetzliche Maßnahmen betreffend Säuglingsfürsorgestellen, 
diesem Antrag der Völkerbundversammlung zu entsprechen. 3. gesetzliche Maßnahmen für Säuglinge, die in der eigenen. 


Das Komitee für Kinderwohlfahrt des beratenden Aus- | Familie, in Anstalten oder fremden Familien untergebracht sind. 
schusses des Völkerbundes für Schutz und Wohlfahrt der Kinder Von der Hygiene-Sektion des Völkerbundsekretariats wurde 
und Jugendlichen hatte in seiner 5. Sitzung im März 1926 eben- | in Ausführung des Beschlusses, den das Hygiene-Komitee auf 
falls beschlossen, das Hygiene-Komitee um Rat anzugehen und | den Antrag der niederländischen Delegation bei seiner 5. Zu- 
seine Mitarbeit bei der Sammlung von Material über die heutige | sammenkunft im Oktober 1925 gefaßt hatte, die Aufstellung 
Gesetzgebung auf dem Gebiete des Säuglingsschutzes in ver- | einer eingehenden Säuglingssterblichkeitsstatistik in verschie- 
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denen Ländern in Angriff genommen, nachdem durch die 
„Epidemiologischen Bérichte“ bereits seit längerer Zeit auch 
Daten über die Säuglingssterblichkeit gebracht werden. Bei 
dieser Statistik, die den Beginn der technischen Arbeit der 
Hygiene-Sektion auf diesem Gebiete bedeutet, wurden bisher 
15 europäische Länder berücksichtigt und Berechnungen für 
die Jahre 1880—1924 aufgestellt. Die Säuglingssterblichkeit 
wurde nach Todesmonaten, Geschlecht, Alter beim Tode (nach 
Monaten während des ersten Lebensvierteljahres), angegebener 
Todesursache, Legitimität und Iilegitimität eingeteilt. Gleich- 
zeitig wurde Zahlenmaterial über die Geburten der gleichen 
Jahre gesammelt, und zwar wird die Ziffer der legitimen Ge- 
burten auf 1000 verheiratete Frauen im Alter von 15—49, die 
Ziffer der illegitimen Geburten auf 1000 unverheiratete Frauen 
gleichen Alters oder in der üblichen Weise auf 1000 Geburten 
berechnet. Im ganzen sind bisher Tabellen für 15 europäische 
Länder und eine Reihe außereuropäischer Länder aufgestellt 
worden; die Bearbeitung ist im Gange. 
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Während seiner 6. Sitzung im März 1926 beschloß das 
Hygiene-Komitee, diese technische Arbeit durch die Hygiene- 
Sektion fortsetzen zu lassen und, dem Vorschlage des Komitees 
für Kinderwohlfahrt entsprechend, gemeinsam mit der Sozial- 
Sektion des Sekretariats, eine Sammlung der Gesetzgebung 
auf dem Gebiete des Säuglingsschutzes und zur Ergänzung . 
eine Sammlung von Unterlagen über die Tätigkeit Öffentlicher 
und privater Organisationen auf diesem Gebiete vornehmen 
zu lassen. 

Außerdem wurde beschlossen, einen besonderen Unteraus- 
schuß von Fachleuten verschiedener Länder zu bilden, dessen 
Aufgabe es sein wird, dem Hygiene-Komitee Vorschläge für 
eine internationale Tätigkeit auf dem Gebiete des Säuglings- 
und Kleinkinderschutzes zu machen. Dieser Ausschuß, dem 
bisher Dr. Debré (Frankreich), Dr. Gorte r (Holland), Dr. 
Rott (Deutschland), Dr. Collett (Norwegen), Dr. Pirquet 
(Österreich) angehören, wird am 27. September 1926 in Genf 
tagen. 


Die Internationale Sanitätskonferenz, Paris, Mai—Juni 1926. 


Mehrere ständige internationale Organisationen sind be- 
reits damit beschäftigt, den gesundheitlichen Wiederaufstieg 
der Welt in einheitlicher Weise zu fördern. Die Hygieneab- 
teilung des Völkerbundes entfaltet auf den verschiedensten 
Gebieten der sozialen Hygiene eine rührige und fruchtbare 
Tätigkeit!). Mit ihr wetteifert das Internationale Arbeitsamt 
in Genf auf dem Gebiet der Gewerbehygiene. Die Liga der 
Rot® Kreuz-Vereine hat in den letzten Jahren mehrere inter- 
nationale Kongresse für gesundheitliche Fragen veranstaltet. 
Die Union internationale contre le péril vénérien ist mit wich- 
tigen Anregungen zur gesundheitlichen und zugleich moralischen 
Hebung der Seeleute hervorgetreten. Das Internationale Ge- 
sundheitsamt zu Paris hat sich eine führende Stellung auf 
dem Gebiete des Quarantänewesens geschaffen und einen 
neuen Entwurf für den internationalen Seuchenkodex 
ausgearbeitet. Es ist dies die „Internationale Sanitäts- 
übereinkunft zu Paris, betreffend Maßregeln gegen 
Pest, Cholera und Gelbfieber“, vom 17. Januar 1912 
(Reichsgesetzbl. II, 1922 S. 5). Dieser Staatsvertrag bestimmt 
bei der Seuchenabwehr im Weltverkehr diejenige oberste 
Grenze, welche bei den gesundheitlichen Absperrmaßnahmen 
und Verkehrsbeschränkungen nicht überschritten werden soll, 
innerhalb deren aber jeder Staat den Schutz gegen eine Ein- 
schleppungsgefahr nach eigenem Ermessen regeln darf. Die 
vor 14 Jahren abgeschlossene Sanitätsübereinkunft war nun- 
mehr den Fortschritten der Wissenschaft anzupassen und mit 
den praktischen Erfahrungen sowie den veränderten politischen 
Verhältnissen im nahen und fernen Osten in Einklang zu 
bringen. Zu diesem Zwecke hat unter Beteiligung Deutschlands 
in der Zeit vom 10. Mai bis 21. Juni 1926 in den Räumen des 
französischen Ministeriums für auswärtige Angelegenheiten 
die letzte Sanitätskonferenz getagt. Es waren nicht weniger 
als 70 Staaten vertreten, die etwa 160 Delegierte entsandt 
hatten. Die Eröffnung erfolgte durch den Minister für Arbeit, 
Gesundheitspflege und soziale Fürsorge, Herrn Durafour. Als 
Vorsitzender wurde der 75jährige Herr Camille Barrère ge- 
wählt, der seit dem Jahre 1897 Botschafter Frankreichs beim 
italienischen Hof in Rom gewesen war und von jeher den 
Fragen der internationalen Hygiene und den Grenzgebieten der 


1) Breger, Die Hygieneorganisation des Völkerbundes. Zeit- 
schrift für ärztliche Fortbildung, 1925, S. 598. 


Diplomatie und Medizin ein lebhaftes Interesse entgegen- 
brachte. Er war zum vierten Male in der Lage, eine internatio- 
nale Sanitätskonferenz zu eröffnen. Bei den wissenschaftlichen 
Verhandlungen führte Dr. Thorwald Madsen, Direktor des 
Staatlichen Seruminstituts in Kopenhagen, den Vorsitz. Außer 
ihm hat sich der Direktor des Internasionalen Gesundheits- 
amtes zu Paris, Senator Dr. Pottevin, ein großes Verdienst 
um den erfolgreichen Verlauf der Verhandlungen erworben. 
Der Führer der Delegation der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Generalarzt Hugh S. Cumming vertrat nicht nur dieses Land, 
sondern stellte nicht selten auch Anträge im Namen der ver- 
einigten amerikanischen Delegationen (Panamerika). Ein 
wesentliches Ergebnis der Konferenz ist darin zu erblicken, 
daß die Befugnisse des Internationalen Gesundheits- 
amtes, dessen Aufgaben bisher lediglich in der Vermittlung 
von Seuchennachrichten bestanden, bedeutend erweitert wur- 
den. Nach seinen Satzungen war es allerdings bisher schon be- 
fugt, Vorschläge zur Abänderung der internationalen Sanitäts- 
übereinkünfte zu machen!). Die Konferenz war indes der 
Auffassung, daß eine internationale Dienststelle vorhanden sein 
müsse, die in der Lage sei, die Übereinkunft zu erläutern und 
Schwierigkeiten, die sich bei der Durchführung ergeben sollten, 
auszugleichen. Da in dem permanenten Komitee des Inter- 
nationalen Gesundheitsamtes zu Paris die 43 beteiligten 
Staaten durch amtliche Delegierte bereits vertreten sind, er- 
schien den Großmächten das Pariser Office selbst für diese Auf- 
gaben von vornherein geeignet und es wurde zur internationalen 
Vermittlungsstelle für alle mit der Übereinkunft zusammen- 
hängenden Fragen erhoben. Dieser Gedanke kommt besonders 
in dem Beschlusse zum Ausdruck, daß das permanente Komitee 
des Pariser Office Abänderungen und Ergänzungen der 
Übereinkunft in wiederholter Lesung mit Zweidrittelmehrheit 
beschließen kann, vorbehaltlich der Ratifikation durch die 
Vertragsstaaten. Auch sonst sind die Aufgaben des Inter- 
nationalen Gesundheitsamtes wesentlich vermehrt worden. 
Das Amt empfängt von den Regierungen der Vertragsstaaten 
Nachrichten über Seuchenausbrüche und gibt sie an die 
diplomatischen und konsularischen Vertretungen in Paris weiter; 
zugleich aber hat es die Meldungen den obersten Gesundheits- 
behörden der Vertragsstaaten unmittelbar zugehen zu lassen. 


1) Arbeiten aus dem Reichsgesundheitsamte, 57. Band, S. 644. 
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Ebenso wie über jeden Seuchenausbruch erhält das Pariser- 


Office (neben den Vertragsstaaten) eine Nachricht auch von 
dem Aufhören des verseuchten Zustandes eines Landes und von 
der Beseitigung der Einschleppungsgefahr, die von dem be- 
fallenen Lande ausging. In ähnlicher Weise erfolgt die Be- 
nachrichtigung über die Abwehrmaßnahmen, die ein von einer 
Seucheneinschleppung bedrohtes Land gegenüber einem von 
der Krankheit befallenen Lande angeordnet hat. Das inter- 
nationale Amt ist befugt, an die Regierungen der Vertrags- 
staaten Anfragen bezüglich der gemeingefährlichen Krank- 
heiten zu richten. Die Regierungen übernehmen die Ver- 
pflichtung, die erbetenen Auskünfte zu erteilen. Aufgabe des 
Amtes ist es ferner, die Regierungen ununterbrochen über den 
Stand der Rattenpest in den Häfen auf dem laufenden zu 
halten. Sonderabkommen, die von benachbarten Staaten be-. 
züglich ihrer Grenzgebiete getroffen werden, müssen dem Inter- 
nationalen Gesundheitsamt mitgeteilt werden. 

Das Pariser Office erhält aus allen Ländern Jahresberichte 
über die Einrichtung und Tätigkeit des Hafengesundheits- 
dienstes und ist demnach in der Lage, eine gesundheitliche Be- 
schreibung der wichtigsten Welthäfen den Quarantäneärzten 
zur Verfügung zu stellen. Dieses amtliche Material wird in Zu- 
kunft den Gesundheitsbehörden gestatten, ein Werturteil über 
die bereits in fremden Häfen gegenüber einem eintreffenden 
Schiffe angewandten Vorkehrungen abzugeben. Bei dieser Be- 
richterstattung ist besonders Rücksicht zu nehmen auf den 
dauernden Kampf gegen die Ratten als ein Mittel gegen die 
Pestgefahr, auf die Entdeckung von Pestratten und auf die 
Maßnahmen bei der Abfahrt der Schiffe. 

Bezüglich der Rattenvertilgung müssen die Regierungen 
durch Vermittlung des Internationalen Gesundheitsamtes die- 
jenigen ihrer Häfen namhaft machen, welche die nötigen Ein- 
richtungen und das Personal zur Entrattung der Schiffe be- 
sitzen. Die zuständigen Behörden verpflichten sich, dem Inter- 
nationalen . Gesundheitsamt alljährlich eine Aufstellung über 
die Maßnahmen zur Entrattung der Schiffe in den entsprechend 
ausgestatteten Häfen, über die Zahl der entratteten Schiffe 
sowie derjenigen Schiffe, denen bezüglich der Entrattung ein 
Befreiungszeugnis ausgestellt wurde, zu liefern. Die Regierungen 
haben endlich dem Internationalen Gesundheitsamt diejenigen 
Häfen bekanntzugeben, welche bei ihnen für Herkünfte aus 
verseuchten Häfen offen sind, und insbesondere diejenigen, in wel- 
chen verseuchte und verdächtige Schiffe saniert werden können. 

Diese Zusammenstellung der dem Internationalen Gesund- 
heitsamt erwachsenden neuen Aufgaben läßt erkennen, daß 
die Zukunft zahlreiche fruchtbare Beziehungen zwischen dieser 
Behörde und den nationalen Gesundheitsverwaltungen bringen 
wird. 

Im übrigen darf von den Ergebnissen der Pariser Verhand- 
lungen noch folgendes erwähnt werden: 

Der Kreis der quarantänepflichtigen Schiffe hat in der inter- 
nationalen Vereinbarung insofern eine Erweiterung erfahren, 
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Verantwortlicher Schriftleiter: Professor Rott, Berlin-Charlottenburg 5, Frapkstraße 3. 


als Schiffe mit Pocken oder Fleckfieber an Bord gewissen 
Maßnahmen unterliegen. Für die Schiffahrt ist dadurch eine 
Vermehrung der Verkehrsbeschränkungen nicht zu befürchten, 
denn da bisher diese beiden Krankheiten in der Übereinkunft 
nicht erwähnt waren, blieben die Hafenbehörden in der. Ab- 
messung der Abwehrmaßnahmen frei von internationalen 
Schranken. Pa 

Im Nachrichtenwesen wurde eine Auskunft über die Er- 


mittluñg von Cholerabazillenträgern vorgeschrieben. Die Regie- 


rungen haben sich fortlaufend über den Zustand der Ratten in 
den Häfen in bezug auf ihre Infektion mit Pest unterrichtet zu 
halten. Beim Auftreten von Pest ist die systematische Samm- 
lung und die bakteriologische Untersuchung der Ratten vor- 
geschrieben. Bei den Vorkehrungen zur Abwehr der Pestgefahr 
wurde die Beobachtungsdauer für gesunde Personen aus der 
Umgebung des Kranken von fünf auf sieben Tage verlängert. 
Gewisse Erleichterungen wurden hinsichtlich der regelmäßigen 
Entrattung der Schiffe vorgesehen. Zugleich wurde den Ver- 
tragsstaaten auf das dringendste empfohlen, darüber zu wachen, 
daß alle wünschenswerten und durchführbaren Maßnahmen 
ergriffen werden, um die Rattenvertilgung in den Hafenanlagen 
und ihren Nebengebäuden, sowie auf den Leichtern und Küsten- 
fahrzeugen sicherzustellen. | 

‚ Bei den Vorschriften über Ein- und Durchfuhr von Waren 
ist bei Choleragefahr auf ein Einfuhrverbot für Lumpen ver- 
zichtet worden, dagegen können Fische, Muscheln und frisches 
Gemüse von der Einfuhr ausgeschlossen werden, falls sie nicht 
einer Behandlung unterzogen worden sind, durch welche die 
Cholerabazillen abgetötet werden. Großer Wert wurde der 
Choleraschutzimpfung beigelegt, nachdem sie sich bei 
mehreren Epidemien in Rumänien, Rußland und der Türkei 
bewährt hat. Gegenüber den bei der Ankunft eines Schiffes er- 
mittelten Keimträgern sollen die Maßnahmen der nationalen 
Gesetze des Ankunftslandes maßgebend sein. 

Die Vorschriften gegen die Einschleppung von Gelbfieber 
wurden auf Grund der in Zentralamerika und Südamerika ge- 
wonnenen Erfahrungen neu bearbeitet. 

Die Grundlagen der Übereinkunft berührt eine Vereinbarung, 
die den Vertragsstaaten bei verdächtigen Herkünften in weit- 
gehendem Maße freie Hand gewährt, so daß ein Eingriff in die 
Hoheitsrechte der Staaten vermieden wird. Hier standen sich 
die Interessen der nach Bewegungsfreiheit verlangenden inter- 
nationalen Schiffahrt und die Pflichten der für den Seuchen- 
schutz verantwortlichen Gesundheitsbehörden gegenüber. Wenn 
es trotz dieser Schwierigkeiten im allgemeinen gelungen ist, be- 
friedigende Abmachungen zu treffen, die nun den Parlamenten 
aller beteiligten Länder vorgelegt werden sollen, so bedurfte es 
eines über die Interessen der einzelnen Staaten hinausgehenden 
Gemeinschaftsgefühls, um unter Zurückstellung von Einzel- 
wünschen zu einer Verständigung zu gelangen, die dem Wohl 
der gesamten Menschheit zugute kommen wird. 

Breger (Berlin). 
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